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Zweite Abtheilung. 
Bon den Gemeinheits: Theilungen. 


Vorbemerkungen. 


J. Die Gemeinheiten oder der gemeinſchaftliche Beſitz gewiſſer Grunde 
Rüde und Grundgerechtigkeiten, aus ven älteſten Zeiten herrührend, bilde⸗ 
ıen von jeher vie Quelle großer Uneinigkeiten 1); ganz beſonders aber tra⸗ 
ten die Bande der Bemeinheiten und Servituten dem Gedeihen der Landes⸗ 
falrue hindernd entgegen. Indeß war ihre Löfung mit deſto größeren 
Schwierigkeiten verknüpft, als fle mit ter Verfaſſung der Städte und des 
platten Landes, fowie mit dem Betriebe der Gewerbe zur Befriedigung der 
eıften Lebensbetürfniffe in enger Verbindung flanden. 

Bereitd Friedrich der Große wandte auch dieſem Gegenftande der 
Beförterung ter Borenfultur feine eiftige Bürforge zu. Schon in dem 
Haushalrungds und Wirthſchafts⸗Regl. für die Pommerfchen Aemter v. 1. 
Mai 1752 (Mylii N. C. C. Tom. I. pag. 299. u. 332. Rr. 27.) wurde die 
Separation der im Gemenge mit ven Aeckern der Dorffchaften liegenden 
Königl Vorwerks⸗Aecker angeortnet. Demnächſt erging die Inftruftion d, 
d. Kolberg d. 23. Mat 1763, wonach „dahin gefehen werten fol, daß die 
Kommunbütungen hinführo gänzlich ceffiren und tie Domainen» Kammern 
bei aller Gelegenheit dahin beracht fein follen, vie Separation der Kom⸗ 
munkütungen zu beförden.“ ?) Unterm 28. Juni 1765 befahl ein an 
fimmtliche Regierungen und Juſtiz⸗Kollegien erlaffened Eirf. (Mylius a. a. 
D. Tom. III. pag. 971. Rr. 69.), „daß mit möglichfter Aufmerffamfeit dahin 
zu trachten fei, Die Gemeinheiten und vie gemeinfcyaftlichen Hütungen auf⸗ 
zubeben.“ Demnächſt aber erging eine allgemeine Verordnung v. 21. Oft, 
1769 (a. a. D. Tom. IV. a. pag. 6217—6228. Nr. 68.) für Preußen, vie 
Marken, Bommern, Magdeburg und Halberftadt, wonach „zur Beförderung 
te8 Aderbaues, ſonderlich aud zur Derbefferung des Wiefemachfes und 


— nn — 
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1) Die alten Deutſchen Sprüchwörter bezeichnen dies bereits: „Gemein if 
felten ein“ und: Geſammt-Gut verdammt But.“ (Bergl. Bifenhartt’e 
Grundfäge des Deutfhen Rechts in Sprüchwörtern, Abth. IV. 86. 33. u. 35.). 
— Auch die Römifchen Rechtsquellen brüden (wenn gleich nicht wörtlich) den 
Eap aus: „communio est mater rixarum.“ Vergl. z. B. L. 77. $ 20, 
D. 31. de leg., wo es (in fine) heißt: „quum discordiis propinquorum sedandis 
prospexerit, quos materia communionis solet excitare.“ (Vergl. aud) 
Puchta, Borlefungen über das heutige Römifche Recht, Bd. 2. $. 373. ©. 223.). 

2) Bergl. das R. v. 29. Juli 1763 an die Pommerfce Regierung und 098 
Keeliaſche Hefgericht, in Mylii N. C. C. Tom, II. pag. 253— 255. Nr. 9, 

Sandei-Rultur-Öefcpg. Ob. IL Motp. I. 1 
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Berflärfung des Viebflantes ter Bauern, in Aufhebung ter gemeinfchafts 
lien und vernengten Hütungen, Vertheilung ter dazu liegen gebliebenen 
Brücher, überflüffigen Hütungen, Anger sc. verfahren werten ſollte.“ Diefe 
Verortnung legte das Verfahren in die Hände fachverflintiger Defononiies 
Kommiffarien, und übertrug den Juſtizbehörden nur die Aufficht Darüber, 
daß bei dem Gefchäfte alled legal zugebe, fowie ten Rechtsſpruch. — Das 
MR. v. 19. Mai 1770 an die Kriegde und Domainen» Kammer zu Berlin 
und das Kammergericht (a. a. DO. Tom. IV. pag 6787. Nr. 35) ordnete an, 
„Taf tie Behütung der Wiefen im Frühjahr und Herbſt gegen ein ange» 
meſſenes Aequivalent aufgehoben werten fole”, und durch das R. v. 25. 
Dec. 1770 (a. a. D. Tom. IV. pag. 7437. Nr. 83.) wurde auch tie gütliche 
Auseinanterfegung Ter Intereffenten obne Zuziehung der Kommiffarien, je 
I Vorbehalt Ter gerichtlichen Beftätigung folcher Verträge, freie 
geftellt. 

Für Schleſien erging biernähft unterm 14. April 1771 das Regl. 
wegen Auseinanterfegung und Aufhebung ter Gemeinheiten und Gemeins 
hütungen (Korns Schlcſ. Grift:Samml. de 1771... Danach follten „die 
Gemeinweiden — Geneingrünte, res universilalum — ohne Zeitverluft 
von Amtswegen abgefhafft und unter tie Intereffenten, nah Verhaͤltniß 
ihrer feitherigen Benutzung, vertheilt, eins und wechfelfeitige Serpitute fo 
viel al8 möglich auseinandergefegt und die Vermifchung der Grundſtücke 
aufgehoben, jedoch dabei auf die Konfervation und Berbefferung ter Schä⸗ 
fereien gefehen werden.” Durch mehrere nachfolgende Anortnungen !) wur⸗ 
den die Gemeinheitö-Theilungen befördert und Anleitungen zu einem zweck⸗ 
mäßigen Verfahren dabei ertheilt. 2) 

Den in ten getachten Berortnungen enthaltenen Gruntfägen ift das 
A. L. R. im Wefentichen gefolgt. Daffelbe flellt in ten $$. 75. ff. Tit. 
17. Th. I. ten Grundſatz an die Spige, daß „Lie Theilung des gemein» 
ſchaftlichen Eigenthums in allen Bällen flattfintet, wo nicht ausprüdliche 
Geſetze, Verträge oder rechtögültige Verordnungen eined Dritten entgegen» 
ſtehen“, und daß „das Recht, auf eine folche Theilung anzutragen, durch 
Verjährung nicht verloren geben Eann.” Im Abfchn. IV. Tit. 17. Th. 1. 
werten fotann fpezielle Vorfchriften über „Gemeinheitstheilungen“ ertheilt, 
wobei ald Grundprinzip feftgeftellt wirt, Daß „tie von mehreren Dorfs> 
Einwohnern oter benachbarten Gutöbefigern biöher auf irgend eine Art 
gemeinfchaftlich ausgeübte Benugung Ter Grundſtücke zum Belten ter all 
gemeinen Landeskultur fo viel ald möglich aufgehoben werten ſoll“ ($. 311. 
a.a. O.) — „infoweit, ald dadurch vie Lanteskultur im Ganzen beförtert 
und verbeifert wird“ ($. 313. a. a. O.). — Auch tie Aufbebung und 
Einfchränfung einfeitiger und wechfelfeitiger Dienftbarfeitsrechte fol (mach 
65. 350. a. a. D. un 66. 46. ff. 138. fi, 170... R. I. 22.) ges 
en hinlängliche Vergütigung zuläfjtg fein, wenn „ter Zwed ter beſſeren 

Itur der Grundſtücke mir unveränterter Beibehaltung rer Servituten 
nicht erreichbar ift.“ 

Ueber Ta8 Verfahren in Gemeinheitstbeilungs-Sachen finden fidy bes 
seitö in dem Corpus juris Fridericiani zweckmäßige Vorfchriften, welche 
in verbefferter Geftalt In tie X. © O. 1. 43. übergingen. 


1) Bergl. die R. v. 6. Febr. 1773 u. 5. Febr. 1774 (Mylii N. C. C. Tom. 
V. d. pa 53 - 68. Nr. 8.). 

2) Das R. v. 27. Dec. 1774 (a. a. O. pag. 969 — 972, Nr. 67.) übertrug 
ben zur Theilung und NAuseinanderfegung der @emeinheiten angeordneten Kem— 
miffarien auch tie befiere Ginrichtung der Dienftverhältniffe der bäuerlichen Wirthe. 
— Vergl. auch bie allgem. Gin. in Bd, 1. S. LXXX. 
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IL Zu der Meihe der großartigen Geſeze aus der Negierungs «Periode 
Friedrich Wilhelms IL gehört auch die Gemeinheitstheilungs- 
Ordnung v. 7. Suni 1821. Sie berubet auf den Grundlagen und dem 
Brinzip der neueren Agrargefeßgebung Preußens, — der Befreiung des 
Grundeigenthums, der Dispofition Darüber und ded Gewerbes. Nach dem 
rfprünglichen Plane follte fie (mie das Ep. v. 14. Sept. 1811 zur Be⸗ 
fdrderung der Landedfultur ?) in feinem Eingange angedeutet hatte) gleiche 
jeitig auch die Abldfung der Dienfte und fonftigen Leiftungen, der Zehnten 
und Zaudemien von eigenthümlichen, zu Erbpacht oder Erbzinsrecht beſeſſe⸗ 
sen Bütern, ingleichen die Vorſchriften über das Verfahren, mit umfaffen. 
Auch dehnte fich ter Entwurf, welcher im Jahre 1817 dem Königl. Staats⸗ 
sathe vorgelegt wurde, auf alle diefe Gegenſtaͤnde aus. Später wurde in- 
deß befchloffen, die Ablöfungd- Ordnung von der Gemeinheits- 
Theilungd =» Ordnung und den Gefegen über dad Derfahren zu 
ttmnen, und es ergingen biernächft gleichzeitig (unterm 7. Juni 1821) die 
rei Geſetze: a) die Sem. Theil. Orten, b) die Abldf. Ordn. und 
e) das Gef. über die Ausführung beider. *) 

Diefe Geſetze find mit Zuziehung der ProvinzialsKollegien und ſachkun⸗ 
diger Männer aus jeder Provinz wiederholentlich berathen und im Königl. 
Etaatsrathe vor ihrer Publikation erwogen worden. ®) — Es find dabei 


1) Bergl. in BB. 1. ©. 91. 

2) Bergl. die allgem. Einl. in ®b. I. ©. CV u. CVI. 

3) Die Hiflorifche Mittheilung der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
dürfte nicht ohne Intereffe fein. 

Die zum Retabliffement des Laudes Fombinirte Immediat⸗Kommiſſion 
(v. Rlewis, v. Altenflein, v. Schön, Stägemann und Niebuhr) er 
Rattete bereite unterm 24. Dec. 1807 Bericht über bie erſten Grunblagen einer 
ga erlafienden SemeinheitssTheil. Drdn. und die hierauf an den Staates 
min. Freiherrn v. Schrötter erlaffene K. O. v. 28. ej. m. ertheilte biefem ben 
Naflrag, nach den von der gedachten Immebiats Kommilfion anfgeftellten Grunds 
fügen eine vollſtändige Gem. Theil. Orden. ausarbeiten zu laflen, dabei auch 
anf die Lüneburgifche Gem. Theil. Ordn. v. 25. Juni 1802 und den bereits vors 
haudenen Entwurf einer LingensTedlenburgifchen Gem. Theil. Ordn. Rüds 
kt zu nehmen. Der Staatsmin. Freiherr v. Schrötter erforberte unterm 12. 
Jen. 1808 darüber gutachtliche Berichte des Sch. Ob. Fin. Rath v. Auerswald 
in Königsberg, und ter Rammers Präfidenten Broscovins in Gumbinnen und 
Or. zu Dohna in Marienwerber; desgl. nnterm 13. März 1808 des Kanzlers 
Freiherm v. Schrötter in Königsberg, wobei indeß bemerkt wurde, daß das bes 
abſichtigte Geſeß zunaͤchſt nur für Ofs und Weſtpreußen beflimmt fe. — Nach 
Eingang der erforderten Butachten wurte dem Geh. Ob. Fin. Rath v. Auerss 
wald die weitere Leitung der Angelegenheit übertragen und ihm aufgegeben, ſich 
fir Ausarbeitung eines motivirten Befep : Entwurfs des Krieges und Domainens 
Rath Meding zu Schmollehnen zu bedienen, welcher zu diefem Behufe nad 
Königsberg berufen wurde. Die demnächſt von dem sc. Meding gelieferte Arbeit 
erſchlen inte der Seftion des Min. des Innern für die Gewerbe⸗Polizei nicht 
befriedigend, welche deshalb unterm 14. April 1809 den Staatsrath Thaer zu 
Nöglin aufforderte, fein Gutachten über die Angelegenheit abzugeben und einen 
nenen Entwurf zu einer vollfländigen Bemeinheitös Theil. Orbn. auszuarbeiten. 
Im Minifterium war die Bearbeitung des Begenflandes inzwifchen dem Neg. 
Ratb Hoffmann und dem Staatsrathe Frieſe anvertraut worben, welche fich 
in motivierten Gutachten über die demnächſt eingegangene Arbeit des ıc. Thaer 
äußerten. Der (von dem Reg. Ratb Hoffmann) in Folge deffen ausgearbeitete 
Entwurf einer „Verordnung über das Verfahren bei ländlihen Bes 
meinheitssTheilungen und Ablöfung von Servituten, Dienften und 
Abgaben in fämmtl. Preuß. Staaten“ wurde Seitens des Din. des Jun. 
(Br. zu Dohna) unterm 20. Sept. 1809 den Sektionen des Din, tes Inn. hr 
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ſowohl die oben erwähnten älteren Gemeinheitötheilungd- Verordnungen, als 
vie betr. Beflimmungen des U. L. R. hinfichtli des Provofationsrechteß, 
der Gegenflände der Gemeinheits⸗Theilung, nämlich der Aufhebung der ge= 


die Geſetzgebung und des Fin. Din. für die Domainen und Forften, fowie dem 
Juſtiz-Min. zur Prüfung mitgetbeilt, und unter Berüdfichtigung der dagegen ges 
gogenen Grinnerungen, fowie der gutachtlichen Aengerungen mehrerer Provinzial⸗ 
ebörden, umgearbeitet, vemnächfl aber ein anderweitiges Butachten des Stautss 
raths Thaer darüber erfordert, weldes unterm 16. Juli 1810 erflattet wurde. 
Diefen revid. Entwurf überreichte die Sektion des Dlin. des Inn. für Ge 
werbe unterm 2. Oft. 1850 dem Staats: Kanzler Freiherrn v. Hardenberg 
zur Prüfung unter dem Antrage, die Königl. Betätigung deſſelben herbeizuführen. 
— Bon Seiten tes Staats: Kanzler wurde hierauf im Jan. 1813 eine Koms 
miffion jur Bearbeitung der GemeinheitssTheil. Ordn., fowie der tamit in Bers 
bindung flehenden Angelegenheiten organifirt, welche, unter dem VBorfige des Beh. 
Staatsratd Sad, aus den Staatsräthen Scharnweber, Wlömer und Thaer, 
dem Präfidenten v. Goldbeck, den Regier. Räthen Bethe und Haeſe, außer: 
dem aber aus Mitgliedern der interimififchen National: Repräfentation (Or. v. 
Hardenberg, GEr. v. Götz, Gr. v. Schönaich, Syndikus Elsner, Stadt⸗ 
direftor Struwe, Freiſchulz Müller, Landrat v. Dewig, Gr. zu Dohna⸗ 
Lauck, Amtsrath Rump, Geh. Staatsrath v. Quaſt) und praftifchen Oekono⸗ 
men (DefonomiesKommiflar Vehſemeyer, Ch. Amtmann Baath zu Sachſen⸗ 
dorf, Ob. Amtmann Reitz zu Waltersdorf, Landſtallmeiſter v. Bülow auf Eum: 
merow u. Landfchaftsrath v. Zafrom) gebildet wurde. Später übernahm der 
Staatsrath Thaer den Borfig in der Kommifiion, zu welcher demnächſt auch noch 
der Lantrath v. Dewitz und der Reg. Rath Bethe als Kommiflarien zugezogen 
wurden. Die Rebaftion des Entwurfs nach den gefaßten Befchlüffen übernahm 
der Reg. Rath Bethe. Im Der. 1816 hatte die Kommiffion ihre Arbeiten be: 
endiget. Das Nefultat ihrer Arbeiten war der „Entwurf zur Verordnung 
und Infruftion wegen Binfchränfung und Aufhebung beſtehender 
Gemeinheiten. Zunähft für die öſtlichen Provinzen des Königl. 
Breuß. Staates befimmi.“*) 

Die Din. des Inn., der 3. und der Fin. traten nunmehr zur weiteren Be⸗ 
rathung darüber in Verbindung und ernannten hierzu eine Kommiſſion, beftehend 
aus dem Staatsrathe Thaer, Geh. Rath Bethe, Beh. Juſt. Rath Müller 
und Staaterathe Willens. Nachdem diefe den Entwurf anderweitig bearbeitet 

atte, beflimmte eine an den Staatsrath erlaflene Allerh. Kab. Ordre v. 13. Nov. 
817, dag der Entwurf „fofort dem Staats-Rathe zur Prüfung und Bes 
rathung übergeben werden folle; damit indeß bei diefer Berathung die Meinungen 
der in der Sache intereffirten Ttinifterien dee Inn., der 3. und der Fin. gehört 
und erwogen werden möchten, fo follten die betr. Abtheilungen des Staatsrathre 
die bisherigen Kommiflarien jener Miniſterien (die Geh. Raͤthe Bethe und 
Müller und den Staateratb Willens) zuziehen, übrigens aber den Gegenſtand 
dergeftalt befchleunigen, dag derſelbe bei der bevorfiehenden Bröffnung des Staates 
rathes vor das Plenum deſſelben gebradyt und demnächſt zur Allerh. Entſcheidung 
befördert werden koͤnne.“ — Der Entwurf wurde indeß, auf Veranlafiung der 
betreff. Abtheilungen des Staatsraths, nunmehr zuvörderfi noch Geitens des Min. 
des Inn. den fämmtlichen Obers Bräfidenten, Regierungen und Generals 
Kommiffionen, und Geitens des Juſtizmin. den fämmtlichen Ober⸗Gerichten 
zur Begutachtung mitgetheilt, Hierdurch aber eine neue erhebliche Verzögerung der 
Angelegenheit herbeigeführt. Nachvem ber Befegs Entwurf durch die demnäcft, 
mit Berüdfichtigung der erflatteten Butachten, im Staatsrathe erfolgte Um: 
arbeitung deſſelben eine völlig veränderte Geſtalt erhalten hatte, erlangte derſelbe 
fohlieglich unterm 7. Juni 1821 die Aller. Sanftion. — Die betreffenden 
Arbeiten haben fomit einen Zeitaufwand von mehr als 13 Jahren erfortert. 


Gm 


%) Diefer Entwurf nebft Erläuterungen if Im Druck erfchlenen in ber Decker⸗ 
ſchen Geh. Ob. Hofbuchbruderei. Berlin 1818. Bol. 
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meinfhaftlichen Benugung des Geſammteigenthums oder anderen gemein- 
ſchaftlichen Eigenthums, fowie der Grundgerechtigkeiten, dem Beduͤrfniſſe der 
neueren Landeskultur entfprechend, erweitert, und laut der Einleitung zur 
Gem. Theil. Ordn. fowohl der Abſchn. IV. Tit. 17. SH. J. des A. L. R. als 
auch das oben erwähnte Gemeinheitstheilung⸗Regl. für Schleſien v. 14. 
April 1771, ausdrücklich aufgehoben worden. 

Die Gemeinheits⸗Theilungs⸗-Ordn. v. 7. Juni 1821 iſt, wie 
ihre Einleitung ausſpricht, für alle Landestheile, in welchen das A. 2, 
R. eingeführt ift, erlaffen worden, mithin für die Provinzen Preußen, 
Bofen, Pommern, mit Ausfhlug von Neuvorpommern und 
Rügen, für die Provinzen Brandenburg, Schlefien, Sachſen und 
Befphalen, forie für die Kreife Need und Duisburg in ver Rhein— 
vresin. 

Hierbei iſt indeß zu bemerfen: 

1) In das Herzogthbum Weftphalen, das Fürftentbum Gie- 
gen, die vormals Naffauifhen Aemter Burbach und Neuenkir- 
den, und in die Grafſchaften Wittgenftein- Wittgenftein und 
Bittgenfeln- Berleburg, fämmtlich in der Provinz Weftphalen, find 
das A. 2 R. und die A. ©. O. nebft den diefelben abändernden, ergän- 
jnten und erläuternden Beflimmungen, zu welchen die Gem. Theil. Ordn. 
b. 7. Juni 1821 gehört, erſt durch Tas Publikat. Pat, v. 21. April 1825 
(8. ©. 1825 ©. 153), und zwar unter Mopiftlationen, eingeführt worden. 
68 ſollen nämlich die in den genannten Landeötheilen und den einzelnen 
Drten derſelben beftehenten befonderen Rechte und Gewohnheiten, desglei⸗ 
Gen diejenigen Landes⸗Ordnungen und Beftimmungen derfelben, welche fich 
auf Provinzialvechtöverhältniffe beziehen, noch fernerhin ihre gefehliche Kraft 
und Gültigkeit behalten, dergeftalt, daß tie vorfommenden Rechtsangelegen⸗ 
eiten bauptiächlich nach diefen und erft in deren Ermangelung nach den 

orfchriften des A. 2. R. beurtheilt und entfchieven werben follen. 

Nach $. 3. des allegirten Publik. Bat. hat zwar ein volftändiges Ver⸗ 
zeichniß der aufrecht erhaltenen Landes-Ordnungen und Beflimmungen der- 
felben befannt gemacht werden follen; allein dies ift bis jegt nicht publis 
it, fondern davon Abftand genommen, Indem die Beurtheilung, welche 
befontere Verordnungen und Beflimmungen aufrecht erhalten oder aufge. 
heben worden, bei Bearbeitung der Provinzialrechte erfolgen folle. 

In allen vorgedachten Landestheilen find die älteren Geſetze, betr. die 
Rechtsverhaͤltniſſe des Grundbeſitzes, jedoch fpäterhin durch Preuß. Geſetze 
abgeändert oder näher beflimmt worben, 2) worurch auch die Vorfchriften 
wegen ter Gem. Theil. Ordn. berührt werden. 

2) Was das vormals Großberzoglich Heffifche Herzogthum Weſt⸗ 
phalen inäbefondere betrifft, fo find durch das ©. v. 18. Juni 1840 
über Die den Grundbeflg betr. Mechtöverhältniffe 2) (G. S. 1840. ©. 153.) 
Me Großherzoglich Heſſiſchen Verordnungen in Betreff der Mechtöverhält« 
u des Srundbeflges, ſoweit fie nicht abgeändert worden, jedoch mit Auf⸗ 

ng des Abſchn. VII. der Großherzoglich Heſſiſchen Gem. Theil. O. v. 
9, Juli 1808 (Skotti's Samml. Kuridlin. Geſetze Abſchn. II. Th. I, ©. 364. 
f. und Dönniges Landes: Kult. Geſetzgeb. Bd. 2. S. 391. ff.) aufrecht erhal⸗ 
im worden. Lebtere Verordnung ift nur für das Herzogthum Weftphalen 
ergangen, der Abfchn. VII. verfelben war. aber bereitd durch die Hefflfche 
Verorndn. v. 3. Nov. 1809 (Dönniges Landes:Kult. Gefepgeb. Br. 2. ©. 
63— 66.) modificirt worden. 


6 MN Bergl. das Nähere hierüber in Abth. I. Abſchn. II. (f. in Bd. IE. Abth. I. 
9 Bergl. in Bd. L ©. 304305, 
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Es find nun Zweifel darüber entflanden: ob und inwiefern die Groß⸗ 
herzoglich Heffifhe Ben. Theil. DO. v. 9. Juli 1808 im Herzog— 
ihume Weftphalen noch Anwendung findet? 

a) Das Reviſ.⸗Kolleg. für L. K. ©. hat (in Uebereinſtimmung mit 
der Gen. Kom. zu Münfler) angenommen (Datum des Erf. Eonflirt 
nicht), daß tie Gem. Theil. D. v. 7. Juni 1821 auch im Herzogthume 
Weſtphalen vergeftalt in gefegliche Kraft getreten ſei, daß dadurch vie 
Großherzoglich Hefftfhe Gem. Theil. D. v. 9. Juli 1808 im Wefentlichen 
ihre fortdauernde Gültigkeit dort verloren habe. 


Denn nad) SS. 1. u. 2. des Pat. v. 21. Zuni 1825 babe das A.L.R. — 
unter den in den 88. 4 — 13. dafelbfi erwähnten DBeichränfungen, — und zwar 
nebft den daffelbe abändernden, ergänzenden und erläuternden Berorbs 
nungen, im Herzogthum Weſtphalen Geſetzeskraft erhalten und fei an die Gtelle 
der bis dahin geltend gewelenen gemeinen Rechte und derjenigen Landesgefepe 
oder in ihnen enthaltenen Befimmungen getreten, worin gemeines Recht 
anfgenommen, ergänzt, erläutert oder abgeändert worden. Daſſelbe 
fei im $. 24. binfichtlidh der A. G. D. vorgefchrieben, die nebſt dem Anh. und den 
fpäteren Abänderungen sc. feitbem dort bie einzige Richtſchnur für das Vers 
fahren abgebe. — Nur für materielle provinziarehtliche Normen ents 
balte der $. 3. des Pat. die ſalvirende Beſtimmung, daß ſolche in Kraft bleiben 
nnd in Bezug auf dergl. Rechtsangelegenheiten bes A. L. R. nur fubfidiarifch gels 
ten folle. Allein der $. 3. erhalte, neben den befonderen Rechten und Obſer⸗ 
vanıen, nur folche Landesorbnungen, oder darin enthaltene Borfchriften, aufrecht, 
Die Äh auf befondere provinzielle BigenthHämlichfeiten und dadurch 
entlandene Rechtsverhaältniſſe beziehen (vergl. $. 2. a. a. D.) Die 
Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 18521 fei, nach ihrem Bingange, an die Stelle des Abs 
fehn. IV. Tit. 17. 36.1. 9. 2&.R. getreten; ebenfo die V. v. 20. Juni 1817 
nebft Ergänz. (nad $. 10. des Ausführungss@&el. v. 7. Juni 18521) an tie 
Stelle des Art. 43. Th. J. der A. G. O. — Hieraus folge (nah 88. 1. u. 24. 
des Patent. v. 21. Juni 1825), daß diefe Geſetze ganz ebenfo wie das A. 2. R. 
und die A. ©. D. in das Herzogthum Weſtphalen eingeführt worten find. ') 

Die Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 gelte mithin dort jedenfalls als fubfidias 
rifches Mecht, wie dies auch ans $$. 29. u. 30. der Ablöf.sD. für das Herzog⸗ 
thum Weſtphalen v. 18. Juni 1840 (©. ©. 1840, ©. 163) Far folge. — Es fünne 
ſich deshalb nur fragen: ob die Heffiiche Sem. Th. D. v. 9. Juli 1808 ganz oder 
theilweife neben der Gem.:Th.:D. v. 7. Juni 1521 als PBrovinzialredt 
Guͤltigkeit behalten Habe, bergeftalt, daß ihre etwa abweichenden Beftimmungen 
denen der Gem.⸗Th.⸗O. derogiren? — Der Abfchn. VII. fei tur das ©. v. 
18. Juni 1840 über die Verhältniffe des Grundbefitzes im Herzogthume Weftphalen 
(8. €. 1840, ©. 154) ansprüdlich aufgehoben; tiefer Umſtand laſſe jedoch 
nicht a contrario ten Schluß auf die fortdauernde Kraft der ſechs erfien Ab⸗ 
fehnitte ale Provinzialrecht zu, denn der Abfchn. VII. betreffe die Berhältnifie der 
Bauergüter und fei daher durch tie Binführung des A. 2. R. nicht berührt 
worden, fondern bie dahin (nach $. 4. des Pat. v. 21. Juni 1825 u. dem ©. v. 
25. Sept. 1820) in Geltung geblieben. Auch der Umfland fei nicht entfcheitend, daß 
die Gem.»Th.sD. v. 9. Zuli 1808 [pezielt für das Herzogthum Weſtphalen erlaffen 
worden. Die in ihrem Bingange entwidelten Motive ergäben vielmehr, daß burch 
biefelbe keinesweges eine nähere Beitimmung oder Begründung rein provinzieller 
eigenthümlicher Rechtsverhaͤltniſſe diefes Landestheils bezweckt worden, fondern ihre 
gwede feien allgemeiner flaatswirthfchaftlicher und Tandespolizeiliher Ratur. 
Die D. v. 9. Juli 1808 fei alfo im Allgemeinen als eine gemeines Recht 
Sommentirende Landesordnung nad) 8. 2. des Bat. v. 21. Juni 1825 aufgebeben 


— — 


1) In Bezug auf das Verfahren in Gem. Theil. Sachen hat auch das R. 
des Min. des 3. v. 22. Mai 1832 (Acta Nr. 62. Vol. 3.) ausbrüdlich anerkannt, 
daß ih folches dort lediglich nad der B. v. 20. Juni 1817 nebſt deren Er⸗ 
gänz. A) (Bergl. Dönniges Landes; Kult. Sefepgeb. Br. 2. S. 397— 398 
n. ©. . 
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unb darch bie Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 erſetzt. Nur eingelue Beſtim⸗ 
mungen bderfelben, fofern fie im Sinne des $. 3, des Pat. für provinzialrecht⸗ 
liche erachtet werben fünnten, koͤnnten in Kraft geblieben fein. 


Die Ausführung zeigt nun ferner unter fpezieller Beleuchtung fämmt« 
licher Beflimmungen der DB. v. 9. Juli 1808, daß nur einige wenige 
(in ten 66. 120. ff. u. 142. enthaltene) DVorfchrkften derſelben als pro= 
vinzialrechtliche Beftimmungen angefprochen werden könnten, welche in⸗ 
deß ebenfall8 der allgemeinen Feldpolizei⸗Ordn. weichen müßten, und ge» 
langt fomit zu dem Reſultate, daß tiefelbe von gar Feiner praktifchen 
Bereutung mehr fei. (Zeitich. bes Revif. Kolleg. Bd. 1. ©. 51—64.) 

b) Das Ob. Präfivpium von Weftphalen hatte ſich fihon früher 
in ver Bekanntmachung v. 18. Aug. 1830, unter Bezugnahme auf ein R. 
ter Min. des 3. u. der I. v. 28. Juni 1830, 1) über ten Gegenfland 
außgefprochen. Daffelbe bemerkt zuvörderft, daß für das Verfahren un 
meifelhaft nur die Gem. Th. DO. und das Ausführungs⸗-Geſ. v. 7. Juni 
1821 maaßgebend feien; ebenfo Eönnten auch die Abfchn. I., II. IM. und 
ein großer Theil res Abſchn. V. ver V. v. 9. Juli 1808 nicht mehr zur 
Anwentung kommen, da fie Tediglich die Kompetenz der Behörven und dad 
Verfahren vor denfelben betreffen. Der Abfchn. VII. fomme nur unter den 
ducch die Hefflfche B. v. 5. Nov. 1809 angeorbneten Modifikationen zur 
Anwentung; 2) dagegen babe der Abfchn. VI., als in Provinzial-Berhälts 
niffen beruhend, fernerhin gefegliche Kraft. Ebenfo bleibe der Abfchn. IV, 
gültig, jedoch trete die Gen. Kom. an vie Stelle der in ven $$. 53— 55. 
beichneten Behörden; endlich aus dem Abfchn. V. feien nur die $6. 87., 
95— 103. ald materielle Beſtimmungen enthaltend und deshalb ferner in 
Kraft bleibend anzufehen. ?) (v. K. Ann. Br. 14. ©. 543.) 

Es wird den durchaus erfchöpfenden Gründen des Reviſ.⸗Kolleg. beizu- 
treten und mithin anzunehmen fein, daß die V. v. 9. Juli 1808 gegen- 
wärtig ohne alle praftifihe Bereutung fei. *) 

I. Die in Bolge der Ereigniffe des Jahres 1848 veranlaßte Revi⸗ 
fion ter gefammten Agrar-Gefergebung bat fich auch mit auf die der Gem. 
Theil. D. v. 7. Juni 1821 erſtreckt und die Königl. Staats⸗Regierung 
bat ſich veranlaßt gefehen, zur Befeitigung verfchiedener Mängel tiefes Ges 
ſehes, ſowie zur Ausgleichung einiger in Bezug Darauf in den verfchtedenen 
Provinzen, für welche taffelbe Geltung hat, beftebenten Lingleichheiten, den 
im Jahre 1849 einberufenen Kammern einen Gefet- Entwurf, betr. die 
Ergänzung und Abänderung der Gem. Theil. O. v. 7. Juni 1821 
und einiger anderen über Bemeinheitstheilungen ergangenen 
Gefege zur verfaffungsmäßigen Befchlußnahme vorzulegen. 5) Aus ver 


— — — — ——— 


1) Vergl. Dönniges a. a. O. S. 398 u. S. 457. 

2) Dieſer Abſchn. iſt, wie ſchon bemerkt worden, jetzt durch das G. v. 
18. Juni 1840 aufgehoben. 

3) Das oben alleg. Erf. des Reviſ.⸗Kolleg. für L. K. ©. zeigt dagegen, 
bag fämmtliche nach der Anficht des Weftphälifchen Ob. Praͤſid. nod, gültige Be⸗ 
finmungen der V. v. 8. Juli 1808 vollfändiger in der Gem. Th. D. v. 
" Iuni 1821 enthalten und fchon deshalb nicht mehr von praftifcher Bedeu⸗ 

ng feien. 

4) Der Abdruck derfelben ift deshalb nicht erforderlich geweſen. 

5) Der Entwurf wurde zunächft bei der II. 8. durch den Min. des I. auf 
Grund der Allerh. Ermächtigung v. 2. Aug. 1849 (Drudf. der 11. K. Nr. 15.) 
in ter 5. Sig. v. 13. Aug. 1849 eingebraht. (Stenogr. Ber. der II. 8. 1848. 
Sd. L 6, 38). Bergl. den Tert des Gntw. a. a. D. S. 38—44. — Die 
agrarı Kom. der 11. K. Hat darüber unterm 20. Oft. 1849 Bericht erftattet. 
(Drndf. der IL K. Nr. 261 u. flenogr. Ber. derfelben Bd, IL. S. 1568-1995). 
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Vereinbarung der Kammern und der Krone iſt demnächft das Gef. v. 2. 
März 1850, betr. die Ergänzung und Abänderung der Gem. 
Theil. O. v. 7. Juni 1821 und einiger anderen über Gemein- 
beitstheilungen ergangenen Geſetze (8. ©. 1850 ©. 139—144), 
hervorgegangen, welches für diejenigen Landestheile gilt, in welchen die Gem. 
Theil. O. v. 7. Juni 1821 Gefegesfraft bat. 

IV. In Betreff derjenigen Landestheile, in welchen das A. L. R. und 
die Gem. Theil. DO. v. 7. Juni 1821 nicht gelten, ift Volgendes zu 
bemerfen: 

Es find dies folgende Landestheile: 

A. Das Herzogthum Neuvorpommern nebft dem Bürftenthume 


Nügen. 

Für biefe Zandestheile find während der Schwediſchen Herifchaft in Bes 
zug auf Gemeinheitstheilungen ergangen: 

1) das Patent v. 18. Nov. 1775 wegen Aufhebung von ®emeinheiten 
ländlicher Grundſtücke und Auseinanverfegung vermifcht Tiegenter Grund⸗ 
flüde (Daähnerts Samml. Pommerfcher Landessürfunden, Suppl. Bd. 2. ©. 
524.); 

2) das Patent v. 14. Dee. 1801 wegen der, jedoch nur von dem Des 

fißer de& dienenden Grundſtückes zu verlangenden, Aufhebung der Weide: 

und Sriftgereihtigfeiten auf fremdem Grund und Boden. (a. a. O. Suppl. 
dv. 4. ©. 808.) 

Das an dad Ob. App. Ser. zu Greifswald erlaffene R. des Juſtizmin. 
v. Kircheifen v. 12. Oft. 1818 (v. 8. Jahrb. Bd. 12. ©. 273.) Heftimmte, 
daß es bis zur Organifation der Juftizbehörden in der Tortigen Provinz 
bei dem bisherigen durch die oben erwähnten Patente beftimmten Gefchäftd« 
gange und Inflanzenzuge verbleiben folle, 

Nach diefen Patenten durfte jever Teilnehmer vie Aufhebung von Ge⸗ 
meinbeiten, die von mehreren Eignern gemeinfchaftlich benugt werden, und 
die Auseinanderfegung vermifcht unter einanter liegenter Gruntftüde bei 
der Megierung beantragen, welche diefelbe durch befäntige Kommiffarien 
mittelft Vertbeilung der gemeinfchaftlichen oder vermifchten Ländereien zu 
bewirken, und in Entflebung von Vergleichen über die Art und Höhe der 
Abfindung, vorbehaltlich des Rechtsweges in Betreff erheblicher Einwen⸗ 
dungen, zu entfcheiden hatte. Auch war ed dem Gigenthümer eines mit 
einer Weidegerechtigfeit belafteten Orundflüdes geftattet, auf demfelben Wege 
die Ablöfung tiefer Dienftbarkeit zu verlangen. Er mußte aber den Be⸗ 


Die Verhandlungen darüber in der II. K. haben in ber 70. u. 71. Sitz. v. 7., 
10. u. 14. Dec. 1849 ſtattgefunden. (Stenogr. Ber. a, a. D., S. 1595—1627 u. 
©. 1695—1697). — Nachdem hierauf der Entw. an die I. K. gelangt war, ers 
Rattete deren Agrars Kom. ihren Bericht darüber unterm 1. Febr. 1850 (Drudf. 
der I. K. Rr. 368 u. flenogr. Ber. der I. 8. 1835, Br. V. S. 2650 — 2656), 
worauf die Berathungen darüber in der 114., 115. u. 116. Sitz. v. 9,, 11. u. 
12. Febr. 1850 (flenogr. Ber. a. a. D. ©. 2656 — 2686 u. 2688— 2689) flatts 
anben, welche zu einigen Abänderungen der von der II. K. gefaßten Befchlüfle 
breiten. — Nachdem tie AgrarsRom. der II. K. hierüber unterm 13. Febr. 1850 
(Drudf. der II. 8. Rr. a6. u. flenogr. Ber. derfelb. Bd. V. &. 2591 — 2893) 
anderweitig berichtet hatte, fand die fernere Berathung in ter I. K. in der 
113. Sie. v. 19. Febr. 1850 (flenogr. Ber. a. a D. S. 2393— 2895) ftatt, welche 
ur vollfändigen Uebereinftimmung beider Kammern führte, worauf der Geſetz⸗ 
ntwurf unterm 2. März 1850 die Sanftion der Krone erlangte und in der ©. 
©. pro 1850, &. 139—144, Nr. 3235. ale Geſetz publicirt wurde. 
Bergl. dies Gef. in Br. I. ©. 328 ff. Die betrefl. Motive und Kom» 
mi flonssBerichte find zu den einzelnen Arifeln des Geſetzes mitgetheilt 
worden. 
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rechtigten dafür durch Weideland abfinden "und die Koften des Verfahrens 
allein tragen. . 


B. In der Rheinprovinz gilt die Gem. Theil. O. v. 7. Juni 1821 
nur in den Kıeifen Rees und Duisburg. Dagegen entbehrten vie übri- 
gen Theile jener Provinz, welche unter der Herrfchaft des Kranzöflfchen oder 
gemeinen Rechts ftehen, ebenfo wie Neuvorpommern und Nügen, bis da⸗ 
bin zweckmäßiger Vorfchriften über die Aufhebung der den Bortfehritten ter. 
Landeskultur hinderlichen Gemeinſchaft in der Benukung ländlicher Grund« 
füde, die aus dem Eigenthume mehrerer Beflger oder aus den auf den 
Grundftüden ruhenden Dienfibarkeiten enifpringt und unter der allgemeinen 
es einer Gemeinheit in dem ©. v. 7. Junt 1821 zufammenge- 
faßt wird. | 


In denjenigen Landestheilen, in denen dad Branzöfifche Recht Geltung 
hat, war man auf fehr unvollfommene Mittel zur Entlaflung des Grund⸗ 
befiges befchränft. 

Diefelben befanden hauptfächlich: 

1) in den Maafregeln, welche der fogenannte Code rural v. 28. Sept. 


und 6. Oft. 1791 zur Befchränfung oder Aufhebung der Hütung auf 
Aeckern und Wiefen durch Einhegungen u. f. w. geftattete; 


2) in den fogenannten Santonnementöflagen, welche aus der alten 
Franzöfifihen Befeggebung übernommen, dem belafteten Cigenthümer, na⸗ 
mentlich von Forſten, die Aufhebung der Servituten gegen Abtretung eines 
Theils des belafteten Grundſtücks möglich machten; 


3) in den Theilungen gemeinſchaftlicher Grundſtücke nach Analogie 
ver Vorſchriften des Civil⸗Geſetzbuchs über die Erbfchaftätheilungen. 


In neuerer Zeit wurde jedoch die Kantonnementsklage von den Gerich- 
ten für den bei Weitem größten Theil tes linken Rheinufers und daB ches 
malige Großherzogthum Berg ald unzuläffig erflärt, weil das Branzöflfche 
Geſetz, auf dem fie beruht, daſelbſt nicht publirt if. 

Noch meniger audreihend waren die Morfchriften über Gemeinheits⸗ 
theilungen in den vormals Naffauifchen Randestheilen. Denn viefelben be» 
fanden lediglich in ver gemeinrechtlicyen Theilungdflage des Miteigenthü⸗ 
mer8 und in den Beftimmungen der Naffauifchen Kultur⸗Verordn. v. 7. 
u. 9. Nov. 1812, wonach Weideberechtigungen auf Brachfeldern, Wiefen 
und Waltungen ver uneingefhräntten Benugung dieſer Grundſtücke nicht 
in ven Weg treten dürfen, für dieſe Befchränfung des Weiderechts, wenn 
es wohl hergebradht ift, aber eine Entſchaͤdigung nach dem Ermeſſen der 
Diftrifts- Regierung gewährt werden fol, und wonach ferner alle aus Ges 
meinde-Waldungen zu entrichtenden Holzabgaben durch Uebertragung eines 
verhältnigmäßigen Antheild an dem Eigenthume der Waldungen durch die 
Regierungen abgelöft werden koͤnnen.!) 


Diefer Zufland ver betr. Gefeßgebung veranlaßte die Königl. Staats⸗ 
Regierung bereitö im Iahre 1849, Den Kammern den Entwurf einer Gem. 
Theil. 8 für die Rheinprovinz, mit Aueſchluß der Kreiſe 
Duisburg und Meed, fowie für Neuvorpommern und Ruͤgen, 


— — — — — — —6 — 


1) Eine vollſtändige Ueberſicht fänmtlicher in ben Landestheilen bes 
linfen und rechten Rheinufers der Rheinprovinz erlaflenen Gemeinheits⸗Theil.⸗Ge⸗ 
fege giebt Dönniges in der Landes⸗Kult. Befepgeb. Bd. 2. im Anhang II. 
6. 79—126, worauf hiermit verwiefen wird. 
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vorzulegen, 2) welcher indeß wegen des Schluffes der Sitzungs⸗Periode 
nicht zur Berathung gelangte. ®) 

In der nächftfolgenden Siungs- Periode (1850—1851) wurden hierauf 
durch den Min. des I. ven Kammern zwei anderweitige Gefeh- Entwürfe, 
nämlich: a) der Entwurf einer Gem. Theil. Ordn. für die Rhein— 
provinz, mit Ausnahme der Kreife Duisburg und Rees, fo 
wie für Neuvorpommern und Rügen, b) ver Entwurf eines 
Gefſetzes, betreff. das Verfahren in den nach der Gem Theil. 
Drdn. zu behandelnden Theilungen und Abldfungen in den 
Zandestheilen des linken Rheinufers, zur verfaffungdmäßigen Be⸗ 
fHlußnahme vorgelegt.) Aus der Vereinbarung der Staats-Megierung 
mit den Kammern find demnädhft die beiden Geſetze v. 19. Mai 1851, 
nämlich a) die Gem. Theil. Ordn. für die Rheinprovinz, mit Aus⸗ 
nahme der Kreife Duisburg und Nee, fo wie für Neuvorpommern 
und Mügen, und b) betr. das Verfahren In den nach der Gem. 
Theil. Ordn. zu behandelnden Theilungen und Abldfungen in 
den Landestheilen des linken Rheinufers (G. S. 1851, S. 31— 
382, Nr. 3404. u. ©. 383—402, Nr. 3405 ) hervorgegangen. *) 


1) Der Entwurf wurde durch den Din. des 3. auf Grund ber Allerh. Br: 
mädhtigung v. 10. Dec. 1849 (Drudf. der II. 8. pro 1849, Nr. 417.) in der 
73. Sig. der II. 8. v. 13. Dec. 1849 (fenogr. Ber. der II. 8. 1898, Bd. IN. 
©. 1688) eingebraht. (Bergl. den Tert diefes Entw. nebſt Motiven in den 
Renogr. Ber. der II. 8. 1848, Bd. IV. S. 1868— 1874). 

2) Die Kom. der II. 8. hat darüber unterm 14. Febr. 1850 Bericht erftattet 
(Drudf. der IE. 8. 1848, Nr. 540.) Im Blenum der II. 8. haben jedoch 
Berbandlungen darüber nicht flattgefunden. 

3) Die Dorlegun erfolgte bei der II. K. in der 85. Sig. v. 20. März 1851, 
auf rund der A eh Grmädhtigung v. 19. ej. m. (Gtenogr. Ber. der I. 8. 
1844, Bd. I. ©. 631). — Berg. die Entwürfe nebft Motiven in ben flenogt. 
Ber. der II. 8. 1848, Br. IV. S. 875—894. — Die AgrarsKom. ber IL 8. 

at darüber unterm 11. Aprit 1851 Bericht erflattet (Drudf. der II. K. 18548, 
. 200. u. flenogr. Ber. derfelb. 1848, Bd. IV. &. 895 — 914) und es haben 
die Verhandlungen darüber in der II. 8. in der 67. u. 69. Sig. v. 29. April u. 
1. Mai 1851 (flenogr. Ber. der II. 8. Bp. II. S. 1149—1150 u. ©. 1181 Bis 
1192) Rattgefunden. — Die Berichte der Kom. der I. 8. find unterm 30. April 
u. 1. Mai 1851 erflattet (flenogr. Ber. der I. 8. 18r2, Bd. II. S. 1339—1346 
u. 6. 1419—1423) und die Berathungen darüber in der I. 8. haben in der 91. 
u. 53. Sig. v. 2. u. 5. Mai 1851 (a. a. D. ©. 1337 — 1339. u. S. 1405 bis 
1809) ſtatigefunden; biefelben Haben dahin geführt, dag die I. K. den Beſchlüſſen 
der II. 8. ohne Ausnahme beigetreten if. 

4) Bergl. die betr. Motive und Kommiff. Berichte im Kommentar 

zu den beiden gedachten Befegen (f. unten). 
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Erſter Abſchnitt. 


Die Gemeinheitd-Theilungd-Drdnung vom 7. Juni 

1821, nebft dem Geſetze vom 2, März 1850, betref- 

fend die Ergänzung und Abänderung derfelben und 

einiger anderen über Gemeinheitd-Theilungen er- 
gangenen Geſetze. 


Zum Eingange 


Ueber den Umfang der Gültigkeit der Gem. Shell. Ordn. v. 
7. Juni 1821, vergl. die Vorbemerf. ad II. (f. oben S. 3 ff.) 


Zum &. 1. 


1) Der $. 1. beftimmt im Allgemeinen als Gegenftand der Ge 
meinbeitöthellungen „die von mehreren Einwohnern einer Stadt 
oder eined Dorfes, von Bemeinden und Orundbeſitzern bisher 
gemeinfchaftli ausgeübte Benutzung ländlicher Grundſtücke.“ 
Es iſt ſomit anzunehmen, daß auch ländliche Grundſtücke, welche großen 
Stätten oder mehreren Einwohnern derſelben gehören, und gemeinſchaftlich 
benugt werben, den Beflimmungen der Gem. Theil. O. unterworfen find. 
(Dönniges Landes-Kultur⸗Geſetzgeb. Bd. 2 ©. 399). 

2) Die Schlußworte des $. 1. fprechen bereit aus, daß die Beſtim⸗ 
nungen der Gemeinh. Theil. Ordn. in zwei Kathegorien zerfallen, 
nämlich: 

a) diejenigen über die Aufhebung ver Gemeinheiten, von welchen der 
Abfchn. I., und 

b) eiejenigen über die Einſchränkung der Gemeinheiten, von welchen 
ter Abfchn. II. handelt. 

3) Die nähere Begriffsbeftimmung derjenigen Gemeinheiten, von 
Iren Aufhebung die Gem. Theil. Ordn. handelt, ift in ten $$. 2. u. 3. 
enthalten. 

a) Das Ob. Trib. pat fih (in vem Erf. v. 11. Dec. 1851) über den 
Yegriff einer Gemeinheit im Sinne des $. 1. dahin audgefprochen, daß 
wenn folcher in eine gemeinfchaftliche, d. h. kondominielle Senn laͤnd⸗ 
licher Grundſtücke geſetzt werde, ver F. 1. der Gem. Theil. Ordn. dies 
gar nicht durch das Wort: „gemeinſchaftlich“ habe ausdrücken wollen; 
vielmehr fei darunter die Konkurrenz der Benugung länplicher Grundſtücke 
von Seiten mehrerer Berechtigten verftanten, e8 mögen nun diefe Bes 
nugungsarten und Berechtigungen gleichartig oder verfähledenartig 
fin, fo daß die Konkurrenz des Eigenthümers Kraft feines Eigenthume⸗ 
techtes mit einem Gervitutberechtigten Fraft einer Grundgerechtigfeit eben 
ſowohl eine gemeinfchaftlihe Benukung des Grundſtückes im Sinne des 
Geſezes begründe, als die Konkurrenz mehrerer Miteigenthümer bei der 
Benugung des ihnen gehörigen Grundſtückes. (Seitfchr. des Reviſ. Kolleg. 
fir 2, 8.6, 3.5 ©. 35.) 


b) Das NRevifions- Kollegium für L. 8. ©. führt (in dem Erf. 
b. 29. Aug. 1850) aus, daß vie Gem. Theil. Ordn. fih mit der Auf⸗ 
hebung der gemeinfchaftlichen Benugung ländlicher Grundſtücke durch Weide⸗ 
und Serfinupung befaſſe, möge dieſe nun auf einem gemeinichartiihen 
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Eigentbume, einem Geſammteigenthume oder einfeitigen ober 
wechfelfeitigen Dienftbarfeitsrechte beruhen. (Zeitfchr. bes Reviſ. 
Kolleg. Bb. 3 ©. 274). 


Zum Abſchnitt I. (betreffend die Aufhebung der Bemeinbeiten.) 


Zu 65. 2. und 3. 
(Nähere Beflimmungen des Begriffs). 


I. Der $. 2. der Gem. Theil. Ordn. giebt die Dienftbarbeitsrecdhte 
näher an, welche ald Begenftand der Gemeinheitstheilungen in 
Betracht Fommen Fünnen, indem derfelbe die Aufhebung der Gemeinheiten 
nah den Orundfägen der Ben. Theil. Ordn. auf folgende Gegenftänte 
beſchraͤnkt: 

1) die Aufhebung der Weideberechtigungen, 

2) die Aufhebung der Waldberechtigungen zur Maſt, zur Hol» 
zung und zum Streubolen; 

3) die Aufhebung der Berechtigungen zum Plaggen- (Raſen⸗), 
Heide» und Bültenbieb. 

Dagegen iſt der gemeinfchaftlichen Benugung ländlicher Grundftüde durch 
Sagd, Fiſcherei und Foffilien nicht gedacht, deren Aufhebung in der 
Regel für ausgefchloffen von den Beflimmungen der Gem. Th. Ordn. zu 
eradhten. Auch der Torfmoor-Bemeinheiten und Berechtigungen, 
der reinen Triftgerechtigfeiten und der Waffernugungsredte er 
wähnt die Gem. Th. Ordn. nicht, fondern nur der ©. 142. verfelben ent 
bält die dieſem Mangel einigermaaßen abhelfende Beftimmung, daß „wenn 
außer der nach ©. 2. aufzubebenden gemeinfchaftlichen Benugung, noch 
andere Grundgerechtigkeiten binderlich find, auch diefe gegen Ent- 
fhärigung aufgehoben werden müffen, was auch von den f. g. ftädtifchen 
Servituten, von den Orundgerechtigkeiten auf fremde Gebäude gilt (A. 2. 
M. I. 22. 66. 55. ff.) 

U. Die Beftimmungen der Gem. Theil. Ordn. haben indeß eine we» 
fentlihe Erweiterung erhalten durch das Gef. v. 2. März 1850, betr. 
deren Ergaͤnz. ꝛc.,) welches in den Art. 1. u. 2. beftimmt, daß: 

1) die Berechtigung zur Bräferei?) und zur Nutzung von Schilf, 
Binſen oder Rohr auf Xändereien und Privatgewäffern aller Art, 


1) Vergl. in Br. I. ©. 328 fi. 

2) Bereits das R. des Min. des I. v. 7. Febr. 1823 (Ko ch’ 6 Agrargefehgeb., 
3. Ausg. ©. 80 u. Dönniges Landesfult.:&efepgeb., Bd. 2. &. 399) hatte, 
auf Grund der 66. 84. u. 142. der Bem.:Th.:D., angenommen, daß bie Ablöfung 
einer Bräfereis, Orasfchnitt:, Sichel-Gräſerei⸗Berechtigung auf den 
Antrag des Berpflichteten zuläffig fei. — Daffelbe ſprach der Landtags; 
Abſchied für die zum 3. Provinz.sLandtage verfammelten Schlefifchen Stänve ». 
30. Dec. 1831, Nr. 5. aus (f. a. a. D.). — Das R. des Min. des J., lands 
wirtbfchaftl. Abth., v. 17. Nov. 1841 (Min. BI. d. 1.8. 1841, ©. 344, Nr. 557.) 
bemerkte indeß, daß Ablöfungen von SichelgräfereisBerehtigungen zwar 
in @emäßheit der 98. 84. u. 142. der Gem⸗Th.⸗O. bei Belegenheit von Gemeins 
beitstheilungen ale Nebenpunfte zur vollländigeren Auseinanderfegung dienlich 
fein Fönnten und alsdann, jedoch nur auf den Antrag des Belafteten, herbeigeführt 
werden dürften; dagegen feien dergl. Ablöfungen al Hauptgegenfland der 
Brovofation unftattbaft und nur im Wege freier Bereinigung beider Theile gu ers 
reichen. — Das R. deffelb. Min. v. 13. Oft. 1841 (Bin Bl. d. i. V. 1841, 
©. 293, Nr. 481.) bemerkte ebenfalls, daß das Gichelgräfereirecht nicht zu dem 
echten gehöre, deren Ablöfung (nach $. 2, ber Gem.⸗Th.⸗O.) allgemein gefordert 
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2) tie Berechtigung zum Pflüden des Graſes und Unfrauts 
in ven beftellten Feldern (zum SKrauten), 

3) die Berechtigung zum Nachrechen aufabgeerndteten Feldern,!) 
fo wie zum Stoppelbarfen, 

4) die Berechtigung zur Nußung fremder Aecker gegen Herge- 
bung des Düngerb, 


5) tie Berechtigung zum Sruchtgewinn von einzelnen Stücken 
fremder Aeder (zu DeputatsBeeten), 

6) vie Berechtigung zum Harzfharren, 

7) Die Berechtigung zur Bifcherei in ſtehenden oder- fließenden 
Privatgemwäffern,?) j 

8) vie Berechtigung zur zorfnugung, 
nach den Srundfägen der Gem. Th. O. ablösbar fein follen, fofern fie 
auf einer Dienftbarfeit beruben,?) desgl. 

9) daß die Vorfchriften der Gem. Th. Ordn. auf die Theilung von 
Torfmooren audgebebnt werben, weldhe ſich bereit8 vor Einführung ver 


Sem. Ih. DO. im gemeinfchaftlichen Eigentbume befunden, und feitvem darin 
erhalten haben. *) 


werden Fönne, fontern dag nur in Folge des $. 142. a. a. O. die Prevokation 
auf Ablöfung dieſes Rechtes ausgedehnt werden fünne, jedoch der Antrag hierauf 
ane dem SeritutsBelafeten geftattet fei, wie dies der Schlefifche Landtages 
Abſchied v. 8. Ian. 1832 deflarirt habe. 

1) Daß tie Berechtigung zum Nachrechen unter die im 6. 2. der Gem.⸗ 
%.:D. bezeichneten Arten der gemeinfchaftlichen Nubung gehöre, und daher abs 
iisbar fei, hatte das Min. des 3. für Gew. Ang. bereits in dem R. v. 28. Nov. 
1835 anerfannt. (Koch a.a.D. S. 81. u. Dönniges a.a.D. ©. 399-400). 

2) In Bezug auf das Recht zur Fiſcherei vergl. die Vorfchriften des 9. 
9.1.9. 88. 170— 192. und 11. 15. 66. 73—78. und die Ergänz. u. Erläut, 
ver Breuß. Nechtsbücher von Graͤff ıc. dazu. — Insbeſondere: 

a) über die Komtroverfe: ob die Fiſcherei in Privatflüffen und Gräben den 
Uferbefigern, foweit ihre anftoßenden Grundſtücke reichen, gebührt, wenn 
dergl. Gewaͤſſer auf denfelben noch nicht ganz abgefchloffen find? die (vers 
neinende) Entf. des D. 2. G. zu Breslau v. 21. Sept. 1837 und die 
(bejahenden) Präj. des Ob.⸗Trib. v. 21. Juni 1835 u. 18. Oft. 1836 
(Koch's Schleſ. Arch, Bd. 3. S. 86— 106, Forni's Zeitfchr., Br. 1. 
©. 382 u. Gentralbl. für Preuß. Jur. 1839, &. 781), fowie die Abhandl. 
in der Jur. Zeit. 1832, ©. 803, desgl. Präf. des Ob.⸗Trib. v. 17. Aug. 
1838, in deſſen Praͤj. Samml., ©. 212, Nr. 517.; 

b) über die Frage: ob jedem Adjacenten als folchem das Recht zur Fiſcherei 
in Privatflüſſen zufteht, dergeftalt, daß der befonders zur Fiſcherei Berech⸗ 
tigte denfelben nur infofern ausfchließt, als er ein befonderes Recht dazu 
erworben Hat und fo die Ausfchließlichfeit feines Rechtes ſperiell nachweiſt? 
die (bejahende) Entfch. des Ob.⸗Trib. v. 23. Gept. 1845 (Sommer’6 
Arnsb. Arch, Bd. 12. ©. 61—73) und v. 31. Aug. 1846 (Entfch., Bv. 15. 
S. 361). — Bergl. dagegen Boͤle in Sommer's Arnsb. Arch. Bd. 10. 
S. 621 ff. — desgl. Koch's Landrecht, Bd. 1. ©. 454, Anm. 32. zu 
$. 180.9. 2.8.1.9, 

3) Mit Necht bemerkte bereits das R. des Min. des J., landwirthſch. Abth., 

v. 4. Aug. 1841 (Din. BL. db. i. V. 1841, ©. 237, f. in Bb. I. S. 386), daß 
ſolche TZorfberehtigungen, die nur auf Zeit durch Vertrag (nicht als 
Grundgerechtigfeiten) fonfituirt worden, auch der Regulirung nach $ 142. 
der Dem. Tb. D. nicht unterliegen. 

4) Durch die Beflimmungen des Art. 2. Ar. 7. u. 8. und des Art. 3. des 
Grgänz. Gef. v. 2. März 1850 find folgende Minif.sErlaffe für antiquirt zu 


a) BR. des Min. des 3. v. 10, Roy, 1821, daß bezbglic der Khelkung ar 


. 
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II. Entſtehungsgeſchichte des Art. 1.u.2. des Ergänzungß- 
Gef. v. 2. März 1850. 

Die Art. 1. und 2. des Ergänz.» Gef. find von beiden Kammern un- 
verändert nad ter Baffung des Megier. Entw. angenommen worden. 
(Stenogr. Ber. der II. K. 1848, Bd. 3 ©. 1598 und der 1.8. Br. 5 ©. 2657). 

A. Die Motive des Megier. Entw. bemerken zu dieſen Artikeln 
folgendes: 

Zu Art. 1. 

Die Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 beſchränkt das Met, eine Auseinanders 
feßung zu verlangen, auf gewifle im $. 2. derfelben näher bezeichnete Arten von 
Gem ndeiten. Andere Arten der gemeinfhaftlihen Benugung des Grundeigen⸗ 
thums können nad $. 142. a. a. D. nur gelegentlich befeitigt werben, fofern ihre 
Bortdauer dem Zwede einer Auseinanderfeßung hinderlich if. Zwar legen allers 
Dinge die Weides, Maſt⸗, Soly und Steuerberechtigungen, fowie die Berechtigungen 
um Plaggen⸗, Heide: und Bültenhiebe, mit deren Aufhebung die Gem. Th. D. 

befchäftigt, der Landesfultur die ſchwerſten Yefleln an, deren Löfung die Agrars 
geſetze ſich zunächft zur Aufgabe zu ftellen hatten. Allein mit dem Wortfchreiten 
der Lands und Forſtwirthſchaſt hat fih das Bedürfniß geltend gemacht, auch noch 
andere, zwar minder wichtige, aber darum nicht weniger nachtheilige Laften und 
Berechtigungen des Grundeigenthums auf den einfeitigen Antrag der Belafleten 
ober Berechtigten felbfiftändig zur Ablöfung bringen zu können, weil aud fie die 
Dispofitionsbefugniß des Bigenthümers hemmen und Häufig außer Berbindung mit 
ben erwähnten Weide, und Korfiberehtigungen flehend, zu einer gelegentlichen Aufs 
hebung nicht geeignet find. 

Um biefer wohlbegründeten Forderung zu entſprechen, follen die Grundſätze 
der Gem. Th. D. auf die im Art. 1. des vorliegenden Gefep: Entw. aufgezählten 
GServituten ausgebehnt werben. Dabei ift man von ber Anfiht ausgegangen, daß 
eine ganz allgemeine Geſtattung der zwangsweifen Ablöfung aller auf dem Grund⸗ 
eigentbume ruhenden Dienftbarfeiten weber zuliffig noch erforderlih if. Denn die 
Entziebung notwendiger Servituten, ohne welche ein Grundſtück ganz ober 
are eife unbrauchbar werden könnte, wie Wegegerechtigkeiten, Verſchaffung der 

orfluth, darf nicht geflattet werden. Eben fo wenig if auf die Befeitigung von 
Berechtigungen hinzuwirken, welche auf die Befriedigung eines anderweitig nicht zu 
deckenden Bebürfniffes, oder auf die Bewährung des in der Gegend nicht zu er: 
feßenden Materials für die Errichtung von Gebäuden oder für einen Gewerbes 
betrieb berechnet find, wie 3. B. das Recht, auf fremden Grundflüden Heu zu 
trodnen, Flachs zu röthen, Sand, Lehm, Kal, WMergel, Thon zu graben und 
Steine zu drehen. Dem Gigenthümer eines mit dergleichen Laſten befchwerten 


— — 


meinſchafilicher Fiſchereien und Torfmoore die Vorſchriften des A. 
2.9. J. 17. 88. 75. ff. maaßgebend ſeien, und daher, weil darauf bie 
Gem.⸗Th.⸗O. nicht anwendbar, die Kompetenz der Gen.s Rom. zu dergl. 
Auseinanderfeßungen und zur Bntfcheidung ber dabei entſtehenden Streitig- 
feiten in der Hegel nicht begründet fei. (Koch's Mgrargefepgeb., 3. Aug. 
©. 189 u. Kreiſchmer's Anleit. ©. 530). 

b) R. des Din. des 3., lanbwirtäfch. Abth., v. 11. San. 1839, daß die Abs 
Idfung oder Firkrung von FifchereisBerehtigungen nicht Gegenfland 
der Behandlung nad ber Gem.⸗Th. D. fein könne, die Frage aber, ob die 
Auseinanderfepungsbehörben zur Regulirung von dergl. Berechtigungen 
fompetent, wenn foldye bei Selegenheit einer Gem.⸗Theilung in Anregung 
gebracht wird, davon abhängig fei, ob die Bedingungen des $. 8. der V. 
9. 30. Juni 1834 zutreffen. te. K. Ann. Bd. 23. ©. 96.) 

c) R. deſſelb. Min. v. 30. Oft. 1842, daß bie Ben. Kommiffionen nicht 
kompetent feien zur Entfcheidung von Streitigkeiten über Fifchereis-Rupungen. 
(Min. Bl. d. i. B. 1842, ©. 406, Nr. 564.). 

Snfofern die in obigen Min. Erlaffen gedachten Berechtigungen unter bie 
Befimmungen des Art. 1. Nr. 7. u. 8. und des Art. 2. des Erg.⸗Geſ. v. 2. März 
1850 fallen, kann gegenwärtig die Kompetenz der Auseinanderfepungsbehärden 
bezüglich deren Ablöfung und Theilung nicht zweifelgaft fein. 
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Grundftüds iR dur die 66. 166. und 174. der Gem. Th. D., welche fih auf 
alle Arten ländlicher Grundgerechtigkeiten beziehen, ein Mittel geboten, die Reguli- 
rung und zuläffige Cinſchraͤnkung der Nutzung des Berechtigten herbeizuführen; 
eine weiter gehende Befugniß zur Befreiung feines Bigenthums kann ihm aber ohne 
Beeinträchtigung des Berechtigten, wenn dieſer fein Recht nit aufzugeben freiwillig 
Bereit iR, nicht eingeräumt werden. Andere Nebennußungen fremden Sigenthums, B. 
tie Befugniß zum Sammeln von Pilzen, Beeren, Schwaͤmmen, Hafelnüffen, Buchs 
eckern, zum Wachholderſchlagen, HAufkellen von Bienenftöden, Achrenlefen find, abs 
geieben davon, daß fie in der Megel nicht auf einem wirklichen Rechte, fondern 
auf bloßer ‚Besümfigung beruhen, zu wenig werthvoll, als daß wegen ihrer ber 
Provokat den Beläftigungen und Koften eines ſelbſtſtäͤndigen Auseinanderfeßungs: 
Berfahrens ausgefetzt werben dürfte; auch find diefelben nit fo ſchaͤdlich für den 
Belafeten, daß in Betreff ihrer die durch F. 142. der Gem. Th. D. gegebene Be: 
ſugniß zur gelegentlihen Aufhebung nicht als genügend zu betradhten wäre. Das 
gegen fichen tie fo eben geltend gemachten Gründe der unabhängigen Ablöfung ber 
im Art. 8. des Entw. benannten Berechtigungen nicht nur nicht im Wege, fondern 
bie nothwendige Fortdauer diefer Dienftbarfeiten, für welche den Berechtigten ein 
vollkäindiger Erſatz gewährt werden fann, ift auch als ein großes Hinderniß eines 
wirkſamen Schußes des Bigenthums und der Kulturverbefferung von Grund und 
Boden anzufehen, mit weldem die Unannehmlichkeiten des Separationsgefchäfts 
nicht in Vergleich zu flellen find. 

Die Sräfereiberedtigung, weldhe namentlih in Sclefien häufig vors 
lemmt und gewöhnli auf Grabenrändern, Wegen und Reinen in den Feldern oder 
in ten orten ausgeübt wird, führt diefelben Nachtheile mit fi, wie die Weide⸗ 
zerechtigkeit, von welcher fie fi nur darin unterfcheibet, dag die Werbung des 
Grafes nicht unmittelbar durch das Vieh, zu deffen Nahrung daffelbe beftimmt if, 
iendern durch Menfchenhände erfolgt. Das Bedürfniß einer felbfiftändigen Ablöss 
barfeit diefes Rechts iſt ſchon früher von den Schlefifhen Provinzialftänden geltend 
emacht, und es ift in Folge defien bereits in dem Landtagsabſchiede für die Schles 
—* Stände v. 30. Dec. 1831 der Antrag auf Ablöfung der Gräſereiberechti⸗ 
gung Seitens des Beſitzers des verpflichteten Grunditüds für zuläffig erklärt wors 
den. Allein biefe Beſtimmung ift theils ihrer dunklen Faſſung halber, theils weil 
fie dens bei der Ablöfung gleichfalls fehr betheiligten Berechtigten die Provokations⸗ 
Befugniß nicht gewährt, theils endlich, weil fie fi nur auf eine einzelne Provinz 
beſchränkt, nicht für ausreichend zu betrachten, und muß deshalb allgemein ausges 
tehnt werden. . " 

Das Recht zur Nukung von Schilf, Binfen oder Rohr auf frems 
ten Ländereien oder Privatgewäſſern ift dem Bigenthümer in ber belies 
bigen Beränberung, der Bewirthichaftungsart der befafteten Grundſtücke hinderlich, 
nöthigt ihn, dem Berechtigten das Betreten feiner Ländereien zu geflatten, verrins 
gert den Ertrag der Fiſcherei in denjenigen Gewäflern, auf denen die Servitut 
ausgeübt wird und macht eine pflegliche Behandlung des Mohrs, welches ſehr loh⸗ 
uend werden kann, unmöglih. Dem Berechtigten wird es auf der anderen Geite 
leicht, ſich dur die ihm zu gewährende Abfindung einen Erſatz für ben Verluſt 
der upune zu verichaffen, da Schilf, Biken und Rohr hauptfächli zur Dün- 
gung, Feuerung oder zum Deden der Dächer verwendet werden, aber nur als 
ſchlechte Aushulfsmittel für dieſe Zwede anzufehen find, auch der Gebrauch des 
Rchre zum Dachdecken ale feuergefährlic zu hintertreiben iſt. 

Die Befugniß zum Pflücken von Gras und Unkraut in beſtellten 
Feldern, Krauten genannt, at an fi für den Berechtigten einen geringen 
und bei Beranfchlagung der darauf zu verwendenden Arbeitskraft faſt gar keinen 
Bertb; dagegen ift das Recht für den Belafteten im höchſten Grade nachtheilig, 
weil bei defien Ausübung, abgefehen von ber dadurch gewährten Gelegenheit zu 
Diebftählen, die Beſchaͤdigung ber Feldfrüchte beinahe unvermeidlich if. 

Die Berechtigung zum Nahrehen auf abgeerndteten Feldern, vers 
möge deren der Gigenthümer ber Erndte einen Theil der Halmfrüchte für ben Bes 
rechtigten, welcher diefelben mit dem Mechen fammelt, auf dem Felde liegen laſſen 
muß, führt zu vielen unangenehmen Berwidelungen zwifchen den Partheien, deren 
Befeitigung fehr wünfchenswerth If. 

Das in einigen Gegenden üblihe Stoppelharken, oder das Husrelgen dr 
Stoppeln zum Berbrennen ift dem Feldfruchtbau ſehr ſchaͤdlich, weil dadurk Dre 
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Ader nit allein der in den Stoppeln enthaltene Nahrungsftoff entzogen, fondern 
gewöhnli aud eine Menge des auf das Yelb gebrachten Düngers herausgeriſſen 
wird. Ohne die Aufhebung diefes Rechts iſt eine erfolgreiche Verbeſſerung der 
Wirthſchaſt auf den damit belafteten Grundflüden nicht deufbar. 

Nicht felten ift es den Heinen Grundbeſitzern geflattet, den in ihren Wirtbs 
fhaften nit zu verwendenden Dünger auf das Land der größeren Grundbeſitzer 
zu bringen und davon bie erfle Frucht ober auͤch wohl die beiden erfien Brüche 
zu beziehen. Die Unlösbarkeit diefes Rechtes zur Nupung fremder Aecker 
gegen Hergebung des Düngers erfcheint eben fo nadhtheilig für den Berech⸗ 
figten als für den Belafleten, wenn der Erftere Gelegenheit findet, fi die Bes 
nußung von Ader zu verfhaflen, auf welchem er den felbft gewonnenen Dünger 
volltändig verwerthen kann; oder wenn ber Leptere feine Düngerprobuftion derge⸗ 
ſtalt zu vermehren im Stande ift, daß biefelbe zur Beftellung feiner ſaͤmmtlichen 
Felder Hinreicht. 

Die dauernde Verpflichtung zur Gewährung von Deputatbeeten flört bie 
Schlageintheilung des Belafteten, während der Berechtigte, dadurch verhindert iR, 
das Deputatland nach feinen Kräften zu Eultiviren und bie darauf zu bauenden 
Fruͤchte zu beflimmen. 

Das Recht zum Harzfharren gehört zu den geführlihfien Walbnebens 
nußungen, weil es felbft bei der größten Borfiht, welche die Berechtigten nicht ans 
zuwenden pflegen, durch die Bei feiner Ausübung erfolgende Verlekung der Bäume 
deren Abfterben nach fi zieht. Wine geregelte Forſtwirthſchaft erheiſcht unbebingt 
bie Ablöfung biefer Servitut. 

Die Fifhereigerehtigfeit in Brivatgewäffern ift fchon In dem Et. 
wegen Berfchaffung der Vorfluth v. 15. Oft. 1811 alstann für ablösbar erklärt, 
wenn bie Ablaffung des Waſſers durch einen offenbar überwiegenden Bortheil für 
die Bodenkultur oder Schifffahrt bedingt wird. Auch find die Fiſcherei⸗Berechtigten 
nad $. 18. des G. über die Benußung der Privatflüffe v. 28. Febr. 1843 zu 
einem Widerfpruche gegen Bewäflerungs: Anlagen nicht befugt, fondern dürfen nur 
Erſatz des ihnen daraus entitandenen Schadens verlangen. Gbenfo müflen fih 
biefelben, nad den Fiſcherei-Ordnungen für die Provinz Polen v. 7. März 1845 
und für die Binnengewäfler der Provinz Preußen von demfelben Tage, gegen Ent 
fhädigung für die ihnen daraus entitehenden Nachtheile-die Errichtung neuer Ans 
lagen gefallen lafien, von welchen ein überwiegender Vortheil für die Schifffahrt oder 
Bodenkultur oder für gewerblidhe Unternehmungen zu erwarten if. Diefe Bors 
f&hriften find zwar an fih zwedmäßig, fie genügen aber den Anforderungen ber 
Landeskultur nicht; vielmehr erfcheint es im Interefle der letzteren nothwendig, tie 
Bifchereigerechtigkeit in Brivatgewäflern, fofern fie auf einer Dienitbarfeit beruht, 
ganz allgemein, ſowohl auf Antrag des Berechtigten, als bes Verpflichteten, für 
ablösbar zu erfliren. Denn fo lange die Bifcherei in Privatgewäflern den Gigen: 
thimern der leßteren nicht ausſchließlich zufteht, iſt eine pfleglihe Behandlung ber 
Fiſcherei, weldhe aus national:öfonomifhen Gründen erftrebt werben muß, nicht zu 
erzielen. Eben fo wenig ift wihrend des Beſtehens einer fremden Fiſchereigerech⸗ 
tigkeit die Schilf:, Binfen: und Rohrnugung in den Privatgewäflern auf denjenigen 
Ertrag zu bringen, deren biefelbe fähig it. Desgleihen wird der Bigenthumer bes 
Waſſers durch die Wifchereigerechtigfeit an folhen unter Umitänden fehr vortheil: 
haften Dispofitionen, welde die Wifcherei beeinträchtigen, gehindert, 4. B. an ber 
Ginrihtung einer Schifffahrt auf demfelben, dem Sinwerfen von Schutt und Erde 
in einen See ıc. Außerdem werden durch die Fifchereiberechtigten bie eher der 
an die Sewäfler grenzenden Grundſtücke oft fehr beläftigt, indem fie ten Berech⸗ 
tigten den Zugang über ihre Ländereien, das Auswerfen der Netze auf den Ufern, 
das Anlegen der Kühne an denfelben und bergi. geilatten müflen. Der Vortheil, 
welchen die Berechtigten aus der Bifcherei in fremden Brivatgewäflern beziehen, if 
dagegen in ber Regel ein fehr untergeorbneter, indem fi die Nußung meiſtens nur 
auf den eigenen Bedarf der Berchhtigten erfiredt oder, wenn auch der Berfauf der 
Fiſche nicht unterfagt iſt, Do aus diefen nur ein geringfügiger Nebenverdienk ers 
wäh, fo daß alfo für die Berechtigten mit böchft feltenen Ausnahmen durch die 
Ablöfung des Fiſchereirechts eine beachtenswerthe Veränderung in ihren Lebensvers 
haͤltniſſen nicht entfteht. Zum Beweife dafür, daß fi ein Bedürfniß zur Ablöfung 
der Fiſchereiberechtigung bereits fühlbar gemacht hat, möge übrigens nicht uner⸗ 
wähnt bleiben, daß die Stände der Mark Brandenburg und Niebeslaufig [den 
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auf tem Landtage im Jahre 1845 um Borlegung eines darauf bezüglichen Beiepee 
gebeten haben, und daß die achte Abtheilung der Kurie der drei Stände des eriten 
Rereinigten Landtages ebenfalls eine baranf gerichtete Petition zu befürworten bes 
ſchleſſen hat. 

Sartem der Torf zu einem bedeutenden Handelsgegenftande geworben ift und 
die Terftihe nah wirthſchaftlichen Brundfügen eingeridhtet werden, dürfen bie 
Terfläger die nämlihe Aufmerfiamfeit der Landesfultur :Gefeßgebung in Anfprud 
nehmen, wie die Boriten. Daraus ergiebt fi die Nothwendigkeit, die Ablöfung 
der auf einer Dienfibarkeit beruhenden Berehtigung zur Torfnußung auf 
äinfeitigen Antrag des Berechtigten oder Verpflichteten nadyzulaffen. 

Uebrigens iſt im Art. 1. des Entwurfs nur von der Ablöfung folher Rechte 
tie Rebe, welche gegen fremde Grunditüde ausgeübt werden. Die meiften berfelben 
And nur als Eervituten denkbar. Das Gräfereircht kann zwar auch als Ausfluß 
gemeinichaftlihen Gigentyums des Grundſtücks den Gegenſtand einer Auseinander: 
jepung bilden; wo dies ver Ball if, wird aber immer gleichzeitig eine Weide: 
gemeinihaft Statt finden, zufolge deren die Separation ſchon durch die Gem, Th. 
D. v. 7. Juni 1821 für zuläffig erflärt it. Die Berechtigungen zur Nutzung von 
Shilf, Binfen, Rohr und zur Fiſcherei in Privatgewällern fönnen ebenfalls auf 
zemeinſchaftlichem Eigenthume diefer Gewäſſer beruhen; indeß ift die Gemeinheits⸗ 
Theilungs⸗ Ordnung auf die Theilung biefer Gemeinheiten nit auszubehnen, weil 
vie Gewäfler fi gewöhnlih in Natur nicht theilen laffen und fi zur Geſtattung 
einer zwangsweiſen Auseinanderfegung mit Hülfe anderer Entſchaͤdigungsmittel noch 
kin Betürfnig Fund gegeben hat. Bon der Theilung gemeinfchaftlicher Torfmoore 
werd im Art. 2. des Entwurfs gehandelt. 

Zu Art. 2. 

Die Separation der im gemeinfhaftlihen Gigenthbum befindlichen 
Ierfmeore muß aus denfelben Gründen zugelaffen werben, aus welden die Theis 
lung gemeinſchaftlicher Korften dur die Gem. Th. DO. geftattet worden ill; ba 
tieies Sefeß aber die Anwendbarkeit der in ihm enthaltenen Grundfäge auf bie 
Theilung desjenigen gemeinfhaftlihen Eigenthums beſchränkt hat, weldyes vor Bin: 
führung der Gemeinheitstheilungs-Ordnung entftanden ift (ef. 6. 165. a. a. O.), fo 
eiheint es zur Grhaltung der Gleihmäßigfeit des Prinzips, und weil eine Abweichung 
taven Schwierigfeiten in der Ausführung bereiten würde, nothwendig, der Gemein: 
beitsheilung auch nur folhe Torfmoore zu unterwerfen, die fi ſchon vor Einfüh⸗ 
tung ter Ordn. v. 7. Juni 1821 im gemeinfhaftlihen Eigenthume befunden und 
Eis jetzt tarin erhalten haben. 


B. Der Bericht der Agrar⸗Komm. der IE Kammer bemerft bier- 
über Folgendes: 


1) Zum Art. 1. 


Ueber die Ablösbarkeit diefer verſchiedenen Arten von Servitutberehtigungen 
Hellten fi in der Kom. zwei gerade entgegengefeßte Meinungen heraus, während 
Ginftimmigfeit darüber vorhanden war: 

daß die sub 4., 5., 6. und 8. bezeichneten Kathegorien aus den in den Mo» 
tiven bes Geſetzentw. enthaltenen Gründen ganz unzweifelhaft felbititändig 
auf einfeitigen Antrag bes Berechtigten ober Verpflichteten zur Ablöfung 
fommen müßten, wurde in Bezug auf die unter Nr. L., 2., 3. und 7. auf 
geführten Servitut-Berechtigungen von einer Seite Folgendes gegen die Ab⸗ 
lösbarkeit derfelben eingewendet. 

Es werde ſich insbefondere bei der Gräfereinußung, dem Hrauten, dem Nach⸗ 
schen und dem Stoppelharfen in vielen Fällen nicht wohl ermitteln laſſen, ob diefe 
Nuhungsarten auf einer Servitut, auf einem andern Nechtstitel, oder auf einer 
urirrünglich bittweifen Verſtattung beruhen, und ſchon die Erledigung dieſer Vor: 
frage werte Anlaß zu Prozefien geben. Sodann würde auch in ben Fällen, wo 
tieſe Nutzungen auf Grund einer Servitut ausgeübt werden, in der Regel weiter 
fraglich fein, ob bie Servitut einzelnen berechtigten Orundftüden ober den Gemein: 
ten als ſolchen zuſtehe. Das Leptere dürfte in der Regel der Ball fein, indem 
wicht angenommen werden Fönnte, daß diefe unbebeutenden Gerechtigfeiten Zubehoͤ⸗ 
tungen eines anderen Grundſtücks wären, vielmehr den Gemeinden als foldden zu: 
Hinten, und von benfelben durch ben ärmeren Theil der Gemeinde⸗Mitglieder war: 
zugeweiſe benupt würden. — 
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In allen diefen Källen würbe aber anderweitig die Feſtſtellung Schwierigfeiten 
haben, in welcher Art die Gemeinde als foldge oder deren einzelne Mitglieder, ober 
Klaffen derfelben an ber Benußung der für bie Ablöfung gegebenen Entſchädigung 
Theil hätten. — 

Alle diefe Bragen würden aber bei ihrer Erörterung unter den Betheiligten 
und namentlich in den ärmeren Klaſſen der ländlihen Bevölkerung eine Aufregung 
hervorrufen, deren Vermeidung zur Zeit wohl räthlich erſcheine. — 

In der Sadıe felbit aber, fo möge man body wohl bedenken, daß jene Nußunge: 
arten ihrem Wefen nach vorzüglich nur einen Gewinn für die ärmern und aͤrmſten 
Klaffen ber ländlichen Bevölkerung darböten und dag man fie diefen daher nidt 
entziehen folle, ohne fie zugleih in die Lage zu verfegen, daß fie diefelben auch 
entbehren fönnten. — 

Die Nugung der Gräferei, des Krautens, Nachrechens und Stoppelharfens 

fei darum für den ärmern Theil der Ländlihen Bevöllerung von fo großer Bedeu: 
tung, weil derfelbe dadurch in den Stand gefeßt werde, fih ein Stud Milchvieh 
zu halten, dadurch der Familie ein gefundes Nahrungsmittel zu verichaffen, ferner 
den Dünger zu einigen Aderbauten oter Sartenland zu befommen, und durch alles 
diefes ſich mehr in einer fittlihen Selbitfändigfeit, nicht abhängig von dem Mit 
leide Anderer, zu erhalten. — 
Auf der andern Seite gewinne der mit folhen Servituten belaftete Grund: 
Rüdsbefiger Durch beren Ablöhung wenig oder gar nichts, er werde ſich das an ben 
Wegen, auf Rainen und Grenzen ftehende Gras do nicht aneignen fönnen, da 
ihm die Werbung mehe koſte, als ber Werth des Grafes betrage, das Krauten 
werde er auch Fünftig, wenn er ein guter Landwirth fei, und zwar für Geld bes 
wirfen laſſen müflen und dabei an den Feldfrüchten denfelben Schaden zu erleiden 
haben, ale wenn daſſelbe von dazu Berechtigten ausgeübt werde; ganz daſſelbe 
gelte aber von dem Nachrechen und Stoppelharken. — 

Ganz befondere Bedenken errege ferner die Geſtattung der Ablösbarkeit der 
Bifchereis Berechtigungen. 

Abgefehen davon, dag auch bei diefen mehrentheild das oben Gefagte gelte, 
jo fei auch zu erwägen, baß biejelben nicht nur zur Gewinnung der eigenen &e: 
bensnahrung, fondern auch vielfach als Gewerbe betrieben würden, bei welchen bie 
Berechtigten nicht bloß den relativen Werth der Fiſche, fondern aud ihre eigene 
Arbeitskraft, die wefentlich Hier das Betriebsfapital bilde, auf eine angemeflene 
Weiſe verwertheten. j 

Nur wenn man dem Berechtigten bei Aufhebung feiner Berechtigung auch wies 
der gewifle Ausficht auf Arbeit zu gewähren vermödte, die eben fo nachhaltig 
Iohne, als fein Trüheres Gewerbe, würde er gerecht entfchädigt werden Fönnen. 
Dies fei aber befonders in den Gegenden, wo Fifcherei hauptfichlih ale Gewerbe 
betrieben werde, faum möglih und die Ablöfungs » Ordnung lege auch dem Ber: 
pflichteten nicht die Prlicht auf, dafür zu forgen, daß der bisherige Berechtigte für 
- verlorenen Arbeitsverdienit hinreichend entfchädigt werde. — 

Aus allen diefen Gründen erfcheine es gerechtfertigt: 

bie unter Nr. 1., 2., 3. und 7. des Art. 1. aufgeführten Kathegorien von 
Servituten von der Ablösbarfeit auf einfeitigen Antrag auszufchließen. 

* wurde jedoch von der überwiegenden Majorität der Kommiſſion entge⸗ 
gengeſetzt: 

Im Allgemeinen ſei der Gefihtspnnft feſtzuhalten, dag die gegenwärtigen Ber: 
hältniffe, fowie der ganze Zuftand der Land» und Foritwirtbfchaft es zum unab⸗ 
weislihen Bebürfnig mache, jedes Hemmniß der freien Dispofitions = Befugnig des 
Eigenthümers von Srundflüden zu befeitigen, um dadurch den größeren, wie ben 
Heineren ®rundbefiger in ben hand zu ſetzen, nad freiem Willen über feinen 
Beistand zu verfügen. — Dies fönne aber nur dadurch erreicht werden, dag man 
auf die möglichit baldige Aufhebung aller und jeder auf dem Grundbeſitz haftenden 
Dienitbarfeiten, in fo fern fie nicht eben in nothwendigen Servituten oder in fols 
hen Berechtigungen befländen, für welche fi ein vollitindiger Erjag nicht ſeſtſtel⸗ 
len laffe, hinwirke. — 

Zu letztern wären die im Art. 1. benannten Berechtigungen nicht zu zählen; 
fo lange fie als wirflihe Servituten auf dem Grundbeſitz hafteten, müßten e mehr 
oder weniger Hörend auf die freie DispofitionssBefugnig des Kigenthümers einwirs 
fen und dadurch die volle Ausnugung der Grundſtücke hindern, zugleich fei nicht 
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zu bezweifeln, daß den Servitutberehtigten dafür eine ausreichende Entfhädigung 
tergettalt gewährt werben koͤnne, daß bdiefelbe ihrem bisherigen Nubungsertrage 
entipräde. — 

Bon felbit verfiche es fih, dag überhaupt nur von einer Ablöfung biefer 
Nutzungen, namentlih der Gräfereien, tes Krautens, Nachrechens und Stoppelhar: 
fens die Rebe jein könne, wenn fie als ein wirkliches Recht, als eine Servitut aus⸗ 
geübt würten; wo dies zweifelhaft jei ober beitritten werten follte, da fönne allers 
dings über das Beſtehen des Rechts jelbit und feines Umfanges nur im Wege richs 
terliher Entſcheidung befunden werden; dies müfle aber aud dann gefhhehen, wenn 
gar feine Ablöfung Sattfände und ſchon jebt habe es an Prozeſſen darüber, ob jene 
Rugungen in Bolge bloßer Bergünftigungen, oder in Folge eines wirklichen Rechts 
auszuüben wären, nicht gefehlt. 

Noch mehrere wären deshalb entitanden, weil die Befiger belafteter Grundſtücke 
in Folge der fortichreitenden größeren Kultur des Grund und Bobens vielfad ver: 
ſucht hätten, die Servitut-Berechtigten auf die engiten Grenzen der Ausübung ihres 
Rechts einzufchränten und gerade hierin fei mit eine Quelle der Spannung zu 
ſuchen, welche in neuefler Zeit zwifchen größeren und Eleineren ländlichen Grund: 
beñtzern geherricht habe, jo dag auch in tiefer Beziehung eine möglichit vollitändige 
Senderung der fi einander entgegenitehenden Interefien von belafteten und vers 
pflichteten Grundſtücken höchſt wünſchenswerth erſcheine. 

Hierzu komme, daß in Folge beſtehender Servituten, welche zu den im Art. 1. 
bezeichneten Nutzungsarten gehörten, viele Flaͤchen nicht zu dem Werth ausgenutzt 
werden könnten, den fie bei einer freien Benutzung Seitens des Bigenthümers uns 
kebenflih gewähren würden, mithin durch ihre Ablöfung die Landesfultur nur ges 
jerdert werbe, daß ferner ihr Beftehenbleiben bemoralifirend auf die Ausühenden 
wirfe, ba fie nur allzuviel Gelegenheit varböten, bei ihrer Ausübung fi wider: 
rechtliche Mebergriffe zu erlauben; in den meiſten Faͤllen aber gerade durch die Ab: 
liſung dieſer Berechtigungen tas Mittel geboten werde, den Berechtigten zu einem 
Lantbeiig zu verhelfen, bei defien Fünftiger Bewirthſchaftung er feine Arbeitskraft 
viel zwedmäßiger und höher zu verwerthen vermöge, als bei der zeitverfchwenden- 
ven Ausübung der Servitute. 

Mas insbefondere die Ablösbarfeit ber Fiſcherei⸗Gerechtigkeit beträfe, fo fei zu 
erwägen, daß fie zuvörberit nur in flehenden und fließenden Brivatgewäffern 
Ratrfinden jolle, Hier aber zum. größten Theil nur als eine nicht bedeutende Neben: 
nugung der an diefen Gewäflern angrenzenden Grundſtückbeſitzer vorfomme, durch 
welche gleihwohl der Eigenthuͤmer Des HBaffers fehr oft an vortheilhaften Dispofls 
tionen über daflelbe auf das Empfindlihfte gehindert werde. Da, wo ganze Orts 
ihaften tie Fiſcherei als Gewerbe betrieben, Ah dies in der Regel in großen 
hstaliihen Sewäflern in der See und in öffentliden Strömen und beruhe dann 
auf feüſtehenden Erb: und Zeitpachts-Verhaͤltniſſen, welche durch diefe Ablöfungen 
gar nicht berührt würden. 

Dies alles wohl erwogen, hat fi denn auch die Kom. für die Ablösbarkeit 
ter in Art. 1. Nr. 1., 2., 3. und 7. aufgeführten Berehtigungen entſchieden. 

Andererjeit wurde der Antrag geitellt, dem Art. 1. noch eine weitere Ausdeh⸗ 
nung zu geben und demfelben hinzuzufügen, daß folgende Berechtigungen felbftftän: 
tig ablösbar fein follten: 

Heutrodnen, Flachsroͤthen, Sand-, Lehm:, Kall:, Mergel:, Thongraben, 

Steinebrehen, Wahholderihlagen und Aufitelung von Bienenilöden, 
entfih aber am Schluß zu jagen: 

„Sowie überhaupt alle einem Dritten auf dem Grundeigenthum eines An⸗ 

tern zuitehende Berechtigungen“ find fofern fie ıc. 

Zur Begründung wurde angeführt, dag die in den Motiven zum Gefebentwurf 
dagegen aufgeführten Gründe nicht haltbar erfchienen; Wegegerechtigfeiten und Ver: 


ſchaffung von Vorfluth könnten wohl nit als wahre Servituten betrachtet werden, ' 


vielmehr erſchiene die Letztere mehr als eine zur Förderung der Landesfultur erfol- 
gende Erpropriation und Erſtere als eine auf Grund von Berträgen erfolgte 
Gigenthumsabtretung; alle übrigen voritchend bezeichneten Berechtigungen Tönnten 
aber ale nothwendige Servituten nicht anerkannt werden. Wo ihr Werth für 
den Berechtigien fo bedeutend fei, daß die zu ihrer Ablöfung erforberlihen Mittel 
mit dem Gewinn der Berpflichteten in feinem Berhältniffe fiehe, werde der Antrag 
auf Ablöfung ſelbſtredend unterbleiben, wo ferner der Bortheil des Bann dir Dehs 
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behaltung folder Servituten zu erheifchen ſcheine, z. B. Sand: und Kiesgruben, 
Steinbrühe zu Wegebauten ⁊c. trete die Befugniß ungemeflener Forderungen Gin: 
zelner felbft durch Erpropriationen zu begegnen, jetem Mißbrauch zum Schaden 
des Ganzen entgegen, wo endlich eine Berechtigung nicht Läflig und dabei gering 
an Werth fei, Tönne man es um fo eher dem Milen ber Betheiligten überlaflen, 
oh. fie eine Ablöfung beantragen wollen oder nit. Dagegen erfcheine eine Be: 
fhränfung der Befugniß auf Ablöfung anzutragen unter feinen Umfländen gerecht⸗ 
ertigt ' 


gt. 

Segen diefe Ausführung wurde jedoch bemerkt, es fei weſentlich zu unterſchei⸗ 
den zwiſchen folden Grundgerechtigkeiten und Mealbereihtigungen, die nur einen 
Antheil an den Nußungen des Grundflüds gewähren und folden, bie mit einer 
theilweifen Vernichtung der Subſtanz verbunden find, alfo in einem Antheile am 
vollen @igenthum beftehen. 

Erftere müßten unbedingt ablöslih gemacht werden, um bie freie Dispofltion 
über den Grundbefiß im Landeskultur-Intereſſe herbeizuführen, dies bezwede aud 
der vorliegende Gefekentwurf und wenn ganz unbedeutende Nebennußungen frem: 
den Gigenthbums 3. B. die Befugnig zum Sammeln von Pilzen, Beeren, Schwaͤm⸗ 
men, Hafelnüffen, zum Wachhofbertihlagen, Aufitelen von Bienenftöden nicht aus: 
drücklich im Art. 1. mit aufgenommen worden, fo finde dies feine Rechtfertigung 
darin, daß gerade diefe Nußungen in der Regel nidht auf einem wirklichen Rechte, 
fondern auf bloßen Bergünftigungen beruhten, und daß, wo das Erſtere der Ball 
fein follte, fon der $. 142. der Gem. Th. D. ausreichende Mittel darbiete, fe 
m Derbindung mit andern Auseinanderfeßungen zur gelegentlihen Aufhebung zu 

ringen. 

Dagegen ſcheine es im Intereſſe der Landeskultur nicht erforderlih, auch die 
Meal s Berechtigungen ablöslih zu machen, welde ein theilweifes Vernichten der 
Subſtanz mit fa Bea weil bier der Werth der zu gewinnenden Subterranea 
den landwirthfchaftlidhen Ertrag der Grooberflüche bei weitem überwiege und nad: 
dem Grftere entnommen find, felten ein zur landwirthfchaftlihen Benubung noch 
geeignetes Grundſtück zurüdbleibt, ‘ 

Es fei ferner zu erwägen, daß es nicht nur in den allermeiften Fällen fehr 
ſchwer, fondern völlig unmöglich fein würde, hierfür angemeflene Ablöfungsgrund: 
fäße aufzuftellen, da die Ermittelung der vorhandenen Maſſe folder Untergruntss 
Nußungen einerfeits und des Werths der Benugung für den Berchtigten anderer: 
feits unüberwindlihe Hinderniffe entgegenflellten. Endlich aber böten die gefeglichen 
Beflimmungen ber $$. 166. und 174. der Gem. Th. D. vollfommen auereichende 
Mittel dar, eine Regulirung und zuläffige Cinſchränkung der Nußungen foldher Be: 
rehtigungen herbeizuführen, mittelſt deren jeter Nachtheil für die Landesfultur bei 
deren Ausübung befeitigt werden könne. — Es wurden daher die beantragten Zus 
fäße zu Art. 1. von der Kom. verworfen, und biefelbe beantragt ſonach die unver: 
änderte Annahme des Art. 1. 

b) Zum Art. 2. 

Zu Art. 2. find folgende Zufäße beantragt worden: 

a) ftatt der Worte „welche ſich bereits“ bis „erhalten haben“, zu feßen: 
u fi$ bei Publifation diefes Geſetzes im gemeinſchaftlichen nit 
durch Verträge bereits geregelten Cigenthum befinden; 

b) ferner am Schluß des Art. 2. hinzuzufügen: 

Bei Ausführung der Theilung find fofort die zu moͤglichſter Abwäfs 
ferung der Torfmoore erforderlihen Ginrichtungen zu treffen und es 
hat jeder Miteigenthümer das Recht, die Ausführung diefer Cinrich⸗ 
tungen auf gemeinfchaftliche, nach Verhaͤltniß der Größe des Befipes 
u vertheilenden Koſten zu fordern. 

Der erſte Abaͤnderunge⸗Vorſchlag wurde aus den dem Geſetzentwurf zu Art. 2. 
beigefügten Motiven fir unzuläffig erachtet, weil überhaupt eine Theilung ven 
Torfmooren nur dann nah den Gruntfäßen der Gem. Th. D. erfolgen Fönne, 
wenn das gemeinfchaftliche Bigenthum daran fon ver Ginführung der Gem. Th. 
D. beitand; ein erft nad deren Ginführung entflandenee gemeinfhaftliches Eigen⸗ 
thum aber nur nach ben Beſtimmungen des $. 165. der Gem. Th. O. aufzuloͤſen ſei. 

Der zweite Zuſatz erſchien nach den hierüber bereits beftehenten Bellimmungen 
in den 88. 95 — 97. der Gem. Th. DO. überflüffig, und die Kom. empfichlt daher 
bie unveränderte Annahme des Art, 2. 
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C. Die Agrar» Komm. ver I. Kammern bat fi dahin ges 
äußert: Ä 
a) In Bezug auf Art. 1. muß anerfannt werben, daß alle 8 in bemfelben 
aufgeführten Nupungen unter Umftänden der Kultur und den Berhältnifien der 
Betheiligten jo lältig fein können, dag die Nothwendigfeit eintritt, fie zur Ablöfung 

uzulaflen. 

a Es iſt zwar nicht zu verfennen, daß einzelne berfelben und namentlich die zu 
1., 2., 3. und 7. aufgeführten in den meilten Fällen nur auf einem Prefarium be: 
ruben umd alsdann jederzeit zur Kündigung geeignet fein werden, indeſſen ift die: 
fem Umſtande hinlänglich dadurch vorgefehen, dag die Ablöfung nur für Bere s 
tigungen biefer Art zugelaffen it, wonach in jedem einzelnen Falle vorweg zu 
prüfen fein wird, ob fi die Nutzung aud wirklich zur dauernden Berechtigung 
gefaltet bat. 

Nicht minder hat man fi vergegenwärtigt, daß bei mehreren der zuletzt ers 
wähnten Nugungen die auf ihren Gewinn zu verwendende Arbeit hin und wieber 
in ıbrem Werthe dem der Nutzung ſelbſt ziemlich gleich Fomme und dem Gigens 
thümer des belafteten Grundftüds zuweilen (3. B. bei dem Krauten, welches bie 
Gelder noch obendrein vom Unkraut reinigt) aus der Aufhebung des Rechts ein 
kaum zu veranfdhlagender Vortheil erwachfen wird, es hat jedoch zugegeben werden 
nöfen, daß hieraus nur bei der Ausführung Schwierigkeiten für die Schäßung 
der Abfindung, nicht aber Gründe gegen die Ablösbarfeit felbft, entnommen wers 
den Fönnten. 

Die Kom. erlaubt fi daher, im Ginverjtändnig mit der II. K., die unveräns 
derte Annahme des Art. 1. in Antrag zu bringen und hält es aus den im Berichte 
v. 20. Dt. 1549 von der Mehrheit der Agrar-Kom. II. K. angeführten Gründen 
weder für nöthig, noch für rathfam, die Ablösbarkeit noch weiter auszubehnen. 
Insbefondere fam in Erwägung, ob nicht die Berechtigungen auf Theerfchwelerei, 
Sammlung von Waldfrüchten aller Art und Zeidelweite, welche nad dem neuer: 
tings der Deffentlichfeit übergebenen Ausſpruche einer forſtwiſſenſchaftlichen Auto: 
ritaͤt häufig als lältige Servituten vorfommen follen, hier nit ebenfalls für abs 
lösbar erklärt werben müßten. Da indeſſen nah der Mittheilung des Reg. : Koms 
zifarius weder von den Auseinanderfehungs- Behörden, noch von der K. Forſt⸗ 
Verwaltung, oder von irgend einer anderen Seite her ein erhebliches praftifches 
Bedürfniß in diefer Beziehung geltend gemacht worden iſt, nach ber Wiſſenſchaſt 
der Kommiffions: Mitglieder jene Berechtigungen auch als wirkliche Dienftbarfeit vers 
hiltnigmäßig felten vorfonımen, die Theerfchwelerei: Beredhtigung meiſt auf Aneigs 
nung der Kiehnſtubben gerichtet ift, und dann ale Servitut zur Mitbenugung bes 
Holzes zur Ablöfung gelangt, die anderen beiden Nußungen aber in der Regel ale 
Aebennugungen anderer Servituten erfcheinen und in Verbindung mit diefen auf: 
gehoben werden Fönnen, fo beharrte man in der Anfiht, dag es der Aufführung 
gedachter Grundgerechtigkeiten hier nicht beduͤrfe. 

b) Bei Art. 2. wurde zur Sprache gebracht, daß nach deſſen Faſſung der 
Antrag auf Theilung nicht bloß den Beſitzern von Grundſtücken zuſtehe, welchen 
ein Antheil an dem betr. Torfmoore als ideelles Pertinenz gebühre, ſondern auch 
ſolchen Miteigenthümern, welche ihren Antheil aus der Eigenſchaft als Mit⸗Erben, 
ans einem Societaͤts-⸗Verhaͤlmiſſe u. d. m. herleiten. Dies hinderte aber nicht, den 
Beſchluß zu ſaſſen, der. K. zu empfehlen, auch dem Art. 2. ohne Abänderung bie 
Juftimmung zu ertheilen. 


IV. Spezielle Erläuterungen zu $6. 2. und 3. der Gem. Th. Ordn. 
und Art. 1. und 2. des Ergänz. Gef. 

1) Zum ©. 2. der Gem. Tb. 0. 

a) Das Borfommen von Weideberechtigungen und ten übrigen im 
f. 2. ter Gem. Th. Oirdn. bezeichneten Rechten bei Aedern, Wiefen u.f.w. 
begründet den Antrag auf Aufhebung der Gemeinheit eben fowohl dann, 
welche folche Gerechtfame auf einem Dienftbarkeitsrechte beruhen, wie 
dann, wenn fle aus einem gemeinfchaftlichen Eigenthume hervor- 


Erfannt von dem Ob. Trib. unterm 41. Dec, 1851.  (Ariidıe, Re6 
Reviſ. Kolleg. Bd. 5 ©. 36.) 
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Dabet ift darauf. hinzuweifen, daß diefer Grundfag Feine Anwendung 
findet auf die im Art. 1. des Ergänz. Gef. v 2. März 1850 aufgeführten 
Berechtigungen, welche vielmehr nur aldtann nach ten Vorfchriften der 
Gem. Theil. Ordn. ſelbſtſtaͤndig ablösbar find, wenn fie auf einer 
Dienftbarfeit beruhen. Iſt dies nicht der Ball, fo finden darauf nur vie 
Vorfchriften ter Gem. Theil. Oron. 68. 142. u. 165. und ter V. v. 
30. Juni 1834 6. 8. Anwendung. 

b) Die durch Vertrag eingeräumte Befugniß, fich zur Erlangung tes 
nöthigen Brennholzes in die Königlichen Borften einzumiethen, iſt 
nach der Holzes, Maſt⸗ und Jagd⸗Ordn. für die Mittel», Alte, Neu» und 
Uckermark v. 20. Mai 1720 (C. C. March. Tom. IV. p. 683) und ver 
Dekl. wegen ver Einmiethe zum Raff⸗ und Lefeholzholen aus ten König» 
lichen Borften in der Kur- und Neumark v. 18. Aug. 1806 (Rabe's 
Samml. Bd.8. ©. 652) für eine Grundgerechtigkeit nicht anzu» 
feben und unterliegt daher auch nicht ver Ablöfung nad) Maaßgabe der 
Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821. 

Erfannt von dem Ob. Trib. per sent. v. 25. Sept. 1851, ta ein 
ſolches Necht für ein bloßes Miethsverhältniß, nicht aber für eine 
Dienftbarfeit, wie fte der $. 2. der Gem. Th. DO. bezeichne, zu erachten 
fei.2) (Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 5 S. 390—392 und Gnticheir. des 
Db. Trib. Bd. 21. ©. 288). 

c) Das Recht bäuerliher Wirthe, Brenn« und Bauholz aus dem gutd- 
berrlihen Walde zu einen billigeren Preife vor Fremden zu Faufen, ifl 
eine Abloösbare Grundgerechtigkeit und Fein bloßes Vorkaufsrecht. 

Angenommen von dem Revifiond-Kollegium für, K. ©. per 
sent. v. 16. Mai 1846 (und fpäter mehrfah) und von dem Ob. Trib. 

er sent. v. 3. März 1847, weil dies Recht für eine Vorftberechtigung zum 

itgenuffe des Holzes und daher. vem $. 2. der Gem. Th. O. unterworfen 
fei.2) (Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 2 ©. 209— 211, vergl. Präj. Samml. 
defielb. ©. 26. Nr. 13). 

d) In einem bei dem Revif. Kolleg. für L. K. S. entfchiedenen (nicht 
veröffentlichten) Kalle, war ver Ablöfung des auf einem Walpftüde eines 
Mittergutes laftenden, dem Nittergute allein, mit Ausſchluß ſelbſt tes 
Eigenthümers veffelben zuſtehenden Holznutzungsrechtes nebſt der Bes 
fugniß zur Holzkultur und Schonung, deshalb widerſprochen, weil nur ſolche 
Forſtberechtigungen, welche in einem Mitgenuſſe zum Holze beſtehen, im 
Wege des Gemeinheitö-Theilungs- Verfahrens nach $. 2. ter Gem. Ih. DO. 


1) Das Revif. Kolleg. für L. K. ©. hatte in dem (buch dies Urtel ab: 
eänderten) Erf. v. 18. Okt. 1850 das Gegentbeil angenemmen und ausge: 
brt, daß nach $. 5. der alleg. Forſt⸗O. und nach dem Gingange und $. 1. ter 

alleg. Dekl. anzunehmen fel, daß vergl. Heibemiethern eine, auf ihre Befißnachfelger 
übergehende, Forſtberechtigung zum Mitgenuffe des Holzes in der Königl. Heide, 
und femit eine ablöslihe Grundgerechtigfeit (R.LE.R. I. 22. 8. 12.) zuitche. 
(Zeitichr. a. a. O. S. 387 — 359). — In dem Erf. v. 30. Oft. 1816 bat das 
Revif. Kolleg. ausgeführt, dag, wenn eine Holsgerechtigfeit urfundlich gegen 
eine beſtimmte Eeldabgabe verliehen worden, dies Verbältnig Feine bloße Pacht 
fei, und die Borfchriften wegen der fogen. Heidemiethe darauf nicht anzuwenden 
feien. (Beitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 3. S. 188—196). 

Vergl. auch die Abhandlung über die Brennholg:Gerechtiame der fegen. Amts⸗ 
untertbanen (DomainensBauern) in den fisfal. Forſten, in der Zeitfchr. des Nevif. 
Kolleg. Br. 5. S. 469—481. 

2) Die allegirten Praäjud. bebanteln zugleich die Grundfäge über die Moda⸗ 
Iitäten der Ausübung jenes Rechtes und über defien Ablöfung. — Bergl. auch 
die Grläut. zum $. 168. der Gem. Th. ©. 
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zur Aufbebung gelangen fönnten. Das Holznutzungsrecht war vermöge‘ 
einer Urkunde vom Eigenthume getrennt und als ein felbftfländiges Recht 
einem Dritten eingeräumt worden, Das Reviſ. Kolleg. erachtete durch 
feine Entfcheitung v. 13. Nov. 1853 die Abldfung dieſes ausfchlieglichen 
Holzungdrechtes für zuläffig, indem daſſelbe unter den Begriff der Grund⸗ 
gererhtigfeiten (Servitute) fale und die Worte. im 6. 2. a. a. O. „Mit⸗ 
genuß zum Holze* ihrem Sinne nad auf jede gemeinfchaftliche Be⸗ 
nugung binfichtlich ver Begenflände der Gem. Th. DO. bezogen werden 
müßten. (Acta des Reviſ. Kolleg, Sachſen, ©. Nr. 42.) 

e) Die in den vormals Sachſiſchen Landestheilen vorfommende kon⸗ 
traktliche Verpflichtung des Fiskus: „das zum Bergbau nöthige Holz, fo 
viel auf unfern eigenen Hölzgern zu erlangen, denen Beſitzern derer Bergwerke 
und ihren Mitgewerfen vor Bremden um billigen Preis zufommen laffen 
zu wollen,“ — ift für eine den leßteren zuftebende Orundgerechtigfett, 
auf deren Ablöfung die Berechtigten anzutragen berechtiget feien, nicht zu 
achten. 

Sp erfannt von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 22. Oft. 1850. 
(Entih. Br. 20 ©. 476—486, Präj. Nr. 2252.) 

2) Zum |. 3. der Gem. Th. ©. 

Durch die Beflimmung des $. 3. ift jever Zwang zur Zufammenlegung 
ſervitutfreier, in Feiner Gemeinbeit befindlichen, wenn gleich vermengt mit 
ftemden Beftgthümern liegenden Grundſtücke audgefchloffen, falls der Eigen» 
thümer der freien Grundſtücke folche nicht felbft zum Umtauſche anbietet 
und folche in den Auseinanverfegungsplan der in der Gemeinheit befind« 
lichen Intereffenten paffen. (Dönniges Landes » Kultur. Gefeßgebuug Bd. 2. 
6. 401) - 


3) Zum Art. 1. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850. 

2) Zu Nr. 1. des Art. 1. (Berechtigung zur Oräferei und zur Nutzung 
son Schilf, Rohr oder Binfen betr.) 

a — des Ergänz. Gef. (f. die Erläut. zum $. 31. der GOem. 
2. O. Zuf. 3. 

b) Zu Mr. 2. des Urt. 1. (Berechtigung zum Krauten betr.) 

— rn Art. 3. des Erginz. Gef. (f. die Erläut. zum $. 31. der Gem. 
b. O., Zuf. 3.) 

ec) Zu Nr. 3. des Art. 1. (Berechtigung zum Nachrechen und Stop» 
pelharken betr.) 

Bergl. Art. 3. und 4. des Ergänz. Gef. (f. die Erläut. zum $. 31. der 
Gem. Th. O., Zuf. 3.) 

d) Zu Nr. 6. des Art. 1. (Berechtigung zum Harzfcharren betr.) 

a) Ueber die Grundſätze, nach welchen die Abfindung für bie 
Berechtigung zum Harzfcharren zu bemefien, disponirt der Art. 5. 
des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850,:) deſſen Entſtehungsgeſchichte 
taber Hier mitzutbeilen ift. 

Derfelbe ift von den Kammern unverändert nach dem Vorſchlage des 
Regier. Entmw. angenommen worden. 

4. Die Motive des Teßteren lauten dahin: 

Bei der Ausübung des Rechts zum Harzicharren werben häufig die Grenzen 
ver Bolizeigefepe überfchritten.. Um zu verhüten, daß die unerlaubte Ausbehnung 
der Rugung einen Einfluß auf die Werthſchätzung des Rechts äußere, erfcheint es 
nethwendig, eine dem $. 140. der Gem. Th. D. entiprechende Vorſchrift in den 
Gutiwurf aufzunehmen. 

Da die Befugniß zum Harzfharren außer aller Beziehung zur Landwirthfchaft 





1) Vergl. in Bb. I. ©. 329. 
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fleht, fo darf es weber tem Berechtigten zugemuthet werben, fich für dieſelbe durch 
Land abfinden zu laffen, noch kann man von dem belafteten Waldbeſitzer verlans 
gen, daß er für tie Befreiung von biefer Dienftbarkeit einen Theil feines Grunds 
eigenthums abtrete. Daher läßt füch die Zwangsentfchädigung nur in Rente ober 
Kapital neormiren. 


B. Die Kommiffton ver II. Kammer empfahl tie unveränverte 
Annahme ohne weitere Bemerfungen!), welche auch von der II. Kammer 
befchloffen wurde. (Stenogr. Ber. der II. K. 1548, Br. 3. ©. 1591 u. 1601). 

C. Die Kommifftion ter I. Kammer trug gleichfalls auf unver 
änderte Annahme des Art. 5. an, indem fie bemerkte: 


Bei Art. 5. fiel es zwar auf, daß bier der Werth der Berechtigung nur 
nach temjenigen Nuben bemeflen werden ſoll, welcden tie Ausübung berfelben 
bei Beobachtung der Forſt-Polizeigeſetze zu gewähren vermag, während 
biefelbe Vorausfeßung auch bei allen anderen orftberechtigungen eintritt. 

In Betracht indefien, daß bei dieſer Berechtigung vorzugsweiſe eine Bes 
fchränfung auf tie von den Ferſt⸗Polizeigeſetzen angeordneten Grenzen unerläglic 
iR und nur für die in dieſen Grenzen mögliche Nutzung Entſchädigung gewährt 
werden Fann, glaubt tie Kom. die befondere Hinweiſung auf die Forſt⸗Polizeigeſete 
nicht als unguläffig bezeichnen zu müflen und trägt auf Annahme des Art. 5. an. 


Die I. Kammer ift dieſem Antrage beigetreten. (Stenogr. Ber. ber 
1. 8. 1848, Br. 5 ©. 2652 u. 2657). 

B) Ueber das Berbot des unbefugten Harzfcharrens, vergl. v. Nännes 
Domalnen-, Borfl- und Jagdweſen (hl. IX. Abth. I. diefes Werfes) ©. 
786 ff., 812, 816, 817. 

e) Zu Nr. 7. de8 Art. 1. (Berechtigung zur Bifcherei in ſtehenden 
oder fließenden Privatwäaͤſſern betr.) 

@) Leber die Orundfäge, nach welchen die Aufhebung ver Fifches 
rei⸗Gerechtigkeiten ftatthaft fein fol, disponirt der Art. 6. des Ergän;. 
Geſ. v. 2. März 1850,2) deſſen Entflebungsgefhichte bier mitzu- 

theilen ift. 

Derfelbe ift wörtlich in der Baffung des Regier. Entw. von ven 
Kammern angenommen worden. (Stenogr. Ber. der II. K. 1835, Bd. 3. 
©. 1601 u. der I. K. Bd. 5. ©. 2657). 

A. Die Motive des Regier. Entw. zum Art. 6. Tauten dahin: 

Das Vorfluths⸗Ed. v. 15. Nov. 1811, das G. v. 28. Febr. 1843 und die 
Fifcherei: DOrbn. für die Provinzen Bofen und Breußen v. 7. März 1845 enthals 
ten Beflimmungen über tie Ermittelung der Bntfchädigung des Fifchereiberechtigten 
für tie Aufhebung cder Beeinträchtigung feines Rechts durch Entwällerungen eder 
Bewäflerungs: und andere Anlagen. Bine Abänterung dieſer Berfchriften für 
diejenigen Bälle, auf welce fie berechnet find, kann nicht in Vorfchlag gebracht 
werden, weil fie an fich ihren Zwed erfüllen und weil fie in Verbindung mit ans 
deren Grörterungen zur Unwendung kommen, ein Herausreißen berfelben deshalb 
das übrige damit im Zufammenhange flehende Verfahren flören würde. 

Dagegen tritt überall, wo tie Ablöfung ter Fifchereiberechtigung felbAfländig 
vorgenommen wird, das gewöhnliche Verfahren vor ten Auseinanderſetzungs⸗ 
Bebörden ein, und für tiefes bedarf es der Brtheilung einer Vorſchrift über die 
Art der Feſtſtellung der dem Berechtigten zufomnenden Abfintung. Bel ber 
außererdentlichen Berfchiedenartigkeit der Erträge der Zifchereien läßt ſich jedech 
feine andere allgemeine Borfchrift geben, ale daß ber Reinertrag der Berechtigung 
in jedem einzelnen alle durch Sachverfländige zu fchägen iſt, welche tarauf bins 
zuweifen find, daß fie für ihr Gutachten in der Höhe des Nugens, den das Recht 
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1) Vergl. den Bericht der Kom. der I. K. zu den Art. 4. und 5. des Er⸗ 
gänz. Gef. v. 2. März 1850 zum $. 31. der Sem. Th. O., Zuf. II. sub B. (I. 
unten). 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 329, 
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burchfchmitttich in den lebten 10 Jahren wirklich gewährt hat, einen Anhalt finden 
werben. 

Aus ter Natur des Rechts und aus den zum Art. 5. angeführten Gründen 
ergiebt fih ven ſelbſt, daß tie gefepliche Entſchädigung für cine Fifchereiberechtis 
gung nur in Rente oder Kapital beiteben fann. 

Es if aber bei der Ablöfung der Fiſchereiberechtigung noch die Cigenthümlichkeit 
zu berüdfichtigen, daß tie Ausübung des Rechtes tie Anfchaffung vieler zum Theil 
wertbuellee Serätbfchaften erfordert, weldhe mit dem Wegfalle des Rechts nicht 
allein für den Befiger unbrauchbar werden, fondern auch oft ſchwer und nur mit 
Perluft verkauft werden fönnen. Sollte der Berechtigte, deſſen Necht auf den 
Antrag des Belafteten aufgehoben wird, für tiefen Ausfall feinen Erſatz erhalten, 
fo würte ihm mittelbar ein Theil der ihm zufommenden Abfindung wieder entzogen 
werden, und er alfo nicht vellfläntig entfchätigt fein. Um biefem Uebelftante 
scezubeugen, IR in dem Entwurfe dem Berechtigten, falls cr Provokat ift, Die 
Befugnis beigelegt worden, tie Uchernahme feiner Fifchereis Geräthe, foweit fie 
necb brauchbar find, gegen Erſatz ihres Werthes von dem Belafteten zu fordern. 
Denn jedoch der Berechtigte fich den erwähnten Nachtheil badurch, daß er auf 
Ablöfung provozirt, ſelbſt zuzieht, fo kann ihm eine ſolche Begünftigung nicht zu 
Theil werden, vielmehr if tann anzunehmen, daß der Vortheil, welchen er aus 


der Ablöfung erwartet, den Verluſt am Werthe der KFifcherei :@eräthfchaften aus: 
gleicht. 


B. Der Bericht der Kommiffton ter II Kammer fpricht fich in 
folgenter Art aus: 


Bei dem Art. 6. wurden zum zweiten Saz deſſelben folgende Zufäße bes 
antragt: 


Bei Ermittelung des Nubens ift insbefondere in Rücklicht zu nehmen: 
a) der Konfumtionswerth, welchen tie Nugung der Bifcherei dem Berech⸗ 
tigten ſelbſt gewährt bat, 
b) der aus tem gewerblichen Betreiben derfelben entflandene Vortheil. 

Die auf ten Betrieb der Bifcherei verwendete Arbeit ift nur dann in Abzug 
w bringen, wenn der Berechtigte deu lokalen Berhältniffen nach Gelegenheit hat, 
ih andern Arbeitsverbienft zu verfchaffen. — 

Zur Unterflüßung berfelben wurde angeführt, dag in vielen Fällen bie 
Fichereis Berechtigung zugleich die Mittel tarbiete, dem Berechtigten und feiner 
Familie die gu ihrer Ernährung erforderlichen Mahlzeiten zu gewähren, und tabei 
gerate diejenigen Sorten von Fiſchen verwendet würden, dereu Berfaufspreife mit 
ihtem Konfumtionswerth in gar feinem Verhältnis fländen, der Lebtere müfle da⸗ 
br bei Feſtſtellung des jährlichen Neinertrages befonders berüdlichtigt werben. 
Daſſelbe gelte Hinfichtlich der Vortheile, welche dem Berechtigten daraus ers 


wüchfen, daß er feine Berechtigung gemwsrbsmäßig betreiben fünne und dadurch die 
Ansicht Habe: 


a) durch Geſchicklichkeit und Fleiß den Nuben der Berechtigung zu erhöhen; 

b) durch angemefiene Behandlung feiner Berechtigung, namentlich durch tems 
poraire Schonung der Fifcherei, feinen Gewinn um viele ‘Prozente zu vers 
mehren. 


Gerade der Ichtere Vortheil würde Fünftig den Belafteten allein zu Oute 
lemmen, und könne fonach bei Begutachtung des jährlichen Meinertrages einer 
difhereiberechtigung nicht außer Acht gelaffen werben. 


Die Kom. war jedoch In ihrer Majorität der Anficht: 
daß, da das Alin. 2. des Art. 6. ausbrüdlich feftfege, es folle ber jährliche 
Reinertrag der Fiichereiberechtigungen in ®Privatgewäflern lediglich durch 
das Butachten Sachverftändiger feftgeftellt werden; es auch in jedem bes 
fondern Falle Sache diefer Sachverſtaͤndigen fein werde und müfle, auf bie 
jevesmal vorliegenden befonderen lofalen Berhältnifie gebührende Rüdficht 
u nehmen, und danach ihren Ausfpruch über den wahren Neinerirag der 
Berechti ung zu normiren. — Beftimmte für alle Bälle pafiende Regeln 
ließen fich Hier gar nicht aufftellen, und ba überall der wirklich aus ver 
Fiſcherei gezogene Nupen berürffichtigt werben müfle, fo werde auch bei \ebem 
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einzelnen Spezialfall zu beurtheilen fein, werin dieſer Nutzen überhaupt 
beftanden habe; es wurden hiernach bie beantragten Zufäge verivorfen. — 
Segen den erften und britten Sag des Art. wurde von feiner Seite etwas 
erinnert, und die Kom. empfiehlt hiernach tie umveränderte Annahme bes 
Art. 6. 


C. Die Kommiffion ter I. Kammer bat fich über den Art. 6. fol 
gentermaaßen geäußert: 

Im Art. 6. hielt man das lebte Alin. für eine Abweichung von den fonfligen 
Prinzipien der Gemeinheitstheilungs-Geſetze, welche jedoch mit Rüdfidht darauf 
gerechtfertigt gefunden ward, daß ber cft zu den bürftigften Klafien gehörige Bes 
techtigte nach Aufhebung feines Rechtes häufig von dem Fifcherei-@eräthe feinen 
Gebrauch mehr wird machen fünnen, während daffelbe dem Belafteten nach ber 
Ablöfung in der Regel zu Statten fommt. 

Deshalb fchlägt auch hier die Kom. unveränterte Annahnıe bes. Art. 6. ver. 


6) Vergl. in Betreff ter Aufhebung der Sifcherei- Berechtigung bei Ge 
legenheit ter Ent⸗ over Bewäfferung das Vorfluths⸗Ed. v. 15. Nob. 
1811 66. 31. u. 32. (©. ©. 1811, ©. 352) und das Gef. v. 28. Febr. 1843 
über die Benugung der Privatflüffe, $$. 1., 12., 18., 45—48. (cf. ©. 1843 
©. 41) und die Erläut. dazu (f. unten in Th. IV. Abth J. u. II.) 

Vergl. die (im Art. 6. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 in Bezug 
genommen) Fifcherei- Oron. v. 7. März 1845 a) für die Provinz Pofen 
in ter ©. ©. 1845, ©. 107 und b) für tie Binnengemäffer der Provinz 
Preußen, aa. O. ©. 114. 

y) Der Rechtsgrund und ter Negalitätd-Charakter einer Fiſcherei⸗GSer⸗ 
vitut ſtehen ver Abloͤsbarkeit derfelben nicht entgegen. 

Erfannt von dem MRevifiondsKolleg. für L. K. ©. unterm 2. Sept. 
1851. | 

Zwar zähle das Erg.-Geſ. v. 2. März 1350 nur bie Kifchereirechte in 
ſtehenden und fließenden Brivat:&ewäflern, und auch diefe nur, fofern fie auf 
einer Dienfkbarfeit beruhen, zu den nach den Grundſätzen ber Gem. Th. O. 
felbftändig ablösbaren Berechtigungen; allein der Begriff eines öffentlichen 
Fluſſes im Gegenſatze zu einem Privatgewälfer beflimme fich nicht durch 
das Subjekt und die perfönliche igenfchaft des Eigenthümers, fondern durch die 
gegenftändliche Natur und Befchaffenheit des Gewäflers. Cine austrüdliche Definis 
tion enthalte das A. L. R. nicht, hingegen an mehreren Stellen, fowohl im M⸗ 
fon. 6. Tit. 9. Th. I., als im Nbfchn. 2. Tit. 15. TH. II. die Bezeichnung ven 
öffentlichen und Privatflüfen und es ergebe ſich aus den an $. 38. Tit, 19. 
Th. 11. fich anreibenden Befimmungen über tie verfchiedenen Rechtes und 
Nubungs: Verbältniffe der einen cher der anderen, daß das Geſetz nur ſolche 
Gtröme, deren Nugungen es zu den Negalien des Staates zählt, als öffent 
liche betrachte. Das feien aber nach $. 38. a. a. O. zuvörberit folche Fluüͤſſe, 
welche von Natur ichiffbar find. Sodann könne freilich der Staat durch Schiff 
barmarhung von Privatflüffen auch diefe Gewäfler in öffentliche verwandeln; end⸗ 
lich unterliege es feinem Zweifel, daß ein vom Staate neu angelegter, zur Schiff 
fahrt beflimmter Kanal die Natur eines öffentlichen Gewäflers annimmt. Es fe 
jedoch allein die im $. 35. a. a. D. bezeichnete objektive Gigenfhaft, welche dem 
Gewaͤſſer tiefe öffentliche Natur verleiht, nicht der an fich zufällige Umſtand, eb 
fi, leßteres im Beiip und Bigenthum des Fiskus oder eines Privatmannes befins 
det. Als öffentlich bezeichne das Geſetz einen feihen Strom deshalb, weil dies 
jenige Hauptnugung, durch weldıe Tas Regalitätsrecht des Staates laut $. 37. 
a. a. D. begründet ift, zufolge $. 47. a. a. D. jedem freifteht. In demfelben 
Sinne rechne auch das gemeine — Römifhe — Recht die größeren Flüſſe zu. den 
res publicae, indem der Gebrauch derfelben jetem Bürger geftattet war. (Cfr. 
Thibaut, Syſtem des Pandekt. Rechts, 5. Ausg. Th. I. $. 332.) Davon feien 
diejenigen Vermögens» Objekte des Staates, teren Gebrauch und Benutzung nic 
jedem Gemeindegliede oder Unterthanen freiſteht, deren Binfünfte vielmehr nur 
ur Staatékaſſe fliegen und zur Merwendung für allgemeine Staatszmede befimmt 

nd, — dae patrimonium civitatis — (Thibaut a. a. O., Makeldey's Roͤm. Recht, 
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$. 157.), welche das 9. L. R. unter dem: „Yisfus“ und insbefondere unter „ben 
Domainen“ begreift ($. 1. und $. 11. Tit. 14. Th. II.), wohl zu unterfcheiden. 
Darunter Fönnten auch Bäche und andere Feine Gewäſſer begriffen fein, welche 
in tem chigen Sinne nidıt res publicae fint und die daher im Gegenſatz zu tie: 
fen unter der im Art. 1. des Ergänz.⸗Geſ. zur Gem. Th. O. v. 2. März 1550 
gedachten Brivatgewäflern mitverflanden werden, auf welche die Gem. Th. D. eben 
fe gut, wie auf andere mit ablösbaren Servituten belaftete Grundflüde Anwen 
dung Äinde. 

Wie übrigens der Staat das Recht habe, Privatflüffe in öffentliche zu ver: 
wandeln, fo Hehe ihm aud umgefehrt die Befugniß zu, einen fo gefchaffenen 
öffentlichen Strom, defien Schiffbarfeit dem gemeinen Beten nicht mehr entfpricht, 
wieder aufzugeben. Ueber die Trage der Ablöfung von Dienfibarfeiten, wie über 
Beſchaffenheit und Werth der Ablöfungsgegenflände entfcheide im Allgemeinen ber 
gegenwärtige Zuſtand zur Zeit der Auseinanderfegung. (Zeitfchr. des Reviſ.⸗Kolleg. 
D. 4. ©. 344 ff. u. Präj. Samml. deſſelb. S. 22, Nr. 5.) 


Vergl. auch unten sub g. 

9%) Auf Bifchereien in gemeinfchaftlich befeffenen Seen finden 
vie Deflimmungen des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 Feine Anwendung. 
(Bulfen, die neuen Agrargefege, S. 255 Anm.) 

f) Zu Nr. 8. des Art. 1. (Berechtigung zur Torfnugung betr.) 

Vergl. Art. 4. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850. 

g) Zum Schlußfage des Art. 1. (ad verba: „auf einer Dienfl« 
barkeit beruben).“ 

Das Erg. Gef. v. 2. März 1350 findet auch auf die den Mebiatifizten 
th Staatöverträge Überwiefenen. und garantirten Gerechtigkeiten An» 
wendung. 

Angenommen von dem Revifions=- Kollegium für &. K. ©. per 
sent. v. 2. Sept. 1851. ' 


Die Gründe diefer Entfcheidung bemerken: 


Der Art. XIV. der BunbessAfte v. 8. Juni 1815 beflimmt hierher gehörig 
me: daß den im 3. 1806 und ſeitdem mittelbar gewordenen ehemaligen Reiche- 
känden in Rückſicht ihrer Befigungen alle die Rechte und Vorzüge zugefichert wers 
‚ven oder bleiben, welche aus ihfem Gigenthbum und beffen ungeflörten Genuß ber: 
rühren und nicht zur Staatsgewalt und den höheren Regierungsrechten gehören 
(9.65. 1815, ©. 105) und $. 3. der B. v. 21. Juni ej. a., dab fie nicht nur 
bei dem Befis ihrer fänmtlichen Domainen und davon herrührenden Binfünfte 
geſchügt, fondern daß auch die direkten Steuern ihnen belaffen werben follen 

©. 107 a. a. D.). Sodann befagt die Infruft. wegen Ausführung des Er. v. 
1. Imi 1815, v. 30. Mai 1820 (©. S. 1820, ©. 81), übereinftimmend mit 
6.5. jenes Ep. in ihrem $. 23.: „den Standesherren bleibt in ihren flandess 
herrlichen Bezirken die Benupung jeber Art der Jagd- und Fifchereigerechtigfeit, 
der Bergwerke ıc., vorbehaltlich des Verkaufs (der Metalle) ıc.” ; endlich Art. LXIII. 
der unterm 24. Juni 1820 (G. ©. 1820, ©. 113, 127) publizirten Wiener 
Schluß⸗Akte: „wie der Bundesverfammlung obliege, auf die genaue und vollſtaͤn⸗ 
dige Erfüllung der Beflimmungen des Art. 14. zu achten.” 

Dadurch wird aber die rechtliche Natur der den vormals Reichsunmittelbaren 
uud zur Reichsftanpfchaft: Bertchtigten für ihre ftandesherrlichen Gebiete beigelegs 
ten Berechtigungen (zur Fifcherei, Jagd, Bergwerken sc.) nicht verändert; fie find 
fein Regal im eminenten Sinne, fein Theil der Regierungsgewalt und der Staates 
gewalt, fondern ein fogen. nieveres Regal, welches den Domainen gleichfteht und 
tas vom Staate abgetreten, aud von Kommunen und Brivatperfonen erworben 
uud befefen werden fann ($. 73. Tit. 15. SS. 24—26. A. ER. II. 14.). Das 
mit ſtimmte das gemeine Deutfche Recht überein, deſſen Grundfäben zufolge, der: 
gleichen niebere und zufällige Hoheitsrechte in allen Fällen der Gefepgebung bes 
Etaates unterworfen Blieben. (Bichhorn, Ein. in das Teutfche Privatrecht, 
33 268. und 266.). Die Preuß. Landeskultur-Gefebgebung hat aber Hinfichtlid 
der Mblösbarkeit, wie der Ablöfungsgrundfäge niemals zwilchen denjenigen Sigens 
thumsbelafungen und Beſchraͤukungen unterfchieden, welche von Privatperionen 
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und Staatsuntertbanen und anderſeits denjenigen, welche vom Fiskus ausgeübt 
worden und welche den Dominiafrechten des Staates entfprachen. Unter tie Gem. 
Th. D. fällt fo gut die Schäfereis und Hütungs Gerechtigkeit eines Staategutes, 
wie die einer Privatbefigung. Der Beifab im Mrt. 1. des Ergänz.⸗Geſ. v. 
2. Maͤrz pr., durch ten tie Ablösbarfeit ter tafelbit genannten Berechtigungen 
dahin beſchränkt wird, „Laß fie auf einer Dienfibarkeit beruhen“ fchließt gegen: 
fäglih und im Hinblick auf $. 2. der Gen. Th. O. v. 7. Juni 1821 nur felde 
im Art. 1. genannte Berechtigungen vom Theilungs: und Ablöfungs Verfahren aus, 
welche auf einem gemeinfchaftlidten oder Gefammt:Eigenthbum beruhen, während e# 
für bie Anwendung ber Gem. Th. D. vollkemmen gleichgültig ift, welchen Rechts— 
fubjeft die Nupungsbefugniffe zufteben und aus welchem Nechteverhältnig, ch aus 
einem Hoheite- oder aus einem Privatbefigrecht diefelben erwachfen find. Dadurch 
wird der Begriff der Dienfibarkeit, als einer Einſchraͤnkung der Dispofitien und 
Benugung fremden Cigenthums (Thibaut, Bandeft. Syſtem, $. 603.) nicht ke 
sührt cder gar aufgehoben; es ift allein die Griſtenz einer Dienftbarkeit, nicht ihr 
Rechts⸗ und Gutflehungsgrund, wovon 8. 2. Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 md 
Art. 1. des Gef. v. 2. März 1850 die Ablösbarfeit abhängig machen. 

Die Frage: eb die den Mediatifirten zuftchenden Rechte der im Art. 1. tes 
G. v. 2. März 1850 gedachten Art von der Ginwirfung ter Preuß. Landesfulturs 
Sefebgebung ausgenommen und derfelben überhaupt nicht unterwerfen feien? muß 
aber verneint werben. Dein felbft eine austrüdliche Staatsgarantie gegen 
eine künftige Ablöſ.⸗Geſetzgebung würde tiefer nicht entgegenftehen, wenn fie zum 
gemeinen Beften des ganzen Lantes, im Fortgange der gefellfchaftlichen Entwides 
lung, nothwentig geworden, fondern allenfalls nur eine befondere @utfchätigungs 
forderung gegen den Staat aus einem fpeziellen Titel zur Folge haben Fönnen. 
Jedoch ergeben auch nicht einmal tie betreff. Geſetze ober Verträge irgend etwas 
von einer folchen Gewährleiftung gegen cine fünftig durch Ablöfungsgefepe etwa 
eintretende Veränterung in den Rechten. Ueberdies invelvirt die Ablöfung nit 
eine Gntziehung bes wohlerworbenen @igenthums ter Berechtigungen, fondern um 
eine im KultursIntereffe gebotene Ummantlung von Rechten gegen andere, nas 
mentlich gegen eine Entichädigung, welche nach 86. 147 — 139. Gem. Th. O. v. 
7. Juni 1521 an deren Stelle tritt. Daß Nugungsbefugniffe ter verliegenten 
Art, ſelbſt wenn fie als niedere Regalien anzufehen gewefen wären, nad tem 
früher geltenden gemeinen Recht der Lanbesgefeßgebung unterworfen blieben, iR 
ſchon erwähnt. Nun find jedoch im Art. XIV. unter c. der Bundes: Mfte v. 
8. Juni 1815, die zur Staatsgewalt und zu den höheren Regierungsrechten ges 
börigen Rechte gegenüber den Cigenthums⸗ und Beligrechten der Metiatifirten 
ausdrücklich verbehalten und zu jenen Majeftitsrechten tes Staate gehörte nad 
6. 6. des A. L. R. 11. 13. auch tie Geſetzgebung. Ueberdies wird im $. 5. ber 
B. v. 21. Juni 1815 (G. ©. 1815, ©. 107) in Betreff tes Vorbehalte wegea 
Benusung der Jagden aller Art ıc. beftimmt, daß fie fih ten Anorbuungen des 
Gtaats fügen müflen und verweift auch $. 23. der Inflr. v. 30. Mai 1620 (G. €. 
1820, ©. 88) bei der ihnen zuſtehenden Jagd⸗ und Fiſcherei⸗Gerechtigkeit ıc., anf 
die Landesgefepe und die für deren Ausführung ergebenden höheren Anortnungen. 
Endlich beftimmt tie Berfaffung des Preuß. Staates v. 31. Jan. 1850 Art 3. 
daß Standesverrechte nicht ſtattfinden und alle Preußen vor dem Gefege glei 
find, wobei Art. 42. die Ablösharfeit ter Grundlaften nadı näherer Ausführung 
in befonderen Geſetzen gemwährleiftete und tie Art. 62. mit Art. 83. und 106. feſt⸗ 
feßen, was zu allgemein verpflichtenten Geſetzen erferterlih, wie in tiefer Be 
iehung tie ganze Natien, alfo einschließlich ter Mrdiatiirten vertreten werde und 
n welcher Weife Gefepe verbintlich werben. (Zeitſchr. des Nerif.sKolleg., Br. 4. 
©. 314 f. u. Präj. Samml. teffelb. S. 22, Nr. 5.) 

V. Ueber die Brage: ob und in wiefern die Llebertragung der Grund⸗ 
gerechtigfeiten von einem berechtigten Grundſtücke auf das antere zus 
Täffig fei? vergl. Bd. II. Abth. JI. S. 143— 144, wobei noch zu bemerken, taß das . 
Juftigzmin. in vem R. v. 30. Aug. 1824 (v. K. Jabrb. Br. 24 ©. 254) 
die Anficht audgefprochen Lat, daß eine Uebertragung diefer Art nur mit 
Einwilligung tes Eigenthümeirs des verpflichteten Gutes zuläfftg fei. — 
Das Revifions- Kollegium für L. 8. S. bat in tiefer Beriebung (in 
dem Erk. v. 29. Dec. 1852) angenommen, daß Grundgerechtigfeiten, welche 


Zum 8. 4. 


Der 6. 4. befeitiget eines Theils den Zwang zur Aufhebung der 
inheit, intem folhe nur auf Antrag eine® oder mehrerer Inte» 
ten flattfinten foll;1) anderen Theils giebt terfelbe auch einzelnen 
seffenten vie Befugniß, auf Gemeinheitötheilung anzutragen. 

. Die Befugniß ter einzelnen Intereffenten zur Provofation auf Ge— 
eindıheilung ift temnächft erheblich befchränft worden, 


) Die 8. D. 9. 14. Juni 1828 ermächtigte den Minifter des Innern 
iforiſch: 


w Witerfpruche ter Provokaten einſtweilen und bis zur anderweiten geſeß⸗ 
Bekimmung, der Ginleitung der Separation Anftand zu geben, wenn nicht 
ierte Theil der Intereifenten (nach den gefeplichen Theilnchmungss 
ı angefchlagen) darauf anträgt oder feine Zuflimmung dazu eriheilt; es 
denn, taß tie von einer geringern Zahl von Theilnehmern ertrahirten oder 
Igten Separationen, ohne befondern Nachtheil für die übrigen Intereffenten 
berwiegenten Kultur s VBortheilen für die Ausſcheidenden ausgeführt werben 
n. i 


ungleich ordnete dieſe K. O. an: 


ieſe Beſtimmungen auch auf die bereits anhängigen Gemeinheitstheilnngen 
dung finten follten, wenn nicht ſchon Widerſpruch gegen die vorzunehmende 
aanderſetzung erheben, aber rechtokraͤftig verworfen iſt, oder wenn bie Ins 
aten nicht ſchon Uebereinkünfte über das Weſentliche des Geſchäfts, über 
jehmungsrechte, Ausgleichungsgrundſätze und Planlagen geſchloſſen haben, 
venn nicht in Folge des gemachten Antrages, die Vermeſſung bereits we⸗ 
h fortgefchritten iſt.) (N. XII. 364. u. Jahrb. XXXI. 271.) 


) Bon biefer Regel find indeg einige Ausnahmen feflgefeht worben: 

ı) Die B. v. 27. Juli 1803 wegen Berleihbung des Bigenthums von den 
bRüden der IJZmmetiats@infaffen in den Domainen von Oſtpreußen, Litthauen 
Behpreußen (f. in Bd. I. S. 243) beflimmt im $. 11., dag die Dorfichafs 
welche durch die vorangegangenen Kriegstrangfale veröbei waren, aus ber 


inbeit zu fegen, und daß wenn dies nicht nach dem eigenen Entſchluſſe der 
ahoftasr hinnen IN Aahren nstchähs Yir Aantoa c Malissi -Mohärhen horschiiat 
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Diefe K. O. wurde indeß nicht publicirt, fondern nur ten Auseinander⸗ 
fegung®s und den Juſtiz-⸗Behoͤrden (durch die R. des Min. des Innern dv. 
23. Juni 1828 und der 3. v. 10. Juli 1823) hefannt gemacht. !) 


2) Unterm 28, Juli 1838 erging biernähft Die (in ver K. O. v. 14. 
Juni 1828 vorbehaltene) definitive DB. über vie Befchränfung des Pros 
vöfationdrechtd auf Gemeinheitstheilungen.?) (G. ©. 1838, ©. 429). 


Diefe B. macht die Zuläffigfeit Der Gemeinbeitötheilungen von der Zu- 
ſtimmung eined Biertheils, beziehungdweife der Majorität Der Intereffenten, 
nach den Theilnahmerechten berechnet, abhängig. *) 


a) Nach dem R. des Min. des 3. v. 1. Aug. 1829 (an die Gen. Komm. 
zu Berlin) u. v. 10. März u. 4. Sept. 1835 (an die Reg. zu Gumbinnen) follte 
die Bent. Theilung zufolge der K. O. v. 13. Juni 1828 nur geitweife zurüds 
gewiefen und ausgefebt werden. (Dönniges RandessKult. Gef. Bb. 2. S. 402). 

b) Das R. des Min. des 3. v. 7. Juni 1830 erflärte, daß die K. O. v. 
14. Zuni 18528 nur auf die Brovofation der Mitglieder von Dorf- und Stabiger 
meinden Anwendung finde, feinesweges aber tas Provokationsrecht der Dominien 
— beſchraͤnkt ſei. (a. a. O. ©. 402. u. Koch's Agrargeſetzgeb. 1. Ausg 

.8). 
c) Nach dem R. des Din. des I. v. 18. März 1837 (an die Gen. Komm. 
zu Soldin) follte die erwähnte K. D. auch auf die PBrovofation der Pfarren Ans 
wendung finden. ( Dönniges a.a D.). 

d) Das R. des Min. des 3. für Gew. Ang. v. 8. Juli 1837 erläuterte, daß 
die 8. D. keine Anwendung finde, wenn die Intereflenten fich bei der früheren 
Separation und nah dem Erſcheinen der K. O. ausdrüdlich darüber geeinigel 
baben, daß jedem Binzelnen der tamals in Gemeinfchaft verbliebenen Intereſſen⸗ 
ten freiftehen folle, auf Aufhebung dieſer Gemeinfchaft anzutragen, und dies Abs 
kommen in den beftätigten Rezeß aufgenommen worden iſt (v. 8. Ann. Br. 21. ©. 656). 

e) Ueber die Verpflichtung zur Tragung der Koften der auf Grund bet 
K. D. v. 14. Juni 1828 abgelehnten Provofationen bisponirt das R. deſſelb. 
Min. v. 25. Juli 1837 (a. a. D. ©. 697). 


1) Die K. D. v. 26. April 1831 beflimmte, daß die Ordre v. 14. Juni 
41828 außer Anwendung auf tie Weltphälifchen Marfentheilungen bleiben und 
daß es für folche überall bei den PVorfchriften ver Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 
bewenden folle (Ann. Br. 15. S. 309.). 


2) Vergl. in Br. I. ©. 332. 

Durch tiefe B. ift die K. O. v. 14. Juni 1623 für befeitiget zum erads 
ten. (R. des Min. des 3. v. 22. Okt. 1833 an die Gen. Kom. zu Bofen nu. v. 
28. Nov. 1838 an bie Reg. zu Marienwerder, |. in Dönniges Laudes s Kult. 
Geſ. Br. 2. ©. 402.) 


3) a) Die V. v. 28. Juli 1838 if, nach Binholung der Gutachten der Db. 
Bräfidenien, Regierungen, Gen. Kommifiionen u. O. L. Gerichte, und biernäcdk 
der Brovinzialflände, mit Ausnahme der Rheinifchen, ſewie nach wiederholter Ber 
rating im Staatsminiferium und Staaterathe, erlaflen worden. (Acta gen. deb 
Min. des J., Regul. Abl. Sem. Theilungen, Gen. Nr. 52). — Die zum 8ten 
Brov. Landtage verfammelten Preuß. Stände petitienirten unterm 10. April 1549 
um Wiederaufhebung terfelben, welcher Antrag indeß mittelft RandiagesAbfchiches 
v. 30. Dee. 1843 abgelehnt, jedoch tie Grweiterung ter Provofalionsbefugnig in 
Ausficht geftellt wurde, wo fich ein befonderes dringendes Bebürfnis nach den des⸗ 
halb veranlaßten Ermittelungen ergeben werde. (Dönniges Landes⸗Kult. Gef. 
Br. 2. ©. 418). 

b) Ueber tie Berpflihtung der Auseinanderfebßungs s Behdrden, 
auf die Beförderung und Durchführung von Spezial s Scparaticnen mägs 
lichſt hinzuwirken, vergl. das NR. tes Min. bes I. u. d. P. v. 28. Febr. 18541 
(Min. Bl. d. i. V. 1841. ©. 32, Nr. 47., f. in Bd. I. ©. 333). 


⁊ 
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II. Grläuterungen zu der ®. v. 28. Juli 1838 über die Bes 
ſchränkung des Provokationantates auf Gemeinheitsthei— 
ungen. 

1) Zu $$. 1. und 2. der V. v. 28. Juli 1838. 

a) Es ift vie Frage entflanden: ob auch tie zur Gemeinde nicht 
gehörigen Dienftbarfeits» Berechtigten und Belafteten, z. B. Pfarrer und 
Kirchen, von der durch die V. v. 23. Juli 1838 angeordneten Befchränfung 
des Provofationdrechte8 betroffen werden? 

a) Das Min. d. I. bat fih in dem (an die Gen. Komm. zu Berlin 
eslafienen) R. v. 19. Aug. 1839 dahin ausgefprochen, 


tag man bei den 88. 1. u. 2. der DB. v. 28. Zuli 1838 nicht fowohl eine 
fogenannte politifhe Semeinde vor Augen gehabt, ale vielmehr nur bezweckt habe, 
tie Provokation einzelner Individuen zu befchränfen, welche binfichtlich einer bes 
Kimmten Nutzung fich mit mehreren anderen in einem ſocialen Berhältniffe, in 
einer Senofienkbaft befinden, woraus folge, daß Pfarren, Schulen ıc, welche ſich 
mit den Mitgliedern der eigentlichen Dorfgemeinde in einer Hütungsgemeinheit 
befinden, fich auch der den Senoflen dieſer Gefellfchaft auferlegten Betchränfung 
unterwerfen müßten und fich derfelben nicht aus dem Grunde entziehen könnten, 
weil fie nicht gleichzeitig der Dorfgemeinde angehören (Dönniges LandessKult. 
Geſ. Br. 2. ©. 419). 


B) Dönniges hält dieſe Anflcht für unbegründet. 


Zunächſt ergäben die Vorverbandlungen zur V. v. 28. Juli 1838, daß zwar 
in den früheren Entwürfen und Verhandlungen von den Theilnehmern an einer 
Veidegenoftenichaft die Rede fei, tag aber bei der legten Berathung des dem 
Staateminiferium vorgelegten Geſetz⸗Gutwurfs nach Anleitung der K. D. v. 14. 
Juni 1828 die Befchränfung des Provofationsredites ausdrüdlich auf „einzelne 
Mitglieder einer Stadt» oder Dorfgemeinde“, mit Unterfcheibung von 
anderen Genoſſenſchaften, gerichtet worden fei. Im Staatsrathe aber fei über 
den vorgefchlagenen Wegfall jener Worte befonders verhandelt, von diefem Vor⸗ 
fhlage aber unter näherer Bellimmung des $. 2. der B. Abfland genommen wors 
ten, indem nur tie Mitglieder einer Gemeinde, nicht aber andere Genoſſenſchaf⸗ 
ten, von der Beichränfung des Provofationsrechtes betroffen werben follten. 

Abgeſehen hiervon ergebe die Einleit. der V. und die darin enthaltene Hins 
weifung auf die 88. 24. u. 25. der Gem. Th. D., daß die angeorbnete Beſchraͤn⸗ 
tung des Provofationsrechtes fich lebiglih auf Gemeindemitglieder erfirede 
und nicht weiter ausgedehnt werden dürfe, wofür überdieß aud) der $. 2. Mr. 3, 
der B. ſpreche (a. a. D. S. 418-419). " 


y) Die Gen. Komm. zu Berlin bat dagegen (Datum des Erf. kon⸗ 
flirt nicht) angenommen, daß die geifllichen Inftitute, Pfarren, Kirchen ꝛc., 
nicht zu ven fremden Berechtigten gehören, auf deren Antrag eine Spezials 
Separation, abgefehen tavon, ob die Provofanten 4 ter Theilnahmerechte 
befigen, nach $. 2. der V. v. 28. Juli 1838 zur Ausführung kommen muß. 

Denn die geiftlihen Inftitute feien nicht zu den im 6. 2. Nr. 3. der ®. 

achten Berechtigten zu rechnen, und da die geiftlichen Inftitute der Regel nach 
eiinehmer einer jeden, Dorfgemeinde feien, gleichwohl aber (im $. 2.) nicht 
anstrüdlich ale folhe benannt worden, die den Befchräufungen des $. 1. nicht 
unterliegen, fo müfle angenemmen werben, daß es nicht in der Abficht des Geſetz⸗ 
gebers gelegen habe, daß fie unbedingt, und ohne den vierten Theil des Ganzen 
zu beiten, die Aufhebung der Gemeinheit zu verlangen berechtiget fein follen. 
(Gentralbt. für Breuß. Jur. 1841, ©. 1236—1237.) 


b) Das Ergänz. Geſetz v. 2. März 1850 beftimmt im Altn. 2. des 
Art. 13.2), daß dad im |. 2. Nr. 3. ver B. v. 28. Juli 1838 den Rit⸗ 
tesgutsbefigern und ter Domainen= und Vorfiverwaltung hin- 


1) Bergl. in Br. J. ©. 331. 
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fichtlich der Beantragung von Separationen eingeraumte Vorrecht auf- 
gehoben fein follı), daß jedoch bereit eingeleitete Auseinanderſetzungen 
aus viefem Grunde nicht rüdgängig gemacht werten Fönnen 2). 

Das Alin. 1. deſſelben Artifeld erklärt die DB. v. 28. Juli 1838 auch 
für die zur Rheinprovinz gehörigen Kreife Duisburg und Rees, fo- 
wie für das Großherzogthum Pofen und die mit Weitpreußen wie- 
der vereinigten Diftrifte, ven Kulm» und Michelauifchen Kreis und 
das Landgebiet der Stadt Thorn, anwendbar. 

A. Der Art. 13. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 Iautete im Re⸗ 
gierungs-Entw. folgendermanßen: 

1) Alinea 1. wie in dem jegigen Geſetze. 

2) Alinea 2 

Die im $. 2. Ir. 3. der gedachten Berorbn. den Rittergutsbefigern und ber 
Domainen: und Forſt-Verwaltung eingeräumte Befugniß, eine Gemeinheitstheilung, 
die nicht anders als mit Umtaufh von Aderländereien ausgeführt werden kann, 
felbft dann zu verlangen, wenn aud, die Befiker des vierten Theils der Aderlin: 
dereien der Orts-Feldmark, welche durch den Umtauſch betroffen werden, damit nicht 
einveritanden find, wird Hiermit aufgehoben. — Bereits eingeleitete Auseinanders 
feßungen fönnen jedoch aus diefem Grunde nicht rüdgängig gemacht werben. 


Die Motive bemerken dazu: 


Nahdem die V. v. 28. Juli 1838 durch das ©. v. 9. Oft. 18485 auf Weil: 
phalen ausgedehnt worden, liegt fein Grund mehr vor, diefelbe nicht in allen Lan- 
destheilen, in denen die Gemeinheitstheilungs » Ordnung gilt, zur Anwendung qu 
bringen. Die ausdrüdlihe Bezugnahme auf das ©. v. 9. Oft. 1848 empfiehlt 
ſich um deswillen, weil die hier einfchlagende Beſtimmung in diefem übrigens tran: 
fitorifhen Geſetze künftig leicht überfehen werben Fönnte. 

Unter Nr. 3. $. 2. der V. v. 28. Juli 1838 iſt aber tem Domeinen: Fiskus 
und den Rittergutsbefigern ein Borzug eingeräumt worden, welcher mit der in ber 
Verfaſſungs-Urkunde garantirten Gleichheit vor dem Geſetze nicht im Ginklangt 
ſteht. Dieſe Vorſchrift muß deshalb aufgehoben werden. 


B. Die Kommiffion der II. Kammer beantragte tie unveräns 
derte Annahme viefes Art., indem fie fich in ihrem Berichte folgendermaar 
Ben äußerte: 


Mährend die Kom. mit den Beilimmungen des Art. 13. im Allgemeinen fid 
einverftanden erftärte, wurde doch noch von einer Seite gewünfdt, dem Schlußſah 
des Alin. 2. diefes Art. eine antere Baffung zu geben und danach eine Beſeitigung 
bereits eingeleiteter Auseinanderfeßung unter gewiflen Umftänden möglid zu machen, 

Zu diefem Zwede wurde vorgefhlagen, hatt diefes Schlugjages Bolgendes Tem 
Art. hinzuzufügen: 


1) Hierdurch if auch tie Entfcheidung des Reviſ.Kolleg. für L. 8. ©. 
(Datum konſtirt nicht) für antiquirt zu erachten, welde ausgeführt hatte, „daß 
aus der nubebingten Provofationsbefugniß der Domainen und Rittergüter 
noch nicht deren Verpflichtung folge, fich auf felche Provekationen einzulaſſen, 
bei denen die PBrovofanten nur den vierten Theil des den &emeindegliedern ges 
hörigen Ackers befiben.” (Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 2. ©. 165 ff.). 

2) In Berug auf die in dem Art. 13. des Grgänz. Gel. v. 2. März 1850 
(im lebten Sape des Alin. 2.) enthaltene Belimmung, „daß bereits einges 
leitete Auseinanderfegungen aus tiefem Orunde nicht abhängig 
gemacht werden können“, ill behauptet worden, daß diefe Verfchrift in den⸗ 
jenigen Faͤllen nicht Plab greife, wenn bie Gemeinheitstheilung noch flreitig 
gewefen fei. — Das Revif.s Kolleg. für L. K. S. hat indeß in dem (nicht 
veröffentlichten) Erf. v. 30. Nev. 1853 (Acta Weftphalen, L. Nr. 32.) angencem: 
men, daß es genüge, wenn nur die Sinleitung der Provekation ver Publikation 
bes die V. v. 28. Zuli 1838 auf Weſtphalen ausdehnenden Siſtirungs-Geſetzes 
v. 9. Pr 18415 (beziehungeweife des Ergänz. Geſetzes v. 2. Maͤrz 1850) ers 
folgt fei. 


Gemtinheits⸗Th. ©. v. 7. Iunt 1821. ($. 4) 38 


„Bereits eingeleitete Auseinanderfebungen koͤnnen auf Antrag der Beſitzer 
von mehr als 3 der duch den Umtauſch betroffenen Ländereien rüdgängig 
gemacht werben, in fofern nicht bereits die Uebergabe und Befibergreifung 
der dem Umtaufch unterworfenen Grundflüde erfolgt und dadurd eine Ver: 
änderung der wirthſchaftlichen Berhältniffe herbeigeführt it.“ 

Begründet wurde diefer Antrag dur die Entwidelung der Anfiht, dag nicht 
in allen Provinzen des Staats die Beförderung der Gemeinheitstheilungen, befons 
dere wenn damit ein Umtaufch der im Gemenge befindlihen Grundſtücke verbunden 
werte, wünſchenswerth erfcheine und diejenigen fegensreihen Folgen habe, die wohl 
font von ihnen erwartet würden, namentlich fei dies in einzelnen Theilen der weſt⸗ 
den Brovinzen und vorzugsweije bei Separationen ſtädtiſcher Feldmarken der 

Hier, wo der Grundbeſitz einem beitindigen Wechfel durch Veräußerungen 
und Erbſchaften unterliege, gewährten die Separationen, verbunden mit dem Um: 
tauſch und der Zufammenlegung der Grunditüde, nur dem größeren Grundbeliger, 
welchem dadurch die Möglichkeit gegeben fei, feinen Beſitzſtand zu arrondiren, Vor⸗ 
theile, tem Fleineren Grundbefiger nur Nachtheile. Bei ihm ſtänden in der Regel 
die fehr großen Koften folder Auseinanderfegungen in gar feinem Verhältniß mit 
dem Nutzen, weldyer ihm daraus erwacdhfen Fönne; ja es müßte behauptet werden, 
dag ein folder für ihn gar nicht entitehe, indem abgefehen davon, daß er in der 

Regel als Folge einer Separation genöthigt werde, feine ganze Wirthichaftsweife 

ju ändern, für ihn die damit verbundene Umtaufhung und Zufammenlegung des 

Befipftandes von gar feiner Wirkung fei, da eben duch die häufigen Abverfüufe 

und Beräußerung von Grundſtücken diefer Zufammenhang bald wieder befeitigt und 

ſemit der urfprüngliche Zweck doch nicht erreicht werde. 

Diefe Uebelftände Hätten fi in einzelnen Theilen ber weitlihen Provinzen 
bei bereits eingeleiteten Auseinanderfeßungen fehr fühlbar herausgeftellt und es fei 
daher wünfchenswerth, ihre gänzliche Befeitigung auch jegt noch möglich zu machen 

uud biefer Zwed folle duch den zu Art. 13. in Antrag gebrachten Zufab erreicht 
. erden. 
Die Majorität der Kom. vermochte ſich jedoch nicht von der Zwedmäßigfeit 
‚und Ruplichkeit eines ſolchen Zufages zu überzeugen, war vielmehr der Anſicht, 
daß es viel größere Uebelſtände herbeiführen würde, wenn einmal eingeleitete Aus: 

einanderfeßungen durch die Ausvehnung der V. v. 28. Juli 1838 auf alle Landes; 
tbeile, wo fie bisher noch nicht Gefegesfraft gehabt, rückgängig gemacht werden 
ſollten, infofern mehr als 4 der Theilnehmer dies verlangten. Schon im Allges 
manen wären von vielen Seiten Bedenken über bie Zwedmäßigfeit der B. v. 28. 
Juli 1838 überhaupt zur Sprade gebracht worden, denn es Fönne nicht beitritten 
werden, daß nichts mehr im allgemeinen Durchſchnitt zur Hebung ber Bodenkultur, 
jur Förderung eines verbeflerten Wirthfchaftsbetriebes aller Ländlichen Grundſtücke 
mat Einfluß der zu ſtädtiſchen Feldmarken gehörigen, und dadurch zur Hebung 
des Wohlſtandes der Ländlichen Grundſtücks-Beſitzer aller Art beigetragen habe, als 
gerabe die in Folge der Gemeinheitstheilungs-Drbnung dargebotene Gelegenheit für 
jeden Grundbeſitzer feinen Beſitzſtand von allen darauf rubenden ihn in der freien 
Dispofition befhränfenden Gerechtſamen Anderer zu befreien und nebenbei fi 
wirthſchaftlich zu arrondiren. 

Es fei unberehhenbar, was der National: Wohlftand durch die in Folge ber 
Gemeinheitstheilungen möglid gewordene Erzeugung einer bedeutenden größeren 
Bafie von Feldfrüchten, des vermehrten Anbaues von Butterkräutern, der Vermeh⸗ 
tung und Berbefierung des Nupviehftandes, der Erfparung von Zeit und Arbeits: 
ftäften gewonnen, und wenn in einzelnen Fällen fih nicht durchweg fo günflige 
Aeſultate herausgeftellt haben follten, wenn namentlih nicht zu verfennen fei, daß 
mitunter der KRoftenpunft wohl bei einer richtigern Behandlung einzelner Sachen 
weniger drüdend für die Intereffenten hitte fein können und follen, fo fei doch auch 
h erwägen, daf gerade in letzterer Beziehung die Betheiligten, meiit durch falſche 


eber verleitet, fehr oft die Schuld der großen Roftfpieligfeit ſolcher Ausein: 

etzung dadurch trügen, daß biefelben nicht ohne die weitläuftigften durch alle 
RAfſtanzen fortgeführten Brogefle zu Gnde gebracht werben fönnten. 

Ale bisher gemachten Erfahrungen ftimmten aber darin überein, daß die Ges 
winheitssTheilungen vom richtigen nationalzöfonomifchen Gefihtspunft aus betrach⸗ 
kt, eher auf alle mögliche Reife befördert, als verhindert werben ‚follten, und am 
nenigſten feine es angemefien, jebt fchon bereits eingeleitete Auseinander\egungen, 
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bei welchen in ber Regel ſchon bedeutende Koften entftanden, Einzelne fogar fon 
in Bolge der Einleitung Rechte erworben, und bereits mehr oder weniger eine Stö- 
rung in dem bisherigen Wirthichaftsbetriebe ftattgefunden, wieder rüdgängig zu 
machen. 

Wenn daher auch bei der einmal beſtehenden geſetzlichen Kraft der V. v. 28. 
Juli 1838 in den meiften Provinzen des Staats und deren Ausdehnung auf bie 
Brovinz Weiphalen durch das G. v. 9. Oft. 1848 Fein Grund mehr vorwalte, 
fie nicht überhaupt in allen Landestheilen, in denen die Gem. Th. D. gilt, zur 
Anwendung zu bringen, und ebenfo die Aufhebung der Wr. 3. $. 2. in jener 8. 
nur die Gleichheit vor dem Gefege herftelle, fo müfle doch ganz abgejehen davon, 
ob nicht die Befeitigung jener Verordnung vorzuziehen fein dürfte, die Rückgaͤngig⸗ 
machung bereits eingeleiteter Auseinanderfeßungen wegen der Beftimmung des Art. 
13. für nicht gerechtfertigt erachtet werben. 

Die Kom. hat daher beantragten Zufaß abgelehnt und empfiehlt die unver: 
änderte Annahme des Art. 13. 


Die IM. Kammer trat dem Antrage der Kommiſſion bei!). 
(Stenogr. Ber. der II. K. 1845 Br. 3. ©. 1626.) 


1) In der II. 8. war zum Art. 13. von dem Abgeorbn. v. Schlotheim 
folgender Berbeff.»Antrag (Drudf. Nr. 355. ad II.) geftellt worden: 

„anftatt des Schlußfages im Art. 13. Folgendes zu fegen: 

„I. Antrag: „Bereits eingeleitete Auseinanderfepungen fünnen auf Antrag der 
„Befiger von mehr als % der durch den Umtaufch betroffenen Ländereien 
„rüdgängig gemacht werden, infofern nicht bereits tie Uebergabe und Ber 
„Aöergreifung, der dem Umtaufch unterworfenen Grundflüde erfolgt und 
an eine Veränderung der wirtbfchaftlichen Verhaͤltniſſe herbeige: 
„Führt iſt.“ 

„2. event. Antrag: Sollte das obige Amendement verworfen werden, fo bean: 
„trage ich, dafjelbe mit der Modififation zur Abflimmung zu bringen, daß 
„nach „infofern nicht bereits“ Folgendes geleßt werde: 

„der Auseinanderfegungs: Plan von den Interefienten anerfaunt, ober 
„über deſſen Richtigfeit rechtskräftig erfannt if.“ 
otive 

„Begründet find diefe Anträge bereits durch das im Kommilfionsberichte Geſagte 

„namentlich in Bezug auf die mweftlichen Provinzen und in Bezug auf die Sepas 

„ration flädtifcher Feldmarken; in letzterer Beziehung fann ich nur noch Hinzu 

„fügen, daß von den Befigern ftädtifcher Feldmarfen oft die Hälfte zwei Drittheile 

„und mehr ihren Heinen Beliß ſchon vor ter Separation in einem zufammens 

„hängenden Grunpflüde hatten und für diefe mithin die Auseinanderfegung mit 

„gar feinen Vortheilen fondern nur mit Nachtheilen — wenigftens wirb das fid 

„befannt machen mit einem andern Grundſtücke immer als ein Nachthbeil bes 

„zeichnet werden müflen — und Koften verbunden ift, fo dag mithin nur tie 

„wenigen und in der Regel wohlhabenden Cigenthümer mehrerer und größerer 

„Parzellen Bortheile von dem Eoftfpieligen Geſchäft haben, welches wegen der 

„in flädtifchen Feldmarken faft immer vorfommenden befländigen Wechfel (durch 

„Beräußerungen und Grbichaften) den eigentlichen Zweck doch niemals vollfläus 

„dig erreichen kann. 

„Richt bios in den weftlichen, fondern auch in den öfllidien Provinzen bes 
„Staats, namentlich in der Provinz Poſen erfcheint es in mancen Fällen 
"„wünfchenswerth, wenn ben Interefienten, auch auf dem Lande, Die Möglich 
„Leit eingeräumt wird, von einer nach der früheren Befepgebung durch Wenige 
„beantragten Separation zurüdtreten zu fönnen, wenn bie große Mehrheit der 
„Snterefienten der Anficht iR, daß die Nuseinanderfegung nur Nachtheile und 
„keine Vortheile für fie im Gefolge Hat; folhe Bälle kommen namentlich im 
„DbrasBruche häufig vor und dort haben, nach der von mir perfönlich gewons 
„nenen Ueberzeugung, bie Interefienten recht, wenn fie fih nadı Deu lofalen 
„Verhältniſſen die fonft und im Allgemeinen unbeftreitbar anzu— 
„ertennenden und unberebenbaren günfligen Erfolge der Auss 
„einanderſehungen nicht verfprechen Fönnen. 


"THUN uaL Ma I 
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C. Die Kommiffton der I. Kammer.trug dahin an, infofern eine 
Abänderung des Art. 13. eintreten zu laffen, als ſie für den erften 
Sag des Alin. 2. teffen jetzige Bafjung in Vorſchlag brachte und dies 
in folgender Art motivirte: 


Zu Art. 13. if von einem Mitgliede ber Kom. darauf angetragen worden, 
rückſichtlich der Provinz Weftphalen und der Kreife Duisburg und Rees die Ans 
ordnung zu treffen: 

dag dort die Provokation auf eine mit Ader-Umtaufh verbundene Ger 
meinheitstheilung auch in dem im G. v. 28. Juli 1838 bezeichneten Falle 
nur dann Folge gegeben werben dürfe, wenn der vierte Theil der Grund⸗ 
Befiper ber zur Separation gelangenden Feldmark darauf anträgt. 

Der Antrag wurde auf die Mißliebigkeit gegründet, in welche das Separationss 
Berfahren in jener Gegend früherhin wegen feiner langen Dauer und Koftfpielig: 
kit gefommen fei und ward nicht zurüdgezogen, obwohl anerfannt wurde, daß In 
nenerer Zeit auf einen befieren Fortgang gewirft fei und die Reg. Kommiffarien 
die Berficherung gegeben Hatten, daß Alles angewendet werben follte, um biefe güns 
figere Entwidelung weiterhin zu fördern. 

Derſelbe fand indefien feine Unterflüßung in der Kommifflon. 

Bon anderer Seite wurde darauf aufmerffam gemacht, daß der erſte Sa bes 
Alin. 2. zu Migverfländniffen führen fönne. 

Das aufgehobene Vorrecht der Rittergutsbefißer, Domainen> und Forft : Vers 
waltung iſt nämlich bezeichnet, als die Befugniß: 

eine Gemeinheitstheilung, die nicht anders als mit Umtaufch der Aderläns 
dereien ausgeführt werden kann, ſelbſt dann zu verlangen, wenn aud bie 
Befiger des vierten Theiles der Aderländereien der Ortes 
Beldmarf, weldhe durch den Umtaufd betroffen werden, damit 
einverftanden find. 

Hört eine foldye Befugniß auf, jo hat es den Anfchein, daß Fünftig die Ritters 
guisbefiger ar. nicht mehr auf Separation antragen dürften, wenn ber vierte Thei 
ter übrigen Interefienten nit damit einverflanden fei, oder, mit anderen 
Borten, widerfpräde. _ 

Dies ift weder die Abficht des Geſetzes, noch wäre ein. ſolches Uebergewicht 
der Mincrität zuläffig. 

Um folder Mißdeutung, welche fi freilich bei einem näheren Eingehen auf 
tas modiflzirte ©. v. 28. Juli 1838 erledigt, vorzubeugen, trägt die Kom. darauf 
an: den Art. 13. zwar anzunehmen, ihm aber in dem erſten Sape des Alin. 2. 
folgende Faſſung zu geben: 

„Das im $. 2. Nr. 3. der gedachten V. den Rittergutsbefigern und der 


„Die Segengrüände, welche die Majorität der Kom. geltend gemacht bat, 
„lafien ſich, wie ich glaube, einfarb damit widerlegen, daß wenn nit bie Bes 
„Äper von % der durch den Umtaufch betroffenen Ländereien — es handelt fich 
„alfe nicht um die Zahl der Befiger, wie in dem Bericht unrichtig angedeutet 
„fondern um die Fläche, von welcher $ fehr füglich im Beſitz eines oder doch 
„weniger Intereffenten fein fann — von den Bortheilen der Separation zu 
„überzeugen find, dieſe dorb in der That, wenigftens fo unbebeutender Ratur 
„fein müſſen, daß es nicht rathfam fein möchte, diefelben gegen die Anflcht der 
„großen Mehrheit zu Bunften einzelner mit der Mehrheit im Streit befindlichen 
„Juterefienten aufzudrängen. Hierdurch erledigen ſich auch die in Bezug anf 
„ven Koſtenpunkt gemachten Binwände. 

„Alle Bedenken der Mebrheit der Kommiſſion dürften aber durch das event. 
„geReflte Amendement befeitigt werden, indem nach diefem die eingeleiteten Muss 
„euanderfegungen nur noch zu einer Zeit follen rüdgängig gemacht werden 
„fönnen, zu welcher die entflandenen Koften nicht fehr unbedeutend fein dürften, 
„@inzelne in Folge der Cinteitung noch keine Rechte erworben und noch feine 
„Störungen in dem bisherigen Wirthfchaftsbetriebe ftatigefunden haben.” 

j Diefe Anträge wurben indeß abgelehnt. (Stenogr. Ber. der IK. Bb. 3. 
\ 
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„Domainen: und Forſt-Verwaltung hinfichtlig ber Beantragung von Se: 
„parationen eingeräumte Vorrecht, wird hiermit aufgehoben.” 


Die I. Kammer trat dieſem Untrage bei. ( Stenogr. Ber. der I. K. 1858 
Br. 5. ©. 2683.) 

D. Die II. Kammer bat, auf ven Antrag ihrer Kommiffton, fchließ- 
lich die von der I. Kammer befchloffene Abänderung des Art. 13. geneh⸗ 
migt. (Stenogr. Ber. der II. K. 1848 Bd. 5. ©. 2893 ff.) 

c) Ueber die Zuläfftgfeit partieller Separationen (d. hr der fervitut« 
freien Ausſcheidung eines einzelnen Theilnehmerd — belafteten [ Eleinen) 
Grundbeflgerd oder Servitutberechtigten — aus der Beldgemeinfchaft) reſp. 
über die Vermittelung des 6. 20. der Gem. Th. DO. mit ven 66. 177. u. 
183. Abfchn. II. verfelben, unter Berüdfichtigung des F. 1. der V. v. 
28. Juli 1838, ift zu bemerfen: 

aa) Das Min. d. I. hat in diefer Beziehung die Anflcht entwidelt, 
daß auch Anträge auf partielle Gemeinheitstheilung — befonderer Wiefens, Hü⸗ 
tungss und Forftgrundfüde, — ſowie eine Aenderung ber einmal beflehenden 
—— wegen Benutzung der Weideänger oder Holzreviere nur dann zulaͤſſig 
eien, wenn: 

a) ein Viertheil der als Miteigenthümer dazu Berechtigten fie verlangt, und 

6) diefelbe nach Unterfuchung der obwaltenden DVerhältniffe für zweckmaͤßig 

erachtet wird; 

dag mithin nicht allein die Möglichkeit, fondern auch die Zwedmäßigfeit einer 
Separation ohne Aderumtaufch, die Zuläffigkeit derſelben bebinge; 

dag eine Hutbefreiung der Wiefen und anderen, der gemeinfchaftlichen Weide 
unterworfenen Grundſtücke aber nicht anders bewilliget werden dürfe, als wenn 
dargethban worden, daß durch dergleichen Auszüge tie orbnungsmäßige Benugung 
der übrigen Grundſtücke weder geflört, noch für den Ball einer fünftig allgemein 
erfoigenden Auseinanderfegung die Anordnung ſchicklicher Planlagen gehindert 
wird. 


Vergl. dad M. des Min. des I. v. 28. Nov. 1838 an vie Meg. zu 
Marienwerder (Dönniges Landes» Kult. Gef. Br. 2. S. 420), das R. des 
Min. d. 3. für landwirthſch. Ang. v. 10. Aug. 1840 ?) (Min. BL. d. i. 
DB. 1840 ©. 398 Nr. 694.), ten Rekursbeſcheid veffeld. Min. v. 27. Aug 
1840 ?) (a. a. D. ©. 399 Nr. 695), desgl. v. 26. Nov. 1840 ?) (Min. Bl. 
d. i. 3. 1841 ©. 34. Nr. 48) und die E. R. deſſelben Min. v. 7. April 
1841 und 13. Suni 1842 *) (Min. BI. d. i. 3. 1812 ©. 221 u. S. 220 
Nr. 297.). 
bb) Ueber diefe Anflchten des Min. äußert fih Dinniges abwei- 
chend in folgender Art: 

Zu a. Imfofern diefe Anweifung die Befchränfung der Provofation im $. 1. 
ber V. v. 28, Juli 1838 auf alle partielle Gemeinheitstheilungen, welche einen 
Umfag von NAderländereien nicht erforderlich machen, ausdehnt, feheint diefelbe den 
Geſetzen nicht zu entfprechen. — Sie ift hauptfächlich darauf geflüßt, daß die nad 
88. 20, 21. der Gem. Th. D. zuläffigen partiellen Separationen — die Theilung 
befonderer Wieſen⸗, Hütungss oder Forſtgrundſtücke — dem Weſen nach mit der 
nach 88. 171., 172. des Abfchn. II. der Gem. Th. D. zuläffigen @infchränfung 
der ©emeinheiten zufammenfalle, welche durch den Antrag eines Viertheils der 
Interefienten bedingt fei. Es fei daher diefe Beringung auch auf die partiellen 
Bemeinheitstheilungen anwendbar. (R. v. 10. Aug. 1840 uub 7. April 1841.) 

Diefe Bedingung ift jedoch in der Gem. Th. O. den Anträgen auf Gemein: 
beits s Binfchränfungen keinesweges geflellt, noch weniger find die gefeßlichen Bes 





1) Vergl. in Br. I. S. 335—336. 
2) Bergl. ebendaſ. S. 336 — 337. 
3) Vergl. ebendaf. &. 337--338. 
4) Vergl. ebendaf. ©. 338—343. 
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Rimmungen über Gemeinheits, Einfchränfungen und Theilungen gleichmäßig. Die 
55. 177., 181., 182., 183. in dem Abſchn. von Gemeinheits:Sinfchränfungen bes 
Kimmen, daß einzelne oder mehrere Interefienten ihre Ländereien nach einem ges 
meinſchaftlichen Plane der Gemeinſchaft, oder den dritten Theil ihrer Aders 
Ländereien der gemeinfchaftlichen Behütung, mit der Wirkung der Gemeinheits⸗ 
theilung oder auch mit Vorbehalt Fünftiger Umlegung, entziehen fönnen, wenn 
dargethan wird, daß durch dergleichen Anszüge die ordnungsmäßige Benutzung ber 
übrigen Grundſtuͤcke weder geftört, noch für den all einer Fünftig allgemein er⸗ 
folgenden Auseinanderfegung die Anordnung fchidlicher Planlagen gehindert wird 
and daß bei ber Hutfreilegung ein erheblicher Aderumtaufch nicht erforderlich iſt. — 
Denn aber ein Biertel der Interefienten auf die Binführung einer zweckmaͤßigeren 
Benugung ber Bemeinheiten anträgt, fo müffen fich alle Intereffenten einer ſolchen 
mwedmäßig befundenen Abänderung unterwerfen, wobei fie in Gemeinheit verbleis 
deu. ($$. 171., 172. der Gem. Th. DO.) — Eben fo muß, wenn der vierte Theil 
ter Theilnehmer oder deren mehrere die Hutfreiheit verlangen, das Kutfreie Drittel 
allgemein, d. 5. für fämmtliche Theilnehmer der gemeinfcaftlichen Blur aus⸗ 
gewiefen werben, welche alle hinfichilich ihrer übrigen Grundflüde in der Gemein⸗ 
haft verbleiben. ($. 182. der Gem. Th. D.) — Tragen bagegen einzelne ober 
ein Biertel der Intereffenten auf Gemeinheitstheilung an, fo werben den Provo⸗ 
tanten ihre Abfindungen zur privativen Benugung und freien Dispofition mit 
Ansfchliegung einer Fünftigen Umlegung derfelben überwiefen, während die Provos 
taten binfichtlich der auf fie treffenden Abfindungen die Gemeinfchaft fortfeßen 
finnen. (88. 4., 20., 21., 141. Gem. Th. DO.) | 

Es ergiebt fich hiernach, daß partielle Gemeinheitstheilungen oder @infchrän- 
Inngen keinesweges durch den Antrag eines Viertels der Intereffenten bebingt find, 
daß aber die Wirkungen der Gemeinheitstheilung von denjenigen ber Gemeinheits⸗ 
Bing wefentlich verfchieden find, und dag die Beflimmungen über Ges 
weinbeitstbeilungen und Bemeinheits :.Ginfchränfungen gar nicht auf einander 
binübergezogen werden koͤnnen. (Bergl. das R. des Min. des 3. v. 13. Juni 
142. Din. BI. d. i. V. 1842, ©. 220.) 

Zu 6. Was hiernähft die hier gedachte Bedingung der Zuläffigfeit der Ges 
meinheitstheilungen und Ginfchränfungen anbetrifft, nämlich: daß beide, wenn auch 
fein Aderumfaß erforderlich if, nach Unterfuchung der obwaltenden Umftände den 
Sweden der Auseinanderfegung, dem Intereſſe ſowohl der PBrovofanten als ber 
Provokaten feweit möglich, vor allem aber der Beförderung der Lanbfultur und 
der freien Dispofition über die Grundflüde entfprechen müflen, fo trifft die Be⸗ 
dingung ber Zwecmäßigfeit der Auseinanterfeßung weniger den Antrag als den 
Anseinanderfegungeplan. In wie weit hierbei den Anträgen des einen ober ans 
deren Theile nachgegeben werden kann, iſt in dem $. 9. des Ausführ.» Gef. v. 
7. Juni 1821 den Auseinanderfeßungss Behörden vorgefchrieben. (Dönniges 
Landes- Kult. Bel. Bd. 2. S. 420 — 421.) 


cc) Das Revifiond-Rollegium für 2. 8. S. hat in Betreff diefer 
Materie folgende Anftchten entwidelt: 


a) Das (nicht veröffentlichte) Erf. v. 21. Mat 1852 führt aus, daß 
nah 66. 4., 16. und 20. ver Gem. Th. D. ungmeifelbaft jeder einzelne 
ebmer einer Bemeinfchaft im Sinne des F. 2. der Ben. Th. O. auf 
gänzliche oder theilmeife Aufhebung der zwiſchen ibm und den übrigen 
Theilnehmern beflandenen Gemeinfchaft anzutragen befugt war, welcher 
Grundfag jedoch da eine Ausnahme erlitten habe, wo eine Gemeinheits⸗ 
tbeilung nicht anders, ald mit Umtaufch der zur Ortsfeldmark gehörigen 
Aderländereien ausgeführt werden kann, in welchem Kalle der Antrag auf 
Srmeinheitstheilung nah F. 1. der DB. v. 28. Juli 1838 nur dann ftatte 
finden folle, wenn die Beſitzer des vierten Theils der Aderländereien, 
weiche durch den Umtauſch betroffen werden, mit der beantragten Separa⸗ 
tion einverflanden find. Diefer Ausnahmefall liege indeß dann nicht vor, 
wenn die beantragte Gemeinheitsaufhebung einen Aderumtaufch nicht bes 
kingt, fondern ed fih nur um die hutfreie Zufammenlegung von 
Biefenländereien und die huifreie Ausſcheidung des ſperellen Antyeid 
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eines Intereffenten an ten gemeinfehaftlichen Wiefen- Hütungsgrundftäden 
bantelt. Für derartige Auseinanderfegungen fei die Ausnahmevorfchrift 
des F. 1. der V. v. 28. Juli 1838 nicht maaßgebend und koͤnne dies auch 
aud dem ihre Entflehung bevingenden Grunde, daß nämlich die in einer 
Gemeinschaft befindlichen Örundbefiher nicht durch eine zu Eleine Minorität 
wider ihren Willen zu einer ihren Wirthfchaftöbetrieb möglicher Weife ganz 
verändernden Manfregel gezwungen werden follen, nicht fein, indem durch 
eine Austaufhung des bloßen Wiefenbefiged eine flörende Wirthſchafts⸗ 
veränderung nicht hervorgebracht werden koͤnne. Es müffe daher angenom- 
men werden, daß für derartige Auseinanderfegungen dad urfprüngliche un» 
befchränfte Provofationdrecht für jeden einzelnen Theilnehmer beftehen 
geblieben fei, und daß mithin ein Antrag der in Rede flehenden Art an 
fih fchon nach ven Beftimmungen des Abfchn. I. der Gem. Ih. O. unbe 
denklich zuläfftg fei, wobei es fich jedoch von felbft verfiehe, daß dadurch 
tem weiteren Ermeſſen der Auseinanderfegungsbehörde bei der Ausführung 
eines folchen Antrages bezüglich der ihr nad) nach $. 9. des Ausführungs- 
geſetzes v. 7. Juni 1821 obliegenden Pflicht zur Wahrung des landespoli⸗ 
zeilichen Intereffes in Feiner Weiſe präjudieirt werden könne. — Net rigen 
unterfalle nur der Antrag auf hutfreie Zufammenlegung der Wiefen 
eines Theilnehmers ausfchlieglidh dem Abfchn. I. ver Gem. Tb. D.; 
tenn ohne Umtaufch Fönne die hutfreie Zufammenlegung der Wiefen 
nicht bewirkt werden, und gerade deshalb koͤnne diefer Antrag nach ven 
Borfchriften des Abfchn. II. ver Gem. Th. O., insbefondere des 6. 177., 
nicht beurtheilt werden. Dagegen fünne die Zuläffigkeit des Antrages auf 
butfreie Ausfcheidung des Antheild eined Intereffenten an den gemein» 
ſchaftlichen Hütungdgrundftüden auch nach den Vorſchriften des $. 177 
a. a. O. beurtbeilt und müffe auch nach diefen für zuläfftg erachtet wer⸗ 
den. In legterer Beziehung führt das Urtel aus: 

Nach 8. 177. Eönnen unter den Bedingungen der vorhergehenden 88. fowchl 
einzelne @igentbümer, als auch mehrere berfelben nad gemeinfchaftlichem 
Plane, ihre Ländereien, und zwar ſowohl mit der Wirfung der Bemeinheitss 
theilung, daß fie nämlich Behufs einer ferneren Auseinanverfegung zu deren Um; 
taufch nicht mehr genöthigt werten koͤnnen, ale auch fo, daß der Umtaufch für 
einen folchen Ball vorbehalten bleibt, der bisherigen Gemeinichaft entziehen, 
wenn bargelhan wird, daß durch dergleichen Auszüge die ordnungsmäßige Be 
nugung der übrigen Grundſtücke weder geftört, nody für den Ball einer Fünftig 
erfolgenden allgemeinen Auseinanderfegung die Anordnung fchidlicher Planlagen 
gehindert wird. — Diele Beflimmung enthält im Wefentlichen daflelbe, was in 
den SS. 4., 16. u. 20. der Gem. Th. D. bezüglich der Zuläffigfeit eigentliche 
Bemeinbeitsaufbebungen vorgefchrieben ift, und unterfcheidet fich von jenen nur 
dadurch, daß zufolge derfelben ein Auszug durch Umtauſch von Grundflüden nict 
uläffig ift und dag der Umtaufch der aus der Gemeinfchaft gezogenen Ländereien 

den Jall einer Fünftig eintretenden allgemeinen Auseinanderfepgung vorbehalten 
werden fann. Die Bedingungen, unter denen der Antrag auf Herbeiführung eines 
folhen Auszuges zuläfflg if, find im Weſentlichen viefelben, welche bei einer 
definitiven Auseinanderſezung von der Auseinanverfeßungsbehörbe nach den Vor⸗ 
fchriften des Ausführ-Bef. v. 7. Zuni 1821, $. 9. zu beobachten. (Acta: Branden⸗ 
burg, F. Nr. 35.) 


PB) Das Erk. des Reviſions-⸗Kollegiums v. 29. Dit. 1852 ſpricht 
ans, dag jeder Theilnehmer einer Gemeinfchaft befugt iſt, auch auf theil⸗ 
weiſe Ausfheitung in Betreff eines befonderen Öegenftandes ver 
Gemeinheit anzutragen, fobald nicht ein Umtauſch von Aderlänvereien da» 
durch herbeigeführt wird, in welchem Balle die Zuläffigfeit der Provofation 
ten Beflimmungen der DB. v. 28. Juli 1838 unterliegt ( Praͤj. Samml. 
des Reviſ. Kolleg. S. 24. Nr. 9.) 

d) Die Beſchraͤnkung des Provokationsrechtes findet lediglich bei den 
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eigentlihen Orts⸗Feldmarken, nicht aber bei den f. g. wuͤſten Marken 
oder Außen-Ländereien flatt. 

Erfannt von tem Revifiond-Kollegium für L. 8. S. (Datum der 
“ Entf. Eonflirt nicht), in Uebereinftimmung mit dem Min. des S., aus 
folgenten Gründen: 


Die B. v. 23. Juli 1838 enthält nur eine Ausnahme von der in ber Gem. 
%.D. v. 7. Juni 1821 ausgeſprochenen unbedingten und unbeſchränkten Provo⸗ 
fations s Befugniß; e6 kann daher biefes feiner ganzen Stellung und Tendenz nad 
nicht ausdehnend interpretirt, und darf namentlich in feinem anderen Sinne aufges 
faßt werden, als welcher aus den Worten beffelben und dem naͤchſten unzweifel⸗ 
haften Grunde deflelben erhellet ($. 46. der Ginl. zum A. L. R.). Wenn nun ber 
$. 1. der B. ausdruflih nur von denen mit Ackerumtauſch verbundenen Spezial: 
Separationen der Orts-VFeldmarken fpricht, fo leuchtet ſchon hiernach ein, daß bie 
Ausnahme aud nur bei diefen eintreten kann, auf andere und namentlich ſolche 
Gemeinheiten aber nicht bezogen werden darf, welche außer denjenigen auf ber 
Orts⸗Feldmark noch beſtehen. Wollte man dies annehmen, fv würde das fo fehr 
bezeichnende und ganz abfihtlidh im Gefege aufgenommene Wörthen „Orts“ 
völlig müßig daftehen, und wenn man den Nahbrud auf daſſelbe legt, fo ergiebt 
id je . Sefep allerdings nicht ausdrücklich ausgefprocdhene Gegenſatz einfach 
von JeiDR. 

Der Zwei des Geſetzes erhellt aber auf's unzmweidentigfte aus den Motiven, 
mit weldhen der Entwurf zu demfelben, Behufs fernerer Berathung, beim Staats; 
sathe vorgelegt ward. Hier beißt es nämlich nach Auseinandberfegung der Gründe, 
welche eine Beſchraͤnkung des Provofationsrechts zunähft für die, mit Aderumtaufch 
verbundenen Separationen rechtfertigen, weiter: 

„Die zweite Reftriftion, daß nämlich die zum Umſatz kommenden Aderlän- 
„dereien zur Feldmark des Orts gehören, deffen Gemeindeglieder bie 
„Separation nachſuchen, hat darin ihren ®rund, weil bergleichen Gemein: 
„haften fehr häufig und zwar bei den Dorfsgemeinden in der Negel mit 
„ven Kommunal⸗GCinrichtungen enge verbunden find und eben der Organis⸗ 
„mus des Kommune-Verbandes die Handhabung guter Ordnung in ben 
„tortbeftehenden &emeinheiten erleichtert. Würde man die Befchränfung der 
„Provofations:Befugnig — wie es im früheren Entwurfe selachen wer — 
„darüber hinaus ausbehnen, fo würde man dadurch die Theilung gerade 
„derjenigen ®emeinheiten befchränfen, deren Auflöfung vor allem Erleichte⸗ 
„rung forbert 2. Insbelondere finden dergleichen, von dem Gemeindever: 
„bande unabhängigen Sozietäten in den Provinzen jenfeits (links) der Elbe 
"häufig ſchon von Alters her ſtatt. Dahin gehören unter anderen „die 
„Theilnehmungsrechte an den wüften Feldmarken“, ingleihen an 
„den f. g. vierjührigen Feldern und Voͤhden in Weftphalen. Es fehlt babei 
„auch gar nicht an Faͤllen, dag dergleihen befondere Weidegenoſſenſchaften, 
„z. B. ſolche, die rüdfihtlih der Aderweiden in verfchiedenem Verbande 
"Reben, noch andere Weideberechtigungen als auf ®emeingründen oder in 
„benachbarten Forften einer mit dem andern gemeinfchaftlih ausüben. Die 
„Auflöfung folder Sozietäten, die den Umtaufc anderer, als zur Gcmeindes 
„Beldmark gehörigen Ländereien zur Bolge hat, gefhieht nad) dem Vorſte⸗ 
„benden im wefentlihen Intereffe der Betheiligten.” 

Hiernach haben alfo die fogenannten wüſten Feldmarken ıc. von der Beſchraͤn⸗ 
kıng des Provofationsrehtes ganz ausdrücklich ausgeſchloſſen werben follen, man 
jet vielmehr bei ihnen die Regel der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 und eine un: 
edingte Provokationsbefugniß vollfändig beibehalten wollen. (Zeitſchr. des Revif. 
Kolleg. Br. 2. ©. 172—174.) 


e) Die Einleitung einer Spezial Separation kann nur dann erfolgen, 
wenn die Provofanten den vierten Theil fämmtlicher zur Theilungdmafje 

ziebenden Aecker beflgen und find von lepteren auch diejenigen dabei in 
—2* zu ſtellen, welche muthmaaßlich oder vorausſichtlich nicht zum 
Umtaufch kommen. 

Angenommen von dem Reviſions⸗Kollegium für L. K. S. (Datum 
des Erf. konſtirt nicht); denn in dieſer woͤrtlichen Aublegung me ter 
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6. 1. ver V. v. 28, Juli 1838, mit Nüdficht auf $. A6. der Einl. zum 
AL R. aufgefaßt worden, indem der Paffus: „welcher durch den Um⸗ 
taufch betroffen worden,” nur den Gegenſatz zu fervitutfreien Grund⸗ 
ftüdlen darſtelle. Dies folge auch aus G. 5. der V. (Zeitichr. bes Mevif. 
Kolleg. Br. 2. ©. 165, 170-171). 

f) Wenn eine Gemeinheitätheilung nicht anders, ald mit dem Umtaufche 
der zur Ortsfeldmark gehörigen Uderländereien ausgeführt werden fann, fo 
fommt ed, um vdiefelbe vorzunehmen, nur darauf an, daß die Beflger tes 
vierten Theild derjenigen Aderländereien, welhedurch den Im» 
taufch betroffen werden, mit der nachgefuchten Separation einverftan- 
den find, nicht auf den Geſammtbeſttzſtand der einzelnen Intereffenten an 
Nderlänvdereien, noch auf die Zuſtimmung ter Befiger des vierten Theiles 
derjenigen Aderländereien, welche der Gemeinheit unterliegen oter in der 
Ortöfeldmark belegen ſind.) 

So erkannt von tem Mevifions- Kollegium für 2. 8. ©. unterm 
10. Sept. 1852. 

Die Gründe führen aus: - 

Nah 88. 1. u. 4. der V. v. 28. Juli 1838 fowohl, als nad dem Gingange 
diefer B. kommt es nicht auf den Gefammtbefißftand der einzelnen Intereffenten an 
Aderländereien, fondern nur allein auf den Befisftand an folden Aedern an, 
welche zum Umtauſch gelangen follen, und zwar um deshalb, weil der Grund jür 
bie Beläränfung ber Provofationsbefuanig nur der geweſen iſt, wirtbfchaftlicde 
Störungen nicht auf alleinigen Antrag einzelner Landbeſitzer, deren Befisthum zu 
den umzulegenden Aderläindereien in einem zu geringen Verhälmiffe fteht, eintreten 
zu lafien, fondern erft dann vorzunehmen, wenn die Befiker des vierten Theils 
der umzulegenden Aderländereien darauf antragen, weil dann die Ange: 
meflenheit der Ausführung im Landeskulturs Intereffe nicht mehr zu bezweifeln ıf. 
Es muß hiernach, wie $. A. ausdrücklich vorfchreibt, die Berechnung des die Bro; 
volation begründenden Befisflandes lediglich nach dem Blächeninhalte der von dem 
Umtaufdhe betroffenen Aderländereien angelegt werden, und kommt es nidt 
darauf an, welchen Aderbefisftand einzelne Interefienten no außer dem vom 
Umtaufch betroffenen haben mögen. (Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 6. S. 66 
—70 und Präj. Samml. deſſelb. S. 24 Nr. 8.) 

2) Zum $. 3. ver V. v. 28. Juli 1838. 

a) Der 6. 3. der V. ſetzt Feinedweges voraus, daß das ganze Separd⸗ 
tionsgefchäft auch durch Vollziehung und Veftätigung des Rezeſſes vollftän- 
dig und formell beentigt fei, die Ausführung muß vielmehr von dem Zeit- 
punfte an geredynet werden, wo die Abfindungsſtücke einem jeden Bethei⸗ 
Iigten, überwiefen und unter Aufhebung des biöherigen Zuſtandes neue in 
der Auseinanderfegung felbft betingte Verhältniffe eingetreten fint. 

Angenommen von tem Min. des J. Iandwirtbfchaftl. Abth. in 
ben Defuröbeftheite v. 6. Juni 1842.2) (Min. Bl. d. i. V. 1842, ©. 2% 

r. .) 

b) Bergl. das R. des Min. des I. v. 23. Dec. 1846. (Min. Bl. d. i. 
V. 1847 ©. 14 Nr. 20.), zum $. 9. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821. 

3) Zu 66. 6. und 7. ter V. v. 28. Sult 1838. 

a) Ueber die Brage: in wiefern die Zurädnahme der Provokation 
auf y emeinheits-Zheilung zuläffig fi? vergl. a) die R. des Min. 
des J. v. 15. Juli 1842 (Min. Bl. d. i. 3. 1842, ©. 324 Nr. 597.) und v. 
28. Bebr. 1843 (Min. Bi. d. i. V. 1843, ©. 84 Nr. 112.). ®) 


1) Dies Präjubif. verhäft fi zu dem (oben unter o. gegebenen) Präjubif. 
wie eine nähere und fpeziellere Erläuterung und Nodiſikation fir den in bemfelben 
behandelten all. 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 343. 

3) Bergl. in Br. 1. S. 344—346, 
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b) Die Ben. Komm. für Schleften bat (in dem Erk. v. 21. Febr. 
1834) angenommen, daß die Zurädnahme der Provofation auf Gemein 
beitstheilung auch nah Einlafjung von Seiten des Provofaten gegen Webers 
nahme ver Koften tes bisherigen Verfahrens zuläffig fei. 

Die Gründe führen aus: 


Der Provokat erlange durch die Provofation des Gegners und refp. durch 
tie Cinlaſſung auf dieſelbe Fein Recht auf die Vortheile aus SS. 86. und 94. 
Die Gem. TH. D. beflimme dies nicht und ein folches Recht könne daher me 
sertragsmäßig enifiehen. Dazu würde es einer beffimmten @rflärung 
tes Brovofanten zur Uebertragung diefes Rechtes und ber Annahme von Seiten 
des Provokaten bedürfen. Außerdem wolle auch offenbar das Geſetz den Bes 
lafeten durch das in den cit. 88. gewährte Wahlrecht nur vor Nactheilen 
ſchuͤzen, die ihm aas der Provokation des Berechtigten erwachſen koͤnnten; Bors 
theile beſonderer Art, d. h. folche, die nicht aus der Befreiung bes belafteten 
Grundſtückes von der Dienfibarfeit an fich folgen, follten ihm dagegen nicht vers 
(haft werden. Jene Nachtheile hörten aber anf, fobald der Berechtigte die Provo⸗ 
fation zurücknehme, und es lafle fich nicht vech fertigen, den Belafteten, wenn er 
nanmebr die Ablöfung verlange, Vortheile zugufprechen, die das Geſetz ihn, ale 
Brovofanten außerdem nicht einräume. Nuch tie Ablöf. DO. v. 13. Zuli 1829 
für Weſtphalen geftatte austrüdlich den Rüdtritt von der Provofation und des⸗ 
halb fei vorauszufeßen, daß dies auch bei den früheren Agrargefeben ber Wille 
ve6 Geſetzgebers geweſen ſei. Dagegen müfle (nach $. 20. A. ©. D. I. 23.) der 
Srorofant die Koflen tragen. (Forni's Zeitfehr., Bd. 1. S. 600 -602.) 


c) Das Revifiond- Kollegium für & K. ©. bat (in nicht ver- 
öfentlicyten Entfcheidungen) in Betreff der Zuläffigkeit der Zurücknahme einer 
Provokation auf Gemeinheitstheilung ganz diefelben Grundfäße ange- 
nommen, wie bezüglich der Zurädnabme von Provofationen auf Abld- 
fungen, intem „auch in erflerem Falle auf die Analogie des $. 130. des 
Ablöſ. Gef. v. 13. Iuli 1829 zurückgegangen und die Entfcheivung davon 
abhängig gemacht worden ift, ob Webereinfünfte getroffen, oder Ente 
ſcheidungen ergangen find über fo erhebliche Gegenflände und Theilſtücke 
des Außeinanderfegungdverfahrend, daß Derjenige Theil, welcher ver Zurück⸗ 
nabme ter Provofation und der Mepofition der Aften wirerfpricht, und die 
Bortfegung des Verfahrens verlangt, der aus den getroffenen Uebereinfünften 
oder ergangenen Entfcheidungen bereits entflandenen Rechte wieder verluftig 
geben würde, wenn das eingeleitete Verfahren nicht zum Austrag gebracht 
wird, ob mithin die durch Vergleiche oder rechtöfräftige Entfcheidungen im 
bisherigen Gange des Auseinanderfegungs Verfahrens begründeten An⸗ 
fprüiche nur bei deſſen vollftäntiger Durchführung, und nicht auch aufer- 
balb eines folchen, geltend zu machen und zu verwirklichen find.” 

Dahin werden vorzugöweife folche Uebereinfünfte und Entfcheidungen 
u rechnen fein, welche die Fünftige Abfinvung, deren Art, Maaß und Um⸗ 
fang, die Lage einer Landentfchädigung u. f. w. zum Gegenflande haben und 
bedingen. 

d) Ueber die Unzuläffigfeit ver Zurüdnahme der Provokation auf 
Abldfung over auf Megulirung nach gegenmwärtiger Rage der Ges 
feßgebung, vergl. $. 95. (Mlin. 4.) des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850) 
und die Erlänt. dazu in Br. I. Abth. I. S. 718 - 721. 

b) Ueber die dem Provofaten bei der Vorladung nach 66. 6. u. 7. der 
V. zu flelende Verwarnung, vergl. dad R. des Min. des J., land» 
2 Abth. v. 9. April 1839.2) (Anm. Bd. 23. ©. 367.) 


— — — 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 185. 
2) Bergl. ebendaf. ©. 344. 
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4) Zum ©. 8. der V. v. 28. Juli 1838. 

a) Der $. 8. der B. nimmt von dem Gebiete der Anwendbarkeit der» 
felben aus: 

a) die Provinz Weftphalen, 

6) die zur Rheinprovinz gehörigen Kreife Duisburg und Rees, 

y) diejenigen Landestheile, für weldye das ©. v. 8. April 1823 wegen 
Negulirung der gutsherrl. bäuerl. Verhältniffe erlaffen worden, mithin das 
Großherzogthum Poſen und die mit Weſtpreußen wieder vereinig- 
ten Rulms und Michelauer Kreife, ingleihen das Landgebiet der 
Stadt Thorn. 

Die V. v. 3. Febr. 1845.1) (G. ©. 1845. S. 94.) bat demnächſt no 
beftimmt, daß vie DB. v. 28. Juli 1838 auch in dem Kreife Allenftein 
(in Oftpreußen) Feine Anwendung finden folle. 

b) In Bezug auf die ad a. erwähnte Ausfchliefung der Anwendbarkeit 
der gedachten B. find indeß folgende Veränderungen borgegangen: 

«) Das ©. v. 9. Oft. 1848, betr. die Siflirung der Verhandlungen 
über die Megulirung der gutöherel. und bäuerl. Verhältniffe ꝛc. beſtimmt 
im 6. 8.,2) daß die V. v. 28. Juli 1838 auch in der Provinz Weſt⸗ 
phalen Anmentung finden folle. (G. €. 1848. ©. 278,) 

ß) Der Art. 13. des Ergänz. Gef. v. 2. min 1850 ®) beftimmt im 
Alln. 1., daß die gedachte B. auch in den Kreifen Duisburg und 
Mees, Ten mit Weftpreußen wieder vereinigten Diftrikten, dem 
Kulm- und Michelauifhen Kreife, und dem Landgebiete der 
Stadt Thorn Anwendung finden folle. 

Vergl. die Entflebungsgefchichte des alleg. Art. 13. oben S. 32. 

IV. Zu 66. 4., 18., 20. u. 25. der Gem. Th. O. 

Bei der Ablöfung von Grundgerechtigkeiten iſt es nicht erforderlich, daß 
die Provokation gleichzeitig auf die Aufhebung fämmtlicher einem Grund⸗ 
flüdfe gegen ein anderes zuftehenden Berechtigungen gerichtet werde. 

So erkannt von dem Revifions Kollegium für 2, 8. ©. per sent, 
v. 29. Aug. 1850. 

Die Gründe führen au: Ä 

Die Richtigkeit der Annahme, daß die Provokation Bine SerpitutsBeredtig: 
ten die Auseinanderfeßung mit den Webrigen nicht zur nothwendigen Folge haben 
müfle, ergiebt fih aus der Natur der Sache und den $$. A., 18., 25. ter Gem. 
Th. D., ohne daß es der Hervorhebung des Unterfchiedes zwifchen Gemeinheiten, 
welche auf einem gemeinfhaftlihen oder Geſammteigenthume und folhen, bie auf 
Dienitbarfeiten beruhen, bedarf, welder überdies in diefer Schlußfolgerung nidt 
richtig if, da and) bei Gegenftänden des gemeinfhaftlihen und Befammteigenthums 
jeder Miteigenthümer und jedes zur Benugung berechtigte Mitglied der Gemeinde 
auf Auseinanderfegung anzutragen berechtigt ift und bie Beſchränkung der B. v. 
28. Juli 1838 fih nur auf den Fall bezieht, wenn die Bemeinheitstheilung nicht 
anders als mit Umtauſch der zur Ortsfeldmarf gehörigen Aderländereien ausgeführt 
werten fann. Was aber die Ablöfung einzelner Nutzungsrechte betrifft, fo befaßt 
jr die Gem. Th. D. mit der Aufhebung der a er A Benutzung laͤnd⸗ 
licher Grundſtuͤcke durch Weide- und Forſtnutzung, möge dieſe nun auf einem ge⸗ 
meinſchaftlichen Cigenthume, einem Geſammteigenthume oder einem einſeitigen oder 
wechſelſeitigen Dienſtbarkeitsrechte beruhen. Daß in dem Falle, wenn zwiſchen den⸗ 
ſelben Berheili ten auf Einem Grundſtücke mehrere verfchictenartige Servituten bes 
fichen, vadurd ein befonderes in ſich abgeſchloſſenes und bezüglich der einzelnen 
Nutzungen untheilbares Rechtsverhältniß gebildet werde, ift weder in dem U. &. ®., 
no in der Gem. Th. D. ausgeſprochen, in letzterer ſchon deshalb nicht, weil bies 





1) Bergl. in Bd. I. ©. 346. 
2) Bergl. in Bo. I. ©. 346. 
3) Bergl. ebendaf. ©. 331. 
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felbe lediglich die Auflöfung der beftehenden Gemeinheiten, nicht aber bie Erſchwe⸗ 
rung diefer Auflöfung oder die Bildung neuer für die Aufhebung ſchwieriger Rechtes 
verhältniffe beabfihtigt. Daß die gemeinſchaftliche Benugung eines Grundftüde 
durch verfchiedenartige Nubungen nicht ein in fih untheilbares und daher auch nur 
gleichzeitig aufzuhebendes Rechtsverhältniß darftellt, ergiebt ſich am deutlihften aus 
der Gem. Tb. D. ſelbſt, da dieſelbe fih nur auf die Aufhebung der Weide und 
Serüberehtigungen und ber Berechtigungen zum Plaggen:, Weide: und Bültenhieb 
bezieht, während die Aufhebung anderer Grundgerechtigkeiten nad $. 142. nur in 
tem Falle verlangt werben kann, wenn fie dem Zwed der Auseinanderfeßung bins 
berlih find. Nah $. 1. der Gem. Th. O. ift deren Zwed die möglichite Aufhes 
bung ober Unfhäblihmadung ber gemeinfhaftligen Benugung ländliher Grund⸗ 
Rüde zum Beten der allgemeinen Landeskultur. Durch die Worderung einer fofors 
tigen und gleichzeitigen Aufhebung fämmtliher auf einem Grundftüde haftender 
Servituten wird die Erreichung diefes Zweckes in den meilten Bällen nicht erleich⸗ 
tert, jondern erfhwert und hinausgefhoben. Diefes Verlangen würde nur dann 
gegründet erfcheinen, wenn die Aufhebung eines Theil der Servituten in gar kei⸗ 
ner Weiſe zur Berbeflerung und zum Vortheile der Landesfultur gereihte, fofern 
nicht gleichzeitig fämmtlihe Servituten aufgehoben werden, wiewohl aud in diefem 
Sale ein Äufreffives Vorſchreiten doch immer zur allmäligen Aufhebung aller kul⸗ 
turſchädlichen Berechtigungen führen kann, und wenigitens durch Feine gefeßliche 
Vorſchrift ausgeſchloſſen it. Es kann aber feinem Bedenken unterliegen, daß bie 
Aufhebung einer Bauholzberechtigung für fih allein, auch ohne gleichzeitige Ab: 
löfung des Brennholzrehts und der Befugniß zur Laub» und Nadelſtreu fowohl 
dem Berechtigten als dem Belafteten Vortheile gewährt und daher in flaatswirths 
i&aftlicher Beziehung unbedingt gefördert werden muß. Abgeſehen davon, daß das 
tur auf die Berringerung von Weuerfhäden, fowie auf die zum Theil weniger 
koſtſpielige Errichtung maffiver Gebäude, auf Holzerfparung und bequemere und 
jwedmäßigere Binrihtung der Wohnungen hingewirkt wird, fo wird auch dem Gi: 
genthümer des belafleten Waldes dadurch bie Nögligkeit einer angemefleneren Bes 
wirtbihaftung deſſelben in allen denjenigen Fällen verſchafft, in welchen derfelbe 
feinee Bodenbeſchaffenheit halber fi vortheilhafter zur Erziehung von bloßen 
Brenuholgbeftänden eignet, oder ed wird ihm doch, wenn dies nicht zutrifft, bie 
freie, unbefchränfte Dispofition über die Bauholzbeftände zurüdgegeben. Der $. 
20. der Sem. Th. O., nad welcher der Antrag nicht nur in Rudficht aller einer 
Gemeinheit unterliegenden Gegenitände, fondern auch in Rüdficht einzelmer gemein⸗ 
ſchaftlich benutzter Grundſtücke gemacht werben kann, enthält nicht fowohl eine Be: 
ſchraͤnkung, ale vielmehr eine Erweiterung, da die nach 68. 4. und 18. unbefchränkt 
uläffige Brovofation auf Bemeinheits-Aufhebung darnach ſelbſt in Betreff einzelner 
* des Grundſtücks erfolgen kann und daher um fo mehr zulaͤſſig fein muß, 
wenn es fih nur um die Trennung in mehrere in feinem rechtlihen Zufammenhange 
ſtehende Servituten handelt. Anders ftellt es fih, wenn ein abzulöfendes Diends 
barkeitsrecht nicht als ein für fi) beftehendes, felbitftändiges Recht, fondern nur 
als der Theil und die Mobalität eines anderen umfaflenderen Rechtes aufgefaßt 
werben muß, in weldem alle allerdings die Ablöfung eines ſolchen Theils nicht 
verlangt werden fann, fondern auf Abfindung für das Ganze provozirt werben 
mu. Go wird man nicht wohl die halbe Weideberechtigung deffelben Gutes, die 
Beredhtigung zum Brennbedarf für einen einzelnen Stubenofen, oder felbft eine 
gene befondere Beredhtigung in dem Balle, wenn diefelbe nebft anderen gleihmohl 

ihartigen Befugniffen, mit beflimmten Gegenleiftungen im Ganzen in einem 
Kaufalzufammenhange fleht, für fich felbft zur Ablöfung ftellen dürfen, fofern ber 
Berpfigtete nit einwilligt. Die abzulöfende Nubkung mug für fi) genommen ber 
beſondere und felbfftändige Begenftand eines Rechts, eine fubitanzielle Sache im 
Einne des $. 4. fein. it der Freiholzberechtigung zum ganzen Gehöfte ift dies 
unfreitig der Ball. Wie die Gem. Th. O. ſelbſt bei den Forſtberechtigungen Mail, 
Holz ꝛc. unterfcheidet und wiederum bei dem letzteren Bau: und Brennholz, ferner 
Berechtigungen auf eine gewifle Holzart und auf von felbit aufwachſende Bunte, 
fo würde es auch nicht bedenklich erfcheinen, felbft dernleichen vereinzelte Berechti⸗ 
gungen unter gewifien Berhälmiffen für fih allein zur Ablöfung zu ftellen. Mit 
dieſen Grundfäpen übereinftimmend hat aud das Ober-Tribunal (Entf. Bd. 17. 
€. 253) ausgeführt, daß die durch einen Vertrag Tonftituirten Grundgerechtigfeiten 
auf Bauholz, Brennholz, Zaupholz nicht Theile einer und derſelben Holyunadars 
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rechtigkeit, ſondern felbftftändige Befugniſſe find und daß daher die Ausübung ber 

einen Gerechtigkeit die andere nicht erhält, daß vielmehr die eine durch Nichigebraud 

erlöfhen Fann, während die andere durch den fortgefehten Gebrauch erhalten wird. 

ee Reviſ. Kolleg. Bd. 3. S. 270— 277. u. Präj. Samml. deſſelb. ©. 
1. Nr. 3. 


Zum $. 5. 


1) Bergl. SS. A., 17., 18. und 90. der 2. v. 20. Juli 1817 und $. 
11. ver 2. v. 30. Juni 1834, nebft den Erläut. dazu. 

2) Wo tem Visfus durch Provokation nach den gefeglichen Beſtim⸗ 
mungen die Wahl der Entfchädigungsart verloren geht, dürfen dergleichen 
Provofationen nicht ohne höhere Genehmigung angebracht werden. (Gefchäfte: 
Inftr. für die Reg. 1. 31. Dec. 1825, Litt. D. sub. d., Jahrb. Bd. 27 S. 256). 
— Dergl. 6. 86 u. 94. der Gem. Th. O. 

Dagegen betarf ed einer folchen Genehmigung nicht, wenn der Fiskus 
Belafteter einer einfeitigen Servitut ift, und die Regierung auf deren Ab⸗ 
löfung provocirt; wohl aber muß die höhere Genehmigung eingeholt wer- 
den, fobald der Fiskus als Dienftbarkeits berechtigter auf Abldfung anträgt. 
(8. R. des Min. des I. und der F. v. 3. März 1831 und des Jufliz« Din. v. 
18 ej. m.') Anm. Bd. 15. S. 35. u. Jahrb. Bd. 37. ©. 67). 


Zu 88. 6., 7. und 8. 


Diefe GG. find gegenftand8lo8 geworden in Bezug auf Erbpächter?) 
und alle diejenigen, den Erbpächtern gleichzuftellenten, mit beftänvigem, 
unwiderruflidbem Nugungsrechte an ihren Grundflüden verfehenen 
Befiger (Emphyteuten, Superficiarien — fo meit dieſe beiden letzteren nicht 
unter den $. 75. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850 fallen und erſt im Wege 
der Regulirung Eigenthun erwerben müffen) —, welche nach $. 2. Nr. 2, 
des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850 mit der Publifation dieſes Abloͤſ. Gef. 
Eigenthümer geworden fint. 

Dagegen haben die gedachten GG. ihre Geltung behalten Hinfichtlid 
der Laß⸗ und KRulturwirtbe (66. 626. ff. A. 2. R. I. 21), welde 
nad) 66. 74. ff. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 für regulirungsfähig erflätt 
find, und welche erſt mit tem Ausführungstermine der Regulirung dab 
Eigenthum an den Stellen erwerben, indem nach 6$. 87. und 90. des Ab⸗ 
Idf. Gef. v. 2. März 1850 die bisherigen Nechtöverhältniffe bis zum Aus. 
führungstermine foriwauern, °) 

Diefe forgwirfende Gültigkeit ver FF. 6. und 8. ter Gem. Th. D. 
bezüglich der noch nicht regulirten Laßwirthe kann ſich in zweifacher Bes 
ziehung äußern: 


1) Bergl. in Bb. I. S. 316—347. 

2) Deshalb ift auch das Präj. des Ob. Trib. v. 21. Oft. 1845 antiguirt, 
welches ausfpricht: „Auch Erbpächter können bei Gemeinbeitsfeparationen auf 
treten, und, fofern fie &emeindeglieder find, ohne Zuflimmung der Erbverpächter, 
Kuhmeiden, fowie eine Abfindung dafür in Anfpruch nehmen. Es iſt diefe Bes 
fugniß nicht auf den Gigenthümer oder Ober: Bigenthümer befchränft.“ (Entſch. 
des Ob. Trib. Bd. 12. ©. 278 u. Praͤj. Samml. deſſelb. S. 178, Nr. 1626.). 

3) Hiernach if die Anficht Koch’ 6 (Kreisger. Dir.) zu berichtigen, welcher 
(in f. Land:Rechte Bd. 2. ©. 566. Note 9.) lehrt: 

„Die hier (in 88. 6—8. der Gem. Th. DO.) erwähnten unmwiterruflichen 
„Nupungsberechtigten und die erblichen Beflber der nur in Kultur ausges 
„thanenen Büter (M. 2. R. I. 21. Abfchn. 4.) haben dur das ©. v. 
„2. Märı 1850 Bigenthumsanfprücde erhalten; und auch bie unwiderruf⸗ 
„lihen Nugungsrechte find in Gigentfum verwandelt, fo baf bie $$. 6. 
„bis 8. der Gem. Ih. D. gegenfandslos geworben find.“ 
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1) Erſtlich, wenn fle auf Ablöfung von Grundgerechtigfeiten provo⸗ 
ciren, die ihren Höfen auf anderen Grundftüden, al8 denen ihres bisherigen 
Gutsherrn, 3. B. auf fiskaliſchen Forſten, zuftehen (vergl. die Entfch. des 
Reviſ. Kolleg. in der Zeitfhr. Br. 5 S. 202) oder menn fie auf Ges 
meinheitätheilung (Separation) mit anderen Beflgern der Dorfsfeldmark 
antragen, nachdem nämlich der Gutsherr mit den Laßbauern fchon früher 
feparirt Hatte, und derfelbe deshalb bei der Separation gar nicht mehr 
interefftrt. 

In beiten Bällen muß der bisherige Gutsherr, welchem noch die Pro« 
prierät ver Lafbefigungen zuftebt, zufolge des $. 7. der Gem. Th. O., bei 
der Ablöfung und Separation noch zugezogen worden. 

2) Sodann aber in anderer Richtung Außert fi vie Wirffamfeit 
tes F. 6., wenn fich die Laffiten mit tem Gutäheren felbft noch in Feld⸗ 
gemeinfchaft befänten, wenn ihre Grundſtücke noc im Gemenge mit den 
feinigen liegen und ein» oder gegenfeltige Hütungs⸗ und andere Dienflbar- 
keiten zwifchen ihnen und dem Gutsherrn beftehen und fle auf deren Auf- 
fung antragen. 

In dieſem alle muß mit einem folchen Antrage der Antrag auf Re» 
gulirung verbunden werden ($. 8. a. a. D.), gegenwärtig nad) dem Ab 
ſchn. III. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850. 

Auch in rem zu 2. gedachten Falle Enüpfen fich an die bedingt fort« 
lie @eltung der 66. 6. und 8. jetzt nur andere Wirkungen, na⸗ 
mentlich : 

a) darf gegenwärtig die Ausführung der Negulirung nach der Separas 
tion und Servitutablöfung nicht mehr aufgehalten werden; letztere nimmt 
vielmehr Ihren getrennten Bortgang, weshalb nöthigen Falls dieferbalb nur 
ein Interimiftiftum zu regulicen ift (6. 36. der V. v. 30. Juni 1834), wäh 
send andererfeitd die gutöherlich-bäuerliche Regulirung definitiv abgefchloffen 
werden fol. 

Berner 

b) fol in Folge eines folchen Antrages nicht bloß die (auch im 
$.9. der Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 und im $. 61. der Gem. Th. O. 
allgemein vorgefchriebene) zweckmaͤßige Zufammenlegung ter im Ges 
menge und in Gemeinfchaft befinnlichen fervitutbelafteten gutöherrlichen 
and bäuerlichen Grundſtücke flattfinten, fondern es dürfen nach der — 
ten 66. 64. und 65. der Gem. Th. DO. derogirenten — Vorfchrift des 
$. 86. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, auch fervitutfreie Grundſtücke 
and der vermengten Lage herausgenommen und, wenn fle zmedinäßig in 
ten Seperationsplan pafien, wider den Willen des Beflterd der Um⸗ 
legung unterworfen werden; ' 

endlich 

c) wird jetzt für ein- und gegenſeitige Grundberechtigungen des Guts⸗ 
hertn einerſeits und der bäuerlichen Laßwirthe andererſeits, die Abfindung 
nit mehr nach den Borfchriften der Gem. Th. DO. in Verbindung mit 
tenjenigen Movififationen, welche die Negulirungsgefege v. 14. Sept. 1811 
und 8. April 1823 nebfl deren Deflarationen ertbeilten, fondern nah 88. 
83. und 84. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ermittelt und gewährt, alfo 
refp. Fompenflrt oder durch Rente ausgeglichen. 


Zum $. 9. 


Diefer 5. iſt in Betreff der biöherigen nupbaren Eigenthümer von Er b⸗ 
— dadurch gegenſtandslos geworden, daß durch den $. 2. Nr. 2. 
des Abldf. Geſ. v. 2. März 1850 dem Erbzinsmanne das volle 
Eigenthum an dem Erbzindgute beigelegt worten if. 
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Zu 8%. 10., 11. und 12. 


1) Der $. 24. der V. v. 30. Juni 1834 ſchreibt dagegen vor, daß ver 
Lehnsherr, Obereigenthümer und Wiederfaufäberechtigte von der Auseinan⸗ 
derfegung benachrichtiget werden follen, desgl. die im Hypothekenbuche ein 
getragenen Lehnsfolger, Anwärter und Bamiliengliever. 

2) Vergl. die Erläut. zu 66. 23.—27. der 2. v. 30. Juni 1834 und 
66. 11., 12., 14. u. 15. des Ausführ. Gef. v.7. Juni 1821, desgl. $. 109. 
des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 


Zum $. 13. 
Vergl. die Erläut. zu 68. 21. und 23. der V. v. 30. Juni 1834. 


Zum $. 15. 


1) Die Pfarrer haben in ihrer Eigenfchaft als Nutznießer nicht die Bes 
fugniß, einieitig auf Gemeinheitötheilung anzutragen, fondern bedürfen dazu 
der Zuftimmung der Kirchenvorfteher und de8 Patrond. (R. des Min. des 
3. v. 28. Nov. 1822, ') in Koch's Agrargelepgeb., 4. Aufl. S. 140). 

2) Die unmittelbaren Vorfteher und Patrone der geiftl. Inftitute koͤnnen 
nit von Auffichtöwegen angehalten werden, auf Separation anzutragen. 
se Min. der geiftl. Ang. und des 3. v. 10. Oft. 1829,2) ebendaf. S. 140 
3) Vergl. vie Erläut. zu 66. 17. u. 44. der V. v. 20. Juni 1817. 


Zu $$. 16-19. 


In ven FF. 16. und 17. ift von dem Provofationsrechte der Miteigen⸗ 
thümer bei gemeinfchaftlihem Cigenthume, in den 6$. 18. und 19. aber 
von tem Provofationsrechte der Belafteten und Berechtigten bei wechſel⸗ 
feitigen und einfeitigen Dienflbarfeitsrechten, unter verſchiedenen @infchrän» 
tungen die Rede, melde theild den Gegenftand der Auseinanderfegung 
($$. 1., 2.) betreffen, theild Bedingungen und Wirkungen ter Theilung 
enthalten. In dieſer Beziehung find die Nutzungsrechte, welche aus einem 
gemeinfchaftlichen Gigenthume, Gefammteigenthume, entfpringen — (66. 14. 
15., 17. Tit. 8. 66.1. ff. U. R. J. 17) von den Grundgerechtigkeiten, 
Dienftbarfeitsrechten, welche einem Grundſtücke auf ein fremdes Grundſtüd 
zuftehen, — (88. 11., 12. A. L. R. 1. 22.) — zu unterfcheiden. — Die 
Gem. Th. D. bat, wie die nachfolgenden Erläut. ergeben, an diefen Unter 
fhied wichtige Bolgen, ſowohl wegen Ted Nechtd auf Außeinanderfegung 
anzutragen, ald Hinfichtlich der Abfindung des Berechtigten, gefnüpft. 


Zu $$. 16. und 17. 


1. Der $. 16. ertheilt bei Gegenſtaͤnden des gemeinfchaftlichen Eigen⸗ 
yume jedem Miteigenthbümer, der F. 17. bei Grundftücken, deren 

genthum einer Stadt» und Dorfgemeine zufteht, deren Nupungen aber den 
einzelnen angefeffenen Mitgliedern derſelben gebühren, jedem zur Ber 
nugung berechtigten Mitglieve der Gemeinde für die feinem Grund» 
befige anhängenten Nutzungsrechte dad Recht der Provofation auf 
Außeinanterfegung. 

Diefe Beflimmungen haben in Verbindung mit anderen Vorfchriften der 


1) Vergl. in Bb. I. S. 347. 
2) Vergl. in Bo. I. S. 347—348, 


— — —— — 
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Gem. Th. D. und des A. 2. R. eine verfchienene Auslegung und An⸗ 
wentung erlitten, welche zum Erlaß der Del. v. 26. Juli 1847 (8. ©. 
1847. ©. 327) geführt haben. 

1. Zum $. 16. 

1) Nah vem A. L. NR. I. 8. 66. 14. u. 17. und 1. 17. 8. 1. ift ein 
gemeinſchaftliches Eigenthum vorhanden, wenn daſſelbe Eigenthumsrecht 
über eine Sache oder ein Recht mehreren Perſonen ungetheilt zufömmt. 
Die Perſonen, welche ein ſolches gemeinſchaftliches Eigenthum haben, ſind 
Riteigentbümer der Sache (A. L. R. I. 8. 6.15.); es wird die gleiche 
Theilnehmung an der gemeinſchaftlichen Sache für jeden Miteigenthümer 
vermuthet; die ungleiche Theilnehmung an der Sache ändert noch nichts 
I der Befhaftenbeit des Rechts der verfchiedenen Miteigenthümer (U. 2. R. 
‚17. 88. 2—4). 

Unter ten landrechtlichen Begriff des gemeinfchaftlichen Eigenthums fällt 
das Gefammt-Eigenthum, deſſen der $. 2. ter Gem. Th. DO. erwähnt, das 
Geſellſchafts⸗, Korporationd- und Gemeintes Vermögen. (U. L. R. I. 17. 
Abſchn. TIL, A. & R. II. 6. 86. 25. ff., 41. ff, 72. ff., 81. ff. A. L. R. 
1. 7. $6. 18. u. 19. ff. u. II. 8. 66. 108., 160.). 

Insbefonvdere find die Allmanden, Marken, Erbenmwaltungen, welche in 
ten weftlichen Provinzen vorfommen, ald gemeinfchaftliches Eigenthum zu 
betrachten. !) 

2) Die Theilung des gemeinfchaftlichen Eigenthums ift in allen Fällen 
ſtatthaft, wo nicht ausdrüdliche Gefege, Verträge oder rechtögültige Verord⸗ 
nungen eined Dritten entgegen ftehen (A. L. MR. II. 17. 66. 75. ff.). Der 
F. 16. der Gem. Th. O. aber giebt jedem Miteigenthümer das Recht der 
Brovofation auf Gemeinheitstheilung, und deshalb iſt dies Recht auf jede 
Gattung des gemeinfchaftlichen Eigenthums bezogen worden. Das A. L. 
R. 11. 6. S. 71. beftimmt indeß hinſichtlich des Korporationd- und 
Gemeinde» Bermögens, daß die Verwendung deffelben zur Beförderung 
tes gemeinfchaftlihen Beſten der Gefelfchaft und zur Erreichung ihres Ende 
med gefcheben fol. Nach $. 83. ebendaf. und 68. 151. 162. ff. A. L. 
R. IL 8. darf dad unbemwegliche Vermögen der Gefellfchaft ohne befontere 
Einwilligung der vorgefegten Behörde weder veräußert noch verpfändet 
werten. Nah F. 98. A. L. R. 1. 6. haftet für die von der Korporation 
gehdͤrig Abernommenen Schulden das gemeinfchaftliche Vermögen derfelben, 
und nach $. 177. ebent. dauern Korporationen und Kommunen fort, wenn 
auch nur noch Ein Mitglied vorhanden if. — Laut 68.180. ff. kann auch 
mit Einwilligung fämmtlicher Mitglieder eine öffentliche Geſellſchaft nicht 
anders, als unter Genehmigung Ted Staatd aufgehoben werden. Nach 
66. 189. ff. iſt der Staat berechtigt, die Korporation aufzuheben, wenn der 
Zweck derſelben nicht ferner erreicht werden fann, oder gänzlich hinwegfällt, . 
oder Tem gemeinen Wohle offenbar fhädlich wird. Für den Ball der Auf⸗ 
bebung fällt, wenn nicht befondere Beſtimmungen tarüber vorhanden, das 
Korporationd- Vermögen dem Staate zur andermeitigen Verwendung für dad 
gemeine Wohl anheim.?) 


1) Vergl. Cichhorn's inleit. in das Deutiche Privatrecht 4. Aug. 
66. 168. 372. Mittermaier Deutfches Privatrecht 5. Aufl. 88. 120. 122. 128. 
155. — Desgl. 95. 63—66., HE. 24 —4A7. u. 88. 42 — 45. der drei Gef. ©. 
21. April 1825. (Mr. 938., 939. u. 940.) für die wefllichen Landestheile, und 
die Erlänternungen dazu (f. in Bd. II. Abth. 1. ©. 1010 ff.). 

2) Vergl. 98. 1. 189. St.⸗O. v. 19. Nov. 1808 (8. ©. &. 324), Rev. 
&-D. v. 17. När 1831, 88. 114., 117., 118. (G. ©. ©. 9). Landgemeindes 
Did. für die Provinz Werphalen v. 31. DH. 1841, 88. 1., 91., I. G. ©. 
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Aus diefen Vorſchriften haben die DBerwaltungsbehörden theilmelfe vie 
Untheilbarfeit des Korporationd» und Gemeinde⸗Vermoͤgens gefolgert. — 
Dagegen find von den meiften Auseinanverfegungdbehörden jene Befchrän- 
fungen ver Dispofltion über das Korporationds Vermögen nicht ale Hinter 
niffe der Gemeinheitötheilungen betrachtet, fondern zufolge ver 66. 1. 2. 16. 
. ter Gem. Th. O., allein auf das KänmereisBermögen in Städten ange 
wendet worden, welches zur Beftreitung der gemeinfchaftlichen Laſten und 
Ausgaben beftimmt, nicht den einzelnen Mitgliedern der Gemeinde zur ges 
meinfchaftlichen Benugung überlaffen ift!). — Demzufolge fin die An 
träge auf Theilung des Kämmerei⸗Vermögens in der Regel zurückgewieſen, 
und nur in fo fern zugelaffen worden, als ein foldyes Kämmerei-Vermögen, 
wie 3.8. vie Stadtforften, zugleich mit Nugungdrechten der einzelnen Mit⸗ 
glieder oder der Schugverwandten der Gemeinde, an Weide, Streu und 
Holz befchwert if; welche Nutzungsrechte in diefem alle ale Bürger⸗Ver⸗ 
mögen behantelt worden find. ?) 

Was vie Gemeingründe in Rantgemeinden betrifft, fo find folde, 
wenn fie nicht der gemeinfchaftlichen Benugung durch die Gemeindeglieder 
oder Einwohner gemitmet, fontern zur Beftreltung der geneinfamen Laſten 
und Ausgaben beſtimmt find, als gemeinfchaftliche oder als Geſammt⸗Eigen⸗ 
thum, wie das KämmereisVermögen in Stätten, als untbeilbar angefehen 
worden.?) 8 ift indeg mehrfach beftritten worden, daß Dorfgemelnden 
ein befondered non tem Privat» Vermögen ihrer Mitglieder rechtlich ver 
ſchiedenes Korporationd- Vermögen befigen Fönıen. Denn im A. 8. R. II. 
7. fei ein Kämmereis Vermögen auf Dörfern nicht anerfannt. Es exiſtire 
in venfelben nus ein Gemeinde⸗Vermoögen, welches fi dem Buͤrger⸗Ver⸗ 
mögen der Städte nähere, worüber die Gemeindeglieter nach 66.28. a. « 
O. die Dispofition hätten und deffen Theilung nah $. 32. ebend. um 
$. 16. der Gen. Th. O. zuläffig fei.*) In anderen Bällen, wo nur par 
tiele Gemeinheitstheilung flattfand, die Gemeinde fortdauerte, iſt dagegen 
die Abfindung für dergleichen zur Unterhaltung oder als Emolumente ber 
Gemeindevorfteher, Beamten und Diener beftimmte Grundftüde und Nuyun- 
gen, der Gemeinde überwiefen worden. 

I. Zum $. 17. 

Die meiften Auseinanterfegungsbehörden baben im $. 17. Beflimmungen 
über das fogenannte Bürger» Vermögen in Städten, und über das gleid- 
artige Gemeinglieder⸗Vermoͤgen in Dorfdgemeinden gefunden, von weldem 


©. 297). Bemeinde:Orbn. für die Rheinprevinz v. 23. Juli 1845, 88. 95., 114. ff. 
(8. S. ©. 523). 

1) Vergl. SS. 139., 140. R.L.R. II. 8., $. 52. St. O. v. 19. Nov. 1508, 
8. 31. rev. St. D. v. 17. März 1831. 

2) Vergl. A. L. R. J. 17. 88. 3., 4., A. U R. I 6. 8. 72., u. N. 8. 
6$. 159., 160., 8. 53. St. O. v. 19. Nov. 1808, $. 32. St. O. v. 17. März 1831. 

3) Berg. A. L. NR. I. 7. SS. 13., 19., Laudgem. D. für Weſtphalen v. 
31. alt. 1841, 88. 17., 22., 23., 24., Rheinifche Gem. DO. v. 23. Juli 1845, 
88. 12., 15., 17. 

4) Dies ift in mehreren Erf. des Ober⸗Trib. aus den I. 183% ausgeführt 
und die Theilung von Grundflüden, welche zur Befoldung von Dorffchulgen be: 
fimmt und im Hnpothefenbuche auf den Namen der Bemeinde eingetragen waren, 
für zulaͤſſig erachtet worden. (Bergl. Acta des Min. d. Inn. Regul. u. Abl. Ges. 
Mr. 35. Vol. 9. — Motive zum Entw. eines Gef. über das Bermögen der Lau 
und Stadtgemeinden S. 10, Dünniges LandessKult. Bef. Br. 2, ©. 405). — 
Derfelbe Grundfag ift in Landgemeinden auf folche Brundflüde angewandt worben, 
welche Gemeindehirten, zur Benugung, zur Unterhaltung von Zuchtſtieren, ange 
wiefen waren, im Kalle die Gemeiufchaft aufgehoben wurde. 
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gemeinfhcftlißen Eigenthume die Nutzungen den einzelnen Mitgliedern, auch 
Außverwantten und Einwohnern zuftehen. ?) 

Die Theilung diefes gemeinfchaftlichen Eigenthums ift auf Grund des 
A. E. R. L. 17. 8. 75. 11.6. $. 72., 1. 8. ©. 160., 11. 7. $. 32. und 
der Sem. Th. O. 6. 1. u. 2. für flatthaft erachtet worden. — Einige 
Auseinanderfegungsbehörden haben mit Rückſicht auf den $. 16. der Gem. Th. 
D. auf den Antrag jedes Miteigenthämere an dem gemeinfchaftlichen 
Bürgervermögen und gleichartigen Dorfögemeindevermögen die Augeinander- 
fegung zugelafien, in früherer Zeit auch die Abfindung für die Nutzungs⸗ 
rechte jedem Miteigenthümer zur freien Dispofltion zugetheilt (F. 4. Tit. 
17. Th. J. A. 2. R. 66. 141. 147. Gem. Th. ©.) 

Später find inteß diefe Anſichten verlaffen worden und viele Ausein⸗ 
anderfegungbehörden haben angenommen, daß in dem 6. 17. ver Gem. Th. O. 
eine Befchränfung des Provofationsrechts enthalten fei. Nur den ange» 
feffenen Witglievern und Nugungsberechtigten fei ter Antrag auf Aus⸗ 
änanterfegung für die ihrem Grunpbeftge anhängenten Theilnehmungs⸗ 
schte an Tem Bürger- und gleichartigen Dorfögemeindevermögen geftattet. 
Die-Zuftändigkeit und Befchaffenheit der Theilnehmungsrechte fei nach den 
allgemeinen Mechtönormen, worauf der 6. 31. der Gem. Th. O. verweiſe 
fo wie in&befondere nach 66. 41. 42. derſelben, welche fubflviarifch über 
die Theilnehmungsrechte, deren Befchaffenheit und über dad Theilnahme⸗ 
Verhältniß an ver gemeinen Weide in Crmangelung befonderer Ortöver« 
feffung beflimmen, zu beurtheilen. — Die Abfintung für die, tem Grund⸗ 
befige anhängenden Theilnehmungdrechte ift den angefeffenen Theilnehmern, 
zur Ausfchließlichen Benugung und freien Verfügung ald Privateizenthum, 
möglichft im wirtbfchaftlihen Zufammenhange mit ihrem fonftigen Grunde 
befige, zugetheilt worden (66. 66. 69. 141. 147. Gem. Th. DO.) Den 
unangefeffenen Theilnehmern ift vie Abfindung für die ihnen blos perfün- 
li zuftebenten, der Gemeinde» Mitglieriyaft anhängenden, oder aus dem 
Berbande mit der Gemeinde fließenden Theilnehmungdrecdhte, zur gemein« 
ſchaftlichen oder au jur befonderen Benugung jedoch mit Vorbehalte des 
Eigenthums der Bemeinde daran, zugemwiefen worden. ?) 

Abweichend Hiervon ift mit —*2 auf die landrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen über das Korporations⸗Vermögen, und mit Unterſcheidung deſſelben 
von dem Vermoͤgen einzelner Klaſſen oder Intereffenten, ?) dem $. 17. der 
Gem. Th. D. die Audlegung gegeben worden, daß derfelbe nicht vom 
Bürgervermögen, fondern von den zum Privatvermögen der Gemeindeglieder 
gehörigen Grundgerechtigkeiten an Gemeindegrundftüden handele. Er ſpreche 
aus, daß die Theilnehmungdrechte der Mitgliever, welche in dinglicher Art 
ihren Grundſtücken anhängen, — welche ihnen nicht vermöge eines anderen 
Repartitionögrundes, vermöge ter Gemeindemitgliedfchaft zuftehen, — nicht 
zam untheilbaren Bürgervermögen gerechnet werben dürfen, daß vielmehr 


1) Bergl. A. 8. R. 1. 8. 8. 159., $. 53. der St. D. v. 19. Nov. 1808, revid. 
&. D. ». 17. März 1831, 8. 32., Land: Gemeinde» Orb. für die Provinz Wels 
phalen v. 31. Oft. 1841, 88. 17. u. 24., Gemeinde⸗Ord. v. 23. Juli 1845 für 
Ve Rheinprovinz, $$. 12., 15. u. 17., Gem. Th. O. 88. 31., 41., 42. 

2) Bergl. den Plenarbefchlug des Ob. Trib. v. 4. Sept. 1843 im Juſt. 
Bin. BI. 1844. ©. 48 u. Entſch. Br. 9. S. 50, wonach unangefefiene Bürger, 
weichen nach $. 41. Gem. Th. Ord. ein TheilnahmesRecht an der Gemeinde zus 
handen werden muß, die dafür zu gewährende Abfindung nicht eigenthümlich 
erwerben. 

3) Bergl. U. 2. N. II. 6. 88. 68., 69., 73., II. 7. 88. 23. ff., St. O. v. 

19, Ren. 1808, 88. 54., 55., revid. St. O. 8. 33., Weſtphaͤl. Landgem. O. v. 

3. Of. 1841, 8. 26, Rheiniſche Gem. O. v. 23. Juli 1845, 8. 20. 
Indes-Rulinc-Defehg . Mbth. U. 4 
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die Gemeindeglieder für ihre auf den eigenthümlichen Grundftüden ter 
Korporation baftenden Serpitutrechte, gleich jedem anderen Servitutberech⸗ 
tigten, auf Auseinanderfegung antragen und Abfintung verlangen Fönnen.') 


IV. Zu $$. 16. und 17. 

Die auf Grund ver 66. 16. und 17. der Gem. Th. D. Seitens ter 
Auselnanterfegungs = Behörden für zulaͤſſig erflärte und theilweiſe zur 
Ausführung gebrachte DVertheilung von Korporationdg» und Gemeintever 
mögen, gab ven oberen Verwaltungd-Behörten Veranlaffung, ten Gegen⸗ 
ftand in legislative Berathung zu ziehen. Die darüber erforderten Berichte 
Fonftatirten die Verſchiedenheit ver oben (ad II. u. 111.) erörterten An- 
fihten ter Gerichte, wie der Auseinanderfeßungäbehörten. 

1) Dies gab zunäat DVeranlaffung Tazu, in die revld. St. O. v. 31. 
März 1831 $. 118. vie Beſtimmung aufzunehmen, 
dag zu Ocmeinheitstheilungen ſtädtiſcher Grunbflüde und Nealberechtigungen die 
Erklärung beider Stadthehörden (des Magiftrats und der Stabtverorbneten) und 
die Genehmigung der Regierung erferberlich fein felle, welche zu prüfen habe, ob 
nicht wirfliches Gemeindes Vermögen (Rämmerels und Bürgervermögen, $$. 31. 
n. 32.) dadurch in Privatvermögen übergehe, welches zu verhindern fet. 


2) Mit Bezug hierauf erging demnähft Seitend des Min. des I. für 
9. u. Gem. unterm 11. Aug. 1831 eine Inftruft. an die Gen. Komm. zu 
Soldin (v. K. Ann. Bd.16.&.393 - 337) und unterm 14. Juni 1832 an ſaͤmmil. 
Auseinanterfegungs = Behörden und Regierungen, mit Ausfchluß der Rheini⸗ 
fohen, eine Inſtrukt. des Min. des J. für 9. u. Gew. und des J. u. 
d. P., wegen des von ten Gen. Kommifflonen bei den Gem.⸗Theilungen, 
rüdfichtlich ter zum Gemeindevermögen zu rechnenden Grundſtücke, zu beob- 
achtenden Berfahreng 2) (v. K. Ann. Br. 16. ©. 385-393). 

3) Die materiellen VBorfchriften der ad 2. getachten Inftruft. fanten 
indeg Widerſpruch. Die Spruchbehörden wichen großentheild davon at. 
Die Gen. Kommifflonen und Regierungen, welche zum Berichte über vie 
Anmentung ter Inftruktion aufgefortert wurten, trugen dagegen Bedenken 
in&befondere dahin vor, daß bei Anmendung jener Grundſätze ten Gemein 
Be den unüberfteigliche Schwierigfeiten in ten Weg gelegt, und ter 

wer derfelben zum Theil verfehlt werde. — Es wurde hierauf das Min. 
des I. durch die U. K. DO. v. 1. Febr. 1834 beauftragt, 
die materiellen Bruntfäge der Inftruft., da dieſelben nicht abminiftrativer, fontem 
legislativer Natur feien, zur Berathung des Staatsmin. zu befördern, die Gens 
Kommiffionen aber anzuweiſen, daß fie in jedem Kalle, in welchem von einem 
Intereffenten der Gemeinheitstheilung der Anwendung dieſer materiellen Grund⸗ 
fäge widerfprochen werde, die definitive Verhandlung bis zur Belanntmachang 
einer gefeglichen Borfchrift fuspentiren. 


Diefem ift durch Tas Cirk. R. ter Min. des 9. für H. und ©. umd 
des I. und der P. v. 24. Febr. 1834 (v. R.Ann. Br. 18. 6.71) genügt worden. 

Die in diefem C. R. nachgelaffene Ausnahme von ter Suöpenflon des 
Mechtsverfahrens Über tie darin angeregten Präjutizialfragen, nach erflat- 
tetem Berichte ter Auseinanderfegungsbehörte iſt in Bolge einer K. O. v. 
22. April 1839 durch das Cirk. R. des Min. des I. u. d. P. v. 31. Mal 
1839 (v. 8. Ann. Bd. 23. S. 366) auf alle Faͤlle erweitert worden, in welchen ver 
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6 8 Berg! gegen dieſe Anfichten Dönniges Landes; Kult. Gef. Bd. 2 

2) Inſoweit dieſe Inſtrukt. die Kompetenz und das Verfahren der Aus 
einanderfepungsbehörben betrifft, vergl. darüber die @rlänt. zum $. 11. (Sup 5 
u. 6.) der DB. v. 30. Juni 1834. 
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Win. des J. nach vorgängigem Gutachten ter betr. Regierung und Berichte 
ter Generals Kom. die Ueberzeugung gewinnen wärte, daß durch die Zulaffung 
des weiteren Verfahrens Dad Intereffe der Kommunen nicht gefährdet werde!) 
Insbefondere werde Die Zulaffung diefer Bortfegung auch da wuͤnſchenswerth 
fein, wo fich abgefehen lafje, daß mittelft folder noch ein angemeffener 
Bergleidy zu erzielen fein möchte. 

Rachdem Tas Min. des Inn. in Folge der K. O. v. 1. Vebr. 1834 die 
Lage diefer Angelegenheit Allerhöchften Orts vorgetragen und angezeigt 
batte, daß zur Vermeidung der das Gemeinde⸗Vermoͤgen gefährtenten Er⸗ 
fenntniffe der Gerichtshoͤfe ſchon legislative Maaßregeln vorbereitet würden, 
wurde Dies durch die K. O. v. 26. März 1834 genehmigt und darauf hin 
gewiefen: 
daß befonders auf die Feſtſtellung eines beftimmten und Flaren Unterfchiedes zwi: 
ſchen dem Bürger: Bermögen und demjenigen, welches ausfchließend einzelnen Klaſ⸗ 
fen ver Einwohner angehört, zu wirken fei, daß aber die Annahme wegen der 
Theilnehmungsrechte in dem Cirk. R. v. 14. Juni 1832 dem $. 33. der revid. 
St.⸗O. nicht gemäß zu fein fcheine. 


4) Die in dem $. 118. der revid. St. D. hinfichtlih der Konfervation 
des Bemeinde-Bermögend gegebene Anmweifung der Oberauffichtsbehörten, 
iR hiesnähft im ©. 11. der V. v. 30. Junt 1834, wodurdh den Megierun- 
gem neben den Auseinanderfegungsbehörten die Konkurrenz wegen Beauf- 
ſichtigung ver Statt» und Dorfögemeinden wieder eingeräumt wurde, er⸗ 
weiter: und dahin ausgedrückt worden: 
daß fie bei vorfommenden Bemeinheitstheilungen in Städten und Dörfern dahin 
m ſehen Haben, taß das Bemeindevermögen, basjenige nämlich, weldes 


nicht Gegenſtand des PrivatsGigenthums der Korporation iſt, nicht vers 
Hürzt werde. 


5) Bei der Schwierigkeit der Unterſcheidung des Kommunalvermoͤgens 
von demjenigen, welches Gegenſtand des Privat-Eigentbums ift, zum Pri⸗ 
yetvermögen der Mitglieder der Gemeinte gehört, bei den darüber erwach⸗ 
fenen vielen Streitigkeiten und den aus der Euspenflon ter Entfcheitung 
derfelben und ter Gemeinheitstheilungen felbft hervorgegangenen liebelftänven, 
wurde durch mehrfache Erlaſſe ter Minifterten?) auf gütliche Außglei« 
dung ber Intereffenten hingewirft. 

V. Zur Befeitigung der vorgetachten Zweifel ift demnaͤchſt aufden 
Antrag des Staatsmin., und nach Anhörung der Provinzial-Stänte und 
vernommenem Butachten des Staatsraths, für alle Landestheile, in welchen 
das A. L. R. Gegezgeraft bat, unterm 26. Juli 1847 die Dekl. einiger 
Vorſchriften des A. L. R. und der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821, 
betr. das nuzbare Gemeindevermögen?) (G. S. 1847, ©. 327) 
ergangen. *) 


1) Vergl. auch das 6. R. der Min. ber 3. u. des 3. u. d. P. v. 12. Juli 
1839 (v. K. Ann. Dd. 23. ©. 605). 

2) Hierauf beziehen ſich folgende R. des Min. des 3.: a) v. 20. Mat 1837 
(v. 8. Ann. Bd. 21. ©. 382), b) v. 12. Aug. 1839 (Min. Bl. d. 1.2.1840, ©. 397), 
e) v. 1%. Nov. 1839 (Min. Bl. d. i. ®. 1843, ©. 166), d) v. 22. Aug. 1840 
(Win. Bl. d. i. B. 1840, S. 396), e) v. 4. Juli 1542 (Min. BL. d. i. V. 1842, 
©. 952), deren Srundfäpe demnähft zufammengeftellt find in tem 6. R. 
deſſelb. Min. v. 15. Mai 1843 (Min. Bl. d. i. V. 1843, ©. 164). 

3) Bergl. in Br. I. ©. 348. 

4) Durch die Dekl. v. 26. Zuli 1847 erledigen fich die in der Juſtr. v. 
14. Zuni 1832 nur interimififch aufgekellten materiellen Grundfäge bezüglich 
auf das Inierefie der Gemeinden. Wuch if durch das E.R. des Min. des 3. %. 
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Dazu ift folgendes zu bemerfen: 

1) Die Del. betrifft lediglich das Stadt» und Land-&emeindes- Vermögen, 
in negiehung auf Gemeinheitätbeilungen, insbeſ. aber das fogenannte Ges 
meindeglieder-Vermögen, mit Unterfcheidung der zum Privatvermögen ges 
hörigen Nutzungsrechte ter Mitglieder und Einwohner der Stadt» und 
Dorfdgemeinten auf das Gemeindeglieder- Vermögen, alfo den Gegenfland 
des 6. 17. ver Gem. Th. DO. und der damit in Verbindung flehenden Bor- 
fhriften tea A. 2. R. 1. 6. $. 72., II. 8. ©. 160. u. II. 7. $$. 28. m. 
30., fowie der 66. 41. u. 42. ter Gem. Th. O. 

Ueber tie Erflärung diefer Gefetftellen hinaus, namentlich auf die an⸗ 
derweitigen Beſtimmungen des A. 8. R. über gemeinfhhaftliched Eigenthum 
und des 8. 16. ter Gem. Th. O. über die Gemeinheitötheilung vdeffelben, 
erſtreckt fich die Defl. nicht. (Vergl. Acta des Min. d. Inn., Regul. und Ab. 
Gen. Ar. 35. Vol. 9. und Dönniges Landes⸗Kultur-Geſ. Br. 2. G. 413). 

2) Zum 8. 3. der Dekl.. 

a) Das Alin. 1. des $. 1., in welchem von dem Patrimonium der Ge 
meinten (Kämmerei-Vermögen) die Rede iſt, befeitigt die insbeſondere hin⸗ 
ſichtlich des Vermögens der Landgemeinden in Erfenntniffen ausgeſprochene 
Anſicht, daß Grundſtuͤcke, welche zur Unterhaltung von Beamten, Dienern 
und Anſtalten der Gemeinden beſtimmt ſind, unter die Mitglieder und Ein⸗ 
wohner vertheilt werden können. (Acta des Min. d. Inn. Regul. u. Gen. Rt. 
35. Vol. 9. Korrelation ©. 121 ff, Dönniges a, a. D.). 

b) Die Beftimmung tes Alin. 2. des $. 1. findet auch dann Anwen 
dung, „wenn die ten Mitgliedern oder Einwohnern als ſolchen zuftehenden 
Nutzungsrechte noc außerdem, durch den Beſitz eined Grundſtücks oder 
durch befondere perfönliche Verhältniffe betingt find.“ 

In Diefen Beftimmungen iſt zufolge ter oben erwähnten K. O. v. 26. 
März 1834. der Begriff des im Wege ter. Gemeinheitöthellung unveräußer- 
lichen Gemeindeglieder-Vermoͤgens (Bürgervermögens) aufgeftelt worden, 
im Öegenfage zu tem im 6. 2. der Defl. angegebenen Begriffe des Privat 
vermögens einzelner Klaffen oder Intereffenten, auf welches allein ſich der 
$. 17. Sem. Th. O. beziehen fol. Letzterer bantelt von ven Theilneh⸗ 
mungdrechten einzelner: angefeffener Mitglieder von Stadt» und Dorfsge⸗ 
meinten an ten GemeintesEigentbum, welche ihrem ®rundbefige 
anhängen. — Auf ten Grund tiefes 6. 17. der Gem. Th. O. iſt vor 
Publikation der Dekl. ziemlich allgemein bei Gemeinheitötheilungen die Abs 
findung für dergleichen ſubjektiv-dingliche Nutzungsrechte in das Privat⸗ 
eigenthum ter Theilnehmer übergegangen; tagegen find Theilnehmunge⸗ 
rechte an tem Gemeinde⸗-Eigenthum, welche aus ter bloßen Mitgliedfchaft 
fließen, al8 fubjektivsperfönliche Nechte angefehen und die Abfindung dafür 
der Gemeinde ald Gigenthum vorbehalten worden. — Auf dieſen Unter⸗ 
ſchied ver fubjeftiv »Tinglichen und perfönlichen Rechte ift bei den Vorver⸗ 
hantlungen zur Defl. tie Erörterung gerichtet worten. Auf den Brund 
der in mebreren Landestheilen, namentlih ver Provinz Sachfen, noch jet 
obmaltenten altfächfifchen Gemeinde⸗Verfaſſung iſt bemerft worten, daß oft 
Grundſtücke, insbefontere Die Häufer in Stätten, als tie Gemeindemitglies 
der gedacht und angefehen werten, daß das Gemeinderecht und die daraus 
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24. Sept. 1547 (Min. Bl. d. i. V. 1817, ©. 293, Nr. 355, ſ. in Bd. J. &. 349) 
ansgefprochen, daß nunmehr die durch die K. O. v. 1. Febr. 1834 angeordnete 
Suspenfion ter Streitigfeiten über die Onalität von Grundſtücken oder Ber 
zechtigungen als Semeindes Vermögen oder Privat: Vermögen der einzelnen Suter 
eſſenten aufhöre und den betr. Prezeſſen Bortgang zu geben, jedoch möglich auf 
Bergleiche hinzuwirken ſei. 
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fließenden Nugungdrechte auf Gemeinvegründe und Gemeindeglieder⸗Ver⸗ 
mögen, durch den Beſitz von Grundſtücken bedingt feien, daß mithin das 
Gemeinderecht in ſolchen Fällen nicht rein perfönlich fei, fontern den Cha⸗ 
after des fubjeftiv=Dinglichen Rechts an fich trage. In ähnlicher Weiſe 
verbalte es ſich, wenn, wie ebenfalls vorfomme, dad Gemeinderecht durch 
befondere perfönliche Verbältniffe, 3. B. durch tie Oenoffenfchaft an einem 
Gewerke, durch ein Amt, Kirchen», Pfarr-, Schulamt, oder auch durch das 
Domizil an einem Orte bedingt fe. Durch dieſe Bedingung werde vie 
Ratur des Gemeinterechtd und feiner Ausflüffe, ald Gemeindeglieder⸗Ver⸗ 
mögen, nicht geändert und müjje als ſolches bei Gemeinheitstheilungen der 
Gemeinde Eonjervirt werten. 

Obgleich nun tiefer Deduftion der Einwand entgegen ſteht, daß in 
allen vorgedachten Bällen nicht die Gemeinde, fontern das Grundſtück, das 
Gewerk, das Amt, die Wohnung als Subjekt des Gemeinderechts und feiner 
Ausflüffe erfcheine, daß mithin die fraglichen Nußungsrechte auf einen an⸗ 
deren Titel als der Bemeindemitglienfchaft beruhen, ganz eigentlich zum Private 
Bermögen einzelner Klaſſen, Mitglieder oder Einwohner ver Gemeinde gehörig 
ich tarftellen, fo ift jener Anficht Toch in der oben bezeichneten Beſtim⸗ 
mung des Alin. 2. des $. 1. der Defl. Folge gegeben worden. — Es ift je 
toch Tarin nur von Nugungdrechten tie Rede, welche ten Gemeinde- Mit« 
gliedern und Einwohnern als ſolchen zuftehen, und noch außerdem ander« 
weitig bedingt find. Dadurch ift das hauptfächlichfte Merkmal des Bemeinde- 
glieder Vermögens im Gegenfage des Klaffen= oder Interefenten « Bermögend 
($. 2.) wieter hervorgehoben worden. — Demgemäß ift in jedem ein«- 
jelnen alle zu unterfuchen: ob die Theilnehmungsrechte aus ter Ges 
meinde⸗Mitgliedſchaft und Einwohnerſchaft 'entfpringen, oder nicht auf diefer 
Cigenſchaft, fontern auf einem anderen Titel beruhen, eine Frage, die wie 
bisher, fo auch Fünftig großen Schwierigkeiten unterliegt, deren Loͤſung je= 
doch durch vie im $. 41. Sem. Th. DO. aufgeftellten Präfumtionen erleich“ 
tert wird. (Bergl. Acta des Min. des Inn. Regul. und Abl. Gen. Nr. 35. Vol. 
e: Bietive S. 24. 23. Relation, ©. 47. 54. 121. 139, Dönniges a. a. O. 

. ). g 

c) Nah Alin. 3. des $. 1. fällt die Abfindung für Nupungsrechte auf 
das GemeindeglievdersBermögen, welche den einzelnen Gemeintegliedern oder 
Einwohnern vermöge diefer ihrer Eigenfchaft zufommen, der Gemeinde als 
Koryoration zu, währenn vie berechtigten Gemeindeglieder over Einwohner 
die Benugung diefer Abfindung für die Dauer ihrer Nutzungsrechte er⸗ 

l 


ten. 

a) Dieſe Beſtimmung ſcheint die Mitglieder der Gemeinden in ven ihnen 
als Miteigenthümern des gemeinfchaftlichen Vermögens zuftehenden Rechten 
zu befchränfen, indem die Abfindung für ihre Nutzungsrechte der Gemeinde 
als Korporation zufallen fol, fie felbft und tie Finmwohner der Gemeinden 
aber nur die Benugung ter Abfindung erhalten follen. Die gedachte Bes 
fimmung ift nach den Vorverhandlungen zur Del. aus ver Anficht herge⸗ 
leitet, daB das Gemeindegliedervermögen der Bemeinde als moralifcher Per⸗ 
fon zuflehe, den Bemeindegliedern nur Nutzungsrechte auf dad Gemeindes 
Eigenthum gebühren. 

Donniges iſt ver Anficht, daß dies weder ven BeflimmungendesA.L.R.,!) 
noch den 66. 56., 57., 141., 147. der Gem. Th. O., wonach jedem Interefjenten 
bei Gemeinheitötheilungen die Abfindung zur freien Dispoſition mit denfelben 
Berechtigungen überlaffen werden muß, welche er früher hatte, entſpreche. 
GBergt: Acta des Min. d. Inn. Regul. und Abl. Gen. Nr. 35. Vol. 9. Relat. 

. 126 ff, Dönniges a. a. O. ©. 415). 


1) Bergl. oben uf, IL (zum $. 16.) ad 1. 
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6) Die gedachte Beftimmung legt einer zweckmäßigen Audeinanters 
fegung Hinderniffe in den Weg. Sol nämlich die Abfindung für die Bes 
meingliederrechte der Korporation abgefondert von der Abfindung für vie 
Privat Theilnebinungsrechte an ver Gemeinheit gegeben, kann jene mit diefer 
nicht vereinigt, nicht zur freien Verfügung über die Subftanz geſtellt wer⸗ 
ten, fo geht nicht allein der Heiz zu Anträgen auf Gemeinheitätheilung, 
fondern audy die Möglichkeit einer zweckmäßigen Wirtbfchaftseinrichtung 
und Anwendung mit den Daraud zu erwartenden Kulturortheilen großen» 
theils verloren. 

Die Bedenken ad & u. 4 haben fich auch erfahrungsmäßig feit Auf 
ftellung des Prinzips der Unveräußerlichfeit der Gemeindegründftüde im 
Wege der Gemeinheitötheilung im Iahre 1831 und neben der im Sabre 
1838 erfolgten Befchränfung ter Provofationdbefugnig als fo gewichtig 
beraudgeftellt, Daß man, um ten Gemeinheitstheilungen Bortgang zu ver 
fchaffen, einestheild Vergleiche über vie Beſchaffenheit ter Theilnehmunge 
rechte an den Gemeindegrundſtücken anempfahl, anderntheild eine zwed⸗ 
mäßige Vertheilung ver zum Bürger-Vermögen gehörigen Antheile an ten 
Gemeingrünten und teren Vereinigung mit den Privat» Grunpftüden im 
Wege des Vergleichs beförkerte und geflattete. (Bergl. die oben ©. 51 Rote 
2. erwähnten Min. @rlafie). 

Auch in ven Borverbantlungen zur Defl. ift vie Zuläffigkeit und Näp- 
lichkeit folcher Vergleiche anerkannt, in ter Dekl. felbft aber nichts über 
diefen Gegenftand beftinnmt worden. (Bergl. Acta des Min. des Inn. Begul. 
Abt. 5 35. Vol, 9. Motive S. 51 ff. Relation ©. 107 ff. 141 ff., Dönniges 
aa. . 

Vergl. jedoch das Eirf. R. des Min. des I. v. 24. Sept. 1847 (Rin: 
DI. d. i. V. 1847 ©. 293, f. in Br. I. ©. 339). 

In dem legterwähnten C. R. ift zwar vie Zweckmäßigkeit der Zufam- 
menlegung der Abfindung für die Antheile an dem Gemeindegliedervermögen 
mit den Abfindungen für Privatvermögen angedeutet worten, binfichtlich ver 
Gewährung freier Dispofition durch Lieberlaffung ter erfigerachten Abfin⸗ 
dungen zum Eigenthum aber werten nur Ausfunftsmittel an die Hand ger 
geben, welche theil8 den Intereffenten nicht genügen, theils den Geſetzen über vie 
Theilbarfeit ver Grundſtuͤcke nicht entfprehen. — Denn wenn auch tie 
Mebernahme eines unablöslihen Zinſes auf die gedachten Abfindungen gegen 
Ueberlaffung des uneingefchränften Eigenthums terfelben nicht unzuläffig if 
(®.».31.3an.1845,9.6.18356.33), fo kann foldye doch nicht erzwungen wer 
den, und iſt in mehreren Faͤllen ald eine neue Beläftigung früherhin ver 
weigert worden. Eben fo hat die Untrennbarfeit der Abfindungen von den 
Orundftüden, welchen fie beigelegt worten, auf ten Grund des Landkultur⸗ 
Er. v. 14. Sept. 1811 5. 1. mannigfaltigen Wirderfpruch gefunden. Det 
halb ſind die Vorfihriften der 66. 56., 57., 141., 147. ter Gem. Th. D. 
mit Berüdfichtigung tes $. 1. der Dekl. dahin zu beachten, 

tag auch die Abfintungen der Mitglieder von Gemeinden für ihre 
Miteigenthums⸗ und Nubungsrechte an tem Gemeindeglieder⸗Ver⸗ 
mögen in wirtbfchaftlich «zmedmäßiger Lage zur freien Dispofttion, 

' Ieroch nicht zum ausſchließlichen Privat⸗Eigenthum zu überweiſen 

n 


Hierauf bezieht ſich auch der $. 6. ter Dekl., indem derſelbe eine ander 
weitige Megulirung der Ausübung der Nugungsrechte zuläßt, welche in Felge 
ber Gemeinheitötbeilung etwa nöthig werden möchte Es kann jedoch eine 
es Regulirung ter Nugungsrechte auf Gemeindeglieder-Vermögen, nad 

.11. ter V. v. 30. Juni 1834 nur nach Kommunikation mit der Regie 


sung Seitend ter Auseinanderſetzungsbehörde erfolgen. (Bergl. Dönniges 
a. a. O. ©. 416.) ſetungebeh Tot i i 
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3) Zum ©. 2. der Dei. 

Dönniges fpricht hierüber folgende Anfichten aus: 

a) Im Alin. 1. des $. 2. ift keinesweges ver Begcif des fogenannten 
Klaſſen⸗Vermoͤgens angegeben oder erfchöpft worden, wie zur Hebung ber 
früheren Differenzien über Bürger unt Vermögen einzelner Klaffen unter 
den Gemeindegliedern beabjlchtigt war. Es ift vielmehr das Privatvermögen 
der zu Nutzungen an dem BemeindeglieversBermögen berechtigten Mitglieder 
orer Einwohner einer Gemeinde, von dem Oemeindeglievers Vermögen untere 
ſchieden und näher bezeichnet worden. — Das Klaffenvermögen befchränft 
fh nicht auf Nußungsrecdhte an dem Gemeinde⸗Eigenthume, fondern befteht 
in dem gemeinfchaftlichen Eigenthume einzelner Klaffen oder Korpvrationen,, 
woran Die Mitglieter ter Gemeinde ald folche feinen Antheil haben. 
($. 53. &t. D. v. 19. Nov. 1808, $. 33. Rev. St. D. v. 17. März 1831). 
Es enthält größere als Nutzungsrechte, namentlich die Proprietätsrechte an 
dem gemeinfchaftlihen Eigenthume, kann aber auch, wie häufig der Tal, 
Nupungsrechte auf fremdes Eigenthum von Privatperfonen, oder auch auf 
Gemeinde-Eigenthbum begreifen, welche dann zum Privatvermögen der bes 
fonderen Gemeindeklaſſe oder Korporation gehören. In der legten Bezie⸗ 
bung fällt das Klafjenvermögen unter die Beftimmung des F. 2. Im Uebri⸗ 
gen ift es bei Semeinheitötheilungen als gemeinfchaftliches Eigenthum zu 
behandeln. ($. 16. der Gem. Th. D.). 

b) Die Löfung ver Brage: ob Nußungsrechte der Gemeindemitgliever oder 
Einwohner am Gemeinveglieder- Vermögen, denſelben nicht vermöge dieſer 
ihrer Gigenfchaft, fonvern aus einem anteren Rechtstitel gebühren? iſt im 
$. 2. ver Dekl. durch Angabe näherer Merkmale nicht erleichtert, fondern 
ter Erörterung und dem Befinden ter Auseinanterfegungd- und entfcheis 
denten Behörten überlaffen worden. Es wird daher auf die gefeglichen 
Erwerbungstitel, Willend-Erklärungen und Verträge, Judikate, Gewohn⸗ 
heitIn, Statuten, Provinzial⸗Geſetze und erſt in deren Ermangeluug auf bie 
Borfchriften des A. 2. R. und der Gem. Th. O. in jedem einzelnen Falle 
bei der Beurtbeilung zurüdzugehen fein. (Vergl. $$. III. VIT. des Publik. 
Bat. v. 5. Gebr. 1794 zum Pi L. R., F. 31. A. L. NR. U. 7, revid. St. ' 
D. v. 17. Mär, 1831 ©. 32., Weftphäl. Land»Gem.-D. v. 31. Oft. 1841 
6. 24., Gem. Ih. O. 66. 31. Al., in welchen legteren, wie in $$. 197— 
199. die bezüglichen Präfumtionen aufgeftellt find. 

c) Im Alin. 2. des $. 2. ift der fonft nicht abgeänderte F. 17. der 
Gem. Theil. DO. audfchlieglih auf die zum Privatvermögen gehörenden 
Mugungstechte bezogen und dadurch ausgedrückt worten, daß für die den 
angefefienen Mitgliedern einer Stadt und Dorfögemeinte auf Gemeinde» 
Grundftüde zuftebenden ihrem Grundbeſitze anhängenten Theilnehmungs« 
serhte Die Abfindung in ihr Privatvermögen übergeht. (Bergl. Acta des Min. 
». Sun. Regul. u. Abl. Gen. Nr. 35. Relation ©. 126 f. 129 ff, Dönniges 
a. a. D. ©. 416-417). 

4) Zum ©. 3. der Def. 

Die Zuläffigkeit der Vertheilung des Bürger» und gleichartigen Dorfs 
emeinte-Bermögene zum Privateigentbum ift insbeſondere aus den Vor⸗ 
(fen des A. 2. R. 11. 6. $. 72. und II. 8. 8.160. hergeleitet worden. 

Bezug auf die Beflimmung des $. 1. der Dekl. ift duch den |. 3. 
derfelben diefe Anſicht befeitigt, jedoch dadurch die Vertheilung jenes Ver⸗ 
mögens zur Benutzung nicht audgefchloffen worden. (Dönniges a. a. D.). 

5) Zum $. A. der Del, 

Die $$. 28. und 30. A. 2. N. II. 7. handeln von den Nutzungsrech⸗ 
tm der Mitglieder und Einwohner der Dorfögemeinden auf Gemeingränte 
und Gemeinweiden, alfo vom Gemeindeglieder⸗Vermögen, nicht von der 


gemeinfchaftlichen Huͤtung auf Grundſtuͤcken, welche ſich im Drinatelaenihum 
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befinden, welche hier und da gleichfalls „gemeine Weite” benannt worden 
if. Diefe Ausdehnung des Ausdrucks „Semeingründe und Gemeinweite* 
tft durch den vorgebadhten $. 4. ausgefchloffen worden. (a. a. D.). 

6) Zum ©. 5. der Dekl. 

Auch die 66. 41. u. 42. der Gem. Th. O. handeln von der Theil 
nahme an der gemeinen Weite, in Bolge ver 6$. 31. 32. verfelben, wo 
überhaupt von dem Gegenftande der Gemeinheit und insbefondere von den 
Theilnehmungsrechten bei gemeinfchaftlichen Sütungen die Rede if. Dem- 
gemäß erklärt der $. 5. der Dekl, daß die 6. 41.42. der Gem. Th. O. ſowohl 
auf die zum Privat-, ald auf die zum Gemeindeglieder⸗Vermoͤgen gehörigen 

a Hütungsnugungen Anwendung finden. 

7) Zum $. 7. der Dell. 

Als Deklaration findet die DB. auch auf frübere, durch die K. O. v. 
1. Febr. 1834 fuspendirte Gemeinheitätheilungd » Verhandlungen, jedoch 
nicht auf bereitd durch Vergleich oder rechtöfräftiges Urtheil erledigte Streit 
fälle, Anwendung ($. 15. Einl. zum A. L. R.). 

Vergl. auch die Erläut. zu den 66. 41. u. 42. der Gem. Th. D. 


Zum $. 18. 


Dergl. das Präj.des Revif.Kolleg. für L. K. S. v. 29. Aug. 1850. 
(8. Zuf. IV. zum $. 4. der Gem. Th. O., oben ©. 42 fi.) 


Zum 8. 19. 


Die Einfhränfungen ver $$. 86. und 94. der Gem. Tb. D. find 
duch den Art. 9. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 aufgehoben worden. 
(Bergl. die @rläut. zum $. 86). 


Zu 88. 20. und 21. 
(Berfchiedene Arten der Auseinanderfehung). 


1) Die Beflimmung des $. 20. fegt voraus, daß die Theilung ohne 
Umtaufh von Nderländereien gefchehen kann; fonft muß nad ven 
Vorfchriften des Abfchn. 11. der Gem. Th. O. verfahren werben. 

Vergl. die NR. v. 10. Aug. 1840, 7. April 1841 und 13. Juni 1842 :) 
(Min. BI. dv. i. B. 1840, S. 389 und 1842, S. 220—223). 

2) Leber die Zuläfftgkeit parttieller Separationen, reſp. über die Ber» 
mittelung tes $. 20. ter Gem. Th. O. mit den $6. 177. und 183. im 
Abſch. II. derſelben und- ten Borfchriften des F. 1. der V. v. 28, Iuli 
1838, vergl. die Erläut. zu 66. 1. und 2. der letztgedachten V. (insbeſond. 
die Erf. des Revif.-Rolleg. für L. K. S. v. 21. Mai und 29. Oft. 1852) 
(f. Zuf. TIT. zum $. 4. der Gem. Th. O., sub I ad c, oben ©. 31 ff.) 

3) Das M. des Min. des I. v. 23. Dec. 1846 (Min. Bl. d. i. ©. 1847 
©. 14) ortnet an, daß bei Anwendung der $$. 20. und 21. ſtets für eine 
gmedmäßige Planlage Sorge zu tragen. (Bergl. die @rlänt. zum 8. 9. des 

usführ. Gef. v. 7. Juni 1821). 

4) Kann bei dem Antrage auf partielle Ausfcheidung eines befonderen, 
zu den Aeckern nicht gehörigen Gegenſtandes der Bemeinheit, ein zweck⸗ 
mäßiger Separationdplan ohne tie Hineinziehung des Ackers gar nicht an- 
gelegt, auch das Huͤtungsverhaͤltniß wirtbfchaftlich nicht geordnet werden, fo 
muß die Provofation zur Zeit al8 unbegründet abgewiefen und veren 
Erneuerung durch den vierten Theil der _Intereffenten abgemwartet werben. 


1) Vergl. in Br. I. ©. 335, 338 u. 342. 


u 


— — — — — 
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So erkannt von dem Mevif.- Kolleg. für L. K. S. unterm 3. Nov. 
1848 (Acta Brandenburg F. 20). 

5) Vergl. das Präj. des Nevif.»Kolleg. für L. K. ©. v. 29. Ang. 
1850 (f. Zuf. IV. zum $. 4. der Gem. Th. O. oben ©. 32 ff.) 


Zu 88. 22.—25. 
(Begründung des Antrages). 


Ueber die neuere Beſchränkung des Provokationsrechtes, vergl. die 
Erläut. zum $. 4. Zuſ. II. und II. (f. oben ©. 23 fi.) 


Zum 8. 23. 


Ueber ven Begriff ver „gemeinfchaftlihen Gefahr""im Sinne 
des 5. 23. bemerkt das Nevif.» Kolleg. für 2.8. S. in einem Erk. 
(Datum Eonftirt nidyt) Folgendes: 


Die Materialien des Geſetzes ergeben darüber nichts Näheres, weshalb auf 
ven gewöhnlichen Wortfinn yurüyugeben, nach welchem Gefahr im Allgemeinen 
die Möglichkeit eines Uebels if, welches einer Perſon oder Sache Nachtbeil brins 
gen und deren äußeren oder inneren Werth verringern kann. ine Gefahr if 
aber eine gemeinfchaftlihe, wenn die Möglichkeit eines befimmten Webele 
für mehrere Berfonen oder Sachen vorhanden ift, und kann als foldhe wieder in 
teppelter Beziehung gedacht werben, nämlich fo, daß das eintreteude Uebel die 
mehreren Berfonen oder Sachen nothwendig alle und zugleich trifft, daß fie 
lümmtlih und in gleihem Maaße von den ſchaͤdlichen und nachtheiligen Wirs 
fangen defielben berührt werden, oder in der Weife, daß es ungewiß 4 welche 
der mehreren Perſonen oder Sachen davon betroffen werden moͤchten und in wel⸗ 
chem Grabe dies zugleich der Fall fein dürfte. In dem 8. 23. iſt unbedenklich 
aur eine folche Gefahr gemeint, bei welcher das zufünftige mögliche Uebel alle 
Intereffenten zu gleicher Zeit dergeflalt bedroht, daß jeder Einzelne einen unmittels 
heren Schaden oder Nachtheil taturch erleidet und Feiner von den Folgen dee 
Ereigniſſes verichont bleiben faun. Was in diefer Weife gemeinfchaftlidh getras 
gen werben mußte, foll nicht einem Einzelnen aufgebürbet werden, und deshalb die 
Teilung der fo gefährdeten Grundſtücke unterbleiben, wenn fie nicht andere ges 
(heben könnte, ale daß der Binzelne dem von feinen Genoſſen bisher mitgetras 
genen Schaden allein ausgeſetzt würbe. — Bin folches Verhältniß tritt bei ber 

einfchaftlichen Gefahr, deren oben im Gegenſatze gebacht worden, nicht ein; 
bier berubt die Bemeinfchaftlichfeit nicht in dem pofitiven Schaden, ben die Ge⸗ 
ushenfchaft dort unmittelbar erleidet, fondern nur in der ungewiffen und unbes 
Kiamten Möglichkeit, bag das befürchtete Uebel Einen oder den Andern, oder auch 
vielleicht Mehrere oder Alle treffen kann. Dafielbe ift aber on Feine beflimmte 
Stelle gebunden, noch zu firiren; die Gefahr bleibt vielmehr über allen Interefs 
fenten —* und keiner kann behaupten, daß eine gemeinſchaftliche Gefahr die⸗ 
fer Art nach der Theilung von Einzelnen übernommen werben müſſe. — Darauf 
Ismmi es aber nach dem $. 23. a. a. O allein an und man kann deshalb eine 
Spezial⸗Separation aus dem runde nicht ausfchliegen, weil fih nach Zufammens 
legeng ber Srundflüde, die Möglichkeit eines größeren Schadens für den ein: 
* Intereſſenten darbietet. Dies iſt eine Ruckſicht, auf welche das Geſetz ſelbſt 
einen Werth gelegt hat und die ſonach von dem Richter um ſo weniger beachtet 
werden Tann, als jene Nachtheile Feine unmittelbaren und vorherzuſehenden Folgen 
der Auseinanberfegung find, vielmehr dem Gebiete der Zufälligkeiten angehören, 
weiche nach wie vor beflehen bleiben. 

Wollte man dem $. 23. eine andere Auslegung geben, fo würbe die Aufs 
hebung der der Landesfultur fchädlichen Gemeinheiten gerade bei den werthvollften, 
an Stromen belegenen und eingedeichten Niederungsgruntflüden, fowie die zweds 
mäßige und wiribfchaftliche Arrondirung folcher Brundflüde gar nicht erreicht wers 
ven können. Dies kann indeß nicht die Abficht des Geſetzes fein. (Zeitſchr. es 
Roi. Relleg., Br. 1. ©. 102—108.) 
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Zum $. 25 


Vergl. das Präj. des Nevif.- Kolleg. für L. K. S. v. 29. 18% 
(S. Zuf. IV. zum $. 4. der Gem. Th. O., Ar 42 ff.) Aug, 


(Beſchränkung des Provofationsrechteß). 


Vergl. die Erläut. zum $. 4. der Gem. Th. ©. u. 
(6. cn 6.0). s t Gem. 35. O., Zuf. II. une I 


Zum $. 27. 
Vergl. die Erläut. zum $. 164. der Gem. Ih. O. 


Zu Sg, 830. —33. 
(Bon Theilnehmungsredten). 


Zum $. 30. 


In Betreff der Wahrnehmung ter Nechte des Militair-Kiske 
binfichtlih der Ererzier- und Scießpläße, vergl. die Erläut. gm 
$. 89. Nr. 1. ter V. v. 20. Suni 1817. 


Zum $. 31. 


1) Der $. 31. ver Gem. Th. D. erwähnt zwar nicht ausdrücklich d 
Verjährung als eines Mechtstiteld für die Theilnehmungsrechte und de 
Umfanges derfelben; allein die Anerkennung auch dieſes Rechts titel 
folgt fchon daraus, daß die Vorfchriften des A. 2. R., welches die Ber 
jäbrung als einen Titel zur Erwerbung auch von Grundgerechti 
keiten anerkennt (A. K. R. 1. 22. 66. 13. ff.), im $. 31. der Gem. 
D. aanz allgemein in Bezug genommen worden fint. 

Der 5. 31. ergiebt indeß Ear, daß das Theilnehmungsrecht felb 
fitenge bewiefen werden muß, und die folgenden $$. beflimmen nur übe 
den limfang vdeffelben, wenn das Recht ſelbſt feftflieht, der Um 
fang (D. h. ER und Art des Viehes und Weideperiode) aber nicht dan 
die gewöhnliche Verjährung, nicht durch rechtöbeftändige Willenserkl 
Fi In eeäftige Judikate, noch durch ein flatutarliches Recht f 
ſtellt ifl.') 

In diefer Beziehung iſt darauf hinzumelfen, daß das A. LK. RL %& 
6$. 27. u. 28. ven Grundſatz ausfpricdht, daß bei Srundgerechtigfeiten, d 
ans Willenserflärungen entfpringen, der Inhalt diefer Iehteren Ten Geger 
fland und tie Grenzen des Mechtes beftimmt, wogegen bezüglich ter dur 
Verjährung erworbenen Grundgerechtigkeiten die Regel gilt, daß feld 
ih nur fo meit erſtrecken, al8 der Defig während des Laufes dı 
Berjährung gegangen iſt.?) 

Wird nun die Verjährung als Mechtötitel des Theilnehmungt 
rechtes an einer gemeinfchaftlichen Weide geltend gemacht, und fi 
den gefeßlich dazu erforderlichen Zeitraum an ſich nachgewiefen, ® 


— — ——— ——— — — — 


1) Der Ort, das Weideterrain, auf welchem die Hütung ſtattſindet, me 
flet® durch die ordentliche Verjährung nachgewiefen werden. Das bütmgebelafı 
Terrain bedingt einen Theil des Rechtes felbfl. 

2) Quantum possossum tantum praoscriptum. (Bergl. 9.2.8. L 9. 5. 60 
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gegen nicht für den vollen (30-, 40= oder AAjährigen) Zeitraum ders 
jenige Umfang (Zahl, Art des Viehes und Zeit ver Ausübung in jedem 
Jahte) des durch Verjährung erworbenen Mitweiderechtes dargethan, in 
weichem ſolches in ven legten zehn Jahren vor Anbringung der Pro» 
vofation als ausgeübt nachgewielen werden Fann, fo entfteht Der Zweifel: 
ob aldtann ter Umfang (Zahl und Art des Viehes und Zeit der Aus» 
übung in jetem Jahre) eines folchen Theilnehmungdrechted nur nach dem 
feit rechtsverjährter Zeit als ermiefen zu erachtenden Maaße (Zahl, 
Art und Zeit) oder — mit Rückſicht auf F. 32. Gem. Th. O. — nad 
tem innerhalb der legten zehn Jahre erweislich ausgeübten (grö⸗ 
feren) Befige — zu normiten fei? 

Die letztere Alternative fcheint die richtige zu fein. Denn der $. 31. 
a. a. O. verordnet, daß die Theilnehmungdrechte und teren Umfang 
aur in fo weit nach ven darin gedachten Mechtöquellen, insbefondere auch 
nach Ten Borfchriften nes A. 2. R. beurtheilt werden follen, als nicht vie 
(6. 32. ff. a. a. O. Abweichendes feflfegen. Der F. 32. a. a. DO. aber 
beſtimmt, daß wenn zwar die Theilnehmungsrechte felbft feftftehen, 
dagegen Maaß und Verhältniß ver Theilnahme ter einzelnen Inte⸗ 
teffenten nicht durch Urkunden, Judikate oder Statuten beftimmt find, hier 
für in der Regel ver Beſitzſtand ter legten zehn Jahre die Norm 
abgeben fol. Dadurch iſt — wie angenommen werden muß — in fo 
fern eine Mopififation des im $. 28.4. 8. R. I. 22. audgefprochenen 
Bruntfages über ten Erwerb der Grundgerechtigkeiten durch Verjährung 
angeordnet, als für den Nachweis tes umfanges einer an fich feft- 
Rebenden Weide-Servitut (der Zahl und Art des Viehes und der 
Zelt der Weideperiode), wenn diefer Umfang nicht anderweitig dargethan 
werden Tann, der Nachweis des neueften zehnjährigen Beſitzſtandes 
genögen fol. Es ift anzunehmen, daß die Gem. Th. O. beabfichtiget bat, 
diefen Brundfag allgemein (auch für ven Ball, wo dad Theilnehmungsrecht 
ſelbſt auf Berjährung geflügt wird) eintreten zu laſſen, um allzu ſchwie⸗ 
sige und meitläuftige Beweisführungen zu vermeiden. 


2) Ueber die Erwerbung der Gruntgerechtigkeiten durch Verjährung 
vergl. A. 2. M. 1. 22, 65. 13., 14., 26.— 19. und 1. 19., $. 10., fo wie 
die Ergänz. und Erläut. der Preuß. Mechtöbücher von Gräff zc. dazu. 


8) Ueber die Theilnehmungsrechte bei Gemeinheiten im Allgemeinen, 
vergl. die Abhandlungen von Kuh (Meg. Rath) in ver Kameraliftifchen 
Beitung 1841, S. 1090 ff. 


4) Der Art. 1. des Grgänz. Gef. v. 2. März 1850 hat unter Antern 
anch für ablöshar nad, den Brundfägen der Gem. Theil. O. erklärt: 


a) die Berechtigung zur Gräferel!) und zur Nugung von Schilf, 
Binfen oder Rohr auf Ländereien und Privatgewäſſern aller Art; 


b) zum Bflüden des Graſes und Unkrauts in den beftellten 
Beldern (zum Krauten); 


c) zum Nachrechen auf abgeerndteten Weldern, fowie zum 
Stoppelharken; 


— N — 


1) Ueber die Ermittelung des Werthes der Sichelgräſerei-Berech⸗ 
igung vergl. die techn. Inſtrukt. der landwirthfchaftl. Abt, der Regier. zu 
Fraukfurt v. 24. Mär, 1842, 8. 135, &. 300-301, der Gen. Kom. gu Stens 
Val». 29. Sept. 1845, $. 104., ©. 193—194, u. der Ben. Kom. zu Bres⸗ 
lau v. 11. Rov. 1845, $. 73., S. 96—97., Pfeil, Ablöfung der Waldferoint., 
96 16. n. 67. 
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d) zur Torfnugung. !) 

Ueber dad Maaß und Verhältniß ver Theilnahme ver Interefe 
fenten an diefen Berechtigungen (ad a—d.) dißponiren die Art. 3. u. 4. 
des Grgänz. Bel. v. 2. März 1850, 2) deren Entftehungsgefähicte 
daher hier, mit den ſich daran anreihenden Bemerkungen, mityutheifen iR 

I. Betreffend den Art. 3. 

A. Der Art. 3. enthielt in dem Negier. Entw. nur deſſen jegigeb 
aim iR wogegen das Alin. 2. von den Kammern hinzugefügt 
worden ift. 

AA. Die Motive red Megier. Entw. dazu Tauten dahin: 


Obwohl die Grasſchuittberechtigung als ein Surrogat der Weidegerechtigleit 
zu betrachten ift, und es deshalb nahe liegt, das nicht durch Urkunden, ZJubilate 
oder Statuten beſtimmte Maag und VBerhältnig der Theilnahme mehrerer Intes 
reffenten in gleicher Weife, wie in den $$. 32. sqq. der Gem. Th. D. für die Hi 
tung gefchehen ift, nach dem Viehſtande feftzuftellen, fo ift do zu erwägen, def 
gerade der Grasſchnitt allgemein von den Befißern der Heinen, mit geringem 
befige verfehenen Nahrungen am meilten benugt wird, und diefe bei Anwendung 
der Analogie der Weiderechte die geringfte Abfindung erhalten würden. Aus bie 
fem Grunde rechtfertigt jih eine Bertheilung der Gefammts Entihädigung für den 
Grasſchnitt, in Grmangelung anderer fhriftliher Normen dafür, nach der Zahl ber 
berechtigten Wirthichaften,; ein Maaßſtab, welcher ſich um fo mehr empfiehlt, al 
er ein Mittel zur Verbeſſerung der Lage der aͤrmeren laͤndlichen Bevölkerung an 
die Hand giebt. Eben diefe Theilungsgrundfüge erſcheinen auch auf das Recht zum 
Krauten oder Nahrehen anwendbar. 


BB. Die Kommiffion der II. Rammer empfahl die Annahme des 
Art. 3. mit folgentem Zufag: 

In Niederungsortfchaften, wo der Futterbedarf der berechtigten Stellen üben 
wiegend durch Grasfchnitt befchafft wird, bleibt e6 den Befipern der größeren Steb⸗ 
len geflattet, zu beweifen, daß fie in den lebten 10 Jahren vor Ginleitung ber 
Theilung in einem größeren dem Viehſtande oder ber Flaͤche ihrer Stellen entfyer 
chenden Maaße den Gracſchnitt benupt haben und erfolgt alsdann die Thrilung 
der Gräferei nach diefem Nukungs s Verhältniffe. 


Der Kommifftond- Bericht motivirt dies in folgender Art: 


Bei Art. 3. wurden folgende Verbefi.:Anträge bevorwortet: 

a) hinter den Worten: „berechtigte Beſitzungen“ einzuſchalten: 
und zwar in Betreff der Graͤſerei nad) dem auf Grund informatorifger 
GErmittelungen durch Schiedsrichter feſtzuſtellenden Nutzungs⸗Verhaͤltniſſe 
in den legten zehn Jahren abgemeſſen, in Betreff des Krautens uw 
Nachrechens aber ıc.; 

b) am Schluſſe des Art. hinzuzufügen: 

In Niederungs-Ortſchaften, wo der Futterbedarf der berechtigten Gtellm 
überwiegend durch Grasfchnitt befchafft wird, bleibt es den Beſigers 
der größeren Stellen geftattet, zu beweilen, daß fie in den letzten ge 
Jahren vor Einleitung der Theilung in einem größeren dem Vieh 
flande oder der Fläche ihrer Stellen entfprehenden Maaße den Grad 
fchnitt benugt haben und erfolgt alsdann die Theilung der Gräferei nad 
diefem Nugungs:BVerhältnifle. 

Die Kom. erkannte zwar im Allgemeinen die für den Art. 3. aufgeſtellten 
Motive als zutreffend an, und erachtet ſonach die Faſſung diefes Art. als zur Ber 
meidung von Prozeſſen über die Theilnehmungsrechte bei diefen Nußungen zweds 
entſprechend, qualei aber auch als eine befondere Rüdjichtnahme auf die Ver 
befierung der Lage der ärmeren ländlichen Bevölkerung; indeflen konnte doch au 


— — 


1) Vergl. die Erlaͤut. zu 88. 2. u. 3. der Gem. Th. O. sub II, M. u. IV, 
oben ©. 12 ff.) 


2) Bergl. in Bd. L ©. 328—329. 
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der Umflandb nicht außer Acht gelafien werden, daß in einzelnen Landestheilen fchr 
ausgetehnte Grasfchnitt⸗Berechtigungen für ganze aus größeren und Heineren Grund: 
Rüdsbeigern beſtehenden Bemeinden beilehen, wo nad der bisherigen Obfervanz 
die Benupung diefer Berechtigung fih wefentlih nah dem gefammten Futterbe⸗ 
türfnig der einzelnen Wirthſchaften gerichtet hat, fomit in diefen Fällen eine we: 
ſentliche Berlepung einzelner Berechtigten eintreten würde, wenn aud hier in Er: 
mangelang von Urkunden, Jubilaten oder Statuten, bas Theilnahmereht an der 
ae mupung als ein Gleiches für alle berechtigten Befisungen angefehen wer 
den ſollte. 
Für diefe Ausnahmefälle hielt daher die Kom. den zu b. erwähnten Zufaß 

rellſtandig für gerechtfertigt, und beantragt: 

zwar die Annahme bes Art. 3., jedoch mit dem voritehend zu b. aufges 

führten Zufaß. 


Die I. Kammer trat dem Antrage der Kommifilon mit der Modifi⸗ 
fstion bei, daß befchloffen wurte, flatt: „Niederungs- Ortfchaften“ 1% 
fegen „Ortfchaften.* !) (Stenogr. Ber. der II. 8. 1838. Bd. 3. S. 1598 
bs 1599.) 


CC. Die Kommiffion ter I. Kammer fchloß fi dem VBefchluffe 
ter II. Kammer mit der Maaßgabe an, daß fie beantragte, im Alin. 2. 
Ratt ter Worte: „größere Stellen“ zu fegen: „einzelne Stellen.” 


Der Kommifflond- Bericht äußert fich folgentermanßen: 


Der Urt. 3. mit dem im Allgemeinen entfpreddend befundenen Zufabe, wels 
hm die 1. 8. hinzugefügt hat, genügt einem öfters hervorgetretenen praftifchen 
Betürfniſſe. 

Wenn die bier erwähnten Berechtigungen zur Graͤſerei, zum Krauten ober 
Rachtechen bei einer Auseinanderfegung feititanden, fo war es gewöhnlih nicht 
ſichwierig, den Werth zu ermitteln, welchen die Nußung im Ganzen gehabt, aber 
es fehlte, wo das Maaß der Theilnahme jedes einzelnen Berechtigten nicht durch 
Usfunten, Judikate oder Statuten beſtimmt war, häufig an einem ficheren Maas 
habe für diefe Theilnahme, weil nur felten der —— zu führen war, in wel⸗ 
dem Umfange ein Jeder während eines längeren Zeitraumes von feinem Rechte 
Gebrauch gemacht Hatte. 

Dies mußte darauf führen, die berechtigten Stellen nad) ihrem wirthichaftlichen 
Scürjniffe participiren zu laflen, was jedoch der oft bewährten Erfahrung widers 
mach, wonad die Befißer der Heineren Stellen von folhen Nugungen viel mehr 
Gebrauch gemacht hatten, ala die der größeren Stellen. 

Um dieſen Uebelſtand zu befeitigen, ſoll jetzt als Regel gelten, baß die me 
figten Befigungen ein gleiches Theilnahme: Recht haben, dagegen ausnahmsweile 
der Nachweis zugelaffen werden, daß eine größere Theilnahme ftattgefunden, welche 
teun maaßgebend fein foll. 

Eo zwedmäßig dies an fi iſt, fo hat die Kom. ſich doch nit überzeugen 
fönnen, daß es entiprecdhend ift, diefen Nachweis nur ven Befigern der größeren 
Stellen einzuräumen, wie es in dem von der II. K. befchloffenen Zufage geichehen 
in, vielmehr if fie einitimnig der Meinung geweien, daß — abgefehen von den 

ifeln, welche darüber entitehen können, was im einzelnen alle unter größeren 
Sieden zu verſtehen ſei — die erwähnte Ausnahme von der Regel jedem zu Stats 


1) Dies geſchah auf den Verbeff.- Antrag des Abgeordn. Ambronn 
(Dradf. Rr. 397.). — Die Brände, welche der Antragfieller Hierfür anführte, 
weren, daß wenn man den Ausdrud: „Niederungs- DOrtichaften“ wörtlich nehme, 
derunter Drtichaften zu verfleben feien, die in der Niederung ſelbſt liegen, es 
fei Dagegen nur gemeint, daß die Gegend folche Niederungen habe, in welchen 
der Grasſchnitt ansgeübt wird, wenn auch die Berechtigten auf der Höhe wohnen. 
— Der Berichtserkatter (Abgeorbn. Bauer⸗Stargard) erklärte fi, hiermit 
eiaverſtanden, worauf die Kammer die Umwandlung des Wortes: „Niedernnges 
Ortſchaften? in: „Ortſchaften“ befchlog. (Stenogr. Ber. der I. K. Br. 3. 
©. 1598 u. 15%). 
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ten fommen müjle, der den Nachweis einer während 10 Jahren vor Einleitung der 
Auseinanderfegung ausgeübten größeren Theilnahme führen fann. 
Sie trägt baden darauf an: 
im Alin. 2. des Art. 3. flatt der Worte: „größeren Stellen” zu fegen: 
„einzelnen Stellen”, und mit diefer Verbefferung den Art. anzunchmes. 
Gin Mitglied der Kom., welches im Wefentlihen von demfelben Gchihteyuulk 
ausging, wollte in fo fern noch weiter gehen, als es meinte, dag bei Zulaffum 
einer Erhöhung der Biril: Portion auch eine Herabfeßung derfelben bei denen müßt 
erfolgen fönnen, welche erweislih, weil fie auf eigenen Grundſtücken hinreichende 
Butterkedarf erzielten, und weder felbit zur Theilnahme an Ausübung der Bere: 
tigung Muße hätten, noch es in ihrem Intereſſe hielten, durch Lohnleute in biefer 
Weiſe Butter werben zu laflen, weniger Nußen von der Berechtigung gezogen Ja: 
ben, als die Uebrigen. 
88 verlangte daher, dem Alın. 2. folgende Faſſung zu geben: 
In Ortichaften, wo der Wutterbebarf überwiegend durch Grasſchnitt Bes 
ſchafft wird, bleibt es den Berechtigten geftattet, zu beweifen, daß fie in da 
letzten 10 Jahren ver Ginleitung der Theilung in einem größeren RM 
den Grasjchnitt benutzt haben, und erfolgt alsdann die Theilung ber 
ferei nach Berhältnig des Rechts und der ftattgehabten Rutzung. 
Diefer Antrag ift jedoch mit 16 gegen 1 Stimme verworfen worden. 


Die I. Kammer trat dem Antrage der Kommiffion bei. (Stencgr. Ber 
der I. 8. 1833. Br. 5. ©. 2657.) 

D Die Konmiffion ter 1. Kammer trug nunmehr dahin am, 
die von ter I. Kammer befchloffene Abänderung des Alin. 2. anzunehmen, 
intem fie bemerfte: 

Das dem Alin. 2. des Art. 3. zum Grunde liegende und von der II. 8. uw 
genonmene Prinzip wird durch diefe Abänderung nicht verändert, vielmehr ber 
damit beabfichtigte Zweck nur um fo ficherer erreicht und jeder eiwanige Zweifd, 
was im einzelnen Falle unter größern Stellen zu verftehen ſei, befeitigt, zumal «6 
allerdings auch vorfommen kann, daß Befiger von Stellen, tie nicht zu den gebe 
ßeren In zählen find, im Stande wären, ten in diefem Alinea geforderten Race 
weis einer ausnahmsweiſe größeren Theilnahıne an der-Gräfereinusung zu führen. 


Die Il. Kammer ift dent beigetreten. (Stenogr. Ber. ter I. K. 188. 
Br. 5. &. 2893 — 2895.) 

B. Der Art. 3. des Ergaͤnz. Gef. v. 2. März 1850, deffen Alle. £ 
„Tas Maaß und Verhältnig bei gemeinfchaftlic ausgeübten Berechtigungen 
zur Gräferet oder zum Krauten oder Nachrechen, infomeit allem odet 
einzelnen SIntereffenten nicht Urfunten, Iudifate oder Statuten zur Selle 
ftehen, als ein gleiches (gleich großes) behanvelt wiſſen wi“, giebt zu fel⸗ 
genden Bemerfungen Veranlaffung. : 

a) Es beflätiget Tas Alin. 1. des Art. 3. vie Auslegung ter $$. 9. 
ff.!), in&befontere tes 6. 34. der Gem. Theil. O. dahin, daß das Theil⸗ 
nahmeverhäftniß derjenigen einzelnen Intereffenten an der Weide, vera 
Diebabl durch Urkunten, Iudifate 30. feftfteht, nach Inhalt derfelben fe 
zuftellen ift und daß der fubfiviaire Maaßſtab des zehnjährigen Beftgftan- 
des, eventuell des Durchwinterungdfußes alsdann nur bei allen denjenigen 
übrigen Intereffenten zur Anwendung kommt, welche feine Urkunden über 
das Maaß und Verhältniß ihrer Weidetheilnahmerechte aufjumeifen haben 

b) Es beruhet jene Beſtimmung des Alin. 1. auf der Annahme, vaf 
die Berechtigung zur Gräferel, zum Krauten und zum Nachrechen eine im 
Allgemeinen unbedeutende fel, welche auf tie wirshfchaftlichen Verhaͤltniſſ 
ter Berechtigten Feinen beſonders merflichen Cinflug übe, was allerd 
meiß zutrifft, da Gräferei und Krautfucdyen zur Sommerftallfütterung, 


— — 0: 


1) Vergl. Zuf. III. zu 88. 3I—40. (f. unten &. 66 ff.). 
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m Schlefien und der Lauſitz, am haͤufigſten von Eleinen Leuten, Häuß- 
lern, Gärtnern nebenher ausgeübt wird. 

c) Wenn es aber einige andere Gegenden giebt, z. B. die des Spree⸗ 
waltes in der Zaufig, wo der Gragfihnitt die ganze Sommerftallfütterung 
des Viehes Liefert und die Erhaltung des Viehftandes wefentlich auf eine 
ſolche Beredstigung gegründet if, fo daß dieſelbe den landwirthſchaftlichen 
Umfang ver Biehba tung bedingt und andererfeitd deren Maaß durch ten 
wicthſchaftlich gehaltenen Viehfland beftimmt wird, fo mußte, um viefen 
Berbältniffen gerecht zu werben, das lin. 2. binzugefügt werden. 

Bei Ter Anwendung des Alin. 2. tritt demnaͤchſt aber in Bezug auf 
ns Recht zum Grasſchnitt, und nur für dieſes Nußungsrecht, eine 
verfhiedene Bebantlung der einzelnen Intereffenten, welche 
mit anteren gemeinfchaftlich vergleichen Nechte ausgeübt Haben, und fomit 
eine Abweichung von dem für die Weidetheilnahme nach ven 66. 31. u. 
U. ter Gem. Theil. D. geltenden Prinzip dahin ein, daß für einzelne 
Stellen vie Ausübung in ven legten zehn Jahren bei Feſtſtellung tes 
Naaßes ihres Rechtes entfcheitet, während alle anderen Theilnehmer mit 
gleichen Antbeilen zum Anfage kommen. 

d) Tritt Tiefer zuletzt gedachte Hall tes Alin. 2. ein, oder fleht die Mit⸗ 
Imugung des Eigenthümers der zum Grasfchnitte benugten Meviere dem 

eichen Nutzungsrechte von Servitutberechtigungen gegenüber, fo muß, Be⸗ 

Feſtſtellung des Theilnahmeverhältniffes aller Mitberedhtigten und bei 
einer etwa nötbigen Kürzung der Rechte, der wirtbfchaftliche Bedarf aller 
äbrigen Interefienten veranfchlagt und als Verhaͤltnißzahl Behufs Verthei- 
lung de8 vorhandenen Grasvorrathes zum Grunde gelegt werten. 


N. Betreffend den Art. 4. 


Der Art. 4. ift von beiten Kammern in der Yaffung des Regler. 
Entw. angenommen worden. 2) (Stenogr. Ber. ver II. 8. 1838. Bb. 3. ©. 
1600. u. der I. K. Br. 5. ©. 2657.) 

A. Die Motive des Regier. Entw. zum Art. 4. lauten dahin: 


Um ten Beitläufigfeiten vorzubeugen, welche die GSrmittelung des Umfangs 
ber Dienfibarleitsrechte zur Nutzung von Schilf, Binfen oder Rohr, zum Stoppels 
harten und zur Torfnugung verurfachen möchte, wenn biefer Umfang nit durch 
nen ſchriftlichen Titel feſtſteht, iſt es nothwendig, darüber eine ausbrüdlihe Bor: 
ſcrift zu ertheilen, und da die gedachten Servituten zu demſelben Zwecke dienen, 
we das Recht zum Plaggen⸗, Heide: oder Buͤltenhieb, fo erſcheint es am Ange: 
meſſenſſen, aud auf fie die für das oben genannte Recht ertheilten Borfchriften der 
44 52—55. der Sem. Th. D. für anwendbar zu erklären. Dabei wirb es jedoch 
aferberlih, der Meinung enigegenzufzeten, ale müßte fih der Berechtigte auf feis 
sen Bedarf Ten Borrath an Torf, welcher fh etwa in unaufgededten Lügern 
uf feinem Grundflüde vorfinden möchte, —*— laſſen. Denn eine ſolche An⸗ 
sehme würde nicht nur mit der wirklich ſtattgehabten Nutzung des Rechts unver: 


1) Der in der II. K. von den Abgeordn. Welzer und Langer geſtellte 
Berbeif.s Antrag (nicht gedruckt): 
„ben 2. Abſ. des Art. 4. fortzulafien und flatt deſſelben folgende Beſtimmung 
„aufzunehmen: 
„Belipt ein Streu⸗ oder Brennholzs Berechtigter felbft Grundſtücke, welche 
„Ihm Gtreus oder Brennholz gewähren, fo wird fein Theilnahmerecht an 
„ven ihm anf fremden Grundſtücken zuſtehenden Streus nnd Brennholzs 
„Berechtigungen, wenn nicht urkundlic etwas Anderes feftftcht, unter Bes 
„rüdfichtigung der in den lebten 10 Jahren flattgefundenen Nußung buch 
„Schiedsrichter Reftgeftellt, 
zırde abgelehnt. (Gtenogr. Ber. der II. K. Bd. 3. ©. 1600). 
Bergl. die Erlaͤuit. zum $. 54. der Gem. Th. O. 
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d) zus TZorfnugung. !) 

Ueber dad Maaß und Verhältniß ter Theilnahme ver Interef 
fenten an diefen Berechtigungen (ad a—d.) disponiren die Art. 9. m. 4. 
des Ergänz. Geſ. v. 2. März 1850, 2) deren Entſtehungsgeſchichte 
daher hier, mit den ſich daran anreihenten Bemerkungen, mitzutbeilen R 

I. Betreffend den Art. 3. 

A. Der Art. 3. enthielt in dem Negier. Entw. nur deffen jegiges 
Alin. 1., wogegen das Alin. 2. von den Kammern hinzugefügt 
worden ifl. 

AA. Die Motive des Regier. Entw. dazu lauten dahin: 


Obwohl die Grasfchnittberehtigung als ein Gurrogat ber neibegerechiglet 
zu betrachten if, und es deshalb nahe liegt, das nicht durch Urkunden, SJubikate 
oder Statuten beilimmte Maaß und Verhaͤltniß der Theilnahme mehrerer Inte 
reffenten in gleicher Weife, wie in den 88. 32. sqq. der Gem. Th. D. für die H% 
tung gefhehen ift, nach dem Viehſtande FeRzufteßen fo ift doch zu erwägen, If 
erade der Grasſchnitt allgemein von den Befigern der Heinen, mit geringem 
efiße verfchenen Nahrungen am meiften benußt wird, und diefe bei Anwendung 
der Analogie der Weiderechte die geringfte Abfindung erhalten würden. Aus br 
fem Grunde rechtfertigt fi eine VBertheilung der Geſammt⸗Entſchädigung für des 
Grasihnitt, in Ermangelung anderer fhriftlicher Normen dafür, nach ber Zahl ie 
berechtigten Wirtbfchaften; ein Maapftab, welcher fih um fo mehr empfiehlt, al 
er ein Mittel zur Berbefferung der Lage der ärmeren ländlichen Bevälferung a 
die Hand giebt. Eben diefe Theilungsgrundfüße erfäheinen auch auf das Recht zus 
Krauten oder Nachrechen anwendbar. 


BB. Die Konmiffion der I. Kammer empfahl die Annahme ie 
Art. 3. mit folgendem Zufag: 

In Niederungsortfchaften, wo der Futterbedarf der berechtigten Stellen übe 
wiegend durch Grasfchnitt befchafft wird, bleibt es den Befigern der größeren Gi 
len geftattet, zu beweilen, daß fie in den lebten 10 Jahren vor Ginfeltung be 
Theilung in einem größeren dem Viehftande oder der Fläche ihrer Stellen e 
chenden Maaße den Grasfchnitt benugt Haben und erfolgt alsdann bie Theliung 
der Graͤſerei nach diefem Nutzungs⸗Verhaͤltniſſe. 


Der Kommifflond-Bericht motivirt dies in folgender Art: 


Bei Art. 3. wurden folgende Verbeſſ.⸗Anträge bevorwortet: 

a) hinter den Worten: „berechtigte Befigungen“ einzuſchalten: 
und zwar in Betreff der Gräferet nach dem auf Grund informateri 
Ermittelungen durch Schiedsrichter feftzuftellenden Nutzungs⸗Verhältuiſe 
in den lebten zehn Jahren abgemeflen, in Betreff des Krautens md 
Nachrechens aber ıc.; 

b) am Schluffe des Art. hinzuzufügen: 

In Niederungs-Ortfchaften, wo der Futterbedarf der berechtigten Gicle 
überwiegend durch Grasfchnitt befchafft wird, bleibt es den Beige 
der größeren Stellen geflattet, zu beweifen, daß fie in den leßten 
Sahren vor Einleitung der Theilung in einem größeren bem 
flande oder der Fläche ihrer Stellen entfpredenden Maaße den Grab 
ſchnitt benugt haben und erfolgt alsdann die Thrilung der Gräferei waf 
biefem Nutzungs-Verhaͤltnifſe. 

Die Kom. erlannte zwar im Allgemeinen die für den Art. 3. aufgeſtelllen 
Motive als zutreffend an, und erachtet ſonach bie Faſſung dieſes Art. als zur Bew 
meidung von Prozefien über die Theilnehmungsredhte bei diefen Nutzungen zweib 
entfpredhend, zugleich aber auch als eine befondere Rüdjihtnahme auf die Ber 
befierung der Lage der ärmeren ländlichen Bevölkerung; indeflen konnte bo anf 


2 Legt. bie Grläut. zu 88. 2. u. 3. der Gem. Th. O. ab IL, II. =. IV. 


oben f.). 
2) Bergl. in Bd. L ©. 3283—329. 
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Dies fei eigen) fon im $. 54. der Gem. Th. O. angeordnet gewefen, ins 
em tort tem Berechtigten die Anrechnung aller eigenen Weuerungsmittel an Holz, 
sort, auferlegt worden, ohne zwiſchen aufgebedten und nicht aufgedeckten Torflagern 
a unterfcheiten. Bon dieſem Prinzip ter Gemeinheitstheilungs: Ordnung zum 
Rakıtheile tes Belafteten abzuweichen, liege Feine hinreichende Veranlaffung vor. 

Ans tiefem Grunde flug man vor, dem letzten Eape bes Alin. 1. folgende 
Feſſeng zu geben: 

Dabei kommen aber foldye den Berechtigten gehörige Torflager, welche zur 
Zeit ber Anbringung des Ablöfungs-Antragee noch nicht in Betrieb genom: 
men find, nicht in Betracht, wenn fie zur Holz⸗, Ader: oder Wiefens Kultur 
tanernd benugt werden, ober doch außergewöhnlihe Torf⸗-VetriebsEinrich⸗ 
tungsfoiten erfordern, die durch den Torjbetrieb nicht gedeckt werben. 

Die Majcritit der Kom. hat jedoch diefem Vorfchlage ihre Billigung verfagt, 
heile weil fie ten auch anterwirts in ten Geſchen (3. * im $. 25. des Gef. v. 
April 1523) gebrauditen Austrud: „aufgetedtes Torflager“ nicht unflar, 
mdern ganı geeignet findet, eine zum Gewinn von Torf eröffnete Anlage au bes 
ichnen, anderntheils aber, weil eo ein aud den $. 54. bebingendes Prinzip der 
m. Th. 2. il, die Nutzungen fo zu entſchaͤdigen, wie fie vor, refp. bei der Ein; 
itung des Verfahrens Hlattgefunden (cf. $. 87., 131. ıc. der Gem. Th. O.). Gie 
abet deshalb in tem Art. 4. des vorgelegten Geſetz-Entw. lediglich eine neue Kon: 
'quenz aus einem bewährten und unabweislihen Grundiage der früheren Geſetz⸗ 
ebung, welche um fo mehr aufrecht erhalten werden muß, als man fonft, nament: 
& bei Annahme des geftellten Amendements, öfters in der That auf das MRefuls 
 fommen fönnte, dag dem Berechtigten, weil er felbit Brennmaterial auf feinem 
Jeund und Boden zu finden vermag, feine Entihärigung für eine wohlerworbene 
Sersitut gewährt würde. 

Tie Kom. empfiehlt daher die unveränderte Annahme des Art. 4. 


Vergl. tie Erläut. zu $$. 52—55., 119. u. 140. ver Gem. Theil. O. 


Zu 68. 31 —40. ') 


I. Bei ver Anmwentung tiefer Vorfchriften ift von dem Brundfahe aus» 
mgeben, taß tie Gem. Th. O. Feine neuen Rechte verleihet, fon- 
een Tag ter Rechtegrund der Theilnahbmerechte an tem Gegen⸗ 
fante ter Auselnanderfegung außerhalb verfelben liegt. Die Gem. 
ib. D. regelt nur die zur Auseinanderſetzung andermeit erworbenen 
md mitgebrachten Theilnahmerechte. Die verfchietenen Rechtstitel dieſer 
Iheilnahmerechte beruhen theild auf ten allgemeinen oder Provinzial» Ge- 

n, theils auf flatutarifhen Beftimmungen, oder auf Judikaten und 

Ienserklärungen (Berträgen) (N. 31.). 

Dagegen renelt die Bem. TH. DO. das Theilnahmeverhältniß 
ver gleichartigen Mechte, und zwar zunächſt in den 68. 32. ff. der Mechte 
anf vie zur Theilungsmaſſe gehörige Weine, d. 5. an tem in ter Regel 
sah Kuhweiden (nah tem Quantum an Weitegras, welches jur Gr» 
sbrung einer Kuh tes drtlichen Schlages während ter Weiteperlode ers 
ferderlich ift) fachverfläntig ermittelten Sefammtwerthe der unter tie Be⸗ 
sehhtigten zur Vertheilung gelangenvden Hütung. 

Fur zum Zwecke der Theilung, orer aber ter nach Abfchn. IT. nur 





1) Vergl. über die hiſteriſchen Grundlagen diefer Vorfchriften das Schrei⸗ 
ben des Sen. Direftoriums v. 23. Nov. 1790 an tas Juflizs Depart., das Antr 
wWertfchzeiben des letzteren v. 6. Der. ej. s., das. Echreiben bes erfleren v. 14. Mat 
1791 nebſt Butachten der Kurmärfifchen Kammer, und das R. des Juſtiz⸗Depart. 
au tas Rammergericht v. 30. Mai 1791 und das Gutachten des lepteren v. 19. 
April 1792. (Stengel's Belir. Br. 3. ©. 1 ff.), desgl. die Nittheilungen in 
geeofhmere Koniordanz ter Preuß. AgrarsGefehe, zum $. 32. der Gem. 
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auf Provokation des Eigenthümers oder Miteigenthümers der belaſteten 
Grundſtuͤcke geftatteten Fix ation oder Sinſhr nkung von Serpitus 
ten, flellt die Gem. Th. DO. beflimmte, die allgemeinen, namentlid 
die im A. 2. R. hierüber gegebenen, Vorſchriften ergänzende und mes 
difietrende Megeln und Normen auf. 

Infoweit wird zu dem gedachten Zwecke dur die Gem. Tb. D 
au das Maaß und ter Umfang der Theilnahmerechte getroffen. 

Kür rad nad Maaß und Umfang ter echte fich beſtimmende Thell: 
nahme» DBerhältnig der Intereffenten an der gemeinfchaftlichen, zur Verthei⸗ 
lung gelangenden Weidemaffe ftellt die Gem. Th. DO. ($$. 31—84.) drei 
verſchiedene Maaßſtäbe in folgender Reihenfolge auf: 

1) Urfunden, Judikate oder Statuten, als den principalite 
entfcheitenten Maaßſtab, forann 

2) den zehnjährigen Beſitzſtand, endlich 

3) in subsidium, wenn der zehnjährige Beſitzſtand nicht zuverläffig amb 
Qumitteln ift, oder die anderweite Vorausſetzung des $. 34. eintritt, — ber 

urchwinterungsfuß. 

II. Was zuvorderſt ven zehnjährigen Befigfland (86. 32. um 
33.) betrifft, fo ift zuwörderft zu bemerken, daß darunter nicht die Viehhal⸗ 
tung, fondern der Vortrieb (vie wirkliche Ausübung der Hütung) 
zu verſtehen iſt. 

IR die Weide mit verſchiedenen Viehſorten ausgeübt, fo find dieſt 
in der Regel auf Kühe zu reduciren, und zwar nad Maafgabe des füı 
die verfchietenen Vieharten in der Weideperiode erforderlichen und zu fon 
fumirenden Weidegraſes, fo daß z. B. 8—10 Schaafe, oder 8 Schmeine, 
oder 16— 24 Bänfe u. f. w. einer Kuh gleich gerechnet werden. 8 mul 
aber bei ter Anmwentung des Maafflabes des zebnjährigen Beftgftantel 
($$. 32. u. 33.) nicht bloß die in jedem Jahre ver zehnjährigen Period 
vor Anmeldung ter Provofation wirklich aufgetriebene Art und Zahl 
des Viehes, fontern außerdem auch nachgewiefen werten, wie lange is 
jedem diefer zehn Jahre die Hütung mit der refp. Zahl und Art rei 
Viehes wirklich ftattgefunten bat. 

a ein folcyer Beweis, fo wie ihn das Geſetz erfordert, erfahrunge: 
mäßig nur felten geführt werden Fann, in dieſer Beziehung mithin dei 
Vorausfegung des Geſetzes, daß durch Anmentung des Maaßſtabes bei 
zehnjährigen Beſitzſtandes das Beweisverfahren über den Umfen— 
des bei Tem Separationsplane zu berückſichtigenden Hütungsrechtes werk 
vereinfacht und erleichtert werden, in der Praxis ſelten entfprochen wirt, — 
umal für den Ball tes ©. 33. ad b. noch weiter ald auf die legten seh! 
ahre vor der Provokation zurüdgegangen werden muß, — fo Tommi 
der überwiegenden Mehrzahl der Bälle ter Maaßſtab des Durchwinte⸗ 
rungsfußes zur Anmwentung, obwohl tiefer Behufs Ermittelung des But: 
tergewinnes zur Erhaltung des Viehes in ter Periode ter Stallfürterung 
eine Vermeſſung, Bonitirung und Ertragsermittelung der Aecker und Wie 
fen, reſp. an Snoh und Miefenhen, vorausfegt und nötbig macht, — Ope 
tationen, welche meift aber ohnehin für ten Zweck der Um⸗ und Zuſam 
8 in ter Oemeinheitötheilung begriffenen Grundſtücke geſchehen 
mußten. 


IM. Nah ten Vorfchriften ter $$. 31— 34. der Gem. 2b. O. be 
ſteht fein Zweifel Darüber, daß wenn alle Intereffenten ihren zehnjäß: 
rigen Beſitzſtaud dargethan haben, lediglich diefer entfcheider, und vei 
wenn alle ihn nicht dargerhan haben, das Durchmwinterugspringi 
unter den in ten 66. 35. ff. ter Gem. Tb. DO. vorgefhriebenen Maaſ 
gaben eintritt. Dagegen hat vie Vorfchrift des F. 34. zu dem Zweifel gı 
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führt, welcher Maaßſtab in denjenigen Fällen anzuwenden fei, wenn ein« 
jelne Sheilnehmer von ihrem (übrigens feftftehenden) Rechte in ven I 
Jahren gar keinen oter doch einen minderen Gebrauch gemacht haben, 
als wozu file erweislih durch Urkunden, Judikate oder Statuten befugt 
waren, — ſowie wenn von einigen Intereffenten der geänfährige Beilk- 
Rau erwiefen worden ifl, von anderen dagegen nicht? 
1) Das Ob: Trib. Hat in Betreff dieſer Bragen folgende Grundſaͤtze 


angenommen. 

a) Der IL. Sen. des Ob.Trib. hat (in dem Erf. v. 23. März 1839) 
außgefprochen,, daß wenn fich bei Ermittelung tes Umfanged ter Theil⸗ 
sehmungdrechte nach $. 32. findet, Taf ein Theilnehmer in einem der letz⸗ 
ten zehn Jahre von feinem Mechte Teinen Gebrauch gemacht bat und der- 
ſelbe ſich dieſes Jahr bei der Durchfchnittöberechnung von zehn Jahren mit 
Aull in Aufchlag bringen laffen will, ven übrigen Intereffenten biergegen 
dia Widerſpruchsrecht nicht zuſteht, und daß fie nicht berechtigt ſind, zu 
verlangen, daß das eventuell vorgefcdhiebene Durchwinterungsprinzip zur 
amsendung gebracht werte. 1) (Präj. Samml. des Ob. Trib. ©. 339. Rr. 


b) Späterhin ift bei dem Ob. Trib. die Frage kontrovers ges 
werden: 


ob nad 66. 32— 34. ter Gem. Th. O. vie Theilnehmungdredhte 
fämmtlicher Gemeinheitö-Intereffenten entweder nach dent Bellgftante 
in den letzten, der Einleitung ver Theilung vorhergegangen zehn Jah⸗ 
sen oder nach dem Durchwinterungsfuße zu ermitteln find, beide Bes 
rechnungdgrundfäpe aber nicht neben einander zur Anwendung 
fommen koͤnnen, 


ob es zuläffig ift, die Thellnehmungsrechte Eingelner nach dem zehn⸗ 
jährigen Beſigſtande, anderer Intereffenten aber nach dem Durchwin⸗ 
terungsfuß feftzuftellen, und taber beide Berechnungsfäge einer Thei⸗ 
fung zum Grunde In legen? 

Das Plenum des Ob. Trib. hat (mittelft Befchluffes v. 23. Nov. 
1840) tie legtere Meinung für die richtige erachtet und demgemäß folgen- 
ven Mechiöfag ausgeſprochen: 

Diele Borſchriften bedingen nicht die Indentität eines Naaßſtabes, 
dae Theilnehmungerecht kann vielmehr bei einigen Intereſſenten nach dem zehn⸗ 
Ahrigen Befipfande, bei andern nad dem Durdwinterungsfuße feſtgeſtellt, und 
beide Berechnungsgrundfäge fünnen daher neben einander der Gemeinheitstheilung 
De On gelegt werden. 2) (3. Min. Bl. 1841, ©. 138, Min. Bl. i. V. 


Die Bründe dieſes Plenarbefchluffes find im Wefentlichen folgende: 


Die Uusdrüde „jedem Betheiligten“ im $. 31., „jeben einzelnen Interefinten“ 
im 5. 32,, „jeder Theilnehmer“ im $. 33. und „einzelnen Theilnehmern“ im $. 34. 
be Gem. Tb. D. v. 7. Juni 1821 führen auf die Vermuthung, der Geſetzgeber 


— — 


1) Die Richtigkeit die ſes Grundſaßzes muß unbedenklich anerfannt werden. 
2) In der Präj. Samml. des Ob. Trib. (Präj. Nr. 936. ©. 339) und 
is den Eutſcheid. Bo. 6. ©. 375 IR der angenommene Rechteſaß in folgender 
Art fermulirt worden: 
„Bei der Auseinanderfegung gemeinichaftlicher Hütungs⸗Intereſſenten iß e6 
„zuläffig, vie Thellnehmungsrechte Giniger nach den lepten der Theilung 
„vorhergegangenen 30 Sahren, die Theilnehmungsrechte Anderer dahingegen 
„nach der Durchwinterung feRsnftellen, nnd mithin beide Berechnungen 
„nebeneinander zum Grunde au legen.“ 
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fei von der Vorausfeßung ausgegangen, daß der zehnjährige Beſitzſtand als Regel 
von jedem Ginzelnen werde ohne Schwierigleiten dargelegt werben können, ober, 
falls Hierbei wider Verhoffen Schwierigfeiten vorwalten follten, diefe fih Bei der 
Gefammtheit der Intereffenten finden werben, daß mithin ſchen der Fall einer ab⸗ 
emeinen Möglichkeit, oder allgemeinen Unmöglichfeit der Beweisführung von Ans 
ana an auf die Anwendung eines einzigen Theilungsmaaßftabes hinführe, und bes 
halb die Frage: ob die Verbindung ber beiden, in den vorgedachten Geſetzſtellen 
näher bezeichneten Maapftäbe ſtatthaft fei, bei gleich gutem Willen und gleichen 
Bemühungen der Intereffenten gar nicht vorkommen fünne. Dies if indeß, wie 
die Erfahrung Ichrt, allerdings der Kal, und da der Geſetzgeber ſich die 

dung beider Ermittelungsarten der Theilnehmungsredhte neben einander wenigfemd 
nit als unmöglich gedacht hat, fo wird jene Yrage, in Grmangelung einer bes 
fimmten Vorſchrift, aus dem Geiſt und Sinne der Gem. Th. O. zu beantwor⸗ 
ten fein. 

Das A. L. R. Th. 1. Tit. 17. $. 338. ftellt den Grundſatz auf, daß Bei eine 
jeden Grmeinheitstheilung kein Theil gegen ten andern verkürzt oder in feinen 
Nußungen gefhmälert werben dürfe. Die Gem. Th. D. 6. 23. dagegen fept a 
theoretiich und praktiſch erwieſen voraus, daß eine jede Gemeinheitsauseinanders 
fegung zum Beſten der Landeskultur gereihe und ausführbar fei. Wenn aber Di 
gedachte Ordnung cinmal bergleihen Theilungen im lantwirthfchaftlihen Intereie 
moͤglichſt befördern wollte, fo muß fie fonfequenter Weife zur Grfparung von Zeit 
und Koſten au den Weg abzufürzen bemüht fein, auf welchem die einzelnen Theil⸗ 
nehmer den Umfang ihres Rechts darzulegen haben. Hierauf bat nun auch bie 
Gem. Th. D. in der That Bedacht genommen, indem fie in den $$. 31—31. ein 
dreifaches Beweisverfahren zuläßt. An der Spiße diefer drei Klaſſen ficht nad 
8. 31. der Beweis aus Urkunden (rehtsbejtäntigen Willmserflärungen und redts 
fräftigen Erkenntniſſen) ober unmittelbar aus Hatutarifigen oder Provinzial: Ge 
feßen; die zweite Klaſſe bildet nad 5. 32. der zehnjührige Beſitzſtand und vie 
dritte und legte nah $. 34. das Durcdwinterungs : Prinzip. Die erfte Klaſſe hat 
vor ber zweiten und dieſe wiederum vor der dritten den Vorzug, wie ber $. 32 
durch die Worte „in der Regel” unzweibeutig ergiebt; die Berechnung nad) ber 
Durhwinterung iſt mithin abweichend vom A. L. R. diejenige, welche zulebt zur 
Anwendung gebracht werden darf. 

Seit dem Ed. zur Verbeſſerung der Landeskultur v. 14. Sept. 1811 wußte 
jeder Grundbeſitzer, dag er feinen Fruchtbau erweitern, feinen Viehſtand mithin er⸗ 
höhen fonnte. Zehn Jahre fpäter erfchien vie in der Zwifchenzeit durch mehrere 
Geſetze, 3. B. die Defl. v. 29. Mai 1816 Art. 24. und die B. v. 20. Juni 1817 
86. 10., 102., verheißene neue Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821. Bis gu den ma 
diefer Ordnung zu bewirfenden Auseinanderfeßungen hatte jeder Grundbefiger zche 
und mehr Jahre Zeit gehabt, feinen Viehſtand möglichſt zu firiren, und über bas 
wirklich gehaltene Vieh fchriftliche Notizen zu führen. Die Grundbefitzer waren 
mithin fehr wohl im Stande, den Separationstommifftonen ohne erhebliche übe 
mit tem leichteren Grfahrungsbeweife bes zehmjührigen Beſitzſtandes entgegen zu 
fommen, und es iſt ihre eigene Schuld, wenn fie fi in die ſchwierige Lage verfept 
haben, ftatt des Griahrungsbeweifes auf den Schäßpungebeweis — die Berechnung 
nah ber Durchminterung — zurüdgehen zu fen. — Die Regel, welde der 
$. 32. der Gem. Th. D. aufitellt, hat hiernach einen hiſtoriſchen Grund. Jeder 
einzelne Interefient hat den Umfang eines Theilnahmeredhtes darzuthun, fobald aber 
dies geichehen it, muß er auch defien, was cr wirklich —8 hat, theilhaftig 
werden, und hat ſich ſeinerſeits darum nicht zu kümmern, auf welde Art fein viel 
leiht minder vorlichtiger Gegner Den Beweis feines Rechtes führen werte. — 
Offenbar aber würde die Regel des $. 32. ganz illuforiich werden, wenn man er 
das Theilnahmerecht des einen Intereffenten nad dem Befisftande feitfiellen und 
Binterher wiererum als gang unermittelt betrachten wollte, wenn und weil ber 
Gegner nicht ebenfalls den Beweis eines zehmjührigen Beſitzſtandes zu führen vers 
mag. — Daß das Geſetz foldhe Zeit und Koſten verurjahende Ermittelungen gleich⸗ 
fam nur zur Probe habe geitatten wollen, läßt fih nicht annehmen, und zwar um 
l weniger, als dies gegen den Grundſatz der Bleichheit der Rechte bei Gemein, 
chaften verſtoßen würda — In der That läßt fi aber auch gar feine Inkonve⸗ 
nienz darin finden, wenn ber Grmittelung ber Theilnehmungsrechte bei einer Ge⸗ 
meinheitönuseinanderjegung theilweije der Beſitzſtand, theilweife die Durchwinterung 
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zu Grunde gelegt wird. Der eine wie der andere Maaßſtab dürfte meift zu einem 
gleihen Refultate führen, und eine Differenz wenigftens nicht von großer Bebeus 
tung fein fönnen, weil in beiden Fällen der wirthſchaftliche Bedarf und der Grunds 
erirag nothwendig berücdfihtigt werben muß. (Vergl. $. 33. Lit. a., &8. 34., 35. 
2.1. $ W. des AL.NR. I. 22). Anders wire es, wenn derjenige, welcher 
den Beweis des zehnjährigen Beſitzſtandes wählt, auch dasjenige Vieh zur Berech⸗ 
nung bringen dürfte, welches er nur während der Hütungszeit gehalten, oder wels 
Ges er im Winter mit erlauftem Butter oder mit Früchten von ſolchen Grund⸗ 
düden ernährt bat, welche außer der zu theilenden Feldmark liegen. Dies ift jes 
te keinesweges der Fall, vielmehr darf auf dergleichen Ueberfchreitungen bei Feſt⸗ 
Relung der Theilnahmerechte Feine Rüdfiht genommen werben. — Wenn übrigens 
das zu theilende Objeft nit für alle Theilnehmungs : Berechtigte ausreicht, fo 
id nor bemjenigen Theilnehmer, deffen Berechtigung auf einem Dienftbarfeitsrechte 
berubet, das erwiefene Maag bis zur Zulänglichkeit des Bebürfniffes zu gewähren, 
vie übrigen Teilnehmer, welche ihre Berechtigung aus dem Miteigenthume ableiten, 
mühen fi bagegen eine verhälmigmäßige Berminderung ihres Viehitandes gefallen 
laſſen, ohne Unterſchied, ob fie einen zehnjährigen Beſigſtand erwiefen haben oder 
ige Theilnehmungsrecht nad dem Durchwinter ungsprinzip berechnet if ($. 51. der 
Sem. Tb. D.). Auch Hieraus folgt, daß eine Binheit des Maaßſtabes hei Feſt⸗ 
tellung der Theilnehmungsrechte nicht nothwendig if. — Als Rejultat der vors 
tchenten Ausführung flellt fi heraus, dag Befisitand und Durchwinterungsprins 
ip mit einander gar nidht in Kollifion kommen, vielmehr beide neben einander als 
Naaßſtab der Theilnehmungsrechte fehr wohl beſtehen koͤnnen und im Weſentlichen 
za bemielben Zwede führen. (Entf. Bd. 6. S. 375 ff.) 


2) Dönniges bat fi mit den Plenarbefchl. des Ob. Trib. ein⸗ 
rerſtanden erklärt, indem er feine Anſichten in folgender Art entwickelt: 


a) Der bei Auslegung des $. 32. aufgefommene Zweifel: ob ber Umfang 
des Theilnehmungsrechtes an gemeinichaftlichen Weiten auch felcher Interefienten 
sah dem zebnjährigen Befisftande fetzufegen fei, deren Theilnahme⸗-Maaß und 
Berbältnis durch Urkunden, Judikate und Statuten beflimmt ift? erletigt fich durch 
die Faſſung des 6. 32. in ven Werten: wenn base Maag und Berhältniß ber 
Theilnahme eines jeden einzelnen Theilnehmers, (d. 5. aller Interefienten) 
nicht Durch Urkunden, Indikate cder Statuten befliunnt iſt, fo fell diefes Maaß 
md Berbäftnig (alfo aller Intereffenten) in der Regel nach dem letzten gehnjähs 

Befitzſtande feftgeellt werben. — Daß Lies der Einn des 8. 32. fei, ergie 

auch aus der Beflimmung des $. 34. Ausnahmeweiſe, wenn entweter ber zehn⸗ 
übrige Beſitzſtand nicht zuverläffig auszumitieln ifl, oder aber von einzelnen Theils 
schmern erwielen wirt, daß fie von ihrem (übrigens feſtſtehendem) Rechte in den 
iegten zehn Jahren gar feinen, oder doch einen minderen Gebrauch gemacht haben 
als wegu fie ermweislich Turch Urkunden, Iubifate oder Statute befugt waren, fol 
das Theilnahme⸗Verhältniß nach ten Borfchriften des A. L. R. I. 22. 6. 90. ff. 
berechnet werden. Dieler Ausnahme hätte es gar nicht beburft, die Vorfchrift bes 
5.34. Hätte gar nicht gegeben werden fünnen, wenn diefenigen Interefienten, deren 
Tpellmahme» Maas und DVerhältnig durch Urkunden, Judikate oder Statuten fefts 
hebt, ver Regel des 10jährigen Beſitzſtandes nicht unterworfen wären. — Der 
$. 32. giebt alfo nicht blos einen Hülfsmaaßſtab zur Feſtſtellung des Theilnahmes 
Berbältniiies folcher Intereffenten ab, deren Thellnehmungsrechte dem Umfange 
sach nicht anderweitig ſchon feftflehen, Tondern drüdt eine allgemeine Res 
gel für fämmtliche Intereffenten aus. 

b) Zu $. 34. iR zweifelhaft geworben: ob in ben hierin angegebenen Fällen 
tie Dindhwinterung als ein allgemeiner oder nur als cin Hülfemaaßſtab zur Er⸗ 
mittelung des Umfanges der Theilnehmungsrechte derjenigen Intereflenten, deren 
Deilnahme⸗Maaß und Berhältnig nicht anderweitig nach dem zehnjährigen Bes 
— mie nach Urkunden, Judifaten und Statuten fchon feftfteht, Aumwendung 

en folle 

Das Marginal bes $. 34. „Berechnung nach der Durchwinterung” und bie 
Borte: „es fell das TheilnahmesBerbältnig nach den Vorfcriften des A. L. R. J. 
2. 5. 90. ff. berechnet werden“, laſſen fich zwar in Nebereinſtimmung mit ber 
Auslegung des in ähnlicher Art gefaßten $. 32. auf alle Interefienten beziehen; 
ter Anwendung des Durchwinterungsmaagflabes auf alle Interefienten wolherigriit 
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jeboch der Anfang des als Norm vorgefchriebenen 5. 90. a. a. D. we «6 
heißt: 


„SR die Zahl des vorzutreibenden Biches nicht beſtimmt, fo 
mag der Berechtigte To viel Stüde, als er mit dem von ben berechtigten 
Grundſtüͤcken gewonnenen Wutter durchwintern Tann, anf vie YHülung 
bringen.“ 

Hieraus geht deutlich hervor, daß wenn der Umfang der ——— 
anderweitig — *98 der Durchwinterungsmaaßſtab nicht in Anwendung zu briagen 
il. — Dies ergeben audy die gleichfalls in Bezug genommenen $$. 93., 9. a 
a. D., welche einen andern Maafflab, ale den des Winterfuiters, für kl 
Sutereffenten, welche nicht Aderbau treiben und nicht angefeflen find, zulaſſen, a 
minder der laut $. 44. in Beziehung auf $. 34. ſtehende 5. 47. Gem. Th. O. 
welcher, wenn die Hütung für eine beflimmte Anzahl Vieh und zugleich mit Be 
Rimmung ber Zeit der zuläffigen Ausübung verliehen if, wo alfo bas Theilnahme 
Maaß genau beſtimmt if, die Fefftellung nach diefer Beſtimmmg anorbaet. — 
Hieraus und aus den Borverhandlungen zur Gem. Th. D. und deren Bereifung 
im GStaatsrathe ergiebt fidh: 

dag die Durchwinterung nur als ein Hülfsmaaßſtab anf diejenigen Iuterefs 
fenten in Anwendung zu bringen ift, deren Theilnahme > Berhättnig nik 
anders fetgeftellt werden Fann. 
r Der $. 34. Sem. Th. DO. fchränkt den allgemeinen Grundſatz Des 5. 32, bes 
in ein: 

a) daß der zehnjährige Befisftanb nicht zur Anwendung kommt, fonbern bas 
Duechwinterungemanß, wenn der zehnjührige Beſitzſtand nach den Borfchrif 
ten der $$. 32., 33. nicht zuverläffig auszumitteln if; 

ß) oder aber von einzelnen Theilnehmern erwiefen wird, baß fle von ihrem 
(übrigens feRfichenden) Rechte in den letzten 10 Jahren gar feinen ode 
doch einen minderen Gebrauch gemacht haben, ale wozu fie erweislich durch 
Urkunden, Judikate oder Statuten befugt waren. Ju tiefem Falle wid 
nad) biefen Befimmungen verfahren. 

Y) Dagegen behält der $. 32. feine Anwenbung, wenn diejenigen Jutereſſen⸗ 
ten, deren Rechte nach dem Maaße feſtſtehen, von ihrem Rechte vollen 
oder über daflelbe hinausgehenden Gebrauch gemacht haben. 

c) Aus den vorſtehenden Erläut. (ad a. u. b.) ergiebt fich, daß der — 
Befißſtaud und der Durchwinterungsmaaßſtab (wie auch der Plenarbeſchl. des 
Trib. v. 23. Nov. 1840 angenommen hat) neben einander auf einzelne Is 
terefjenten Anwendung finden können. 

d) Nach 86. 32— 34. der Gem. Th. O. if mithin das Verfahren ber Au⸗ 
einandberfehungsbehörden dahin zu richten: 

dag die Berechnung des Maaßes und Verhältniffes ber Theiluehmungee 
rechte au gemeinfchaftlichen Hütungen zupdrderfi nach Willenserflärungen, 
Sudifaten und Statuten verfucht, wenn biefe, wie hänfig der Fall, nicht 
hinreichende Auskunft bieten, allgemein auf tie Brmittelung des Beflghen 
des in den lepten 10 Jahren vor der Anseinanderfegung eingegangen wirb, 
und hinfichtlich derjenigen Interefienten, deren Beſitzſtand zuverläffig ermittelt 
iſt, darnach feſtgeſtellt wird, hinſichtlich derjenigen, welche nach Vertr 
Judikaten und Statuten ein höheres Theilnehmungsredit als nach dem 
fisßande erweifen können, auf jene Beweismittel zurüdgegangen wird und 
nur binfichtlich derjenigen Interefienten, deren Theilnahmemaaß weder anf 
ſpeziellen Mechtstiteln beruht, noch durch zehnjährigen Befitzſtand zuverläffig 
ermittelt iR, auf den Durchwinterungsfuß eingegangen wirb. 

Iu dieſem Verfahren find tie Schwierigfeiten und Weitläufigfeiten ber Er⸗ 
miltelung des Theilnahmemaaßes nadı der Durcwinterung großentheile befeitigt 
worben, welche erflere hauptfächlich in der DBeränderung des Wiribichaftsfpkems 
ne Apren Zeit beruhen. (Dönnige's LandessKult.sel., Bd. 2 ©. 

3) Dagegen bat das Min. des 9. in dem C. R. v. 16. Ian. 1843 !) 
(Koch's Mgrargefepgeb., 4. Aufl. ©. 148.) die in dem Mienarbefchl. des OB. 


— 


1) Bergl. in Bd. L S. 349-350. 
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Trib. audgefprochenen Anſichten für unrichtig erflärt und mit Bezug 
darauf Lie Auseinanterfegungs » Behörten mit befonterer Inftruktion 
verſehen. 

4) Die natüurlichſte und ſachgemaͤßeſte Auslegung tes 6. 34., welche zu⸗ 
gleich in vollem Einklange ſtebt mit ten Vorfchriften ter 56. 31. u. 32, 
wened „bei Beſtimmung tes Theilnahmeverhäliniffes für jeden einzels 
nen Iheilnehmer principaliter Urkunden (Verträge), Judifate oder Sta, 
turen entfcheiten unt tie beiden anteren Maapfläbe (zebnjähriger Vortrieb 
uud Durchwinterungsfuß) nur in subsidium eintreten”, dürfte folgende fein. 

Derjenige Intereffent, deſſen Theilnahmemaaß, — Art und Zahl 
des Viehes, nebft ter Weiteperiote — durch Urkunden, Sudifate 
und Berträge (welche alle Theilnebmer verpflichten) feftftebt, (und ver 
feinen Anſpruch auf ein folchergeftalt feſtſtehendes Maaß auch nicht etwa 
nittelſt Verjährung durch Nicytgebrauch verloren hätte) fommt im Thei⸗ 
Inngöplane mit der vollen Zahl des berechtigten Viehftandes 
jun Anfage, felbft dann, wenn er innerhalb der letzten zehn Jahre vor 

ndringung der Provokation einen geringeren, ald ten urkunden⸗, jndikat⸗ 
er flatutenmäßigen Gebrauch oder gar feinen Gebrauch von tiefem feinen 
Rechte gemadıt hat. Wäre dies nun ter Fall geweſen, fo haben anterer« 
ſeiis tie übrigen Weidetbeilnehmer präfumtiv einen un fo viel größeren 
Gebraudy von ihrem unfiristen Weiderechte gemacht, indem ihr Vieh die- 
jenige Weidenabrung verzehrt bat, welche ver Viehſtand des judifat », ur⸗ 
kanden⸗ oder ftatutenmäßig Berechtigten verzehrt haben mürte, wenn er 
venfelben in derjenigen unverminderten Anzahl aufgetrieben hätte, zu wel- 
“er ihn feine Urkunde, fein Judikat oder dad Statut jederzeit berechtigten. 
Deshalb müſſen tie übrigen Theilnehmer, denen Fein Durch dergleichen Ti⸗ 
tl tem Umfange nach fixirtes Necht zur Seite fleht, infomelt, als ter jur 
difat-, urkunden⸗ und flarutenmäßig flrirte Weide⸗Viehſtand des einen In⸗ 
itteffenten zum Anſatze fommt, diefem weichen und nachflehen. Dem ger 
ber Fünnen ſie fih mithin auf ihre zehnjährige Ausübung im Thel- 
ngeverfahren felhft nicht mehr berufen, da die Ausübung von ihnen nur 
deswegen weiter audgedehnt und ein verhältnigmäßig größerer Viehſtand 
frit zehn Jahren aufgetrieben worden ift, weil der nach Urfunden, Judika⸗ 
in oder Statuten berechtigte Viehſtand des einen Intereffenten ganz oder 
ilweiſe von der Weide zurüdblieb, ohne daß ſie ihrerfeitd aus dieſem 
tgebrauche ein Necht erworben haben. Die zehnjährige Weidenußung in 

der im $. 33. bezeichneten Art fol nur einen fubjitiären Maapitab für 
alle übrigen heilnehmer, tenen Iudifate, Urkunden und Statuten man« 
geln, infomweit bilden, ald feinem von ihnen vergleichen ſpezielle Mechtstitel 
sum Erweiſe des Maaßes zur Seite flehen. Zum Erwerbe Ted Weibes 

Inahbmerechte3 ſelbſt mittelft Akgquifitiv» Verjährung genügt ver zehn 
jährige Bortrieb niemals, Tas Recht felbft muß vielmehr, ganz abgefehen 
von den 66. 33. u. 34., auf die im $. 31. beflimmte Art durch allge» 
meine, poovinzielle, flatutarifche Beftimmungen oder fpeziele Mechtötitel, zu 
tenen allerdings auch tie Verjährung gehört, erworben fein und nachge— 
wiefen werten. Dabei ifl dann für ten Ball des Erwerbes durch Verjähe 
zung mittelft 30-, 40-, A4jährigen Beflges vor Einleitung des Gemeinheitd« 
theilung® » Verfahrens, für den Erwerb des Rechtes an ſich tie Ausübung 
während jenes längeren Sriften, für ten Umfang aber — die Ausübung 
(Zahl und Art des vorgetriebenen Viehes und Weitezeit) während ter let⸗ 
ten zehn Jahre jener Ufufapionzfrift entfcheidend. 

Abgefehen von tenjenigen Theilnehmern, welchen Judikate, Urkunden 
ser Statuten rüdfichtlih der Viehzahl und Art, — tes hiernach zu bes 
fimmenten Maaßes und Umfanged ihres Mechtes, — zur See chen, 
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möüffen alle übrigen Theilnehmer, teren Weiderecht folchergeftalt nicht sie 
ift, Dagegen einen und denſelben fubfitiären Maaßſtab, entweder nemlid 
ten zehnjährigen Vortrieb oter aber ten Durchwinterungsfuß, gemeinfchafle 
lich und gleichzeitig zur Anwendung bringen Iaffen, reſp. ſich alle zugleich 
dem einen oder anteren unterwerfen. 

Obgleich Tas Ob. Trib. tiefen von dem Min. des I. und in te 
Praris der Auseinanderfegung-Bebdrten allgemein anerkannten 
Grundfag nicht angenommen bat, fo berubt terfelbe doch, felbft ganz abgefehen 
von den Beflimmungen der 66. 32. u. 34., auf der Natur und inneren Rothe 
wentigfeit der Verbältniffe. Es würde fonft eine nur von zufälligen Um«- 
fländen, nicht von Nechtögründen abhängige, vorübergehende Benugung der 
Hütung Seitens des einen Intereffenten über das Maaß des Mechte des 
anderen entfcheiden. Unter ter, in ter Prarid gemöhnlich vorkommenden 
Vorausſetzung, daß tie Weite für alle aufgetriebenen Viebflänte nicht ande 
zeichte, vielmehr Fümmerlich gemwefen ift over Nebenfutter nöthig gemacht bat, 
würde die verfchietenartige, theild auf ven Beweis des zehnjährigen Bew 
triebes, theild auf das Winterfutter gegrüntete Vertbeilung der Weide we 
der tem Rechte ter einzelnen Theilnehmer, noch dem wirklichen Befunde 
und Zuftande der Theilungsmaffe entfprechen. 


IV. In Betreff ver Ausmittelung Ted Maaßes und Umfanges ver 
Weideantheile der einzelnen Intereffenten, mit Berüdfichtigung der oben 
entwidelten Oruntfäge, ift bier noch Folgendes zu bemerfen. 


Die ver gemeinfchaftlichen Benugung unterliegenden Orundftüde, von ter 
nen in Hinfiht auf Ermittelung der Thellnahmerechte bier nur die Rebe 
ift, find in Betreff des Eigenthums an Grund und Boden feltener Gegen» 
fland eines Streiteß; vielmehr kommt ed meiſtens nur auf die Theilnahme 
an ten gemeinfchaftlic ausgeübten Nugungen an, und es find daher In 
der Megel die aus der Gemeinheit zu fegenten Flaͤchen in zwiefacher Ber 
ziehung zu betrachten: a) ihrer Haupibeſtimmung nach, nämlich infomelt 
ſie (Aderbau, Heu, HolzY dem Eigenthümer unbeflritten gebühren, und b) 
ihrer Nebenbeftimmung nach, ſoweit tie Nutzungen denjenigen zufteben, 
welche, außer dem Eigenthümer, zum Genuß verfelben berechtigt find. Un⸗ 
ter die zu b. gedachte Kathegorie gehört tie Weide, ſowobl auf Aeckern, 
Hütungen, ald Forſten, faft immer, und ed wird ſich daher im Allgemeinen 
jerer aus der Gemeinheit zu feßente Gegenfland in zwei Maffen brin⸗ 
gen laſſen, teren erfle aus ven Untbeilen ter Grundeigenthümer, teren 
weite aber aus ten Antheilen der zu Nebennupungen (gewöhnlich ver 

eide) Berechtigten befteht. — Die Vertbeilung der erſten Maffe, reſp. 
vie Bildung des Sollhabens jeted einzelnen Gigenthümerd an verfelben, 
ergiebt ſich von ſelbſt, wenn durch rechtöbeftäntige Willenderflärungen oter 
rechtöftäftige Erkenntniſſe befannt ift, welche Blächen und welche ter von 
denfelben zu ziehenden Nußungen ten Eigenthümer zufommen, deren Werth 
dann nach der Bonitirung in Zahlen (Roggen⸗ oder Geldwerth) auszuſprechen 
und bei der Vertheilung der Maffe zu berüdfichtigen iſt. Wo dergleichen pofltive 
Beflimmungen fehlen, find tie Untheile ter Eigentümer im biflorifchen 
Wege zu ermitteln, wobei zu beachten, taß es hinfichts des bei ter Ders 
tbeilung ter Maffe dem Eigenthümer gebührenten Antbeild und Sollhabens 
den zu einzelnen Nugungen, insbeſondere ter Weide, Berechtigten gegen» 
über, bauptfächlich auf tie ortsühlich hergebrachte Beſtellungsweiſe der 
Aeder, Fruchtfolge, Beſtimmung für vie Schonzeit ter Wieſen zc. au⸗ 
fommt, welche Vorausſetzungen daher zu erörtern und feflzuftellen fint. — 
Die Vertheilung ter zweiten Maſſe dagegen, nämlic der Nebennugungen 
oter der vielleicht auch im gemeinfchaftlichen Eigenthume nach tem Bere 
bältniffe der Nebennugungen befindlichen Weinereviere, hat oft Schwierige 
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feiten. 2) Das Geſet bat für vie Feſtſtellung des Maaßes und Verbälts 

wies ver Theilnahme an vergleichen Objekten (gemeinfchaftlichen Hütun« 
), wie bereit erwähnt, in Grmangelung der Urkunden, Judikate over 
tatuten, zwei Wege vorgezeichnet: 


a) den Beſitzſtand in ven letzten ver Einleitung ver Theilung vor« 
bergegangenen zehn Jahren (66. 32. 33.), 

b) für ven Hall, daß folcher nicht zuverläffig zu ermitteln, die Durch⸗ 
wisterung mit Berüdfichtigung der befonderen eigenen privativen, oder 
mi anderen in Bemeinfchaft zu benutzenden Weiten (66. 34. ff., 66. 44., 
48., 50. unter näherer Maaßgabe der 66. 45., 46., 47., 51.). 


Tritt ver Ball ad a. ein, und können vie bei ihm vorgefchriebenen Er» 
fexderniffe Gefchafft werden, fo tft die Bildung des Sollhabens, oder vie 
Deſtinmung des Antheils, welchen jeter Interefient an der gemeinfchaft- 
lichen Rafie Hat, einfach, indem durch die Bonitirung ermittelt iſt, wie viel 
Weide überhaupt und in den befonteren Zeiträumen vorhanden. Diefe iſt 
m dem durch die Theilnahmerechte gegebenen Verhältniffe auf die einzelnen 
Berechtigten zu repartiren, und nach Maaßgabe dieſer Mepartition feiner 
Zeit Die ganze Weidemaffe zu vertheilen. 


IR aber die Feftftellung des Theilungsfußes nach dem zehnjährigen Bes 
Kuande (FF. 32., 33.) weder durch förmlichen Beweis, noch durch Ders 
gleich zu erreichen, fo muß dad Prinzip ad b. (te8 Durchwinterungd- 
naaßſtabes) zur Anwendung gebracht werten. — Hierbei ift zunächft 
der durchzuwinternde Viehſtand zu ermitteln. 2) 


Wenn nun ter überhaupt zu haltende Viehftand feftfteht, fo kommt es 
ferner darauf an, das Maaf und Berhältniß ver Theilnabme deſſel⸗ 
ken an ter Theilungsmaſſe zu ermitteln, wobei tie ganze aus dem Thei⸗ 
bmg6-Öbjefte pervorgehende Weidemenge, refp. deffen Weidewerth, — dies 
kiben entflehen von Aeckern, Wiefen, Hütungen oter Forſten, — das tie 
Beivetheilungd-Maffe bildende Objekt ifl. — Hierbei kommt es gemöhnlid, 
ver, daß die Berechtigten: 


a) mit gleichen Viehſtaͤnden in gleichen Zeiträumen, oder mit verſchie⸗ 
venen Biehflänten in gleichen Zeiträumen, 


zur mit gleichen oder verſchiedenen Viehſtaͤnden und in verfchiebenen 
en, 


e) mit einzelnen Viehgattungen audfchließlich ganz, oter in beftimmten 
men, 
(ad a., b. u. c. unter Vorausſetzung des Mangeld aller privativen 
N oder der Befugniß, fich ſolche nicht anrechnen laffen zu 
dürfen), 


d) mit gleichen oder verſchiedenen Viehſtaͤnden in gleichen Zeiträumen, 
beim Befige überflüfftger befonderer Nebenmeiden, 





1) Sei wiederholt darauf hinzumeifen, bag das Recht der Theilnahme 
ſelbſt an fich feRiehen muß, und bier nur die Rebe ift von dem Maag und 
Bergältuiffe derfelben. 

2) Die technifchen Anleitungen dazu werden ertheilt in der Inftruft. der lands 
wertbfchaftl. Abth. der Re au Sranffurt v. 1842, 8. 98. ©. 265 ff., der Sen. 
Rom. zu Berlin v. 1838, 6. 34. ©. 41, zu Stargard v. 1832, 88. 74. ff. 
& 75 ff, u Stendal v. 1845, 9. 94. ©. 158, zu Poſen v. 1841, $. 27. 
©. 152 ff., nebſt Nachtrag v. 1847, ©. 25 ff., zu Münfter v. 1844, 56. 90. 8., 
©. 59 f., der Reg. zu Sumbinnsn v. 1844, 68. 31, ff. S. 85 f. 
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möüffen alle übrigen Theilnehmer, deren Weiderecht folchergeftalt nicht ſtirt 
ift, Dagegen einen und tvenfelben fubfiviären Maaßſtab, entweder nemlich 


den zehnjährigen Bortrieb oder aber den Durchwinterungdfuß, gemeinfcheft. 


lich und gleichzeitig zur Anwendung bringen laſſen, reſp. ſich alle zugleich 
dem einen oder anderen unterwerfen. 

Obgleich das Ob. Trib. riefen von dem Min. des 3. und in der 
PBraris der Audeinanderfegung-Behörden allgemein anerkannten 
Srundfag nicht angenommen bat, fo beruht verfelbe doch, felbft ganz abgefehen 
von den Beflimmungen der $$. 32. u. 34., auf der Natur und inneren Neth 
wendigkeit der Verhältriffe. Es würde fonft eine nur von zufälligen Un⸗ 
fänden, nicht von Nechtögrünten abhängige, vorübergehende Benugung ver 
Hütung Seitens ded einen Interefienten über dad Maaß des Üechteß dei 
anderen entfcheiden. Linter ter, in ter Praris gewöhnlich vorkommenden 
Borausfegung, daß vie Weite für alle aufgetriebenen Viebhflände nicht auß 
zeichte, vielmehr Eümmerlich gewefen ift oder Nebenfutter nöthig gemacht hat, 


würde die verfihietenartige, theild auf ten Beweis des zehnjährigen Bew | 


triebes, theild auf das Winterfutter gegründete DVertheilung der Weide we 
der dem Mechte ter einzelnen Theilnehmer, noch dem wirklichen Befunde 
und Zuftande der Theilungsmaffe entfprechen. 


IV, In Betreff ver Ausmittelung des Maaßes und Umfanges te 


Weideantheile der einzelnen Intereffenten, mit Berüdfichtigung der oben | 


entwidelten Grundſaͤtze, tft bier noch Folgendes zu bemerken. 
Die der gemeinfchaftlichen Benutzung unterliegenden Brundftüde, von ve 


nen in Hinficht auf Ermittelung ter Iheilnahmerechte bier nur die Aee 
ift, find in Betreff des Eigenthums an Grund und Boden feltener Inte 


fland eines Streites; vielmehr kommt es meiſtens nur auf die Theilna 

an den gemeinfhaftlih ausgeübten Nugungen an, und es find baber ia 
der Megel die aus der Gemeinheit zu fegenten Flaͤchen in zwiefacher 36 
ziehung zu betrachten: a) ihrer Haupibeftimmung nach, nämlich Infonek 
fie (Aderbau, Heu, Holz dem Eigenthümer unbeftritten gebühren, und b) 
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ihrer Nebenbeftimmung nad), fomwelt tie Nutzungen denjenigen aufleben, : 
welche, außer dem Figenthümer, zum Genuß terfelben berechtigt find. Um 


ter Die zu b. gedachte Kathegorie gehört die Wette, ſowohl auf Aedern, 
Hütungen, ald Korften, faſt immer, und es wird fich Taher im Allgemeine 
jeder aus der Gemeinheit zu ſetzende Gegenflant in zwei Maffen bru— 
gen laffen, teren erfte aud ten Untheilen der Grundeigenthümer, ver 
Ameile aber aus ten Antheilen ter zu Nebennugungen (gewöhnlich te 

eide) Berechtigten beſteht. — Die Vertheilung der erften Maſſe, ef. 
die Bildung des Sollhabens jeted einzelnen Eigenthümers an verfelben, 
ergiebt fich von felbft, wenn durch rechtöbeftäntige Willenderflärungen ota 
rechtöfräftige Erfenntniffe befannt tft, welche Blächen und welche der von 
denfelben zu ziehenden Nugungen dem Eigenthümer zukommen, deren Werth 
dann nach der Bonitirung in Zahlen (Roggen oder Geldwerth) auszufprechen 
und bei der Bertheilung der Maffe " berückſichtigen iſt. Wo vergleichen pofttiw 
Beftimmungen fehlen, find die Antbeile ter Eigenthümer im bifkorifde 
Wege zu ermitteln, wobei zu beachten, daß es hinfichts des bei der Dar 
theilung der Maſſe dem Eigenthümer gebührenden Antheild und Sollhabernt 


m ed Ann 
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den zu einzelnen Nutzungen, insbeſondere der Weide, Berechtigten gegen⸗ 


über, hauptſaͤchlich auf die ortsüblich hergebrachte Zeellurgepeiſe der 
Aecker, Fruchtfolge, Beſtimmung für die Schonzeit der Wieſen ıc. aw 
kommt, welche Vorausſetzungen daher zu erörtern und feſtzuſtellen fin. — 
Die Vertheilung der ametten Maffe dagegen, nämlich der Nebennutzungen 
oter der vielleicht auch im gemeinfchaftlichen Cigentbume nach dem Ber 
bältnlffe der Nebennupungen befinnlichen Weinereviere, bat oft Schwieriz⸗ 
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ner Urt, wie fih aus dem Gegenſatze in jener Borfhrift: „Zubehör zur 
it Ber Berleigung ober Benupung dabei durch vehtsverjährte Zeit“ 
gebt, da jomit nur die Benupung des Zubehörs gemeint fein kann, Pacht⸗ 
shereien aber niemals Zubehör eines eigenthümlidhen Grundſtücks tes Paͤch⸗ 
6 fein koönnen. Außerdem ſpricht der $ 35. nur von Ländereien, welde außers 
alb der Feldwark des berechtigten Gutes belegen find, ift mithin auf foldde ins 
erhalb diefer Feldmark nicht zu beziehen. 

Gar bie Feſtſtellung der Theilnehmungsrechte nad dem Befipftande wirb 
var allgemein als Regel der Durchſchnitt der vorgetriebenen Viehzahl in den 
Men 10 Jahren vorgeichrieben, ohne zu unterfcheiden, woher das Winterfutter 
e baßelbe entnommen worten iſt; daß aber eben fo auch hierbei auf das wirth: 
yefttilhe ober perfänliche Bedürfniß des Berechtigten Rudficht genommen wird, 
giebt ſich aus $. 33, litt. a. und b. 

Benz hier insbefondere gefagt ift, 

daß die Bichzahl Derjenigen, welche ihren Viehſtand über die Mittelzahl, 
die Andere feiner Klaſſe gewöhnlich gehalten, erhöhet haben, bis zu eben 
biefer Zahl erniedrigt werden fol, 
leuchtet ein, dag Dich, weldyes über das Bebürfnig des berechtigten Gutes oder 
5 Befipers gehalten, refp. von fremden Ländereien oder mit gelauftem But 
, überwintert worden ill, nicht berüdfichtigt werben darf. — Außertem gebt aus 
e Borjhrift der Gem. Th. D. über die Folge-Ordnung der Ermittelung der 
rilnehmungsrechte und dem, was über die Gntitehung bes zehnjährigen Vor⸗ 
«bes befannt if (cf. Kretihmer's Konkortanz, 1830, S. 423 bis 425), hervor, 
5 dieſer als Erleichterung für jene Srmittelung eingeführt worben iſt. Es 
ij daher angenommen werben, daß man durch biefen daffelbe Ziel, wie mittelfl 
e Durdgwinterunges Berechnung, zu erreihen beabfidtigte, mithin gleiche Gründ⸗ 
zen für beide Brmittelungs Arten vorausfepte, nämlih das Bedürfniß des 
exe tigten. — Wollte man aber bei der Berechnung nah dem zehnjähris: 
efisftande Bich veranfhlagen, welhes von Pachtlaͤndereien durch⸗ 
istert worden if, während folhes bei der Berechnung nah der Durdwinte: 
ing ausgefähloffen bleiben würde, fo müßte das Refultat beider Ermittelungen 
rinzipienmäßig ein ganz verfhiedenes fein. Dazu lommt, daß der Pächter 
8 Brunbflüdes, infoweit er mit Rüdficht darauf Vich gehalten und auf frembe 
jeide gebracht hat, nur ale Repräfentant bes gepachteten Grundſtücks aufge: 
ieR iR und dadurch feine Rechte für feine eigenen Grundſtücke erwerben konnte, 
hie auch Feine Abfindung für ſolche im eigenen Namen fordern darf. 


Schließlich nimmt die Ausführung noch Bezug auf vie derfelben zur 
Seite ſtehenden Vorſchriften der Großherzoglich Heſſiſchen Gem. 36. O. 
. 9. Inli 1808 96. 114 — 119., welche der Preuß. Gem. Th. O. zur 
Brundlage gedient haben. !) 





I) In einem älteren Zalle ift entgegengefest erfannt, und durch bie 
mformen Urtel ber Gen. Kom. zu Berlin, des Revif.sRolleg. für die Bros 
a Branbenburg und des Ob. Trib. (v 3. Juli 1830, 6. Aug. 1831 m. 
. Rey. 4832) angenommen werben, dag bei Berehnung ber Durcwintes 
ungsträfte das Yutter von Ländereien außerhalb der Feldmark, welche. 
rt vechtsnerjährter Zeit pachtweife oder ſonſt widerruflich bei dem hütungs- 
mechtigten Gute benußt worden find, berüdfichtiget werben müfle; denn ber 
‚35. der Gem. Th. D. mache feinen Unterfchien zwifchen eigenthümlichen 
m gepachteten Ländereien; biernach aber fei die Borfchrift des A. 2. R. I. 
& $. 91. für abgeändert zu erachten, und es fomme daher nur darauf an, 
WB das Butter von den außerhalb ber belafteten Feldmark belegenen Laͤndereien 
Hat zechtsnerjährter Zeit bei dem berechtigten Gute benupt worden. 
Eentraibl. für Preuß. Jur. 1839, S. 917-920). 

Koch (Kreisger. Dir.) erklärt dies mit Recht für unrichtig Er bemerft, 
5 Buttergewinn von erpachteten Sruntflüden in einer fremden Feldmark, 
ı Der Hier in Betracht kommenden Bezichung, mit angefauftem Futter auf 
eicher Linie Rebe, und nimmt als Argument den $. 35. der Gem. Th. O. in 
kg. (Koch's Land⸗Recht, Bd. 2. ©, 572, Rote 19). — Wenn nun and, virfe 
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2) Unter Ländereien, welche außerhalb der Feldmark eines hütungtbe⸗ 
reöhtigten Gutes belegen find, und deren Butterertrag, wenn fie feit vechtt- 
verjährter Zeit dabei benußt worten, bei der Durchreinterungsberechnung 
(nah $. 35.) berädfichtiget werten fol“, find nicht ſelbſtſtändige Vor- 
werke, fondern nur einzelne Aecker und Wiefen zu verflehen. ') 

Erfannt von dem Il. Sen. des Ob. Trib. unterm 3. Juni I8M. 
(Präj. Nr. 1449, in der Prij. Samml. tes Ob. Trib, ©. 330.) 


Zum $. 36. 


Die auf F. 36. der Gem. Theil. D. gegründete Befugniß des Hätungb- 
berechtigten, bei der Abldfung feines Hütungdrechtes zu verlangen, daß bei 
der Durchmwinterungsberechnung das Butler von Zehnten berädfichtiget werke, 
wird dadurch allein nicht verändert und refp. aufgehoben, daß der Raturals 
zehnt bereitd vor Einleitung des Ablöfungsverfabrens in eine Rente um 
gewandelt worden if. 

Angenommen von dem II. Sen. te Ob. Trib. unterm 11. Aug. 1847. 
Ge 1908, in der Präj. Samml. S. 340. und in den Entf. Bd. 1% 


Zum $. 39. 


1) Die Beftimmung des $. 39. hat zu dem Zweifel Veranlaffung gegeben, 
ob dadurch Tas THellnehmungsrecht eines mit einer Schäfereis&erechtigfelt 
verfebenen Gutsherrn im Ganzen verändert werden fönne, weil alötann 
daffelbe in Rückſicht feines Übrigen Vlehes an Pferten, Ochfen, Kühen und 
Jungvieh nur fo hoch beſtimmt werben darf, daß es überhaupt die Durch⸗ 
winterung nicht überfchreitet. 

Die Ben. Kom. IF Stargard bemerkt hierüber in ihrer technifchen 
Inftruft. v. 28. Dec. 1841 6. 75. ©. 77, daß dieſer Zweiſel feine Eile⸗ 
tigung darin finde, daß die Schnafe in der Regel längere Zeit im Jahre 
auf vie Weide getrieben werten koͤnnen, ald das Übrige Vieh, und def 
ſolche auch Häufig Winterabtriften haben, fo daß fle mithin verhältnismäßig 
weniger Winterfurter bepürfen, als das Rindvieh. Wenn daher der Schä« 
fereis Berechtigte in den lebten zehn Jahren einen größeren Schaaffland ger 
balten habe, als foldher nach der Durcdhmwinterung angenommen werden 
fönne, tann werte tennoch fein Iheilnehmungsrecht im Ganzen erhöhet 
werden, wenn auch letzteres in Nücdkficht des übrigen Viehes nur nach Abe 
zug tedjenigen Butter beflimmt werte, welches für den in den leßten zehn 
Jahren gehaltenen Schaafſtand erforterlich if. Ebenfo koͤnne er bei ber 
findung für einen größeren Schaafftand auch dann Vortheil haben, wenn 
fih bei der Bonitirung ein Ueberfluß an Schaafmeiten, ein Mangel aber 
an Weite, welche für das Nintvieh geeignet if, ergeben babe. 

2) Ueber die Grundſaͤtze, welche bei der Werthöermittelung der Schaaf⸗ 





Bezugnahme nicht zutreffend if, da der $. 38. a. a. D. von einem ganı ambes 
sen Balle handelt, nämlich der Regel nach verbietel, das Yutter aus ngeR 
einer zum berechtigten Bute gehörigen Brauerei und Breinerei, oder einer anderen 
Fabrifationsanftalt, zu berücfichtigen, fo muß doch vie (im Terte —— 
Anfiht, aus den von dem Reviſ.⸗Kolleg. für 2. K. ©. dafuͤr entwickelten 
Gründen, für die unzweifelhaft richtige angeſehen werben. 

1) Die Richtigkeit tiefes Präjud. iſt anquerfennen ; indeß verſteht es fich von 
felbR, taß, wenn der Beſitzer eines außerhalb der Feld mark beiegenen felbakäus 
digen Borwerfs als folcher Inhaber einer reibRRändigen MeidesGerviint 
auf der der Bemeinheits:Theilung unterliegenden Feldmart fein follte, derſelbe in 
diefer Tigenſchaft zur Theilnahme berechtiget IR. 


4 
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weiden in Verhältniß zu den anderen Vieharten anzunehmen, vergl. dad 
R. des Min. tes I. für Gewerbe⸗Ang. v. 15. Bebr. 1837. 2) (v. K. Aun. 
So. 2. ©. 77.) 


Zum $. 40. 


1) Es ift im $. 40. nur von folchen Intereffenten die Rede, welche 
mit Grundſtũcken angefeifen find, die Winterfutter gewähren, nicht aber von 
Igtereffenten, die mit bergleichen Brundflüden nicht angefeffen find. Wegen 
der letzteren vergl. $$. 41. 42. 

2) Der $.40. ſetzt ferner, ta er dem $. 34. und diefer dem $. 31. — 
namlich wegen Berechnung tes Viehſtandes zufolge der DVorfchriften tes 
%28. M. nad dem Winterfutter — unterftellt if, voraus, daß dad Theil⸗ 
sehmungsrecht des Berechtigten mit Dich, welches mit Stroh und Heu 
nicht erhalten wird, nicht anderweitig ($. 31.) feſtſteht. Im diefem Balle 
ſoll das Theilnehmungsrecht nach dem nachzuweiſenden 10 jährigen Bellg- 
ude ermittelt werten. Iſt auch foldher nicht nachzumeifen, fo füllt eine 
fintung dafür weg. (Alta des Staatsfanzler: Amts. Regul. Nr. 1. a. Vol. 6. 
BL 161. ff, u. Dönniges Landes-Kult. Gefehgeb. Br. 2. S. 425.) 

Dagegen ift Kretzſchmer ter Anficht, daß, wenn der zehnjährige Ber 
ijſtand nicht nachgerviefen werden fönne, auf dad in der Gegend. und ber 
ſenders bei der Klaffe der abzufindenden Aderwirthe, übliche Verhältniß ber 
sicht ſtrohfreſſenden Thiere zu dem übrigen Viehſtande zurüdgegangen wer⸗ 
ven müfle. (Konkordanz, zum $. 40. der Gem. Th. O.) 

Die Sen. Komm. zu Stargard bemerkt in ihrer technifchen Inſtruk⸗ 
ion v. 28. Dec. 1841 $. 76. ©. 77, daß, wenn für Vieh ter im $. 40. 
Bohnen Gattung befondere Abfindung gewährt werden muß, im alle der 

fland der legten zehn Jahre in rer im $. 33. der Gen. Th. O. be⸗ 
fimmien Art nicht nachgewiefen werden Tann, auf dieſes Vieh bei Bauer- 
gitern „I, bis „und bei Vormerken „); bis „I, von der Durchzuminternden 
$äupterzahl an Großvieh angefchlagen werben koͤnne. 


Zu &8. Al. und 42. 


1) Der $. 5. der Dekl. v. 26. Juli 18472) (G. ©. 1817 ©. 327) 
hat die 55. Al. und A2. der Gem. Th. O. dahin erläutert, daß diefelben 
fawohl auf die zum Privatvermögen, als auch auf die zum Gemeindeglie⸗ 
der» Bermögen gehörigen Sutungdnußungen Anwendung finden ®). 

Bergl. die Erläut. zum $. 5. der Def. v. 26. Juli 1847 (ſ. zu 88. 16. 
sad 17. ter Gem. TE. D., Zuf. V. ad 6., cben S. 56). 





h 





1) Bergl. in Br. I. S. 350—351. 

2) Bergl. in Br. 1. ©. 348. 

3) Die in dem $. 42. der Gem. Th. D. in Bezug genommenen Borfchriften 
des A. E. 8. II. 7. 88. 30. ff., fowie die Vorfchriften der SG. 28. u. 29. ebeudaf., 
Baden mach Erlaß ver Dei. v. 26. Juli 1847 in den Beſtimmungen der Tepteren 
iher nähere Erlaͤuterung. Es iR daher, nachdem ſeit Erlaß der Det. v. 26. Juli 
1837 die früheren hierauf bezüglichen Bedenken für erlediget zu erachten find, nur 
nech won untergeorbnetem Interefie, auf die früheren betreffenden Anfichten, ins⸗ 
befonbere des hochſten Gerichtshofes, hinzumweifen. 

a) Durch die Beflimmung des $. 5. der Def. v. 26. Juli 1847 finden ins⸗ 
befend. der Plenarbeſchl. des Ob. Trib. v. 22. März 1841 (3. M. Bl. 1841, 
©. 212, Min. BL. d. i. B. 1841, S. 167, Entf. Br. 7. S. 24) und die darauf 
Bezbglichen G. R. des Min. des 3. v. 12. Aug. 1841 (Min. BI. d. i. ®. 1841. 
&. 211, Mr. 328.) und des I. u. der 3. v. 12. Febr. 1845 (J. M. Bl. 1845, 
6, 38) iGee.nähere @rlänterung. 
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2) Unter Ländereien, welche außerhalb der Feldmark eines hutungtbe⸗ 
rechtigten Gutes belegen find, und teren Butterertrag, wenn fle feit rechtt⸗ 
verjährter Zeit dabei benutzt mworten, bei der Durchreinterungsberechnumg 
(nad $. 35.) berüdfichtiget werden fol“, find nicht ſelbſtſtandige Bor» 
werke, fondern nur einzelne Aeder und Wiefen zu verflehen. ') 

Erfannt von dem 11. Sen. tes Ob. Trib. unterm 3. Sunt 184. 
( Praͤj. Nr. 1449, in der Bräj. Samml. tes Ob. Trib. S. 330.) 


Zum $. 36. 


Die auf $. 36. der Gem. Tell. O. gegründete Befugniß des —* 
berechtigten, bei der Ablöfung nes Hütungdrechted zu verlangen, Taf 


der Durchwinterungsberechnung das Futier von Zehnten berädfichtiget werte, 
wird dadurch allein nicht verändert und refp. aufgehoben, daß der Ratural 
zehnt bereitö vor Einleitung des Ablöfungdverfahrens in eine Rente ww 
gewandelt worden if. 

Angenommen von dem II. Sen. des O5. Trib. unterm 11. Aug, 184. 
Bra, 1903, in der Präf. Samml. S. 340. und in den Gutfch. Bo. 18 


Zum 8. 39. 


1) Die Beftimmung tes 6. 39. hat zu dem Zimeifel Veranlaffung gegeben, 
ob dadurch das Theilnehmungsrecht eines mit einer Schäferei«&erechtigtet 
verfebenen Gutsherrn im Ganzen verändert werden fönne, weil alöyam 
daffelbe in Ruͤckſicht feines Übrigen Viehes an Pferten, Ochfen, Kühen m 
Jungvich nur fo hoch beſtimmt werden darf, daß es überhaupt die Durk 
winterung nicht überfchreitet. 

Die Ben. Kom. zu Stargard bemerkt Hieräber in ihrer technifden 
Inftruft. v. 28. Dec. 1841 $. 75. S. 77, daß dieſer Zweifel feine ie 
tigung tarin finde, daß die Schaafe in der Regel längere Zeit im Ihe 
auf die Weide getrieben werden können, als das übrige Vieh, und def 
ſolche auch häufig Winterabtriften haben, fo daß ſie mithin verhältwigmäßk 
weniger Winterfutter bedürfen, ald das Rindvieh. Wenn daher der Sch⸗ 
feret Berechtigte in den legten zehn Jahren einen größeren Schaaffland gr 
balten babe, als folcher nach der Durchwinterung angenommen werde 
fönne, dann werde dennoch fein Theilnehmungsrecht im Ganzen erhöht 
werden, wenn auch Iehteres in Ruͤckſicht des uͤbrigen Viehes nur nach Ab 
zug desjenigen Butterd beftimmt werde, welches fi ten in ten lekten 
Jahren gehaltenen Schaafſtand erforderlich if. Ebenſo koͤnne er bei der 
findung für einen größeren Schaafſtand auch dann Vortheil haben, wen 
fih bei ter Bonitirung ein Ueberfluß an Schaafweiten, ein Mangel alt 
an Weite, welche für Tas Rindvieh geeignet if, ergeben babe. 

2) Lieber die Brunnfäge, welche bei der Werthsermittelung der Schaaf 
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Bezugnahme nicht zutreffend iſt, da der 6. 38. a. a. O. von einem ganz ande 
sen Galle handelt, nämlich der Regel nach verbietet, das Futter aus 
einer zum berechtigten Gute gehörigen Brauerei und Brennerei, ober einer andern 
Fabrifationsanftalt, zu berüdfichtigen, fo muß doch die (im Terte vorgen 
Anfiht, aus den von dem Reviſ.⸗Kolleg. für &. K. ©. tafür eutw 
Gründen, für die unzweifelhaft richtige angefehen werden. 

1) Die Richtigfeit dieſes Präfud. ift anzuerkennen; indeß verfieht es fi vs 
felbft, taß, wenn der Beſitzer eines außerhalb der Jeldmark befegenen felbpfie 
bigen Borwerfs als folcber Inhaber einer ſelbſtſtaͤndigen WeidesGervitst 
auf der der Gemeinheits⸗Theilung unterliegenden Feldmart fein follte, derſelbe is 
Diefer Cigenſchaft zur Theilnahme berechtiget ik. 
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er nach tem Zeitpunfte der Anbringung der Provokation in die Gemeinde 
eingegogenen Bürger und Schupverwandten bei Dertheilung der Weide 


graubjäge über das Recht der Theilnahme an ben Nußungen ber Gemein⸗ 
gründe") ausgefprocen: 
as) Wenn bei Gelegenheit der Regulirung ber gutöherrlich= bäuerlichen Vers 


*) Das Bräj. des Ob.⸗Trib. v. 17. Sept. 1844 (Präj. Samml., S. 179, 
Ar. 1482) foricht aus, daß unter „Bemein:Gründen“ (M. U. R. II. 7. $$. 
28., 30.) nicht blog Grundſtücke zu verfiehen, die fih im Bigenthume ber Ges 
meinden als folcher befinden, fondern auch die, welche privatives Cigenthum der 
einzelnen Mitglieder (Interefientens Privatvermögen) find, aber zu Weiden 
für die gefanımten Mitglieder der Gemeinden dienen, und deshalb ale Gemein⸗ 
weiden au betrachten find. 

Dies Bräj. if indes, — Ansbefondere nach S. A. der feitbem ergangenen 
mibentifchen Dekl. der 66. 28. u. 30. A. 8. R. II. 7. v. 26. Zuli 1847 — ale 
uchtig nicht anzuerfenuen. Privatbefig (der einzelnen angefeflenen Wirthe, welche 
ds felche in der Regel andy zugleich Dlitglieder der Gemeinde find), und Kors 
verationes Vermögen (ber Gemeinde als folcher) find Begriffe, die fich gegenfeitig 
msichließen. Die der Hütung unterworfenen, im Sondereigenthume einzelner Ges 
neindegfieber befindlichen Weder, Wiefen, Wald: und Weidegrundſtücke werben das 
vecch nicht Gemeinweiden (Weidegrundſtücke, deren Subſtanz der Korporation ber 
ganzen Gemeinde angehört und anf die Jeder Vieh auftreiben darf), weil fie von 
ten Mitgliedern der Bemeinde, wenn febon von allen und fogar von den nicht 
ngefeffenen Dorfseinwohnern in Gemeinſchaft zur Weide benupt werden. 
Gele Tiefe gemeinfchaftlich ausgeübte Weidenupung, als ein befonderes, von ben 
dedern, Wiefen sc. und deren Denubung getrenntes Rechtsobjekt, ift darum, weil 
k von allen Mitgliedern nnd Dorfsbewohnern gemeinfam ausgeübt wird, noch 
zit als ein Bermögensobjelt der Korporation (als SemeindegliedersBermögen, — 
Ormeindeweide) zu betrachten. In den öftlichen Provinzen if kaum ein Ball 
schwetsbar, in welchem tie Theilnahme an einer folchen gemeinfchaftlichen Weide 
af Aeckern, Wiefen, Grundhütungen und Forfifläden in den ländlichen Ortſchaf⸗ 
tm, ein Ausflug der Bemeindemitgliebichaft ($. 1. der Dekl. v. 26. Zul. 1847) 
sad nicht vielmehr Zubehör der Befigungen und Grundſtücke der angefeflenen 
Dirthe, alfo ein fubjeftivspingliches (Brivats) Recht, daher ale eine gegenfeitige 
Öruntgerechtigkeit anzufehen wäre; während 3. B. in der Rheinproviny die Stops 
velmeide und der dde Weidgang (vaine päture) in der Negel als ein den ſaͤmmt⸗ 
Ichen Mitgliedern der Gemeinde, vermöge diefer ihrer @igeufchaft zuſtehendes, aus 
tiefer Mechtsquelle abgeleitetee Recht betrachtet wird. ($. 5. der Gem. TH. D. 
für die Mheinprorinz x. v. 19. Mai 1851.) Die Weiderheilnahme der unanges 
kfienen Dorfsbewohner ift in der Regel auf ihre Bermiether und Hanswirthe, oder 
anf ein precarium zurüdzuführen. ($. Al. c. u. $. 42.) Wäre aber auch dles 
ut der Gall und wäre ferner in dem einen oder andern Balle nachweisbar, daß 
auch die in Gemeinſchaft mit allen Binwohnern von den angefeffenen 
Birthen amsgeübte Weidebenugung ſich nicht in einer den Grundſtücken anfles 
enden Gruntgerechtigfeit, fondern in der Bemeindemitgliedfchaft gründete, To 
würde dann doch nur das Rechtschjeft der gemeinfchaftlichen Weide (die Weide⸗ 
naffe, iheilweife oder ganz) Forporatives Vermögen fein, entweder nach Berhälts 
up des Antheils, den tie nnangeſeſſenen Bewohner durch ihre Theilnahme an 
der Weile bavon bezogen haben oder für den ganzen Belrag des Weidewerthé, 
füe welchen daun, autheilig oder gauz, die Gemeindes Korporation en 
8. Urch Hierhurch aber würde der privatrechtliche Charakter der gemeinfam bes 
neiveten Acker⸗, Wieſen⸗ oder Hütungegrundfüde nicht verändert und könnten 
Nefe Deshalb Immer noch nicht ale Gemeinde-⸗Grüude oder Gemeinde⸗ 
Hitungen beuriheift werben. — Uebrigens aber ift es für das Theilnahmes Vers 
—X an ber gemeinſchaftlichen Weide gleichgüͤltig, ob dieſe Mupung für 

Betrachtet condominium der Mubenden ober Semeindeglicere Vermögen iR. 
($. 5. der Dekl. v. 26. Juli 1847.) 
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nicht gerücjichtigt werden Tann. Auch in Beziehung auf die Theilnahn 
sechte ter Hausbeſitzer, fowie der unangeſeſſenen Bürger und der Sci 
verwantten unter ſich und anteren Klaffen gegenüber, foweit das The 
nahmeverhältniß von der Anzab! der Mitglieder jeder Klaffe abhär 
if daſſelbe mit Eröffnung des Theilungsverfahrens ald firirt und a 
geſchloſſen anzunehmen. 


3) Zum $. 41. Litt. c. 


Unangefeffene Bürger, denen ein Theilnabmerecht an ver Gemeinwı 
guet erwerben die Tafür zu gewährente Abfindung nicht eigenthä 

i 

Angenommen von tem Ob. Trib. durch den Plenarbeſchl. v. 4. S— 
1843 (Min. Bl. d. i. 3. 1844 ©. 53 u. Cutſcheid. Br. 9. ©. 50f.) 


bäftniffe mehrere Bütner eines Dorfes verlangen, dag ihnen ein Antbeil an 
Gemeinweide zugeſprechen werte, fo kann folches nur in Betreff derjenigen Bit 
gefchehen, welche fich auf eine tarüber in ihren Grundbriefen ausdrücklich enil 
tene Dehimmung, au begrünten vermögen, nicht aber in Betreff ter Uebrigen; d 
ter 6. 42. der Gem. Tb. D. und Lie 88. 18. u. 1.9.2.9. II. 7. Reben ih 
nicht zur Eeite, und die 88. 28—30. a. a. O. finten darauf feine Unwends 
(Srt. des Db. Trib. v. 8. Sept. 1823, im Bentralbl. für Preuß. Zur. 16 
. 753). on 

bb) Unter den Befigern der in einem Dorfe oder in deſſen Feldmark gelı 
nen bäuerlichen Grundflüde (A. 2. R. 11. 7. 8. 18.) und den angefeflenen * 
then (88. 20., 22., 31. a. a. O.) find nicht bloß die Befiger der im Dorfe ı 
handenen bäuerlichen Wirthfchaften, foudern aud die auswärts wohnenden ! 
figer ter in der Feldmark gelegenen bäuerlichen Grundſtücke gu verftehen, und bh 
Iebteren gebührt ebenfalls die im $. 28. ff. a. a. D. bezeichnete Theilnahme 
den Nugungen ter Semeingrünte dur Hütung, Holzung x. Die Borfchri 
der 88. 42. u. 33. der Gem. Th. O. v. 7. Zuni 1821 fliehen dem nicht enge 
und namentlich ift im $. 34. für den Fall, wo von dem Rechte in den Jet 
10 Jahren gar Fein Gebranch gemacht worden, das TheilnahmesRecht nicht da 
abhängig gemacht, daß es durch Urkunden, Judikate und Statuten feflche. (1 
bes Il. Sen. des Ob. Trib. v. 26. OH. 1838, Präj. Ne. 658. in ter 9 
Samml. ©. 177). 

cc) Auch der Befiger eines im Dorfe oder deifen Feldmark gelegenen Mol 
banfes kann Mitglied der Gemeinde fein; der Befig von Aeckern iſt dazu mi 
erforderlich. (Erf. tes II. Sen. des Ob. Trib. v. 10. Juni 1844, Pröj. Rr. 11 
in ter Praͤj. Samml. ©. 178.) 

dd) Auch die Pfarreien, deren Aeder und Wieſen auf der Dorffeldmark 
den bäuerlichen Gruntflüden im Gemenge liegen, find als Miteigenthümer 
Gemeingründe zu betrachten, und namentlich qu teren Nutzung durch Hütung 
rechtiget, ohne Unterfchiet, ob die Pfarrgrundftüde von einem im Derfe belege 
Mirtbfchaftshofe aus genußt werden, oder nicht. (Erf. tes II. Sen. des d 
Trib. v. 27. Oft. 1843, in den Entſcheid. Bd. 9. ©. 312 u. Präj. Mr. 1 
in der Präj. Samml. ©. 1785.) 

Koch erklärt dies für unrichtig; denn die Pfarrwiedemuih gehöre wicht 
den bäuerlichen Gruntflüden und nicht zur Bauernfeldmarf, und beshalb Fl 
die Entſcheidung nicht aus den Befimmungen über die Mitgliebfchaft Bei 
ganerngemeinde hergenommen werden. (Beurtheilung der Eniſch. des D. Z 

2.) 


ee) An Orten, wo bie Magbeburgifche Kirchen⸗Ordu. v. 9. Mai 1739 
Brovinzialxect gilt, kann einem mit Ader in einer Feldmark belirien Pfarrer 
Theilnahmeredt an ber Weite nicht verfagt werben, auc wenn er nidt in 
Dorfe wohnt, noch in demielben eine Wirthſchaft unterhält. (Erf. des II. @ 
des Ob. Trib. v. 11. Aug. 1837, Präj. Ne. 316,, in der Präj. Samml. ©. 1 

4) Vergl. vie Erläut. zur Dekl. v. 26. Juli 1847, 8. 1. (f. Y 88. 16 
17. ter Gem. Th. O., Zuſ. V. ad 2. sub b. und c, oben ©. 52-93). 
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4) Zu $. 41. Litt. d. und $. 42. am Schluffe. 

Wenn die Zahl der auf den Weiveflächen vorhandenen abgefchägten 
Kuhweiden, — der Weidenorrath in den betreffenden Weideperioven, — für 
die tazu berechtigte Anzahl von Weidevieh nicht ausreichend ift, fo müſſen 
ſich (nach $. 41. Litt. d. und $. 42. am Schluffe) fämmtliche Theilneh⸗ 
mer, fofern nicht dem einen oder dem anderen ein Vorrecht auf volle Bes 
friedigung gegen alle Mitintereffenten zufteht, eine verhältnigmäßige Kür⸗ 
zung (Verminderung des Werthes ihrer Abfindung) gefallen laffen. Waͤre 
der Werth orer Meinertrag einer Kuhmeide z. B. 4 Scheffel Roggen gleich, 
das ganze Weiderevier entbielte 100 Kuhweiden, es partizipirten daran 
aber 200 Kühe, fo würde jeder Thellnehmer auf eine Kuh flatt 4 Scheffel 
nur 2 Scheffel Roggenwerth in jährlicher Rente oder in Land zum Mein» 
ertrage von 2 Scheifeln erhalten. Diefe Kürzung trifft, abgefehen von dem 
Falle des F. 31. der Gem. Th. O., auch diejenigen Intereffenten, deren 
Biehſtand durch Judikate ꝛc. firtt iſt. Diefelbe trifft ferner auch die mit 
Hauſern angefeffenen oder unangefeffenen Bürger, fofern nämlich den letz⸗ 
wen eigene Hütungsrechte zufiehen, für die jedem gebührenven 14 8 
weiden; wie die Dorfbewohner ohne Ader, deren Maaß der 6. 42. ebenfo 
kekimmt. — Dabei tft noch zu bemerken, daß der Thellungsfuß des $. 41. 
lati. d. in ver Praris fchwerlich jemals zur Anwendung gekommen fein 


5) Zum $. 42, 

2 Der $. 42. der Gem. Th. O. und der 6.30. A. L. R. II. 7. geben 
ven Dorfeinwohnern Fein Theilnabmerecht an ven Gemeinenutzungen, ſon⸗ 
dern beftimmen nur den Umfang des anderweit nachzuweiſenden echtes. 

Erfannt von ter Ben. Komm. p Berlin unterm 28. Sept. 1841. 
(Tentralbl. für Preuß. Jur. 1843 ©. 436.) 

b) Die ohne Ader angefeffenen Wirthe können die Abfindung für Ihre 
Weilnehmungsrechte an ter Gemeinweide auch in dem Balle fordern, wenn 
fe für ihre Perfon verfelben nicht bedürfen, und als Beflper anderer Grund» 
küde ſchon eine Abfindung erhalten haben. 

Angenommen von dem Il. Sen. des Ob. Trib. unterm 9. Mai 1840. 
(Beil. Ar. 875. in deſſen Praͤj. Samml. ©. 340.) 


Zu $. 44 - 81. 
(Anrechnung der beſonderen Weiden.) 


1) Dieſe Vorfchriften wegen Anrechnung der beſonderen Weiden bezie⸗ 
ben ſich nicht bloß auf die Feſtſtellung der Theilnehmungsrechte nach dem 
Binterfutter, fondern überhaupt auf die Fälle, daß der allgemeine Maaß⸗ 
fab des 10 jährigen Befipftandes nicht in Anwentun ‚gebracht werben 
lann (Bälle des F. 34.). (Dönniges Landes; Kult. FR d. 2. ©. 423.) 

2) Diele Beflimmungen beruhen auf dem Prinzip, daß der Umfang 
der ndgerechtigfeiten, ihrer Natur und ihrem Zwecke nad, auf den Bes 
darf des berechtigten Grundſtückes eingefchränft if. (Vergl. A. L. R. J. 
22. 66. 90. 91. 93. 96. 203. 205. 208. 222. 237.) 

Finden die in den 66. 45—47. ver Sem. Th. DO. beftimmten Aus⸗ 
nahmen nicht flatt, fo muß ein verhältnigmäßiger Theil des Viehſtandes, 
mit welchem der Berechtigte, ex ſei Miteigenthümer, oder Dienſtbarkeits⸗ 
berechtigter, Die Hütung auszuüben befugt ift, auf feine befonderen Weiden 

ckgerechnet, und nur nach dem dann verbleibenden Ueberſchuſſe feines 

ten Viehſtandes fein Thellnehmungsrecht beſtimmt werden. 
Berhälmig iR nach dem Viehſtande und nach der Zeit, in welcher nah 
einem Durchſchnitte von zehn Jahren die Berechtigten die zu thellente 
Landet-Rultur- Beleg. Br. 1, Nbip. 11 6 
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Weide behütet haben, zu beflimmen (66. 48. u. 49. a. a. D.). Die Ich 
tere Borfchrift ift von dem Balle zu verfichen, wo aus Ten im $. 34. 
a. a. O. angegebenen Gründen zwar die Zahl und Art des berechtigten Vich⸗ 
flandes nach der Durchwinterung bat feftgeftellt werten mäüflen, wo aber 
wegen der Zeiträume, während welcher die Hütung auf den gemeinfchaftli» 
hen und befonderen Weiden ſtattgefunden bat, binlängliche Nachrichten 
vorhanden find. In diefem Kalle beftimmen ver durch die Durchwinterungie 
berechnung ermittelte Viehſtand der Berechtigten nad) Art und Zahl det 
Viehes, fowie die Zeiträume, während welcher fie die gemeinfchaftliche Weide 
bebätet haben, das Theilnehmungsrecht derfelben an der letzteren fo vol⸗ 
fländig, daß es einer weiteren DBerädfichtigung der Nebenweiten zunädf 
nicht betarf. 

Dagegen wird eine folche Berückſichtigung nach F. 50. a. a. O. nech⸗ 
wendig, wenn über die Zeit, in welcher die Berechtigten die zu theilende 
Meine behütet haben, Feine hinlänglichen Nachrichten zu befhafen far. ®) 

Lieber die Auslegung und Anwendung des 6. 50. inäbefondere vergl. 
die fpeziellen Exläut. zum 6. 50. der Gem. Th. O. 

3) Leber die Befugniß der Partheien, auf ſchiedsrichterliche 
Entſcheidung Betreffs der Seftftellung tes Umfanged und ver Ergie⸗ 
bigfeit der Nebenmeiden anzutragen, vergl. Art. 14. des Ergänı. Of 
v. 2. März 1850 2) und die Erläuterungen dazu (ſ. unten zu 88. 3I- 3 
der V. v. 30. Juni 1834). 


Zum 8. 44. 


MT m: — 2—— 


1) Nah $. 44. ver Gem. Th. O. müflen auch die Dorfbewohnet ohne | 


Adler, deren Berürfnig nach $. 42. auf 14 Kuhweiden angefchlagen if, ſich 
weil die ein Surrogat des Durchwinterungsvernidgens ift, die Ansechuung 
der Nebenweiren gefallen laffen. 

Erfannt von dem Nevifiond-KRollegium für 2. K. S. unterm 
22. Dft. 1847. (Zeitſchr. deſſelb. Br. 2. ©. 449. ad Nr. 6. sub 1.). 

2) Vergl. das Pıräjud. des Ob. Trib. v. 23. Sept. 1842 (Präf. Samml. 
&. 340. Nr. 1192, f. Zuf. 1. zum $. 108. der &, Th. D.). 


Zum 8. 50. 


Die Baflung des $. 50. bat zu vielfältigen Zweifeln Beranlafjung ge 
geben. Es bemerken hierüber: 

a)die technifche Inftruft. der Gen. Komm. zu Stargard v. 28. Der. 
1841 $. 78. ©. 79: 


Man bat die Nebenweiden größtentheil® fo angelchlagen, daß man baren 
denjenigen Viehſtand des Berechtigten, welcher auf feinen Nebenweiden vollſtä 
Nahrung findet, abgerechnet, und erſt nach dem Ueberreſt feines Viehſtandes fi 
Thellnehmungsrecht an der zu theilenden gemeinfdaftlichen Weide beflimmt hat. 
Daß dieſe Auslegung aber nicht richtig fein kann, geht daraus hervor, daß ein 
Berechtigter, welcher, wie der Ball bisweilen wirklich eintritt, mit fo vielen Reben 
weiden verfehen if, daß fle feinen ganzen Bedarf erreichen, von der au theilenden 
gemeinfchaftlichen Weide gar nichts erhalten würde, während er doch diefe Melde 
wirklich zu bennugen befugt war. Gie gewährte ihm vielleicht in dem Beitpunfte 
eine Aushülfe, wo er auf feinen befonderen Weiden, obgleid, diefe, mach ihrer anf 





1) Ueber die Art der gemittelung bes Werthes ber Nebenweiben im 

Wege des ſummariſchen Verfahrens (ohne Vermeſſung und Benttrung) vergl. die 

Jaſtrukt. der Ben. Rom. zu Stargard v. 28. Der. 1841, 6. 78. ©. 78 ff. 
2) Vergl. in Br. I. ©. 331. 
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e ganze Weidezeit berechneten Ergiebigkeit, für feinen Bedarf ausreichen würde, 
muoch momentan Feine Binlängliche Weide vorfand, weil 3. B. bie Felder beſtellt 
m die Wieſen in Schonung gelegt waren. 

Hätte er die Zeiträume, in welchen er die gemeinfchaftliche Weide mit feinem 
iehflende betrieben bat, nachweiſen Fönnen, dann würde derfelbe nach Verhältnig 
nes Biehſtandes und der Zeit, in welcher er die gemeinfchaftliche Weide behütet 
at, gemäß $. 49. der Gem. Th. D. wirklich Weide-Abfindung erhalten haben. 

Antere haben die Aufgabe fo löſen wollen, daß fle den Viehfland des Berech⸗ 
Ar und den ber mitberechtigten Weidetheilnehmer adbirten, und nach dem Ber: 

€ des geſammten Bichflantes zu ber Grgiekigfeit fämmtlicher von ihnen 
etrlebenen gemeinfchaftlichen nnd befonderen Weiden, tas Theilnahme⸗Verhältniß 
des Binzelnen an der gemeinfchaftlichen Weide au finden fuchten. Aber auch dies 
erfahren führt in dem vorbemerkten Falle zu feinem anderen Aefultate. ') 


Die Inftruftion bemerft fodann, daß es dem Sinne des Gefeged am 
utfprechenpften fei, zu ermitieln, wieviel an IWeideergiebigkeit (d. h. an 
Inhweiten) auf jeden einzelnen Theilnehmer fällt, wenn den 66. 44. 45. 
md 50. gemäß die befonteren Weiden nach dem Verhältniffe des Vieh⸗ 
Iande8 des Berechtigten fowohl, als der mitberechtigten Weidetheilnehmer 
ur Ergiebigkeit aller von ihnen betriebenen befonderen und gemeinfchaftlis 
ben Weiten berüdfichtigt merven. Dies und die Art und Weife der Ans 
gung Ter Berechnung nad) tiefen Grundfage wird fodann (S. 80—85) 
n praftifchen Beifpielen näher erläutert. 

b) Die technifche Inftruft. ver Gen. Komm. zu Stendal v. 29. Sept. 
845. $. 95. ©. 161 — 166: 

Die Borfchrift des $. 50. der Gem. Th. O. ift öfters dahin verflanden wors 
en, daß man hei ihrer Anwendung weiter nichts, als auf der einen Seite den 
Hehkand jedes Weidetheilnehmers und auf der andern Geite das auf der zu theis 
enden Weide und das auf jerer Nebenweide im ganzen Jahre wachfende Weidegras 
bie Anzahl der auf jeder diefer Weiten im ganzen Jahre vorhandenen Kuhweiden) 
x berüdfichtigen babe. Es fintet jedoch diefe Auslegung, welche nicht felten zu 
anz unangemeflenen, den übrigen Vcerfchriften der Landkultur⸗Geſetze widerfireis 
mden Grgebnifien führen würde, in den Worten des $. 50. keine hinreichende 
Stüße. Wllerdings ift darin angeordnet, daß in Fällen, wo die Nachrichten über 
ie in ben legten 10 Jahren gehüteten Viehflände und Hütungszeiträume unzu⸗ 
Snglih, und wo deshalb die auf bie Nebenweiden zu rechnenden Anzahlen von 
Bieh durch Sachverſtändige näher zu ermitteln find, diefe zunächt und vorzuges 


e: 

1) die auf der gemeinfchaftlichen Weide und auf den Nebenweiden vorhandene 

Menge von Beidegras, und 

2) die Biehkände, welche auf jebe diefer Weiden aufgetrieben werben bürfen, 
mm Anbalte zu nehmen habe. 

Diele Verſchrift befreit aber die Sachverſtaͤndigen Feinesweges von ber in den 
. It — 93. a. a. D. ihnen auferlegten Berpflicbtung, bei der Veranſchlagung 
Ds Weiterechtes auch auf die landübliche, örtlich anwendbare Art, daflelbe zu 
beugen, die nöthige Rüdficht zu nehmen. | 

Die Inſtruktion erörtert forann fpeziell, morauf die diesfällige Unter⸗ 
ung zu richten fei, und flellt in praftifchen Beiſpielen tie Rechnungs⸗ 
methode dar, welche anzuwenden, um tie Viehſtaͤnde der Theilnehmer auf 
die zu theilente Weite und auf die Nebenweiden nach Maaßgabe der bare 
uf vorhandenen Weidemafle und ter ‚Biebgahl zu vertheilen. 

e) Die technifche Inftruft. ter Gen. Komm. zu Pofen v. 8. Der. 
140 $. 27. ©. 159f.: 

Der Ratur der Sache nach kann es nicht in der Abſicht des Geſetzgebers ger 
Isgen haben, durch den $. 50. der Gem. Th. O. eine beflimmte Formel aufzu⸗ 


1) Dies wird In fpegiellen Beifpielen erläutert. 
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flellen, da zum Behuf einer folchen die zahlloſe Verſchiedenheit der Fälle ſich 
unmöglich generalifiren Täßt. Die Rechnungs Mautpulation, welche auf den Grund» 
fäßen des 8.50. beruben foll, muß daher den jedesmaligen Berbältniffen angepaft 
werben und befteht allein in Löfung ber Aufgabe, die privativen Weiden wicht 
übergehen, fondern auf eine dem Rechtszuſtande und befien Ausübung entfpre 
Weife in Aufchlag zu bringen. 


Wie hierbei zu verfahren, wird forann in einer Reihe praftifcher Bei 
fpiele erläutert. 

d) Bergl. auch die Beifpiele über die Berechnungsmeife nach ©. 50. in 
den technifchen Inftruft. der Ben. Komm. zu Berlin Cherausgegeb. vom 
Freih. v. Monteton), $. 43. ©. 50—53, ver Gen. Komm. zu Muͤn⸗ 
fer v. 1844, 66. 97—105., S. 64ff., und der landwirthſch. Abt. der 
Regler, zu Frankfurt v. 24 März 1842, 66. 104—109., ©. 278 

8 276). 


Zum $. 31. 


1) Aus den Beftimmungen des $. 51. der Gem. Th. O., fowie der 
65. 15—18. A. L. R. 1. 19. und der $$. 29. 80. 81.9.2. R. L 20, 
folgen zugleich die allgemeinen Grundſaͤge, daß bei jeder Thellung von 
Gemeinweiden, ed mögen die Theilnehmungsrechte nach dem sehnjährigen 
Beſitz ſtande oder nach der Durchwinterung feflgeftellt fein, der Dienſtbar⸗ 
teitöberechtigte nie mehr, als Weideabfindung für feinen berechtigten Vich⸗ 
ftand fordern fann, und ein etwaniger Ueberſchuß an Weide immer dem 
Eigenthümer zu Gute fommt, daß dagegen bei einer linzulänglidykeit der 
Melde für den geſammten berechtigten Viehſtand, fich jeder Theilnehmer 
eine verhältnigmäßige Verminderung feines, Viehſtandes, oder feiner Abfin- 
dung nad Verhaͤltniß des Viehſtandes gefallen Iaffen muß. Dabei Faun 
aber der Ball eintreten, daß die Weide für eine Viehgattung ausreichend 
ift, während eine andere darbt, und in dieſer Beziehung iſt der bei der 
Klaſſifikation der Weiden zwifchen Kuh⸗ und Schaafweiden zu machende 
Unterfchted beſonders erheblih. Denn wenngleich jur Vereinfachung der 
Berechnung vie verfchiedenen Viehgattungen binfichts ihred Nabrungsbenarft 
auf eine Viehgattung rebuzirt werden koͤnnen, fo müffen doch bei ver Er⸗ 
mittelung der den Sheilnehmern zufallenden Weidenbfindung die verſchiede⸗ 
nen Viehgattungen befonderd aldtann genau gefondert werden, wenn ein. 
zelne Intereffenten nur mit diefer oder jener Viehgattung zur Weide ber 
sechtigt find 2). 

2) Es ift in Betreff des 6. 51. Tontroverd geworden: ob die Bezug⸗ 
nahme des $. 105. A. 2. R. I. 22. auf die Worte dieſes F., ohne deſſen 
Bufammenhang mit $. 103. a. a. D., zu befchränfen, und fomit dem 
Dienfibarfeitöberechtigten — mit Zurüdfeßung des Eigenthüͤmers — volle 
Abfindung zuzuerfennen fei, fobald nur die Zahl des aufzutreibenden Bie 
bes beſtimmt war, — oder ob bei Unzulänglichkeit der Weide für den 
Servitutberechtigten und den Eigenthümer dem Erfteren nur dann volle 
Abfindung gebühre, wenn der im 6. 105. a. a. O. voraudgefehte Fall des 
$ 103. a. a. O. vorliegt? 

a) Das Nevifions- Kollegium für &. 8. ©. und das Ob. Trib. 
haben (in den Erf. v. 7. Juli 1846 und 10. Febr. 1847) der erfleren 

nfiht den Vorzug gegeben und angenommen, 


—— ie nn n 


1) Die (von den obigen Grundfägen ausgehende) technifche Inſtrukt. der Ben. 
me Stargard v. 28. Dec. 1541 ($. 80. ©. 85 ff.) erläutert diefelben in 
praftifchen Beifpielen. — Vergl. hierüber auch den $. 37. der techn. Juſtruki. für 
bie Kurmark Brandenburg, ©. 44—45, 
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daß bei Theilung der Viehweiden der Gigenthümer, wenn dem Ger- 
vitutberechtigten eine beftimmte Vichzahl augeflchert iſt, dieſem nache 
Reben und Ihm Abfindung für volle Weide gewähren muß ?). 
Das Hevifiond-Rollegium flüpt feine Anficht im Wefentlichen auf 
folgende @ründe: 


‚ Der $. 51. der Gem. Th. DO. nehme in feinem zweiten Satze ansbrüdlich 
wieder auf den $. 105. A. 2. R. I. 22. Bezug und verorbne, daß eben daffelbe, 
was im erſten Satze beflimmt worden (alfo Erhöhung des Theilnahmeredhtes für 
ben Hũtungsberechtigten) unter ben im $. 105. A. &. R. 1. 22. gegebenen Bors 
—— — (alſo ation der Viehzahl des Berechtigten, Unzulaͤnglichkeit der 
Weidemafle für dieſelbe und das Vieh des belaſteten Grundeigenthümers und das 
dur gebotene Berminberung der auf die Weide zu bringenden Viehſtaͤnde) ſelbſt 
dann Anwendung finden folle, wenn bie Weide künftig für den Bigenthümer unzus 

werden möchte. — Da überdies der $. 51. auf den $. 103.8. 2.R. I. 
22. nit zurüd vermeife, fo ergebe fi, daß bie Anwendung feiner gedachten Bes 
kimmungen ganz allgemein fein jolle, fobalb für die feſtſtehende iehzahl des 
Ka matabereäigten und bes Grundeigenthümers Keine hinlaͤngliche Werbe vors 


Das Ob. Trib. bemerkt im Wefentlichen: 


Ks Ausnahme von ber Regel ber 58. 103. u. 104. A. 2, R. I. 22. vers 
ebaet der $. 105. a. a. D., daß, „wenn die Anzahl des Viehes von Seiten des 
Derechtigten beflimmt if, eine nothwendig gewordene Verminderung des Viehſtan⸗ 
des zuerf dem Cigenthümer des belafleten Grundſtückes treffen fol.“ Die 
Gem. Th. D. Hat den Grundſatz bes $. 105. a. a. O. keinesweges aufgehoben. 
Zn Tommi es bei Gemeinweiden auf die Berechnung nad dem Belipftande 
($. 32. $.) nit an, wenn das Man und Verhälmig der Theilnahme eines Ins 
tereffenten anberweit feflftebt; eben fo wenig kommt die Berechnung nach ber Durchs 
winterung in Brage ($. 34. ff.). Bon der Anrechnung der befonderen Weiden 
(3. 4 rs für den Ball, daß die Berechtigung des abgefundenen Theilnehmers auf 
rinem Dienftbarleitsrecht berubt, if im $. 51. die Rede. — 86 ift darin ans 
erlannt, baf In den Fällen der $$. 105. und 106. A. 2. R. I. 22. der Servitut⸗ 
berechti sböhung ſeines Theilnehmungsrechts bie zur Zulänglichkeit feines Bes 

— der beſonderen Weide nicht 


Bei 1 a Saitigr. des Revif. Kolleg. für 2. K. S. Br. 1. ©. 188—215, 
u Exti. Br. 14. ©. 290—298.) 

b) Die entgegengefepte Anſicht (die ledtere oben erwähnte Altere 
native) Halten für die richtige: 

a) Die Gen. Komm. für die Kurmark (in dem Erk. v. 10. Oft. 
1843), da der 6. 51. nur von dem alle handle, wenn durch Zufall oder 

Gewalt die Weide unzureichend geworden (Zeitſchr. bes Reviſ. Kolleg. 

Br. 1. ©. 191 m. Entſcheid. Bp. 14. ©. 291) °). 


1) Das Ob. Trib. Hat den $. 51. auch bereits In früheren Fällen ebenfo 
ausgelegt. Die Motive ber Ben. Th. D. geben über bie Frage feine Auskunft, 
zud iu dem Gutachten des Gtaatsraths v. 8. Aug. 1820 iR nur Im 
gemeinen bemerkt, daß ſich diefe Beſtimmungen aus allgemeinen Rechtogrund⸗ 
Ren erihtfertigten. (Beitfcr, bes Revif.s Kolleg. Vd. 1. ©. 215). 

3 Der Aufſaß in der Zeiiſchrift des Keviſions⸗Kolleglums Br, 1. S. lim 
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8) Die Abhandlung In der Zeitfchr. des Nevif.» Kolleg. Bd. 3. S. 419ff. 
welche ausführt: 

Die beiden in den 88. 103—106. A. L. R. I. 22. beseichneten Fälle, in wel⸗ 
chen die Berminderung des Viehſtandes nothwendig wird, feßen eine Berändes 
rung des bisherigen Zuſtandes, der erite ($. 103.) in dem belaſteten Grundfäde, 
der zweite in der Wirthichaftseinrichtung des Gigenihümers voraus; Hat feine 
Veränderung des urfprünglichen, d. b. des Zuftandes zur Zeit der Hütungss 
Verleihung, flattgefunden, fo ift nicht abzufchen, weburd; eine Verminderung 
des Biehflandes von der einen oder ber anderen Seite hervorgebracht, refp. noih⸗ 
wendig werben fol? Fragt es fich aber, wie viel ein Jeder vorzuireiben berecht 
iR? fo muß auf die allgemeinen Borfchriften A. L. R. I. 22. 88. 89. fi. 3 

egangen werden. — IH der Vichfland des Hütungsberechtigten beſtimmt, fo 
Gedarf es danach der Ermittelung deffelben nach ver Durchwinterung nicht; anf 
die Theilnahme des Bigenthümers an der Weide bat dies aber keinen Ginfluf, 
und es muß dem 6. 89. gemäß inımer angenommen werden, daß diefe ten ganzen 
wirthſchaftlichen Viehſtand des Cigenthümers umfaßt. — Die Gem. Theil. $. bat 
im materiellen Rechte nichts geändert; fle hat nur Vorfchriften zur Ermitle⸗ 
lung der urfundlich nicht feftgeftellten Theilnehmungsrechte und zur Berecdunng 
der Abfindung gegeben, als Theilungsgrundfag aber im $. 56. die Beflimmung 
obenan gefeßt, daß ben fich auseinanderfegenten Theilnefmern ter Gemeinheit an 
die Stelle ihrer bisherigen Berechtigung eine angemefjene Sutfchäbigung 
übertwiefen wird. Inebeſondere finden fich Feine Abänderungen der eben gedach⸗ 
ten Iandrechtlichen Beflimmungen in den 88. 44—51 der Gem. Theil. O., welde 
nur von der Anrechnung ter befonderen Weiden handeln. Bon einem befondes 
ren Rechte des ServitutsBerechtigten, deffen Viehſtand beſtimmt if, Fpridt 
zwar der $. 47., aber unter der ausbrüdlichen Beorausfegung, daß bie Verleihung 
auch mit Befimmung der Zeit der zuläffigen Ausübung erfolgt iR. 
Der $. 51. fept in feinem erflen Eape die Zulänglichkeit der Weide für alle 
Theilnehmer voraus. — Wenn er ferner fagt: „Dieles (d. 5. die Erhöhung tes 
Theilnehmungsrechtes bis zur Zulänglichfeit des Bedürfniſſes) fintet unter den 88. 
105. u. 106. Tit. 22. TH. 1. A. L. R. beſtimmten Borausfeßnngen auch dann Az 
wendung, wenn die Weide für den Gigenthüner unzulänglich fein ſollte:“ — fe 
Tönnen bier nur die oben gedachten beiden Fälle gemeint fein, in welchen nad 
den landrechtlichen Vorfchriften der Bigenthümer, bei einer Beränberung des 
bisherigen Zuflandes, fih eine Verminderung feines Viehſtandes gefallen 
laſſen muß, obgleich der $. 103. A. L. R. 1. 2%. nicht ausdrücklich mit Bringen 
if, da der $. 105. nur eine von dem $. 103. abhängige Beflimmung enthält, und 
außerdem gar feinen Sinn haben würde, die dabei vorausgefepte Beranlaffang 
ur Berminderung der bisher hütungsberechtigten Viehzahl vielmehr die ganze 
ÜBerfchrift des $. 105. betingt. — Die Annahme, daß ver $. 51. tie Fehfesnns 
gen bee $. 103.9. L. R. 1. 22. nicht habe wiederholen wollen, obgleich er mit 


—— [1 — — 22222 -- — 


216 bemerkt (in Bezug auf die obigen Präj.), daß in dem dadurch enifchiebenen 
Balle der Hütungsbelaftete die Auseinanverfegung verlangt habe, und baf es 
unter diefen Umfländen nicht zweifelhaft fein könne, das dem hütungs berechtigs 
ten PBrovofaten eine, tem Nutzungsertrage des Rechtes entfprechenpde volle 
Weide» Abfindung und zwar in Land zu gewähren ſei. Dagegen fei es bebeul- 
lich, wie es zu Balten, wenn derjenige, welchem das Hütungsrecht mit einer bes 
Rimmten Biehzahl verlichen worden, ſeinerſeits ald Brovofant anftrete, vie 
Rolle der Partheien fih alfo umgekehrt flelle, ta nah F. 94. ber Gem. Tb. ©. 
in folhem Kalle der Belaftete (Vrevokat) die Wahl Haben folle, „ch er den Bes 
zechtigten (Provofanten) nach dem Nußungsertrage ter Dienflbarfeit oder mach 
bem Bortheile, welcher ipm — dem Belafleten — aus der Aufhebung erwächk, 
abfinden will.“ 68 feine ein Widerſpruch zwifchen dem $. 51. und $. 9. 
obzuwalien, den tie Praris noch uicht gelöft habe. — Dagegen fei in einem äL 
teren Galle (aus den 3. 1832 — 1833) bexeits eutfchieden, daß ter nad $. 51. 
mit einer vollen Weides-Abfindung zu befriedigende (provocirende) GervitutssBes 
sechtigte auf Grund des 8. 86. eine RentesGuifchädigung nach der Wahl tes 
belaſteten Provofaten aunehmen müffe, 
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„105. ven den Borausfehungen deſſelben ausgeht, wiberfpricht den geſetz⸗ 
ben Anslegungeregein ($. 6. Sinl. zum A. 2. R.), welche auch für den Geſeß⸗ 
eber maaßgebend gewefen fein müflen, wenn er in einem neueren Geſetze auf 
im älteres Bezug nimmt, ohne dieſes abınändern. — Wenn der Sefepgeber im 
, 51. der Sem. Shell. D. nur den $. 105. Tit. 22. bezog, fo konnte dies nicht 
eſchehen, chne zugleich den $. 103. a. a. D. in Gedanken gu haben, weil ter $. 
86. sur eine Ausnahme von der im $. 103. aufgeflellten Regel feſtgeſtellt, 
wit demfelben daher untrennbar zuſammenhing und ohne biefen feine Bedeutung 
ſeite Da außerdem feine Ausnahme ohne Regel denkbar iſt, fo kaun ſich ſelbſt⸗ 
end Niemand auf die Ausnahme beiichen, ohne die Regel zugleich anyu- 
gfennen. Die Annahme, daß im $. 51. der Sem, Theil. D. der $. 105. Tit. 
. ehne Rüdficht auf den $. 103. bezogen fei, If außerdem nicht möglich, ohne 
wa $. 105. zu verſtümmeln, d. 5. chne das Wort „aber” fortzulaffen, weil 
wech diefe Unslafiung allein der Zuſammenhang mit $. 103. aufgehoben werden 
sun. — Es iſt übertieß Fein Grund dazu verbanden, bei der Auseinanderfeßung 
tig anderes Thellnehmungsverhältniß gelten zn laflen, als bis dahin flattgefunden 
hatte, und wiberfpricht dies ten allgemeinen Grundſatze, daß jeder Theilnehmer 
fie feine bisherigen Berechtigungen abgefunden werben fol. Muß nach den 
landrechtlichen Beſtimmungen der Bigenthümer dem Servitutberechtigten, deſſen 
verzutreibende Viehzahl beſtimmt ift, bei einer Unzulänglichfeit der Weide für 
Beide unr dann nachſtehen, wenn der Fall des S. 103. Tit. 22. vorliegt, und 
fell er bei der Ablöfnng dagegen auch ohne Rüdficht auf $. 103. eine Ber 
winderung feines Viehftandes fich gefallen laffen, fo muß er den Berechtigten für 
ine größere Berechtigung entfchäbigen, als bemfelben bisher zufand, und er 
ſelbſt fommt in eine Lage, als ob er mit theilweifer Verzichtleiftung auf die eigene 
ans die Gervitut verliehen Hätte, was nach $. 89. Tit. 22, nicht gu vermus 
if. 

Zu bemerken iſt noch, daß das Nevifions- Kollegium für L. K. ©. 
a neueren (nicht veröffentlichten) Entfcheidungen den früher von ihm 
mgenommenen Grundſaß verlaffen und fi den in der obengedachten 
Abhandlung entwidelten Anfichten angefchloffen hat. 

3) Der II. Sen. des Ob. Trib. bat ferner (in dem Erf. v. 13. Juli 
1852) angenommen, daß bei Theilung der Viehweiden ter Eigenthümer 
such in dem Kalle, wenn dem Servitutberechtigten eine beftimmte Viehzahl 
auf Srund der Verjährung zufteht, tiefem nachſtehen und ihm Ab⸗ 
ſndung für volle Weite gewähren muß. 

Die Gründe führen aus: 


Das Borzugereht des Weideberechtigten auf eine beſtimmte Viehzahl, bei einer 
für den gefanmten Viehſtand unzureichenden Weide, vor dem Gigenthümer iſt nad 
ben $$. 51. fi. der Gem. Th. O. und A. 2. R. I. 22. 105. begründet, fobalb bei 
einer Separation ein derartiger Konflilt entſteht. Der etwaige Zweifel, daß ber 
$. 105. a. a. O, wie bie vorhergehenden $$. 103. und 104. ergeben, ſich eigents 
BA auf den Ball bezieht, wenn durch Zufall oder höhere Gewalt die Beichaffenheit 
bes mit Der Hütung belaſteten Srundftüds vergeftalt verändert wird, daß bie bie- 

e Anzahl des Viches nicht mehr darauf erhalten werben fann, erledigt ſich das 

„daß ber $. 51. der Gem. Th. D. die im $. 105. und 106. A.E.R. I. 22, 
enthaltenen Befimmungen dann für anwendbar erflärt, wenn die Beide für ben 

amer unzulänglich fein follte (Erf. des Ob. Trib. v. 7. Juli 1846 '). Dies 
ſer Grundſatz muß aud auf verjährungsmäßig erworbene Weideberechtigungen 
gen werben, denn der $. 105. a. a. D. fpriht ganz allgemein, auch ii Wir 
emeinen Grundfätzen keine Beranlaffung, einen Unterfhied anzunehmen, da bur 
äbrung erworbene Rete einen gleichen obligatorifchen Urfprung haben, ale 
Vie fonpentionellen (U. 8. R. I. 9. SS. 579., 625., 628.). Der Unterfchieb, wels 
den $. 35. A. 2, ©. I. 22. macht, it nicht — ehoͤrig. Der Umfand, daß 
rieſer Ausnahmefall ausdrücklich im — beſtimmt ‘ ergiebt, daß übrigens ein 
Unterfgieb zwifhen der durch laͤſtigen Vertrag ober auf andere Art erworbenen 


1) Bergl. oben ad 1. ©. 80. 
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Dienftbarfeit nicht gemacht wird. (Entſcheid. Bb. 23. ©. 321 ff. und Strietherſt 
Arch. 3b. 7. ©. 64.) 

4) If der 6. 51. dahin auszulegen, daß nur alddann der igenßk- 
mer allein den Ausfall zu tragen babe, wenn die Weide durdy fein Zw 
thun, und nicht durch Zufall unzureichend geworden; oder dahin, daß die 
im Eingange enthaltene Beftimmung, nach welcher dem Servitut 
der Bedarf gewährt werden fol, nur von dem Balle je verftehen, wer 
der Eigenthuͤmer den vollen Bedarf behält, daß aber im entgeg pet 
Falle ter Servitutberechtigte ſich den verhältnigmäßigen Abzug gefa Y 
fen möäffe, und davon nur in den Bällen der 66. 105. und 106. AR. 

1. 22. eine Ausnahme flattfinde, wenn nämlich der Eigenthümer feinen 
Viehftand vermehrt bat, oder der des Servitutbereiptigten beſtimmt iſt? 

Für die erſtere Auslegung erklaͤrt ſich das Reviſions⸗Kolleg fi 
die Provinz Brandenburg. (Erf. deſſ. v. 28. Maͤrz 1835. Gentralbl. für 
Preuß. Zur. 1837 &p. 140.) 

Koch Hält diefe Auslegung des F. 51. für unrichtig und iſt ver An 
ht, daß durch denfelben an den Grundfäten ver 66. 103— 106. A. L. 8, 
. 22. nichts geändert ſei. 

5) Der $. 51. bezieht ſich nur auf das Verbältniß des vermöge einer 
Dienftbarkeit zur Hütung Berechtigten zum Cigenthümer der Weide, nid 
aber auf das Verhaͤltniß mehrerer Servitutberechtigten unter einander. 

Erfannt von dem Mevifions- Kollegium für L. K. ©. unterm 
22. Okt. 1847. (Beitfchr. deſſelb. Br. 2. ©. 449. ad 6. sub II.) 

6) Der Schlußfag des $. 51.: 

„außerdem aber muß der Berechtigte eine ‚Derminberung feines Viehſtandes wach 
„eben dem Berhältniffe, wie der Bigenthümer, ſich gefallen laſſen“, 

hat zu Zweifeln Beranlaffung gegeben. (Vergl. darüber Kresfchmer’s Ken⸗ 
forbanz der agrarifchen Gefepe zum $. 51. der Gem. Th. DO.) Das R. v. 18, 
Mai 1822) (Koch's Agrargefeßgeb., 4. Aufl. S. 153 u. Dönniges Landes; 
Kult. Gef. Bd. 2. ©. 423) fucht diefelben zu Iöfen, intem es hervorhebt, 
daß der erfte Theil des 6. 51. eine zulängliche Weide für alle Theil» 
nehmer vorausſetzt, während der zweite Theil davon handle, wenn die Beide 
unzureichend fei, und fomit ein Widerfpruch im Geſetze fich nicht ſinde 

Mit Bezug hierauf bemerfen: 

a) der Derfaffer ter Abhandl. in ver Zeitfchr. Ted Meviflond - Kolleg. 
Br. 3. ©. 425, daß dies jmar richtig ſei; indeß beziehe fi das Bert: 
„außerdem“ auf den unmittelbar vorhergegangenen Sag, in welchem vie 
Säle angegeben find, die eine Verminderung des Viehſtandes von Gelten 
des Gigenthümers zur Bolge haben, fo daß demgemäß die Verminderung 
des beiderfeitigen Viehſtandes bei Unzulänglichkelt der Weine für ven 
vollen Bedarf der Theilnehmer (nach Anrechnung der befonderen Weiden) 
immer dann eintrete, wenn nicht: 

a) die Beſchaffenheit des belafteten Grundſtückes durch Zufall odere höhere 
Gewalt dergefalt verändert worden if, daß die bisherige Anzahl des Biches nicht 
mehr darauf erhalten werben kann, und bie Anzahl des Biches von Sei— 
ten des Denehligten beftimmt if (A. 2. 8. I. 22. 88. 103. m. 105.); 

j 9) der a a bare uene nirtäfchaftselurihtungen bers 
alt vermehrt Hat, daß bie ng für bie bisherige Anzahl des 
—* hinreicht ($. 106. a. a. O). ß heris “ we wat 
b) Koch (im A. 2. R. Br. 2. ©. 576. Anm. 26. u. 28.): 


Der erſte Gap des 5. 51. febt voraus, daß die Weide noch für den Gigens 


1) Bergl. m Br. L ©. 351. 


me 
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Gämer zulänglich bleibt; fon kommt der zweite Gab des $. zur Anwendung. 
Diefer letztere unterfcheidet brei Bälle, wenn die Weide ungulänglich iſt: 1) der Ser; 
üimtberechtigte hat nach Naaßgabe des Bebürfnifies für fein But ($. er Meide 
u fordern auf die Anzahl Bich, welche nach Berüdfichtigung feiner befonderen 
Beide übrig bleibt ($. 45.), und die Weide if für dieſes Bedürfniß und für den 
Hgentbümer zugleich unglänglich, dann müflen Beide fich eine verbältnigmäßige 
Berminderung des Bichflandes gefallen lafien. 2) Die Unzulänglichkeit Tiegt in 
vielem Kalle darin, daß der Cigenthümer feinen Viehſtand durch nene Wirthſchafis⸗ 
wetten umd Ginrichtungen vermehrt bat; dann muß der Bigeuthümer den Aus⸗ 
al elein tragen. 3) Der Servitutberechtigte iſt zur Auftreibung einer beflimmten 
Biehrahl berechtiget; dann muß der Bigenihümer gleichfalls nachſtehen. — Die in 
34 ie Min. des 3. v, 18, Mai 1822 gegebene Brläut. des $. 51. if ans 


In 88. 52 —855.') 
(Plaggen⸗, Heide» und Bäültenbieb.) 


1) Bergl. den F. 20. des Landes» Rultur- Ep. v. 14. Sept. 1811 2) 
md die Erläut. dazu (ſ. in 2b. IT. Mbih. I. ©. 99). 

2) Das Recht des Plaggen-, Heide» und Bültenbiebes kommt 
eſenders in den Provinzen Pommern und Weftpbalen vor®). Es 
aun flaitfinden zum Zmede ter Düngergewinnung, fei e8 durch Ver» 
vendung zur Streu oder zur Dermengung mit Kuhmiſt ( Kompoft - Berei- 
ung), oder aber zur Feuerung. 

3) Die Geſehreviſoren bemerken zum $. 55. der Gem. Th. D.: 

Im $. 55. if zwar die Defugnig zum Berfauf erwähnt, allein es liegt am 
le bag eine folche Ausvehnung des Rechts iu dem einzelnen vorfommenden 

e wird nachgewiefen werden müflen; das Necht ſelbſt tritt alsdann aus der 
Bränze ter Erundgerechtigfeiten hinaus, und die Regel bleibt die, dag das Recht 
mm Blaggens, Heide- und Bültenhieb auf das Bebürfnig des berechtigten Gute 

en. (Gef. Revif. Pens. XIII. XIV. S. 222.) 

4) Es ift Hier darauf binzumeifen, daß nach Art. 4. des Ergänz. Gef. 
2. Bär, 1850 ®): 

a) die in ven 66. 52—55. der Gem. Th. D. enthaltenen Vorfchriften 
such bei der Beflimmung des Umfanges der auf einer Dienftbarkeit 
beruhenden (nach Art. 1. des gedachten Ergänz. Gef. felbfiftäntig abloͤs⸗ 
72 Berechtigungen zur Nutung von Schilf, Binſen oder Rohr, 
mm Stoppelharken, ſowie zur Torfnutzung, je nachdem dieſe Berech⸗ 

die Düngung oder Feuerung bezwecken, maaßgebend find, ſofern 
dieſer Umfang der betreffenden Berechtigungen durch Urkunden, Judi⸗ 
late oder Statuten in anderer Weiſe feſtgeſtellt iſt, und 

b) die Vorſchriften ver 66. 52. u. 54. der Gem. Th. O. auch auf 
Stren⸗ und Brennholz- Berechtigungen in fremden Borften Anwendung 
Inden, wenn fich diefelben auf das Bedürfniß des Berechtigten befchrän« 
ten und die Übrechnung der eigenen Düngerbereitungs» und Feuerungsmit⸗ 
[| erracic durch Urkunden, Judikate oder Statuten ausgeſchloſſen 





1) Bergl. de Galich, Disp. de jure scindendi cespites, Plaggen, in fun- 
üs communibus. Götting. 1774. — Bfeil, Anleit. zur Ablöf. der Waldſervitu⸗ 


im, $ =. 
) Bergl. in &b. L ©. 94. 

3) Bergl. die technifchen Inſtrult. ver Ben. Kom. au Stargard v. 28. Der. 

1, 8. 84, ©. 92 fi. und der Gen. Kom. zu Münfter v. 1844, 88. 114 — 
121, ©. Ken Insbefonb. auch bie n FA —— und * 
kung wegen er Berechtigungen au be tigenden technifchen Prinzipien 
ters. — Bergl and Bfeil a. a. D, 8. 73. s Prag 
4) Bergl. in Br. L 6. 329, 
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In beiten Bällen (ad a. und b.) follen jedoch, nach Art. 4. des Er⸗ 
gaͤnzungs⸗Geſ., foldye den Berechtigten gehörige Torfläger nicht in Berrudkt 
fommen, welche zur Seit ver Anbringung des Ablöfungs » Antrages nel 
nicht aufgededt find. 

Vergl. die Entſtehungsgeſchichte Ted Art. A. des Ergänz. Gef. zum 
6. 31. ter Gem. Th. DO. Zuf. 4. ad IT. (f. oben S. 63.) 

Hieran knüpfen fich folgente Bemerkungen und Erläuterungen: 

a) Was dad Theilnahmerecht (tie Berechtigung an ſich ſelbſt) ber 
trifft, fo verſteht es fich von felbft, daß daffelbe auch bei den in ben 
66. 52 —55. der Gem. Th. D. und in ven Art. 1—4. des Ergänı Gef. 
dazu getachten Berechtigungen anderweitig bereits feſtſtehen muß, 
und taß in dieſer Beziehung auch dabei alles dasjenige Anwentung findet, 
was Betreffs ter Weidebererhtigungen zu den $$. 31—40. ter Gem. 
Th. D. (f. Zuf. I. dazu, oben ©. 65 
bi8 55. a. a. O. und bie Art. 3. und 4. des Ergänz. Gef. disponiren alle 
Vediglich über den Umfang des (bereitö anderweitig feflgeftellten) Theil⸗ 
nahmerechte8 an den betreffenten Berechtigungen, d. 5. über das Maaf 
und Berbältniß ver Theilnahme daran. 

b) Die 65. 52. und 54. ter Gem. Th. DO. und der Art. 4. des Ergan 
Gef. beftinmen in&befontere auch, daß und inwiefern ven Berechtigten bei 


der Ermittelung und Beftftellung des Umfanges (Maaß und Verbältaif) : 
ihres Theilnahmerechtes hierauf die eigenen Mittel vr Düngerbereis - 
brechnung gebracht 


tung, beziehungsweife an Feuerungsmaterial, in 
werden follen. 


In diefer letztgedachten Beziehung iſt zu bemerken: 


ff.) bemerkt worten ifl. Die 66.32 - 


ir Be DH TEE a nu 


a) Im Art. 4. de8 Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 wird nur der ge! 
beſonders berädfichtigt und ausgenonmen, daß „bei Befchränfung der darin 


gedachten Berechtigungen auf das Berürfniß, die Abrechnung der eigenen 
Düngerbereitungd» und Feuerungsmittel ausprüdlich durch Urkunden, Ir⸗ 
difate oter Statuten ausgefchloffen ſei“ Es kommen aber audy Bälle von, 
in denen a) entweter das Mecht felbft zum vollen Bebarfe früherhin ur 
kunden⸗, judikat⸗ oder flatutenmäßig, dfters fogar gegen GEntfchärigung 
eingeräumt und zugeflanten war, hingegen diejenigen eigenen Reviere, aus 


welchen der Berarf, und felbft der volle Bedarf, entnommen werden fan, 
erft fpäter zum berechtigten Gute erworben unt mit vemfelben vereinig . 
find, oder b) ermiefenermaaßen der volle Berarf während rechtöverjähtten - 


Zeit allein aus dem der Servitut unterworfenen fremden Reviere befriedig 
und dagegen vie gleichartigen Erzeugniffe aus eigenen Revieren verfauf 
find; endlich c) die eigenen Düngerbereitungd« und Beuerungsmittel Yen 
wirthfchaftlichen Bedarf des berechtigten Gutes vollſtaͤndig decken, das Ic 
tere mirbin (wenn fein Dienſtbarkeitsrecht nicht auf Urkunden, Judikaten 
oder Statuten beruht) bei Abrechnung der auf eigenen Grundſtücken ki 
gewinnenden Dünger» und Feuerungsmittel, gar Feine Abfindung für fi 

qleichwohl ausgeübtes, durch Verjährung erworbened oter fonft zmeifelled 
feſtſtehendes Dienftbarfeitörecht vom belafteten Gruntbeflger zu fordern be 
ben würte, fobald der Art. 4. Feine ertenfive Auslegung zuläßt. Diefe Fälle 
ſcheint nun der Art. 4. nicht vor Augen gehabt, daher beim Vorkommen 
terfelben tem richterlichen Urtheil nicht vorgegriffen zu haben. Dies Türe 
fih in dem Balle zu c. für eine verbältnigmäßige Abfindung von Tem 
fremten Revier, und zwar (unter Zugruntelegung des ganzen Bedarft) 
nad Tem Maaß und Verbältnig ver Produktiondkräfıe und Materialien 
vorräthe auf ten eigenen und ten fremten, dem Dienflbarfeitsrechte unter 
worfenen Grundſtücken, in ten Bällen zu a. und b. zumal dann, wenn fe 
gar Sritend des berechtigten Gutes für Einräumung des Dienſtbarkeithrech⸗ 


— 
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8 eine Entfchärigung gewährt worden iſt oder forttauernt eine Abgabe 
richtet wird (66. 40. 41. Zit. 22. Ih. J. A. L. R.) für die volle Ab» 
dung vom belafteten Grundſtücke, zu entfcheiden haben. 

8) Die Abrechnung ter eigenen Düngerbereitungd- und Feuerungs⸗ 
ittel findet, unter den in den 66. 52? —55. der Sem. Tb. DO. und in 
m Art. 4. des Ergänz. Gef. gedachten Borausfegungen, bei der Ermitte- 
mg des limfanges aller tarin aufgeführten Berechtigungen, alfo bei ten 
ſerechtigungen zum Plaggen-, Heide» und Bültenbiebe, zur Nugung 
wSchilf, Binfen und Rohr, zum Stoppelharken, fowie zur Torf⸗ 
gung, und bei ven Berechtigungen auf Streu und Brennholz, flatt. 

7) Dueden, Kartoffelfraut und Laub einzeln ſtehender Bäume auf Fel⸗ 
ru, Wiefen, an Grabenrändern ꝛc. gehören, infoweit fie nicht zu anderen 
weden wirtbfchaftlich angemeffen zu verwenden find, ebenfalls zu ven 
Igenen Düngungsmitteln der zur Waldftreu berechtigten Stelle und müſ⸗ 
a infoweit bei der Berechnung der Abfindung für die Streuberechtigung 
m Berechtigten in Anrechnung gebracht werben. 

Erkamt von dem Nevifiond-KRollegium für L. 8. S. unterm 
&. Rai 1846 und beflätigt von tem Ob. Trib. unterm 29. Juni 1848, 
Sal. von Tem erfigenannten Gerichtshofe unterm 18. Juli 1846 und 11. 
Nr; 1853, weil dergleichen Materialien erfabrungsmäßig und wirthfchaft« 
ch als Ginftreumittel verbraucht werten, reſp. zu verbrauchen find, info- 
eit fle nicht grün zur DViehfutterung verbraucht werden. (Acta Schlefien 
. Rx. 18., Nr. 13, u. Mr. 89.) 

ec) Bergl. audy in Betreff der Streuberechtigungen die Erläut. zum 
‚140. ver Gem. Th. O., und in Betreff der Brennholzberechtigungen 
e Erläut. zu den FF. 118. und 119. (Zuf. 1.) und zum 6. 119. der 
km. Th. O. (f. unten.). 


Zu 68. 56 — 107. 
(Theilungs-®rundfäke.) 


Zu 8. 56. n. 57. 


1) Aus den 66. 56. und 57. folgt, daß Fein Theil verbunden ift, 
z mit einer Gütunges oder Solzungsgerechtigfeit oder einer Neallaft be 
sftete® Grundſtuͤck als Entſchaͤdigung anzunehmen, und überall fein Grund⸗ 
Ad, auf Tem eine Beſchraͤnkung gaftet, welche ten Zwecke der Gemein» 
eitstheilung, fowie der freien Benutzung des Grundeigenthums zuwi⸗ 
4 


2) Das Reviſions⸗Kollegium für Schlefien bat (in dem Erk. 
‚6 Juli 1839) aus ten 66. 56. und 57. hergeleitet, daß der Gutsherr 
fugt fei, die bei der Auseinanderfegung erhaltenen Abfindungs-Ländereien 
em Drefchgärtner-Verbante zu entziehen, und daß die Drefchgärtner nicht 
nedhriget find, von tem darauf erbauten Getreite Mandel und Hebe zu 
langen. (Borni’s Zeitfchr. Bh. 1. S. 595-599.) 

3 Ein Auszügler, vem im Aubzugs » Vertrage ein Hütungsrecht für 
ne beflimmte Anzahl Vieh (auf der ganzen Beldmark in der gemeinfchafts 


1) Bergl. D. Bodlasly (Ober⸗Kommiſſ. u. LandessDekoncmie:-Rath), Bei⸗ 
ige zur Berbeflerung ber GemeinheitsiheilungssMethoden. Danzig 1829. 8. — 
ie tn dieſer Schrift empfchlene und fpeziell entwickelte fogen. Berfteigerungss 
tethode iR nicht weiter befolgt worden und hat fi nicht ale zwedmäßig 
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lichen Dorfsheerde) eingeräumt ift, braucht ſich nach des Separation nicht 
damit zu begnügen, dag ihm fein Hofwirth auf den gefammten Ländereien 
des Hofes das Auszugs⸗Vieh (allein oder in gemeinfchaftlicher Heerde) zu 
hüten geftatten will, fondern kann flatt deffen verlangen, daß ihm aus ven 
Ländereien des Hofes ein befonderer Weideplan ausgewiefen werde. 

Sp erkannt von dem Nevifions- Kollegium für L. K. S. unterm 
7. Okt. 1851. (Präj. Samml. deſſelb. ©. 77. Ar. 17.) 


Zu 68. 56. u. 82. 


Es ift öfters flreitig geworden: ob ein von den Hutungsberechtigten 
zu entrichtendes Weiregeld (F. 41. Tit. 22. 35. I. A. N., 6. 30-32. 
Tit. 19. ibid.) entweder mit der Ablöfung der Servitut erlifcht, oder 
auf ten Werth ver Servitut, befonderd dann, wenn die Abfindung in Laub 
erfolgt, ane und abzurechnen, oder gegen und nach Ueberweiſung der Land 
entfhädigung, vorbehaltlich der feparaten Ablöfung durch Mente, reſp. Kar 
pital, fortzuentrichten fei? Letztered fleht mit dem F. 7. Alin. 1. der ®. 
v. 30. Juni 1834, die erflere Alternative hingegen mit dem $. 56. der 
G. Th. DO. in Wiperfpruch, wogegen vie An⸗ und Abrechnung auf den, — 
gleichviel ob in Mente (Kapital) oder Land, zu entfchädigenden Weidewerth 
der Natur des Nechtöverhältniffee um deswillen zu entfprechen fcheint, weil 
der Weineberechtigte im bisherigen Berbältniß einen um fo viel geringeren 
Nutzungdertrag von feinem Rechte bezogen bat, als er dafür feinerfeii 
wiederum, (fei ed an Geld oder Naturalien) abzugeben hatte. Hingegen 
faͤllt das (in der Megel zur Gemeindekaſſe von Häudlern ıc. oder fonfl) ges 
zahlte Hirtenlohn mit der Aufhebung der Hütungsgemeinheit je da 
insbeſondere der durch Land abgefundene Theilnehmer künftig ſein Vieh 
allein und auf ſeine Koſten zu warten hat. 


Zu 88. 58. u. 59. 


Ueber den Begriff einer „Veränderung der Art des Wirth⸗ 
ſchaftöbetriebes“ vergl. die technifche Inſtrukt. der Regier. zu Gum» 
binnen v. 1844, ©. 41. ©. 130 ff., welche bemerft, daß vie Bi Des 
Geſetzgebers dahin zu deuten fei, daß z. B. dem getreitebauenden Acker⸗ 
wirthe gegen feinen Willen und gegen fein Intereſſe nicht eine bloße Wie 
fenwirtbfchaft und umgekehrt aufgedrungen werben darf. 


Zu 98. 61 — 68. 


1) Ueber die Ausführung zweckkmäßiger Planlagen bei Gem 
Theilungen, vergl. 66. 136. ff. der V. v. 20. Juni 1817 und $. 9. des Aud- 
fühs. Gef. v. 7. Juni 1821 und die Erläut. dazu. (f. unten.) 

2) Aus tem $. 61. folgt in Anwendung auf die Abfindung eimet 
Schäfereiberechtigten: a) daß den Schäfereiberechtigten ihre Abfintungen für 
tie Servitut eined oder des anderen Belafteten nicht bloß aus ven —*2* 
reien des Abloͤſenden, ſondern auch aus denjenigen noch in Gemeinheit be⸗ 
[ongenen Srundftäcden anderer Intereffenten, welche für die Abfindung und 

udeinanterfegung am paffendften gelegen find, gegeben werten Tönnen, 
wobei e3 fich von felbft verftebt, dab jeder für das, was er abtritt, ander 
weitig wieder entfchäpigt werden muß; b) daß auch dem Ausfcheldenten, 
nämlich temjenigen, weldher die Servltut abIöft, feine Grunpfüde fo um 
etaufcht und wieder jugeibell werden müffen, daß damit die ungehinberte 
Benupung ver Schäfereigerechtigkeit auf ten ihr noch unterwerfenen 
figthHümern beftehen fann. ?) 








1) Die Schafereigerechtigkeit if Kein buch ben Ari. 42. Nr. 1. der 


4 


MW. 


AAN A N 
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Angenommen von dem Min. des I. in dem R. v. 19. Juni 1827.1) 
gone A ie 4, Auf. S. 155 — 156 u. Ddnniges Landes» Kult. Gel. 


5 Zum g. 64. 

Ein hutfreies Stück Land kann zur Verbreiterung eines Öffentlichen 
Beges einem Separationd-Intereffenten au wider feinen Willen ab⸗ 

werden. 

Angenommen von dem Revifiond-Rollegium für L. K. S. unterm 
26. Aug. 1851. (Praͤj. Samml. deſſelb. S. 27. N 

4) Es iſt hier auf ven s 86. des Abloͤſ. ef Pi 2. März 1850 hin⸗ 
mweifen, welcher vorfchreib 

dag wenn die zu ben  erfichen Stellen gehörigen Grundſtücke im Ber 
menge mit den gutéherrlichen Grundſtücken liegen, eine zweckmäßige Zufammens 
Klang von Amtewegen nach den Vorſchriften ber Gem. Theil. O. erfolgen 
unf, und daß bei einer folchen Bemeinheitötheilung auch die Feiner Gemein⸗ 
heit auter liegenden Oruntflüde einer nach den Vorfchriften des Abſchn. III. des 
auf. Geſ. v. 2. März 1850 zu regulicenden Stelle wider den Willen des Bes 
ſere A. in ten Anseinanberfepungsplan gezogen und der Umlegung uns 
inworfen werben fönnen. ?) 


Bergl. die Erläut. zum 6. 86. des Abldf. Gef. v. 2. März 1850. 


Zum $. 66. 


Die Auseinanderfegungs «Behörden find befugt, aus landespolizeilichen 
AMdfichten vie —— 7 in Rente feſtzufetzen, ſobald eine ſolche in 
Land auf zweckmaͤßige Weiſe nicht gemährt werden kann, wenn auch der 
Belaflete Land geben und der Berechtigte folched annehmen will. 

So erfannt von dem Nevifiond- Kollegium für 2. 8. S. (Dar 
um des Erf. tonfirt nicht), unter Beftätigung des Urteld der Gen. Kom. 
u Breslau v. 3. April 1846. 

“eo Gründe führen aus, daß, mit Nüdficht auf $. 8 des Ausfuͤhr. 

Gef. v. 7. Juni gezl, und gi. 11. u. 38. der V. v. 30. Juni 1834, ſo⸗ 

ws 11. der ®. ©. 22. Nov. 1844, die Auseinanverfegungd » Behörden 
WB Hecht haben, aus Ruͤckſichten der allgemeinen Landed-Rultur und Por 
Bei gegen die Verabredungen der Partheien die Art der Ent» 
ſhadigung feflzufegen, und bemerken ferner: 

Der $. 66. fowohl, als der $. 86. *) der Gem. Theil. D. fehen voraus, 
uf dem Berecbtigten eine ee ung gewährt werden folle und könne, 
We ihm nachhaltig einen Erſatz für die verlorene Rupung gewährt. — Dies 
aglebt ich aus den 88. 77. u. m a. O., indem nach dem erfleren ber Bes 
wktigte eine Rente annehmen muß, wenn ihın eine Entfchädigung in Land ders 
halt nicht gegebeu werden kann, daß er es zu dem abgefhäßten Werthe zu 
upen vermag. und nach dem lepteren bie —— des Landes nach dem 
Rupen und ge, welchen es jebem ehper gewäßren fan, erfolgen fol. 
— Reun mun den Berechtigten ein nachhaltiger Erſatz für bie Holzs und 


derſ. Urkunde v. 31. Jan. 1850 ee Privilegium. (Erk. des Reit 
Belleg für 2.8.6. v. 4. Mai 1852, in defien Praͤj. Samml. ©. 8. Nr 

gi. übrigens Zuf. IV. sub 5. zum $. 6. des Ablöf. Gef. v. 2. iR 18: 
—8 ee u. Abth. I. ©. on). 


1 Ser in Bd. 1. 
treff des —* Reitee vergl. Art. 20—21. der Dekl. v. 29. Mat 
wie ẽ 21. ber Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 und das R. des Min. des J. v. 
a N aan au, ar 
ee Gem . d u bes Ergaͤnz. Gel. v. 
L Ric; 1850 beſeitiget. 
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lichen Dorfsheerde) eingeräumt ift, braucht ſich nach der Geparaiion nit 
damit zu begnügen, daß ihm fein Hofwirth auf den gefammten Läubdereim 
des Hofes das Auszugs⸗Vieh (allein oder In gemeinfchaftlicder Heerde) m 
hüten geftatten will, fondern Tann flatt deffen verlangen, daß ihm aud den 
Ländereien des Hofes ein befonderer Weideplan ausgewieſen werde. 

Sp erkannt von dem Nevifiond-KRollegium für L. K. S. unterm 
7. Oft. 1851. (Praͤj. Samml. deffelb. ©. 27. Ar. 17.) 


Zu 68. 56. u. 82. 


Es iſt dfter® fireitig geworden: ob ein von ven KHütungsberedhtigken | 
zu entrichtendes Weidegeld (6. 41. Tit. 22. Sp. 1.QU.2. R. S$. 80—R. 
Zi. 19. ibid.) entweder mit der Ablöfung der Servitut erlifcht, ober 
auf ven Werth der Servitut, beſonders dann, wenn die Abfindung in San 
erfolgt, an» und abzurechnen, oder gegen und nach Lieberweifung der Lau» I 
entfhädigung, vorbehaltlich der feparaten Ablöfung durch Rente, reſp. Ar | 
pital, fortzuentrichten ſei? Letzteres fleht mit dem $. 7. Alin. 1. der ® 
v. 30. Juni 1834, die erflere Alternative hingegen mit dem $. 56. de |i 
&. 3.0. in Widerfpruch, wogegen die An⸗ und Abrechnung auf deu, — ſe 












faͤllt das (in der Regel zur Gemeindekaſſe von Häuslern ıc. oder fonf) gr 
zahlte Hirtenlohn mit der Aufhebung der Hütungdgemeinheit fort, is 
indbefondere der durch Land abgefundene Theilnehmer Tünftig fein Bf 
allein und auf feine Koften zu warten bat. 


Zu 98. 58. u. 59. 


Ueber den Begriff einer „VBeränterung der Art des Wirte 
fhaftshetriebes“ vergl. die techniſche Inſtrukt. der Regier. zu Gun⸗ 
binnen v. 1844, 6. 41. ©. 130 ff., welche bemerkt, daß die Abſich is 
Gefeßgeberd dahin zu deuten fei, daß 3. B. dem getreitebauenden 
wirthe gegen feinen Willen und gegen fein Interefje nicht eine oki N 
fenwirtbfchaft und umgekehrt aufgedrungen werden darf. 


1) Nieder vie Ausführung zwedmäßiger Planlagen Bei —* 
Theilungen, vergl. F6. 136. ff. der V. v. 20. Juni 1817 und 6.9. de 
führ. Sef. v. 7. Juni 1821 und die Erläut. dazu. (f. unten.) 9 

2) Aus dem 6. 61. folgt in Anwendung auf die Abfindung 
Schäfereiberechtigten: a) daß den Schäfereiberechtigten ihre Abfindun 
die Servitut eines oder des anderen Belafteten nicht bloß aus den er 
reien des Ablöfenten, fondern auch aus denjenigen noch in Gemein 7, 
[angenen Grundftäden anderer Sntereffenten, welche für die Abfindue — 

useinanderſetzung am paſſendſten gelegen ſind, gegeben werden 
wobei es ſich von ſelbſt verſteht, daß jeder für das, was er abtritt, m 
weitig wieder entfchäpfgt werden muß; b) daß auch dem Ausfeic 
nämlich temjenigen, welcher die Servitut abloͤſt, feine Srunpftäde [FF 
etaufcht und wieder zugetheilt werden müflen, daß tamit die u 
Benugung der Schäfereigerechtigfeit auf den ihr noch u 
figthämern befteben kann. ?) 












1) Die Schäfereigerechtigkeit iR fein durch ben Art. 42. Mr, LM 
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Angenommen von dem Min. des I. in dem R. v. 19. Junt 1827.t) 
ne Marmaelehe, 4. Auf. S. 155 — 156 u. Dönniges Landes s Kult. Bel. 


3) Zum $. 64. 

Ein Hutfreies Stück Land Fann zur Verbreiterung eines Öffentlichen 
zeges einem Separations-Interefienten auch wider feinen Willen ab- 
nommen werden. 

Angenommen von dem Reviſions⸗Kollegium für L. K. S. unterm 
. Aug. 1851. (Präj. Samml. deffelb. S. 27. Rr. 16.) 

4) &8 ifi hier auf ten $. 86. des Abloͤſ. Geſ. v. 2. Mär; 1850 hin⸗ 
weifen, welcher vorfchreibt, 

daß wenn die zu den bäuerlichen Stellen gehörigen Grundſtuͤcke im Ges 
mge zılt den gutsberzlichen Grunvfüden liegen, eine zwedmägige Zufammens 
Hung von Amtswegen nad) den Borfcriften der Sem. Theil. D. erfolgen 
$, uud daß bei einer foldhen Gemeinheitötheilung auch vie feiner Gemein⸗ 
it umterliegenden Grundſtücke einer nach den Vorfchriften des Abfchn. III. des 
WBf. Geſ. v. 2. März 1850 zu regulirenden Stelle wider den Willen des Bes 
ers berfelben in ten Auseinanderfeßungeplan gezogen und der Umlegung uns 
worfen werben fünnen. ®) 


Vergl. die Erlaut. zum $. 86. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 


Zum $. 66. 


Die Auseinanderfegungs- Behörden find befugt, aus Iandespolizeilichen 
tädfichten die lang in Rente feftzufeßen, fobald eine che in 
and auf zwedmäßige Weife nicht gewährt werden kann, wenn audh ver 
Belaftete Land geben und der Berechtigte folches annehmen will. 

So erkannt von dem Revifiond- Kollegium für 2. K. ©. (Dar 
am des Erf. konſtirt nicht), unter Beflätigung des Urteld der Ben. Kom. 
ga Breslau v. 8. April 1846. 

Die Gründe führen aus, daß, mit Rückſicht auf $. 9. des Ausführ. 
@e.1y. 7. Juni 1821, und 66. 11. u. 38. der V. v. 30. Juni 1834, for 
er ver DB. v. 22. Nov. 1844, die Auseinanderfegungd » Behörden 

Recht Haben, aus Rüͤckſichten der allgemeinen Landed-Kultur und Po⸗ 
: MR gegen die Verabredungen der Partbeien die Art der Ent- 
ng feflzufegen, und bemerken ferner: 

Der 5. 66. ſowohl, als der 9. 86. 2) der Gem. Theil. D. fehen vorans, 
* dem Berechtigten eine Landentichädigung gewährt werben folle und konne, 
2* nacbhaltig einen Grfap, für die verlorene NRupung gewährt. — Dies 

aus den 95. 77. u. 88. a a. D., indem nach dem erfleren der Bes 

Ügte eine Rente annehmen muß, wenn ihm eine Entſchädigung in Land ders 
Get nicht gegeben werden Tann, daß er es zu dem abgefchägten Werthe zu 
„en Dermag, und nach dem lepteren bie —R des Landes nach dem 
7 un) e, welchen es jedem Beſitzer gewähren fann, erfolgen fol. 

“an mum den Berechtigten ein nachhaltiger Grfag für die Holzs und 





r Artande v. 31. San. 1850 aufgehobenes Privilegium. (Erk. des Reviſ.⸗ 
u $- für &.8.6. v. 4. Mai 1852, in defien Präf. Samml. ©. 8. Nr. 20.) 
iu sl. übrigens Zuf. IV. sub 5. zum $. 6. des Mblöf. Gef. v. 2. März 1850 
ũ Abth. I. ©. 332-333). 
2) Sayl. in u. 1. ©. 352 
a6 Iu Betreff des älteren Rechtes vergl. Art. 20—21. der Def. v. 29. Mat 
a. —*8 21. der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 und das R. bes Min. des J. v. 
3) or. ‚u. 8. Kun. en 21, eo, he @ * 
$. 86. der Gem. Th. O. durch Art. 9. des Ergäunz. Gel, ©. 
Re, 1850 befeitiget. * 
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Streuberechtigung durch Land nicht gewährt werben, fo unterliegt es Teinem Zwei⸗ 
fel, daß gefeplich der Verpflichtete Rente als Abfindung gewähren ıumb be 
Berechtigte annehmen muß, gleichviel wer provozirt Bat. ine, dem wlbes 
fprechende Ginigung der Bariheien, wenn fie den aflgemeinen landespolizeilichen 
Interefien entgegen ift, darf aber von Geiten ber Auseinanderfegungs s Behrbra 
nicht aufrecht erhalten werden. Wenn aber eine vollfländige Ginigung übe 
die. Art der Abfindung nicht einmal vorliegt, fondern tie Bartbelen wur barliie 
einig find, daß ſie Rente nicht geben und refp. annehmen wollen, fo Tann u 
um fo weniger Bebenfen haben, nad den Borfchriften des Gefeges We 
Art der Entſchädigung zu beflimmen, wenn biefelbe auch den Wünſchen feine 
Parthei entfpricht. Es müſſen fich diefe aber insbefondere die bäuerlichen WBirkke 
gefallen lafien, da ihr Verlangen der Abfindung durch raumen Forſtboden 

lich nicht gerechtfertigt if, fofern ſich derfelbe zu Acker oder Wiele u 
eignet, ihre eventuelle Willensäußerung, das (raume) Abfintungslaub gemeinfchalb 
lich und ungetheilt behalten zu wollen, mithin nicht zu berüdfichtigen ifl. (Sc 
fchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 1. &. 331—338.) 


Zu 88. 69.— 72. 


1) Das M. des Min. des J. v. 6. Juli 1831 1) (Koch'é Worauf, 
4. Aufl. S. 157) erläutert ten $. 69., unter Bezugnahme auf den $. 71. 
dabin, daß ter auf den Abbau angelegte Blan von den darauf angerirfenen 
Intereffenten nicht ſchlechterdings angenommen zu werden brauche, für 
dern daß ter Regel nach tie Planlagen fo gelegt werten müßten, daß da 
herauszuweiſende Intereffent die Wahl Habe zmifchen einer vollfomme 
nen Planlage für ven Hal des Abbaues und einer minder vollkommenn 
für den Sal, wenn er nicht abbauen wolle. 

2) Bergl. vie SG. 49.— 53. ter V. v. 20. Juli 1817, bean]: } ih. 
ver technifgen Inftruft. Ver Gen. Kom. zu Breslau v. 1846, © 
169—171. 

3) Ueber vie DVortheile eines Abbaues, vergl. die Abhantlung yes 
Krenfhmer in Sprengel's Iandwirthfchaftl. Monatoſchrift Bi R 

. 182. ff. 













Zu 88. 73. und 74. 


1. Der $. 73. ver Gen. Th. O. verordnet, daß diejenigen Eufäb F_ 
digungen, welche bei Aufhebung von Gemeinheiten in Rente 
werden, in Roggen beflimmt und in Gelte abgeführt werden follen. 3 * 
gleich beſtimmt dieſer F., in Verbindung mit dem F. 74., in welchet ® \: 
die Berechnung des Roggens in Geld angelegt werden ſoll. 

Dieſe Vorſchriften ſind durch den Art. 7. des Grein. Geſ. v. 2 — 
1850 ?) dahin abgeändert worten, vaß bei denjenigen Bene ⸗ 
theilungen, in welchen erfi nady Publikation des Ergänz- „a ih 
v. 2. März 1850 die Art ter Entſchädigung feftgefegt * 
ſtatt der in ten 66. 73. und 74. der Gem. Th. O. gedachten, Zn 
Moggenpreifen fteigenden und fallenden Rente eine fehle Gew Ä 
beftimmt — und daß auch ar Pe ter Partheien üb 
dere, als fefte Geldrenten unguläffig fein fo 

II Der Art. 7. tes Erains, Gef. v. 2. März 1850 iſt wörtli E 103 
dem Regier. Entw. in das Gefeg aufgenommen worden. 

Die Motive des Entw. zum Art. 7. Iauten dahin: 

Die Aenderungen, welche die Rente bei einer in Gemäßheit der $$- 





BI 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 353. . 
2) Bergl. in ®b. I. ©. 329. RE 
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3) Einige außeinanbeefegungs-Bebörben waren der Anſicht, daß man 
um die erſte normative Noggenrente zu finten — die Martini» Durch« 
nittöpreife der letzten 14 Jahre in ihren reinen Beträgen nicht zur Rech⸗ 
ng flellen koͤnne, vielmehr darauf noch einen, ten Lofalverhältniffen an⸗ 
neſſenen und daher in jedem einzelnen Falle gutachtlich zu beſtimmenden 
ickſchlag zunächfl wegen der Marftfuhrfoften geflatten müſſe. 
efe Anficht ninımt an, daß ter Marktpreis ſich aus dem jedesmaligen 
alen oder durch befondere Konjunkturen hervorgerufenen Werthe des Ge⸗ 
ides an ſich, unter Hinzurechnung der Koften deſſen Transportes zur 
arkiſtadt bilte. Der Berechtigte habe nun aber nur da8 Getreide oder 
fen Werth an ſich zu fordern, er bereichere fich alfo mit dem Schaden 
ı Bflichtigen, wenn ihm dieſer auch noch Ten in dem Marktpreife ſtecken⸗ 
s Werth tes Transportes gewähren müffe, und daraus folge, daß letzte⸗ 
bei Feſtſtellung des erften normativen Mentenbetrages zu Gunften des 
lichtigen nach mittleren wirthfchaftlichen Saͤtzen in Abrechnung gebracht 
ren müſſe, um fo mehr, als vie Vflichtigen — wenn fie das dem Be« 
sigten Tünftig zu gewährente baare Aequivalent der bisherigen Natus 
⸗Zeiſtung fich verfchaffen wollten — immer erft zur Stadt fahren, alfo 
h befontere Aufwendungen machen müßten, wofür fie feine Vergütigung 
pingen. Der Abzug an Marftfuhrkoften fet gefeglih nicht verboten 
d daraus tie Zuläffigkeit defielben um fo mehr zu folgern, al& dies Ver⸗ 
sen zu denjenigen techniſchen Ermitielungen zu rechnen fei, wodurch 
zu vergütende Meinertrag einer in Rente verwandelten Naturalnugung 
geftellt werten fol. Im Uebrigen wollte man bier allenfalls noch den 
terfchied machen, ob Tas tem Berechtigten zuſtehende Getreide ihm bis⸗ 
gebradt oder feiner Seits beim Pflicktigen abgeholt werden mußte, 
» hielt im legteren Balle Die Theorie vorzugsmeife gerechtfertiget, im er» 
en Balle jedoch eine Modifikation des Gruntfages zuläffig, je nachdem 
Produktionsort von tem biöherigen Lieferungsorte mehr oder weniger 
t entfernt iſt, als die Marktſtadt. Der nachgelaffene Abzug follte end» 
son dem Natural⸗Ertrage ver Rente, und nicht von dem jedesjährigen 
Hfe bemirft werden, um folcyergeftalt die größeren Weiterungen und 
nwierigfeiten bei der alljährlich wieterfehrennen Zahlung zn vermeiden. 
regt. die Iufammenftellung der Prinzipien in der Kameraliſtiſchen Zeitung 1843 
40. und die Brmittelnngen über die den Pflichtigen in einem und tem ans 
a Jalle treffenden Nachtheile a. a. O. Nr. 29.) 
Zenen Bebörten flanden, mit dem Min. res J., alle Übrigen Gen.» 
mueifflonen und Hevifiond-Kollegien gegenüber. Sie verwarfen vie Zu⸗ 


tung bes Roggenrente gleich in dem Jahre der Ermittelung, nach Maafgabe 
eiben entrichtet werde. Es Fam aber der Fall häufig vor, daß zwifchen dem 
trage auf Auseinanderfepung und der Weitflellung der Roggenrente, unb 
Serum zwifchen biefem Zeitpunfte und der Ausführung des Geſchäftes mehrere 
hre verfichen. Man war nun verfchiedener Anſicht darüber, wie die Preife, 
Ihe zwifchen der Feftflellung und der eriten Bezahlung der Rente inneliegen, 
Hebreitend abs und zugerechnet werben follten, bis man zuletzt zu dem Jahre 
angte, wo nun endlich die Geldzahlung zum erflen Male wirklich eintreten 
te. (Bergl. hierüber die ſich widerfprechenden R. des Din. des J., für H. u. 
». 27. Jan 1833, v. 5. Oft. 1836, v. 30. Juni 1837, v. 28. Febr. 1838 u. 
5. März 1838, in Forni's Zeüfchr. Bd. 1. S. 603-606, und v. 12. Mai 
37 in v. 8. Ann. Br. 21. S. 381., desgl. die Erf. der Ben. Kom. und des 
'sif.sRolleg. zu Breslau v. 7. Juni u. 15. Dec. 1838, in Forni's Zeitſchr. 
. 1. 6. 606— 617). — Die Frage if für antiquirt zu erachten; denn fie 
ıs ner bei Fehitellung der Renten in Betracht fommen, und Renten, bie nicht 
en ror Bublifation des Ergaͤnz. Gef. v. 2. März 1850 feſtgeſtellt find, werben 
& Art. 7. des lebteren berechnet. 


baudes-Ruliue-Gefehg: Bb. IL Abtp. 1. 7 
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verwandelten) Beldrente, welche nach 6. 73. der Gem. IE. D. den 
nächften Zablungstermin zu entrichten ift, auch für die Zukunft fein Be 
wenden behält, und daß die Beflimmung des 6. 73., wonach ter Betrag 
der Beldrente mit den wechſelnden Moggenpreifen in ihrem Geldbetrag 
fteigt und füllt, bei ven nach Publikation des Ergänz. Geſ. v. 2. März 1859 
in den ſchwebenden und erft einzuleitenden Gemeinheitätheilungen feftzw 
ftellennen Renten aufgehoben fein fol. Die, (wenn auch auf Roggen vor 
anfchlagten, aber in Geld verwandelten und auf Geld für ven erften Ja 
Iungstermin) feftgefeßten Beldrenten bleiben bis zur Ablöfung nady $. 75. 
der Gem. Th. O. in diefem gleichmäßigen Beldbetrage abzuführen. 

Dagegen kann e8, tie ad a. getachte Operation betreffend, wenn We 
Entſchaͤdigung (der Werthfag) auf Roggen angegeben wird, noch auf die 
Anwendung ter in den 66. 74. und 75. der Ben. Th. O. näher bezeld- 
neten 14jährigen Martini» Duchfchnitts- Marktipreife anfommm . 
und es bleiben für tiefe Operation auch fernerhin die Borfchriften der be⸗ 
den erften Säge des $. 73. und daher auch die Beflimmungen des $. 74. 
der Gem. Th. O. gültig und maaßgebend. 

Hieran Fnüpfen ſich folgende Bemerkungen: 

1) Ueber die Frage: welche 14 Jahre bei der Ermittelung der Mer 
tini»-Durchfchnittöpreife gum Grunde je legen, ob nämlich die der Auhrin« 
gung der Provokation, oder de der Zulegung des Ausein«n 
derfegungsplanes zunächft boraägegangenen 14 Tapıet — hat 9 
das R. des Min. des für Gewerbe⸗Ang. v. 30. Juli 18371) (8 
Ann. Bd. 21. ©. 663.) ausgeſprochen, indem es ſich für die erſtere # " 
ternative entfcheibet. 

Das Nevifions- Kollegium für L. K. S. bat (in dem Ko 
Sept. 1853) ten Orundfag entwidelt, daß, wenn Entfchädigungdrenten in 
Gen. Th. Verfahren nicht in Kapital oder in feften Geltrenten, fee 
(in den vor Publikation des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 anhängg ge 
wefenen Faͤllen) in einer mit den Moggenpreifen fleigenven und 
Mente gewährt werden follen, aldtann die bei Einleitung der Anke f* 
anterfegung geltend gewefenen 14 jährigen Durchfchnittäpreife ermittelt 
den müflen und Behufs Beftimmung derjenigen jährlichen Beträge, = 
felt Ausführung der Separation zu entrichten find, von den —*2 
fini-Durchfchnittöpreifen auszugehen iſt, dergefialt, daß die Berechnung W 
zur neuften Zeit (oder Ausführung) fortgefegt und fo die in | 
ten wechfelnden Noggenpreifen abzuführente Rente fortfchreitend in ® 
Giu an die bei der Einleitung des Verfahrens ermittelten 14 JEW 

urchfchnittöpreife von Jahr zu Jahr weiter durchgerechnet weten 
(Acta: Brandenburg S. Nr. 21., Bräj. Sanıml. des Revif. Rolleg. 6.8. RA 

2) Unter Martini» Marktpreis wird, nach $. 20. des EHE 
v. 2. März 1850, der Durchſchnittspreis derjenigen funfjehn Tage 
den, in deren Mitte der Martinitag fällt. iz 

Diefelbe Anficht hatten bereits die R. des Min. des I. v. 144 3 
1825 2) (v. 8. Ann. 8b.9.&. 462.) und v. 18, Nov. 1830 °) (Dd null 
Landes s Kult. Gef. Bd. 2. ©. 431) ausgefbrochen. =; 

Diefe Beftimmung ift auch in Gemeingeitstpeitungsfagerk] 
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nerhin manßgebend, fofern rer Werth im Auselnanderfegungsplan 
Roggen beftimmt und der fo ausgehrüdte Werth der Berechtiguge ® |. := 
Geld zu verwandeln ifl.*) a 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 353. 
3 Bergl. in Bd. I. ©. 355. 


a. a. O. 
4) Der 8. 73. der Gem. Tb, O. hatte den Ball vorausgeſeßt, ba ei 
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def. anzutragen, wenn der Verpflichtete nicht die Ablöfung nach den Bes 
Immmngen des Verttages vorzieht. 

Bergl. die Erläut. zu $$. 52.56. des Ablöf. Gel. v. 2. März 1850. 
. eben ©. 483—501.) 

Nach den Borfchriften des Abloͤſ. Geſ. v. 2. März 1850 aber (66. 52. 
‚ 91.) erfolgt die Ablöfung nur zum 20fachen Betrage, ausgenom⸗ 
ven wenn der oben erwähnte Hall des $. 54. vorliegt, d. h. wenn ver 
lerechtigte ſich des ihm in Anfehung folcher (Bemeinheits » Theilungd-) 
tenten gefeglich zuftehenten Kündigungsrechtes nicht begeben bat. 

2) Der Xıt. 8. des Ergaͤnz. Gef. v. 2. März 1850 !) disponirt, 

daß die erſt nach dem Eintritte der Rechtskraft des ge- 
dachten Ergänz. Gef. feſtgeſetzten Renten auf den Antrag 
fowohl red Berechtigten, als des Verpflichteten nach vorbergegange- 
ner fech8monatlicher ründigung durch Baarzahlung des 20fachen 
Jahresbetrages derſelben ablösbar fein follen. 

Zugleich beflimmt ver gedachte Art., dab tem DBerpflichteten Das Recht 
Beben fol, das Kapital in vier aufeinander folgenden einjährigen Ter⸗ 
unen, von dem Ablaufe ver Kündigungsfrift an gerechnet, zu gleichen Theile 
m abzutragen, wobei indeß ter Berechtigte nur folche Theilzahlungen an» 
nehmen verpflichtet ift, welche mindeſtens 100 Thlr. betragen, und daß 
er jedeamalige Rüdftand niit 5 Prozent verzinft werden muß. 

Endlich fol es, nach Tem Schlußfage des Art. 8., ven Partheien frei» 
eben, fich über andere Zahlungstermine und einen anderen Ablöfungsfak 
a vereinigen, welcher letztere indeß niemals den 2dfachen Betrag der Jah 
eſsrente überfleigen darf, und es follen Verabredungen, welche dem zumiter- 
fen, tie Wirkung haben, daß der Berechtigte auf Grund derfelben nur den 
5fachen Betrag der Jahresrente zu fordern befugt iſt. 

A. Entſtehungsgeſchichte des Art. 8. des Ergänz. Gef. v. 2. 
Rärz 1850. 

Diefer Art. ift von den Kammern in der Baffung des Regier. Entw. 
aweraͤndert angenommen worden. 

AA. Die Motive des Megier. Entw. zum Art. 8. Iauten dahin: 

Da ber Zindfuß im Derfchr jetzt 5 Prozent beträgt und ein Ballen deſſelben 
wi den gegenwärtigen Berfchreverhältniffen in der nächften Zufunft nicht zu ers 
sazten ift; da ferner ber Entwurf zur Ablöſ.⸗O. den 20fachen Rentebetrag ale 
en höchlien geſehlichen Abloͤſungsſatz dir Reallaften aufgeftellt hat und eine Gleich⸗ 

igleit in ber Ablöfung von Renten für Gemeinheiten und Reallaſten nothwen- 
ig iR, um die Kompenfation der verfchiedenen Renten möglich zu machen, fo er: 
Bent e6 zwedmäßig, bei der Abſtoßung der Gemeinheitstheilungs s Menten durch 
Rapital an die Stelle des bisherigen Zöfachen Betrages der Jahresrente den 20: 
jſachen treten zu lafien. Bon dieſem Grundfage kann jedody bei bereits fonitituirten 
Bemeinheitsiheilungs Renten Fein Gebrauch gemacht werden; in Betreff ihrer if 
mi ſchon in den 88. 53., 54. des Entw. zur Ablöſ.⸗O. Beſtimmung getroffen 
werden, bei weldyer es bewenden muß. 

Der Billlühr der Parteien, den Mblöfungsfas abweichend von der geſetz⸗ 
lichen Borichrift zu beflimmen, ift in foweit eine Grenze zu feßen, als dadurch 
istireft unablösbare Renten eingeführt werden fönnten. In biefer Beziehung muß 
eine mit 8. 91. des Butw. zur Abloöſ.⸗O. übereinftimmende Borfchrift gegeben 
werben 


Nah $. 75. der Gem. Th.D. if zwar jeder Theil zur Mblöfung der Meute 
derch Kapitalzahlung nach Gmonatliher Kündigung befugt; der Belaſtete aber, 
wenn die Kündigung von ihm ausgeht, iſt verpflichtet, das Kapital in ungetrenn⸗ 
we Gumme zu entrichten, während ihm Dr adgehlungen nur dann, wenn der Bes 
rechtigte die Kbtsfung verlangt, und zwar in Terminen, bie bie auf 5 Jahre vers 
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1) Bergl. in Br. I. S. 329. 
7 % 
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läfftgkeit eines folchen Abzuges und machten für ihre Meinung befonders 
geltend, daß das Gefek, ta es die Abzüge wegen der Marktfuhrkoften nicht 
anordne, überhaupt auf tie obenerwähnten Diftinftionen fonft nirgends zu 
tomme, fomit auch dem Richter gar Eeinen Anhalt für vie entgegengefehte 
Annahme tarbiete, die — wenn fie vieleicht einige Billigkeit in Anfornd 
nehmen möchte — vor tem Gefege nicht gerechtfertiget erfcheine, weldel 
ſich in ten betreff. Stellen ganz unzweideutig ausgeftrochen habe. 

Diefe letztere Anficht ift des Näheren entwidelt in den Reſtrt. ve 
Min. des J. v. 16. Nov. 1836 1) (Bentralbl. für Preuß. Jur. 1837 ©. 7% 
und Koch's Agrargeſetzgeb, 3 Aufl. ©. 143) und v. 1. Wehr. 1838 2) (v. 2. 
Ann. Bb. 22. S. 76) 

Das Nevifions- Kollegium für L. K. ©. hat fi demnächſt gegen 
vie fogen. Abzugstheorie erklärt und in Bolge deſſen ald Grundſat ange 
nommen: 

&) taß bei Berechnung der Roggenrente für Marktfuhrkoften Fein Ab⸗ 
zug von ten MartinisDurchfchnittöpreifen gemacht werden könne, und 

P) daß ein folcher Abzug auch weder wegen angeblich ſchlechterer Qu⸗⸗ 
litaͤt des Getreides am Produftiondorte, noch da flattfinde, wo ter He 
bungsberechtigte tie Kornpächte von den Genftten babe abholen lan 
möüffen.°) Geitſchr. des Revif. Kolleg. Bd 1. S. 67—86.) 

IV. Lieber die (zu verneinende) Brage: ob ver $. 28. des AK = 
Gef. v. 2. März 1850 auf folche Betreiderenten Anwendung finder, weit = 
bei Semeinheitätheilungen ($. 73. der Gem. Th. DO.) zur Ausıkk 3 
Kung gegeben werden? vergl. Zuf. IH. zum $. 28. des Abldf. Gef. u? 
März 1850. (f. oben ©. 379.) 


Zum 8. 75. 


1. Der 6. 75. erflärt die aus Gemeinheitstkeilungen‘) ale : 
fprungenen Renten für ablöslih, und zwar mit dem 25fahen ud 3 
für die laufende Periode ($$. 73. u. 74.) ermittelten Betrages. Jul F= 
beftinnmt ter F. 75., daß ſechs Monate vorher gefündiget werten auf 
daß jedoch ter Berechtigte, welcher die Ablöfung verlangt, ſich unfde 7: 
Antrag des Verpflichteten eine Zahlung in mehreren Terminen, die uf } .- 
5 Jahre vertheilt werden fünnen, gefallen Iaffen muß. — 

Dieſe Beſtimmungen find indeß durch vie neueſte Agrar⸗Geſcheecs 
modificirt worden. Es verordnet nämlich: 5 

1) das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 im $. 54., daß die ud MI 
meinheitötheilungen entfprungenen Renten der Ablöfung (nah @: 
Vorfchriften des gedachten Ablöf. Gefeged) nur dann unterliegers 
wenn der Berechtigte fich des in Anfehung folcher Renten —— 
zuſtehenden Kündigungérechtes begeben bat. 

Nach $. 56. a. a. D. fol übrigens in dieſem Balle dem Bene MT" 
freifteben, auf Abfindung in Mentenbriefen nach Maaßgabe des Rem MT |. 






1) Bergl. in Bd. I. S. 359. | 
2) a.a. D. ©. 359. si. 
3) Zugleich bat das Revifions:- Kollegium angenommen, daß DE! er * 

des ſogen. Miſchgetreides, Mühlenmebferns und dergl. nur nach Lokal 

gutachtlichem Ermeſſen zu beftimmen fei. *7 2 
Vergl. auch $$. 26. u. 27. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 und die MM Yan. 

dazu. (I. oben ©. 374 ff.). ee 
4) Nur von folchen Renten if im $. 75. die Rede. In Betreff vi 

zen @elepgebung über tie bäuerlichen Renten vergl. 96. 16. F. Mf 

D. p. 7, Juni 1821. E Zn. 

sy 
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CC. Die Kommiffion der L Kammer bemerkte nur, daß der Art. 8, 
Ine nothwendige Konfequen], aus den in dem Abldſ. Gef. rüdfichtlich des 
Rultiplifators enthaltenen Beftimmungen fei und deshalb zur Annahme 
mpfohlen werde. 

Die I. Kammer ift dem auch ohne Diskufflon beigetreten. (Stenogr. 
Ber. der I. 8. 1818 Br. 5. ©. 2657.) 

B. Zur Erläuterung des Art. 8. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850. 

Die Beftimmung in einem vor der Mechtöfraft des Ergänz. Gel. v. 2. 
Rärz 1850 errichteten Gemeinheitstheilungs⸗Rezeſſe, daß die darin feſtge⸗ 
Iefite Rente nach den zur Zeit deren Ablöfung in Kapital, refp. zur Zeit 
ee Kündigung beſtehenden Geſetzen ublöslich fein folle, berechtiget den 
Berpflichteten noch nicht, die Rente mil dem 20fachen Betrage in Kapital 


en. 

So erkannt von dem Nevifion®» Kollegium für &. K. S. unterm 
7. Ian. 1852; denn der Art. 8. ſpreche nicht ohne Unterfcheidung 
me, daß die Ablofung nach dem 20 fachen Betrage der Rente erfolgen 
sole, ſondern beſchränke dies vielmehr auf die nah Emanation des 
deſeges v. 2. März 1850 feſtgeſetzten Renten; das Geſetz, wie es 
ur Zeit der Kündigung (vor dem 2. März; 1850) beſtand, reſp. noch jetzt 
weht, enthalte mithin eine hier nicht eingetretene Bedingung und ſei da⸗ 
es auf den Fall nicht anwendbar, wo der Rezeß die obengedachte Beſtim⸗ 
sung enthalte. (Beitfchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 5. S. 419 — 424, u. Praͤj. 
Bemmi. defielb. ©. 23. Nr. 7.) 

Wulſten flimmt Hiermit überein, indem ex bemerkt, daß aus Art. 8. 

, daß mit Agenaym⸗ des Falles des F. 54. des Abloͤſ. Geſ. v. 2. März 
| auch die Semeinheitätheilungs » Nenten aus früherer Zeit dem 
PBloſ.⸗ und Rentenbank⸗Geſ. nicht unterliegen. (Wulften die neuen 
Igrars@ef. ©. 266.) 

II. Nachdem der Urt. 7. des Ergänz. Geſ. v. 2. März 1850 beftimmt 
et, „daß in Zukunft flatt der nach Vorfchrift der $$. 73. und 74. der 
u. Th. D. mit den Moggenpreifen fallenden und fleigenden Rente eine fefte 
deldrente eingefeßt werben fol,“ ift die Unficht geäußert worden, 2) daß 
es der Errichtung (Vollziehung und Beflätigung) eined Mezeffes über Ab⸗ 

diefer feſten Geldrenten durch Kapital nicht bedürfe“, während von 
Seite her doch angenommen wird, daß vorher ein foldher Rezeß 

bes Ablöfung der mit den Moggenpreifen fleigenden und fallenden Renten 
Kapital nöthig war, und dieſe legtere Annahme nicht ſowohl nach 
Sir. 3. sab b. der V. v. 20. Juni 1817 (denn diefe Gefepftelle er- 
dies nicht), fondern vielmehr nach 6. 158. ff. a. a. DO. in Verbin⸗ 
mit 6. 29. der Abldf. O. v. 7. Juni 1821 auch begründet erfcheint. 
in diefer Beziehung vor dem Erlaß des Erganz. Gef. v. 2. März 
Hechtene war, iſt e8 aber unbedenklich noch jetzt. Aus Art. 8. 


145391 
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Art. 8. folgenden Iufas beizufügen: 
„Bl der Berpflichtete eine folche Abldfung durch Kapitalzahlung nicht ans 
„uchmen, fo erfolgt die Ablöfung nach den Beflimmungen des Gefehes 
„über die Srrichtung der Rentenbanken“, 
unbe abgelehnt. (Stenoge. Ber. der II. 8. 1843, Bd. 3. ©. 1602). 
Ueber die jedenfalls mangelhafte Faſſung dieſes Amenbements vergl. die Bes 
net. des Berichtserſtatiers der IL K. (Abgeordn. BanersStargarb), a. a. O. 
1) Roc) (Kr. Ber. Dir.) flellt diefe Meinung auf, indem er deshalb ledig⸗ 
ich auf den Art. 8. des Brgänz. Gef. v. 2. Mär; 1850 gend nimmt. (Rodh's 
\ssb:Recht, Br. 2. ©. 581). — Entgegengelepter Anfiht if (ohne weitere 
Aetinirung) Koch (Beh. Reg. Rath). Vergl. defien Agrargef., 4. Aufl, ©. 158, 


J 


OR Von d. Abloͤſ. ver Neallaften, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen. 


a. a. D. ift die Meinung, daß jet Fein Abloͤſungsrezeß mehr erforderlich 
fei, gar nicht berzuleiten. Denn deſſen Beftimmungen unterſcheiden fi 
von denjenigen des 6. 75. der Gem. Th. O. nur in Bezug auf den Ab⸗ 
Idöfungsfag, tie Zahl der Termine, die ausdrückliche Befimmung 
wegen des geringfien Betrages einer Theilzahlung des Kapitals 
und die VBerzinfung des Kapitalrüdflandes, alfo nur in Bezug auf 
Motalitäten des Ablöfungsplane, indem ter Art. 8. des Ergänz.⸗Geſ. an- 
ftatt des früheren 25 fachen Sapes, den 20fachen, anftatt der früheren Ber- 
theilung ter Kapitalabfehlagezahlungen auf fünf, eine folche auf vier Jahre 
anordnet, und verfügt, daß jede Theil⸗ und Abfchlagszahlung winteflend 
100 Thaler betragen, auch der Nüdftand mit 5 Prozent verzinf werben 
ſolle, was früher in der Gem. Th, D. nicht austrüdlich beſtimmt wear. 
Diefe Motalitäten find einleuchtend aber für die Nothwentigfeit oder Eub 
bebrlichkeit eines befonderen Mezeffes über tie Ablöfung durch Kapi- 
tal ganz gleichgültig. Eben daffelbe gilt jedoch von der Beflimmung, taf 
anflatt ter jährlich, nach Manfgabe ter fleigenden und fallenden Getreide⸗ 
preife, wechfeluten Geldrente, fünftig eine fefte, ein für allemal gleich⸗ 
mäßige Geldrente eintreten fol. Denn auch die erſtere war durch Die Im 
Geſetze aufgeftellten, in ven Ummantlungs - Mezeß übernommenen 

zur jedesmaligen Zeit ter Ablöfung, für da8 laufende Jahr, in Gelde 

und es trat ganz ebenfo, wie bei der Kapitaldablöfung einer von vers 
herein und für alle folgenden Jahre firirten Geldrente, bei der im Ubi 
fungsjahre berechneten, aber auf Geld beftimmten, refp. in Geld abyufüß 
enden Ülente, das, fei es nach tem 25 oder 20fachen Iahzeöbetrage zu 
berechnente Ablöfungsfapital erſt neu an die Stelle jener Rente. Der ie 
zeß bat in der Hauptfache jegt, wie früher nur die Ummandlung der Heut 
in Kapital zum Gegenſtande, dabei aber auch viefelben Nebenbeftimmungen. 





Auch diefe find dem Wefen nach diefelben geblieben; denn über den ver : 
fhiedenen oder MinimalsBetrag der Theilgahlungen und über ven Zube ' 
konnten auch früher, abweichend von den nur ſubſidiairen Megeln des Ge ' 


fees, unter den Partheien befontere Rezeßbeſtimmungen getroffen werden, 
wie dies denn auch gegenwärtig Taut Alin. 2. des Art. 8. des Erginz»Gef 
v. 2. März 1850 ausdrücklich nachgegeben if. 

Die Grrichtung des Mezeffed hat jeroch noch eine andere Aufgabe um 
Wirkung und in ihnen liegt hauptſächlich das jegt, wie früher, auf gleicht 
Weiſe anzuerfennende Berürfnig eines befonderen Ablöf. » Mezeffes. Gei 


— — — 


Zweck iſt insbeſondere auch vie Feſtſtellung des Legitimationgpunktes, fer 


ner eine Grundlage für tie Benachrichtigung der beim Ablöfungsverfahren 
durch die Auseinanderfegungsbehörte von Amtswegen zu vertretenden Hp 
pothefengläubiger und mittelbaren Intereffenten, wie für die WBerichtigum 
nes Hypothekenbuchs, ferner eine vollftredbare Urkunde (hinſichtlich vei 
neu flipulixten Kapitals) herzuſtellen und allen Nachforderungen zu * 
nen. Inden tie Beftätigung dazu dient, fol fie zugleich dafür Gar 
leiften, daß darin Feine, vem Öffentlichen und Tantespolizeilichen Intereft 
uwiberlaufente DVerabretungen, 3. B. feine mit ten 66. 91. und 92. ve 

di. Gef. v. 2. März 1850 oder mit tem Schlußfage im Alin. 2. dei 
Art. 8. des Ergänz.⸗Geſ. v. 2. März 1850 unvereinbare Vertragsbeſtin⸗ 
mungen getroffen werden. ($$. 4., 15., 43., 162. Nr. 1.—4., 169., 170. 
der V. v. 20. Juni 1817, 66. 57., 58., 61. der V. v. 30. Juni 1834.) 

Diefe Bemerfungen behalten, mit Rückſicht auf F. 6. des Mentenbanl: 
Gef. v. 2. März 1850, auch für die Zufunft ihre Bedeutung. 


Zum 6. 76. 
1) Die Vorſchrift des $. 76., daß der Berechtigte verpflichtet fein 
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CC. Die Kommiffion der L Kammer bemerkte nur, daß ter Art. 8, 
eine nothwendige Ronfequenz aus ten in dem Abläf. Gef. rädfichtlich tes 
Multiplifators enthaltenen Beftinmungen ſei und deshalb zur Annahme 
empfohlen werde. 

Die I. Kammer iſt dem auch ohne Disfufflon beigetreten. (Stenogr. 
Ber. der I. 8. 1814 Dh. 5. ©. 2657.) 

B. Zur Erläuterung des Art. 8. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850. 

Die Beflimmung in einem vor der Nechtöfraft Ted Ergänz. Gef. v. 2. 
März 1850 errichteten Gemeinheitötheilungd-Mezeffe, daß die darin feſtge⸗ 
Rellte Rente nach den zur Zeit deren Ablöfung in Kapital, refp. zur Zeit 
der Kündigung beſtehenden Geſetzen ublöslich fein folle, berechiiget den 
a eten noch nicht, die Rente mit dem 20 fachen Betrage in Kapital 
abzulöfen. 

So erkannt von dem Nevifions «Kollegium für L. 8. ©. unterm 
27. Ian. 1852; venn der Art. 8. fpreche nicht obne Unterfcheidung 
aus, daß die Abldfung nach dem 20 fachen Betrage der Rente erfolgen 
ſolle, ſondern beſchraͤnke dies vielmehr auf tie nah Emanation des 
Befeges v. 2. März 1850 fefgefegten Renten; das Geſetz, wie es 
we Zeit der Kündigung (vor dem 2. März 1850) beftand, reſp. noch jetzt 

eftebt, enthalte mithin eine bier nicht eingetretene Bedingung und fei das 
ber auf den Fall nicht anwendbar, wo der Rezeß tie obengerachte Beftim- 
mung enthalte. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 5. S. 419 — 424, u. Präf. 
Samml. defielb. ©. 23. Nr. 7.) 

Wulften flimmt biermit überein, indem er bemerft, daß aus Art. 8. 
folge, daß mit Ausnahme des Balles des F. 54. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850 auch vie Gemeinheitstheilungs » Nenten aus früherer Zeit dem 
Abloſ.- und Mentenbank» Gef. nicht unterliegen. (Wulſten die neuen 
Agrars@ef. ©. 266.) 

I. Nachdem der Art. 7. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 beftimmt 
bat, „daß in Zukunft flatt der nach DVorfchrift der SS. 73. und 74. der 
®. Sb. O. mit den Roggenpreiſen fallenren und fleigenten Rente eine fefte 
Geldrente eingefeßt werden fol,“ ift die Anficht geäußert worden, 2) daß 
„es der Errichtung (Vollziehung und Beftätigung) eines Rezeſſes über Ab- 
Iffung dieſer feften Seldrenten durch Kapital nicht betürfe”, während von 
verfelben Seite ber Doch angenonımen wird, daß vorher ein ſolcher Rezeß 
über Ablöfung der mit ven Roggenpreiſen feigenben und fallenden Renten 
durch Kapital nöthig war, und diefe letztere Annahme nicht ſowohl nad 
5 3. Nr. 3. sab b. der V. v. 20. Juni 1817 (denn tiefe Gefepftelle er⸗ 
weift dies nicht), fondern vielmehr nach ©. 158. ff. a. a. DO. in Verbin« 
dung mit $. 29. ver Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 auch begründet erfcheint. 
Bad in diefer Beziehung vor tem Erlaß des Ergänz. Gef. v. 2. März 
1850 Rechtens war, ift e8 aber unberenflich noch jetzt. Aus Art. 8. 


— — — — — — ⸗2 


„ben Wirt. 8. folgenden Zuſatz beihufügen: 
„Bill der Berpflichtete eine folche Ablöfung durch Kapitalzahlung nicht ans 
„uchmen, fo erfolgt die Ablöfung nach den Beflimmungen des Geſetzes 
„über die Grrichtung ber Rentenbanfen“, 
wurde abgelehnt. (Stenogr. Ber. ver II. K. 1844, Bb. 3. ©. 1602). 
Ueber die jedenfalls mangelhafte Faſſung diefes Amendenents vergl. bie Bes 
merk. des Berichiserfiattere der II. K. (Abgeordn. Baner:Stargarb), a. a. O. 
1) Koch (Kr. Ger. Dir.) ſtellt dieſe Meinung auf, indem er beshalb ledig⸗ 
lich auf den Art. 8. des Ergänz. Bel. v. 2. März 1850 Dein nimmt. (Koch'e 
Land⸗Recht, Bd. 2. ©. 581). — antgegen gefetzter Anficht if (ohne weitere 
Betivirung) Koch (Geh. Reg, Rath). Vergl. defien Agrargef., 4. Aufl. ©. 158, 
e 2. 
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jebem derfelben den, mit Ginfhluß der Ader: und Wiefens Weide berechneten Bert 
feiner Grundſtücke in eben der Art wieder anweifen, und nur bie befländbige Weide 
nah dem Verhältniffe des berechtigten Bichflandes, oder aud bes Werthes der 
Ader: und Wieſen-Grundſtücke vertheilen. 

Diefes Verfahren kann aber häufig zu bedeutenden Berleßungen führen. Dem 
das Theilnahme:Berhältnig der Grundbefiger an ber Hütung auf den vermengen 
Aeckern und Wiefen iſt fait niemals fo glei, daß es nad $.82. der Gem. THD. 
durch Kompenfation aufgehoben werden könnte. Die mit befferen Grundflüden eu 
gefeffenen Wirthe benugen vermöge ihres größeren Viehſtandes, und weil ihre auf 
zum Theil in der Brache beitellten Aeder nur wenig Weide gewähren, immer cinen 
verhältnigmäßig größern eich von der Ader: und Wicfens Weide, als bie wi 
ſchlechteren Grundftüden verfehenen. Denn dieſe fönnen nur einen verhä i 
kleinen Viehſtand halten, wogegen aber ihre, zur jährlichen Beſtellung nicht 
neten Grundſtücke in den Brach- und Dreſch-Jahren ganz zur gemeinſt 
Weide liegen bleiben, welche daher erftere mit zu nuben befugt find. Werden um 
die Aders und WiefensBefiger für den ganzen, einſchließlich der Aders und Wieſen⸗ 
Meide berechneten, Werth ihrer Srundin e in eben der Art im Ader unb in den 
Wieſen abgefunden, dann erhalten die mit ſchlechteren Gruudſtücken verfehenmn 
Wirthe von ber Ader: und Wiefen: Weide einen weit größeren Antheil, als fe 
früher davon benutzt haben, und die Befiger der befferen Grundſtücke werben wer 
legt, wenn hiernaͤchſt nody bie oefänbige Weide nah dem berechtigten Bichflanbe, 
oder wohl gar nah dem Werthe des Ader: und Wiefen: Befiges vertbeilt wird, 
Es wird alfo in der Regel der $. 83. der Gem. Th. D. zur Anwendung gebradt 
und die Theilung fo angelegt werden müflen, daß das Sollaben eines jeben Grund: 
befipere an Ader und Wieſen, ausfhliegli des Weiderchts, und außerdem dad 

anze Sollhaben jedes Binzelnen an der Ader:, Wiefens und befländigen Bei 
Befonders berechnet, hiernaͤchſt die Arder und Wiefen bloß nad dem Aders u 
Wieſen⸗Werthe angewiejen werden, und jedem Intereflenten auf fein Sollhaben ax 
Weide zuerii die Ader: und Wiefen: Weide auf feinen neuen Grundſtücken ange 
rechnet und ihm un nur jür den, nad Abzug ber Acker- und Wiefens Weide, 
noch gebüßzenden ntheil Abfindung aus der beitändigen Weide gegeben wird, 

ur in ben Füllen, wo alle Wirthe verhältnigmäßig glei guten Ader um 
Wieſen befißen und ihre Abfindungen im Ganzen größtentheils in Grunbfiäden 
derfelben Sattung und in denfelben Klaffen angewiefen werben können, wirb mas 
jur Pereinfahung der Berechnung das oben erwähnte gewöhnliche Verfahren ba 
ebalten dürfen. 


3) Die technifche Inftruft. ver Gen. Kom. zu Münfter v. 1844 ($ 
82, ©. 55) empflehlt das Verfahren, wonach wechfelfeitige Hütungs⸗Rechte 
auf Aeckern und Wiefen in Bällen, wo Grundeigenthümer und Hütung 
Intereffenten viefelben find, dadurch auseinandergefegt werden, daß jeden 
Interefienten foviel Davon zugeflanden wird, als er nach Verhältniß mit 
Ader und Wiefengrünvden betheiligt ift, ?. b. daß man unter Aufhebung 
der mwechfelfeitigen Weirerechte einem Jeden vie Weite auf feinen eigenen 
Gründen überweift. 

3) Ueber den Wegfall des Weidegeldes und HSirtenlohnes, vergl 
die Erläut. zu 66. 56. und 82. ter Gem. Th. O. (f. oben S. 92.) 


Zum 8, 86. 


1) Die Beftimmung des 5. 86. iſt durch Ten Art. 9. des Ergän 
v. 2. März 1850 2) aufgehoben. Rue Bin, De 
Der gedachte Art. 9. enthielt in dem Regier. Entw. nur beffen jegl- 
ges Alin. 1., wogegen dad Alin. 2. von den Kammern binz 
worden iſt. 
A. Die Motive des Megier. Entw. zum Art. 9. Iauten dahin: 
Nach der Gem. Th. D. iR im Allgemeinen jeder Berechtigte nach dem Nupunge 





— — 


1) Bergl. in Bd. I. ©, 330. 


a Bl A ER ME a — — — — — 
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fol, binnen Jahretfriſt vom Tage ter Beflitigung des Rezeſſes tie Ein- 
nagung des hier gedachten Vorzugsrechted der Rente in Tas Hypotheken⸗ 
buch des verpflichteten Grundftückes nachzufuchen, ift abgeändert durch 
F. 3. des Bel. v. 29. Juni 1335 wegen Sicherftellung ter Rechte dritter 
Berfonen ıc. (9. ©. 1835 ©. 136), wonach jeßt tie General-Kommif- 
fionen von Amtöwegen verpflichtet find, tie Eintragung zu beantragen. 

2) Bergl. vie Erläut. zum $. 3. des ©. v. 29. Juni 1835, insbeſ. audy 
über Die Frage: ob tie rüdfländig bleibenten Ablöfungs » Kapitalien das 
Berzugdrecht gegen tie bereitd eingetragenen Öypothefengläubiger auch als⸗ 
dann behalten, wenn viefelben binnen der vorgefchriebenen Jahresfriſt in 
das Ryprbetenbuch des verpflichteten Grundſtückes nicht eingetragen wor⸗ 
ten ſind 


Zum 8. 77. 


1) Das Min. des I. Hat in dem R. v. 17. Der. 1839 1) (Koch'e 
Agrargel., 3. Aufl. S. 159) audgeführt, daß ver F. 77. nicht dahin auszu⸗ 
legen fei, daß der Dienftbarkeitö » Berechtigte zur Anahme einer Entfchäti« 

in Gelde nur in tem alle verpflichtet werten Fönne, wenn eine Un⸗ 
—* vorhanden, die Entſchaͤdigung dergeſtalt in Land zu geben, daß 
er es zu dem abgefchägten Werthe benugen Fann; fonterın es fönne eine 
Eutiyädigung in Land auch in den Falle nicht gegeben werten, wenn das 
durch für die mit der Dienftbarfeit belafteten Provofanten fo erhebliche 
wirtbfchaftliche Nachtbeile hervorgerufen werten, taß vie, welche ten Be⸗ 
rechtigten dadurch treffen, daß er mit Geld abgefunten wird, als unter« 
geortnet erfcheinen. 

Bergl. jeroch das (nachftehende) Präj. des Reviſions⸗Kollegiums für 
k. K. S. v. 15. Juli 1853. 

2) Die Vorausſetzungen für die Menteenifchätigung der Dienſtbarkeits⸗ 
Berechtigten im $. 77. a. und b. find nicht disjunktiv, fontern Fumulativ 
aufsufafjen. 

Angenommen von tem Revifions „Rollegium fr L. K. ©. um 
term 15. Juli 1853. (Zeitfche. deſſeib. Bd. 6. S. 439 ff.) 

Bergl die Brände diefes Präjudif. unten zum Art. 10. tes Ergänz. 
ef. v. 2. März 1850, zum 6. 127. ter Gem. Th. O., Zuf. I. 

3) In Betreff der Forſt⸗Servituten indbefond. vergl. die Art. 9. 
u. 10. des Grafing. ef v. 2. Mär; 1850 und vie Erläut. dazu. (S. unten 
m $$. 56. und 127. der Gem. Th. D.) 


Zu Ss. 82. und 83. 


1) Nur Dienſtbarkeitsrechte glelher Art können durch Kompenfation 
aufgehoben, es können alfo Dienfte nicht auf Borfiberechtigungen 
angeredimet werben. 

Sp erkannt von ter Gen. Kom. zu Breslau unterm 21. Febr. 1834. 
(Bornti’s Zeitſchr. Br. 1. S. 599602.) 

2) Die technifche Inſtrukt. der Gen. Kom. zu Stargard v. 28. Der. 
1841 bemerkt zu den $$. 82. und 83. der Gem. Th. D. (im $. 82. ©. 
89 ff): 

Bei der endlichen Zeitung der Weide verfahren die Kommiffarien in ber Re: 
gel fo, daß fle die mit befonderen Hütungsberehtigungen verfehenen ‚Interefienten 
vorweg abfinden, hiernaͤchſt aber ruͤckſichtlich der mit Aedern und Wieſen angefef- 
fenen Srunbbefiper die Aders und Wiefen: Weide dergeſtalt fompenfiren, daß fie 


1) Vergl. in Bd. I, ©. 306. 
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Koufervirung der Forſtſervituten verdient vom Standpunkte der allgemeinen Las⸗ 
desfultur aus fo wenig als vom fittlichen Standpunkte eine Begünfligung. Die 
Waldbeſitzer felbft überzeugen fich täglich mehr von den Vortheilen ber 

des Grundeigenthums, und halten jept zum Theil mit ihren Ablüfungs Aa 
nur darum zurüd, weil fie auf Provofationen von Seiten der Berechtigten und 
durch auf billigere AuseinanderfegungssBetingungen Hoffen. Die Berechtigten 
werden bei Ausübung ter Dienftbarfeiten leicht zu KRontraventionen verleitet, wer 
burch fich ihr Rechtsgefühl in bedauernswerther Weife abflumpft. Abgefchen das 
von werben fie aber burd das Fortbeſtehen der Servituten an einer zwedmä 
Veränderung ihrer Wirtbfchafts: Einrichtungen und an einer gewinureichen 
wendung ihrer Arbeitsfräfte gehindert. Aus dieſen Gründen if es nicht raibfem, 
den Dienftbarfeitsberechtigten die Befugniß zu entziehen, auf Ablöfung anyutra 
and es bleibt demnach nichts übrig, als die Ansnahmebeflimmungen ver 88 

94. u. 114. ter Gem. Tb. O. für den Fall der Provokation des Dienfbarkeits 
berechtigten auf Auseinanderſetzung aufzuheben. 

Endlich fpricht für diefe Aufhebung auch noch die Thatfache, daß bie weneren 
Grundfäpe der Forſtwirthſchaft und deren forgfältige Ausführung eine Ausbehaung 
der Schonungen und des Holzbefandes in dem Maaße zur Bolge haben, baf 
dadurch die Hütungsnutzung fehr gefchmälert wird, Den Berechtigten muß hier 
gegen ein Schug durch Aufhebung der Befchränfung ihres Provokalionsrechts ger 
währt werben. 


B. Die Kommiffion der II. Kammer empfahl tie unveränderte 
Annahme des Art. 9., indem fie bemerkte: 


Dei Berathung des Art. 9. wurde von einer Seite auf bie Gefahren hinge⸗ 
wiefen, welche den größern, befonders den Staateforfien aus der Aufgebung dei 
in den 88. 19., 86., 94. und 114. der Gem. Th. D. Hinfihtlih der Abfindung 
der einfeitig Dienftbarkeites Berechtigten ausgefprocdhenen Prinzips, erwachſen können. 
— 66 wurde hervorgehoben, taß bei den ausgedehnten und zahlreichen Gerpituten, 
mit welchen insbefondere fisfalifhe Forſten mehren eils belaſtet wären, durch eint 
Entſchaͤdigung nad dem Nugen und Ertrage, welchen die Servitut jedem Beſiger 

ewähren kann, und welche bedingungsweiſe in Land gewährt werden müſſe, di 
orten leicht bevaftirt, ja wohl ber Ball vorkommen fönne, daß der Eigenthümn 
enöthigt ſei, wenn nit den ganzen, fo doch den größten Theil feines Waldes zur 

findung des Servituts:Beredhtigten zu verwenden und herzugeben, eine Gefahr, 
die felbfl durch den im Art. 10. des Entwurfs vorgefehenen Bntihädigungsmerus 
nicht genügend abgewendet werde. 6 erfcheine daher im Intereſſe einer Konſer⸗ 
vation der Forſten, bei einer Abänderung der $$. 19., 86., 94. und 114. da 
Gem. . O., angemeſſen: die Provokations-⸗Befugniß, ſowie dies in der neun 
Franzoͤſiſchen Gefeßgebung ebenfalls gefhehen fei, mindeitens in Betreff der Hal 
aungsrechte nur dem belafteten Forſteigenthümer zu gefatten. 

Die Najorität der Rommilfion hat fi jedoch unter vollftändiger Anerleunung 
der dem Sefepentwurf beigefügten Motive für die Beibehaltung der unverändert 
Faſſung bes Art. 9., weil Dieter dem Prinzip ber Gerechtigkeit entfpricht, auege: 
ſprochen und empfiehlt der K. die unveränderte Annahme beffelben. 


Die 1. Kammer trat dem Antrage der Kommiffion bei.) (Et 
nogr. Ber. der MI. 8. 1848 Bd. 3. ©. 1609.) 


. 4 m eg — 


1) In ber II. K. waren zum Act. 9. folgende (nicht gebrudte) Verbeſſ⸗ 
Anträge geftellt worden: 
a) Bon dem Abgeorbn. Oppermann (gu Art. 9. n. 10.): 
„Die Art. 9. u. 10. folgendermaaßen zu faflen: 
„Art. 9. Wenn der Waldeigenthümer ale Provolat auf Gras 
„des $. 94. ber Gem. Th. O. die Bntfchädigung nach dem Boribeile 
„gewähren will, welcher ihm aus der Aufhebung der Servitnt ermädhh, 
s iR der Werth diefer Wortheile in Ermangelung güllicher Ginigung 
„durch forfttechnifche Sachverſtändige, ale welche nur ſolche 
„anerkannt zu werden brauchen, welche die forkliche Staatsprüfung bes 
„Handen haben, im Wege des fchiebsrichteslichen Berfahrens zu ecmib 
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©. Die Kommiſſion der I. Kammer beantragte, den Art. 9. mit 
mtem Zufage anzunehmen: 

Bei den auf Forſt en haftenden und nad der Sem. Th.D., fo wie nach dem 
iegenden Geſetze ablösbaren Dienibarkeiten verbleibt jebo dem DBefiger bes 
Keten Waldes, wenn er Provokat if, die Wahl, ob er den Dienſtbarkeitsberech⸗ 
R ne dem Rußungsertrage der Dienftbarfeit, oder nad) dem Vortheile, welcher 
Belafteten aus deren Aufhebung erwächſt, entfhädigen will. Im leßteren Falle 
ve Werth der Bortheile des DBelafteten, in @rmangelung gütlicher Einigung, 
Wege des ſchiedsrichterlichen Verfahrens ($$. 31. bie 34, der V. v. 30. Juni 


— — r — — — — — 


„teln. Bon ben Sachverſtaͤndigen waͤhlt jede Parthei einen; find dieſe 
„verfchiedener Meinung, fo beſtellt die Kommiſſion den Obmann, 
„Art. 10. Die dem Befiger eines mit Dienkbarfeiten belafleten 
„Grundſtückes nach $. 86. der Sem. Th, D. für den Ball, daß der 
„Berechtigte auf Auseinanderſetzung anträgt, eingeräumte Befugniß, die 
„Art der zu gewährenden Entſchädigung zu befimmen, wirb aufges 


en. 

„Art, 11. Für die auf Korften Haftenden Dienfibarfeitsrechte zur 
„Beide, zur Bräferei, zum Mitgenuß des Holzes, zum Streuholen, 
„um Plaggen⸗, Heides und Bültenbieb if, vorbehaltlich einer ander: 
„weiten Ginigung ber Betheiligten, eine Gutfchädigung in Land nur 
„dann zu geben und anzunehmen, wenn taffelbe zur Benupung ale 
„Ader oder Wieſe geeignet if. Es bleibt jedoch dem Belafteten, wenn 
„er Provokat if, überlaſſen, zu beftimmen, für welche Benusungsweife 
„er bie Abſindung fich anrechnen laffen will. Im Fall die Abfindung ale 
„Ader eder Wiefe gewährt wird, iſt fie nach dem Werthe des Bodens 
„Tür diefe Benupungsweife unter Berüdfichtigung ber Ueberwachungs⸗ 
„tohen anzurechnen. Die tarauf befindlichen Holzbeflände verbleiben 
„dann dem Borfteigentyümer, welcher viefelben vor der Uebergabe bes 
„Landes abräumen muß. Im Falle tie Akfindung ale Walpboden ges 
„währt wird, if fie nadı dem Werthe des Bodens für forkwirthfchafts 
„liche Benusung, unter Anrechuung der darauf vorhandenen Holz⸗ 
„beRände, nach den Grundfägen einer mit einfacher fünfprogentiger 
„Binfenrehnung annlegenden Waldwerthſchätzung anzurechnen. 

„Bür eine Brennholzberechtigung ift jedoch aud eine Abfindung in 
„Zorfgrund und für eine Streuberechtigung eine Abfindung in zum 
„Gtrenerfabe geeignetem Grund und Boden, nad bem bei Benutzung 
„zum Torfflich ober zu Streu fich ergebenden Wertbe anzunehmen, wenn 
„der Berechtigte ſolche ale Provokat offerirt. 

„In allen anderen Yällen, namentlich auch in denen, welche $. 77. 
„der Gem. Th. O. bezeichnet, iR für die genannten Berechtigten eine 
„Gutſchaͤdigung durch Kapital oder Rente zu leiſten und anzunehmen. 

„Die 88. 127. und 138. der Gem. Th. D. werden aufgehoben.” 

b) Bon dem Abgeordu. v. Kor (zu Art. 9. u. 10.): 

„a) im Art. 9. die Worte: „die Art der zu gewährenden Cutſchädigung zu be: 
„Rinmen“, und ferner die in diefem Art. allegirten 5$. der Gem. Tb. D., 
„die fih auf diefen Sa beziehen, fortzulafien; 

«P) im Ari. 10. nach den Worten: „zu gewähren vermag“ einzufchalten: „und 
„wenn biefe Entſchädigung entweder in Anfchluß der Orundflüde des Be: 
„zechtigten, oder doch an der Grenze der Grundſtücke des Verpflichteten ges 

eben werben fann.” 
c) Bon dem Abgeorbu. Br. v. Kanip: 
„Zum Art. 9. folgenden Zuſatz hiuzuzufügen: 
„Der Befiger eines jeden belafteten Forſtes if zu fordern berechligt, 
„bag ihm bei Feftftellung der für die abgulöfenden Reallaften zu lei; 
„Reuden Abfindung ein Drittel des Meinertrages feiner Forſt ver 
_ 


Diefe Berbefl,.Uniräge wurben fämmtlich abgelehnt. (Stenogr. Ber. 
ri A. Di. 3 6. 1609.) 
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Koufervirung der Forftferrituten verbieut vom Stanbpunfts ber allgemeinen Lan 
besfultur aus fo wenig als vom filtlihen Standpunkte eine Begünfigung. Die 
Maldbefiger ſelbſt überzeugen fich täglich mehr von den Vortheilen der Befreiung 
bes Grundeigenthums, und halten jept zum Theil mit ihren Ablüfungs s Anträgen 
nur darum zurüd, weil fie auf Provofationen von Eeiten der Berechtigten und bus 
durch auf billigere Auseinanderfepungs s Beringungen hoffen. Die Berechtigten 
werden bei Ausükung ter Dienftbarfeiten leicht zu Rontraventionen verleitet, ses 
durch fich ihr Rechtögefühl in bebaueruswerther Weile abflumpft. Abgeſehen das 
von werben fie aber durch das Fortbeſtehen der Servituten an einer zweckmä 
Veränderung ihrer Wirtbfchafts : Binrichtungen und an einer gewinnreichen 
wendung ihrer Arbeitsfräfte gehindert. Aus tiefen Gründen if es nicht ratbfam, 
den Dienitbarfeiteberechtigten die Befugniß zu entziehen, auf Ablöfung anzui 

and es bleibt demnach nichts übrig, als die Ausnahmebefimmungen ver $$. 
94. n. 114. ter Gem. Th. D. für den Fall der Provokation des Dienſtbarkeite 
berechtigten auf Anuseinanderfeßung aufzuheben. 

Endlich fpricht für diefe Aufhebung andy noch die Thatfache, daß die newer 
Grundfäße der Forſtwirthſchaft und beren forgfältige Ausführung eine Ansbehnung 
der Schonungen und des Holzbeſtandes in dem Maaße zur Folge haben, bei 
dadurch die Hütungsnutzung fehr gefhmälert wird. Den Berechtigten muß hie: 
gegen ein Schug bucch Aufhebung der Befchränfung ihres Provofalionsrechis ger 
währt werden. 


B. Die Kommiffton der IL Kammer empfahl tie unveränderte 
Annahme des Art. 9., indem fie bemerfte: 


Bei Berathung des Art. 9. wurde von einer Seite auf bie Befahren hinge⸗ 
wiefen, weldhe den 1 größten, befonder6 den Staatsforfien aus der Aufgebung bed 
in den $$. 19., 86., 94. und 114. der Gem. Th. D. hinfichtlich der Mbfindung 
ber einfeitig Dienſtbarkeits⸗Berechtigten ausgefprodhenen Prinzips, erwachfen künzee. 
— 686 wurde hervorgehoben, taß bei den ausgebehnten und zahlreichen Gervituten, 
mit welchen insbejondere ſiskaliſche Forſten mehrentheile belaft wären, burd eine 
Entfhäbigung nah dem Nugen und Grtrage, welchen die Gervitut jebem Beige 

ewähren kann, und welde bedingungsweile in Land gewährt werben müſſe, die 
Foren leicht devaſtirt, ja wohl der Ball vorlommen koͤnne, daß der GCigenthünn 
enöthigt jet, wenn nicht den ganzen, jo dod den größten Theil feines Waldes zu 

findung des Servituts: Berechtigten zu verwenden und berzugeben, eine Gejehr, 
die felbf durch den im Art. 10. bes Entwurfs vorgefchenen Entihäbigungsmebus 
nicht genügend abgewendet werde. Es erſcheine daher im Intereffe einer Konſer⸗ 
vation der Forften, bei einer Abänderung ber $$. 19., 86., 94. und 114. da 
Gem. Th. D., angemeflen: die Provofatione-Befugniß, fowie dies in der nam 
Sranzöfiihen Gefehgebung ebenfalls gefchehen fei, mindeſtens in Betreff ber Hab 
zungsrechte nur dem belafteten Forſteigenthümer zu geftatten. 

Die Majorität der Kommiffion Hat fi jedoch unter vollftindiger Anerfemmum 
der dem Geſetzentwurf beigefügten Motive für bie Beibehaltung der unverändert 
Faſſung bes Art. 9., weil biefer dem Prinzip der Gerechtigkeit entfpricht, ansye 
ſprochen und empfiehlt der K. die unveränderte Annahme beffelben. 


Die II. Kammer trat dem Antrage der Kommiffion bei.1) (&k 
noge. Ber. der I. 8. 1894 Bd. 3. &. 1609.) 


— — m 1 


1) In der I. 8. waren zum Art. 9. folgende (nicht gedruckte) Berbeil- : 
Anträge geftellt worden: 
a) Bon dem Abgeordn. Oppermann (zu Art. 9. u. 10.): 
„Die Art. 9. m. 10. folgendermaagen zu faflen: 
„Art. I. Wenn der Waldeigentgümer ale Provokat auf Umn 

„des $. 94. der Gem. Th. O. die Sntfchädigung nach dem WBortbeik 
„gewähren will, welcher ibm aus der Aufhebung der Serviint erwähl, 

‘ ift der Werth diefer Woriheile in Ermangelung gütlicher Binigen 
„durch forftechnifche Sachverſtaͤndige, als welche nur ſolche Berfene 
„anerfannt zu werden brauchen, welche die forkliche Staatsprüfung de 
„Randen haben, im Wege bes fchiebsrichterlichen Berfahrens zu eruib 
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C. Die Rommiffton der I. Kammer beantragte, den Art. 9. mit 
gentem Zufage anzunehmen: 

Bei den auf Forſten baftenden und nad der Gem. Th. D., fo wie nad dem 
liegenden Geſetze ablösbaren Dienibarkeiten verbleibt jebod dem Befiger des 
afteten Waldes, wenn er Brovofat if, die Wahl, ob er den Dienſtbarkeitoberech⸗ 
wm nach dem Nutzungsertrage ber Dienfibarfeit, oder nach dem Vortheile, welcher 
rn Belafieten aus deren Aufhebung erwächſt, entfchäbigen will. Im leßteren alle 
der Werth der Bortheile des Delafleten, in Ermangelung gütlicher Einigung, 
Wege des fchiederichterlichen Verfahrens (88. 31. bis 34, der DB. v. 30. Juni 


— — ME — — ne — — — 


„teln. Bon den Sachverſtaͤndigen wählt jede Parthei einen; find dieſe 
„verfchiebener Meinung, fo beftellt die Kommiffion den Obmann. 
„Art. 10. Die dem Beſitzer eines mit Dienfbarkeiten belafleten 
„Brundflüdes nach $. 86. der Gem. Tb, D. für den Ball, daß ber 
„Berechtigte auf Museinanderfepung anträgt, eingeräumte Befugniß, bie 
„Art der zu gewährenden Entſchädigung zu beilimmen, wird aufges 


en. 

„Art. 11. Für die anf Korften haftenden Dienflbarkeitsrechte zur 
„Beide, zur Bräferei, zum Mitgenuß des Holzes, zum GStreubolen, 
„zum Plaggen⸗, Heides und Bültenbieb iR, vorbehaltlich einer ander: 
„weiten Ginigung der Betheiligten, eine Guifchärigung in Land nur 
„dann zu geben und anzunehmen, wenn tafielbe zur Bennpung als 
„Acker oder Wieſe geeignet iR. Es bleibt jenoch dem Belafteten, wenn 
„ee Provokat if, überlaffen, zu beflimmen, für welche Benuspungsweile 
„er die Abfindung fich anrechnen laflen will. Im Fall die Abfindung als 
„Ader eder Wiefe gewährt wird, ift fie nach dem Werthe des Bodens 
„für diefe Benupungsweife unter Berüdfichtigung der Ueberwachnnge: 
„toen anzurechnen. Die taranf befindlichen Holzbeflände verbleiben 
„dann dem Korfteigenthümer, welcher viefelben vor der Uebergabe des 
„Landes abräumen muß. Im alle tie Abfindung als Waldboden ges 
„währt wird, if fie nacı dem Werthe des Bodens für forſtwirihſchafi⸗ 
„liche Benupung, unter Nnrechuung der darauf vorhandenen Holzes 
„befäude, nach den Grundfägen einer mit einfacher fünfprogentiger 
„Binfenreehnung analegenden Waldwerthſchaͤtzung anzurechnen. 

„Bür eine Brennholzberechtigung ift jedoch auch eine Abfindung in 
„Terfgrund und für eine Gtreuberechtigung eine abfndung in zum 
„Gtreuerfage geeignetem Grund und Boden, nach dem bei Benubkung 
„zum Torffich oder zu Streu fich ergebenden Werthe anzunehmen, wenn 
„der Berechtigte ſolche ale Provokat offerirt. 

„In allen anderen Bällen, namentlich auch in denen, weldye $. 77. 
„der Sem. Th. D. bezeichnet, iR für die genannten Berechtigten eine 
„Gutfchädigung durch Kapital oder Rente au leiften und anzunehmen. 

„Die $$. 127. und 138. der Gem. Th. D. werben aufgehoben.” 

b) Bon dem Abgeordn. v. For (zu Art. 9. u. 10.): 

„) im Art. 9, die Worte: „die Art der zu gewährenden Entſchädigung zu bes 
„Rimmen“, und ferner die in biefem Ari. allegirten 56. der Sem. Th. D., 
„die fich auf diefen Saß beziehen, fortzulaflen; 

A) im Urt. 10. nach den Worten: „zu gewähren vermag“ einzufchalten: „und 
„wenn biefe Bntfchädigung entweder in Anſchluß der Grundflüde des Be; 
„rechtigten, oder doch an der Grenze der Grundſtücke des Verpflichteten ges 
„geben werben fan.” 

c) Bon dem Abgeorbn. Br. v. Kanitz: 
„Zum Urt. 9. folgenden Zuſatz hinzuzufügen: 
„Der Befiger eines jeden belafteten Borfles if zu forbern berechtigt, 
„daß ihm bei Feſtſtellung der für die abzulöfenden Reallaften zu lei⸗ 
„penben Abfindung ein Drittel des Meinertrages feiner Forſt vers 
[| 


„bleibe. 
Diefe Berbeſſ.⸗Aunträge wurden fämmtlih abgelehnt. (Stenogr. Ber. 
il. 8., Od. 3 6. 1609.) 
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— jebdoch niemals Höher ale der Nutzungswerth ber Berechtigung fees 
ellen. 


Der Kommifffondbericht motivirt dies in folgender Weiſe: 


Bei Art. 9. haben fi) die meiften Zweifel erhoben. 
Die Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 ertheilte im $. 19. und 114. and im 
einfeitig Servituts:Berechtigten das Necht auf Ablöfung anzutragen, beflimmie je 
doch für den Ball einer von diejen ausgehenden Provokation im $. 86.: 
bag er fi jede dem Belafleten beliebige Entſchaͤdigungsart, fie fei Lab, 
Rente oder Kapital, gefallen laſſen müfle, 

und im $. 94.: 
baß es von ber Wahl des Belafteten abhänge, ob er den Berechtigten nad 
dem Nutzungs⸗Ertrage ber Dienfibarkeit, oder nach dem Vortheile, weige 
dem Belafteten aus der Aufhebung erwächſt, entſchädigen wolle. 

Diefes dem Belaiteten als Provofaten bisher in Bezug auf Art und I 
ſchaäͤhungsweiſe der Anfindung ertheilte Wahlrecht hat in der Ausführung uk 
Schwierigkeiten verurfaht, und namentlich oft das Refultat herbeigeführt, daß 
Berechtigten gegen ihren Wunſch von Ablöfungs s Anträgen gang aDgeRanben cher 
dieſelben, wenn der Provokat eine ihren Intereſſen nachtheilige Wahl traf, zurkb 

enommen haben, in weldhem alle nicht felten Prozeſſe über die Zuld der 
urũcknahme der Provofation entſtanden find. 

Wenn es nun gegenwärtig nad dem Vorfchlage ber Regierung anfgehebes 
werben foll, fo hat die Kom. im Ginverftändnig mit der 11.8. einflimmig kein Be 
denken gehabt, dieſe Aufüebung binfihtlich der im $. 86. zur Wahl geftellten et 
der Gutfhädigung durch die Motive der Negiernngsvorlage für durchgreifend go 
rechtfertigt zu erachten. 

Anders dagegen verhält es ſich mit ber erwähnten Aufhebung, fo weit fie Is 
$. 94. (vefp. deſſen Allegat im $. 19. und 114.) betrifft. 

Hierbei traten fi in der Rom. verſchiedene Anfichten entgegen. 

Nach der Anfiht eines großen Theiles der Mitglieder der Kom. ſtellt ſich die 
Sache folgendergeftalt dar. : 

68 drängt hier nicht, wie bei den Reallaften, eine politiſche Nothw 2 
F Aufloͤſung des alten Berhültniffes, im Gegentheil find weit eher p 

ründe nachzuweifen, welche eine Fortdauer der Serpituten, befonders der 
nebennugungen, zum VBortheil des dadurch fo wefentlih unterflüßten Proletaried, : 
wünfchenswerth machen. “ 

Aus national: dtonomifhem Geſichtspunkte hat die Gemeinheitst eilunge ‚DA = 
nung zwar ben Grundſatz aufgeftellt, daß bie Zwedmäßigfeit der Aufhebung der 
Serpituten zu präfumiren fei. . 

Bei den Dienftbarkeiten auf Feldern, Wiefen und Hütungen, im Bezug uf 
welche überhaupt jenes Wahlrecht Feine erhebliche praktiſche Wichtigkeit Hat, iſ Niet 
Präfumtion in der Regel richtig, fie muß aber für die meiften Fälle beftritten wer 
den, fo weit es fh um bie Waldfervituten handelt. 

Die Hohe Wichtigkeit der Erhaltung der Wälder, welche ohnehin nm . 
Bolge der neueren Geſetzgebung der rüdfichtelofen Abholzung von Geiten ber Ile u 
vateigenthümer Preis gegeben und über das richtige Maaß reduzirt find, wird any Pr 
allein im Intereffe der naͤchſt liegenden Brenn» und Baubebürfniffe des gem .. " 
Volks, fondern aud im Hinblid auf Schifffahrt, Handel und Gewerbe tägid wir x 
erfannt. I. 

Selbſt in Bezug auf das Klima, Schuß ber Thäler und Küflen, De ! 
lofen Bodens und ähnliche Dinge find fihtbare Nachtheile der Nieberfäluge at! , 
Forſten bervorgetreten. * 

Es iſt daher nicht zulälfig, noch mehr zu ihrer Verkleinerung 5 
Menn man aber die Berechtigten unbedingt zur Ablöfung nad brm In 
Werthe ihrer Servitut zuläßt, fo werben fie fo günftig gefellt, daß fe Pi 
en Ausnahmen auf Auseinanderfegung provoziren und bie Abloͤſung ger Ueb 
ervituten für den Belafleten gewiflermaaßen zum Zwange machen w o. I. 
einem folden Maaßſtabe wird mander Wald faum zur Abfindung fm... yie 
baftenden Dienftbarkeiten ausreichen, jedenfalls aber im Ganzen mo ar 
die Berechtigten ein Drittheil aller Wälder hergegeben werben müſſen. 

Grabe bie aͤrmſten Klafien werden, ba dann die Holzungen —s yon I 
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deß das Verhältniß, in welchem die Belaſteten in den letzten Jahren provozirt 
ben, dasjenige, in welchem von ben Berechtigten in derſelben Periode provozirt 
zb, fat um das Sechsfache überfleigt. 

Der Gall, daß ein ganzer Bald für die Serpituten zur Abfindung hergegeben 
erden müßte, fann bei einer richtigen Anwendung der Geſetze nur dann vorkom⸗ 
m, wenn defien @igenthümer Kir ſelbſt verfehuldet bat. 

Büſteneien und Sandſchellen finden fich leider öfter ba vor, wo früher Wäls 
x Randen, aber dies hat feinen Grund in der Regel in dem Leichtfinn und ber 
ahliifigkeit einzelner Walbbefiger, mitunter auch in unvorfichtiger Theilung von 
leweinde⸗Waldungen, während es gewiß felten eine Folge von —** ungen 
Im Gegentheil find viele Faͤlle nachzuweiſen wo auf den von Servituten bes 
eiten Flächen Sandſchellen und Blößen gebedt und forgfältig kultivirt worden. 

Die Baldnebennugungen gehen nad Ablöfung der Servituten keinesweges 
nleren, vielmehr findet fich meiſt Gelegenheit, dieſelben nach der Ablöfung gegen 
Weafle und Haide⸗Einmiethe auszuthun, in welchem Balle fie der Forſt⸗Eigenthü⸗ 
er, ber fie jeden Augenblid, wo fie ihn Hindern, einziehen kann, nirgends in ber 
eien Dispofition hemmen und nicht mehr, wie bisher, zu fortwährenden Ausiäreis 

von Seiten der Berechtigten, fo wie zu dem gegenüberflehenden Streben 
9 Belafeten nad) Beihränfung bes Rechts Raum geben. 
Auf den Urfprung der Servituten fann, wenn einmal bas Recht feftleht, nichts 


mmen. 

Größtentheild find dieſelben zwar nicht aus mildthätiger Nahfiht, fondern 
ı6 einem urſprünglich gemeinfchaftlihen Befipe, oder daraus hervorgegangen, daß 
= Gigenthümer des Waldes zu einer Zeit, wo biefer wenig Werth für ihn Hatte, 
ı feinem wohlverflandenen Snterefe Wald : Berechtigungen gegen Praͤſtationen 
sräumie, um — wie es 3. B. in vielen 2ofations:Urfunden Deutfher Dör: 
e im der Provinz Pofen ausdrücklich erwähnt wird — feine Ginfünfte zu vers 


Wire bem aber auch anders, fo hat der Verkehr mit den Brundflüden die 
ade laͤngſt ansgeglichen. 

Die —eæ — wird einmal als eine rechtlich beſtehende vorgefunden. Sie 
in Folge der veränderten Verhältniffe für ſchaͤdlich gehalten und deshalb beiten 
heilen: das Recht eingeräumt worden, ihre Aufhebung zu verlangen. Bei diefer 
üffen Eonfequentermeile au die Intereffenten gleichgeftellt werden, was aber nicht 
eſchieht, wenn ber Belaftete, fobald er Provofat iſt, Hinfichtlih der Wahl der Ents 
böbigungs: Art auf eine Weife in Vortheil geitellt wird, welche im umgelchrten 
ale nicht Rattfindet. 

Die Grenzen, welde die Forſtpolizei-Geſetze mit Recht der Ausübung ber 
Baßsberechtigungen ſetzen, werben bei ber fteigenden Ordnung und Aufficht firen: 
w gehandhabt. So wenig dies den Belafteten zu verargen if, fo iR es doch 
ni begreiflich, daß bie Berechtigten ihre Nubungen dadurch ungern gefchmüs 
st und bie Blößen, welche fie früher beweiden konnten, ungern mit Holz bebeden 






Daraus gehen oft die erbittertiten Prozefie über Umfang und Ausübung der 

ituten hervor. 

Kommt nun noch dazu, daß die Feldſeparationen, denen ſich die Berechtigten 
fi wider ihren Willen haben fügen müflen, die Berhältniffe fo verindern, daß die 
Baldberedhtigungen ofi nicht mehr zu dem dadurch nothwendig gewordenen Wirths 
gef. Salem pafien, oder, nad Auflöfung der gemeinfchaftlidhen Heerden, nur 

snyerhälnigmägigen Schwierigfeiten ausgeübt werben können, fo gebietet die 
Beredgtigfeit tie Wegräumung jedes der GServitutssAblöfung bisher entgegen ger 
subenen Hinderniſſes. 

Dies if um fo mehr der Ball, als in 4 Provinzen, in benen ganz ober theil- 
veiſe das Franzoͤſ. Geſetzbuch gegolten hat, mit Rüdfiht auf deſſen at. 691. ers 
verbende Berjährungen nur dur den faft unmögliden Beweis begründet werden 
imme, daß die Servitut während ber zur Ufufapion erforderlichen Zeit vor dem 
Jahre 1808 ausgeübt worden, woburd) zahlloſe, feit undenkliher Zeit genußte 
Baloberegtigungen verloren gehen und felbitredend bie Betheiligten in eine ſehr 
bitere Stimmung geratben. 

Die einfaßhhe Art, den Werth einer abzulöfenden Servitut zu ermitteln, bleibt 
immer die Zugrundelegung des Nutzens, welchen fie bei ihrer Ausübung in ven 
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gefeplihen Grenzen und nad Abzug des Werths der barauf verwendeten Arber 
dem Berechtigten gewährt hat. 

Sie wird auch, als die für den Berechtigten entfprechendfte darum allgemein 
beizubehalten fein, weil der Belaftete nicht zu eniieräbigen it, fondern zu entſchaͤ⸗ 
digen hat und weil der Vortheil, welcher ihm aus der Aufhebung erwächſt, in ber 
Regel auf daffelbe hinausfommt, jedenfalls aber auch fo fehr von Induflrie, Kon; 
junfturen und andern indivibuellen, refp. in die Zukunft Hinübergreifenden Berhält 
nifien abhängt, daß eine genaue und treffende Abſchaͤßung defielben überhaupt vor 
zuglich aber im ſchiedérichterlichen Verfahren praftifh kaum ausführbar if. 

Die Bertheidiger der vorſtehend entwidelten Anfiht halten die von der II. &. 
angenommenen Beftimmung im Art. 9. des Geſetz⸗Entw. für völlig entſprechend 
und beantragen ihre Annahme. 

Eine dritte, vermittelnde Meinung, welche in eventum bei vielen Mitgliedern 
der Kom. Anerkennung fand, gina dahin, daß der Staat fireng an dem Geficht⸗ 
punfte feſthalten müfle, die Verhältniffe aus der Gemeinfchaft, in weldhe fie j 
verſtridt feien, in einer die Interefienten bes Berechtigten und Belafteten gie 
müßig befriedigenden Weife zu löfen. 

Dies, meinte man, würde in dem Falle, wo ein einfeitiger Servitut⸗BDerech⸗ 
tigter auf Ablöfung antrüge und ber Belaftete von derfelben nur einen, ben Werl 
der Nutzung nicht erreichenden Vortheil habe, am Beten dadurch erreicht werben, 

daß eine zwifchen dem Nupungswerth und dem Aufhebungs⸗Vortheile mit 
ten inne liegende Entfhädigung feſtgeſetzt werde. 

Die Kom. hat fih in ihrer Mehrheit der zuerſt Vorgetragenen Anfidht, zu web 
her ſich auch der von ihr als Korfiverfländiger berathend zugezogene Abgeordnete 
von Kathen befannte, angefchloflen. . 

Sie geht dabei namentlih auch davon aus, daß der Forſtbefitzer, welcher bi 
her verpflichtet geweien if, den Wal in einem, die Dienfibarfeiten — Iu⸗ 
ſtande zu erhalten, ohnehin ſchon in eine üble Lage kommt, wenn bie Servitut-Be 
rechtigten — vielleicht gar einer nad dem andern — auf Ablöfung antragen um 
ihn dadurch im Fall der Landabfindung nöthigen, immer aufs Neue eine wohlge 
ordnete Schlageintheilung aufzugeben und mit Mühe, Koften und ſchweren Opfern 
eine neue Ordnung in ber For einzuführen. 

Mil man nun au, wie es andere Sefehgebungen fat nirgends gethan has 
ben, dem Berechtigten die Befugnig einräumen, einfeitig die Auflöhung des bisheri⸗ 

en Berhältnifies zu verlangen und als Megel befien Abfindung nad dem Werth 

—* bisherigen Nutzungen gelten laſſen, ſo muß dies doch dadurch bedingt bleiben, 
daß der Belaſtete in dem aus der Abloͤſung für ihn entſpringenden Vortheile Hin 
seihenden Erſatz für die Abfindung erhält. 

Es kann fein, daß oft diefer VBortheil dem Nußungswerihe der Berechtigung 
gleichlommt, aber oft wirb dies, befonders bei Gebirgs⸗Forſten und in volfsarmen 
Gegenden, auch nit der Ball fein und dann giebt es fein anderes Mittel, deu 
Belafteten vor ficherer Aufopferung zu ſchützen als daß ihm freigeellt wird, wis 
Abfindung bis auf den Werth des ihm durch die Ablöfung erwachſenden Bortgeils 
zu ermäßigen. 

Diefen naturgemäß von ber Gem. Th. O. bemilligten Schub bes Belaſtetes 
aufzugeben, dazu liegt gerade jeßt um fo weniger rund vor, ale ſchon das 
forrefpondirende Schupmittel des $. 86. aus Rüdfichten für den Berechtigten aufs 
gegeben wird. 

Die Schwierigkeiten in ber Ausführung können um fo weniger befimmen) 
fein, ein an fich gerechtes Prinzip zu verlaffen, als die Praxis diefe Schwierig 
feiten gewiß eben fo leicht, wie viele andere überwinden wird, wenn fle ſich el 
mehr damit befchäftigt. Ueberdies werten die Belaſteten ſelbſt den nmfändlicheren 
Weg der Entſchaͤdigung nach ihrem Bortheil in der Regel erſt dann einſchlagen, 
wenn, wie es unliugbar zuweilen geſchehen it, der Nugungswerth für den Be 
sechtigten in unverhaltnigmüßiger Höhe veranichlagt wird. 

So bleibt der $. 94., ſelbſt wenn er felten zur Anwendung fommt, ein Mittel, 
die Anſprüche des Berechtigten dem Belaſteten gegenüber in ben Grenzen der Bil 
ligkeit zu halten. 

In Erwägung tiefer Gründe hat die Kom. mit 11 gegen 8 Stimmen be 
fSloffen, der Kammer zu empiehlen: 

dem Art. 9. den oben beantragten Zufag beizufügen. 
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fo daß das Verhaͤltniß, in welchem tie Belafteten in den legten Jahren provozirt 
haben, dasjenige, in welchem von den Berechtigten in derfelben Periode provozirt 
ward, far um das Sechsfache überiteigt. 

Der Ball, daß ein ganzer Wald für die Servituten zur Abfindung hergegeben 
werten müßte, Tann bei einer richtigen Anwendung der Geſetze nur dann vorkom⸗ 
men, wenn befien @igenthümer foldhes ſelbſt verfchuldet hat. 

Wüfeneien und Sandfchellen finden fich leider öfter da vor, wo früher Wäls 
der Handen, aber dies hat feinen Grund in der Regel in dem Leichtfinn und der 
Vachlaͤſſigkeit einzelner Walbbefiper, mitunter auch in unvorfitiger Theilung von 
Gemeinde : Baldungen, während es gewiß felten eine Folge von Forhs Mblöfungen 
ik. Im Gegentheil find viele Bälle nachzuweiſen wo auf den von Serpituten bes 
freiten Flachen Sandſchellen und Blößen gebedt und forgfältig fultivirt worben. 

Die Waldnebennugungen gehen nah Ablöfung der GServituten feinesweges 
verleren, vielmehr findet fich mei Belegenheit, diefelben nach der Ablöfung gegen 
Dienſte und Haide-Einmiethe auszuthun, in welchem alle fie der Forſt⸗ —8R6 
mer, ter fie jeden Augenblick, wo fie ihn hindern, einziehen kann, nirgends in der 
freien Dispofition hemmen und nicht mehr, wie bisher, zu fortwährenden Ausſchrei⸗ 
tungen von Seiten der Berechtigten, fo wie zu dem gegenüberſtehenden Streben 
des Belateten nad Beſchränkung des Rechts Raum geben. 

Auf den Urfprung der Servituten kann, wenn einmal das Recht feftfteht, nichts 
anfoımmen. 

Größtentheile find diefelben zwar nicht aus mildthätiger Nachſicht, fondern 
aus einem urfprünglich gemeinſchaftlichen Befipe, oder daraus hervorgegangen, daß 
der Gigenthümer des Waldes zu einer Zeit, wo biefer wenig Werth Mr ihn jatte, 
in feinem wohlverſtandenen Interefie Wald: Beretigungen gegen Präftationen 
einzäumte, um — wie es 3. B. in vielen 2okations Urkunden Deutfcher Dör: 
fer in der Provinz Pofen ausdrüdiih erwähnt wird — feine Einkünfte zu vers 


en. 

Wäre dem aber au anders, fo hat ber Verfehr mit den Grundſtücken bie 
Eache laͤngſt ausgeglichen. 

Die Gemeinſchaft wird einmal als eine rechtlich beſtehende vorgefunden. Sie 
iR in Folge der veränderten Verhältniſſe für ſchädlich gehalten und deshalb beiten 
Theilen das Recht eingeriumt worden, ihre Aufhebung zu verlangen. Bei diefer 
müflen fonfequenterweife aud die Intereffenten gleichgeftellt werten, was aber nicht 

eſchieht, wenn der Belaflete, ſobald er Provofat iſt, hinſichtlich der Wahl der Ent: 
äbigungs: Art auf eine Weife in Vortheil geitellt wird, welche im umgelchrten 
Sale nicht fattfindet. 

Die Grenzen, welche die Forſipolizei-Geſetze mit Recht der Ausübung der 
Balbberehtigungen ſehen, werben bei der fteigenden Ordnung und Nuffiht Aren: 
ger gehandhabt. So wenig dies ten Belafteten zu verargen ift, jo iſt es doch 
au begreifich, daß die Berechtigten ihre Nutzungen dadurch ungern gefchmä- 
lert und die Blößen, welche fie früher beweiden konnten, ungern mit Holz bebeden 


Daraus gehen oft die erbittertiien Progeffe über Umfang und Ausübung ber 
Balbfervituten hervor. 

Kommt nun no dazu, dag die Yeldjeparationen, denen fi die Berechtigten 
oft wider ihren Willen haben fügen müflen, die Verhaͤltniſſe fo verändern, daß die 
Baldberechtigungen oft nicht mehr zu dem dadurch nothwentig gewordenen Wirth: 
fafis: Syſtem paflen, oder, nah Auflöfung ber gemeinihaftlihen Heerden, nur 

t unverhältnigmäßigen Schwierigfeiten ausgeübt werden können, fo gebietet bie 
Gerechtigkeit die Wegriumung jedes der Servituts:-Ablöfung bisher entgegen ges 
Randenen Hinderniſſes. , 

Dies it um fo mehr der Fall, ale in 4 Provinzen, in denen ganz ober iheils 
weile das Franzoͤſ. Geſetzbuch gegolten Hat, mit Rüdfiht auf deſſen Art. 691. ers 
werbende Berjährungen nur dur ben fait unmöglichen Beweis begründet werben 
time, dag die Servitut während der zur Ufufapion erforderlichen Zeit vor dem 
Jahre 1508 ausgeübt worden, wodurd) zahlloſe, jeit undenklicher Zeit genußte 
Valdberechtigungen verloren gehen und ſelbſtredend die Betheiligten in eine ſehr 
Üütere Stimmung gerathen. 

Die einfachſte Art, den Werth einer abzulöfenden Servitut zu ermitteln, bleibt 
Inmer die Zugrundbelegung des Nutzens, welchen fie bei ihrer Ausübung in den 
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hielt es nicht für nölhig, auf alle die Gründe, welche ſich für und gegen vie Wal 5 
hebung der Beſtimmung dieſes Paragraphen anführen laflen, noch einmal ıuäb . 
zufemmen , die übrigens nach beiden Richtungen bin in den Motiven der Begie , 
zung zum Gefepentwurf, fehr ausführlich aber außerbem fol, 6—10 des Derichu 
der Agrar: Kom. der I. K. ausgeführt find; vielmehr war man in der Kom. der 
UAnficht: daß fich in diefer Beziehung nichts Neues anführen laſſe, die Mehrrahl der 
Mitglieder verfelben hielt auch ebenfo wie früher die @ründe, welche für die Aufhebung 
des $. 94. fprechen, für bei meitem burchgreifender als bie eutgegengelchten, az) 
e8 wurde taher nur noch der Umftand zur näheren Erörterung gegogen, ob, wens 
vielleicht durch die Nidıtannahme des von der I. K. zu Art. 9. befchloffenen Iu: 
faßes das ganze Geſetz für’ jept nicht ins Leben treten follte, dann die Rad 
theile, welche durch die vollländige Beibehaltung ter unveränderten Behimmangeı 
der Sem. Th. D. v. 7. Zuni 1621 und der B. v. 20. Juli 1830 wegen ber 
fchränfung des Provofationsrechts auf Gemeinheitstheilungen in den Prowinzen 
wo tiefe B. noch nidıt Geltung hat, verbunden mit der Fortdauer der Gifiraumy 
von Prozeſſen in Bemeinheitstbeilungsfachen, nach $. 2. u. 4. des Geſ. v. 9. ON 
1848 doch zu Überwiegend erfchienen, um deshalb den von der 1.8. zu $. 9. de 
—— beſchloſſenen Zufaß dennoch auch der II. K. zur Annahme zu w - 
pfehlen? — 

Die Minorität der Mitglieder der Kom. glaubte diefe Frage bejahen zu miß 
fen. Es wurte dafür angeführt, dag zum Nachteil der allgemeinen Lande 
und gewiß auch nicht im Intereſſe fehr vieler Servitutberechtigten die nach Br. 
1. u. 2. bezeichneten Bemeinheiten und Berechtigungen, wenn ter Entwurf nicht 
zum Gefeg erhoben werden follte, auch fernerhin fortbeftehen bleiben müßten, def 
ebenfo die für die Servitutberechtigten in vielen Fällen erfahrungsmäßig ſehr laſige 
Bellimmung des $. 86. der Gem. Th. D., nach welcher bei Ablöfung einfeitiger 
Dienftbarfeitsberechtigungen dem Provofaten die Wahl frei Rebe, ob er die Gb 
(hädigung in Land s Rente ober Kapital gewähren wolle, furtvauern, in bes 
Provinzen, wo die V. v. 28. Zuli 1838 nicht gelte, jeder einzelne Intereſſent ein 
Gemeinheit die Seyaration auch fernerhin zur großen Beläftigung aller Ucipn 
zu verlangen befugt fei und die Bevorzugung ber Bittergutsbefiger, ſowie der 
mainens und Sorfiverwaltung, welche der $. 2. Nr. 3. der gedachten B. ausfpeedt, - 
beftehen bleibe, envlich aber, was vorzüglich bebauerlich ericheine, der Menge vn 
fiirten Progeffien in Gemeinheitstheilungslachen , au fürs Erſte ein Weorigeng 
verfchafft werben fünne, bevor nicht erſt durch ein befonderes Geſeß die im $& 2 
Nr. 4. des Geſ. v. 9. Oft. 1848 angeordnete Siſtirung diefer Prozeſſe wicht 
aufgehoben worden, hierdurch aber die jept in dieſen Sachen Herrfchende NRedik 
unficherheit, zum großen Nachtheil aller Betheiligten, auf ganz un beſtimmte Zei 
Bin verlängert werde. — 

Die Majerität der Kom, war jedoch der Anficht, daß alle diefe Gründe niht 
durchgreifend genug erfcheinen, um eine Bevorwortung des von ber I. R. gu Ark. 
9. gemachten Zufapes de rechtfertigen, bie Gründe, welche für die Befeitigung ni = 
$. 94. der Gem. TH. O. fprechen und welde in dem Bericht ber Agrarsom. da — 
1. 8. fo vollftändig entwidelt wären, daß nichts hinzuzufügen fei, erfchienen fe ı 
fchlagend, daß man fich ihnen nur vollftändig anfchliegen fünne. Dies Habe sah 
bie 11. 8. durch ihr früheres Botum, nach welchem fie lediglich ber urfprängliden 
Regierungsverlage fich angeichloffen und den Art. 9. pure angenommen babe, de 
reits als das richtige erfannt, und es fünne fonadh bie Heberzeugung der Najer⸗ 
tät felbR durch die Betrachtung nicht verändert werden, dag möglich erweife bei Ju 
rüdweilung bes von der 1. K. befchloffenen Zuſatzes das ganze Geſetz für ieh 
noch nicht ins Leben treten fönne. 

Ein überwiegendes Gewicht legte die Majorität der Kom. auf den Umfland, — 
daß, nachdem bereits die Agrars Kom. die unveränderte Annahme des Urt. 9. it 
Reg. Entwurfs zu bevorworten befchlofien hatte, biefelbe e6 für angemeflen rad — 
tet babe, gegen den Befepentwurf der Regierung wegen Ablöfung der Mealjahes _ 
bei Berathung des Lesteren in Antrag zu bringen, unter Abänderung des 8.5. _ 
sog. die Aufhebung der Borftberechtigungen der Laffitifchen Wirthe mit des Bigew — 
thumsverleihungen zu verbinden und dadurch die gänzliche Loͤſung des zwifchen ben 
Lepteren und ben GQutsherrichaften beftehenten Abhängigkeitsverhältuiffes zu erleich⸗ 
tern. Diefem Antrage habe unter anterm auch die Voraus fegung zum Grm = 
gelegen, daß der gedachte Art. 9. des Geſetzentwurfs angen ommen werben wär, w 
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weil enigegengelepten Falls die abldsbaren Reallaften jeberzeit nach dem Nutzungs⸗ 
ertrage abzuzablen feien, die Forſtberechtigungen aber, wenn folche einfeitig feien 
nad die Regulirung von dem bäuerlichen Wirthe provozirt werde, nur nach dem 
Bortheile der belafeten Forſtbeſitzer entichätigt würden. 

Wenn jeht bie Beflimmungen der Ablöſ. DO. wegen der Dienftregulirnngen 
sugenemmen werten, fo fei es nicht zu rechtfertigen, wenn man bie ten Erſteren 
Grunde liegende Berausfegung nicht erfülle, vielmehr befeitige, und es er: 
e daher nm fo mehr unter allen Umfländen münfchenswerth, diefen Geſichté⸗ 
venft zur anterweitigen Erwägung der I. 8. zu ftellen, als derfelbe im Berichte 
ver Agrar⸗Kom. der I. K. nicht berührt fei. 

ie Rom. dat. biernadh mit 11 gegen 5 Stimmen die Berwerfung dieſes 
Iufagpes beſchloſſen; ein Mitglied enthält fich der Abflimmung, und es wird Biers 
sach der Antrag gerellt: 
Die Kammer wolle befchließen, den von der I. K. zu rt. 9. bes Geſetz⸗ 
entwurfes befchloffenen Zufaß nicht anzunehmen. 


Die II. Kammer befrhloß indeß nunmehr, den Zufag zum Art. 9. in 
der von der I. Kammer vorgefblagenen Baflung anzunehmen. (Stenogr. 
Ber. der II. 8. 1348 Br. 5. S. 2895.) 

2 Das Nevifiond- Kollegium für L. K. S. bat (in dem Erk. v. 
21. Oft. 1851), mit Nüdflcht auf Art. 9. des Ergänz. Gef. v. 2. März 
1850 und 66. 86., 94. und 114. der Gem. Th. O., folgende Grundfäge 
mgenommen: 

a) Gin früher beſtehend geweſenes, im Wege der Separation abgeloöſtes Hü⸗ 
tunge:Redht int für noch beitehend anzufehen, wenn es fih um die Frage handelt, 
sb ein wechieljeitiges Dienitbarkeits - Berhältnig vorliegt 

b) Wenn die bäuerlichen Wirthe eines Dorfes die Grundflüde der Gutsherr⸗ 
Met behüten und ihre Grundftüde von der Qutsherrichaft behütet werden, fo find, 

der unter fämmtlihen bäuerlihen Wirthen beitehenden Hütungs⸗Genoſſenſchaft, 

nur biejenigen bäuerliden Wirthe als wecfelfeitige Hütungsberechtigte 
ınzuiehen, welche von der Gutsherrfchaft behütete Grunbitüde, nicht aber dies 
ſenigen, welde gar feine Grundftüde oder andere von der Gutsherrfhaft nicht 
behütete Grundſtücke beſitzen. (Prij. Samml. des Revif. Kolleg. S. 27, Nr. 15.) 


3) Bergl. vie Erläut. zum $. 66. der Gem. Th. O. (f. eben S. 93—94.) 


Zu $$. 87. uud 88. 


1) Unter dem Austrude: „Zuftand” im $. 87. ift die Beſchaffen⸗ 
it Des rundes und Bodens zur Zeit der Auseinanderfegung, nicht das 
t8verhältniß, in welchem er bißher benugt worten, — der RMechtszu⸗ 
Rand, — zu verfteben. Wenn mithin ein Aderland, eine Wiefe, ein Torf⸗ 
meor in Tem biöherigen Nechtöverhältniffe bloß behütet worden iſt und ei- 
neu geringeren Nutzen oder Ertrag gemäbrt hat, ald das Grundſtück nad 
feiner Beicyaffenheit zur Zeit der Auseinanterfegung jedem Befiger (6. 88.) 
yenähren fann, fo muß es nach tiefem böheren Werthe tem Eigenthümer 
Anſchlag gebracht und dem künftigen Annehmer in Anrechnung gebracht 
werten. Der Werth ver Hütungäberechtigung wird dem Berechtigten in 
das Eol haben (Kredit) und dem Cigenthümer in das Soll geben (Des 
bei) geſezt. (Bergl. Acta der Beh. Regiſtr. tes Staatsfanzleramtes, Regul. 
Se. 1. a. Vol. 5., u. Dönniges Landes. Kult.Gef. Br. 2. ©. 433). 

Vergl. vie Beflimmung des Art. 10. (Alin. 1.) des Ergäng. Bel. v. 
2 Mär, 1850, wonach dem Korft-Servitutberechtigten, unter den Voraus⸗ 
gungen res Art. 10. a. a. D., die Abfindung als Ader oder Wiefe, un« 
jer Serückſichtigung der erforterlichen Kulturkoften anzurechnen if. 

2) In Betreff der Nichtberückſichtigung unaufgededier Koblenlager (in 
ber Brovinz Sachſen) bei der Separation einer Feldmark, vergl. dad Erk. 
ed Revif.-Kolieg. für. 8. ©. v. 17. Mat 1850. Geitſchr. deſſelb. Br. 3. 
6. 86., f. unten zum $. 142, der Sem. Th. ©.) 


g* 
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3) Vergl. das Präj. des Renlfiond- Rollegiume fr L. K. S. v. 
9. Sept. 1853 zu 66. 91 u. 93. der Gem. Th. O. 

4) Ueber die Zuläfftgkeit von Abweichungen von dem GBrundfaße 
des $. 87. vergl. $. 10. der technifchen Inflrukt. der Negier. zu Gum⸗ 
binnen v. 1844. ©. 25. 


Zum $. 89 


1) Vergl. das Erf, des Nevif.-Kolleg. für &. 8. ©. v. 30. Eat 
1851. (Zeitfchr. deſſelb. Bd. 4. S. 401 ff., f. unten zu $$. 82. u. 171. der ®. 
v. 20. Juni 1817.) 

- 2) Ueber tie Crmittelung etwaniger Dängungß, Mergütungen 
vergl. die technifchen Inftruftionen der landwirthſchaſtl. aetgeil. der Re⸗ 
gier. zu Branffurt v. 24. März 1842, $. 137. ©. 301, desgl. der 
Gen. Kom. für vie Kurmark, 6. 49. ©. 59., ver Ben. Kom. zu Star⸗ 
gard v. 28. Dec. 1841, 6. 129. ©. 134, ver Regier. zu Gum bin nes 
v. 1844, 6. 45. ©. 137 u. der Gen. Kom. zu Münfter v. 1844, $f. 
106.—110. ©. 70 ff. 


Zum $. 9. 


Ueber die Art ver Veranfchlagung der Entfernungstoften bei Umlegung 


von Grundftuͤcken, vergl.: 


a) den Entwurf einer Inftruftion, nach welcher die Abfchäbungsprinzipien bes 
fimmt werben follen. Berlin 1815, S. 22. €. 45. 


b) die technifchen Inftruftionen der landwirth. Abth. der Regier. zu Brank | 


furt v. 24. Märı 1842, $. 42. ©. 88, der Gen. Kom. gu Breslau v. 1846, 
e Ha 8. 135., der Ben. Kom. zu Stargard v. 28. Dec. 1841, 57, 


Zu SS. 91. und 93. 


Durch den Maffivumbau eines, zur Zeit der Verleihung der Bauholz 
gerechtfame, in Fachwerk errichtet gerwefenen Gebäudes geht der Berechtigte 
zwar des Mechtes auf freie Verabreichung des zum Fachwerksbau erforter 
lihen Bau» und Meparaturholzes ohne Weiteres nicht verluftig; bei ver 
Abloͤſung der Bauholzgerechtfame aber iſt der Werth derfelben nur nad 
dem Holzbedürfniſſe für den zur Zeit der Auseinanderfegung noch beſtehen⸗ 
den Maſſivbau zu ermitteln. 

Angenommen von dem Nevifiond- Kollegium für 2.8.6. in dem 
(noch nicht veröffentlichten) Erf. v. 9. Sept. 1853. 

Die Gründe gehen davon aus, daß eine zur Nothdurft eingeräumde 
Bauholzgerechtfame auf das Beduͤrfniß des begünftigten Grundſtückes ein 
gefhränft fei (U. &.R. I. 22. 6. 203.) und daß daher, fo lange vie ww 


— 


fprünglih in Fachbau errichteten Gebaͤude, zu denen dad bendthigte He | 


unentgelblich verabreicht werben muß, maſſiv erbaut find, der Waldeigew 
thümer nur zur Gewährung des bei viefer Bauart erforderlichen Holy 
verbunden ſei. Hieraus folge, daß bei der Aufhebung der Bauholzgerech⸗ 
fame nicht ein Zufland fingirt werden dürfe, bei deſſen Borausfegung Yet 
Umfang der Verpflichtung des Walteigentbümerd gegen denjenigen Um 
fang erhöht werden würde, in welchem er feit einer Reihe von Jahren die 
Servitut nur zu dulden gehabt habe und vorausfichtlid auch in Zukunft 
nur zu ertragen baben würde. Die Veranfchlagung nah dem fräher be 
flandenen weiteren Umfange der Servitut würde gegen das Prinzip ver 
flogen, daß die für die Aufhebung eines Dienftbarkeitsrechts zu geroährente 
Entſchaͤdigung nicht höher, al8 der Nugungsertrag der Seryitut fein duͤrfe. 
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(Dem. Th. D. 66. 56., 77.b., 83., 94., 116., 120., 142. u. Ergänz. Gef. 
. 6. u. 9. in fine). Ueberdieß ergebe fich die Nichtigkeit der Entſchei⸗ 
bung aus den pofltiven Beflimmungen der $$. 91. u. 93. der Gem. Th. O., 
im Berbintung mit $. 87. a. a. D., welche letztere DVorfchrift auch auf 
Dienſtbarkeitsberechtigungen analoge Anwendung finte, wogegen die Vor⸗ 
ſchrift des F. 132. a. a. O. audtrüdlih ald eine Ausnabme von jener 
Regel bezeichnet werte. 


Zum $. 9, 


Der $. 94. ift durch den Art. 9. des Ergänz. Gef. v. 2. März 18501) 
uuigebeb en. 
ergl. die Entſtehungsgeſchichte tes Art. 9. a.a. O. und die Er⸗ 
Iäut. der F F. 86. u. 94. ter Gem. Th. O. zum $. 86. (f. oben ©. 104. ff.) 
2) Vergl. die Erläut. zum $. 114. der Gem. Th. O. (f. unten.) 


Zu 6$. 95., 96., 98, — 100. 

1) Bergl.: 

a) in Betreff ver liebernahme der Wege- und Brüdenbaulaft von Sei⸗ 
ten der vom Domainen⸗Fiskus mit Land abzufintenden Servitutberech- 
tigten, das C. M. res Min. des K. Haufes v. 9. April 1838 2) Gorni's 
Zeitfehr. Br. 1. ©. 438); 

b) in Betreff des Verfahrens bei Verlegung und Verbreiterung der 
Bege bei läntlichen Auseinanterfegungen, tad R. ter Min. d. F. u. des 
% 9». 19. März 1843.) (Min. Bl. d. i. ®. 1843. ©. 128. Nr. 165.); 

e) in Betreff der Aufbringung ter Ausgaben für Gränzfteine, neue 
Ber, Triften, Entwaͤſſerungs⸗ und Oränzgräben bei Gemeinpeitötbeilungen 
m Allgemeinen, beſonders auch Seitens der dabei betheiligten Kirchen, 
Barren und Schulen, vie C. N. ter Min. des I. u. ter geiftl. ıc. Ang. 
F Sunl 1842 *) u. 31. Aug. 1842. 5) (Min. Bl. d. i. V. 1842, ©. 226 
8. 346) 

2) Leber die in der Praris, fo wie in judicando bezüglich dieſer Mas 
erle angenommenen und vielfach zur Geltung gefommenen Grundſaͤtze iſt 
Felgendes zu bemerken. 

6. 95. iſt nur von ſolchen Wegen (Fußſteigen und Triften) vie 
Rere, welche als Zugänge zu den neuen Abfindungsplänen nöthig find, 
md teren Nupbarkeit bedingen; von Planmwegen, — im Gegenfahe zu 
ren Kommunikationswegen (durch welche vie Serbindung, zwifchen verfchte» 
denen Ortfchaften hergeftellt wird), reſp. Landſtraßen. Obwohl die Kom⸗ 
munifationswege und Landſtraßen an fich nicht Begenfland des Separa- 
isndplanes find, fo bietet vie eingeleitete Gemeinheitstheilung doch häufig 
Me Gelegenheit dar, oder fie ift die lirfache und Veranlaſſung zur Um⸗ 
ud Geradelegung oder Verbreiterung, überhaupt zur befferen Einrichtung 
ve Kommunikationswege und Landſttaßen, welche die Feldmark, melche Ge⸗ 
vnfand einer Separation iſt, durchſchneiden, weshalb in viefer Beziehung 
Me Randeöpolizeibehörde, und zwar turch ven Landrath, ald commissarius 

uns der Megierung, Mittheilung erhalten und zugezogen werden muß, 
senn fehon die Gen.-Rommifflonen, beziebungsweife vie landwirthſchaftl 
den Spruch⸗Kollegien, und in zweiter und letzter Inflanz das Meviflond« 
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3) Deral. das Präj. ves Reotfiond- Koleglume fr L. K. S. v. 
9. Sept. 1853 zu 66. 91 u. 93. der Gem. Th. 0. 

- 4) Ueber die Zuläffigfeit von Abweichungen von dem Grundfaße 
des F. 87. vergl. F. 10. der technifchen Inftruft. ter Negier. zu Gum⸗ 
binnen v. 1844. ©. 25. 


Zum $. 89, 


1) Vergl. das Erf, des Reviſ.⸗Kolleg. für L. 8. ©. v. 30. Eat 
1851. (Zeitfchr. deſſelb. Br. 4. S. 401 ff., f. unten zu $$. 82. m. 171. der ©. 
v. 20. Juni 1817.) 

- 2) lieber tie Grmittelung etwaniger Düngungds Bergätungen 
vergl. die technifchen Inſtruktionen der Tantwirtbfchajtl. Abtheil. der Re⸗ 
gier. zu Sranffurt v. 24. März 1842, $. 137. ©. 301, desgl. der 
Gen. Kom. für vie Kurmark, 6. 49. ©. 59., der Ben. Kom. zu Stars 
gard v. 28. Dec. 1841, $. 129. ©. 134, der Regier. zu Gumbinnes 
v. 1844, $. 45. ©. 137 u. der Ben. Kom. zu Münfter v. 1844, If. 
106.—110. ©. 70 ff. 


Zum $. 90. 


Ueber die Art ver Beranfchlagung der Entfernungskoften bei Umlegung 
von Srundftüden, vergl.: 

a) den Entwurf einer Inftruftion, nach welcher die Abſchaͤtzuugsprinzipien bes 
ſtimmt werben follen. Berlin 1815, ©. 22. $. 45. 

b) die technifchen Inſtruktionen der landwirth. Abth. der Regier. zu Brask 
furt v. 24. März 1842, 8. 42. ©. 88, der Gen. Kom. gu Breslan v. IM, 
8 m, 8. 135., der Gen. Kom. zu Stargard v. 8. Dec. 1841, 57, 


Zu SS. 91. und 93. 


Durch den Maffivumbau eines, zur Zeit der Verleihung der Bauhoh⸗ 
gerechtfante, in Fachwerk errichtet gewefenen Gebäudes geht der Berechtige 


zwar tes Rechtes auf freie Verabreichung des zum Fachwerksbau erforter — 


lihen Bau» und Meparaturholzes ohne Weiteres nicht verluftig; bei de 


Ablöfung der Bauholzgerechtfame aber ift der Werth derfelben nur mad : 
dem Holzbedärfnijfe für ten zur Zeit der Auseinanderfegung noch beficher - 


den Maſſivbau zu ermitteln. 


Angenommen von tem Revifiond-Rollegium für 2..R. ©. inten | 


(noch nicht veröffentlichten) Erk. v. 9. Sept. 1853. 


Die Gründe gehen davon aus, daß eine zur Nothdurft eingerkume | 


Bauholsgerechtfame auf das Bedürfniß des begünftigten Grundflüdes die 
geichränft fei (A. L. R. I. 22. ©. 203.) und daß daher, fo lange Die w 
fpränglich in Fachbau errichteten Gebäute, zu denen das bendtbigte Heh 
unentgelvlich verabreicht werden muß, maffiv erbaut find, der Waldeigen 
thümer nur zur Gewährung des bei dieſer Bauart erforderlichen Hold 


verbunden fe. Hieraus folge, Daß bei der Aufhebung der Bauholzgerei v 


fame nicht ein Zuftand fingirt werden dürfe, bei deffen Borausfegung de 
Umfang der Verpflichtung des Walteigenthümerd gegen denjenigen Im 
fang erhöht werten würde, in welchem er feit einer Reihe von Jahren DE 
Servitut nur zu dulden gehabt habe und vorausfichtlih auch in Zukunft 
nur zu ertragen haben würde. Die Veranfchlagung nach dem früher ir 
Randenen weiteren Umfange der Servitut würde gegen das Prinzip ver 
ſtoßen, daß die für die Aufhebung eines Dienfibarkeitsrechts zu gemährent 
Entſchaͤdigung nicht höher, als der Nupungsertrag der Serpitut fein duͤrfe. 
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(Gem. Tb. D. 66. 56., 77. b., 83., 94., 116., 120., 142. u. Ergänz. Gef. 
Art. 6. u. 9. in fine). Ueberdieß ergebe fich tie Nichtigkeit der Entſchei⸗ 
tung aus den pofltiven Beſtimmungen ver 66. 91. u. 93. ver Gem. Th. O., 
in Berbindung mit $. 87. a. a. O., welche letztere DBorfchrift auch auf 
Dienftbarfeitsberechtigungen analoge Anwendung finte, wogegen die Bor» 
ſchrift des $. 132. a. a. O. ausdrücklich als eine Ausnahme von jener 
Regel bezeichnet werde. 


Zum $. 94. 


läut. ver 66. 86. u. 94. ver Gem. Tb. O. zum G. 86. (1. oben S. 104. ff.) 
2) Vergl. vie Erläut. zum $. 114. der Gem. Tb. O. (f. unten.) 


Zu 65. 95., 96., 98. — 100. 


1) Vergl.: 

a) in Betreff der Uebernahme der Wege⸗ und Brückenbaulaſt von Sei⸗ 
ten der vom Domainen⸗Fiskus mit Land abzufindenden Servitutberech⸗ 
tigten, ta8 6. R. des Min. res K. Haufes v. 9. April 1838 2) Gorni's 
Zeitfchr. Br. 1. S. 428); 

b) in Betreff des Verfahrens bei Werlegung und MBerbreiterung der 
Wege bei Tändlichen Auseinanterfegungen, das MR. ver Min. d. F. u. des 
3. 9. 19. März 1843.) (Min. Bl d. i. B. 1833. ©. 128. Nr. 165.); 

c) in Betreff ter Aufbringung ter Ausgaben für Oränzfteine, neue 
Degen Triften, Entwaͤſſerungs⸗ und Gränzgräben bei Semeinpeitötheilungen 
im Allgemeinen, befonters auch Seitens der dabei betheiligten Kirchen, 
Pfarren und Schulen, die C. N. ter Min. des I. u. ver geiftl. sc. Ang. 
F Sun 1842 *) u. 31. Aug. 1842. 5) (Min. Bl. d. i V. 1842, ©. 226 
u. S. 336) 

2) Ueber vie in der Praxis, fo wie in judieando bezüglich dieſer Ma⸗ 
terie angenommenen und vielfach zur Geltung gefommenen Grundfäge ift 
Folgendes zu bemerken. 

Im 6. 95. ik nur von folhen Wegen (Bußfteigen und Triften) die 
Rede, welche als Zugänge zu den neuen Abfindungsplänen nöthig find, 
und deren Nupbarkeit betingen,; von Planwegen, — im Gegenfage zu 
ten Rommuntfationdwegen (durch welche vie Gerbinbung zioifihen verſchie⸗ 
denen Ortſchaften hergeſtellt wird), reſp. Landſtraßen. Obwohl die Kom⸗ 
munikationswege und Landſtraßen an ſich nicht Gegenſtand des Separa⸗ 
tionsplanes find, fo bietet die eingeleitete Gemeinheitstheilung doch haͤufig 
die Gelegenheit dar, oder fie ift die Urſache und Deranlaffung zur Um⸗ 
und Geradelegung oder Berbreiterung, überhaupt zur befferen Einrichtung 
der Kommunikationswege und Landftraßen, welche die Feldmark, welche Ge⸗ 

nd einer Separation iſt, durchſchneiden, weshalb in Tiefer Beziehung 
die Landespolizeibehärde, und zwar durch Ten Lantrath, als commissarius 
perpetuus der Megierung, Mittbeilung erhalten und zugezogen werden mudr 
wenn ſchon die Gen.⸗Kommiſſtonen, beziehungsweife die landwirthſchaftli⸗ 
then SprucheKollegien, und in zweiter und letzter Inftanz das Reviſtons⸗ 


2) Bergl. In OEd. I. ©. 357 
3) a. a. ©. 6. 358-359 
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Zum $. 100. 


1) Das R. des Min. des I. v. 10. Oft. 1834 an die Gen. Komm. 
zu Berlin bemerft, daß weder tie Separationd=Intereffenten als folde, 
noch der Schullchrer als Nießbraucher, fondern die Schulforietät vie Ver⸗ 
pflichtung habe, das Gartenland des Schullehrerd einzuhegen, voraußgefcht, 
daß Tas Gehege nötbig ſei; ter Schullebrer müſſe Dagegen für rTie Unter : 
haltung ter Einhegung forgen. (Acta des Min. des I. Regul. Gen. Rr. 46. | 
Vol. 3. u. Dönniges Landes: Kult. Gef. Br. 2. ©. 436.) 

2) Die Gen. Kom. zu Berlin führt (in ven Befcheite v. 1. Mäy 
1839) aus, daß Einhegungen ter Landesabfintungen der Küſtereien und 
Schulftellen, wenn dieſe Separationd = Intereffenten find, auf Koften fämmt 
licher Separationd-Intereffenten, alfo einfchlieglich der Küftereien 
und Schulftellen felbft, nur verlangt werden fünnen, wenn über die Abſu- 
dungen weg, oder dabei vorbei, fchmale Triften vorbehalten werden müflen, . 
auf welchen die Hirten das Vieh nicht zufammenhalten Eönnen. (Gent. . 
für Preuß. Sur. 1843 ©. 613 ff.) 

3) Vergl. Landes» Kult. Ev. v. 14. Sept. 1811. $. 18., Gem. 36.0, , 
F. 187. und Beld- Pol. Ordn. v. 1. Nov. 1847 66. 23ff. . 


Zu 88. 101. umd 102. 


I. Die Beflimmungen der 66. 101. und 102. der Gem. Th. D. über 
die Dotation der Landfchullehrerftellen grünten fih auf Vie K. O. 
v. 28. Sept. 1810 1) und 5. Nov. 1812 2) (®. ©. 1812 ©. 194), me : 
nach die Lantfchullehrer bei vorfommenten Gemeinheitötheilungen das " 
Erzeugung ihres Gemüfeberarfd und zur Ernährung einer Kuh nörhige | 
Land in der Kurs und Neumark, forte in Bonmmern und Schlefien, mi : 
einem bis zwei Magdeburgifchen Morgen, in Weft- und Oftpreufen um 
Litthauen mit einem Kulmifchen Morgen guten Landes, in fchlechtem Bes 
den aber verhäftnigmäßig mehr angewieſen erhalten follen. 

In dem Ed. zur VBeförberung der Landfultur v. 14. Sept. 1811 ®) 
(G. ©. 1814 ©. 300) $. 44. find tie Auseinanderſetzungsbehörden umb 
teren Abgeordnete, Schiedörichter und Kreiöverordnnete angemwiefen, befonder# 
an Orten, mo die Schullehrer fehlecht dotirt find, die Gemeinden bei Ge 
meinheitötheilungen oder Regulirung der gutSherrlich-bäuerlichen Verhaͤltniſſe 
zu ermahnen, daß ſie felbigen ein bequem gelegenes Stud Aderland zu 
einem Garten abtreten. In Beziehung auf tiefe letztere Beftimmung, welche 
von einigen Seiten ber fo ausgelegt worten, als hänge die Anmeifung ger 
wiffermaafen von der Willkühr der Kommunen ab, ift in ver K. O. v. 
5. Nov. 1812 der Staatöfanzler angewiefen worden, dafür zu forgen, Taf 
in die Fünftige Gem. Ib. O die Durch tiefe K. DO. angeordnete, auf vie 
Berbefferung der Verhältniffe des Landfchullehrerftandes abzweckende Bes 
flimmung aufgenommen werte. 

Es findet fomit die Beflimmung des $. 44. des Landed- Kultur» Er. 
binfichtlich der Bemeinheitstheilungen Feine weitere Anwendun 

I, Ueber die Auslegung ver $6. 101, und 102. find meßrface 
Bedenken und Kontroverfen entflanden, deren bier fpeziel zu gedenken if. 

1) Muß in dem Falle, wenn in einem Orte zwei Schulen vorhanden 
find, die bei Gelegenheit einer Gemeinheitstheilung auszumweifende Dotatiom 
beiden gewährt werten? 


— ey 2 


1) Bergl. in Br. I. ©. 360. 
2) a. a. D. ©. 360. 
3) Bergl. in Bo. L ©, 98. 
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Es verneint dad Spruch⸗Kollegium für tie landwirthſchaftl. 
tg. im Reg. Bez. Danzig In dem Erf. v. 29. Juli 1846, well: 

ı zweiten (fatholifchen) Schullehrer nach feiner Vokation Feine Grundſtücks⸗ 
mug, noch eine Weide⸗ oder andere Grundgerechtigfeit auf ter Feldmark, desgl. 
b Sein Rauchfutter von der Dorffchaft auflehe, mitbin das Reale fehle, in deſſen 
ie eine Abfintung gefordert werben könnte; es ſich bier auch um feine Schuls 
le im Sinne des $. 101. der Gem. Th. D. handle, indem tie in Rede flehende 
: ber Fathelifchen Organiftenftelle verbunden fei und tiefe Lie Haupteinnahme 
näßee, durch deren Betrag, in Verbindung mit den Intraden bes Schulamtes, 
Etelle gehörig dotirt erfheine; endlich aber die evangelifche Schulflelle von 
Gemeinheitstheilungs:Intereffenten, deren Mehrzahl zur evangeliſchen Schuls 
etät geböre, eine nach $. 101. a. a. O. bemeflene Dotation bereitd empfangen 
e. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 2. S. 175—176.) 


Dagegen bejahen: 
a) Die Miniſterien des I. und der geiftl., U. u. Med. Ang. in 
ı (nicht veröffentlichten) Neffe. v. 16. Juli 1830 an die Meg. zu Mas 
siwerter und v. 24. Dec. 1831 an tie Gen. Kom. zu Stendal, wies 
bi in dem letzteren Valle das eigenthümliche Verhaͤltniß vorlag, daß ver 
terricht ter Eatholifchen Kinder des Ortes und mehrerer umliegenden 
tffchaften ehedem von den jüngſten Konventualen eines fäfulariftrten 
Merb Geforgt werden mußte, Fiskus fpäterhin tie Verpflichtung zur Un⸗ 
yaltung des Fatholifchen Schullehrerd bei ter Domainen» Verwaltung 
mommen und bis auf die neuefte Zeit erfüllt hatte, dem Lehrer aber 
ber Land, noch eine Weitegerechtfame auf ter Feldmark ausgeſetzt war !). 
titſchr. des Revif. Kolleg. Bd. 2. S. 176 — 177 u. Dönniges Landes: Kult. 
L Wr. 2. €. 438.) 

Denfelben Gruntfag bat das Min. des J. in dem (nicht veröffent 
ten) R. v. 4. Oft. 1837 an die Gen. Kom. zu Soldin angenommen. 
önuige®s a. a. D.)?®) 

b) Die Gen. Kom. zu Breslau (Datum der Entfcheidung konſtirt 
pe), weil der $. 101. ter Sem. SH. D. nicht den Schulfocietätd - Mit« 
dern, fondern, ganz unabhängig von diefem Societaͤts⸗-Verhaͤltniſſe, ven 
meinheitötbeilungs » Interefjenten die Verpflichtung zur Dotirung der Orts» 
ale auflege, wobei es auf ein Konfeffiondverhältnih gar nicht meiter ans 
men koͤnne. (Forni's Zeitfekr. Br. 1. S. 654— 609.) 

2 Das Des ifiond-Rollegium für & 8. S. welches (in den Erk. 
18. Juni 1846 und v. 17. Ian. 1851) den Gruntfag ausgeſprochen 
„ daß, wenn in einem Orte zwei Schulen beftehen, beide die gefegliche 
sation des $. 101 der Sen. Th. DO. erhalten müflen, und zwar von 
m Separationd» Interefienten ohne Rüdficht darauf, zu welcher von bei⸗ 
ı Schulen fie gewiefen ſind. | 

Die Gründe führen aus: 

Der $. 101. der Gem. Th. D. mache es nicht zur unerläßlichen Bedingung 
Detation, daß der Schullehrerftelle eine Weideberechtigung auf der Dorfsfelds 


1) Das R. nahm fogar an, daß Fein Grund vorliege, dem Fiskus bie Do: 
len zur Laſt zu legen. 

2) Dagegen haben die Min. des J. u. der geiftl. U. u. Med. Ang. in dem 
icht entlichten) R. v. 16. Juli 1830 an die Gen. Kom. zu Breslau von 
Dotirung ber, neben einer evangelifchen beftehenden, Fatholifchen Schule ledig⸗ 
‚deshalb Abfkand genommen, weil dieſe legtere nicht fowchl für die vorhans 
ven wenigen, zum Theil nicht einmal anfäßigen Fathelifhen Cinwohner, fondern 
e zwei Nachbarbörfer, welche ſolche auch allein unterhalten hatten, beflimmt, 
N u Seine DrtssSchullehrerftelle war, (Zeitfche. des Revif. Kolleg. Bd. 2, 
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marf zuſtehe; die Dotation Tolle auch keineswegs als noRnbung für eine vorhau: 
dene Berechtigung gelten, und überall nur dann (nach $. 102.) nicht einireten, 
wenn mit der Stelle eine Weiteberechtigung von größerem Umfange verbunden iR, 
als der $. 101. beflimmt. Die 8. D. v. 28. Sept. 1810 und v. 3. Nor. 1811, 
fowie ter 8. 44. tes LandessKult. Er. v. 14. Sept. 1811 ergäben den Zwed 
der Anordnung des $. 101. a.a. D. und taf es mithin feines Meale bebärfe, ax 
deſſen Stelle tie Dotation treten fol; auch könne nicht angenemmen werben, dal 
eine katholiſche Schule anderer Art fei, als der $. 101. vorausfepe. Gbenfe 
wenig fomme es darauf an, ob die betr. Schule bereits auf andere Weiſe ein aus: 
reichendes Binfommen gewähre. (Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Br. 2. &. 17 
bie 182 u. Präj. Samml. deſſelb. S. 26, Nr. 12.) 


d) Das Ob. Trib. (in dem Erf. v. 22. Nov. 1848), indem es be 
merkt: 

Das Geſetz erforbere keinesweges, daß die zu dotirende Schulſtelle 
Mitintereſſent bei ber Gemeinheitstheilung fei, alfo bereits Grundbeſißz und 
recht babe. Der Zwed des $. 101. der Gem. Th. D. ſei Iediglich die ansfümm 
liche Dotirung der Schullehrer:Stellen, welcher die gut dotirten einfchließe. Wenn 
gleich der $. 101. vwerausfege, dag nur eine SchullehrersGtelle vorhanden fei, fe 
müſſe er doch, feinem Zwede nah, auf fämmtliche vorhandene Schullegen 
Stellen Anwendung finten, zumal die mehrerer Schulen gleichberechtiget felen u 
durch Theilung der Abfintung eine binlängliche Dottrung nicht erreicht werben 
würde. Endlich fei die Konfefficn der Befiger, ver Ländereien, welche die Dotizung 
bergeben follen, unerheblich, da das Geſetz die Dotirung der Schulen nicht ven 
dem Blaubensbefenntniffe der Interefienten abhängig mache: auch bie Dotran 
ra son F Fchal-Soletat gegeben werde. (Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 


2) Inwiefern find folhe Schulfehrerftellen zu berädfichtigen, welde 
noch nicht errichtet worden find? 

Das Min. des I. Hai in ven R. v. 3. u. 11. Behr. 1823 1) Koch't 
Agrargef. 4. Aufl. S. 165) und v. 17. Juli 1822°) (a. a. D. ©. 164) au 
genommen, daß, fo lange nicht feftfteht, daß an einem beftimmten Dr 
eine befondere Schulftelle errichtet werden fol, die Gemeinde nicht ger 

wungen werben Fann, für deren Dotation bei Bemeinheitötheilungen im 
—8B zu forgen, was indeß nicht ausſchließt, die Zurückbehaltung eine 
angemeffenen Stüdes Land dazu gütlich zu vermitteln, woranf die Rom 
miffarien hinwirken follen. 

Von gleicher Anficht geht das (nicht veröffentlichte) R. der Win. ver 
geiſtl, U. u. Med. Ang. u. des 3. v. 16. Juli 1830 an vie Meg. zu Me 
rienwerder (Dduniges a. a. D. ©. 438) aus. 

3) In Betreff der Brage: von mem die Dotation zu gewähren fell 
find gleichfalls Bedenken entflanden. 

a) Das Min. des I. hat in dem R. v. 17. Juli 1822 2) (KR och’ 8 Agem 
gef., 4. Aufl. ©. 164) und v. 12. Nov. 1824 *) (a. a. O. S. 167) vie An⸗ 
ficht ausgefprochen, daß die Dotation lediglich eine Lafl der Dorf⸗ 
gemeinden und daß Insbefonvere die Gutsherrſchaft Beiträge dazu p 
leiften nicht verbunden fei. Dies Prinzip erhielten andy die (nicht verdf- 
fentlichten) R. v. 25. Ian. 1834 und 27. Juli 1831 (Ieltfchr. des Reif 
Kolleg. Bd. 2. ©. 183) aufrecht, in deren 

u) erfterem die anfragente Behorde beſchieden ift, daß „die Abfinbung 


nf " M 


Ar - nsaanrvaenm” 


1 ou 0 


tes Schullehrerd ver Dorfgemeinne als eine, die beſtehende Gemeinheit ber “ 





1) Bergl. in Br. I. ©. 361—362. 
2) a. a. O. S. 360—361. 

3) Vergl. in Br. I. ©. 360—361. 
4) a. a. O. ©. 361. 
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reffende Socierätslaft auferlegt fei und demgeniͤß alle Gemeindeglieder, 
aöhefondere auch die f. g. kleinen Leute nach Verhältniß ihrer, in der Ge⸗ 
acinheit beſindlichen Grundſtuͤcke dazu beitragen müßten, wobei es ſich in= 
eß von ſelbſt verſtehe, daß tie biſher ſchon privativ beſeſſenen Gaͤrten 
ut mit in Anſchlag gebracht werden koͤnnten;“ während 

ß) in vem zweiten bemerflich gemacht wird: daß „Lie Dotation ledig⸗ 
li von tenen aufzubringen fei, welchen die Verpflichtung zum Unterhalt 
des Schullehrers obliege; dies könne aber nach $. 24. A. 2. R. Il. 12. 
zat nachdem die Beftimmung des $. 33. a. a. O. mit Aufhebung der Erbe 
entertbänigfeit weggefallen, von der Butöherrfchaft nicht behauptet werben.“ 

Dagegen ift fpäterbin in judicando, von diefen Anfichten abweichend, 
Ingenommen worden, daß die Dotation nicht von den zur Schule gefchla= 
zenen Wirthen und Bemeinten, fondern von denjenigen Verfonen aufzu⸗ 
bringen fei, welche Antheil an der Feldmark des Ortes haben, wo ſich die 
m betizente Schule befindet, und daß die Separationd » Intereffenten dazu 
sach Verhaͤltniß dieſes Antbeild beizutragen verpflichtet feien !). 

Es bat inäbefondere: 

a) Die Ben. Kom. zu Breslau in dem von dem Min. des J. 
mierm 7. Juli 1837 beflätigten Beſcheide v. 21. März 1837 diefe Anficht 
mögefprochen; denn tie Ortögemelnte, von ter tie PDotation zu leiften 
d, werde, nach ©. 18. A. L. R. 11. 7., von ten Befitern der in einem 
Dasfe oder deſſen Feldmark gelegenen bäuerlichen Grundſtücke gebildet. 
Koch's Schleſ. Ar. Br. 2. ©. 209 — 210.) 

8) Das in der Rekurs⸗Inſtanz unterm 25. Jan. 1841 beflätigte Erf. 
die betr. Sen. Kom. konſtirt nicht) führt aus, daß fämmtliche Ins 
ereffenten des Separationsgeſchäftes, einfchlieglih tes Domai⸗ 
en⸗Fiſskas als Gutsherrſchaft, zur Hergabe der Dotation verpflichtet 
den. Denu: 

Die Sem. Th. D. fpreche nicht geradezu aus, wer die Dotation zu leiflen 
abe, ſondern nur, Laß folche bei der erfien auf einer Dorfsfeldmarf eintretenden 
Bemeinheltötheilung gewährt werden folle; allein eben hieraus, fowie daraus, daß 
w Balle der Dotation tie der Schuiftelle bisher zuftäntig geweſene Weideberech⸗ 

auf den Grundſtücken der Dorfgemeinde aufhören und mithin ber darauf 

e Theil der gefammten zu thellenden Weidemaſſe zuwachſen folle, ſowie 
a& ans $. 102., folge, daß die betreffende Berbindlichkeit nicht einer einzelnen 
Nafe, feudern der Befammtheit ber SemeinheitstheifungssIntereffene 
en bergeftalt habe auferlegt werden follen, bag die Dotation vorweg ans ber zn 
hellenden Naſſe gewährt und eben beshalb nach Verhältniß der Theilncehmunge: 
shte von den Semeinheitstheilungssintereifenten aufgebracht werden müfle. 


Sodann wird ausgeführt, daß die gefehlichen Vorfchriften wegen Unter- 
eltang der Schulen und Schullehrer dem nicht entgegenflehen, und daß 
nöbefondere vie Verpflichtung des Domainen⸗Fiskus aus der K. OD. 
. 28, Sept. 1810 erhelle. (Beitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 2. S. 184-190.) 

b) Die Frage: ob tie benachbarten, zur Schule gewiefenen Gemein- 
en verpflichtet find, zu der Dotation beiguitagen? ift verneint worten: 

a) von tem Min. des I. in vem R. v. 5. Juni 1823?) (Koch's 
Igargel., 4. Aufl. ©. 165) und 

P) von der Gen. Kom. zu Breslau In dem, in der Rekurs⸗Inſtanz 
om dem Win. d. J. unterm 7. Juli 1837 beflätigten, Beſcheide v. 21. März 
837; denn das Gefeg lege die Verpflichtung Tediglich der Dorfgemeinde 


1) Das R. des Min. der geiftl. sc. Ang. v. 25. Juni 1831 (f. in Br. I. 
5. 363—364) disponirt über die Repartitionss®runpfäge, nach welchen bie 
detatien von den betreff. Interefienten zu gewähren. 

"2) Bergl. in Bd. I. ©. 362. 
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mark zuſtehe; die Dotation folle auch leineswegs als — für eine verhan⸗ 
dene Berechtigung gelten, und überall nur dann (nach $. 102.) nicht ein 
wenn mit der Stelle eine Weiteberechtigung von größerem Umfange verbunden 
als der 8. 101. beſtimmt. Die K. D. v. 28. Sept. 1810 unt v. 3. Nov. 1011, 
fowie der $. 44. bes Landes-Kult. Er. v. 14. Sept. 1811 äben den Zwed 
der Anordnung des $. 101. a. a. D. und daß es mithin Feines Keale bebärfe, au 
defien Stelle die Dotation treten foll; auch könne nicht angenommen werben, bej 
eine Fatholifche Schule anderer Art fei, als der $. 101. vorausfepe. Ehen 
wentg fomme es darauf an, ob die betr. Schule bereits auf andere Welfe ein aus⸗ 
reichendes Binfommen gewähre. (Zeitſchr. bes Reviſ. Kolleg. Bd. 2. &. 177 
bie 182 u. Präj. Samml. deſſelb. S. 26, Nr. 12.) 


d) Das OH. Trib. (in dem Erf. u. 22. Nov. 1848), indem es be⸗ 
merkt: 

Das Geſetz erfortere keinesweges, daß bie zu dotirende Schulſtelle 
Mitintereſſent bei der Gemeinheitstheiluug ſei, alſo bereite Grundbeſih und 
recht habe. Der Zweck des 5. 101. der Gem. Th. O. ſei lediglich die ansfimm 
liche Dotirung der Schulfehrer:Steflen, welcher bie gut dotierten einfchließe. Wem 
gleich der $. 101. vorausſetze, tag nur eine Schullehrer-Gtelle vorhanden fet, fr 
müſſe er doch, feinen Zwede nah, auf ſämmtliche vorhandene Schullehen 
Gtellen Anwendung finren, zumal bie mehrerer Schulen gleichberechtiget ſeien much 
durch Theilung der Abfintung eine binlängliche Dottrung nicht erreicht werke 
würde. Endlich fei die Konfeſſion ber Befiger, der Ländereien, welche die Dotirch 
hergeben follen, unerheblih, da das Geſetz die Dotirung der Schulen widt zug 
dem Glaubensbefenntniffe der Intereffenten abhängig mache; auch die D 
Fa kon be Fol Societa gegeben werde. (Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Br 


2) Inwiefern find ſolche Schullehrerftellen zu berädfichtigen, weiße 
noch nicht errichtet worden find? 

Das Min. des I. bat in ven R. v. 3. u, 11. Febr. 1823 1) Kot 
Agrargef. 4. Aufl. ©. 165) und v. 17. Juli 1822?) (a. a. D. ©. 164) u 
genommen, daß, fo lange nicht feftfteht, daß an einem beftimmten Ork 
eine befondere Schulftelle errichtet werden fol, die Gemeinde nicht ges 
‚mungen werden fann, für deren Dotation bei Gemeinheitstheilungen tm 

oraus zu forgen, was indeß nicht ausfchließt, die Zuruckbehaltung call 
angemeffenen Stüdes Land dazu gütlich zu vermitteln, worauf die Ku) 
miffarten hinwirken follen. 

Von gleicher Anficht geht das (nicht veräffentlichte) R. der Min. we 
geiftl., U. u. Med. Ang. u. des 3. v. 16. Juli 1830 an die Meg. zu Re 
tienwerder (Dönniges a. a. D. ©. 438) aus. 

3) In Betreff ter Brage: von mem die Dotation zu gewähren fell 
find gleichfalls Bedenken entflanden. | 

a) Das Min. des I. bat in dem R. v. 17. Juli 1822 3) (Koch'o age 
gef., 4. Aufl. ©. 164) und v. 12. Nov. 1824 *) (a. a. D. &. 167) vie ie 
fiht außgefprochen, daß die Dotation lediglich eine Laſt der Darf 
gemeinden und daß inäbefondere die Butsherrfchaft Beiträge dazı pa 
leiften nicht verbunden fei. Dies Prinzip erhielten auch die (nicht verdb 
fentlichten) R. v. 25. Ian. 1834 und 27. Iuli 1831 (Ieltfchr. des Kerl 
Kolleg. Br. 2. ©. 183) aufrecht, in deren 

a) erflerem die anfragente Behoͤrde befchieden iſt, daß „die Abfintum 
tes Schullehrers der Dorfgemeinde als eine, die beftebende Gemeinheit fer 





1) Bergl. in Bb. I. S. 361—362. 
2) a. a. D. ©. 360-361. 

3) Bergl. in Bb. I. S. 360-361. 
3) a. a. O. S. 361. 
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es I.u.dergeiftl sc. Ang.v.4. u. 24. Juli 1839!) (Anu. Bd. 23. ©. 606) 
theilt nähere Inſtruktion für dad von den Kommiflarien in folchen Ballen 
a Interefie ter Dotation der Schulen zu beobachtende Verfahren. 

Die Sen. Kom. zu Breslau hat in dem unterm 15. Sept. 1837 
w tem Bin. tes 3. beflätigten Deltgeibe v. 19. Juni 1837 denfelben 
hkuntfap ausgeſprochen (Koch's Scief. Arch. Bb. 2. ©. 202). 

5) Ueber ven Zwed, vie Art und ten Umfang der zu gewährenten 
Ystarionn find folgente Grundſaͤtze aufgeftellt morten: ?) 

0) Das Min. des I. fpricht in dem R. v. 17. Juli 18223) (Rode 
grargef., 3. Aufl. S. 163) aus, daß die zu gemährende Fläche ich nach dem 
x ten perfönlichen Haushalt des Schullehrerd erforderlichen Berarf an 
Isutenfrüchten und an Butter für fein Vieh, mit Rückſicht auf die örtliche 
Wire Ted Bodens und teffen forgfältige Kultur, beflimme. 

b) Das M. des Min. des I. v. 8. Oft. 1841*) (Min. Br. d. i. V. 184 
. 292) fpricht aus, dag wenn die bisherige Dotation ter Stelle, ein« 
bließlich ter Miweide, bereits Ten Ertragẽswerth ter im $. 101. normirten 
station erreicht, es dabei lediglich fein Bewenden behalten fol. 

e) Bei ten Berathungen über die Landdotation, welche den Schulleh- 
un der, Seitens des Fiskus angelegten neuen Kolonien zu verwilligen ſei, 
at ſich das Staatd-Min. dahin geeinigt, daß den Schullehrern Über« 
aupt nur fo viel Land angemiefen werten koͤnne, als fle neben ihrer Haupt» 
Mimmung und ohne eine vollftindige Ackerwirthſchaft zu treiben, beitellen 
nd bewirthfchaften koͤnnten. — Nach dieſem Prinzip ift im Allgemeinen 
ne Flaͤche von drei Morgen für angemeſſen erachtet, dabei jedoch vorbe» 
slten, ven Schullehrern vorläufig noch eine mäßige Geld-Unterflügung aus 
satämitteln bis dahin zu gewähren, wo die neuen Gemeinden jene Geld» 
mie felbft würden beftteiten können. — Den betr. Negierungen iſt dem⸗ 
mwäß durch das (micht veröffentlichte) AR. des Min. ver geiftl. ıc. Ang. 
8. Okt. 1841 das Noͤthige eröffnet, fpäterhin aber Seitens des Min. 
8 Innern Durch Tas R.v.28. Jan. 18425) (Min. Bl. d. i. V. 1842, ©. 30) 
Häntert worden, 

5 jener Erlaß für Gemeinheitstheilungen zwar nicht maaßgebend fein felle, 

wegen des darin ausgeiprochenen allgemeinen Grundſatzes in fofern Beach⸗ 
mg verdiene, als foldyer auf derfelben Aniicht beruhe, aus welchen der $. 101. der 
em. Th. D. hervorgegangen ſei. Den Landfchulichrern folle Keine Gelegenheit 
s einer fürmlichen Feldwirthſchaft gegeben, fondern nur Gartenlaud und einige 
Rehhaltung gewährt werden. Zu dem Ende müſſe Lie Dotation in möglichfter 
löhe rer Schule liegen und aus folchem Lande beitehen, welches fich zur Gartens 
Mar eiguet. Auch werde unter folchen Borausfegungen eine Fläche von I—5 
Bergen genügen. Inden gehe die Abficht nicht dahin, die Abfindung ber bes 
tiis befler anegeattelen Lehrerfiellen auf jenes Minimum zu befchränfen, oder 
haen ſtatt der Landentichäbigung eine Mente au geben, vielmehr bewenbe es in 
AMlen dieſer Art bei 8. 102. der Sem. Th. D. und möge auch dann nur dahin 


1) a. 0. O. &. 364— 365. 

2) Ueber die tehnifhen Grundfäße für die Srmittelung der Abfindung 
ke die Schuflehrer» Stellen vergl. die technifchen Inftruft. der landwirthfchaftl. 
MG. der Regier. zu Frankfurt v. 24. März 1842, 8. 134., ©. 299, zu Gum⸗ 
innen v. 1544, 8. 29., ©. 83, der Gen. Kom. zu Münfter v. 1844, $$. 152 
de 154., ©. 97 fi. u. gu Stargard v. 28. Dec. 1841, 8. 83., S. O0 fl. — 
Die Abſindung iR möglichft in ter Nähe der Schule zu geben und es türfen bei 
kren Beranfchlagung Abzüge für Wirthichaftskoften, allein mit Ausnahme der in 
wbgerer Menge erforderlihen Saaten, nicht gemacht werben. 

3) Bergl. in Br. L. ©. 360-361. 

%) a. ca. D. ©. 367— 368. 

9) Bergl. in Br. I. ©. 368, 


— — — 
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gewirkt werten, tie Abfindung möglichd nahe und iu befierem Lande zu gewähren, 
foweit folches chne Beeinträchtigung anderer Intereſſenten angäuglich bleibe. 


Das N. tes Min. des K. Haufes v. 24. April 18431) (Win. U. 
d. i. V. 1543, S. 179), ſtellt gleiche Srundfähe für ven Ball auf, wo der 
Fiskus ſich in feiner Eigenfchaft als Gutoherr bewogen findet, Armere & 
meinten bei Gelegenheit von Separationen Behufs Beflerer Dottsung ihre 
Schullehrers zu unterftügen. 

d) Das R. des Min. des I. v. 17. Juli 1822) (Koch'e Agrergeſ. 
4. Aufl. ©. 164) geftattet, einen Theil ter Dotation, nicht aber die Ent. 
fhätigung für das etwanige Weiderecht oter für tie Strohlieferung 
in Wiefen zu gewähren. 

Indeß giebt das (nicht verdffentlichte) R. deſſelben Min. v. 26. We 
1833 (Tönniges Landes-Kult. Gef. Bd. 2. ©. 337) nach, mit einzuholente 
Zuflimmung des Min. ter geifll. Ang., eine andere Abfinpungsart dd 
die Land-Dotation feftzuftellen, im Falle vie Schullehrer-Stelle bereits mi 
angemefjenem Landbeſitze verfehen ift.®) 

e) Die Dotirung fann, mit Bewilligung ver Minifterien, ausnabmb 
weife auch in Rente gefchehen, wenn tie Ausſtattung in Land theils 
mit beſonderen Schwierigkeiten in Betreff der Lofalität verknüpft, theils 
Da Befte ter Schule weniger vortheilhaft, alß eine Nente- Dotation, 
würde. *) 
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Angenonmen von ter Gen. Kom. zu Breslau in dem (von den 


Min. des I. untern 7.«Juli 1837 beftätigten) Beſcheide v. 21. März 1897. 
(Koch's Schlef. Arch., Br. 2. S. 207 ff.) 

6) Die Verbintlichkeit zuc Gewährung der Dotation ift nicht varımd 
betingt, daß ter Schullehrer bisher fhon Hutungs⸗Berechtigter war. 

Angenommen von tem Min. des I. in tem M. v. 31. Juli 1823°) 
(Koch's Agrargeſ. 4. Aufl. S. 165), desgl. von dem Reviſiond Kolle⸗ 
gium für L. K. S. in dem Erk. v. 18. Juni 1847 (Beitfchr. deſſelb. Sb. 2 
©. 177 -178). 

7) Die Dotation muß ohne Nüdficht auf die fonftige Höhe det 
Dienfteinfommend der Schullebrer-Stelle gewährt werden. 

Angenommen von tem Min. der geiftl. ıc. Ang. in dem R. v. 5. 
Juni 1831) (Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 167), desſsgl. von dem tr» 
vifiond» Kollegium für L. K. ©. in tem Erf. v. 18, Juni 1887 
(Zeitfehr. deflelb. Bd. 2. ©. 176 -180), und von der Gen. Kom. zu Breb 
Iau in tem (von tem Min. des I. unterm 7. Juli 1837 beftätigten) Bes 
ſcheide v. 21. März 1837 (Koch's Schlef. Arc. Br. 2. ©. 206 ff.) 

Die (nicht veröffentlichten) Schreiben der Min. des I. und ter geil. 
x. Ang. v. 7., 21. u. 28. März 1831 nehmen an, daß zwar dem Bin 
der geiftl. sc. Ang. zuftehe, in einzelnen Faͤllen von der Dotation abp⸗ 
fteben; es dürfe aber eine Verzichtleiftung ohne Autorifation des Min. ver 
geiftl. 30. Ang., von den Gen.» Kommifftonen nicht angenommen weiden. 
(ARM. 1. 12. 8. 1., 9., 19. u. II. 11. 6%. 648., 663.) (Dduniget 
ER. ©. Br. 2. ©. 10). 


1) Vergl. in Bd. I. ©. 369. 

2) Vergl. in Bd. I. S. 360— 361. 

3) Bergl. übrigens tas R. des Min. des 3. v. 8. Olt. 1881 (f. in M. 1. 
©. 367), wenach tie Dotation überhaupt nicht gefordert werden fann, went 
die Schullebrerftelle bereits in ber im $. 101. normirten Höhe dotirt IR. 

4) Ueber tie Repartionsgrundfäse hierbei vergl. das R. des kin. der 
geifll. sc. Ang. v. 25. Juni 1831 (ſ. in Be. I. ©. 363—364). 

5) Veral. in Br. I. S. 362—363, 

6) Vergl. in Br. I. S. 363— 364. 
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8) Sogenannte Katecheten (Kinderlehrer) — in ten vormals Königl. 
kchfifchen Landestheilen — haben vie Dotation nicht zu fortern. 

Angenommen von tem Din. des I. in dem (nicht veröffentlichten) R. 
21. Sept. 1838 an die Meg. zu Merfeburg. (Beitfchr. des Reviſ. Kolleg. 
L2 €. 10-192). 

9) Den Separations« Intereffenten, welche nach $. 101. die Dotation 
‚ gewähren baben, liegt in diefer Eigenfchaft nicht ob, die — etwa 
ehaud erforverlihden — Gehege um den neuen Schulgarten her⸗ 
Weflen und zu unterhalten. Ebenſowenig Tann dies von dem früheren 
fe des Schullandes, von dem Schullehrer felbft aber wenigftens vie 
trichtung des Zauns nicht verlangt werden; fondern es ift dies eine 
u allen zur Schule gewiefenen Einwohnern zu erfüllenne gemeine Laſt, 
gegen der Lehrer die Unterhaltung der Verzäunung aus eigenen Mitteln 
: Beforgen bat. Daß die Separationd-Intereffenten zugleich die Schulge- 
einde bilden, Tann nicht ohne befontere Erörterung angenommen werden. 

Aagenommen, von dem Min. des I. in den (nicht veröffentlichten) 
. — gehn. 1823 und 10. Oft. 1837 (Zeitiche. des Kevif. Kolleg. Bd. 2 
‚ 194— 195). 

10) Ueber die Beichaffung des nad) Anweiſung der Totation der Schul⸗ 
Men etwa erforterlichen Scheunen⸗ oder Stallraumeß,) vergl. das C. 
. der Meg. zu Frankfurt v. 20. Dec. 1842 und die tarauf bezüglichen R. 
U Din. —8* J. v. 8. Febr. u. 17. Oft. 1843.2) (Min. Bl. d. i. V. 1843, 
‚40 u. . 

11) Ueber die Frage der Grunpfteuerpflichtigkeit der Schuldota- 
‚B dereien find folgende Beftimmungen ergangen: 

a) Dad M. red Min. tes I. v. 31. Juli 18232) (Koch's Agrargef., 
Auf. ©. 165) fpricht aus, Taf tie Nichtverpflichtung zur Entrichtung der 
qumdbflener von dergl. Ländereien aus den $$. 147. u. 156. der Gem. Th. 


. folge. 

ia Dagegen äntert das R. deſſelben Min. v. 10. Sept. 1824 *) (a. a. 
. ©. 166) dies dahin ab, Daß wenn der Scyullehrer das Rand nach $$. 
3. u. 102. der Sem. TH. O. titulo gratuito erhält, die Grundſteuer 
m ihm getragen werden muß; wenn er aber die Landausflattung auf 
und früherer nicht fleuerpflichtiger Berechnungen, und gegen deren Aufe 
— bekomm die Verpflichtung zur Zahlung ter Grundſteuer bei ter 

de verbleibt. 


€) Das C. R. des Min. des K. Haufes, der Finanzen sc. u. d. geifll. 
.Ang v 28. Aug. 1341 (Min. Bl. d. i. ®. 1841 ©. 248) Spricht aus, daß 
smainen-Öruntflücde, welche gut Dotation von Schulen hergegeben werden 
R.D.v. 17. Juni 1826 Art. IV. G. ©. 1826 ©. 57) dadurch nicht aus dem 
Igenthume der Domainen herausgeben, fondern der Schulverwaltung nur 
z Benupgung überlaffen bleiben und deshalb mit Feiner Grundfteuer zu 


en find. 

d) Daffelbe if} für die zur Dotation von vereinigten Küfter- und Schul» 
een in ten. wefllichen Provinzen beflimmten Ländereien mittelft K. O. 
. 28. April 1843 und C. R. der Min. der geiftl. sc. Ang. u. der F. v. 
‚DE. 1843 (Min. Bl. d. i. 8. 1843, ©. 294) genehmiget worden. 














1) Bergl. audy Zuf. 2, zum $. 163. der Gem. Th. O. 
2) Bergl. in Bd. I. ©. 366-367. 

3) Bergl. in Bb. I. ©. 362—363. 

4) a aD. ©. 363. — Bergl. auch das (hiermit übereinftimmende) Mt, 
en an. von gleichem Datum (am Schluß) in Koch's Agrargef., 4. Anfl., 


128 Von den Ablbſ. der Neallaften, d. Regulirungen u. Gem. Thellungen. 


e) Vergl. das (noch nicht zur Ausführung gelangte), G. v. 24. Behr, 
1950, betr. die Aufhebung der Grundfleuerbefteiungen. (®. S. 1850, 6 
—63.). 


Zu S$. 103 bi6 103. 


Ueber die Frage: ob zu den Streitigkeiten, welche durch Webereinfunft 
ter Partheien im Wege des fchiedsrichterlichen Verfahrens ers 
lediget werden fünnen, auch tiejenigen über die Planlage gehören? 
vergl. die Erläut. zu 66. 31—35. der B. v. 30. Juni 1834 (f. unten). 


Zum 8. 107. 


Bereits das (nicht veröffentlichte) N. des Min. des I. v. 26. April 
1825 an die Sen. Kom, zu Stendal (Dönniges 2. 8. ©. Br. 2. S. 4) 
bat anerkannt, daß die Subhaftationen, welche bei Gelegenheit von Gemei⸗⸗ 
heitötbeilungen und siußeinanderfegungen vorkommen, vor den ordent- 
lichen Richter gehören. Das 


. des Min. des 3. v. 24. Juli 1840') . 


(Din. DL. d. i. V. 1840, ©. 319) fpricht Dies wiederholt aus, und ertheß 


nähere Inftruftion über den Gegenftand. 


Zu S$. 108. bi6 140. 
(Bon Forfttbeilungen). 


Die SS. 108.—113. handeln von der Naturalthetlung gemein» 
ſchaftlicher Wälder, vie GG. 114.—140. dagegen von ver Abldfung 
der auf Borften baftenten Grundgerechtigkeiten. 


Zum $. 108. 


1) Wenn bei Abldfung von Holzungsgerechtigfeiten‘ auf Grund vet 
6. 108. ter Grundſatz des F. 44. zur Anmendung fommen fol, fo iſt er 
forderlich, Taß ter Berechtigte feinen Holzbedarf während rechtöverjährter 
Zeit aus ter eigenen Vorft, und nur das am Bedarf Fehlende aus dem mit 
der Servitut belafteten Walde erweislich entnommen hat. 

Angenommen von tem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 23. Seat 
1842 (Bräj. Nr. 1192, in der Prij. ©. ©. 340). Ä 

Bergl. jedoch die Art. 9. u. 10. das Ergaͤnz. Geſ. v. 2. März 1850 
und die Erläut. dazu. (1. zu 88. 86. u. 127. ver Gem. Th. D.). 

2) Ueber tie Naturaltheilung ter Forſten und die dabei zur Anwen 
dung zu dringenden Grundfäge, vergl. die Abhandl. in der kameraliſtiſchen 
Zeit. 1839 ©. 659 ff., desgl. Pfeil, Anleit. zur Ablöſ. der Waldſervit⸗ 
ten, 6$. 74—79. 


Zum $. 109. 


1) Außer ten im $. 109. aufgefteflten befonderen Befchränkungen der 
Theilung eines gemeinfchaftlichen Walde fommen auch bier die Borfchriften 
ter Defl. v. 26. Juli 1847. 2) (©. ©. 1847 ©. 327) zur Anwendung. 

aegl. die GErläut. zu 66. 16. u. 17. und $$. 41. u. 42. der 
Th. O. 

2) Vergl.: 

a) über ten Begriff der „forſtmäßigen Benutzung“ im Sinne des 


— 





1) Vergl. in Br. I. S. 369 - 370. 
2) Vergl. in Bd. J. S. 348. 
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, 109., das R. des Min. des 3. v. 5. Ian. 18411) (Min. Bl. d. i. V. 
841, ©. 129) und das G. MR. des Min. des S. u. d. P. v. 26. März 
8422) (ad II. u. V.) (Min. BL. d. i. V. 1842, ©. 83); 

b) über den Begriff ver „vortbeilhaften Benugung als Ader 
ber Wiefe* im Sinne des 6. 109 das R. des Min. des I. v. 30. Ian. 
SAL?) (Rin. BI. d. i. 3. 1841, ©. 36); 

e) über vie Nichtanwendbarkeit des G. 109. auf das f. g. Stüden- 
yolz, Das R. des Min. des I. v. 26. März 1842*) (ad I.) (Min. Bl. 
rt. B. 1842, ©. 83); 

d) über vie Berädfichtigung der Wirtbfchaftsverhältniffe der 
I6hauenden bei Waldtheilungen, tafjelbe R. des Min. des I. (ad III); 

e) über die Abfindung durdy andere Bodengattungen ald Wald⸗ 
tüde, ebenvaf. (ad IV.); 

f) Aber die Aufbeingung der Koften der Thellung gemeinfchaftlicher 

dftüde, das C. R. des Min. tes I. v. 10. Sept. 1847. (Min. Bl. 
.E 8. 1847, ©. 260, f. zum $. 26. des Ausführ. Gel. v. 7. Suni 1821). 
8) Ueber die technifchen Grundfähe und Grmittelungen bezüglich der 
Baldtheilungen vergl. die technifchen Inftruft. ver Gen. Kom. zu 
Breslau v. 1846, 66. 120—124. ©. 155 ff., zu Stargard v 28. Der. 
141, 66. 96—99. S. 109 ff., zu Stendal v. 29. Sept. 1845, $. 96. 
6. 167 und zu Münfter v. 1844 66. 128. u. 129. ©. 84 u. 85. 


Zum $. 110. 


1) Der Verkauf muß in den Fällen des ©. 110. im Ganzen bewirkt 
werten, damit die forfimäßige Verwaltung möglich bleibt. (Vergl. das M. 
bi Rin. des J. v. 26. März 1842 ad III.) ) (Min. Bl. d. i. 3. 1842, 

. 83). 
2) Bergl. die Erläut. zum $. 107. 


Zu $$. 112 u. 113. 


Ueber die Nichtanwendbarfeit der Vorfchriften der 66. 150. ff. der 

Gem. Th. O. auf diejenigen Dispofttiionen, welche der Eigenthümer über 

von ihm nach $. 113. weggenommene oder ihm gelieferte, oder von 

wegzunehmende over ihm noch zu Tiefernde Holz trifft, forte über die 

chaͤdigung, melde er dafür erhält, daB er daſſelbe dem Fünftigen 

ümer überläßt, vergl. die MR. des Min. des I. v. 22. Nov. 1835 u. 

4 1837.°) (Koch's Agrargeſ., 4. Aufl. S. 174 u. v. K. Ann. Bd. 21. ©. 385). 

Bergl. F. 45. der V. v. 20. Juni 1817 und der 66. 37. ff. der V. v. 
8. Juni 1834. 

. 2) Ueber die Anwendbarkeit der Vorfchriften der FF. 112. u. 113. der 
Gem. Th. D. bei der Ausführung von Spezial» Separationen, auch bin» 
Btlich der einzelnen Auseinanderfegungs-Interefienten gehörigen, mit Holz 
beſtandenen Grundſtuͤcke, vergl. das R. des Min. des I. v. 21. Juni 1837 7). 
(v. 8. Nun. Br. 21. ©. 386). 





1) Bergl. in Br. I. ©. 370—371. 

2) a.a.D. S. 372—374. 

3) a. a. D. ©. 371—372 

4) a. a. O. S. 372, 

5) Bergl. in Br. L G. 372 - 374. 
Bergl. in Br. L ©. 375—376. 
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Zu 88. 114— 140. 
(Korft-Dienftbarkeits-Berechtigungen). ?) 
Dorbemerfungen. 


I. In Hinfiht der auf Forften haftenden Orunbgerechtigfeiten, 
von deren Ablöfung vie $$. 114.—140. der Gem. ih. DO. handeln, kom 
men vorzugsweife die Grundſätze in Betracht, welche die Feſtſtellung 
des Theilnehmungsrechtes an ſich und deffen Umfang betreffen 
In dieſer Beziehung iſt daher hier punächft ter darüber in dem A. 2. R 
1. 22. 66. 201. ff. enthaltenen Borfchriften, unter Berädfichtigung der daran 
bezäglidyen Erläuterungen und Kontroverfen und mit Hinweiſung auf die 
entſprechenden, vemnähft unten ſpeziell zu beleuchtenden Vorſchriften ver 
Gem. Th. O. zu gedenken. 

A. Die Holzungsgerechtigkeit?) beſteht in der Befugniß, He 
aus dem Walde eines Andern zu empfangen, und ifl entweder eine per⸗ 
fönlihe Servitut, over eine Grundgerechtigfeit. Auf erfere 
finten tie Regeln vom Nugungsredte (N. L. R. I. 21) Anwendung. (fl. 
L. R. 1. 22. $. 207.) Nur die Grundgerechtigkeiten kommen hier 
in Betracht.*) Hinſichtlich ihres Umfanges und Gegenflandes kam 
die Holzungdgerechtigfeit fehr verſchiedener Art fein. 

1) Die ga n, unbetimmte Holzungsgerechtigkeit. In Bezug daranf 
ftellt Tas A. L. R. folgende Gruntfäge auf: 

a) Die ohne weitere Einfchränfung orer Beftimmung zufommente Hel⸗ 
zungögerechtigfeit *) umfaßt nicht nur das Recht auf Brenn», fonvern auf 
auf Bauholz aus dem belafteten Waldes). (U. L. R. I. 22. $. 201.) 


1) Bergl. Dr. W. Pfeil, Anleitung zur Ablöf. der Wald:Servituten ıc. Ber 
lin, bei Beit u. Komp. 1844. 

2) Bergl. Malblank, de jure lignandi. Tübing. 1811, Hagemann Or 
örter. Bd. 5. ©. 101, 111. 

3) a) Das A. L. R. beftimmt in Th. I. Tit. 22. SS. 197— 200, daß „ar 
jenige, welcher das Holz in einem Walde ohne Einfhränfung genußt hat, im zwei⸗ 
felhaften alle für den Eigenthümer bes Waldes, derjenige aber, dem nur rim 
eingefchränfte Nutzung zuflebt, für den bloßen Befiper einer Grundgereqh⸗ 
tigkeit zu halten it“; desgl. „daß wenn fie insgefammt das Holz mit gleider 
Breiheit oder Binfhränfung genupt haben, vermuthet wird, daß fie ſich alle in 
Miteigenthume bes Waldes befinden“, und „daß, wenn erhellet, wen die Bäume 
eines Waldes gehören, und nur das Bigenthum über Grund und Boden frriäig 
if, die Bermuthung für den Eigenthümer der Bäume gilt”. Der Cigenthümer der 
Bäume aber darf fih außer der Holz» und Maſtung weiter feine Rechte auf 
Grund und Boden anmaagen. 

b) Zur erwerbenden Verjährung der Forſtnutzungs⸗Servitute gegen den Bis 
tus iſt nah Sähfifhem Rechte ein Zeitraum von 40 Jahren erforderlich. (Er. 
des Ob. Trib. v. 14. März 1845, Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 3. S. 208.) 

Das Revifions: Kolleg. hatte die Brit von 31 Jabren 6 Boden A 
3 Tagen für ausreichend erklärt. (a. a. DO. Bd. 2. ©. 451 Nr. 13.) 

4) Das Recht, Rohr und Schilf zu hauen, gehört in ber Megel nicht gu 
Holzungsgerechtigkeit. (A. &R. I. 22. $. 20%.) 

5) a) Es iſt zweifelhaft gefunden: ob ber Berechtigte auch Schirr⸗ und 
Nutzholz fortern könne, wenn er das „benöthigte” Holy ($. 201. a. a. O.) 
u entnehmen berechtiget iſt? (Vergl. Merkels Kom. zum A. L. R. J. 22. $. 201.) 

ine allgemeine Entiheidung darüber findet fih nit. Koch nimmt an, deß 
wenn das berechtigte Grunditüd eine Mühle it, auch das f. g. Schirrholzꝰ) 





*) Es wird darunter im Allgemeinen das zur Erhaltung und Ausbeſſernnt 
bes Mühlenwerkes erforberlihe Holz veritanden. (Vergl. das Gutachten des DE. 
Baudepartements v. 7. Nov. 1802 [Rabe Bd. 13. S. 577), die Inftr. für die 
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b) Die unbeftimmte Holzungsgerechtigkeit ſchraͤnkt fich nur auf das Be⸗ 
dürfniß des begünftigten Grundftädes ein, und ver Berechtigte kann fich 
tiefelbe weder zum Derkaufe, 1) noch zur Terforgung anderer unberechtigten 
Beſitzungen?) zu Nuge machen. ($. 203. a. a. O.) 

re Fann fein Beduͤrfniß nicht auf mehrere Jahre vorausnehmen, fon» 
tern ati nur für jedes Wirthſchaftsjahr befonderd fordern®). (6. 204. 
u. O.). 


t werben könne und daß ſolches eine Spezies von Nutzholz ſei. (Koch's 
2... Br. 1. S. 1070. Anm, 8.) 

b) Die dur einen Vertrag Fonitituirten Grundgerechtigkeiten auf Bauholz, 
—— und Jaunſtrauch find nicht Theile einer Holzunggsgerechtigkeit, ſondern 
felbäänbige Befugniſſe. Die Ausubung der einen Gerechtigkeit erhält daher nicht 
bie anderen; vielmehr kann die eine durch Nichtgebrauch erlöjchen, während bie an- 
dere durch den fortgefehten Gebrauch erhalten wird. 

Die Verjährung durch Nichtgebrauch wird auch dadurch nicht gehindert, daß 
der Bercchtigte feine Verbindlichkeiten aus dem Verträge erfüllt Hat, wenn die er: 
füllte Verbindlichkeit mit dem nicht ausgeübten Rechte nicht in einer folchen Be: 
gehung flieht, daß fie als Gegenleiſtung für das nicht ausgeübte Recht Far ber: 
vertritt. (Erf. des Ob. Trib. [Datum konſtirt nit] in den Entſch. Bb. 17. ©. 
3B3—%58.) 

1) a) Das einer Landwirthſchaft gebührende Servitutholz ift nicht zu ges 
werblihen Zweden ober einer dem ähnlichen Anlage zu verwenden. (Brf. des 
Db. Trib. v. 12. März 1847, Zeitfhr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 3. S. 225— 228.) 

b) Einem brennholzberechtigten Kretiham gebührt das Servitut: Holy weder 
jum Betriebe feiner Branntweinbrennerei, nod feiner Bad:, Schank⸗ u. Schladt: 
greatfame. (Erf. des Ob. Trib. v. 14. März 1848, Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. 

.3. ©. 451, Nr. 14. u. Bd. 3. ©. 223.) 

Dagegen gebührt dem Befitzer einer Stelle, mit welcher Bad: und Brannts 
weinbrennerei⸗Gerechtſame, imgleihen eine Gaftwirthfchaft pertinentialiter 
verbunden find, das für dieſe Gewerbe erforderliche Holz. (Erf. des Reviſ. Koll., 
bekätiget von dem Ob. Trib. unterm 9. Webr. 1849, Zeitfchr. des Revif. Kolleg. 
B. 3. ©. 229 Note.) 

2) Benn der Eigenthümer eines Waldes verpflichtet ift, den Beflgern von 
bänerlichen Grundſtücken ihren Brennbebarf zu gewähren, fo ift er auch verbuns 
ven, das Brennmaterial für die befonderen Haushaltungen der Ausgedinger verabs 
felgen zu laflen. (Präj. des Ob. Trib. v. 15. Sept. 1847, Entſch. Bd. 15. ©. 
41. Bräj. Rr. 1914.) 

3) Es liegt in der Natur einer auf das Debürfniß eingefhränften Servitut, 
dab auch Beine Nachforderungen ftattfinden, wenn der Berechtigte den Bedarf zu 
mchmen verfäumt bat, fo wenig wie das Bedürfniß auf mehrere Jahre voraus ges 
uemmen werden darf. (Geſetz⸗Reviſ. Pens. XIII. XIV. ©. 217.) — Derfelben An; 
FH iR Koch (A. L. R. Bd. 2. S. 1070 Note 10.) 

Bornemann erwähnt ein Judikat des Inftr. Sen. des KRammerger., in 
weichen dieſe Anficht dann für begründet angefehen wird, wenn der Berechtigte 
nicht sum Derfaufe, fondern zu einem beflimmten Zwede das Bauholz zu fordern 
bat, wo er es ſich ſelbſt zuzufchreiben habe, wenn gegenwärtig die Ausubung feis 
zer Befugnig unmöglid, hi Nur wenn der Berechtigte das Holz aus dem ver: 


Landbaumeißter in der Neumark v. 3. Juni 1804. Art. VIII. [a. a. O.]), und In 
Betreff bes Umfangs einer Nutz- und Bauholz » Beredtigung überhaupt die 
Beumeiige Forſt⸗O. v. 24. Dec. 1777. Tit. 6. $. 13., übereinitimmend mit ber 
Ferſt⸗O. für Ofipreußen u. Litthauen v. 3. Dec. 1775. Tit. 6. $. 14. IN. C. C. 
Tem. VI. ©. 1057, Rabe Bd. 1. Abıh. 6. S. 271], desgl. die Forſt⸗O. für Welts 
yernfen u. dem Negbiftrift v. 8. Dft. 1805. Tit. I. 55. 23—34. [N. C. C. 
Tom. XI. ©. 3152 des Nachtr. 2. de 1805 u. Tom. XII. ©. 783, Nr, 6. des 
de 1806, Rabe Br. 8. 6. 354].) 
Bergl. die Erläͤut. zu Sg. 118. u. 119. der Gem. Th. D., ad 3. (f. unten). 


9* 
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Das unbeſtimmt beigelegte Holzungsrecht begreift die perfönlichen Bes 
dürfnife des Beſttzers und feiner Familie nur alddann, wenn er auf dem 
Gute wohnt, nicht aber, wenn er ſich ander&wo aufhält, unter fidh. ($. 205. 
a. a. DO.) 

Die perfönlichen Bedürfniffe des auf dem Gute wohnenden Pächter 
oder Wirthfchaftsbeamten ſind darunter allemal mit begriffen 1). (8. 208. 


a. a. O.). 

Vergl. $S. 118. und 119. der Gem. Th. O. und die ſpeziellen Er⸗ 
laͤut. dann 

2) Die Befugniß, Baupolz*) aus einem Walde zu nehmen erſtredi 


pflichteten Walde angefauft, oder bie Lieferung verweigert worben wäre, würbe ber 
Berpflichtete das Kauſgeld eritatten und dem Berechtigten bie gehabten Auslagen 
erjegen müflen. (Syftem Bd. 4. ©. 590.) 

1) Desgl. der Deputanten, 3. B. Schullehrer, Geiſtliche u. f. w. (f. Kod's 
A. L. R. Bd. 2. ©. 1071.) . 

2) a) Zum Bauholz im redhtlihen Sinne wirb nit bloß das Hol; ge⸗ 
rechnet, welches der Zimmermann braucht, um ein Gerippe herzuftellen, fonbern 
nah $. 208. A. L. R. 1. 22. au alles dasjenige Holz, welhes zum Bau, gm 
Unterhaltung und Wiederherftellung eines Gebäudes, wohl in feinem 
Hauptbeilandtheilen, als zum innern, feiner Beſtimmung entfprechenden Aus» 
bau grferberlic it. (Gef. des Ob, Trib. v. 17. Juli 1840, Koch'te Schleſ. Ark. 

b. 4. ©, 150.) 

b) Die DM einer bäuerlichen Gtelle eritredt ſich auf den gan 
zen Inbegriff des bäuerlichen Behöftes; zum Bauholze gehört au das zum inae 
ten, ter Beilimmung des Gebäudes entfprechenden, Ausbau, fowie das zu Bruss 
nen, Thoren, Hofzäunen, zu den Brüden in und an der Hoflage, Tränfelrögen, 
Dad: und Beuerleitern, fowie Feuerhaken, erforderlihe Holz. (Erf. des Reviſiont⸗ 
Kolleg. für L. K. S. v. 31. Mai 1850 und in mehreren anderen Fällen, Zeitfer. 
des Neviſ. Kolleg. Bd. 3. S. 235 ff. u. Praͤj. Samml. deſſelb. ©. 4. Nr. 7. 

c) Die 88. 30. u. 31. Tit. II. der Forſt⸗Ordn. v. 8. Oft. 1805 für 
preußen und dem Nepbiftrift befreien den Belaiteten von ber Hergabe bes Bew 
holzes zu Bodentreppen, Unterzügen in den Ställen, zu Krippen, zur Bebielmg 
der Dachboͤden und Ausbohlen der Pferdeftälle nicht, wenn baffelbe nach ſachver⸗ 
fländigem Gutachten wirthfchartlih erforberlih, reip. in den Berleihungs s Urtus 
den ⁊c. zugefiert if. (Erf. des Revif. Kolleg. für &. 8.6. v. 16. Der. 1853, 
in deſſen Zeitfhr. Bd. 7.) 

d) Kann das Bauholz au zu ſolchen Theilen des Gebaͤudes geforbert wer: 
den, deren Konftruftion aus Holz verbeten iſt? 

Es bejahet Pfeil (in Gans Beitr. zur Geſetzreviſ. ©. 321), weil bad 
Bofizeigejeh nicht den Belafteten habe befreien, fondern nur Schaden verhüten 
wollen. 

Dagegen verneint Rod; denn ber Belaſtete fei nur verpflichtet, das her⸗ 
ugeben, was der Berechtigte in Natur zum Bedürfniß feines Grundſtückes ver 
—** fönne. Dürfe der Letztere das Holz nicht mehr verwenden, ſo 
er keins und fönne mithin zum Verbrauche nichts nehmen wollen. (Koch' 6 Baur. 
Br. 2. S. 1071 Anm. 12.) 

e) Ueber die Frage: ob bei Ablöfung einer Bauhelzgerechtfame eines un 
fprünglihd in Fachwerk errichtet gewefenen, fpäterbin aber maſſſiv erbauten 
Gebäudes die Entfhädigung nach dem zur Zeit der Auseinanderfegung beſtehenden 
Maffivbau, oder nah dem Fachwerksbau zu ermitteln, vergl. das Praͤj. des Bes 
ci Kollegiums v. 9. Sept. 1853 zu 88. 9. u. 93. der Gem. TE. DO, (f. oben 

. 116.) 

f) In dem Kolonats : Berhältniffe if an und für fi die Berpflichtung des 
Gutsherrn nit enthalten, Baus und Schirrholz aus feinen Forſten zu währen; 
ein derartiges Recht kann aber von dem Kolonatsbefiger duch Berjä exwor⸗ 
ben werden. (Erk. des Ob. Trib. v. 2. Aug. 1848 in einem Weſtphaͤliſchen Galle, 
Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 3. ©. 230 ff.) 
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#6, in fo weit fie eine Grundgerechtigkeit iſt, nur auf dasjenige, was zur 
Unterhaltung oder Wiederherſtellung der zur Zeit der Verleihung!) des 
Rechts vorhanden gewefenen Wohn» und Wirthfchaftägebäude erforderlich 
it ($. 208. a. a. O.) 

Es darf alfo ver belaftete Wald das Bauholz zu neuen Anlagen nicht 
bergeben. ($. 209. a. a. D.). 

Wenn aber audy die veränderten Umſtaͤnde oder vermehrten Beduͤrfniſſe 
des berechtigten Guts eine Verlegung oder Erweiterung der anfänglich vor⸗ 
bauten geweienen*) Gebäude nothiwendig ) machen; fo kann auch dazu 


) Rach der Weſtpreuß. Forſt-⸗O. v. 8. Dt. 1805 find die zu freiem Baus 
und Nutzholz aus fisfalifhen Forſten Berechtigten zur Grlegung von Stamms 
geld au dann verpflichtet, wenn ſich die Berechtigung auf einem vor Erlaß ge 
ser Ordnung verlichenen PBrivilegium gründet, infofern fie feine ausodrückliche Be⸗ 
feriuug vom Gtammgelde nachzuweiſen vermögen. (rk. des Revif. Kolleg. für 
ER. ©. v. 27. Sept. 1850, Zeitſchr. deſſelb. Bd. 3. S. 277. ff.) 

h) Der Verbindlichkeit zur Entriätung des Stammgeldes, welches nad 
$. 3. Tit. 12. der Schlefifhen Holz, Maft: u. Jagd-O. v. 19. April 1756 von 
«dem Freiholze zu bezahlen ift, find auch die Servitut : Berechtigten unterworfen. 
(Erf. des Ob. Trib. v. 13. Jan. 1852, Entf. Bo. 25. ©. 77. Prij. Nr. 2431.) 

ı) Zar Entrichtung des Stammgeldes find in der Mittelmark ($. 1. 
Tu. 10. der zewid. Holz-, Maſt⸗ u. Jagd⸗O. für die Mittel: ıc. Mark v. 10. Mai 
1720) auch diejenigen Berechtigten verpflichtet, welche Holz ganz frei aus Königl. 
Geiten du empfangen haben. (Erf. des Revif. Kolleg. für L. K. S. v. 9. 


k) Der Bauholz : Berechtigte ift verbunden, dem belaiteten‘ Waldeigenthümer 
vs Schlägerlohn für das zu erhaltende Bauholz zu erſtatten. (Erkannt von 
va Revif. Kolleg. jür L. K. S. unterm 9. Sept. 1853, mit Bezug auf $. 30. 
Le R. 1. 22. 

1) a) Bei Ausübnng einer Paußolsgerehtigfeit wird nit auf das Bes 
dürfniß des Berechtigten zur Zeit der Ginräumung ber Gerechtſame ges 
ſchen, fondern «6 ift in Betreff der urjprünglich vorhanden gewefenen Gebäude das 
— te Berechtigten nach dem gegenmwirtigen Zuftande maaßgebend. (Erf, 
des DS. Trib. v. 17. Juli 1840, Koch's Schlef. Arch. Bd. 4. ©. 150 u. Praͤj⸗ 
Ermmi. des Ob. Trib. S. 133 Praͤj. Nr. 902.) 

b) Der $. 28. Tit. II. der Forſt⸗Ordn. für Weſtpreußen und den Nepbillrikt 
». 8. Dit. 1605 verpflichtet den Bauholaberechtigten zwar, fich die Veranſchlagung 
des Werthes der Berechtigung nach der örtlich zweckmäßigſten und holzerfparenditen 
Yanart gefallen zu laflen, geitattet aber, wenn ber Werth der bisherigen Auss 
übung bes Mechtes ein höherer ift, bis auf Höhe dieſes Mehrwerthes, die Ans 
schaung dev Mehrkoften, welche der Berechtigte zur Ausführung ber veranſchlag⸗ 
ten Bauart anwenden muß. (Erk. des Revif. Kolleg. für &. K. S. v. 16. Der. 
1853, in deflen Zeitfhr. Bd. 7.) 

2) a) Zu den Baulifeiten, welche zur Bewirthſchaftung der bei Regulirung 
Ver gutöherrlich:bäuerlihen Berhältnifie zu dem baubolzbere unten Gute abgetres 
nen Bauerländereien nothwendig werben, darf der belafete ald das Bauholz 
nicht Bergeben. (Erf. des Ob. Trib. v. 18. Sept. 1848, Entf. Bd. 16. ©. 219. 
Bräf. Ar. 1915. u. Rechtef. des Ob. Trib. Br. 2. S. 242.) 

b) Die einem Gute zufichende Bauholzgerechtigkeit kann für die Anlegung 
nener Gebäude niemals und für bie Erweiterung oder Verlegung ſchon vorhandes 
wer Gebäude nur in fo weit in Anſpruch genommen werben, als veränderte Um: 
Bände oder vermehrtes Bebürfniß bes beredtigten Guts diefelben nothwendig ma: 
Gen. Iusbefondere kann biefe Gerechtigkeit für bie, wegen des größeren, dem Gute 
bei einer Geparation zugefallenen Areale J errichtenden neuen Gebaͤude nicht aus⸗ 
5 werben. (Erf. des Ob. Trib. v. 11. März 1851 unter Bezugnahme des 

4. 1915. v. 18. Sept. 1847, Striethorſt's Arch. Br. 1. S. 307. Nr. 68.) 

3) Die Grundgeredtigkeit, Bauholz aus einem Walde zu entnehmen, eritreckt 
SB nicht anf Gebäude, die nach der Zeit der Verleihung bloß der befieren 
Bewirthſchaftung halber errichtet worben find, oder errichtet werhen (aan, 
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das erforderliche Bauholz aus dem belafteten Walde genommen werden. 
($. 210. a. a. ©.) 

Vergl. vie Erläut. zu 66. 118. u 119. der. Gem. Th. O. (sub 2 u. 9) 
(f. unten.) 

3) Wenn einer ganzen Dorffchaft oder Gemeinde Tas Holzungsrecht 

verlieben worden, fo kommt folche8 in der Megel nur den angefeffenen 
zairthen, nicht aber den Einliegern oder Häuslingen zu. 1) ($. 211. 
a. 0a. D.). 
Die Zahl ver angefeffenen Grunnbefiger, im Ganzen genommen, fanı, 
zum Nachtbeile des belafteten Waldeigenthümers, über die zur Zeit ver 
Derleibung vorhanten geweſene Anzahl nicht vermehrt werden ®). ($. 212. 
a. a. O.). 


denn der $. 210.9. L. R. J. 22. beſchränkt die beireff. Verpflichtung auf bie 
nothbwendig werdenden Gebäude. Diefer Grundfaß gilt au für Weflpreufen 
und den Nepbiitrift. (Erf. des Ob. Trib. v. 9. März 1852, Striethorſt' 
Arch. Bd. 6. ©. 65. Nr. 13.) 

1) 8) Wenn ber Gutéherr das Holz zur Inftandehaltung der Gebaͤnde her⸗ 
geben muß, fo ift ſelbſt dann, wenn eine aus Laßbauern befiehende Gemeinde 
eine eigene Haide hat, fie das Bauholz zur Wiederherflellung ber Unterthanen⸗ 
Gebäude daraus zu liefern nicht ſchuldig, Fondern der Butsherr Bat ſolches Kerjas 
geben. (Erf. v. 3. 1750 in Stengel 6 Beitr. Bd. 1. ©. 83.) 

b) Die Ueberlaffung der jogen. Waldnebennugungen an die Forſtbedienten in 
ben ehemaligen Sähfifhen Lantestheilen, it nicht als auf allgemeiner, bis zum 
J. 1813 beitandener Landesverfaffung beruhend anzufehen; fie muß vielmehr in je 
dem einzelnen Falle bewiefen werden. *) (Erf. des Ob. Trib. v. 17. Juni 1842, 
Prij. Samml. G. 133. Nr. 1164.) 

2) a) Nah gemeinem und Sächſiſchem Rechte erfiredt fih ein auf Bars 
leihung beruhendes Holzungsrecht einer Gemeinde nur auf fo viel Stellen, ale zur 
Zeit der Berleihung vorhanden waren, nicht aber auf Stellen, welde erſt ſpaͤter 
egründet find. (Erf. des Ob. Trib. v. 11. Oft. 1899, Entfh. Br 18. S. U. 
93 Nr. 2147.) 

Denfelben Grundfag hat das Revif. Kolleg. für &, 8. ©. in dem hf. v. 
11. Dec. 1846 ausgefpreden. (Präj. Samml. deſſelb. S. 4. Nr. 6.) 

b) Die SS. 211. u. 212.9. L. R. 1. 22. befhränken ih auf den Fall ter 
Berleibung, welder zufolge feiner prisilegienartigen Natur die ſtrikteſte Ausle⸗ 
gung erfordert, und auch vermöge der Analogie feine Anwendung auf ben Fall 
geftattet, wen durch Verjährung einer ganzen Gemeinde das Holzungsreht 
oder eine ähnliche Gerechtſame erworben ift. (Angenommen von dem Ob. Trib. 
laut Plenarbeſchl. v. 31. Ian. 1848, Entf. Bd. 16. ©. 30.) 

Bergl. in Betreff der Hütungsgerechtſame: Gentralbl. für Preuß. Jur. 1643, 
S. 151 u. 166. 

c) Unter „allen Einwohnern und Leuten“ eines Butsheren, denen Baus und 
Brennholz: Gerchtfame verliehen worden, if die Dorfsgemeinde zu verſtehen. 
(Srf. des Ob. Trib. v. 5. Ian. 1848, Rechtsf. Bo. 3. ©. 261. Nr. 129.) 


#*) Das Prij. des Ob. Trib. v. 28. Oft. 1845 fpridt aus: 

„Das Königl. Sahfifhe Mantat v. 30. Juli 1813, die Waldnebenuhm⸗ 
„gen und bie in ten Waldungen auszuübenden >efugnifle betr. (Cod. Aug. 
„Cont. 111. Tom. 11. p. 161 u. Neumann’ s Prov. R. der Riederlaufig 1 
„26) it in Betreff der Waldnebennugungen als ein allgemeines Sächſiſches Ges 
„ſeß, nit als Provinzialgefep anzufehen, nnd bat in den mit Preußen verei⸗ 
„nigten, ehemals Königl. Sächſiſchen Lanbestheilen mit der Ginführung des 
„A. 2. R. feine Gültigkeit verloren. Die Bellimmungen biefes Mantats im 
„$. 6. wegen Unzuläffigfeit der Berjährung des Mechtes auf die dort bezeichne⸗ 
„ten Waldnebennugungen it auf bie dafelbit nicht genannten Holzungebefugnifk 
„nicht zu beziehen.“ (Praͤj. Samml. des Ob. Trib, G. 325, Rr. 1635.) 
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4) Auch die zum Baus, Brenn⸗,1) Nut⸗ und Lefeholz« Berechtigten 
fen 16 nach der vorgefchriebenen Forſtordnung richten. *) ($. 213. 
‚a D.). 


1) Bei dem Ob. Trib. wurde die Frage flreitig: ob derjenige, welchem ale 
Beundgerechtigfeit der Anſpruch auf Brennholz ohne nähere Modiflfatton ju: 
ie, verbunden fei, fich feinen Bedarf vorzugsmweife auf Raff- und Lefeholz 
uwerien zu laflen? 

Der Plenarbeſchl. v. 22. Jan. 1844 hat die Frage verneint. *) (Entſch. 
%9. ©. 36 ff, J. M. Bl. 1844 ©. 109.) 

Tiefen Blenarbefhl. bat das Min. des RK. Haufes in dem E.R. v. 12. 
1844 (Min. Bl. d. i. B. 1844 ©. 316, v. Rönne Domainens, Forfts und 
Jegdweſen S. 728) dahin ausgelegt, daß derfelbe fih nicht auf Brennholz⸗Servi⸗ 
sen im Allgemeinen, fondern nur auf die durch Vertrag Ffonitituirten be> 
iche, weshalb bei den durch Verjährung erworbenen, nad) dem Rechtsſatze: „quan- 
m possessum tanlum praesciptum“, in jetem Bulle zu entfcheiden fei, ob ber 
jerehtigte fich vorzugsweiſe auf Raff- und Lefeholz anweifen laflen müffe In 
Ben übrigen Zällen aber fei er dazu auf Grund der SS. 15. ff. A. L. R. J. 19. 
erpflichtet, und erſt wenn Raff⸗ und Lejeholz nicht mehr ausreichend vorhanden, 
inne er auf beffere Sorten Anfpruch machen. ** 

2) a) Ueber bie Art und Weile der Ausübung der Holggeredhtigfeiten auf 
bönigl. Korften, vergl das Ed. v. 11. März 1772 (N. C. C. Tom. V. d. 
5. 118. Nr. 17. de 1772, Rabe Bd. I. Abt. 4. ©. 248, v. Rönne Domai: 
eu, Kork: u. Jagdweſen, S. 727.) 

Bergl. auch die betr. neueren Miniſt. Erlaffe bei v. Rönne a. a. O. ©. 


ff. 

b) Wenn einem Holzberechtigten fein Bedarf an Holz nicht ohne Nachtheil 
iz bie Forſtkultur gewährt werben kann, fo muß er fid die Einſchrankung feines 
lets in ſoweit gefallen laflen, als defien Ausübung mit der Forflfultur unvers 
mber if. (Brf. des Ob. Trib. v. 10. Febr. 1847, Entf. Br. 13. ©. 531. 
öl. Nr. 1836. u. Bd. 15. S. 283.) 

Bergl. Landes: Rult. Ed. v. 14. Sept. 1811 $. 27. (f. in Bd. I. S. 95 und 
ie Erläut. dazu in Bd. IT. Abth. I. S. 102.) 

ce) Der Örundfag, dag jeder Forftfervitutberechtigte fi ben Forftpolizeis 
iden Beſchränkungen und Anordnungen unterwerfen muß, ift mehrfad ausge: 
rohen und näher entwicelt worden. 

&o in folgenden Entjcheidungen des Ob. Trib.: 

@) Aud) der zur Waldfireu Berechtigte muß ſich den feritpoligeilihen Ans 
ordnungen ohne Ginfhränfung unterwerfen. (Erf. des Ob. Trib. v. 5. Juni 
1847, Rechtsf. Br. 1. S. 222.) 

A) Der Boritfervitutberechtigte muß ſich eine durch Forſtpolizeigeſetze gebotene 
Beſchränkung feiner Rechte gefallen laſſen, wenn auch das Forſipolizeigeſetz 
exit nach Erwerb feines Rechtes, reſp. nach vollendeter Verjährung erlaf: 





©) Dies Hatte au das Präj. des IT. Sen. des Ob. Trib. v. 17. Sept. 1841 
Brij. Samml. S. 302—303. Nr. 1048) angenommen, welches dahin lautet: 
„Der Eigenthümer des Waldes ift nicht befugt, ſolche Perfonen, denen eine 
„wusgebehntere Holzungsgerechtigleit, als das Recht zum Raff⸗ und Lefeholz, zu: 
„ſteht, auf das Sammeln von Raff» und Lefeholz zu befchränfen, auch wenn 
„foldee in binlänglicher Duantität im Walde vorhanden iſt.“ 
Das gedachie &.R. weilt die Regierungen an, hiernach in allen Königl. 
sehen zu verfahren. Die Unterjheidung des Minifleriums ift indeß bem 
Uewarbeiäl. des Ob. Trib. geradezu widerſprechend und kann mithin, ale 
ne durch den lehteren für grundlos erflürte Bartheianfiht, Feine Rechts⸗ 
reänberung bewirken. (Berg. darüber die Ergänz. u. Grläut. ber Preuß. Rechtsb. 
m Gräffu. v. Mönne, 3. Ausg. Br. 2. ©. 695. Note 1., v. Roͤnne Do: 
elmens, Forſt⸗ u. Jagdweien, ©. 729 Note 1. u. Koch's Landrecht Bd. 2. ©. 
773 * zum 8. 213. A. 2.9.1. 22.) — Vergl. jebod die Note 1. a. unten 
v- 
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Ohne Vorwiſſen des 1 albauffehers find fie nicht befugt, Holz zu füllen 
und abzuführen.2) ($. 214. a. a. O.). 


5) Die Raff⸗ und Lefeholzgerechtigkeit?) inebeſ. betr. *) 


{en if. (Erf. des Ob. Trib. v. v. 10. Febr. 1847, Entf. Bb. 15. 
283 


. .) 

y) Bei der Walbftreuberechtigung bleibt, der rechtsverjährten Ausubungsart 
ungeachtet, die Beſtimmung ber Jahreszeiten, der Neviere und der Geſtek 
der Harfen, den fertpoteilihen Anorbnungen unterworfen. (@rf. ve 
Ob. Trib. v. 24. Febr. 1848, Entſch. Br. 16. ©. 208 u. Rechtof. Bd. 3. 
S. 373 Nr. 185.) 

Öö) Sera! auch das Erf. des Ob. Trib. v. 9. Oft, 1847 (Rechtsf. Br. 3. 6. 
3 Nr. 17.) 

d) Die Borfhriften der Pommerſchen Forſt⸗O. v. 24. Dec, 1777. it V. 
$ 17. und Tit. VI. $. 17., nad) welden den Ginmiethern und den nur zu Lager, 
af: und Lefeholz privilegirten Perfonen unterfagt it, außer den georbneten H 

tagen und außer ber feltgefeuten Zeit vom 1. Oft. bis zum 1. Wr zum 9 
fammeln in die Heide zu kommen, finden auf ſolche Perſonen, denen eme a 
behntere Hol ungögeredtigfeit zufteht, feine Anwendung. (Praͤj. des Ob. Trib. u 
17. Sept. 184. Praͤj. Samml. S. 302. Nr. 1048.) 

e) Der Forſtnutzungs⸗Berechtigte iſt nicht befugt, das zufammengebradhte Mas 
terial an Raff: und Lefeholz, Streu ıc. über Nacht im Walde liegen zu laſſen uub 
am Tage darauf oder fpäter erft abzufahren. (Erk. des Ob. Trib. v. 15, Sek 
1847, Zeitfhr. des Revif. Kolleg. Bd. 3. ©. 219.) 

f) Wenn Brennholzberedhtigten die Befugniß zufteht, teodene Stämme bis 
6 Zoll Stärke zu entnehmen, fo darf der Forſteigenthuͤmer bie Jüngeren 0 
fände nicht durchforſten oder er muß wenigftens den Brennholzberechtigten bad 
Durdforftungsholz überlaffen. (Erf. des Revif. Kolleg. für &. 8. ©. v. 5. Aug 
1852, Praͤj. Samml. deſſelb. S. 8. Nr. 21.) 

1) Auch das Stodholz darf ohne —A des Waldaufſehers in den 
Schonungen nicht gerodet werden. (Vergl. Koch's Landr. Bd. 2. S. 1073. Am. 
20. u. Bornemann’6 Syſt. Br. 4. ©. 593). Pfeil allegirt ein rk, einst 
nicht bezeichneten Gerichtshofes, welches angenommen, daß der Berchtigte zwar 
das Stockholz (aus der Schonung) roden, aber Fein Inftrument anwenden dürſe, 
es zu gewinnen. (f. in Gans Beitr. zur Geſetzreviſ. S. 323). 

2) Die Berechtigung zum Raf (hol ift die nämliche, wie die zum Leſeholp 
(Erf. des Ob. Trib. v. 12. Nov. 1834, Simon’s Rechtsſpr. Br. 4. ©. 359. 

3) a) Grundfäge betr. die Erwerbung oder Erweiterung des MR 
durch Verjährung. 

a) Der $. 14. des Schlefifhen Forſtregul. v. 26. März 1788, nad) welden 

die zum Raff⸗ und Lefeholz Berechtigten nur ſolches det, fi} zueignen bie 
fen, welches entweder in trodenen Stänmen vor Alter umgefallen und «W 
Lagerholz liegen geblieben, oder in trodenen Heften abgefaflen, ober in em 
verlafienen Schlägen als Abraum zurüdgeblieben und, ohne eine Art gu 
gebrauchen, genommen werben fann, enthält ein Verbotsgefeg in Betreff des 
Gebrauchs der Art und des Ginfammelns des nah dem Geſetz nicht zum 
Raff: und Lefeholz gehörigen Holzes. Die Raff: und Leſeholz⸗Serechtigten 
Fönnen daher feit der Publifation des Korft : Regulativs — 55*2 
ein Recht auf den Gebrauch der Art und auf das nicht zum Maffs 

Leſeholz gehörige Holz nicht erwerben. (Prij. des Ob. Trib, ». 10, Ring 
ae 1555., Prif. Samml, ©. 304 u. Koch's Schleſ. Arch. Br. K 

P) Benn (vormalige) Schlefiſche Amtsunterthanen in den Borken bes Wiekus 
eine Brennholzberechtigung von größerem Umfange verlangen, als $. 14. 
a. a. O. geflattet, fo fen fie nadhweifen, daß fie ſolche vor Bublilatien 
des Forſt-Regul. erworben, oder nachher durch ein auebru Ablommen 
mit dem Fiskus erlangt haben. (Erk. des Ob. Trib. v. 3. DH. 1830, 
Präj. Nr. 2276. in den Entf. Bd. 20. S. 465. 


65 
y) Die im 8. 215.9. L. R. J. 22. gegebene — * — des Raff⸗ un) Leſe⸗ 
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a) Es wird dazu nur dasjenige Holz gerechnet, welches in trockenen 





Holzes enthält nur die Regel; eine Ausnahme davon, d. 5. ein größe 
ser Umfang des Rechtes, kann dur Verjährung begründet werden, und 
zwar ohne daß es dazu der SO jährigen Friſt ($. 660, A. L. R. I. 9.) be 
darf. (Erf. des Revif. Kolleg. für L. 8. S. v. 30. Oft. 1846 u. 23. 
Zuli 1850, Brij. Samml. deſſelb. ©. 3. Nr. 4. u. des Ob. Trib. v. 20. 
Nov. 1847, Zeitfchr. des Mevif. Kolleg. Bd. 2. ©. 450 Nr. 8. u. Br. 3. 
©. 211—216.) 

d) Die Beſtimmung eines Schlefifhen Urbariums, daß der Berechtigte nur 
Naff⸗ und Lefeholz aus dem gutsherrlichen Forſte entnehmen dürfe, fleht 
ber Berjäbrung in Betreff der Zahl der Tage, an welden das Recht aus: 
geubt werden darf, und der Art ber Transportmittel nicht entgegen. (Erf. 
des Ob. Trib. v. 2. Juni 1853, Striethorft 8 Ach. BB. 9. S. 241.) 

b) Das Berbältnig der fogen. Heidemiether betreffend. 

sa) Sammiliche ältere Provinzial⸗Forſt-Ordn., namentlich für die Marl, Schle: 

in, Ds und Weſipreußen und Pommern, unterfcheiden drei beſondere Kathego: 
in von Berfonen, welche ihr Brennmaterial aus den fisfalifchen Forſten entneh- 
nen: 1) Die, welchen eine ſolche Nupung aus Lehnbriefen, Privilegien, Judikaten, 
Beträgen oder aus einer fonft rechtlichen Weife entweder unentgeldlich oder gegen 
in Koͤrnern und Geld, ober gegen Dienfte gebührt; 2) die fogenannten 
Imtsouterthanen, welche nicht durch ihre Hofbriefe ein befonderes Recht erlangt 
aben; 3) alle übrige Perjonen, welche ihren jührlihen Brennholzbedarf dur 
Rafis, Leſe⸗ und Lagerholz aus Königl. Wäldern zu deden pflegen und zu dem 
Bade auf Grund befanderer, mit der Forſtbehörde von Jahr zu Jahr getroffenen 
inigungen über ben Betrag einer zu entrihtenden Vergütigung in die Forſt ge 
fen werben können. 
der Terminologie der gedachten Forſi⸗Ordn. heißen alle jene Holzinteref: 
ein „Heidemiethber” und dem entfprechend verſtehen fie unter „Heide: 
siethe” ein in feiner äußeren Eriheinung und materiellen Bedeutung zwar 
e6, dem Rechtsgrunde nad aber fehr wefentlih verſchiede⸗ 
6 Berbältniß; benn wie es rürkfihtlih der Kur: und Neumark in den $$. 2., 
der Dei. v. 18. Aug. 1806 ausdrücklich ausgeſprochen, daß den Heidemiethern 
er britten Klaſſe kein, im prozeſſualiſchen Wege verſolgbares, dauerndes Recht auf 
Bewährung des Brennmaterial®, alfo keine Grundgeredhtigfeit zuftehe, .eben fo un: 
en die Zuftändigkeit einer Servitut für die zur eriten Kathegorie 
onen. 
en ad 2. gebahten Amtsunterthanen endlich, welde ua ihre Hof: 
jriefe oder fonft nicht ein beſſeres Recht erworben, ift in allen jenen Forſt⸗Ordn. 
allein Baus und Reparatur Holz, fondern auch theilweife Nutz⸗ und 
bhirr⸗Holz für die wirthfchaftlihen Bebürfniffe und Raff⸗, Lefes und La: 
Wr zum Bedarf als Yeuerungs: Material zugefihert, nad der Pommerſchen 
v. 24. Dec. 1777. Tit. 5. $. 14. find die, welche freies Bauholz er: 
halten, fogar verpflichtet, ihren Brennholzbedarf in Raff⸗, Leſe- und Lagerholz ge: 
wa einen gewiſſen Brennzins aus ber KRönigl. Forſt zu entnehmen, falls fie 
Bi eigenes Brennholz haben follten. 
Das Rehtsserhältnig nun diefer bäuerlichen Wirthe, welche zum Biskus oder 
Has Demfelben gehörigen Domainenante im gutsherrlichen Verhältniffe ſtehen oder 
Haben, in Betreff bes Brennholz: Bezuges aus den Königlichen For: 
iR in mehreren, nad der Märkifchen Forſt⸗Ordn. zu enticheidenden Faͤllen, 
recht lich verſchieden aufgejaßt worden. 

Es werben drei verſchiedene Anſichten aufgeſtellt. 

@) Rai der erſten Anfiht ſteht den baäͤuerlichen Wirthen, welche ſich im guts⸗ 
herrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſe zum Bisfus befinden ober befunden haben, 
ben fogenannien Amtsunterthanen oder Domainenbauern, aus den reſp. Forſt⸗ 
erbnungen eine wirkliche Grundgerechtigkeit dergeſtalt wu dag Fiskus nit 
allein die Rupung ſelbſt, unter den ausgefprodhenen Bedingungen und ges 
gen Entrichtung der üblichen baaren oder Natural⸗Gegenleiſtung fernerweit 
zu geſtatten, ſondern and) nad den Grundſaͤhen der Sem, Th. O. 9.7. Juni 
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Aeſten abgefallen if, oder in abgeholzten Schlägen als Abraum zurädge 


— 


ß 


y) 


1821 und des Ablöf. ©. v. 2. März 1850 Abfindung für foldde gewäß: 
ren muß. 

Eine Erweiterung der Gerechtſame über das eigentliche Raff:, Leſe⸗ 
Lan aagerhofg hinaus durch rehtsverjährten Befik if wicht ıu: 
läffig. 

Verſetzt man fi in die Zeit der Entflehung der provinziellen Kork: 
Ordn. zurüd, fo wird man bie Worte berfelben nur als Berleihungen von 
wirflihen Rechten an die, zu den Königl. Aemtern gehörigen Bauern bes 
ten dürfen, wie dies insbefondere auch in der Inftruft. v. 1. Juni 17% 
ausdrücklich ausgefprochen wird, wo die Holznutzung der Unterthanen, fe 
Laßgüter befiten „als in der Natur der Sache berubende unb ber Obfes 
vanz gemäße” bezeichnet find. 

euerdings und namentlich durch die Regulirungsgefepe if die, frühe 
nur zu folgernde Natur der bäuerlihen Holznugungen ale eme 
wirflih zuftändige Grundgerechtigkeit geſetzlich fanktionirt und anerfannt, is 
dem fie zu den Gegenfländen gerechnet werden, weldye bei ber Eigenihuub 
verleihbung und Dienftregulirung de regula zur Ausgleihung kommen fol 
und den Anſpruch auf eine Abfindung dafür begründen. ($. 2. 3. der ® 
v. 27. Juli 1808 wegen Verleihung des Eigenthums an die Immediat⸗Cin 
fafien von Ditpreußen, Littthauen und Weſtpreußen, $$. 6., 15., 21. 3 
Er. v. 14. Sept. 1811, 31., 96. der Del. v. 29. Mai 1816 und $. M 
ad b. Wr. 5. des ©. v. 2. Mürz 1850.) 

Der Rechtstitel für die Holznußungen und namentlih des Brennmale 
rials der Domainenbauern oder fogenannten Amtsunterthanen if bieranf — 
falls fie nicht etwa befonbere Urkunden befiten — das gutsherriide 
bäuerlihe Verhältniß derfelben zum Fiskus. Daß die foge 
nannten Amtsunterthanen, wie die Fremden, verpflichtet, ſich alljährli E& 
Benupung des Raff-, Leſe- und Lagerholges zu melden, präjudicirt der 
tur des Verhältniffes an fih nit. Die Holzzettel find einfache 2 
tionsſcheine, nicht die Quelle des Rechts, ſetzen vielmehr letzteres, “ 
derweit bereits begründet, voraus. Daraus, daß die Amtsunterthuudk 
„Heidemiether“ genannt, ihre Gegenleiſtungen ale „Heidemiethe 
bezeichnet und von einer Ginmiethe derfelben „in bie Heibe* . 
hen wird, kann ein bloßes Mieths- oder Pachwerhaͤltniß nicht Ar 
werben, denn es ſteht einer folhen Annahme die WUnauffünbbarleit 
Nugung Seitens des Foriteigenthümers entgegen, und es fehlt fomit 
eines der wichtigiten Kennzeichen des Pacht: ober Miethöyertrages. Hei⸗ 
demiethe“ ift ein allgemeiner kechniſcher Ausprud, der wit „Holzgiml 
Holageld, Brennzins“ und dergleihen gleihbedeutend, fo au in den we 
vinziellen Forſt-Ordn. vorkommt. “ 

Den fogenannten Amtsunterthanen in der Kur: und Neumark Tui 
auch der $. 2. der Dekl. v. 18. Aug. 1806, nicht entgegen geſetzt were 
„nah welchem in der Verjährung allein ſich der nicht gründen laun, 
der bisher auch durch die längite Zeit gleihförmig Feine andere als bie, u 
der Forſt-Ordn. v. 20. Mai 1720 vorgeſchriebene Heidemiethe entricht 
hat”; — denn fie bedurften eines ſolchen Brwerkstitel® wegen des obuch 
tenden gutsherrlihsbänerlichen Verhaͤltniſſes und wegen der ihnen burg 9. * 
I. c. gefiherten Nußungen nit. Diefe Beflimmung kann ihnen zur 
fern entgegen geitellt werten, ale fie ein Mehreres ale Kaffs, Leſe⸗ 
£agerholz prütendiren wollten. (Zeitfchr. des Rev. Kolleg. Bd. 5. 6.169} 
Nah einer zweiten Anfiht find die betr. bäuerlichen Wirte wie die, ni 
temporell und nur von Jahr zu Jahr, auf Grund beflandener Verträge il 
ber Forſtbehoͤrde zugelaffenen Fremden zu behandeln. 

Nah ber dritten Anfiht wird durd die in Erbzinsbriefen von Geiten bei 
Forſtfiskus ertheilte Bewilligung des Cinmiethens ın die Heide zur Geige 
gung des nöthigen Brennholzes Feine Grundgerechtigkeit begründet. 

bes II. Sen. des Ob. Trib. v. 25. Sept. 1851 gegen bas Urtel des 
Kolleg. für L. 8. S., welches bie ad a. gedachte Knſicht vertheidigt. 
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leſen worden. °) ($. 215. 0. a. O.). 


Grünte des letztgedachten Berichtähofes find in ber Zeitihr. des Rev. Kols 
leg. ®. 95. ©. 385 ff. mitgetheil.) Das Ob. Trib. nimmt ein Bloß per- 
ſenliches Kontrafts:Berhältnig an, mit der Uebereinflimmung, taß der Ders 
miether, Fiskus, nicht berechtigt, dem Diether das fernere Entnehmen des 
Raff- und Leſcholzeé willführlih zu verweigern. Von Abfindung einer 
Tienfbarfeit, wie fie $. 2. der Sem. Th. ©. bezeichnet, koͤnne daher nicht 
bie aust fein. (Entf. Bd. 21. S. 288, Zeitfhr. des Rev. Kolleg, Bd. 5. 


€. ff.) 

bb) Das Erf. des Revif.:Kolleg. v. 30. Oft. 1846 führt aus, dag wenn 
e Holzgerechtigkeit urkundlich gegen eine beitimmte Geltabgabe verlichen 
den, Tas Berhälinig feine bloße Pacht fei, und bie Borichriften wegen der fo; 
L Heitemicthe darauf nicht anwendbar fein. (Zeitihr. Br. 3. S. 188-195.) 

e) Unter dem „gewähnlihen Holzgelde”, gegen deffen Entridtung ber 
Eu6 den angefchten Koloniſten das Recht auf Raff:, Lager: und Lefeholz ver: 
en hatte, iſt das zur Zeit der urfprüngliden Verleihung gewöhnlide 
yet zu verliehen. (Erk. des Ob. Trib. v. 16. Dec. 1835, Jur. Wochenſchr. 
7, ©. 260—261.) 

1) a) Die im $. 215. A. 2. R. I. 22. gegebene Tefinition von Naffs 
b Lefeholz findet in den verfchiedenen Lantestheilen unbedingte Anwens 
g nur auf bie feit ter Bublifation tes 9. L. R. verliehenen oter erfi unter 
ra Herrſchaft erworbenen Raff- und Lefehrlz: Berechtigungen, während unter 
re Benennung in früherer Zeit oft weit ausgetehntere, auch andere Holz⸗Sor⸗ 
rate mitumfallende Berecdtigungen begriffen wurden. Als Entſcheidungéquelle 
: den Umfang der in Anſpruch genemmenen Berechtigungen auf geringere Holz: 
timsenie (im Gegenfage zum jus lignandi, welches ven Gebrauch ber Art in der 
el verausſetzt), kann daher nicht der 6 215. a. a. D., fontern muß der Ins 

der Urkunden oder die Regel des 6. 666. A. 2. R. I. 9. „tantum praescrip- 
„ guantum possessum‘‘ gelten, ſoweit der UiufapionesBofig während der Ver⸗ 
wagsfrit nicht den bereits im Laufe derfelben ergangenen Berbotsgefepen, 3. B. 
em Laufitzen und anderen ehemals Gächfifchen Landesiheilen den Beftimmungen 
Mandats wegen Walpnebeunukungen v. 26. Juli 1813 entgegen war. (Bergl. 
Bier auch unter anderen Dr. Pfeil, Anleitung zur Ablöfung der Walt Ger: 
ten 1828, 6. 8. ©. 18.) Iſt das Recht ein ausgebehnteres, ift daſſelbe 3.2. 
> auf troden Rehende Bäume, auf Lagerholz, auf Abraum über drei bie ſechs 
| @tärfe im Durchmeſſer, gerichtet, fo fann anf die Ausübung fulcher Rechte 
Behimmung des $. 219. A. 2. MR. I. 22. wegen Unterfagung der Mitnahme 
. Werten, Bellen oder anteren ichneidenden und trennenden Inftrumenten, nicht 
ewenbet werten; vielmehr greift tieferhalb ver $. 59. der Ein. zum A. 2. R. 
u und der Forfieigenthümer kann fich dabei nur durch bie forftpoligeilichen An: 
sungen, Anmweifung von Schlägen und beflimmten Revieren zur Ausübung 
ber Gervitutrechte, Anordnung von Holztagen m. f. w., gegen Dißbräuche und 
geile ſchuͤtzen. 

treitigkeiten über den Gebrauch von Inſtrumenten der einen oder anderen 
garen für das Endreſultat der Ablöfung nur foweit Bedeutung, als dadurch 
genftand und Umfang des Rechts mitbebingt wird. 

Die Borſchrift des S. 215. A. 8. R. I. 22., wonach zum Abraum, außer abs 
enen irodenen Aeſten, nur der in den abgeholzten Echlägen zurüdgelaffene 
raum gerechnet wirt, kann nicht, wie mitunter behauptet worden, fo verſtanden 
Neun, daß es merae faculiatis des Forſtbeſitzers ſei, viel oder wenig oter gar 
wu Rbraum von der Binfesung in Klaftern, refp. dem Verkaufe und der eiges 
ı @rhelung anszuſchließen. So wenig der Bigenthümer andererfeits für ich und 
mders für feine Tagelöhner vom Mitgehrauche des Naffs und Lefeholzes ganz 
geſchloſſen werden fann, fo wenig iſt e6 doch auch geftattet, den Gervitutbes 
ar Sinrichtungen und Maaßregeln der oben bezeichneten Art den an⸗ 

Gebrauch ihres Rechts zu vereiteln. ($. 225. a. a. DO.) Die eigene 
iuchme des Worfibefipere, der den eigenen Brennholsbebarf zunächft aus dem 
Werbolze zu befriedigen pflegt, fo wie deſſen Pflicht, den Abraum (morunter in 
Hegel Zeige unter drei Zoll Durchmeſſer verflanden werden) für vie Kafs 
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b) Stämme, die vor Alter umgefallen find, werben zum Lagerbolg 
gerechnet. (6. 216. a. a. D.). 
c) Wer nur zum Raff⸗ und Lefeholz berechtiget if, kann weder 
Bagerholt noch auf Windbrüche Anſpruch machen). ($. 217. a. a. O 
d) Der Waldeigenthämer ift berechtigt, für diejenigen, weldhe nu 
Naffe und Lefeholz befugt find, gewiſſe Holztage zu beflimmen, und au 


and Lefeholgs Berechtigten zurückzulaſſen, werben burch bie billige Berückſich 
der Bedürfniffe der Servilutarien und die bisherige Obfervanz beſtimmt und 

b) Die Beflimmungen der Forſtordnungen in Betreff des Umfanges 

der Ausübung der Raffs und Lefeholsgerechtigkeit (auf welche der 8.2 
AL R. I. 22. verweift) find zu vergl. in ber verbefl. Holz, Maß u. 3 
für die Mittel:, Alte, Nen⸗ n. Udermarf, auch für das Wendiſche n. 
Kreife, v. 20. Mai 1720, Tit. IV. $. 5. (C. C. M. Tom. IV. Abth. 1. Kup. 
©. 683, Rabe Bd. I. Abth. 1. S. 81), der Forſt⸗D. für Oſtpreußen n. Littha 
v. 3. Dee. 1775, Tit. V. 86. 15—23., Tit. VI. u. Tit. XIV., $$. 172 ı 
C. C. Tom. V. e. ©. 369, Nr. 58., Rabe Br. I. Abth. 6. S. 81), dem Oftym 
Brov. R. Zuf. 87., der Forſt⸗O. für Pommern v. 24. Dec. 1777, Tut. V. SE 
bis 21., Tit. VI. $. 17., Tit. XIV. 88. 17—22. (N. C. C. Tom. VI. ©. 10 
Nr. 55., Rabe Br. I. Abth. 1. S. 271), der Forſt⸗O. für Weſtpreußen = | 
Netzdiſtrikt. v. 8. Oft. 1805, Tit. II. $. 35., Tit. IV. 96. 33., 34. (N. G. 
Tom. XI. ©. 3152 des Nachtr. 2. de 1806 u. Tom. XII. &. 783 des Nachtre. 
1806, Rabe Br. 8. S. 354), der Forſt⸗O. für Scleflen v. 19. April 17 
zit. IX. (Suarez Schleſ. Prov. R. Th. II. ©. 713 ff.). 

c) Ad verb.: „Abraum.” 

a) Ueber den Begriff von „Abraum” und „Afterfchlag* vergl. Pfeil 
Gans Beitr. zur Geſetzreviſ. S. 322 nnd Anleit. zur Ablöf. ber Wald⸗Servit. & 
€. 8., desgl. v. Rönne Domainens, Forſt⸗ u Jagdweſen, S. 736 in der Rote al 

6) Die Raff- und Lefeholzberechtigten find nicht befugt, von dem 
thümer zu verlangen, dag er Aeſte und Wipfel ale Abraum zurücklaſſe, 
fidy noch zum Einflaftern eignen, infofern fie diefe Befugnis nicht durch ein Me 
fagungerecht erworben haben. (Erf. des Ob. Trib. v. 9. März u. 10. u 
u. des Reviſ. Kolleg. für L. K. S. v. 18. Juli 1846 u. 29. Sept. 1848, 
bes Revif. Kolleg. Bd. 3. S. 216—219 u. Präj. Samml. deſſelb. ©. 3, Mr. 

1) a) Zum „Lagerholze“ find „Windpbrücde“ weder nach dem A.E. 
noch nad Markiſchem, insbefond. auch Neumärkiſchem Provinzial⸗Recht 
rechnen. (Erk. des Ob. Trib. v. 30. April 1850, Entſch. Br. 19. G.4 
dei. Mr. 2211. u. Br. 20. ©. 442, desgl. v. 17. Juli 1851, Entf. M. 

. 122). Ä 

b) Das Gef. des Revif.sKolleg. für 2. 8. ©. v. 30. Dt. 1846 nia 
an, dag Windbruch nach Märkifchem Prov. Rechte nur infofern zum Lagech 
au rechnen, als die umgeworfenen Bäume fowohl zum Baubelze antauglic, 
u Es vorher abfländig gewefen find. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. BR. 

Bergl. Pfeil a. a. D., ©. 9. u. S. 90. 

2) a) Das urbarienmägig feſtſtehende Recht zu Windbrachholz Fi 
nicht das Recht zu Schneebruchholz in fih. (Erk. des Revif. Kolleg. füs 
K. ©. v. 10. Febr. 1652, Präj. Samml. deſſelb. &. 8, Ar. 19.) 

b) Rad Schlefifchen Provinzials®efegen kann berjenige, weicher zu ling 
dem oder Klaubholy Fonzeffionirt iR, auf Windbruch keinen Auſpruch machen; 
eben ihm jene Geſetze auch bei der Verjährung als Yurnetsgeitne enter 
(Schleſ. Holi⸗O. v. 19. April 1756, Forſt⸗Regul. v. 26. März ‚® 
1. 9. $$. 660., 664.). (Erf. des Ob. Trib. v. 16. Jan. 1850, Entſch. Be. 
S. 410—417.) 0 

c) Racı der Forſt⸗O. für Wehpreußen u. den Netzdiſtrikt v. 8. DE. 14 
zit. II. $. 35. Haben diejenigen, welche zum Lagerholz berechtiget And, bei de 
Mangel keinen Anfpruch auf ſtehendes Oh oder Surrogate. (Erf. des D. ©. 
I en v. 7. Febr. 1838, Centralbl. für Preuß. Zur. 1838, ©. 1098 
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Denen ihnen den freien Eingang in den Wald zu unterfagen!). ($. 218. 
4. O. 

e) Wer nur zum RMaff⸗ und Leſeholze berechtiget iſt, darf Feine Aexte, 
Belle oder andere Inſtrumente, wodurch ſtehende Bäume oder Aeſte her⸗ 
unter gebracht werden koͤnnen, mit in ten Wald nehmen) (6. 219. a. a. O.). 
Bird er mit ſolchen Inflrumenten betroffen, fo bat er deren Verluſt und 
aufertem vie in ten Provinzial⸗Forſtordnungen beftimmten Strafen verwirkt. 
@- 220. a. a. DO. | 

f) Unter der Raff⸗ und Lefeholz-Serechtigkeit iſt Die Befugniß, Streu 
zu sehen *) oter Kiehn zu holen, *) nicht mit begriffen ($. 221. a. a. O.). 

HD Wer aus Gewinnfuht mehr Raff⸗ und Lefeholz einfammelt, ale 
Isine yerfänlichen und Wirthſchaftsbedürfniſſe erfordern und einen foldyen 
Ucherſchuß verkauft, fol das Erſtemal um ten doppelten Betrag des zu 
wei eingefammelten und verkauften Holzes beftraft werden, im Wieder⸗ 

alle ae feines Rechtes für feine Beſitzzeit verluftig fein. ($$. 222. 
.a.D. 
bh) Die nur zum Raff⸗ und Lefeholz Berechtigten können, in Erman- 


ap deſſelben, ſtehendes, felbft abgeſtandenes Holz, nicht fordern ®). 
224. a a. O). 


Sat aber ter Waldbeſitzer in der Benugung des Waldes ſolche Anſtal⸗ 
m und Borfehrungen gemacht, daß dadurch den Raff⸗ und Lefeholz» Be- 


4) Wenn Jemanden das Recht auf Lagerholz bewilliget if, fo ruhet dieſes 
Dedt fe lange kein Lagerholz vorhanden if. (Brf. des Ds. Teib. v. 12. Nov. 
38H, Gimon’s Rechteſpr. Bd. 4. ©. 359.) 

1) Bergl. $. 26. des Landess Kult. Ed. v. 14. Sept. 1841 (f. in Bd. I. 
@ 54) und die Srläut. dazu in Bd. 11. Abth. I. ©. 102). 

2) Die Borfchrift des $. 219. gründet fi auf die Provinzial⸗Forſt⸗ 
Drbuungen und enthält ein forftpolizeiliches Verbotsgeſeß in Belreff der Ans 
usuhung Der gedachten Juſtrumente. Die Raffs und Lefeholzs Berechtigten Fünnen 
ber feit der Publikation des A. 2. R. durch Berjährung ein Recht auf den 
folcher Inſtrumente nicht erwerben. (9. 2. R. 1. 9. 8. 664.) Dies 
des Db. Trib. in Bezug auf Schlefien anerfannt in dem Präj. v. 10. März 
im der Präj. Samml. S. 304, Nr. 1555. u. Koch's Schleſ. Arch. Bd. 6. 
@, 306, tesgl. v. 3. Dft. 1850 in den Entſch. Bd. 20. S. 465, ferner in Bes 

af Weſtpreußen in dem Erf. v. 10. April 1847 in den Rechtsf. des Ob. 

1. ©. 39, in ar, anf Bommern in dem Erf. v. 29. Dec. 1847, 
iu den t6f. Br. 3. 6. 259. — Das Revif.sKolleg. für L. 8. ©. hat (in 
den Erf. v. 31. Juli 1849 u. v. 21. Juni 1850, Gchlefien betr.) tiefelbe Anficht 
usgefpeochen. (Zeitſchr. defielb. Br. 3. &. 196—198.) 

3) Bergl. die Srläut. zum $. 140. ter Gem. Th. D. 

4) Auch diejenigen, welche Raff⸗ und Lefeholz aus einer Forſt als Binmiether 
u entnehmen hatten, können das Recht auf Leuchtefiehn durch Verjährung er⸗ 
werben. (Gef. des Revif. Kolleg. für 2.8. ©. v. 26. April 1853, Zeitfchr. deſſelb. 
®. 6. ©. 464.) 

5) Beun in einem Grbpachtfontrafte dem Erbpächter freies Raffs und Leſe⸗ 
verattet wird, fo wird ihm dadurch nicht unbedingt binlängliches Raff⸗ und 

Z zugefichert, vielmehr kann der Erbpächter bloß in dem einzigen Balle, wenn 
der Baldeigenthümer in der Benntzung des Waldes ſolche Anflalten und Vorkeh⸗ 
ungen gemacht hat, daß dadurch dem Raffs und Lefeholg: Berechtigten die Ausübung 
Glnes Stecbts vereitelt worden, eine Entſchaͤdigung fordern, und zwar in ſtehenden 
zu feiner Nothdurſt fo lange, bis der Mangel an Raffs und Lefeholz auf 
(Erf. des Ob. Trib. v. 12, Nov. 1834 in Simons Rechtéſpr. Bd. 4. 


359. 
Dicker Grundfag findet jeht auch auf die in Bigenthümer verwanbelten vors 
eng „vopdchier Anwendung. (Bergl. Koch’s Landrecht Br. 2. ©. 1079. 
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techtigten vie Ausübung ihres Rechtes vereitelt worden, 1) fo muß er ihnen 
ftehended Holz zu ihrer Nothdurft fo lange anweiſen, bis der Mangel mm 
Naffe und Lefeholz aufhört (6. 225. a. a. O.). 

Vergl. vie $$. 118. u. 119., 124.—127. der Gem. Th. D. und die 
Erläut. dazu. 

6) Vorfchriften für den Ball der Unzulänglichkeit des Balder 

a) Der Solzungsberechtigte Fann den Eigenthämer des Waldes wem 
deſſen Gebrauch, unter dem Vorwande der Unzulänglichfeit veffelben fi 
ihre beiderfeitigen Berärfniffe, nicht ausſchließen ?). (F. 226. a. a. OD.) 

Vergl. $. 123. der Gem. Ih. D. 

Iſt dergleichen Unzulänglichkeit wirklich vorhanden, fo muß ein jew 
von beiterlei Intereffenten fich eine nach dem Bebarfe der 6 
en verältnlämäßig zu beflimmende Einfchränfung gefallen leffen"), 
F. .a. a. O.) 

Es ruhet indeß in einem ſolchen Falle die Befugniß des Cigenthiuct 
Bu u tem De zu verkaufen, fo lange, bis der Mangel gehoben R. 

. 228. a. a. O. 

b) Hat der Eigenthümer des Waldes die Unzulänglichkeit durch Mike 
Wirthſchaft und *) Übertriebenen Verkauf felbft verurfacht, fo muß er vem 
Holzungsberechtigten nachſtehen. ($. 229. a. a. DO.) 
















1) Zu den im $. 225. gedachten Anftalten und Vorkehrungen iſt die Zulef 
fung temperärer Heidemiether nicht zu zählen. (Erf. des Ob. Trib. v. 12. Nee 
1834, Simon’s Rectsfpr. Bd. 4. ©. 359.) — Hiergegen bemerkt Koch, vs 
ter Grund zur Entfchärigung die willführliche Beranlaflung des Mangels, 
tag das Mittel gleirtgültig fei. (Koch's Landrecht Bd. 2. ©. 1079. Anm. 

2) Der Waldeigenthümer ift zur Theilnahme an den Forſtnutzungen, in 
cken befugt, dritte Berfonen daran partizipiren zu laflen, beides jedoch mid-t 
ter, als dies chne Benachtheiligung der bereits befichenden Mechte der Gerituie 
rien gefchehen fann. (Erf. des Ob. Trib. v. 20. Nov. 1847 u. des Revif.R 
für L. 8. ©. v. 16. Jan. 1396, Zeitfchr. des Reviſ.⸗Kolleg. Br. 3. ©. 211 0 
216. u. Brij. Samml. deſſelb. ©. 3. Nr. 4.) 

Vergl. das Erf. des Ob. Trib. v. 29. Dec. 1845 in Sommer’s Arnebe. 
Arch. Br. 13. S. 17. ff. 

3) a) Die 88. 226. u. 227. A. 2. R. I. 22. feßen eine unbeRimmie, Mb 
nach dem DBebürfniffe des Berechtigten richtende Holzberechtigung voraus nad 
den nicht auf foldie Rechte Anwendung, vermöge deren der Berechtigte eine 
ſtimmte Onantität Holz aus dem belafteten Walde au fordern bat. (dit. bes M 
Trib. v. 24. Sept. 1844, Präj. Samml. S. 133. Präj. Nr. 1499.) 

b) Bei Auseinanterfegung des Waldeigenthümers mit Torfinugungs Bere 
tigten ift das Deputat der Ferſtbeamten von dem Ertrage bes Waldes vorweg ab 
inzieben und dem Erſteren zu Gute zu rechnen. (Erk. des Ob. Trib. v. 10. Rue 

848, Zeitfchr. des Revif.sRolleg. Bd. 3. S. 233.) 

c) Der zur Dedung des Bedarfes mehrerer Berechtigten nicht gureichende Ge 
ſammtertrag eines Waldes an Raff» und Lefeholz ift nach Verhäliniß des wide 
fehaftlichen Berürfniffes der bezüglichen Stellen zu vertheilen. (Erf. des Keriſ⸗ 
Kolleg. für &. K. S. v. 16. Ian. 1846, Zeitfche. deffelb. Br. 3. ©. 18610 
u. Präj. Samml. deffelb. S. 2. Nr. 3.) 

4) Wenn das Geſetz als Urfachen der Unzulänglichkeit eines Waldes für We 
beiverfeitigen Betürfniffe des Waldeigenthümers und Helgungeberechtigten „Bel 
Wirthſchaft und übertriebenen Verkauf” aufſtellt, fo erfordert es nicht, daß, WW 
bie erfle Urfache vorliegt, auch nech bie zweite (welche vielmehr nur eine befeubam 
Art der übelen Wirthfchaft iR) hinzutreten müfle, um den Vorzug bes Hel 
berechtigten vor tem Waldeigenthümer au begründen; und unter „übeler Wirt: 
ſchaft“ ift nicht bloß eine pofltive Beichädigung des Waldbeſtandes“ fondern am 
eine fchuldbare Vernacläffigung der Waldfultur zu verfiehen. (Erf. des Ob. TB 
v. 13. Juni 1850, Gntfch. Bd. 19. ©. 489. Praͤj. Mr. 2229. u. Bo. 20. ©. 238) 
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Auch ift letzterer befugt, um einem foldien Mangel vorzubeugen, dar« 
f amzutragen, daß der Eigenthümer des Waldes angehalten werde, den 
al» in ordentliche Schläge einzutheilen. ($. 230. a. a. ©.) 

7 Anfbören des Rechtes des Berechtigten. !) 

Wenn ter Holzungsberechtigte nur auf eine gewiffe Holzart eingefchräntt 
„ſo Hört fein Recht auf, wenn vie beflimmte Holzart in dem Walde nicht 
be anzutreffen if. ($. 231. a. a. O.) 

Er kann jedoch Ten Eigenthümer zur Wiederanpflanzung diefer Holzart 
ihelten. ($. 232. a. a. O.) 

Hat der Eigenthümer den Mangel durch feine Schuld verurfacht, fo 
n5 er den Berechtigten auf fo lange, bis der Bedarf veffelben von der 

= Art im Walde wieder vorhanden ift, entfchädigen. (6. 233. 
4. O.). 


Diefe Entſchäaͤdigung muß ter Regel nach durch Holz von anderer Art, 
sch einem Durch Korftverfländige zu beflimmenten DVerhältniffe, wenn aber 
wu tergleichen nicht vorhanden if, in baarem Gelde geleiftet werden. 
. 234. a. a. O.). 

8) Holz-Biration.?) | 

Bei einer unbeftimmten Golzungdgerechtigfeit Fann der Eigenthümer des 
daldes verlangen, taß biefelbe in Anfehung des Brennholzes auf ein mit 
w sechtmäßigen Benugung im DVerbältniß ſtehendes beftimmtes Holzdeputat 
ſtgeſedt werte. (6. 235. a. a. O. | 

In Anfehung des Bauholzes aber kann dergleichen Feſtſetzung nicht 
werd, al® durch gütliches Einverſtaͤndniß ter Partheien erfolgen. ($. 236. 


a 2.) 
Bergl. die SS. 166.—169. der Gem. Ih. DO. und die Erläuterungen 


Ian. 

9) Befugnifle des Berechtigten in Betreff des ihm angewiefenen Holzes. 

a) Der Solzungeberechtigte darf das ihm zu feinem Beduͤrfniß ange- 
iefene Holz; in ter Regel nicht verkaufen, fondern muß, wenn er dies ges 
au bat, dem Eigenthümer des Waldes an Werth des Holzed vergüten. 
k 237. a. a. O 

b) Bird ihm jedoch fein Bedarf in einer fo entlegenen Gegend ange: 
ieſen, taß die Herbeiholung deſſelben mehr al& eine Tagereiſe erfordert, 
ı muß ter Eigenthümer des Waldes, auf gefchehene Anzeige, ſich gefallen 
Wen, daß der Holzberechtigte fic feine Berürfniffe mehr in ter Nähe an⸗ 
beffe, und dazu den Werth des angewiefenen enilegenen Holzed mit vers 
wende. (6. 238. a. a. O. " 

Sill ver Eigenthümer des Waldes dies nicht gefchehen Iajfen, fo muß 
te den Berechtigten, flatt tes Holzes in Natur, den Werth nad) der Forſt⸗ 
ze entrichten. ($. 239. a. a. O.) 


— — - — — — 


1) Zu 88. 231 — 234. Der Forſteigenthuͤmer iſt nicht verpflichtet, diejenigen 
ertimente, welche ſich zur Zeit eines verzunehmenden Baues im belaſteten 
ohne ſeine Schuld nicht vorfinden, anderweit zu beſchaffen, oder dem Be⸗ 
meigten zu bezahlen; — es hat auch der Singulars Sufceffor im Beſitze eines 
Waldes nur die Folgen der Reallaft, nicht aber die auf einem perfönlich 
Migatorifchen Rechtsgrunde beruhenden Verpflichtungen feines Vorgängers zu vers 
Ben. (Gef. des Ob. Trib. v. 9. San. 1847, Zeitſchr. des Reviſ.⸗Kolleg. Bd. 3. 


1182. ff.) 

2) Der Sigentgümer des Waltes ift befugt (vergl. Landes⸗Kult. Ed. v. 14. 
pt. 1811 $. 32.), den Nubungeberechtigten einzelne Theile zu entziehen, fofern 
w deren Bedarf nicht gefchmälert wird. Grk. des Ob. Trib. v. 5. Oft. 1846, 
der Zeitſchr. des Revif. Kolleg. Br. 3. ©. 224. sub 14.) 


144 Von d. Abldoſ. der Reallaſten, den Negullzungen u. Gem. Theilungen 


B. Das Recht, Rohr und Schilf zu hauen. 

Daffelbe gehört in der Regel nicht mit A Burg: er ‚’ (® 
dern muß beſonders erworben werden. (A. L 

Dergl. Art. 1. Nr. 1. u, Art. 4, des Gun, oe i — 189 
zur Gem. x. ©. (f. in Bd. I. ©. 328. u. 329.) 

C. Das Maftungsredht d.i. die Befugniß, Schweine in ven Wei 
eined Andern zu treiben, um fich von den darin vorfindlicden Maffrkdtm 
(Eicheln, Bucheln, Nüffen) zu nähren. 

In Betreff teffelben gelten folgende Grundſaͤtze: 

1) Daffelbe ift unter einer felbft unbeftimmten Hütungsgerech ——— 
mitbegriffen, weshalb der Hüͤtungsberechtigte das Revier der ſthola 
von Bartholomaͤi an bis Weihnachten ſchonen Fa wenn auch nur Srup 
maf if. (A. L. R. J. 22. 66. 195. 188—192. 

2) Der Eigentümer wird durch diefe —* von feinem, 
rechte durch Theilnahme an der Maft und durch foeftmzbigen & 
Maftpölzer nicht ausgefchloffen, wenn ver Berechtigte nicht ein 
Bungsrecht beſonders erworben hat. (6.196. a. a. O.) 

3) Ein unbeftimmtes Maftungsrecht befchränft ſich auf den ones 
im Haushalte des Berechtigten, daher derfelbe keine fremde oder zum Bes 
kaufe beftimmte Schweine einführen darf. 

4) Die Ausübung iſt vom Ertrage Wohangig, weshalb zwiſchen 
halber und viertel Maſt, desgleichen —8 unterſchieden wird. 
A. L. R. kennt nur volle und Sprengmaſt; nur bei voller Mat ul 
der Berechtigte ſich derſelben bebienen; bei geringerer Maft iſt ihm ii 
die gimellete gekatiet ($$. 191—194 a. a. OÖ.) —J— 

Vergl. Gem. Th. DO. 66. 116. 117. u. 180. und die Erlaͤut. dazu. ⸗ 

D. Die Waltweide. Lu 

Vergl. darüber A. 2. R. I. 22. 66. 170— 186. und Landes» Kuliued’: 
Gr. v. 14. Sept. 1811 66F. 27— 33. und die Erläut. dazu in Br. 
Abıh. 1. S. 102—106, desgl. SG. 131— 139. der Gem. Th. DO. uw 
Erläut. dazu. 

E. Das Harzſcharren. 

Vergl. Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 Art. 1. Nr. 6. u. Akt. 5. Br 
Sem. Sh. ©. (i. iu Br. I. ©. 328 u. 329.) 

II. Ueber die Förderung der Korftfervitut- Ahldfungen, refp. Die ver* 

leihöweife Regulirung der Servitutd-VBerhältmiffe in den Königk , 
—** hat das Sinanzminifterium eine ausführliche Infruftion ws 
die Megierungen in vem C. R. v. 16. Aug. 1852 1) (Bin. vb ir, 
1852 ©. 337. Nr. 331.) erlaffen. 

















Zum $. 114. 


1) Die Befhränfungen der 65. 86. und 94. der Gem. 6. D. 
find durch ten Art. 9, des Sıgänı: Gef. v. 2. Mär; 1850 7 —RBRV 

Vergl. die Entſtehungs⸗Geſchichte des Art. 9. 
Erläut. der 66. 86. u. 94. der Gem. Th. O. zum $. 86. d oben ©. —A 

2) Der Art. 9. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 hebt zwar cm 
Alin. 1.) tie Befchränfung auf, welche Siöher nach $. 114. der Gem. IE 
D. auch bezüglich der Ablöfung der Forſtſervituten dahin beftand, daß a 
Befiger des belafteten Grundſtücks, im Kalle der Dienſtbarkeits⸗Bereqhe 
tigte auf Ablöfung provocirt, das Mecht hatte, die Art der zu gewährens 








1) Bergl. in ®b. 1. ©. 376 ff. 
2) Bergl. in Bd. J. ©. 330. 
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ten Entfchädigung zu beitimmen; dagezen foll ed (nach Alin. 2. des Art. 9.) 
bezüglich ter auf Borken baftenden Dienftbarfeiten bei ter durch 6. 94. 
der Sem. Th. O. vorgefchriebenen (in Betreff anderer ablödbarer Ser⸗ 
viruten aufgebobenen) Beichränfung Dad Bewenden behalten, daß 
ter Befiger des belafteren Waldes, wenn er Provofat iſt, vie Be- 
fugnig bat, zu wäblen, ob er den Berechtigten nach tem Nutzungs⸗ 
ertrage Der Dienfbarkeit, oter nad tem Vortheile, welcher dem Be- 
lafeten aus ver Aufbebung der Seritut erwärhft, entſchädigen will. 
Bihle indeß ver provofatifche Beſitzer des Waldes das Letztere, fo darf 
He Höbe der Entfchädigung den Nutzungswerth ter Berechtigung nicht 


en. 
In Bezug bierauf bat das Mevifiond- Kollegium für L. K. ©. 
(in vem Erf. v. 24. Sept. 1852) angenommen, daß, wenn in einem Se⸗ 
cberationsverfahren fehgeftellt ift, daß aus ter Aufhebung einer Hütungd- 
- Eermitnt in einem Walde dem Waldbeſitzer Fein Vortheil erwächſt, 
— ie Provokation tes Berechtigten nicht ganz und für immer (fo daß fein 
MKeecht aufhört), fondern nur zur Zeit abzumweifen ift, weil e8 zur Zeit 
-. a8 einem Objekte der Auseinanderfegung fehlt, eine ſolche daher nicht ſtatt⸗ 
lwden kann. (Bröj. Samml. des Revif. Kolleg. ©. 25. Nr. 11.) 
- 3) Bei Ablöfung ($$. 114. und 119. der Gem. Th. DO.) einer Bes 
seätigung auf Raff⸗ und keſehon oder geringere Holzſortimente werden 
Efteres und Letztere häufig auf Klafter⸗Klobenholz, nach Holzmaſſe und 
BViennguͤte, reduzirt, insbeſondere dann, wenn Erſteres und Legtere in der 
— _ Weaketen Forſt nicht unmittelbar Gegenſtand des Verkaufs find, und mit⸗ 
* keinen gemeinen Preis haben. Bei einer Reduktion auf Klafterholz 
_ ww bei der Zugrundelegung des Klafterholzpreiſes im Auseinanderſetzungs⸗ 
= — han if aldtann tie Differenz zwifchen den größeren Koften tes Sammeins 
—* zu rer Anfuhr (den Werbekoſten) einer in Bezug auf tie Holzmaſſe und 
u Senngüte verbältnigmäßtg gleichen Quantität Raff- und Lefeholz ( Lagers 
E: ben» Holz), gegenüber den geringeren Anfuhre und Zurichtungskoſten 
Det Klobenholzes, ven Dienftbarkeitsberechtigten, weldye fünftig diefe Diffe« 
Ba erfparen, mit in Anrechnung zu ftellen, Dabei jedoch zu berüdijichtigen, 
* 2** für die Servitutarien die Arbeit des Sammelns, beſonders in den 
Smicuiagen, geringeren Werth hat, dieſelbe auch durch halberwachſene 
Kinber verrichtet werden kann !). 
eig. Dagegen ift bei einer bloßen Fixation (66. 166. und 168. ver Gem. 
nz 3. D.) die Differenz der Koften ver Anfubr und des Einſammelns nicht 
B. 5 berüdfichtigen.. (Vergl. in Iegterer Beziehung die Erläut. zu den 
166. 168—170. der Gem. Ih. D., Zuf. 4, f. unten.) 


Zum $. 115. 


1) Bei ter Theilnahme Mehrerer an Dienftbarfeitörechten iſt e8, auch 
eben von ter Beſtimmung des F. 115 ter Gem. Th. O., ohne Ein» 
—8 auf das Verhaͤltniß ihrer Theilnabmerechte, wenn der Eigenthümer 
ea: 00 Kelafteten Grundſtuͤcks Einzelne von ihnen ohne Zuziehung der Uebri⸗ 
EM abgefunden hat. | 
Cie Die bloße Firirung einer unbeftimmten Brennbolzberechtigung auf eine 
mmte Quantität Holz ift an fich feine IImmantlung ter Grundgerech⸗ 
SE In eine beftimmte Abgabe. Bei tem Cintritte einer Unzulänglichkeit 
42 Belafteten Forſt muß fich der Berechtigte mithin eine Kürzung ter be⸗ 


kn, — 
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⸗⸗ 
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a 1) Vergl. hierüber auch die techniſche Inſtrukt. der landwirthſchaftl. Abth. der 
egter, zu Frankfurt v. 24. Mär; 1842, 8. 125. S. 286. 
dandu·uitut· Geſepg. Db. . Mörh, In. 10 
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flimmten Holzquantität ebenfo gefallen Iaffen, als ob vie Firxation nicht er⸗ 
folgt wäre. 

So erkannt von dem Ob. Trib. unterm 11. Dee. 1849 ( Beitichr. de 
Revif. Kolleg. Bd. 3. ©. 73—83). 

Vergl. die Erläut. zu GG. 114— 140. sub I. A. ad 8, und vie Ne 
dazu (1. oben ©. 143). 

2) Der Holzberechtigte muß fich bei einer Abldfung feiner Gerechtſen 
den Werth derjenigen Nugungen anrechnen laffen, welche anderen Perſenca 
zur Zeit der Verleihung feines Rechtes zuftanden. 

Erkfannt von Tem Nevifions- Kollegium für L. 8. ©. unterm 1% 
Juli 1846 (Beitfchr. deffelb. Bd. 3. S. 209— 211). 

3) Die Vorfchrift des $. 115. der Gem. Th. D. fommt nur dann m 
Anmwentung, wenn einzelne Dienftbarfeitöberechtigte von dem 
Eigenthümer wirklich abgefunden worten find, nicht aber dam 
wenn Dienftbarfeitöberechtigungen durch Konfufion erloſchen I 

Angenommen von dem Nevifions-Kollegium für &. 8. ©, 
einem (bis jegt nicht veröffentlichten) Erk. vom Jahre 1853, weil 1 
$. 115. a. a. O. ausdrücklich die flattgefundene Abfindung Dienfe 
berechtigter vorausfege, und deshalb nicht angewendet werden Fünne, weıß 
Dienftbarkeitöherechtigungen durch Konfuflon ohne Weiteres erlofcyen fl, 
und PR Abfindung von Dienftbarkeitsberechtigten gar nicht flatigefume 
den bat. " 

4) Ueber vie Kompetenz und Befugniffe der Auseinanderfegungsbehlee 
ben in Anfehung der von Amtswegen zu regulicenden —— 
niſſe einzelner, bei Gelegenheit ver Gemeinbeitstheilung in einer Bell‘ 
feparirten Wirthe einer Gemeinte auf Borften, wenn der Forſteigenthin 
nicht Theilnehmer an der Gemeinheitstbeilung auf der Feldmark, an BE. 
Sauptgefchäfte, ift, vergl. die Erläut. zum $. 3. Nr. 3. der ®. v. 20. | 
4817 und $. 7. der V. v. 30. Juni 1834 (f. unten). t 


Zu 88. 116. und 117. ? 
(Maftungsgerehtigfeiten) ?). 












1) Bergl.: 5 
a) ALM. 1. 22. 66. 187 — 196., betr. das Maftungsredt, ab 
$. 130 der Gem. Th. O. 3 


J 
b) die Erläut. zu 66. 114— 140. der Gem. Th. ©. sub I. ad G. 
(f. oben ©. 144). z. 

2) Die techniſche Inftruft. der landwirthſch. Abth. der Reg. zu Frauke 
A é * 1842 bemerkt zur Erlaͤut. der $$. 116. und 117. ((n 


— 






1) Das Präſjudik. ſtellt zugleich den Rechtsgrundſatz auf, „daß Grundg 
keiten durch Konfuſion ipso jure ſchon dann —8 wenn der B 
das Eigenihum der berechtigten Sache ober der Berechtigte das Cigenthun B 
verpflichteten Sache aus einem unwiderruflichen Rechtsgrunde überfommt, ab 
dag nur dann, wenn der Gigenthümer der beredjtigten und verpflichteten — 
auf letztere eingetragene Grundgerechtigkeit nicht hat loͤſchen laſſen, ober 
das Dafein derfelben bezeichnende Anlage nicht fortgefhafft Hat, die vedg 
Grundgerechtigkeit, wenn die verpflichtete Sache demnäͤchſt wieder an einen beſenden 
Befiger gelangt, wieder in ihre Wirkung tritt. 
2) Die Waldmaſtung wird eingetheilt in Cichelmaſt und Budenmek 

Die fogen. Untermaft, welde in dem Genuß der Maben, Schwämme und Bun 
jeln beiteht, und der Regel nad nur neben ben beiden anderen WMaflarten din 

usung gewährt, kommt bier nicht weiter in Betracht. — Bergl au Pfeil, 
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Die Schaͤthung des Werths ber Maſtberechtigung kann in zweifacher Beziehung 
othwendig werben; einmal wegen bes Werthszuwachſes für den Wald an fich, 
ad dann wegen bes damit verbundenen Ausſchließens der Weideberechtigten für 
ie Dauer ber Maftzeit, was von erheblihem Binfluffe auf den Werth der den 
Beibeberechtigten zu gebenben Abfindung fein kann. 

In erſterer Beziehung giebt der $. 116. der Gem. Th. D. die Normen der 
Keen an. Es muß danach ausgemittelt werden: wie oft volle oder Sprangs 

in den letzten dreißig Jahren vorgefommen; wonach der Durchſchnitt beitimmt 
we. Sollte dies im hiſtoriſchen Wege nicht ermittelt werben können, fo würde 
muuchmen fein, dag in fleben Jahren einmal volle, einmal halbe, und einmal 
wel oder Sprangmaft vorfomme, vier Jahre aber ohne Nutzen für den Maſt⸗ 
medhtigten verſtreichen. 

Unter voller Maft wird verftanden, das alle mafttragenden Bäume vollftändig 


e vom 25. Aug. bie zum rofl; zuweilen vom 29, Sept. bis zum Froſt ($. 190. 
$ t ſelbſt bis Weih⸗ 


eil an der Weide von 6 bis 
1d Brogent der vollen Weide des Reviers zu Gute kommen, und biefer auf eine 
—— gebracht, ſeinem Sollhaben zugeſetzt werden müſſen, wenn die Ab⸗ 
ung Weideberechtigter zu bewirken iſt. 

3) Ueber die tehnif hen Örundfähe, welche bezüglid) der Ablöfung 
med echtes auf Waldmaſt zum Grunde zu legen, vergl. die technifchen 
dakruft. der landwirthſchaftl. Abth. der Regier. zu Frankfurt v. 24. 
Bin 1842, ©. 112. ©. 277, ver Gen. Kom. für die Kurmarf v. 1838, 

44. ©. 53, der Gen. Kom. zu Breslau v. 11. Nov. 1845, 68. 84 - 

€. 123. ff, ver Ben. Kom. zu Pofen v. 8. Dec. 1840, $. 29. ©. 
381 ff, ter Gen. Kom. zu Stental v. 29. Sept. 1845, $. 102. ©. 
BI $., ver Ben. Kom. zu Münfter v. 1844, $$. 144. u. 145. ©. 93 ff., 
m der Ben. Kom. zu Stargard v. 28. Dec. 1841, 6. 60. ©. 56. — 
Basl. auch Pfeil, Ablöf. ver Wald⸗Servit., 6. 52. 


Zu 69. 118, und 119. 


(Holsberechtigungen.) 
Bergl. im Allgemeinen die Erläut. zu 66. 114—140. der Gem. TH. O. 
ich L A. (f. oben ©. 130 ff.) 
Die Holzberechtigungen, welche zur Abldfung fommen, find nach $$. 118 
we 119. der Sem. rn O. unterjchieden in: 







0 * 
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a) undeftimmte Holzgerechtigkeiten zum Verkaufe, | 
Pin} unbeftimmte Holzberechtigungen, welche fih auf das Bedürfnif 
erſtrecken. 

Die ad a, gedachten Berechtigungen muͤſſen nach F. 118. nach dem in 
den lesten, der Einleitung der Auseinanderfegung unmittelbar vorbergehem 
den, zehn Iahren im Durchfchnitte verfauften Belrage firirt und es muf : 
die danach ermittelte Jahresrente vergütiget werden. Technifche Grundfäge : 
kommen mithin dabei nicht weiter zur Anwendung. 

Die zu b. getachten Holzberechtigungen follen durch Sachverfländige auf : 
ihren Jahresbetrag gebracht ?) und es fol danach die Ablöfung bewil ı 
werden. Hierher gebören vie Brenn», Bau» und Nupholz-Berede | 
tigungen. 

Was nun: 

1) die Brennholz Berechtigungen betrifft, fo entfteht dabei die : 
ob ter Berechtigte durch die Ausübung feines echte feinen vollen 
darf erlangt Hat, oder zu erlangen befugt war, oder ob er ihn nur theils 
weife bat befriedigen können und dürfen? Im erfteren Balle muß ve 
wirkliche Bedarf, im anderen Falle die ermittelte Quote deſſelbes 
entfchädiget werten, infofern ver Anſpruch hierauf nad dem Zuſtande nf 
Waltes, in Ermangelung befonderer Rechtsgründe (U. L. R. I. 22. 
227. 229.), zu befrietigen ift. (6. 123. ver Gem. Th. O.). Doch | 
jedenfalls, um zu berechnen, in welchen Verhältniffe fich der ablöfente Be ; 
rechtigte eine Einſchraͤnkung gefallen Iaffen müfle, der Bedarf aller «mb ., 
einem Cigenthums⸗ oder Servitutrechte theilnehmenden Intereffenten in de 
Regel mit veranfchlagt werben. N 

Der Beraıf an Brennholz aber umfaßt: a) das Holz zur Heizung; : 
b) zum Kochen, c) zum Baden, d) zum Waſchen, Schladten, ., 
Bleichen, Flachs-und Obfl- Darren für ven häuslichen near, 2 
zum Kochen und Brühen des Vichfutters, fowie zur Molkerei, = 
f) zum Malzdarren, Brauen und Branntweindbrennen zum hänbe :: 
lihen Bedarf, g) zur Erleuchtung.) 


— — — ——— m — — — — — 


— m MM — EB 


—— ⸗ 


1) a) Die techniſche Inſtrukt. ver Gen. Kom. zu Stargard v. 28. Dec. 1 _ 
($. 89. ©. 103) ſpricht aus, daß es in der Regel genügen werde, zu ermilich, . 
wie viel an Fudern der Berechtigte in einem Durchſchnifte ven zehn Jahren amt 
der belafteten Forſt bezogen, und nach ber Größe der Yuber und der Holger, 
werauf er Anfpruch but, die ihm jährlich gebührende Quantität zu befiimmen, 
weil anzunehmen fei, daß ber Berechtigte nicht mehr, noch weniger, al6 ſein 
liches Betürfnig, aus der Forft entnommen habe, und daß die Fort tiefes mh r 
ferner zu gewähren im Stande fein werde. Finde diefe Ermittelungsart nicht Maik 
dann müfle allerdings der wirthfchaftiche Bebarf des Berechtigten ermittelt werde: 

b) Die in einem Holjfirations: Verfahren entflandene Brage: cb die „billige 
Tare”, gegen welche dem Berechtigten dae Holz zu überlaffen, dem Prinzive nah 
feſtzuſetzen, oder die Preisbeſtimmung in jedem fünftigen einzelnen Jalle der richten 
lichen Eniſcheidung zu überlafien fei? ift von dem Reviſ.⸗Kolleg. für L. K. ©. 
(in dem Erf. v. 21. Mai 1848) in der erfieren Alternative beantwortet, md 
darauf die Entfcheitung nach dem für Fälle diefer Art in den Domainen 
den Beifpiele getroffen, wo es neben der BerfanfssTare für Fälle der B 
eine fogen. Gnaden-Tare giebt, die 25 Prozent unter der fonfligen Tare # 
(Zeitfchr. des RevifsKclleg. Bd. 2. &. 451. Nr. 18.) 

2) Ueber vie bei der Ermittelung tes Berarfs zu diefen verfchiebenen Bweilee 
der Benusung des Brennholges (nach den dafür jur Anwendung zu Eringenden 
Pauſchſaͤtzen) desgl. des Holzbedarfs bäuerlicher Wirtbfchaften im Ganzen, 
die technifche Inftruft. der landwirthfchaftl. Abth. ter Meg. zu Sranffart v. 
Mär; 1842, 88. 115 — 122. S. 279 — 281. — Vergl. auch die techniſche Iufreik 
der Gen. Kom. zu Stargard v. 28. Der. 1841, $$. 89. u. 90. ©. 103 IW Ä 
106, der Gen. Kom. zu Bofen v. 8. Der. 1840, $. 31. ©. 189 fi, ber Gen 


. “are an tl di 
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Wenn der Bedarf ermittelt worden, fo kommt es ferner auf die Un⸗ 
trfuchung an, auf welche Art und mit welchen Holzgattungen terfelbe be⸗ 
rierige werten muß. Gemöhnlich find dies: a) Naff- und Lefeholz, ') 
— c) Winpfälle, Windbrüche, Schneebrüche, d) 

spf- oder Gipfelholz, e) Erdſtöcke, Stubben, Stüden, vie bei 

fällung ter Bäume theils über ver Erde, theils in der Erde 
nrückbleibenden Stammenden, f) trodene Bäume unt Stan- 
jew, zopftrodene, im Abfterben begriffene Stämme jeden Al- 
ers, 8) aefuntes Holz in ſtehenden Bäumen, h) Weichholz 
Bayyein, Weiden, Linden und Hafeln, auch Erlen, zuweilen felbft Birken, 
aunen, Bichten und Kiefern), i) Hartholz (Eichen, Buchen und Ulmen, 
in unt wieder auch Birfen), k) unfruchtbares Holz (Strauchhölzer, 
aumartige Weiden; in einigen Begenven alles Holz im Gegenfage der 
Wet tragenden Bäume). 

Es muß zuvoͤrderſt nach den obmaltenden Nechtöverhältniffen feſtgeſtellt 
wsten, ob die auf den Bedarf Berechtigten nicht verpflichtet find, ſich das 
emerung&material, welches fie aus eigenen Peuerungsmitteln an Holz, 
sıf ıc. beziehen können, auf ihren Bedarf anrechnen zu laffen. Hierüber 
heilt zer Art. 4. des Ergänz. Gef. v. 2 März 1850, in Verbindung 
ven $$. 52. und 54. der Gem. Th. D., die näheren, bier in Betracht 
wumenten Borfchriften. (Vergl. Zuf. 4. zu 66. 52—55. der Gem. Th. O., 

sben ©. 89 ff.) Das demnächft aus den belafteten Borften zu ge⸗ 
hrende Holsquantum wird forann nad) ven zur Zeit ter Ablöfung gel⸗ 
aten, fachverfländig zu beflimmenven gemeinen Preifen des Orts, refp. 
er Gegend (vergl. Tas R. res Min. des I. v. 30. März 1841,°) Min.» 
Lr.i.D. 1841, ©. 130) zu Gelte berechnet, wobei jeroch die vom Be⸗ 

en aufzumententen Koften (ded Faällens, Anfahrens, Sammelns :c.), 
Weweit ſolche nach der Ablöfung der Servitut erfyart werben, in Abzug 
suumen. Der hiernach ſich ergebende Geldbetrag bildet vie jährliche Mente, 
eſp. das Sollhaben Ted Berechtigten. *) 

Ueber die Abfindungsart vergl. die an vie Stelle des $. 127. ver 
dem. Ih. O. getretenen Beſtimmungen des Art. 10. des Ergänz. Gel. v. 
 Bürz 1550. (f. die Erläut. zum $. 127. ter Gem. Th. DO.) 

2) Die Bauholz» Berechtigungen betreffent, fo fehlt es an ausreichen⸗ 
em gefeglichen Borfchriften darüber, was zum Bauholze gehört.) Es muß 


sm. zu Breslau v. 11. Nov. 1845, 88. 92—97. &. 131—137, der Gen. 
tem. zu Stenbal vn. 29. Gept. 1845, 68. R—1M. ©. 171—180, ber Gen. 
sm. zu Münfter v. 1844, 96. 134—136. S. 87—W, und der Regier. zu 
mmblanen v. 1844, 86. 33—34. &. 89—98. — Vergl. Pfeil a. a. O. 8. 41. 

1) Bergl. über den Begriff und Umfang diefer Berechtigung die Erläut. 

ı 98. 114— 130. ad I. A. sub 5. und die Roten dazu oben ©. 136 ff. 
Bergl. ebendaf. ©. 140. 

3) Bergl. in Bd. I. S. 383. 

4) Ueber die technifchen Brinzipien für tie Abſchätzung Behufs Feſt⸗ 
Wang des Sollhabens der Brennholzs Berechtigten vergl. die technifhe Juftruft. 
z aubwirtbfchaftl. Abth. der Regier. zu Srantfurt v. 24. März 1842, 88. 124. 
‚123. ©. 282 ff, desgl. der Gen. Kom. zu Stargard v. 28. Dec. 1841, $. 
L 6. 106—107, ver Gen. Kom. zu Bofen v. 8. Dee. 1840, $$. 32. u. 33. 
. 200 ff, der Gen. Kom. zu Breslau v. 11. Nov. 1845, 88. 104-106. ©. 
R—141, ver Gen. Kom. ın Stendal v. 29. Sept. 1835, 88. 98—100. ©. 
nf der Gen. Kom. zu Münfter v. 1844, 96. 137. 138. S. 90 - 91, und 
w egier. ın Gumbinnen v. 1844, 86. 35—38. ©. 98-118. — Bergl. 
fell a. a. D. 96. 44-48. 

5) Bergl. die Erlaut. zn 96. 114-140.!der Gem. Th.” D. Zuf. I. A, ad 2, 
. oben €. 132 ff. und die Noten). 
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daher, wo möglich, die Exmittelung auf Grund vorhandener Urkunden vder 
rechtöbegründeter Obfervanz erfolgen. 

Der Bedarf an Bauholz zum Neubau und zu den Reparaturen meuf 
in jedem Balle durch Bauverfländige ermittelt werden. *) 

Bergl. auch die befonveren Exläut. zu 66. 120122. der Gem. Th. O 

. unten.) 
j 3) Die Nutz⸗ und Schirrholz- Berechtigungen betreffend. ®) 

Zur erfleren gehören die Brett», Latten- und Bohlenflöge, Pfahlhäle 
und die Spließbäume für die Winpmäller, fowie die Mahlwellen. Des 
Schirrholz dagegen unterfcheitet man in dasjenige, was: a) zum —— 
ſchaftlichen Gebrauche, b) zum Bedarf der Mühlen erforderlich iR. 
dem erflgenannten (ad a.) rechnet man alles jur Unterhaltung der Bagen, 
Schlitten, Pflüge, Eggen, Schleifen ꝛc. erforderliche; zu dem zweiten (ad k) 
alles, was zum Mechanismus der Mühle gebraucht wird, nachdem der Fl 
mermann dad Gebäude hergeftellt hat; alfo die Mäder in der Mühle, Del 
linge, Getriebe, Beutelfaften, Rumpfe ꝛc. 

Es gehört hierher auch die Berechtigung auf Holz zur Gartenwirhh⸗ 
[haft 2c. ®) 

Der durchſchnittliche Bedarf an den erforderlichen Gegenfländen für die 
berechtigte Wirthſchaft iſt informatorifch nach Forſt- und Wirtbfchafte- He 
giftern und fonft, event. durch Sachverfländige zu ermitteln, der Belbie 
trag nach den gemeinen Preifen zur Zeit der Nblöfung zu beflimmen unb 
danach die Mente feftzuftellen. In Betreff der Abfindungsart gelten Nie 
felben Brundfäge, wie bezüglich der Brennbolz-Berechtigungen. 


Zum $. 118. . 


Wenn in den Iekten zehn Jahren vor Einleitung der Auseinanderfegung 
fein Verkauf von Holz flattgefunden bat, fo folgt daraus noch nicht du 
Verluſt des Rechtes, fondern nur, daß ein anderer Manfflab zur Beſtin⸗ 
mung des Umfanges deffelben gefucht werden muß. 


Angenommen von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 29. Ian. 1841. 
(Präj. Samml. deſſelb. ©. 340. Nr. 977.) 


Zum $. 119. 
1) Der Art. 4. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 zur Gem. Th. Q 


1) Ueber die in Anſehnng der Dauer und ber Reparatur gewthatich en 
en techn 


©. 154—155, der Gen. Kom. zu Bofen v. 8. Dec. 1840, $. 3. © 288 $, 
der Gen. Kom. zu Stendal v. 29. Sept. 1845, 8. 97. ©. 169 f: der Ger 
l 


Stile. Q 
$. 40. — Vergl. auch die aan zu 88. 114—140, der Gem. AN D., bi 
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beflmmt, daß der Brennbolzs Berechtigte, 1) deſſen Berechtigung auf fein 
Bedürfniß befchränkt iſt, verpflichter fein fol, ſich dasjenige Holz an⸗ 
eignen zu laffen, welches er aus einem eigenen Walde oder fonft eigenen 
Grunrfläden beziehen fann,®) wenn dies nicht ausprädlich durch Urkun⸗ 
ven, Judikate oder Statuten audgefchloffen worden if. Es follen indeß 
hierbei tie dem Berechtigten gehörigen, zur Zeit der Anbringung der Pros 
welstion noch nicht aufgededten Torfläger nicht in Betracht kommen. 

Bergl. die Entfebungsgefchicdhte des Art. 4. a. a. DO. zum 6. 31. 
der Gem. Ih. D. (f. oben ©. 63 ff.) 

Bergl. die Erläut. zu 66. 52.— 55. der Gem. Th. O., Zuſ. 4. 
&. eben ©. 89 
2) Das Mevifions- Kollegium für 2. K. ©. bat (in dem Erk. v. 
26. April 1853) angenommen, daß die Beflimmung tes Art. 4. des Er⸗ 
ginz. Bel. v. 2. Mär; 1850, wonach der Brennholz » Berechtigte fich das 
eigene Seuerungsmaterial anrechnen laffen fol, fih nicht auf Leuchte» 
Hehn bezieht.) (Zelfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 6. ©. 464.) 


Zu 6%. 120-122. 


1) Ueber die Grundfäge bei Abldfung der Bauholz⸗Berechtigun⸗ 
gen vergl. das R. des Fin. Min., Gen. Berw. für Domainen u. Borften 
u 4. Mai 1834, die C. R. des Min. des Königl. Haufes v. 24. März 1837 
a. v. 23. Ian. 1838 und der Publik. der Gen. Komm. zu Soldin v. 8. 
ug. 1837 7. 

Vergl. auch die Allegate in ver Note 1. in Bd. II. Abth. I. ©. 363. 

2) Bergl. die Erläut. zu 66. 114— 140. ter Gem. Th. O. sub LA. 
Zuf. 2. (. oben S. 132ff.) desgl. die Erläut. zu $$. 118. u. 119. der Gem. 
%. D., sub 2. (f. oben &. 149 ff). 


Zum $. 129. 


Bergl. die Erläut. zu 66. 114—140, der Gem. Th. O. ad LA 
sub 6. a. (f. oben ©. 142), 


Zum $. 124. 
1) Ueber die Frage: ob derjenige, welchen als Grundgerechtigkeit ver 


— — 


1) Daffelbe Prinzip gilt (nach Ari. 4. a. a. O.) von der Waldſtreu⸗Be⸗ 
n 


2) & war früher fireitig, ob ter $. 54. der Sem. Th. D. auf die Bes 
rechtigung zum Plaggens, Heide: und Bültenhieb zu befchränfen fei, oder 
& derfelbe einen allgemeinen Grundſatz ausipreche, der auch auf unbes 
fimmte Brennholz: Berechtigungen zum Bedarf anagebehnt werben möüfle, 
wenn nicht etwas Anderes ausbrüdlich beftimmt if. Das Ob. Trib. harte ſich 

‚Mr die leptere Alternative entfchieden. (Vergl. das Erf. deffelb. v. 12. März 
1847, in der Zeitfchr. des Nevif.sKolleg. Bd. 3. ©. 225—228 und die dort alle: 
Faire anderweitigen Präj. des Ob. Trib.) Das Revif.sKolleg. für 2. 8. ©. 

(in dem Erf. v. 11. Dec. 1846) das Gegentheil angenommen. (a. a. 

D. ©. 225 Note.) Der Urt. A. des Ergänz. Geſ. v. 2. März 1850 hat nuns 
uche (ie Mlin. 2.) das von dem Ob. Trib. angenommene Brinzip gefeblich 
Isuftionizt. (Bergl. die Motive des Regier. Cuiw. zum Art. 4. des Ergaͤnz. Bel. 
42 Mär 1850, f. oben ©. 63 fj., desgl. das Erf. des Ob. Trib. v. 9. ON. 
1949, Sutih. Sb. 18. ©. 279 Präj. Nr. 2151, f. zum $. 140. der Gem. Th. D.) 

3) Dies Urtel fpricht zugleich aus, daß auch die zu Raff⸗ und Lefeholz bes 

Einmiether das Recht auf Leuchtefichn durch Verjährung erwerben können. 
) Bergl. dieſe Erlaſſe in Br. I, ©. 350-383. 
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Anfpruch auf Brennholz ohne nähere Motififatton zufteht, verbunten HR, 
fih feinen Bedarf vorzugsweife auf Raff- und Leſeholz anmeilen ps 
laffen? vergl. ten (verneinenten) Plenarbeſchl. des Ob. Trib. v. 22. Im 
1844 und das (tenfelben unrichtig anmentente) & R. tes Min. ve 
Königl. Hauſes v. 12. Oft. 1844 (1. zu SS. 114—140. der Gem. Th. D, 
Zuſ. I. A. 4. in ter Note 1, oben ©. 135). 

2) Bei Abfchägung einer Holzungdgerechtfame wirt nicht — (wie bi 
der Weitenugung) — ein mittelmäßiger, fontern ter gegenwärtige Zufland 
des Waldes angenomnien. 

So erkannt von tem Reviſions-Kollegium für L. K. S. untem 
6. Nov. 1846, mit Rückſicht auf die Beſtimmungen ter 66. 87. 108. um 
124. ter Gem. Th. DO. (Beitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 3. S. 223 — 224). 


Zum $. 127. 


I. Der 6. 127., welcher vorfchreibt, daß die Entfehätigung für eine 
Holzberechtigung, wenn ter Belaftete auf vie Abldfung anträgt, der Regd 
nach in Land, mit Anrechnung der tarauf befintlichen Holzbeflänne zu lei⸗ 
ften if, wenn ſolches zu einer forfimäßigen Holznutzung, oter zur vortheil⸗ 
baften Benugung als Ader oder Wiefen geeignet iſt, ift aufgehoben 
durch den Art. 10. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 1), welcher zuglei 
den 6. 138. ner Gem. Th. DO. aufhebt, und deſſen betreff. Beftimmungen 
jett in dieſer Beziehung maaßgebend find. 

N. Entſtehungsgeſchichte des Art. 10. des Ergänz. Bel. v. 2 
Mär; 1850. 

Ä. In dem Negier. Entw. lautete der Art. 10. dahin: 

Für die auf Forſten haftenden Dienftbarfeitsredhte zur Weite, zur Gräferd, 
zum Mitgenuß des Holzes, zum Streuholen und zum Plaggen:, Heide und Yultes 
Hiebe iſt, vorbehaltlih einer anderweiten Ginigung der Betheiligten, eine Entidss 
digung in Land nur dann zu geben und anzunehmen, wenn daſſelbe zur Benupung 
als Ader oder Wiefe geeignet it, und in biefer Bigenfchaft nachhaltig einen höheren 
Ertrag, als durch die Benußung zur Holzzudt zu gewähren vermag. Die 
dung it aledann dem Beredtigten ale — * oder Wieſe, unter Derückfichtigung 
der erforderlichen Kulturkoſten anzurechnen. Die darauf befindlichen Holzbeſtande 
verbleiben dem Forſteigenthümer, welcher dieſelben vor der Uebergabe des Landes 
abraͤumen muß. 

In allen anderen Fällen, namentlich auch in denen, welche der $. 77. der 
Gem. Th. O. v. 7. Juni 1521 bezeichnet, iſt für die genannten Berechtigungen 
eine Entfhäbigung durch Kapital oder Rente zu leilten und anzunehmen. 
hob Die 88. 127. und 138. der gedachten Gem, Th. O. werden hierdurch aufge⸗ 

oben. 


Die Motive hierzu bemerken: 


Der $. 127. der Gem. TH. O. jchreibt vor, dag die Entſchaͤdigung für eime 
Holzberechtigung, wenn der Belaftete auf die Ablöfung anträgt, der Regel no in 
Land, mit Anrechnung ter darauf befindlichen Holzbeflände zu leiſten ift, wenn ſel⸗ 
ches zu einer ferfimäßigen Holzbenugung, oder zur vortheilhaften Benugung als 
Ader oder Wiefen geeignet ift. 

TDiefelbe Regel müßte in Folge ber Beſtimmung des Art. 9. des Entw. künf⸗ 
tig auch dann en fein, wenn der Berechtigte auf die Ablöfung anträgk 
Eine unbedingte Feſthaltung berfelben würbe aber bei ber vorausfichtlichen großen 
Vermehrung der Provofationen auf Aufhebung von Korftfervituten nicht minder 
den Berechtigten ale dem allgemeinen Wohle gefahrkringend fein, weshalb eime 
Modifikation der Beſtimmung unerliglich ift. Bir nfihten der Sachverſtaͤndiges 
darüber, unter welchen Berhältniffen und bei welcher Ausdehnung ein Stud Lamb 


1) Vergl. in Br. I. ©. 330, 


Gemeinheits-3h. D. v. 7. Juni 1821. ($. 127.) 153 


zer forkmäßigen Holzbenukung gefickt fei, find nämlich fehr ſchwankend, da bie 
feit einer ſolchen Benutzung auch bei außerorbentli Eleinen Flaͤchen abfos 
isten Waltbodene nicht geleugnet werben kann. Deshalb würbe dem Berechtigten, 
welcher für eine Eervitut von auch nur geringem Werthe eine Abfintung in Forſt⸗ 
Isnb beanſprucht, diefelbe ſchwer zu verweigern fein, und eben fo wenig könnte er 
kb ter Annahme einer folden Entfhätigung entziehen, wenn fie ihm vom Bes 
lafeten geboten wird. Die Erfahrung Ichrt jedoch, daß die Holzzucht mit Erfelg 
zer in größeren Waldungen betrieben werten fann, weil die Befiger Hleinerer Forſt⸗ 
seriellen außer Stand find, biefelben durch genügente Aufficht vor Diebftahl und 
Veſchäͤdigung zu fhügen, wenn auch ter ernite Wille zu einer wirthichaftlicdhen 
Rultur vorhanden jein jollte. Aus diefem Grunde find bie Abfindungen durch 
Seräland nicht geeignet, den Berechtigten anf die Dauer benjenigen Ertrag zu ges 
währen, zu weldem fie ihnen angerechnet werben; vielmehr verwandeln fie de ge: 
wihelih nad dem Abtriebe der darauf befindlichen Holzbeftände binnen kurzer Zeit 
im menußbare Sandſteppen. Während aber die Berechtigten durch den Waldboden 
auf dieſe Weile keine nachhaltige Entfhäbigung empfangen, wird ber Holzkultur 
m Ganzen ein großes Arcal entzogen und ber an fi ſchon fühlbare Mangel an 
Srennmaterial vermehrt. Auch werben dadurch ausgedehnte Streden Landes un: 
wirthbar gemacht und die daran fließenden fruchttragenden Grundſtücke der Verſan⸗ 
Yang ausgefeht. Deshalb entfpricht es dem Interefle der Berechtigten ebenſowohl, 
als dem der Landeskultur, dag eine Abfindung durch Land für Holzberechtigungen 
ser jür den Ball ale geſetzliches Entihädigungsmittel beitimmt wird, wenn das 
Laub als Ader oder Micfe brauchbar it und in diefer Cigenſchaft nadhhaltig einen 
höheren Grirag, als bei der Benutzung zur Holzzucht zu gewähren vermag. 

Daß der Berechtigte auf die VBeranfchlagung einer —* Abfindung als Forſt⸗ 
land feinen Anſpruch hat, ſondern daß er ſich das Land zu feinem wahren Werthe 
als Ader oder Wieſe nah Abzug der darauf zu verwendenden Kulturfoiten ans 
sehnen laſſen muß, liegt in der Natur der Sache und folgt aus der Vorfchrift 
tes 5. 88. der Gem. Th. O. von felbit. Andererfeits fann dem Berechtigten aber 
ach die Uchernahme des auf dem Entihädigungslande fichenden Holzes überhaupt 
sit und am wenigften zugemuthet werden, daß er ſich dieſes Holz zu dem wirth: 
Maitlichen Werthe, welchen daffelbe mit Rüdficht auf feine erſt künftig eintretende 
Heuburkeit Hat, anrechnen laſſe. Denn da der Berechtigte, um bald zu dem Ge: 
mfe der Landnutzung zu gelangen, genöthigt ift, das Holz fofort abzuriumen und 
u verfilbern, jo würde er auf dieſe Weife nicht allein einen Theil feiner Ent⸗ 
qdigung in Rapital ſtatt in Land erhalten, fondern auch, fofern ber Ber: 
kufspreis des Holzes den wirthfchaftlihen Taxwerth deſſelben nicht erreicht, eine 
mijul ãngliche Abfindung empfangen. Zwar trifft auch den Belafteten, welcher in 
tie Nothwendigkeit verjeßt wird, noch nicht haubares Holz einzufchlagen, ein Ber: 
iR, für welchen ihm bei der Abſchaͤtzung des Entfhädigungslandes feine Vergüti⸗ 
gusg zu Theil wird; allein der Erſatz für diejen Verlufl iſt darin zu fuchen, daß 
vs Forſiland ale Ader oder Wiefe zu einem höheren Werthe angenommen wird, 
wie der Belaſtete es bisher als Theil feines Waldes genupt hat. 

Tie PBraris Hat die Vorfchrift des $. 127. der Gem. Th. O. ſtets auf die 
Uäntung für Streuberedhtigungen ausgedehnt und da bei diefer diefelben Rück⸗ 
hin für den Berechtigten und die Landeskultur maaßgebend find, wie bei der 
Gufgärigung für Holzberedtigungen, fo ift es unbedenklich, die Streurechte in den 
Kt. 10. mit einzufchließen. 

Rad einer richtigen Interpretation des $. 138. der Gem. Th. O. darf bie 
Aadabſindung für eine oalbweibeberehtigung in Ader, Wieje, Forſt oder Weide: 
lab beüchen und das Weideland dem Berechtigten nur für den Ball als ſolches 
ageredjnet werden, wenn es in biefer Bigenichaft einen höheren Ertrag, als bei 
ver Benutzung zus Holzzucht, gewährt. Die nämlihen Gründe, welde es rath— 

‚ für Holgberechtigungen Feine Landentſchaͤdigung eintreten zu laflen, 

die wirthſchaftlich am —— zur Holzzucht zu verwenden iſt, finden aber 
auf die findung für Baldweibeberedtigungen Anwendung. Woritland, 

ale Beide Höper zu verwerthen ift, wie zum Holzbau, it im Allgemeinen 

(die fchten; wo es aber auch vorkommen follte, ba wird deſſen Abtretung an ben 
igten bei. der immer größeren Ausbreitung der Stallfütterung fir den Letz⸗ 

men e dauernde Wirthſchafts⸗Verbeſſerung erzeugen. Unter diejen Umſtaͤnden 
eſcheint die Cinſchraͤnkung der Landabfindung für Forſtweideberechtigungen auf 
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folge Grundflüde, welche fi als Ader ober Wiefe höher wie zur Holzzucht ma 
laffen, ebenfalls gerechtfertigt. Daſſelbe muß aber auch in Betreff der Erde 
gungen zur Waldgräferei und um Plaggens, Heide: und Bültenbiebe in 
gelten, da zwifchen diefen Servituten und der Walpweide fein Unterſchied obweitı, 
welder auf bie Beurtheilung der Angemeflenheit der Abfindungsmittel yon Einfich 
fein fönnte. 
Außerdem Fönnen nach ber Gem. Th. D. und dem gegenwärtigen Geſetz⸗ Eub 
wurfe als Forſtſervituten nur noch die Maftgerechtigfeit und die Berechtigung - 
Harzſcharren Gegenttände einer felbiiftändigen Auseinanderfeßung bilden; bei 
fen Servituten bedarf es jedoch Feiner Bellimmung über die Beſchaffenheit dw 
Landentfhädigung, da für dieſelben nah $. 117. der Gem. TH. D. und 
Art 5. des vorliegenden Entw. überhaupt feine Landabfindung zu gewähren iR. 
Einer Bereinigung der Partheien, welche der Beſtimmung bes Art. 10. ze 
wiberläuft, fol übrigens fein Hinderniß in den Weg gelegt werben, weil das Bas 
des, Rultur= Intereffe, aus welchem die Vorfhrift wefentlih hervor iß 
dennoch nicht vollſtaͤndig gefhüßt, ſondern durch nicht zu verhindernde ig 
Dismembrationen von Borften yereitelt werden kann. Ä 


B. Die Kommiffton der II. Kammer beantragte die unverän- ' 


derte Annahme des Art. 10., indem fie ich in ihrem Berichte folgenden 
maaßen Außerte: | 


Zu dem Art. 10. wurben mehrere Berbeflerungsvorfchläge gemacht und zuct 

wurde beantragt: 
1) Im Alin. 1. des Entw. hinter den Worten „wenn baffelbe” einzufgeh ' 
ten: „zur forfimäßigen Benußung oder“, ' 


2) die Worte: 
„und in biefer Gigenfhaft nachhaltig einen höhern Ertrag, als derh 
die Benußung zur Holzzucht zu gewähren vermag” 

u freien. 

3) hinter dem Worte „verbleiben” die Worte einzufchalten: 
„in biefem letztern Falle.“ 

4) Im Alin. 3. die Allegation des 8. 127. ſtreichen. 


Ferner im Alin. 1. flatt der Worte „wenn baffelbe” bis „vermag” p 

feßen: 

j „Wenn daffelbe entweder zur Benugung als Ader ober Wiefe geriguet . 
ober die den einzelnen Berechtigten zu gewährende Entſchaͤdigung eiwen fh 
erheblichen Umfang hat, daß eine forfimäßige Benutzung —— 
Landes erfolgen kann.“ 

Endlich wurde unter allgemeiner Aufrechthaltung des im $. 127. der Gm 
TH. DO. enthaltenen Grundſatzes ein Zuſatz in folgender Art verlangt: 

„Die Abfindungen in Forſtgrundſtücken And jedoch auf diejeni Sie 
zu beihränfen, wo fid die Berechtigten verpflichten, diefelben —4 
zu benugen und wo eine derartige nachhaltige Benugungsart dem loleles 
nerhälenifen entfprehend, nah dem Gutachten Sachverfländiger wi 
lich it.“ 

Simmtlihe Antragfteller gingen bei ihren Borfchlägen von ber Anſicht anf: 
taß bei fehr bedeutenden und umfangreihen Holsberedhtigungen Lanb ba 
angemeflenite Abfindungsmittel fei, wenn fi daſſelbe au nicht zu Ada 
oder Wiefe, fondern nur zur forftlichen Benutzung eigne, und ui 
ausreichende Gründe vorligen, die dieſer Anſicht entfprecheuden Beh 
mungen des $. 127. der Gem. TH. D. aufzuheben — 

Es könne zwar nicht in Abrede geitellt werden, dag die Anfl der 
verfändigen darüber , unter welchen Berhältniffen und bei welcher Husbehunng 
Stück Land zur forſtmaͤßigen Holznutzung Jeſchickt fei, der Natur ber 22 
ſehr ſchwankend wären, ja daß darüber eigentlich gar keine 

os 













fäge zu erlangen find, und baber auch bie bisherige besfallige 


& 
mung bei Ausführung der Abfindungen für Forſtberechtigungen rede 6 
berüdfichtigt geblieben wären. — erechiigenz 


Eben fo wenig ſei zu leugnen, daß auf Grund ber bisherigen Abſtubangee⸗ 
für Forſt b erechtigungen viele Bälle vorgefommen, in weichen die kberwisfenen A 
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bungsflädhen ohne Rüdfiht auf ihre weitere forfimäßige Kultur abgeholzt und 
m großen Nachtheil der Landeskultur in Sandfteppen umgewandelt werben. — 

Indeſſen werde Hierdurch noch nicht die gänzliche Aufhebung der betreffenden 
ettmmung bes $. 127. der Gem. TH. D. gerechtfertigt. Gerade in den bebeu: 
sen Holzablöfungsjachen werde häufig bald ter Waldeigenthümer bald der 
ersitutenberedhtigte nur eine Landentſchaͤdigung geben oder annehmen können. Bei 
he umfangsreihen Abfindungen werde ber Waldeigenthümer, wenn er Rente 
Sen tolle, da biefe auch von dem Empfänger gefündigt werben dürfe, in bie 
Öhte Berlegenheit wegen Beichaffung des Ablöfungskapitals gerathen und in eine 
St minder üble Lage komme der Servitutsberecdhtigte, dem es öfter unmöglich 
erden dürfte ih den Ausfall an Holz nachhaltig anderweitig für die ihm über- 
iefene Rente zu verfchaffen. Schon teshalb erfcheine es dringend wuͤnſchens⸗ 
erh, daß bei Abläfung der Holzberechtigungen die Möglichkeit der Landabfindung 
se für den Ball nicht ansgeſchloſſen bleibe, wenn ſich diefe nicht zu Acker oder 


eignet. — 

Dies werde durch die Annahme ber gemachten Berbefferungsvorfchläge erreicht, 
ud wenn bei benfelben allerdings ber Begriff der forfimäßigen Benußung ber 
Mudungsflächen feftgehbalten werde, fo werde boch auch biefer Begriff in jedem 
sgebenen Falle ſich wohl näher beftimmen laflen. — 

Bei der Beurtheilung der forftmägigen Benußung Fönne es nämlich nicht 
rade auf die Möglichkeit des Holzertrages an fih, fondern Befonders werde es 
4 darauf anfommmen, ob ber Befiper ber Abfindungsparzelle nach den in der 
kgend obwaltenden Verhältniffen geeignet und geneigt fein würde, die Parzelle 

Baftig forſtmaͤßig zu benußen, und ob er mit Rüdfiht auf ten nothmwendigen 
erfihug nachhaltig denfelben Ertrag aus ter Holzuutzung der Abfindungsparzelle 
1 pin babe, ten fie in ihrem frühern Zufanmenhange mit dem ganzen Walde 
ewaͤhrte. — 

Denn tiefe Geſichtspunkte feitgehalten würden, fo dürfte es in den einzelnen 
ilen Sachverſtändigen nicht fo fchwierig werden, ein beflimmtes Urtheil bar: 
F abzugeben, ob eine Abfindung in Land zur forſtmäßigen Benutzung geeig⸗ 
et ſei. — 

Entlih fönnten aber auch den vorgefommenen Beifpielen von unwirtbfchaft: 
Gen und fulturwidrigen Behandlungen der aus Forſtgrund beftehenden Abfin- 

slächen, eben fo viele und noch mehrere Fälle, in welchen tie frühern Servi- 
ssberechtigten ihre erhaltenen Forftgrundftücke tüchtig und wirthfchaftlich Fultivirten, 


Megen gefeht werben. — 

us allen diefen Gründen empfehle fih ein Zufab zu dem Art. 10., mittelit 
elches eine Abfindung —— Forſtboden, wenn ſich derſelbe auch nicht zu Acker 
ver Wieſe eigne, für zulaäſſig erachtet und ſonach die dahin einſchlagende Beſtim⸗ 
ung des 6. 127. der Gem. En. O. nicht aufgehoben werde. — 

Auf der andern Seite wurde jedoch diefen Gründen gegenüber ausgeführt: 
bag nad allen bisher darüber gemachten Erfahrungen mit wenigen Auss 
nahmen es dem ntereffe der allgemeinen Landes⸗Kultur, der Erhaltung der 
Serien und in den allermeiften Bällen auch dem der Forſtſervitutberech⸗ 
tigten weſentlich entfprädhe, wenn eine Landentfhäbigung für Porftfervi- 
tuten nur dann gegeben und angenommen werden dürfe, wenn biefelbe ſich 
zur Benupung ald Ader oder Wiefe eignet, und in biefer Gigenfchait 
Pan einen hoͤhern Ertrag, als durch die Benutzung zur Holzzucht 
gewährt. — 

6 müffe daher dieſer Grundſatz als die allgemeine Regel feitgehalten werben, 
buch, wie auch der Art. 10. beflimme, für befondere Ausnahmefälle eine ander: 
tige Einigung ber Betheiligten nicht ausgefchloffen werde, die dann auch immer 
wausgefeht werben bürfe, wo bie Gefammtabfindung fo bedeutend fei, daß fie 
w duch ein großes Kapital oder einen dem entfprechenden Theil des belaiteten 
eftes mit den barauf befindlihen Holzbefländen gewährt werben koͤnne. 

Zu der überwiegendften Zahl der File würden aber da, wo eine Abfindung 
sp Land, welches ſich nicht zu Ader oder Wiefe eignet, auch wie bisher dann 
& angenommen werben müßte, wenn durch fachverfindiges Gutachten feitgeflellt 
wden, es eigne fi zu forfimäßiger Benubung, alle die Nachtheile für den Bes 
Migten fortdauern, welche die Motive bes Gefehentwurfe zu biefem Artikel übers 
gend hervorheben, und eben dasjenige, was von ber entgegengefeßte Seite zur 


154 Von d. Abldſ. der Reallaften, den Regulirungen u. Gem. Theilungen 


ſolche Grundſtücke, welche fih als Ader oder Wiefe höher wie zur Holzzucht nu 
laffen, ebenfalls gerechtfertigt. Daſſelbe muß aber aud in Betreff der * 
gungen zur Waldgräſerei und zum Plaggens, Heides und Bültenhiebe in F 
gelten, da zwifchen diefen Servituten und der Waldweide fein Unterſchied obwalkt, 
welder auf die Beurtheilung der Angemefienheit der Abfindungsmittel yon Einf 
fein fönnte. 
Außerdem fönnen nad der Gem. mn. und dem gegenwärtigen Geſetz⸗Cu⸗ 
wurfe als Forſtſervituten nur noch die Maftgerechtigfeit und die Berechtigung 
Harzſcharren Gegenflände einer felonfändigen Auseinanderfeßung bilden; bei 
fen Sersituten bedarf es jedoch Feiner Beſtimmung über die Befchaffenheit der 


Landentſchädigung, da für diefelben nah $. 117. der Gem. TH. O. und mh - 


Art 5. des vorliegenden Entw. überhaupt feine Landabfindung zu gewähren if. 

Einer Bereinigung der Bartheien, welche der Beſtimmung des Art. 10, zw 
widerläuft, fol übrigens fein Hindernig in den Weg gelegt werben, weil bas 2a; 
des» Kultur: Interefle, aus weldem die Vorſchrift weſentlich hervorgegangen if, 
dennoch nicht vollſtaͤndig geſchützt, fondern durch nicht zu verhindernde freiwillige 
Dismembrationen von Forſten vereitelt werben ann. 


B. Die Kommiffton der II. Kammer beantragte die unverän- 


derte Annahme des Art. 10., indem fle fich in ihrem Berichte folgender 
maaßen äußerte: 


Zu dem Art. 10. wurden mehrere Berbefferungsvorfähläge gemacht und zwar 
wurde beantragt: 
1) Im Alin. 1. des Entw. hinter den Worten „wenn baffelbe* einzufgal 
ten: „zur forfimäßigen Benupung oder“, 
2) die Worte: 
„und in biefer Gigenfhaft nachhaltig einen höhern Ertrag, als bar 
die Benutzung zur Holzzucht zu gewähren vermag“ 
zu ſtreichen. 
3) Hinter dem Worte „verbleiben“ die Worte einzuſchalten: 
„in biefem letztern Kalle.“ 
4) Im Alin. 3. die Allegation des $. 127. ftreichen. 


Ferner im Alin. 1. flatt der Worte „wenn daffelbe” bis „vermag“ p 
feßen: 
j „Wenn daffelbe entweder zur Benutzung als Ader ober Wiefe geeigmet iR, 
oder die den einzelnen Berechtigten zu gemwährende Entföäbigumg einen fo 
erheblichen Umfang hat, daß eine forfimäßige Benubung des abgetretenen 

Landes erfolgen kann.“ 

Endlich wurde unter allgemeiner Aufrehthaltung des im $. 127. der Gem 
Th. O. enthaltenen Brundfages ein Zufaß in folgender Art verlangt: 

„Die Abfindungen in Forſtgrundſtücken end jedoch auf diejenigen Fale 
zu befhränfen, we ſich bie Berechtigten verpflichten, diefelben forkmäßig 
u benußen und wo eine derartige nachhaltige Benugungsart den Lofalea 
Beil entiprehend, nah dem Gutachten Sachverſtaͤndiger mög 
lich if.“ 


Saͤmmiliche Antragfteller gingen bei ihren Borfchlägen von der Anſicht aut: 
bag bei fehr bedeutenden und umfangreichen Holzberedhtigungen Land bad 
angemeflenfte Abfindungsmittel fei, wenn ſich daſſelbe auch nicht zu Ada 
oder Wieſe, fondern nur zur forftlihden Benußung eigne, und baber wi 
ausreichende Gründe vorlägen, die dieſer Anſicht entfprechenden Bein 
mungen des $. 127. der Gem. TH. D. aufzuheben. — 

Es koͤnne zwar nicht in Abrede geftellt werben, bag die Anfl der Sao 
verſtaͤndigen darüber, unter welchen Verhaͤlmiſſen und bei welcher Ausbehunng ein 
Stück Land zur forfimäßigen Holznugung Jeſchickt fei, ber Natur ber eh 
ſehr ſchwankend wären, ja daß darüber eigentlich gar Feine & 
fäße zu erlangen find, und daher auch die bisherige besfallfige Bein 
mung bei Ausführung der Abfindungen für Borkberechtigungen in der Kegel mw 
nat an wären, — G ber bieherigen Mbfh 
. en fo wenig ſei zu leugnen, daß auf rund ber Bi augeen 
für Forſt h erechtigungen viele Faͤlle vorgekommen, in welchen bie überwisfenen ib 
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isbungöflädden ohne Rüdfiht auf ihre weitere forfimägige Kultur abgeholzt und 
gem großen Radıtheil der Landesfultur in Sandfleppen umgewandelt werben. — 

Indefien werde hierdurch noch nicht die gänzliche Aufhebung der betreffenden 
Behimmung bes 5. 127. der Gem. TH. D. gerechtfertigt. Gerade in ben bedeu⸗ 
tmbRen Holzablöfungsjadhen werde häufig bald ter Waldeigenthümer bald der 

itutenberechtigte nur eine Landentihädigung geben oder annehmen können. Bei 
fee umfangsreihen Abfindungen werde der Waldeigenthümer, wenn er Rente 
yben felle, da diefe auch von dem Empfänger gekündigt werden dürfe, in bie 
göhte Berlegenheit wegen Beſchaffung des Abloͤſungskapitals gerathen und in cine 
nicht minder üble Lage komme ber Servitutsberechtigte, dem es öfter unmöglich 
werden dürfte ſich ben Ausfall an Holz nachhaltig anderweitig für bie ihm übers 
wieene Rente zu verfchaffen. Schon teshalb erfcheine es dringend mwünfchens: 
werth, daß bei Abläfung der Helzberechtigungen die Möglichkeit der Lantabfindung 
Bere für den Fall nicht ausgeſchloſſen bleibe, wenn ſich diefe nicht zu Ader ober 

eignet. — 

Dies werde durch die Annahme der gemachten VBerbeflerungsvorfchläge erreicht, 
uud wenn bei benfelben allerdings ter Begriff der forfimäßigen Benutzung ber 
Mndungsflächen feſtgehalten werde, fo werde boch auch dieſer Begriff in jedem 
gegebenen Falle ſich wohl näher beflimmen laſſen. — 

Bei der Beurtheilung der forfimäßigen Benußung Fönne es nämlich nicht 
grade auf die Möglichkeit des Holzertrages an fih, fondern beſonders werde es 
uh darauf anfommmen, ob ber Befiger der Nbfindungsparzelle nach den in ber 
Gegend obwaltenden Berhälmifien geeignet und geneigt jein würde, bie Parzelle 
nachhaltig forſtmaͤßig zu benugen, und ob er mit Rüdfiht auf den nothmwendigen 
Gertihup nachhaltig denſelben Ertrag aus der Holzuußung ber Abfindungsparzelle 
zu goflen babe, ten fie in ihrem frühern Zufanımenhange mit dem ganzen Walde 
gmwäbrte. — 

Wenn biefe Gefihtspunfte feftgehalten würden, fo dürfte es in den einzelnen 
Billen Sachverſtändigen nicht fo fehwierig werden, ein beſtimmtes Urtheil dar⸗ 
J— abzugeben, ob eine Abfindung in Land zur forfimäßigen Benutzung geeig⸗ 
nt fei. — 

Endlich Fönnten aber au den vorgelommenen Beifpielen von unwirthſchaſt⸗ 
ihen und kulturwidrigen Behandlungen der aus Forſtgrund beftehenten Abfin- 
tungsflächen, eben fo viele und noch mehrere Fälle, in welchen die frühern Servi: 
tusberechtigten ihre erhaltenen Forſtgrundſtücke tüͤchtig und wirthfchaftlich Fultivirten, 
eatgegen gejeßt werden. — 

Aus allen diefen Gründen empfehle fi ein Zufab zu dem Art. 10., mittelft 
welches eine Abfindung durch Forſtboden, wenn fih derſelbe auch nicht zu Acker 
eder Wiefe eigne, für zuläffig erachtet und ſonach die dahin einfchlagende Beſtim⸗ 
mung des $. 127. ber & &. D. nicht aufgehoben werde. — 

Auf der andern Seite wurde jedoch biefen Gründen gegenüber ausgeführt: 
das nach allen bisher darüber gemachten Grfahrungen mit wenigen Auss 
nahmen es dem Intereffe der allgemeinen LandessRultur, der Erhaltung ber 
Forſten und in den allermeiften Bällen auch dem ter Forſtſervitutberech⸗ 
tigten weſentlich entfprädhe, wenn eine Landentfhäbigung für Forſtſervi⸗ 
tuten nur dann gegeben und angenommen werben dürfe, wenn biefelbe fi 
zur Benußung ale Ader oder Wiefe eignet, und in biefer GBigenfchaft 
as einen hoͤhern Ertrag, als dur die Benutzung zur Holzzucht 
gewährt. — 

Ee müfle daher dieſer Grundſatz ale die allgemeine Regel feftgehalten werben, 
woburdg, wie auch der Art. 10. beflimme, für befonbere Ausnahmefälle eine ander; 
weitige Binigung der Betheiligten nicht ausgefchloffen werde, die dann auch immer 
verausgefegt werden dürfe, wo die Gefammtabfindung fo bedeutend fei, daß fie 
zur buch ein großes Kapital oder einen dem entiprechenden Theil des belajteten 
Forſtes mit den darauf befindlichen Holzbeftänden gewährt werben koͤnne. 

In der überwiegenpften Zahl der Fälle würden aber da, wo eine Abfindung 
derch Land, weldes ſich nicht zu Ader oder Wieſe eignet, auch wie bisher dann 
nech angenommen werben müßte, wenn durch fachverfindiges Gutachten feitgeftellt 
werden, es eigne fi zu forfimäßiger Benugung, alle Die Nachtheile für den Bes 

fertdauern, welche die Motive bes Geſetzentwurfs zu diefem Artifel übers 
zergend hervorheben, unb eben dasjenige, was von ber entgegengefehte Seite zur 
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Feſtſtellung des Begriffe: „einer forfimäßigen Benußung“ für nothmwendig 
erachtet worden, zeige recht deutlich, wie fehr geführlih es für bie —— 
ſein würde, die Beſtimmung der Abfindungsart von ſo allgemeinen und ſch 

den Anfichten abhängig zu machen. Es könne keinem Bedenken unterliegen, def 
bei einer richtigen Feſiſtellung des Werths der Forſtſervitutberechtigungen, weide 
nad den Beſtimmungen bes Art. 9. nunmehr feinem Zweifel mehr unterliegen 
fönnten, die Berechtigten durch eine jährliche feite Geldentfchäbigung in den Staud 
gefegt würden, fi den Erſatz für diefe Berechtigungen nachhaltig und ficherer zu 
verfchaffen, als wenn fie dafür ein Stud Forſtland, welches fi nad ber Meinung 
von Sachverſtändigen zur foritmäßigen Benutzung eigne, dennoch aber nicht in de 
übrigen wirthfchaftlihen Verhältniſſe der Empfänger pafle, erhielten, und ih burd 
deffen forftmäßige Bewirthſchaftung die ihnen fonft ganz fihere jährliche Geldreu 
erft duch einen für fie immer unfigern fortmäßigen Wirthſchaftobetrieb verfgaffen 
follten. 

Ganz anders flelle fih das Verhältnig da heraus, wo eine Abfindung darqh 
Land, welches fich zu einer vortheilhaften Benupung als Ader oder Wieſe ei 
gewährt werben Eönne, diefe fei unter allen Umftänden einer Abfindung duch Kai 
tal oder Rente vorzuziehen, durch fie werde wirklich das Intereffe der Bodenskub 
tur ohne Nachtheil auf andern Seiten, befördert, die Beflimmungen des Art. 10. 
wären ſonach als ein wirkliches Beförberungsmittel der allgemeinen LandessKulter 

u betrachten und wahrten im Oropen und Oanzen das Interefle aller Bethei i 
s wurden ſonach alle geſtellten Zuſätze zu dieſem Art. abgelehnt und bie 
entfchieb fih für die unveränderte Beibehaltung deſſelben. 


Die II. Kammer trat zwar dem Antrage auf Annahme des Art. 10 
bei, befchloß jetoch die Annahme zweier Zufäte, nämlich: 
a) am Schluffe des Alin. 1. hinzuzufügen: 

Für Dienftbarkeitsrechte zum Mitgenuß des Holzes und zum Streuholen if 
jedoch der belaſtete Grunbbefiper befugt, die Entſchaͤdigung ber —— 
in auch nur zur Holzzucht geeignetem Lande mit Anrechnung der darauf b 
lichen Solgbefände zu gewähren. In diefem Balle muß aber die Abfindung 
minbdeitens einen Umfang von 30 Morgen haben. ') 

b) das jegige Alin. 4. einzufgalten 2), 
(Stenogr. Ber. der II. 8. 1843. Bd. 3. S. 16091610.) 


C. Die Kommiffion ver I. Kammer beantragte, den Art. 10. mit 
folgenden Abweichungen von ven Befchlüffen ver TI. Kammer anzu 
nehmen: 

a) den legten Satz des Alin. 1. folgenvergeftalt zu faffen: 

Die darauf befindlichen Holzbeſtäände verbleiben dem Forſteigenthümer. E 
muß diefelben vor der Mebergabe des Landes, im Mangel einer @inigung, nab 
der Beſtimmung der Auseinderſetzungs-Behdrde auf einmal, ober binnen einer Fri, 
welche drei Jahre nicht überfleigen darf, abräumen. 

Bis zur vollfländigen Abräumung und Webergabe des Eniſchaͤdigungs⸗Landes 
bat der Forfleigenthümer eine dem Briragswerth der noch nicht abgetretenen Fläche 
entfprechende Geldrente dem Berechtigten zu zahlen. 


b) Das Altn. 2. in folgender Baffung anzunehmen: 


Für Dienfbarkeilsrechte zum Mitgenuſſe des Holzes und zum Streuholen iß 
jebody der belaftete Grundbeſihzer befugt, die Entſchädigung des Berechtigten ia 
auch nur zur Holzzucht geeignetem beftandenem Forſtlande mit Anrechnung ber 


1) Diefer Zufap wurde auf den Verbeff., Antrag der Abgeordn. Au⸗ 
bronn und Gen. (Drudf. Nr. 355.) befchloflen. 

2) Dies wurde auf den Berbeff. Antrag bes Abgeordn. Br. v. Araim 
(Drudf. Rr. 358. ad I.) befchloffen. Weber die abgelchnten Berbefl., Anträge 
ber Abgeochn: Oppermann und v. Fock zum Art. 10. vergl. die Rote 1. oben 
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wranf beindlichen GSolzbeſtände zu gewähren, wenn lebtere zu einer nachaltis 
vn forRmäßigen Benugung geeignet find. In diefem Falle muß aber die Abfin⸗ 
wng6Yläche, wenn fie einen nur zur Hochwalbwirthfchaft geeignes 
en Holzbeſtand enthält, mindeflens einen Umfang von 30 Morgen haben. 


Der Bericht ver Kommiffion motivirt dies in folgender Art: 


In Urt. 10. ik mach der Anficht der Kom. im Allgemeinen einem fühlbaren 
waltiihen Berürfnifie genügt, intem in temielben als Hauptgruntfaß angenom- 
nen iR, daß eine Entſchädigung durch Land nur dann zu geben und anzunehmen fei, 
wen daſſelbe zur Benupung als Ader oder Wieſe geeignet if, während das lepte 
a ver IL K. zugefügte Alin. eine durch fich ſelbſt gerechtfertigte Ausnahme von 
Weier Hegel enthält. Nur fehlt in dem Alin. 1. eine verforgliche Beſtimmung für 
va swedmäßigen Uebergang und in dem Alin. 2. eine Faſſung, welche den eigents 
Men Zwed der Ausnahme, nämlich tie Bewahrung von eigentlihen Walbbefläns 
ven uud die Befchränfung auf ſolche Grundſtücke, die fich nachhaltig zur Forſt⸗ 
e eiguen, fichert. 

Um tiefem Uebelftande abzuhelfen, trägt die Kom. darauf an, bie von ihr 
rergeſchlagenen (obigen) Abänderungen zu genehmigen. 


Die J. Kammer befchloß tie Genehmigung der Anträge der Kom⸗ 
nifſion, jedoch mit der Mopififation, daß im Alin. 1. die Worte: „auf 
einmal oder“ wegzulaffen !) (Steuogr. Ber. der I. K. 1835 Bd. 5. S. 2682). 

D. Die Kommiffion der II. Kammer empfahl nunmehr, den von 
ver I. Kammer befchloffenen Abänverungen beizutreten, indem ſte ſich 
tehtn ausfprach, daß dieſe Aenderungen für wirkliche Verbefferungen der 
Baffung jr erachten ſeien. 

Die II. Kammer ift dem beigetreten (Stenogr. Ber. der II. 8. 1833 
%. 5. S. 2892 — 2894). 

TIL. Die Vorfchriften des Art. 10. werden von Wulften in folgender 
Urt aufgefaßt: 

A. In Betreff der Weide:, Sräferei:, Plaggen:, Heide: und Büls 
tenhieb6:- Berechtigungen if: 

1) die Abfindung nur alsdann in Land zu gewähren, wenn foldhes zur 
Benupung ale Ader ober Wiefe geeignet iſt und in diefer Gigenfhaft nach: 
haltig einen höheren Ertrag, als dur Benußung zur Holzzucht zu ges 
währen vermag, und wenn es in wirthfchaftlicher Rage (vergl. $. 61. der 
Gem. TH. O.) überwiefen werden fann; wogegen 

2) die Abfindung in allen anderen Fällen, alfo 
a) wenn das Land nicht zu Acker oder Wiefe geeignet ift, 

b) wenn es nachhaltig Feinen höheren Ertrag, als durch Benutzung zur 
Holzung gewährt, 

e) wenn der Berechtigte das Land nicht zu dem abgefhäbten Werthe ber 
nußen fann, 

d) mern er die Landentfchäbigung nicht in wirthfchaftlicher Lage erhalten 
ann, 

e) wenn ber Berechtigte durch Mente in den Stand gefebt wird, ſich die 
abgelöfle Nutzung zu beichaffen, 

durch Rente gewährt werben fol. 

B. In Betreff der Holz: und Streu: Beredtigungen if: 

1) die Abfindung nur alsdann in Land zu gewähren, 

a) wenn ſolches zur Benukung als Ader und Wieſe geeignet ift, einen 





1) 8) Die Streichung biefer Worte wurde auf den Antrag des Abgeordn. 
, Rathen befchlofien. (Stenogr. Ber. der I. K. Br. 5. S. 2681 —2683.) 

b) Der Berbeff.. Antrag des Abgeordn. Br. v. Mork (nicht gedrudt): 
„im lin. 1. fatt der Worte: „auf einmal oder” bis „überfteigen 
„darf“ zu fegen: „binnen einer zur Berwerthung bes Holzes 
„erforderlihen Fri **, 

mede abgelehnt. (Gtenogr. Ber. a. a. O.) 


” 
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höhern Ertrag gewährt, und in wirthfchaftlicher Lage überwiefen weis 

den lann, 

b) wenn das vom Belafteten offerirte Forſtland mit feinen Be 
ftänden zu einer nachhaltigen forſtmäßigen Benutzung geeignet R me 


bei Hochwaldwirthſchaft minbeflens einen Umfang von 30 Morgen hai; 
. wogegen 
2) „ a oung in allen anderen Bällen in Renten zu gewühre 
ift, alfo 


a) wenn die Bedingungen sub B. 1. s. und b. nicht vorhanden, unb 
b) wenn der Beredtigte durch die Mente in den Stand gefeht wird, ſich 
bie abgelöfte Holz: und Streunußung zu verfchaffen. 
Dabei bemerft Wulften ferner: 
& Hiernach, fowie mit Rüdfiht auf die Beftimmungen des Art. 9., iR ale 
nit nur 
a) die dem Belafteten uach F. 86. der Sem. Th. D zufländige Wahl der Ab⸗ 
findungsart (Land, Rente oder Kapital) aufgehoben, 
fondern auch 
b) die im $. 127. a. a. D. und im $. 138. ebendaf. aufgefellte Regel bei 
Abfindung von Holzberechtigten, refp. bei Abfindung von Weideberechtigten 
wefentlich mobifizirt worden, (Wulften, die neuen Agrargefebe, ©. 294.) 


IV. Das Reviſions⸗Kollegium für 8. 8. ©. Hatte früher (im 
dem Erf. v. 18. Oft. 1850) angenommen, daß die Entfhädigung für die 
auf Forſten hafıenden Dienftbarkeitsrechte zur Weine, GBräferei, zum Mit 
genuß tes Holzes, zum Plaggen⸗, Heide» und Bültenhieb, von dem Be⸗ 
rechtigten, auch unter den Boraudfegungen im Art. 10. Abf. 1. und 2. dei 
Ergänz. Gef. v. 2. März 1850, dann nicht in Lande gefordert werben 
könne, vielmehr in Rente angenommen werden müjfe, wenn ihm ſolche in 
Land dergeſtalt nicht gegeben werden kann, daß er e8 zu dem abgefchägten 
Werthe zu nußen vermag, oder wenn er durch die Mente in den Stand 
geſetzt wird, fich Die Nutzung, welche abgelöft wird, zu verfchaffen. (Zeitſcht. 
des Revif. Kolleg. Bd. 3. ©. 283 ff.) 

Dagegen ift der genannte Gerichtshof fpäterhin von diefem Gruntfage 
abgewichen und bereitd das Präfjud. deffelben v. 3. Sept. 1852 ſpricht fols 
gende Mechiäfäge aus: 


Unter Vorausſetzung der Bedingungen des Art. 10. des Ergänz.s Gel. v. 
2. März 1850 if für die Aufhebung auch von Forſiſervituten zur Weide, Gräfern, 
Mitbenupung des Holzes, zum Streuholen uud zum Plaggen- und Bültenhiebt, 
Land als Abfindung zu geben und anzunchmen. 

Der $. 77. der Gem. TH. D. begründet nur dann eine Ausnahme von biefer 
Pegel, wenn die Bedingungen des Art. 10. des Ergänz.: Gef. v. 2. März 1850 
nit vorhanden find und die im $. 77. der Gem. Th. O. sub a. und b. aufge 
führten Bebingungen gleichzeitig zutreffen. (Praͤſ. Samml des Reviſ.-Kolleg 
©. 235. Nr. 10.) 

Diefe Tegteren Prinzipien bat der genannte Gerichtshof ſeitdem feſt⸗ 
gehalten und insbeſondere in tem Erf. v. 15. Juli 1833 näher entwidelt '), 
welches viefelben dahin präcifirt: 

1) Auch für die auf Forſten Haftenden Dienftbarfeitsredgte zum Mitgenuſſe 


1) Das alleg. Ext. führt auch aus, dag, mit Rückſicht auf Art. 17. des 
Ergänz.: Gef. v. 2. März 1850, die Beitimmungen des Art. 10, defielben, und 
nit des 8. 127. der Gem. Th. O., auch für diejenigen Auseinanderfegungen 
zur Anwendung fommen müflen, wo bie Provofation bereits vor Bublilatien 

es Gef. v. 2. März 1850 angebracht worden, fofern nicht bereite wor biefem 
Beitpunfte rechtsbeftändige Feſtſetzungen über die Art ber Entſchaͤdigung getroffen 
worden. 
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des Holzes muß bie Abfindung in Land gegeben werben, wenn dergleichen vors 
handen, welches als Ader oder Wieſe geeignet iſt und in biefer Bigenfchaft nach⸗ 
haltig einen höheren Ertrag als durch bie Benutzung zur Holzzucht zu gewähren 


vermag. 

2) Unter dieſer Borausfeßung ift ber Servituts Berechtigte nicht verpflichtet, 
fee Abfindung in Kapital oder Nente anzunehmen, auch wenn er dadurch in den 
Sand gefeht würde, ſich die Gegenſtände des abzulöfenden Nutzungsrechts (des 
beljes) zu verſchaffen· 

3) Die Vorausſetzungen für die Rentenentſchaͤdigung ber Dienſtbarkeits⸗-Berech⸗ 
üsien im $. 77. a. und b. find nicht disjunktiv, fondern Fumulativ aufzufaflen. 


Die Bründe diefer Entfcheidung führen im Wefentlihen Folgendes 
and: 


Der Art. 10. des Ergänz. Geſ. v. 2. März 1850 beſtimmt, dag in den Faͤl⸗ 
len, welde der $. 77. der Sem. Th. DO. bezeichnet, für die genannten Bes 
rethtigungen — db. i. für die Berechtigung zum Mitgenuffe des Holzes 
ss zum Streuholen — eine Entfhädigung durch Kapital oder Rente zu leis 
fen und anzunehmen if. — Er beläßt es alſo im Allgemeinen und jedenfalls 
2* der beiden ſpeziell genannten Forſtberechtigungen auf Holz und Streu, 
fir beftinimte, im $. 77. bezeichnete, daher aus ihm zu entnehmende Borausfehun, 
un, bei diefen früheren Borfchriften (des $. 77. der Gem. Th. O.) Daher ift 
füjuitellen, was ber $. 77. über die Entſchaͤdigungsart vorfehreibt, und es wird 
wiederum nur vom $. 77. auf den Art. 10. alsdann hinüberzugehen und babei auf 
die Motive und Kammerverhandlungen zu diefem neueren ef. infofern näher eins 
ngehen fein, als bie Borfchriften des $. 77. der Gem. Th. D. zu Zweifeln über 
in Auslegung Beranlaffung geben und jene Motive und Kammerverhandlungen 
über deſſen Berfländnig ein helleres Licht verbreiten möchten, ober als etwa nad 
Ahalt und Faſſung des Art. 10. in feinen übrigen Beſtimmungen, dennoch ber 
$ 77. durch ihn eine Abänderung oder Modififation erlitten haben könnte. — Für 
ale einzelnen Beſtimmungen in der Gem. Th. DO. ift davon auszugehen, dag es bei 
teren Erlaß darauf abgefehen war, dem Bepürfnig der erweiterten Landfuls 
tag in größerem Maaße, ale es durch bie früheren Geſetze geſchehen, zu genügen. 
(Bergl. die Giul. zur Gem. TH. O.). — Der unter den Theilungsgrundfäßen vors 
Iaumende $. 77. der Sem. Th. O. beſtimmt nun: 

„Gine Entihädigung in Rente muß dann angenommen werben, wenn 
a) einem DienfibarfeitsesBerehtigten eine Entſchädigung in 
Land dergeflalt nicht gegeben werben fann, daß er es zu dem ab: 
geſchätzten Werthe zu nußen vermag; 
b) wenn er dadurch in den Stand gefespt wird, fi die 
Nupung, die dadurch abgelöft wird, zu verſchaffen.“ 

In einer früheren Entſcheidung des Revif. Kolleg. (v. 18. Oft. 1850) iſt ans 
guommen, daß die logiſche wie die grammatifche Interpretation dahin führe, „daß 
ide Borausfeßungen unter a. und b. als zwei völlig getrennte, durchaus gefons 
Inte Fälle aufzufaflen“, alfo mit der Wirkung anzuwenden feien, daß Dienſtbar⸗ 
bis Berechtigte jeder Art eine Renteentfhädigung in allen Bällen ſchon dann 
emehnen müßten, wenn fie fih nur das durch die Ablöfung der Servitut entzos 
une Raturalobjet ihres bisherigen Nutzungsrechts für Gelb Faufen Fönnten, wel⸗ 
Ge Raufgeld ihnen durch die jährliche Oente gewährt werde. Es ift damals für 
Nefe Auslegung angeführt, „dag $. 77. in befonberer Beziehung auf Servitut- 
Berechtigte um beswillen eine Ausnahme von der im $. 66. gegebenen Regel der 
taudbabfindung aufgeftellt habe, damit der belaftete Bigenthümer in allen Bällen vor 
den möglichen Radtheilen der Ablöfung gefhüpt werde”; ferner: dag aud der 
$. 127. der Gem. Th. O., welcher unter den Theilungss und Abfindungs⸗Grund⸗ 
fügen bei Forſttheilungen vorkommt, und (gleich wie dies Art. 10. des Gef. v. 2. 
Bär) 1850 ebenfalls tut) auf den $. 77. zurückweiſt, dabei von den Wällen 
bes $. 77., alfo von mehreren, mithin für die disjunktive Auffaffung der beiden 
Berausjegungen unter a. und b. fpräche, deren beide überdies in getrennten Sägen 
Ichanbelt, auch durch Feine Konjunktion verbunden feien“ ; endlich : „baß bie 
irmative der Beflimmung zu b. ſchon von felbft einträte, wenn, wie a. vorausfept, 
Band wicht gegeben werben könne.” — Bei einer wieberholten Brüfung find jedoch 
dieſe Motive für die Auslegung des $. 77. nicht flichhaltig erſchienen. — Die Rüds 
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fiht auf mögliche Nachtheile, welche, fei e6 dem einen oder andern Belaketen 
oder Berechtigten, aus der Befreiung des Grund und Bodens an fi kulturſchaͤd⸗ 
licher Dienitbarfeiten entitehen fönnten, hat nad der Natur und Tendenz der Gem. 
TH. D., als eines auf höheren ſtaatswirthſchaftlichen Marimen beruhenden, bur&: 
ans allgemeinen Landes-Kultur-Geſetzes, in demfelben nirgends Geltung gefunten, 
darin au), als Tegislativ entfcheidendes Moment, keine Stelle finden können. Ei⸗ 
nem derartigen Grwägungsgrunde fichen zwei leitende und ganz allgemein Hinges 
ftellte Bejtimmungen der Gem. Th. DO. felbit unmittelbar entgegen: 1) der 6. 23: 
„wonach ohne Beweisführung anzunehmen ift, daß jede Gemeinheits:Auseinanter: 
feßung zum Beiten der Landfultur gereige und ausführbar fei"; 2) der $. 56: 
„wonadh jedem Theilnehmer an die Stelle jeiner Berechtigung eine angemeſ— 
fene Gntihäbigung gewährt werden muß”, wobei fo wenig, wie bei Feſtſtellun 
des Begriffs ter Gemeinheits:Aufhebung im $. 2., irgend ein Unterſchied bezügli 
des Grundes und Rechtsverhältnifies, auf welchem die Theilnahme beruft, ob nam; 
ih auf einem Cigenthums-, Miteigenthums- oder Dienftbarfeitsrechte, gemacht wers 
den it. — Dem Mangel eines Fonjunftiven Verbindungswortes zwiſchen den beis 
den Sigen a. und b. im $. 77. und der auf biefe Faſſung gegründeten Yolgerumg 
für die alternative Auffaſſung beider Vorausſetzungen, ſteht ber gleicherweiſe bes 
merfbare Diangel eines disjunktiven Verbindungswortes und die deswegen vielmehr 
den Vorzug verdienende Anficht gegenüber, dag beide Borausfegungen, weil es an 
ihrer Disjunftion fehlt, daher nur Fumulativ aufzufaffen find. Ebenfowenig kann 
der Retaftion des $. 127. der Gem. Th. D., wie der des Art. 10. des Erg. Bel, 
wo bei der Jurüdweifung auf F. 77. von „den Fällen” deflelden die Rede if, 
eine enticheidende Bedeutung beigelegt werden, da bierunter ebenfowohl bie vers 
fchiebenen, nad) den Vorausfegungen des $. 77. zu entfcheidenden, einzelnen ſtrei⸗ 
tigen Faͤlle verllanden werten fünnen. — Wenn endlich für die disjunftive Auf 
faſſung der Siße zu a. und b. im $. 77. bemerkt worden, baß beim Borhanbess 
fein der Borausfegung zu a. bie zweite Vorausſetzung zu b. von felbit eintrete, 
mithin die getrennte Anwendung ber leßteren, chne fumulative Verbindung mit ber 
eriteren, fchen durch die Natur der Sache gegeben ſei, — fo würde eine jol 
Deduftion viel zu weit und von ihrem eigenen Ziele abführen. Denn fle läßt tie 
Frage unbeantwortet: welde Entfhädigungsart denn alsdann eintreten folle, wenn 
der Dienitbarkeits » Berechtigte zwar die Landentfhätigung nicht zum abgefchägten 
Werthe benugen fünnte, dabei aber nach den Lofalverhältniffen auch ferner nicht 
im Stande ijt, das ihm durch die Ablöfung entgehende Naturals Objekt feiner bie 
FAR Nutzungsbefugniß ſich anderweit für Geld zu befhaffen. Die Deduktien 
ellt ſich auch nicht, wie fie es will, auf den Standpunkt der Berüdfihtigung bes 
Interefies des Belajteten, fontern vertritt infofern das Interefie des Berechtigten, 
als fie feiner eigenen Entſcheidung vorgreift, ob er die Landentſchädigung Ri ab: 
geſchätzten Werthe benußen könne. — Hieraus ergiebt fi, daß der $. 77. einen 
ganz andern Einn unt Jufammenhang hat, als ten, Bälle aufzuflellen, in denen 
der Berechtigte im Intereffe des Belafteten Rente annehmen muß. Gr mb 
hält Vorſchriften für die Anlegung des Auseinanderſetzungs⸗Plans; diefe aber wird 
an fih und im Allgemeinen von Amlewegen bewirkt und es gehört deſſen Aufftel⸗ 
lung zu ten offiziellen Obliegenheiten der Behörden und Therlungs : Kcmmiflarien. 
Offenbar iſt nun der 6, 77. auf ſolche befonders ſchwierigen Bälle berechnet, in der 
nen die Mittel zur Abfindung der Dienftbarfeits : Berechtigten nach den obwaltens 
ben Umständen bejonders befchränft find, bie Gcmeinheitsaufhebung aber do zum 
Austrag gebradht und deshalb ein Plan aufgertellt werden muß. Bon diefer Geile 
betrachtet, entſpricht $. 77. nur den vorausgegangenen allgemeinen Abfindung: 
Prinzipien, welde, um das im 8. 56. vorgeſteckte Ziel „einer angemefjenen, 
der ausjchlieglihen und freien Verfügung anheimfallenden Entfhäbigung jedes 
einzelnen Theilnehmers“ zu erreihen, im $. 60. die verfchiebenartigen Abs 
findungsmittel von Yand, Rente, Naturalleiitungen und Kapital neben einander 
ftellen und demnächſt in ten folgenten Paragraphen, mit denen $. 77. zujammen: 
hängt, zu denen aber auch nod die $$. 78—d2. mitgehören, über deren Berwens 
dung näbere Anweilung geben. — Greift jomit weder die grammatiſche, noch eine 
foldye logiihe Auslegung des $. 77., welche ſich Iediglih an diejenigen einzelnen 
$$., in denen $. 77. ſpeziell allegirt ift, und einfeiig, In das Verbältnig der Bers 
ausfegung b. zu der unter a. anichließt, für die Behauptung Bla, „daß der 
Dimjibarkeite- Berechtigte jih in dem Falle zu b. ſtete feine Entſchaͤdigung dur 


e t 
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Rente gefallen laſſen müſſe“, fo führt obige Betrachtung bes $. 77. im Zuſam⸗ 
menhbange mit den vorausgehenden und hinterher folgenden Beftimmungen über bie 
verfdiebenen, dem Auseinanderſetzungs⸗Plane fi, darbietenden und dazu verwend⸗ 
baren Mittel und Arten einer angemeflenen Abfindung für die zur eilungsmaffe 
iagewerfenen Rechte, zu der Anficht: „daß auch in Betreff der Dienfibarfeits- Be: 

igten, die allgemeine Regel des $. 66.: „„wonach jeder Theilnchmer durch 
Laut abgefunden werden muß“ *, durch den $. 77. nicht aufgehoben ift, daß viel- 
wehr andy der Serpitut: Berechtigte eine Landentfhäbiguna zu erhalten hat, wenn 
if eine ſolche, die er felbft zum abgefhäpten Werthe zu nutzen vermag, zufolge 
kr örtliden Berhältniffe, aus der Theilungsmaffe überhaupt gewährt werden fann. 
Dazu fommt, daß $. 108., der nur für Forſttheilungen gegeben ift, bei denen 
is den folgenden $$. hauptfühlich gerade von Dienftbarfeits- Rechten auf 
Helz, Weide, Maft, Streu und Plaggenhieb die Rede it, ausdrüdlid 
verſchreibt: „Laß die vorfiehenden allgemeinen (Abfindunge:) Grundfüße der Me: 
zel nach auch bei der Aufhebung der Gemeinheit in Forften Anwen: 
basy Anden“. Daß aber unter diefer Regel auch die Borfchrift des $. 66. in An: 
wratung auf Forſt⸗Servituten begriffen ift, ergiebt fi) ferner unzweibeutig daraus, 

in den, dem $. 108. folgenden $. nur zwei Ausnahmen hiervon, näm- 

im 5. 117. und in $$. 128. und 129. gemacht find, dort wegen ber Maſtungs⸗ 
Beretigten (die Mur eine Entfhädigung in Rente verlangen Fönnen), 
Wer wegen des auf Aeckern, Wieſen und Weiderevieren aufſchlagenden Hol: 
jes, (wofür ein Procent des abzufhägenden Werths zu erlegen ift); und 
dej diefe beiden Ausnahmefälle, deren es bei der entgegengefeßten Auslegung des 
$ 77. gerade am wenigften beburft hätte, dennoch aber ausbrüdlih und fpeziell 
klismt wurden, während anbererfeit3 der 6. 127. (worin $. 77. allegirt it) ber 
züglich der Holzberechtigungen und ebenfo der $. 138. bezüglich der Weideberech⸗ 
isn — fonadı in Betreff der überwiegend wichtigſten und häufigften Servituten, 
— tie Regel wegen der Abfindung in Land wiederholen und in beiden hauptfüdh: 
5 nur über die Art und Weije der Anrechnung befondere Vorſchriften gegeben 
werten. Dabei beitimmte nur $. 127. (der jetzt, gleich dem $. 138., dur Art. 
10. des Gef. v. 2. März 1850 aufgehoben ift) im Allgemeinen über diejenige 
Dualikfation einer — von welcher die Gewährung einer ſolchen über: 
Kat abhängig fein, indem entgegengejepten Falls Rente angenommen werben 


Zwar ift nun im 6. 127. beigefügt: „Außer diefen Ballen und überhaupt 
in ben Fällen des 8. 77. ift der Berechtigte die Entfhähigung in 
Rente anzunehmen verpflichtet.” Sollte jedoch hierunter eine Beflimmung 
des Inhalts zu verfichen fein: „daß der Berechtigte jtets Rente und fchon alsdann 
schuen müfle, wenn er fih nur für Geld die Nutzung, worauf fein Servitutrecht 
gerichtet geweien und welche durch Rente abgelöft wurde, verſchaffen Fönnte,” fo 
müßten dieſe Beſtimmungen der 66. 108. ff., welche gerade von #oritiheilungen 
fo. ver Ablöfung von Waldfervituten handeln, in fih felbft durchaus widerfpre- 
hend erſcheinen, indem fie auf ber einen Seite die Verbindlichkeit Rente anzuneh⸗ 
mm fpeziell und ausdrüdlih nur auf den $. 117. und den $. 128., — auf zwei 
meiR Gebr untergeorbnete Dienftbarfeitsrechte — befchränfen, dagegen auf ber ans 
ders Geite bei den übrigen ungleich hänfigeren und widhtigeren Forſtſervituten die 
Gmwährung einer Landentfhädigung als Regel vorausfegen und vorfchreiben. Es 
würde ſich die legislativ und im Speziellen ald Ausnahme behandelte Renteabfins 
dmg in der Praris zur Regel geftalten und es wäre biefer in die Augen fprins 
vente Widerſpruch zwifchen der Theorie des Gefepes und feinen praftifchen Erfol⸗ 
m foger in einem und demfelben $. 127. enthalten. Denn nicht bloß die Maft 

d ten Anlauf anderen Futters, ſondern es kann ebenſowohl Brenn: und 
Sanholz durch Beſchaffung anderen Feuerunge⸗ und Bau⸗-Materials, ebenſo Streu 
derch andere Dungmittel, ſaͤmmtlich zuletzt doch für Geld beſchafft und fo anders 
weit erfegt werden. Von dieſem Widerſpruch iſt jedoch das Geſetz frei, ſobald 
man den 6. 77. fo, wie dies oben erörtert worden, verſteht und anwendet. 

Allerdings hat fih an den $. 77. die gedachte Kontroverfe angefchloflen; wie 
SE denn auch an den $. 138. die Kontroverfe uber die Anrechnung der Landab⸗ 
kabung für Weide-Verechtigungen anfnüpfte: ob Grund und Boden flets nur ale 
Sütung, ober bei ihrer Baliffation als Ader und Wieſen, nad diefem in ber 
Regel viel Höheren Nugungsertrage zu veranfhlagen fei? fo dag hiernach, bi 

endet· altur⸗Geſeg. Br. 2. Abtp. II. 11 
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Bergleihung des $. 138. mit $. 127. — fobald man fi in wörtliher Anwen 
dung des $. 138. für die erfte Alternative erklärte, während nah $. 127. bei ter 
Landabfindung für eine Holzberechtigung, darauf, daß fie zur vortheilhaften Bes 
—32 als Acker oder Dick geeigenichaftet fei, gerücfihtiget wurde, — auch rim 
wejentlide Differenz im Abfindungsprinzip bervortreten mußte. 

Die Befeitigung diefer Kontroverfen it nun Aufgabe und Gegenſtand bes 
Art. 10. des Gef. v. 2. März 1850, indem durch ihn die 55. 127. u. 138. aufs 
gehoben und andere Beilimmungen an deren Stelle gefeßt werden. Demnaächſt aber 
verbreitet der Art. 10. nebit den Motiven und Kammerverhandlungen über deu 
felben, zugleich ein helleres Licht über die Auslegung des $. 77. der Gem. Th. O. 

Bon der Bedeutung des fünften Abfahes, der mit den Worten beginnt: „Im 
allen anderen Fällen ꝛc.“ wie fie in ähnlicher Faſſung im $. 127. der Gem. Th. O. 
vorfamen, gilt zunaͤchſt alles das, was hierüber und über den $. 77. ſelbſt bemerkt 
it, da das St v. 2. März 1550 in diefer Beziehung feine ausd rückliche Mb 
änderung der em. Th. O. enthält und fih im Allgemeinen, zufolge feiner Ueber⸗ 
fhrift, nur als eine Brgänzung der Gem. Th. ©. anfündigt. Nun geht jedeqh 
aus dem Art. 10. und namentlih aus deſſen erſtem und drittem Abſatz klar her⸗ 
vor, daß bei diefer neueilen Grgänung der Gem. Th. D. einestheils als Regel 
die Landabfindung auh für bloße Dienſtbarkeitsrechte betrachtet und feitgehalten 
und anderentheild für die Beſtimmung und Anrechnung ber Lanbabfindung nee 
die Rückficht auf das allgemeine Intereſſe der Beförderung der Landeskultur leiten 
gewefen if. Hauptfächlich vermöge diefes in dem neuen Geſetz noch viel fhärfer 
ausgeprägten Gefichtspunftes, worauf befonters bezüglich der Entſchaͤdigungsart im 
Land oder Rente das allein entjcheidente Wotiv beruht, trägt dieſes neuere Befeh 
als eine deflaratorifche Beitimmung wegen der Abfindungsprinzipien der Gem. Th. O. 
und unter biefen auch des $. 77., wefentlih zum richtigen Verſtaͤndniß aud des 
leßteren bei. — Jeder anderweiten, von den Anweifungen des Art. 10. über bie 
Entfhädigungsart abweichenden Einigung der Betheiligten will Art. 10. nicht vor⸗ 
greifen. Abgeſehen indeß von einer ſolchen Ginigung, ſiellt ber erſte Sap bes 

rt. 10., ganz vom Standpunfte des Landesfultur = Interefies ausgehend, für alle 
Forſtberechtigungen (mit Ausnahme der Maft, cfr. S. 117. Gem. Th. DO. und ber 
$. 128. daf. gedachten Nubung einzeln aufgewacdhfener Aderhölzer, welche leptere 
eigentlih Feine Waldfervitut iR, und etwa des Harzfcharrens,) „„für die auf 
den Borften haftenden Dienflbarkeitsrechte zur Weide, zur Gräferei, zum Mitgenuf 
bes Holzes, zum Streubolen und zum Plaggen-, Heide: und Bültenhieb;“" — 
das allgemeine Prinzip an die Spige: „daß eine Entfhädigung in Land zu 
geben und anzunehmen if, wenn baffelbe als Ader oder Wiefe ges 
eignet ift, und in biefer Cigenſchaft nachhaltig einen Höheren Ertrag als 
dur die Benubung zur Holzzucht zu gewähren vermag”, wobei ber fi 
hieran fchließende folgende Sag die Zweifel wegen der Veranſchlagung bes Grund 
und Bodens bein Haterhalten, (als Abfindung), mitentfcheidet, was im $. 127. ter 
Gem. Th. O. nicht deutlich gefhehen und nah $. 138. daf., beſonders wegen ber 
Vehimmung im 6. 87., kontrovers war. 

Nah Alin. 1. des Art. 10. foll femit landwirthſchaſtlich kulturfähiges Kork; 
land dem Aders und Wieſenbau überwielen, hingegen der abjolute Waldboden für 
die Holzzucht konfervirt, au verhindert werden, daß zum Nachtheil ber Zerfplis 
terung größerer Forſten und der Holzerzeugung im Ganzen, zu Heine For ſtpar⸗ 
zellen entitänden, welche oft abgeholzt würden, zweckmäßig nicht wieder zu bemal- 
den wären und fi dann in unnußbare, den angrenzenden Fruchtfeldern gefahrbries 
gende Sandfleppen verwanbelten. Nur ſolchen fleinen Landabfindungen ſollte 
entgegengetzeten werben, welche fi} an wirthidhaftlich vortheilhafter zur Holzzucht, 
als zum Ader: und Wiefenbau zu verwenden find, die gewöhnlidh aber ale Geh 
nicht konſervirt werden können, feinesweges aber den Landabfindungen überhaupt, 
wofern fie fonft nur geeignet find, durch andermeite —8 und als 
ſolche in der Regel weit behere und vortheilhaſtere Benutzung, die Kultur und 
Produltion des Landes im Ganzen zu erweitern und zu erhöhen. (Bergl. die Re 
tive der Regierung, ben Bericht der Agrar: Kommiffion und den Vortrag ihres Res 
ferenten in den Kammerſchriften und bei Wulſten: „bie neuen Agrars Gefepe ©. 
287, 290, 291, 292.) 

Andererfeits bat freilich das erſte Alin. des Art. 10. dur die Bertimmun 
wegen ber Dualififation der Landabfindung „ale Ader oder Wieſe“, die Befu 
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des Berechtigten, jeine Abfindung in Grund und Boden zu verlangen, mehr be 
frinft und folgeredht daher bie Fälle, in denen ſich berjelbe mit Rente begnügen 
muf, vermehrt, dies aber lediglich aus dem Geſichtspunkte des allgemeinen Kultur: 
— nicht etwa von tem des einſeitigen Intereſſes des Belaſteten abhängig 
yaadı. 

Der Lern dieſer Vorſchrift und der Wendepunkt aller Motive und Debatten 
derüder, lag lediglich in ter Tendenz, es zu verhindern, daß zum Nachtheil der 
eügemeinen Landesfultur, Grundſtücke, die nur zur Holzzucht geeignet, durch bie 
Miretung an den Beretigten, ihrer natürlidhen und deshalb vortheilhaften Bes 
Siamung entzogen, ganz und gar vom Holzwuchs entblößt und dadurch entwer⸗ 
thet würten. 

Das 3. Alin. giebt nur dem Belafteten die Befugnis — wider Bil 
Im der Berechtigten und im Mangel ter Einigung — ſolchen Waldboden abzus 
zen, weldyer nur zur Holzzucht geeignet iſt; dieſe Befugniß indeß aud nur für 
Beretigungen zum Mitgenuſſe dee Holzes und zum Streubolen, nit 
fr autere Servitutrechte, überties noch mit der Befchränfung, daß die Abfindung 
ame uachhaltige foriimäßige Benupung geftattet und bei Hochwaldwirthſchaft einen 

von wenigfiens 30 Morgen daben müfle. 

So ergiebt Äh denn auch aus der Betrachtung bes Art. 10. und feiner Mos 
We, in denen nirgend eine Spur davon zu finden ift, dag Servitutberechtigte uns 
einge Rente ſchon dann annehmen müßten, wenn fie fi dafür die Nutzung kau⸗ 
fa fönnten, wie es Eeinesweges in der Abſicht der Befehgebung gelegen hat, bie 
Iababfindung ſchon dann —ãA wenn eine ſolche Vorausſetzung für ſich 
len vorliegt, hingegen dieſe Abſindungsart blos alsdann zu geſtatten, wenn ber 
Berechtigte zu einem Erſatz feiner Rukung durch die ihm gewährten Geldmittel 
ht im Stande wäre. Ueberall iſt vielmehr auch bei der neueren Ergänzung ber 
Om. 35. D. von ter oranefepung ausgegangen, daß auch für Servitutarien, 
samentlich auch für jolche in Forſten, Sanbabfinbung die prinzipale Entſchaͤdigungs⸗ 
er fei und bleibe, fobald fie nur dem Zwed der Gem. Th. D. als Randeskultur: 
Orfeg entipricht, d. 5. zur Erweiterung und Erhöhung der Produftionen im Gan⸗ 
ya geeignet iſt und beiträgt. (Zeifchr. des Revif. Kolleg. Bo. 6. S. 439—455.) 

V. Da nady Aıt. 10. des Erginz. Gef. v.2. März 1850 der Belaftete befugt ift, 
Se Entſchaͤdigung des Holzberechtigten in auch nur zur Holzzucht geeignetem 
Wandenem Forſtlande, mit Anrechnung ver darauf befindlichen Solgbetänte, 
a gewähren, wenn legtere zu einer nachhaltigen forfimäßigen Benutzung 
vum fint, und außertem beftimmt ift, daß die Abfintungsfläcdhe, wenn 

einen nur zur Hochwaldwirthſchaft geeigneten Holzbeſtand enthält, 
mintefiend einen Umfang von 30 Morgen haben müſſe, fo entſteht vie 

e: 


welchen Umfang tie Entfhädigung in Forſtland haben muß, wel⸗ 
ches einen nur zur Niederwaldwirthſchaft geeigneten Holz» 
beftand enthält? 

Bulften bemerkt hierüber: 


Reiſtentheils wird zuvor, da die zur Nieberwalbwirthfchaft geeigneten Hölzer, 
ds Eihen, Buchen, Birken, Linden, Glfen ꝛc. theils auf Ichmigen, theils Bruch⸗ 
bden gebeiben, und dieſe Botenarten ſich fat immer zur Benutzung als Ader ober 
Biefe eignen werben, der Belaftete nicht darauf verfallen, diefe Bodenarten nur ale 

Holzzucht geeignetes Forſtland anzurechnen, thut er es aber dennoch und es 
* älle vor, in welchen Brüder, die den Hochwaſſer⸗ und Stauwaſſer⸗ 
Kberfhwemmmungen ausgefebt oder bie nicht zu entwäflern und meiftens nur nad 
Froſtwetter zugänglich find, nur als zur Holzzucht geeignetes Forſtland anzufprecdhen 
sad nur zur Niederwaldwirthſchaft tauglich find, fo Fann es keinem Bedenken unters 
Begen, anzunehmen, daß der Belaſtete, der geſetzlich ganz allgemein befugt erachtet 
8, in Forſtland die Abfindung au gewähren, aud in folden Bällen berechtigt fein 
uf, bergleigen Forſtland zu offeriren. 

Ee bleibt alsvann, da das Gefeh hierüber Feine Beſtimmung enthält, nichts 
übrig, als durch einen Forſtverſtaͤndigen feftftellen zu laſſen, 

a) von wegen Umfang die zur Abfindung des Berechtigten nöthige Fläche 

11 * 


fein müffe u 
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b) ob ſolche zur nachhaltigen forftmäßigen Benubung, mit Rüdfit auf bie 
Holzbeftände und die Art ihrer Bewirthſchaftung geeignet fei, 
und danach den Forftland-Abfindungsplan event. aber bie Entihäbigung nad $. 77. 
a —8 Th. O. in Rente — (Wulſten, die neuen Agrar⸗Geſehe, 
. 295.) 


VI. Leber den in Auseinauderfeßungen bei Abfchägung des Servitut⸗ 
rechts zum Grunde zu legenden Holzpreis, vergl. dad N. des Min. des 
3., landwirthſchaftl. Abth., v. 30. März 1841!) (Min. Bl. d. i. B. 18M 
©. 130 Nr. 194.). 

Der in tiefem R. ausgefprochene Zrundſag fommt noch jetzt zur An⸗ 
wendung, und wenn gleich die Ablöf. DO. v. 7. Juni 1821, auf welche darin 
analogifch verwielen wird, aufgehoben worden, fo fann ein ſolches gleich⸗ 
jein erlaffened Geſetz Doch noch jet zur Interpretation eined andern fort 

eftehenden Gefeged angezogen werden. Zu bemeifen ift nur, daß in Kb 

nigl. Forſten nicht tie Holztare, fondern der wirkliche gemeine 
Preis, alfo auch unter Nüdficht auf den Lizitationdpreis, wenn darauf nicht 
befondere Umftände augenblicdlich eingerirkt haben, zum Anhalt dient. 


Zum 8. 128. 


1) Der 6. 128. der Gem. Th. D. beftimmt nicht über die Befugnif 
zur Provofation auf Ablöfung des Nugungsrechts wild aufmachfenden 
5 — dieſe Befugniß iſt vielmehr auf die FF. 4—19. a. a. O. zurüd⸗ 
zuführen, 

So erfannt von dem Nevifions-Kollegium für & K. ©. (Datum 
der Entfcheid. Eonftirt nicht) (Beitfchr. defielb. Br. 2. S. 196 — 200 ). 

2) Ueber die Abſchätzungsgrundſätze für tie Fälle des $. 128, 
vergl. das M. des Min. d. 3. v. 9. April 1824 2) (Koch's Agrargef., 4. 
Aufl. ©. 179). 

3) In den Motiven zur Gem. Th. DO. (Gutachten der Staatsratha⸗ 
Abtheilungen v. 8. ug. 1820) ift bevormwortet, daß die Entfchäpigung für 
das in Rede flehente Recht nur fehr geringe fein tarf, weil der Belaſtete 
den Auffchlag ſolchen Holzes verhindern koͤnne. 

Hieraus rechtfertigt fh die Anficht, Daß vie Entfchätigung mit 1 Pre 
zent des Werthes des vorhandenen Holzbeftantes ein für allemal und nick 
als jährliche Mente zu erlegen ſei. (Vergl. Acta des Staats⸗-Kanzlert, 
Negul. Gen, Nr. 1. a. Bol. 5. Bl. 35. ff.) (Dönniges Landes: Kult. Gef. 
Br. 2. ©. 452 — 453.) 


Zu 88. 131 — 139. 
(WaldmweiderBeredhtigungen.) 


1) Unter „Waldmweide” wird diejenige Weide verflanden, welche auf 
beftandenem oder unbeflandenem Holzgrunde ausgeübt wird 2). 

2) Die Beflimmungen der $$. 131— 137. und des 6, 139. der Gem. 
Th. O. über die Waldmweite- Berechtigungen find durch den Art. 11. des 


1) Vergl. in Bd. I. S. 383—384. 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 384—385. 

3) Der Werth der Walbmweide if im Allgemeinen geringer, als ber ber 
raumen Weide, weil erflere, wegen des nadıtheiligen EinAuffes ber Beſchattung 
durch das Holz auf die darunter wachſenden Graͤſer, dem Vieh nur eine fpärlide, 
fhledhte Nahrung gewährt. Die Menge des Waldweidegrafee wird fehr dur 
Holzart, unter welcher es wählt, durch das Alter des Holzes, die Bewirthſchaf⸗ 
tungsweife des Waldes ꝛc. bedingt. (Vergl. $. 73. der techniſchen Inftruit. der 
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Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 1) auch auf die Berechtigung zur Gräfe» 
sei in Forſten für anwendbar erflärt worden. 

Der Art. 11. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 ift von ten Kam⸗ 
nern unverändert in der Faſſung des Negier. Entw. angenoinmen wor» 
den, deifen Motive dazu Folgendes bemerken: 

Die Ermittelung der Maſſe tes mit der Sichel in Forſten zu gewinnenden 
Graſes muß bei der Sleichartigkeit der DVerhältniffe nad den naͤmlichen Regeln 
bewirft werben, welde für die Ermittelung der Weidemafle bei der Ablöfung von 
Belweiterechten in der Gem. Th. D. aufgeftellt worden find. 


Die Kommiffionen der Kammern haben fi zu Bemerkungen über 
ven Art. 11. nicht veranlaßt gefunden. (Stenogr. Ber. der II K. 1845 Bd. 3. 
©. 1624 und der I. K. Br. 5. S. 2683 

3) Der $. 138. der Gem. Sb. D. ift aufgehoben dur den Art. 10. 
ve Grgänz. Gef. v. 2. März 1850 2). 

Bergl. die Erläut. zum Art. 10. a. a. O. (f. zum $. 127. der Gem, Th. 
D., oben ©. 152.). | 

4) Zu GG. 131 — 133. und $. 139. 

Aus dieſen DBorfchriften über vie Abfhägung der Waldweide 
(velche nach Art. 11. des Ergaͤnz. Gef. v. 2. März 1850 auch auf. bie 
Wichägung der Gräferei- Berechtigungen in Borften zur Anwendung zu 
Kingen find) ergiebt ſich: 

a) daß bei einem mittelmäßigen oder noch befferen Holzbeſtande die 
Beide (reſp. die Bräferei) fo abgeſchätzt werden muß, wie fie zur Zeit 
der Auseinanderfegung in ter Forſt befindlich if. (6. 131.) 

b) Iſt dagegen tie Korft fchlecht beflanden, fo kann in der Regel nur 
Nejenige Weide⸗ (tefp. Gräferei-) Nutzung abgefchäßt werden, weche bei 
(13 FZittelmaͤßigen Beſtande der Forſt ſtattgefunden haben wuͤrde. 

Eben daſſelbe findet rückſichtlich des ganz unbeſtandenen Forſtgrundes 
Ynwendung. ($. 139.) 

e) Die ad b. gedachte Regel erleidet indeß dann eine Ausnahme, und 
" Abldfung muß, wie in dem Falle zu a., nach dem Zuflande zur Zeit 
der Theilung gefchehen, wenn der Eigenthümer ver Forſt die Befugniß, 
De Forſtkultur 6i8 zu dem Maaße des mittelmäßigen Holzbeflandes zu treis 
ken, durch DBerträge, Verjährung oder Judikate verloren hat. ($. 133.) 

Sind die Intereffenten in den Fällen zu a. und c. tarüber einig, daß 
ve Forſt mittelmäßig oder noch beffer beftanden fei, oder findet der zu c. 
gedachte Fall flatt, dann wird tie Weite lediglich fo angefprocdhen, wie ſie 
ten Boniteuren nach der Befchaffenbeit tes Boden? und ten vorhandenen 
Holzarten unter den zu präfumirenden verfchiedenen lteröflaffen der Bäume 
Bid zur Haubarkeit derſelben nach ver Umtriebözeit erfcheint. Findet dar⸗ 
iüber, ob ter Wald mittelmäßig, oder beffer als mittelmäßig, oder fchlecht 
beſtanden fei, eine Einigung nicht flatt, fo kann diefe Trage nur durch das 
Butachten eines Forſtverſtaͤndigen feftgeftellt werten. 

Dagegen bieten fih Schwierigkeiten in tem zu b. getachten Valle var, 
wenn nämlich tie Bonitirung der Weide auf dem fchlecht oder ganz un⸗ 
keflandenen Forſtgrunde nach einem mittelmäßigen Vorftbeftande erfol- 
sn muß. Denn der Begriff des mittelmäßigen Beftandes einer Forſt iſt 
nah Maaßgabe der Befchaffenheit des Bodens fehr relativ, auch find die 


SenKom. zu Münfter v. 1844, ©, 48.) — Vergl. Pfeil, Ablöf. der Wald⸗ 
Empitut., $$. 14., 15., 54—66. 

1) Bergl. in Br. I. ©. 330. 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 330. 
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Boniteurs gendtbigt, ich einen nicht vorhandenen Weide» (refp. Graͤſerei⸗) 
Zuftand zu denken, mithin eine Sache zu fohäßen, welche fle nicht vor 
Augen haben. 

Die Frage, was unter dem mittelmäßigen Holsbeftande einer Berk 
zu verftehen, ift nun zwar vielfach erörtert, jedoch bis jetzt nicht zu einer 
genügenden Entſcheidung gebracht. 

Die techniſchen Inſtruktionen der Auseinanderſetzungs⸗Behorden haben 
dag in ihren reſp. Geſchaͤſtsbezirken in dieſer Beziehung bisher beobachtete 
Verfahren dargeftelt und daran nähere Belehrungen über das in foldhen 
Bällen zu beobachtende Verfahren geknüpft. 

Vergl. hierüber die technifchen Inſtrukt. ver landwirthſchaftl. Abth. ver 
Regier. zu Frankfurt v. 24. März 1842, 8. 21.6. 31 — 34, der Gen 
Kom. zu Berlin v. 1838, 8. 40. ©. 47—49, ter Gen. Kom. zu 
Breslau v. 11. Nov. 1845, G. 79. S. 103 — 120, der Gen. Kom 
zu Stendal v. 29. Sept. 1845, $. 90. ©. 143— 151, der Gen. Kom 
zu Pofen v. 8. Dec. 1840, $. 29. ©. 173ff., ter Gen. Kom. 
Stargard v. 28. Dec. 1841, $. 58. ©. 49—52 und ver Gen. Kom 
u Münfter v. 1844, 66. 74—76. ©. 48 ff. — Vergl. auch Pfeil, 
Asıar. der Wald-Serpit., $. 62. 

5) Zum $. 134. 

Ueber vie technifchen Grunpfäge bezüglich der Beftftellung tes nad 
6. 134. von ter nach den 68. 131.ff. audgemittelten Weite für ten H 
berechtigten vefp. ven Maftberechtigten abzurechnenden Theil, vergl. 
technifchen Inſtrukt. ver Gen. Kom. zu Stargard v. 28. Dec. 181, 
6 59—61. S. 52—56, ver Gen. Rom. zu Münfter v. 1844, 
$. 29. ©. 180ff., der Gen. Kom. zu Breslau v. 11. Nov. 1845, 
6. 80. u. 82. ©. 120 u. 123, der Gen. Kom. zu Stendal v. 29. 
Sept. 1845, $. 90. ©. 151—153, der Gen. Kom. zu Poſen v. 8. 
Dec. 1840, $. 29. ©. 180—182, und der Gen. Kom. zu Berlin v 
1838, $. 40. ©. 48. 


Zum 8. 40. 
(WaldfireusBerehtigung.) !) 

1) Der $. 140., welcher über die Ermittelung des Werthes eines 
Streuberechtigung disponirt, fpricht den Grundſatz aus, daß diefer Wer 
niemals höher berechnet werden darf, als die Berechtigung bei Beobach⸗ 
tung der Forſtpolizei-Geſetze bat benupgt werden Eönnen. 

Die betreffenden forftpolizeilichen Borfchriften enthält (für die ſechs SR 
lihen Provinzen) die vorläufige V. v. 5. März 1843 über die Ausübung 
der Walpftreus Berechtigung ?) (®. ©. 1843 ©. 105). Nach diefer (6. 1.) 
beftebt die Walpfireus Berechtigung in der Befugniß, abgefallenes Laub um 
Nadeln, fowie dürres Moo8 zum Unterftreuen unter das Vieh, Be 





1) a) Vergl. $. 25. des Landes⸗Kultur-Ed. v. 14. Sept. 1811 (f. in Bd. L 
©. 95) und die Erläut. dazu in Bd. IT. Abth. I. S. 102. 

b) Das 9. 2. R. beflimmt darüber nur in Th. I. Tit. 22. 8. 221., „eb 
bie Befugniß, Streu zu rechen, unter dem Rechte zum Raff- und Lefeholze 
nicht mitbegriffen fei.” Sie muß alfo befonders erworben worden fein ober 
durch Breuinzialgefepe feſtſtehen. 

c) Das Ob. Trib. hat (in dem Erf. v. 6. Sept. 1848) angenommen, def 
bie ehemaligen DomainensBauern in der Mark Forfigerechtfame auf Kichnnabeln 
und Waldfiren gegen ben Fiskus (durch Verjährung) erwerben Eonnten. (Bechiöf: 
bes Ob. Trib. Bd. 4. ©. 331, Nr. 164.) 

d) Vergl. Pfeil, Ablöf. der Wald:Servit., 88. 18. u. 19. 

2) Bergl. in Ob. J. ©. 105. 
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hufs der Bereitung des Düngers, in dem Walde eines Andern ein- 
wfammeln. Nach $. 6. a. a. D. kann zwar die Waldſtreu vorüberge» 
bend auch zu anderen, ald ven im $. 1. a. a. O. gedachten, wirtbfchaft« 
lichen Zweden, 3. 3. zur Verſetzung der Wände der Wohngebäude, zur 
Bedeckung der Kartoffelgruben 1c., benugt, fie darf aber in ihrer Endbe⸗ 
kemung nur zum Unterflreuen unter das Vieh verbraudt, auch 
werer verkauft, noch fonft an Andere überlaffen merden. 

Indeß beflimmt der 6. 2. a. a. D,, daß ed ta, wo ter Umfang und 
ve Art der Ausübung diefer Berechtigung durch Verleihung, Vertra 
richterliche Entſcheidung oder bereit vollendete Verjährung beflimmt feſt⸗ 
geſtellt worten, hierbei fein Bewenden behält, fo daß alfo die befchränten- 
Ten Borfchriften der V. v. 5. März 1843 nur da in Anwendung kommen, 
ws dergleichen beſondere Mechtötitel über den Umfang und die Art der 
Yssäbung ter Berechtigung nicht vorhanden find 2). 

Durch folche fpezielle Nechtstitel kann mithin eine Streuberedh« 
gung auch zu anderen Zweden, ald zum Unterflreuen unter das 
Lich begründet fein. 

2) Diefe bisherigen gefeglichen DBorfchriften Betreffs der Streuberedh- 
igungen find temnädhfl noch näher beitimmt, beziehungsmeife modificirt 
weten durch den Art. 4. (Alin. 2.) des Ergaͤnz. Gef. v. 2. März 1850 
zu Gem. Th. DO. 2), welcher vorfchreibt, 

daß die 66. 52. u. 54. der Gem. Th. DO. auch auf Streuberedh- 
tigungen in fremden Borften Anwendung finden follen, wenn ft 
viefelben auf das Berärfniß der Berechtigten befchränfen und die 
Abrechnung der eigenen Düngerbereitungd« und Beuerungdmittel 
nicht ausdruͤcklich durch Urkunden, Iudifate oder Statuten ausge⸗ 
fhloffen worden iſt ®), wobei indeß die dem Berechtigten gehörigen 
Torfläger, welche zur Zeit der Anbringung der Provofation noch 
nicht aufgededt find, niemals in Betracht Eommen follen. 


1) In Bezug hierauf Hat das Ob. Trib. folgende Rechtsfäpe ausgeſprochen: 

a) Die B. v. 5. März 1843 ift ale ein Regulativ über den einftweiligen 
Beſitzſtand nicht anzufehen, und daher derjenige, welcher den jüngflen Bells einer 
sufangreidheren Ausübung, als die DB. in den 88. 3. ff. zuläßt, nachyutweiten 
vermag, in bemfelben auf fein Berlangen poſſeſſoriſch zu fchügen. (Erk. des 
Ob. Trib. v. 3. 1844, Praͤj. Samml. S. 430, Bräj. Nr. 1505.) 

b) Bei der Waldſtreuberechtigung bleibt, ver rechtsverjährten Ausübungsart 
mgeachtet, die Beflimmungen ber Jahreszeiten, ber Reviere und der Beflalt ber 
Harfen, den forftpolizeilichen Anorbnungen unterworfen. (Erf. des Ob. Trib. v. 
A. Gebr. 1848, Entf. Bd. 16. ©. 208 u. Präj. Samml. S. 430, Präj. Nr. 2015, 
Redisf. Bd. 3. ©. 378, Nr. 185.) 

Bergl. auch das Erk. des Ob. Trib. v. 5. Juni 1847 (Rechief. Bd. 1. 
6. 222, Rr. 104.). 

Sn Betreff der Snmenbung der Harfen bat das Revifionss 
Kellegium für 2.8. ©. in dem (nicht veröffentlichten) Erk. v. 11. März 1853 
angenommen, daß bie Anwendung eiferner Harken beim Sireurechen als forfts 
lelturſchaͤdlich jederzeit von dem Waldeigenthümer unterfagt werben fann, und 
die Erwerbung eines dem entgegenfehenden Rechtes durch Verjährung nicht flatts 
kudet. (Acta Schlefien G., Nr. 89.) 

2) Bergl. in Br. I. S. 329. 

3) Das hiernach durch den Art, 4. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 ges 
feglich ſauktionirte Brinzip, bag der Waldſtreu⸗Berechtigie, deſſen Berechtigung 
uf den eigenen Bedarf befchränft ift, verpflichtet fein ſoll, fich darauf, fofern nicht 
das Gegentheil durch Urkunden, Indikate ober Statuten feftgeftellt iR, basienige 
Material in Anrechnung bringen zu laflen, welches in dem berechtigten Grund⸗ 
Rüde felbR gewonnen wird, war bie dahin ſtreitig. Gergl. die Note 2. zum 
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Bergl. die Entflebungsgefhichte des Art. 4. des Ergänz. Gef. v. 
2. März 1850 zum $. 31. ver Gem. Th. D. (f. oben S. 63 ff.) 

| Die (von der Berechtigung zum Plaggen-, Heide⸗ und Bültenhieb han⸗ 

delnden) 66. 52. und 54. der Gem. Th. O., welche fomit jeßt auch auf 

diefenigen Streuberechligungen anzumwenten find, welche fih auf das 
Bedürfniß des Berechtigten befchränfen, beflimmen: 

a) taß der Umfang der Berechtigung, in fo fern fie zum Zwecke te 
Düngung flatt findet, bei den mit Aeckern, Wiefen und Gärten ange 
feffenen Berechtigten nach dem Bedürfniffe ter Düngung, in der jeden Orts 
bergebrachten Beſtellungsart, zu beflimmen, wobei jedoch die eigenen 
Mittel der Düngerzubereitung abzurechnen; 

b) taß das Necht, wenn taffelbe tie Feuerung bezmedt, feine Be- 
fimmung durch das Berürfnig an Beuerung erhält, wovon jedoch bie 
eigenen Feuerungsmittel abzurechnen. 

Die hiernach vorgefchriebene Abrechnung der eigenen Düngerberei- 
tungs⸗ und Beuerungsmittel findet indeß bei Streuberechtigungen (nad 
Art. 4. Alin. 2. des Ergänz. Gef.) nicht flatt, wenn viefelbe Durch Urs 
kunden, Iudifate oder Statuten ausgefchloffen ifl. !) 

3) Das Revifions- Kollegium für 2. 8. ©. hat in Betreff ver 
MWaldftreus Berechtigungen (in nicht veröffentlichten Entfcheidungen) folgente 
Orundfäge angenommen: 

a) Bei einer auf dad Bedürfniß zur Düngung feftftehenten Strea- 
berechtigung bedarf ed nicht des Nachweiſes, daß für jedes einzelne Perti- 
nenzftüd des berechtigten Gutes auch Streu zur Düngung verwantt wor⸗ 
den iſt; es ift vielmehr bei der Ermittelung des Berarfdquantums ledig⸗ 
lich auf die wirthfchaftlichen Verhaͤltniſſe des berechtigten Grundſtückes Rüd- 
ſicht qu nehmen (rk. v. 11. März 1853, in den Akten Schlefien Geſ. 
Rr. 89.). 


b) Der zur Walpftreu Behufs Düngung Berechtigte iſt nicht verbuns 
den, die Waldſtreu Behufd der Düngerbereitung ausfchlieglich zur Unter⸗ 
freu für das Vieh zu benugen, vielmehr auch befugt, diefelbe Durch Ber 
fegung mit Mift over Erte in fogen. Brennhaufen (Kompofthaufen) Behuft 
der Düngerbereitung zu verwenden. ?) 

Erkannt von tem Revifiond-» Kollegium für 8. 8. S. unterm 
6. Nov. 1846, da (mit Ruͤckſicht auf F. 52. der Gem. Th. DO.) der Streu 
bedarf einer Nahrung fich nicht nach derjenigen Quantität richte, welche zum 
Unterftreuen unter das Vieh, fondern nad) derjenigen Maffe, welche zur 
Düngerbereitung für die Wirthfchaft nach der ortsüblichen Beſtellungkau 


$. 119. der Gem. Th. D., f. oben ©. 151.) Das Ob. Trib. hatte fchon früßer 


„ben Bedarf des berechtigten Grundſtückes. Bei Beſtimmung des Umfas 

! enige Stres 

„in Abzug fommen, welche im berechtigten Grundſtücke ſelbſt gewonnen 
„wird.“ (Präj. Nr. 2151, Sntfcheid. Bd. 18. ©. 279.) 

1) Bergl. übrigens die Erläut. zu 88. 52? — 55. der Gem. Th. D., Zuf. 4. 
sub b. a., oben ©. 90. 

2) Dies Präjud. betraf einen Fall, wo bereits durch rechisfräftiges Indikat 
feſtſtaud, daß die Streuberechtigten die Berechtigung fo weit anszuüben befugt 
feien, als es ihr Bedarf erforbere. Die Entfcheidungsgründe des Urtele bemerken. 
daß aus diefem Grunde die befchränfenten Berfchriften der V. v. 5. März 1843 
über die Ausübung der Waldftreuberechtigung If. in Bd. I. ©. 105), nad bem 
$. 2. derfelben, Hier nicht zur Anwendung fommen Fönnten. 


vu. —.-_—- 
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eiforderlich iR, und es gleiihgältig fei, im welcher Weife dieſe Bereitung 
erfolgt, ob durch Einftreuen in die Ställe oder durch Aufſetzen in Brenn 
baufen (Acta ESchlefien &., Nr. 30.). 


& 4) Bergl. audy die Erläut. zu 66. 52.—55. ter Gem. Th. O. (f. oben 


#.) 

5) Ueber die tehnifchen Grundſätze für die Abſchätzung ter Streu⸗ 
Serechtigungen, vergl. die technifhen Inſtiukt. der Iantwirthfchaftl. Abthl. 
ter Regier. zu Sranffurt v. 24. März 1842, 66. 25. ©. 38—39 und 
$. 131. S. 294—297, und der Gen. Kom. zu Berlin v. 1838, $. 45. 
€. 53, zu Stargard v. 28. Dec. 1841, $. 85. ©. 95—97, zu Bres⸗ 
lau v. 11. Nov. 1845, 6S. 80.—90. ©. 126—131, zu Bofen v. 8. Der. 
140, S. 235— 237 und Nachtrag v. 6. Nov. 1847 ©. 29—32, zu Stendal 
29. Sept. 1845, $. 103. ©. 183—192, und zu Münfter v. 1844, 66. 
146.2.147. S.94— 95. — Bergl. Pfeil, Ablöf. der Wald-Servit.,66.69—72. 


3u $. 141—168. 
(Wirkungen der Auseinanderfegungen). 


3um (. 141. 


In Betreff des Schutzes in der freien Dispofltion und Benukung be⸗ 
zäglich folcher Grundſtücke, die bei einer Gemeinheitstheilung interefftxt find, 
vergl. das R. des Min. des J. landwirthſchaftl. Abth. v. 1. Juni 18411) 
(Bin. DB. d. i. B. 184, ©. 184 Nr. 281). 


Zum 6. 142. 


1) Das Mevifions- Kollegium für &. 8. ©. [übe (in dem Erf. v. 
12. März; 1847) aus, daß der $. 142. der Gem. Th. O. fih auf andere, 
ds die im $. 2. a. a. O.2) genannten Gruntgeredhiigfeiten beziehe. Denn 
% 6 142. würde zurüd- und gegenftandslos fein, wenn er nur von ſol⸗ 
den Berechtigungen ſpraͤche, deren Aufhebung ſchon an fih, ohne diefe 
Serfiprift, zuläffig. fl | 

Dagegen Tönne allerdings nicht ohne Weitere die gleichzeitige Aufe 
kung aller fonftigen, in $. 2. nicht genannten Grundgerechtigkeiten ver⸗ 
lingt werden, fofern nur wegen der im 6. 2. gedachten Berechtigungen auf 
Andeinanderfegung provocirt und dad Verfahren eingeleitet wurden; viels 
mehr fei Died nur dann ftatthaft, wenn ohne deren Aufhebung der im ©. 1. 
aögeprücte Zweck der Auseinanderfegung unerreichhar wäre. Unter diefer 
Borausfegung fei der F. 142. insbefondere anwendbar auf die ald Grund⸗ 
gereptigfeit beftehende Befugniß , in gewiſſen Borflrevieren Heidel⸗ 
eeren zu fammeln,®) dedgl. Steine, Sand und Lehm nah Be⸗ 
leben oder Beduͤrfniß überall zu graben, da diefe Befugniffe an fich 
einer ordentlichen Bewirthſchaftung des Waldes, wie des Feldes hinderlich 


2? Bergl. in Bd. I. S. 385. 
2 Dan treten gegenwärtig auch die im Art. 1. des Ergänz. Gef. v. 
2. März 18 aufgeführten, für ablösbar erflärten, Brundgerechtigfeiten. 

3) In Betreff der Berechtigung zum Sammeln von Beeren und Pilzen 
hat das Ob. Trib. (in dem nicht veröffentlichten Erf. v. 29. Juni 1848) anges 
sommen, baß das Sammeln folcher Braeugnifle in einem fremden Walde, mit 
Radficht darauf, daß der Forſteigenthümer in ber Regel vergl. Früchte nicht bes 
supt, im zweifelhaften Kalle nur jür sin precarium (N. L. R. I. 7. $. 106.) 
zu erachten fei, und daß daher die Abldfung eines folchen Rechtes nicht beans 
tragt werden fünne. (Acta des Revif. Kolleg. für. 8. S., Schleſien G. Nr. 18.) 
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feien, wobei inveß allemal in concreto feftgeftellt werden muͤſſe, ob dies 
anzunehmen, wobei auch ver 6. 99. a. a. O. Y berüdfichtigen. 

Auch finde vie Berechtigung aus dem $. 142. nur alddann Anwen 
dung, wenn ed fich unter den obmaltenden oͤrtlichen Verhältniffen als mm 
thunlich ergebe, tie in Rede ftehenden Berechtigungen gemäß 6. 174. (dr. 
A. L. R. 1. 22. 66.29. 80., 81.) auf genau begränzte Theile des belafte 


ten Grundſtückes einzufchränfen. (Zeitfehr. des Revifionss Kolleginme Bd. | 


S. 201—208). 

2) Unaufgetedte Koblenlager fünnen auch in den ehemals zum Könige 
reihe Sachfen gehörigen Landestheilen der Provinz Sachfen, mo die Braun 
und Steinkohlen nad) dem Negulativ v. 29. Nov. 1843 afceffortfches Eigen⸗ 
tum des Grund und Bodens find, bei der Separation einer Feldmark 
nicht berüdfichtiget werden; infofern das Koblengewinnungsrecht jedoch von 
dem bisherigen Eigenthümer tes Grundftüdes an einen Dritten veräußert 
worden ift, bleibt der Anfpruch darauf demfelben gegen den neuen Beſthet 
des Grundſtückes unverfürzt, tiefem dagegen rad Recht vorbehalten, von 
den früheren Beſitzer Entſchädigung zu verlangen, in fo meit ihm bei ber 
Ausübung des Kohlengewinnungdrechtes durdy Ten Dritten ein Theil ter 
Abfindung nach Tem angerechneten Ertragswerthe der Bodenfläche vers 
Ioren geht. 


Erfannt von dem NRevifionss Kollegium für L. 8. ©. unterm 17. - 


Mat 1850 (Pri. Samml. deſſelb. ©. 21 Nr. 2. und Zeitfchr. Bb. 3. 
©. 86—92). 

3) Torfberedhtigungen, welche feine Grundgerechtigfeiten, 
fondern durh Vertrag nur ald ein Kontraftöverhältnig auf eine ge- 
wiffe Zeit begründet worden find, unterliegen nicht ter Negulirung na 
$. 142. ver Gem. Th. D. 

Angenommen von dem Min. des J., Iandwirtbfchaftl. Abth. in dem R. 
v. 4. Aug. 18411) (Min. Bl. d. i. ®. 1841, ©. 237 Nr. 380). 

Diefer Grundſatz ift unzweifelhaft richtig und nur darauf binzumelfen, 
dag die auf wirklichen Dienftbarfeiten beruhenden Torfberechtigungen jept 
nah Art. 1. Nr. 8. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 felbftfländig 
ablosbar find. 

4) Die Verpflichtung zur Haltung von Saamennien (Zuchtbullen, 
Zuchteber, Schaafboͤcke) war nad) $. 37. Nr. 14. A. L. R. II. 7. in der Regel alt 
eine Kommunalverpflichtung zu betrachten, welche daher als ſolche nach 
F. 5. der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 (vergl. Art. 36. der Dekl. v. 29. 
Mai 1816, 6. 95. ver V. v. 20. Juni 1817, $. 63. des Regul. Geſ. für 
Pofen v. 8. April 1823) nicht ablösbar war und es auch nach $. 6. des 
Abldf. Gef. v. 2. März 1850 nicht fein würde. Indeß ift ſchon vor Er⸗ 
laß des letzteren Geſetzes, auf Grund des $. 142. ter Gem. Th. O., für 
die Aufhebung diefer Verpflichtung entfchleden worden, wenn befondert 
die Benugung des Saamenviehes nur bei Ausübung der gemeinfchaftlichen 
Hütungen erfolgte?) Die Ablöfung ter gedachten Verpflichtung erfolgte 
nur bei Gelegenheit ver Aufhebung gemeinfchaftlicher Hütungen zwiſchen 
den berechtigten (bäuerlichen) Wirthen und tem Merpflichteten (Gutöheren, 
Erbſchulzen 2c.), oder bei Gelegenheit der Ablöfnng von Zehntberechtigungen 


— — — 5 - — — —2 


1) Vergl. in Bd. I. ©. 386. 

2) Ueber die in Bezug hierauf zur Anwendung zu bringenden technifchen 
Ablöfungs » Brinzipien, enthielten die techn. Inſtr. der landwirthſchaftl. Abth. ver 
Regier zu Frankfurt v. 23. März 1842, 8. 139., S. 803— 604, und Wer 
Gen. Rom. zu Stendal v. 29. Sept. 1845, $. 109., ©. 201 — 206 fpezielle 
Anleitungen. 
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(auf weldyen, namentlich im Bergifchen, häufig diefe Verpflichtung ruhete). 
Gegenwärtig bat indeß der ©. 57. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850 
die Verpflichtung zur Erhaltung von Saamenvieh als eine ablößbare 
Keallaft aufgefaßt und tie Beftftelung von Normalpreifen für deren 
Aldſung angeordnet. (Vergl. die Erläut. zum $. 57. des Ablöf. Gef. v. 
2. Rärı 1850 in Br. 11. Abth. I. ©. 504—505). 

5) Die früher Eontroverfe Brage: ob die zwangsweife Aufhebung der 
Jazdgerechtigkeit zuläffig und der $. 142. der Gem. Th. D. darauf 
awendbar fei?!) iſt Dadurch antiquirt, daß das ©. v. 31. Oft. 1848) 
(0. ©. 1848, ©. 343) das Jagdrecht auf fremvem Grund und Boten ohne 
Etſchaͤdigung aufgehoben hat. 


Zum F. 143. 


An die Stelle der im F. 143. in Bezug genommenen Geſeztze iſt das 
Mldfungs-Bef. v. 2. März 1850 getreten. 


3u 66. 144. und 145. 


1) Die 66. 144. und 145. handeln von den Grundſaͤtzen der Ablöfung 
ws Hordenſchlages oder Pferdhrechtes. 

Zur Erläuterung diefer Vorſchriften iſt folgendes zu bemerken: 

Bei audgedehnten und entfernten Weiden pflegen die Schaafheerden auf 
dem Felde zu übernachten, theild um den Weg zu erfparen, theild um den 
Adler zu düngen. Daß jeder Eigenthümer einer Schaafheerde in Bes 
tue feined eigenen Grund und Bodens beliebige Anordnungen in 
iefer Beziehung zu treffen berechtigt ift, folgt aus der Befugniß 
des Gigenthümers, in fo weit nicht Verbotsgeſetze entgegenftehen. ®) 
Beun aber das Lager auf frempem Grund und Boden gehalten werden 
fl, fo ſetzt dies ein Mecht oder eine Derbindlichfeit*) dazu voraus, 
welhes Hordenſchlag (Hörbelager) oder Pferhrecht®) genannt wird. 
Kiamt der Eigenthümer der Schanfheerde dies Necht auf fremdem Grund 


1) Das R. des Min. des I. u. d. P. v. 8. Juli 1810 (Min. Bl. 2.1.8. 
1540. ©. 318, Nr. 573.) hatte die Brage verneint. 

2) Bergl. das Nähere in dieſer Beziehung in v. Rönne's Domainen:, Ferſt⸗ 
zud Jagdweſen (Thl. IX. Abth. 1. des Werkes, S. 905— 908), und in hiflo> 
riſcher Beziehung ebendaf. S. 891 — 909. 

3) Gin folches enthielt der $. 21. Kap. 35. der Magdeburger Polizei⸗O. v. 
3. Jan. 1688, welcher den Bauern unterlagte, auf ihren eigenen Nedern Horden⸗ 
Khlag zu halten und mit ihrer Schaafheerde zu lagern, welches Verbot indeß durch 
vs ©. v. 22. Zuni 1830 (8. ©. 1830, S. 109) aufgehoben werden iſt. (Bergl. 
Zeſ. 2. sub f. zum $. 1. des Land, Kult. Ed. v. 14. Sept. 1811, f. in Bd. II. 
Zu. 1. S. 85.) 

4) Das Recht und die Berbindlichfeit fliehen hier in einer Raufals 
Berbindung; es iſt ein wefentliches Recht bes belafteten Grundeigenthümers. 

5) Bergl. Stryck, de jure cratium. Halae 1770., Hagemann’s Lands 
wirthfchaftsrecht, SS. 316. ff, v. Benefendorf, oeconom. for. Bd. 8. Haupffl. 
12., Klingner's Samml. Th. 2. ©. 107 f., Weſtphal, Deutich. Priv. R. 
%. 1. ©. 318. — Eichhorn, (Deutich. Briv. R. $. 180.), bemerft: „Dem 
(ur Schäfereigerechtigfeit) Berechtigten fleht in allen Faͤllen das Pferchrecht (der 
Dertenfchlag), ale Bolge des Gigenthums an den Schaafen, in Rüdficht feiner 
Greunvküde zu. Es kann aber auch als Servitut vorfommen, wo dann das Grund⸗ 
Rad, welches mit dem Hordenſchlag belegt werben muß, das herrfchende if.” — 
Bergl. au Soch's Lehrb. des Preuß. Privatrechte, Bo. 1. S. 553, $. 347. und 
LandsReht, Br. 2. S. 1063, Anm. 89. 
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und Boden in Anfpruch, fo tft ver Yektere dad praedium serviens, un 
es befteht alddann der DVortheil tarin, daß die Schaafe den Weg fparen 
und längere Zeit auf der Weide bleiben können. Dies Recht ift Fein Aus 
flug ver Schäfereigerechtigkeit, fondern muß befonderd erworben werben.!) 
— In der Regel kommt jedoch das Pferchrecht, wegen des damit für ven 
Eigentbämer des mit der Schaafhutung belafteten Feldes verbundenen 
Nupend (der Düngung), als eine Verbindlichkeit des Eigenthümers der 
Schaafheerde vor, insbeſondere wird es aus diefem Geſichtspunkte im 4.2 
M. I. 22. ©. 157. aufgefaßt, welcher beflimmt, daß da, wo der Hortenfchlag 
üblich ifl, in der Megel den zur Schaafhutung berechtigten Unterthanen da 
Vortheil davon, nach Verbältniß ihrer Schaafe, nicht verfagt werden kam. 
Die Berechtigung bierzu haben häufig diejenigen Grundbeſitzer, welche die 
Schaafhutung auf ihren eltern dulden müſſen.?“) Verſchieden hiervon iR 
aber ver Fall, mo die Dorfbewohner ihre Schaafe in vie Heerde ve 


Schäfereiherrn aufnehmen laffen müffen; hat diefer nicht ein außfchlich " 
liches Necht auf den Hortenfchlag befonderd erworben, fo muͤſſen die Acde 


der Bauern verhältnigmäßig bepfercht werden.) — Auch fommt es vor, 
daß bei gemeinfchaftlichen Heerden unter den Eigenthümern gelvoft, ode 
daß dem Schäfer der Hürbenfchlag als ein Theil des Lohnes angewieſen, 
oder daß ein gewiffer Umlauf mit dem Pferch beobachtet wird. *) 

Bei Gemeinbeitstbheilungen fol diefe gemeinfchaftliche Bes 
nutzung des Pferchs nicht berüdfichtiget, fondern mit Aufhebung ver ges 
meinfchaftlichen Hütung und Trennung ter Heerte für fompenf er erach⸗ 
tet werden (F. 144. der Gem. Th. O.); dagegen ſoll das eigentliche 
Pfeichrecht (welches einem oder einigen Theilnehmern einer gemeinſchafl⸗ 
lichen Hutung zuſteht) durch Entſchädigung in Rente abgeldſt werten. 
(§. 145. a. a. ©.).®) 


2) Das Pferchrecht, welches in tem Rechte auf Pferch fremder Schaafe 
befteht, wird häufig auch dadurch benugt, daß der Vferchberechtigte fremde 
Aeder für Geld bepferchen läßt. (Vergl. die techn. Inftr. ter Gen. Kom p 
Münfter v. 1844, ©. 73 $. 111). 


3) Ueber tie tehnifchen Grundfäge, nach weldhen tie im 6. 145. 
der Gem. Th. O. gedachte Entſchaͤdigung des ‚hferchberechtigten Ju ermit⸗ 
teln, vergl. vie technifchen Inftruftionen a) der landwirthſch. Abth. der 
zu Branffurt, $. 136. S. 301, b) ter Gen. Kom. zu Berlin, 6. 48. 
58, c) der Gen. Kom. zu Stargart, F. S6. S. 97, d) ter Gen. Kom. zu 
Stenbal, 6.107. ©. 197, e) ter Gen. Komm. zu Münfter, 66. 111—113. 

. 73 fi. 


Zum F. 146. 


Vergl. die 66. 95.—98. ver Gem. Ih. D. und $. 9. des Ausfuͤhr⸗ 
ef. v. 7. Juni 1821, nebft den Erläut. dazu. 


8 Vergl. Stryek a. a. O., $. 47., Lyncker, decision. Jenens. Cent. Il. 


C. 

2) Vergl. z. B. Oſtpreuß. Prov. R., Zuſ. 86. 

3) Vergl. $. 187. A. L. R. I. 22. — Auch ſpricht bereits die Entfcheit. der 
Geſetz⸗Kom. v. 25. Dt. 1794 (RPabe's Samml. Br. 2. S. 719) aus, „ba der 
Butshere nicht das Recht habe, ſich das Hürbelager allein zugueignen. 

4) Bergl. Hagemann a. a. D., 8. 316., Münter’6 MWeiderecht, $. 178 

5) Ueber die mbiefung des Pferchrechtes der Rittergutsbefiger nach dem Til⸗ 
gungs⸗Kaſſen⸗Regl. v. I. April 1845 für die Kreife Mühlhauſen, Heiligen» 
ſtadt u. Worbis, vergl. $$. 1. u. 6, befielben. (G. S. 1845, ©. 410.) 
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3u (6. 147. und 148. 


1) Es gilt in diefen Faͤllen ausnahmsweiſe die Regel: pretium suc- 
bt in locum rei. (Bergl. das Erf, des Ob. Trib, v. 19. Sept. 1846, Ents 
®. Bd. 13. ©. 255). 

2) Bergl. vie 66. 196. ff. der V. v. 20. Juni 1817 und die 68. 1. 
8 der B.v. 29. Juni 1835, nebft den Erläut. dazu. 


Zum 6. 149. 


Die Beflimmung tes $. 149. der Gem. Th. O. ift durch den $. 3. 
®. v. 29. Juni 1835 wegen Sicherftelung ter Nechte dritter Perfonen 
(8. ©. 1835, S. 136) auch auf die Entfchädigungen in Kapital aus⸗ 


Ti worden. 
gl. die Erläut. zum 6. 3. des ©. v. 29. Juni 1835, und zum $. 76. 
Gem. Th. O. 


Zu 66. 150. und 151. 


In Betreff der Bekanntmachungen an die eingetragenen Gläubiger und 
salberechtigten wegen der Kapitalentfchädigungen und Kapitalabfintungen 
sl. Die 6. 58.—60. der V. v. 30. Juni 18534, 66 8. u. 9. de8 G. v. 
. Suni 1835 wegen Sicherftelung ter Mechte dritter Perfonen ıc., nebft 
. 110. u. 111. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 und $. 49. des Ren⸗ 
bank⸗Geſ. und die Erläut. zu dieſen Geſetzesſtellen. 


3um (. 131. 


Der 6. 152. der Gem. Th. O. ift durd den F. 110. des Abldſ. Gef. 
2. Märı 1850!) aufgehoben worden. 

Bergl. auch tie Erläut. zum F. 2. des ©. v. 29. Juni 1835 wegen 
Aerftellung der Rechte dritter Perſonen ıc. 


Zu 66. 153.—153. 


Bergl. F. 1. des ©. v. 29. Juni 1835 wegen Sicherftelung der Rechte 
Mer Perfonen 2c. und die Erläut. dazu. 


3um (. 136. 


1. Es iſt bereitö in den Erläut. zum 6. 66. des Ablöf. Gef. v. 2. 
Bär; 1850 (vergl. Zuf. II. dazu in Br. 11. Abth. J. S©.576—579) nachgewiefen, 
5 und meshalb die bis zum Jahre 1850 ergangenen gefeglichen Be⸗ 
immungen wegen der Umfchreibung ter Grundſteuern, fo wie, der 
tommunal- Abgaben und Leiftungen bei Auselnanderfegungs-Ge- 
häften, mit Rückſicht auf die Vorfchriften der 66. 66. und 96. des Abloͤſ. 
def. v. 2. März 1850 und des F. 51. tes Mentenbanf-Gef. de eod., nur 
oh in Beehung auf die Auseinanderfehungen nach der Gem. 
h. O. von praftifchem Intereffe find, indem es bei Auseinanderfegungen 
ad Tem Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 — (bei Abldfungen von Real⸗ 
sen und bei guiöherrlich-bäuerlihen Regulirungen) — fortan 
rer einer Grundfteuerelimfchreibung, noch einer neuen Vertheilung der 
teumunal- Abgaben und Leiftungen bedarf. 2) 


1) Bergl. in Br. 1. ©. 187 


2) Bergl. auch die Brläut. in bem Abfchn. von der Hertheilung ber Grund⸗ 
be, in Bp. I. Abt. 1. ©. 130—133. 
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Dagegen behalten, wie erwähnt, vie gedachten geſetzlichen Beſtimmungen 
fernerbin ihre Gültigkeit, in fo weit fle fih auf die nach der Gem. Th. 
D. zu bewirfenten Audeinanderfegungen beziehen; denn auf letztere finden 
die Vorſchriften des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 66. 66. und 96. Feine 
Anwendung. 
1. Die Gem. Th. DO. beftimmt nun im $. 156., unter Bezugnahme 
auf den $. 148. ebentaf., in Ruͤckſicht ver öffentlichen Reallaſten nichtt 
weiter, als 
daß die durch die Theilung erhaltenen Grunpftüde in die Stelle ver 
abgetretenen Grundſtücke treten, 

und 
tag, wenn Grundſtücke gegen Nente oder Kapital abgeireten werden, 
die Öffentlichen Laften auf den Grundſtücken verbleiben und ale 
bei deren Beftimmung (t. b. bei der Berechnung der Ent 
fhädigung) hierauf Nüdficht zu nehmen ifl. 

Diefe Beftimmungen find zwar mangel« und lüdenhaft; deſſenungeachtet 


laffen ſich aus denſelben, mit Nädficdht auf tie Natur der Orunpfleuer : 


und anterer ihnen gleichgeftellten öffentlichen Meallaften, tie Prinzipien zur 
Befeitigung der über die Vertheilung ter gedachten Reallaſten entflandenen 
Zweifel herleiten. !) 


1) Es ift in tiefer Beziehung auf die beireffenden Beflimmungen anderer 
Geſetze hinzuweiſen, welche diefe Materie berühren. 

a) Das Landes: Kulturs@d. v. 14. Sept. 1811 fehreibt im $. 3. bei der Bew 
einzelung von Grundſtücken allgemein vor, daß die Grunbfteuer verhältnigmäßig 
auf die abzutrennenden Theile repartirt werden fol. (Vergl. die Srläut. dazu im 
Br. I. S. 89-90) 

b) In Regulirungs-Gachen richtete fich (bis zum Erlaß des Gef. v. 
2. März 1850) die Vertheilung der öffentlichen Reallaften nach der Landverthei⸗ 
lung, mochte die Abfindung durch Land, Mente oder Kapital gefrbehen ; die dffenb 
lichen Neallaften folgten den Grundſtücken. (Vergl. Regulir. Ed. v. 14. Se 
1811, 8. 13. Nr. 4, Lin. d. u. $. 20., desgl. $$. 37., 12., 41, 47., 48, DEE 
dazu v. 29. Mai 1816, Art. 15. u. 16., desgl. Art. 45., 92., 93., 95., ferme 
Reguli. Gef. v. 8. April 1823, 8. 38. Nr. 3., 88. 55-64. u. Defl. v. 10. Jull 
1836, $. 8.) 

c) Die Aklöf. Ordu. v. 7. Juni 1821 für die öftlichen Provinzen verweiß 
tim $. 20.) nur auf die Grundfäge der Gem. Tb. O. de eod. 

d) Die Ablöf. Ordn für die weſtlichen Landestheile v. 13. Juli 1829 ($. 26.) 
und v. 18. Juni 1840 (6. 28.) deuten nur in den Beflimmungen über tie Lande 
abfindung an, daß die Grundfteuer und andere Reallaften auf dem Grund ud 
Boden haften bleiben und auf deffen Erwerber übergehen, intem fie den B 
derfelben von dem Wertbe des Abfindungslandes zu Bunften des Ueberne 
abrechnen. 

Die Grundſteuer⸗Verfaſſung der weſtl. Provinzen (Grundſteuer⸗Geſ. v. 21. Ian. 
1839, $$. 6. 16—24., 40., &. ©. 1839, ©. 30) ergiebt aber, daß die Grand 
feuer bei allen Auseinanterfepungen ſtets auf Orundflüden verbleiben muß; 
ber velgentyümer bes Grundſtuͤcks if ferner zur Entrichtung der Grundſteuer wer 

unden. 

In Betreff der Vergütungs:Anfprüche der Verpflichteten vergl. $. 66 
des Abloͤſ. Gef. v. 2. Maͤrz 1350 u. die Erläut. dazu (f. in Bd. II. Abth. 1. & 
571 ff.) u. zu ten drei Gef. v. 21. April 1825, Tit. IV. 

Alle obengedachte Beftimmungen der Geſetze weifen, ebenfo wie der g. 158. 
der Gem. Th. D., der Natur der Grundſteuer entfprechend, daranf bin, daß Grub 
und Boden den öffentlichen NReallaften ale Sicherheits:Objeft dienen fol, worem® 
folgt, daß bei den Auseinanderfegungen (jebt nur noch bei denjenigen nad ber 
em. Th. D.) da wo dies Sicherheits;Objeft durch die Abfinnung eine Bermins 
derung erleidet, eine Webertragung ter Grundlaften auf Grunpflüde erforderlich, 
in allen übrigen Bällen dagegen entbehrlid, if. 
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Ye in Bezug auf Auseinanderfegungen nach ver Gem. Th. O. in 
Dir Hinfiht zur Anwendung kommenden Gruntfäge flnd folgente: 

4 Abtretung von Land gegen Land und Kompenfation von 
Serechtigungen gegen Berechtigungen. 

I) Benn nur Grundſtücke gegen Grundſtücke abgetreten (aus— 
getafht) werten, fo tritt die Abfindung in die Stelle teffen, wofür 
fie gegeben wird ($$. 156. in Verbindung mit $f. 147. und 148, der 
Ben. ib. D.); infofern tritt mithin eine Verminderung tes Sicherheits⸗ 
Dhöechtes ter Srundfleuern, Ted Grundes und Bodens — ter dafür ver⸗ 
sfteten Botenrente — nicht ein; die durch die Theilung erhaltenen Grunde 
gehe treten auch Hinfichtlich der öffentlichen Reallaſten in die Sielle der 
geitetenen!) und es bedarf feiner Steuer= Ab» und Zu- 
ps eibırng.?) 

In Beyug hierauf ift noch Folgendes zu bemerken: 
2) Die Berenfen, welche binfichtlich ver Steuervertheilung aus ver 
zecſchiedenheit des fogenannten Steuerdiviford in mehreren Landestheilen 
en find, erledigen fi aus dem obigen Grundſatze. Wenn nämlich 
zuitck, geifliche, Bauer-Güter nach verfchiedenen Prozentfähen des Ertrages 
befteuert, und nun theilweiſe mit einanter vertaufcht werten, fo 
wert tie eingetaufchten Grundftüce in die Befugniffe, Laſten und Rechts⸗ 
e ter abgetretenen Grundftücke ein. Die vertaufchten Grundſtücke 
nehen hiernach tie Qualität des Gutes an, zu welchem fle gelegt werben. 
(eat bae 6. R. des Min. des I., des König. Haufes und der F. v. 5. Juli 

‚RM Eude,) in v. Kamptz Ann. Bd. 21. ©. 357). 

Nacdh der Steuerverfaffung verſchiedener Provinzen und ber Katafter- 
. Earltung werten einzelne Grundſtücke, Parzellen, nach ihrer individuellen 
- Irmmpfähigkeit, verfchiebenartig hefteuert. Die Grundfieuer iſt darauf ter- 
‚ halt taticirt, daß bei einem Wechfel des Beſitzers oder bei einer Theilung 
EM Gwndſtücks, die Grundſteuer mit temfelben auf den neuen Erwerber 
+) Bei einer folhen Steuerverfaffung würde tie Anwendung der 
zu 1. angegebenen Megel, daß nämlich Die neu erworbenen Grund⸗ 
ge die Steuern ter abgetretenen übernehmen, ſowohl ten öffentlichen 

ee einer gehörigen Sicperflehung der Grundfteuer in ihrem Objekte, 
12% Yem Intereffe der Auseinanderfegungspartbeien, In tem erworbenen 
Endſtücke einen zutreffenden Erſatz für das abgetretene zu erhalten, zu⸗ 

E atlaufen. Abgeſehen von der Verfchiedenheit der Targrunnfäge bei Aus⸗ 
Soreerſetzungen und Steueranfchlägen, mürde in Beziehung auf das öffent» 
a Intereffe eine Uingleichmäßtgfeit ter Befteueruug gleichartiger Grund« 
ze erwachfen, indem z.B. die Steuer des abgetretenen Wiefengrundftücts 
ER die eingetaufchte Holzung überginge. Diefe Abnormität wird durch die 


— ——— — — 











1) Wenn Ueberſchüſſe in dem Ertirageéwerthe des einen ober anderen 
—X auf andere Weiſe (durch Kapital oder Rente) ausgeglichen werden, 
fr Ind fie nicht Gegenſtand des Taufches; auf fie findet daher der obige Grunde 
Ir feine Muwenbung. 

2) Bergl. hierüber auch das Publik. der Regier. u Oppeln v. 15. Ang. 1826 


. ©. 389. 
4) Bergl. insbefondere das Grundſteuer⸗Geſ. v. 21. San. 1839 für die weſt⸗ 
lihen Brovinzen, 58. 6—24. 26—35. (G. ©. 1839, ©. 30). 
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Gleichheit des Ertragsquantums der vertaufchten Flaͤchen nicht gehoben’ ai 
würde zu einer Meftififation, forwie bei einer Steuer⸗Reviſion zur Auf 
erlegung anderweitiger Steuerfäge Veranlaſſung geben, dadurch aber vi 
Ausgleichung der betheiligten Beſttzer gefährden. Diefen Uebelflänten wir 
am ficherften dadurch begegnet werden, wenn in folchen Bällen bei Der 
taufhung von Grundſtücken die Grundfteuern den Iegteren folgen und de 
Ausgleichung ter Intereffenten hierauf begrüntet wird. Eine ſolche Grunde 
fteuers Bertheilung entfpricht nämlich fomoh! den allgemeinen Borfchriften 
darüber, als ten beſtehenden Steuergrunnfägen, worauf nach $. 43. Ar. 4 
der DB. v. 20. Juni 1817 und $. 11. der V. v. 30. Iunt 1834 Rüde. 
genommen werden fol. 

2) Wenn Grundgerechtigfeiten oter andere dinglidhe Bere 
tigungen gegen einander aufgehoben werden, fo tritt glei 
(wie u 1.) die Abfindung in die Stelle des Abgetretenen, ul 
deshalb bedarf e8 auch in dieſen Fällen Feiner Ab- und Zuſchreibungz 
der öffentlichen Neallaften.!) ' 

Es ift in tiefer Beziehung auch unerheblich, ob vergleichen Serechtfame 
befonders befleuert find order nicht (ob die Kompenfation einer flewess 
freien Berechtigung mit einer fleuerpflichtigen flattfindet); denn da 
fteuerpflichtige Berechtigte erhält feine Entfchädigung für die aufgehobewe 
Gerechtigkeit dadurch, Daß er ten Gegenftand verfelben in feinen eigenem, 
durch Kompenfatton von der fremten Berechtigung befreiten Brunvfikdee 
enipfängt.?) . 

B. Theilung gemeinfhaftliger Grundſtücke und Abtretung 
von Grundftüden gegen Kapital oder Rente. 

In diefen Faͤllen muͤſſen tie öffentlichen Meallaften flet auf dei 
Grundftüden verbleiben d. h. nach Maaßgabe ver Lantabtretung 
ſolche repartirt werden. ®) . 


C. Abtretung von Grundſtücken gegen Berzichtleiftung .. 
Orundgeredtigfeiten. 

Wenn Land für die Aufhebung von Grundgerechtigfeiten‘ 
gegeben wird, fo muß — nad der richtigen Anſicht — auf die abgetr 
Entfhädigungs « Gruntflücde ein angemeffener Theil ver öffentlichen Reale 
laſten übertragen werden, denn diefer Fall ift vem ad B. erwähnten gem 
gleichartig, da in beiten Fällen Land ald Aequivalent für Leiftungen ab 
treten, in dem Grunde und Boden aber ein Theil des Sicherheitd-Öbj 
der öffentlichen Meallaften mweggegeben wird, eben deshalb aber auch 
verbältnigmäßiger Theil der darauf haftenden öffentlichen Reallaſten 


1) Vergl. das alleg. Bublif. der Regier. m Oppeln v. 25. Aug. 1826 (mb 
II. 6. u. 7. (f. in Bd. I. S. 391), desgl. das Publif. der Regier. zu Breslas 
v. 24. April 1824 (sub 4. u. 5.) (f. in Bd. I. S. 390). 

2) Vergl. das R. des Min. des 3. v. 10. Sept. 1824 (zu II. B. 5.) (f. in 
Br. I. S. 388). “ 

3) Bergl. $. 3. des Landes-Kultur Ed. v. 14. Sept. 1811 und $. 156. be. 
Gem. Th. O. desgl. Publif. der Regier. zu Oppeln v. 15. Ang. 1826 (mb 
11. 2.) (f. in 8. 1. ©. 1), Bublif. der Regier. zu Breslau v. 24. Ay 
1624 (sub 6.) v. K. Ann. Br. 8. ©. 404, f. in Br. I. S. 390), ferner A. des 
Min. des J. des Königl. Haufes und der Fin. v. 27. Dec. 1836 (vergl. K. Une 
Br. 20. S. 905, f. in Bd. I. ©. 388), desgl. C. R. derfelb. Min. v. 5. Fu 
1837 am Schluffe (v. K. Ann. Bd. 21. ©. 357, f. in Br. I. S. 389). 

4) Dies galt bie zum Erlaß des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 (vergl. 95 
66. u. 96. defielben) auch für die Fälle, wo Grundſtücke pegen ——— 
auf andere dingliche Rechte, als Grundgerechtigkeiten, nämlich auf Dienſte und 
Leiftungen abgetreten wurden. 
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m neuen Erwerber übergehen muß. Dabei iſt es auch gleichgültig, ob 
e Steuer unmittelbar auf die mit der Gerechtigkeit belafteten Grundſtücke, 
we auf die Grundgerechtigfeit gelegt if; denn in beiden Bällen nimmt die 
kener einen Theil des Eıtraged des belafteten Bodens hinweg, welcher 
sch Die Landabtretung, ald Sicherheits⸗Objekt der Steuer, erfeht wird. 

Diefe Anficht ift indeß keineswegs unbeftritten. 

3a tiefer Beziehung if Bolgendes zu bemerfen: 

s) In ten früheren R. des Min. des I. v. 8. Aug. 1822 und v. 
1. Dec. 1823 1) (Koch's Agrargef. 4. Aufl. S. 184 u. 185) wird ausge⸗ 
wchen, daß ſowohl bei Ablöfung von Servituten als von Dienften, nad) 
s Orten. v. 7. Juni 1821, die dafür gegebene Landabfindung auch Bine 
lich Ver Steuern in die Stelle des abgelöſten Gegenſtandes trete, und 
6 ver Erwerber der Srundftüde einen Theil der darauf haftenden Steuern 
folge 6. 148. der Sem. Th. DO.) nicht zu übernehmen habe. Darauf 
die Bekanntmachung der Negier. zu Oppeln v. 15. Aug. 1826 (sub 
‚3. u. 4.)*] gegründet, wonach, wenn Orundftüde für aufgehobene Be- 
Stigungen gegeben werden, das Steuerverhältniß unverändert bleibt und der 
— — tes Grundſtücks keinen Theil der Darauf haftenden Steuer 

nt. 

Wgeſehen indeß davon, daß jene R. ſich auf die Schleflfche Steuerver- 
Wang beziehen, fo widerfprechen fie ſowohl der allgemeinen gefeglichen 
erſchrift des F. 3. des Landkultur⸗Ed., als den Geſetzen über die Regulirung 
tsherrlich-bäuerlicher Verhältniffe, wonach die Steuerübernahnte ſich Immer 
ich der Landabtretung richtet. Auch in dem, in Bezug genommenen 
‚148. der Gem. Th. D. find ſolche nicht begründet. — Hinfichtlich der 
fentlichen Laften ift im $. 156. durch Bezugnahme auf den F. 148. der 
km Th. O. nur vorgefchrieben, daß tie durch die Theilung erhaltenen in 
e Stelle der abgetretenen Grundſtücke treten. Sind Grundſtücke gegen 
kste oder Kapital abgetreten, fo verbleiben vie öffentlichen Laften auf den 
kundftüden, — Die legtere DVorfchrift befagt alfo im Gegentheil, daß vie 
Aetlichen Laften den Grundſtücken folgen, entfprechend den allgemeineren 
en Beftlimmungen und der Natur der Oruntfteuern. 
in geben auch die fpäteren Minifterlal-Erlaffe. 

b) In dem R. des Min. des S., des Königl. Haufe u. d. 8. 
ı 27. Dee. 1836°) (v. K. Ann. Bd. 20. S. 905) ift die Weifung er 
pi. „nicht bloß bei Abtretung von Grundſtücken gegen Kapital und 

, fonteın auch Hei einer Abtretung gegen DVerzichtleiftung auf 
Imten, Bräftationen, Servituten und antere Gerechtigfeiten, nad 
,156. ver Gem. Th. D., zu verfahren. Es fol bei allen Regulirungen 
mw gutöherrlich-bäuerlichen Berhältniffe, Semeinheitötheilungen und 

ungen, in fofern nicht die gefeglichen Vorſchriften, wie 3. B. 6. 26. 
kt Abl. Ord. v. 13. Juli 1829, einen Anhalt geben, wo möglidh, eine 
Wliche Ginigung dahin vermittelt werden, daß diejenigen Intereffenten, 
ide fleuerpflichtige Grundſtuͤcke gegen Verzichtleiftung auf Renten, Prä« 

en, Servituten und andere Gerechtigkeiten erwerben, die auf 
een Grundſtücken haftende Grundſteuer mit übernehmen und dafür durch 
Sermebrung des Entfchärigungslandes oter auf andere Weiſe entfchänigt 
warden. Die Königl. Domainen und Forſtgrundſtücke follen in diefer Bes 
Manz anteren fleuerpflichtigen Grundftücden gleichgeachtet und tie von 
m Erwerber verfelben zu übernehmende Steuer foll fo berechnet werden, 











1) Bergl. in Br. I. ©. 387— 388. 
2) Bergl. in Bd. I. ©. 391 ff. 
3) Bergl. in Bd. J. S. 388. — Vergl. auch die Note in Bd. II. Abth. I. ©. 132. 


dede· Qultux⸗Geſeta. Br. Il. Abip. 11. 2 
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wie dies nach $. 5, des Abgabegef. v. 30. Mai 1820 (G. ©. 1820, S. 18) 
beim Verkaufe geſchehen wuͤrde, — das heißt überall nach der landüblichen 
Grundſteuer, jedoch in feinem Falle nierriger, ald mit dem ſechsten Theile 
des Nein Ertrageß. | 

c) Das © R. ver Min. des I., des Königl. Hauſes u. rer .% 
5. Juli 18371) (v. 8. Ann. Bd. 21. S. 357) bemerft, daß wenn bei Ge 
meinbeitötbeilungen ein Theil einer Beflgung oder eines Grundſtückes ab 
getreten wird, um die übrigen Theile von Hütungs⸗ und Holzung 
famen oder anderen Servituten zu befreien, zwar in der Megel eine 
umfchreibung nicht erforderlich fei, weil anzunehmen, daß die biäher beiaflah 
Beflgung, des verminderten Flaͤcheninhalts ungeachtet, und die der bisherige 
Beftgung, des vermehrten Blächeninhalts ungeachtet, nach Aufhebung de 
Servitut, noch immer denfelben Ertrag, mithin auch diefelbe Sicherheit 
die Steuer gewährt, wie bisher. Sollte fich jedoch das Mefultat Im 
zelnen Faͤllen anders geftalten, fo fei auf eine angemeffene Steuer-Rey 
tion im Wege gütliher Vereinigung möglihft hinzuwirken, in&befonden 
dann, wenn Intereffenten, die bisher gar Feine Grundfteuer entricytetem 
wegenibrer Öerechtfame durch Grundſtücke abgefunden werden 
weil fonft in diefem Balle fleuerfreie Beflgungen entflehen würten. 

D. Ablöfung fteuerpflichtiger Berechtigungen durch Kapital 
oder Rente. 

In diefem Valle muß der Grundbeſitzer, welcher die Grundge— 
rechtigfeit mit Kapital oder Rente ablöfl, (ter mit der abgel 
Berechtigung bisher Belaftete), nach dem im $. 156. ver Gem. Th. O 
unzweideutig auögedrüdten Grundfage, vie auf jene Gerechtigkeit ange 
fihlagene Steuer übernehmen?). Es tritt alfo die Abfindung nicht in d 
Stelle der Grundgerechtigfeit, fondern es fol die Steuer auf tie Grund 
flüde des zur Abfintung Verpflichteten übertragen werden. 

E. In Betreff der Schuldotations⸗Ländereien, vergl. Zuf. H 
ad 11. zu 6$. 101. u. 102. der Gem. Th. ©. (f. oben ©. 127 ff.) 

IM. Die Kommunals und Societäts⸗-Laſten erleiden durch Wh 
Gemeinbeitötheilung in der Megel Feine Abänderung. Dies binden 
aber die Verwaltungs» Behörden nicht, eine anderweitige Regulirung jene 
Laften auf tem geordneten Wege vorzunehmen, im Valle fich in Yelg 
an Demeinheitstheifung ein Mißverhältnig der bisherigen Beträge Sen 
ausſtellt. 

Angenommen von dem Reviſions-Kollegium für L. K. ©. pw 
sent. v. 3. Juni 1851, intem in den Gründen der Entſcheidung au 
geführt wird: 

Nach $. 147. der Gem. Th. D. ift die Entfchädigung jedes Theilnehmers bei 
Bemeinheitstheilung das Surrogat der dafür abgetretenen Grundſtücke cher bi 
dadurch abgelöften Berechtigungen, und erhält daher in Anfehung ihrer Befugaifig 
Laften und fonfligen Verhältniffe die Gigenfchaften derjenigen Grunpflüde, e 
welche fie gegeben worden. Hiernach wird in der Regel die Gemeinheitstheiludg 
feinen Ginfus auf den Beitrag der Intereffenten zu ven Rommunal: und 6 
cietätslaften ausüben, und eine anderweitige Regelung derfelben nicht vera 
laſſen. Auch erwähnt berfelben die Gem. Th. DO. gar nicht, und beflimmt nr BB 
$. 156. bezüglich der Öffentlichen Laften, daß diefe bei Mbtretung von Grubb 


| —— — — —— — — ⸗ — _ 


1) Dergl. in Bd. I. ©. 389. 

2) Bergl R. des Min. des I. v. 10. Sept. 1824 (Roch's Mgrargel, b 
Aufl. S. 186, f. in Bo. I. ©. 385), desgl. Publif. der Regier. zu Oppels 
v. 15. Aug. 1826 (zu I. 5.) (f. in 32.1. ©. 391 ff.) und Publik. der Regie: 
zu Breslau v. 24. April 1824 (ad 6.) (v. K. Ann. Bd. 8. ©. 404, f. ia Bi 
1. © 390 - 391). 



















Grmeineitö-&h. O. v. 7. Juni 1821. ($$. 158163.) 179 


Hüden gegeu Rente oder Kapital auf den Grundſtücken verbleiben. Bine Abäns 
Verang in dem feitherigen Beitragsverhältniß zu den Kommunals und Societäter 
iflen faun durch die Semeinheitstheilung nur kann hervorgerufen werben, wenn 
befe nadı den Theilnahmerechten ber Interefienten an der bisherigen Gemeinheit 
kRgehellt waren, d. 5. wenn ein rechtlicher Zufammenhang zwilchen beiden bes 
fant und bei der Theilung, fei es in Folge einer Einigung der Interefienten ober 
Shterlicher Enticheidung das bisher als rechtlich erachtete Maaß der 
Teilnahme abgeändert worden if, fomit aber bie Abfindung der Intereffenten ben 
Ucherigen Theilnahmerechten nicht entfpricht; oder wenn durch Abfindungen mits 
WR Kapital oder Rente eine Stelle außer Stand gefehlt wird, ihre bisherigen 
Seamunals und Sccietätslaften ferner zu leiften, wenn 3.3. eine bisher mit Ser 
Wann verfehene Stelle in Folge der Theilung fo verkleinert ift, daß ſolches für 
de Zufunft nicht mehr gehalten werben kann. Wenn nun gleich biernach eine 
Wänberung des bisherigen Beitragsverhältniffes zu den Kommunals und Socie⸗ 
Ael⸗ſten durch die Bemeinheitstheilung in der Regel auch dann nicht ges 
mchtfertigt if, wenn fich bei verfelben auc ein großes Migverhältnig zwifchen der 
Deöbe der Beiträge und ber Befisungen einzelner Interefienten berausgeftellt hat; 
fo hindert dies doch nicht, dag im Berwaltungswege eine folde Abänderung 
Batiindet, fei e6, daß die Gültigkeit der bisherigen Obſervanz nicht anerfannt, 
der die Nothwendigkeit einer Abänderung feftgeflellt und angenommen wird. 
Kies Min. des Min. des 3. v. 20. Juli 1839, in Koch's Ngrargef., 4. Aufl., 
&. 265). Zeitſchr. des Revif. Kolleg. Br. 4. S. 188—195. und Praͤj. Samml. 
behelb. ©. 22. Nr. 4.) 


IV. Die Kompetenz und dad Verfahren bezüglich der Regulirung 
der öffentlichen Laſten und Abgaben betreff., vergl. $. 43. Nr. 4. ver ®. 
% 20. Juni 1817 und $. 11. ter V. v. 30. Juni 1834 nebfl den Er⸗ 
Uni. dazu. 


3n $6. 138.—162. 


Bergl. die Erläut. zu 66. 90. und 91. der V. v. 20. Juni 1817 und 
$ 23. ter V. v. 30. Iunt 1834. 


Zum 6. 161. 


Ueber die Ermittelung etmaniger Düngungd- und Beflellungd« 
fen-VBergütungen, vergl. tie technifchen Inftruft. der landwirthſch. 
‚ mb. der Regier. zu Branffurt v. 24. März 1842 $. 137. ©. 301, 

kr Ben. Komm. für die Kurmark, 6. 49. ©, 59, zu Stargard v. 
S. Dec. 1841 $. 129. ©. 134, zu Münfter v. 1844 66. 106.—110. 
6. 70 ff. u. der Megter. zu Gumbinnen v. 1844 $. 45. ©. 137. 


3um FG. 163. 


| 41) Nach ven Vorverhandlungen zur Gem. Th. O. über die Rechtsver⸗ 

—ã der Nießbraucher und Pächter begründen rechtébeſtaͤndige beſondere 

mungen und Abreden eine Ausnahme von ter im $. 163. gegebenen 

. (Acta des Min. des 3., Regul., Gem. Th. u. Abl. Gen. Nr. 8., Erſter 

Batw. zur Sem. Th. DO. Tit. 9. $. 48, f. Dönniges Landes⸗Kultur⸗Geſetzgeb. 
Br. 3. ©. 145). 

2) Ueber vie Brage: ob den Pfarrern, Schullehrern und anderen 
Ricchenbedienten ein Anfpruch auf Vergrößerung ihrer Wirtbfchafts- Gebäude 
yufiehe, wenn fle bei Ablöfung von Hütungsgeredhtfamen durch Landabtree 

tung entfchätigt werden? vergl. die zu FF. 101. u. 102. der Gem. Th. O. 
 wab IL ad 10. allegisten Meftripte. (f. oben S. 127). 
vu önniges theilt hierüber auf Grund der Minifterial» Akten Bolgen- 


©) Rad dem Mufchreiben des Min. des I. v. 13. April 1832 an das Min. 
12 * 
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der geiftl. Ang. (in den Akten Regul. Abl. Gem. Th. Gen. Nr. 46. Vol. III) {iR 
aus den ergangenen vorbereitenden Verhandlungen des Stantmin. und Staatt 
raths über die Gem. Th. u. Dienflablöf. Ordn. fein Anſpruch der Pfarrer, 
Schullehrer und anderer Kirchenbebienten auf Vergrößerung ihrer Wirtäfchaftes 
Gebäude herzuleiten; vielmehr fleht ihnen ber $. 163. der Gem. Th. D. unzwei⸗ 
deutig entgegen. Auch ber $. 69. der Gem. Th. D. gebe dazu Feinen Anhalt, 
indem ein Abbau nah ber Natur der Sache dergleichen Anftalten nicht treffen 
Fonne. Bine andere Frage fei die: ob dem Schullehrer nit Stallung für fo viel 
Vieh, als er zu feinem ordentlichen Haushalt nothwendig braucht, gefchafft werben 
müfle? Der verpflichtende Grund dazu liege aber nicht in der Dotation, als ſel⸗ 
cher, fondern in der Verpflichtung der Schulfocietät zur Gewährung feiner Ham 
haltsbetürfniffe überhaupt. 

b) In dem R. des Min. der geiftl. Ang. v. 15. Mai 1832 an die Reg. pa 
Breslau ift berfelben eröffnet worden, daß Bedenken getragen werbe, den an 
ten Zweifel: ob die Pfarrer, weldıe bei Ablöfung von Gütangsgerechtigfeiten bar 
Landabtretung entfchäpigt werden, die Beichaffung des größeren Stall: und Scher⸗ 
nenraums von ben Patronen und Gingepfarrten verlangen dürfen? im Wege der 
Geſetzgebung zur Entſcheidung gu bringen. 

Es fei die Bermittelung burch den Landrath oder Superintendenten zu wen 
fuchen; event. müfle das Mechtsverhältnig durch den Richter feftgeftellt werben. 
Bbenfo fe 8 der Schullehrer zu verfahren. (Dönniges Landes⸗Kult. Gef 


3u (6. 164. und 163. 
(Von Einführung neuer Gemeinheiten). 


Zum $. 164. 


1. Der $. 26. ver Gem. Th. D. erneuert nicht nur den (im $. 76. 
AL R. 1. 17. ausgedrückten) Grundſatz, daß die Befugniß, auf Gemein, 
heitstheilung anzutragen, durch Feine „Berjährung” erlöfhen kann, fonders 
dehnt venfelben zugleich auf Willenderflärungen aus, in welcher Beziehung 
der F. 27. binzufügt, 

dag Verträge und Willenserflärungen, wodurch Gemeinheilstheilungen ame 
geietofen werden, in Rüdficht der Aecker und der damit in Verbindung ftehenden 

ugungen nur auf fo lange Zeit verbindlich find, als nach ber beſtehenden Fruch⸗ 
folge und Schlageintheilung ter gemeinfchaftlich benusten Grundſtücke zur zwei 
maligen Abnugung aller Schläge erforderlich if; wogegen in Nüdficht anderer Ges 
genflände ihre Verbindlichkeit nur zehn Jahre dauert und mit Ablauf dieſer Ze 
es jedem freifteht, feine Befugniß auf BemeinHeitstheilung geltend zu machen. 

Der $. 164. beftimmt fodann (unter der Rubrik: „von Einführung newer 
©emeinbeiten”), 

dag neue Bemeinheiten, deren Anfhebung die Gem. Th. D. ($. 2.) bezwedi, 
nur unter der Befchränfung des $. 27. und nur durch fchriftlichen Vertrag errich⸗ 
tet werben koͤnnen. 

Bei der im Jahre 1835 veranlaßten Reviſion der Befchäftsführung 
einer GeneraleRommiffton Fam nun zur Spradye, wie aus mehreren 
fiheidungen der Spruchbehdrven über Weide⸗, Korfl« und ähnliche Sera 
tute, deren einziges Buntament tie Verjährung gewefen, bervorgehe, 
dem $. 164. nicht die Deutung und Anwendung zu Theil werde, 
welcher tie Verjährung als Mittel zur Exrmerbung foldyer Servituten 
ſchlechthin audgefchloffen fei und eine fernere Berufung auf diefelbe nur im 
—8 als erweislich der verjaͤhrungsmäßige Beſitz ſchon zur Zeit der 

ublikation der Gem. Th. O. vollendet geweſen, noch flattfinde. 

Die Min. des I. und ter 3, davon ausgehend, daß der $. 164., in⸗ 
dem er die Errichtung neuer Bemeinheiten (alfo auch Servituten) nur auf 
Beit und nur durch Vertrag geflatte, von felbft jede andere Art der Cut⸗ 
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ſtehung, mithin auch die Verjährung, außfchließe, forderten daher die Ober« 
gerichte und Mevifions-Kollegien zur Unzeige darüber auf, ob die Anwen 
tung des $. in den zu ihrer Entfcheitung gelangten Faͤllen zu Zweifeln 
Anlaß gegeben habe, und welche Bruntfäge inäbefondere in den Falle 
genommen worden, wenn die Verjährung vor der Publifation ter Gem. 
35. D. zwar angefangen, aber nicht auch bereitd vollendet gewwefen. — Die 
eiſtatteten Berichte ergeben, Daß bis dahin bei Feiner der Behörden aus den 
kit tem 3. 1821 zur Entfcheitung gelangten PVrozeffen über Grundgerech⸗ 
ügleiten eine Berufung auf den $. 164. oder einer Auslegung reſp. Ans 
wendung deffelben zu ermitteln war. !) 

Die Anfichten ver berichtenden Bebörven über die Bedeutung und den 
Umfang tes $. 164. wichen von einanter ab. Währent von einigen 
Geiten her beftritten wurde, daß der $. 164. überhaupt auf die Verjährung 

beziehen fei, wurde dies von anderen für unbevenflich erflärt, und dem 
8 die von den Miniſterien ausgeſprochene Deutung beigelegt. Noch 

dere wollten dagegen die, allerdings auch nach ihrer Meinung von dem 
Geſeze bezweckte Ausſchließung der Verjährung erſt mit dem Zeitpunkte 
einer wirklich erfolgten, oder einer doch in Antrag gebrachten Gemeinheits⸗ 
Keilung, in Beziehung auf die hierdurch firktten Zuftände eintreten laffen. 
Biederum Andere nahmen an, daß die Abficht des Gefeged nur dahin gehe, 
Ne Entſtehung neuer Gemeinheiten unter ten theilnehmenden Mitgliedern 
ſelbſft in Beziehung auf ihre eigenen Gtundſtücke zu hindern, nicht aber 
m Beziehung auf die Gruntftüde dritter Perfonen. 

Unter viefen Umſtänden wurde eine autbentifhe Deklaration des 
6. 164. ver Gem. Th. D. für erforderlich erachtet. 

Bevor diefelbe erging, war die Frage bereit8 bei dem Ob. Trib. kon⸗ 
Ikoverd geworden?) und deshalb zur Plenarberathung geftelt. Der Ple⸗ 
mrbefchl. des Ob. Trib. v. 9. Dec. 1839 ging dahin, 

daß nah Vorfchrift des $. 164. der Gem. Th. DO. die Fortſetzung 
einer vor Publikation des Geſetzes angefangenen Verjährung der 
im $. 2. veffelben bezeichneten Berechtigungen unzuläfftg fet. ®) 
(J. M. Bl. 1839, ©. 432 u. Eniſcheid. Dh. 5. S. 153—166.) 


" 1) In Betreff der weftlichen Departements war dies dadurch erflärlich, daß 
F' 4, wo der Code Napuleon feit 1808 refp. 1810 eine Zeit lang gegolten hatte, nach 
" fen Urt: 691. die Grwerbung der Servituten ber in Rebe flehenden Art durch Vers 
Kcrung ausgefchloffen find und eben damit auch, nach der herrſchenden Anficht, eine 
He fen angefangene Verjährung für immer unterbrochen worden. Erfi mit dem 3. 
515 Eonnte, unter tem Schuße der Preuß. Geſetze eine neue Berjährung beginnen, bes 
ku Fri indeß noch nicht abgelaufen, weshalb eine Berufung auf den $. 164. der 
Gem. Th. D. nicht erforderlich war. — Daffelbe gilt von dem Depart. Poſen für 
ie Beriode von 1808 bis zum 1. März 1817, und auch in den ber Zwifchenherrs 
Kaft nicht unterworfen gewefenen Lanvestheilen des Naumburger Depart. hatte 
68 in der Regel der Heranziehung des 8. 163. nicht beburft, weil fchon das Mans 
bat wegen der Waldnebennugungen v. 30. Juli 1813 beflimmt Hatte, daß die darin 
weten Berechifame, von Zeit der Publifation des Mandate an, durch Ber: 

nicht erworben werben fünnten, und die Verjährung nur dann zu berüds 

blieb, wenn fle zur Zeit der Publikation des Mandate bereits vollendet 


2) Bergl. die Entf. v. 5. April 1839 im Gentralbl. für Preuß. Jur. 1840 
6. 629 — 631 und die in den Entfh. Br. 5. S. 154 — 155 aulegirten Praͤjud. 
1. 13. Dft. 1838 (Praͤj. Samml. S. 340 Nr. 548.) u. 9. Okt. 1839. 
* 3) Das Bräjud. des Ob. Trib. v. 31. Juli 1840 (Präj. Samml. ©. 340 
%. 8594.) ſpricht aus: 
„Der 8. 164. der Dem. TH. D. findet in ber Auslegung, welche derſelbe durch 
den Blenarbefchl. v. 9. Dee. 1839 erhalten Hat, auch unter ben Vorausſetzun⸗ 
upen des 5. 660. A. 8, R. I. 9. Anwendung,“ 
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Dei den Beratbungen im Staatömin. und Staatsrathe gelangte man 
gleichfalls zu dem Reſultate, 

daß durch den $. 164. die Verjährung ale bisher zuläffiges Mittel zur Er⸗ 
werbung und Geltenpmacung von Servituten und Bemeinheiten der im $. 2. de 
zeichneten Art habe ausgefchloffen werden follen, 
und 

daß die bemerkte, für die Inkunft beabfichtigte Ausfchliegung ber Beriä 
fhon mit dem Tage der Bublifation der Gem. Tb. DO. habe eintreten und 
Ausfchließung zugleich rückwirkend jede damals bereits laufende, aber noch wich 
vollendete Verjährung babe unterbrechen und entkräften follen. 


Diefen Grundfägen entſprechend, erging demnäh die Deklaration ı 
31. März 18411) (8. ©. 1841, ©. 75), weldhe in den 88. 1.—3. We 
obigen Prinzipien ſanktionirt hat. 

Es kam dabei indeß noch in Betracht, daß vielen in früherer Zelt auf 
andere Weife, als durch Verjährung, zur Befrtetigung des Bepü 
erworbenen Orundgerechtigfeiten, welche bei der Verleihung von Grund 
unter Gegenleiftungen, bei der Ausbildung der Kommunen und Korpers 
tionen eingeräumt, und in der damals gebräuchlichen Antheilsben x 
Grundſtuͤcke begründet waren, nur der Urkunden» Beweid abgebe. 
Berechtigten wurden durch die Ausfchließung der Verjährung mit dem Zelb⸗ 
punkte der Publikation der Gem. Th. D. offenbar gefährdet, und dethalh 
bat die Deklaration zugleid, (im F. 4.) beftimmt, 

dag, wenn ein fihon vor Publikation der Gem. Tb. D. angefangener, aber 
noch nicht bis zur Vollendung der Verjährung fortgefehter Befitz auch nach Pulli - 
Fation ber Gen. Th. D. nd fo lange ununterbrochen fortgedauert hat, daß vie 
geſetzliche Verjährungsftift, von dem erweislichen Anfange des Beflges an 
net, vor Publifation der Deklaration abgelaufen fl, unter Vorbehalt des Gegen 
beweifes die gefepliche Vermuthung eintreten fol, daß die Verjährung chen be 
Bublifation der Sem. Tb. D. vollendet gewefen fei. 


Hierbei enifteht die Brage: worauf ſich ver im $. 4. der Dekl. vorbes 
baltene Gegenbeweis erftreden muß? 

Dönniges führt aus, daß, wenn glei) die Dekl. den Ablauf der ge 
feglichen Berjähtungsfrift im Auge habe, der Gegenbeweis doch nicht auf 
den Mangel des Ablauf8 der Friſt vor der Publikation des 
Gem. Th. D. bezogen werden koͤnne, da diefer Mangel fchon voramle 
geſetzt und beflimmt fei, daß vie ruhige Befltzeit feit ver Publikation der 
®em. Th. DO. bis zur Publikation der Defl. der angefangenen DBerjäh 
hinzugerechnet und biernady die Erfüllung der Verjährungdfrift 
werden folle. Der Gegenbeweis müffe fi) daher auf eine anderweitig er 
folgte linterbrechung ter Verjährung, auf andere Mängel an Erford 
der Vollendung ter Verjährung in tem Zeitraume vom Anfange des 
ſihes bis zum Ablaufe der Verjihrungsfrift, auf andere Fehler der © 
verjährung, befchränfen und beziehen. (Dönniges a. a. O. Br. 1. S. 15 

11. Der Art. 12. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 2) hat den 6. 164. 
der Sem. Th. D. auch auf tie nach Art. 1. tes Ergänz. Bef. aufzuheben 
den Bemeinheiten ausgedehnt und beftimmt, daß in Anfehung derfelben ver 
Lauf der erwerbenden Verjährung, wenn eine foldhe noch flattfinden Eüwmie, 
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1) Bergl. in Bd. I. ©. 393. 

Ueber die Entſtehungsgeſchichte der Det. v. 31. März 1841 und die 
bei deren Erlaß berüdfichtigten abweichenden Anfichten ber Behörden vergl. Be. 
Ldwenberg's Beiträge zur Kenntniß der Preuß. Befepgebung, Berlin 1 Dr. 
1. ©. 166—202, und Doͤnniges Landes⸗Kult. Geſ. Br. 1. ©. 156—159, 

2) Vergl. in Bd. L 6, 330, 
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wit bem Füge unterbrochen werde, an welchem dad Ergänz. Geſetz In Kraft 


getreten 

Diefer Art. ift unverändert nad der Baffung des Regier. Entw. 
von ten Kammern angenommen worden. (Stenegr. Ber. der IT. K. 1893 
Bb. 3. ©. 1624 u. der I. 8. Bd 5. S. 2683). 

Die Motive des Regier. Entw. bemerfen hierzu: 

Da eine neue Bildung ber nach $. 1. des Entw. für ablösbar erflärten Gemein⸗ 
beiten für ebenfo fulturwitrig zu erachten if, ale eine ſolche Bildung der im 6. 
2 ber Gem. Th. D. genannten Gemeinheiten, fo erfcheint es unbebenklich, dieſelbe 
m bie Befchränfungen des $. 164. ter Gem. Th. D. zu Fnüpfen. Diele Bes 
Meänfungen türfen aber ihre Wirffamfeit exrft von dem Zeitpunfte ab äußern, in 
seihem der Entw. Geſeheskraft erhält. 


Die Kommiffionen beider Kammern haben fi zu Bemerfungen 
ker Ten Art. 12. nicht veranlaßt gefunden. 

II. In Betreff der Anwendung und Auslegung des $. 164. ter Gem. 
Ip. O. ift noch folgender Streitfragen zu gedenken: 

1) Das Ob. Trib. bat (in einem Erk. aus dem I. 1845) ausgeführt, 
nf der 6. 164. nicht bloß auf ganz neue, fondern auch auf die Er- 
weiterung ſchon beftandener Gemeinheiten Anwendung finde, und daß 
hin auch Erweiterungen Der Brundgerechtigkeiten der in Rede ſtehenden 
Kt durch Verjährung feit der Publikation der Gem. Th. O. (alfo auch 
fo. des Ergänz. Gef.) nicht mehr erworben werden koͤnnen. ine folche 
Erweiterung fei e8 nicht bloß, wenn z. B. ein Hütungsberechtigter, der Ela» 
en Beftimmung der Gränzen feines Rechts zuwider, mehr Vieh verfel- 
zen Art, fondern auch, wenn er Vieh anderer, ald der bei Konfitulrung 
* Sypitut beſtimmten Art auftreibt. (Koch's Schleſ. Arch. Bd. 6. ©. 29 


). 

2) Sindet ver ©. 164. der Gem. Th. DO. im Herzogtbume Weſt⸗ 
halen Anwendung? 

Es verneint das Ob. Tri. in dem Erf. v. 29. Der, 1845, Tediglich 
wer Berugnahme auf die gleiche Anſicht Rintelens in veffen Prov. 
Lecht des Herzogthums Weftphalen S. 39., welche annimmt, daß die mas 
keiellen Beilimmungen der Gem. Th. O. in dieſem Landeötheile überall 
Bit gelten. (Sommer's Arnsberg. Arch. Bo. 13. ©. 2R). 

Dagegen bejahet das Nevifions- Kollegium für L. K. ©. (Vergl. 
We Borbemerf. zur Gem. Th. D. sub II. ad 2., oben ©. 5 ff., desgl. Zeitſchr. 
ns Revif. Kolleg. Br. 2. ©. 440). 

3) Erlöfchen Gemeinheiten, weldye erft nach Emanation ver Gem. Th. 
D. durch Vertrag errichtet worten find, nach Ablauf beftimmter Zeitfriften 
von ſelbſt (ipso jure), oder unterliegen viefelben vielmehr einen beſon⸗ 
vers zu beantragenden QUuseinanderfeßungsverfahren? 

Es verneinen tie erftere Alternative, unter Bejahung der zweiten: 

a) Das Min. d. I. in dem R. v. 21. Febr. 1843 1) (Min. Bl. d. i. 
8 1843 ©. 39. Nr. 66.). 

b) Tas Revifiond- Kollegium für 2. 8. ©. (Datum der Entfch. 
benſtirt nicht), unter Abänderung des tie entgegengefette Anſicht an« 

ven Erf. der Gen. Komm. zu Pofen v. 16. Juli 1846, auf 
Grant des $. 164., der auf ven 8.27. im Ganzen vermeife, mithin den 
ee Vegteren nicht ausnehme. (Beitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 2. 

. 424 — . 
e) Das Ob. Trib. in dem Erf. v. 30. Ian. 1849 (Präf. Nr. 2105), 


welches ausfpricht, 





1) Vergl. in Bb. I, S. 394. 
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daß die durch fchriftlihen Vertrag errichteten neuen &emeinheiten nah Rh 
lauf der im 8. 27. der Gem. Th. D. beflimmten Zeitfriften ablöslich und Iheilber 
find, und daß der ohne Beflimmung ber Zeitdauer geſchloſſene Vertrag feine rechte 
verbindliche Kraft behält und den Kontrahenten nur freiſteht, auf Gemeinheite⸗ 
theilung anzutragen. (Entſch. Bd. 17. S. 249— 253.) 


4) Das Revifions- Kollegium für 2. 8. ©. bat in verfchievenen 
(nicht veröffentiichten) Gntfcheldungen (unter andern auch unterm 13. Ian. 
1854 in der Preußiſchen Sache R. C. Nr. 2220.) angenommen, daß de 
im 6. 4. der Dekl. v. 31. März 1841 aufgeftellte Nechtövermuthung und 
der Beweid der ununterbrochenen Bortfegung des Beſitzes der Servim 
nach Publikation der Gem. Th. O. die auf Einräumung einer Seroitet 
Magenden Neubäusler nicht von dem Erweiſe entbinven, daß vie Grunde 
ftüde felbft, für welche die Servitut als fubjektiv-dingliches Recht bean⸗ 
fprucht wird, bereits mährend rechtöverjährter Zeit vor Publifation der 


Gem. Sb. D. beſtanden haben, indem eine foldye Thatfache zur Subfles 


tlirung der Klage gehöre. 

V. Der G. 5. der Del. v. 31. März 1841 beftimmt die Sränzen der 
Mirkfamkeit der Verordnung fowohl in Beziehung auf die Gefeke, wodurch 
fhon früher der Erwerb einzelner Arten von Seroituten Durch Berjährung 
audgefchloffen worden, al8 in Beziehung auf die provinziellen und flatwiee 
riſchen Beflimmungen über Berjährung. 

Mit Nüdficht bierauf find folgende Beflimmungen zu berückſichtigen: 
a) Bezüglich der von dem Königreihe Sachſen an Preußen abges 


— 


tretenen Landestheile kommt der F. 6. des Koͤnigl. Saͤchſiſchen Manta - 
v. 80. Juli 1813, betr. die Waldnebennutzungen und die in ven Waldungen 


auszuübenden Befugniffe 1) in Betracht, welcher vorfchreibt: 
Die Berechtfame der Walbhütung und Trift, des Streurechens, Laubfireifens, 


Graſens und Harzens in den Waltungen follen von der Zeit der Publifation dies . i 


Mandate an weder durch Berjährung, noch durch folche Verträge erlangt werben, 
welche ohne Borwiffen und Genehmigung ver Behoͤrde gefchloffen worden ſind x. 


Die Deu kann nur berückfichtiget werden, wenn folche zur Zei I | 


Publikation dieſes Mandats bereits vollendet war ꝛ)c. (Codex Augusteus 
III. Abth. 2. ©. 161.) 


b) In ven Landestheilen, in welchen vormals eine Zeit Iang der Code 


Napoleon gegolten bat, fpäter aber das A. 2. R. eingeführt oder wieder. 
eingeführt ft, find die Vorfchriften des Art. 691. des Code hinſichtlich der 


„emerbung von Dienftbarfeiten durch Verjährung zu berüdfichtigen. 
erwähnte Artikel lautet dahin: 


Les servitudes continues non apparentes et les servitudes discontinues, ap 
parentes ou non apparentes, ne peuvent s’ötablir que par titres. 

La porssession m&me immemoriale ne suffit pas pour les &tablir; sans co 
pendant qu’on puisse attaquer aujourd’hui les servitudes de cette nature dei 


——. — — —— ——  —— 


1) Das Ob. Trib. hat (in dem Präjud. v. 28. Oft. 1845) angenommen: 
„Dies Mandat in Betreff der Walpnebennugungen iſt al6 ein allgemeines 
„Sächſiſches Geſetz, nicht als Provinzialgeſetz anzufehen, und bat in den mi 
„Preußen vereinigten ehemals Rönigl. Sächfifchen Landestheilen mit Ginführung 
„des A. 2. R. feine Gültigkeit verloren. 
„Die Befimmung des $. 6. beffelben wegen Unzuläffigleit der Be 
„des Rechtes auf die dert bezeichneten Waltnebennugungen if auf die bafel 
„nicht genannten Holzungébefugniſſe nicht zu bezichen.“ 
(Brij. Samml. tes Db. Trib. S. 325. Präj. Ar. 1635.) 
Es verſteht fich indeh von felbft, daß durch ben Erlaß des Mandate bie Uns 
terbre ch ans ber Verjährung bezüglich der im $. 6. bezeichneten Servitute eins 
8 en | ® 
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scqeises par la possession, dans les pays oü elles pouvaient s’acquörir de celte 
weeitre. 


In Bezug bierauf If die Streitfrage entflanden: 


ob durch den alleg. Art. eine Unterbrechung der Berjührung der darin bezeichneten 
Errrituten bewirkt worden if, dergefalt, tag, wenn die Verjährung nicht etwa 
ſchen vor Binführung des Branzöflichen Gefepbuche vollendet gewefen war, der 
Lauf derfelbeu nur von der Wiedereinführung des A. L. R. an gerechnet werben 
tam; eder ch während der Gültigkeit des Franzöſiſchen Geſetzbuchs die Verjähs 
rang sur gerubt bat, fo daß tie Zeit vor und nach der Gültigkeit des Fraͤnzoͤſi⸗ 
hen Gefehbuchs zufanımengerechnet werben barf? 


Das Ob. Trib. weldhem im Iahre 1826 alle Nechtöfachen‘, in denen 
ed auf die Wirkung des Art. 691. ankam, gi Entſcheidung in letzter In⸗ 
Ran; überwieſen wurden, nahm indeß tie Anſicht an, daß tie Verjährung 
durch das Brangdfifche Geſetz für förmlich unterbrochen anzufeben, 
dergeflalt, daß eine neue Verjährung nur von dem Wiedereintritte der Gel: 
tung des A. 2. R. an berechnet werden koͤnne. (Präjubif. v. 13. Dec. 1839, 
inter Brij. Samml. des Ob. Trib. S. 282 Nr. 769.).') 


Diefe Anficht iſt in der, durch Tas R. des Juſtizmin. v. 29. April 1841 

beilten 8. D. v. 1. April 1841, auf Grund eined Staatsraths⸗Gut⸗ 

ahens, gebilligt und eine autbentifche Deklaration hierüber für unndthig 
etachtet woorden*) (Iuf. Min. BI. 1841, ©. 160). 


1) Das Db. Trib. Hat in Bezug auf den Art. 691. des Code Napoleon 
uch noch folgende Grundſaätze ausgefprochen: 


a) Der Art. 691. Hat die Verjährung bei Fifchereien in Flüͤſſen nicht unters 
Ichen. (Präj. v. 9. Oft. 1840, in der Präj. Samml. S. 282. Nr. 927.)} 

b) Auch bei Holgberechtigungen iſt der Lauf der Verjährung durch Art. 691. 
en worten, und fichen dem in ben Ländern, welche vormals zum Ks 
re Weſtphalen gehört haben, die Art. 96. u. 183. des Defrets v. 29. März 


nicht entgegen. (Bräj. v. 13. Mai 1842, in der Praͤj. Samml. ©. 282. 
MÆ 1139.) 


e) Der Act. 691. iſt zunaͤchſt nur ale zu Gunſten des Grundeigenthümers ers 

gem: zu betrachten, und verjenige, welcher febft nur eine Servitut auf ſremdem 

d und Voden auszuüben hat, fann einem anderen Servitutberechtigten den 

Cawand nicht entgegenfehen, daß der bloße Befig zur Erwerbung der GServitut 

a Hinrelche, (Präj. v. 10. Nov. 1838, in der Praͤj. Samml. ©. 282. 
.) 





2) Bergl. über diefe Frage auch: a) Scheller (App. Ber. Praͤſid.) in ber 
Abhandl.: iR die Verjährung der servitutum discontinuarum et non apparentium 
darch den Art. 691. des Code Napoleon unterbrochen, oder hat fie während der 
herrſchaft des Code Napoleon nur geruht? (Iahrb. Bd. 27. ©. 151). Der Ders 
ſaſer entfcheidet fich für die erflere Alternative. — b) Das Erf. des Revifionss 
Kelleginns an Bofen v. 8. Dec. 1830, welches berfelben Anficht iſt. (Centralbl. 
für Brenf. Zur. 1837. ©. 462.) 


Dagegen faht Ulrich (Ob. Trib. Rath) in der Abhandl. in Dr. Som⸗ 
mer’6 Arnsberg. Arch. Br. 1. ©. 616 auszuführen, daß ſich ber Einfluß der 
Wanzdf. Gefepgebung wenigſtens nicht bie auf die praescriptio immemorialis ers 
feeten könne, weil die SmmemorialsPräffridtion nicht aus dem Befichtspunfte der 

en zu betrachten fe, fondern ale eine, bis zum Beweife des Gegens 

theils der Eutſcheidung zum Grunde zu legende Vermuthung aufgefaßt werden 

wie, and in dieſer Weile, als progefiualifche Vermuthung gedacht, durch die ges 
Beſtimmungen über den Erwerb durch Verjährung nicht berührt werbe. 


Bergl. über die Materie auch Dr. Löwenberg’s Beiträge zur Kenntniß ber 
Anive der Preuß. Gefepgebung, Bd. 1, ©. 197 ſſ., Rote. 
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Zum $. 163. 


1 

1) Der ©. 165. ſpricht nicht von neuen Gemeinbeiten, weh 
nach Verkündigung derfelben entſtehen, fondern von einem gemeinfchaftlide 
Eigenthume (AL. R. I. 17. $. 1.), welches, nach Berfündigung der Gen 
Th. D. entflanden, und mit andern Beflgthämern in Verbindung 'gefegl 
nur nach den Grundfägen von Theilung des gemeinfchaftlihen Eigenthum 
abgelöft, ann werden kann (66. 75... A. K. RI. 17.) 

Der Entflehung und Verabredung neuer Gemeinheiten iſt durch die Ber 
fhriften ver 66. 164. und 27., 28. Gem. Sb. D. und durch das Gehe 
v. 31. März 1841 entgegentreten. (Vergl. die Erläut. zum F. 164. I 
Gem. Th. D.). 

2) Das Min. des I. führt In dem R. v. 18. Aug. 18421) (Min. 0 
db. i. V. 1842, ©. 323 Nr. 434) aus, daß wenn nach Aufhebung eines 
meinſchaftlichen Hutungsrechts, mehrere Intereſſenten oder Klaſſen def 
in gemeinſchaftlichem Beſitze und Benutzung des als Abfindung eiworben 
gemeinfchaftlichen Eigenthums verbleiben, dies eine Kortfegung der frühes 
Gemeinheit involvire, diefe nur auf einen Gegenſtand übertragen fei, mi 
bin nach den DVorfchriften der Gem. Th. O. aufgelöfl werben koͤnne, um 
daß der $. 165. darauf Feine Anwendung finde. 

Rom (Kreidger. Dir.) Hält dieſe Anficht für unrichtig, indem er ie 
merkt: 

Wenn die bisherigen Mitberechtigten eines Hütungsrechtes durch ein GA 
Land abgefunden werben und baffelbe fortan ale Acker gemeinfchaftlich beumgen 
fpäter aber daffelbe unter fich theilen wollen, fo if das Fein Kal, in welchem di 
Verfahren nach den Borfchriften der Gem. Th. O. vor einer Auseinanberfi 
behörbe flatifinden müßte. Der $. 2. der Sem. Th. D. umfaßt ihn nicht. 
Fall ift eine ganz einfache Theilung einer privativen gemeinfchaftlichen Sache, a 
welcher den Miteigenthümern ganz gleiche Rechte zuſtehen. Der Grund, def U 
Gemeinſchaft eine alte fei, die bloß ihren Gegenſtand gewechfelt Habe, iR aM 
einzuräumen. Das gemeinfchaftliche Cigenthum an dem Abfindungsader iR ch 
ganz andere Gemeinfchaft, als die frühere Mitberechtigung zur Mitbeweidung de 

emeingründen sc. Nur die Gemeinſchaft von diefer Art fällt unter die Dehka 
mung des 8. 2. der Gem. Th. DO. (Koch's Landrecht Bd. 1. S. 600. Anm. 64 


Der Anfiht Koch's fteht indeß offenbar das Prinzip des 6. 147. d 


Gem. ©5. D. entgegen, und die Anficht des Min. des I. erfcheint als I 
richtige. 





Zum Abſchn. IT. (betr. die Einfhränfung der Gemeinheiten). 


Borbemerfung. 


1. Bor der Publikation der Gem. Th. DO. wurden Anträge auf Ve 
fhränfung von Gemeinheiten und Servituten, wohin auch die Anträge au 
Einführung einer befferen Ordnung in Benutzung gemeinfchaftlicder und wm 
Seroiluten belafteter Grundſtücke gehören, ‚verfchiedenartig behandelt. Di 
manchen Behoͤrden wurden ſie nach Art der früher beſtehenden Vorfchrifte 
über Gemeinheitstheilungen geleitet, und nur die dabei entſtandenen Strek 
punfte zum Prozeffe verwiefen; andere Gerichte brachten ſolche Anträge fü 
fort in die Form eines Prozeffed, wodurch erhebliche Weiterungen entflandeı 
Deshalb wurde es bei Entwerfung der Gem. Th. O. für zweckmaͤßig er 
achtet, nicht nur diefe Angelegenheiten vor die Gemeinheitäthellungsc®k 


1) Bergl. in Bd. J. ©. 39, 
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en zu verweiſen, fondern auch die Operation felbft zu erleichtern. Im 
Iegteren Beziehung wurde binfichtlich folder Gegenflinde, die eine bes 
ere Beichleunigung erfordern oder weniger bedeutend erfcheinen, ein ab⸗ 
tztes Verfahren turch die Orts⸗ und Kreißbehörden für zwedtmäßig er⸗ 
t, ohne vie Leitung folder Angelegenheiten dem Reſſort der Ausein⸗ 
rfeßungs«- Behörden entziehen zu wollen. 


1) Hierauf gehen die Vorfchriften der 66. 178. und 191. der Gem. 

. indem fie auf den Antrag der Intereffenten wegen Einführung einer 
mäßigeren Benutzung gemeinfchaftlicher oder mit gegenfeitigen Servi⸗ 
ı belafteter Grundſtücke ($6. 171. bis 173. der Gem. Th. DO.) und 
a Befreiung einzelner Grundſtücke von Dienftbarkeiten (65. 174. bis 
a. a. D.), ferner wegen Hutfreilegung von Aderländereien ohne Ader- 
ij und ohne die befreiten Ländereien einem Tünftigen Umtaufche im 
e der Gemeinheitstheilung zu entziehen ($. 178. Alin. 1. und $. 191. 
‚I. a. a. D.), ein fümmarifches Verfahren vor den Lokal⸗Behoͤrden 
5 mit Vorbehalt der Einwirkung der Auseinanderfegunge-Behörden, 
den und zulaffen. 


) Andere in vie Katbegorie der Befchränfung von Gemeinheiten ges 
ve Segenitände von größerer Bedeutung, die Keftftelung und Biration 
unbeftimmten Dienftbarfeitt- und DMiteigentbumsrechten auf ein be⸗ 
ates Maaß (66. 166. bis 168. der Gem. Th. D.), ferner die Hut⸗ 
gung von Aderländereien mit der Wirkung ber Gemeinbeitätbeilung, 
folcye nämlich einem weiteren Umtaufche nicht unterliegen ($$. 181. 
‚4. D.), wurden nach 66. 169,, 170., 191. a. a. D. dem fummarifchen 
ahren vor den Lokal⸗Verwaltungs⸗Behoͤrden nicht, fondern dem ordent» 
ı Berfabren der Außeinanderfegungd-Behdrben unterworfen. 

(Bergl. die Motive der Gem. Th. O. in den Akten des Staats:KanylersAmts: 
lirung ber gutsherrl. bäuerl. Verbältnifie, Gen. Nr. 1. a. Vol. V. ©. 124 
Dünniges Landes:KRult. Gef. Br. 3. S. 289—290.) 


bi Aus rer Baffung der 66. 178., 179. und 191. der Gem. Th. 

ahin, 
daß auf den Antrag des Theilnehmers in den oben zu J. a. be⸗ 
zeichneten Angelegenheiten die Ortsbehoͤrden ſich der Unterfuchung 
zu unterziehen haben und darin verfügen, daß aber in ven Min I.b. 
getachten Angelegenheiten tie Theilnehmer fich mit ihren Anträgen 
an die Gen. Kommifflon zu wenden und von dieſer die weitere 
Verfügung wegen Einleitung ter Sache zu erwarten haben, 

a8 Bedenken entflanten, 
ob mit gänzlicher Uebergehung der Auseinanderſetzungs⸗Behbrden in 
den zu I. a. erwähnten Megulirungen tie Anträge bei den Orts⸗ 
bebörben anzubringen, und wenn fie auf dem Wege ter Beftfegung 
fer Ortsbehörden zu Stande Eommen, deren oberauffichtlihe Prü⸗ 
u and Beftätigung von Seiten der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden 
wegfalle, 


ob der V. v. 20. Juni 1817 66. 68. ff, wonach alle Anträge auf 
die zum Meffort ter Gen. Kommifflonen gehörigen Außeinander- 
fegungen unmittelbar bei dieſen Behörten anzubringen find, mit 
Serückſichtigung des F. 1. des Ausführungs⸗Geſ. v. 7. Juni 1824, 
Bolge zu geben fei? 
Es kam dabei in Betracht, daß mit ven zu I. a. gedachten Meguli- 
en — mit der Ginführung einer befferen Benugung von Gemeingränden 
durch Serpituten belafieten Grundflüden gewöhnlich vie Kefikellung, 
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unbeflimmter Orundgerechtigfeiten durch Vieh⸗, Hütungs» und Holzungte 
Ordnungen (ad I. b.) — verbunden, für beiterlei Gegenflände aber ein 
verfchtedenartiges Verfahren vorgefchrieben if. 

Diefe und andere diefe Materie betreff. Bendenken find durch vie B. v. 
30. Juni 1834 66. 1. und 7. erlediget, wodurch nicht nur die Kompetenz ar _ 
Auseinanderfegungs-Behörten zu ten im Abfchn. II. der Gem. Th. O. abe 
gebandelten Gegenfländen — Beichränfung ter Gemeinheiten — fondern 
auch das Verfahren nach der V. v. 20. Juni 1817, namentlidy wegen Ent⸗ 
fheidung von Streitigkeiten und wegen Prüfung und Beflätigung ter 
fchloffenen Verträge durch die Auseinanderfegungd«-Behörden außer 4 
eſtellt iſt. Insbeſondere iſt ihnen überlaſſen worden, die nach dem Abſchu 
I. der Gem. Th. DO. an die Lokal⸗ und Kreisbehörten verwieſenen G 
flände gleich unmittelbar vor ſich zu ziehen, welches eine Kenntniß der U 
träge vorausfegt und die Einleitung eined befdjleunigten Verfabrens yes 
den Ortsbehörben oder vor den Kommiffarien der Auseinanderfegungße 
Behörden, fowie die Verbindung deffelben mit anderen dahin einfchlagen 
den Regulirungen dem Ermeffen der legteren anheim giebt. 

Vergl. Das N. des Min. des I. für Gewerbe⸗Ang. v. 24. Aug. 1837!) 
(Ann. Bd. 21. ©. 648). 

Dadurch ift jedoch die Befugniß und Verpflichtung der Drtetehdenen 
nicht aufgehoben, fich einftweilen over auf weitere Verfügung der Auscin⸗ 
ander lengnge- Bepörde der Ginleitung und Erörterung der zu I. a, erwäßes - 
ten Angelegenheiten zu unterziehen. ! 

Vergl. das R. des Min. des I. u. d. P. v. 25. Mai 18402) (Mia . 
BI. 2. i. 8. 1840, ©. 317). OR 

Berge. Feld⸗Polizei-⸗Ordn. v. 1. Nov. 1847 66. 23.—25., 85. 
und die Erläut. dazu (f. unten in Th. IV.), bega. die 66. 10.84. 20 a 
Landed- Kult. Er. v. 14. Sept. 1811 und die Erläut. dazu in Br. I. 
Abth. I. S. 97—107. ‚3% 

IM. Abgeſehen von ven bäuflger vorfommenden Anträgen auf ie” 
ſtellung des Umfanges und ter Art der Aueübung von Servituten, — 
ders Huͤtungs⸗ und Holzungsrechten, vorzugsweiſe in Forſten ($$. 166. [ri 
ift bisher von den $$. 171.—173., ferner von den 68. 177—180., betr. 
Befugniß, einzelne Grundſtücke und Belttheile der Hütung zu entziehen,‘ x 
forte von ten 66. 181. ff. betr. vie Ausweiſung des hutfrelen 
wenig Gebrauch gemacht worden, e8 wäre denn, daß dergleichen Anträge 
benugt worten find, um bei Verhandlung über tviefelben, wie es im ver 
Megel gefchah, ten Zweck zu erreichen, eine totale Separation herbeizufü = 
Nur in einigen bald nad Publikation des Regulit.⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 * 
beantragten Negulirungen, bei denen damals die bäuerlichen Wirte ne 
in Gemeinfchaft wiederum zurüdzutreten pflegten, wurde ein P . hutfteiet 
Drittel Anfangs öfterd ausgewieſen, durch welches dann die W 4. mit ven 
Vortheilen einer vollftändigen Separation allmählig vertraut wurden, die 
fpäterhin folhen partiellen Auszügen aus der Keltgemeinfchaft ſtets vor⸗ 

ezogen wurden, ſchon um die toppelten Koften und DBeränderungen im 
irthſchafts⸗Syſteme zu vermeiden, wenn, was in der Regel bald gefcheh, 
eine vollfläntige Separation nachfolgte. 

Die 65. 171.—173. werten vielleicht fpäterbin, nachdem durch vie 
Total-Separationen dem dringenden wirthfchaftl. Berürfniffe der Breiheit in 
der Benugung genügt ift, in einzelnen Gegenden, wo ſchon von —— 
eine große Zerſtückelung ſtattfindet, dem durch die letztere gehemmten 
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1) Vergl. in Bd. I. S. 395—396. 
2) Vergl. in Bd. I. ©, 396— 3497, 
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Irfniffe größerer, daher nur in Gemeinfchaft auszuführender Meliorationen, 
reckmaͤßige Abbülfe Tchaffen. 


Zu 65. 166— 180. 


Sinführung einer ven Rechten angemeffenen und zwedmäßi- 
gen Benutung.) 


Zum F. 166. 


Eine vorläufige Regulirung nach dem Abſchn. II. der Gem. Th. 
Wiſt auch dann zuläffig, wenn ſchon auf eine allgemeine Ausein- 
iderſetzung der Bemeinheit angetragen worden ift. 

Angenommen von dem Min. tes I. in dem R. v. 28. März 1844.) 
Nie. Bi. d. i. B. 1844. ©. 86. Mr. 114.) 


3u 66. 166 — 169. 


Nur der Eigenthümer over Miteigenthbämer, nicht auch der 
Renſtbarkeitöberechtigte, ift befugt, auf Biration xefp. Regulirung 
u Naaßes und der Art der Ausübung nach ten 66. 166 — 169. anzu 

‚ wobei jedoch die Amtöpflicht der Behörde nach F. 169. unberührt 

, und dieſe fowohl für die Verbältntjfe der Eigenthümer, ald der Dienft- 
ufeitöberechtigten eintritt. Iener Grundſatz, wonach die Provofation aus 
w$6. 166. ff. nur dem Eigenthümer oder Miteigenthümer zuftebt, präju- 
dt Bingegen nicht den Provofationen und Klagen der Hütungs⸗ oder 

berechtigten wegen übertriebener und daher auf das rechte Maaß zu⸗ 

render infchonungen (66. 173. ff. Zit. 22. Th. 1.A.8. MR, $ 
. des Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811), wegen Gewährung flebenden Hol⸗ 
6 Ratt Raff⸗ und Lefeholz im Balle des $$. 225. A. 2. hi I. 22,, wegen 
itheilung des Waldes in orventliche Schläge nach $ 230. a. a. D. oder 
Weieranpflanzung außgegangener, dem Servitutrechte unterliegender Holz⸗ 
es aus F. 232. a. a. D. In Folge folcher Anträge tritt alsdann aber 
ie Siration tes Servitutrechtes, mithin auch in allen diefen Zällen vie 
myetenz der Auseinanderfegungsbehörde von felbft ein. 


Zu 6°. 166., 168— 170. 


Des nach diefen 56. zuläfitge fogen. Holzfirations- Verfahren (vie 

iß auf Fixation einer unbeftimmten Holzungsgerechtigkeit anzutragen) 

P dem Waldeigenthümer nicht erſt durch die neuere agrarifche Geſetzgebung, 
dern bereitd Durch das A. 2. R. 1. 22. $. 235. gegeben. ®) 

In Bezug darauf ift Folgendes zu bemerken: 

1) Die bloße Fixirung einer unbeflimmten Brennholzberechtigung auf 
ine beftimmte Quantität Holz ift an fich feine Umwandlung der Grund» 
pechigkeit in eine beftimmie Abgabe. Bei dem Eintritte einer Unzuläng⸗ 
iMleit der belafteten Forſt muß fich ver Berechtigte mithin eine Kürzung 
kr beflimmten Holz» Quantität ebenfo gefallen laſſen, als ob die Firation 
MR erfolgt wäre. 

So erkannt von dem Reviſ.⸗Kolleg. für L. K. ©. unterm 20. April 
49. (Zeitfchr. deſſelb. Br. 3. S. 73—53. und Präj. Samml. deſſelb. S. 2. 
%.2.n 6. 20. Nr. 1.) 





1) Bergl. in Bd. 1. ©. 395. 
438 Bang Zuſ. I. A. ad 8. gu 98. 114—140. der Wem. Th. O. (f. oben 
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2) Eine bisher unbeftimmte Holzfervitut verliert Dadurch, daß fe 
ein gewiſſes Quantum firirt wird, die Natur der Grundgerechtigkeit m 
es bedarf deshalb Feiner Eintragung des Deputats (cf. $. 58. Anb. 
AL. NR) Pfarren find in diefer Beziehung als berechtigte Srundf 
(praedia domin.) zu betrachten. 

Erfannt von tem Ob. Trib. unterm 8, Mat 1849 (Beitfche. dee A 
Kolleg. Bd. 3. S. 224—225). 

3) Bei der Ermittelung des Deputats, wenn ſolche zum Zwecke ei 
Holzfiration erfolgt, muß ‚mar auf das Bedürfniß des berechtigten ẽ 
Rückſicht genommen werten, indem auf tiefes das Mecht felbft feiner A 
nach befchränft war (vergl. A. K. R. 1. 22. ©. 204.); allein nicht ver 
tifche Bedarf, wie er gerade zu dem Zeitpunkte der Anbringung der ! 
vofation obgewaltet bat, {ft allein entfcheidend, fondern zu berückſicht 
wie ſich der Bedarf überhaupt bei Benugung tes Mechtes in feinem ga 
Umfange, wie es dem berechtigten Gute felbft zufteht, herausftellt. 4 
dies liegt in der Natur der Sache, Indem das Yiration-Quantum den 
darf des ganzen Rechtes repräfentiren fol, und folgt auch aus 6. 283 
2. R. 1. 22., wonach das Deputat auf ein, nicht mit dem temporaig f 
findenden, fondern mit der rechtmäßigen Benutzung im Verhäͤltniß fe 
des Quantum feflgefeßt werden fol, Man würve fonft den Berecht 
verlegen, wenn er zufällig gerade zur Zeit der Biration einen Theil 
Rechtes oder das ganze Recht nicht ausgeübt haben follte, indem er, 
fon er durch eine folche temporär unterlaffene Ausübung des Nechtes | 
bei nicht eintretender Fixation Feinen Balls verluftig gegangen fein wi 
dennoch nunmehr, weil der Waldeigenthümer auf Firation angetragen, 
felbe in der That für ale Zukunft einbüßen müßte. Bür vie 9 
Hafen diefer Anſicht fpricht auch die Analogie des F. 34. der ¶ 


So erkannt von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 25. Mai 1 
(Acta des Reviſ.⸗Kolleg, Brandenburg G. Nr. 50.). 

4) Daß tie m affe und Lefeholz oder geringeren Holzfortimenten 
secjtigten fich bei der Abldfung diefer Berechtigungen (66. 114. u. 
der Gem. Th. DO.) gefallen laffen müflen, daß ihnen bei rer Meduek 
auf KlaftersKlobenholz, und bei der Zugrundelegung des Klafterholgpe 
im Auseinanderfegungsplane, die Differenz zwiſchen ven größeren K 
des Sammelns und der Anfuhr einer in Bezug auf Holzmaffe und Br 

üte verbältnigmäßig gleihen Quantität Raff⸗ und Lefehol;s (2a 

tubben⸗Holz) gegenüber den geringeren Anfuhr⸗ und Zurichtungs⸗ (Wer 
Koften des Klobenholzes, in Anrechnung gebracht werde, ift bereits im 
Erläut, zum $. 114. der Gem. Th. O. erörtert worden (Bergl. Zaf. I 
$. 114., f. oben ©. 145). 

Dagegen iſt e8 ftreitig geworden: ob die zu Brennholz Berecht 
ſich audy bei der bloßen Fixation deſſelben auf Klaftern (KF. 166. 
ar der Gen. Th. O.) einen Abzug für Werbekoſten gefallen le 
möäffen 

Das Mevifions- Kollegium für L. K. S. bat (in den Se 
Preußen Z. 15. und Brandenburg G. 1454., in legterer unterm 18.‘ 
1854) angenommen, daß bei einer folhen Fixation die Werbeko! 
anz außer Derucichnung zu laſſen ſeien, und daß ter zu Bremm 

erechtigte ſich nur den Abzug des von dem Verpflichteten zu ver 
lagenden Schlägerlohng, nicht aber auch Abzüge für fonflige Neb 
Foften gefallen laffen müſſe. 

Die Gründe diefer Anficht find im Wefentlichen folgente: 

‚Nah 8. 235. 9. 2, R. I. 22. kann nur bie Feſtſetzung eines mit ber r 
mäßigen Benupung im Verhaͤltniß lebenden beftimmten Selpeputatss verl 
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werden. Wenn biervon tie Werbefoften abgezogen werben follten, fo würde 
ber Bedarf, welcher durch das Deputat gewährt werden foll, nicht mehr vorhanden 
fein. Bei einer Abloͤſung des Breunholzrechtes find allerdings die Koften ber 
Berbung, foweit fie wirklich erfpart werben, zur Rechnung zu ziehen; denn in 
Diefem Falle handelt es ſich um eine gänzliche Umwandlung der Wirthfchaftsweife, 
ia Folge deren der Berechtigte dann feine Einrichtungen zu treffen und fie den 
neuen Berhältniffen anzupafien bat; bei einer bloßen Kiration dagegen bleibt 
das Berhältnig im Wefentlichen das frühere. Wenn der Berechtigte etwas an den 
Berdangsfoften erfpart, fo iſt dies ein zufälliger Vortheil, der ihm aus dem Ans 
des Belaſteten erwächlt, wogegen biefer den Vortheil hat, daß er nun bie 
ge kennt, welche fein Wald herzugeben hat, und daß er das etwa früher 
sen dews Berechtigten mehr Verbrauchte gewinnt. Da ber Belaftete allein den 
Buirsg auf Firation formiren darf, fo iſt es auch allein feine Sache, zu erwägen, 
eb diefer durch Feſtſtellung des beflimmten, dem Mechte entfprechenden Holzdepu⸗ 
iss feiner eigentlichen Abficht genügen, ober bazu der Antrag auf vollſtändige 
WMiblung erforderlich fein werde. acht er aber den Antrag auf Firation, ’ 
faan er nur dafür Erſatz verlangen, was er zu Gunſten des Berechtigten wirfs 
t& aufwenden muß, und dies ift das Schlägerloßn. wogegen er etwanige 
Grfyarnifie des Berecktigten an fonfligen Werbefoften nicht in Anſpruch 
en Sr da das Geſetz die Beftimmung eines mit dem Rechte im Verhaͤltniß 
Deputats vorfchreibt. (Acta dee Reviſ. Kolleg. Brandenburg G. Nr. 1454, 

m Zeitfchr. deſſelb. Dr. 3. &. 280-283.) 


Zum ‘. 167. 


1) Der II. Sen. des Ob. Trib. bat (in dem Erf. v. 30. Dec. 1843) 
ommen, daß wenn der Beflter von Gruntflüden, welche mit dem 
ngörechte eines Dritten belaftet find, in Gemaͤßheit des F. 167. ver 

Gew. Tb. O. darauf angetragen hat, daß die Art und Zahl des Viehes, 
werit Die Hütung Darauf ausgeübt werden fann, und die Zeit, wann bie 
Yesübung flattfindet, ausgemittelt und feflgefegt werde, bei Leitung und 
Sssfährung diefer Regulirung die Vorſchriften der 88. 31. ff. der 
m. Th. O. maaßgebend find, vergeflalt, daß das Maaß und das 
niß der Theilnahme des Berechtigten nicht bloß gemäß $. 90. A. 8. 
® 1. 22. na dem Durchwinterungsfuß, fondern zunächft als Megel 
arch dem Beſitzſtande der legten, der Einleitung des Verfahrens vor= 
Sergegangenen, zehn Jahre, und nit eventuell unter den Vorausfegungen 
des 5 34. der Gem. Th. DO. nad dem Durchminterungsfuß zu beflimmen 
fi. (Bräj. Samml. des Ob. Trib. S. 338 Nr 1389). 


Die Nichtigkeit dieſer Anficht iſt unbedenklich anzuerkennen. 


2) Vergl. tie Feldpolizei-⸗Ordn. v. 1. Nov. 1847 88. 23. ff. und bie 
dazu (f. unten in %. IV.). 










Zu 66. 169. nnd 170. 


Die Frage fiber die Einfchränkung der Waldweide ift auch in den weſt⸗ 
ligen Provinzen nach dem Landes⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 zu bes 
sitheilen und gehört (nach 66. 169. und 170. der Gem. Th. D.), mit 
ieſchluß ter Berichte, vor die General⸗Kommiſſion. 

Erfannt von dem Ob. Trib. unterm 14. Mai 1850 (Sommers Arns⸗ 
Ing Ach. Bo. 14. ©. 601 ff.). 


Zu 6$. 171.—180. 


1) Ueber die Kompetenz der Auseinanderfegungd»Behärven 
im den in nen 66. 171. ff. der Gem. Th. O. gedachten Regulirungen, vergl. 
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2) Eine bisher unbeflimmte Selifereitut verliert dadurch, daß fl 
ein gewiſſes Quantum firirt wird, die Natur ter Grundgerechtigkeit 
es bedarf deshalb Feiner Eintragung des Deputats (cf. F. 58. Anh. 
AL MR) Pfarren find in viefer Beziehung als berechtigte Grund 
(praedia domin.) zu betrachten. 

Erfannt von tem Ob. Trib. unterm 8. Mai 1849 (Beitfche. des 1 
Kolleg. Bd. 3. S. 224—225). 

3) Bei der Ermittelung des Deputatd, wenn ſolche zum Zwedee 
Holzfiration erfolgt, muß Bar auf daB Beduͤrfniß des berechtigten ( 
Rückſicht genommen werden, indem auf diefed das Recht ſelbſt feiner 9 
nach befchränft war (vergl. A. R. 1. 22. SG. 204.); allein nicht de 
tifche Berarf, wie er gerade zu dem Zeitpunkte der Anbringung der 
vofation obgewaltet hat, iſt allein entfcheitend, fondern zu berückſte 
wie fich der Bedarf überhaupt bei Benutzung des Mechtes in ſeinemn 
Umfange, wie es dem berechtigten Gute felbft zufteht, berausftellt. 
dies Tiegt in der Natur der Sache, indem das Biration-Duantum J 
darf des ganzen Rechtes repräfentiren fol, und folgt au) aus $. 2 
2. R. I. 22. wonach das Deputat auf ein, nicht mit dem temporam 
findenden, fondern mit der rechtmäßigen Benutzung im Verbältuk € 
des Quantum feftgefegt werden fol. Man würde fonft den Bexi 
verlegen, wenn er zufällig gerade zur Zeit der Biration einen Mj 
Mechtes oder daB ganze Mecht nicht ausgeübt haben ſollte, inteam + 
ſchon er durch eine folche temporär unterlaffene Ausübung des Nedhzs, 
bei nidıt eintretender Fixation Teinen Falls verluftig gegangen fein md 
dennoch nunmehr, weil ver Waldeigenthümer auf Biration angetragen, A 
felbe in ver That für alle Zukunft einbüßen müßte. Bür vie I 
Ey diefer Anficht fpricht auch vie Analogie des $. 34. de ti 


So erfannt von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 29. nu 
(Acta bes men hRcten., Brandenburg ©. Nr. 50.). 

4) Daß die mu affe und Lefeholz oder geringeren Holzfortimenies 
echtigten fich bei der Abloͤſung diefer Berechtigungen (6$. 114 
der Gem. Th. DO.) gefallen laffen müſſen, daß ihnen bei rer K 
auf Klafter⸗Klobenholz, und bei der Zugrundelegung des Klafterh 
im QAuseinanderfegungdplane, tie Differenz zwiſchen den größeren 
des Sammelnd und der Anfuhr einer in Bezug auf Holzmaffe un bn 

üte verbäfmißmäßig gleihen Quantität Raff⸗ und Lefeholz (ku 

tubben⸗Holz) gegenüber den geringeren Anfuhr⸗ und Zurichtungd« (Wei 
Koften des Klobenholzes, in Anrechnung gebracht werde, tft bereits in) 
Erläut. zum $. 114. ter Gem. Th. DO. erörtert worden (Bergl. Zul: 
8. 114, f. oben ©. 145). 

Dagegen iſt es freitig geworden: ob die zu Brennholz Berechh 
fih auch bei der bloßen Fixation deffelben auf Klaftern ($$. 166. W 
1 ver Gem. Th. O.) einen Abzug für Werbefoften gefallen IM 
müflen? 

Das Nevifiond- Kollegium für &. K. ©. hat (in ven Si 
Preußen Z. 15. und Brantenburg G. 1454., in letzterer unterm 13. 
1854) angenommen, daß bei einer folchen Fixation die Werbefoft 
anz außer Berüdfichtigung zu laffen feien, und daß ter zu Br 

erechtigte fi) nur den Abzug des von dem Berpflichteten zu 
Iagenden Schlägerlohnß, nicht aber auch Abzüge für fonftige Keber 
foften gefallen laſſen müffe. 

Die Gründe dieſer Anficht find im Wefentlichen folgende: 

Nach S. 235. 9. 2. R. I. 22. kann nur die Feſtſetzung eines mit bt 
mäßigen Benupung im Verhaͤltniß ſtehenden beſtimmten Gefgdeputakt ve 
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gerechtigkeit, welche ohne Nachtheil des Berechtigten auf einem beftimmten 
Theile tes belafteten Grundſtüͤckes ausgeübt werden kann, auf diefen Theil 
einzufehränfen, bezieht ſich lediglich auf einfeitige Dienſtbarkeits⸗Rechte; vie 
unser ten Gigenthümern vermifchter, mit gegenfeitigen Dienflbarfeiten bes 
Isfieter Ländereien ſtattfinde Gemeinfchaft, aus welcher nur nach Vorfchrift 
bea $. 177. ver Gem. Tb. D. einzelne Auszüge flattfinden können, unter» 
Begt einer folchen Befchränfung nicht. ') 

Ussenommen von dem Revifions- Kollegium für. K. ©. unterm 
5, Dee. 1845. (Zeitſchr. deſſelb. Vd. 1. S. 99) 

2) @ilt ver $. 174. der Gem. Th. O. auch für Holzungdge- 
schtigkeiten? 

Die Gen. Rom. für die Kurmark bat verneint (Datum des Erk. 
Benfirt nicht), weil ruͤckſichtlich ver Solzungögereihtigleiten befondere 
Burfehriften ertbeilt feien, indem der $. 168. der Gem. Ih. DO. dieſerhalb 
7 die bier lediglich zur Anwendung kommenden 66. 235. und 236. A. L. 
L 22. verweiſe (Centralbl. fuͤr Preuß. Jur. 1841, ©. 1233—1234). 

Dagegen bejahet das Min. des J. in dem hierauf erlaſſenen Rekurs⸗ 
beſcheide (Datum konſtirt nicht), indem es ausfuͤhrt: 

Rad) den Beſtimmungen des 8. 115. der Gem. Th. O. if der Cigenthümer 
eines mit Gervituten belafteten Waldes, wenn er einzelne Dienfibarfeitsberechtigte 
are, befugt, nach Verhältnig ter Theilnehmungssftechte diefer Abgefundenen 
disen Theil des benutzten Gegenflantes der Mitbenugung der übrigen, noch nicht 
‚gefuudenen Theilnehmer zu entziehen und barüber frei zu verfügen; — er fann 
ger ohne dieſe Vorausſeßzung eine Beichränfung der Servitutsberechtigten auf 
Ideen betimmten Theil des belafteten Grundſtücks verlangen, wenn dies feine Bes 
Aqhcheiligung des Berechtigten zur Folge hat; ($. 173. der Gem. Th. DO. und 
423.92. R. 1.22.) —, endlich aber auch die Firirirung unbeflimmter Hols 
— ⸗Gerechtſame auf ein beſtimmtes Holzdeputat fordern. ($. 168. der Gem. 

D. u. 8. 235. A. L. R. I. 22.) — Bon welchem diefer verfchichenen Rechte 
DR Vorfteigenthümer Gebrauch machen will, iſt feinem Ermeſſen anheimgefellt, 
D Deshalb Fein Grund vorhanden, eine auf bie" SS. 115. und 174. der Gem. 
HD. gefüste Provofation zur Beichränfung unbeftimmter Holzungs⸗Gerechtſame 
Im Agzelne Theile des belafteten Waldes in der Abficht zurückzuweiſen, daß nur 
Ai Feſiſtellung derfelben in Quanto, die Verwandlung der bisherigen unbeſtimm⸗ 
bu Rasung in ein feſtes HolzsDeputat zuläffig fei. (a. a. DO. ©. 1235.) 






3um $. 176. 
Durch diefe Vorſchrift wird der F. 144. A. 2. R. I. 22. mopffickt. 


3u $. 177. 


) Das (nicht veröffentlichte) R. des Min. des 3. v. 18. Febr. 1837 
a tie Gen. Kom. zu Soldin fpricht aus, daß der F. 177. nur von den 





1) Das Revifions-Rollegium nimmt in dem getachten Präj. an, daß 

ü beſehender Bemeinichaft der Feldhütung bie gleichzeitige Berechtigung bee 

men Theile auf die Hütung in dem Walde des anderen Theils nicht ale eine bes 

beRebende einfeitige Grundgerechtigfeit, fondern als eine wechfelfeitige ans 
wichen, bei Belbfeparationen mit aufgehoben und in Land zu entichäbigen iu 
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$. 1. der letztgedachten V. (. Zuf. II. zum 8. 4. der Gem. Th. D. hl 
ad c., oben ©. 36 ff.). . 


3u 66. 178.—180. 


Vergl. das R. des Pin. des I. und d. P. v. 25. Mai 18401) (Ui 
8. d. i. ®. 1840, ©. 317). 


3u 6. 181.—191. 
(Ausmeifung des butfreien Drittels). 


1) Vergl. die Erläut. zu den 66. 11—19. des Landes-Rultur-&. u 
14. Sept. IS11 If. in Br. IT. Abth. I. ©. 97-99). - 

2) Ueber tie Juläffigkeit partieller Separationen, reſp. über U 
Bermittelung der 66. 177. und 183. ter Gem. Ih. D. mit dem 5 4 
derfelten und tem $. f. ver V. v. 28. Juli 1838, vergl. die Erläut. 

F. 1. der Tegtgedachten V. (f. Zuf. IN. zum $. 4. der Gem. Th. D. sub 1. ode 
oben ©. 36 ff.) 


Zum $. 187. 


Vergl. G. 27. der Feld⸗Polizei⸗Ordn. v. 1. Nov. 1847 und die Ei 
dazu (f. unten in Tb. IV.) 


Zum $. 188, 


Der 6. 188. ſetzt, wie aus der Verbintung vdeffelben mit dem $. 
und aus ven Worten des 6. 188 : „anderer Theilnehmer* hervorgeht, ug 
aus, daß Iemandes Grundſtücke zum heil noch in Gemeinheit liezen 
nur zum Theil hutfrei find. In dieſer Verbindung fann es vo 
fein, die Weide auf ven butfreien Grundſtücken gleichfalls gemei 
zu benugen. Damit jedoch eine beffere wirthſchaftliche Einrichtu 
diefen hutfreien Städen nicht auf lange Zeit verhindert werde, damit 
hutftelen Stüde durch neue Belaſtung derfelben binfichtlih ver A 
der Gemeinheit nicht in ein nachtbeiligered Verbältniß gerathen, al® 
Gemeinheit befinplichen Grundſtücke, damit ter allgemeinen Gemei 
theilung bei etwaniger Um⸗ und Zufammenlegung der Gruntftäde = 
Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden, ift im $. 188. die 
der Grunthefiger binfichtlih ver Belaflung der Hutfreien Stüde noch wi 
ale im 66. 164. und 27. befchränft worden. (Bergl. tie Motive Ar. 14 
8$. 180. ff. des anderweitigen Entw. zue Gem. Th. D. in den Aften des Gtadl 
en) egulir. Nr. 1. a. Vol.5. S.124c., Dönniges Land. Kult. & 













— — . — — — — — 


1) Vergl. in Br. I. S. 396 —397. 
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Zweiter AUbfchnitt. 


Die Gemeinheit8-Theilungd-Ordnung vom 19. Mai 

851 für die Rheinprovinz, mit Ausnahme der Kreife 

Reed und Duisburg, fowie für Neu-Vorpommern 
und Rügen. ') 


I. Zur Entfiehungdgefchichte des Geſetzes. 
1) ie Borbemerkungen zur Abth. IT. sub IV. (f. oben ©. 8 bie 


2) den allgemeinen Theil a) der Motive zum Üegierungs - Entwurf 
38 Berichts der Agrar⸗Kommiſſton der II. K. v. 11. April 1851 und 
) des Bericht der Kommiſſion der I. K. v. 30. April 1851 (f. unten 


) 

Der letztere fpricht fich über vie früher in der Mheinprovinz linken Ufers 
a Betreff des Gegenflandes geltend gewefenen Geſetze, fo wie über vie 
Bedsfnißftage am volftändigften aus, fo daß es dieſerhalb Feiner weiteren 
Ifäuterungen bedarf. 

IL Die Motive des Geſetzes im Allgemeinen, fo wie die Teiten- 
en Hauptgefichtöpunfte veffelben find in dem allgemeinen Theile der 
Retive der Staatö-Megierung und der Kommifftond- Berichte beider Kammern 
währlich entwidelt, welche deshalb hier mitgeiheilt werben. *) 

A. Die allgemeinen Motive des Entwurfs:*) 

Das Bedürfnig nad) einer durdygreifenden Gefeßgebung, welche die geeigneten 

zur Gntfefielung des Grundeigenthums von den auf demfelben laſtenden kul⸗ 
lichen Servituten und zur Herflellung einer freien Dispofition des Beſitzers 
fein Srundflüd gewährt, hat fi) in der Rheinprovinz ſchon feit langer Zeit 
emacht. Die Befriedigung beffelben ift mehrfach zugefagt. Im $. 4. ber 

n. dv. 4. Juli 1840 wurde der Erlaß einer Gem. Th. O. für den Of: 
en Theil des Koblenzer Regierungsbezirte ausdrücklich vorbehalten, in bem 

Landtages Abfchiede v. 7. Nov. 1841 ıft dem Antrage der Mheinifchen Pros 
be auf Borlegung eines Geſetzes wegen Aufhebung ber Weidegangsrechte 
verheißen und die Allerh. K. O. v. 7. Aug. 1846 (©. ©. 1846, ©. 431), 
die Naluraltheilung gemeinſchaftlich benutzter in ungetheiltem Beſite befinds 
Baldungen von der Zuflimmung der Regierungen abhängig machte, verweiſt 

olt auf das Grſcheinen eines Geſetzes über Bemeinheitstheilungen. 








1) Die Gem. Th. D. v. 19. Mat 1851 hat zur Zeit noch wenig Wurzel 
gerlasen- Was den Neg.sBezirt Koblenz betrifft, fo fchweben die meiften 
in dem oberen Theile des Kreifes Altenkirchen, wo fat fämmtliche 
Ganberge in den Wemtern Freusburg und Briedewald mit den läfligften 
KLeppelhuden befchwert find. Dort find jeßt 5 Sachen beentigt, nur in einer if 
feudentichädigung gegeben worden. — Auf dem Iinfsrheinifchen Theile des 
Reg. Bezirks fchweben auch nur wenige Sachen, ven denen einige fehr bedeutend 
. Sie betreffen die Ablöfung von Holz, Streu: und Hutgerechtigfeiten auf 
nchreren taufend Morgen Wald, theile Hochs, theile Niederwald (f. g. Lohfchlag) 
m Kreife Kreugnach, zum Soonwald gehörig. 

2) Die Abweichungen des früheren Gntwurfs find in ben Motiven und Koms 
wi. Berichten zu bem neueren Entw. erwähnt, weshalb e6 der Mittheilung jenes 
kößeren Entwurfs u. der darauf begüglichen Kom. Berichte nicht bedurft hat, 

3) Der Entwurf findet fich in den Drudfachen der II. K. 18342, Nr. 200. 
2 in dem ſtenogt. Ber. der II. R. 183%, Bd. 4. (Anlagen) Rr. 112. ©. 875 fi. 
zu die Motive in den Drudf. Nr. 200. u. den ſtenogr. Ber. Br. 4. S. TER. 
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6. 1. der letzigedachten V. (I. Zuf. II. zum 8. 4. ber Gem. Th. D. mh 
ad c., oben ©. 36 ff.). . 


Zu 66. 178.—180. 


Vergl. Tas M. des Min. des I. und d. P. v. 25. Mat 1840!) (M 
Bd. 1. V. 1840, S. 317). 


Zu 6$. 181.—191. 
(Ausweifung des hutfreien Drittele). 


1) Vergl. die Erläut. zu den $6. 11’—19. des Landes- Kulm 
14. Sept. 1811 (f. in Br. IT. Abth. I. S. 97—99). ° 

2) lieber tie Zuläffigkeit partieller Separatlonen, vefp. äke 
Permittelung der 66. 177. und 183. ter Gem. Th. DO. mit dem $ } 
derfelten und tem 6. f. ver V. v. 28. Juli 1838, vergl. die Erläm hr 
* det urhigeragien V. (ſ. Zuſ. I. zum 8. 4. der Gem. Th. O. aub l. ae 
oben ©. .) 


Zum $. 187. 


Vergl. 8. 27. der Feld⸗Polizei-Ordn. v. 1. Nov. 1847 und die Eile 
dazu (f. unten in Th. IV.) 


Zum $. 188, 


Der 6. 188. feht, wie aus der Verbindung deſſelben mit dem f. 59 
und aus den Worten des 6. 188 : „anderer Theilnehmer” heroorgeht, Wi 
aus, daß Jemandes Grundſtücke zum Theil noch in Gemeinheit Tiegen 1 
nur zum Theil hutfrei find. In diefer Verbindung kann es vor 
fein, die Weide auf ven hutfreien Grundſtücken gleichfalls gemeinfügie 
zu benugen. Damit jedoch eine beffere wirthſchaftliche Einrichtung 
diefen butfreien Städen nicht auf lange Zeit verhindert werde, s 
hutftelen Städe durch neue Belaſtung derfelben binfichtlich ver Ani 
der Gemeinheit nicht in ein nachtheiligeres Verhältniß gerathen, old ME 
Gemeinheit befindlichen Grundſtücke, Damit ter allgeneinen Gemeine 
theilung bei etwaniger Um⸗ und Zufammenlegung der Grundfädt 
Schwierigkeiten in den Weg gelegt werden, ift im $. 188. die IM 
der Grundbeſitzer hinfichtlich der Belaflung der hutfreien Stüde neh IM 
ale im 66. 164. und 27. befchränft worden. (Berg. tie Motive Rr. ip 
88. 180. ff. des anderweitigen Eutw. zue Gem. Th. D. in den Aften bei 7 4 
se egulir. Nr. 1. a. Vol.5. ©. 124c., Dönniges Land. Salt. ed 
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1) Vergl. in Br. I. S. 396 —397. 
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wird; bie Vereinigung der Ablöfungs- und Gemeinheitstheilungs- Sachen in dems 
ilken Kollegium aber vielfache unverfennbare Vortheile gewährt. 

In Reu:Borpommern und Rügen find tie Klagen über bie Unzulaͤnglichkeit 
ter materiellen und formellen Geſetzgebung in Betreff der Gemeinheitstheilungen 
megen ber dort ſtattfindenden einfachen’ ländlichen Verhältniſſe und weil ein großer 
Theil der daſigen Gemeinheiten bercit3 durch Freiwilliges Webereinfommen gelöſt 
werten ift, zwar noch nicht fehr laut geworden; allein ein Blick auf bie oben an⸗ 
artah bezüglichen Borfähriften begründet die Ueberzeugung, daß dieſelben ebens 
falls eine wefentliche Erweiterung erheiichen, um ten gerechten Anforderungen der 
Seäper noch in Gemeinſchaft befangener Grundſtücke zu entiprechen. 

Das im Bereiche der Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 geltende Verfahren auch 
af Reu:Borrommern und Rügen zu übertragen, fann man feinen Anitand nehmen, 
anmal, weil daſſelbe im ojtcheinifchen Theile des Koblenzer Regierungs- Bezirks 
angeführt werden foll, wojelbit, wie hier, der gemeine Prozeß zur Anwendung ge: 
langt und fodann, weil diejes Verfahren nad) dem Entwurfe der neuen Ablöfunges 
Dridaung wegen ber Aufhebung von Reallaften auf die beregten Lundestheile auss 
dehnen beabfitigt wird. Zur Leitung der Theilungsgefchäfte bietet ſich die auch 
—* Abloͤſungen zu beauftragende Gen. Kom. zu Stargard als die geeignetſte 

rde dar.) 

Aus den vorfiebenten Erwägungen iſt der Entwurf der Gem. Th. O. für die 
einprovinz, mit Ausnahme der Kreife Duisburg und Recs, fo wie für Neu: 
Sepemmern und Rügen hervorgegangen, welcher fi im Wefentlichen auf die Feſt⸗ 
Klang der Gegenſtaͤnde ter Gemeinheitstheilung des Rechts, auf Auseinanderfeßung 

dringen, und der Art und Weife der Entſchädigung befchräntt. Derfelbe ſchließt 
Y in biefen Punkten möglichſt genau an die Vorfchriften der Gem. Th. O. v. 
2. Jan. 18521 und tes Gef.s@ntw. zu deren Abänderung und Ergänzung an, weil 
ia dieſer Beziehung die Berhältniffe der Landestheile, auf welche das Gef. berechnet 
A, die Herbeiführung einer wünfchenswerthen Gleichförmigkeit ber Auseinanders 
khungögrunbfäße geftatten. Daher wird es für die Rechtfertigung ber einzelnen 
Sechimmungen des Entw. vielfach genügen, auf die Parallelitellen der Gem. Th. O. 
.7. Ian. 1821 und des Geſ.⸗Eniw. zu deren Abänderung und Grgänz., fo wie 
uf die Motive zu dem leßteren hinzuweifen. ?) 


B. Der Bericht der Agrar-Rommiffion der I. Kammer: ?) 


Die Sem. Th. D. v. 7. Juni 1521 hat nur in denjenigen Lanbdestheilen des 
Senf. Staats Geſetzeskraft, in welden das A. 2. R. eingeführt it. Deffen uns 
pechtet ift auch fchon feit geraumer Zeit in den Theilen der Rheinprovinz, in wels 
dem das Franzoͤſ. oder gemeine Recht Seltung haben, fowie in Neu-Vorpommern 
mb Rügen anerkannt worden, daß die in dieſen Landestheilen geltenden Geſete 
ut ausreichend find, um nad) benfelben die Ablöfung von fulturfhäblichen, die 
Umirthichaftung der Grundflüde beeinträchtigenden Dienitbarkeiten, fowie bie Aufs 
ung der Gemeinheiten (Marken, Grbenmwaldungen und dergl.) in zwedmäßiger 
Seile bewirken zu fönnen. Für Neu:Borpommern und Rügen find in der Schwes 
Ken Berortn. v. 18. Nov. 1775 und in dem Patente v. 14. Dec. 1801 bereits 
imtafiende Borfchriften über Gemeinheitstheilungen gegeben und mit gutem Erfolge 
m Anwendung gebracht werben. Diefelben find jedoch in Betreff des Verfahrens 
mten Bällen, in welchen Vergleiche ber Betheiligten nicht zu Stande fommen, ſo⸗ 








1) Inzwiſchen it nad 6. 114. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 (©. ©. 
6. 111) das Ablöf.: Verfahren in Neus Vorpommern und Rügen der Gen. Kom. 
a Stargard übertragen, nad ben in dem übrigen Geſchäftsbezirke diefer Behörbe 
gltenden Vorſchriften. 

2) Das ©. betr. die Erg. u. Abänd. der Gem. Th. O. v. 7. Ian. 1821 u. 
iniger anderer über Gemeinheitstheilungen ergangener Geſetze v. 2. März 1850 
(9.6. 1850, ©. 139) ift inzwiſchen publicitt. Daflelbe hat in den Kammern 
üzige Mbänderungen gegen den früheren Entwurf erlitten. Diefe Abänderungen 
ud jept berudfichtigt worden. 

3) Veral. Druckſ. d. II. 8. 1834, Mr. 264., desgl. flenogr. Ber. d. TI. 8, 
M. 1.5, 595 ff. (Berichterftatter Abgeerd. Ambronn). 
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wie für die Ablöfung von Servituten erfchwerend und bebürfen daher einer Er⸗ 
aͤnzung. Weit weniger genügen für folde agrariſche Anseinanderfegungen bie 
dan Geſetze für die Rheinprovinz, mit Ausſchluß der Kreiſe Duisburg und Rees, 
in welchen leßteren die Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 bereits Geltung bat. Dean 
in den vormals Naſſauiſchen Landestheilen find Markentheilungen nur unter An 
fellung der gemeinredhtlihen Theilungsflage zu erreichen und Ablöfungen von 
Weideberechtigungen und Helzabgaben aus Gemeindewaldungen dur tie Kultus 
Berordn. v. 7. u. 9. Nov. 1812 nur in einer hoöchſt mangelhaften, nicht befriebts 
genden Weile durchzuführen. In den Diftriften, in welden das Franzeſ. Kech 
ilt, fönnen Theilungen gemeinfchaftliher Grundflüde nur unter den erfchwerenden 
Formen ber analogifh anzumendenden Grbjchaftstheilungsklage verlangt werben, 
wogegen für Serpitutsablöfungen die Beſtimmungen des Code rural v. 28. 
und 6. Oft. 1791 und in einem befdhränften Theile das Kantonnementsrecht cm 
ganz ungenügendes Mittel Darbieten. Das letztere, das Kantonnementsrecht, wer 
nach der Bigenthümer fih durch Landabfindung von Servituten befreien kann, welde 
einer Gemeinde oder auch Privatperjonen namentlich auf Waldungen, Wiefen, Rco: 
ren und Ordnungen zuſtehen, gilt wenigſtens unbeftritten nur in ben ve 
Lothringifchen Sandestfeilen Das Ruralgefeb läßt dagegen Koppels und Stoppel⸗ 
weide (vaine päture et parcours) durch bloße Ginhegungen befeitigen, wern jene 
fi nicht auf einen fpeziellen Titel gründen. Daß ſolche Binhegungen fehr koflber 
find, wenn die Requifite des Art. 6. Tit. I. 4. des gedachten Welches (die Metiwe 
zur Megierungsvorlage) beachtet werden, it hinreichend befannt; Ddiefelben werben 
aber auch in vielen Fällen nicht auszuführen fein, wenn man erwägt, wie beder⸗ 
tend die Zeriplitterung des Grundbeſitzes if. Nach den Berhantlungen bes ſechſten 
Nheinifchen Brovinzial-Landtages (1841) zerfällt das Mreal der Rheinprovinz ven 
10,233,790 Morgen in 11,215,527 Katafter s Barzellen; tie durchſchnittliche 
Größe eines Grundſtücks it alto unter einem Morgen. Am ſtarkſten M 
die Zerfplitterung im Kreife Weplar; die kleinſte Aderparzelle in ihm enthäl 
55 Quadratfuß, die Fleinite Wiejenparzelle 20 Quadratfuß; die Parzellen find ſo⸗ 
weit getheilt, daß eine foldhe zuweilen nur wenige Furchen beträgt, und bag zwei 
Nahbarn den Siefaamen zufammenfhiegen und nur Biner füet, damit die Körner, 
die tberfallen, nicht verloren gehen. 

Der jept von der Regierung vorgelegte Gefeb: Entw. bezwedt, dieſe Mängel 
der Sefebgebung in den vorbezeichneten Landestheilen zu beheben. Derſelbe ſchließt 
fih, ſoweit nicht lokale Verhältnifie und die materiellen reiche der Rheinprevi 
eine Abweichung bedingen, ben Bellimmungen der Gem. Th. ©. v. 7. Juni 1 
und dem ergänzenden Gef. v. 2. März 1550 an und Hut glichzeitig Diejenigen 
Vorſchlaͤge berudfichtigt, voelhe bie Agrar-Komm. der IE; K. zu dem in der vor 
jährigen Seffion von der Regierung eingebrachten, jedoch damals nicht mehr zu 
Berathung gefommenen Entwurfe der Rheiniihen Gem. TH. O. gemacht hat. 
gilt dies namentlich in Betreff ber Srundiäge über die Ausdehnung der zwange⸗ 
weifen Servitut:Ablöjfungen und Theilungen von Gemeindegründen (in lehter Hin 
fit jedoch mit Ausichluß einer im $. 1. sub II. enthaltenen Beſchraͤnkung), fer 
ner in Betreff der Befugniß der Berheiliaten zu Prevokationen auf ſolche Auseiss 
anderfegungen, Sowie hinfichtlih der ſubſidiären Beſtimmungen über den Umfang 
ber Weidetheilnehmungsrechte und ter Feſtſtellung des Werth der Nupıngeredhte, 
fewie der Art der Entſchadigung und entlid auch hinſichtlich der Wirkungen fels 
Her Auseinanderfegungen. Gine wefentlihe Abweihung von den Beſtimmungen 
der Gem. Th. O. v. 7. Iuni 1521 enthält der Geſetz Entw. tagegen ($. 16.) im 
ber Beſtimmung, daß fein Beliger von Gruntilüden in den betreff. Theilen der 
Rheinprovinz genöthigt werten kann, fi einer Verlegung derjenigen feiner Grund: 
flüde, welde er nicht zur Abfindung für aufzuhebende Berechtigungen abtreten muß, 
Behufs Erlangung einer wirthichartlihen Lage gu unterwerfen, daß daher eine 
awangsweife Zufammenlegung ber in vernenater Lage befindliden Grunbiide, 
weile in ben öftlihen Provinzen nach den tafigen wirthichaftlihen Verhaͤltniſſen 
bie fegensreichiten Gefolge gehabt und zur Gründung des Wohlitantes der län 
lichen Bevölkerung wejentlid beigetragen hat, in Berudfihtigung der dortigen abs 
weidhenden Bebürfniffe und wirthſchaftlichen Verhaͤltniſſe ausgeichloffen bleiben fell 

Mit Ausführung ber Hemeinheitstheilungen will der Gejeps@ntw. in denjeri⸗ 
en Eandestheilen, in welchen bereite für die Ablöfung von Reallaſten befontere 

ehörden beftehen, die leptern beauftzagen, wogegen für bie Lanbeötheile des linkes 
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Reinufers nach einer befondern Geſetzes-Vorlage, bie orbentlichen Gerichte bie 
Gemeinheitstheilungen zu leiten haben, dem Ginfchreiten der Gerichte aber ein aus⸗ 
gedehntes Bergleihsnerfahren vor einem Rey. Kommiffar vorangehen fol. 

Die Agrars Komm., welche zum Behufe der Borprüfung dieſes Gefeh : Entw., 
wie in ber vorjährigen Seffion bei der Berathung des eriten Entwurfs der Rhei⸗ 
niſchen Gem. Th. D., wiederum den Sch. Revif. Rath Hiltrop als Sachverftins 
digen zugezogen bat, hat fi nicht nur im Allgemeinen mit diefen materiellen und 
fermellen Beſtirmungen einveritanden erfliren, fondern auch den Gefes : Entwurf 
ſelbe nur ale durchaus vollfländig und befriedigend anerkennen Tonnen. Diefelbe 
anhiet das Bedürfniß einer Gem. Th. D. für die Landestheile, für welche bie 

jegesoorlage beflimmt if, als unbeflreitbar und erkennt die proponirten Mittel 
gm Befriedigung jenes Bedürfniffes als geeignet und hinreichend an. 

ie Kommiſſien bat fi daher auf wenige Vorfchläge zur Abänterung und 
Orsänzumg des Befeps Entwurfs befchränfen können. 


C. Der Bericht der Kommiffion der I. Kammer: !) 


I. Ginleitende Bemerkungen. 

Die Sem. Th. O. gehört in den Kreis der Geſetze, welche bezwecken, durch 
Yerimadyung einestheile der Perfonen von ben Feſſeln des Unterthänigkeits : VBerban: 
des ud Frohndienſtzwanges, anderntheils des Grundbefitzes von den deſſen beffere 
Yaupung und Kultur hemmenden Ginfchränkungen, Reallaften uund Prüdial:Ser: 
sun, — einer fortichreitenden Entwidelung der moralifchen, wie der probuftiven 
Aiſte der Ration die freie Bahn zu öffnen. 

Der 1. 8. if der „Ontwurf zur Gem. Th. O. für die Rheinprovinz, 
eit Ausnahme ber Kreife Duisburg und Rees, fowie fürReu:-Bor: 
youmern und Rügen“, weldher in der AgrarsKomm. der II. K. ſchon früher 
Ieaigen wurde, jetzt zum eritenmal vorgelegt. Zur überzeugenden Beurtheilung 
nr Bedarfuißfrage ſcheint es nöthig, in den Hauptumriſſen darzuftellen: 

1) den Bang jener Geſetzgebung, einerfeits in den oͤſtlichen und mittleren, 
anbererfeitd in den weftlihen Provinzen des Staats und bejonders in den 
Landestheilen des linken Rheinufers; 

2) die in diefen geltenden materiellen Beſtimmungen, namentlich über Gemein⸗ 
heitötheilungen und Seryitut-Ablöfungen, fowie 

3) die Zufinde in ber Rheinprovinz, mit denen es der Geſetz⸗Entwurf zu thun 

t 


f) neber den gefhichtlihen Bang der Landeskultur⸗Geſetzgebung in Preußen, wie 
ia der Rheinprovinz, und über bie Vorarbeiten zu einer Bemeinheitstheilunges 
Ordnung für letztere. 

Jene Geſetzgebung zerfällt überall in Drei Kathegorien: 

a) die gutsherrlich- bäuerlichen Regulirungen, 

b) die Ablöfungen und 

e) die Gemeinheitstheilungen; 
fe Reben nach ihren Prinzipien, wie nach ihren Wirkungen in einem fi gegenſei⸗ 
ig bedingenden, inneren Zufammenhunge. 

Be usa diefer Geſetzgebung find Im ganzen Staat vier Ländergruppen, reſp. 

—** zu unterſcheiden: 
A. In den altlaͤndiſchen Arovinzen, ferner den Lauſitzen, wie den 
vormals fähfifhen und polnifhen Eandestheilen find es folgende Ge⸗ 
ſehe, welche die drei Kathegorien ſchaͤrfer hervortreten laſſen und eine jede abgeſon⸗ 
dert behandeln. 

L Das Ed. v. 14 Sept. 1811, wegen Loͤſung der perſonalen und realen 
Berhälniffe und ihren — (nicht eigenthümlichen, — laſſitiſchen, — theils erblichen, 
ae nicht erblihen) — bäuerlihen Hinterfaſſen; demſelben ging das Ed. v. 9. 

1807 voran und folgten die Regulirungsgefepe für bie LZaufigen und bie vor- 
mais Polniſchen Landestheile von 1821 und 1823, inshefondere aber aud bie 
Dren. v. 20. Juni 1817 wegen Organifation befonderer Behörden und wegen bes 





4) Beral. Druckſ. der J. 8. 1844, Nr. 239., beogl. flenogr. Ber. der J. 8. 
D. ⁊. S. 1339-1346 (Berichtierfiattes Mbgeord, Lette). 
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Gefhäftss Verfahrens für Auseinanderfeßungs:Saden, nebit deren fpäteren Ergin⸗ 
ungen. 

| I. Die Ordnung wegen Ablöfung von Dienften, Zehnten, Laudemien us 
anderen Natural: und Geldleiſtuugen von eigenthümlich, erbzins- und erbpachtietfe 
befefienen Grundftüden, v. 7. Juni 1821. 

II. Die Gem. Th. DO. de eodem, deren Abſchn. I. die Aufhebung fultar: 
ſchaͤdlicher Gemeinheiten — d. 5. der gemeinf&haftlihen Benugung von rum 
ſtuͤcken mitteljt Weide, Mitgenuß des Holzes, der Streu und Plaggen, — glei 
viel, ob die Kommunion auf Mit: und Geſammt⸗Gigenthum oder auf ein: che 
wechſelſeitigem Servitutrechte beruht, — deren zweiter Abſchnitt, auch ohne Aufhe 
bung, eine fulturgemäße Ginfhränfung jener ländliden Prädiel— 
Servituten, wie die Ginführung einer beffern Nupungs:-Orbuung 
für Derartige Gemeinheiten, zum Gegenftande hat. Die Regulirungss ab 
Ablöfungs: Gefehgebung wurde fohlieglih in dem Gef. v. 2. März 1850 zufem 
mengefaßt und erweitert, die Gem. Th. Gejeßgebung in dem Gef. de eodem chew 
falls ergänzt. 

B. In der Provinz Weitphalen und in demjenign Theile der Bre 
vinz Sachſen, welder während einer Zeit von etwa fünf Jahren (1808 ii 
1813), fowie ein Theil jener zum vormaligen Königreich Weſtphalen, ein andere 
Theil zu Berg und Brankreid gehört hatte (wo, wie in den alten Provinzen, ds 
Allgemeine Landrecht gilt), ferner in dem rechtfeitigen Theile der Rheinprovinz, ms 
mentlih in dem vormaligen Großherzogthum Berg, wo — mit Ausnaha 
zweier Kreiſe — Branzöfifches Recht und Gerichtsverfahren, und in den vormal 
Naffauifhen (dem Meg. Bezirf Koblenz einverleibten) Landestheilen neb| 
Meslar mit Gebiet, wo noch das gemeine Recht gilt, — nahm jene Geſetgeb 
unter dem Ginflufie der Branzöfifchen, einen anderen Gang. Daſelbſt wurben pe 
terhin die Rechtsverhaͤltniſſe des Grundbeſitzes, wie die Ablöfunge : Belinumunge 
wegen ber Reallaften (die in die oben gedachten Rathegorien zu I. und Il. fallende 
Verhaͤltniſſe), unter Aufhebung der fremdherrlichen, beziehungsweife Naſſauiſche 
Geſetze, doch unter Berüdfihtigung der durch diefelben begründeten Rechts zuſtaͤm 
zufolge der in den meiſten und weſentlichſten Beziehungen übereinſtimmenden de 
Gef. v. 21. April 1825, nebft Ablöf. O. v. 13. Juli 1829, ferner der Gef. ». 18 
Juni und 4. Juli 1840, anderweit geordnet. 

Das neuefte Geſeß v. 2. März 1850 umfaßt nunmehr aber auch dieſe Lan 
bestheife zu B. auf gleiche Weife, wie die zu A. Dagegen hat die Gem. Th. D 
v. 7. Juni 1621, welde an die Stelle des 4. Abſchn. Tit. 17. Th. J. des ALM 
trat, wie deren Grgänz. v. 2. März 1850, in der unter B. gedachten Ländergrupy 
nur foweit Geltung, als dafelbit dus A. L. R. eingeführt if; deshalb in der Rhein 
provinz, auch für bie rechte Seite, allein in den Kreifen Duisburg und Rees, w 
das A. L. R. gilt. 

C. Neu: Borpommern und Rügen, — wo ebenfo, wie in den yormah 
Naffanifchen Landestheilen, noch gemeines Recht gilt, — hat feine Regulirungs 
und Abloͤſungs-Geſetzgebung erjt nit dem ©. v. 2. März 1850 erhaiten, bes 
Ausführung der Gen. Kom. zu Stargard überwiefen ift; — andererfeits Sie 
RR aus der, Zeit der Schwebifchen Serrfchaft, für Gemeinheitstheilungen ey 

efondere B. v. 18. Nov. 1775 und das Patent v. 14. Dec. 1801, — yngenü 
indeß in Betreff des Verfahrens und der Servitut: Ablöfungen, woran —* 
nichts geaͤndert worden. 

Abgeſehen von den Gemeinheitstheilungen in Neu-Vorpommern und Mügm 
wie davon, daß, wie zu B. bemerft, nur in zwei Kreiſen der Rheinprovinz die Ge 
Tb. O. gilt, beiteht dagegen, wie für die zu A. und C., fo auch für bie gu B 
gedachten Theile des Staates, hinfichtlich aller Angelegenheiten, weldhe Gegenfaul 
der Regulirungss, Abloͤſungs- und Gem. Th. Gefepgebung find, eine im Befml 
lien gleichartige Organifation und Kompetenz der dafür beftellten Behörben zu 
ein ganz gleihmäßiges, auf die Ordn. v. 20. Juni 1817 und deren fpätere E 
gänzungen gegründetes Gefchäftsverfahren. Der Wirkungskreis der Gen. Ku 
zu Münfter eritredt fi aud über die zur Rheinprovinz gehörigen Landestheile, I 
denen die Ablöf. Gef. von 1825, 1829 und 1840 gelten, mit Ausihluß allein de 
vormals Naffauifchen Landestheile nebit Wetzlar und Gebiet, in denen die ABU 
fungen von ber eglerung zu Koblenz und dem dortigen Spruch Kollegium fü 
landwirthſchaftliche Angelegenheiten veffortiren; der Wirlungskreis bee —* 
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Kolleg. für L. 8. S., welcher die Entiheidungen von Gegenſtänden feiner Roms 
petenz Betrifft, eritredt fi) über alle genaumten Theile des Staats. 

Bon ter Preuß. Landeskultur- (Regulirungs:, Ablöjungs: und Gem. TH.) 
Geſezgebung unberührt bleiben hiernad nur 

D. tie Landesıheile auf dem linken Rheinufer (wo durchweg ber 
Code civil und ter Code de procedure civile gilt); fofern man dahin nicht die 
B. x. 17. April 130 wegen Ausübung der Jagd, ferner die K. ©. v. 29. Oft. 
(LS. S. ©. 231), welde die Vermuthung für ben feutalen oder qutsherrs 
Ben Urſprung ter Eis 153% oder ſpaäter entrichteten Renten aufbebt, envlid das 
@. ». 5. Juli 1544 uber die Beichränfung der Nachtweide und tas Einzelnhüten 
des Bicher, rechnet. 

Dieje, urſprünglich Deutichen, aus zahlreichen kleinen Territorien, unter wech⸗ 
ihaber geiftlicher und weltliher Hoheit, zufanmengefegten Landestheile, in denen 
mehr oder weniger von altersher ſchon Freiheit der Perſon, volles, nur mit ver: 
Mietenen Reallaiien behajtetes Gigenthum und Theilbarfeit des Grundbefiges vor: 
but, theilten, — in Folge ihrer Bereinigung mit Frankreich, zum Kleinen Theile 
beats wor, zum größeren bald nad der Revolution, — die Branzöfiichen Gefeße 
sb Berwaltungs: Srlafie der Iahre 1789 ff. Abgefehen davon, daß diefe Geſetze 
mb Srlaffe während eines Zeitraums von etwa zwei Dezennien unbeitimmt, bald 
g weit, dann wieder zurück griffen und nicht fünmtlih in allen Theilen der Pro: 
vu, auf gleiche Weile publiziert find, it im Wefentlihen der Rechtszuſtand der, daß 
Manch die aus der Lehns⸗, Guts⸗ und Gerichtsherrlichkeit entfprungenen perfonalen 
ab sealen Abhängigfeite,; und Belaitungsverhälmiffe ohne Entfhäbigung aufgeho: 
bs, hingegen Srunbrenten, Laudenien und andere Realleiftungen aus onerofen 
wisatsechtlichen Titeln, auf Antrag des DVerpflichteten, durch Kapital ablöslidh find, 
mh zwar im Allgemeinen gegen Erlegung des 25=, reip. 20:, bei Domainen bie 
BI des 15 fachen Betrages, bei Laudemien eines noch geringeren Satzes. Auch 
uielten dergleichen Renten und Leiltungen die Natur von Mobiliarforderungen. 

Gin Bedürfniß zur Ergaͤnzung diefer Regulirungss und Ablöfungs: 
Geepgebung für die linke Rheinſeite, ift, zufolge der im 3. 1845 erforderten, über- 
etissmenden Berichte der fünf Rheinifchen Regierungen nicht mehr vorhanden, 
Is Dienfie und Laudemien faft gar nicht, andere ablöslihe Reallaften immer feltes 
we noch vorkommen, auch meilt, auf dem Wege von Privatverträgen, allmälig ver: 

inben. 

(Acta gen. des landwirthfchaftl. Min., betr. Gem. Th. und Servitut:Abl. 
in der Rheinprovinz Vol. 5. Nr. 63.) 

Dagegen ift das Bedürfniß zu einer vollländigen Gemeinheitstheilungss, 
bebangsweile Servitutablöfungs- Ordnung, und zwar fowohl 

8) für bie linfe Seite ter Mheinprovinz, als 

b) für Die rechte Seite, wo nur in den Kreifen Rees und Duisburg, zugleich 

mit dem A. L. R., die Sem, Th. DO. v. 7. Juui 1821 gilt, 
au der Zeit anerkannt, als die eben erwähnte Gem. Th. ©. für die ubris 

7 Brovinzgen vorbereitet und publizirt wurde, Seitdem auch wiederholt zur 
Ente gebracht; — obwohl in den weſtlichen Theilen des Staats, befonders in 
bg Sheinprovinz, — wo ſich die Gemeinden ſchon früher aus den Markengenoſ— 

„, als ihrer hiſtoriſchen Grundlage, herausbilteten, im Gegenfaß zu den 
ichen, wo ber Gemeinde: Verband in der Mehrzahl und wejentlih auf dem Un: 
kihänigleitsverhältnig der Lagwirthe zum Gutsheren beruhte, — das condominium 
ee Barfgenofien und Mitbeerbten zum großen Theil in Gcmeintevermögen über: 
n und leßteres, namentlich in der Rheinprovinz, weit überwiegend war, 
ie für das vormalige Großherzogthum Berg mitgeltenve Ablof. ©. v. 13. 
wi 1529 wies im $. 5. und im $. 27. auf die Gem. Th. O. bin, und das Ab: 
WE G. v. A. Juli 1840 für die vormals Naffauifhen Landestheile behielt 8. 4. 
ine weitere B. über Semeinheitsiheilungen ausdrüdlich vor. Die Provinzial-des 
irden trugen mehrfady darauf an; in den 3. 1835 — 37 reichten die Rheiniichen 
unten ihre gutachtlichen VBorfchläge und — obwohl ungenügende — Geſetz⸗ 
e ein. 
Cine Wiederaufnahme der legislativen Arbeiten wurde durch die Petition der Rhei⸗ 
gen Brovinzialtände v. 250. Juli 1841: „wegen Vorlegung eines Geſetz⸗Entwurfs zur 
Ulefung der Weidegangsiervitute* hervorgerufen und fie begann mit ber dem Provin⸗ 
vergelegten Denkſchrift y. 11. Ian. 1845. Als unausweiolich unb rin 
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gend aber flellte fih das Bebürfnig heraus, als ein Antheilserwerber des Blame 
heimer Erbenwaldes auf deflen Theilung Eagte, indem ber, in feinem Ausgaı 
zweifellofe Prozeß blos über eine Borfrage, über die Intervention und den Bit 
ſpruch der weideberechtigten Gemeinden, in einer einzigen — ber erfien — Yallı 
mehr ale 20,000 Thlr. Koften verurfacht, hiernaͤchſt die Adminiftratio- Behörde, 
die Staatsanwaltſchaft veranlagt hatte, die Stiftung des Theilungsverfahrene 
das Dringendite zu befürworten, weil es ohne die größten Nachtheile, ja ohne 8 
vieler Theilnehmer, felbft in einem fehr langen Zeitraum unmöglich erfchrine, ' 
vorliegende, wie jedes andere einigermaßen umfangreiche und verwicelte Theiken 
verfahren, mit den bafür ungureichenden Rheinifchen Theilungsgefehen, beſen 
Fr den für die ordentlichen Gerichte maßgebenden Prozedur: Borfchriften bus 
ren '). 

Es erging hierauf die K. O. v. 7. Aug. 1846 (G. S. ©. 431.), durch weh 
„zur Borbeugung der der Landeskultur nachtheiligen Naturaltheilungen gemeinf& 
lich benußter, im ungetheilten Befitze befinblicher Waldımgen in der Rheinpı 
vinz, wo es zur Zeit an angemeffenen Borfärtiiten über die Th 
Iungsgrundfäße und das Theilungsverfahren fehlt”, mit Austehe 
auf die ſchon ſchwebenden Theilungsprogefie, beflimmt wurbe: „daß bie zum ( 
laß des von den dortigen PBrovinzialftänden gewünſchten nnd | 
reits in ber Bearbeitung beariffenen Geſetzes über Gemeinhei 
theilungen und über bie Ablöfung von Servituten bie Delimmus 
des Art. 114. des Forſtorganiſations⸗Dekrets für das vormalige Großherzegth 
Berg, fo wie der für alle Markenwaldungen im ehemaligen Herzogthum Eng 
gangenen Ordre v. 13. April 1842 im gangen Umfange ber Bheinprosi 
mit Ausnahme der Kreife Rees und Duisburg, Anwendung finden“, worad 
den vorausgefepten Faͤllen Ginleitung und Fortſetzung des Theilungsverfahr 
einftweilen von der Zuflimmung der Regierung abhängig fein folle. 

Die Schwierigkeit der Einführung der Gem. Th. ». in der Rheinprouing 
von jeher weniger darin, daß biefelbe gewiflermaagen einen Abfchnitt des U. ®, 
bildete und ſich theilmeife an deſſen Borfchriften anſchloß, — denn beren wefi 
lichſte Beſtimmungen beruhen auf einer für den fachlichen Zweck als allgemein 1 
tig anzuerfennenden inneren Nothwendigfeit bes Rechte, — als vielmehr in ber 

ulänglifeit und Unpaglichfeit der Rheiniſchen Givilprozeg-Drbnung und dee 7 
* sverfahrens vor den ordentlichen Gerichten für dieſes eigenthümliche Red 
gebiet; hauptſaͤchlich darin, daß, auch abgeſehen von gewiſſen, ben Geſchaͤftsbet 
erſchwerenden Börmlichfeiten, der Rheiniſche Theilungsprozeß vom Betriebe 
Rechtsanwalte abhängt, deſſen Endreſultat durch Interlofute mehrfach aufgeha 
werben kann, während ber ordnungsgemaͤße Geichhäftsbetrieb in jedem Gemein 
theilungsverfahren durch die einheitliche Zufammenhaltung ber Berhandlungen 
Streitigfeiten, wie durch beren feite, dem Endzweck des Verfahrens entſprech 
Leitung von Amtswegen Seitens des (gleichzeitig jurififh und techniſch gı 
beten) Kommiſſarius und der Behörde bedingt ıf. Wenn nunmehr dieſen leßte 
unerläßlihen Erforderniß durch den gleichzeitig vorgelegten Entwurf über das! 
fahren, zum wenigften für das erſte Stadium, für das des Ginigungeverfuds 
ber Regierung und deren Kommiffarien genügt, auch fonft manche zwedgemäße 
flimmung für das zweite Stadium, für das des gerichtlichen Prozeßverfahrens, I 
gefhlagen und dadurch größere Ausfiht und Geſchwindigkeit wegen einer ed 
reihen Ausführung des materiellen Geſetzes, — der vorliegenden Gem. 
ſelbſt — gewonnen wird, gewonnen wird, fo darf man fid jetzt für ben 
diefer Ordnung enticheiden; während biefelbe andberenfalle iAuforifche Soffss 
erweden und eher zur Verwirrung ber betroffenen Real: Rechtsverhäftniffe fü) 
würde. Dabei muß die weitere Verbefferung und Bervolltändigung des Beau 
tens, namentlih durch Organifation einer beionderen, gleichzeitig leitenden 
rihterlihen Kultur» Behörde aud für die Rheinprovinz, vorerft der Fünftigen 
fabrung und dem fortfchreitenden Bedürfniß überlaffen werden. 


— — — — — 


1) Vergl. zu Erläuterung bes Berfahrens bei Theilung gemein 
Wälder in der Rheinprovinz den Wuffag des Oberforſtmeiſter 9. Steffent 
Aachen in ber Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. für 2. 8. ©. Bd. 1. ©, AMf. 
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Ucher die in Betreff des vorliegenden Gegenflandes in ber Rheinyrovinz gel: 
tenden materiellen Geſetze. 

Zar Beurtheilung der Bedürfnißſrage gehört ferner eine kurze Betrachtung der 

rs Rheinproving zur Zeit geltenden materiellen Beftimmungen über den Gegen: 

B 


2). 

Die Befugniß zur Provokation auf Gemeinheitstheilung gründet ſich daſelbſt 

BB in der allgemeinen Beſtimmung des Art. 815. Code civil, und fo weit das 

me Recht gilt, in der actio communi dividundo. 

em eriſtiren einige Vorſchriften, weldhe die Cinſchränkung von 

IsEervituten, zufolge deffen die freiere und höhere Nubung der folder: 

alt belafteten Grundilüde begünftigen und hierdurch in ber einen ober an: 

r Beziehung das Bedürfniß eines Geſetzes zur gänzlichen Ablöfung der Ser: 

e weniger fühlbar machen fönnten. Dahin gehören: 

1) in den vormals Naſſauiſchen Landestheilen tie $$. 1. und 2. der Kultur: 
Berorbn. v. 7. und 9. Nov. 1812 (Scotti, Sammlung Bd. 4. S. 1879), 
wonach jedem Gutsbefitzer die unumfchränfte Benupung feines Aderlandes 
ohne Rüdfiht auf beſtehende Huts und WeidesBeredhtigungen freigeftellt ift 
und wonach bie Benutzung der Wiefen, felbit des Grummets, feine Ein: 
es leiden, deren Behütung au nur bi März oder April fattfins 

en fol; 

8) in ben Landestheilen links des Mheins, wo der fogenannte Code rural v. 
28. Sept. und 6. Oft. 1791 (Daniel's Handbuch Bd. 2. ©. 157) nur 

ilt, die Art. 2. Sekt. I., Art. 9. und 10. Seft. IV. Tit. I., wonach jeder 

ntbefiger fein Feld in freier Bruchtfolge beftellen und das Recht ber 
Koppels und Stoppelweide (parcours und vaine päture) auf künftlid ges 
bauten Wieſen, eingefäeten oder mit Früchten verfehenen Ländereien vor der 
Erndte, wie auf natürlichen Wiefen vor Abbringung des erſten Schnittes, 
nicht ausgeübt werden barf: 

3) in allen Teilen der Rheinprovinz, wo der Code civil gilt, bie Art. 647. 
und 648. defielben, wonadh jeder Brundeigenthümer feine Aeder und felbit 
Biefen auf die Art. 6. Sekt. IV. Tit. I. des Code rural näher beichriebene 
Beife, durch Mauern, Gräben, Hecken oder Zäune mit der Wirkung ein: 
fchliegen darf, daß, fo lange die Einfriebiguug beiteht, die Koppel: 
und Stoppelweide anderer Grunbeigenthümer aufgehoben bleibt, ohne an: 
bermweite Entfhäpdigung, ale gegen Aufgabe des eigenen Rechts an ber ge: 
meinen Weide auf ungebauten Feldern, nah Berhältnig des Terrains, das 
er ber gemeinen Weide durch tie Ginfriedigung entzieht. 

Dabei beitehen verſchiedene polizeiliche Beſtimmungen aus früherer, zum Theil 

reg Zeit hinſichtlich der Weide, Holzs und Streunugung in ben Wäldern für 

eine oder andere Territorium, aus dem die Provinz zufammengefegt iſt. Nun 
jebod auf rechtmäßigen Titeln begründete Rechte von Privatperſonen aud in 
obigen Fällen in ter Regel befonders zu berüdfihtigen, dazu bie richterliche 
ris bei jenen Beilimmungen nicht unzweifelhaft und die Koften einer Cinſchlie⸗ 

j Heinerer, in vermengter Lage befindlicher Parzellen unverhältnigmäßig. Alles 

vermindert erheblich den praftifchen Werth jener Befugniffe; in gleicher Art, 

dies erfahrungsmäßig bei den ganz ähnlichen Beitimmungen der 88. 119. seq. 

22. Th. 1.06 A.UNR., 55. 11., 22., 23., 27. und 28. des Kultur⸗Ed. v. 

Sept. 1811 fo lange ber Kal war, als dieſen Beſtimmungen des Preuß. 

“ noch nicht die Gem. Tb. und Servitut⸗Abloſ. O. v. 7. Juni 1821 nebit 

meffenen Prozedur⸗Vorſchriften zur Seite ſtand. 

‚Güör die Aufhebung von Prädial⸗Servituten finden ih nur zwei 

kmmumgen im Mbeiniihen Rechte, wenn man von den lediglich auf Artikel 815. 

s eiril zu gründenden Theilungskfagen wegen gemeinfchaftlihen Gigenthums 

aldungen u. f. w.), abſieht, namentlich: _ 

1) (laut Art. 8. Sekt. IV. Tit. I. de6 Code rural — und famit nur für das 


— — — 


8) Bergl. ben Aufſaß über Aufhebung der Gemeinheiten und Servituten in 
* inz v. Bette in ber Zeitfehr. des Reviſ. Kolleg. für 2. K. ©. Bd. 1. 
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linte Rheinufer gültig) — die Ablöslichkeit der auf einem Titel gegrunbe 
Befugniß Privatberehtigter zur vaine päture auf Feldern, Wieſen el 
MWaldungen nad der Schätzung Sahveritändiger; eine Beftimmung, ber 
deß ein erheblicher praktiſcher Erfolg zur Zeit nicht beizumohnen fee 
ba 3. B. bei der Theilungsflage des Flamersheimer Erbenwaldes die « 
gebehnten Weideberechtigungen zahlreicher Gemeinden auh nach TE 
lung bes Waldes unter den Mitbeerbten auf den einzelnen Separakie 
plänen und geringen Parzellen fortbeftehen follten, woburd entweder be 
künftige Waldkultur, oder andererfeits die Ausübung der Hütung unmögl 
jedenfalls gefährdet wird; 

2) die aus dem älteren Branzöf. Recht entnommene Kantonnemente s (AM 

lunge:) Klage, welche dem belafteten Gigenthümer, namentli von Wat 
en, Wieſen und Heiden, fei er eine Gemeinde ober eine ———— 

efugniß beilegt, ſich durch Abtretung eines Theils des belaſteten 
ſtücks von den darauf haftenden Nutzungsrechten Dritter zu befreien; fe 
jedoch in neuerer Zeit von den Gerichten für den bei weitem größten € 
des linken Rheinufers, wie für das rechte, wegen nicht erfolgter Buhl 
tion des betreffenden ©efebes, für unanwendbar erklärt. 

Nur ſolche Holzabgaben, welde nicht auf Servituten berufen, find 
den vormals Naffauifchen Landestheilen fhon nad der Rultur:Berorbn. von 1i 
und in ben anderen Theilen bes rechten Rheinufers, zufolge der oben 
iem Ablöf. Ordn. von 1829 und 1840, und ber neueften v. 2. März 1850, 
öslich. 

a6 Mangelhafte und Ungenügende der in ber Rheinprovinz geltenden 1 
besfulturs@efeßgebung in Bezug auf ®emeinheitstheilungen und Servitut⸗Ablo 
en erflärt fi eben daraus, daß diefelbe der Entwidelung diefer Gefehgebum 
Breußen fremb blieb, welche vielmehr den Separationen ( Bemeinheitstheilun 
und Servitut:Ablöfungen) viel früher, als den Ablöfungen von Dienften und A 
laften, jenen fogar fon feit Friedrichs des Großen Zeit; eine befondere Fürk 
wibmete, während dagegen diefes Gebiet der Gefeggebung bes Rheinlandes bis 
feiner Bereinigung mit dem Staute ausfhlieglih durch bie Gntwidelung der Bı 
zöfifchen Legislation beſtimmt wurde, welche einerfeits in Bezug auf die Löfung 
Hörigkeitss, Frohn⸗ und Meallaften:Berhältniffe allerdings durdygreifender und x 
ſichtsloſer, aus um einige Dezennien früher vorgegangen war, welche 
andererjeits, geleitet von den Prinzipien der Gentralifation, wie von anderen 
EultursInterefien, mit >eifeitfegung individueller Mechte, das gemeinſchaftliche Ei 
thum mehr oder weniger als KorporationssBermögen behandelte, auch den Gem 
heitstheilungen und Serpitut : Ablöfungen Feine befondere Aufmerkſamkeit F 
Denn ſelbſt der neuere Code forestier von 1827 (Art. 63. und 118.) g 
Kantonnements:Rlage nur dem WaldsGigenthümer zu und es ſoll in Frankreiqh 
neuerlich eine generelle Gem. Th. und Servitut⸗Abloͤſungs⸗Ordn., und zwar | 
für die Bretagne, erlaflen werden. 
3. Meber die Kulturzuflände in der Mheinprovinz, welche von Bemeinheitss& 
lungen betroffen werben können. 

Endlich kommt es bei der Entſcheidung der Bebürfnißfrage, abgefehen wen 
Ungenügenden des Geſetzes, insbefondere darauf an: ob ſich den vorliegenden | 
feß: Entwurf ein hinreihendes Feld der Wirffamfeit noch barbietet? In ber 1 
ift der deshalb mehrfeitig gehörte Zweifel früherhin wohl nit ohne Gin 
die Verzögerung bes Geſeßes geweſen. Derfelbe if mein nur einer ob 
Betrachtung der Rheiniſchen Agrarzuftände entfprungen, bie fi auf die Hehe 4 
tur der fruchtbaren Fluren des Rheins und feiner Nebenthäler beſchraͤnkte, ww 
ier freilih die kulturſchädlichen Weide: und ähnlichen Seroitute verdrängt. 

aneben enthält die Provinz (nah dem Katafter pro 1640) in deren 10,449, 
M. Morgen Grundflähe, bei 4,334,606 Morgen Ader und Gartenland, ı 
1,026,997 M. Morgen Wiefen, Weiden und Hütung; außerdem a) an W 
dung 3,203,662 M. Morgen, und namentlih h) an Heiden, Wilds ı 
Schiffelland noch 1,480,296 Morgen. 

Die vom ber: Präfldenten dem landwirthfchaftl. Min. im vorigen Jahre 
ereichte Nachweiſung der in der Provinz vorhandenen Heiden, Deden 
R rüder ergiebt deren 781,013 M. Morgen; «6 fallen von biefen wüten 8 

serien: 


Grmeinbeit-T6. DO. für die Rheinprovinz ic. v. 19. Mat 1851. 2305 
9 auf den Regierungs⸗Bezirk Koblenz 177,697 Morgen 15 Ruthen, 
i - 116 


e 0: s : Hacken 254,132 ⸗ 
3) = > ⸗ ⸗Trier 162,100 ⸗ 140 ⸗ 
4) = : ⸗ s Köln 78,472 ⸗ 40 ⸗ 
5) = 5 s s Düffeldorf 108,611 s 13 ⸗ 
u find hiervon im Beſitz: 
1. von Gemeinden. 2. von Privaten. 
(im Reg.⸗Bez. Koblenz 114,053 M. SITZR. — 63,643 M. 106 R. 
Dd⸗ ⸗ Aachen 128,266 » 113: — 125,866 ⸗ 3 ⸗ 
9: ⸗ Trier 91617: 8 = — AB = 62 = 
4) s ⸗ Köln 15,806 = 7 = — 62,666 :» 13 ⸗ 
5) s ⸗ Düfſeldorf 31,812 > 3 =: — 76,799 ⸗ 10 ⸗ 


Befinden fi darunter auch manche, jeder Kultur unzugängliche Flaͤchen, fo 
dech unbedenkli deren Mehrzahl einer höheren, jedenfalls der Niederwald: 
ur fähig, dabei aber mit gemeinfchaftlich ausgeüubten, auf Miteigentbum ober 
Wielieitigen Dienſtbarkeits⸗Rechten beruhenden Weid⸗, Plaggen⸗, Streu: und ähns 
en Rusunge-Befugniffen behaftet und hauptfächlich durch diefe an der Umſchaf⸗ 
ng der biöherigen, öfter faſt werthloſen Kultur und Rubung in eine werthvollere 
d beſſere verhindert. Namentlich find es die Schaafaufhütungs- Rechte der Bes 
we größerer Höfe, wie fie beifpielsweife von ben durch die Sitte zufammengehals 
ww Stodgütern der Eifel, in den zum vormaligen Herzogthum Luremburg und 
m Stifte Prüm gehörigen Landestheilen des Reg.⸗Bezirks Trier, noch häufig vors 
mmen, welche fih, beim Mangel einer Gem. Th. und Servitut s Ablöf. O., der 
swendbfung der Heideflächen in Ader, Wiefen eder Niederwald entgegenitemmen 
& babnrd) in einer fo bevölferten, einer fortichreitenden Produktion eben fo faͤ⸗ 
wu, als bebürftigen Provinz, die höhere Kultur und Nutzbarmachung folder, 
WfaR werthlofer Flächen aufhalten. In einzelnen Theilen der Provinz, wie im 
mmaligen Kreife St. Vith, jebt zum Kreiſe Malmedy, Reg. Bezirke Aachen, ges 
kig, befichen — zufolge des Luxemburger Land: Rechts v. 3. Juli 1709 — felbft 
F den Wieſen noch läſtige Weiderechte, die duch verfuchte abminiftrative 
wiesents nicht befeitigt werben fönnen. ') Die Einrichtung künſtlicher Ent: oder 
späflerungen von fervitutbelafteten Wiefen, zur Erhöhung ihres Werths und 
ungs-Örtrages und damit zur Verbefferung des Viehſtandes, it ohne vorauss 
gagene Aufhebung vorfommender Weide: Servituten meift unausführbar. ers 
wlungen und Berichte der Iandwirthichaftlihen Vereine der Provinz haben dies 
mal öfter zur Sprache gebracht. Desgleihen unterliegen die außerordentlich 
eutenden Waldungen der — großentheils noch den, ihre Umſchaffung 
Idae nutzbarere Kulturart oder ſelbſt ihr beſſeres Gedeihen und ihre erhöhtere 
ige gefährdenden Servituten der mannigfaltigiten Art. Darf auh eine Gem. 
ED. keinesweges zum Zwed haben, das Korporationé-⸗Vermögen 
w Gemeinden ober das Bemeindeglieder: und Bürger: Bermögen 
Bzerfhlagen und mit Umwandlung in Privat: Bermögen in das 
Ientgum der Ginzelnen übergehen zu laffen, und mußte daher aud in ben vors 
Buben Entwurf eine, die Erhaltung des Gcmeinde:Bermögene fihernde, baffelbe 
miennende Beſtimmung aufgenommen werden, fo it dagegen doch in vielen Yäls 
Bund verfchiedenen Gegenden der Provinz die Austheilung der Gemeinde-Grunds 
Me zum Nießbrauch an die Bemeindeglieder gegen billige Entſchädigung der Ge: 
affe, ober deren anderweite Ausnußung duch Verpachtung, nad) vorgin: 
Umfhaffung des Areals in Ader oder Wiefe, zu dem Ende aber die vorauss 
Befreiung von den, die befiere Benupung hemmenden Feſſeln unbedingt 


In vorfichenden Betrachtungen fowohl über die vorhandenen Geſetze, als über 

den Beſitze, Kultur⸗ und Nutzungs⸗Zuſtaͤnde der Provinz findet demnach 

n Bebürfniß einer allgemeinen Gem. Th. und Servitut⸗Abloͤſ. O. für dieſelbe 
ie yolllonımene Begründung und Rechtfertigung. 





„D El. hierüber den Auflab in ber Zeitfchr. des Reviſ.⸗Kolleg. für L. K. ©. 
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1. Bemerkungen über den vorliegenden Gefecht: Entwurf. 
1. Allgemeine. 

Der Gefep - Entwurf zur Gem. Th. DO. iſt von der Regierung ſchon in da 
vorjährigen Seſſion der II. K. tiefer lebteren vorgelegt, von deren Agrar : Kom 
geprüft, Damals jedoch im Plenum ber II. K. nicht zur Berathung gefommen. Der 
felbe ift feitden von der Regierung einer nochmaligen Brüfung und Ueberarbeitun 
unter Zuziehung Rheinifcher Juriſten unterzogen. Insbefondere aber iſt hervorze 
Deben, daß die Regierung feitvem einen eigenen Befehs Entwurf, betr. da 

erfahren in den nad der Gem. TH. DO. u behandelnden Theilungen und N 
löfungen in den Landestheilen des linken Mheinufers, gleichfalls unter Bei 
rath Mheinifcher Juriften, bearbeitet und nunmehr gleichzeitig mit dem Geſetz übe 
die Gem. Th. D. für die Rheinprovinz und Neu-Vorpommern vorgelegt hal, — 
geleitet durch bie, den Sachpverfländigen und mit diefer Beieparbung, wie mit 

usführung Vertrauten unzweifelhafte Weberzeugung, daß die Rheiniſchen Prey 
Geſetze für die Auseinanderjeßungs: Angelegenheiten der vorliegenden Art felbR dam 
nit paſſen und ausgereiht haben würden, wenn auch bas allgemeine 52 
verfahren weſentlich modifizirt worben wäre. Zufolge dieſes Belep- Entwurfs 
das Verfahren, defien Motive die eben gedachte Anficht näher darthun, foll in d 
Rheinprovinz linfs des Rheins dem Einföreiten des ordentlichen Gerichte die Bar 
vofation bei ber Regierung und unter deren Leitung ein ausgebehntes 
verfahren vor einem Reg. Kommiflarius verangehen. Öingegen ſollen in benjew 
gen Landestheilen, in welden für die daſelbſt vorfommenden Regulizungen und M 
löfnngen beſonders organifirte Behörden, — auf dem rechten Rheinufer beziehung 
weife die Gen. Kom. zu Münfter und die Reg. zu Koblenz, m Reuyorpomme 
und Rügen die Gen. Kom, zu Stargard, — bereits beftehen, eben diefe Behoͤrde 
auch mit der Ausführung der Bemeinheitstheilungen, unb zwar nach bemfelben fü 
ihren Geſchaͤfts⸗ und Wirkungskreis bisher geltenden, dur Sangjährige Praris I 
währten Verfahren, beauftragt fein. 

Meber den „das Verfahren in den Gemeinheitstheilungen auf ber linke 
Rheinſeite betreffenden Geſetz- Entwurf“ wird der Kammer befonders beri 
Der gegenwärtige Kommiſſions-Bericht betrifft allein den Geſeh 
Entwurf zur Gem. TH. O. für die Rheinprovinz ausfhlieglih be 
Kreife Duisburg und Rees, fowie für Neu-Borpommern und Rü 

en. Diejer Entwurf hat zum Zweck, einerfeits bie angebeuteten Mängel I 

em. Th. Gejeßgebung in ben bezeichneten Zandesiheilen zu heben, andererfetts de 
eben erwähnten Kultur » Bebürfniffen berfelben enige en zu kommen. In feine 
Inhalt ſchließt er fich, foweit nicht örtliche Verhaͤltn r und verfchiebene wateril 
Geſetze Abweichungen bedingen, ben Bellimmungen der Gem. Th. D. v. 7. Im 
1821 und des diefelbe ergänzenden Gef. v. 2. März 1850 an. Die Motive de 
von ber Reg. vorgelegten Eniw. weifen dies nad, unter Allegatten ber Borreive® 
direnden $$. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821. Bei der nochmaligen Uchreet 
beitung find die in der vorjährigen Sikung von der Agrar: Kom. der 11. 8. vo 
gefchlagenen Aenderungen und Verbeſſerungen berüdfichtigt, deshalb bei der Di 
jährigen Berathung auch nur wenige Faflungs s Berichtigungen und einzelne 
änyungen beantragt, deren, fo weit nöthig, bei den betr. FF. Erwähnung gie 
en ſoll. 

2. Meber einige prinzipielle Bedenken. 

Die Brüfung der einzelnen Beftimmungen des Gele: Gntwurfs giebt haub 

fählih nur in Bezug auf drei Gegenflände zu prinzipiellen Bedenken Bew 


laffung, 

Sie Kom. will zwar feine Abänderungs-Anträge hieran knüpfen. Des & 
örterung fcheint jebod für die Beurtheilung ber vorgeſchlagenen Maa In, bh 
befondere ihres Zwecks und ihrer Bollftändigfeit, namentlid für bie 5125 
noͤthig. Deshalb iſt dieſe Croͤrterung paſſend den anderweiten Bemerkungen in 
einzelne 88. orauszufäicten, 

Die Bedenken betreffen: » 

a) den erften Sak des $. 15., wonach die Sandabfindung in der Regel — U 
Gegenſatz zur Rente⸗ und Kapital⸗GEntſchaͤdigung — bdurch Ahtertung 98! 
verhältnigmäßigen Theilen des belafteten GrundKüds 
es möchte fih aber, zumal mit Rüdficht auf die Befikzuflände in ber 
provinz, vielmehr Bieheibe Beilimmung, welde die $$. 64. und 65. ber 
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Th. O. v. 7. Juni 1821 enthalten, empfehlen: „dag Srundftüde, 
welde keiner Gemeinheit (gemeinfchaftlihen Benugung oder eins ober 
gegenfeitigen Servituten) unterliegen, dem Eigenthümer zwar nit 
abgedbzungen werden Tonnen, dagegen zur Theilungsmaffe 
angenommen werben müffen, wenn der Eigenthämer felber fie 
anbietet und diefelben inben AuseinanderfeßungssPlan pafs 
fen; daß dies ſelbſt von auf fremden Feldmarken gelegenen 
Grundſtücken gilt, die zu der Gemeinheit, yon deren Aufhe⸗ 
bung die Rede if, nicht gehören, 

b) den erſten Abjak des $. 18., wonach in dem Geſetz⸗ Entwurf ausdrücklich 
die Beſtimmung aufgenommen ift, daß fein Beſitzer genöthigt werben könne, 
fih einer Umlegung berjenigen feiner Grundflüde, welde er nit zur 
Abfindung auf, ubebender Berechtigungen abtreten muß, behuſs Grlangung 
einer wirtbichaftlihen Lage zu unterwerfen. Bliebe diefe Negative aus dem 
Geſetz fort, fo würde die Folge davon bie fein, bag auf dem linfen Rheins 
ufer — beim Mangel einer ausbrüdlichen Anordnung wegen der Um⸗ und 
Zufammenlegung im &emeinheitstheilunge = Gejeb und in dem Geſetz über 
das Verfahren, — eine folde Kulturmangregel allerdings ebenfalls nicht 
Bla gift, dagegen auf dem rechten Rheinufer und in Neuvorpommern 
nebft Rügen — zufolge $. 9. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 (G. ©, 
©. 85.) und $. 17. der 2. v. 30. Juni 1834 (G. S. ©. 105) — eine 
ſolche für die Landeskultur als höchſt nuüͤtzlich bewährte Maaßregel in An: 
wendung füme; außerbem 

e) dag im Geſetz⸗Entwurf eine den SS. 171 — 173. der Sem. Th. O. v. 7. 
Juni 1821 nachzubildende Beſtimmung vermißt wird, welche dahin ginge: 
„daß die unter ben Gigenthümern vermiſchter, mit gegenfeitigen 
Dientbarkeiten belafteter, wie unter ten Miteigenthümern gemein: 
ſchaftlich beſeſſener Grundſtücke hinfichtlich derjelden beitehenden 
Cinrichtungen wegen deren gemeinſamer Benutzung, auf An 
trag bes Aten Theile der Berechtigten (nad) dem Werthe der Theilneh: 
mungsredhte berechnet), ber Unterſuchung auf ihre Zweckmäßigleit unterwor⸗ 
fen und daß, beim Mangel einer Ginigung der Theilncehmer über 
eine zwedmäßigire und beffere Nußungseinrichtung, die bie 
ſerhalb einzuführenden Abänderungen und neuen Ordnungen von der 
Regierung feilgefegt werden müflen; was insbefondere zu gelten babe bes 
juglih der Benutzung a. von Schiffel: und Wild » Ländereien, b. von Hei: 
ben, c. von Weiden, d. von Torf: und anderen Brüdern, e. von Forſten, 
£ von Wiefen, z. B. über die Brage: vb dergleichen Grundſtücke zu a—e. 
in Ader oder giefen umzufchaffen, oder in welder zweckmaͤßigeren Weiſe 
biefelben auch fernerhin zur Weide, zur Holzzucht, zu Blaggen und derglei⸗ 
Gen zu benußen, ob und welder Geſtalt darauf Niederwaldwirthſchaft ein: 
zuciiten, ob und wie gemeinfame Forſten und Zozfproͤge in — 

chläge zu theilen, ob und wie auf Wieſen Ent: oder Bewaͤſſerungsanſtal⸗ 
ten zu treffen. 

Es wurde in Beziehung auf die oben zu a., b., c. hervorgehobenen Punkte 
lgendes erwogen: 

Bunähfl ad c., daß die große Zeritüdelung bes Grunbbefiges in der Rheins 
winz ſich Feinesweges auf Weinberge, Aecker oder Wiefen befchränfe, vielmehr 
bt felten auch auf Wild:, Heide: und fogenannte Schiffel = Lintereien ausdehne, 
[ Denen gemeinfhhaftlicher Weidgang oder andere geyenfeitige Servituten beftän- 
1, welche einerfeitö zwar ben Uebergang ſolchen Heide-, Wild: und Sciffel: 
ades in eine andere und beſſere Kulturart hinderten, andererfeite na auch das 
mb und Mittel bildeten, das dergleichen in ihrem gegenwärtigen Zuftande ſonſt 
xtblofe und felbft bei völlig privativer Benutzung Seitens der Sonder⸗GCigenthü⸗ 
z, wegen des geringfügigen Umfangs, nicht wefentlich zu verbefiernde Parzellen 
lammenhalte und ihre Nutzbarkeit bedinge. Unter folden Berhältniffen erfcheine 
e Bertheil einer günzlihen Aufhebung der darauf flattfindenden gemeinſchaft⸗ 
hen Benupungs: oder Dienſtbarkeito⸗Rechte oͤfters ſehr zweifelhaft und nicht ſel⸗ 
ı werbe ein reeller Vortheil für die Kultur⸗Verbeſſerung und Erhoͤhung der Pro⸗ 
ſtion grabe umgelchrt davon zu erwarten jein, dag, — zwar mit Befeitigung 
er Tinſchraͤnkung unzweckmaͤßiger, der Kultur ſchaͤdlicher und ihren Wortidguwt 
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hemmender Benupungs: Arten, — anbererfeits aber ein gemeiuſchaftliches und nur 
mehr geregeltes Syitem der Benugung (3. B. als Nicderwald und Hauberg, als 
Wieſe oder Weide-Revier), unter den verfchiedenen Gigenthümern und Miteigen⸗ 
thümern ber vermenagten Privut: refp. ber gemeinfhhaftliden Grundflüde, beibe 
ten werbe. Dazu betürfe es der Einführung und Feſtſetzung gemeinfamer ——— 
Ordnungen im Intereſſe der allgemeinen Wohlfahrt gegen die Selbſtſucht und 
dolenz, den Gigenſinn und Mangel an Einſicht einzelner widerſprechender — 
mer, an welchen es erfahrungsmaͤßig nirgends fehle, fo wie der Kompetenz fi 
fundiger Behörden, wozu fih in ber Rheinprovinz vorerft bie Reigerungen anbös 
ten, mit Rückſicht auf das Reflort:Reglement von 1818, das denſelben hinfichtlich 
anderer RultursDiaaßregeln, als Deihs, Vorfluths⸗, Ent: und Bewäfferungs : Res 
Aulative, Austrodnung von Sümpfen, ſchon jetzt eine foldye ausgebehnte Kompes 
tenz zugeſtehe. Der Bemerkung, daß von den Befugniffen der SS. 171. bis 17, 
der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 in den übrigen Provinzen bisher ein verhält 
nigmäßig geringer Gebrauch gemacht fei, wurde entgegengefeßt, bag nach den Agrar: 
Zuftänden dieſer Provinzen das Intereffe und Bedürfniß einer gänzlichen Auſhe⸗ 
bung der Gemeinheiten und Servitute das der Regelung berfelben weit überwogen, 
übrigens aber jelbit jenes Intereffe der Aufhebung in den erften Jahren nad Gas 
nation der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821, bei den Heineren (bäuerlichen) Beſihers 
und Gemeinden nur allmälig und weit fpäter erſt Anerkennung und Gingang ge 
funden habe. Dabei mache freilich die Mebernahme einer den $6. 171—173. der 
Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 nachzubildenden Befimmung in das gegenwärtig - 
Gefeß anderweite geſetzliche Maaßregeln für die Wiefen - Kultur, nad bem Bar 
gange der Eiegenfhen Wieſen-Ordnung v. 28. Oft. 1846, und für die Urbares 
Bar Me Heiden und Wildlindereien, nah dem Borgange Belgiſcher Geſehe, nit 
entbehrlich. 

Diefer Erwägungen ungradhtet wurde jedoch von einem Berbefierungs : Ber 
ſchlage im Sinne ber obigen Propufition zu c. auf die Bemerkung des Reg. Kom 
miſſarius Abſtand genommen, daß ein folder nah den der Regierung vorliegenten 
Materialien nicht genügend vorbereitet wäre und dadurch der Erlaß des an * fr 
wohlthätig und nöthig erfannten Geſetzes verzögert werben würbe. Die Kom, bes 
ſchraͤnft jih deshalb darauf, obige Ermägungen in den Bericht nieberzufegen. 

Zu a. und b. In Betreff ber obigen Propofitionen zu den 88. 15. und IK, 
wurde zupörderft nicht anerfannt, daß die Befugniß der Intereffenten zum Einwer⸗ 
fen ferpitutfreier Grunditüde in die Theilungsmafle ($$. 64. und 605. der Grm. 
Th. O. v. 7. Juni 1821) im nothwendigen Zujammenhange mit einer Beftinmung 
fiehe, wonad ſich die Interefienten der Ums und Zufammenlegung zerftreuter Gtüde 
aus Müdfichten des Landeskultur-Intereſſes zu unterwerfen hätten. Es könne vieb 
mehr die Befugniß zur Ginwerfung fervitutfreier Grundſtücke fehr wohl ohne bi 
Um: und Zufammenlegung angerrbnet werden. 

Jene hänge mit diefer nur dann zufammen, wenn es nicht blos auf Abe 
dung von Dienitbarfeite: oder Miteigenthbums:Rechten, fondern auch auf einen Aut 
und Gintauſch von Grundtheilen der Maſſe zwifchen verſchiedenen Beſitzern abge 
fehen jei. Wie es gerate in der Rheinprovinz, mit Rüdfiht auf die zerfüdelit 
Lage der Befisthümer ſogar der größeren Höfe, wie mit Rüdfiht auf die Ehwie 
tigkeit und Kotbarfeit des für eine rationellere Bewirthſchaftung nöthigen Arrow 
diffements im Wege fufcefiiven Anfaufs aus freier Sand, im hehen Grade e 
wünſcht fein müfle, den freiwilligen Austaufh zu begüunitigen, (was das G. ». 13. 
April 1841 für tie Yanbestheile thue, in denen das A. L. R. gilt), fo dürfe wm 
fo weniger bei Gelegenheit des Grlafles der Gem. Th. D. ein mit dieſer in nuße 
licher Verbindung ſtehendes Mittel für jenen Iweck verjäumt werden, welches eben 
fowohl dem Intereſſe des verpflichteten Eigenthümers, als dem des abzufndenden 
Berechtigten entſpreche und für legteren unnachtheilig fei; beim Widerſpruche def 
felben gegen die Annahıne ter von eriterem eingeworfenen Grundflüde habe an 
hier über die wirtbichaftlihe Zuläfiigfeit und Jweckmäßigkeit das Urtheil von Sad 
verfländigen zu entjcheiden. 

Was ſodann insbejondere die Propofition zum $. 18. betreffe, fo müfle jur 
Vermeidung von Mifveritändnifien vorausgeihiet werden: Die swangeweife Um 
und Zufammenlegung findet auh nah der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 nm 
Statt, wenn die davon berührten Grundſtücke noch einer Gemeinheit, reſp. eins 
oder wechfelfeitigen Servituten unterliegen. Sie wird alſo von ſelbſt feine Ans 
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wendung finden auf Weinberge, Bürten, in ber Regel felbit auf Aeder und eine 
Rehab von Wieſen, die nur noch der vaine päture unterliegen, welche fait im⸗ 
wer ein Ausflug der Mitgliepfchaft zur Korporation if, und duch Ausübung des 
Binihliegungerehts Seitens der Orundeigenthümer befeitigt werben fann. Im 
Mgemeinen blieben mithin für Anwentung der Maaßregel nur übrig: Heiben, 
den, Schiffel: und Wild Ländereien, Aenger und Brücher, bei denen eine Aus; 
ssfhang nah Dualitit und Duantität behufs des wirthichaftlichen Arrondiſſe⸗ 
sets unbedenklich und allen Theilen nur vortheilhaft ſei. Ueberdies werde auch 
u den anderen Provinzen dabei mit VBorfiht und Rückſichtsnahme auf den Wirth: 
Gehsftand der Intereflenten verfahren, jo daß öfter nur die Brundflüde ein und 
erſe!ben Kulturart unter fid ausgetaufht, mitunter felbft dabei noch, je na 

er abweichenden Dualität mehrere Stüde berfelben Kulturart wieder zugetheilt 


Nun fei es aber fehr wichtig, daß in dem vorliegenden Kultur⸗Geſetz — ber 
BemseinBeitstheilungs-Orbnung — die Regative nicht ausdrücklich beſtimmt uub da: 
u die Wiederaufhebung des Brundjages bei fpätern Kultur: Befepen, 3. 2. 
ein Wieſenkultur 8 erſchwert werde, indem dabei ein Aus: und Umtauſch 
u Wirfenfüden nah Qualität und Duantität zur Durdführung zweckmäßiger 
bats und Bewäfferungs: Pläne oft unvermeidlich fei. Die revidirte dBiefen: Dieb» 
mag für ben Kreis Giegen (Provinz Weſtphalen) v. 28. Dft. 1846, in welchem 
Rerife die Befikzuflände den Rheiniſchen fehr ähnlich find, deren Einführung in 
We Rheinprovinz von verfchiedenen Iandwirthfchaftlichen Vereinen mehrfach beans 
ragt ift, enthalte in den 6$. 49. und 50. ebenfalls die Beilimmung wegen lm: 
ws Zufammenlegung der Wiefenflüde zur Herftellung zwedmäßiger Bewäflerungss 
Enlagen, auch fogar für den Fall, dag die Wiefen fervitutfrei befeflen werden, * 
al in dieſem Falle zwei Drittel der Intereſſenten, nach Perſonenzahl und Flaͤche 
wzedgnet, fie verlangen. Schneide man die mehrerwähnte Maaßregel durch den 
). 18. unbedingt und für die Zukunft ab und nähme man in die Gem. Th. O. 
mi nicht die oben erwähnten Beitimmungen nad $$. 171—173. der Gem. Th. O. 
. 7. Juni 1821 auf, fo fönne mitunter die gänzlihe Aufhebung ber @emeinheis 
m und Servituten unter DVerbältniffen, wie ie oben in Bezug auf Heiden, Weis 
wa, Bild: und Sciffel » Lindereien, Brücher und dergleichen erwähnt find, der 
Rultur cher Nachtheil als Bortheil bringen. Ginleuchtend fei 3. B. behufs einer 
mwedmäßigeren Waldkultur tie Zufammenlegung der von Servituten befreiten Heis 
sen Barzellen deſſelben Befigers noͤthig Grade auf der Kombination der Servis 
wbrBefrciung und der Zufammenlegung beruhe ber allgemein erfannte Segen und 
Yadlihe Erfolg, welden die Gem. Th D. v. 7. Juni 1821 in den übrigen Pros 
vinzen dem Landbau gebracht habe und fortscfeßt bringe. Daß die Zufammenles 
gung bei Befigzufländen, wie fie in ter Mheinproviny vorkommen, weniger nützlich 
sder gar unausführbar wäre, werde durch die Ausführung der Maapregel in vers 
Miedenen Theilen der Provinzen Sachſen und Weitphalen, wo ähnliche Kulturzus 
Rinde und Befitzverhältniſſe flattfinden, widerlegt. Sogar die frühere Ablöͤſ. O. 
». 13. Juli 1829 für das Großherzogthum Bern habe im $. 27. unter den dort 
bemertten Borausfegungen eine Um⸗ und zuufammenlegung der Grundſtücke vorge: 
ſchrieben. Endlich jcheine auch die Rheiniſche Hypotheken-Verfaſſung den Propoſi⸗ 
Kenen a. und b. nicht im Wege zu ſtehen, ba die im $. 20. tes Entwurfs ent: 
an Grundfäge diefelben feien, welche auch die 88. 147. und 156. der Gem. 

O. v. 7. Juni 1821 für Gemeinheitätheilungen und Servitut:Ablöjungen auf: 
Reiten, namentlich, daß bie Abfindung, welche jeter Theilnchmer aus der Theilungss 
male erhält, an die Stelle der dafür aufgehebenen Theilnehmungsrechte oder der 
bedurch abgelöiten Berechtigungen trete, auch in rechtlicher Beziehung alle Gigen: 

derſelben überkomme; — ferner — in weiterer Ronfequenz dieſes Grund: 

faßes, — daß das zur Ablöfung eines Nutzungsrechtes abgetretene Rand von aflen 
auf dem belaiteten Grundſtück laftenden Hypotheken frei und dagegen den auf dem 
Arhungstechte haftenden Hypotheken unterworfen werde; ſodann wolle der Gefeg: 
Gaiwurf ſelbſt die im Appellationsgerichts:Bezirfe von Köln gejeplich geltende Wire 
und das durch biefelbe begründete Privilegium auch auf die Ablöjung und 
erſtellung der abgefundenen Nutzungsberechtigten Anwentung finden laflen; 
eadlich faßt das Rheinische Geſetzbuch Art. 653. bezüglich der Miterben und Theis 
sIuterefienten, wie der Pfandgläubiger, bei ftattgefundener Theilung einer bie 
dehin im Miteigentgum befefienen Gütermaſſe, die Sache jo auf, ale Yale her 
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Miterbe und Theilungs :Intereffent Alles, was in feinem Loofe begriffen, oder bi 
der Beriteigerung, Lin. Theilung ihm zugefallen if, allein und unmittelbar geerbt 
und überfommen und an ben übrigen Erbſchaftsſachen, refp. gemeinfchaftlichen Bes 
figsthümern niemals ein Eigenthum gehabt. . 

Bon anderen Seiten, namentlih auch von der des Reg. Kommiflarins, wurde 
jedoch den Propofitionen zu a. und h. hauptfächlid) entgegengefeht: 

1) daß dadurch vermoͤge der zur Zeit noch beftehenden Rheiniſchen Hypothelen⸗ 
Berfaflung, mit Riltfweigenben und generellen Pfandrechten, wie ber bas 
nah den Gläubigern felbit überlaffenen Sorge für die Erneuerung und bie 
Vebertragung ihrer Hypotheken auf die veränderten Befipthümer des Schuß 
ners, — der Realfredit der Grundbefißer in einer bebenfliden Weile mr 
f&hüttert werden würde, während in den Lanbestheilen, in denen das WER 
und die Hyp. O. v. 1783 gilt, eine Fürforge für die Nechte ber Hypethe 
fen: Gläubiger bei Gemeinheitstheilungen von Amtswegen zuläffig, dieſelde 
auch dur die beftehenden Auseinanderfegungs » Behörden ausführbar fe 
und geführt werde. Dazu fomme, dag nach der Rheiniſchen Hypothefms 
Berfaffung und dem Civilgeſetzbuch, der Befiktitel, wie das Gigenthumke 
recht bezüglich der Grundſtücke, nicht ebenfo, wie nach der Breuf. Hy. DM 
v. 1783 mit völliger Sicherheit feſtgeſtellt, mithin die Vindilation ber cite 
geworfenen Grundftüde und damit eine Zerrüttung des Plans auch ma 
defien Ausführung, flets noch möglich fei, die öffentlidhe Belanntmadung 
endlich nur auf das Objekt ber Theilung und Ablöfung fi beziehe, nit 
auf die im Laufe des Verfahrens zur Theilungsmafle eingeworfenen, der⸗ 
felben fremden Grundftüde. Cine Reform ber Rheiniſchen Hypotkefen: Ber 
faffung fei aber exit in Ausficht genommen. 
werde dadurch die Mheinifche Bevölferung, welche derartigen, in gewiſſen 
Sinne als Exrpropriationen zu betrachtenden Maagregeln durchaus abgeneigk 
it, von vornherein gegen das Geſetz mit Widerwillen und Beforgnif m 
füllt, letzteres von vornherein biefrebitirt und deſſen günftige Wirkung um 
Ausführung gefährdet werden. 

Deshalb habe man es auch vorgezogen, im $. 18. geradezu die Unzuliffig 
feit einer Zwangsumlegung auszuſprechen. 

Daß hieraus ein Hindernig hervorgehen könne für Aenderang dieſes Grund 
fages bei fpäter zu erlaffenden Geſetzen über einzelne Kultur s Gegenitände, ©. 


2 


— 


über die Wiefenkultur, über die Urbarmachung von Wildländereien, fei um fo we . 
niger zu beforgen, als in Bezug auf ſolche Kultur s Segenflände ſchon jeht ven ' 
einzelnen landwirthichaftlichen Vereinen der Rheinprovinz die Nothwendigfeit era, 


der Propofition iu b. entfprechenden Beſtimmung anerfannt werde. Bu 
3) trete die Grwägung hinzu, daß eine Amendirung des Geſetz⸗Entwurfs m 


Sinne der obigen Bropofitionen zu einer wejentlihen Umarbeitung und — 


erheblichen Ergänzungen führen müßte, daß davon eine abermalige Berk 
gerung des Grlaffes die Folge fein würde. 


Diefen Gründen gab die Kommilfion nad und es wurbe teshalb von Amıw 


dements im Einne obiger Bemerfungen bri der Prüfung bes vorliegenden Intwrfl 


Abſtand genommen. 


Indem 3. zu den einzelnen $$. im Wefentlihen auf die Motive des Reg 
Entw. und ter Amendements der II. 8. Bezug genommen wird, mit denen WE 


Kom. übereinftimmte, darf fih der Rom. Bertcht bei den einzelnen 68. auf Am 
kurze Erläuterungen beſchraͤnken, diejenigen $$. uber unerörtert laflen, bei ten 
dergleichen nicht erforderlich ſchienen. 


II. Die Motive zu den einzelnen Befimmungen des Gefehel, | 


Es iſt vorauszufchiden, taß In ver Agrar-Kom. der I. K. nur we 
nige Zufäge und Abänterungen zu einzelnen 6%. des Megier.-Entw. vorge 
ſchlagen unt angenommen fint, melden dad Plenum ter II. Kammer ui 
bierauf tie betr. Komm. ver I. Kammer, fo wie auch das Plenum der J. & 
beitraten, ohne taß im Plenum ter I. Kammer, fowie ter 11. Kammer ein 
Diskufflon über tie Beſtimmungen des Gef. und tie Amendements nal 
erflattetem DBortrage der Meferenten (refp. der Abg. Ambron und Leite) 
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weiter flattgefunven bat.!) Im Uebrigen find einzelne in den Kommiſſionen 
geftelte Amenvementd ſchon in ten Kommifitonen abgelehnt und daſelbſt 
aut zu einigen 66. Erläuterungen binzugefügt, die Mehrzahl der 66. ift 
dagegen ohne Erinnerungen genehmigt und rüdfichtlich dieſer war nach⸗ 
flebend nichts zu erwähnen. 


Zu F. 1. und 4. 


1) Zum $. 1. Nr. 11. follte im Negier.» Entmurfe das Gebiet der auf 

einfeitigen Antrag im Wege des gefeglichen Zwanges zuläffigen Gemein⸗ 
itötheilungen, durch einen Zuſatz bei Nr. II. „von Altersher” („die 

eilung von Grundflüden, welde von Alters ber von mehreren Mit- 
eigentbümern ungetheilt beſeſſen“ ac.) näher begränzt und definirt werben. 
Gegen vielen Zufag erklärte ſich jedoch ſowohl tie Agrar⸗Kom. der II. K., 
als Die Kom. ver J. K. Exflere verwarf auch das in ihr geflellte Amendement, 
wonach im Bezirke des Appell.⸗Ger. zu Köln die Gemeinheitsaufhebung nach 
RNaaßgabe des Geſ. auf vie Bälle befchränft werten follte, in denen die 
Gemeinfchaft bereits vor Einſührung der Sranzdf. Geſetzgebung 
befanden hatte,” und tie Kom. der I. K. lehnte die von einen Mitgliede ver 
Kem.wieder aufgenommene Baffung: „feit alter Zeit ber,“ ebenfalls ab. 

2) Zum $. 4. 

2) Zu dem in der GSigungsperiode von 1849 und 1850 von 
Der Hey. vorgelegten Entwurfe (F. 3.) war, laut Bericht ver Agrar⸗Kom. 
ver H. 8. v. 14. Gebr. 1850 (Drudf. Nr. 540.), der vorgefchlagene Zufag: 
‚das Hecht des Fiskus auf ven Dritten Fuß, dritten Pfennig 
(tertia marcalis) Im Herzogthume Berg iftohne Datihadigung 
aufgehoben” einftimmig angenommen. Diefem Zufage und ten dieſerhal 
vom Geh. Mevif. Rath Hiltrop, als zugezogenen Sachverfläntigen, laut 
Rem. Bericht v. 14. Bebr. 1850 entwickelten Motiven hatte ſich die Regie⸗ 
m im Entwurfe (Drudf. Nr. 200. pro 1851) angefchloffen. 
) Zum $. 4. war in der Kom. der 1. K. beantragt, hinter ten Worten: 
z „Hinderlich find“ Hinzuzufügen: „„und die Aufhebung der Dienfte 
- barkeit für das berechtigte Grundſtück nicht von wefentlihem 
Rachtheil iſt;““ welcher Zufag jedoch abgeleknt wurte. 
Die Motive zu $. 1. und $. 4. in Betreff obiger Punkte zu 1. 2a. 
“= mb. find Pigente: 

4. Motive des Regierungs- Entwurfs. 
3u $$. 1. und 4. 

JJ In g. 1. find die Gegenſtände aufgezählt, wegen deren eine ſelbſtſtaͤndige 
2m. gsinanderjegung nah den Borjibriiten der Gem. Th. O. gefordert werden kann. 
2: Fi Inhalt entipricht dem des $. 2. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 und der 


V 


u 1. und 2. des G. v. 2. März 1850 zur Grgänz. derjelben. Bei Verathung 
=. 4 legteren Geſetzes find die Gründe erwogen, welche es zweckmäfßig erſcheinen 
N: en, das Gebiet der zwangsweiſen Gemeinheilstheilungen auf einfeitigen Antrag 


2. 7 Auf Lie im 8. 1. des vorliegenden Geſetzentwurfs jpezifizirten Gegenftinde, 
j —* aber auf alle Nutzungsgerechtigkeiten auszudehnen. Daß die Geſetzgebung 
ieſer Materie für den ganzen Staat möglichſt gleichmäßig ſei, it gewiß wine 

IE dert, es liegt aud feine Veranlaſſung vor, in den Grundfüßen über bie 
.. Ngteit der Gemeinheitstheilungen für die Rheinprovinz und Neu-Vorpommern 
N —6 ändern. Es iſt zwar wahrſcheinlich, daß einige der im $. 1. erwähnten 


Tg „Aten in biefen Bandestheilen nur felten oder gar nicht vorkommen, indep fann 
I. mit Sicherheit nicht verbürgt werden uud deshalb iſt eine Ausichließung eins 
LU — 

nr N. e&) Die Annahme des Geſ.-Entw. hat ftattgefunden in ber II. K. in ber 
7% 8* v. 29. April 1851, ſtenogr. Ber. S. 1149, 1150 u. in der 1. K. in ter 


is. v. 2, Mai 1851, flenogr. Ber. Br. 2. 1337—1339. 
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zelner in ben übrigen Landestheilen flatthafter Arten der Gemeinheitstheilung wid 
zu empfehlen. 

In der Faſſung weicht ber $. 1. des jeßigen Entw. von dem $. 1. des im 
Dee. Anis vorgelegten Bntw. etwas ab. Der erſte Sap bes letzteren Entw. las 
tete nämlich: 

Im Wege der Gcmeinheitstheilungen fännen aufgehoben werben: 

1) Weide: Berechtigungen aller Art; 

2) Vorftberehtigungen zur Malt, zum Mitgenuffe des Holzes und zur 
Entnahme von Streu; 

3) Berechtigungen zum Plaggen-, Haide: und Bültenhieb; 

4) Berechtigungen Zur Torfnußung ; 

es möge eine le Berechtigung auf einem gemeinfhaftlichen N er 

einem Gefammt:@igenthume, oder einem einfeitigen oder wechfelfeitigen 

barfeitsverhältniffe beruhen. 

Diefer Sag, welder fat wörtlih den $. 2. der Gem. Th. O. v. 7. Ian 
In cpiſgergiebt, ſoll die Vorſchrift enthalten, daß nach der Gem. Th. O. zu be 

andeln if: 

a) die Theilung von gemeinfhaftlihem Gigentbum, welches der gemeinfamm 
Natural: Nugung der Miteigenthümer, duch Weide, Maft, Holz, ob 
Streunupung, Plaggen:, Haide- und Bültenhieb oder Torf⸗ 
nußung unterliegt. 

b) Die Ablöfung der Servitute auf Weide, Mafl, Holz: ober Gireh 
nußung, Plaggen:, Haide- und Bültenhieb, Torfnupung. 

no MRtheiniſche Juriſten haben indeg die Ausdrudsweife des früheren Gntw. bes 
denklih gefunden. Eie nahmen Anftoß an dem Begriffe einer Nupunge s Bere 
ung, welche auf dem Eigenthum berube, oder in Bolge bes Cigenthums auf Bruns 
—* laſte, und waren der Anſicht, daß dieſer Begriff für die Rheiniſchen Gerichte 
unflar und unhaltbat fei, indem diefelben von der fireng jurififchen Auffaflung 
nicht würden abfehen können, nad welder das Eigenthum nicht als mit einer 
vitut zu Gunſten des Bigenthümers belaftet zu denken fei. Sie beforgten f 
daß die Gerichte nach der Yaflung des $. 1. des frühern Entwurfs eine = 
von gemeinfhaftlihem Eigenthum, z. B. von Marfen und Erbenwaldungen nut 
bas Geſetz gar nicht begreifen, fondern nur eine Ablöfung von Gervituten in Mm 
erften Sag des früheren $. 1. verorbnet finden würden. Sie waren aud be 
Meinung, daß der in der Nheinproving gänzlich unbelannte Begriff der Gemein 
eit, nad welchem dasjenige wie eine Gemeinſchaft behandelt werde, mas in da 
heinprovinz, theils als Eigenthum, ıheils als Servitut aufgefaßt werbe, zu we 
heblichen, das beitehende Recht ändernden Konfequenzen in Bezug auf die B 
laſt und auf andere materielle Punfte führen könne. Deshalb wünſchten fie, def 
man deutlih in dem Entwurfe die Theilung des gemeinſchaftlichen Bigenthuuk, 
weldhes nad dem Gem.:Th.- Verfahren behandelt werben fell, und ebenfo die M⸗ 
löfung ter Servituten angeben möge. 

Diefem Wunſche iſt nacdhgegeben, da das NRechtsverhältnig allerdings Hara 
badurdy hervortritt, materiell aber gegen bie übrigen Landestheile nichts geindad 
wird, indem auch bort erfahrungsmäßig alle Gemeinheitstheilungen beftchen in Ir 
Theilung von gemeinjam benugtem Miteigentbum und in ter Ablöfung von Eat 
tuten, weldye Operationen fehr häufig in demfelben Geihäfte zufammentreffen. 

Obwohl hiernach der Ausdruck „Gemeinheitstheilung“ im 8. 1. bei 
Entw. durch die Austrüde Ablöſung und Theilung erfeßt und bieje Termine 
logie auch in dem weiteren Tert des Geſetzes beibehalten wird, fo iſt doch in Dem 
Titel das Geſetz Gemeinheitstheilungs: Ordnung genannt, weil dieſer Ant 
druck feine techniſche, für die meilten der hier in Rede flehenden Landestheile wR 
unerhebliche Bedeutung Bat. 

Cr. Ablöf.:Oren. v. 13. Juli 1829 8. 5., G. S. ©. 66; Ablöi.» GE 
v. 4. Juli 1840 $.4., ©. ©. ©. 19%; A. K. O. v. 7. Aug. 1846, 
G. ©. ©. 431; Ablöf.:Gef. v. 2. März 1850 $. 54., G. S. ©. 9. 

Einer ferneren Bemerkung derſelben Rheiniihen Rechtsgelehrten iſt ebenfalt 
Bolge gegeben worden, welde dahin ging, daß es nicht thunlich fein werde, DM 
Theilung eines jeden Miteigenthung, auf welchem eine gemeinſchaftliche Ausübung 
der Weide, der Holzs oder Streunutzung ıc. ſtattfinde, im Verfahren der Gem 
beitstheilung yorzunchmen. 


Ede vn en Kammern en 


— 
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durchgeführt werben foll, jedenfalls die Ablösbarkeit aller au in $. 1. nit ge: 
dachten NRupungsberehtigungen auf einfeitigen Antrag zuzulaffen, wenn ſol⸗ 
der bei Belegenheit einer anderen Auseinanderfegung geftellt wird, deren Iwed 
hei der Fortdauer folder Rupungsberechtigungen nicht zu erreihen fein würde. 
Dieſe Vorſchrift, welche für die ungehemmte Turdführung der Semeinkeitt: 
theilungen unentbehrlich if, und zur Bejeitigung weniger werthvollen Belaſtungen 
des Grundeigenthums ohne unverhältnigmäßige Weiterungen und Koſten beitragen 
wird, ift in den $. 4. des Entw. aufgenommen. 

Den Zuſatz, dab das Recht bes Fisfus auf die tertia marcalis im Herzegthus 
Berg ohne Entſchädigung aufgehoben werben fol, Hat die Agrar:Kom. ber IL A. 
vorgeſchlagen, unter Anführung folgender Motive: 

Im (vormald kurphälziſchen) Herzogthum Berg bezog bie Hoffammer (der 
Fiskus) von allen zu veräußernden @emeinheitögründen den britten Fuß eben 
Dfennig. 

Bi den Theilungen, welche jede fernere Ausübung biefes Rechts ausfchlet 
fen, verlangte fie deffen Abfindung. Gine Kurfürfilihe 8. v. 20. Row. 177 
erließ foldye denjenigen Gemeinden, bie vor Ende des folgenden Jahres (177) 
ihren gemeinf&jaftlihen Befip zur Beförderung feiner Kultur unter ſich geihelt 
baben würden. 

Der Art. 35. des Großherzoglich VBergifchen Dekrets v. 13. Sept. 1811 


behielt das unter der Benennung dritter Fuß, britter Pfennig, tertis : 


marcalis, obet jebes andere von gleicher Natur befannte Recht, welches an 
defien Betrag fen mag, als Souveränetätsreht in denjenigen Gegenden bei, we 
ſolches zum * 


BIN INT In TEn tern 


eiten der Domaine über öde und wüſte Haiden, Gümpfe unb u - 


dere unfultivirte Grunde ausgeübt wurde, mit Vorbehalt ber dem Fiefns ge - 


Rehenden Klage auf Abtheilung (action en cantonnement) um das Drittel ee 
. den fonfligen Theil, welder dem Fiskus an beſagten ungetheilten Srimben ge 
bührt, ale ein befonderes Gut abfondern und begrenzen zu laffen, und ebeaie 
mit Vorbehalt der nämlihen Klage, welche bie Gemeinten gegen ben Fiekrs m 
heben fönnen, um ihnen ihre zwei Drittel oder ihren fonfligen Antheil an ber 
fagten Gründen abgefondert anweiſen zu laflen. 
Der $. 44. dee G. v. 21. April 1825, Nr. 939., welches ($. 1.) tab 
Dekret v. 13. Sept. 1811 gänzlih außer Kraft geſetzt bat, zählt zu Dem ferk 
dauernden Rechten bie in einigen Landestheilen ven Marlenherren, ale Ban 


| 


ftehern und Theilnehmern dee Martengenoffenfhaften, an den Rarlıa — 


und um berfelben willen zuftindigen Antheile und Ginkünfte. Diefes 
gilt — feßt der $. 45. Hinzu — namentlid) von denjenigen Antheilen, welde 
ihnen in der Gigenihaft als Markenherren (Walpherren), als Inhabern ber fe 
genannten Marfalgerihtsbarkeit (Marfenrichtern, Holzgrafen), ald Borkehern der 
Martengenofienihaft, oder Behufs Befoltung der fogenannıen Juftitiarien um 
ber Auffihts- und anderen Bermwaltungsbeamten, zuftändig waren; beögleiden 
von den dem Warfenheren bei Zufchlägen (Ausweitung eines privativen Ligen 
thums aus der Mark an die Murfgenofien) oder bei VBeräuferungen von Aw 
fengründen, zuitindigen Abfindungen (tertia marcalis) und von feinen jonfiges 
Nechten der Theilnahme an den Nugungen der Mark. 

Tas von den beibehaltenen Rechten der Markenherren Beftimmte findet md 
$. 47. auch auf die Skutifation oder Weiteherren, wo dergleichen Berkchrn 
Aemter hergebracht find, Anwendung; besgleihen auf bie Markenrichter de 
Holzgrafen, deren Aemter etwa nicht ohnehin ſchon mit dem der Markenherres 
vereinigt fein möchten. ') 

Dasjenige Recht auf den dritten Fuß, welches der Bisfus außerhalb der 
Marken, denen er als Markenherr, Markenrichter, Sfutifation: 
herr oder Weideherr vorſteht, in anderen Gemeinweiten bes Herzogtum) 
Berg ale Recht des Kameral-Aerars — wie die Kurfürſtliche Verordn. v. 20. Nee. 
1772 es nennt — oder als Souveränetätsreht — wie das Dekret v. 13. Gt 
1511 es bezeichnet — in Anſpruch nahm, it im ©. v. 21. April 1825 wer 
unter ben aufgehobenen, noch unter ben fortvauernden aufgeführt. 





1) Vergl. in Bd. II. Abth. I. den Kommentar zum Bel. v. 21. April 1885, 
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Es wirb nad F. 48., wenn es in einzelnen Fällen zweifelhaft bleibt, ob 
eine auf einem Grunditüd haftende Leitung zu einer der Klaffen der wegfallen; 
den gehöre, in der Negel für die Fortdauer derfelben vermuthet, bis ber Ver: 
pichhtere den Beweis des Gegentheils führt. Der 8. 5. der Ablöf.:D. v. 13. Juli 
1829 verwies die Auflöfung der marfenherrlihen Rechte zur Gemeinheitstheis 
lungs⸗Ordnung. 

Es erſcheint wünſchenswerth, daß das Geſetz jene Frage nunmehr entſcheide, 
die bei allen Theilungen von Gemeingründen im Herzogthume Berg zunädhft ſich 
esidrängt. Die Beforgnig vor dem Anſpruche des Fiskus auf den dritten Fuß, 
saf von Anträgen auf die, im Intereſſe der Landeskultur fehr wünfchenswerthe 
Theilung folder Gemeinheiten zurüdhalten. 

Bei den Theilungen der Weitphälifhen Marken forderten die Marfenrichter 
&a Drittheil derfelben. Sie wurden mit diefem Anſpruche durch gleichförmige 
Gntiheidungen aller drei Inſtanzen abgewiefen, weil ihr Recht auf eine tertia 
marcalis vor der Theilung der Mark nur in den Fällen zur Ausübung fam, wo 
die Marfengenofien cine Veräußerung von Markengründen beſchloſſen, fein Ers 
weg aljo ein zufälliger und nur infoweit zu erwarten war, al& der Bedarf ber 
BRarfengenofien einen Ueberſchuß von Markengründen zu Verkäufen oder Ber: 
vechtungen übrig ließ. Die Braris firirte ſich dahin, daß dem Markenrichter 
als —28 feines Rechtes auf tertia marcalis ein Drittel desjenigen Marken⸗ 

des zugeſprochen wurde, ber nad Befriedigung aller Nutzungsrechte der 
engenofen und Servitutberechtigten übrig blieb. 

Bin folder Ueberſchuß fand ſich aber nur bei fehr wenigen Marfen. Im 
dichter beoölferten Herzogthume Berg dürfte der Fiskus von den Marken, von 
Denen er Markenrichter oder Holggraf fein möchte, ebenfo wie von den Gemeinde⸗ 
weiden, beren Nußungsreht nicht auf einzelne „Beerbte“ aus den Gemeinden 
ſich beſchraͤnkt, von feinem Rechte oder Anſpruche auf ben dritten Fuß noch 
weniger bei den Theilungen zu erwarten haben, wenn er deſſen Wortbeflehen er: 
Rritte,, indeffen fener Abfindungs s Grundfag Entfheidungs Norm bliebe, 

Weit mehr gewinnt der Staat dur die Ausdehnung und die Fortſchritte 
der Landeskultur, weldhe die Gemeinheitstheilungen zur Folge haben, und durch 
die bieraus entipringende DBermehrung des allgemeinen Wohlftandes und der 

Stenerkraͤfte. 

Kuh if der vorgeſchlagene Zuſatz im Geiſte des von beiden Kammern ans 
nommenen $. 2, und ff. der neuen Ablöj.-D. 

Die Regierung trägt fein Bedenken, den Vorſchlag der Agrar: Kom. anzu: 
wen. 


B. Bericht der Agrar-KRom. der Il. Kammer. 


Die einzelnen Befimmungen des Gef. Entw. anlang., fo entfpricht zunächfl 
er Inhalt tes S. 1. den Beflimmungen der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 und 
es tie Iehtern abändernten und refp. ergänzenden Geſ. v. 2. März 1850, und 
at daher in Betreff des Gebiets ter zwangsweiſen Gemeinheitstheilungen keinen 
Inla5 zu Grinnerungen gegeben. Dagegen erregte e8 bei mehren Mitgliedern der 
kom. Bedenken, die Theilung von gemeinfchaftlich befeflenen und in der näher 
zeichneten Urt gemeinschaftlich benugten Grundſtücken nur in dem Walle den 
Berfekriften tes gegenwärtigen Geſetzes zu unterwerfen, wenn ein ſolches Verhälts 
ng bereite „von Alters Der“ beftanden hat. Wie tie Motive der Regierung 
um Geſetz⸗Entw. ergeben, fo ift jene Beſchraͤnkung durch die Anficht von Rheinis 
hen Rechiögelehrten hervorgerufen worden, daß es nicht thunlich fein werde, bie 
[heilung eines jeden Miteigenthums, auf meldhem eine gemeinfchaftliche Aue: 
kung der Weide — ber Helz⸗ cover Streu⸗Nutzung ıc. flattfinde, im Berfahren 
we Gemeinheitstheilung vorzunehmen. Wenn zwei oder mehre Perſonen ein Grund» 
BE durch Erbſchaft, eheliche Gütergemeinfchaft, Gefellichaftswertrag oder durch 
nen fonfligen befonteren, das Miteigentum ergänzenden Titel erweislich in 
nenerer Zeit erworben haben und feitbem ungetheilt Fefigen umd benutzen, fo Fönne 
zur tie gewöhnliche Theilung an der Stelle fein, weil man fonft auch bie Erb⸗ 
ſchaftetheilungen, die Auseinanderſetzungen wegen ber Gütergemeinſchaft, wegen 
eines Geſellſchafisvertrages n. vergl. in das Gebiet der agrariichen Auseinander: 
fegangen hinüber Leite. Um einer folchen gewiß nicht beabfichtigten Ausuehuuog, 
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des Gefepes vorzubeugen, babe man das zu theilende Miteigenifum ale ein von 
Alters ber rührendes bezeichnet. 

Diele Befichtepunfte wurden aud, in der Kemmiſſion vertheibigt ; es mußte 
jeboch von allen Seiten anerfaunt werden, baß ber Ausbrud von Alters her 
wegen feiner Unbeftimmiheit nicht geeignet fet, die fo eben bezeichnete Abſicht ber 
Regierung zu erreichen, wenigftene in feiner Anwendung mit großen Schwierige 
feiten verbunden fein werde. Selbſt die Vertheidiger jener Anficht erachteten es 
daher für nöthig, ein beflimmtes Jahr zu bezeichnen, feit welchem die Gemeinſchaſt 
beffanden haben müfle, wenn deren Auflöfung nach den Borfchriften des gegen 
wärtigen Geſetzes erfolgen folle und machten daher den Vorfchlag, die Morte „ven 
Alters ber“ zu ftreichen und tagegen am Schluſſe des $. 1. hinzuzufügen: 

Diefe Beftimmung gilt für den Bezirk des Appellations, Berichte zu Ale 
aur in den Bällen, wo bie Gemeinichaft bereits vor Einführung ber few 
zöfifchen Geſetzgebung beſtanden Hat. 

Don der andern Seite wurde dagegen auch ber Annahme eines folchen dus 
fages widerfprohen. Man machte geltend, dag wenn fonft bie Mequiſite ber 
swangsweifen Bemeinheitstheilung vorhanden feien, und es ſich daher um folde 
@emeinheiten handele, deren baltige Aufldfuug im Intereffe der Landeskultur Kiege, 
es nur zwedentfprechend fein Fünne, Die gegenwärtigen erleichternden BeRimmungen 
ohne Rüdficht auf die Zeit der Entftehung jener kulturſchädlichen Berbältuiffe gar 
Anwendung zu bringen und die gewöhnlichen Theilunges Rlagen, wie es and im 
5. 28. des Geſetz⸗Entw. gefchehen, auf tie erſt nach Publifation ber neuen Gem. 
Th. D. entkandenen Berhältniffe zu beichränfen. Gine Berwirrung im Hecht, 
wie fie nach den Motiven zum Geſetz⸗Entw. befürchtet worden, fönne babmdı 
nicht herbeigeführt werden. Außerdem fcheine aber auch dem angeführten Meline, 
wie es in der Reg. Dorlage angegeben, eine unrichtige Auffaſſung der ® 
zum Grunde zu liegen. enn mehrere Perfonen durch Erbſchaft, Gütergemeis- 
ſchaft, ———— in den Beſitz eines Antheils am Miteigenthume aber 
eines Grundflüde gelangten, fo erſchienen dieſelben zuſammen als eine Perſca 
und würden in dieſer Weiſe auch im $. 2. bezeichnet. Nach den Vorſchriften des 

egenwärtigen Geſetzes kͤnne daher niemals eine Auseinanderfegung wegen einer 
rbfchaft, Sütergemeinfchaft ıc. beantragt werden. 

Nachdem der chen bezeichnete Zufas zum $. 1. von der Kom. algelchei 
worden, beantragt bie leßtere daher, die Worte: von Altere ber, in $. 1. mb 
II. zu ftreichen. 


C. Bericht ver Kom. der I. Kammer. 


Zum $. 1. Die unter I. und IT. gefchiedene Aufführung ter beiden Kalhe⸗ 
gorien von Gemeinfchaften, mit benen e6 das Geſetz zu thun Hat, fund die den 
entfprechende Redaktion, ift im Bergleich zur abweichenden Faſſung bes $. 2. der 
Gem. Th. O. v. 7. Zuni 1821 als eine erhebliche Verbeſſerung anzuerkemen. 
Denn, wenn einerfeits in Nebereinflimmung mit dem bisher eingebürgerten Eyrady 
gebrauch in den übrigen Provinzen die Bezeichnung und ber Titel des Gefehe 
zwedmäßig beibehalten worden, fo begegnet andererfeits die Faſſung des $. 1. den 
nicht feltenen Mißverfländnig, als fei unter der Gcmeinheitstheilung nicht bie Ruß 
bebung von Servituten, hingegen die Theilung von (forperativen) &emeinbesiike 
mögen begriffen. 

Ein Mitglied beantragte zwar zu größerer Präziſion ein Amenbement : 
„Die Theilung von Marken, Erbenwaltungen und dergleichen Grun 
welche feit alter Zeit her von mehreren Miteigenthümern ungetheilt befeflen 
und durch gemeinfame Ausübung einer oder mehrerer der nachbenaunfes 
Nugungen, Weide u. f. w. benugt worden.” 

Die Kom. hielt jedoch die Streihung der Worte im Gefehs Entwurf: „vor 
Alters her“ angemeflen, verwarf mithin auch das darauf abzielende Amenbement, 
weil jene Worte, im Widerfpruch mit S. 28. und der übereinflimmenben Verſchrift 
des $. 165. ber Sem. Th. O. v. 7. Juni 1821, eine zweckwidrige, überbies zwei 
felhafte Zeitgrenze für die Wirkfamfeit des Gefeges beflimmen; weil die Aufhebung 
der auch in fpäterer Zeit, 3. B. durch gemeinfchaftliche Anfäufe von Domainen, 
in der Rheinprovinz zur Zeit der Franzoͤſ. Herrfchaft und in NeusBorpommr 
no in viel neuerer Zeit, entflandenen ®emeinfchaften vielmehr eben fo wünfcen® 
wertd, ferner eine über den Begenflaub tes Geſetzes hinausgreifenbe Aumenbung 
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ben anf eheliche Güter⸗ und MiterbensBerhältnifie nad ben Erfahrungen 
m anteren Provinzen, nit wehl zu beforgen, und weil überdies die Bes 
wug von Marken u. f. w., welche das Amendement in den Vorgrund ftellt, 
‚ wie der Eutwurf, ale Beifpiele nennt, in Neu⸗Vorpommern ganz unbes 


: fei. 
3um $. 4. wurde beauftragt, Binter den Worten: „binderlich find“ bins 


n: 
—— die Aufhebung der Dienſtbarkeit für das berechtigte Grundſtück nicht 
„son weſentlichem Nachtheil if.“ 
Die Majorität berief ſich dagegen auf die gleichlautende, feit 30 Jahren ohge 
wwerde und chne Beeinträchtigung von Rechten ter Beiiger anderer Nutzungs⸗ 
stfame in Anwendung geweſene Borfchrift des $. 142. der Sem. Ih. D. v. 
smi 1821, ingleichen auf bie, bie Weges und Waflerleitunges @erechtigfeiten 
ell bebandelnde Befimmung des $. 17, des vorliegenden Entwurfs. 


Zu 66. 2. u 3. 


3a diefen $6., welchen Seitens der Kammern, refp. der Kommifflonen 
ben Teine Bemerkungen hinzugefügt worden, giebt ver Reg. Entw. 
wde Motive: 


Die Befugniß eiues jeden Miteigenthümers, auf Theilung bes gemeinfchafts 
ı Gigenthums anzutragen, ift ſtets und überall außer Zweifel geweſen. 
Dagegen weichen die Ngrargefehgebungen ber verfchiedenen Staaten darüber 
nie weit dem GerritutsBerechtigten das Recht der Provofation anf Ablöfung 
zäumt werden fann. Die Preuß. Gefepgebung if für die anderen Provinzen 
eſem Punkte jept durch Artifel 9. des ©. v. 2. März 1850 (8. ©. ©. 141) 
ı abgefchloflen, daß bei den einfeitigen Waldfervituten noch eine Beſchraͤnkung 
Brovofation des EervitutsBerechtigten befteht, während die nach 88. 19., 86., 
114. der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 früher bei andern einfeitigen Ger 
en beſtehenden Beichränfungen aufgehoben find. Demgemäß macht es bei 
eu Gervituten in der Wertheberechnung, der Abfindung feinen Unterfchieb, ob 
beiaflete Grundeigenthũmer oder der ServitutsBerechtigte auf Ablöfung anträgt. 
Bei einfeitigen Waldberechtigungen muß aber der Dienftbarfeitsberechtigte ale 
sofant fich gefallen laffen, daß der Waldeigenthümer die Ablöfungsberechnung 
gen läßt, nadı dem PVortheil, welcher dem Walde aus dem Nufhören der Sers 
erwächſt. — Wenn 3. DB. der Berechtigte zehn Kühe im Walde hüten darf, 
die Waldkuhweide in ber Gegend einen Rugungswerth von 3 Rthlr. pro Kub 
fo würde der Berechtigte nad diefem Nupungswerth eine Ablöiungerente von 
Btäle. jährlich zu fordern haben. Berlangt aber der Waldeigenthümer als 
wefat die Ablöfung nach dem Bortheil, welcher ihn barans erwächft, daß bie 
DesGervitut aufhört, die zehn Kühe nicht mehr in ten Wald kemmen, fo können 
Sachverſtaͤndigen unter Umſtaͤnden diefen Bortheil weit niedriger veranfchlagen. 

Die Srünte für und wider tie Aufftellung eines folchen Unterfchiedes bei den 
welationen hier zu entwideln, erfcheint überflüflig. Das Prinzip, was fo eben 
Die anderen Landestbeile fanktionirt if, wird auch in ber Rheinprovinz und 
wBerpemmern anzuwenden fein. Demgemäß ift im $. 10. des Entw. der legte 
ij eingeichaltet. 

Der zweite Gab bes jebigen $. 2 entfpricht dem zweiten Sag im 6. 2. bes 
Wera Gutw., if aber in ber Faſſung etwas geändert, und durch die Beifügung 
A 3. ergänzt worden, weil Zweifel über den Sinn dieſes Satzes erhoben 


Der zweite Abfas im $. 2. des früheren Entw. lautete nämlich: 
außer dem Gigenthümer eines berechtigten oder verpflichteten Gruntflüde 
Recht das Recht zum Antrage auf Bemeinheitsiheilung nur demjenigen zu, 
ber das Grundſtück vermöge eines beftändigen unwiderruflichen Titele ale 
— — beſitzt. 

Die Zweifel, welche gegen dieſe Faſſung erhoben wurden, find: 

0) daf danach anfcheinend für ein Gervitutrecht, welches nicht Pertinenz eines 

tem Grundfibde if, 3. B. das Holzunges ober Hütungereht einer 
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Gemeinte ale Korperation — das Provofationsrecht des Berechtigten unbe ' 
geſchloſſen ift; 
b) daß nicht deutlich genug hervorirete, was unter einem befläntigen, unwite 
ruflichen Titel verflanten wird, (3.3. Lehne:Fideifommiß-Majerate:Belg) 
Beite Zweifel find durch tie jeßt gemäblte Faſſung zu vermeiten gefadk, 
insbefontere durch tie Zufige, daß der perfünliche Rießbraucher cter der anti 
chretiſche Pfantkefiger Fein Provofatiensrecht haben, und daß für Nugungsbered« 
tigungen, welche ten Gemeindegliedern wegen tiefer ihrer Eigenſchaft suchen, 
tie Gemeinte als Korperatien das Provcfationsrecht Hat und die Abfindung erhält. 
o Der eingefcraltete $. 3. entfpricht der Def. v. 26. Zuli 1847, 88 1. au 
2. — 6. ©. &. 327. —; feine Aufnahme in den Entw. ift nüglich, were nk 
Verflöge gegen dieſen Satz weniger zu beforgen find, feit tie Begriffe übrr Ge 
meinbesBermögen und Bermögen ber einzelnen Gemeindeglieder fchärfer aniges 
biltet find, nanıentlich in der Rheinprevinz, wo die Unterfcheibung diefer Bea 
gens⸗Objekte fchen länger praftifche Geltung hatte. | 


Zum $. 5. 


1) Nur in Betreff ter Baffung des F. 5. if, — nah dem Antıap 
ter Agrar-Kommiff. ter II. Kam., um den beabfichtigten Sinn präctfer g : 
treffen, — ta8 Wort: „welches“ hinter ten Worten: „einer Ge. 
meinde*, in: „fofern es” verwandelt, ein Weiteres aber von der ll: 
Kam. und teren Kommiff. nicht bemerkt worden. j 

2) Die Motive zum $. 5. ded Meg. Entw. lauten dahin: 


Das Recht der Stoppelweide innerhalb einer Gemeindeflur (comp 
foweit es nicht auf befonderen Titel, fondern nur auf Ortégebrauch beruht, @, 
bisher in den Theilen der Rheinprovinz, wo das Wranzöf. Recht gilt, zwar . 
secht erhalten, unterliegt aber fo wefentlichen Befchränfungen, baß der gegen WM: 
frühern Entw. erhobene Ginwand, es müffe dieſes Recht von der Ablöjung ab. 
gefchloffen bleiben, und tagegen der unentgeldlichen Mbfchaffung nad Berdkf , 
des Gemeideraths unterworfen werden, begründet erfcheint. Jenes allgemei , 
Stoppelweiderecht wird nach den Begriffen des Franz. Rechts ausgeübt, vermig , 
des unter ten Cinwohnern einer Gemeinde befiehenden gefeflfchaftlichen Berbanbel, . 
vermöge ter Nachbarfchaft und Grenzgemeinfchaft (ex familiaritate et vicinitse) . 
und wegen ber Zwerfmäßigfeit, die Stoppels und Brachfelber vermifcht (promi 

oder mit einer gemeinfdaftlichen Heerbe zu beweiden. 

Dafielbe gilt al ein Recht der Gemeinde als Korperatien, an welchem ſaͤnc 
liche Cinwohner als Mitglieder der Gemeinde Theil nehmen. 

Die freie Bewirthſchaftung der Felder wird dadurch nicht befchränft. Im 
@igenthümer kann endlich fein Grundſtück einfchliegen und dadurch unenigeiiih 
für die Dauer ter infchliefung von der Steppelweide befreien. (cf. Code cd 
Art. 647. 645. Ruralgeſetz v. 28. Sept. — 6. Oft, 1791, Ti. 1. 4, Art. 1. W 
17. Tit. II. Art. 24.) ' 

Das Ruralgefen v. 23. Sept. — 6. Oft. 1791, welches nur auf dem liafes 
Rheinufer Geſeßeskraft hat, beſtimmt das Theilnahmerecht an ter Stoppelwt 
folgendermaßen nüher. 

zit. I, 4. Art. 13. 


Die Zahl tes Viehes wird nach Verhältnig der Anstchnung ber Laändercin 
auf fe und fe viel Stück auf ven Morgen nach den örtlichen Reglemente und Ge 
bräuchen in jedem Kirchfpiel feſtgeſezt; in Grmangelung beftimmter Dofumente is 
biefer Hinſicht Hat der Geme inderath barüber Anordnungen an treffen. 

rt. 14, 

Gleichwehl kann jedes fefhafte Familienhaupt, weldlce weder Gigenthüme 
noch Pächter irgend einer der ter Keppelweide oder Stoppelmeide unterwerfen 
Ländereien ift, und der Gigenthümer over Pächter, welchem tie Geringfügiglelt 
defien, was er bebaut, den gleich zu beflimmenden Vortheil nicht gewährt, auf 
gedachte Yinbereien in einer beſondern Heerde uder in ter grmeinfchaftlichen Heerde 
bis zu ſechs Stück Wollvieh nnd eine Ruh mit ihrem Kalbe treiben, unbefckabet 
der Rechte jener Perſenen auf die Bemeindeländereien, wenn teren ins Kirchſpiele 
vorhanden find, und ohne daß hierdurch an den Geſehen, Gewohnheiten und zu 
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seedenflichen Drisgebräucen etwas geändert wirb, die ihm eiwa einen größeren 
Bortheil aufichern. 

Auf tem rechten Rheinufer, in dem ehemaligen Großherzogthume Berg, regelt 
ib Die Theilnahme lediglich nach dem Herfommen, ein Unterfchied in der Theils 
nehme an der Nutzung der Stoppelweite und anderen Gemeindenutzungen iſt dort 
gefeplich nicht begründet. 

Uns dem Vorſtehenden ergiebt fich, bag dem einzelnen Gemeinde⸗Cinwohner, 
weiber an ter Gtoppelmeide-Nnpung Theil nimmt, das Necht der Provokation auf 
WMifeng nicht eingeräumt werben kann; denn das Recht felbft gehört der Bes 
meinde. Wollte die Gemeinde ale Korporation auf Ablöſung antragen, fo würde 
be Beige fein, daß alle Orundbeflger der Gemeinde geswungen würden, eine Abs 
Sfungs:Rente an die Gemeinde⸗Kaſſe au zahlen, welche Kaſſe doch wieder haupts 
zum Beſten der Grundbefiper tient. Die grefen Weiterungen ber vielen 
UMsfuugeprogeturen und die bedeutenden Koften derſelben twären bierbei ziemlich 
zunös aufgewenbet. 

Es erfcheint daher angemefien, bie Stoppelmeine wie eine andere Kommunals 
zupung an behanteln, welche der Bemeinderath mit Genehmigung bes Bezirkes 
rathes (oder in Semeinden unter 1500 Seelen mit Senehmigung des Kreisaußs 
ſchaſſes) 2) aufheben kann. 

Bugleich wurde ale Modifikation dieſer Beſtimmung der Zuſatz für angemeſſen 
erechtet/ daß der Gemeinderath zum Beſchluſſe der Aufhebung gendthigt werben 
Dame, wenn vie Mehrheit der Grunbbeflger in der Gemeinde nad Morgenzahl 
Die Aufhebung verlange. Nach dem Ruralgeſetze Fann jeder Grundbeſitzer durch 
Giufchliegung feines Grundſtückes daffelbe von ber Stoppelmweide befreien. Die 
Cini liegung iR im Geſetze nicht etwa ale eine Beichränfung bes Nechis, ſich 
eussjufchließen, fendern nur als eine Maapregel gebacht, welche als ficheres und 
esfennbares Zeichen der ernflliden Ausſchließung für Jedermann dienen felle. 
Irdeßs wird tie Binfchliegung in der Regel weit theurer zu ſtehen fommen, ale 
Die Abföfung ver bei freier BeftellungssBefugnig wenig werthvollen Stoppelweibe, 
Dean zur Binfchließung gehört nach Mrt. 6. Tit. I. 4. des Ruralgeſetzes eine 
Vener von 4 Fuß Höhe mit Schlagbaum oder Thür, Pallifaden, Gitterwerf oder 
Gele, oder endlich ein Braben mit 4 Enß oberer Breite und 2 Fuß Tiefe. Bine 
Geiche Binfchließung wird meiflens mehrere Thaler pro Morgen often, während 
Vie einfache Stoppelweide kaum fo viel werth fein wird. 

Bei dieſem tiebelflande und bei der Unmöglichkeit, an bie Stelle der oben ges 
Sachten Ginfchliegung in durchführbarer Weiſe ein anderes ficheres Zeichen der 
Wnstchliegung eines Grundſtücks von ber Stoppelmeide gefeklich zu beflimmen, ftellt 
es Ach als wünſchenswerth tar, daß die Brundbefiger der Gemeinde, wenn durch 
See Majcrität das Kortbeflehen der Stoppelweide als fchäblich erfannt wirb, die 
Befugnis erlangen, auf die Aufhebung derfelben zu bringen. Ein Unrecht gegen 
Ne übrigen Mitglieder der Bemeinde dürfte darin um fo weniger gefunden werben, 
ba efenbar in der Rheinprovinz die Steppelmeide faktiich aufhören und nnaus⸗ 
Märbar fein würde, fobald die Mehrzahl der Grundbefitzer fich bes ihnen zuſtehen⸗ 
den Rechte der Einſchließung bediente. 

Tie Etoppelweite, welche von Gemeinde zu Gemeinde geübt wird, heißt 
Keppelmeide. Diefelbe iſt durch das Ruralgeſetz (Nbfchn. 4., Art. 2.) nur pros 
siferifch beibehalten werden. Sie Fann ebenfalls durch Ginfchliekung der Grunds 
Rüde aufgehoben werden; anch wirb nach Mrt. 17. 1. c., dadurch, daß noch fo 
riele Gruntflüde in der einen Gemeinde von der Steppelweide ausgefchleffen 
werten, bie andere Gemeinde nicht zur Gntfchätigung, fondern unr zum Verzicht 
anf vie gegenfeltige Koppelweide berechtigt. Bei einer fo geringen Intenfivität 
des Mecdkis und bei der Schwierigkeit, eine gruntfäglich richtige und gerechte und 
pagleich angemeffene Beflimmung darüber zu treffen, wer eine etwaige Entſchädi⸗ 
gung wegen der Ablöfung zu gewähren nnd wer folche gu empfangen habe, ob 


— — 





1) Nachden die Gemeinde⸗O. und die Kreis⸗, Bezirks⸗ u. Provinzial⸗O. v. 
11. Mär, 1850 durch das Geſ. v. 24. Mai 1853 (G. S. ©. 235) aufgehoben, 
wich erſt die renflige Gefehgebung diefenigen Behörden beſtimmen müflen, welche 


—X Stelle des $. 5. gebachten Bezirksraths, reſp. Kreisausſchuſſes treten 
v 
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die Grundbefitzer oder die Gemeinde ale Korporation, if es unbedenklich erfchienen, 
egenwärtig die Aufhebuug tiefes überhaupt nur felten vorlommenden Rechtever 
Altniffes ohne Entfchädigung zur Ausführung au bringen. 

Ablösbar auf Antrag jeden Theils bleibt hiernach auch im Bezirk des Apych 
Gerichtshofes zu Köln: 

1) das Stoppelmeiberecht, welches einer Gemeinde zuſteht: 

a) einfeitig auf einer anderen Gemeindeflur; 

b) auf, einzelnen Privatgrundftüden, Wäldern, Wiefen außerhalb ber Gehe 
marf; 

c) auf Privatgrundfüden innerhalb der Feldmark kraft beſonderen Titels; 

2) das GStoppelweiderecht, welches Privatperfonen zufteht, auf Brivet ser 

Gemeinde -Orundftüden. 

3) das Recht der Fettweibe (päture grasse ou vive), mag baflelbe Prieaies 

oder Semeiuben zuftehen. 

Mas zur Stoppelweide und was zur Fettweide zu rechnen if, haben bie Ge 
richtshöfe in den einzelnen Faͤllen zu enticheiden. 

Die Definition, welche Merlin in feinem Repertoire universel giebt laute: 

Les pätures grasses ou vives sont los landes marais, petis d 
bruy&res, qui appartiennent & des communautds d’habitans, ou sont ausser 
vis envers elles à un droit d’usage, de maniere, qu’elles toutes peurem 
y faire paltre leurs bestiaux. | 

Les vaines pätures sont les grands chemins, les prés apris I 
fauchaison, les quer&ts et terres en friche, les bois de haute futaie, ls 
bois taillis apr&s la quatrieme ou cinquieme bourgeon et generalemem ' 
tous les heritages, oü il n’y a ni semence ni fruils et qui par la loi @ a 
usage du pays ne sont pas en deöfends. 

Les parcours est un droit reciproque de deux ou plusieures com 
munes voisines, qui consiste & envoyer paltre le bötail sur leurs teni- 
toires respectives en temps de vaine päture. 

Die Weide auf Halden, Mooren, Angern, Brüdern wird hiernach zur Selb, 
weide gerechnet. Dergleichen Haiden, Deben und Brücher giebt e6 in der Siheies 
provinz nach einer amtlichen Rachweifung v. 5. Sept. 1850 noch 791,754 Morgen, 
— 382,398 Morgen den Gemeinden und 409,355 Morgen Privaten gehoͤres 
oflen. 

Die unter $.1. diefes Gef. fallenden gemeinfchaftlich benubten Brivatsheides 
c. unterliegen dem Gem. Th. Verfahren theils auf Antrag ber Mitelgentkäme, 
theile auf Antrag der Weideberechtigten. Die Heiden, Deden und Brüdıer, weihe 
Gigentbum von Gemeinden als Korporationen find, werben von ter etwa beruf 
laftenden Weideſervitut fremder Gemeinden ober Privaten ebenfalle narb den Ben 
fchriften der Gem. Th. D. befreit. Bine Vertheilung der Flaͤche unter die Ge 
meinbemitglieder Fann aber nach diefem Geſet nicht flattfinden. 

Auf den ofirheinifchen Theil des Meg. Bezirks Koblenz und in Nenvorven 
mern und Rügen iſt bie Borfdrift des S. 5. des Entw. nicht auszudehnen, weil 
dort der Begriff der Steppelweide als Gemeinderecht nicht ausgebildet iR, and 
das Binfchliegungsrecdt ver Grundſtücke nicht befteht. 


3) Der Kom.» Bericht der I. Kammer bemerkte zum $. 5.: 


Das Reit der Stoppelweibe, bes öten Weibgangs (vaine päture) — fofers 
es auf feinem ſpeziellen Rechtstitel beruht und in diefem Halle, snfolge bes Code 
rural, deſſen Sültigfeit fid, übrigens auf das linke Rheinufer befchränft, ned 
freiem Belieben der Grundbeſitzer durch Einſchließung befeitigt werben kaun — M 
deshalb zu den, gegen befontere (Lands, Kapitalss oder Nentes) Entfchädigung abe 
zuldfenden Befugniffen mit Necht nicht zu zählen. Es iſt einerfeits Feine fube 
jeftivsdingliche Befugnig, ſondern ein Ausflug der Biginfchaft ale Mitglied ver 
Korperation, kann objeftin aber, vermöge des Ginfchliefungsrecdhtes ter befafleten 
Örundbefiger, jederzeit befeitigt werben, und entipringt, nach dem Sprachgebrarch 
der Rheinifchen Jurisprudenz, ex jure vicinitalis.et familiaritetis. Wenn bie 
Grunpbefiger, lediglich ſchon durch oft foflbare Anlagen zen Gräben, Heden, Ilm 
nen, chne anderes Aequivalent ale eine verhältnigmäßige Winfchränfung ibrer Nils 
weide auf den Rachbargrundflüden, das Weiderecht ber Gemeindegenoſſen Befeitigen 
dürfen, fo erfcheint es nur ebenfowohl flantswirthfchaftlich, ale gerecht, ihnen der⸗ 
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ichen koſtbare und beim gänzlichen Grlöichen bes Rechts unnüse Anftalten gu 
yaren, daher dem Majoritätsbefchluffe derfelben die gleiche Wirkung beizulegen, 
e der Sinfchliegung. Das Recht iſt naturgemäß von geringem Werth. Alles 
# gilt um fo mehr von dem wechfelleitigen öden Weidganges oder Stoppels 
BesNechte mehrerer Gemeinden auf ihren Gebieten (Koppelweide — parcours 
), da tie antere Gemeinde mit ihrem Viehe meift fpäter kommt und wenig Nabe 
ıg für taffelbe mehr finvet, übervies die Vertheilung der von den Korporationen 
habringenten Entfchäbigung in rechtlicher und thatfächlicher Beziehung man, 
miei Schwierigkeiten haben würbe. 


Zum $. 6. 


Bon ren Kammern iſt zum $. 6. nichtd bemerkt. Die Motive des 
egier. Entw. bemerfen dazu: 


©tatt der SG. A. und 5. des erften Entwurfs !), weiche lauteten: 

5 3. Das Recht, eine Semeinheitstheilung zu verlangen, kann weber 
var Berjährung noch durch Judikate, noch durch Verträge oder Willenserfläs 
zuugen, welche vor Berfündung des gegenwärtigen Geſetzes errichtet worden find, 
ansgefchloffen werben. 

$. 5. Die nach Berfünbung des gegenwärtigen Geſetzes errichteten Ders 
käge und Willenserflärungen, durch welche Semeinheitstheilungen ausgefchloflen 
werden, find auf feine längere Zeit, als auf zehn Jahre verbindlich. Nach dem 
Ablaufe dieſer Periode ſteht es jedem der VBetheiligten frei, fein Recht auf Ges 
weinheitstheilung geltend zu machen, 
it die Agrar⸗Kom. der II. R. folgende Baflung vorgefchlagen ?): 

$. 4. Frühere Indikate fünnen den Antrag auf Gemeinheitétheilung nicht 
hindern; auch kann die Befugniß, auf Bemeinheitstheilung anyutragen, we⸗ 
—— Willenserflärungen, noch durch Verträge, noch durch — er⸗ 

en. 

$. 5. Berträge und Willenserklaͤrungen, durch welche Gemeinheitstheilun⸗ 
gen ansgeſchloſſen werben, find auf feine längere Zeit, als zehn Jahre verbinds 
ih. Nach tem Ablauf diefer Periode fleht es jedem Betheiligten frei, fein Recht 
anf Bemeinheitstheilung geltend zu machen, 
man ausdrüdlich wollte, daß Verträge über Ausfchliegung von Gemeinheits⸗ 
lungen auch in bem Yalle, wenn fie vor Gmanation tes neuen Geſetzes abges 
Neffen find, auf den Zeitraum von zehn Jahren verbindlich bleiben müſſen. 

Gegen tie Faſſung des $. 4. der Agrar-Kom. ift nun aber crinnert, daß fie, 
Mi den wefentlichen und prinzipiellen Sap an die Spige zu flellen, mit einer 

rität beginne, deren Anführung Im Geſetze es kaum bedürfe, ferner, daß 
e Faſſung zu weit gehe, weil ein Urtheil, welches den Kläger mit feiner Theis 
ngeflage abgemwiefen hat, weil ihm ein Miteigenthum gar nicht zuſtehe, ebenfalls 
ter ben Worten „Brühere Judikate“ mitbegriffen fei, und daß der Ausbrud „ers 
Ihe“ auf Berträge und Willenserflärungen nicht pafle. 

Deshalb ift die Baffung des $. 6. des jegigen Entw. gewählt, weldye dieſes 
edenken befeitigt. Im Weſentlichen wird dadurch die Vorfchrift des $. 27. der 
m. Th. D. v. 7. Juni 1821 wiederholt. Für die Aecker ift in diefer Geſetz⸗ 
He zwar gefagt, daß der Berirag oder die Willenserklärung wegen Ausfchließung 
z Gemeinheitstheilung bei Aeckern nur fo lange Zeit verbindlich fein fell, als 
ich der beftchenden Sruchtfolge und Schlageintheilung ber gemeinfchaftlich bes 
upten Grundſtücke zur zweimaligen Abnugung aller Schläge erforderlich if. 

Die ausnahmaweife Vorſchrift für Aecker if nicht aufgenommen, weil bei der 
Mig freien Wirtbfchaft, welche in der Mheinprovinz üblich if, eine beflimmte 
mehtfolge oder Schlageintheilung ficb meiftens nicht angeben Täpt und weil der 
Gajährige Zeitraum für alle Bälle als ausreichend zu betrachten if. Aus dem 
Wen Grunde ift auch der Inhalt des $. 28. der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 
ergaugen. Mnbererfeits liegt ein Grund vor, die Freiheit der Verträge in dem 





1) Nämlich des Entwurfs v. 10. Dee. 1849 (Druckſ. 1848, Nr. 417.) 
—B im Berichte der Agrar⸗Kom. d. II. K. v. 14. Febr. 1850 (Drudf. 
2. 540. 
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Bezirk des vorligenden Geſetzentwurfe mehr zu befchränfen, ale in ben 
Landestheilen; es fann vielmehr für die wirthichaftlichen Binrichtungen v 
effe fein, die durch Vertrag erworbene Gervitut nicht nach wenigen Jahr 
aufgehoben zu fehen. 

Deshalb ift die fünfjührige Periode des Art. 815. des Code civil 
genommen. 


Zum $. 7. 


1) Die Agrar» Kom. ter Il. Kammer v. 1849 u. 1850 hatt 
damaligen Vorlage der Meg. (Nr. 417. $. 6.), welche Tautete: 


Ueber das Vorhantenfein, tie Beichaffenheit und den Umfang ber 
Bemeinheitstheilung zur Anegleichung zu bringenden Theilnehmungerer 
diglich nach den beftehenden Geſetzen zu enticheiben, 


in ihrem Bericht v. 14. Behr. 1850 folgender Zufag angenommen 


Die zur Weiteteilnahme berechtigte Viehzahl if in Grinangelun 
fländiger Willenserflärungen und vechtsfräftiger Erkenntniſſe, Ratutarifi 
oder Provinzialtechte 

1) bei deu Interefienten, welche zur Erzeugung von Winterfutter 

Gruutflüde befigen, nad) dem Futterertrage biefer Grundſtücke, 

2) bei anderen Intereffenten und fofern die nach Nr. 1. fefzuftelle 
zahl eine geringere if, 

a) foweit ver Code rural v. 28. Sept. m. 6. Dft. 1791 1. 4. 
gilt, auf 2 Kühe (eine Kuh, ein Kalb und 6 Schafe) 

b) in den übrigen Theilen der Mheinprovinz und in Nenvorpom 
Rügen auf 14 Kühe fefzufepen; 


und bemerkt: 


Das Motiv für diefe Beſtimmung iR, weil eine ſubſidiäre Rorm fü 
mittelung der bütungsberechtigten Wiehkände gegeben werden muß, und 
lidy für die Kleinen Hausbefiger unentbehrlich ericheint. 


Bei ter Berathung Ted neuen Entwurfs erachtete jedoch vie 
Kom. ter 11. Kammer auch noch eine weitere ergänzente Beſtimmung fü 
mittelung der Viehſtaͤnde ter Grunpftüdöbeflger nach Anleitung ve 
ter Gem. Tb. ©. v. 7. Ian. 1821 für ven Fall nöthig, wenn 
Grundſtücke feit vechtöverjährter Zeit eine Zehntberechtigung audgel 
den und auf Vermehrung der vorgefchriebenen Viehzahl eingemii 
Die Kommiffarien ter Staatsregierung erflärten fich mit einer folk 
weiterung einverftanten. Demgemäß wurde einflimmig ein Zuſa 
den Worten bei Nr. 1. „nach dem Futterertrage dieſer Gruntftüde, 
befchloffen: „und dem Etrohertrage ter beitenfelben feit 
verjährter Zeit benutzten Zehnten.” 

2) Den Regier. Entw. find zum $. 7. folgente Motive b 

ie beftehenden Geſetze über tie Theilnehmungsrechte follen nicht 
werden. 

Die Agrar⸗Kem. der II. K. hat indeß eine fubfidiäre Norm für bie 
lungen ber hütungsberechtigten Viehſtände in Vorfchlag gebracht, weil ei 
faft überall fehlt und namentlich für die Heinen Hausbefiger unentbehrlich 
Zür Die lepteren enthält 3. B. auch die V. v. 14. Dec, 1508 für Neuver 
und Rügen feinen Maaßſtab der Weidetheilnahme. 

Die Regierung schließt fich dem Vorſchlage der Agrars Kon. an. | 
fern ift eine Moedififation deſſelben eingetreten, als er für die Landestheile 
fen Rheinufer eine Befonverheit enthält. Während für die übrigen Lar 
der Nheinprevinz und für Neuvorpommern und Rügen die fubfitiäre Zah 
Kühe beflimmt wird, ging der Verfchlag der Agrar-Kom. tahin, die Zah 
das Ruralgefep gilt, auf 2 Kühe (1 Kuh, 1 Kalb und 6 Schafe) fel 
Judeſſen ieh fich tie Beſtimmung des Ruralgefeges, welche dem Borlt 
Grunde Tiegt, lediglich auf die Stoppelweite, und es kann nicht behauptel 
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Kettweibe, namentlich auf Privatgruntitüden, von einer nach der Berech⸗ 
ır Stoppelweide gebifbeten Heerde wirflich ausgeübt worden ſei ober aus: 
ehe, und ncch weniger, baß eine felche Ausübung der Fettweide eine rechts 
mdlage babe. Die Uebertragung vefien, was gefeplich für die Koppel: 
t, auf bie ſeuſtige Beiteberechtigung würde fich namentlich bei den vielen 
sjährung oder Konzeſſtonen entflandenen Weidegerechtigfeiten nicht recht 
affen und ein Grund zur Verſchiedenhelt in der fubfibiären Norm für bie 
e6 Viehs fchwerlich vorhanden fein. 


der Bericht der Kommiflion ver 1. Kammer bemerft: 


zabe einer Gem. Th. D. ift fo wenig die Feſtſetzung der Eriflens von 
merechten, welche jeder Interefient zum Theilungsverfahren mitbringt, ale 
gung der Art, Beichaffenheit und Größe dieſer Rechte, Beides geht der 
voraus und richtet Ach im Allgemeinen nach den beflehenden materiellen 
und befonderen Rechistiteln. Das Ungureichende berfelben zeigt ſich ins 
ders häufig bei Feſtſtellung des Maaßes zur Theilnahme an der Weide; 
fegt derem gerechte Bertheilung voraus, daß das ThellnahmesVerhälts 
Ale möglich nach einem und demfelben Prinzip beflimmt werde. Deshalb 
für die Fälle, in denen Willenserfiärungen, Iudifate, Statuten oder Pros 
hte nicht vorhanden, oder deren Feflfegungen nicht genügend find, ber Bes 
eines fubfitiarifchen Maaßſtabes, wonach das Verhältuig und ber Um⸗ 
Weldetheilnahme au regeln if. Die Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 
a tiefer Beziehung einen doppelten Maaßſtab: a) einen prinzipalen, den 
ı Bortrieb des Viehes im zehnjährigen Durchſchnitt nach $$. 32. u. 33.; 
eventuellen, die Ausmittelung des Viehſtandes nach dem ebenfowohl ges 
tlichen als landrechtlichen Durchwinterungsfuß ($$. 34. sqq., $. 41. b., 
x Gem. TH. O. v. 7. Juni 1821.; $$. 90. sqg. Tit. 22. TH. I. 9.2. 
‚born, Deutiches Privatrecht $. 180. et alleg.), wobei zugleich das burchs 
e Bedürfnis einer Haushaltung derjenigen Berechtigten, welche 
Gewinnung von Winterfutter geeignete Brundflüde befißen, in Betracht 
Der prinzipale, überdies nur der Sem. Th. D. v. 7. Juni 1821 eigens 
Maaßſtab ad a. hat ſich in feiner Anwendung nicht bewährt. Mit Recht 
taher ter Sefepentwurf allein auf den Maapftab zu b., wobei e8 vers 
R, wegen Anrechnung von Nebenweiben, wie wegen bes Berhältnifies der 
me der Dienftbarkeitsberechtigten neben dem GBigenthümer, weitere, in der 
ng oft ungenägende und zweifelhafte Detailbeflimmungen zu treffen, ins 
emeffener die Entfcheidung darüber theils dem Richter nach den geltenden 
theils den Sachverfländigen nach den obwaltenden befenderen örtlichen 
iffen überlafien bleibt. Die VBorfchrift des Code rural wegen der Theil: 
des feßhaften Bamilienvaterd an der vaine päture nach ten Maaße von 
b, einem Kalbe und 6 Haupt Wollenvich betrifft eben nur die Stoppels 
eren oben gefchilderte Natur es nicht zuläst, jene Beſtimmung bes Code 
Maaßſtab für die Theilnahmerechte der Fleinen Grund» oder der bloßen 
ber an der Weide zum Grunde zu legen. — Der Zufag der II. Kammer 
Berüdfichtigung des Strobertrages der hei den berechtigten Grunpfüden 
verjährter Zeit benußten Zehnten“ ift befonders für das rechte Rheinufer, 
. Zehnten häufiger vorfommen, von praftifcher Bedeutung. 


Zum $. 8. 
Motive zum $. 8. Ted Regier. Entw. lauten dahin: 


fer $. lautete in dem früheren Entw. wie folgt: 

Die Beflinnmung der Art und Größe der Entſchädigung, welche einem 
den Theilnehmer gebührt, bleibt zunächfi dem freien Ucbereinfommen ber 
tartheien überlaffen. Doch Haben dieſelben dabei bie Vorfchriften des $. 
8. zu beachten 

Kommt eine Sinigung nicht zu Stande, fo finden folgende Regeln Ans 
enbung. 
en diefe Faſſung iſt bei der weiteren Berathung der Zweifel erhoben, ob 
jeien befugt find, auch die Ausführung ber Theilung oder Servituts 

ohne Dazwiſchenkunft ber Behörden zu bewirken und ob fie jedenfalls 
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den Theilungss oder Servituts-Ablöfunge- Vertrag den Auseinanderfehungebehtrben 
zur Prüfung und Beltätigung vorlegen müflen. 

Um diefen Zweifel zu befeitigen, iſt die jetie Faſſung des $. gewählt. 

Die Frage, inwieweit eine Prüfung und Beflätigung der Berträge durch 
Auseinanderfegunge: Behörten vorzujchreiben fei, if eine Frage bes erfahrt 

nun in ben Ranbestheilen bes rechten Rheinufere und in Neu s Borpommm 
und Rügen, wo befondere Ablöfungs:Behörbden beftehen, die Gemeinh 
nad $$. 24., 25., 26. des Entwuris nad dem für bie Abldfung der 
dort ggelepligen Berfahren behandelt werden follen und bort bie AbldfungssBericig 
der Reallaften der Beftätigung dur die Auseinanderfehßungs- Behörde u 
(cf. $. 13. des Abloͤſ.“Oeſ. v. 4. Juli 1840, G. ©. 1840, ©. 198; $. 3. 

usführungs:Gef. v 7. Juni 1821, ©. S. 1821, &. 88), fo war in ben gewes 

tem Landestheilen das Gleiche für die Semeinheitstheilungs » Berträge anzusisk 
Auf dem linken Rheinufer beftehen keine befonderen Ablöfunges Behörden. Ian 
weit bort ein Theilungs- oder Ablöfunges Vertrag der gerichtlihen BeRdtigung ie 
darf, ift nach den allgemeinen Gefepen und den in bem vorgelegten Gutwurfe de 
em Geſetzes über das Berfahren darüber enthaltenen Borfchriften zu W 
urtbeilen. 


Zum $. 9. \ 
Die Motive des Megier. Entw. zum 6. 9.1)) bemerken: « 


Zum $. 9. iſt nur zu bemerken, daß der Ausbrud des früheren Cutuch 
„zur ansichlieglihden und freien Berfügung“ nm beswillen vermieden 
weil dasjenige, was er zu fagen bermech, fHon in dem Worte: „überw 
wird“, genugfam enthalten if, und bei der früheren Faſſung das Mifverf 
entfiehen könnte, ale würde in allen Allen volles freies Cigenthum ; 
während doch beifpielsweife der Fiveifommißbefiger die Abfindung nur als Bi 
fommißgut erlangt, ferner anderweitige Grundgerechtigkeiten, ale Wege ober Dep 
feruätuten, auch auf dem zur Abfindung dienenden Grundſtücke in der Regel 
eiben. 
















Zum $. 10. 
1) Die Motive des Regier. Entw. bemerken: 


Bei den im $. 10. aufgeftellten Regeln für die Schägung eines Grund 
ober einer Servitut haben die 68. 87., 88., 91., 92. der Gem. Th. O. v. 7. 
1821 im Allgemeinen zum Anhalt gedient. 

Obwohl es fih von felbft veriteht, Laß das Außerfte Maag für den Tu 
einer Servitut_den gefammten gemeinen Werth, diefer Art von Nudung 
lafteten Grundſiücks nicht überfteigen Fann, fo wird dieſe Wahrheit bei der Se 
ſchatzung der Berechtigung eines Einzelnen, deren nominell erheblicher Umf 
bie Theilnahme Anderer an dem Rechte thatſächlich Schmälerung erleibet, deb # 
zum Schaden des Verpflichteten verfannt. Deshalb iſt in dem dritten Cup W 
$. die Berüdfihtigung der Theilnahme Mitberechtigter ausdrücklich in Erin |. 
gebracht worden, ut 

Die Anträge der Agrar-Rom. der II. K. wegen Abänderung ber fr® 
Baflung diefes $. find berüdfichtigt. 

Der frühere Entwurf lautete in dem zweiten Sage $. 9. Getzt $. 10): 
babei wird der Grund und Boten nad) feinem gemeinen Werthe zur Zeh 
der Auseinanderfehung veranfchlagt. 

Die unteefeidenen Worte follen nad dem Vorſchlage der Agrar: Kom. 4 
bleiben, weil fie fich von ſelbſt verſtehen und andererſeits bie ausbrüdliät 
nahme biefer Worte das Dißvertändnig erregen könnte, ale ob nur Memm® y 
tane Kulturart und Befchaffenheit des Bodens der Abfhäkung zu Grunde a r 
werden darf. ' 

Berner lautet der dritte Sag in dem früheren Entwurfe: ab 

Die Schaͤtzung der aufzuhebenden Berechtigungen erfolgt nad der ' 





1) Im Entwurf v. 10, Dee, 1849 (Mr. 417.) 8. 8. ; 
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örtlih anwenbbaren Art ihrer Benutzung und dem Grirage der: 
den legten zehn Jahren vor Anbringung der Provo— 
nit Rüdfiht auf die Theilnahme anderer Mitberechtigter. 
at die Agrar: Kon. die Weylaffung der unterfrichenen Worte vor: 
diefelben dem Arbitrium der Sachverfländigen zu enge Grenzen 
manche Gerechtſame, die nur in längeren Perioden ausgeübt wer: 
jolzrecht, Maſtrecht, nicht genau paſſen würden. 
ichenen Worte in beiden Sägen find jegt weggelaflen; dagegen er: 
j, in dem zulegt angeführten Sage wenigftens allgemein auf den 
en Grtrag hinzuweiſen, weil fonft der momentane Ertrag des 
i der Abſchätzung zum Grunde gelegt werden könnte. 
Sag wegen Ablöhırg der Wald- Servituten nach dem Vortheil des 
ı der Berechtigte provozirt, if aus Art. 9. des Ergaͤnz.⸗Geſ. v. 
yinzugefügt. 


rar-Konımiffion der li. K. bemerkte (indbefondere in Bes 
): 


—15. haben der Kom. bei Bergleihung derfelben mit den Beſtim⸗ 
m. Th. O. v. 7. Juni 1821 und des Ergaͤnz.⸗Geſ. v. 2. März 
ckſicht auf die von der Regierung in den Motiven gegebenen Erläutes 
lag zu AbinderungssAnträgen gegeben. Es wurde nur für nöthig 
rmeidung von Mißverſtändniſſen hier hervorzuheben, daß das (bei 
den Motiven der Regierung gegebene Beifpiel der Berechnung der 
ung das Vorhandenſein des vollen Weidebedarfs für ſaͤmmtliche 
Viehſtände auf den belafleten oder zu theilenden Orundſtücken 
daher für den gewöhnlichen Kal, dag die vorhandene Weide⸗Maſſe 
des vollen Bedarfs nit ausreiht, nad) Vorfchrift tes $. 10. 
4 werden muß. Wenn daher der Berechtigte 3. B. auf einem ber 
tüde zehn Kühe zu weiden und die ortsüblide Kuhweide für den 
m Nutzungswerth von 3 Rthlr. hat, fo erhält berfelbe in dem 
belaftete Grundſtück nur 5 volle Kuhweiden gewährt, nur eine 
ı Höhe des jührlihen Grtrages von 15 Rthlr. und muß biefelbe, 
re Mitberechtigte vorhanden find, mit legtern nach Verhältnig der 
ziehſtände theilen. Hat cin Berechtigter außer ber zu theilenden 
ndere Weiden (Nebenweiden), fo müflen ſolche gleihfalle berück⸗ 
ind das Maaß, in welchem ſolche befondere Weiden anzufchlagen 
ach dem Verhältniffe fowohl feines, als des Viehſtandes der mits 
yetheilnehmer zu der Ergiebigkeit ſämmtlicher von ihnen betriebenen 
. und befondern Weiden zu veranfchlagen. Diefe Verhaͤlmiſſe ges 
en und zu berüdfichtigen, gehört zu den Obliegenheiten der Sach⸗ 
es erfchien nicht nothwendig, noch weitere Andeutungen über das 
ahren in das Geſetz zu übernehmen. 


Zum 8. 11. 


ve red Regier. Entw. bemeiken zum $. 11.: 

egebene Megel für die Abſchätzung der Weide und Gräferei in ben 
t den $$. 131—133. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 und dem 
ſ. v. 2. März d. I. (G. S. 1821, S. 132). 

hre Begründung darin, daß der Korfleigenthiimer gewöhnlich durch 
Gräferei: Berechtigten nicht gehindert werden kann, die Holzkultur 
ttelmäßigen Beſtande zu treiben, und daß es nur ale ein vorübers 
uch die Schaͤtzung nicht zu firirender Zufland zu betrachten ifl, 
augenblidli einen geringeren Holzbeftand hat. 


Zum $. 12. 


ve des Regier. Entw. bemerken: 


nfation muß als das einfachſte Mittel zur Yusgleihung wechſel⸗ 
ungen, foweit dies möglich ıft, zunächit zur Anwendung gebracht 
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Bezirk des vorligenden Geſetzentwurfs mehr zu befchränfen, als in ben anbesen 
Landestheilen; es kann vielmehr für bie wirtbfäpaftlichen Ginrichtungen von Iuters 
effe fein, die durch Vertrag erworbene Servitut nicht nach wenigen Jahren wiche 
aufgehoben zu ſehen. 

Deshalb if die fünfjährige Periode des Art. 815. des Code civil nicht uw " 
genommen. 
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Zum 8. 7 


1) Die Agrar - Rom. ver I. Kammer v. 1849 u. 1850 Hatte zu ie ! 
tamaligen Vorlage der Reg. (Nr. 417. $. 6.), welche Tautete: ꝛ 

Ueber das Vorhandenſein, die Beſchaffenheit und den Umfang ber bei dem © 
Bemeinheitstheilung zur Anegleichung zu bringenden Theilnehmungerechte Mile " 
diglich nad) den beflebenden Geſetzen zu entfcheiben, 


Lü 
in ihrem Bericht v. 14. Behr. 1850 folgender Zufag angenommen: ; 
N 


Die zur Weidetheilnahme berechtigte Viehzahl iſt im Grmangelung rechlähts 
ſtaͤndiger Willenserflärungen und vechiefräftiger Grkenntniſſe, Raiutariicher Recht 
oder Provinzialrechte ‘ 
1) bei den Intereffenten, welche aur Erzeugung von Winterfutter gecigude 
Grundfläcde befigen, nach dem Futterertrage diefer Grundſtüͤcke, h 

2) bei anderen Interefienten und fofern die nach Nr. 1. feRzufellende Dich ‘ 
zahl eine geringere ifl, ni 
a) foweit der Code rural v. 28. Sept. m. 6. Dft. 1791 1. 4, Wet. IL : 

gilt, auf 2 Kühe (eine Kuh, ein Kalb und 6 Gchafe) F 

b) in deu übrigen Theilen der Rheinprovinz und in Nenvorpommern uub ® 

Rügen auf 14 Kühe feſtzuſetzen; “ 


und bemerkt: 


Das Motiv für diefe Beſtimmung iR, weil eine fubfiviäre Norm für die Ge 
mittelung der hütungsberechtigten Viehflände gegeben werben muß, und m i 
lich für bie kleinen Hausbefiger unentbehrlich erfcheint. ' 


Bei ver Berathung Ted neuen Entwurfs erachtete jetoch die Agrem | 
Kom. ter 1. Kammer auch noch eine weitere ergänzente Beſtimmung für Die && 
mittelung der Viehftänte der Grundftücsheflger nach Anleitung des . ; 
der Gem. Th. D. v. 7. Ian. 1821 für den Ball nöthig, wenn bei dam ı 
Grundſtücke feit rechtöverjährter Zeit eine Zehntberechtigung ausgeübt wew 
den und auf Vermehrung der vorgefchriebenen Viehzahl eingemirkt HB : 
Die Kommiffarien der Staatsregierung erflärten fich mit einer foldhen Ges 
weiterung einverftanden. Demgemäß wurde einftinmig ein Zufag inte ' 
den Worten bei Nr. 1. „nach dem Futterertrage diefer Grundfiäde,” vafld 
befchloffen: „und dem Etrobertrage ter bei renfelben feit recgtör 
verjährter Zeit benutzten Zehnten.“ 

2) Dem Regier. Entw. find zum $. 7. folgenre Motive beigefügt: 
„nie beftehenden Geſetze über die Theilnehmungsrechte follen nicht geänbert 
werben. 

Die AgrarsKom. der II. K. hat indeg eine fubfidiäre Norm für die Grmitter 
lungen der hütungsberechtigten Viehſtaͤnde in Vorfchlag gebracht, weil eine felde 
faft überall fehlt und namentlich für die Heinen Hausbefiger unentbehrlich erfceint. 
Für die legteren enthält z. B. auch die B. v. 14. Dec. 1501 für Reuserpemmeru 
und Rügen feinen Maaßſtab der Weideibeilnahme. 

Die Regierung fchließt fih dem Vorſchlage der Agrars Kom. an. Nur infes 
fern ift eine Medifikation deſſelben eingetreten, als er für die Landestheile des lie 
fen Rheinufers eine Beſonderheit enthält. Während für die übrigen Landestheik 
der Rheinprovinz und für Neuvorpommern und Rügen die fubfitiäre Zahl auf I 
Kühe beſtimmt wird, ging der Verfchlag der Agrar⸗-Kom. dahin, die Zahl, fe 
das Ruralgefep gilt, auf 2 Kühe (1 Kub, 1 Kalb und 6 Schafe) feRzufegen. 
Indeflen eht fih die Befimmung des Ruralgefepes, welche dem Borfchlage zu 
Grunde Tiegt, lediglich anf die Stoppelweide, und «6 Fann nicht behauptet werden, 


‘ 
* 
N 
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bie Feitweide, namentlich auf Privatgruntftüden, von einer nach der Berechs 
ig zur Eicppelweite gebildeten Heerbe wirklich ausgeübt worden fei oder aus: 
t werte, und noch weniger, taß eine felche Ausübung der Fettweide eine rechts 
Grundlage babe. Die Uebertragung defien, was gefeplich für die Koppels 
e gilt, auf die fonflige Weideberechtigung würde fich namentlich bei ben vielen 
Verjährung oder Konzefflonen entftandenen Weibdegerechtigfeiten nicht rechts 
ven laffen und ein Grund zur DVerfchiebenheit in der fubfipiären Norm für die 
HL des Viehs fchwerlich vorhanden fein. 


3) Der Bericht ver Kommiſſion ner I. Kammer bemerft: 


Hufgabe einer Gem. Th. D. iR fo wenig die Feſtſetzung der Eriftenz von 
Inahmerechten, welche jeder Interefient zum Theilungeverfahren mitbringt, ale 
Befifegung der Art, Beichaffenheit und Größe diefer Rechte. Beides geht der 
fung voraus und richtet Ach im Allgemeinen nach den beſtehenden materiellen 
gen und befonderen Rechistiteln. Das Ungureichende derſelben zeigt fich ins 
beſenders bäufig bei Sefikellung des Maaßes zur Theilnahme an der Weide; 
dies 64 deren gerechte Vertheilung voraus, daß das TheilnahbmesBerhälts 
für Alle möglich nach einem und denifelben Prinzip beflimmt werde. Deshalb 
ef e6 für die Fälle, in denen Willenserflärungen, Judikate, Statuten oder Pros 
slrechte nicht vorhanden, oder beren Feſtſezungen nicht genügend find, der Bes 
anng eines fubfitiariichen Maaßſtabes, wonach das Verhältnig und der Ums 
‚ ber Weldetheilnahme au regeln if. Die Gem. 3. DO. v. 7. Juni 1821 
&it im tiefer Beziehung einen doppelten Maapflab: a) einen prinzipalen, ben 
lidben Bortrieb des Viehes im zehnjährigen Durchſchnitt nach $$. 32. u. 33.; 
inen eventuellen, die Ausmittelung des Viehſtandes nach dem ebenfowohl ges 
schaftlichen ale Iandrechtlichen Durchwinterungsfuß ($$. 34. sqq., 8. Al. b., 
2 ter Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821.; 88. 90. sqg. Tit. 22. Thl. I. 9.2. 
Gichhorn, Deutiches Privatrecht $. 180. et alleg.), wobei zugleich das durchs 
like Bedürfnis einer Haushaltung derjenigen Berechtigten, welche 
: zur Gewinnung von Winterfutter geeignete Grundflüde befigen, in Betracht 
nt. Der prinzipale, überdies nur der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 eigen: 
iliche Maaßſtab ad a. hat fich in feiner Anwendung nicht bewährt. Mit Recht 
t Rch daher ter Geſetzentwurf allein auf den Maapftab zu b., wobel e8 vers 
ſen iſt, wegen Anrechnung ven Mebenweiben, wie wegen des Berhältniffes ber 
Unabhme der Dienftbarkeiteberechtigten neben dem Gigenthümer, weitere, in der 
endung cft ungenügende und zweifelhafte Detailbeftimmungen zu treffen, ins 
angemefjener die Eniſcheidung darüber theils dem Nichter nach den geltenden 
ehen, theils den Sachverfländigen nach den obwaltenden befonderen örtlichen 
bältnifien überlaffen bleibt. Die Vorfchrift des Code rural wegen der Theil: 
me jedes ſeßhaften Yamilienvaters an der vaine päture nach den Maaße von 
x Rub, einem Kalbe und 6 Haupt MWollenvich betrifft eben nur bie Stoppel⸗ 
re, deren oben geſchilderte Natur es nicht zulänt, jene Befimmung des Code 
Hals Maapflab für die Theilmahmerechte der Fleinen Grund: oder der bloßen 
sebeiiger an der Weide zum Grunte zu legen. — Der Zufag der II. Kammer 
gen Berüdüchtigung des Strobertrages ber bei den berechtigten Grundflüden 
rechtsverjährter Zeit benupten Zehnten” ift befonders für das rechte Rheinufer, 
dergl. Zehnten Häufiger vorfommen, von praftifcher Bedeutung. 


Zum 8. 8. 
Die Motive zum $. 8. des Regier. Entw. lauten dahin: 


Diefer $. lautete in dem früheren Entw. wie folgt: 

Die Befinmung der Art und Größe der Entfhätigung, welde einem 
jeden Theilncehmer gebührt, Eleibt zunächft tem freien Uebereinfommen der 
Bartbeien überlaffen. Doch haben vdiefelben babei die Vorſchriften des 8. 
18. zu beachten 

Kommt eine Sinigung nicht zu Stande, fo finden folgende Regeln An; 
wenbung. 

Gegen tiefe Saflung ff bei der weiteren Berathung der Zweifel erhoben, ob 
Bartheien befugt find, auch die Ausführung ber Theilung oder Servituts 
Mung chne Dazmwifchenkunft der Behorden zu bewirfen und ob fie jedenfalls 
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den Theilungs: oder Servituls:Ablöfunges Bertrag den Auseinanderfehungsbehörben 
zur Prüfung und Bellätigung vorlegen müflen. 

Um diefen Zweifel zu befeitigen, iſt bie iebiee Saffung des $. gewählt. 

Die Frage, inwieweit eine Prüfung und Betätigung der Verträge durch die 
Auseinanderfegungs: Behörden vorzujchreiben fei, ift eine Frage des Berfahrent. 
Da nun in den Lanbestheilen des rechten MRheinuferd und in Neu s Berpommem 
und Rügen, wo befondere Ablöfungs:Behörden beſtehen, die ———— 
nah 88. 24., 25., 26. des Entwurfs nach dem für die Ablöfung ber 
dort ggelepligen Berfahren behandelt werden follen und dort die Ablöfungs:Breizäge 
der Neallaften der Beitätigung durch bie Auseinanberfegungs : Behörde *7 
(cfr. $. 13. des Abloͤſ.Geſ. v. 4. Juli 1840, G. ©. 1840, ©. 198; $. 3. 
Ausführungs:Gef. v 7. Juni 1821, &. S. 1821, ©. 88), fo war in ben gene 
ten Landestheilen das Bleihe für die Bemeinheitstheilungs : Berträge anzumtum. 
Auf dem linten Rheinufer beftehen Feine befonderen Abldfungs: Behörden. Yu 
weit dort ein Theilungs- oder Ablöfungs- Vertrag der gerichllihen BeRdtigung be 
darf, ift nach den allgemeinen Geſetzen und den in dem vorgelegten Gntwurfe de 
— Geſetzes über das Verfahren darüber enthaltenen Vorſchriften zu ie 
u en. 


Zum $. 9. 

Die Motive tes Negier. Entw. zum $. 9.1)) bemerken: . 

Zum $. 9. if nur zu bemerken, daß der Husbrud des früheren * 
erwieſ 


„zur ausſchließlichen und freien Berfügung“ um deswillen vermiedes 
weil dasjenige, was er zu ſagen bezweckt, ſchon in dem Worte: „üb 
wird”, genugfam enthalten if, und bei der früheren Faſſung das Mifverft 
entitehen koͤnnte, als würde in allen Ballen volles freies Bigenthum erwerdug 
während doch beifpielsweife ber Fibeifommißbefiger bie Abfindung nur als 
fommißgut erlangt, ferner anderweitige Grundgerechtigkeiten, als Wege ha 








fervituten, auch auf dem zur Abfindung dienenden Grundflüde in ber Rege 
eiben. 


Zum $. 10. 
1) Die Motive des Regier. Entw. bemerken: 


Bei den im $. 10. aufgeftellten Regeln für die Schägung eines Grundkiil 
ober einer Servitut haben die 66. 87., —— 91., 92. der Gem. Th. O. v. 7. Zi 
1821 im Allgemeinen zum Anhalt gedient. 

Obwohl es fih von felbit verſteht, daß das äußerſte Maag für den R 
einer Servitut ben gefammten gemeinen Werth biefer Art von Nupung bed 
lafteten Grundſtücks nicht überfteigen kann, fo wird biefe Wahrheit bei der 
ſchaͤtzung der Berechtigung eines Binzelnen, deren nominell erhebliher Umfang d 
die Theilnahme Anderer an dem Rechte thatfihlih Schmälerung erleidet, —* 
zum Schaden des Verpflichteten verfannt. Deshalb iſt in dem dritten Satze ve 
$. die Berudfihtigung der Theilnahme Mitberechtigter ausdrücklich in Erinnerung 
gebracht worden, 

Die Anträge ber Agrar. Rom. der II. K. wegen Abänderuug ber früßets 
Faſſung diefes $. find berudfichtigt. 

Der frühere Entwurf lautete in dem zweiten Satze $. 9. Gent 6. 10.): 
dabei wird der Grund und Boden nach feinem gemeinen Werthe zur Zeit 
der Auseinanderfegung veranfchlagt. 

Die unterftrihenen Worte follen nad dem Borfchlage der Agrar: Kom. 22 
bleiben, weil fie ſich von ſelbſt veriichen und anbererfeits die ausbrüdlice 
nahme biefer Worte das Mipuertänbnig erregen fönnte, als ob nur die momen 
tane Rulturart und Befchaffenheit des Bodens ber Abfchägung zu Grunde geleß 
werden darf. 

Ferner lautet der dritte Sap in dem früheren Untwurfe: 

Die Schägung der aufzuhebenden Berechtigungen erfolgt nad der lan: 












1) Im Entwurf v. 10. Dec. 1849 (Mr. 417.) $. 8. 
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üblihen örtlih anwenbbaren Art ihrer Benugung und dem @rirage der: 
felben in den legten zehn Jahren vor Anbringung der PBrovo: 
fation mit Rüdfiht auf die Theilnahme anderer Mitberechtigter. 
Auch bier hat die Agrar: Kom. die Meglaffung der unterſtrichenen Worte vor: 
Mlagen, weil dieſelben dem Arbitrium ber Sachverſtändigen zu enge Grenzen 
pen und auf manche Gerechtſame, die nur in längeren Perioden ausgeübt wer: 
Io FF Bauholzrecht, Maſtrecht, nit genau paflen würden. 
„Die unterſtrichenen Worte in beiden Sägen find jegt weggelaffen; dagegen er: 
rt es nölhig, in dem zulegt angeführten Sage wenigftens allgemein auf den 
ech ſch nittlichen Ertrag hinzuweiſen, weil fonft der momentane Ertrag des 
ven Jahres bei der Abſchätzung zum Grunde gelegt werden konnte. 
Der legte Eap wegen Abtöfung der Wald» Serpituten nach dem Vortheil des 
laßeten, wenn der Berechtigte provoziert, ift aus Art. 9. des Ergänz.: Gef. v. 
Bär, 1850 Hinzugefügt. 


2) Die Agrar-Ronımiffion der li. K. bemerkte (indbefondere in Be⸗ 
j auf $. 10.): 
Die 55. 8— 15. haben der Kom. bei Vergleihung derfelben mit den Beſtim⸗ 
agem der Sem. Th. O. v. 7. Juni 1821 und des Ergaͤnz.⸗Geſ. v. 2. März 
und in Rückficht auf die von der Regierung in den Motiven gegebenen CErlaͤute⸗ 
syen feinen Anlaß zu AbinderungssAntrigen gegeben. Es wurde nur für nöthig 
Met, jur Vermeidung von Mißveritindnifien bier hervorzuheben, daß das (bei 
2 u. 3.) in den Motiven der Regierung gegebene Beifpiel der Berechnung ber 
be der Abfindung das Vorhandenſein des vollen Weidebebarfs für fämmtliche 
deberechtigten Viehitände auf den belafleten oder zu theilenden Grundſtücken 
ausfest, und daher für den gewöhnlichen Fall, dag die vorhandene WeidesMafle 
: Befriedigung des vollen Bedarfs nicht ausreicht, nah Vorfchrift tes S. 10. 
mea 3. ergänzt werden muß. Wenn daher der Berechtigte 3. B. auf einem ber 
smiten Grundſtücke zehn Kühe zu weiden und bie ortsüblihe Kuhweide für den 
Ser Bedarf den Nupungswerth von 3 Rthlr. hat, fo erhält berfelbe in dem 
Be, daß das belaitete Grundſtück nur 5 volle Kuhmeiden gewährt, nur eine 
itſchäͤdigung in Höhe des jührlihen Ertrages von 15 Rthlr. und muß biejelbe, 
an noch andere Mitberechtigte vorhanden find, mit legtern nach Verhaͤltniß der 
iberechtigten Biehitände theilen. Hat ein Beredhtigter außer der zu tbeilenden 
eine noch befondere Weiden (Mebenweiden), fo müflen ſolche gleichfalls berüd: 
ſtigt werben und das Maaß, in welchem foldhe befondere Weiden anzufchlagen 
b, if dann nah dem Berhältniffe fowohl feines, als des Viehſtandes der mits 
igten Weidetheilnchmer zu der Ergiebigkeit fämmtlicher von ihnen betriebenen 
meinichaftlihen und beſondern Weiden zu veranfchlagen. Diefe Verhaͤltniſſe ges 
ig zu würdigen und zu berüdfichtigen, gehört zu den Obliegenheiten ber Sach⸗ 
— und es erſchien nicht nothwendig, noch weitere Andeutungen über das 
Gäyungs s Berfahren in das Geſetz zu übernehmen. 


Zum $. 11. 


Die Motive des Negier. Entw. bemeiken zum 6. 11.‘ 


Die Hier gegebene Regel für die Abſchätzung der Weide und Gräferei in den 
exſten entipriht den SG. 131—133. der Gem. TH. O. v. 7. Juni 1821 und dem 
et. 11. des Bei. v. 2. Mürz d. I. (©. S. 1821, S. 142). 

Sie findet ihre Begründung darin, daß der Korfleigenthümer gewöhnlich durch 
u Beide: und Gräferei: Berechtigten nicht gehindert werben fann, die Holzkultur 
4 zu einem mittelmäßigen Beitande zu treiben, und daß «6 nur ale ein vorüber: 
chender und durch die Schägung nicht zu firirender Zuftand zu betrachten ift, 
van der Wald augenblicklich einen geringeren Holzbeftand hat. 


Zum $. 12. 


Die Motive tes Megter. Entw. bemerken: 


Die Kompenfation muß als das einfachſte Mittel zur Ausgleihung wechſel⸗ 
figer Berechtigungen, foweit dies mögli iſt, zunächit zur Anwendung gebracht 
Sended-Aultur-Gefehg. Bd. 11. Abth. I. 15 
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werben, Fi dies auch in den 88. 82. 83. der Gem. IH. O. v. 7. Zuni 1821 au 
erkannt if. 

Der $. 11. des früheren Cutw. enibält nur den zweitn Say bes jehigen 
$. 12., welcher von wechielfeitigen Dienftbarfeiten handelt. 

Es iſt dagegen erinnert, dag auch @egenleiftungen anderer Art ab 
find, 3. B. Weibegeld, Beitrag zum Hirtenlohn, Schlägerlohn und Stammgeld für 
das Holz und dergleichen @egenleiftungen, wie fie für Serpituten oft vortemumm, 
Es verficht fi das zwar eigentlid von felbft, der Deutlichkeit halber iſt indeß der 
erfte allgemeine Say des jebigen $. 12. noch aufgenommen. 


Zum 8. 18. 
1) Die Motive des Regier. Entw. lauten: 


Die Theilung gemeinſchaftlich befeflener Grundftüde iR in ber Regel in Hate 
u bewirken. Ber Aedern, Wiefen, HütungssAengern ift bie Raturaktkeilung ah 
here möglih, da felbft ſehr Kleine Stüde in fleiner Kultur nußbar find. De 
Naturaltheilung gemeinſchaftlicher Waͤlder muß jedoch infoweit im Landes Kult 
Intereffe entgegengewirft werden, als diefelbe eine Holzdevaſtation und bie Er 
gung von unnußbaren Willen nach fi jieben würde. Deswegen hat ber —* 
bes 5. 109. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 Aufnahme in dem Untwurfe ge 
funden. ine Beſchraͤnkung der Waldtheilungen hat überbies in bem ehemaligen 
Großherzogthume Berg ſchon laͤngſt gyſegin beſtanden und in dem übrigen Theik 
der Rheinprovinz feit der K. O. v. 7. Aug. 1846 interimifiiiche @eltung gehabt 
Daß die Partheien fih in Gemäßheit des $. 8. in jedem alle über die Matwab 
— bes Waldes einigen können, if zur Beſeitigung eines erhobenen Zwei 
duch Ginfhaltung der Worte: - 
fofern die Betheiligten ſich nicht über diefelben einigen, 
anshrüdlic bemerkt. efr. Ergänz.:&ef. v. 2. Mürz 1850, 10. 
Der erfte Sup dieſes 5. lautete im 8. 12. des früheren Entw.: 
Grundſtücke, auf denen die im F. 1. Nr. 1. bis 4. bezeichneten Dercchä 
gungen in Folge eines gemeinfhaftlihen Gigenthums oder Sefammt: Eigen 
Me And unter die Miteigenthümer der Regel nah in Natu a 
vertheilen. 
In Folge der veränderten Faſſung des $. 1. iſt auch dieſem erſten Gage da 
8. 13. jett eine einfachere Faſſung gegeben, welche materiell daſſelbe bebeutet. 
In dem zweiten Satze find auf den Vorſchlag der Agrar⸗Kom. ber I. &. wi 
Worte: „oder als Ader oder Wieſe vortheilhafter“ verwandelt in WB 
Worte: „oder in anderer RultursArt mit grüäßerem Bortheil“, weile 
in der Rheinprovinz und namentlich im nörblidden Theile derfelben vorfommt, 
die Waldabfindungen au als Bartenland ober Fettweide vortheilhafter, wie | 
Holzzucht benutzt werden koͤnnen. 


2) Der Bericht der Kommiffton ter I. Kammer bemerkt zum $. 18 
nur, daß für Bemeindewaldungen tie Beflimmungen ter V. v. 24. Des 
1816 (8. ©. 1817, ©. 57) nad) wie vor maaßgebend und gültig bleiben 


Zum $. 14. 


Die Motive zum $. 14. lauten dahin: 

Daß für Servitute zur Mafl, zum Harzfcharren und zur Fiſcherei im Mangel 
anberer Binigung bie Ablöfung durch Geldrente erfolgt, entfpricht ben für Die am 
deren Provinzen geltenden Geſetzen. (cfr. Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821, $. 117) 
Grginz.:&ef. v. 2. März 15650, Art. 5. und 6.). 

Ebenſo entfpriht der lepte Sap des $. 14. wegen des Erfages non Wifgerbe 
geräthen dem lebten Sage im Art. 6. des Ergänz.:@ef. v. 2. März 180. 


Zum $. 15. 


Die Motive zum $. 15. bemerken: 


Der $. 15. Handelt von der Abfindungsart der übrigen Gerpituten. Die 
Regel it — wie im $. 66. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 — Landabfindung 
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Die Landentſchaͤdigung Tann, ba ein Zwang zur Bertaufßung von Grunb- 
uden in bie bier in Rebe flehenden Landestheile nicht eingeführt werben fol, nur 
ı einem Theile bes fervitutbelafteten Grundſtücks befichen. Von der in dem 
überen Gntwurfe dem Verpflichteten beigefegten Befugniß, die Abfindung auch 
m einem anderen ihm gehörigen Grundſtücke zu geben, if im Zufammenhange 
it der unten bei $. 18. berührten Abänderung des Entw. aus den dort angeführ: 
u Sründen abgefehen worden. 

Des die Landabfindung in ihrem Kapitalwerth dem 20Ofachen Betrage ber 
Erlichen Servituts Rugung refp. des jährlihen Vortheils des Waldbeſitzers gleich 
m fol, iR in Folge einer Erinnerung Hinzugefeßt, und rechtfertigt ſich dadurch, 
ed auch bei der Menteablöfung ber Zinsfuß von 5 Prozent angewenbet wird. 

Ausnahmen von der Regel der Landabfindung treten nur ein: 

s) wenn biefe Abfindung unwirtbfhaftlid wäre für einen ober den ans 
dern Theil, 3. B. wenn der Berechtigte für ein auf vielen Heinen Parzellen 
haftendes Hütungsrecht von jeder einzelnen Barzelle wenige CYuB ober 
FRurden Abfindung in getrennter Lage erhalten müßte, oder wenn bie 
Lanbabfindung mitten in einem gefchlofienen Walde gegeben werben müßte, 
deſſen Randtheile fih nit zur Abfindung eignen und dergleichen; 

b) wenn die Landabfindung zu einer kulturwidrigen Waldverwüſtung führen 
würde, was eintritt, wenn bie Abfinbungsfläche nicht zur nachhaltigen forfts 
nähen Benußung geeignet ober nicht vortheilhafter anderweit zu Eultis 
viren if. 

In diefen Ausnahmefällen tritt Nente- Entf hädigung ein. 

Die näheren Beſtimmungen des $. 15. entfprechen den geſetzlichen Vorfchriften 
er anderen Provinen über diefen Gegenfland, Insbefondere dem Art. 10. des 
kgänz.s®ef. v. 2. März 1850. 

Die von der Agrar: Kom. der II. R. vorgelälagenen Baflungs + Kenberungen, 
stiprehend ihren Borfchlägen zu 88. 1. und 13., find berüdfichtigt 


Zum $. 16. 
1) Die Motive des Negier. Entw. zum 6. 16. lauten: 


wa Örtfchaften und Grundbeſiber ausgefchloffen werden würde, fo erfheint ber 
Iufag nöthig, daß die Verloofung nur in 2 weit flattfindet, als bie wirthſchaftliche 
Isge ter Abfindungen dadurch nicht beeintricdhtigt wird. 


2) Die Agrar-Rommiffion der IL Kammer erachtete im landwirth⸗ 
hafti. Interefie für zweckmäßig und erforderlich, die Vorfchrift des $. 99. 
er Gem. Tb. O. v. 7. Juni 1521 wegen der gemeinfchaftlidyen Sand», 
kehm⸗, Mergel sc. Gruben auch In dies Geſetz zu übernehmen und befchloß 
deihalb Tas Alin. 3. res $. 16., welches früher fehlte, einzufchalten. Da⸗ 
geen wurde der Bemerkung einiger Mitglieder der Kommifflon: „daß nad) 
dem mit ver Gem. Th. O. v. 7. Iunt 1821 übereinflimmenden Inhalte des $. 16., 
bei Lantabfintungen von kultivirten Aderflüden, deſſen Ausführung in ver 
Ryeinprovinz auf vielfache Schwierigkeiten floßen werde”, feine Bolge gegeben. 

8) Die Rommiffion der 1. K. bemerkte hierzu nur: 

Gs iR der mit 9. 99. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 übereinftimmende 
Bufag der II. K. zwelmäßig, doch zu 8 daß die Angabe der danach vor⸗ 
Ichaltenen Brmeinigoft von Anlagen der dafelbſt gedachten Art, auf Woitinniakeit 
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nicht Anfpeu machen Tann, vielmehr wenn es Bierauf ankäme, auch Flacheroöͤthen 
und ähnliche Dinge mit anzuführen wären. 


Zum 8. 17. 
1) Die Motive Ted Regier. Entw. bemerken zum 6. 17.: 


Nicht felten hängt die Herfiellung eines zwedmäßigen Theilungeplanee var 
der Verlegung beigubehaltenbder oder der Gingiehung überflüfliger Wege ab, U 
erfcheint deshalb nothwendig, die Vornahme einer ſolchen Veränderung in fe mei, 
als den bei dem Gebrauch der Wege Betheiligten baraus Fein erheblicher Rahel 
erwaͤchſt, ausdrücklich & geftatten.. Das Nämliche findet in Rüdfiht auf Fi, 
Gräben und Brüden Statt, 


2) Die Kommiffton der I. Kammer bemerft: 


Zum $. 17. waltet darüber kein Bedenken ob, daß die Binwirkung ber ber 
Bolizeibehörden auf Anlegung oder Veränderung öffentlicher Kommunibstiontug 
auch bei Semeinheitstheilungen, zu dem Ende in fo weit bie Pflicht riner Leu 
nifation Seitens der Theilungs = Kommiffarien mit jenen Behörden vor ta 
des Plans, dur die Beilimmung des $. 17. nicht beeinträchtigt wird; man 
deshalb einen hierauf gerichteten Vorbehalt nit für nöthig. 


Zum $. 18. 
1) Die Motive des Regier. Entw. lauten dahin: Ä 


Das im 8. 17. des früheren Entwurfs jedem Betheiligten zugedachte Ankh 
Grundftüde in die Theilungsmaffe einzumerfen, hat zu Cinwendungen Beranlafung . 
gegeben, welche als begründet anerfannt worden find. Insbeſondere würbe Am 

iherung ber Hypothefargläubiger, Nutznießer und fonfligen Realgläubiger u 
den Folgen des Binwerfens derjenigen ganzen Grundflüde, zu welden fie 23 
tigt find, bei der Rheiniſchen Hypotheken⸗ und Gerichtsverfaſſung nicht möglich fin 

Der Nachtheil, welcher hieraus für den Mealfrebit entitehen würbe, wiegt de 
weitem ben Vortheil auf, der aus der Befugnig des Einwerfens entfpringt. UF. 
der letzueren war um fo weniger zu beſtehen, als fie mit der Umlegung der Gru 
ſtücke in innerem Zufammenhange fleht und bei der großen Verſchiedenheit bee I 
denwertbes in der Nheinprovinz aus dem Binwerfen Häufig Streitigkeiten 
Schwierigfeiten entſtehen fönnten. 4 

Die Aenderung des $. 17. zieht zugleich den Ausfall des im 5. 14. des fahr. 
heren Untwurfs dem Verpflichteten zugetachten Rechts, die Abfindung von amde@ ' 
ihm gehörigen Grundſtücken zu gewähren, nad) fi, da dies nur eine befondere U 
des Tinwerfens darftellt und auch in diefem Balle die Rechte der Realbercitiaisg 
dee Schutzes enibehren würden. 

In ReusBorpommern und Rügen befteht nach der V. v. 18. Nov. 1775 Di} 
Met, auf Umlegung vermiſcht liegender Grunbilüde antragen zu dürfen; es Bu 
feine Beranlaflung vor, dieſe ber Landeskultur förberliche gefehlige DBefimmung 
abzuändern, und iſt daher deren Beibehaltung ausbrüdlich erwähnt. 


2) Der Kommiff.» Bericht der II. Kammer bemerkt zum $. 18.: 


Der $. 18. und pet befien erſtes Alinea, welches dem Zwang ber Umlegung 

ausfchließt, erregte bei mehreren Mitglietern der Kom. Bedenken und befkimmte IM 

legteren zu dem Antrage, das erſte Alin. zu flreihen und dagegen am Schlufe des 

$. 18. eine Befimmung, vwelde wenigftens die Möglichkeit der Zufansmenlegung 
wahre, dahin anzunehmen: 

In der RHeinprovinz, mit Ausfhluß der Kreife Duisburg und Rec, 

findet die Umlegung der dem GemeinheitstheilungssBerfahren en endes 









Grundſtücke nur in dem Falle Statt, wenn zwei Drittel der b 
Grunbflüdsbefiper nach der Fläche berechnet eine ſolche beantragen. 
biefen Umlegungen muß jeber Theilnehmer für einen Ausfall in der Gil 
einen Zufag in ber Bläche annehmen, aud eine Austauſchung yon Grund 
Rüden ber einen gegen Grundſtücke von einer anderen Gattung fi gefallen 
laflen, in fofern dadurch nicht eine Veränderung ber ganzen bioberigen Urt 
bes Wirthichaftebetriebes des Hauptgutes nöthig wird. 
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Gine ſolche Abänderung wurde jedoch vorzugsweife von ben Rommifftons: Mit: 
ebern, weldye der Rheinyrovinz angehören und den Rommiffarien ber Staatsregie⸗ 
entſchieden bekaͤmpft. Es wurde von denfelben geltend gemacht, dag einer 
Umlegung der Grundflüde die Rheinifche Hyrothefen : Verfaflung und die 
taſter⸗Ginrichtung entgegenfiche, und baß in ber Rheinprovinz nicht allein fein 
dürfnig für einen ſelchen Zwang zur Umlegung der Grunbftüde, ſondern auch 
entfhiebener Widerwille gegen einen foldhen Zwang vorhanden frei. Gin Be: 
ai fei nicht anzuerkennen, weil die ausgedehnten gemeinfhaftliden Hütungs⸗ 
Wie, wie fie in ben öftlihen Provinzen vorhanden und bie Zufammenlegung recht: 
) Betingten, fi in ber Rheinvrovinz nit vorfünden, vielmehr vorzugeweife nur 
tie vaine päture als ein bloßes Nachbarrecht vorkomme, welche nach $. 5. des 
ep s Entw. durch Gemeinde s Beichluß aufgehoben werden könne, außerdem aber 
5 in ter jeitigen Bemirihfhaftungeart der Grundſtücke eben fo wenig, wie in 
ı weitern Theilungen der fegtern in Folge einer Umlegung der Grundſtücke eine 
derung herbeigeführt werden würde. Jener Zufap werde hiernach feinen prafs 
ben Werth Haben und berechtige Faum zu der Ausficht, daß jemals eine Zufam: 
alegung von zwei Dritteln der Theilnehmer befchloffen werde, wenn man erwäge, 
ſchwer es ſchon oft in ben öflliden Provinzen halte, auch nur ein Viertel ders 
em anım UmlegungssAntrage zu vereinigeg. Bine ſolche Beſtimmung werde bas 
ge Sefeh unlieb machen und baher die fo wünſchenswerthe allgemeine Ausfüh: 
ag deſſelben gefährden. 
Ben der andern Seite wurde dagegen behauptet, dag bei Aufrechthaltung ber 
Mmmungen des $. 20. des Geſetz-Entw. tie Mheinifche Hypotheken: VBerfaffung 
Annahme des obigen Antrages nicht entgegen flehben fönne und bie aus ber 
vater s Einrichtung emtlehnten Bedenken tur die Ausführung der Gemeinheits: 
Hungen in Weſtphalen, wo gleichfalls diefelbe Katafter-@inrichtung beftehe, hins 
heut widerlegt fein. Die ſetzt in der Rheinprovinz vorhandene Abneigung ge: 
ı folge Umlegungen werde fiherlih verfhwinden, wenn man ſich von der Mög: 
beit derfelben überzeugt- und die Bortheile berfelben volliländig erfannt habe; 
Dies aber zu erlangen, müſſe man wenigftens die Möglichkeit chen im Geſetze 
und Maaßregeln treffen, die es verhinderten, daß ein Ginzelner ober 
ige wenige Intereffenten aus Borurtheil oder auch aus Chifane oder fonfligen 
lantern Abfichten der von allen übrigen Betheiligten in den einzelnen Fällen und 
h den lokalen Berhältniffen als dringendes Bedürfnig erfannten Zufammenlegung 
Grundſtücke mit Erfolg widerfpreden könnten. WBorzngsweife dieſe zuleßt bes 
Amete Rüdficht bezwede der obige Antrag zu wahren und berfelbe werbe auch 
verfichtlih in mehren Faͤllen, namentli in ter Gifel, die Befriedigung der land: 
echſchaftlichen Bedürfniffe erleichtern. 
Der Antrag ſelbſt wurbe jedoeh nah forgfältiger Berathung und Erwägung 
e für und gegen benfelben fprechenden Gründe abgelehnt. 


3) Bergl. über $. 18. den Bericht der Kom. ter I. Kammer oben in 
mem allgemeinen Theil. 


Zum & 19. 


Die Motive des Negier. Entw. bemerken: 
Diefer 5. entfpricht den Art. 7. und 8. des Ergänz.-Geſ. v. 2. März 1850, 


Zu 88. 20. und 21. 
1) Die Motive des Regier. Entw. zu ven 66. 20. und 21. lauten 


Diefe Vorſchriften, weldhe den 88. 147. und 156. der Gem. Th. DO. v. 7. Juni 
Bi im Weſenilichen entfprechen, ergeben fi aus der rechtlichen Natur der Ges 
ünheitetheilungsgefchäfte und ber beitehenden Steuerverfaflung. 

In dem erfien Gabe des g. 20 ift gegen bie Faſſung bes früheren Entw. 
ein Zufag gemacht, um das Mecdhtöverhältnig der Hypotßeten für den gewöhn: 
ken Fall der Eereitute-Mbtöfung duch Landabfindung zu erläutern. 

Sodann if es für nothwendig erachtet worden, dem im Bezirk bes Appell. 
erichtshoſes zu Köln geltenden Givilvedht mehr, ale im $. 19. des früheren Entw. 
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geſchehen, Rechnung zu tragen. Der frühere Inhalt des zweiten bfapes bes 
8. 19. 1) erſcheint nicht allein der Faſſung nad) dem Mheimifchen Mechte fremd, 
fondern würde auch die Unficherheit des dortigen Eigenthumss und How 
auf eine bedenflihe Weife vermehren. Die ſtillſchweigende geſetzliche Hy 
würde zum Betrug ber fünftigen Anfäufer und Gläubiger führen können und mi 
dem Hypothefenreinigungs-VBerfahren nicht in Ginklang zu bringen fein. Um Be 
wirrung im Rheiniſchen Rechte zu vermeiden, erſchien es am angemeflenflen, und .:: 
ſaͤtzlich feitzußellen, daß die Bier in Rede ſtehende Auseinanderfegung eine Tpeilmug :: 
fei und bie fonftigen gefehlichen Wirkungen der Theilung habe, biefen Grmfeh yı 
auch auf bie Ablöfung der Servituten zu erfireden, welche füglich ale Abfonberumg . 
der Nußungsberechtigung von dem Cigenthum und ale Zuteilung bes Aequiveluis .. 
derfelben aus der Geſammtmaſſe betradhtet werben ann. u 

Cole Gleichſtellung der Wirkung der Gemeinheitstheilung mit den Wirkumym .; 
ber gewöhnlichen Theilung ift um fo unbebenklicher, da vermöge bes Art, 882 1 .., 
code civil bereits die Wirkungen ber gewöhnlichen Theilung nah Rheiniſchen Aeche 
ben Wirkungen, welde in ben anderen Provinzen der Gemeinheitstheilung eig ,,, 
thümlih find, ziemlid gleich Fommen. Hiernach gehen namentlich die gegen dm „. 
zelne Betheiligte auf deren Antheil beftehenden Hypothelen unter, fofern Diefelben ı. 
nit Grundſtuͤcke als Abfindung zugetheilt erhalten, und bie Sicherung bes wi 
Geld: Entfhädigung Abgefundenen hat, wie bei jeber fonfligen Teilung, nef 
Art. 2109. 1. c. vermittelt @intragung des Privilegiums in der geſetzlichen 
Statt. Es würde baburd eine Uebereinfimmung mit dem fonfigen Givilredte da 
Rheinprovinz erreicht fein. u 

Die im legten Sap enthaltene Ermächtigung für die betheiligten Kinike, 
nähere Anweilungen an bie Behörden in Betreff der Anwendung der gegebum ı3- 
Grundfäge auf die verfchiebenen Hypotheken⸗Verſaſſungen der einzelnen Lanbesihei ... 
zu erlaffen, findet eine Analogie im $. 93. des Ablöſ. Gef. v. 4. Juli 10 7” 
(8. ©. 1840, ©. 216.) Be 

Der 5. 20. bes früheren Entw. iR auf Brinnerung der Mheinifgen Imiſen 
jest ausgelaffen, weil bie dort vorausgefeßte Verwendung ber Kapitalds Ente 

ung durch eine von Amtswegen zu Gunſten ber Gläubiger Fürſorge Im 
ehörde bei ber Rheiniſchen Gerichte: und Hypotheiens Berfaflung unausfühehe , 

it, aud das ©. v. 8. März 1810, welches bie Exrpropriation ganzer Gruntkäde "I 
im Auge bat, auf welchen die Hypothefen bis zur Tilgung beruhen bleiben d 
konſervirt werben, auf die nach 8. 19. des früheren Entw. burg bie Theilung mb "_ 
ſtehenden Nechtsverhaͤltniſſe fi nicht wohl anwenden ließe. * 


* 


2) Die Agrar-Kom. der II. K. bemerkt: v 


an 


In Betreff des $. 21., welcher dahin lautet: „Die Grundſteuern und öͤffen⸗ m 
lichen Laften verbleiben auf den Grundftücken, auf welden fie vor der Aus 
anderfegung gehaftetet Haben“, ift bie Kom. einflimmig der Anfiht geweien, me 
der Sinn dieler Borfhrift nur der fei, daß durch die Ausführung bes gegemmin ° 
tigen Gefeßes eine Nenderung in den Grundflenern und öffentfiden Laſten, weile ' 
auf den Srunditüden haften, überhaupt nicht ftattfinden ſolle. Diefelbe eradie — 
diefe Abſicht durch tie Worte der Regier.:Borlage auch vollfländig gewöhnt m. 
und lehnte deshalb eine diefer Auslegung fi woͤrtlich anſchließende abändemde 
Faſſung ebenfo, wie eine befondere Berugnabme auf das Grundſteuer⸗-Gef. n. . 
31. Jan. 1839 ab. 


Huren WF 


=) 


Zum $. 22. 
Die Motive des Regier. Entw. bemerken zum $. 22.: 
Die hier getroffenen Beitimmungen wegen ber Nießbraucher und Pächter ud 


‚ 1) Derfelbe lautete: „Renten und Kapitalien, welche zur Abfindung im Eer 
meinheitstheilungssBerfahren übernommen werden, haben ein gefepliches Hrroihel⸗ 
Recht gegen diejenigen Grundſtücke der Schuldner, welche der aufgehoben Gr 
meinhet unterworfen waren, und genießen vor allen bypothelarifchen Forderungen 
daſſelbe Vorzugsrecht, welches den abgelöften Rechte zuſtaud.“ 
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reden im Weſentlichen ben 56. 158—163. der Gem. Th. ©. v. 7. Inni 1521 
» ben Ari. 116. fi. der Dell. v. 29. Mai 1816. 

Die in tem zweiten Sat bes $. 21. des früheren Entw. enthaltene Vorſchrift, 
6 der Nießbraucher von Kapitalsabfintungen fünf Prozent Zinfen vom Gigens 
imer erhalten fell, it auf die begründete Grinnerung weggelaffen, daß ſich ber 
fhraucdher auch mit einem niedrigeren Binsfuß begnügen muß, wenn das Kapital 
) nicht zu fünf Prozent anlegen laffen fellte, zu weldem Ende dem Nußnießer 
5 SRavital für die Dauer des Nießbrauchs gegen Raution belaffen oder auch eine 
Mage des Kapitals nach Art. 602. des bürgerlihen Geſetzbuchs bewirkt wer: 
s Jaun. 

Bas aus dem im zweiten Sube bes $. über den Nießbrauch aufgeſtellten 
umbjaß folgt, richtet is nad den allgemeinen Regeln über den Nießbrauch, 
t 600 — 605. des bürgerl. Geſetzbuchs. Der Vorſchlag der Agrar: Kom. der 
E., in ber criten Zeile des zweiten Sabes auch tie Servituten zu erwähnen, 
berũckſichtigt worden. 

Die in dem vorliegenden Entw. in $. 22. pingugefügte Beſchraͤnkung des 
mbigungercehts des Paͤchters, im Falle das abgelöfte Recht unbedeutend ift, ers 
rat nach den Verhältnifien der betreffenden Landestheile billig und bringt das 

mit der für die Reallaften geltenden Beſtimmung bes $. 121. der B. v. 
. Seli 1829 (G. 6. 1829, &. 88) in @inflang. 


Zu $$. 23. bis 26. 


1) Die Motive des Regier. Entmw. bemerken zu diefen 6$.: 


Die Rechtfertigung dieſer SS. iſt in den allgemeinen Theilen ber Motive ent 
ten und die von der Agrar:Kom. der I. K. vorgefchlagene Faſſungs⸗Aenderung 
I früheren Gntw. in den 88. 24. und 25. berüdfichtiget worden. 

Die Kreiſe Rees und Duisburg des rechten Rheinufers gehörten früher zum 
wfherzcathume Berg, follen aber von dieſem Geſetze nicht betroffen werden, 
N in ihnen fhon die Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 gilt. Deshalb muß es im 
agang des $. 24. nad dem Borfchlage der Agrar: Rom. heißen: 

In Den zum ehemaligen Großherzogthume Berg gehörig gewejenen Landes: 
theilen tes Rheinifhen Appellations-Gerichtéhofes. 

Die Herrſchaft Wildenburg, Kreis Altenkirchen, im Regierung: Bezirk Koblenz, 
hörte früher zum Großherzogthume Berg, bildet jegt einen Theil des Rheintfchen 
vellationegerichte: Bezirke und es galt dert Eisher tie Abldf.- DO. 9. 13. Juli 
29, deren Ausführung der Gen. Kom. zu Münfter zuſteht. 

Deshalb mußte in $. 25. Hinter den Worten: 

In dem ofirheinifchen Theile des Regierungs Bezirks Koblenz 
njugefeßt werben: 
mit Ausfchluß der Herrſchaft Wilbenburg, Kreis Altenfirchen. 


2) Ein in der Agrar⸗Kom. ter 1.8. zum 6. 24. geflellter Antrag, 


„für Die zum vormaligen Großherzogthume Berg gehörigen Landestheile bes 
Jegirfs des Mheinifchen Appeflat.-Ger.-Gofes daſſelbe Berfahren anzunehmen, mel: 
8 für ben Landeetheil am linken Rheinufer maaßgebend fein ſoll“, 


surte in der Kom. abgelehnt. ?) 


t) Dagegen war im Plenum Per IT. K. von dem Abgeordn. Wülffing und 
Ben. beantragt, den $. 23. zu ſtreichen, und $. 24. in folgenter Faſſung anzu: 


xhmen: 

„Innerhalb des ganzen Bezirks des Rheiniſchen Appellationggerichts⸗ 
„bofes finden bei den Theilungen und Servitut-Ablöſungen in Anfehung 
„ber Rede und Berbintlichfeiten dritter Perſonen und in Anfehung bes 
„ganzen notinanberiegungs: Berfageent, fo wie ber Roften:Anfäpe, dieſel⸗ 
„den Borfhriften Anwendung, welche für die Abläfung der Reaflaften in 
„den zum ehemaligen Großherzogthume Berg gehört gewefenen Landes⸗ 
„theilen des Bezirke des Rheiniſchen Appellatlonegerichtohoſes gelten. Die 
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3) Auch in ter Kommiffion ter I. Kammer beantragle (laut Kom⸗ 
mil.» Beriht) ein Mitglied vie völlige Streihung des $. 24. und deſſen 
Vereinigung mit rem $. 23. dahin: 


„daß in der Rheinprovinz das Verfahren bei den Theilungen und Servütui, 
Ablöfungen nad den Borfhriften des darüber ergebenden befonberen 
Geſetzes erfolgt,“ 


und zwar zur Erhaltung gleichmäßiger Nechtöprinzipien und einer überein 
flimmenten Surisprudenz auf den bei Gemeinbeitötbeilungen bäufig berühr⸗ 
ten wichtigſten Gebieten tes Civilrechts, in der Lebre vom Beflg und Eigen 
thum, von Dienftbarkeitsrechten, Verjährung u. f. w. 

Die Kommiffton entfchied ſich inte für tie Beibehaltung tes $. U, 
intem fie annahm: 


das Intereffe der Beförderung der Landeskultur überwiege, tie Berorbumg 
iiber das Verfahren am linken Rheinufer fei neu und ein Verſuch, deren Erfeh 
mithin noch unerwiefen fei; dagegen fei das feit langen Jahren auf dem rechten 
Mheinufer bei den Ablöfungen tur die Gen. Kom. zu Münfter gehandhabte Bas 
fahren bewährt, überdies dort anerfannt, enbli aber fei es von enticheibendem 
Gewichte, dag Ablöfungen, 3. B. der am rechten Rheinufer umfangreichen Zehntes 
häufig mit emeinheitstheilungen und Servitut:Ablöfungen durch Kompenfatien 
des Werths der Zchnten und Servituten und fonft in Verbindung treten würden 
Auch ſtehe tie Vereinigung ber beiden hoͤchſten Gerichrshöfe und damit der vele 
Einfluß der Rheinifhen Jurisprudenz auch auf jene bei den Gemeinheitstheilunges 
allerdings oft berührten Rechtslehren der gedachten Art bevor. 


Zum $. 27. 


Die Motive res Regier. Entw. bemerfen zum $. 27.: 


Dur den Art. 691. des Rheiniſchen Civil: Gefepbuchs if in denjenigen 
Gegenden, in welchen derſelbe Geltung hat, der Entftehung neuer ſchaͤdlicher und 
deshalb für ablöshar erflärter Dienfibarfeiten durch Verjährung bereits vorgebragt 
worden. Der nämlidhe Grundſatz il in ben $. 164. der Gem. Th. O. v. 7. Im 
1821 übergegangen. Es kann daher nicht bedenflid fein, denfelben auf tiejewigen 
Landestheile auszudehnen, auf welde fi der Belek: Gntw. außerdem erürcdt. 
Daß die erwerbende Verjährung folder Servituten mit dem Grfcheinen des Befeges 
unterbrochen wird, veritcht ſich zwar von felbit, if aber ausdruͤcklich gefagt, wei 
das &. v. 31. März 1841 (©. ©. 1841, ©. 75) beweilt, daß dieſe Folge Dei 
$. 164. der Gem. Th. D. v. 7. Iuni 1621 lange Zeit überfehen worden if. 

Der erſte Saß des $. lautete in dem frühern Entwurfe: 

Neue Grundgerechtigkeiten folder Art, deren Aufhebung bas gegenwärtige 
Geſetz bezwedt, dürfen nur durch fchriftlichen Vertrag errichtet, mithin durch 
Verjährung , fofern eine folche bisher Htattfinden Fonnte, nicht ferner erwot⸗ 
ben werden. 

Die Iepige Faſſung entfpriht genauer der neuen Faſſung des $. 1. und be 
feitigt den @inwand, daß fein Grund vorliege, die Erwerbung durch andere jdeifb 
liche Titel, außer Vertrag, naͤmlich durch einfeitige Willenserflärungen, Tellamenk, 
Schenkung auszuſchließen. Zugleidh wird durch die jegige Faſſung flarer ange 
deutet, daß nur diejenige Verjührung, welche fi auf den bloßen Befig und bie 
fortgefeßte Ausübung deffelben ſtützt, ausgefchloffen fei, dagegen wohl eine von 
dem Nichteigenthümer eines Grundſtücks durch Titel bewilligte Servitute durd 
hinzutretende Verjährung rehtlih erworben werben fann. 


Zum $. 28. 


Die Motive tes Regier. Entmw. bemerken zum $. 28.: 
Diefe Vorſchrift entfpriht dem $. 165. der Gem. Th. O. v. 7. Juni öl 


„Ausführung der Befchäfte wirb in den gedachten Landestheilen ben beirefl. 
„Regierungen hierdurch übertragen.” 
Der Antrag wurde indeß nicht hinreichend unterſtüht. 
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ı beruht auf ber Anfiht, daß fich gegenwärtig verwidelte Kommunionen, zu 
ren Loͤſung es eines Spezialgefeges und befonderen Verfahrens bedarf, nicht mehr 
ben werben, fowie baß die Thätigfeit befonderer für das Theilungsverfahren be: 
ſener Behörden nicht verewigt werden Tolle. 


Zum $. 29. 


Die Motive des Regier. Entw. zum 6. 29. lauten dahin: 


Das Beitragsverhältniß der einzelnen Betheiligten zu ben Koften der Ausein: 
Derfegung if in derfelben Weile zu ordnen geweien, wie es für bie anderen 
revinzen durch ben 6. 26. des Ausführ.:Gef. v. 7. Juni 1621 und den Art. 16. 
B Erganz.⸗Geſ. v. 2. März 1850 gefehen it. Der Vorfchlag der Agrar: Kom. 
eil. K., in der legten Zeile das Wort „ſchuldigen“ des früheren Entwurfes zu 
fegen durch „unterliegenten“ iſt berudfichtigt. Der vorgefchlugene Zufaß wegen 
e Breiheit von Stempel:, Sefretariats: Gebühren und Succumbenz : eltern fir 
8 linte Rheinufer findet feine Grletignng in dem Entwurfe bes Gefeges über 
6 Berfahren. 


Zum $. 30. 


1) Die Motive des Megier. Entw. bemerken: 
Diefer 5. entfpricht dem Art. 17. des Ergänz.⸗Geſ. v. 2. März 1860. 


2) Dabei erachtete tie Agrar» Rommiffion der II. Kammer nur für zweck⸗ 
äßig, im F. 30. flatt der Worte: „im $. 71. des Gefetzes“ — über daß 
erfahren (Alin. 3.) zu fegen: „Im Geſetze“, weil fi nicht vorausſehen 
fie, 06 vie Meihenfolge ver 66. im Geſ. wegen des Verfahrens beibehal- 
n werten wird. 


Zum 6. 3l. 
Die Motive tes Megier. Entw. bemerken zum $. 31.: 


Die, vielen einzelnen Befipern gehörigen Hauberge in den Aemtern Freuoberg 
 Sriedewalb werden feit Tanger Zeit nach einem gemeinfchaftlichen Plane bes 
irthſchaſtet, um tie für die bortige Gegend in gewerblicher und landwirtbfchafts 
der Beziehung unentbehrliche Holzzucht zu erhalten. Damit diefer gemeinnügige 
wel für tie Dauer gefichert werde, ift anf den Antrag der Kreisflänte von Als 
ufirhen v. 21. Nov. 1836 mit Genehmigung feiner Maj. des Königs von den 
tin. tes 3., der 3. und der DomainensBerm. eine neue Haubergss Ortnung für 
we Aemter erlaffen werben, deren $. 1. feflfept: 

daß tie verbandenen Hanberge ein ungetheiltes und untheilbares Geſammi⸗ 
eigenthum ihrer Befiger fein und bleiben follen. 

Die Gem. Th. D. würde den Kaubergs⸗Genoſſen die Auflöfung ihres Ver⸗ 
andes gefatten; dieſe darf aber im äffentlichen Interefie nidt gebuldet werden, 
deshalb ift ver Vorbehalt erforberlich, tag die Gem. Th. O. auf tie fort: 
anernde Bültigfeit der Hauberge-Ordnung ohne Ginfluß bleiben ſoll. 

Dagegen wird beifpielawelfe die K. D. v. 7. Aug. 1846 (9. S. ©. 431) 
us ten in derfelben angeführten, im Großherzegthume Berg geltenden Beftim: 
ungen über bie Theilung von Wältern durch bieten 6. aufgehoben. 
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Dritte Abtbeilung. 


Die Gefeßgebung, betreffend die Organifation de 

Auseinanderfeßungs-Bebörden und das Werfahre 

in Regulirungs-, Ablöfungs- und Gemeinheitt 
theilungs = Angelegenheiten. 


Erſter Abſchnitt. 


Die Geſetze, welche für den ganzen Umfang be 
Monarchie, mit Ausnahme der auf dem linfen Rhein 
ufer belegenen Landestheile, zur Aumwendung komme 


Borbemertung. 


Die Darftelung der Organifation ver Auseinanderfegungs«- Behörde 
ift bereit im Erften Theile (Br. II. Abth. I. S. 1—26) gegeben werten 
worauf hiermit verwiefen wirt. 

Die Anordnungen über daB nerfaheen diefer Behörden und ihm 
Kommiffarien waren in der Allerhöchften Inftruftion v. 17. Oft. 1811 fh 
tie General⸗Kommifſarien ($$. 20. ff.) ver Befimmung der Zepter 
überlaffen worden. Die Berorpnung v. 20. Juni 1817, wegen Dv 
ganifation der General-Kommiffionen und der Revifisa 
Kollegien zur Negulitung ver gutsherrliden und bäuerliden 
Berhältntffe, ingleichen wegen des Gefchäftsbetriebes bel 
diefen Behörden (©. ©. 1817, ©. 161 Nr. 430), hat demnaächſt viefe 
Gegenftand in umfaffender Weife gefeglich geregelt. u 

Die Vorſchriften tiefer Verordn. betreffen zwar urfprünglich nur I: 
NRegulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Berhältniffe und DIR 
damit verbundenen Gemeinbeitstheilungen, find aber 
durch das Befeg v. 7. Juni 1821 über die Ausführung der Gr 
meinheitötheilungd» und Abldſungs-Ordnungen (G. ©. 1, 
©. 83 Nr. 652.) auf die Ablöfungs»- Angelegenheiten und alle Or 
meinbeitötheilungen audgerehnt worden, und die zu der DBerortn. 
20. Sunt 1817 und dem Ausführungd»Gefege v. 7. Sunt 1821 erlaſen 
Anhangs⸗Verordn. v. 30. Juni 1834, wegen des Geſchäftsbe⸗ 
triebed in den Angelegenheiten der Gemeinheitötheilungen 
Abldfungen und Regulirung ver gutsherrlich-bäuerlichen Ber 
hältniffe (9. S. 1834, ©. 96 Nr. 1512.), hat endlich beftimmt, daß [e 
wohl vie Verordn. v. 20. Suni 1817 und das Ausführ.»Gefeg v. 7. Im 
1821, als auch die dieſelben erläuternten, ergänzenden und abänternven Br 
flimnungen der Verordn. v. 30. Juni 1834, bei allen zum Üeffort IE 
Auseinanterfegungss Behörden verwiefenen Auseinanderfegungen zur Anwen 
tung fommen follen, welche die Regulirung der gut&herrlich» bäuerlichen 
Verhältniffe und tie Ausführung der (noch jet gültigen) Geſetze v. 2. 
April 1825 wegen ter den Brunvbeig betreft, Nechtöverhältniffe, ingleichen 
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den 


Somit bilten jetzt die Verordn. v. 20. Juni 1817 und das Ausführ.- 
efeg v. 7. Juni 1821 nebft der Ergänzungd-Merortn. Dazu v. 30. Juni 
34 die Grundlage ver Befeßgebung über da8 Verfahren in fämmt- 
Hen dem Reſſort ver Auseinanderfegungd-Behörden überwiefenen Ange⸗ 
enbeiten, und e8 erftredt fich teren Gültigfeit auf den ganzen Umfang 
e Monarchie, 2) mit Ausnahme der auf dem linfen Rheinufer 
legenen 2andestheile.®) 

Beite erwähnte Verordnungen haben demnächft durch neuere Beſtim⸗ 
ıngen, insbeſondere aber durch die Verorpn. v. 22.Nov. 1844, betr. 
n Befhäftsgang und Inflanzenzug bei den Auseinander- 
gungs- Behörden (©. ©. 1845, S. 19 Nr. 2533.) mehrfache Ergän« 
ngen, Erläuterungen und Abänderungen erfahren. ?) 

Durch die Verordn. v. 30. Juni 1834, und biernächft durch die Ver- 
en. dv. 22. Nov. 1844,*) insbeſondere wurde tie Organifation, die Kom⸗ 


1) Bergl. 9. 1. der V. v. 30. Juni 1834. — Die V. v. 30. Juni 1834 
zd auch in folgenden fpäteren Geſetzen austrüdlicdh als maaßgebend für das 
fahren ber Auseinanderfegungsbehörden bezeichnet: a) ©. v. 22. Dec. 1839, 
tr. die Rechtsverhältniſſe der Grundbeflper und die Ablöfung der Reallaften in 
rn beiden Grafichaften Wittgenflein, $. 36. (9. S. 1840 ©. 6, f. in Br. 
©. 310); b) G. v. 18. Zuni 1840 über tie Rechteverhältniffe des Grund⸗ 
Res und tie Ablöf. der Mealberechtigungen in tem Würftentgume Siegen, 

. (9. ©. 1840 ©. 151, f. in Br.I. &. 303); c) ©. v. 18. Juni 1840 über 
e dem Grunbbefiß betr. Rechtsverhältniſſe im Herzogthum Weftphalen, $. 
(8. ©. 1840 ©. 153, f. in Bv. I. ©. 304); d) Abldf. D. v. 18. Juni 1840 
ze das Gergogthum Weſtphalen, $. 15. (8. ©. 1840 ©. 159); ©) abldſ. D. 
4 Juli 1840 für tie vormals Naffauifchen Landestheile und die Stadt 
jeglar nebſt Gebiet, 6. 12. (8. ©. 1840 ©. 196). 

an Der des Meg. Bezirks Stralfund vergl. $. 114. des Nblöf. Gef. v. 


r 

2) =) Für dieſe gilt das ef. v. 19. Mai 1851, betr. das Verfahren in 
n nach der Gem. Th. DO. de eod. zn behandelnten Theilungen und Ablöfungen 
B. ©. 1851 ©. 383). Bergl. unten in Abfchn. II. 

b) Die Gem. Th. O. v. 19. Mai 1851 für die Rheinprovinz, mit Ausnahme 
⁊ Kreife Dnisburg und Mees, fowie für Meuvorpemmern und Rügen (®. ©. 
1 ©. 371, f. in Bd. J. 6. 398 ff.) verweift bezüglich des Verfahrens und der 
echte und Berbinblichkeiten dritter Berfonen bei Gem. Theilungen und Sers 
itats@blöfungen: 

a) für die zum ehemaligen Großherzogthume Berg gehörig gemwelenen 
Landesibeile des Rheinifchen Appelt. Ger. Hofes anf biejenigen Ges 
feße, welche dort für die Ablöfung ber Reallaſten gelten ($. 24. a. a. D.); 

8) in Betreff des ORpeinifchen Teils des Neg. Bez. Koblenz, mit Ans 
fing der Herrfchaft Wildenburg, Kreis Altenfirhen, anf bie 
Borfchriften des Ablöſ. Gef. v. A. Juli 1840 für die vormals Naffauifchen 
Landestheile ıc. nebſt deſſen Ergänzungen ($. 25. a. a. D.); 

y) in Betreff Neusorpommerns nebft Rügen auf die beir. für die übri- 

eu Eheile ber Broving Bommern zur Anwendung fommenden Vorſchriften 
6. 26. a. a. O.). 

3) Im praktiſchen Intereffe erfchien es angemefien, der fommentatus 
den Erläuterung der gebachten Berorbnungen die B. v. 20. Juni 1817 In 
wer Segalfolgeordnung zum Brunde zu legen und hierbei ven Zuſammen⸗ 
ang ter einzelnen Beſtimmungeun bverfelben mit temjenigen der fpäteren Ges 
$e zu erörtern, bei der Erläuterung ber Ichteren aber hierauf zurückzuweiſen. 

4) Die B. v. 22. Nev. 1844 hat beienders tie Vereinfachung bee 
lehtsgange®, unb vorzugsmeife des Inftanzenzuges, in Auseinan⸗ 
esfegungdsGtreitigkeiten zum Zweckre. 
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petenz und das Verfahren ter Auseinanverfehungs «Behörden, welde ſich 
nach und nach in Ten einzelnen Lanvestheilen fehr verfchledenartig gefalter 
hatten, mit Zugruntelegung der Verortn. v. 20. Juni 1817 und des Aut- 
führungs-Gefeges v. 7. Juni 1821, unter mehreren ſolche abänternten und 
ergänzenten Beftimmungen, und mit Aufhebung der darüber in den Ge 
feben v. 25. Sept. 1820 (9. ©. 1820, &. 185 Nr. 624) und v. 21. Ayıll 
1825 (®. S. 1825, Nr. 938., 939. und 930.) für die weſtlichen Brovinzen 
und Landestheile enthaltenen Vorfchriften, ausgeglichen. 

Außer den oben gedachten Verordnungen über das Berfahren in 
Auseinanderfegungs- Sadyen find ferner mehrere pelepihe Beftimmungen 
über die Wirkungen ter Auseinanterfegungen hinſichtlich dritter Ber 
fonen und ter Sicherftellung ihrer Nechte, ergangen, wohin insbe 
fontere dad Geſetz v. 29. Juni 1835, wegen Sicherftellung der 
Rechte dritter Perfonen bei gutsberrlich-bäuerlihen Reguli— 
rungen, Bemeinheitöthetlungen, Abldfungen uf. w. (G. ©. 1835, 
S. 135 Nr. 1623.) gehört. 

Während die V. v. 30. Juni 1834 in ter Geflalt von Anhängen zu 
der V. v. 20. Iuni 1817 und tem Ausführ.- Gef. v. 7. Juni 1821 m 
MWefentlichen nur vie Verbefferung des formellen Verfahrens bezweckt, 
ift die V. v. 29. Juni 1835, gleichfalls in ter Borm eines Anhanges zu 
bereitö erlaffenen Geſetzen, ein auch das WMaterielle ter Geſetzgebung 
mehrfach modifizirendes Gefeh. ?) 

Zu erwähnen ift noch, daß ſich nicht bloß in ter Gemeinheite— 
Theilungs- Ordnung, fondern auch in den Gefegen über vie MNeguli 
zung der gutöberrlih-bäuerlihen Verbältniffe und die Ab⸗ 
ldöfungen mehrere DVorfchriften bezüglich tes Verfahrens und te 
Sicherftellung der Nechte dritter Berfonen vorfinden, weldhe neben 
den Vorfchriften ver oben gedachten über dieſe @egenflänte ſpeziell er 
laffenen Gefege wirkffam find, und daß das Ablöf.- und Regulirungt⸗ 
ze v. 2. März 1850, obwohl daffelbe im $. 1. die Dehahl der Älteren 
Ablöſungs⸗ und Megulirungs-Gefege aufgehoben, dennoch im $. 312. vor 
gefchrieben hat, daß die Beftimmungen verfelben über dad Verfahren, ſowie 
über die Rechte tritter Perfonen und Über da8 Koftenwefen in 
Kraft bleiben, inſoweit fie nicht durch das Ablöf.-Eef. v. 2. März 1850 
und dad Rentenbank⸗Geſetz de cod. ausdrücklich abgeäntert fint. 

Die Tentenz ter Gefehgebung über die Normen für das Verfahren 
ift übrigens feit ihrem Beginne hauptſächlich dahin gerichtet gewefen, auf 
eine gütliche Dermittelung ter Auselinanterfegungen und auf Befdt- 
derung der Ausführung derfelben durch Verhandlungen an Dit 
und Stelle, unter perfönlicher Zuziehung ver Intereffenten oder ihrer 
Deputisten, durch fach» und rechtsverſtaͤndige Leitung, Erörterung, Bean 
tbeilung und Entfcheirung, mit Befeltigung unnöthiger Weiterungen, hinzu 
wirfen, wohin auch die Ginführung der Kreißvermittelungs ⸗Behorden, 
der Diftrifte-Kommiffionen zur Beftftelung ter Normalpreife und Nermal- 
Marftorte, und res Inftitut8 der Schiedärichter abzielt. 

Was indbefondere die bei Gelegenheit ver Auseinanverfegungen ent⸗ 
ftehenden Streitigkeiten betrifft, fo bilden für deren Behandlung die 
Vorfhriften der allgem. Prozeß⸗Ordn. die wefentlihe Grundlage, wogegen 
die V. v. 1. Juni 1833 über Tas Mandatd- und fummarifche Verfahren, 
fo wie die V. v. 21. Iuli 1846 über das Verfahren in Civil⸗Prozeſſen, 
auf vergleichen Streitigkeiten Feine Anwendung finden. *) 
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1) Bergl. die Vorbemerkung zum Unter⸗Abſchn. V. (ſ. unten). 
2) Die Berhandlungen über den $. 2. des Reg. Entw. zum Möhlenablif. 
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@rfter Inter: Abfchnitt. 


ie Verordnung vom 20. Juni 1817 wegen Organifation 

e General - Kommiffionen und der Nevifiond, Kollegien zur 

egulicung der gutäherrlihen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe, 

gleichen wegen des Gefchäfts = Betriebes bei diefen Be— 
hörden. ') 


Zum Fingange der Verortn. 


Dad im Eingange der Berortn. in Bezug genommene Et. v. 14. Sept. 
311 über vie Degulizung der gutöherrlichen und bäuerlichen DVerhältniffe 
fi im $. 59., 


5 zu eine fchnelle und fachverfländige Ausführung der dadurch verorbneten 
Iseßegeln zu befördern und zu fichern, für jede Brovinz eine Generals Koms 
iffion anufgeRellt werben, die fich ausfchlieglich mit diefen Gegenſtänden befchäfs 
un uud vorzüglich dahin wirken folle, daß die Museinandberfegung durch gütliche 
inlgung ber Interefienten, und in beren Grmangelung durch Kommiſſionen ers 
(ge, und alle Beitläuftigfeit vermieden werde. 


Die gleichfalls in Bezug genommene Deklaration v. 29. Mai 1816 
iheilte, unter Bezug auf ten $. 59. des Edikts, in den Art, 103.—110. 
Ierfchriften über vie Zuziehung fachverftändiger Kommiffarien und Juſtiz⸗ 
ramten über die Entfcheidung der eniftehennen Streitigkeiten und ben 
— — welche indeß durch die betreffenden neueren Geſetze er⸗ 

nd. 


Zum Abſchnitt I. der B. v. 20. Auni 1817. 
(Bon der Drganifation der Behörden.) 


J. Die SeneralsKommiffionen. 
Zum ©. 1. 


Ueber die Errichtung der General» Kommifflonen und die gegen» 
värtig beftebenden Generals Kommiffionen und in einzelnen Pro⸗ 
iazen an deren Stelle getretenen Ianpwirtbfchaftlichen Regierungs⸗ 
Istheilungen, vergl. die Darflelung in Bd. II. Abth. I. S. 12—19.?) 


Bef. v. 11. März 1850 (vergl. den Bericht der Kom. der 1. K. dazu, in ben ſte⸗ 
ine. Ber. der I. K. 1848, Br. 5. ©. 2773) ergeben zwar, dag tie Königl. 
Blaatssfeg. die Rothwendigkeit anerkannt hat, auch bei den Ausein⸗ 
nderfepnngsfachen das Öffentlihe und mündliche Prozeßverfah— 
sen einzuführen, und ber Reg. Kommiffarius Hat (in der 119. Gig. der IR. 
v. 15. Behr. 1850, f. flenogr. Ber. a. a. O. S. 2776) ausprüdlich Namens 
ver Begierung das Berfprechen abgegeben, in der nähften Sipungsperiode 
ven Ranımern einen Sefepentwurf hierüber vorzulegen; bies Verſprechen iſt jedoch 
bie jegt unerfüllt geblieben. 

1) Bergl. in Bd. I. ©. 405 ff. 

2) Zu erwähnen iR bier noch, daß durch den zwiſchen Preußen und ber 
Herzoglichnnhalt⸗Bernburgiſchen Regierung abgefchloffenen, unterm I—\I, 
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Zum 68. 2 
[Bergl. Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1621 8. 3., B. v. 22. Nov. 1844 $. 1.) 
(Berfonal ver Beneral-Kommiffionen). 


1. Die Beflimmung des ©. 2. ter B. v. 20. Innt 1817, daß die 
General-Rommifftonen nur aus drei Berfonen, nämlih: 1) einem Gene⸗ 
salsKommiffarius, 2) einem Ober-Rommiffartus, und 3) einm 
Juſtitiarius beflehen follen,!) iſt abgeändert worten. 

Bereitö Tas ©. v. 7. Iuni 1821 über die Ausführung der Bem. S. 
und Abldf. Ordnungen (9. S. 1821, S. 83, f. in Br. I. 6. 434) ham im 
F. 3. angeordnet, Daß bei jeder General» Kommiffton in Zukunft zwei 
un Nichteramte geeignete und dazu verpflichtete Beamte angeflellt fein 
ollten.?) 

Die V. v. 22. Nov. 1844. betr. ven Gefchäftögang ıc. bei den Aut 


Sept. 1850 ratifizirten Staatsvertrag v. 11. Sept. 1850 (8. ©. 1850 ©. 413 
— 416) die Leitung ber Demeinpeitstheitungen und Ablöfungen in dem Herzog: 
thum AuhaltsBernburg, fowie bie 

Gireitigfeiten, den für tie Brovinzg Sachſen dazn berafenen Preuß. Behercdes 
(nach Art. 1. des Vertrages der Gen. Kom. zu Etendal”) und dem Hevif. 
Kolleg. für 2. 8. ©. zu Berlin) übertragen worden if. Ueber das Berfe 
ren und bie in Bezug auf die AnhaltsBernburgifchen Sachen zur Anwendung 
fommenden Geſetze enthält der gedachte Vertrag die näheren Beſtimmungen. . 

1) Das ©. v. 25. Sept. 1820 wegen der in Magbeburg und Miuke . 
u errichtenden General⸗Kommiſſionen (ö. ©. 1820 ©. 185, f. in Br. I. 6.19 
Date im $. 2. verordnet, daß eine jede diefer Behörden ans einem Beneralfew 
miflarins, als Direktor, und wentgftens zwei DBeifigern in Eollegialifchem Ben 
haͤltniß beftehen folle, und taß eines der Mitglieber ein zum Richteramte — 
ter und zur Juſtiz verpflichteter Beamter, und die übrigen Mitglieder der Dckone 
mie kundig fein müflen. 

Dies &. ift indes befeitiget vurch den $. 1. der ®. v. 30. Juni 1834 we 
gen des Gefchäftsbetriebes ıc. (f. in Bd. I. S. 437). 

2) In Betreff derjenigen GeneralsKommiffionen, welche demnaͤchſt aufgehe, 
ben und mit den Regierungen der betr. Landestheile vereiniget wurden, iR in 
der fraglichen Beziehung Folgendes verordnet: 

a) Die BeneraleKommiffionen zu Königsberg und Marienwerder km 
durch die B. v. 30. Suni 1534 (©. ©. 1834 ©. 93, f. in Br. I. S. 24—%) 
mit den betr. Regierungen (zu Königsberg und Gumbinnen für Ofpreufer 
und zu Marienwerder und Danzig für Wellpreußen) vereiniget werben, **) und 
es hat die gedachte Verordn. zugleich (in den 88. 2. u. 3.) Borfchriften über die 
Drganifation und tie Zufammenfegung ber beir. Regierungs:Abtheilungen uud 
der zugleich errichteten Jufliz : Deputationen (ale Spruchkollegien) getroffre 
— An die Stelle der gedachten Juſtiz-Deputationen find indeß demnächhk, in Folge 
des $. 3. der V. v. 22. Nov. 1844 (©. ©. 1845 ©. 19) befondere Eprud: 
follegien (erfter Inflanz) für landwirthſchaftl. Angelegenheiten geins 
ten, deren Zufammenfeßung ber $. 3. a. a. D. anorduet. 

b) Die GeneralsKonmiffion zu Soldin ift durch die V. v. 27. Imi 18 
(®. ©. 1540 ©. 132, f. in Bd. I. S. 27) mit der Regierung zu Yranffurt 
vereinigt worden, "**) und die gedachte Berorbn. ertheilt zugleich (in den $$. 3. 
u. 4.) die näheren Anordnungen über die Drganifation und Iufammen: 
fesung ber betr. Regierungs:Abth. und des damit in Berbindung ſtehenden land: 
wirtbfchaftl. Spruchlolleginms (erſter Inſtanz). 


) Jetzt zu Merfeburg. 
**) Berg. in Dh. II. Abth. I. ©. 17. 
»e) Vergl. in Bd. U. Abth. I. ©. 18. 
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inanderfegungd » Behörden (G. &. 1845, ©. 19, f. in Br. I. ©. 453) bes 
kmmte indeß allgemein (im ©. 1.), 

ı8 jede General⸗Kommiſſion und jedes Spruchfollegium für landwirihſchaftliche 
ngelegenheiten, einfchließlich des Dirigenten, ans mindeftens fünf Mitgliedern 
fichen folle, deren Mehrzahl zum Nichteramte qualifizirt fein muß. °) 

1. (Bleibende Anftellung der ordentlichen Mitglieder ver 
en. Kommiffionen). 

Schon vor Erlaß rer V. v. 20. Juni 1817 find tie Di- 

Koren und ordentlichen Mitglieveer ter Gen. Kommiffionen blei- 
»ad angeftellt worden. Nach ver Inftsuft. für die Gen. Kommiſſarien 
17. Dft. 1811 (66. 8., 9., 11., 14.) ſollten die Mitglieder der Gen. 
mwimifjtonen durch firirte Diäten remunerirt werten, bis fie — bei der 
mals beabſichtigten — Werbintung ter Gen. Kommifflonen mit den 
mdes- Defonomie- Kollegien, — nach den Abgange oder ver Verfegung 
x Domainenrärhe etatsmäßige Befoldungen erhalten könnten. Dies ift, 
ich erfolgter Aufhebung ter Landed-DefonomiesKollegien *) und nad Voll⸗ 
dung der Organifation der Gen. Kommifftonen durch Die V. v. 20. Juni 
31%, anterweitig realifirt He Die 8. O. v. 7. Junt 1834 ®) 
d 2) bat demnächft vie bleibende Anftelung ver ordentlichen Mitglieder 
z Gen. Kommiſſionen beftätiget. 

II. (Qualifikation und Prüfung der Mitglieder der Ben. 
ommiffionen). 

1) Die Mitglieder der Landes» Defonomiefollegten und der mit Ihnen 
shundenen Sen. Kommifflonen waren nach der Inftrukt. v. 17. Okt. 1811 
\$. 8-13. 23.) dem großen Examen nicht unterworfen. Bet diefer Be⸗ 
kamung blich e8 auch bei weiterer Organifatlon ver Gen. Kom. zufolge 
23.9. 20. Juli 1817 $. 2. und der V. v. 25. Sept. 1820 6.2. (©. €. 1820, 
x. 624.). Durch tie K. O. v. 7. Suni 1834 5) ift indeß über die Brüfung 
ad Dualififation der in der Folge anzuſtellenden Mitglieter der Gen. Kom. 
anderweitig beflimmt worden. Diefe Beſtimmung bat jedoch in Betreff ver 
azuſtellenden Juflitiarien in fofern eine Abänterung erlitten, als nach der 
. v. 22. Nov. 1844 (6. 1.) im Allgemeinen nur ta jmeite juriftifche 
samen als Erfordernig der Befähigung bei der richterlich qualiflzizten 
kehrzahl ter Mitglieder ver Gen. Kom. vorgefchrieben ift.®) 
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1) a) Die hiernach angeordnete und bewirkte Verſtärkung bes Perſonals der 
den. Kommiſſienen ſchließt jedoch deſſen Vergrößerung nicht aus, ſondern es hat 
er Bin. des I. die Befugniß, die Zahl der Mitglieder jedes einzelnen Kollegiums 
oc dem Berürfnig zu vermehren. 

b) Durch die 8. O. v. 27. April und 23. Dft. 1839 ift genehmiget worben, 
“ fümmtliche Direktoren und Räthe der landwirthfchaftl. Verwaltung für bie 
wage Monarchie, fowohl der Gen. Kommiſſionen, als der Reg. Abtheilungen, in 
imen gemeinfchaftlichen Generaletat zufammengefaßt werden und bie Mäthe unter 
Ih wach der Anziennetät und Verdienſtlichkeit rangiren und afcendiren follen. 

Bergl. Dönniges Landeskult. Gef. Bo. 3. &. 261. 

2) Bergi. in Br. II. Abth. I. ©. 12. 

3) Bergl. den Immediatber. der Din. der 3. u. bes 3. v. 21. Oft. 1821 
ud die 8. O. v. 17. Dec. 1521, desgl. R. tes Min. des 3. v. 30. Dec. 1821 
8 den Akten: Landwirtbfchaftl. Behörden Ne. 1. Vol. 2. (f. Dönniges Landes; 
nt. Gef. Br. 3. ©. 261. 

4) Bergl. in Bb. I. ©. 460. . 

5) Bergl. in Br. I. ©. 461. 

6) Es find Zweifel darüber entflanden, ob diejenige Mehrzahl der Mitglieder 
kr Ben. Kommiſſionen und Spruchkollegien erſter Inſtaut, welche richterliche Qua⸗ 
lilation befigen follen, aus den I Dbderrichtern befähigten Beamten zu wähs 
Im eder ob die Unterrichters Qualität für ausreichend au erachten? 
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2) In Folge der K. O. v. 7. Juni 1834 Nr. 1.1) find Verbands 
[ungen über vie Ginrichtung ter Prüfungen der Oekonomiekommiſſatien zu 
Oberfommiffarien eingeleitet worden. — Inzwifchen ift, um tem Verärk 
niffe praftifch audgebilteter Mitglieder ter Gen. Kommifflonen und eg. 
Abtheil. abzuhelfen, in einzelnen Faͤllen Allerh. Orts Dispenfation von te 
vorgeſchriebenen höheren Prüfung nachgefucht und eıtheilt worden (Acta bei 
Din. des J.: Landwirtbfch. Behörden. Nr. 18. Vol. 3., Dönniges a. a. D. 
Br. 3. S. 262). 

3) In tem Regul. v. 14. Febr. 1846 über die > fäblgung zu den 
höheren Aemtern ter Verwaltung, beflätigt durch die 8. D. v. 27. Sch 
1846 (9. ©. 1846, ©. 199), ift demnaͤchſt, unter Aufhebung alex fräßeren 
diesfaͤlligen Verordnungen, Inftruftionen und Vorfchriften, beftimmt werben: 


$. 19. Die Ober» Sraminationsfommilfion if zur lepten und höchſten Bel 
fung derer befimmt, welche ihre Qualififation bemähren wollen, um zu Pitglie 
dern der Regierungen, — — und zu Oberfommiffarien bei ven Gen. Komm 
nen beförtert werben au können ıc. 

6. 22. Wollen Männer, welche die der Prüfung ver ber Obers@raminatisa 
fom. nach ten Beſtimmungen tiefes Regulativ — $. 1. — 'verangehende Las 
bahn nicht gemacht oder bed, nicht vollendet, dagegen aber fihon in anderen Di 
verhältniffen, 3. B. als Anditeurs, MilitairsIntentanturbeamte, Defonomiefoumiß 
farien, Uiniverfitätslehrer u. dergl. m. fungirt haben, zu dieſer Prüfung sugrlaffen 
werden, fo fell ihnen foldhes zwar nicht unbetingt abgefchnitten, aber doch am 
unter den Bedingungen zuläffig fein, welche tie jedesmaligen befonderen UmRäude 
nothwendig machen. 

Die Gefflellung tiefer Bedingungen iR von den Disziplinarminiktern gemeine 
fchaftlich in jedem einzelnen Kalle zu beratben und darüber zu befchließen, and De 
Befchlußnahme jedesmal befonders, fowohl darauf, ob ein Kandidat der bejeichne⸗ 
ten Art und in welchen Geſchäftszweigen derſelbe bei den verfchiedenen Abtbeilens 
gen einer Regierung in tem Berhältniffe eines Referendarlus annoch fo fange ja 
befchäftigen fei, bis ihm der Präfident mit Ueberzgeugung das vorfcriftemäpige 
Zeugniß der Reife eribeilen Fanı, als darauf mit zu richten, wiefern außer den 
im $. 24. vorgeichriebenen Probearbeiten auch eine jurififche Broberelation aus 
Prozeßakten p erfordern. 

Ohne einen ausbrüdlichen Beſchluß ber vorgedachten Min. darf die Ob. Grm 
minationsfom. dergl. Kandidaten nicht zulaſſen. Bei der Prüfung der Delose 
miefommiffarien zu ber Stelle eines Oberfommiflarius müſſen fih tie Kaubb 
daten nicht nur über die Gediegenheit derjenigen befonderen Kenntniffe, welche von 
den Oekonomiekommiſſarien gefordert werden, fondern namentlich auch über Ihe 


Dönniges bemerkt, daß die Bedenken fi aus dem $. 1. der V. v. 22. Ren 
1844 und aus den Motiven zu der erwähnten V. erledigen, welche fib dahin auf 
lafien, daß, wenngleich in der Regel die richterliche Mehrzahl der Mitglieder ber 
Spruchbehoͤrden erfler Inſtanz aus den zu Oberrichtern befähigten Beamten ge 
werden würbe, wie dies auch tie 3. v. 27. Zuni 1840 für das bei der Reg. 8 
Frankfurt beftehende Spruchfollegium beſtimmt habe, «6 dech angemeflen erfcheine, 
im Allgemeinen nur das zweite jurififche Cramen als Erforbernig der Befähigung 
bei der richterlich qualifizierten Mehrzahl der Spruchkollegien erſter Inſtanz vor 
fihreiben. Der $. 115. der V. v. 4. Juli 1840 verlange für tie Mitglieder dei 
mit der Reg. zu Koblenz verbuntenen Spruchfollegli nur die Qualififation zum 
Richteramte überhaupt, und bei der Herftellung einer gleichmäßigen Berfafiung uud 
Kompetenz für tie Eprucbehörten erſter Inftany in der Provinz Preußen lafe 
fih in Danzig und Gumbinuen, wo feine Obergerichte refidiren und we bei der 

eringen Anzahl der Beamten, welche bie lautwirthichaftl. Bing. bearbeiten, eime 
rgänzung der Spruchfollegieu durch andere Mitglieder der Regierung oder bes am 
Orte befindlichen Gerichts erfter Inſtanz nötbig wird, hinfichtlich ter aus ben 
lepteren zu wählenden Mitglieder die Qualiflfation zu Oberrichtern nicht immer 
yerbürgen. (Dönniges Lanvesfult. Gef. Br. 3. S. 260—%261). 
1) Vergl. in Bp. 1. ©. 460, 
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wiflenfchaftlichen Kenntniffe im Zache der Lanbwirtbfchaft und der mit folcher zu⸗ 
ausenhängenden Raturwifienfchaften ausweifen. 

Ueber die Prüfung felbft vergl. SS. 23. ff. des Regulativs. 

IV. (Anftellung, Disziplin, Befdrderung, Entlaffung und 
Benfionirung der Deamten der Ben.-Kommiffionen). :) 

1) Ueber tie Befehung der Stellen bei den Gen. Kommiſſionen, 
ergl. F. 38. der DB. v. 20. Iuni 1817 und die Erläut. dazu. 

2) Im Allgemeinen, beziehungsweife auf die Anftelung und Entlaf- 
mg von Beamten der Ben.» Kommifflonen iſt zu bemerken, daß, inſoweit 
ber die Organifation, tie Einrichtung und das Verfahren der Gen. Kom. 
Kt befondere Beflimmungen ergangen find, diefe Behörden in allen Faͤl⸗ 
m, wo fle al8 atminifirative Behoͤrden handeln, die Meg. Inflruft. v. 
3. Oft. 1817 (9. ©. 1817, ©. 248), die K. O v. 31. Dee. 1825, betr. 
ine Abänderung in der bisherigen Organifation der Provinzial⸗Verwal⸗ 
ee drten (®. ©. 1826, S. 5) und die Befchäftsanmwelfung v. 31. Dec. 
| die Regierungen als Normen zu beobadhten haben. Dies ift 
war nicht ausdrüdlich beſtimmt; allein einzelne Beſtimmungen, unter An⸗ 
em der $. 4. Nr. 2. und die 66. 17. 18. der V. v. 20. Juni 1817, weis 
m darauf bin. — Auch find die Gen.» Kommifflonen auf die Anmwendnng 
ws Inftr. v. 23. Oft. 1817, in ver oben näher bezeichneten Beſchraͤnkung, 
wech das Min. des I. hingeroiefen worten.®) 

Die Anmendung der K O. v. 31. Dec. 1825 nebſt Geſchaͤftsanwei⸗ 
ung, welche jene Inſtruktion abändert und näher beflimmt, ergiebt fih von 
eb, und es iſt auch die Befchäftsanmweifung v. 31. Dee. 1825 den Ben.- 
Remmiffionen amtlich mitgetheilt worden. 

Demgemäß fleht 

a) der Borfchlag zur Anftelung, Beförderung, Entlaffung und Pen⸗ 
kukrung von Mitgliedern des Kollegiums den Direktoren der Gen. Kom. 
Mein zu. (Bergl. 88. 12. 15. der ®. v. 23. Oft. 1827, Geſchaͤfisanweiſung 
» 31. Dee. 1825, Girf. R. der Min. des 3. u. der F. v. 23, Nov, 1826, in 
» 8. Bun. Br. 11, ©. 25 zu 2.) 

b) Zur Beſchaͤftigung von Obergerihts- und Meg. Affefforen als 
Gäifänzbeiter der Kollegien ift ſtets die Genehmigung tes Min. des I. 
iinzmbelen. (Bergl. $. 12. Rr. 5. der V. v. 23. Dit. 1817 u. Cirk. R. des 
Min. des 3. v. 20. Febr. 1832, Dönniges a. a. DO.) 

e) In Betzeff der Zuziehung von Delonomiekonmiffarien zu den Ge⸗ 
Mäften der Ben. Kommifjionen war in ver Inflr. v. 17. Of 1811 be⸗ 
Maumt worten, daß dieſe Behörden außer dem Generallommiffar, dem 

iffer und dem rechtöverfläntigen Beiſitzer, aus mehreren tüchti« 
Detonomielommiffarien beftehen follten, und e8 war der formale Ge⸗ 
ng bei den Gen. Kommifflonen der Anordnung des Generalkom⸗ 
überlaffen worten ($$. 8. 11. 20. der Inſtr.). — Die 8. O. v. 
10. April 1817 (sub No. 8—10) beftimmte hiernädhft: 
8) Damit fähige Männer aus der Klaffe praktifcher und wiflenfchaftlich gebils 






— |. — 


1) Die etatemäßig angeſtellten Räthe bei den Auseinanberfegungsbehdrben 
fen nicht in die anfnflellenden Gefchworenenliften aufgenommen werden. Das 
Be ia die DefonomiesRommiffarien uicht von ben Funktionen der Ges 

ausgefchloffen (M. des Din. für landwirthſchaftl. ang. v. 30. Dee. 1849 
& y. 8, April 1850, Min. BL. d. 1. V. 1849, ©. 265 u. 1650, ©. 106). 

2) Bergl. 8. des Min. des 3. v. 30. Dec. 1821 an bie Gen. Kom. Fr 
Deelen in den Alten: Landw. Behörden Nr. 1. Vol. 2., besgl. v. 30. Juni 1821 
die Sen. Kom. zu Stendal in den Wften, beir. vie dortige Gen. Kom. Nr. 1., 
—* v. 11. Juli u. 8. Aug. 1822 an die Gen. Kom. zu Siargard in den Alten: 

Geftlihe Behörden Nr. 2. Vol. 1., f. Dönniges a. a. D. ©. IS, 
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deter Defonomen ermuntert und ihnen tie Gelegenheit erdifnet werke, fd 
den öffentlichen Gefdäften zu widmen und mehr und mehr am benfelbe 
geſchickt zu machen, follen die von den Reg. gepüften und beflätigien Oek 
nomiefommiffarien bei dergleichen Gefchäften nicht bloß mit ihrem Gutad 
ten gehört, fondern nach Maaßgabe ihrer Fähigkeiten, wie es fon wege 
Regulirung der gutsherrlich bäuerlichen Berhältniffe vererdnet iR, aud | 
anderen von den abminiftrativen Behörden reflortirenden Tommi 
Gefchäften gebraucht werden. 

9) Soll denjenigen, welche fich für gewiſſe Zeit tem Follegiafifchen Geld 
betriebe bei den Regierungen widmen wollen, gleich den Reg 
rendarien, Zutritt und Befchäftigung gewährt, auch follen 

10) ausgezeichnete Subjefte in Fällen des Bebürfniffes für gewiſſe Zeit ah 
Hülfsarbeiter befchäftigt und remunerirt werben. 
(Dergl. Acta des Din. des J.: Landiwirtbfch. Behörben Nr. 18. Vol I. 
Dinniges a. a. OD.) 


Auf den Grund diefer Beftimmungen find im Falle des Berkrfuife 
Oekonomiekommiſſarien zu ten Follegialifchen Arbeiten ter Ben. Komml| 
flonen als Hülfsarbeiter, in der Regel nach eingeholter Genehmigung % 
Min., herangezogen worten. 

d) In Betreff der Zulaffung ter Defonomiefommifflons - Gehätfe 
welche an den Vorträgen und Arbeiten des Kollegiumd Theil nehmen wel 
en, Teriglih um ten Beftimmungen in ter Inftr. v. 11. April 1836 wı 
gen Ausbildung der Delonomiefommiffarten 6. 7. Nr. 3. (f. unten) zu gt 
nügen, iſt e8 den Dirigenten ver Audeinananterfeßungsbehörten überlaffeı 
ohne vorherige Anfrage zu verfügen. 

e) Dafjelbe (d) finvet ftatt, wenn Meferentarien, fomohl der Oben 
gerichte, ald der Megierungen, an den Gefchäften ver Gen⸗Kom. The 
zu nehmen wünfchen, um ihre Vorbildung zu Oekonomiefommiffarien «ı 
dem in der vorgedachten Inftruft. $. 10. vorgefchriebenen Wege zu em 
chen. Sollen indeß Neferentarien herangezogen werten, um tie tem Kd 
leglum etwa nöthige Arbeitshülfe zu leiſten, oder wollen fie fonf au 
anderen Beweggründen zu den Gen.⸗Kommiſſtonen übertreten, fo iR da} 
die Genehmigung des Dein. erforterlih. (Vergl. R. des Min. des. 
v. 27. Febr. 1840, f. in Koch's Ngrargel., 3. Aufl. ©. 214.) 

f) Neferentarien und Defonomiefommifflond » Gehülfen müffen Ei 
während der lediglich zu ihrer Ausbildung beftimmten Beihäftigung B 
dem Kollegium aus eigenen Mitteln unterhalten. Die nah vem R. 
4. Mat 1821 (v. 8. Jahrb. Bd. 17. S. 271) zugelaffene Bewilligung w 
Disten an Neferentarien ift turch Tas C. M. tes Min. tes 3. v. 20. Beh 
1832 aufgehoben. Die ren Neferenrarien und Delonomiefommifiien 
Gehülfen während ihrer Ausbildung bei dem Kollegium nad dem 6 | 
v. 11. April 1836 zu Statten kommende Bersilligung von 1 Thle. Die 
fallt nah tem C. R. des Min. des I. u. d. P. v. 24. Sept. 1838 u 
(f. in Bd. I. ©. 491.) 

3) In Betreff der Dienftvergehen, der Verfegung anf alı 
andere Stelle oter in ven Ruheſtand, vergl. Abfchn. IV. des I 
y. 7. Mai 1851 (G. ©. 1851, ©. 218 ff.), desgl. das ©. v. 21. Juli IE 
(9..6. 1852, ©. 465). 

4) Ueber die Benfionirung vergl. das Denflond-Regt. für die € 
vil-Staatöpiener v. 30. Apıil 1825 (v. 8. Ann. Br. 16. ©. 843). 

Vergl. die ad 3. u. A. erwähnten Geſetze nebſt deren Ergänz. m 
Erläut. in den Ergänz. der Preuß. Nechtsb. von Gräff sc. zum TE. | 
II. 10. $$. 94—103. 

V. (Rangverhältnig und Uniform der Beamten der Gen 
Kommifftonen.) 

I) Die Direktoren, Mitglieder und Subalternen der Gen, Rommifl 
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wo ſtehen mit denjenigen gleicher Eigenfchaft bei ten Megierungen in 
lichen Range und find zur Tragung der für dieſelben beflimmten Linie 
namen berechtigt. 

Den mit tem Gharafter von Ober » Kommiffarien und Defonomie- 
smmifilonsrätben begnatigten Mitgliedern der Gen.-Kommifflonen ift die 
efugniß zur Tagung ver liniform ter Negierungdräthe mit der Maaf- 
ıbe ertbeilt, daß fie nach den Regierungsräthen, jedoch vor ten Megie- 
mgö« Affefforen rangiren; die Lande» Dekonomieräthe flehen den Regie⸗ 
maßräthen gleich. 

Bergl. die KR. D. v. 7. Juni 1834 ad 3. u. 4. und & R. des Min. 
83. v. 15. April 1822 (f. in Bd. 1. ©. 461 u. 462). 

2) Nah ver dur vie K. O. v. 12. Nov. 1831 genehmigten Unis 
am= Klafiififation für die Givilbeamten tragen die Beneral-Kommif- 
Itten nie Uniform der Minifterialräthe dritter Klaffe, nach der Uniform» 

t. 4. 

Die Ober⸗Regierungsräthe gehören nach dem C. R. des Min. 
8 3. und ter 8. v. 21. April 1832 zur 5. Uniform⸗Klaſſe. 

Die Mitglieder der Gen.» Rommifftonen tragen die Uniform ver 
hrltichen Megierungsräthe Nr. 5., infofern fie jedoch nur In ter Eigen» 
daft von Aflefforen angeftellt find, tie Uniform der Negierungs-Affefforen 


VL (Subaltern-Beamte der Gen. Kommiffionen). 

1) Die K. O. v. 7. Juni 1834 1) (ad 2.) bat die bleibende An« 
kung des etatsmäßigen Subalternen=- Perfonald angeorbnet. 

Durdy die R. des Min. des I. v. 29. Nov. 1839 und v. 12. Der. 
839 iſt Heftimmt worten, daß: 

a) wegen ber Subalternen der Gen.⸗Kommiſſionen bie bei den Regierungen 
befiehende Einrichtung (vgl. K. DO. v. 31. Dec. 1825 $. 9., &. ©. 1826 
©. 5.) getroffen werden foll, wonach die etatsmäßigen Subalternen in zwei 
Klaffen, Sekretarien und Affiitenten, zerfallen, neben welchen die etatsmaͤ⸗ 
figen Kafienbeamten, Boten u. |. w. und bie nicht etatsmäßigen Hülfsar⸗ 
beiter oder Supernumerarien beftehen, zu deren Remuneration den Behör- 
den Normalfonds angewielen find. 

b) In Betreff der Kanzlei foll unter den Subalternbeamten 1. oder 2. Klafle 
nur ein Kanzleivorſteher angeftellt, der übrige Kanzleiaufwand aber lediglich 
ans den Kapitalien beitritten und es follen fernerhin befondere Kanzlıften 
nit angenommen, die jeßt vorhandenen aber, bis fie etwa in andere Stel⸗ 
Ien einrücden oder fonft abgehen, zum Ausſterbe⸗Etat geftellt werben. 

(Bergl. Donniges Landes: Kult :Gef. Bd. 3. S. 261 — 262.) 


2) Die Gen.» Kommifflonen find nur zur Anftelung der etats⸗ 
säfigen Subalternen ohne Rückfrage bei dem Dein. befugt. Sie haben 
4 dabei nach den Vorfchriften, welche den Negterungen wegen der Uns 

g ihrer Subalternen ertbeilt find, insbeſondere aber wegen Verforgung 
er Inyallten und der verforgungäherechtigten Unteroffiziere zu achten, auch 
tn zur Norm zu nehmen, was ihnen felbft wegen der vorzugsweiſen 

tigung der zur anderweitigen Anſtellung geeigneten Oekonomie⸗ 
sumiffarien vorgefchrieben morten ifl. 

Zur Beftelung von Hülfsarbeitern muß die Genehmigung de 
Bin. eingeholt werten, was jedoch auf tie gegen Kopialien angenommenen 
Sklfafcyreiber nicht zu beziehen iſt. (Vergl. Juſtr. v. 23. Oft. 1817, $. 5. 
%.7. $. 12. Nr. 1., 2., 5., Gefchäftsanweifung v. 31. Dec. 1525 zum Abſchn. II. 
rn 8 y" 2, R. des Min. des 3. v. 21. Mürz 1835 *) in v. K. Ann. Bd. 20. 





® l. ©, 461. 
.E ©. 462-463. 
16* 
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Es ſollen übrigens neue Hülfsarbeiter in den Büreaus der Gen⸗Kan. 
mit Remuneration nicht angeftellt, fontern flatt derfelben Guperuume 
rarien angenommen werten. (R. des Din. des I. für Gewerbe sing ı 
25. Zuni 1837), v. 8. Ann. Bd. 21. ©. 372.) * 

In Beziehung auf die Anftelung von Invaliden und au 
Unteroffizieren if zur näheren Beflimmung der K. O. v. 91. 





1 
(v. 8. Ann. Bd. 16. S. 869 u. Bd. 17. ©. 949), wegen Anftellung ver nah 
Hiähriger (jet 12jähriger) Dienftzeit entlaffenen Unteroffiziere, 
K. O. v. 15. Ian. 1835 verorpnet worten, taß auch bei der Uinneheme 





von Hülfsfchreibern feineswegs bloß auf ſolche verforgungsberechtigte SRilteir- 
perfonen, tie ſich tarum beworben haben, Ruͤckſicht zu nehmen fel, die 
Behörden vielmehr verpflichtet fein follen, wenn ihnen felbft Feine zu Hälft- 
ſchreibern qualifizirte verforgungsberechtigte Unteroffiziere näher belamm 
find, ſich wegen UWeberweifung terfelben an das Generallommande We 
Provinz zu wenden. Diefe Beftimmung iſt durch das R. des Wein. ui 
3. für GewerbesAng. v. 29. Ian. 1835 den Gen.⸗Kom. zur Nachadiumg 
mitgetbeilt worten. 

Nah dem C. R. der Din. des I. u. d. P., u. der Ein. v. 2 
1835 hindert dies indeß nicht, in einzelnen Faͤllen Aushülfe bei 
arbeiten gegen Kopialien durch Individuen, welche nicht zu den a 
ten Unteroffizieren gehören, leiften zu laffen, wenn am Orte ſelbſt 

zirte Unteroffiziere nicht vorbanten fein follten. 
. 3) In Betreff der Givil-Supernumerarien beflimmt das unterm 17. Ren. 
1835 durch dad Min. des I. für Gewerbe den Gen.-Kom. mitgetheilte &.® 
der Min. d. I. u. d. P. und der F. v. 17. Oft. 1835, zufolge Ale 
Anweifung: 
daß über Geſuche um ausnahmsweiſe zu bewilligende Anftelungsbefähigung a 
geieelic nit Beanfpruchte nur in feltenen Faͤllen und unter folgen Unfkäcbe 
eriätet werden darf, wo für dergleichen Geſuche ganz befondere wichtige a 
aufzuftellen find, wobei fletS vorausgefept wird, daß der Staat von ber 
lung folder Bewerber im öffentlihen Dienfte ihrer vorzügliden Duafikieiie 
wegen Bortheile zu erwarten habe. Zur näheren Grforfdung diefer Duckile 
tion wird in allen Fällen, wo der Nachweis derfelben auf anderem Miege, = 
mentlih aus ben bisherigen Leiftungen, nicht völlig genügend zu b je 
möchte, von einem förmlihen Gramen für diejenige Dienftlaihegorie, weldger Wi 
Bewerber fi zu widmen Willens find, Gebrauch gemacht werden mäflen. & 
wanigen Anträgen zu Gunften ſolcher Bewerber, welche der Militairverpfiidgtun 
unterworfen find, it fo lange Anſtand zu geben, bis entweder die Erfüllung die 
fer Verpflichtung ober die der Erfüllung entgegenflehenben Hinderniſſe zuver p 
hoͤrig — worden ?). (Doͤnniges a. a. O., ©. 266.) 

4) Bel Befegung der etatömäßigen Subalternftellen bei den Ben.-Kum 
durch den Direktor derfelben ift ein Unterſchied zu machen zwiſchen felde 
Subalternen, die adcendiren follen, und folchen, von deren erfien Ye 
ftellung vie Rede if. In Nüdficht der erfleren iſt dem Direkter, de 
fie zu kennen hinteichende Gelegenheit bat, völlig freie a 
wegen letzterer ift aber Rückſprache mit dem Kollegium 
damit alles, was gegen die Qualifikation der Indivinuen, deren Anfteium 
der Direktor beabfichtigt, etwa angezeigt werden koͤnne, zur Sprache Fon 














—— — — — — — — — 


1) Bol. in Br. I. ©. 463. 
ai 2) De S. * ber Bin. d. * u a und ber —* 6. April 1839 &ı 
mmt, daß dergleichen Anträge auf Verleihung ber Anftelungsfähigteit für de 
Civil : Subalterndienft an Nichtbeanſpruchte, zufolge Allerh. ee künftig eu 
Bälle der dringendſten Art befchränft werben follen. 
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E iſt Pflicht des Direktors, Thatfachen, die bei dieſer Gelegenheit an⸗ 
hrt werben, zu beachten. 

Bei folchen Subalternflelen, teren Beſetzung tem Direktor zu⸗ 
ſteht, Tann derſelbe auch Ten Abfchied ertbeilen, wenn folcher ohne Benflon 
nachgefucht wird. (Bergl. 88. 12., 15., der Inſtr. v. 23. Oft. 1817, — ©. VI, 
ver 8. O. v. 31. Dec. 1825, ©. ©. 1526, ©. 5, Gefchäfisanweifung v. 31. 
Der. 1825.) 

5) Die nieteren Subalternbeamten ver Auseinanverfegungs- Bebörten 
folen nur mit Vorbehalt ter Küntigung und ohne RPenſionsberechti⸗ 
za angeflellt werten. (C. R. des Diin. des I. für Gewerbe⸗Ang. v. 12. Oft. 

‘), an. Br. 20. 6. 890.) 

6) Die Subalternbeamten ter Auseinanterfegungs- Behörden follen ſich 
it mit unmittelbaren Eingaben um linterflügung, Gehaltsverbeſſerung 
uud dergl. an dad Min. wenden. (E. R. des Min. des I. u. d. P. v. 25. Aug. 
1839 2), Ann. Bd. 23. ©. 596.) 

7) Benflonsanträge für Subaltern= ıc. Beamte des Kollegiumd und 
fs Beamte bei den, dem letzteren untergebenen Behörten find jedesmal im 
*— zu berathen und ter desfallſige genügend zu motivirende Be⸗ 

ft ausführlich in nie dieſerhalb an das Min. zu erflattenten Berichte 
auhisnehnun. (Bergl. $. 12. Nr. 3. der Inſtr. v. 23. Oft. 1817, ©. R. der 
te6 3. m. der 5. v. 23. Nov. 1826, v. K. Aun. Br. 11. ©. 25.) 


Zum 8.3 
(Vergl. B. v. 30. Juni 1834 88. 6.—S.) 
- (BeRimmung ter Beneral-Rommiffionen im Allgemeinen)?®). 


L- J. Der $. 3. der V. v. 20. Juni 1817 normit im Allgemeinen 
im Gefchäftöfreis der General⸗Kommiſſionen (beziehungsweife ter an deren 
‚Ouhe getretenen Regier. Abıheilungen), und zwar dahin, daß ihre Kom⸗ 
: yetenz ſich erſtrecken fol: 
1) auf die Auseinanderfeßung der Gutsherrn mit ihren Bauern wegen ber 
antsherrlich⸗bãuerlichen Berhältniffe, nah Maaßgabe tes Ep. v. 14. Sept. 
k 1611 und defien Del. v. 29. Mai 1816 (jept tes an teren Stelle getres 
> tene Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 *), 
1 2) auf die bei diefer Belegenheit in Antrag gebrachten Bemeinheitsiheilungen 










mb Grängregulirungen, 

3) anf die Regulirung aller anderweitigen Rechtéverhältniſſe, welche bei vor: 
ſchriftomaͤßiger Ausführung jener Auseinanderfeßungen (ad 1. und 2.) in 
in ihrer bisherigen Lage nicht verbleiben können. 


—— —— — —— — — — 


1) Bergl. in Br. I. ©. 463. 

2) Bergl. in Br. I. ©. 463. 

9 Das R. des K. Min. des I. v. 10. Sept. 1815 ſpricht aus, daß die Ben. 
’ en auch verpflichtet feien, auf Erfuchen einer anderen Cherbehörbe öfo: 
seuifhe Gutachten abzugeben, und daß in ſolchen Fällen die Unterſuchung 

Ober: Rommiffarius, oder in befien Ermangelung einem tüchtigen Defonomies 
Resmiffarius zu übertragen, defien Bericht von ter Gen.:Kommilflon genau zu 
vekfen, *8 das Refultat der erſuchenden Behoͤrde mitzutheilen ſei. (Koch'o 
Axargeſ., 4. Aufl. ©. 247.) 

4) Bergl. das R. des Juſt. Min. v. 8. Okt. 1830, wonad es ber Genehmi⸗ 
gang ter Gen.⸗Kom. nicht betarf, wenn Laßnahrungen von dem Gutsbefißer ein: 
gegen und ein Theil der dazu gehörigen Grundſtuͤcke gegen Verzichtleiſtung auf 
duen Theil der den Rahrungen bis tahin zugeflandenen Gerechtſame und Bene: 
ya den Laſſiten als freies Bigenthum abgetreten worden. (v. K. Ann. Bd. 14. 

755., f. m ®b. I. 6. 70— 71.) Bergl. tie Erlaͤut. zu 88. 6. u. 7. des Ed. 
9. ch. 1807, in Bd. II. Abth. 1. S. 43 —47. 


di 
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Diefe allgemeinen Beflimmungen tes ©. 3., welche ihre [peziellere 
Entmwidelung in ven 66. 5— 23. a. a. O. finten, find indeß durch die 
fpätere Gefeßgebung ertendirt worden, 

Es ift naͤmlich 

1) durch das ©. v. 7. Juni 1821 über die Ausführung ver Bemein 
heitstheilungs- und Nblöfungs-Ortnungen (G. S 1821, ©. 83) ten Gm. 
Kommifflonen, unter Mitwirfung ter (tamaligen) Reviſtons⸗Kollegien wege 
der Entfcheivung In zmweiter Inftanz, tie Ausführung der getadkten beide 
Ordnungen, und zwar mit allen Befugniffen, welche ihnen nach ver ®. % 
20. Suni 1817 in Beziehung auf tie Megulirungen ter gutäherrl. Ber 
hältniffe der Bauern, welche nicht Eigenthüner find, zuftehen, Übertragen 
worden. (66. 1. und 5. des Gef. v. 7. Iunt 1821). 

2) Die V. v. 30. Juni 1834 wegen des Gefchäftöbetriebes in de 
Angelegenheiten ter Gemeinheitstheilungen ıc. (®. ©. 1834, &. %) Bei 
demnädhft, im Anfchluß an ten $. 3. ver V. v. 20. Juni 1817 

a) im 6. 1. beftimmt, 

daß die B. v. 20. Juni 1817 und das Ausführungs:Gef. v. 7. Juni 1821, achl 
den diefelben erläuternten, ergänzenden und abündernden Beflimmungen ber B. 1. 
30. Juni 1834, auch bei allen zum Reſſort der Gen.: Kommiffionen vermwieirnes 
Auseinanderfeßungen zur Anwendung fommen follen, welde die Regulirung de 
quteherelich-bäuerlichen Verhältniffe und die Ausführung der drei für die weflliche 

andestheile erlaffenen Geſ. v. 21. April 1825, imgleichen die Gemeinheitstheilunge: 
und Ablöfungs:Angelegenheiten ') zum @egenftande haben. 

Bezüglich ver Ausführung der drei erwähnten Gef. v. 21. April 182 
enthält inteß ter 6. 6. ter V. v. 30. Juni 1834 befondere Bells 
mungen binfichtlich tes Meffortö der Gen. Kommifftonen, reſp. der orden 
lihen Gerichte. 

b) Berner beflimmt der $. 7. der getachten V., 

dag die Gen.⸗Kommiſſionen in ben bei ihnen anhängigen Angelegenheiten ih 
bloß den Hauptgegenftand ber Auseinanderfeßung, fentern auch alle ander: 
weitigen Redhtsverhältniffe, welche bei vorfchriftsmäßiger Ausführung der Ans 
einanderfeßung in ihrer bisherigen Lage nicht verbleiben können, zu regulicen, % 

ierbei vorfommenden Streitigfeiten zu entfcheiden und überhaupt alle obrigkeitliche 
eftfeßungen zu erlaffen haben, deren es bedarf, um die Auseinanderfegung jı 
Stande zu Bringen und die Intereffenten zu einem völlig georbneten 3ı 
ſtande zurüdzuführen ($.7. Alin J. a. a. O.) 

Es find insbeſondere die Grenzſtreitigkeiten, nicht bloß ua 
den Intereſſenten ter Auseinanderſetzung, ſondern auch derſelben mit ba 
Nachbarn, inſoweit dies zur Feſtſtellung des Gegenſtandes der Auseinauder 
ſetzung erforderlich iſt, der Kompetenz der Gen.⸗Kommiſſionen übermwiefen 
(S. 7. Alin. 3. der V. v. 30. Juni 1834.) 

Ihre Kompetenz tıitt ferner nicht bloß dann ein, wenn vie Imtenef 
fenten auf ihre DVermittelung ter Nuseinanterfeßung antragen, fontern di 
find alle in Angelegenheiten ihres Reſſorts gefchloffenen Verträge zu ihre 
Prüfung und Beftätigung einzureichen, vie zur Berichtigung und Verveß 
fländigung derfelben erforderlichen Verhandlungen von ihnen zu veranlaffen 
und tie wegen verfelben entflehenten Streitigkeiten von ihnen zu entſche 
den, wovon nur bezüglich der in den $$. 39. und 44. der V. v. 30. Ian 
1834 gedachten Bälle eine Ausnahme flattfinvet. ($. 7. Alin. 4. a. 4. O. 


— — — — — 


1) In Betreff der Kompetenz der Auseinanderſetzungs⸗Behörden in Rühles 
Ablöfungs: Angelegenheiten vergl. $. 3. des Mühlen Abldf.,Bef. v. 11. Ri 
‚est \ ſ. in Bd. 1. ©. 240) und die Brläut. dazu in Bd. II. Abth. I. ©. St: 

i . 
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Endlich if e8 den Gen.⸗/Kommiſſionen geftattet, tie nach Tem Abfchn. II. 
ter Gem. Th. O. an die Lofals und Kreißbehörden verwiefenen Gegenflänte 
gleich unmittelbar vor ſich zu ziehen. ($. 7. Alin. 5. a. a. O.) 

c) Ter $. 8. der gedachten V. beftinnmt ferner — in Erweiterung der 
Kompetenz der Gen.⸗Kommiſſionen, — daß fie befugt fein follen, 

ibre Bermittelung auh auf ſolche Geſchäfte, ſowohl unter den Hauptpar⸗ 
theien, als unter ihnen und andern bei dem Gegenitande der Auseinanderfeßung 
felb nicht betheiligten Perjonen auszubehnen, deren Regulirung zwar in feinem 
wetgwendigen Zuſammenhange mit tem Hauptgegenitande der bei ihnen an: 
bingigen Auseinanderfegung flieht, welhe aber zur befferen Regulirung 
tes Hauptgefhäfts gereichen. 

Vergl. DaB Nähere über die Norausfegungen ter Anmentung dieſer 
Berfchrift in ven Erläut. zum 6. 8. a. a. O. 

U. Un vie vorflehend mitgetbeilten allgemeinen Vorfchriften über 
vie Kompetenz ter Gen.:Kommifitonen, beziehungsmeife ver landwirth⸗ 
ſchaftl. Negierungs » Abtbeilungen, Fnüpfen fich folgente Bemerkungen zur 
näheren Erlaͤut. ter betreff. Vorfchriften tes $. 3. ter V. v. 20. Juni 
1817 und der fich daran anfchließenten Beflimmungen ter $$ 7. und 8. 
der V. v. 30. Juni 1834, 

1) Zum $. 3. Nr. 2. ver V. v. 20. Juni 1817 und zum lin. 3. 
des $. 7. ter V. v. 30. Juni 1834. 

ie Beflimmung des $. 3. Nr. 2. rer V. v. 20. Juni 1817, wonach 
tie bei Belegenheit ter gutöherslicy» bäuerlichen Regulirungen in Antrag 
erachten Grenzregulirungen zur Kompetenz der Gen.-Kommifflonen 
dren, ifl Durch tie V. v. 30. Suni 1834 ($. 1.) auch auf Gemeinheits⸗ 
ungen ertentist, und im $. 7. Ulin. 4. a. a. O. dahin ermeitert 
werten, daß nicht bloß die Orenzftreitigkeiten zwifchen den Intereffenten 
ver Auseinanterfegung, fontern auch terfelben mit den Nachbarn, infoweit 
dies zur Feſtſtellung Ted Gegenſtandes ter Auseinanterfegung erforverlich 
R, zum Reſſort ver Gen⸗Kom. gehören. !) 

Vergl. au $. 14. u. 6, 89. Nr. 7. und $. 96. Litt. d. der V. v. 
%. Juni 1817 und die Erläut. dazu. 

2) Zum ©. 3. Nr. 3. der B. v. 20. Iuni 1817 und zum Alin. 1. 
tes ©. 7. ter V. v. 30. Juni 1834. 

a) Degen vie Anwendbarkeit tiefer Beilimmungen find Bedenken ent» 
Manten über tie Kompetenz und tie Befugniffe ter Auseinanderfegungd- 
Behörten in Anfebung der von Amtswegen zu regulirenten Waldweide⸗ 
Berhältniffe einzelner, bei Gelegenheit ter Gemeinheitstheilung in einer 
Beirmark feparisten Wirthe einer Gemeinde auf Forſten, wenn der Forſt⸗ 
ägenthümer nicht Theilnehmer an tem Kauptgefchäfte, nämlich der Ge⸗ 
meinheitötbeilung auf ter Feldmark, ifl. 

a) Das Min. des K. Haufes hat (in dem C. R. v. 5. Ian. 1838?) 
. 8. Ann. Bd. 22. S. 50) vie Kompetenz ter Auseinanderfegungs- Behr: 
ven zur Regulirung folder Waltweites-Verhältniffe in Abrede geftellt. 

PB) Dad Staatsmin. if in dem Befchluffe v. 29. Aug. 1837 ®) 
sh Stimmenmehrheit diefer Anficht beigetreten. 

y) Mit Rüdficht Hierauf find tie E. N. des Min. des I. v. 7. April 
1838 %) und v. 10. Aug. 1838 5) (Berni’s Zeitfhr., Bd. 1. S. 197-204) 


1) Bergl. das hierauf geſtützte Gef. des Kompetenz-⸗Gerichté hofes 
ed. März 1853 (Juf. Win. Bl. 1853. ©. 194). 

2) Bergl. in Br. 1. S. 109110. 

3) Bergl. in Br. I. ©. 465 - 466. 

4) Ebendaf. ©. 164. 

5) Ebendaſ. ©. 465. 
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wegen der Befugniffe der Audeinanderfegungs« Behörden zur and 
Regulirung der Waldweide«»Berhältniffe einzelner Wirthe einer zur 
weide berechtigten Gemeine und der Art und Weiſe der Regulirung felder 
Weideverhaͤltniſſe erlaffen. 

I) Dinniges führt aus, daß die erwähnten Min.⸗Erlaſſe nicht im 
Einflange unter fih und mit den Geſetzen ſtehen. Ex bemerkt: 


Der Staatsmin.sBefhluß v. 29. Auguft 1837 Hält in den angegebenen Sal 
die Regulirung von Nebenweiben auf Borflen nur im Wege der Vermittslung gu 
laͤſſig, obwohl der $. 8. der B. v. 30. Juni 1834 die Sulaffung folder Rebew 
punfte von der relativen Stimmenmehrheit der Intereffenten abhängig macht und 
die Entfheidung der Streitigfeiten der Auseinanderfehunge : Behörde austrädi 
überträgt. 

Das GR. v. 7. April 1838 erkennt Letzteres unter Umſtaͤnden an, giebt Ass 
weifung über die Grundfäge, welche der Museinanderfegung aum Grunde zu legen, 
behält aber, gleihwie das G. R. v. 10. Aug. 1838, dem Min. des I. bie Berfi⸗ 
gung darüber vor: ob die Regulirung von Nebenweiden auf Forften mit dem Hauyb 
gefäfte zu verbinden und darin zu entfheiben fei. 

68 fommt hierbei in Betracht: 

a) daß bie gedachten Min. Verfügungen ale geſetzliche Deklaration ober au 
tiſche Interpretation nicht gelten können, mithin in ber Kompetenz ber 
einanderfeßungsbehörben zur Regulirung und Gntiäeibung ber in Rebe fir 
henden und aͤhnlicher Weiberecdhte eben fo wenig, als in bem ee 
Inftanzenzuge, in den Befugniffen der Auseinanderfebungsintezeftenten Vie 
ferhalb etwas ändern. 

P) Ueberdies faſſen die erwähnten Min, Erlaſſe die Regulirung ber WBeiberrdite 
auf Forſten nur aus einem befpränften Gefichtspunkte, in Beziehung auf 
die moͤgliche fortdauernde Ausübung derfelben, auf die Abfindung der Ger 
meinheitetheilunge=Intereffenten, auf. 

Die Kompetenz der Auseinanderfehungebehörben jur Regulirung folder Re 


19., $. 6. des Ausführungsgef. v. 7. Juni 1821, $. 7. da 
B. v. 30. Juni 1834.) Die Grmittelung der Theilungsmafle, die Bertbeilung de 
belafteten ®rundflüde, deren anderweitige Benußung, der Theilungsplan, if 

von abhängig. An der Nothwendigfeit einer Verbindung der Beftftellung ber 
nehmungsredhte und der Abfindung darauf, Hinfihtlih aller Weideverhältniſſe nel 
beſonders Hinfihtlih ber Nebenweiben auf Aedern, Wiefen, Gütungen, Borken 
mit dem Hauptgefhäfte ift bei dem innigen Zufammenhange der wirtbichaftli 
Ginrihtungen gar nicht zu zweifeln. Die Kompetenz der Auseinanderfe 
hoͤrden zur Regulirung folder Nebenweiden, zu deren anderweitigen Bertheilu 
und gr Beſtimmung über deren anderweitige Zenugung, fowie zur Gntfheibun 
von Streitigkeiten hierüber, unterliegt mithin nah der Natur und dem Zwede bei 
Scmeinheitötheilungen und nach den vorangeführten Geſetzen feinem Bedenken. &ı 
ift Fein gefeßlicher Grund vorhanden, Hinfichtlih ter Forſten hiervon eine Aus: 
nahme zu malen. 86 wird daher immer nur auf die Beurtheilung anfommen 
ob eine durch den Zwed ber Auseinanderfegung bedingte Nothwendigfeit der Ber 
bindung der Regulirung der Nebenweiten mit dem Hauptgegenflande des Geſchaͤft 
nad Maaßgabe der Umſtände vorliege, welche Beurtbeilung der are re 
behörbe in erſter Inſtanz zufteht und obliegt. IR eine folde Nothwendigkeit nid 
fondern nur eine Nüglicgkeit der DBerbindung der Regulirung ber Nebenweiden wi 
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den Haupigefdhäfte vorhanden, fo treten die Vorfchriften des F. 8. der B. v. 30. 
Imi 1834 ein. Die Theilungsgrundfüße fin auf die Kompetenzfrage ohne @ins 
laß (65. 56— 107. der Sem. TH. D.). Ihre Grörterung gehört nicht Hierher, 
sbgleih die Anwendbarkeit namentlich der 88. 86. 94. der Sem. Th. D. zu der 

ten Meinungsverfchiebenheit Deranlaffung egeben hat. Bei Regulirung und 

eilung von Rebenweiden wird es vornäm n; auf die Frage anfemmen, ob ein; 
feitige ober wechſelſeitige Dienftbarfeiten, &emeinheiten, aufzuheben find, wer ale 
Sroschant Liefer Aufhebung anzufehen ift ($. 82. Gem. Th. D.), für welche Fälle 
Du Beiehe verfiedene Theilunges und Abfindungsgruntfüße aufgeftellt haben '). 
(Dinaniges Landeskult. Gef. Bd. 3. S. 296 — 297.) 

Bergl. auch das hierauf bezägliche Erf. der Ben.-Kom. zu Berlin 
x 19. Dat 1840 und ten daſſelbe abänternden Rekursbeſcheid des Min. 
des I. (Datum konſtirt nicht) im Gentralbl. für Preuß. Sur. 1841, 

b) Sind die Auseinanderfegungs-Behörden auch befugt, bei Belegen- 
beit eines Ablöfungs- Verfahrens über ven gegen das Fortbeſtehen einer 
Ugabe erhobenen Einwand, daß viefelbe durch die Gewerbe⸗Geſetzgebuug 
zustge lic aufgehoben worden, zu entfcheiden ? 

8 Revifions-KRollegium für L. K. S. hat (in tem Erf. v. 
26. Nov. 1852), mit Nüdficht auf vie Beflimmung des $. 7. (Alin. 1.) 
der B. v. 30. Suni 1834, bejahet. (Zeitfhr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 6. 
& 207 —211 u. Praͤj. Samml. deflelb. S. 419, Nr. 8.) 

e) Anh fireitige Rüdftände folcher Neal» Abgaben, weldde ten 
Gegenfland eines bei einer Außeinanterfegungs- Behörde anhängigen Abläf.- 
Berfabrens bilten, gehören zu denjenigen mit tem Hauptverfahren fonneren 
Gegenflänten, über melde die Auseinanterfegungd-Behörde mit zu 
esticyeiden bat. Die gerichtliche Kognition findet darüber nicht ftatt. 

So erkannt von tem Gerichtshofe zur Entfheidung der Kom⸗ 
yeienz« Konflikte unterm 22. Nov. 1851, auf Grund des $. 7. Altn. 1. 
der B. v. 30. Juni 1834, und ebenfo unterm 11. Juli 1853. (Zeitfehr. 
des Hevif. Kolleg. Br. 5. ©. 6, Min. Bl. d. i. B. 1551, ©. 301, Nr. 324., 
I. Rin. BI. 1852, ©. 5, Nr. 4. u. 1853, ©. 253 ) 

Jeg die nähere Entwickelung ter Gründe in der Note 1. ad b. in 
®. 11. Abth. I. ©. 806, tedgl. v. Roönne's Komment. zum Mühlen- 
Ws. Gef. ©. 39, wo in Bezug auf Rüdflänte von Mühlen- Abgaben 
bereits dieſelbe Anficht entwidelt worden. 2) 


1) Bel jedoch Art. 9. u. 10. des Grgänz. Gef. v. 2. März 1850 zur 


2) Die Min des 3. für Gew. Ang. u. der). haben ſich über die Frage 
i den 8. v. 18. Nov. 1836 (v. K. Ann. Bd. 20. ©. 906, f. in Br. I. ©. 624) 
Yin geäußert, daß Streitigkeiten über Abgabenrüdflände, wenn die Ber: 
idtung jur Entrichtung diefer Abgaben feſtſteht, an fih nicht zum 
Befort ‚ver Auseinanderfeßungsbehörden gehören, daß diefen letzteren jedoch, auf 
Grund des 5. 8. der DB. v. 30. Juni 1834, freiftehe, ihre Vermittelung auch auf 
Oefgäfte dieſer Art auszudehnen, fofern nur ber vierte Theil der Intereflenten 
Ieräber er ra if, und dies zugleich zur befieren Regulirung des Haupt; 
winäftee gereicht. 
ne en hat neuerdings das R. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. 
2.20. Gebr. 1854 die Auseinanderfepungsbehörden angewiefen, ſich nad ber Ent; 
Meidang des Kompetenz: Gerichtöhofee v. 22. Nov. 1851 zu achten und bemgemäß 
re Kompetenz in folden Streitigleiten anzuerfennen, welche während tee Schwe⸗ 
bent einer Ablöfunge-Regulirung über die vor der Provofation aufgelaufenen Müds 
Bats der abqulöfenden Leitungen vorfommen. ( Staatsanzeiger pro 1854 Nr. 58, 
- 430.) 
au das Erf. des Kompetenz⸗Gerichtshofes v. 17. Der. 1803 
(Jul. Fin, BY. 1854, ©. 121). 


% 
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d) Die Brage: ob die Auseinanderſetzungs⸗Behörden bei angetragene 
Abldfung Fompetent find zur Entfcheitung darüber, ob der gegenwärtige 
Beflger eines Grundſtückes noch zur Bablung von Befigveränderungk 
Abgaben verpflichtet fei? ift von ten Jufl. Min. (in tem R. v. 20. Nor. 
1841 !), Min. BI 2.1. V. 1844, ©. 87) bejahet; dagegen von tes 
Min. ver I. u. des I. (in dem R. v. 20. Bebr. 1844 2), a. a. O) 
angenommen worten, daß Tas Meffort der Auseinanterfegungs » Behörden 
nicht eintrete in Bezug auf Rückforderungsklagen eines früheren 
Beſitzers wegen gezahlier Laudemien, fowie in Bezug auf dergleichen Kim 
eined früheren Eigenthümers des berechtigten gegen den zeitigen 
figer des verpflichteten Grundflüdes. — In neuerer Zeit bat indeß ve 
Anficht gewerhfelt und durch R. v. 20. Mai 1847 find vie Außeinanter 
ſetzungs⸗Behörden angewiefen worden, fih der Entſcheidung über felde 
Kondiktionen, auch unter den Abloͤſungs⸗Intereſſenten, zu enthalten ud 
folche ven ordentlichen Gerichten zu überlaffen. 

Dergl. tie Erlaͤut. zum Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, 6. 47. Zul. VE 
(f. in Bd. I. Abth. I. S. 480-481), desgl. die Erläut. zum $. 170. ter ®. 
v. 20. Juni 1817, Zuf. 7. (f. unten). 

In Betreff der Nüdforderungs » Klagen in Bezug auf Mühlen 
Abgaben vergl. Zuf. VI. zum $. 1. des Mühlen-Ablöf. Gef. v. 11. Ri 
1850 (f. in ®b. II. Abth. I. S. 802803). 

3) Auch Die Ablöfungen der fchon früher durch Rejeſſe fefgeftellten 
Neluitionsrenten durch Kapitalzgahlungen gehören zur Kompetenz der Gen⸗ 
Kommifftonen. 

Vergl. das R. des Min. res I. v. 19. April 1828, nebſt Tem dafe 
felbe mittheilenven Publif. ver K. Gen. Kom. zu Breslau v. 4. Juni 1833.°) 
(v. 8. Ann. Bd. 17. S. 354. und v. K. Sahrb. Bd. 42. ©. 138.) 

4) Vergl. die Erläut., welche fich fpeziell auf tie oben im Age 
meinen erwähnten, vie Kompetenz Der Auseinanderfegungsbehörten betr. et» 
weiternden Vorfchriften der 66.7. u. 8. der V. v. 30. Juni 1834 beziehen, 
zu den alleg. 66. ter letzteren (f. unten). 

11, Der $. 3. ter V. v. 20. Juni 1817 beſtimmt in feinem zweiten 
Saptheile, 

tag den Gen.-Kommifflonen (beziehungsweife ven Tandwirtbfchefe 

lichen Regier.⸗Abtheilungen) in den (nad tem erften Sagtheile, bes 

ziehungsweiſe nach den bereit erwähnten ermweiternten Beſtimmunges 

ter V. v. 30. Juni 1834) ihrem Reſſort überwiefenen Angelegen 

beiten die allgemeine Leitung und Belehrung ter mit ten 

Auseinanterfeßungen beauftragten Kommiffarien, außerdem abe: 

a) tie Entfcheidung ber vorfommenden Streitigkeiten und über ı 
baupt alle vorfommenten obrigfeitlichen Beflfegungen, fomelt fe ' 
nicht durch beſondere Vorſchriften den Gpeziaffommilferien *) ' 
überlaffen find; 

b) die Beftätigung der Außeinanderfegungd-Mezeffe; 

c) vie Veranlaffung ter Erefutionen 

gebührt. 


azu: 
1) Die Beauffihtigung und Reitung der Spezialkommiſſarien # 


— — — — — — —— — — = 


1) Vergl. in Bd. 1. S. 468. 

2) Vergl. ebenda). S. 467. 

3) Bergl. in Br. I. S. 464. 

4) In Vetreff der fhiedsrichterlichen Entſcheidungen, vergl. 58. 313 
der V. v. 30. Juni 1834 und die Grläut, dazu. 
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rn.» Kommifflonen ſchon durch die Inftruft. v. 17. Okt. 1811 8. 
d durch den Art. 103. der Dekl. v. 29. Mai 1816 übertragen 


ie ®. v. 30. Juni 1834 ertheilt darüber nähere Anordnungen in 
15. u. 16. — Vergl. die Erläut. dazu (f. unten). 

ergl. F. 5. des Ausführ. Gef. v. 7. Iuni 1821 und ©. 1. der V. 

Juni 1834. 


Zu Litt. a. (Entfcheitungen in erſter Inflanz). 

Die Entfcheidungen in den Oemeinbeitötbeilünge- und Ab- 
j8= Angelegenheiten find den Gen. Kommiffionen fpeziell übertragen 
en 6. 6. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821. 

In Betreff derjenigen Landestheile, bezüglich welcher die Gen.-Kom- 
mn aufgehoben und mit den betr. Negierungen vereinigt worden find, 
e Entfcheitung in eiſter Inſtanz den tafür gebildeten Tanpwirth- 
ihen Spruchfollegien zu, nämlih: a) zu Frankfurt zufolge 
er V. v. 27. Juni 1840 (beſtehend aus allen Mitgliedern ter Iand- 
aftl. Abth. der Tortigen Negierung ohne Ergänzung), b) bei ten 
reuß. Megierungen zufolge $ 3. ter V. v. 22. Nov. 1844 (mit 
ang durch Mitgliever ter Juſtizbehörden), c) bei der Regierung zu 
nz zufolge 6. 115. des ©. v. A. Juli 1840 (mit Ergänzung durch 
che Beamte). 
ergl. die Grläut. in Br. II. Abth. I. ©. 17 ff. sub IV. und die 
mn Geſetze nebft deren minifteriellen Ergänz. in Br. I. S. 24—30. 
Eine Ausnahme bezüglich ter Kompetenz ter en.» Kommiifflo- 
eziehungsweiſe der landwirthſchaftl. Spruchfollegien) zur Abfaffung 
tſcheidungen erfter Inſtanz findet in Betreff ver Mühlen Abld- 
'adhen ftatt, binfichtlich welcher dad Nevifiond- Kollegium für 
;. zum Gerichtöhofe erfter und beziehungsmeife letzter Inſtanz bes 
orden iſt. (Bergl. $. 3. des Mühlen: Ablöf. Gef. v. 11. März 1850, f. 
I. ©. 240, und die Erläut. dazu in Bd. II. Abth. I S. 812—815.) 
Den Auseinanderfegungsbehörten Fompetirt auch die Inftruftion 
itſcheidung von Poffefforien- Strettigfeiten, weldye in ven 
berwieſenen Auseinanterfegungen, indbefond. auch bei Gemeinheits⸗ 
en, vorkommen oder bereitd bei ten ordentlichen Gerichten anhän⸗ 


es bat das R. des Min. tes J. v. 15. Juli 1834 1) (Koch's 
., 4. Aufl. S. 375), im Einverſtändniß mit dem Juſtizmin., anges 
I, da 
ilirung der Befitzſtreitigkeiten, tie Beftimmung über tie berzeitige Ausübung 
tichts, zur Feſtſtellung eines ftreitigen Rechts in feinem vollen Umfange ge: 
dye den Auseinanderſetzungs-Behorden zufteht (Ausführ. Gef. v. 7. Juni 
6.), und weil die Leitung des possessorii und petitorii nicht ohne große 
abe von einander getrennt werben fönne, wie ſchen aus $. 18. A. G. O. 
ervorgehe. 


ie Nichtigkeit dieſer Anficht ergiebt fich übrigend auch aud ten Bes 
ngen des F. 36. ter V. v. 30. Juni 1834 und des g. 5. der 2. 
Nov. 1844 Über tie Kompetenz ter Auseinanterfegungsbehörven zur 
ung eines Interimiftifums in Anſehung der bei Auseinander⸗ 
n vorfommenten Befig-, Nutzungs⸗ und Berwaltungdverhältniffe. 
ergl. tie Erläut. zum $. 36. der V. v. 30. Juni 1834 und zum |. 
ex V. v. 20. Juni 1817. 


Bergl. in Bd. I. ©. 460. 
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3) Zu Litt. b. (Beflätigung der Auseinanderfegungts« 
Nezef le). 
a) Diefe Beſtimmung ift erweitert worden durch die Vorfchrift des 
6. 7. Alin. 4. der V. v. 30. Juni 1834, wonach 
die Kompetenz der Auseinanderfeßungs: Behörden nit bloß dann eintritt, wrau 
die Interefienten auf ihre Vermittelung der Auseinanderfegung antragen, fontem 
alle in Angelegenheiten ihres Reſſorts gefhloffenen Berträge m 
ihrer Prüfung und Befätigung und Vervollfändigung derſelben erſor⸗ 
derlihen Verhandlungen von ihnen zu veranlaffen, und Die wegen berfelben entfes 
benten Streitigkeiten von ihnen zu entſcheiden find. 


Eine Ausnahme findet nur flatt in DBetzeff der in ten $$ 39. «. 
44. ter V. v. 30. Juni 1834 und in dem G. v. 21. April 1852 (0. ©. 
1852. ©. 258) getachten, beziehungswelfe durch die Regierungen oder Vre⸗ 
vinzial-Schulfollegien und durch die ortentlichen Gerichte zu prüfenten und 
zu beflätigenten Rezeſſe. 

b) In Betreff ter Beftätigung ter Rezeſſe über Ablöfungen von Re⸗ 
Luitione-Öenten turch Kapitalzahlungen, vergl. oben Zuf. II. ad 
3. ©. 250. 

4) Zu Litt. e. (Beranlaffung der Erefutionen). 

a) Vergl. vie Exläut. zum $. 205. ter V. v. 20. Juni 1817. 

b) Das R. des Min. des I. u. d. P. v. 24. Febr. 1842 1) (Min. 
Bl. d. i.®. 1842. 6.85) führt auß, 

dag die erefutivifche Cinziehung folder Abgaben und Leiftungen für gef. 
Infitute, zu welden tie Verbindlichkeit in allgemein gefeplicher oder in noters 
(her Orts⸗ ober Bezirks: Berfaffung beruhet (8. O. v. 19. Juni 1836. Mr. 1, 
®. ©. 1836. ©. 198.), — obgleich diefe Abgaben bereits Gegenſtand eines We 
löfungsverfahrens find, — dennch den Regierungen auch während bes A 
Berfahrens verbleibe, und nicht, — vermöge des $. 7. der V. v. 30. Juni 18M, 
welchem als lex specialis feine anebehnende Anwendung zu geben, — ven Abe 
einanderfeßunge s Behörden zuitehn. — Wenn jedoch Bälle eintreten, wo Wie we 
fprüngliden Rechtoverhaͤltniſſe durch das Ablöfungsverfahren aud vor dem Sb 
fhluffe des Rezeſſes fchon wefentlid verändert find (3. B. durch ich, ri 
terliche Feſtſezung eines früheren Ausführungstermins oder Interimiſtikum), fe 
auf Binwendungen des Brequendus, die Reg. deshalb mit der Auseinanderfegungd 
bebörbe Fonferiren und die Erefution zurüdnehmen, wenn die Ausrinanberfepungße 
behörbe biefelbe nicht mehr für yuläffig Hält. 

IV. Ueber vie Reffortverhältniffe ver Auseinanderfegungde 
Behörden in Bezug auf die Zertheilung von Grundſtücken 
Th. 11. sub V. Abfchn. I. Kay. 3. Lit. 2. (fin Bd. II. Abth. 1. S. 122—1 
129—136, 144—150), desgl. die Erläut. zu dem G. v. 3. Ian. 1845, bw 
die Zertheifung von Grundſtücken ıc., 66. 7. u. 8. (f. in Bb. II. Abth. 1. ©. 17 
bie 176), $. 19. (ebendaf. S. 182—1&4) und 6. 20. (ebeubaf. S. 184—156) 

Insbefondere die Kompetenz der Auseinanderfegungs-Behbt- 
den betreffend zur Genehmigung: 

a) des Austauſches einzelner Parzellen von nicht bepfant- 
briefien Grundſtücken, vergl. das ©. v. 13. April 1841, $. 1. (© 
©. 1841, &. 79, f. in 3b. I. ©, 156) und die Erläut. dazu (f. &.E 
Abth. 1. ©. 195 Fi); 

b) de Abverfaufs Fleiner Grundſtücke von nicht bepfant- 
brieften Gütern, vergl. das ©. v. 3. März 1850, ©. 1. (8. ©. 18, 
©. 145, f. in Br. I. ©. 161) und vie Erläut. dazu (f. In Bp. II. at. 1. 
©. 198 .). 

V. Die ten Gen.-Rommiffionen (beziehungswelfe ten in ihre Eicke 


1) Vergl. in Br. 1. S. böl. 
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b) Was dagegen bie Zinjen und Dienfte betrifft, bie als Pertinenzien 3 u einem 
Sehne im Süchfifchen oder Preuß. Gebiete gehören (zu leiften find), jollen 
wechjelfeitig tiefe nit mehr als jelbititändige Lehen in den Rändern des 
Wohnfiges der Berpflichteten angefehen werden (nicht als ber Lehnsherr⸗ 
lichkeit desjenigen Landesheren unterwerfen werden, unter weldye die Grund: 
füde ober Perfonen gehören, von welden jene Zinjen oder Dienfte zu 
leiften fint. 

c) Der eben gedachte Grundfab (b.) fell auch ausgedehnt werden: 

aa) nicht nur auf die in der Haupt-Konvention v. 28. Aug. 1819 Art. IT. 

88. 13—19. fpeziell erwähnten, jendern auf alle und jete Gerechtſame, 
welche als Pertinenzien zu einem dies- oder jenfeitigen Gute gehören 
und in dem andern Gebiete ausgeübt werden, fofern fie nicht in Grund 
und Boden beitehen (a.), oder jene Konvention nichts Abweichendes 
enthält, 3. B. in Anfehung der Gerichtsbarkeit Art. II. $. 11.;. jedoch 
mit der Beichränfung: daß 

a. Prozeſſe über jene Rechte nur bei den Gerichten des Gebietes ber 
Bflichtigen geführt werden und auch nur von tiefen Gerichten 
die Grefution gegen die Pflichtigen gefchehen darf; 

ß. bei der Subhaſtation eines Gutes, wozu Rechte der fraglichen Art 
gehören, die etwa nöthige Taration ſolcher Rechte von den unter «. 
erwähnten Gerichten gefchieht; 

y. es nit von dem freien Willen des Bejibers abhängen fol, Gerecht⸗ 
fame, welche zu einem Gute als Pertinenzien gehören und in einem 
andern Staate, ald in weldhem das Hauptgut belegen it, ausgeübt 
werden, befonders eintragen zu laſſen und dadurch die Wirkjamfeit 
der getroffenen Uebereinfunft (b.) aufzuheben; 

bb) auch bei Allodialgütern foll in Bezug auf die zu ihnen gehörigen 

Rechte alles das Anwendung finden, was in Anfehung der Lehngüter 

nah Obigem feitgeftellt worden iſt; 

cc) endlich follen diefe Grundſaͤtze auf frühere Bälle, ſeweit fie nit ſchon 

erledigt find, rüdwirfende Kraft haben. 

6) Dagegen findet die Beſtimmung (b.) feine Anwendung auf jelbititändige, 
nicht zu einem Gute gehörige Rechte, welche in beiden Gebieten ausgeübt 
werden, 3. B. auf das einer Familie oder Korporation, ohne Rückſicht auf 
ein Gut, zuftehende Recht, Zinfen in mehreren Dörfern, von welchen einige 
Preußiſch geworden, andere Sähfifch verblichen find, zu erheben. 

(Berl. Acta des Min. des J.: Regulirungen. Gen. Wir. 47. Vol, 1., R. 
es Inſtizmin. an das Kammergeriht und die Chberlandesger. zu Branffurt, Glo⸗ 
— und Naumburg v. 4. Nov 1833 und 5. Ian. 1835, C. R. des Min. des 

v. 17. Jan. 1835 an die Gen. Kom. zu Berlin, Soldin, Stendal und Bres— 
au, inv. K. Jahrb. Bd. 42. ©. 288. — v. K. Ann. Bd. 19. ©. 85., Bekannt: 

v. 12. Mai 1834, in der K. Sihfifhen G. S. 1834. ©. 122.) 

3) In Betreff der Fideikommiſſe, ter hypothekariſchen Gläubiger und 
der Wahrnehmung der Rechte anterer entfernteren Interefienten bei ten 
Mm Reffort der Gen.⸗Kommiſſionen gehörigen Auseinanterfegungen, wobei 

hanen von Preußen und Sachfen betheiligt find, kommen die Beflim- 

Münzen der Haupt» Konvention v. 28. Aug. 1819, Art. II. in Betracht. 

‚B. Zwiſchen Preußen und den Großherzogthume Sacfen- 

Seimar⸗Eiſenach. 

ber 1) Durch die Konvention v. 1. Mai 1826 (Anh. ur G. S. ©. 1. ff.) 

Et die Gegenflänte der vorhin erwähnten Haupt» Konvention zwifchen 

En und Sachſen v. 28. Aug. 1819 find in Betreff der von Preußen 

c6i achſen⸗Weimar⸗Eiſenach abgetretenen vormaligen Koͤnigl. Sächfifchen 

etotheile die In der Haupt Konvention feftgefeßten Grundſaͤtze im AN- 

Nen für anwendbar erklärt worden, inöbefondere finden tie Beſtim⸗ 

en des Art. II. derfelben volle Anwendung. 

hen ) In Bezug tarauf iſt zwifchen beiden Staaten eine, im Wefente 

94 Mit der zu A. 2. gedachten übereinflimmente Uebereinkunft v. 6. Dec. 
getroffen worden, (Acta: Regnlirungen. Gen. No. 37, Vol. 1.) 


ing 
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gefhäft anhängig ift, zur Verhandlung ter Neben» Auseinanterfegumg 
fompetent fein, in fofern deren Verbindung zweckdienlich if. (Vergl. des 
R. des Min. tes I. v. 3. März 1822 '), f. in Koch's Agrargef., 4. Aufl., ©. 2%) 
Wenn es zweifelhaft ift, welche ver verfchiedenen zweckmaͤßig zu verbindenten 
Auseinanderfegungen ald Haupt: oder Nebengefchäft anzufeben fei, fo win 
nach der Analogie ter 66. 7. und 138. A. G. O. J. 2. das Min. für land 
wirthfchaftl. Ang. zu beftimmen haben, bei weldyer Behörde tie Ausei 
anderfegung verhandelt werten fol. 

VI. Die vorftehend ad V. gerachten Grundfäge finten, mit Rückſch 
auf die gefelichen WVorfchriften wegen Unterwerfung der Auslänter unter 
die Befege des fori rei sitae, auch Anwendung, wenn Ausläntern ein 
Eigenthum oder dingliche Rechte auf die Sache, welche der Megulirung, 
Verwandlung oder Aufhebung unterliegen, an Grundftüden im Inlande 
zuftehen. (9. 2. R. Ginl. $$. 32. 34, A. G. D. I. 2, 88. 4, 107., 1ll. £ 
und Anh. $. 34, V. v. 7. Juli 1819, G. ©. 1819, &. 212.) 

Es find indeß durch befondere Staatsverträge Modifikationen tiefer 
Regel feftgefekt. 

A. Zwiſchen Preußen und tem Königreihe Sachfen. 

1) Die Haupt-Ronvention v. 28. Aug. 1819 (G. ©. 1819, Anh. €. 1) 
beftimmt im Art. 11. 66. 13. 14. 17. 19. 20.: 

a) dag Weide:, Trifts und andere ähnliche Gerechtigkeiten, Dienite, Sroßntet 
und andere Leiftungen der Unterthanen bes einen Gebietes zu Gütern cher 
Grundſtücken, welche im anderen Gebiete liegen, auf Antrag tes yrlidnigm 
ober berechtigten Theils in Rüdficht beiberfeitiger Unterthanen ablöslid jez 


ollen. 

b) Die Entſchädigung der Berechtigten foll durch gemeinſchaſtliche fachfuntige 
Kommiffarien ausgemittelt werden. 

c) Dienflleiftungen oder Frohnen, welche Unterthanen an Demainen ober Kam 
mergüter des anderen Gebietes zu leiten haben, hören zwar mit dem 1. 
1818 auf; die Vergütigung dafür erhält jedoch diejenige Regierung, nat 
—F Fra der Verpflichtete fi befindet oder feinen wejentliden 

ohnſitz hat. 

d) Im Allgemeinen find alle Realanfprüche dem foro rei sitae unterworjen 
Den Gerichten des Wohnortes ter Betheiligten liegt die Verpflichtung zer 
Infinuation der Verfügungen des fori rei sitae ob. 


Vergl. Art. IM. 6. 5. ebend. und Konvention v. 20. Febr. 1316 
66. 3. 9. 35. (©. ©, 1819, Anh. ©. 39.) 

2) In Beziehung auf diefe Vertragsbeftimmungen und binfichtlich der 
Zehnsverbintungen ift zwifchen beiten Regierungen zu Ente tes Jahre 
1833 eine weitere llebereinkunft zu Stande gefommen. Nach tem zwiſches 
Sachſen und Preußen abgefchloffenen Brietendtraftat v. 18. Mai 1819 
(8. ©. ©. 53. Art. 2. 6.) und ter obgetachten Haupt-Konvention (Art. M. 
66. 1. 12.) find mit Ten Souveränetätärechten tie Landes⸗lehnsherrlichen 
Mechte ?) beiten Theilen verblieben und auf fle übergegangen; tie Privc 
lehns⸗Verbindungen find aufrecht erhalten worten. Demzufolge find 

a) die zu Lehngütern im Königreihe Sachſen als Pertinenzien gehörigen Par 
zellen oder Beigüter, welche im Preuß. Gebiete liegen, ale Preuß. Lehen, 
— und gegenfeitig die zu Preuß. Lehnsgütern gehörigen Parzellen, weile 
in Sachfen liegen, als Sihfifhe Lehen — angeſehen werden, welche Barı 
zellen oder Beigüter auf ben Fall der Apertur von dem betr. Yandeoherm 
eingezogen werden koͤnnen. 


1) Vergl. in Br. I. ©. 469. 

2) Berg. indeß Art. 42. der Berf.- Urkunde v. 31. Jan. 1850 und $. 2 
des Abloͤſ. ©. v. 2. Maͤrz 1850 wegen Aufhebung des lehnéherrlichen Ober 
Bigenthums in Betreff der —*8* Lehne, mit Ausnahme der Thronlehue. 
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b) Ras dagegen bie Zinfen und Dienite betrifft, die als Pertinenzien zu einem 
Lehne im Sächfifchen oder Preuß. Gebiete gehören (zu leiften find), follen 
mwechjelfeitig dieſe nicht mehr als jelbititändige Lehen in den Ländern bes 
Wohnfitzes der Verpflichteten angefehen werden (nicht als ber Lehneherr: 
lichkeit desjenigen Randesherrn unterworfen werden, unter weldhe die Grund: 
nüde ober Perfonen gehören, von welden jene Zinfen oder Dienſte zu 
leiiten find. 

c) Der eben gedachte Grundſatz (b.) foll auch ausgedehnt werten: 

aa) nicht nur auf die in der HauptsKonvention v. 28. Aug. 1819 Art. IT. 

88. 13—19. ſpeziell erwähnten, fondern auf alle und jete Gerechtſame, 
welche ale Pertinenzien zu einem dies- oder jenfeitigen Gute gehören 
und in dem andern Gebiete ausgeübt werben, fofern fie nicht in Grund 
und Boten beitehben (a.), oder jene Konvention nichts Abweichenbes 
enthält, ß B. in Anſehung der Gerichtsbarkeit Art. II. 8. 11.; jedoch 
mit der Beſchrankung: daß 

a. Prozeſſe über jene Rechte nur bei den Gerichten des Gebietes der 
Bflihtigen geführt werben und auch nur von dieſen &erichten 
die Erefution gegen die Pflichtigen gefchehen darf; 

ß. bei der Subhaftation eines Gutes, wozu Rechte der fraglichen Art 
gehören, die etwa nöthige Taration folder Rechte von den unter «. 
erwähnten Gerichten gefchieht; 

y. es nit von dem freien Willen des Befibers abhängen fol, Gerecht⸗ 
fame, welche zu einem Gute als Pertinenzien gehören und in einem 
andern Staate, als in welchem das Hauptgut belegen ill, ausgeübt 
werden, befonders eintragen zu laffen und dadurch die Wirkfamfeit 
der getroffenen Uebereinkunſt (b.) aufzuheben; 

bh) auch bei Allodialgütern foll in Bezug auf die au ihnen gehörigen 

Mechte alles das Anwendung finden, was in Anfehuug der Lehngüter 

nad Obigem feitgeitellt worden iſt: 

cc) endlich follen diefe Gruntfäge auf frühere Bälle, ſeweit fie nicht ſchon 
erledigt find, rudwirfende Kraft haben, 

d) Dagegen findet die Beitimmung (b.) Feine Anwendung auf felbititändige, 
nit zu einem Gute gehörige Rechte, welche in beiden Gebieten andgeübt 
werden, 3. B. auf das einer Familie oder Korporation, chne Rückſicht auf 
ein But, zuftcehende Recht, Zinfen in mehreren Dörfern, von welden einige 
Preußiſch geworden, andere Säͤchſiſch verblieben find, zu erheben. 

(Bergl. Acta des Min. des J.: MRegulirungen. Gen. Nr. 47. Vol. 1., R. 

% Sufizmin. an das Kammergericht und die Cherlandesger. zu Branffurt, Glo⸗ 
er und Naumburg v. 4. Nov 1833 und 5. Jan. 1835, C. R. des Min, des 
.». 17. Ian. 1835 an die Gen. Kom. zu Berlin, Soldin, Stendal und Dres: 
ka, in v. R. Jahrb. Bo. 42. ©. 288. — v. K. Ann. Bd. 19. ©. 85., Bekannt⸗ 
mehung v. 12. Mai 1834, in der K. Saͤchſiſchen G. ©. 1834. ©. 122.) 

3) In Betreff ver Fideikommiſſe, ver hypothekariſchen Gläubiger und 
der Wahrnehmung der Rechte anterer entfernteren Intereffenten bei ten 
am Reflort der Gen.⸗Kommiſſionen gehörigen Auseinanterfegungen, wobei 
Unteribanen von Preußen und Sachfen betheiligt find, Fommen die Beſtim⸗ 
nangen der HauptsKonvention v. 28. Aug. 1819, Art. III. in Betracht. 

B. Zwiſchen Preußen und tem Großherzogthume Sachſen— 
Beimar⸗Eiſenach. 

1) Durch die Konvention v. 1. Mai 1826 (Anh. zur ©. ©. ©. 1. ff.) 
ker die Begenflänte der vorhin erwähnten Haupt« Konvention en 
Reußen und Sadıfen v. 28. Aug. 1819 find in Betreff der von Preußen 
a Sachfen-Welmar-Eifenach abgetretenen vormaligen Koͤnigl. Sächflfchen 
Orhietörheile die in der Haupt⸗Konvention feftgefeßten Grundſaͤtze im All⸗ 
grieinen für anwendbar erklaͤrt worden, insbeſondere finden tie Beſtim⸗ 
mungen des Art. II. derſelben volle Anwendung. 

2) In Bezug darauf iſt zwifchen beiden Staaten eine, im Weſent⸗ 
len mit der zu A. 2. gedachten übereinflimmente Uebereinfunft v. 6. Der. 
1834 getroffen worden, (Acta: Regulirungen. Gen. No. 37, Vol. 1.) 
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E. Bwifhen Preußen und dem Herzogthume Braun- 
ſchweig. 

Ueber die Abloſung von Frohnden und Dienſtbarkeitsrechten iſt zwi⸗ 
ſchen der Preuß. und Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung unterm 
31. Mat 1841 ein ähnliches Uebereinkommen wie das zu C. 1. gedachte, 
efchloffen und durch dad M. Ted Dein. d. I. u. d. P. v. 18. Juni 1841 
veröffentlicht worden. (Min. Bi. d. i. V. 1841, ©. 185.) 


F. Zwiſchen Preußen und ter Fürſtlich Neuß-Plauenfär 
Regierung jüngerer Linie ift unterm 11. März 1845 ein gleiches Abfem- 
wen, wie zu C. 1. wegen Ablöfung gegenfeitiger Frohnden, gefchloffen un : 
durch das N. des Min. des J. v. 11. April 1845 bekannt gemacht worte. 
(Min. BL. d. i. ®. 1845, ©. 133.) 


Vergl. auch vie Webereinfunft v. 5. Juli 1834 wegen gegemfellige 
Beförderung der Nechtöpflege (©. ©. 1834. S. 124.) 


G. Zwiſchen Preußen und Rußland if in dem Mertrage is 
Betreff des Herzogthums Warfchau v. 3. Mai 1815 (G. &. 1845, ©. 128) 
beftimmt: 

Art. 18. „Die Eigenthiümer, deren Beſitzungen die Grenze durchſchneidet, wer 
den hinſichtlich tiefer Befißungen nad den liberalſten Grunbfigen be 
handelt.” ꝛc. 

Art. 20. „Das Geriht des Wohnorts entfcheidet, zwiſchen Privalperimm, 
auch über die folder Ländereien wegen entftchenden Streitigkeiten. 
das Gericht des Bezirks, worin das flreitige Bigenthum liegt, laͤßt das dr 
fenntniß vollitreden. 

Diefe Verfügung foll zehn Jahre lang beftchen, nach deren Ablauf ir 
beiden hoben Höfe erforderlichen Falls wegen einer anderen Vorſchriſt x 
einigen ſich vorbehalten.“ 


In Bezug auf tie Auseinanderfegungen Ted Reſſorts der Ben.km 
mifftonen und auf die wegen ter Kompetenz ter Behörten entſtanderen 
Bedenken ift mit Nückficht auf vie Beftimmungen des Gränzvertraged zit 


11. Nov. 
ſchen Preußen und Rußland v. 7,5, 1817, (8. ©. 1818, 6.9, At 


bis 10.), eine anderweitige Unterhandlung ertrabirt, teren Mefultat bis ie 
aber nicht befannt geworden. 


Die Gen.⸗Kom. zu Pofen hat wegen ter Anmendung des Et. ®. 
8. April 1823 auf die berifchaftlichen und BauersBüter, tie theilweiſe im 
Auslande liegen, folgende Grundfäge angenonmen: 

a) in dem Falle, wenn Gutsherren und Bauern im hiefigen Lande when 
und nur einzelne Grundſtücke jenfeits kefißen, bie agrarifdhen Geſeze f 
die ganze Befitzung auszudehnen; 

b) in dem alle, wenn Gutéherrn und Bauern jenfeit® wohnen und m 
aa Parzellen im Inlande befißen, find Lie Preußiſchen Befege antır 

ließen; 

c) wenn der Gutéherr auf der Hauptbeſitzung jenfeite, der auf Auseinane 
ſetzung Anſpruch machende Laßbauer aber dieſſeits wohnt, ift die Reyulrus 
für zuläſſig zu erachten; 

d) wenn der Gutsbeſitzer auf ber Hauptbefigung tieffeits, der auf Regulicutz 
Anſpruch machende Bauer jenfeits wohnt, if die Auseinanderjegung MM 
unftatthaft zu halten. 

Durch Tas R. des Min. des J. v. 23. Sept. 1837 iſt der Gen. Kom 
zu Pofen überlaffen worten, nach dieſen Oruntfägen weiter zu verfahr. 
(Acta: Regulirungen. Gen. No. 47.) 


Berge. Donniges Landes Kutt, Gel. Bd. I. ©. 280 — 284. 


| 
| 
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Zum $. 4. 
[Bergl. 3. v. 30. Juni 1834 68. 10. u. 11.] 


(Pflichten der Auseinanderfegungs»- Behörden im All 
gemeinen). 


Der 8.4. der V. v. 20. Iuni 1817 fpricht den allgemeinen Grund⸗ 


aus, 

daß Die Verpflichtung der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden ſich keines⸗ 

weged auf die geſegmäßige und unpartheiiſche Regulirung 

und Ausführung des Geſchäftes unter den dabei zuzu— 
ziehenden (unmittelbaren) Intereſſenten beſchränken ſoll, ſondern 
daß ihnen außerdem auch obliegt, von Amtswegen: 

A. das Interefie der entfernten Theilnehmer, die nad ven 
Geſetzen nicht zugezogen werben (insbeſondere der eingetragenen 
Släubiger, der Lehn- und Fideikommiß⸗Folger und Anwarter), 

B. das Intereffe des Staates hinfihrlid: 

1) der landespolizeilichen Gegenflänte ter Auseinander⸗ 


Tebungen, 

2) F beraufſicht über das Vermögen der Korpora— 
tionen, 

3) der Vertheilung der öffentlichen und Realabgaben 
an den Staat, an Kirchen und Pfarren, 

wahrzunehmen. ?) 

Die im $. 4. autgefprochenen allgemeinen Grundfäge finden ihre 
nähere Ausführung in fpäteren 66. ter Verordn., und zwar: 

A. der Grundfag bezüglic, der Verpflichtung ver Auseinanderfegungs- 
Behoͤrden zur Wahrnehmung des Intereffed Der entfernten Thell- 
mehmer ($. 4. ad 1.) in dem $. 16. a. a. DO. und in den in diefem in 
Ä Bezug genommenen 66. 45—53., fomie im $. 90. a. a. O., 

. der Srundfag bezüglich ter Verpflichtung ver Auseinanderfegungs- 
Wehörden zur Wahrnehmung des Intereffeg des Staates ($. 4. ad 2.), 


ar: 

1) hinſichtlich der Tantespolizeilichen Gegenflände der Ausein⸗ 

anderfegung, in dem $. 15. a. a. ©. und in tem in diefem In Bezug 
ommenen $. 43. (ad 1., 2. und 3.) a. a. O, 

2) binfihtlih der Oberaufficht Über das Vermögen der Kor⸗ 
Borationen‘ (Bahrnehnung der Rechte moralifcher Perfonen) in den 
Ss. 17. und 18. a. a. D. und im $. 44. a. a. O., 

3) Hinfichilich der Vertheilung der öffentlihen und Real— 

bgaben an ren Staat, an Kirchen, Pfarren ac. in dem $. 15. 
®. a. D. und in dem in diefem in Bezug genommenen $. 43. (ad 4.) 
a. a. O. 

Was nun: 


1) Es iſt hier wiederholt darauf hinzuweiſen, daß die Vorſchriſten der V. v. 
2W. Juni 1817 und des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 nad $. I. der V. v. 
3%. Zuni 1834 jept bei allen zum Reſſort der Auseinanderfegungs: Behörden arı 
Yörigen Geſchaften zur Anwendung fommen. 
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E. Bmifhen Preußen und dem Herzogthume Braun— 
ſchweig. 

Ueber die Ablöfung von Frohnden und Dienſtbarkeitérechten iſt zwi⸗ 
fchen ter Preuß. und Herzoglich Braunfchmeigifhen Regierung unterm 
31. Mai 1841 ein ähnliches Uebereinkommen wie das zu C. 1. gedacht, 
efchloffen und Durch das M. des Dein. vd. I. u. d. P. v. 18. Juni 1841 
veröffentlicht worten. (Min. BL. d. i. V. 1541, ©. 185.) 


F. Smifchen Preußen und ter Fürſtlich Neuß-Plauenfden 
Negterung jüngerer Linie ift unterm 11. März 1845 ein gleiches Abfen- 
wen, wie zu C. 1. wegen Ablöfung gegenfeitiger Brohnten, gefchloffen und 
durch das MR. des Min. des J. v. 11. April 1845 befannt gemacht worten. 
(Min. Bl. d. i. 2. 1815, ©. 133.) 


Vergl. auch vie Liebereinfunft v. 5. Iuli 1834 wegen gegenfelliger 
Beförderung der Nechtöpflege (G. ©. 1834. S. 124.) 


G. Zwifhen Preußen und Rußland if in dem DVertrage m 
Beireff des Herzogthums Warfchau v. 3. Mai 1815 (G. ©. 1845, ©. 128) 
beftimmt: 

Art. 18. „Die Eigenthümer, deren Beflßungen die Grenze durchſchneidet, wer⸗ 
den binfihilih dieſer Beligungen nah den Tiberalfien Grundſäten be⸗ 
handelt.” xc. 

Art. 20. „Das Geriht tes Wohnorts entfcheidet, zwiſchen Privatperionen, 
auch über tie folder Ländereien wegen entflehenden Etreitigfeiten. Art 
das Gericht des Bezirks, worin das ftreitige Gigenthum liegt, läßt das Gr: 
fenntniß vollſtrecken. 

Diefe Berfügung foll zehn Jahre lang beitehen, nad deren Ablauf ie 
beiden hohen Höfe erforderlichen Balls wegen einer anderen Borfjärift F 
einigen ſich vorbehalten.” 


In Bezug auf tie Auseinanterfegungen des Neffortd der Ben.Kem 
mifflonen und auf tie wegen ter Stompetenz der Behörden entflantenm 
Bedenken ift mit Rückſicht auf die Beftimmungen des Graͤnzvertrages zwie 


fhen Preußen und Rußland v. ne 1817, (8. &. 1818, 6.9, ti 


bis 10.), eine anderweitige Unterhandlung ertrabirt, teren Mefultat bis jehb 
aber nicht befannt geworten. 


Die Gen.sKom. zu Poſen bat wegen ter Anwendung des Et. ». 
8. April 1823 auf tie berrfchaftlichen und Bauer⸗Güter, die theilmelfe im 
Auslande liegen, folgende Grundfäge angenommen: 

a) in dem Falle, wenn Gutsherren und Bauern im hiefigen Lande wohnt, 
und nur einzelne Grundſtücke jenfeits befigen, die agrarifchen Gefege fl 
die ganze Befitzung auszudehnen; 

b) in dem Bulle, wenn Gutsheren und Bauern jenſeits wohnen und use 
lo Parzellen im Inlande beflgen, find die Preußiſchen Befege autze⸗ 

ießen; 

c) wenn der Gutsherr auf der Hauptbeſitzung jenſeits, der auf Auseinanter: 
ſetzung Anſpruch machende Laßbauer aber tiefeits wohnt, ift die MRegulirung 
für zuläffia zu erachten; 

d) wenn der Gutsbejlger auf der Hauptbeſitzung biefleits, der auf Regalirang 
Anſpruch machende Bauer jenfeits wohnt, if die Auseinanderfegung für 
unftatthaft zu halten. 

Durch) Tas N. des Min. des 9. v. 23. Sept. 1837 iſt der Ben.-Kom. 
zu Poſen überlaffen worten, nach dieſen Orundfägen weiter zu verfahren 
(Acta: Regulirungen. Gen. No. 47.) 


Vergl. Dönniges Landes» Kult. Gef. Br. 3. ©. 280 — 284. 
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Zum $. 4 
[Bergl. 2. v. 30. Juni 1834 88. 10. u. 11.] 


(Pflichten der Auseinanderfegungd- Behörden im All- 
gemeinen). 


Der 8.4. der V. v. 20. Juni 1817 fpricht den allgemeinen Grund⸗ 


fah aus, 

daß die Verpflichtung der Auseinanverfegungd-Behörten fich keines⸗ 

weged auf die gefegmäßige und unpartheiifche Regulirung 

und Ausführung des Befchäftes unter den dabei zuzu- 
ziehenden (unmittelbaren) Intereffenten befchränfen fol, fondern 
daß ihnen außerdem auch obliegt, von Amtöwegen: 

A. das Intereſſe der entfernten Sheilnehmer, die nach den 
Sefepen nicht zugezogen werden (insbeſondere der eingetragenen 
Bläubiger, der Lehn⸗ und Bideifommiß = Bolger und Anwarter), 

B. das Intereffe des Staates binfichtlich: 

1) der landespolizeilichen Gegenflände der Auseinander⸗ 
Tesungen, 

2) ver beraufficht über Dad Vermögen der Korpora- 
tionen, 

3) der VertHeilung ver öffentlichen und Realabgaben 
an den Staat, an Kirchen und Pfarren, 

wahrzunehmen. ?) 

Die im |. 4. aufgefprochenen allgemeinen Grundfäße finden ihre 
nähere Ausführung in fpäteren 66. der Verordn., und zwar: 

A. der Grundſat bezüglich der Verpflichtung ver Auseinanderfegungs- 
Behörden zur Wahrnehmung tes Intereifed der entfernten Theil- 
schmer ($. 4. ad 1.) in dem $. 16. a. a. D. und in den in diefem in 
Baus genommenen FF. 45—53., fowie im $. 90. a. a. O., 

. der Grundſat bezüglich der Verpflichtung der Auseinanderſetzungs⸗ 

Schäden zur Wahrnehmung des Intereffes des Staates ($. 4. ad 2.), 
md 


1) Hinflttig der Iandespolizeilichen Gegenflände der Ausein⸗ 
; terfegung, in dem 6. 15. a. a. O. und in tem in diefem in Bezug 
gaommenen 6. 43. (ad 1., 2. und 3.) a. a. O, 

2) binfichtlih der Oberaufficht über Dad Vermögen der Kor» 
yerationen” (Wahrnehmung der Rechte moralifcher Perfonen) in den 
#17. und 18. a. a. D. und im $. 44. a. a. O., 

3) Hinfichtlih der Vertheilung der öffentlihen und Real— 
Ipgaben an ten Staat, an Kirchen, Pfarren ıc. in tem ©. 15. 
ve 8 und in dem in dieſem in Bezug genommenen $. 43. (ad 4.) 
Lux, 

Was nun: 

A. die Wahrnehmung des Intereffed der entfernten Thetlnehmer 
ebelangt, fo find vie darauf bezüglichen Vorfchriften der V. v. 20. Juni 
1917 geist durch die Beflimmungen der $$. 8. und 11—15. des Auß- 
ſihr. Gef. v. 7. Juni 1821, ver 66. 10 — 12. u. 147 — 164. der Gem. 


1) Es iR Hier wiederholt darauf Hinzuweifen, daß die Vorfchriften der V. v. 
M. Juni 1817 und des Ausführ. Gef. v. 7. Zuni 1821 nah $. 1. der V. v. 
W. Juni 1634 jept bei allen zum Reflort der Auseinanderfegungs:Behörben ger 
herigen Geſchaften zur Anwendung fommen. 
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Tb. D. und ter 66. 38—41. ver Ablöf. DO. v. 7. Juni 1821, ferner turd 
einzelne Beflimmungen ver fpäteren für einzelne Landestheile erlafı 
fenen Ablöfungs» und Negulirungds Gefege, demnächſt aber durch die Be 
flimmungen ter $$. 10., 23 — 27., und 58 — 61. der V. v. 30. Jun 
1834, ganz befonters aber durch tad G. v. 29. Juni 1835 wegen Sicher 
ftelung ter Rechte tritter Perfonen, endlich durch vie 66. 110—112. de 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 (vergl. Art. 15. des Ergänz. Gef. v. 2. Män 
1850 zur Gem. Th. DO.) mehrfach abgeändert, ergänzt und erweitert worden. 

Diefe Vorfchriften, welche in genauer Verbintung mit einanter flehen 
und fich gegenfeitig in Bezug nehmen, Fönnen nur im Zufammenhang 
zur klaren Anfchauung gelangen, weshalb in Betreff viefer Materie arf 
die Darftelung verfelben unten im Unterabſchn. V. dieſes Abfchnittd ver- 
wiefen wird. 

B. Die Grundfäge bezüglihd ver Wahrnehmung ter Medhte tes 
Staates (vergl. $. 4. ad 2, ter V. v. 20. Iuni 1817) betreffent, vergl 
die Erläut. zu ven 66. 15., 17 — 18. und 43., 44. und 50. dr Br. 
20. Juni 1817. 


3u 88. 3—18. 
\Bergl. B. v. 30. Juni 1834 88. 7., 8. u. 11.) 


(Nähere Beftimmung des Nefforis der Auseinanderfegungis- 
Behörden.) !) 


Zu 88. 5—8. 


Der 6.7. der V. v. 30. Iunt 1834 ertendirt die Vorfchriften der $$. 
5—8, ter V. v. 20. Iuni 1817 ausdrücklich auf alle Angelegenheiten, 
welche bei den Auseinanterfegungsbehörten anbängig find. 


Zum 8. 5. 


Prozeffe der Butöherrfchaften gegen die bäuerlichen Beflger auf Räur 
mung der Höfe und Ermiffion wegen der für mehrere Termine did 
ftändigen Pacht oder Dienfte, wegen ſchlechter Wirthſchaftsführung, wegen 
erfolgter oder angebfich zuläffiger Küntigung gehören, fobald auf gutäherr- 
lich⸗baͤuerliche Regulisung angetragen worten iſt oder wird, zur Bortfegum 
und Entfcheitung vor die Auseinanterfegungäbehörte. 

Dies hat das Juftizmin. in den R. v. 2. März 1818 2) (v. 8. Jahr. 
Bd. 11. ©. 9.) und v. 18. Febr. 1852 3) (I. M. Bl. 1852. ©. 66.) nm 
fannt. *) . 


Zum $. 7. 


Vergl. die Crläut. zum F. 43. Mr. 4. der V. v. 20. Juli 18917 
(f. unten). 


1) 86 ift bier wiederholt darauf hinzuweifen, daß diefe, früher lediglich «al 
die Regulirungen der gutsherrl.:bäterlichen Verhältniffe, nnd die damit in Werbe 
dung flehenden Bemeinheitstheilungen fich beziehenden Borfchriften, jegt auf allı 
Angelegenheiten des Reſſorts ber ueeinandesfeßunge- Behörden Anwendung finde. 
(Bergl. $$. 5. u. 6. des Ausführ. Ge. v. 7. Juni 1821 u. $$. 1. u. 7. da. 
v. 30. Juni 1834.) 

2) Vergl. in Bd. I. ©. 470. 

3) Ebendaſ. &. 470-471. 

4) Desgl. in dem Schreiben v. 20. Eept, 1817 an das Win, des I. (f is 
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Zum $. 8. 


Bergl. unten UntersAbfchn. V. (von ven Wirfungen ter Auseinanter- 
fgungen binfichtlich der Rechte tritter Perfonen) im Kap. I. Tit. 5. 


Zum 8.9. 
(Bergl. B. v. 30. Juni 1834 $. 9.] 


(Reffortverbältniffe in Betreff Ver bereits anhängigen Strei- 
tigfeiten.) 


Der 6. 9. ter V. v. 20. Iuni 1817 bantelte von ter Ueberweiſung - 
ter bei ven ortentlichen Gerichten anbängigen Etreitigfeiten an tie Auß- 
änanterfegungöbehörten in ten zu ihrem Reſſort gelegten Auseinander—⸗ 
fhungen, erhielt bereitd vechtöfräftig ergangene Entfcheinungen auf» 
scht und beflimmte in noch ſchwebenden Ötreitigfeiten Ten anterwelti: 
gen Inftanzenzug, und zwar in noch ſchwebenden Streitigfeiten über Theil« 
rehmungsrechte ohne Befeitigung, in noch fchwebenten Streitigfeiten 
über vie Art und Weife der Mbfindung für Theilnehmungsrechte mit 
deſeitigung der ſchon abgefaßten Erkenntniife. 

Der F. 23, ter V. v. 20. Juni 1817 handelte dagegen von Reſ— 
fortfireitigfeiten und von tem darauf bezüglichen Verfahren. 

Nachdem durch vie KR. DO. v. 30. Juni 1828 1) (8. ©. 1828. ©. 86.) 
Lorfsriften über das Verfahren bei Kompetenzfonfliften zwifchen ten Ge- 
sten und Verwaltungébehörden ertbeilt worden waren, beftirımte tie V. 
d. 30. Juni 1834 im $. 9. (zu 66. 9. u. 23. ter DB. v. 20. Juni 1817), 
daß tie Vorfchriften ver K. DO. v. 30. Juni 1828 auch auf Reffort- 
iweifel im Betreff ter vor die ordentlichen Gerichte oter tie Auseinander⸗ 
Kuung&behörten gehörigen Angelegenheiten Anwentung finten folten. Zu» 
geich ertbeilte ter 6. 9. der V. v. 30. Juni 1834 vollftändigere Be- 
Kmmungen über tie Rechtsbeſtändigkeit oter Befeitigung ver 
bereits ergangenen Entſcheidungen, fowie über das weitere Ver» 
ſihren vor Ten Auseinanterfegungäbehärten. 

Vergl. Tas Nähere in Ten Erläut. zum $. 23. ter B. v. 20. Juni 
1917 und zum F. 9. ver V. v. 30. Iuni 1834 (f. unten). 


[Bergl. B. v. 30. Juni 1834 88. 7. u. 8. 


1) Die Vorfchriften der 66. 10—14. rer V. v. 20. Juni 1817 Gaben, 
wie ter F. 7. ver V. v. 30. Juni 1834 ausdrücklich bemeift, Durch Die 
Erweiterung tes Reſſorts ter Auseinanterfegungsbebörten — (mie foldhe 
der tie 66. 5. u. 6. des Ausführ. Gef. v. 7. Iuni 1821 und durch vie 
5. 1. u. 7. ter V. v. 30. Juni 1834 angeortnet worten ifl) — ihre 
Erledigung gefunten.?) 

2) Inebefontere tie Beftimmung tes $. 14. der V. v. 20. Juni 1817 





Koch'e Agrargef., 3. Aufl. S. 249. und in Donniges Lantes:Kult. Gel. Bd. 
3. 6, 31.) 


1) An deren Stelle if demnächſt das ©. v. 8. April 1847 (G. ©. 1847 
E. 170.) getreten. — Vergl. die Erläut. zum 8. 23. der V. v. 20. Inni 1817 
und im 6. 9. der B. v. 30. Juni 1834. 

) Die Aufhebung des $. 11. tır V. v. 20. Juni 1817 it auch im & 6. 
vs Aref. Bel. v. 7. Lumi 1821 ausdrüudlih ausgeſprochen worden. 
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bezüglich der Grenzregulirungen betreffend, vergl. $. 7. Alin. 3. der V. v. 
30. Juni 1834. 

Vergl. vie Erläut. zum 6. 3. Nr. 2. der B. v. 20. Iuni 1817 und 
zum Alin. 3. der V. v. 30. Juni 1834 (f. oben S. 247). 


Zum $. 15. 


1) Bergl. vie Erläut. zum $. 4. und zum $. 43. der V. v. 20. 
Suni 1817. 

2) Bergl. tie 66. 11. u. 12. der V. v. 22. Nov. 1844 bezüglich ver 
bee ffenden Befugniffe und Verpflichtungen tes Reviftons- Kolleg. fir 
L. K. S. 


Zum 8. 16. 


Vergl. die Erläut. zum $. 4. der V. v. 20. Juni 1817 und im lie 
ter Abfchn. V. diefes Abſchnitts (ſ. unten). 


3u 88. 17. u. 18. 


Vergl. die Grläut. zum $. 4. u. zum $.44. der ®. v. 20. Juni 181. . 


3u 88. 20 — 22. 
[Bergl. V. v. 30. Suni 1834 66. 12. u. 13.] 
(Dauer Des außerordentlihden Gerichtéſtandes.) 


J. Die Geſetze über ten Gefchäftsbetrieb vor den Auseinanterfegungk 
Behörten fegen zwar an verfchiedenen Orten verfchiedene Termine für tk 
Dauer ter Wirkfamfeit (Kompetenz) der Auseinanderfegungs- Behörten 
feft, allein da8 Grundprinzip, welches diefelben entwideln, gebt dahin, 
daß die von den Auseinanderfegungd- Behörden eingeleiteten Auseinander⸗ 
fegungen unter ihrer Zeitung bis zur vollfländigen Berichtigung ver 
bleiben follen, vergeftalt, Daß die Intereffenten durch fie rüdfjichtli ale 
durch die Auseinanderfeßung veränderten oder fonft damit in Derbintung 


ftehenden Berbältniffe zu einem völlig geordneten Zußande mid a 


geführt werden müffen. (Bergl. $. 3. Nr. 3. u. 8. 20. der ®. v. 
1817 und $. 7. Alin. 1. u $. 57. der V. v. 30. Juni 1834.) 
Deshalb endiget die Wirkfamkeit (Kompetenz) der Auseinanderf 

Behörden nicht mit der Beſtaͤtigung des Rezeſſes oder mit dem 

des Realiſations⸗ (Nusführungs:) Termind der Hauptfache, ſondern erh 
mit der Nufnabme und Ausfertigung des AusführungsprotofoNs über ale 
ur Sache gehörige, gefeklich oder in tem Mezefle, in den Nachträgen um 
n den Ausführungsprotofollen felbft zur Regulirung vorbehaltene Gegen⸗ 


r ” 


} 
f 


u 
L) 
i, 
t 
4“ 


— mbe- sc. 


fände und Nebenpunfte, dergeſtalt, daß tie Haupiſache bereitd beentigt ſeie i 


fann, und wegen ter damit abgemachten Punfte feine weitere Kognitien 


Seitend der Auseinanterfegungs-Behörten flatifintet, daß aber die zur nad | 


träglichen Regulirung gehörigen Punkte in tem Betriebe derſelben verble- 
ben und, ebenfo wie die Hauptſache, von ihnen zu Ente geführt werden 
müffen. (Vergl. 88. 20., 22. u. 201. der V. v. 20. Juni 1817 und gg. IE 
13. und 56. der B. v. 30. Juni 1834.) 

Vergl. die nähere Ausführung in tiefer Degiehung in dem C. 8. wi 
Bin. des I. v. 1. Aug. 1837. 1) (v. 8. Ann. Bd. 21.8.655f) - 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 473. fi. 
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N. Mit Berüdfichtigung dieſer allgemeinen Grundſätze iſt im 
Finzelnen zu den FF. 20—22. ter V. o. 20. Juni 1817 und deren 
Redififation und Erläut. durch die $6. 12. und 13. ter B. v. 30. Juni 
834 noch Folgendes zu bemerken: 

1) Zum $. 20. der 2. v. 20. Juni 1817 und zum 6, 12. der 
, 2. 30. Juni 1834. 

a) Der $. 20. ter V. v. 20. Juni 1817 beftimmt, daß 
u Refiert ter orbentlihen Gerichte und Berwaltungs: Behörden wieder eintreten 
He, ſobald die Auseinanterjegungs : Rezeile und die Nachträge wegen der im 
aupssAuseinanderjekungsplane zu bejonderer Regulirung vor: 
ehaltenen Gegenſtände von ber Audeinanderjegungs:Behörbe beftätiget und 
dem Theile Die ibm hiernach zukommenden Abiindungen überwiejen find. 


Diefe Beftimmung erklärt indeß ver F. 12. der V. v. 30. Juni 1834 
abin, 
ij bie Kompetenz ber Auseinanderfeßunge:Behörden nach beitätigtem Mezefle fich 
it allein auf tie in den SS. 196 — 200. der DB. v. 20. Juni 1817 genannten, 
r Ausführung gerechneten und zur nachträglichen Berichtigung verwielenen Ge— 
wänte, ſondern auch auf alle in den ANugeinanderfeßungssRezeffen, 
den Nachträgen dazu, oder in den über die Ausführung der Aus: 
santerjeßung aufgenommenen Protofollen zur befonberen Berich— 
zung vorbehaltenen Gegenitinde erfirede. Jedoch finde eine nachträgliche 
gulirung anderer, — als Liefer zur Berichtigung vorbehaltenen, — Ge: 
mände Durch die Auseinanderjegungs = Behörde nah Betätigung des Re: 
iſes nicht weiter flatt. 


b) Tie Frage: ob in ten Wällen, wo ein beftitigter Rezeß mit ver 
ullitätsklage (aus Tit. 16. Th. I. ter A. ©. DO.) angegriffen wird, 

Auseinanderfegungd=sBehörten oder die ordentlichen Ge— 
hte zur Verhandlung und Entſcheidung hierüber Fompetent ſeien? {ft 
ntroverß. 

a) Die Min. tes I. u. ter I. haben jih in tem R. v. 26. Oft. 
38 2) (Koch's Agrargef., 4. Aufl., S. 325), auf Grund des $. 3. A. ©. 
1. 16., für tie Kompetenz der Audeinanterfegungs-Behörten 
ſchieden. 

Dagegen führt das N. des Min. tes J. v. 21. Nov. 1842 2) 
aD. ©. 253) aus, daß der $. 20. ter V. v. 20. Juni 1817 gegen 
fe Anſicht fpreche, und behält tem Min. nur das echt vor, aus⸗ 
hmseweiſe aus Zweckmäßigkeitsgründen tergl. Klagen vor tie 
Welnanterfegungs«- Behörten zu verweifen. 

B) Der Gerichtshof zur Entfeheitung ter Kompetenz-Kons 
ifte hat (in tem Erk. v. 22. Nov. 1851) ausgeführt, Daß in den ger 
ten Faͤllen nur tie ortentlichen Gerichtsbehörden fFompetent 


en. 

Zunächft wird bemerkt, daß ter 8. 62. ter V. v. 30. Juni 1834 die 
tage nicht entfcheite, intem terfelbe nur beflimme, taß ter Snporbefen- 
lichter nicht befugt fein folle, die Rechtsbeſtaͤndigkeit ver Rezeſſe zu prüfen. 
jedann wird ausgeführt: 

Der $. 205. der V. v. 20. Juni 1817 und der 6. 12. ter V. v. 30. Juni 
838 kefchränfen die Kompetenz der Auseinanderſetzungs-Behörden nah erfolg: 
er Beftätigung des Nezefies auf beffen Ausführung und auf gewifle, ſpe⸗ 
je beſtimmie Bälle, und der $. 20. der V. v. 20. Juni 1817 beſtimmt, bag mit 

nahme jener Fälle, zu tenen tie Frage, eb der Rezeß ſelbſt in rechtsgültiger 


— —— — — — — 


H Bergl. in Bd. I. S. 71172. 
d) Eomdaf. ©. 17273. 
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Weiſe zu Stande gekommen fei, nicht gehört, „das Reffort ber ordentlichen Ge⸗ 
riäte und Verwaltungs: Behörden wieder eintrete, fobald die Auseinanterfegungs: 
Mezeffe und vie Nachträge beflätigt und jedem Theile die ihm hiernach zufomme: 
den Abfindungen überwielen feien.” Insbefondere verweiſt der 8. 205. a. a. D. 
die Anträge auf Vollſtreckung des Rezefles, wenn darauf nicht Binnen Jahresfrik 
nach eingetretenem Realifationd: Termine angetragen worden, an tie ordentl. Ge 
richte. Gehen dergl. Anträge bei den ordentlichen Gerichten ein, To haben biefe nad 
8. 169. a. a. O. dasjenige, was in 66. 3. u. 4. A. G. O. J. 24. angecrbnet iR, 
au: Richtſchnur zu nehmen. (Vergl. das R. v. 5. Juni 1839, Yuf. Din. OL 
839. ©. 222.) Aus einem Judikate oder einem gerichtlich geſchloſſenen Vergleige 
fann aber nah $$. 3. und 4. a. a. O. nach Jahresfrift nicht mehr Grekutien ver: 
fügt, fondern es muß daraus befonders geklagt werden. — Die Anträge auf Bel: 
firedung des Auseinanderfegunge ⸗Rezeſſes können mithin nur im Wege der Klage 
angebracht werben. Iſt aber in Bezug auf eine ſolche Rlage die Kompetenz det 
orbdentl. Gerichts nah F. 205. a. a. D. begründet, fo ſchließt dies auch tie Be 
rehtigung und Verpflichtung des Gerichts in fi, über die Einwendungen zu as 
fennen, mittelit deren von dem Gegentheil das Rlagefundament beftritten und bis 
Rechisgültigkeit der zu Grunde gelegten Urkunde angefochten wird, es fei dem, 
dag das Geſetz die Entfcheitung darüber ausdrücklich an eine andere Inſtanz ver: 
weile. Da eine folhe Aufnahme: Beitimmung hier nicht vorliegt, fo if bas ar: 
bentl. Gericht für kompetent zu erachten, über dergl. Einwendungen zu entſcheiden. 
Auch wird durch die richterliche Entfcheidung über die Rechtöverbindlichfeit des Kuss 
einanderjeßungs = Rezeffes in die Auseinanderfegung ſelbſt, in bie MRegulirung der 
gegenfeitigen Verhältniffe unter den Antereffenten, nicht eingegriffen. Wird ber 
betätigte Rezeß für ungültig erklärt, fo wird dadurch nur feitgeflellt, daß die Ur 
funde, welde das Gefammt : Refultat ter Verhandlungen über die Anseinander 
feßungen zufammenfaßt, nicht in rechtsgültiger Form und Weife zu Stande gefom 
men, die Auseinanderfeßung alſo noch nicht rechtögültig zu Ente gebracht, mithen 
anberweit zum Abfchluffe zu bringen fei. Im lepterer Beziehung tritt dann hie 
Kompetenz ber Auseinanderfeßungs: Behörde in vollem Umfange ein. Die Erkemn⸗ 
niffe und Entſcheidungen, auf welde der für ungültig erklärte Rezeß fich gründet, 
werden buch das richterliche Urteil nicht berührt, und die Wirkfamfeir der Ans 
einanderfegungs = Behörbe bei der Regulirung der Sache ſelbſt nicht beeinträdtigt 
Die Auseinanderjegungs : Behörde kann bei der Aufitelung und Beſtätigung de 
neuen Rezeſſes materiell vielleicht ganz daffelbe reguliren, was der frühere gi 
ME e6 fommt nur tarauf an, daß dies in rechtsgültiger Borm und Ba 
geſchehe. 

Aber auch aus den allgemeinen Vorſchriften über das Forum für Ralu 
taͤtsklagen gegen rechtsfräftige Urtheile Läßt fi die Kompetenz der ordentlichen Ge⸗ 
richtsbehoͤrden nicht herleiten. Nach $. 3.9. G. O. I. 16. if die Nullitätellag 
gegen ein rechtefräftiges Urtheil bei demjenigen Gerichte anzubringen, ver weldel 
die Inftruftion der Hauptfache im Vorprozeſſe gehört hat. 

‚De $. 169. der B. v. 20. Juni 1817, auf welden Bezug genemmen wi, 
beflimmt feinesweges, daß ber beitätigte Rezeß in allen Beziehungen als ein 
fräftigee Erkenntniß gelten folle, fondern e6 wird demſelben nur die Wirkung me 
gerichtlich beftätigten Urkunde und tie erefutorifche Kraft beigelegt. Hieraus felg 
indeß nicht, daß ber Prozeß durchweg mit dem Judikate oder der gerichtlich behk 
tigten Urkunde auf gleicher Linie ftehe. Die MWirfung, dag fofert, wie aus einem 
rechtsfräftigen Urtel, die Crekution nachgeſucht und verfügt werben fann, fomm 
nad $. 13. Tit. 11. und $. 4. Tit. 24.9. G. D. 76. I. au einem geri 
geſchloſſenen Vergleiche zu, welcher mithin in dieſer Beziehung aud dem redptefedfi 
tigen Grfenntniffe gleihgeftelt wirt. So wenig ſich aber behaunten läßt, daß Pie 
fes Umſtandes wegen in Folge des 8. 3. a. a. O. das Gericht, bei weldem al 
Grund eines bei einem anderen Gerichte gefchloflenen Vergleichs Klage erhebes 
wird, mit der Grörterung und Entſcheidung der gegen deſſen Rechtsgültigkeit erhe⸗ 
benen Binwentungen fi} nicht kefaffen dürfe, fondern felde an dasjenige Geriät 
verweiten müfle, vor welchem ter Vergleich geihloffen worden, eben jc wenig telgl 
daraus, dag der von ter Auseinanderfegungd : Behörde beitütigte Rezeß kinndıld 
der Grekutionsvollitredung gleihe Wirkung wie ein richterlihes Urtheil bat, ta) 
deſſen Anfechtung nicht andere als bei ter Auscinanderfegungs » Behörde ſtatthaf 
fl. Der 5. 3. enthält eine finguläre Vorſchrift in Bezug auf die vedhtefräftigen 
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—— 
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richterlichen Urtheile, welche ohne ausdrückliche gefeßliche Beſtimmung cine ausbeb> 
nende Anwendung nicht geitattet. Die in tem R. v. 26. Oft. 1833 aufgeftellte 
Unſicht kann nicht präjubizielih fein. Wenn endlich die Anwendbarkeit des $. 3. 
aa I. daraus hergeleitet wird, daß die Konfirmation, mittelft deren der Rezeß⸗ 
nachtrag „unter Ergaͤnzung der ohne zureichenden Grund vermweigerten Unterfchrift“ 
bekätigt werden, den Gharafter einer dem richtlichen Erfenntniffe gleichitehenden 
Deſinitiv-GEntſcheidung habe, gegen welche cin Rechtsmittel nicht eingewendet fei, fu 
m zu bemerken, dag die Konfirmation den Charakter einer ſolchen Definitiv s Ents 
ſcheidung über die Frage, ob die verweigerte Unterfchrift richterlich zu ergängen 
jei, nihs an ſich trägt. Die Konfirmation hat nad $. 168. nicht ten Zweck, ſtrei⸗ 
ige Bunte zu entſcheiden, fondern full erit nach deren Grletigung erfolgen, und 
bloß Fonflatiren, daß fi) bei dem Mezefle nichts zu erinnern finde, oder die gemach⸗ 
im Grinnerungen erletigt feien. (Juſt. Min. Bl. 1852. S. 98— 103.) 


2) Zum $. 21. der V. v. 20. Juni 1817. 

a) Der $. 21. verordnet eine Ausnahme von der Regel des 6. 20. 
hinſichtlich der im $. 171. a. a. D. getachten Gegenftänte 1), nämlich 
dahin, daß, wenn Darüber im Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſe nichts beftimmt 
werten, innerhalb Iahresfriit nach Der Ausführung noch eine Nach» 
verhbandlung (vor ter Auseinanterfegungs=- Behörde) mit eben 
der Wirkung zulaͤſſig fein fol, ald ob fich die Sache noch in derſelben 
Lage befänte, worin file zur Zeit der Auseinanterfegung war. 

Die in Bezug genommene Vorfchrift des F. 171. bezieht ſich auf den 
$ 170. und bildet eine Ausnahme von ter Negel deſſelben, daß durch die 
— des Rezeſſes das Auseinanderſetzungs⸗Verfahren dergeſtalt ab⸗ 
ei offen werde, daß die zur Sache gezogenen Intereffenten nicht nur mit 
kinen Ginwentungen, fondern auch mit feinen Nachforterungen auf Mechte, 

wide ihnen hinfichtlich ter Regulirung zufländig gewefen wären, und 
tebei übergangen find, weiter gehört werten Fönnen. 
Hieraus folgt, daß nicht tie Dauer ver Nachverhandlung be- 
Mränkt, ſondern nur beftimmt ift, daß folche innerhalb Jahresfriſt nach der 
Wöfährung bei ter Auseinanderſetzungs⸗Behörde anhängig gemacht werben 
muß, wie dies auch ter Schluß des $. 13. der V. v. 30. Juni 1834 
ebt. 
Y b) Es if zweifelhaft gefunden worten, ob die Kompetenz ter Aus⸗ 
tinanterfegungd»- Behörde zur nachträglichen Regulirung der in tem $. 21. 
te V. v. 20. Juni 1817 in Bezug genommenen Gegenftänte aufhöre, 
wenn leßtere bei rer Nuseinanterfegung übergangen jind und von den In⸗ 
itzeffenten nicht innerhalb Jahresfriſt nach ter Ausführung zur Sprache 

racht worten. Der 6. 12. der V. v. 30. Iunt 1834 beziebt ſich näm» 
& laut tes Marginald nicht auf ven $. 21. der V. v. 20. Juni 1817, 
amfaßt aber turch Bezugnahme auf ten $. 200. auch tie im 6. 171. der⸗ 
felben erwähnten Gegenflänte und verweiſet fie zur Ausführung und nach⸗ 
täglichen Regulirung. Die hierin, wie im $. 21. terfelben, näher be 
kiamte Friſt iſt aber nirgent aufgehoben. Die Auseinanterfegungsbehörden 
And jedoch nad ©. 3. ver DB. v. 20. Juni 1817, in Verbintung mit 
8. 7. u. 57. der V. v. 30. Juni 1834, berechtigt und verpflichtet, alles 

Sache Gehoͤrige definitiv zu erledigen. Ste haben es keineswegs dabei 

ven zu laffen, daß die Intereffenten folche® zur Sprache bringen, 
fendern tarauf zu halten, daß die zu ſolchem Behuf erforderlichen Erfläs 


1) Rämlid) wegen a) der nach der Auseinanterfegung von den Nachbarn ein: 

ander zu verfattenden Wege und Triften, b) ter Ent: und Bemwüfferungsgraben, 

e) der Benugung der Gewäſſer zu Viehtränken, d) der Lehm-, Sands und Mers 

: uben, ©) ter @inhegungen, f) ter Vergütung des Düngungszuſtandes, g) b 
eRmpunftee. 
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rungen und Anträge gemacht werden. Nach $. 200. ter V. v. 20. Iuni 
1817 muß tie Auseinanterfegungsbebörbe tie etwa bei Der Hauptregulirung 
außer Acht gelaffenen Nebenpunfte bei ter Ausführung reguliren. Hierau 
folgt, daß die Behörde Ten Vorbehalt ſolcher Nebenpunfte zu veranlaffen 
bat, wodurch ihre Kompetenz zur nachträglichen Regulirung ohne Befchrän- 
fung auf eine Friſt, zufolge $ 12. der V. v. 30, uni 1834, aufredt er⸗ 
balten wirt. It dies nicht gefchehen, fo hört tie Kompetenz der Bebörte _ 
zur nachträglichen Ntezulirung der gedachten Gegenftänte nad) ter Beſtin-⸗· 
mung des 6. 21. ver V. v. 20. Juni 1817 auf. 

Mit Nüdficht bierauf har das R.der Min. der J. u. des J. u. d. P.v. 20. Mir 
1840 ?) (Min. Bl. d. i. V. 1540, ©. 115 u. Juſt. Pin. Bl. 1840, €. 134 
ausgefprochen, taß tie Auseinanderſetzungs⸗Behörde zur nachträglichen Er⸗ 
örterung eined Rechtsſtreites über tie Unterhaltung eines Weges infom- 
petent fei, wenn darüber in dem Rezeſſe nichts enthalten, eine nachträgliche 
Regulirung auch nicht vorbebalten worten ift. 

3) Zum 8.22. der ®. v. 20. Iuni 1817 und zum Alin. 2. teö 
6. 12. ter ®. v. 30. Juni 1834. 

a) Der $. 22. ver V. v. 20. Juni 1817 handelt von ten Anfprücen 
nicht zugezogener Intereffenten binfichtlich ter Auseinanverfehung 
wogegen ter zweite Sag des $. 12. ter V. v. 30. Juni 1834 von Un 
fprüchen ter zur Auseinanterfegung zugezogenen Intereffenten ſpricht. 

In tiefer Beziehung ift tarauf binzumeifen, daß ter im erflen Say 
tes $. 12. ver V. v. 30. Juni 1834 in Bezug genommene $. 199. ter 
V. v. 20. Juni 1817 die Seflfegung der neuen Ginrichtungsfoften und bie 
Verwentung der Abfintungen zu ſolchen, bereits zur nachträglichen Ber 
bantlung vorbehalten bat. Die $$. 5—7. des Gef. v. 29. Juni 1895 - 
aber flelen Ten Oruntbeflgern und Realberechtigten verfchietene Friſtes, 
um ihre Anfprüche dieſerhalb geltend zu machen, legteren, auch wenn fe 
bei der Audeinanterfegung nicht zugezogen worden ſind. Die Anipräde 
müffen bei der Audeinanterfegungd» Behörte angebracht werten, welde is 
diefer Beziehung wieder in Wirkfankeit tritt, wenn auch tie Hauptiſache 
bereitö beendiget ift. 

b) Das R. des Min. des J. v. 16. Sept. 1942 2) (Min. BE. }.L 
B. 1542, S. 335—335) erläutert ten $. 22. ter V. v. 20. Juli 1817 tahin, 

dag die Auseinanderjegungsbehörden auf Grund deffelben nur ſelcht 
neuen Anſprüche auch nach Konfirmation des Mezefies zu verfolgen und zu erk: 
digen haben, welche entweder ſaͤmmtliche oder doch eine Mehrzahl ber beim Ge 
ſchaͤfte betheiligt Geweſenen angehen, gleichzeitig aber eine weſentliche Beriste 
rung der Unterlagen und Reſultate der Auseinanterfegung als folder beringn _—— 
tie Sache mithin in die Yaye bringen, wo eine nene Regulirung der Verha — 
im Ganzen nothwendig wird. Bagegen ſeien den gewöhnlichen Gerichten 
alle Klagen zu überweiſen, durch welche cine beſtimmte Abfindung vem je — 
Befitzer aus beſonderen Rechtsgründen vindicirt werden ſoll. 


Dönniges bemeikt in Bezug auf dies R.: 


taſſelbe ſchließe Nachforderungen nicht zugezogener Intereſſenten teinetwegl 
aus, ſondern bezwecke nur, hinſichtlich ſolcher, ber Kompetenz ber Auseinantt 
ſetzungsbehörden gewiſſe, im F. 22. der V. v. 20. Juni 1817 weit ausgeteb⸗ 
Granzen zu ſetzen. Dies ſei jedoch ungerechtfertigt, da weder nad $. 22. a. =- 
neh nach 8. 27. der V. v. 30. Juni 1834 die Kompetenz ber Auseinanterfegunt- 
behörten zur Grörterung und Erledigung nachgebrachter Anſprüche nicht zugezes 
ner Intereifenten Taven abhängig ſei, daß ſelche eine Mehrzahl bei der Kuseinae- 
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1) Beral. in Bd. I. S. 
2) Vergl. in Br. J. S. 
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etheiligt gewefener Intereffenten betreffen, beren Grundlagen ober Res 
lich verändern, ſondern alle Anfprüche, welche bei ber Auseinander; 

ückſichtigen geweſen fein würden, felbit wenn fie einzelne Abfindungen 
iz Grörterung der gedachten Behörben verwielen find. Auch laſſe 
ang neuer Anfprüche teren Umfang und Einwirkung auf die Auseinan: 
icht immer überleben, mithin die Kompetenz ber Auseinanderfegungs- 
mach nicht beuriheilen; fondern die Prüfung berfelben fei nur darauf 
b der Anipruch nicht gugezogener Intereffenten im Zufammenhange mit 
yeendigten Aueeinanberfebung ftehe und von Einfluß auf diefelbe fei, in 
Me derfelbe vor der Auseinanderfegungsbehörbe zu verhandeln fei. 
» Land. Kult. Gef. Bd. 3. ©, 459.) 


Anfichten iſt unberenflich beizupflichten. 


ch nach bewirkter Auseinanderfegung und Mezeh- Beflätigung 
ıBeinanderfegungd=- Behörden kompetent, tie Antheile früher nicht 
Intereffenten an einer gemeinfchaftlihen Abfindung auszufondern 
bei entftehenten Streitigkeiten zu erörtern und zu entfcheiten. 
fannt von tem Gerichtshofe zur Entfheidung der Kom- 
onflifte unterm 11. Iuni- 1853, auf Grund des $. 22. der 
Juni 1817 und des $. 7. der V. v. 30. Iunt 1834 (Juſt. Min. 
5. 331—332, u. Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 6. ©. 474). 

ım 6. 13. der V. v. 30. Juni 1834. 

. 13. ver 8. v. 30. Juni 1834 erweitert mit Nüdficht darauf, 
Seinanderfegungen, welche nicht unter fpegieller Aufficht der eigent⸗ 
inanterfegungs »Behörten ermittelt werden, Nebenpunfte, deren 
erforterlich iR, leichter überfehen werten können, die Friſt zu 
räglichen Erörterung und Beftftellung, berechnet indeß tiefe Frift 
jeitpunfte des beſtätigten Mezeffes, weil vie Auseinander⸗ 
hörde nur bei dieſem auf vie Vervollſtaͤndigung der Auseinander- 
pirfen kann. 

ber tie Friſt, innerhalb welcher Erefutiondanträge bei ter 
fegungss Behörte zuläffig find, vergl. das C. R. des Min, des 
‚v. 5. Juni 1839 (f. zum $. 205. der V. v. 20. Juni 1817). 


Zum $. 23. 
IB. v. 30. Juni 1833. $. 9.) 
(Bon Reffort-Streitigfeiten). 


e Beflimmungen des 6. 23. ver DB. v. 20. Juni 1817 über 
wen bei Neffortzweifeln find durch die im Alin. 1. des 
B. v. 30. Iuni 1834 enthaltene Hinweifung auf die K. O. v. 
823 wegen tes bei Kompetenz Konflikten zu beobachtenten Vers 
.S. 1828, S. 86) ') abgeändert worden. 

e K. O. v. 30. Iuni 1823 betrifft indeß nur die eigentlichen 
13-Konflikte zwifchen ven Gerichten und ten Verwaltungs⸗ 
nämlicy tiejenigen Bälle, wo von ten letzteren behauptet wirt, 


re das Berjahren bei Kompetenz: Konfliften nah Maaßgabe der K. 
ſuni 1825 find ergangen: 

uft, des Stautsmin. v. 1. Juli 1835 für die Behörden in den Landes- 
n, wo bas 9. 2. R. und tas gemeine Recht gelten (v. K. Jahrb. 
46. ©. 106 u. Gräfe Samml. Br. 8. ©. 411). 

uft. des Staatsmin. v. 30. März 1836 für die Behörden in ber Rheins 
5 foweit dafelbit das Franzoͤſ. Recht gilt (v. K. Ann. Bd. 20, 
’), 
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dag eine bei ten gewöhnlichen Gerichten eingeleitete GStreitfache ald um 
Nechtöwege gar micht geeignet, fontern als eine folche anzufehen fe, 
welche von ten Verwaltunge-Behörden zu entfcheiten ifl. Dagetn 
fpricht ter F. 23. ter V. v. 20. Juli 1817 nur von Zmeifeln über kei 
Neffort ter Berichiß- und Auseinanderfegungs- Behörden 
Der 8. 9. (Alin. 1.) ter V. v. 30. Iunt 1834 hat nun tie Vorſchrihe 
ter K. O. v. 30. Juni 1828 auch auf ſolche MReffort- Zweifel 
getehnt; indeß haben ter $. 23. ter V. v. 20. Juni 1817 und vie &. 
v. 30. Juni 1828 nur für den Fall eined Streite® zwifchen ven bei 
Oberbehörden, und nur aldtann, wenn diefe ſich nicht vereinigen, vie We 
richtöerftattung an die vorgefegten Minifterien, und wenn auch unter Ic 
teren Feine Vereinigung flattfindet, Die höhere Entfcheitung vorgefchriehen 

Vergl. bierüber tag R. des Min. des J., landwirthſchaftl. Abt. u 
24. Mai 1841 !) (Min. Bf. r. i. ®. 184, ©. 182, Mr. 277.). 

Die Beſtimmung des Alin. 1. des 6. 9. ter V. v. 30. Juni 8 
findet übrigens auch auf vie bei ten Reviſions⸗Kollegium, ale Au 
einanderfegungss und richterliche Behörden zweiter Inſtanz (jegt ten Re 
viftond- Kollegium für L. K. S.) bei Zweifeln, ob teren Kompein 
zur Gntfcheitung einer in tie zweite Inftanz gediehene Streitigfeit begrim 
det, oder ſolche dem gewöhnlichen Berichte zu überlaffen fei, Anmwendum 

Vergl. C. R. der Min. des I. u. der I. v. 2. Febr. 18372) (v. 8. Km 
Br. 21. ©. 66). 

Das Nevifiond- Kollegium für 2.8. S. bemirft vie Crlerigum 
in ſolchen Bällen durch Dermittelung ter beireff. Auseinanterfegungd 

ehörte. 

3) Das Verfahren bei Kompetenz« Konfliften zwifchen ve 
Berichten und Verwaltungs» Behörten iſt temnähft antermeitig ge 
ortnet dur das ©. v. 8. April 1847 2) (9. ©. 1847. ©. 170). 

Durch dies Gefeg ift ein befonderer Kompetenz Gerichtäßr 
ur Entſcheidung über folche Konflikte *) errichtet, und insbefontere © 

immt worden: 

a) daß der Kompetenz: Konflift in vechtsfräftig von ten Gerichten ende 
denen Sachen nicht mehr erhoben werben fann; 
dag zur Erhebung des Konfifts nur die Gentral: und Provinzial: Bene 
tungs-Behörben befugt fein follen; 
daß bie a orden in dieſer Beziehung ® 
Verwaltungs: Behörden glei zu achten; 
daß der Kompetenz-Geridhtäher auch über ſolche Streitigkeiten zwiſchen © 
Gerichten und den Berwaltungss Behörden entfcheiden fol, bei welchen ei 
jede diefer beiten Behörben fi in der Sache für infompetent, und dageg 
tie andere für fompetent hält. 

Hiernach find mithin gegenwärtig alle (fowohl die eigentliche 
als die negativen) Kompetenz» Konflikte zwifchen den Bermaltung! 
(beziehungsmweife den Auseinanderfegungs>) Behörden einerfelts, = 
ven Berichten andererfeits, der Entſcheidung des Kompetenz⸗Gericht 
hofes überwiefen und in Betreff des Verfahrens nach. tenjenigen S 
fehriften zu erledigen, welche hierüber durch das G. v. 8. April 184 
ertbeilt worden fint. ®) 

4) Vergl. die Erläut. zum $. 9. (Alin. 1.) ver V. v. 30. Juni 18 


1) Dergl. zum $. 9. ter B. v. 30. Juni 1834, in Bd. J. S. 632. 
2) Vergl. in Bd. J. S. 632. 

3) Vergl. in Br. J. ©. 629 fi. 

4) Bergl. au Art 96. ber DVerfafl. Urkunde v. 38. Ian. 1850. 

5) Zu dem Gel. v. 8. April 1847 if folgender Erläut. zu gebenfen: 


b 


— 


c 


Nur 


d 


— 
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Zu 8$..24—26. 
(Bergl. DB. v. 22. Nov. 1844. 8. 2.] 
(Innere Einrichtung der General-Rommiffionen). 


. Nah $. 2. ter V. v. 20. Juni 1817 ſollten tie General⸗Kom⸗ 
sen aus einem General» Konmiffariusd, einem Ober⸗Kom⸗ 
wiud und einem Juftitiarius zufanmengefegt fein. Obgleich 


3am $. 2. 

a) Die Vorſchrift, dag in rechtsfräftig entichiedenen Sachen der Kompetenz: 
Konflikt nicht mehr erhoben werden fönne, eritredt fi in feiner An: 
wenbbarfeit auf ältere vor der Berfündung des G. v. 8. April 1847 
bereits ergangene und auf neuere Erkenntniſſe. Es fommt bei Beur: 
theilung der Frage, in wiefern ein einzelner, die Zuliffigfeit des Rechts⸗ 
weges betr. Fall unter jene Vorſchrift zu ftellen it, nur auf die Feſt⸗ 
Rellung der Thatfache an, zu welder Zeit, in welcher Lage des Rechte: 
verfahrens die Erhebung des Kompetenzkonflikts flattgefunden hat. Der 
Zeitpunkt des Bintritts der Rechtskraft des Urtheils entfcheidet. Hat 
das Erkenntniß no nicht die Rechtskraft erlangt, fo ih der Kompetenz: 
konflikt zuläffig; hat das Urtheil die Rechtskraft befchritten, fo ift der 
Kompetenzkonfilt unftatthaft. 

So erfannt von dem Kompetenz = Berihtshofe unterm 12. 
Jan. 1848. ' 
(Ju. Min. BI. 1848. ©. 158.) 

B) Das Anertenntnig der gerichtlichen Kompetenz von Geiten der Regierung 
Rebt der Erhebung des Kompetenzfonflifts nicht entgegen. 

So erfannt von dem Kompetenz: Gerihtshofe unterm 11. 
März 1848. 
(Juſt. Win. BL 1848. S. 199.) 

y) Benn in einem Prozeſſe der Kläger durch das Urtel eriter Inflanz ab: 
ewieien worden, die Ausfertigungen des Erkenntniſſes aber noch nicht 
infinuirt find, und deshalb eine Berufung dagegen zur Zeit nit einges 
legt iN, fo if das Urtel für rechtékräftig nicht zu erachten und 
mithin die Erhebung des Kompetenzfonflifts auch in diefem Stadium 
der Sache zuläffig. 

Angenommen von dem Kompetenz⸗Gerichtshofe per sent. v. 
10. Ian. 1852. 
(Iuf. Min. BI. 1852. ©. 92.) 
Zu 88.6. und 13. 

a) &. R. v. 15. Nov. 1847. Nah $. 13. ift die Entfcheidung des Kom: 
petenz⸗Gerichtshofes in formeller Beziehung durch den Ablauf einer dem 
etheiligten Verwaltungschef vorgefchriebenen präflufivifhen Friſt von 
acht Wochen bedingt. Diefe Frift Läuft von dem Tage, an welchem der 
Berwaltungsbehörbe die zuletzt eingangene Erklärung der Bartheien, 
oder das Benachrichtigungsfchreiben des Gerichts, daß Feine folde Gr: 
Härungen eingegangen find, augeftellt worden if. araus folgt, daß 
nit nur der Ablauf der Frift, welche der Parthei zur Erklärung über 
den Kompetenzkonflikt beſtimmt worden iſt, zu den Alten angezeigt, jon: 
dern auch in beiden Faͤllen, wenn eine Grflärung eingegangen, und 
wenn feine eingegangen, der Tag der im $. 6. vorgefchriebenen Mitthei: 
lung der Grflärung an die betr. Berwaltungsbehörbe, oder in deren Gr: 
mangelung der vorgefchriebenen Benachrichtigung zu den Aften befchei: 
niget fein muß, welches die &erichte zu beachten haben. 

(Juſt. Min. Bl. 1847. ©. 344.) 
8) Tas C. R. v. 24. Febr. 1851 weilt die Gerichte zur Beſchleunigung 
ver Kompetenz⸗Streitigkeiten an und verfügt, mit Bezug auf das GC. N. 
v. 15. Rov. 1847, daß über Zuflellung des Schreibens, durch welches 
der Berwaltungsbehörbe die Erklärung der Partheien über den Belhluf 
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nach 6. 26. a. a. O. der Ober- Konmiffarlus ten General- Kommifi 
vertreten follte, fo batte er doch, nach F. 24. a. a. O, bei teffen Aus 





wegen Erhebung des Kompetenzkonflifts, oder Lie ——— 
von der einen, beziehungsweiſe von beiden Partheien eine 
über jenen Beſchluß nicht eingegangen fei, zugefertigt wird, eine 
nnationsbefheinigung au den Aften zu bringen. 

(Juſt. Min. Bl. 1851. ©. 58.) 

ce) Zum $. 20. 

a) © R. v. 15. Aug. 1838. Im $. 20. des &. if feine nähere 
fhrift über das Verfahren in dergl. Fällen gegeben. Der X: 
tenz⸗ Gerichtshof nimmt indeß an: 

ac) daß die Entſcheidung tes Gerichtshofes über den fogenannten 
tiven Kompeiengfonfit erſt dann eintreten fann, wenn die G 
ung des obwaltenden Streites durch die höheren Berwaltungs 
erihtsbehörden nicht zu bewirken if; 
BP) daß der $.2. des &. auf die negativen Kompetenzionflikte nid 
wendbar ift. 

Daraus folgt von ſelbſt, in welcher Lage der Sache bie Ginfe 
an den Juſt. Min. zur Binholung der Butfheidung über den KR 
tenzlonflift erfolgen fann, — und es folgt ferner, dag es wünfl 
werth ift, bei jeder zurückweiſenden Entſcheidung durch Urtheil 
Net, wegen Mangels der Kompetenz, den Anfprud in tenore se 
tine als: niht zum Rechtswege geeignet zu bezeichnen. Yu 
ſem Wege wird das Ziel erreicht, dag man Gewißheit darüber er 
ber Richter habe, — wie ber Gerichtshof für Kompetenzfonfikt 
ausdrückt, — in ber Sache nicht entfchieden, fondern eine folde 
fheidung vielmehr wegen mangelnder Kompetenz von fi abgelchn 

In den Schreiben v. 10. März 1848 hat fi ferner aud der 
rihtehof für KRompetenzkonflifte über die Frage ausgelaflen, in w 
es bei dem fogenannten Kompetenzlonflifte einer Zuziehung ber 
theien bebürfe. Es wird angenommen, daß fid) darüber wegen ber 
Sen Verſchiedenheit der Bälle Feine allgemeine Regel aufitellen laff 
Parthei aber in den meiſten Fällen ſchon vorher werde Belegenbe 
habt haben, die Gründe für oder gegen die Zuläſſigkeit des Re 
ges geltend zu machen. Dies iſt allerdings für den zurüdgemii 
Theil, weniger jebod für den Gegentheil, der möglicherweije vo 
Sache nod nichts vernommen haben kann, der Yal. Die Um| 
werden indeß in jedem vorfommenden Balle von felbit darauf himm 
welche vorbereitenden Erklärungen für die Eniſcheidung des Grrid 
ſes zur Erledigung des Kompetenzfonflifts noch erforderlich find. 

Unerörtert if die Frage geblieben, wie die Entſcheidung der hä 
DVerwaltungsbehörde herbeizuführen; der Juſt. Min. welcher au 
den eigentlihen Kompetenzlonfliften nad $. 10. des ©. v. 8. April 
mit dem betheiligten Verwaitungschef in fommuniziren bat, bebäl 
vor, bieferhalb in jedem einzelnen Kalle das Erforderliche zu ver 
fen, und befchränft fi darauf, die Berichte anzuweifen, wenn, naı 
ih die Verwaltung für infompetent erklärt bat, eine ähnliche Ent 
dung Seitens der Gerichtsbehörden in den geortneten Initanzen eı 
it, oder wenn, nachdem die [eßtere Entſcheidung vorangegangen, 
Infompetenz:Grflärung der Verwaltung durch wieterholtes Anrufer 
Parthei zu ihrer Kenntniß fommt, die Angelegenheit an den Jul. 
zu befördern, ba der Gerichtshof für Kompetenzfonfikte nur die 
durch Bermittelung des Juſt. M. zugehenden Sadıen annehmen fa: 

(Juſt. Min. Bl. 1358. ©. 272. Min. BI. vd. i. Berw. 1 
©. 254.) 

6) Der 8. 2. des &. iſt nur auf pofitive Kompetenztonkikte zu deuten, 
findet auf negative Kompetenzfonflifte (8. 20.) felbR dann feine Un 
dung, wenn das Erk. duch welches die richterliche Iufompetenz at 
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& nur ein beratbentes Votum; tem Juſtitiarius aber ftand, nach $. 25. 
a. D., nur alsdann eine entfcheidente Stimme zu, wenn es ſich um 
echtsfragen handelte. Bei Verfchietenheit ver Meinungen zwifchen ihm 
d tem General» Kommifjarius über vergleichen Rechtsfragen follte ein 
fiittariuß der Regierung order ein Mitglien des Obergerichtd zugezogen 
» tie Sache nad) rer Stimmenmehrheit tiefer drei Beamten entfchieden 


ren. 

Das Ausführ. Gef. v. 7. Iuni 1821 ($. 4) führte zwar, mit Nüd- 
# auf tie dadurch erweiterte Kompetenz ter Gen.⸗Kommiſſtonen und vie 
Reflung zweier zum Michteramte geeigneien und dazu verpflichteten Be⸗ 
nen bei jeter Gen.-Kom., tie Follegialifche Berfaffung nebfl tem 
tfheidenden Stimmrechte ter Mitglieter ein, ſchloß biervon 
er noch ten Oberfommiffarius, fo weit es auf Nechtöfragen anfam, aus. 
tebtfragen anderer Art, tie im Allgemeinen, nach ihren Gegenſtande 
& abgefeben von tem Betrage Tefjelben, nicht das Rechtsmittel ver Re⸗ 
kom, fondern nur tie Appellation oder ten Rekurs zuließen, waren da⸗ 
gen von ter Theilnahme des Ober- Kommiffariud an der Entfcheidung 
&t ausgeſchloſſen. 

Die Abſicht bei Tiefer Befchränfung Ted Stimmrechts ter technifchen 
glieder ging bei der Zufammenfegung ter Gen.-Konmifflonen aus 2 
ifchen und 2 vechtöverfländigen Mitglierern dahin, ter Ueberſtimmung 
Werer durch erflere in eigentlichen Mechtöfragen zu begegnen. — Diefe 
Aränfung ward auch durch tie Beſtimmung tes $. 2. der K. O. v. 
,Nirz 1834 (9. ©. 1834, ©. 41) nicht aufzehoben, weil viefelbe ſich 

ch auf rie ®. v. 14. Tec. 1833 über dad Nechtömittel der Reviſion 
d der Nichtigfeitäbefchwerte ($. 5. Nr. 4—7.) bezieht, wornach diefe Bes 
merte gegen ein Erkenntniß flaitfintet, an deſſen Abfaffung in erfler In⸗ 
mg nicht wenigften® drei und in zweiter Inftanz nicht wenigftens fünf 
ter Theil genommen haben. — Nur in tiefer Beziehung ftellte die 
.O. v. 15. Maͤrz 1834 tie ten Gen. Kommiffionen und Reviſions⸗ 
Wegien beigegebenen Dlitglieter aus der Klaffe Ter Berwaltungdbeamten 
u die Öfonomifchen Techniker, welche an der Entfheitung Theil 
nommen batten, ten richterlichen Beamten gleich und begegnete bier» 
wi einer aus ter verfaffungsmäßigen Zufammenfegung tiefer Behör⸗ 
m nach allgemeinen Geſetzen etwa berznleitenten Nichtigkeitsbeſchwerde, 

über tie Verfafſung felbft, über die Befugnip der Mitglieder jener 
en oder der etwa zugezogenen Zechnifer, an der Abſtimmung über 
Ktöfragen Theil zu nehmen, etwas zu beftimmen!). Diefe Befchränfung 


——— — — — ze — 


ſprochen wurde, Fein Urtheil letzter Inſtanz war, ſondern die Parthei 
es nur unterlaſſen hatte, ſich ber dagegen offen ſtehenden Rechtsmittel 
zu bedienen, 
So erkannt von dem Kompetenz: Gerihtshofe unterm 14. 
Sept. 1848. 
(Juſt. Min. Bl. 1848. ©. 319.) 
N Zum €. 21. 
Die lanbwirthihaftligen Sprud:Kollegien haben in Bezug 
auf Kompetenzkonfifte gleiche Rechte, wie die Auseinanderfegungs: Behörden. 
Grlannt von tem Kompetenz =: Gerihtshofe unterm 22. Roy. 1851. 
(Inf. Min. Bl. 1852. S. 98.) 
1,» Sergl R. des Min. des I. v. 6. Juni 1834 (Koh's Agrargeſ. 3. Auf. 
ı &.162.), 9. defielben Min. v. 12. Juni 1834 und v. 15. Juli 1834 in den 
: Sta: Juſtiſſachen. Nr. 2. Vol. 3. und R. deſſelben Min. v. 12. Juni 1937 
Rdn Bo. 21. ©. 396.). 
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tes Stimmtech:s ter Ckeifomminarien witerjpia& indeß fon tem | 
ter B. ». 20. Juni IS17, wonach tie kei ten Rerifisnäfellegien bei 
obſchon nur tes Iantmwirkfcharlichen Gewerkelebte funtigen - 
raͤthe gleiches Ztrimmredt mir ten Cbergeriktiöriihen baben follten, 
tap tabei zwiſchen Rechte⸗ un? ẽkonomiſchen Fragen untericdhieten wii 
Spärer fübrten aber aub tie Praxis unt tie Erfabrung zu ter | 
yeugung, daß kei ten Auseinanterfegunge > Angeiegenkeiten wenige 
vorfommen, in weichen tie Entſcheidung nicht chen fowobl von recht 
ald von Öfenomifhen Sruntjägen abbängig if, unt Tiefe Ueberze 
mwurte daher audy bei Tenjenigen neueren Gejegen benugt, durch; 
tie Verfaſſung ver AuseinanterfegungssPebörten in einigen Lanteit 
umgeflaltet worden ifl. 

Nah $. 5. ter V. wegen Tereinigung ter Gen.-Kom. zu Köny 
und Marienwerter mit ten Mey. ter Provinz Preußen v. 30. Juni 18 
beflant tie für alle zur Appellation an das Reviflond«Kollegium geri, 
Streitigkeiten eingerichtete Juflisteputation zugleih aus ten bei ter 
wirtbfchaftliden Megierungdabtbeilung fungitenten ölonomifdyen Zecht 
und ter $. 9. ter DB. megen Vereinigung ter Ben.-Kom. zu Solti 
ter Meg. zu Frankfurt v. 27. Juni 1840?) verleiht allen NRitglieder 
Sprudy» Kollegii, welded in ter Regel aus allen Mitgliedern ter 
wirthſchaftlichen Megierungsabibellung, alfo einfchließlih ter Ted 
geh indet wird — ohne Unterfchied Ted Streiigegenflantes, eine entſchei 

timme. 

Aus gleihen Gründen ift die Beichränfung tes Stimmredhti 
Ober⸗Kommiſſarien und technifchen Mitglieder, welche nach $. 4. des 
—— v. 7. Juni 1821 bei Ten in ter urſprünglichen Berfaffen 
bliebenen Gen.Kommiſſionen fortbeflann, nach F. 2. ter V. v. 22. 
1844 ®) auch bei diefen Bebörten aufgehoben worden. 

Ueber das Stimmrecht der Ten Gen.⸗Kommiſſionen zugeorbneten { 
und Oberlantesger-Affefforen und fonfligen Hülfsarbeiter 
ed früher an befonteren Vorfchriften unt man legte taber tiefen Beı 
bald ein volles, Halt ein befchränftes Votum bei. — Die B. v. 22. 
1844 *) bat inteß temnädhft (im 6. 2.) beflimmt, daß ten Hülfse: 
tern nur in ten von ihnen bearbeiteten Sachen ein Stimmrecht gt 
jedod das Min. befugt fei, ihnen ein volles Stimmrecht | 
egen. 

I. Obwohl, nach 68. 1. und 2. der Inflr. v. 31. Dec. 1825 ( 
1826, ©. 1), tie Ben.-Kommiffionen ten Ober» Präfidenten ı 
geordnet find ®), und obgleich tiefelben im Allgemeinen auf tie Ri 
tungd-Inftruftionen verwiefen worden find ®), fo folgt doch 
feineöweges eine Befugniß des Direktor ter Gen.-Kom., der Aus 
ver Befchlüffe derſelben Anftand zu geben und tie Entfdyeldung dee I 
präfldenten einzuholen, im Falle tie Meinung tes Direktors von den 
fhluffe Ted Kollegiums abweicht, (vergl. $. 39. Nr. 3. der Reg. Inl 
23. Oft. 1817): tenn es ift in ter Oberpräfitial»Inftr. v. 31. Der. . 
woturd die Unterortnung ter Gen.⸗Kommiſſtonen unter tie Ober 
denten begräntet worden, eine folche Befugnig des Direftors ver | 


1) Bergl. in Bd. 1. ©. 23-26. 

2) Ebendaſ. S. 27—28. 

3) Shendaf. S. 453. 

3) Ebendaſ. S. 3593. 

5) Bergl. in Bd. II. Abth. I. €. 10-11. 

6) Bergl. die Erlaͤut. zum $. 2. der B. v. 20, Juni 1817 (f. oben ©. 
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kom. nicht außgebrädt, vielmehr beſtimmt worden, daß es nicht Die Abſicht fei, 
en Oberpraͤſidenten an der Detailverwaltung Theil nehmen zu laſſen. Eben⸗ 
wenig ift eine folche Befugniß in der durch Minifteral» Erlaffe erfolgten 
Waweifung der Gen.⸗Kommiſſionen auf die Neg.-Inftruftionen begründet. 
Nefe Hinweiſung erſtreckt fich vielmehr nur auf diejenigen Fälle, in welchen 
ik Die Gen.⸗Kommiſſionen nicht befontere VBorfchriften ertheilt find. Die 
efaffung der Gen.⸗Kommiſſionen, insbefondere binfichtlich der Befchluß- 
Een über tie Gegenftänte ihres Reſſorts, ift aber gefeglih und aus⸗ 

ich anders als diefenige der Regierungen beftimmt; vie Beſchlüſſe find 
bedingt von ter Stimmenmebrbeit abhängig gemacht, und dieſe Beſtim⸗ 
ung if tafelbft Ta aufredyt erhalten worden, wo die Gen.-Kommifflonen 
M ten Üegierungen vereinigt worten find, vergeftalt, daß auch bei den 
machten Üegierungen über tie Gegenſtände des Reſſorts der aufgehobenen 
m-Kommiffionen eine PBrovofation von Tem Beichluffe des Kollegiuns 
uf die Entfcheidung des Oberpräſidenten nicht flattfintet. (Bergl. $. 4. der 
Lv». 30. Juni 1834, f. in BP. I. ©. 25, 8.5. der V. v. 27. Juni 1840, f. in 
n.1. ©. 28, und $. 114. des ©. v. 4. Zuli 1840, f. in Bo. I. ©. 28.) 

II. Die Bertretung ded Direktors in Derhinderungsfällen erfolgt 
ut durch den älteflen Rath des Kollegiums, ohne Rückſicht darauf, ob 
erfelbe Nechtöfundiger oder Techniker ift, anftatt des Oberfommiffariug, 
u der im 6. 26. ver V. v. 20. Iuni 1817 begründeten Maafgabe anter= 
neitiger Verfügung der vorgefeßten Behörte. CB ift dies eine Folge ver 
ush 5. 4. des Ausführ. ©. v. 7. Juni 1821 bei den Gen.-Kommifftonen 
Imgeführten Tollegialifchen Berfaffung und entfpricht fowohl ver analo» 

Beftimmung des F. 40. ter Meg. Inftr. v. 23. Oft. 1817, als des 
‚40. zit. 2. Th. 3. der A. © O. 

IV. Die Anordnungen bezüglich de8 formellen Gefhäftsganges 
dden Gen.⸗Kommiſſtonen war nach $. 20. der Inftr. für die Gen.⸗Kom⸗ 

n 9. 17. Oft. 1811 der Anordnung der Lepteren .Überlaffen. — 
Var die B. v. 20. Juni 1817 und v. 25. Sept. 1820 1) (©. S. 1825, ©. 185), 
ws Autführ. Sef. v. 7. Juni 1821 und die V. v. 30. Juni 1834 wegen 
u Geſchaͤftsbetriebes ꝛc, ift das Verfahren derfelben, ſowohl als ver- 
witenter und oberauffehender, mie auch als richterlicher Behörden, weiter 
umirt worden. — Infoweit fich hieraus der Oefchäftdgang und Betrieb 
Wi ergiebt, und es insbeſondere in der erflen Beziehung an näheren 
Berfchriften mangelt, bat ſich verfelbe bei den einzelnen Gen.Kommiſſtonen 
Ks in Folge ver früheren Anortnungen ter Generalfommiffarien, theils 

I6 verfchiedenartig geftaltet, weil einige dieſer Behörden die den Landes⸗ 

kollegien ertheilten VBorfchriften, in Betracht ver ähnlichen Eollegialifchen 
Berfaffung derfelben und des engen Zufammenbanges ter Nechtöangelegen» 
hen mit ten Gegenflänten der Verwaltung, andere dagegen die Regie⸗ 
—— — zum Hauptanhalte genommen haben. — Obgleich indeß 
"Gen.-Rommiffionen auch mit der Jurisdiktion in den ihnen übertragenen 
Ingelegenheiten verfeben, mithin in dieſer Beziehung als richterliche Be⸗ 

anzufeben find, fo ift die Ausführung von ©egenfländen ter Ver⸗ 
wltumg doch ihre Hauptbeſtimmung, welche nicht nad ten ten Ju⸗ 
fh - Behörten ertheilten Borfchriften zu regeln, fontern, in Ermange⸗ 
Ip befonterer Beftimmungen, nach tenjenigen zu treffen, welche den 
erwaltung&=- Behörden ertheilt find, teren Stelle tie Auseinander« 
Mungs-Behörden in mehrfachen Beziehungen vertreten ?). 








— —— 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 19—22. 
2) Bergl. das Nähere hierüber in Dönniges Landes: Kult. Gef. Bd. 3, 
&. 10-273. 


Gantek-Rultur-Befegg. Br. I, Abth. II, 18 
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Insbefondere den Gefchäftögang bei ten landwirthſchaftlicht 
Negierungd-Abtheilungen und Spruh-Kollegien in der Brı 
vinz Preußen und zu Frankfurt, fowie zu Koblenz, Mr 
vergl. die betr. B. v. 30. Juni 1834, 27. Iuni 1840 und 4. Juli I 
(1. in BP. I. S. 24-30, und die Erläut. in Bd. I. Abth. I. ©. 17—18). 


Zu 68. 27. und 28. 


(Nebertragung oͤrtlicher Auseinanderfegungen an die MI 
glieder der Auseinanderfegungs-Behörden). 


1) Die Organe der Auseinanterfegungd-Behörben betreff., vergl 1 
Erfäut. in Bd. IT. Abth. I. S. 24 — 26, dedgl. die Erläut. zu $. 40. 
der B. v. 20. Juni 1817. 

2) Auch den Iuftitiarien der Auseinanderſetzungs⸗Behdrden bir] 
technifchefchwierige Auseinanderfegungen und Erflattung von Gutech 
darin Übertragen werten. (Bergl. das R. des Min. des 3. v. 3. Dit. 18 
an den Dir. der Gen. Kom. zu Stendal !), in Dünniges Landes: Kult. @ 
3. 3. 8. 325-226). 


1. Bon der Organifation der Reviſions⸗-Kollegien. 


Zu 68. 29-35. 


JVergl. B. v. 30. Juni 1834. $. 14. und 88. 29 — 34,, V. v. 22. Roy. 18 
$$. 7., 10. u. 13.] 


(Organifation der-Mevifiond-Kollegien). 


1) Die durch die K. O. v. 10. April 1817 eingefehten, und du 
den 8.29. der DB. v. 20. Juni 1817 beflätigten, Nevifions-Kollegiı 
forwie die denfelben fpäterhin noch binzugetretenen Mevifions » Kollegien 
Münfter, Pofen und Magdeburg, find durch ten $. 7. var © 
22. Nov. 1844 (8. ©. 1845, S. 19) aufgelöft, und eb iſt dadurch 
deren Stelle das für die ganze Monarchie eingefegte Reviſion 
Kollegium für Landed«- Kultur- Sachen in Berlin angent 
worden. 

Versi. die Erläut. in Br. I. Abth. I. S. 21—24. 

diernach find vie 66. 29. und 30. ver. V. v. 20. Juni 1817 e 
tiquirt. 

2) Der $. 31. der V. v. 20. Juni 1817 und der auf deren 9. 
und 33. bezügliche 6. 14. ver V. v. 30. Juni 1834 find ausdrücklich 
aufgehoben erklärt Durch ten $. 10. ver V. v. 22. Nov. 1844. 

3) In Betreff der Ausfertigung und Publikation ver Griem 
niffe vergl. die Erläut. zum 6. 157. ver V. v. 20. Juni 1817. 


Zu $$. 36-39. 
(Verhaͤltniß der Auseinanderfegungs-Behdrden). 
(Vergl. B. v. 30. Juni 1834, $$. 15. und 16.] 


1) Zu $$. 36., 38. und 39. ver DB. v. 20. Juni 1817. 
a) Der $. 36. foordinirte vie General- Kommiffionen (beziehung 
weife die landwirthſchaftl. Regier.Abtheilungen und Spruch«Kollegien) u 


— — — — —— — — — 


I) Vergl. in Bd, J. S. 40. 
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ie Heviflons-Rollegien, und unterortnete jene tem Miniſterium !); 
a 6. 39. a. a. D. aber ftellte tie Reviſions-Kollegien unter die 
tmeinfchaftliche Leitung ter Min. ter I. und des 9. 2) 

Diefe Befllmmungen hat die V. v. 22. Nov. 1844 nicht aufgehoben; 
au wenn gleich dadurch die fümmtlichen ehemaligen Reviſtons⸗Kollegien 
‚dem Revifond- Kollegium für L. K. S. zu einer Central» Behörde 
zeiniget worden find, fo ift Iektere doch nicht als Aufjichts- Behörde ver 
en.-Kommiffionen, beziehungsmeife Regierungs⸗Abtheilungen, beftellt, viel- 
er hat ter F. 14. der V. v. 22. Nov. 1844 dem Min. des 93.2) alle 
therigen Mechte, aus tem Auffichtörechte über die Auseinanderfegungs- 
ehörten vorbehalten. 

Das Neviftionde Kollegium für L. K. S. ſelbſt aber, welches 
wm Gerichtshoſf iſt, iſt Ten Din. für landwirthſchaftl. 
ngelegenbeiten und der J. untergeoränet ?) (vergl. 6. 8. der V. 
‚2, Nov. 1844 u. F. 39. der V. v. 20. Junt 1817), — felbfiverftänd- 
h unbefchadet feiner Unabhängigkeit ald Spruch-Kollegium. 

b) Durch die Inftr. für die Ober» Präfitenten v. 31. Der. 1825, 66.4. 
7. (@. ©. 1826. ©. 1) find tie General » Kommifftonen (beziehungsweiſe 
ke landwirthſchaftl. Negier.-Abtheilungen) auch den Ober-VBräfidenten 
mergeordnet worden. In diefer Beziehung fchreibt die gedachte Inſtr. vor: 

a) Die Ober: Bräfidenten nehmen zwar an der Detailverwaltung nit Theil, 
we Beſftimmung gebt vielmehr nur dahin, die Adminifiration im Ganzen zu bes 
beiten, für die Uebereinfiimmung der Verwaltungsgrundfäge zu wirken, Mängel 
w Unregelmäßigkeiten abzuftellen. ($. 4. ber Inftr.) 

b) Beſchwerden über Berfügungen der Provinzial-Berwaltungsbehörden haben 
k Ober s Bräfitenten ie prüfen und auf ihre Erledigung durch die Behörden zu 
lem. ($. 7. ber Inſtr.) 

e) Berichte der Provinzial:Berwaltungsbehörben, welche Generalien der Ber: 
wunz, Abänderung ber beftehenten Einrichtungen, oder Anftellung, GEntlaffung 
W Beufionirung ber Beamten zum Gegenitande haben, ingleihen die an die Mic 

einzufendenden Konduitenliſten, fowie alle Berichte, welche der Ober⸗Praͤ⸗ 

baut in biefer Art befonders bezeichnet, werben an ihn kouvertirt und von ihm 

wer befördert; die Befcheide der Miniiterien darauf gelangen in gleicher Art duch 
Ober: Bräfidenten zurüd. ($$. 5., 13. der Initr.) 

e) Die Gen.⸗Kommiſſtonen ftehen, nach 66. 30. und 31. der Allerh. 
weruft. v. 17. Okt. 1811 für die Generals Kommiffarien, im Verbältniffe 
w PBrovinzialsBehörden, deren Rechte ihnen beigelegt find. (Berg. Döns 
ne Landes: Kultur Geſetzgeb. Bd. 3. S. 260, und tie K. D. v. 7. Juni 1834, 
(a Br. 1. ©. 460 ff., fowie has C. R. des Din. des 3. v. 15. Mpril 1822, 
L0.D. ©. 462.) 

2) Zu 66. 36. und 37. der V. v. 20. Juni 1817. 

Ueber tie Konkurrenz ver Regierungen, beziehungsweife der Kreis⸗ 
dandräthe, in Betreff der Beauffichtigung der Spezial-Kommif- 
ten und Feldmefſer, vergl. die $$. 15. und 16. der V. v. 30. Juni 
1834 und die Erläut. dazu (f. unten). 

3) Zum $. 37. der V. v. 20. Juni 1817. 

a) Die V. v. 2. Jan. 1849 über die anderweitige Organifation der 
Seite (8. ©. 1819, S. 1) beſtimmt im $. 38.: 










1) Degenwärtig bem Min. für landwirthſchaftl. Angelegenhei: 
ke, (Bergl. Bo. I. Abih. I. ©. 6.) 

2) Bergl. die vorige Note. 

3) Bergl. die vorige Note. 

4) Bergl. Bd. II. Abth. I. ©. 22. — 86 beruht auf einem Drudfehler, 
If a. a. D. bemerkt worden, das Revif.Rolleg. für 2, 8. ©. fei den Min. bes 
$ 8. der F. untergeorbnet. 

18* 
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In den Berbältniffe der Gerichte zu den Berwaltungs : Behörden wird ber 
das gegenwärtige Geſetz nichts geändert. Sie fellen ſich gegenjeitig bei Griebigung 
der ihnen obliegenden Geſchäfte innerhalb ihres Reſſorts Unterftügung Seiten; die 
Verwaltungs : Behörden find jedoch nicht ferner befugt, in Angelegenheiten ihr 
Nefforts den Juſtiz-Unterbehörden Anmeifungen zu eriheilen und fie zu deren Bes 
folgung anzuhalten. ') Die entgegenitehente Beitinnmung der Ordre v. 81. Der. 
1825 unter D. Nr. XII. (©. ©. 1826. ©. 11.) wirt aufgehoben, 


b) Der 6. 108. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 fchreibt vor, 


bag die Auseinanderjegungs «Behörden befugt find, mit ber Beforgumg cmeb 
ner, zum Auseinanderfegungs = Verfahren gehöriger Gefchäfte, und ſelbſt wis der 
Bearbeitung einfaher Auseinanderfeßungen, jetem Etaats: und Bemeinde-Bremim 
u beauftragen, und daß tiefe verpflichtet find, fih innerhalb ihres Amtebezirks fol: 
Aufträgen zu unterziehen. 


Vergl.: 

o) vie Erläut. zum 6. 108. tes Ablöf. Gef. v. 2. Maͤrz 1858 
(ſ. in Bo. Il. Abth. I. S. 757—758). 

£) $-. 62. der V. v. 20. Juni 1817 und die Erläut. Dazu. 

c) Das R. des Juſt. Min. v. 16. Dec. 1831?) (v. 8. Jahrb. Br. 
©. 298 u. Anıı. Bd. 15. S. 753) verpflichtet vie Untergerichte, 


auf Verlangen der Nuseinanderfeßunge: Behörden die zur Ausfüllung der Ge 
fhäftstabellen erforderlichen Nachrichten einzuziehen, in fofern dies ohne große Beb 
terungen gefchehen kann; es dürfen indeg die Auseinanderfegungs s Behörken ben 
Gerichten nur ſolche Punkte zur nähern Aufklärung überweilen, welche in ter Res 
gel namhaft zu madyen, tie aus tem Rezeſſe und den vorliegenden Verhandlungen 
gar nicht oder dech nicht überfichtlicdh genug hervorgehen. 


4) Zum $. 38. der V. v. 20. Juni 1817. 

a) Betreffend die Befegung der Stellen bei ten Gen.-Kommife 
fionen (beziehungsmweife ten landwirthſchaftl. Negier.»-Abtheilungen). 

ao) Nah $. 38. ter DB. v. 20. Juni 1817 follte tie Befehung der 
Stellen bei ven Gen. Kommifflonen durch Ten Min. des I. °) erfolgen 
Diefe Vorfchrift iſt indeß morificirt, intem: 

ca) turd Ten $. 2. des ©. v. 25. Sept. 1820 *) und ten 6.3 
des Ausführ.-&ef. v. 7. Juni 1821 vorgefchrieben ift, daß vie Anflelung 


— — — — — —— | — — —— 


1) Hiernach modificiren ſich folgende Beſtimmungen: 

a) Das R. des Juſtizmin. v. 4. Febr. 1820, wonach die Gen.⸗Kom. für be⸗ 
fugt erflärt find, den Untergerichten in Gegenſtänden ihres Reſſorte Asf⸗ 
träge zu ertheilen, ohne ſich dabei des Requiſitionéſtyls zu bu 
dienen. (v. K. Jahrb. Bd. 15. S. 11, Gräff Br. 3. €. 89.) 

b) Das R. des Min. des I. v. 26. Sept. 1834, daß die Vorſchrift des $. 37. 
der B v. 20. Juni 1817 nur von ſolchen Gefchäften zu verſtehen fer, welde Mt 
Gen.⸗Kom. ſelbſt zu verrichten befugt find, nicht aber von Handlungen der ao 
übenden Juftizverwaltung, 3. B. Gintragungen in die Hyp. Bücher, w 
weldhe bie Gen.:Kom. bie Gerichte zwar zu requiriren, ihnen aber | 
Befehle zu erteilen haben. (Koh 8 Agrargef., 3. Aufl. S. 197.) 

c) Das R. des Min. des 3. v. 20. Dec. 1836, daß die Gen.⸗Kom. bring 
Sr: bie Gerichte durch Strafen zur Befolgung ihrer Befehle anzuhelee 

endaſ.) 

d) Vergl. auch die R. v. 11. Sept. 1518, 23. Jan. u. 12. April 1819 ab 
12. Nov. 1821 (v. K. Jahrb. Br. 12. S. 265, Br. 13. S. 24 1. 78 
u. Bd. 18. ©. 294, Gräfi Bd. 3. ©. 95, 99 u. 101), betr. das Im 
haͤltniß der Untergerichte zu den Regierungen. 

2) FA in B. 1. ©. —A— Bil 

) Gegenwärtig durch tas Min. für landwirthſchaftl. Ang. 
Br. I. Abıh. I. ©. 6.) , ‘ .‘ 

3) Bergl. in Br. 1. ©. 19. 
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e zum Michteramte qualificirtien Mitglieter dur die Min. 
ed £ und der I. 1) gemeinfchaftlich bewirft werben fol, und 

8) die Wiederbefeßung erledigter Direktor» Stellen durch den 
inig ebenfo, wie binfichtlich ter Präfldenten der übrigen Provinzial⸗ 
olegien, auf den Vorfchlag des Staatöminifteriums, erfolgen fol. (Vergl. 
7 y 10. Febr. 1835, in Dönniges Landes- Kult. Gef. Bd. 3. ©. 163 

EP) Berg. die Erläut. zum $. 2. der V. v. 20. Juni 1817 ad II. 
.eben ©. 239). 

y) In Betreff der an die Stelle der aufgelöflen Gen »Kommifflonen 
Kretenen landwirthſchaftl. Regierungd«- Abtheilungen vergl. 6.9. 
a®. v. 30. Juni 18342), 5.3. der ®. v. 27. Juni 1840?) und ©. 118. 
®. v. 4. Juli 1840 *). 

b) Ueber die von den Auseinanderfegungd- Behörden an dad Min. 
k lantwirchichaftl. Ang. zu erflattenden DBermaltungs » Berichte und 
e (dush das C. M. tes Min. tes I. v. 3. Febr. 1836, v. K. Ann. 
20. ©. 594), angeordnete jährliche Veröffentlichung der Mefultate der 
einander Tehungegeiipäfte, vergl. Dönniges Landes⸗-Kult. Gef. Br. 3. 
.375—383. 5) 


II. Bon Spezial-Kommiffionen. 
[Rergl. V. v. 30. Juni 1834. 88. 17. u. 18] 
Zum $. 40. 

(Ihre Beflimmung.) 


Die Beftimmung des $. 40. fintet fi) auch im Art. 108. der Defl. 
29. Rai 1816. 


Zum $. 41. 
(Pflichten der Speztal-Kommiffionen.) 


Die im ©. 41. aufgeftellten allgemeinen Grundfäge über die Pflichten 
n Spezial» Kommiffarien finden ihre nähere Beflimmung in ten 66. 17. 
w 18. ver V. v. 30. Juni 1834. 


Zum F. 42. 


(Ulgemeine Norm des Benehmend der Spezial- Kommif- 
farien.) 
1) In Bezug auf die bei ver Auseinanderſetzung zuzuziehenden Pri⸗ 


iperfonen. 
a) Bei den Verhandlungeu ter Auseinanterfegungs» Behörden tritt 





4) Die Konkurrenz des Juflizmin. bei Ernennung der zum Richteramte 
sähzirten Mitglieder der Gen.⸗Kom. iſt antiquirt, feitbem ſämmtliche Mit: 
der der Ben.:Rommiffionen zu RegierungssRäthen ernannt worden. 

2) Bergl. in Br. I. ©. 26. 

3) Ebenvdaf. S. 27. 

4) Ebendaſ. ©. 29. 

5) Die neuefte Aufammenitellung der Refultate der von den fämmtlichen 
Weinanberfehungs: Behörden im Jahre 1852 ausgeführten Regulirungen, Abloͤſun⸗ 
ı und Gemeinheitstheilungen, mit Hinzurechnung der Refultate aus den Vorjah⸗ 
bie Gute 1851 iſt mitgeteilt in dem Min. BI. d. 1. V. 1859, ©. W8—WUAi. 
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der 6. 42. der V. v. 20. Juni 1817 an die Stelle der Borf vs 
6 4.8.0.1 25 Fi 


S. 

Angenommen von tem Nevifiond- Kollegium für 2.8.6. u 
tesm 26. Nov. 1852. 

Das Urtel führt zugleich aus, es müffe vermuthet werten, daß ve 
Spezial Rommifferlus den ihm durch den $. 42. zur Pflicht gemachten Ob 
liegenheiten genügt babe, weil vie Bräfuntion für die Legalität amtlicher 
Verhandlungen freite, und es fei nicht erforderlich, tie jedesmaligen ein⸗ 
zelnen Vorhaltungen und Bereutungen im Protokolle nieberaufehzeiben, ” 
der $. 42. dies nicht verortne. (Seitſchr. des Revif. Kolleg. Br. 6. S. 198 
und Präj. Samml. deſſelb. S. 19, Nr. 7.) 

b) Die Anerfenntniffe in Bezug auf Befigveränderungss 
Abgaben betr., vergl. die Erläut. zum F. 40. des Ablöf. Geſ. v. 2. Ai 
1850, Zuf. II. sub 4. ad b. (f. in Bd. II. Abth. L S. 450451.) 

2) In Bezug auf dad Fonkurrirende Intereffe des Staats, der me« 
zalifhen PBerfonen und ter entfernteren Intereffenten, ve 
ne ma zu ten 66. 43., 44. und 45. ff. der V. v. 20. Iumi 18 

. unten. 


3um $. 43. 
[Bergl. 2. v. 30. Juni 1834 6. 11. und V. v. 22. Nov. 1544 58. 11. u. 12] 


(Wahrnehmung des landespolizeilichen und fißfalifchen Ia- 
tereffe.) 


Die B. v. 20. Iuni 1817 ſpricht im F. 4. (ad 2.) ven allgemei- 
nen Grundfaß aus, 
dag die Auseinanderfehunge:Behörben verpflichtet fein follen, dae Interefie bed 
Staates Hinfihtlih der landespolizeilichen Gegenflände der Auscinanders 
feßung, ingleihen bezüglih der Bertheilung der öffentlihen und Real: 
abgaben an den Staat, an Kirhen und Pfarren, von Amtswegen 
wahrzunehmen. ') 

Der $. 15. a. a. O. beſtimmt diefe Verpflichtung näher dahin, Def 
fie nach Vorfchrift des F. 43. a. a. O. für reine Befigverbältniffe, 
für die gehörige Bertbeilung ver Öffentlichen Laften und KReel⸗ 
abgaben, zu forgen haben und daß tie in tiefer Rückſicht vorkommen 
den Streitigfeiten zu ihrem Reſſort gehören. 

Die fpezielleren Beflimmungen hierüber ertheilen forann: 

a) der 6. 43. der B. v. 20. Suni 1817, 

b) ver 8.9. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821, 

c) der F. 11. ver V. v. 30. Juni 1834. 

Die Verpflichtungen, welche nach dieſen gefeglichen Beſtimmungen wm: 
necinanerfegungd-'Behörten obliegen, zerfallen in zwei Kathegerien, 
nämlich: 

1) die Verpflichtung zur Wahrnehmung tes Fantespolizeilicen ' 
Intereffe im eigentlichen Sinne, und 

2) die Verpflichtung zur Berüdfichtigung des fiskaliſchen Ä 
und ter gehörigen Verthellung der Öffentlichen und Kealeb⸗ 
gaben. 

Bon beiden Kathegorien ift taher abgeſondert zu handeln. 


1) Auch der 8. 162. Nr. 4. der V. v. 20. Juni 1817 ſchreibt wor, dep M 
Auseinanderfegungs = Behörde bei Prüfung des Rezeffes das Iandesyell 
zeiliche Intereffe berückfichtigen foll, 
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id. 

lerauf beziehen ſich die Vorſchriften des F. 4. ad 1., 2. und 3. 
v. 20. Juni 1817, tes $. 9. des Ausführ. Geſ. o. 7. Juni 1821 
Alweiſe des F. 11. der V. v. 30. Juni 1834. 

a dieſe Vorſchriften Enüpfen ſich folgende erläuternde Bemerkungen: 
Zum ©. 43. (Wir. 1. 2 u. 3.) der V. v. 20. Juni 1817. 
Die Befimmungen des $. 43. der V. v. 20. Juni 1817 verfolgen 
tundprinzip der Lantes-Rulturgefeßgebung, von dem das Er. v. 
1807, das Landes» Kultur» Er. v. 14. Sept. 1811 6.7. und das 
. Er. v. 14. Sept. 1811 ausgehen, naͤmlich das Prinzip, die Frei: 
t Perſon und red Gewerbes, ein volles, reines und theil» 

Gigentbum, bervorzurufen. 

ich ter im $. 1. der V. v. 30. Juni 1834 unt in ten fpäteren 
Kultur-Befegen!) ausgefprochenen Austehnung der V. dv. 20. Juni 
ind der V. v. 30. Juni 1834 auf alle zum Meffort der Außein- 
hangd-Bepörden gerwiefenen Angelegenheiten, gilt jenes Prinzip jegt 
veim. 

berdieß hat der F. 11. der DB. v. 22. Nov. 1844 dem Revifions- 
jium für 2. 8. ©. in Unfehung der Wahrnehmung der landes⸗ 
lichen (und flaatömwirtäfchaftlichen) Intereffen gleiche Befugniſſe 
tpflichtungen, wie den Gen.⸗Kommiſſionen seigelegt. 

Nach den fpeziellen Beflimmungen des $. 43. liegt den Auß- 
fegungd- Behörden und deren Kommiffarien (vergl. $. 15. der V. 
juni 1817) 0b, bei allen Auseinanderfegungsgefchäften dafür zu 


daB: 

ie Rufikalitellen lets zum vollen und reinen @igenthume überlaf: 
en und mit feinen @infhränfungen und Laſten belegt werben, woburd 
eren Ralur verändert oder deren Kultur und Nußbarkeit beeintraͤchti⸗ 
jet wird; 

u Betreff der dem Gutsherrn vorbehaltenen Renten feine deren Theilbar: 
eit befchränkenden Abreben getroffen werben ; 

eine mehrere als nach den Geſetzen zuläffige Dienfte, feine unflxirte Laube: 
sin ?2) und Zehnten und feine die perfönliche Freiheit befchränfende Bela: 
'ungen feflgefegt werden. 

e Zentenz diefer Borfchriften, welchen bereitö der 6. 7. des Landes⸗ 
Ed. v. 14. Sept. 1811 zur Baſts dient, ift dahin gerichtet, die Bil⸗ 
euer kulturſchädlicher Verhältniffe zu verhüten, deren Auf- 
„ fofern tergleichen Verbältniffe beftehen, vie Gefehgebung zum 
e bat.? 


) 
ınz diefelbe Tentenz haben die erweiternden Vorfchriften der $6. 91. 
. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, welchen vie Beflimmungen des 
. (Alin. 5.) der Berfaff.-Urfunte v. 31. Ian. 1850 zur Brundlage 
) und welche dahin gehen: 


Bergl. Gef. v. 22. Dec. 1839 für die Graffchaften Wittgenftein $. 36, 
d. 1. ©. 305. ff.), ©. v. 18. Juni 1640 für Siegen, $. 4. (f. in Bb. 
3.), G. v. 18. Juni 1840 für das Herzogthum Weſtphalen, 6. 4. (f. in 
B. 304.), Ablöf. ©. v. 18. Juni 1840 $. 138. (G. ©. 1840 ©. 156.), 
). v. 4. Juli 1840 (G. ©. 1840 ©. 195.). 

Vergl. 5. 37. des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 und die Grläut. dazu 
m. Abth. 1. ©. 421 fi. 

8 die Erläut. zum 6.7. des Landes⸗Kult. Ed. v. 14. Sept. 1811 in 
Abth. I. ©. 95 fi. 

Berol. die Srläut. zu den 86. 91. u. 92. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
uf. II., f. in Vd. IL. Abth. I. ©. 705 ff. 
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a) daß Erbpacht-, Grbzins: und andere dergleichen Verträge, welde auf ver 
Annahme eines getheilten Gigenthbums beruhen, nicht ferner geſchloſſen wers 
ben dürfen '); die erbliche Ueberlaffung von Orundeigenthum muß ſtets zum 
vollen Eigenthume gefchehen: 

b) tag bei Veräußerung von Grundſtücken niemals Laſten vorbebungen mb 
dem veräußerten Grundſtücke auferlegt werden dürfen, welche das Ablöf. Ge 
für ablösbar erflärt, — und alle Reallaften (mit Ausnahme der Be 
fhränfung des $. 6.) find ablösbar; — nur in Betreff feſter Geldrens 
ten wird die im $. 91. Alin. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 Rateirke 
Ausnahme gemadıt; 

c) daß bei Auferlegung von Kapitalien auf Grundſtücke ober Gerechtigkeiin 
niemals eine längere, ale höchſtens 3Ojährige Unfündbarfeit vorbebunge 
werden darf. 


3) Mit NRüdfiht auf vie oben sub 2. gerachten einzelnen Beim 
mungen des F 43. ver V. v. 20. uni 1817 (ad 1., 2. und 3.) iſt ned 
zu bemerken: 


a) Das C. N. res Min. des I. v. 27. Bebr. 1835 (v. NR. Am 
Br. 19. S. 80, Nr. 66. u. S. 82, Nr. 67.) verbietet den Auseinanterfi 
Behörden (unter Bezugnahme auf die Vorfchriften ver 66. 4., 15., 
43. u. 162. der V. v. 20. Juni 1817, der 66. 5. u. 9. des Ausführ.@e 
v. 7. Suni 1821 und der 66.1. u. 38. ter V. v. 30. Juni 1834) vie Be 
fätigung folcher Nezeffe, in welchen vie Verabretung enthalten, daß jede 
Einzelne ter (bis dahin nicht folivarifch für Dienfle und Natural Abgaben 
verbufteten) DBerpflichteten für den Gefammtbetrag der an die Stelle wer 
aufgehobenen Xaften tretenden Renten folidarifch haften folle. 


b) Ueber die Unzuläffigfeit der Begrüntung neuer vertragsmäßl« 
ger Vorkaufs-Rechte (insbeſondere bei Negulirungen) vergl. vie Erläm. 
jum $ 2 Dir. 6. tes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 (f. in Bd. IT. atth. l. 
©. — 250). 


4) Das Schluß» Ulin. des F. 43. ver V. v. 20. Juni 1817 beftkumt 
übrigens, 
dag Abreden, weldhe den Bellimmungen tes $. 43. entgegenlaufen, nicht beRätige 
werden, fondern die Auseinanderfegungs: Behörden die Intereffenten darüber bedes 
ten, und ein anderes den Gefegen gemäßes Abfommen vermitteln, ober in beffen 
Grmangelung an die Gen.-Kom— berichten follen. 


af Der 6. 91. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 beflimmt (im legim 
Iin.), 


dag vertragsmäßige, ten Borfchriiten des $. 91. zuwiderlaufende Beſti 
virfungslos fein follen, unbeſchadet der Rechteverbindlichfeit bes ſonſtigen 
eines folden Bertrages. ?) 


Ueber dad Berfahren ver „udeinanberfegunga Vehorden in foldes 
Fällen vergl. tie FF. 163— 165. ter B. v. 20. Jum 1817. 


Nah g. 15. (Min. 2.) a.a.D. gehören übrigens Streitigkeiten, 


1) Bereits die Neffe. des Min. des I. v. 3. Maͤrz 1819 und v. 7. De 
1820 (Koh 6 Agrargef., 4. Aufl. S. 262.) verboten den Gen.sKRommifhentt 
die Betätigung folder Nezeffe, in welchen Verabredungen enthalten, wonaqh ii 
Regulirungen das Bigenthum der bäuerlihen Stellen nicht unbefchränft, fordern 
1" Erbpachtérechten auf die Ruſtikalbeſitzer übergeben ſollte. In Betreff Ib 
erfahrene für Bälle, wo dergl. unflatthafte Verabredungen getroffen werdet, 
allen zie alleg. Reſtr. auf die Borfchriften der FF. 163—165. der B. ». M. 
uni 
2) In Betreff der Wirkungslofigfeit der Stipulation unfirirter Bu 
fipveränderungs- Abgaben vergl. $. 37. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1858 
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Ge in dieſer Nüdficht vorkommen, lediglich zum Reſſort der Ausein- 

nfegungs = Behörben. 

Bergl. $. 88. ver V. v. 80. Juni 1834. 

B. Zum $.9. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821, 

Diefer $. dehnt die im 6. 4. Nr. 2. der V. v. 20. Juni 1817 den 

einanterfegungs» Behörden nur bezüglich Ter Regulirungen und damit 

ı verbundenen Gem.» Theilungen auferlegte Verpflichtung ter Wahr- 

nung des landespolizeilichen Interefie® auf alle Bem.-Thei- 

gs⸗ und Abloſungs⸗Geſchäfte aus, und erweitert zugleich vie 

ff. Verpflichtung tahin, 

die Spezial⸗Kommiſſarien die im $. 43. der V. v. 20. Juni 1817 gedachten 

syenheiten in Beziehung auf alles Grundeigenthum, defien Berbältniffe durch 
ittelung verändert, und auf alle Gefchäfte, welche ihnen nach Inhalt der 

Sten B. übertragen worden, in Erfüllung zu bringen haben. 


Insbeſondere follen die Spezial-Kommiffarten darauf halten, 

bei der neuen Bertheilung ber Ländereien, und zwar chne Unterfchieb der 
t, ob dieſelben gleich völlig auseinandergefeßt werten, oder die Befitzer die 
re beftandene Gemeinſchaft fortfeßen wollen, die auseinanbergefeßten Grund: 
ı den Zwecken ber Auseinanderfegung gemäß, fogleih benugt, und leßtere auch 
den noch in Bemeinheit verbleibenden Orunditüden dereinſt, wenn fi bie 
Inegmer zu deren Aufhebnng entſchließen, ohne große Schwierigkeit, und mög- 
ohne Umtaufch der Laͤndereien, erreicht werben fönnen. 


Zu diefem Zwecke werden ſodann fpezielle Anweiſungen Behufs Ver⸗ 
dns zmedmäßiger Planlagen und deren fchidlicher Verbindung 
5 Wege und Triften ertheilt. 

Bergl. hierüber die befonderen Erläut. zum $. 9. des Ausführ.- 
v. 7. Sunt 1821 und zu den 66. 136—139. der B. v. 20. Juni 1817. 
Der 5. 9. des Ausführ.»Gef. v. 7. Juni 1821 enthält ſchließlich, 
fo wie ter Schlußfah des F. 43. der V. v. 20. Juni 1817, die An⸗ 
ungen über das Verfahren ter Kommiffarien Behufs Herbeiführung 
ı den gefeglihen Vorfhhriften entfprechenden Abkommens, in 
jer Beziehung auf dad oben S. 280, ad A sub 4. Bemerfte Bezug 
ehmen ift. 

C. Zum $. 11. der V. v. 30. Juni 1834. 

Der 6. 11. der V. v. 30. Juni 1834 unterfcheidet Teutlicher, als dies 
m $6.4., 15. und 43. der DB. v. 20. Juni 1817 gefchehen iſt, zwi⸗ 
den Iantespolizeilichen und den fiskaliſchen Intereffen. 

Die fiskalifhen Rechte beziehen fich auf alle Arten ter Staats⸗ 
mfte, welche aus dem Befteuerungsrechte — als einem Hoheitsrechte 
Staated, — aus tem befonderen Staatseigenthume, den nußbaren Re⸗ 
u und anderen Staatdabgaben fließen. *) 

Fur die Wahrnehmung des fiskaliſchen Intereffes durch die Aus⸗ 
ınderfegungs«- Behörden ift im $. 11. der V. v. 30. Juni 1834 
bränft, dagegen die Wahrnehmung der Iandespolizeilichen In» 
ſen ihnen vollftändig belaffen worden. 

TI. Das fistalifche Intereffe und die Vertheilung der öffent» 
eu und Realabgaben betreffent. 

A. Zunaͤchſt das fiſkaliſche Intereffe anlangent, fo macht der $. 4. 
* V. v. 20. Juni 1817 den Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden zur 


$) Bergl. A. 2. ®. 11. 13. 88. 6. 15., Il. 14. 88. 1. ſfi, KeäO. v. 4. Der 
ie 6. 1831. €. 255.). 
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das Intereffe des Staates bezüglich der Vertheilung ver öffentliche 
und Mealabgaben an den Staat wahrzunehmen, 
welche Beftimmung der $. 15. a. a. O. wiederholt. 

Nähere Beftimmungen hierüber find weder in der V. v. 20. Ju 
1817, noch in dem Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821 enthalten. 

Dagegen bat ver 6. 11. der V. v. Juni 1834 die gedachte Verpflich 
tung der Auseinanterfegungd » Bebdrden eingefhränft, inde 
derfelbe anordnet: 

a) daß bie Auseinanberfeungs - Behörden verpflichtet fein follen, vor chi 
gung der Rezeflfe die GrundfleuersRepartitionen der betr. Departıfe 
gierung zus Genehmigung mitzutheilen, auch dafür zu jorgen, be 
in ben Rezeſſen oder Beitätigungs s Urkunden ausgebrüdt werde, daß 
Steuervertheilung nad den beftehenden Steuer⸗Grundſätzen und mi 
Genehmigung der Regierung, wie geichehen, regulirt fei; 

h) daß dagegen die Regierungen und Provinzial: Sgul: Kollegieı 
dem Fiskus und die von ihnen reffortirenden Anftalten weg 
aller zu ihrer (unmittelbaren) Verwaltung gehörigen Suter und guteher 
lichen Berechtigungen reſp. felbit zu vertreten, und bie unmittelbaren Ber 
walter, fisfalifchen Bedienten oder fonftigen Bevollmächtigten mit den erfer 
Autorifationen und Inftruftionen zu verſehen haben, und daß ihnen in bie 
fer Beziehung alles dasjenige obliegt, was nad den Geſchaͤfis⸗Inſtrultiouec 
den Auseinanderfegungs : Behörden Yon Privatyerfonen und beren Beuel 
mächtigten beigebracht und geleiftet werben muß. 


In Bezug bierauf ift Folgendes zu bemerken: 

1) Die Grundfäge besüglih der Vertheilung der Staatsab⸗ 
gaben und indbefondere der Grundſteuer, refp. deren Umfchreibung 
in Bolge von Auseinanterfegungsgefchäften betxeffend, fo wird auf vie &» 
läut. zu ten 66. 66. und 96. des Abloͤſ. Geſ. v. 2. März 1850 (I. i 
Bd. II. Abth. 1. S. 576—580 u. ©. 725—726), fomwie zum $. 156. ter Gem 
Th. O. v. 7. Iuni 1821 (f. oben S. 173—179) verwiefen. 

Uebrigens ift noch zu bemerken: 

a) daß ed nach 6.43. ad 4. ver DB. v. 20. Juni 1817 bezüglich da 
Staatslaften unzuläffig ift, daß ein Intereffent für den andern fol 
übernehme; 

b) daß nah dem C. R. des Min. des I. u. d. P. v. 31. Ju 
1842 2) (Min. Bl. d. i. V. 1842, S. 29, Nr. 42.), auch in Bällen, wo Ber 
anlaffung zu einer veränderten Steuervertheilung nicht vorhanden p 
fein jcheint, dennoch die Zuftimmung ter eg. eingeholt werden muß, u 
daß es nur bei ſolchen Rezeſſen der Kommunikation nidyt bedarf, weidt 
gar Feine Gegenſtaͤnde berühren, vie nach ter Provinzialverfaffung WM 
Steuerentrichtung unterliegen. 

Es ergiebt jich übrigend aus den oben in Bezug genommenen Eili 
zu den MVorfchriften des Aızf. Gef. v. 2. März 1850 65. 66. u. 96. um 
ter Gem. 3b. D. 6. 156., daß und weshalb diefer Gegenſtand einer au⸗ 
derweitigen gefeglihen Regulirung dringent bedarf. 

2) Die den Audeinanderfegungd-Behdrden bis dahin obgelegene Bes 
pflichtung zur Wahrnehmung der landesdslehnsherrlichen Rechte Wi 
Fiskus finder in fofern nicht weiter flatt, als durch den $.2. Nr. 1. wi 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 dad Obereigenthbum tes Lehnähern 





1) Vergl. in Bd. I. ©. 642. Dies C. R. iſt den Reg. der Provinzen Pe 
fen, Bommern, Schlefien, Sachſen, Sadfen, Weſtphalen und zu Polsbam 
C. 8. der Gen. Gteuerdir. v. 16. März 1842 (Min. BL. d. i. V. 1842, ©. 1 
u, Gentralbl, des Bin. Min. 1842. S. 246) zur Kenntnifnahme 
worben. 
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und bie lediglich aus demſelben entfpringenven, in dem 6.5. a. a. O nidı 
add fortbeftebend bezeichneten Mechte bei allen innerhalb des Staates bele⸗ 
genen Lehnen, mit alleiniger Ausnahme ter Thronlehen, für aufgehoben 
eflärt worden find. 

In fofern indeß der $. 5. a. a. O. die echte der biöherigen Lehns⸗ 
jerren auf die dort gedachten Berechtigungen auf Abgaben und Leiftun- 
gen vorbehalten bat, muß die Wahrnehmung ver betr. jura fisci mit Rück⸗ 
IM auf $. 11. ver V. v. 90. Junt 1834, durch die betr. fisfalifche 
Schörte erfolgen. !) 

B. Die Beribeilung der nit fißfalifchen dffentlihen Abga⸗ 
ben und Reallaſten an Kirchen, Schulen und andere öffentliche 
Inkalten, auh der KRommunallaften, anlangend, ß beftinnmt die V. 
20. uni 1817 6.4. Nr. 2., 6.15. und 6.43. Nr. 4 

a) veß folge den Auseinanderfeßunge » Behörden ref. deren Abgeorbneten 
t; 


b) daß Dabei geftattet werden fann, ba ein Interefient für den andern berglei: 

en aben gegen angemefiene Sicherheit übernehme; 

c) Fi Streitigkeiten berüber levigli zum Reflort der Auseinanderfeßunge: 

Behörden gehören, besgl. 

d) in welcher Art bie Ausermanberfe unge-Behörden zu verfahren haben, um 
in biefer Beziehung ein den gelehlihen Borfehriften entfprechendes Abtom: 
nn 1° vermitteln. (Bergl. SS. 162— 165. a. a. D. und $. 38. der 2. 

Juni 1834.) 


Die nähere Darfiellung ter Reſſort⸗ „eahältniffe und des Terfahrene 
a dieſer Dweziehuns I fl in Th. II. sub V. Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 2. 
ep. 4. (f. in Br. IL. Mbth. 1. ©. 129 ff. u. ©. 150-167), ſcwie in ven 

zu dem ©. v. 3. Jan. 1845 (ebendaf. S. 177 ff.) gegeben, worauf 
lernit verwieſen wird. 

Die Regulirung jener oͤffentlichen Abgaben⸗-Verhaͤltniſſe durch die 
aseinanderfegungs- Behörden ifl, wie a. a. D. ©. 131 gezeigt 
— immer nur als ein Theilſtück einer Haupt⸗Auseinander⸗ 

bung oder ald Nebengefchäft Hei einer Negulirung, Abloͤſung 
ser Gemeinheitstbeilung zuläffig- 

Vergl. hierüber auch: 

a) G. R. des Nin. des I. u. d. P. v. 20. Juli 1839 9) (v. 8. Ann. Br. 
2. ©. 264. 

b) R. des Min. bes hr Tan ieth ſchafm Abth. v. 22. Sept. 18402) (Min. 
BL2.i.B. 184. ©. 37. 

e) die in. zum a, *. 2 Mir 1550 58. 66. und 96. (f. in 
Br. II. Abth. 1. 576. ff. u. ©. 725. ff.), desgl. zum $. 156. der Gem. 
Te. D. . ne 173. #.). 


1) re: find die Neffe. des Juſt. Min. v. 7. Mai 1832 und des Min. 
93.9. 15. ej. m. (v. K. Ann. Bd. 16. ©. 101. u. Jahrb. Bd. 39. S. 379.) 
> ve in. dis 3 lanbwirthfhaftl Abthl., v. 29. Juli 1839 (v. KR. Ann. Br. 
©. 603.) nicht mehr von praftiichem Interefle. Diefelben hatten ausgefpre: 
em, daß bie landeslehns herrlihen Rechte des Fiskus lediglich von ben Ausein: 
RA? Bar s Behörben wahrzunehmen feien und die Obergerichte, als 
ön6:Kurien, dabei in Feiner Weife zu Eonfurriven haben; indeß follten bie 
sseinanderfeßunge-Behörden den Echns:KRurien nach beendigter Auseinanderfegung 
mw der hierdurch entilandenen Veränderung und von ber Art, wie hierbei bie 
opte bes Fiskus, ale Lehnsherrn, wahrgenommen worben, Fenntniß geben, ent: 
wer buch — eines Rejeß⸗ Eremplars, oder eines Auszugs aus demſel⸗ 
m, sder durch ein amtliches reiben. 

2) Bergl. in Br. I. ©. 481 

3) Ghendaf. ©. 482. 
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Zum $. 44. 
[Bergl. 2. v. 30. Juni 1834 $. 11., V. v. 22. Nor. 1844 8. 11.] 
(Wahrnehmung ver Nechte moralifcher Berfonen.) 


l. Der $. 4. (ad 2.) ter V. v. 20. Sunt 1817 fpricht das Prin⸗ 
zip auß, 

daß die Auseinanderfegungs » Behörden verpflidtet find, von Amté weger 
das Intereffe tes Staates hinfichtlih der Oberauffidht über das Bermögen 
der Korporationen wahrzunehmen, 


und die 66. 17. und 18. a. a. O. beftimmen dies näher dahin, daß We 
Auseinanderfegungd- Behörde: | 

a) in Hinfiht der moralifhen Perfonen, als des Fiskus, der geiſtlichen uub 
öffentlihen Inftitute, deren Bermögensverwaltung mittelbar oder unmillel 
bar unter einer Staatsbehörde fteht, die Stelle diefer Behörde mit ihen 
Rechten und Pflichten vergeftalt vertritt, daß es einer Rommunilatien mi 
berfelben nicht weiter bebarf, als infofern fie es zu ihrer eigenen Infermss 
tion nöthig findet; fo daß alfo die Genehmigung der Auseinanderfehunge 
Behörde in diefen Angelegenheiten eben bie Wirfung bat, die denen Der 
ordentlichen Staatsbehörbe zukommt; 

b) wenn jedoch nach dem Gegenſtande des Vertrages und der Qualität der 
betreff. Korporation verfaflungmäßig die Immebiatgenehmigung ober bie 
Approbation des Min. erforderlich ift, fo foll foldhe von ber Auseinander⸗ 
feßungs:Behörde bei dem betreff. Min. nachgeſucht werben. 


sm Anſchluß an diefe Beſtimmungen verfügt endlich noch ver $. 4. 
a. a. O., 


daß die Kommiſſarien ber Aunseinanderſetzunge⸗Behoͤrden dafür forgen fe 
len, taß die gedachten moralifhen PBerfonen für ihre Berechtigungen den . 
gemäß abgefunden werben, und daß fie, im Falle die Bertreter diefer Perfonen 
ın Grfüllung ihrer Pfliht in Beziehung auf die Auseinanderfegung nachläſſig 8* 
gen, dieſelben zurechtweiſen, allenfalls auch der zur unmittelbaren Verwaltung 
rufenen Station davon Kenntniß geben und fich durch unmittelbare Korrefponbem 
mit terfelben die nöthigen Aufflärungen verfhaffen follen. 


Der 6. 162. Nr. 2. a. a. O. endlich fchreibt Ten Auseinanterfegungb 
Behörden vor, dies bei Prüfung des Rezeſſes fpeziell zu überwachen. 

Die B. v. 30. Juni 1834 bat diefe Vorſchriften ter V. v. 20. Jur 
1817 theils beftätiget, tbeild modificirt, indem fie in $. 11. beftimmt, 

a) daß den Auseinanderfegungs: Behörden in Beziehung auf die bei ihnen ww 
hängigen Auseinanderfeßungen zwar tie Ausübung bes ben Provi 
Behörden zuflindigen Oberaufiihtsrechtes über das Bermögen der Kerpen 
rationen und öffentlichen Anftalten; desgleihen die Wahrnehmung ber Be 
tronatrechte in Betreff der von dem Patronate der Regierungen reffortirembet 
geiftlichen Güter verbleiben joll; 

b) dagegen bie Regierungen und Provinzial: Schul: Kollegien den Fiskus um 
die von ibnen reffertirenden Anitalten wegen aller zu ihrer Verwaltung ge 
— Güter und gutéherrlichen Berechtigungen reſp. ſelbſt zu verucn 

aben; 

c) daß den Regierungen bie Konkurrenz wegen Beauffichtigung der Gmbh 
und Dorfgemeinden aflgemein in foweit vorbehalten und übertragen wer, 
daß fie bei vorkommenden @emeinheitstheilungen in Städten und Dorfes 
dahin zu fehen haben, daß das Gemeindevermoͤgen nicht verfürgt werde, 
welchem Zwecke die AuseinanderfeßungssBehörben den Regierungen von } 
ber Semeinheitstheilung oder beantragten Teilung folder Gegenkänbe, 
ſquic deren ein Zweifel obwaltet, ob ſolche zum Privatvermögen ber ei 
zelnen Gemeindemitglieder oder nicht vielmehr zum Gemeindevermoͤgen ge 

hören, Nachricht geben follen. 


Es ift endlich noch darauf hingewiefen, daß nach $. 11. ver B. v. 
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Nov. 1844 das Nevifionds Kollegium für L. K. S. nicht ver- 
hiet ift, die auf dad Vermögen ter Korporationen und öffentlichen An⸗ 
en ſich beziehennen Mechte, deögleichen tie Tem Staate zuſtehenden Pa- 
atsrechte von Oberaufſichtswegen wahrzunehmen, fondern dies den betr. 
waltung&behörten zu überlaſſen und Letzteren nur, wo ed auf die Wahrs 
nung folcher Rechte ankommt, Nachricht zu geben hat. 

I. Erläuterungen zu den F6. 17., 18. u. 44, der V. v. 20. 
15 1817 und zum $. 11. der V. v. 30. Juni 1834. 

1) Wenn tie 66. 17. u. 44. ter V. v. 20. Juni 1817 ten Ausein 
nfegungsbebörten in Beziehung auf die bei ihnen anhängigen Angele⸗ 
jeiten Die Vertretung der ordentlichen Etaatöbehörten mit ihren Nechten 
Pflichten binfichtlich der moralifchen Berfonen !) übertragen hatte, 
ımfaßte tiefe Uebertragung ſowohl vie Oberaufficht, als die Verwal: 
rechte und Öbliegenheiten ter ordentlichen Staatöbehörten über Tas 
mögen ter moraliichen PBerfonen, und darunter über die in ter Aus- 
nderfegung begriffenen, im Eigentbum (oder Obereigenthum) ded Staa⸗ 
befindlichen Güter. — Die aertretung der ortentlichen StaatSbehörten 
h die Auseinanderſetzungsbehoͤrden binftchtlich der unter unmittel- 
er Berwaltung der Regierungen und Provinzial-Schul- 
legien flebenden Domainen und Inflitute wurde jedoch bereit3 durch Lie 
D. v. 31. Dec. 1825 6. Xl. (8.6. 1826. S. 5) wieder aufgehoben, 
nächft aber turdy den 6. 3. der Allerh. genehmigten Inftruft. v. „’,. Iunt 
3 (2. R. Ann. Br. 12. ©. 676, Bd. 13. ©. 66. u. v. 8. Jahrb. Bo. 32. 
1) und fchließlich durch ten F. 11. ver V. v. 30. Juni 1834 diefe ten 
errungen und Provinzial» Schulfollegien wieder übertragene Vertretung 
Fiskus und Ter von ihnen reffortirenten Anftalten, wegen aller zu 
z Bermwaltung gehörigen Büter und gutsherrlihen Be» 
tigungen, fo beflinmt, wie dies im vierten Sage des $. 11. der V. 
d. Juni 1834 feftgefegt worden ifl. Nach denſelben gefeglichen Vor⸗ 
ten verbleibt aber ten Auseinanderfegungäbehörden Vie 
abung Ted ten Provinzialbehörden zuftehenten Oberauf- 
tarechts über das Vermögen der Korporationen und dfr 
fichen Anftalten mit ver im fünften und fechften Sage tes 8. 11. 
B. v. 30. Juni 1834 ausgetrüdten Befchränfung binfichtlich der Be⸗ 
chtigung der Statt und Dorfgemeinten bei Gemeinheitötbeilungen. 
Vergl. das R. rer Min. der geiftl., U. u. Met. Ang. und des J. v. 
Too. 1831 2) (Roch'6 Agrargef., 4 Aufl. S. 252). 

2) Die nach den vorftehend erwähnten Borfchriften angeordnete reſp. 
beftebente Wahrnehmung ter Nechte ter Korporationen und Öffentlichen 
alten durch die Auseinanterfegungdbehädrten und teren Kom⸗ 
rien fchließt die verfaſſungsmäßige Wirkfamkeit der Verwalter und 
rfteber, fowie ter Oberen ver gedachten Korporationen und öffentlichen 





4) Ueber den Begriif von „moralifhen Perſonen“ vergl. Kodı v 
Such des Preuß. Privatrechts, Bd. I. $S. 55. und 56. E. 155 fi. — 

Die $$. 17. und 44. der V. v. 20. Juni 1817 ſprechen nur von folden 
aliſchen Berfonen, deren Bermögensverwaltung mittelbar ober un: 
telbar unter einer Staatsbehörde ſteht, alfo von dieſer beauflichtiget 
bewirkt wird. Blos erlaubte Privartgefellfhaften (A. L. R. IT. 6. 
1. u. 2.), von deren Bermögensverwaltung der Staat feine beauffldtigende 
atniß nimmt, werben alfo von den Auseinanderfeßungs:Behörben niemals ver: 
®. Dabin gehören namentlich gedulbete Kirchengefellfchaften, Privatſchulen und 
iehungsanflalten, Handlungs⸗Geſellſchaften ıc. (Vergl. R. des Juſt. Min. v. 
Yan. 1836, v. K. Jahrb. Bd. 47. S. 368.) 

2) Berl, in Bb. I. ©. 471. 
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Anftalten, und deren Zuziehung zu ten Auseinanderfegungsverhandlung: 
feinesweges aus. Died ergiebt fi) aus dem zweiten Sage des $. 44. N 
V. v. 20. Juni 1817 und daraus, daß im 6. 11. der V. v. 30. Juni 188 
den Auseinanterfegungsbebörten nur die Ausübung des den Provinzial 
bebörden zuftändigen Oberaufſichtsrechts übertragen worden if. 

Mit Nüdficht hierauf beftimmt das R. des Min. des 3. v. 1. DI 
1821 1) Goch's Agrargef., 4. Aufl. S. 268), daß den moralifchen Perfom 
befondere Verthetidiger ihrer Gerechtſame nicht beflellt werk 


ſollen. 

Dies gilt namentlich von der Vertretung der zur Verwaltung ber & 
gierungen und Provinzial» Schulfollegien gehörigen Güter und guteherd 
hen Berechtigungen nach dem vierten Sage des 6. 11. der ®. v. 3 
Juni 1834, und des Gemeindevermögen® durch die Megierungen nad de 
fünften und fechflen Satze des ©. 11. a. a. O. fo daß die Spezialfemm 
farten neben den gedachten Behörden und Beamten das Intereffe der g 
dachten Güter und Gemeinden, nach näherer Vorſchrift ver angefühn 
Geſetze, wahrzunehmen haben. Died ergiebt ſich aus der ganz allgemein 
Beſtimmung des zweiten Satzes des F. 44. ver V. v. 20. Juni 181 
rc durch F. 11. ver V. v. 30. Juni 1834 nicht abgeändert we 
ten iſt. 

Dei dem oftmals Eollivirenden Intereffe ‚ver verfchletenen moraliſch 
Perfonen, welches tie Speziallommiffarien wahrzunehmen haben, namen 
lih in Prozeffen und bei Würdigung und Abfchägung der Grundftücke m 
Gerechtigfeiten, haben die unmittelbaren Verwalter und DBertreter jener = 
talifchen Perſonen deren Gerechifame allein oder mit Zuziehung felbfh 
diger Affiftenten wahrzunehmen, oter auf Veftelung beſonderer Verthel 
ger ihrer Mechte bei den Behörden anzutragen, welchen tie Oberauffl 
über deren DBermögensverwaltung zufteht. 

Dies find in Beziehung auf tie Auseinanderfeßungen in der Hy 
die Auseinanderfegungsbehörten, und nur in den Bällen des vierten, fs 
ten und fechten Satzes des F. 11. der V. v. 30. Iuni 1834 tie Megiern 
gen und reſp. Provinzial-Schulfollegien. 

In diefer Beziehung ift zu bemerken: 

a) Die Zuordnung und Beftelung eines Affiftenten orer Mandate 
ift miöglichft zu vermeiden. Die Auseinanterfegungsbehörte hat dal 
mit der ordentlichen Verwaltungsbehörte darüber zu Fonferiren, damit I 
moralifchen Perfonen und Inftitute Durch die mit dieſer Maaßregel verbe 
tenen Koften nicht etwa ver zu ihrem Hauptendzwecke erforderlichen Gel 
mittel beraubt, oder gar die Gemeinden — z. B. Kirhen-, Pfarr» u 
Schulgemeinden -— mit deren Uebertragung befchwert werten. 

Vergl. die R. des Min. des I. v. 1. Oft. 1821?) und v. 26. 9 
1832 3) (Koch's Mgrargef., 4. Aufl. S. 268), M. des Min. der geiſtl. U 
u. des 3. v. 16. Aug. 1833 *) (a. a. O.) u. R. des Min. ver geifll. Uı 
u. des 9. v. 25. Juli 1842 5) (a. a. D. ©. 269). 

b) Die Beflfegung der gedachten Koften kompetirt derjenigen Behär 
welche darüber entfcheidet, ob die Nothwendigkeit der Zusiehung von © 
flinden oder Beftelung befonterer Mantatarien obmaltet, mithin in I 
Negel der Auseinanderfegungsbehörde. 


— — — — — — — — — 


1) Vergl. in Bo. I. ©. 482. 
2) Ebendaſ. S. 482. 

3) Ebendaf. S. 483. 

4) Ebendaſ. ©. 483. 

5) Ebendaſ. ©. 183— 1484. 
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Vergl. R. der Min. der geiftl. Ang. u. des I. v. 14. April 1834 1) 
(eoch's Agrargef., 4. Aufl. S. 268). 

3) Esift den Auseinanderſetzungsbehörden insbeſondere, nach 
E11. ver V. v. 30. Juni 1834, in Uebereinftimung mit der Inftruft. v. 
A Suni 1828 $. 3., die Wahrnehmung der Patronatsredhte in 
Betreff Der von dem Patronate der Regierungen reffortiren» 
eu geiſtlichen Güter verblieben. ?) 

a) linter dem im F. 17. ter V. v. 20. Juni 1817 und 6. 11. ter 
B. v. 30. Iuni 1834 gebrauchten Ausdrucke: geiftliche Inftitute, Güter, 
wıden ſowohl diejenigen der Kirchen, Pfarren, als anderer geiftlicher Ge⸗ 
Michaften, ver Klöfter, Stifter, Orden verflanten. (DBergl. AL. R. Th. II. 
Mm 11. 8. 1. ff, 10—12., 160. ff. 772. fi., 939. ff. — Dienftinftruft. für die 
le. v. 23. Dit. 1817 $. 2. Rr. 6. ©. S. 1817. S. 218.) 

Es gebührt daher die Wahrnehmung ter Patronatörechte auf den Koͤ⸗ 
il, Domainen bei Auseinanderfegungen, Ablöfungen ꝛc, welche von ten 
Inbeinanderfegungebehörben geleitet werben, ven legieren. 

A Be I das N. tes Min. res I. v. 14. Mai 1839 3) (v. K. Ann. Br. 

b) Den Auseinanterfegungöbehörten fleht übrigens die Ausübung des 
Dierauffichtörechtö ohne austrüdliche Zuſtimmung der Vertreter ter Kor⸗ 
mationen und öffentlichen Anſtalten und ver geiftlichen Oberen nur in 
ven geſetzlich zuläffigen Auseinanvderfehungsfällen zu. In ten 
Allen aber, zu welden tie Auseinanderfegungsbehörten kompetent find, 
wien fie ganz in die Stelle der ordentlichen Staatsbehörden 
ws haben alle Erklärungen ſelbſtſtändig mit rechtlicher Wirkſamkeit abzu⸗ 
wien. Sie find nicht an die Anſichten der ordentlichen Staatäbehörten 

den, follen aber in der Megel mit diefen fommuniciren und wo moͤg⸗ 

in Uebereinftimmung mit ihnen handeln. 

Bergl. das C. R. der Min. der geifll., U. u. M. Ang. u. tes I. v. 
L April 1843 *) (Min. DL. d. i. V. 1843. ©. 129. Nr. 164). 

e) Indbefondere ift noch tarauf hinzumeifen, taß tie Auseinanter- 
Mungöbehörten bei Ausübung des ihnen in Vertretung ter Provinzial« 
khörten übertragenen Oberaufſichtsrechtes die Mechte zu berücfichtigen ha⸗ 
km, welche den geiftlichen Oberen, namentlich dem Bifchofe in Betreff ver 
Iermögensangelegenheiten der Fatholiichen Kirche verfaffungsmäßig zuftehen, 
ws daß fle darüber in zweifelhaften Faͤllen Inftruftion von ten Oberprä- 
* einholen müſſen. (Vergl. 8. 18. der Reg. Inſtrukt. v. 23. Oft. 1817, 

D. ve. 31. Dec. 1825 D. II. 2., Inftruft. v. 23. Dec. 1825 für die Oberprs 
M 3. 4. (G. ©. 1826. ©. 1.) 

Wegen Benachrichtigung des Bisthums⸗Vikariatamtes in Auselnanter- 
Mungsangelegenheiten, wobei tie Eatholifche Kirche interefilit, vergl. das 
adie Ben. Kom. zu Bredlau ergangene R. des Min. des I. v. 13. März 
23 5) (Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 252.) 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 484 - 486. 
2) Ueber das Berfahren ber Kommiijfarien und der Kirchen: und Schul⸗ 
en in Regulirunges, Ablöfunges und Bemeinheitstheilungs s Sachen, mobei 
Shen, Pfarren oder Schulen intereffiren, vergl. das Publik. der Gen. Kom. 
—8 v. 16. Juli 1821 (v. K. Ann. Bd. 5. ©. 627.), das Publik. der 
u 
13 














erfeburg v. 30. Nov. 1824 (a. a. ©. Bd. 8. ©. 1040.) und das 
R der Reg. zu Potsdam v. 6. Juni 1835 (a. a. DO. Br. 19. ©. 382.). 
y Bergl. in Bo. I. ©. 642-643. 


d) Bergl. in Bb. I. S. 471. — In gleichem Sinne if a —— zu 
om. und den Ob, Praͤſ. der Pro— 
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d) Ueber das Verfahren in denjenigen Faͤllen, wo in Gefolge von 
Gemeinheitätheilungen und Audeinanderfegungen eine anderweitige Res 
gulirung ter Barochialverkältniffe erforderlich wird, vergl. Tas 8. 
der Min. ver geiftl. sc. Ang. u. des I. v. 20. Dee. 1842 1) (Rin. BI.‘ 
i. ®. 1842. ©. 415. Nr. 583.). 

4) Der $. 18. der ®. v. 20. Juni 1817 legt den Auseinanderfegungss 
behoͤrden die Verpflichtung auf, die Höhere Genehmigung bei folden 
Gegenftänden, wo foldhe verfaffungsmäßig erforderlich ift, felbft einzuholen, 

Nur In den im vierten Sage des $. 11. der V. v. 30. Juni 184 
angegebenen Bällen (mo nämlich die Megterungen und Provinzial» Schal 
Follegien ven Fiskus und tie von ihnen reffortienden Anftalten ſelbſt pa 
vertreten verpflichtet find) find tie Auseinanderſetzungsbehörden von be 
Einholung der etwa erforderlichen höheren Genehmigung entbunden, ul 
es liegt died den Provinzialbehörden ob. 

Allemal aber haben tie Auseinanderfegungsbehörden bei der Pr 
fung der Rezeffe die Legalität ded Verfahrens zu prüfen, den Legitimas 
tiondpunft gehörig zu berüdfichtigen (6. 162. der V. v. 20. Juni 1817) 
und folglich darauf zu halten, daß die höhere Genemigung, wo foldye et 
forderlich ift, beigebracht werke. 

5) Zum Alin. 2. u. 3. des G. 11. ter V. v. 30. Juni 1834. 

a) lieber tie Entftehungsgefchichte Liefer DVorfchriften vergl. dab 
Nähere in ven Crläut. zu den 68. 16. u. 17. der Gem. Th. D. v. 7. Jui 
1821 Zuf. IV. (f. oben S. 50-51). 

b) Der ©. 11. ver V. v. 30. Juni 1834 bat ten Regierungen WM 
Konkurrenz wegen Beauffichtigung der Etadt- und Dorfgemein« 
den, und zwar mit ter Verpflichtung übertragen, 

bei ®cmeinheitstheilungen in Städten und Dörfern dahin zu fehen, def 
das Oemeindevermögen nicht verfürgt werbe. 

aa) Zur Befeitigung der Zweifel, welche in dieſer Beziehung darüben 
entftanten waren, welche Gegenftänte zum Privatvermögen der ein 
zelnen Gemeindeglieter und zum Eigenthum der Korporatien 
gehören, iſt demnächft die Deft. v. 26. Juli 1847 2) (9. ©. 1847 6. 37, 
ergangen, welche zugleich (im $. 6.), unter Bezugnahme auf ten $. 11. de 
V. v. 30. Suni 1834, beftinmt, 

daß wenn in Folge einer Gemeinheitstheilung eine anderweite Regulirung fu 
die Ausübung der den Gemeindegliedern und Binwohnen an ber Abfindung 
($. 1. der Deit.) zuitchenden Nugungsrechte nöthig wird, folde durch bie Aus⸗ 
einanberfeßungs:Vehörbe, und zwar nah Konmunifation mit Def 
Negierung erfolgen joll. 

bb) Das R. tes Min. des I. v. 8. Nov. 1835 ?) (v. 8. Ann. & 


— — — — — — — — 


vinz Weſtphalen unterm 20. Sept. 1823, an die Gen. Kom. zu Marienwers 
der unterm 13. Jan. 1824, an die Reg. zu Marienwerber und Danzig w 
term 11. Jan. und 6. Mai 1836 und an den Ch. Präfid. der Provinz PBreufes 
unten 19. Jan. 1837 reffribirt worden. (Dönniges Land. Kult. Bei. ®.$ 
5. 308.) 

Das R. des Min. des I. v. 7. Sept. 1820 (Koch's Agrargeſ., 4. In 
S. 252.) bemerkt, daß die Gebühren der bifhöfliden Kommiffarien ı 
u den Regulirungsfoften gerechnet werben dürfen, fondern von bem bild 
Bifariat übernommen werben müflen. 

1) Bergl. in Bd. I. ©. 469 —470. 

2) Berg. in Bd. 1. S. 318 und die Erläut. zu der Defl. v. 26. Juli 1847 ode 
S. 51-56, desgl. in Betreff der durch die Dekl. erfolgten Befeitigung ber alt 
den Begenftand ergangenen älteren Minifterial:Erlaffe, a. a. D. 8. - 
51. auf IV. 

3) Bergl. in Br. J. ©. 644. 
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. ©. 986) erläutert, daß Ten Regierungen nady $. 11. ver V. 30. Juni 
347 nur obliegt, darüber zu wachen, taß das Gemeintevermögen nicht 
akürzt werde; keinesweges aber find tie Negierungen befugt, tie Gültig- 
it der Erflärungen der Stellvertreter einer Statt über die Art ter Ent⸗ 
Mbigung von ihrer Einwilligung abhängig zu machen. 

ee) Für diejenigen Bälle, wo e3 zweifelhaft if, ob das Auseinan⸗ 
fegungs- Objelt für Kämmereis oder Bürgervermögen zu halten, 
 indbefondere über die Verpflichtung ter Regierungen refp. der Audein- 
wesfegungdsBebörten, wo möglih Vergleiche in ſolchen Bällen zu ver⸗ 
Mein, und die Nichtberechtigung der Ausdeinanderfegungds Behörden, folche 
Kemmen auch ihrer befonteren Prüfung zu unterwerfen, vergl. folgende 
Kaifl.-Erlaffe: ?) 

a) R. tes Min. des I. u. d. B. v. 22. Aug. 1840 und die (dadurch mitge: 
theilten) R. des Min. des 3. für H. u. ©. und bes J. u. d. 2. v. 24. 
Gebr. 1834 und des I. u. d. P. v. 12. Aug. 1839 (Min. BI. d. i. V. 
1810. ©. 396. Nr. 693.); | 

8) R. des Min. des J., landwirthſchaftl. Abth., v. 4. Juli 1842 (a. a. D. 
1842. E. 282. Nr. 388.); 

y) 6. R. des Min. des I. v. 15. Mai 1843 und das (dadurch mitgeiheilte) 
MR. des Min. bes I. u, d. P. v. 14.Nov. 1839 (a. a. D. 1833. ©. 164. 
Rr. 207.). | 

dd) In Betreff des Verfahrens bei Kollifion der perfönlichen 
Intereffen der Mitglieder der Gemeintebehörten, welchen die Vertretung 
I Rorporationdvermögen® obliegt, bezüglich der Auseinanderſetzung, vergl. 
$20. der V. v. 30. Juni 1834. 


Zu 68. 45—33. 
(Babrnehmung der Rechte nicht zugezogener Intereffenten.) 
[Bergl. 8. v. 30. Juni 1834 $. 10.] 


1) 3n 66. 45. u. 46. 

a) Vergl. die Erläut. unten im Unter-Abfchn. V. Kap. I. (von tem 
Achte dritter Perſonen auf Zuziehung zur Außeinanderfegung und den 
—— Verpflichtungen der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden.) 

eral.: 


a) in Betreff der Zuziehung des Sequeſters oder des Kurators 
Kr Nealgläubiger zu Auseinanderſetzungen bei ſequeſtrirten Gü— 
a ten F. 21. ver V. v. 30. Juni 1834 und die Erläut. dazu; 

E) in Betreff der Vertretung ter Ehefrauen durch ihre Chemän- 
“ bei Auseinanderfegungs-Gefchäften ten 6. 22. a. a. DO. und die Er⸗ 

dazu. 

2) Zum $. 47. (In Beziehung auf vie neuen Einrichtungs⸗ 


en.) 
Bergl. die Srläut. unten im Unter⸗Abſchn. V. Kap. II. Zit. 3. (von 
æ Berwendung der Abfinnungen zu neuen Ginrichtungen). Ä 
3) Zum $. 48. (In NRüdficht der Abfintungen in Kapital.) 
Vergl. die Erläut. unten im Unter⸗Abſchn. V. Kap: II. Tit. (Vor⸗ 
beiften in Betreff der Entfhärigungen in Rente oder Kapital). 
4) Zu SS. 49—53. (Im Falle einer Tranelofation.) 
Bergl. die Exläut. unten im Unter⸗Abſchn. V. Kap. II. Tit. 1. sub 4. 


1) Diefe Minif.- Erlaffe find in ihren materiellen Beſtimmungen durch 
8 Dei. v. 26. Juli 1847 obfolet geworben, weshalb es bes Abbruds ber: 
Iben nicht beburft hat. - 
Sumbet-Raltnr-Srfepg. Bd. 1. Mhip. 11, 19 


290 Bon d. Abldf. der Neallaften, den Regulirungen u. Gem. Xheliungen. 


3u 66. 34. und 55. 
(Befugniffe der Spezidl-Kommiffionen.) 


I. um g. 54. 

1) Der $. 54. flelt als Regel auf, daß bie, Spezial« Kommiferin 
alles dasjenige, ohne Ruͤckfrage bei ver Auseinannerfegungd » Bebörte, p 
verfügen berechtiget find, was die ortentlichen Gerichte ohne Erkennt 
niß zu verfügen befugt ſind. | 

7 finden inte Ausnahmen biervon flatt: 

a) Nach $. 154. der V. v. 20. Juni 1817 waren die Spezial-Rm 
mifftonen befugt, 

auch über vorübergehende Gegenjtäne, bie bloß bie Vorbereitung eined fa 
lien Ueberganges aus ber bisherigen in bie Fünftige Verfaſſung betreffen, indie 
fondere über die in den Art. 39. und 50. der Dell. v. 29. Mai 1816 82 
Gegenſtäände, im Mangel einer Cinigung definitiv, unter Vorbehalt des Reit 
an die Auseinanderfeßungs:Behörbe, zu verfügen. 

Diefe Vorfchrift modificirte bereits der F. 36. der V. v. 30. Sad 
1834, welcher ten Auseinanterfegungs- Behörden geftattete, dergleichen Wr 
techmiftifen auch unmittelbar ſelbſt zu treffen. (Vergl. die Erläut. zum f.% 
a. a. O.) 

Der F. 5. der V. v. 22. Nov. 1844 hat indeß dieſe Beftimmungs 
dahin abgeändert, 

dag die Spezial Kommiflarien nur noch befugt fein follen, interimifife Ob; 
ſcheidungen über die bei Auseinanderfeßungen vorkommenden Streitigkeiten 
Beſitz-⸗,Nutzungs- und Berwaltungs:VBerhältniffe zu erlaflen; w 
ihnen die Entfheidung über Streitigkeiten wegen Gegenſtaͤnde anderer Art 
mehr (wie es ber $. 154. der V. v. 20. Juni 1817 geftattete) zuſtehen fol. (U 
die Erläut. zum 6. 154. der B. v. 20. Juni 1817.) 


b) Die Entfcheitungen in Beziehung auf die Sicherftellung vrittek 
Perfonen find ven Außeinanderfegungd- Behörden in ver Reg 
unmittelbar übertragen. 

Deal das Nähere in den Erläut. zum F. 154. der B. v. 20. Juni 181%; 

2) Aus der Regel des erflen Satzes res 6. 54. ift die Beſti 
im zweiten Sage defjelben abgeleitet worden, daß tie Spezial⸗K 
berechtiget find, von den Partbeien und jedem Dritten alles dasjenige F 
fordern, was ten Gerichten Behufs der ordnungsmäßigen In 
der Prozeſſe gefeglich zuſteht. 

In Bezug hierauf iſt zu bemerfen: 

a) Aus der gedachten Beftimmung, in Verbindung mit der tes $ 81. 
a. a. D., wonach die Auseinanderfegungs-Behörden ten Ä 
Unterbehörden Aufträge ertheilen türfen '), bat man folgern wollen, 
die Spezial⸗Kommiſſionen nicht befugt feien, die Berichte um — 
von Zeugen in ten zum Reſſort ver Auseinanderfegungs- Behörden 
gen Prozeſſen zu requiriren, ta fle ald bloße Abgeordnete der Auseinaniet 
fegung®» Behörden und Inflruenten, nach $. 217. A. ©. O. 1. 10., u 
Requifltion nur durch Vermittelung der Auseinanderfegungs-Behörben be 
wirken fännten.- 

Das Juſtizmin.R. v. 11. Sept. 1820 hat indeß entſchieden, 

dag die Berichte verpflichtet find, foldhen Requifitionen ter Spe ial⸗ Reuniie 
vien zu genügen, weil fie nad $. 54. der ®. v. 20. Juni 1817 Drrvdgtig fh 













1) Vergl. indeß die Erläut. zum $. 37. der 3. v. 20. Suni 1817. (f c 
©. 275.) 
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bitſtändig alle Berfügungen zu erlaſſen, welche den Gerichten Behufs der ord: 
agemäßigen Inſiruktion eingeräumt find, fo daß ihnen au nah $. 217. A. ©. 
I. 10, die Befugniß der Gerichte zuiteht, mittelit Requifition anderer Gerichte 
Vernehmung auswärtiger Zeugen zu veranlaflen. (v. K. Jahrb. Br. 17. ©. 
)o. Srüff Bb. 2. ©. 101.) 

b) Dagegen haben die Auseinanterfegungd-Behdrven felbft 
jenigen Verfügungen zu erlajjen, welche nach Vorfchrift der A. ©. O. 
ten Inftruenten, fontern tem erfennenden Richter zuftehen !), 
ſchon aus ter in Ten 66. 104. und 109. ter V. v. 20. Suni 1817 
yaltenen DBermeifung auf die Vorfchriften ter Prozeß⸗Ordn. folgt. 

ll. Zum $. 55. 

41) Nach $. 1083. des Abloͤſ. Geſ. v. 2. März 1850 find jekt Die 
deinanderſetzunge-Vebörden befugt, mit ter Beforgung einzelner, 
ı Auseinanterfegungds Verfahren geböriger Gefchäfte und felbft mit ver 
Mäntigen Bearbeitung einfacher Auseinanderfegungen jeden, ihnen dazu 
gnet ſcheinenden Staats- und Gemeintebeamten zu beauftragen. 
von dieſen innerhalb der Gränzen ſolchen Auftrages aufgenommenen 
chandlungen ſollen diejenige Kraft haben, welche der F. 55. ter V. v. 
Juni 1817 ten Protokollen ter Spezial⸗Kommiſſarien beilegt. ) 

Vergl. tie Erläut. zum F. 108. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 
in Bp. II. abth. I. S. 757— 758). 

2) Aus tem erſten Sage tes $. 55. iſt gefolgert worden, daß Spe- 
Ivollmachten, welde von Defonomie-Kommiffarien nicht zu 
ozeßangelegenbeiten, fontern zu Geſchäften ihres Meffortd aufgenommen 
wen, zu tenen ed nad ten allgemeinen Oefegen (A. L. R. L 13. 
99. jr., 115., 116.) einer gerichtlichen oder notariellen Vollmacht bes 
fen würte, ungenügend feien. 

Tiefe Anjicht bat inteß Tas R. des Juftizmin. v. 20. Dec. 1833 ®) 
och's Agrargef., 3. Aufl, S. 273), in Bezug auf Vollmachten zur gericht 
en Vollziehung von Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſen, auf Grund des legten 
ıged tes F. 55., verworfen. 

3) Tie Trage: ob tie Spezial» Kommifftonen und Regierungs⸗Kom⸗ 
Harien Kauf⸗ und Abtretungs- Verträge über Grundſtücke, auf welche fich 
ihnen aufgetragene Regulirung erſtreckt, mit rechtlicher Wirfung aufs 
hmen Eönnen, wenn dergleichen Nerträge auch nicht nothwendig zur 
lung ihres Auftraged und der damit zuſammenhängenden Geſchaͤfte 
ögen, fonteın nur bei Gelegenheit ter Ausführung des Regulirungs⸗ 
Häftes vorfemnen, und von Regulirungsintereſſenten beantragt werden? 
bei tem Ob. Trib. fontroverd geworden. 

Der Plenarbeſchluß deſſelben v. 6. März 1848 bat iu diefer Beziehung 
genten Grundſatz audgefprochen: " 


— 


1) Dahin gehören namentlih tie Verfüaungen über die Zuläffigfeit oder Zu: 
&weilung von Rechtsmitteln. (A. ©. ©. 1.13. 8.4. u. Anh. $. 111., I. 15. 
5. u. K. O. v. 25. Juni 1837 in v. K. Jahrb. Bd. 39. S. 451). Vergl. 

1. der B. v. 21. Juli 1543 (G. S. 1843. S. 294), wonach die Rechtsmittel 

36 bei ter leitenden Audeinanteriegungs= Behörde angebracht werden müflen, da 
f tie Auseinanderjegungs: Behörden tie V. v. 21. Juli 1846 (nad $. 38. der: 
ben) Feine Anwendung findet. 

2) Ucher tie Srage: ob auch ten nad $. 65. der V. v. 20. Juni 1817 von 
mmiflarien ter Regierungen, in Fällen, wo diefe nad) $. 39. der B. v. 30, 
mi 1534 berechtigt find, tie Auseinanterfeßung ſelbſt zu bewirken, die im $. 
$. der B. v. 20. Juni 1817 gedachte rechtliche Wirkung beizumefjen? vergl. das 
L des Min. des 3. v. 21. Nov. 1542 (Min. BL d. i. V. 1842 ©. 404) zum 
& 65. ter B. v. 20. Zuni 1817. 

3) Bergl. in Br. L ©. 486. 


19* 
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Kauf⸗, Abtretungs- und Pachtverträge find nicht ſchon ale foldde und mit 
dingt zu denjenigen Verhandlungen zu zählen, au deren Aufnahme die Epejiels 
und Regierungs: Konmiffarien in Theilungs:, Ablöfungs= und Regulirungsiagen 
nicht fompetent find, vielmehr fommt es auch bei folhen Verträgen adf tie Beyer 
hung an, in welcher fie zu dem einzelnen Geſchäfte fichen, und ob fie als wi 
bemjelben zufammenhängend ($. 55. der DB. v. 20. Juni 1817) angefehen werten 
önnen. 


Die Gründe führen aus: 


Nah $. 55. der V. v. 20. Juni 1817 find die Spezial: Kommifjarien wi 
voller rechtlicher Wirkung zur Aufnahme felbit folder Verträge befugt, welde ne 
den allgemeinen Gefeßen die gerichtliche Errichtung erfordern, „in fo weit diefelben 
bie Erfüllung ihres Auftrags und die. hiermit zufammenhängenden Ge 
zum Gegenſtande haben.“ Hiernach iſt zuvoͤrderſt klar, daß der letzte Gap 
$. 55. nicht ſchon deshalb anwendber ſein kann, weil ein Vertrag bei Gelegern⸗ 
heit einer Auseinanderſetzung vorgelemmen iſt, und ein Intereſſent deſſen Auſnahmn 
von dem Kommiffar beantragt hat, bag vielmehr ein wirklicher Zuſammenhang bei 
Vertrages mit dem zu regulivenden Gefchäfte erforberlih if. Von welder Ki 
diefer Zufammenhang fein müffe, darüber giebt der $. 8. der V. v. 30. Juni 184 
Auskunft. Danach findet der $. 55. der V. v. 20. Juni 1817 auch auf bie 
beſſeren Regulirung bes Hanptgefhäfts gereichende Nebengefhäfte und bie 
vorfommenden Verträge Anwendung. Die Brage aber: ob tie in dem früßeres 
Praͤjudiz aufgeführten Kauf- und Pachtverträge unbedingt und unter allen Um 
ſtaͤnden von der Wirfung des $. 55. ansgefchloffen feien? if zu verneinen, mel 
auh Kauf» und Pachtverträge mit dem Gegenitande der Auseinanderfegung zul 
den dazu gezogenen Nebengeichäften in folcher Beziehung ſtehen können, wie WM 
erwähnten Borfchriften vorausfegen. — Hieraus geht aber nur hervor, daß e 
Fälle gent, in benen die Spezial-Kommiſſion zur Aufnahme von Kauf⸗ und 
ſichen Verträgen mit voller redhtliher Wirkung befugt find. Allgemein lift 
weber ihre Befugnig, noch ihre Nichtbefugniß hierzu ausſprechen; es fommt vich 
mehr in jedem einzelnen Kalle auf die Beziehung an, in welcher der Berta 
mit dem Haupigeſchaͤfte fteht, defien Reyulirung der Spezial: Kommilfion übertrags 
iſt. (Entſch. Bd. 16. S. 91 — 98, Prij. Nr. 1986., Min. Bl. d. i. B 188 
©. 101, Juſt. Din. BI. 1818. ©. 139.) 


Das Nevifiond- Kollegium für & K. ©. bat in Betreff riefe 
Frage (in dem Erk. v. 14. Nov. 1848) folgente Grundfäge angenommen: 


a) Die bei Gelegenheit einer gutsherrlich-bäuerlichen Regulirung von dem Eye 
ial-Rommiffarius der Gen.: Kom. aufgenommenen Verträge wegen Ueber 
affung bäuerliher Stellen behalten — felbit wenn die Behörde deren Be 
Ritigung fpäterhin von fid ablehnt — bennod wenigftens die Wirkung wer 
Punktationen. 

b) Auch Altentheile (Leibgedinge) koͤnnen auf dieſe Weiſe ſtipulirt werben. 

e) Die Befugniß zur Aufnahme derartiger Berträge iſt an und für fd mil 
auf den Zeitpunkt der Ausführung des Hauptgefhäfte beſchränkt, dan 
vielmehr bis zur Vollziehung des Rejzeſſes fort. 


Die Gründe bemerken im Wefentlichen: 


Aus den ganz allgemein gehaltenen Borfchriften des S. 55. der B. v. M 
Juni 1817 und der Erläut. defielben in den 68. 8., 37. u. 38. der B. v. M 
Juni 1834 ergiebt fi, dag die Kompetenz der AuseinanderfegungssBchörben zu 
deren Spezial: Kommifjarien zur Aufnahme fogenannter Nebengefhäfte auf ein ge 
wiſſes Stadium der gefammten Regulirungs-Verhandlung Feinesweges abgegrg 
it; eine ſolche bejchränfte Dispofition fintet jih auch fonft in den Geſetzen aitı 
gends und wenn man daher die Aufnahme von Neberlaffungss reſp. VBeräufe 
rungs = Verträgen Seitens der Gen. Rom. und deren Abgeordneten überbany 
gelatten will, fo ift an und für fih fein Grund vorhanden, dieſe Befugmig wi 
der Ausführung des Hauptgefhäfts abzufchneiden. — Zwar müffen Berträge 
Meberlaffung von- Grunditüden der Regel nad, und namentlich dann gericht 
oder notariell aufgenemmen werten, wenn die Kontrahenten nicht ſchreiben fünne 
und Vergleichen Afte der freiwilligen Gerichtsbarkeit gehören alfo weder unmitte 
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, noch ausichlieglih zur Kognition der Auseinanderjegungs:Behörben und deren 
ezial⸗ Kommiſſarien; inbeflen iſt, wie enge ober weite Grenzen man für biefe 
mpetenz auch ſtecken will, der SpezialsKommiffarius, wenn gleich nicht verpflid: 
fo doch beredhtigt, einen folhen Aft auf Grund ter SS. R, 37. und 38. der 

v. 30. Juni 1834 zum Regulirungeverfahren heranzuziehen, und feine Bors 
ift verbietet ihm, bergleihen Gefchäfte mit ter Hauptfache in Verbindung zu 
gen: auch find tie Verhandlungen darüber, obgleich, oder weil fie vor den 
zial:Rommiflarien gepflogen worben, nit mit ber Strafe der Nichtigkeit 
drechtlichen Wirkungsloſigkeit bedrohet. 

Nah den 88. 8., 37. und 38. der V. v. 30. Juni 1834 gehört eigentlich 
9 und Jedes zum Reflort der Gen.-Kom., was biefelbe zu einem Nebenge: 
fte jiempeln und unter diefer Birma vor fi ziehen will; denn der Begriff eines 
ven iſt bort feinesweges genau feitgeitellt und die im 6. 8. wenigitens noch 

aßen erkennbaren Merkmale vefielben werden durch 6. 37. völlig wieder 
tigt. Wan hat bier gewiffermaagen der Diskretion der Behörde vertraut, daß 
nicht chne gerechten und gefeplichen Grund über ihre Befugniß hinausgreifen 
be, und darum erſcheint — wie in dem PBlenarbeichluffe tes Ob. Trib. v. 6. 
za 1845 ausgeführt wird — bie faftifche Lage jeder einzelnen Sadıe als ber 
inige Maaßſtab für das Verfahren der Behörte, die aber wiederum in nicht zu 
e Grenzen verwiejen werben fann. — Hiernach läßt fi alfo nicht nachweifen, 

Geſchaͤfte, welche die Epezial: Rommilfarien — wenn au irrthümlich — zu 
m Reflort gehörig erachten, ohne alle rehtlihe Wirkung fein oder es würden, 
ild die Gen. Kom. ſich ſpäterhin Darauf nicht cinlaffen will und fie von fi 
ehnt; denn aletann hinge das Schickſal folder Geſchäfte von dem willführlichen 
ieben der Behörde ab, und das iſi fein gejegliher Grund für die Beſtändigkeit 
einmal eingegangenen Verpflichtungen und der ihnen Forrespondirenten Rechte, 
mehr muß tieje, jobald die Gen.: Kom. von der, ihr im $. 37. der B. v. 30. 
ri 1834 gegebenen Befugnig zur Ablehnung des Mebengefhäftes Gebrauch 
St, lediglich nach allgemeinen formellen und materiellen Vorſchriften geprüft 
ten und dieſe ergeben, daß dergleichen Verträge ſchon deshalb für redhtsbeftin: 
e zu erachten find, weil ber Spezial: Rommiffarius bei Aufnahme berfelben nicht 
Brivatperfon, fondern in amtlicher Bigenfchaft gehandelt hat. — Sollte er 
rin geiret haben, fo nimmt dieſer Irrıhum dem Geſchäfte felbit doch nicht den 
tlichen Gharafter. — Bin Vertrag, Der unter derartigen Vorausfeßungen aufge: 
nmen wurde, iſt daher nad $. 55. ter V. v. 20. Juni 1517, verbunden mit 
129. 4. G. O. I. 10. als eine öffentlihe Urkunde zu betrachten, auf Grund 
Idper, wenn die Gen.: Kom. die Betätigung deſſelben nad $. 37. der V. v. 30. 
ai 1534 verjagen möchte, wenigitens die Abſchließung eines gerichtlichen ober 
tsriellen Vertrages laut 5. 17. des A. L. R. 1. 10. würde erzwungen werden 
men. (Jeitihr. des Reviſ. Rolleg. Br. 2. S. 353—371.) 


4) In Betreff ver Vollziehung ter Nezeffe vergl. $. 166. ver 
v. 20. Iunt 1817 und die Erläut, dazu (f. unten). 

5) IR die Erefution aus ten von Spezial» Kommiffarien in Aus- 
tanterfegungd-Sachen aufgenommenen Berträgen und Abreden der Par- 
rien obne vorgängiged Erfenntniß, im Laufe der Sache vor Beftätigung 
d Mezeffes zuläffig? 

Die Frage iſt verneint worden, weil nach 6. 55. der V. v. 20. Juni 
17 ven Berbantlungen ter Spezial⸗Oekonomiekommiſſarien nur binficht- 
b ter von ihnen inftruirten Streitigkeiten die Wirkung gerichtlicher Pro- 
'lle beigelegt und tie Grefution nur aus gerichtlichen Vergleichen zuläffig 
‚ andere von den SpezialeKommiffionen aufgenommene Verträge erſt durch 
ollziehung und Beflätigung des Mezeffed volle Beweiskraft erhielten und 
& 66. 169. 205. ver V. v. 20. Iuni 1817 nur aus dem als gerichtliche 
funre geltenten, beftätigten Rezeſſe und aus Eifenntniffen die Erefution 
Rettet ſei. 


ſ 
Dagegen iſt für die Bejahung angeführt worden: 
Das ganze Auseinanderſehungsverfahren falle in die Kathegorie des Freuh 
fahrene. Ha der Beſtimmung des $. 10. des Ausführ.s&ef. v. 7. Juni 1841 
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trete der 2. Abfchn. der V. v. 20. Zum 1817 in die Stelle bes 43. Tit des 1. 
Th. der A. ©. O., welcher in ber Prozeßordnung begriffen fei. Die Verbandlew 
gen in Auseinanderjeßungsfachen feien daher als Prozeßverhandlungen anzufehe. 
— Inſofern nun dur eine folde Verhandlung flreitig oder zweifelhaft geweiem 
Rechte der Partheien vertragsweife bergeitalt beilimmt werben, daß wechfelfeitig 
etwas gegeben oder nachgelaflen wird, jei ihr die Wirkung gerichtlich abgefchleftr 
ner Vergleiche beizulegen, auf deren Grund die Grefution verfügt werten kön, 
($. 205. Tit. 16. TH. I. des A. L. R., Art. 2043. des Code civil. — $. 4, Tu. 
24. Th. I. der A. G. O., Art. 2052. des Code civil) — Die Beſtimmungen 

86. 169. und 205. der B. v. 20. Juni 1817 über die Grefution beftätigter Re 
effe Ichlöffen tie Vollitrefung der von der Epezial: Komnijfion aufgenommen 
Berteäge im Laufe der Verhandlungen nicht aus. Nach 8. 203. ſei die Ausfühs 
rung des Auseinanderfegungsplang vor der Rezeßbeftätigung auf den Grund eine 
Vertrages ber Partheien geitattet. iner vorgängigen Legalifirung der Berbands 
lungen durch einen richterlihen Beamten bebürfe es nad dem letzten Cape bei 
$. 55. der V. v. 20. Juni 1817 nicht und fei foldhe ſelbſt hinſichtlich der Vollzie 
bung des Refultats aller Verhandlungen, des Rezeſſes, nah 88. 41. bie 43. de 
V. v. 30. Juni 1834 nicht erforderlih. — Hiernach und nad $.6. tes Ausfüh. 
Gef. v. 7. Juni 18521 falle der in den eriten Sägen des $. 55. ber 2. v. M 
Juni 1817 binfihtlih der Wirkungen der Verhandlungen der DefonomiesKoumt 
farien und richterlihen Beamten gemachte Unterſchied weg. 


Diefer Tegteren Ausführung ift tad Min. des 9. in tn R. 1 
18. Juli u. 6. Sept. 1840 (Acta: Juftigfachen, No. 4. Vol. IV.) dabin ber 
getreten, 

daß die Erefution aus Vergleichen, welche im Laufe tes Auseinanderfehungs 
Verfahrens geihloffen find, verfügt werben Eönne, fojern die Ausführung derſelbea 
nit ausbrüdlich bis zur Beitätigung des Rezeſſes ausgeſetzt worben iſi. 

(Dönniges Landes: Kulı. Gef., Bd. 3. S. 368—369.) 


an 66. 36. und 37. 
IV. v. 30. Juni 1834 $. 19.] 
(Bon Defonomie-Kommiffarien). f 


I. Befugniß zur Anftellung derfelben. 

Ueber die Anftellung von Oekonomie-Kommiſſarien!) fm 
folgente Borfchriften ergangen: 

1) Das Er. v. 7. Sept. 1811 über vie polizeilichen Merbäftuiffe M 
Gewerbe (G. S. 1511, ©. 263 ff.) beftimmt im 6. 119., daß folche von da 
Regierungen anzuftellen, welche ihnen das QualififationasAtteft ertker 
len follen. . 

2) Das Lantes» Kultur» Er. v. 14. Sept. 1811 ſchrieb im 6. 3.) 
vor, daß fie von tem Landes-Defonvmic- Kollegium ?) angeſch 
und autoriftrt werten ſollen. Zugleich ertheilte tiefer F. Morfchriften We 
züglih der Qualififation ter als DefonomiesKommiffarien anzufſtellen⸗ 
den Berfonen. 

3) Das Ausführungd- Gef. v. 7. Juni 1821 bat in $. 7. ten Gent 
ral-Rommiffionen tie Befugniß ertheilt, Dekonomies Kommilfarien 4 
prüfen und anzuftellen. 

In Bezug auf diefe Beftimmungen (ad 1—3.) iſt zu bemerken: 


1) Vergl. au Bd. II. Abth. I. S. 24. 
2) Bergl. in Br. I. S. 97. 
3) Ueber die Wieberaufhebung ber Landes-Oekonomie-Kollegien unt du 
theilweife Mebertragung ihrer Gejchäfte an die Gen. Kommiſſionen, vergl. Mr. Il 
a. 1 ©. 12. 


w.ı om 'm 


! Di, 
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a) Die nach ven früheren Gefegen ven Negierungen ertheilte Be⸗ 
fugniß zur Anftelung von Defonomie» Kommiffarien ift turch den ©. 7. 
des Ausführ.» Gef. v. 7. Juni 1821 nicht ausgefchloffen worden, ſondern 
belebt daneben fort. (C. R. tes Min. des 3. v. 10. Sept. 1821 '), in Koch's 
Agrargef., 4. Aufl. S. 211.) 

b) Da nach 6. 7. Ted Ausführ.= Gef. v. 7. Suni 1821 tie Gen. 
Kommifftionen (beziebungsweife tie Iantwirthfchaftl. Reg.⸗Abtheilungen) 
zur Anftelung ver Oekonomie⸗Kommiſſarien berechtiget find, fo folgt hier⸗ 
and, daß ed deshalb einer Anfrage bei ven vorgefegten Din. nicht bedarf. 

Es ift indeß vorgefchrieben: 

a) Bon jeder Anftellung und Entlaffung eines felbfifläntig bes 
ſchaftigten Defonomie-Rommiffarius, nicht aber ter OQekonomie⸗Kommiſſions⸗ 
Sehülfen, ift dem Min. Anzeige zu erflatten. (C. R. des Min. des 3. v. 
9. Mai 1842 2), Min. Bl. d. i. ®. 1842, S. 133.) 

8) Dedgl. von jeter Berfegung eines Spezial⸗Oekonomie⸗Kommiſ⸗ 
farius. (6. R. des Min. tes I. v. 25. Inni 1846 °), Min. Bl. d. i. B. 1846, 
€. 112.) 

y) Das Anerkenntniß ter Qualififation ter Reg» und Gerichts» 
Afefforen ald Oekonomie-Kommiſſarien ift, in Nüdficht auf die von 
den Rinifterien ausgehende Anftelung diefer böheren Beamten, von der 

Geachmigung des Dein. abhängig gemacht worden. (C. R. des Min. 
des J. v. 12. April 1836 ?), v. K. Ann., Br. 21. S. 65 und v. 3. Febr. 1841), 
Fin. BI. d. i. 2. 1841, ©. SI.) 


N. Befähigung zur Anftellung als Cefonomie-RKommif- 
fariuß, ®) 

‚ 4) Der $. 43. des Landes» Kultur» Er. v. 14. Sept. 1811 7) hatte 
We Anftelung als landwirthſchaftlich erfahren und intelligent bereits bes 
Iamnter Männer zu Dekonomie-Rommiffarien ohne formelle Prüfung nach⸗ 
geaſſen, wogegen ſich diejenigen Berfonen einer folchen unterwerfen follten, 
De noch nicht erprobt waren und den Ruf erfahrener Männer nicht noto- 
ch für fich hatten. 

Hierbei beließ e8 auch ver $. 57. ter ®. v. 20. Juni 1817. Die in 
Landes⸗Kultur⸗Ed. vorbehaltenen befonteren VBorfchriften über die 
fung ter DefonomiesKommiffarten waren in dem & N: tes Min. des 

v. 19. März 1817 (Acta: Landwirthfch. Beb. No. 16. Vol. I.) inzmitgen 

Etgangen und auf tiefe Beflimmungen wurden auch die Gen.» Kommifflonen, 
Machrem ihnen durch ten 6. 7. des Ausführ.- Gel. v. 7. Juni 1821 vie 
fung und Anftelung der Dekonomie» Kommiffarien übertragen worden 
zT, verwiefen. 

Die K. O. v. 7. Juni 1834 8) beſtimmte fpäterhin: 

a) dag tiejenigen Berfonen, welche als Oekenomie-Kommiſſarien angeftellt 
werben follen, als gute praftifche Landwirthe befannt fein, ober fich doch 
darüber ausweiſen müflen, daß fie zureichente Gelegenheit gehabt haben, 
den Betrieb der praftifchen Landwirtbfchaft Eennen zu lernen, fowie, baß 


— — — 


1) Vergl. in Bd. I. S. 486. 

2) Vergl. in Br. I. S. 486 - 487. 

3) Vergl. in Bd. I. S. 487. 

4) Vergl. in Bd. I. S. 492-493. 

5) Ebendaf. S. 391 —492. 

6) Ueber die Nichtzulaflung von Ausländern chne Genehmigung bes Min. 
dergl. das R. v. 14. Behr. 1834. (Min. BL. d. i. V. 1844. ©. 170.) 
T) Bergl. in Br. I. ©. 97. 
1 Bergl. in Br. I. ©. 460—462. 
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wegen deren Prüfung nähere Anweifung von bem Min. zu eribeilen fei 
($. 8. der alleg. 8. D.); 

b) daß ausgezeichneten Defonomies Rommiffarien,, gleich den Reg.s Referendes 
rien, Zutritt und Befchäftigung ſowohl bei den Regierungen, als bei den 
Ben.sKommiffionen zu gewähren ($. 9. a. a. D.). 


Die vorbehaltene Inftruftion wegen der Ausbildung und Prüfun 
der Defonomie-Kommiffarien tft vemnähft von Tem Bin. 2 9 
für Bewerbe-Ang. unterm 11. April 1836 2) (m. 8. Nun. Bd. 20. 6.935) 
erlaffen, fpäterbin jedoch in einigen Punkten modificirt werten durch vi 
C. R. des Min. tes I. v. 24. Sept. 1838 2) (Kam. Zeit. 1838, ©. 9632 
Koch’ Agrargef., 4. Aufl, S. 361) und v. 3. Febr. 1841 °) (Min, SL. 3) 
B. 1841, ©. 81). 

2) Um dem Bedürfniffe der Auseinanverfegungd= Behörden an jr⸗ 
riftifh vorgebildeten Beamten und dem Bedürfniffe anderer Behörden 
durch Ausbildung ihrer jüngeren Beamten und Fünftigen Mitglieder in 
ſolchen Gefchäften, zu tenen e8 landwirthſchaftlicher Kenntniffe zu 
Erfahrungen betarf, abzuhelfen, wurde auch den Regierungs⸗ und In 
ſtiz-Aſſeſſoren die Gelegenheit zur Erwerbung verfelben und zu ih 
Ausbildung als Oekonomie⸗Kommiſſarien durch ihre Beſchäftigung bei dm 
Auseinanvderfegungss Behörden eröffnet. 

Ueber die Befhäftigung, Stellung und Ausbildung der Ke⸗ 
gierungsd- und Juftiz-Affefforen zu ökonomiſchen Sachverfländigm 
find ergangen 2): 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 487 ff. 

2) a. a. O. S. 491. 

3) a. a. O. S. 491—492. 

4) a) Nach dem C. R. v. 29. April 1842 (f. in Bd. I. S. 498) kben 
diejenigen Oberger.sAffefl., welche wenigftene bie in dem C. R. v. 3. Fehr. IB 
unter IL. 3. (f. in ®b. I. S. 497) bezeichnete technifche Qualifikation erlag 
haben, zur Verwaltungsparthie übernommen und zu Meg ⸗Aſſeſſeren ernannt me 
den. Durch das Regul. v. 14. Febr. 1846 über die Befähigung zu den him 
Aemtern der Verwaltung (©. S. 1816 ©. 199) find indeß über die Berbilmg : 
welche von den Kandidaten für den höheren VBerwaltungsdienft zu forbern ik, m 
über die Prüfungen und vorbereitenden Befchäftigungen, welchen biefelben Ab p 
unterwerfen haben, mit Aufhebung aller dieefälligen Verordnungen, Infrafrient 
und Borfchriften, anderweitige Beftimmungen ertheilt worden. ( Bergl. die Cab 
zum Regulativ.) — In den $$. 1--17. des Regul. ift von ber Vorbereitung MD 
jenigen zum höheren Verwaltungsbienfte die Rebe, welche als Referentaren 
einer Regierung eintreten wollen, Nach $. 19. ift die im $. 18. eingefeßte 
Graminationsfommifften zur legten und höchiten Prüfung derer beflimmt, 
ihre Qualififation bewähren wollen, und zu Mitgliedern ber Reg. und zu CP 
fommiffarien bei den Gen.: Rom. befördert werben zu können. Zu den bir 
nannten Regierungsmitgliedern find jedoch diejenigen, welche wicht für bie ade F 
meine Berwaltung überhaupt, fondern zunächſt für ein befonderes Fach belin 
find, wenn fie gleich ven RegierungerathssTitel führen, nicht mit zu zählen: n 
lich fellen zu Juftitiarien für die obgedachten Behörden nur folde Männer b⸗ 
flellt werden, welche die hoͤchſte Prüfung vor der Ober:Eraminationefen. für 
Juſtizbeamten beftanden haben. Nah 6. 21. a. a. D. hat fich die Ober 
nationsfem. für den höheren Verwaltungsbienft aus den Dienflaften dr |. 
daten zu vergewiflern, ch den Vorfchriften diefes Regul. genügt worden, und MT 
dies nicht gefchehen, die Nadholung des Fehlenden zu veranlaffen, aud bei Ju : 
feln, cb der Kantidat überhaupt zur Prüfung zuzulaffen fei, die Beftimmung N? 
Dissiplinars Minifterien darüber einzuholen. Nach 8. 22 follen Männe, ® 
tie der Prüfung vor der Ober» Gramtnationsfom. nach ten Beſtimmungen vide 





Regul. vorangehende Laufbahn nicht gemacht, oder boch nicht vollendet, da 
ſchon in anderen Dienfiverhäftniffen fungirt haben, z. B. ale Defonomirkeamit 
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1) &. RR. des Min. des 3. für Gew. Ang. v. 12. April 1836. (v. K. Ann. 
Br. 20. ©. 65.): 


2) 6. R. deſſelb. Min. v. 1. Belr. 1837. (a. a. ©. Br. 21. ©. 63.); 
3) * Re Min. tes 3. u. d. P. v. 23. Mai 1838. (Koch's Agrargef. 
. : 

4) G. R. deſſelb. Min. v. 25. Febr. 1839. (v. K. Ann. Bd. 23. ©. 82); 

5) C. N. deſſelb. Min. v. 8. April 1839. (Dünniges Land. Kult. Gef. 

Br. 3. ©. 337); 

6) G. N. deſſelb. Min. v. 3. Zebr. 1841. (Min. Bl. d. i. V. 1841. ©. 81); 

ER. der K. Min. des 3. u. d. P. u. d. F. v. 10. Febr. 1844. (Dön: 

niges Lant. Kult. Gef. Br. 3. ©. 339); 

C. R. des Min. tes I. u. d. P. v. 29. April 1812. (Min. Bl. d. i. ®. 

1842. ©. 131); 

) & NR. res Min. des 3. v. 7. Sept. 1843. (a. a. D. 1843. ©. 240): 

) 4 hefick. Hin. v. 25. Dee. 1843. (Dönniges Land. Kult. Gef. Br. 3. 
. ); 

11) G. R. deſſelb. Min. v. 3. Nor. 1844. (Min. Bl. d. i. V. 1814. ©. 291); 

12) €. R. deſſelb. Min. v. 27. Sept. 1815. (a. a. D. 1845. ©. 303): 

13) R. ae: Min. v. 18. Juni 1816. (Dünniges Land. Kult. Gef. Br. 

3 37): 


14) R. deſſelb. in. v. 22. Febr. 1847. (Din. BI. d. i. 2. 1847. ©. 53.) 

Vergl. diefe R. in Br. I. ©. 492—506). 

3) An Betreff ver Benubung der landwirtbfchaftl. Lehran— 
Ralten zur Ausbiltung von Perfonen, vie fich der Laufbahn der Oekono⸗ 
nie⸗Kommiſſarien winmen wollen, find vie R. tes Min. des I. v. 1. Febr. 
187 u. 31. Ian 1841 1) (Min. Bl. d. i. V. 1841, ©. 83— 84) er 


nangen. 
— I. Rechtliche Verhältniſſe der Dekonomie» Kommif- 
trien. 
A. In Bezug auf ihr Amt. 
1) Die Defonomiefommiffarten gehören zu den Eivilbeamten (A. 2. 
@. 11. 10. 66. 1—3.) und ihren Amtshandlungen iſt der öffentliche Glaube 
Beigelegt.2) Die K. O. v. 19. Ian. 1833 (G. ©. 1633, ©. 4) erkennt ſo⸗ 


— —— — — m“ 


rien x., zu jener Prüfung nur unter ten ven den Disziplinar-Miniftern jedesmal 
3m Beſchließenden Bedingungen augelaffen werben. Im $. 33. ift endlich beflimmt 
Werben, nur biejenigen Referendarien, welche tie Prüfung beftanden haben, fünnen 
ne Weiteres zu Reg⸗Aſſeſſoren befördert werden. 
Benngleich biernach tie Erwerbung der Qualififation als Defonomiefommif: 
8 zur Uebernahme der Oberger.sAffefloren in vie Verwaltungsparthie im Alls 
mein und zur Ernennung derſelben ale Dberfommiflarien bei den Auseinan⸗ 
egungsbehörben nicht weiter ausreicht, fo ik doch zu ihrer Ernennung zu Reg. 
Affefinen und Räthen für ein befonderes Zach, namentlich zu Juflitiarien der 
*g., der Santwirtbfchaftl. Reg.» Abth. und Gen.⸗Kem., eine legte Prüfung vor 
der Obder⸗Craminationskom. für den höheren Berwaltungstienft nicht erforderlich. 
rg. Dönniges Land. Kult. Gef. Br. 3. S. 344.) 
en b) Hinfichtlih ter Beförderung der Oberger.»Affefleren, welche von den Aus⸗ 
- anderſezungsbehörden in den Inftigienft zurücktreten wollen, iR den Praſidien 
irefteren ber Gen.s Kom. und der Reg. zu Fraukfurt, Danzig, Gumbinnen, 
” wat Beberg und Marienwerder in tem R. des Min. des 3. vom 6. März 1846 
er dem dadurch mitgetheilten Echreiben des Juſt. Min. v. 20. San. 1846 Nach⸗ 
Be und Anweifung ertheilt werten. (Vergl. Dünniges a. a. D. ©. 345.) 
Bl, auch das &. R. v. 29. April 1842, f. in Br. I. ©. 495 ff.) 
“ Yan) Vergl. in Bd. J ©. 506—508. — Nachrichten über die lanbwietbfch. Ma: 
e;; ezu Eltena finten ſich in v. K. Anı. Br. 19. S. 40% und im Min. Bi. 
S. 1840. ©. 359. 


at, a) Die Vereidigung ver Def. Kommiffarien beireff., fo find dafür bie 
Gemein. Borfchriften d. 8. O. v. 5. Nev. 1833 (G. ©. 1833. S. 291), dee 
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wohl die mit firirten al8 mit temporairen Diäten remunericten Dekonomie 
fomniiffarien als Beamte an. (Berg. A. 2. R. II. 10. 98. 68. ff. u.8, 
6. 161. des Anh. zur A. ©. D., 88. 43. u. 44. bes Landfnltur: Ed. v. 14. Ge 
1611, $$. 54. u. 95. der B. v. 20. Juni 1517, R. des Din. des 3. 9. 12. Imi 
1825 in v. 8. Ann. Bd. 7. ©. 312, R. des Juſtizmin. v. 13. Juni 1613, is 
v. 8. Jabrb. Bd. 2. S 3, R. des Min. des 3. u. d. P. v. 11. Mat 1835, ia 


v.. 8. Zahrb. Bd. 45. ©. 420.) 


2) Sie Haben jetoch Feinen Anſpruch auf dauernde Vefchäftigung 
Beſoldung oter Gehalt, fontern werden durch fixirte Diäten, oder auf 
Zeit und Dauer ihrer Befcyäftigung, remunerirt. 

Die Inftr. v. 17. Oft. 1811 Hat im 6. 15. beftimmt: 

Um gewiß zu fein, daß fich folide und fehr gefchidte Defonomen um 
Poſten der Defonomiefommifjarien bewerben, follen folche in 3 Klaſſen geiheil 
und fo geftellt werden, daß 

die Iſte Klaffe 3 Thlr. firirte Diäten, 

die 2te Klafle 2 > ⸗ ⸗ 

die Zte Klaſſe 24 =» unfirirte Diäten, 
mit dem Berfprechen erhält, dag nicht nur Nögenfion von den unteren in die 
eberen Klaffen, fondern auch aus tiefen Beförderung zu Ratheftellen in ten Ode 
nomiefollegien flattfinden foll. 


Diefe Klaffen find zwar nicht aufgehoben, vielmehr wird in der K. O. 
v. 7. Juni 1834 zu 11.1) auf diefelben Bezug genommen; die Klaſſtſtke⸗ 
tion der Oekonomiekommiſſarien binfichtlih ihrer Qualififation iſt jedeh 
durch das M. des Min. des 3. v. 22. Dec. 1824 (Acta Landwirtbfä. 
Beh. Nr. 2. Vol. 1.) näher beflimmt und die Remuneration verfelbg 
nach ihrem Dienftalter und ihrer Auszeichnung durch F. 1. Nr. 1. de 
Inftruft. v. 16. Juni 1836 zum Koftenregulativ v. 25. April 1836 anter 
weitig abgefluft worten. 

Vergl die Erläut. zur Koften-Inftr. v. 16. Juni 1836 (1. unten). 


3) Bezüglih ter Disciplin und insbef. ter unfreimilliges 
Dienftentlaffung, refp. Benfionirung der Delonomie- Kommiffaries 
vergl. das ©. v. 21. Juli 1852 (G. S. 1852, 6.465 ff.), deſſen $. 83. an 
alle Oekonomie⸗Kommiſſarien (und Feldmeſſer) Anwendung findet, welte 
die Penſions⸗Berechtigung noch nicht beſitzen. (Vergl. R. tes Min. für lage 
wirthfch. Ang. v. 26. Nor. 1852,7) Min. Bl. dv. i. B. 1652, ©. 326.) 


4) In Betreff des Anſpruchs der Dekonomie- Kommiffarlen auf Ber 
gütung ter Umzugsfoften bei Verfegungen, vergl. das G. &. ie 
Pin. des I. u. d. P. v. 31. Ian. 1840.°) (Min. Bi.d.i.®. 1840, 62) 


5) Wegen tes Penſions⸗Anſpruchs verfelben vergl. tie K. O 
v. 7. Zuni 1834 ad 10. und 11.*) (Koch's Agrargef., 4. Aufl. €. 20 
n. 241.) 


6) Ueber die Bewilligung ded Gnadenmonats für vie Hinite 


Art. 108. der Verf. Urk. v. 31. Ian. 9850 und des Staatsmin. Beſchl. v. 1% 
Bebr. 1850 (Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 122) maafgebend. 
b) Bei Abgabe fachverftändiger Gutachten müflen auch beRalte Di 
Kommiffarien befonders vereidet werden, wenn fie nicht den Sachwerflänt 
fchon generaliter geleiftet haben. (R. des Juſt. Min. v. 5. Gept. 1823 in . 
Jahrb. Br. 22. ©. 80.) 

1) Bergl. in Bd. 1. ©. 460 ff. 

2) Bergl. in Br. I. ©. 508. 

3) Bergl. in Br. I. S. 508—509. 

4) Gbentaf. S. 461. — Vergl. das hierauf nesügliche G. 8. des Ni. WE 
I3.u.2. J. v. 5. Sept. 1535 (v. R. Ann. Bo. 19. 6. 672), weldes um dem 
Iranfitorifches Intereſſe hatte. 
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n verftorbener DefonomiesKommiffarien, vergl. das C. R. des Pin. 

ud. P. v. 31. Oft. 1540.') (Min Bd. i. B. 1840, ©, 477.) 
In Bezug aufihre Vrivatangelegenheiten. 

Heirathéskonſens und Beitritt zur Wittwenverpflegungs- 


t. 

Vereidigte Oekonomie⸗Kommiſſarien (auch Feldmeſſer) muͤſſen, wenn 
verheirathen wollen, den Heirathskonſens bei der ihnen vorgeſetzten 
nachſuchen, welchen ter Präſident der Reg. oder Direktor ver Gen.⸗ 
ctheilt. Dieſe haben Sorge zu tragen, daß die Beamten ihre Ehe- 
in die K. Mittwenfaffe oder aber in tie v. d. Schulenburg’fche 
1. Verpflegungsanftalt zu Berlin mit einer Penflon einfaufen. ®) 
Die Verpflichtung Der Beanten zum Beitritt zur allgemeinen Witt« 
: fegt tie Regeptionsfähigfeit derſelben voraus, welche auf die im 
baren Staatstienfte ſtehenden, ein firirted Dienfleinfommen von 
3 250 Thlrn. aus Staatskaſſen beziebenten Beamten im Allgemei⸗ 
chraͤnkt ift. ?) 

Eomobl tie Defonomie-» Kommiifarien, als die fonftigen bet ven 
om. und im Meffort derſelben angeftellten Beamten, welche für ihre 
tie Penſionsberechtigung erlangen, werden dadurch zugleich rezep- 
ig bei ter allgemeinen Wittwen-Verpflegungsanftalt und Fommt es 
auf an, tie Penftondberechtigung zu befcheinigen. °) 

Die bei ten Auseinanterfegungd» Behörden dauernd befchäftigten 
mie-RKommiffarien follen, noch ebe fie in ten Genuß eines penflons- 
ten Tienfteinfonmend treten, zum @infaufe ihrer Ehefrauen in vie 
tmen-Verpflegungsanftalt mit einer Penſton von höchftens Einhun- 
alern, vorbehaltlidy einer Fünftigen Erhöhung verfelben, zugelaffen 
— Ten Oekonomiekommiſſions⸗Gehülfen ift die Verpflichtung auf- 
n, ibre Ehefrauen in tie Wittwenfaffe einzufaufen, fobalt fie zum 
einer PBenftondberechtigung gelangen. >) 

Grefution wegen Schulten. 

Nah ter 8. O. v. 19. Ian. 1833 (8. S. 1833, ©. 4) fann ge⸗ 
im Eid und Prliht genommenen Defonomie» Kommiffarien (auch 
ſer) während der Dauer ihrer Anftelung auf firirte Diäten bei 
ben Behörden, desgl. während der Dauer der von dffentlichen Be⸗ 
ihnen übertragenen Befchäftigung, der Perfonalarrefi Schulten hals 
ıbaupt nicht volftreft und in Grmangelung anterer Vermögens 
tie Grefution in ihr Einfommen nur nach Maaßgabe des ©. 160. 
b. zur A. ©. D. zugelaffen werten. ®) 


Rergl. in Br. I. ©. 509. 

Vergl. K. D. v. 18. Oft. 1800 une v. 17. Juli. 1816. (8. €. 1816. 
, $. 40. ter Reg. Inſtr. v. 23. Oft. 1817 (8. S. ©. 258), Gefdäfte: 
13 v. 25. Dec. 1525 zum Abſchn. IV. ©. 15, NR. des Min. des 3. v. 21. 
25 (v. 8. Ann. Bo. 12. ©. 277), C. R. des Min. des 3. v. 21. Juni 
- (Min. Bl. d. i. B. 1832. ©. 219, f. in Br. I. S. 50%.) 

Vergl. 8. O. v. 17. Zuli 1816 (8. ©. 1816. ©. 214), Dekl. v. 3. Sept. 
. €. 1817. ©. 301), K. ©. v. 77. Febr. 1831 (8. ©. 1831. ©. 3), ©. R. 
1. tes 3. für 9.n. ©. u. ver 8. v. 7. Juni 1532, in ten Aften des Min. 
u Zirmwenkaſſe. No. 93. Vol. 3., R. v. 25. Juni 1832. (v. K. Jahrb. 
.&. 318.) 

Bergl. R. tes Min. tes 3. für Gew. v. 16. Juni 1836, in den Aften: 
Bittwenfafte. No. 93. Vol. }. 

Vergl. C. N. des Din. tes I. vr. 21. Juni 1842. (Min. Ber. i. 8. 
©. 219, f. in Br. 1. ©. 509.) 

ya) Nach tem, im Sinverfländniife mit dem Min. des 3. erlaffenen, R. bee 
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b) Das Dienftfuhrmwerk der Dekonomie-Rommiffarten iſt kein von ver 
Erefutionsvollfitedung ausgenommener Gegenfland. (RR. des Min. des J 
v. 9. Suni 1842,°) Min. Bl. vd. i. V. 1842, ©. 220.) 

3) Kommunal» Steuerpflichtigfeit. 

Die mit firirten Diäten angeftellten Defonomie - Kommifferie 
genießen bezüglich der Rommunalfleuer- Verpflichtung die Mechte der Bram 
ten in ®emäßheit des Gef. v. 11. Iuli 1822. (R. des Min. des 3. u. b. 
v. 12. Juni 1823,2) v. 8. Ann. Bd. 7. ©. 312.) 

4) Ueber die Belaffung der Diäten an zur Landwehrübe 
oder Kriegdreferve einberufene DefonomiesKommiffarien, ver 
G R. res Min. für landwirtbfchaftl. Ung. v. 7. Dec. 1848.) (Min 
d. i. V. 1848, ©. 366.) Vergl. auch die K. O. v. 24. Juli 1837. (m. 
Jahrb. Bd. 50. ©. 136.) Ä 

IV. Nah rem Schlußfage des ©. 56. der V. v. 20. Juni 1817 Wi 
fen die SpezialeRommiffarien (auch wenn fie für beſtimmte Diftrifte beſtel 
worden find) Feine Auseinanderfegung ohne befondern Auftrag Terjenige 
Auseinanderfegungds Behörte, bei welcher nach 66. 68. und 69. a. a. T 
die Provofation anzubringen tft, vornehmen. 

Ueber die Privat» Vermittelungen von Gemeinheitstheilunge 
Abldfungen und gutsherrlich-bäuerlichen Megulirungen, vergl. Tas R. neh 
Regul. red Min. des I. für Gem. Ang. v. 18. Juli 1834 °) (v. 8. Un 
Bd. 18. ©. 984) und Tas N. des Min. des J., landwirthſch. Abt. ı 
12. Oft. 18405) (Min. Bl. d. i. V. 1840. ©. 478). 

V. Vergl. 6. 19. der ®. v. 30. Juni 1834 wegen Grtheilung ve 
Aufträgen in Auseinanterfegunge » Sachen an Landräthe und Kreiäee 
ordnete, 


Zu. 68. 38—60. 
(Bon dfonomifchen Hülfsarbeitern.) 


1) Die Vorfchriften der. 66. 58 — 60. finden namentlich auf vie @ 
ten Gefchäften der Auseinanverfegung- Behörden fich ausbiltenten Affefe 
en, Meferentarien und Gehülfen Anwendung, und es find darauf vie we 
gen Befchäftigung ter Regierungs⸗ und Sufis-Affefforen ale G 






Juſt. Min. v. 6. u. 25. Mai 1833 (v. 8. Jahrb. Br. 41. ©. 465 u. 471) 
dem 6. R. des Min. des 3. v. 16. Mai 1833, iſt in Beziehung auf den $. I 
des Anh. zur A. ©. D., beflimmt worden, daß von den firirten ober za 
(temporairen) Diäten der Def. Kommiffarien, täglich 1 Thlr. von ter Berechech 
des abzugsfähigen Theile ihres Ginfommens auszufchliegen if, ale eine Bergiiunl 
der mit den Dienftreifen verbundenen Mehrausgaben. 

b) Die Zuftigbehörden follen vor der wirklichen Befchlagnahme der von Ob 
Kommiflarien (auch Feldmeſſern) im Auftrage Öffentlicher Behörden refernirten Ge 
bühren mit den Behörden, bei welchen die beir. Beamten befcäftigt worken al, 
über tie Beendigung diefer Befchäftigung und über die Zuläffigfeit der Getäßren 
befrblagnahme nach Maaßgabe der 8. D. v. 19. San. 1833 femmuniciren. (8.1) 
Juſt. Min. v. 26. März 1836, v. K. Jahrb. Br. 47. ©. 326.) 

c) Segen die Protofollführer der Def. Kommiffarien iſt bie Berfeneb 
Grekulion wegen Schulden zuläffig (R. des Min. des 3. für Iandwirtbfchaftl. Un 

v. 28. Juni 1841, Min. BI. d. i. V. 1841. ©. 236). 
1) Bergl. in Br. I. ©. 510. 
2) Ebendaſ. S. 51V. 
3) Bergl. in Bd. I. ©. 511. 
4) Bergl. in Br. I. S. Si. ff. 
59) Ebendaſ. &. 513— 514, 
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arien erlaffenen Min. Neffripte (vergl. Zuf. IT. ad 2. zu 88. 56. 
v. 20. Juni 1817, f. oben S. 296— 237) gegründet. 
wiefern folche Hülfsarbeiter vun ter Oberauffiht und Zuzie⸗ 
ſer Defonomie-Kommiffarien entbunden werden koͤnnen, ergeben 
2. April 1836, 23. Mai 1838, 25. Febr. 1839, 3. Febr. 1841, 
42, 3. Nov. 1844 und 27. Sept. 1845.12) Darnach fleben 
echte und Befugniffe ter Defonomie« Kommiffarien mit voller 
: dann zu, wenn ihnen die Qualifikation als dkonomiſche Sach⸗ 
ale Dekonomie-Rommiffarien, beigelegt ift. 
> MR. des Min. für Iantwirtbfchaftl. Ang. v. 10. Aug. 18502) 
i. B. 1850, ©. 253, Nr. 340) geftattet, den Defonomie- 
nd @ ehülfen einzelne Aufträge der im $. 108. des 
v. 2. März 1850 gedachten Art zu ertheilen, nicht aber dies 
er Aufficht Der ortentlichen Defonomie-Rommiffarten gänzlich 
ven, Indem der 6. 59. der B. v. 20. Suni 1817 durch den 
Abldoſ. Gef. v. 2. März 1850 keinesweges aufgehoben wor» 


die Erläut. zum 6. 108. des Abldf. Gef. v. 2. März 1550 
.Abth. I. S. 757—758). 

8 M. deſſelben Min. v. 7. Ian. 1553?) (Min. Bl. d. i. V. 
) beftinmt, daß Vermeffungs-Neviforen nicht in der» 
he gleichzeitig al8 Defonomie- Kommiffiond- er 
igiren ſollen, und das R. veffelben Min. v. 21. Oft. 1853 °) 
266) erflärt es für unftatthaft, Feldmeſſer in der nämlichen 
bzeitig mit den Tommiffarifhen und DWermeffungdarbeiten zu 


ver die Vereidung der Defonomie » Kommiifftond » Behülfen, 
Affefforen und Referendarien, vergl. das 6 N. des 
‚v. 19. Mai 1837) (v. K. Ann. Br. 21. S. 373). 

auch tie Note 2. zum Zuf. III. A. ad 1. zu 66. 56 u. 57. 
0. Suni 1817 (f. oben S. 297—298). 


Zu 88. 61 — 64. 


Theilnahme richterlicher Berfonen bei vem Reguli— 
rungs⸗Geſchäfte.) 


x 6. 61. der V. v. 20. Juni 1817 bat die Anſtellung von 

tizkommiſſarien aus ver Zahl ver Iuftizbedienten für 
er mehrere Kreife zufammengenommen, in der Art angeordnet, 
Beamten ein befländiger, jedoch widerruflicher Auftrag zu er⸗ 
zwar zu dem Zwecke, um: 

igen, bei Gelegenheit der Auseinanderfegungen vorfommenben, Rechts; 

gleiten zu infiruiren, deren Entfheitung den ordentlichen 
hten vorbehalten ift; 

tequifition der Defonomies Kommiffarien ober Anweifung der Auseins 

febungs s Behörbe auch die zur Gntfcheitung der letzteren gehörigen 

Hgfeiten zu inftruiren ; 

nseinanberfegungssRezefie aufzunehmen und von ben Partheien voll- 

ı zu laffen; 


l. in Bd. I. ©. 492 5. 

H. in B. I. E. 234— 235 
1. in Br. I. ©. 514. 

IL in Bp. I. ©. 514—515 
dl. in Br. I. ©. 515, 
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4) die Defonomies Kommiffarien, anf deren Verlangen, mit rechtlicem Gab 
achten oder auch bei Vollziehung einzelner Akte ihres Befchäftes zu min⸗ 
flüßen, und, fofern es nicht auf Anwendung üfcenomifd;stechnifcher Kenn⸗ 
niffe anfommt, zu vertreten. 


Dazu ift Folgendes zu bemerken: 


a) Die im $. 61. Nr. 1. und, unter Bezugnahme darauf, im (. 108, 
ter V. v. 20. Juni 1817 enthaltene Beftimmung, daß die Kreis - Jufip 
fommiffarien alle bei Gelegenheit der zum Neffort ter Auseinanderfegungs 
Behörden vorkommenden Streitigkeiten, deren Entfcheidung den ef| 
dentlichen Berichten vorbehalten war, inſtruiren follen, if erleı 
diget, da ter F. 6. des Ausführ.- Gef. v. 7. Juni 1821 den gerade 
Vorbehalt aufgehoben und alle Streitigkeiten im Meffort ver Anh 
einanterfegungd»Bebörten tiefen Behörden zur Kognition unt Es 
fiheitung übertragen bat, mithin tiejenigen Streitpunfte, zu teren Inſtih 
tion vie Kreid= Iuftizfommiffarien nach ©. 108. der B. v. 20. Juni 1881 
beftinnmt waren, nicht mehr an tie Öbergerichte abgegeben werden. 


b) Der $. 16. des Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821 bat indeß vorge 
fehrieben, taß tie Inftruftion der Streitigfeiten, teren Entfcheitung m 
Rechtsgrundſätzen bauptfächlich abhängig ft, von Tem Kreis - Juftizfem 
miffarius oder einem richterlichen Beamten bewirkt werten fole, worud 
zugleich ver F. 106. ter V. v. 20. Juni 1817 näher beflimmt worden | 
in welchem audgefprochen war, daß die zum Meffort ver Gen. Kont. gehb 
rigen Streitigkeiten von tem mit ter Megulirung beauftragten Oekononie 
Kommiſſarius bemirft werten folle. 

In ter Praris ift indeß jene im F. 16. des Ausführ.- Gef. getr 
Anordnung mehrentheils nur bei verwickelten Mechtöftreitigfeiten zur 
wentung gefommen. Die Anftelung befonderer Kreis - Juftigfommiffare 
ift ferner Durch die Ausbildung vieler Juftizbeamten zu Defonomie- Row 
miffarien und teren Anftellung als Diftrift8-Spezialfommiffarien in neuen 
Zeit immer mehr befeitiget und nach Aufhebung tes 6. 185. ver DB. 
20. Zuni 1817 durch $. 18. der V. v. 22. Nov. 1844, wonach au W 
Inftruftion ter zweiten Inſtanz einem Spezial» Kommiffarius, ter ni 
Suftigbedienter ift, aufgetragen werden Fann, faft entbehrlich geworten.!) 

Das Min. des I. bat fich denn auch in diefem Sinne in ten E 
v. 30. Nov. 1842 und v. 22. Mai 1843?) (Min. Bl. d. i. ®. 1812, 6 
325 u. 1843 ©. 167) audgefprochen und angeordnet, 

daß die Inflruftion der Streitigfeiten möglichit tur tie — 
Kommiſſarien au bewirfen,. in einzelnen Fällen aber, wo ausnahmsweiſe W 
Zuziehung eines Juſtizbeamten zu Progeßinfieuftionen oder —— — 
uöthig ſei, in der Regel dergleichen Geſchäfte dem Richter, unter deſſen Epre 
der Ort der Regulirung liegt, oder einem ſonſt in der Naͤhe wohnenten Ritt 
zu übertragen. 


ec) In Betreff ter Rezeß⸗Vollziehungen vergl. ©. 166. ter 8 
v. 20. Juni 1817 und tie abänternden Beftimmungen in K. 41. Ma 
N. v. 30, Juni 1834 unt $. 108. Alin. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. Ri 
1350, und die Erläur. zu dieſen $$. 

2) Die Ernennung ter Kreis-Juſtizkommiſſarien, wo folche nad des 
oben Bemerften noch flattfinvet, erfolgt Durch die Auseinanderfegungde 
Behörte, welche indeß tarüber mit dem den betr. Juflizbeamten vorge 
feßten Obergerichte ſich in Einverſtändniß zu fegen bat. 





—— — — — — — 


1) Vergl. auch Bd. II. Abth. I. S. 21— 25. 
2) Vergl. in Br. I. S. 515 u. 516. 
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Das R. des Zufl. Min. v. 3. Febr. 1823 (Koch'sé Agrargef., 3. Aufl., 
211) beſtimmt in dieſer Hinſicht, 

daß die einmal beſtellten Kreis⸗-Juſtizkommiſſarien von den Obergerichten 
bt ehne Zuſtimmung der Auseinanderſetzungs-Behörde wieder entlaſſen werben 


3) Nah $. 62. der B. v. 20. Juni 1817 find die Auseinander⸗ 
ungs-Behörden auch in folhen Sprengeln, wo Kreid-Jufti;fommiffarien 
tele worden, berechtiget, innerhalb ihres Eprengeld auch anderen 
Mizbedienten Aufträge zu ertheilen. ') 

Sierzu iſt zu bemerken: 

a) Das NR. res Juſtizmin. v. 23. Ian. 1832 (v. K. Jahrb. Bd. 39. 

143, Griff Bd. 6. ©. 584) hat dieſe Beſtimmung dahin audgelegt, 
daß die AuseinanderfehungssBehörte in ihrer Auswahl nicht auf die Richter 
Bezirks, in melem die Auseinanderfegung vorfemmt, Befchränft fei, auch ter 
Rimmung des betr. Obergerichts zur Ertheilung einzelner Aufträge nicht be: 
fe, welche vielmehr nur für den Ball ver Ernennung beſtändiger Kemmiſſa⸗ 
ı ($. 61.) vorgefchrieben fei; dagegen müfle tie AuscinanderfegungssBehörte 
allen Fällen, wo fie mit einem Gefchäfte einen anteren, ale den orbentliden 
bter tes Drts beauftragt, dem Obergerichte bierven Nachricht geben, wes 
% letzteres Belegenheit erhalte, die Zurücknahme des Auftrages zu bewirken, 
su ter Nichter dadurch an der gehörigen Beſorgung feiner anderweitigen Bes 
Bgefchäfte verhindert werben follte. 

b) Der $. 17. des Ausführ.» Gef. v. 7. Juni 1821 erweitert die ven 
ıBeinanterfegungs «Behörten im $. 62. ter B. v. 20. Juni 1817 beige- 
te Befugniß dahin, daß fie berechtiget fein follen, audy folchen Beamten 
fträge aus ihrem Reſſort zu ertheilen, vie ehemals ein Richteramt ber 
ivet haben, aber ehrenvoll entlaffen fint. 

ec) Nah $. 108. des Abläf.- Gef. v. 2. März 1850 entlich dürfen 
: Yußseinanderfegungs » Behörden jetem Staatd- und Gemeinde» 
eamten, ten fie hierzu für geeignet halten, Aufträge aus ihrem Reſſort 
heilen, und diefe Beamten find verpflichtet, fih Innerhalb ihres 
mtsbezirks folchen Aufträgen zu unterziehen. , 

Vergl. tie Erläut. zum $. 108. des Ablöf.- Sei. v. 2. März 1850 
in DB. II. Abth. I. ©. 757-758). 

4) Zu 6$. 63. und 64. 

Vergl. vie R. v. 12. April 1836, 23. Mai 1838, 25, Febr. 1839, 
Febr. 1841 und 29. April 1842,2) wonach den richterlichen Beamten 
R dann, wenn jie die technifche Qualififation erlangt baben, tie Rechte 
z Dekonomie⸗Kommiſſarien zuftehen. j 


Zu 66. 65. und 66. 
(2. v. 30. Juni 1834. 6. 39.) 
Bon Außeinanderfehungen durch Kommiffarien der Regie- 
tungen.) 

I. Die Beflimmungen der 66. 65. und 66. ter V. v. 20. Juni 1817 

hen dahin, daß die Negierungen beredhtiget fein follen, | 
"die bäuerlichen Regulirungen und tamit verbundenen Gemeinbeitstheilungen 
u ven Domainen und Bütern der von ihnen refiortirenden milden Stiftungen und 


nn m 


1) Das R. des Zufl. Min. v. 24. April 1818 (v. K. Jahrb. Bd. 11. S. 237, 
Graff Br. 5. S. 39) fchreibt vor, daß die Rommiflarien verpflichtet fein follen, 
vor temmitticenben Behörde bie aufgenommenen Verhandlungen im Original 


2) Bergl. in Br. 1. ©, 492 Fi. 
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anderen öffeutlichen Anftalten durch ihre Räthe ober andere Kcmmiflarien, we 
in folcben Fällen alle Rechte und Pflichten der von den Gen. Kom. ernaı 
Kommiffarien zufommen, vornehmen, auch die Streitigfeiten turch dieſe infr. 
zu laflen; 


Dagegen follte tie Entfheidung der Streitigfeiten und die Be 
tigung des Mezeffed ten Gen.-Kommiffionen vorbehalten ble 
welche demgemäß nur auf Antrag der betreff. Negierung die 
tung der Außeinanderfegung felbft zu übernehmen befugt fein follten. ($. 

Diefe Vorſchriften folten inte nur alsdann Anwendung finte 

wenn bei der Regulirung und ber damit verbundenen Gemeinheitethe 
außer der Beiftlichkeit nur Hinterfaffen der genannten Güter eia | 
efie haben; 
wogegen die Megierungen kann, wenn dabei andere Gutöbeflger oder | 
nachbaren Fonfurriten, nur befugt fein follten, die Auseinanderfegun 
Wege gütlider Vereinbarung zu bewirken, und die Berpflid 
batten, ſolche an tie Gen.- Kom, zu vermeifen, fobald nicht beizulez 
Streitigkeiten entflehen. ($. 66.) 

Diefe Beflimmungen find mehrfach abgeändert worden. 

1) Bei Publikation der V. v. 20. Iuni 1817 gehörten nu 
bäuerlihen NRegulirungen und tie damit verbundenen 
meinheitstheilungen zum Neffort der Gen. Kommiffionen. 
balb fyrach vie gebadhte V. ($. 65.) auch nur von der Kompeten; 
Regterungen zur Zeitung dieſer Auseinanderfegungen in ten Domainı 
Ducch das Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821 ( Rn 5. u. 6.) und di 
v. 30. Juni 1834 ($. 1.) wurden indeß ten Auseinanderfegungs-Behi 
auch die Feſtſtellung anderer Mechtöverhältniffe der Grundbeſitzer, vie 
Iöfungen und Gemeinheitötheilungen und Befchränfungen übertragen 
auf dieſe die Beflimmungen ver DB. v. 20. Juni 1817 über vie Au 
anderfegungd- Behörden und deren Verfahren ausgedehnt, mithin vie J 
petenpberhd nie der Megierungen und der Gen.» Kommifflonen binfld 
der Ablöfungen und Bemeinheitstheilungen in gleicher & 
wie binfichilih rer Negulirungen geordnet.) 


— — — — — 


1) a) Die Befugniß der Regierungen, alle Auseinanderfegungen auf Dı 
nen’und von ihr reffortirenden Gütern zur eigenen Leitung im Wege des Berg! 
zu übernehmen, folgt auch daraus, daß ber $. 65. der B. v. 20. Juni 181 
Beförderung derfelben im Wege des Vergleichs bewedt und auf tief 
fchränft if. Den Interefienten ift aber im Allgemeinen freigeftellt, fidh chne 
zwifchenfunft der Gen.:Kom. im Wege der Büte über alle Gegenflänte des 
ſorts derfelben auseinanderzufegen ($. 25. des Ansf.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821); 
ift den Regierungen fchon durch die B. v. 16. Märg 1811 (8. ©. 1811. ©. 
die Aufhebung nnd Ablöfung von Serrituten, Zwangs⸗ und Bannrechten, | 
und Naturalpräftationen in den Domainen im Wege gütlicher Bereinigung 
gelafien. (Vergl. die R. des Din. des 3. v. 6. Mai 1625 [Dany Hgrı 

d. 3. ©. 125], des 3. u. der F. v. 15. Juni 1830 [a a. O. ©. 1 
und bus 8 u. d. P. v. 22. Juni 1839 [Dönniges Land. Kult. Geſ. © 

b) Obſchon ber $. 65. der V. v. 20. Juni 1817, in der Beſchraͤnkung 
B. auf die bäuerl. Regulirungen und damit verbundenen Gemeinheitstheilu 
unter dem gebrauchten Austrude: „Hinterfaffen” hauptſächlich nur tiefe 
bäuerlichen Wirthe verftanten bat, deren Grundſtücke der Snteherrfchaft eigen! 
lich zuſtehen (erbliche, nicht erbliche Wirthe, Zeitempbyteuten, Laßbefiger), 
nach erfolgter Ausbehnung der Befugnig der Regierungen und Prop⸗Schul 
legien zur eigenen Leitung von Auseinanderfeßungen, ber Ausdruck „Hiı 
faffen“ doch, dem Eprachgebrauch gemäß, von allen foldhen Grundbe 
verſtehen, die Hinfichtlich ihrer Brundflüde in einem Abhaͤngigkeile⸗ 
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2) Die 8. O. v. 31. Dec. 1825, betreff. eine Abänderung in ver 
erigen Organifation der Provinzial» Verwaltungs» Behörden!) (8. ©. 
;, 8. 5) bat demnächſt sub D. Nr. XI. beftinmt, 
daß es in den von den Regierungen und Prov. SchulsKollegien burch eigene 


endiungen vergleichsweife bewirften Regulirungen und Separationen feiner 
itigung der Gen.⸗Kom. bebürfe; 


leichen, 

daß Verträge und Urkunden über Gegenſtände, beren Regulirung auf dem 
e der Provokation bei der Gen.sKom. und durch deren Entſcheidung bewirkt 
en, der Beflätigung der Gen.⸗Kom. unterliegen follen; wenn aber feine Ent: 
dung Seitens ter Gen.⸗Kom. erfolgt fei, fo follten dergl. Urkunden, und felbft 
von der Gen.⸗Kom. geſchloſſenen Bergleiche, wenn fie nur den Bisfus und 
a Hinterfaffen, oder die unter Berwaltung der Regierungen oder Prov.sSchul: 
egien ſtehenden Inſtitute betreffen, nur der Genehmigung diefer leptgebachten 
fen, welche Senehmigung die Wirkungen und Folgen einer von ber Gen.⸗ 
u ertheilten Beſtätigung haben folle. 


9) Die letztgedachte Anordnung erwies fich indeß bald infofern als 
wemäßig, als dadurch die Megierungen und Provinzial» Schuls Kolle- 
aanch mit der Beflätigung folcher Mezeffe befaßt wurden, welche ledig⸗ 
anf Verhandlungen der Gen.» Kommiffionen berubten, wodurch eine 
Weppelung des Gefchäftes ter Prüfung der Legalität der Mezeffe und 
ı mnnöthiger Arbeitsaufwand bei den Verwaltungs⸗-Behörden entfland. 

Dies veranlaßte eine neue Movdififation der K. O. v. 31..Der. 
25, welche durch die (mittelft 8. O. v. 7. Juni 1828 genehmigte) In» 
ut. ver Min. der geiftl., U. u. M. Ang., des I. u. d. F. v. 30. Juni 
NB°) (v. K. Ann. Bd. 12. ©. 676-679) eingeführt, demnächft aber in 
8839. ver V. v. 30. Juni 1834 aufgenommen worden iſt. Hiernach 
wie den Regierungen und Provinziale Schuls Kollegien vie Beflätigung 
B e nur bei denjenigen Außeinanderfegungen beigelegt, welche auf 
he Verhandlungen jener Behörten im Wege des Vergleichs zu Stande 
| und bei den Gen. Kommifitonen noch nicht anhängig geworden 
m.) Wo dagegen Letzteres der Fall, follten tie Gen-Kommiffio- 
ara die Rezeß⸗Beſtätigung bewirken, und zwar felbfl dann, wenn daß 


— — — 


kigenthümer ſtehen, ihr Beſitzrecht von dieſem herleiten (alſo au von ben 
n Grhzinsleuten, Erbpächtern und Vafallen, von Nießbrauchern und Zinss 
Men [. ©. MR. 1. 18. SS. 813 f.]). Dergl. 6. 39. sub b. ber ®. v. 30. 
1834. — Nach 5. 66. ver V. v. 20. Juni 1817. ift ſelbſt die Heranzichung 
Ontsbefiger und auswärtiger Feldnachbarn, die nicht im Verhältniſſe der 
Peeıfee fiehen, zur ‚Berbanbfung geftattet. Vergl. das GE. R. des Min. bes 
22.8.9. 22. Juni 1839 in Dönniges a. a. D. Br. 3. ©. 286.) 
1) Bergl. in Bd. I. S. 516—517. 
2) Bergl. in Bb. I. ©. 517 ff. — Das C. R. des Min. der geil. ıc. Ang., 
Suter F. v. 15. Mai 1829 (v. K. Ann. Bd. 14. ©. 66) wies die fämmtl. 
„wit Ausnahme von derjenigen zu Koblenz, Trier, Aachen und Frank⸗ 
t, an, tie Infiruft: v. 30. Juni 1828 durch bie Amtsblätter zu publiziren. 
6. 9. verfelben Min. v. 26. Inli 1829 (a. a. DO. S. 66) entband temnädft 
Yan an Stralfund von diefer Publifation, weil die gedachte Inſtrukt. 
3) das 















huten Reg.» Bez. Feine Anwendung finden Fönne. 
Bu R. der Min. der geifl., U. u. M. Ang., tes 3. u. der F. v. 19. 
1829 (v. 8. Ann. Br. 14. ©. 671., f. in Br. I. ©. 518) verneint bie 
DR 6 der 8. 2. der Inſtr. v. 30. Juni 1828 den Reg. und Brov.: Schul: 
en das Recht Beilege, die ihnen nach $$. 65. u. 66. der V. v. 20. Juni 
de Begulirungen noch vor fich zu ziehen, wenn fie bereite von 
eusRem. eingeleitet worden find. 


But-@efehg. Br, IL, WR 1. 20 
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Geſchaͤft durch Vermittelung der Berwaltungs- Behörden vergleicyämeif 
ledigt worten iſt. 

4) Das ©. v. 21. April 18531) (8. ©. 1853, S. 258) hat i 
penäut tie (im $. 39. ter V. v. 30. Juni 1834) den Regierungen 

ı00.» Schul» Kollegien beigelegte Befugniß zur Beflätigung von Rt 

in Auseinanderfegungd « Angelegenheiten auf alle diejenigen Bälle an 
dehnt in welchen vdiefe Angelegenheiten zwar bei den ordentli 
Auseinanderfegungs-Behörten anbängtg geworten fint, 
ohne Dazwiſchenkunft von Entfcheidungen ter letzteren Behi 
auf eigene Berhantlungen der Megierungen und Prov.» Schul» Koll 
Tediglih im Wege des Vergleich vollſtaͤndig zu Stande gel 
werben. 

U. Erläuterungen zu den ad I. gedachten Beflimmungen. 


1) Zum $. 65. der V. v. 20. Juni 1817. 

a) Die Frage: ob (mit Ausnahme der Rezeßvollziehungs⸗-Verh 
lungen) ven übrigen Verhandlungen der von ten Megierungen, Pr 
ial⸗Schul⸗Kollegien x. (in Auseinanderfegungs»Saden, zu deren f 
ändiger Bearbeitung tiefe befugt find) ernannten, nicht zur Kathı 
der Mitglieder jener Behörden, der Dekonomie-Rommiffarien und der 
flizbedienten gehörigen KRommiffarien, insbefontere auch der Doma 


1) Bergl. in Bb. I. S. 656. Die Motive der Königl. Staates 
zu diefem (von den Kammern unverändert angenommenen) Geſetze bemei 
„Die Befchränfung des $. 39. der V. v. 30. Juni 1834 greift ge 
„und entbehrt eines ausreichenden rundes, da allein der Umſtand 
„die Berwaltungs » Behörden eine vergleichsweife Abmachung der | 
„ohne vorgängige Entfcheidung von Streitigkeiten herbeigeführt | 
„für ihre Befugniß zur Rezeß-Beftätigung maafgebend fein kann; bei 
„Rand aber, ob die Sache bei der gewöhnlichen Auseinanderfepungs:- Wh 
„abhängig geworten ift oder nicht, gleichgültig erfchtint. Für die AX 
„währ des Beftätigungsrechts an die Regierungen und Brevinzialsd 
„tollegien in dem eben erwähnten Umfange, turch welche einerfeits di 
„Schäfte der Anseinanderfegungs-Behörden auf erwünfchte Weife vermi 
„werden und andererfeits eine Befchleunigung der definitiven Beend 
„der von der Maaßregel betroffenen Angelegenheiten, ſewie eine Be 
„derung der Auseinanderfegungs-Koften herbeigeführt wird, ift übrigen 
„dringendes Bebürfniß vorhanden. Denn der Domainen: Bisfus & 
„Jahre 1848 auf Ablöfung aller ihm zuſtehenden Laubemialberechtige 
„bei den ordentlichen AuseinanterfegungssBehörben prevozitt und IR 
„$$. 95. und 101. des &. v. 2. März 1850 zur Ausbehnung tiefer 
„volationen in tem dort angegebenen Umfange verpflichtet. &6 ſteher 
„her eine große Menge von Fällen in Ausficht, in welchen die Re 
„gen die Ablöfungen vergleichsweife beenden werden und die Rey 
„gung nach $. 39. der V. v. 30. Juni 1834 den Gen. Kommill 
„überlaffen müflen. — Um diefem Uebelftände vorzubeugen, wird eine 
„derung der beftehenden Geſetzgebung nach Inhalt des Befep&ntwar 
„Vorſchlag gebraht. Zu dem Entwurfe iſt nur noch zu bemerfen, 
„durch deſſen $. 2. das Beflätigungsrecht in Betreff foldher Rezeſſe, 
„welche Renten auf tie Rentenbanf überwiefen werden, ohne alle 
„nahme den ordentlichen Auseinanderfegungs s Behörben gewahrt ww 
„muß, weil bie Rechte der Rentenbanfen nur von biefen Behörden » 
„ten werden.“ 
(Deudf. der II. K., 3. Seffion, Nr. 46.) 
Die Kommiffionen beider Kammern haben ſich in ihren Beriht 
29. Jan. 1852 (Drudf. der II. K., 3. Seflton, Nr. 79.) und v. 17. Mädg 
Drudf. der I. R., 2te Sig. Periode, No. 186.) mit dieſen Gruntfägen €! 
anden erflärt, und bie Kammern find dem beigetreten. 


— 
. 


=" 
u. 

* 
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Rentmeifter, tie im 6. 55. ter V. v. 20. Juni 1317 bezeichnete rechtliche 
Wirkung beizulegen, und ob namentlih auf Grund folder Verhantlungen 
Entfcheittungen abaefaßt werten können? ijt von dem Min. des 3. in dem 
R. v. 21. Nov. 18421) (Min. BL. d. i. V. 1812, ©. 404, Nr. 562.) ver- 
neint worten.?) 

b) In Fäallen, wo nicht von Seiten der fisfalifchen Bebörden, fontern 
von Ten Berpflichteten yrovocirt ift, oter wo in Folge tbeilmeifer Brovo« 
fation das Verfahren auf fisfalifche Präftationen ausgedehnt werten muß, 
baben die Auseinanterfegungd« Behditen Ten betreff. Megierungen unter 
Sitbeilung ter Provokation zu überlaffen, ibrerſeits das Verfahren einzu» 
leiten und um Benachrichtigung, wie dies gefcbeben, zu erfuchen. In Ten 
von Ten Auseinanderſetzungs⸗Behörden aufzuftellenten Rezeſſen über Vie 
übrigen Präftationen ift alsdann austrüdlich zu bemerfen, daß wegen ber 
noch auf den Grundſtücken bafıenten fisfalifchen Präftationen bei der betr. 
Besierung des Ablöfungsverfahren ſchwebe. 

Dies bat tie Ben.-Rom. zu Stendal in einem E. R. v. 10. Aug. 
1650 angeordnet. 

c) Ueber tie Brage: in welchen Bällen tie Negierungen in den 
Weinanderſetzungs⸗ Angelegenheiten zur Berichtserftattung an dag 

Rinifterium verpflichtet find, vergl. das C. R. des Min. des Koͤnigl. 
$eufed v. 7. März 1836.2) (v. K. Ann. Bo. 20. ©. 16.) 

2) Zum $. 65. der V. v. 20. Juni 1317 unt zum $. 39. 
(Uin. 1. und 2.) der V. v. 30. Juni 1834, desgl. zu dem ©. v. 
&. Ayıil 1853, 

a) Nach den Vorfchriften Ted 6.39. ter V. v. 30. Juni 1834 und 
deren Modifikation durch das Geſ. v. 21. April 1853 fleht ven Megie- 





Zungen und Provinz «Schul-Kollegien vie eigene Beftätigung 
„Ber Rezeffe (ohne Konkurrenz ter AuseinanderfegungssBehörken), rück⸗ 
Keytlic der von ihnen reffortirenten Güterverwaltung, ſowie in ten Fällen, 


Me fe fonft auf rund tes $. 39. a. a. D. tie Auseinanterfegung unter 
Leitung genommen haben, zu, menn tie Auseinanterfegungen auf 
eigene Berhantlungen jener Vehörten lediglich im Wege des 


Bergleichs (ohne Dazmifchenfunft von Entfcheitungen) zu Stande 


en ift, und zwar ohne Unterfchiet, ob tie Auselnanterfegung 
n ordentlichen Auseinanterfegungs» Behörden anhän— 





‚sig geworden iſt oder nicht. ®) 


Ar 
ti? 
rs aeine Anstehnung erleidet auf diejenigen Fälle, we tie Regierungen oder Bros 
.: 

=; 


— — — =. =. 


I) Bergl. in Br. I. S. 519—520. 


3 anne) Tiefe Aufiht dürfte auch durch den $. 108. des Ablöf. Geſ. v: 2. März 


2 feine Aenderung erlitten haben, ta der cit. $. nur den Gen.sRommiffios 
en md landwirthſchaftl. Reg Abtheilungen tie Befugniß beigelegt bat, 
Eden Elaatss oder Gemeindebeamten mit Gefchäften in Auseinanderfeßungss 

en, einfchlieglich der Bewirkung der Rezeßvellziehung, zu beauftragen, mithin 






ul» Rollegien ſich Felbft ver Bearbeitung der Auseinanderfegung 
en. 
. ) Bergl. in Bd. I. ©. 518-519. 


.® 4) Das N. des Min. des J. v. 5. Nov. 1843 (Min. UI. d. i. V. 1843, 


* 


292. Nr. 384) hatte bereits dem 8. 39. der V. v. 30. Juni 1834 die Ausle⸗ 
Ban, gegeben, „daß in den Bällen, wenn tie Bartheien die Provckatien auf Nuss 
er anderiehung beiden Gen⸗Kemmiſſionen, in Fällen, wo ihnen ſolches zus 

t, zurädnehmen, und ſich hiernächſt über den Gegenſtand derſelben mit 
TRegierung in Büte vereinigen, tie letztere zur Beſtätigung ter darüber 








Jen: Bermittelung der Gen. Kom. neichleitenen Rezeſſe befugt ſei.“ — Dies ift 


BE tncık das ©. v. 21. April 1853 für gefegläch fehgeiclit au eraten, 


NN“ 
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Die Bedingung ter Kompetenz der —— und Provinzial: 
SchulsKollegien zur Nezeßbeftätigung ifl alfo led 
taß die Audeinanverfegung im Wege des Dersleiäe, ohne 
Dazwiſchenkunft von Entfcheidungen, ?) und zwar auf 
eigene Verhandlungen jener Behörden zu Stande ges 
fommen. 

Dagegen verbleibt ten ordentlichen Auseinanderfegungs-Be- \ 
hörden auch in den Faͤllen, wo die Megierungen und Provinzial» Schals ; 
Kollegien die Auselnanterfegung unter eigene Leitung genommen haben, s 
die Rezeh- Beflätigung, fobald in ter Sade irgend ein Gteeit 
entflanden und darüber von den Auseinanderfegungs- “Der ı E 
börden erfannt worden ifl. 

Außerdem bat das ©. v. 21. April 1853 (im $. 2.) die Borfärik | 
des 6. 14. des Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 aufrecht erhalten, wonch* 
die über dag Verhältniß der Betheiligten zur Rentenbauk [ 
abgefhhloffenen Rezeſſe flet8 von der Auseinanderfegungbs- * 
Behörde beſtätiget werden müſſen. 

b) Das MR. des Fin. Min. v. 1. Juni 18532) (Min. Bl. d. i. B 
1853, &. 155, N. 131.) fpricht, im Einverflänpniß mit dem Min. für len 
wirtbfchaftl. Ang., aus, daß die Negierungen kompetent find, die ii 
Wege des Vergleichs zu Stande gebrachten Mezeffe Über Ablöfung von " 
Paſſivrenten, welche auf Domainen= der fiöfalifhen Forſtgrundſtücken heß 3 
ten, zu beftätigen. 

c) Ueber die Kompetenz der Negierungd- Abtheilungen xefp. für De 
mainen» und Borft-Verwaltung und für Kirchen und Schulmefen zur &r k 
theilung der Genehmigung des Austaufches einzelner Parzellen von Grunde }: 
flüden (nach $. 1. des Gef. v. 13. April 1841 I vergl. die Erläut. zu 
F. 1. des gevachten Geſetzes (f. in Bd. II. Abth. I. ©. 195 — 1%). x 

3) Zum Alin. 3. des 6. 39. der V. v. 30. Juni 1834. 

Das R. der Min. des I. für Gem. Ang. und des Königl. Haufe " 
v. 9. Sept. 1837) (v. K. Ann. Bd. 21. S. 652) weift die — 
unter Bezugnahme auf die Vorſchrift des letzten Alin. des F. 3 
v. 30. Juni 1834, an, ten von ihr felbft abgefchloffenen in 
ſtets auch ihrerſeits eine befondere Beftätigungsformel | 
zufügen. | 

Zum &. 67. 


(Bon Megulirungen durch Magifträte und unten 
Krepitdireftionen.) 


1) Bergl. $. 25. des Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Iunt 1821. 

2) Der Art. 104. ter Dekl. v. 29. Mat 1816, auf welchen ter $. 61. 
der V. v. 20. Juni 1817 verweift, fchreibt die gerichtliche Vollziehung deb 
Mezeffed vor, was auch ver $. 166. der DB. v. 20. Juni 1817 erforden. 

Bergl. indeß die 66. 41—43. der V. N 30. Juni 1834. 


1) Zu bemerten M hierbei, daß ſchon das R. des Min. bes 3., Ianbwirtbf: = 
Abth. v. 30. April 1839 (v. K. Ann. Bd. 23. ©. 357) den (jebt "durch di ©. - 
v. 21. April 1853 mobificirten) 8. 39. der V. v. 30. Juni 1834 dahin ang" 
fegt hatte, „daß bei allen Auseinanderfegungen, die zwar von den Reg. ud Pw = 
Schul⸗Kollegien eingeleitet worden, in denen aber irgend ein Streit entam 
den, und die Entfcheibung der Gen.-Kom. verlangt und ergangen ih, 
die Beſtaͤtigung des Rezeſſes lediglich der Gen.⸗Kom. zuſtehe. 

2) Vergl. in Bd. 1. < 656— 657. 
3) Bergl. in Bd. 1. 156. 
4) Bergl. in Bd. 1. & 697, 
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Zum Abſchnitt IL. der U. v. 20. Juni 1817. 


(Borfhriften Aber das Verfahren bei bäuerlichen Regulirun« 
gen und Damit verbuntenen Gemeinheitstheilungen.) 


1) Bergl. wegen der Anwendbarkeit diefer Vorfchriften auf alle Aus⸗ 
einanderf egungen die Vorbemerf. oben ©. 234 ff. 

2) Im Allgemeinen ift darauf hinzuweiſen, daß auf tie zum Meffort 
der Ben.-Rommiffionen oder der ihre Stelle vertretenten Megier.» Abthei« 
Inngen gehörenten Auseinanterfehungdfachen tie Borfchriften der V. v. 
21. Juli 1846 über das Verfahren in Civilprozeffen (G. ©. 1846. S. 291), 
nach $. 38. terfelben, feine Anwendung finten. 

Ebenfowenig kommen vie Beftimmungen ter V. v. 1. Juni 1833 über 
Yen Mandats⸗, fummarifchen und Bagatellprozeß (8. S. 1833. S. 37) bei 
Yen zum Meffort ver Auseinanderſetzungsbehörden gehörigen Geſchaͤften zur 
Yawendung. DBergl. das R. des Min. tes 9. v. 14, Sept. 1833 ) 
(Rech’& Agrargeſ., 4. Aufl. &. 210). 

3) Das Revifiond-» Kollegium für L. K. S. bat (in den Erf. 
u 20. Sept. 1846 und 15. Sept. 1848) angenommen, daß die Verhand⸗ 
ungen der Außeinanderfegungsbehörten als prozeffualifche im weite 
sen Sinne zu betrachten feien, und daß deshalb auch die Vorfchriften des 
$ 74. des Anh. zur A. G. DO. I. 10. (betr. das Verfahren bei Verwei⸗ 


Band der Unterfchriften der Protokolle) darauf volle Anmendung finden 
(eitſchr. deſſelb. Br. 2. ©. 253— 255). 


. Auch in dem Erf. v. 29. Dec. 1849 führt das Mevif.- Kolleg. auß, 
daj die Verhandlungen im Auseinanderfegungdverfahren jum Bereiche der 
"Srozeßverhandlungen gehören, ohne Nüdficht darauf, ob ein ftreitiger 
&genfland darin zur Erörterung fommt. (Zeitſchr. deſſelb. Bb. 5. ©. 367 ff. 
4 Sri. Sommi. ©. 17. Nr. 3.). 
Das Min. res I. führt in ven R. v. 29. Nov. 1842 2) Min. Bl. d. 
8. 1842. ©. 423) und v. 17. März 1843 2) (a. a. D. 1843. ©. 162) 
8, daß Auseinanderfegungen und Ablöfungen nicht lediglich al Pro⸗ 
effe zu betrachten feien, und daß namentlich der Rezeß nicht einem 
Sergleiche im Prozeffe gleich zu achten fei. 
ergl. die Erk. v. 22. Sept. 1837 und 27. Nov. 1838 (Gentralbl. für 
Brens. Jur. 1839. S. 345—355), welche annehmen, daß Auseinanderfegungs- 
Rachen in Bezug auf Volimachien ald Prozeffe anzufehen ſeien. 
Desgl. Kameralift. Zeit. 1842. ©. 1203.) 


I. Allgemeine Vorfchriften. 


Zum $. 68. 
(Wo die Provofation anzubringen.) 


1) In Betreff der Anbringung ter Anträge auf Einfhränfungen 
an Bemeinheiten (nad) Abfchn. II. ter Gem. Th. D. v. 7. Juni 
1821) vergl. $$. 178. ff. u. 5. 191. ver Gem. Th. ©. v. 7. Suni 1821 
md die Grläut. dazu. 

2) Wenn eine Brovofation bei einer Spezialfummiffton anger 
bracht wird, fo bat dieſe dieſelbe an vie vorgeſetzte Auseinanderſezungs⸗ 


a —— 





1) Bergl. in Br. I. S. 520—521. 
2) Bergl. in Br. I. ©. 523—524, 
3) Ebendaf. ©. 523525. 
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| 
behörbe zur weiteren Verfügung einzureichen, jedoch im Falle der Unvol⸗⸗ 
fländigfeit der Provokation zunächft ten Provofanten zu vernehmen. 

3) Ueber ven limfang jeder Provofation auf Ablöfung vergl. vie 
Erläut. zum 6. 95. des Abldf. Gef. v. 2. März 1850 (f. in Br. IL Abt. 
I. ©. 718 sub 2.) 

4) Ueber die Unzuläffigfeit einer Provofation, bei der die recht⸗ 
liche Eriftenz des Gegenftandes der Auseinanderfehung von 
dem Provokanten felbft beftritten wird, vergl. die Präj. des Nevifionst» 
Kolleg. für L. K. ©. v. 25. Nov. 1851 und v. 10. Sept. u. 5. Nov. 
1852 2) (f. in. Bd. II. Abth. I. ©. 721 ad 7.). 


Zum $. 71. 
(Borladungen.) 


1) In Betreff ver Infinuation der Vorladungen find die Vorſchtiſ 
ten der A. ©. O. I. 7. maafgebent, und insbeſondere bezüglich der Im 
finuationen im Auslande vie Beflimmungen der 8. O. v. 4. Juni 1828 
(8. ©. 1823. S. 85) und v. 21. Juni 1836 (G. ©. 1836. &. 202), fonds 
das 6. R. v. 16. Sept. 1844 (I. M. Bl. 1844. ©. 207). 

Vergl. dieſe Erlaſſe nebfl den dazu ergangenen Ergänz. u. Erlim. 
in Gräff’8 ꝛc. Ergänz. u. Erläut. der Preuß. Rechtsb., 3. Ausg. zur J. 
G. O. Th. I. zit. 7. 66. 4—11., Br. 8. ©. 311—324, nebft Nachtrag 
Bänden dazu (Bd. 11., 12. u. 13.). 

2) Ueber die Infinuation durch die Poft vergl. die (gegenwä 
gültige) Inftruft. des Min. für H., ©. u. Öff. Arb. v. 30. Nov. 1 
(3. M. Bl. 1852. ©. 398). 

3) Ueber tie Vorladungen und Infinuationen an Gemeinden inte 
bef. vergl. A. ©. O. 1. 7. $$. 29. u. 30. ?) 


Zum $. 72. 
(Ununterbrodhener Betrieb.) 


Die Negier. zu Potsdam (Abth. für die Verw. der dir. Steuer, 
Dom. u. Forften) hat mittelft C. R. v. 6. Juni 1835 (v. 8. Ann. Br. 1% 
S. 382-383) vie Dom.- und Nentämter ihres Reſſorts angewiefen, in fee 
hen Bällen, wo das Auseinanderfegungdverfahren bei tem ter Fiskus be⸗ 
theiligt ift, durch Vergleichsunterhandlungen vergeftalt unterbrochen wii 
daß längere Zeit hindurch jete Ginwirfung von Seiten des Spezialfeme 
miffariud überflüfflg und fogar ftörend ericheint, förmlich auf Siftirung 
des kommiffarifchen Verfahrens anzutragen. 


1) Auch das R. des Min. des I. v. 31. Zuli 1844 (Koch's Agrargef., I 
Aufl. S. 219) erläutert, dap tie Kompetenz ter Ausceinanderfegungs:-Behörten 
Einleitung einer Brovofation auf Ablöfung nicht anzunehmen ſei, wenn 
Brovofant felbft feine Verpflichtung zur Gntrichtung der Abgabe befreit 
indem in felchen Fällen die Infteuftion und Entſcheidung des Streites über 
Verpflichtung zur Entrichtung der Abgabe vor tie ordentlichen Gerichte gehöre . 

2) Das Bublif. der Reg. zu Königsberg v. 6. April 1837 —8 K. Um. 
Bd. 21. S. 380) ertheilt die Anweiſung, tie Kurrenden an Mitglieder 
Dorfgemeinden (in Auseinanderſetzungs⸗-Ang.) in ter Weiſe infinuiren zu lei, 
daß der Bote Lie Vorzuladenden durch ten Ortsfchulgen zufammenbernfen UR 
ihnen die Vorladung befannt macht, und daß foldies gefchehen fich durch Unten 
Schrift befcheinigen läßt. Den hierbei ansbleibenden Interefienten fc ter Br 
zwar die Borlatung in ihrer Wohnung infinuiren: fie follen alstann ak 
1 Sgr. 3 Pf. Infinuationsgebühren hierfür entrichten. 
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He Rückſicht auf F. 6. A. ©. ©. I. 11. wird indeß einem folchen 
e nur dann flattgegeben werten türfen, wenn alle Intereffenten dar⸗ 
werflanden find. (Vergl. 8. 5. des Regul. Ebd. v. 14. Sept. 1811, Art. 
Del. v. 29. Mai 1816 und R. tes Min. des 3. v. 21. Zuli 1819 in 
Agrargef., 3. Aufl. ©. 46., und v. 9. Juni 1838, f. Dönniges Land. 
ef. Br. 3. ©. 395 u. Bd. 1. S. 266— 267.) 


Zum $. 75. 
(Bergl. V. v. 30. Juni 1833. $$. 20. — 22.) 
(Wann Bevollmädtigte zu ernennen find.) 


Ueber das Verfahren in den Fällen, mo eine Gemeinde die Bes 
von Bevollmächtigten verweigert, fpricht ſich das C. R. des 
es I. u. d. P. v. 14. März 1839 1) (v. K. Ann. Bd. 23. S. 87) 
us, Daß alsdann das Kontumazialverfahren nach 65. 145. ff. der 
0. Iunt 1817 eintreten mäffe. 

Ueber das Berfahren, wenn tie Vertreter von KRorporationsvermds 
der Audeinanberfegung perſoͤnlich betbeiligt find, vergl. $. 
B. v. 30. Juni 1834 und die Erläut. day. 

Form und Ausftellung der Vollmadhten. ®) ' 

Die Vollmachten ter Statts und Dorfgemeinden beireffent. 
e A. G. O. beſtimmt in Th. I. Sit. 3. 66. 40—43. u. Ant. $. 
T das bei Aufnahme der Vollmachten ter Statt und Dorfgemein« 
beobachtende Verfahren. 

a8 in&befondere: 

tie Vollmachten der Stadtgemeinden betrifft, fo ift zu bemerken, 
ch Alin. 1. des $. 47. des Anh. zur A. ©. O. die Stabtgemein- 
ch die Magifträte vertreten werten, und von diefen die Volle 
unter Beobachtung der im $. 44. A. ©. O. 1. 3. ertheilten Vor⸗ 
„2) ausgeſtellt werten fol. *) 


Berg. in Br. I. © 521—522. 

Vergl. auch das Präj. des Ob. Trib. v. 9. Dec. 1843. (Pr. Nr. 1427.) 
2—85. ter V. v. 20. Juni 1817. Zuf. 3. (f. unten.) 

Der $. 44. a. a. O. beſtimmt, daß die Vollmacht von dem Dirigenten 
zjiſtrats, oder bem den BVorfig habenden Mitglieve, nebft einem ober zwei 
‚Bügliedern unterfchrieben und mit tem Eiegel des Magiſtrais bedruckt 


el. 
Diefe Beſtimmung des Alin. 1. des 8. 47. des Anh. if den 88. 140, 
83. u 180. der St. D. v. 19. Nor. 1808 und dem R. des Juſt. Min. 
juli 1812 (v. 8. Jahrb. Br. 1. ©. 232., Graäff Br. 2. ©. 16) ents 


wohl die für den ganzen Umfang der Monarchie erlaffene Gemein⸗ 
ım. v. 11. März 1550 durch das ©. v. 24. Mai 1853 (Nrt. 1.) aufs 
n worden, fo find dennoch deren Befimmungen über diefen Segen, 
ch von praftifchem Intereſſe, erfilich weil ber Art. 4. des Gef. v. 
9853 beſtimmt hat, taß In den Stäbten ter ſechs öftlichen Provinzen, 
ven GStadts und Landgemeinden der Provinz Wellphalen, fowie in ſaämmt⸗ 
ſemeinden der Rheinprovinz, vie Gem. D. v. 11. März 1850 in denjenigen 
ven, wo folche bereits eingeführt it, bis dahin in Kraft bfeiben fol, wo 
en Wirt. 4. u. 5. des Gef. v. 24. Mai 1653 bezeichneten Gefege (nämlich 
D. für die ſechs dfllichen Provinzen, mit Ausfchluß von Neuvorpommern 
zen, die St. D. und LantgemeindesD. für bie Provinz Weſtphalen, und 
. D. für tie Mheinprovinz) ergangen fein werben *); zweitens aber zur 


Bio jept iR von dieſen Geſehen nur die ©t. O. v. 30. Mai 1853 für 


u 
312 Don d. Abldſ. der Meallaften, ven Regulirungen u. Gem. Ihellungen. 


Da nad $. 56. Nr. 8. der St. O. v. 30. Mai 1853 für vie ſecht 
dſtl. Provinzen, excl. Neuvorpommern und Mügen, der Magiftrat here 
tigt ift, die Stadtgemeinde nach Außen zu vertreten und Namens ter 
felben mit Behörden und Privatperfonen zu verhandeln, fo w 


Beurtheilung der Rechtsgültigfeit der unter der Herrfchaft der Gem. O. v. Il. 
März 1850 ausgeftellten Vollmachten der Gemeinden. 

Der $. 53. Nr. 5. und der $. 114. Nr. 5. der Gem. D. v. 11. März 18% 

fchreiben ver, daß der Gemeindevorſtand die Bemeinde in Progefien zu ver 
treten bat. Obwohl nun die Anftellung eines Brozeffes oder die Tirlaſ 
fung auf eine Klage jedesmal einen Beſchluß bes Gemeinderathe vo 
ausgeſetzt, fo folgt doch aus den allegirten Bellimmungen, daß die Führung ie 
Brozefie lediglich dem Bemeindevorfiande, ald der erefutiven Behörde, gebäßek 
Die Gerichte haben nicht die Befugniß, den Nachweis des Beſchluſſes ie 
&emeinderathes zu verlangen, fondern ihnen gegenüber if der Gemeinde ver⸗ 
fand ohne weiteren Rachweis Tegitimirt*). — Die Austellung von Proseh 
vollmachten ift daher nach der Gem. D. v. 11. März 1850 lediglich Sache ie 
Gemeindevorftandes, und die 88.53. Ar. 9. u. 114. Ne. 9. derfelben ergeben, 
daß die Vollmacht nur von dem Bürgermeifter (Bemeindevorficher) ober befes 
Stellvertreter, unterzeichnet zu werden braucht "*). (Bergl. v. Rönne's Komme 
zur Gem. O. v. 11. Märı 1850. &. 191 — 192.) Die Bichtigfeit der * 
Srundſaͤtze hat auch das Min. des J. in dem R. v. 15. Febr. 1852 ( Min. 
d. i. V. 1852. S. 27) anerkannt, welches — namentlich für Anseinander⸗ 
ſetzungs⸗Sachen — annimmt, daß nach $. 53. der Gem. O. v. 11. Ag 
1850 die Urfchrift der Vollmacht von dem Gemeindevorflande, bie Ausfers 
tigung von dem Bürgermeifter zu unterzeichnen fei, was indeß nicht en 
fchließe, daß der Gemeindevorſtand vor Ertheilung der Vollmacht nah $. 3. e! 
a. D. die Buflimmung des Gemeinderathes einzuholen verbunden fei und an 
Auffichtsbehörde dafür, daß dies gefchehen, verantwortlich bleibe. Die 899. 40 
9.8. O. J. 3. u. der $. 47. des Anh. dazu feien durch die gedachten Behim: 
mungen der Gem. D. aufgehoben. 


die feche öftl. Provinzen, mit Ausfchluß von Neuvorpommern und Rügen 
gen. — Durch den Art. 2. des Gef. v. 23. Mai 1853 find übrigens bie 
ren Gef. und Berorbn. über die Landgemeinde s Verfaffungen in ven fehl: 
öftl. Provinzen, und über bie Stäbtes Berfaffungen in Reuvorpommern mb 
Rügen wieder in Kraft gefept. : 
*) Der $. 183. Lit. c. der St. O. v. 19. Nov. 1808 verlangte ganz eigen; 
mein, daß über anzuftellende Prozeſſe zuvor die Stadtverorbneten zu 
der $. 114. Nr. 5. der rev. St. D. v. 17. März 1831 beflimmte dagegen, 
bie Beſchlußnahme der Gtadiverorbneten von dem Magiftrate veranlaßt Ä 
müffe bei Anftellung von Prozeſſen über Gerechtſame der Stadt und U 
die Subflang des Gemeindevermögens. Nach diefer letzteren Borfchrif wet 
alfo der Nagiſtrat befugt, Brogeffe, welche nur die laufende Verwaltung 
gehen, ohne Hinzutritt ter Stadtverordneten anzuftellen. Dies iR and mac DeE 
ndfägen der Gem. D. v. 11. März 1850 anzunehmen und folgt aus $& 5 
Nr. 4, 5, 6 u. 9. derfelben. — (Vergi. aud das R. des Min. des I.v. 8. Mg 
1844, Min. BI. d. i. V. 1844. ©. 58.) — Daß aber den Gerichten geges 
über die Vertretung durch den Ray‘ rat (Bemeindevorftand) allein genkgk 
war ſchon in dem Alin. 1. des $. 47. des Anh. zur A. G. O. L 3. *5* 
und if in dem R. des Juſt. Min. v. 17. Oft. 1835 (v. K. Jahrb. Bd. 46. ©. 3, 
v. Rönues St. D. S. 513) ausdrüdlich anerkannt. 
ve) Dies beflimmten auch fehon der $. 127. der rev. Gt. D. ımb bad bis 
allegirte R. v. 17. Olt. 1835. — Bergl. auch die LandgemeindesD. für Weihe 
Ien v. 31. Oft. 1841. $. 9. Nr. 5., nebfl dem RW. des Juſt. Min. v. 5. es 
1845 (Juſt. Min. BI. 1845. S. 14., desgl. hinfichtlich der aum ——— 
thum 308 gehoͤrig geweſenen Landestheile die (nunmehr für befeitigt zu 
tende) 8. O. v. 30. Nov. 1840. (G. ©. 1841. ©. 13.) 


. 
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jest fih, daß auh nad der St. O. v. 30. Mai 1853 eine von dem 
agiftrat allein ausgeftellte Vollmacht den beftelten Bevollmächtigte voll⸗ 
Madig legitimirt, ') und es ift nur noch tarauf hinzuweifen, daß nach der 
Begirten Borfchrift die Ausfertigung der Vollmacht nur von dem Buͤr⸗ 
ermeifter oder feinem Stellvertreter unterzeichnet zu werben braucht ?) wo⸗ 
ach fich mithin die — (abweichende) Vorfchrift des 6. 44.0. ©. O. 1. 
. 3) modifizirt. 

Die obigen Grundſätze gelten nach 6. 56. Nr. 8. ter St. O. v. 30. 
Rai 1853 folgeredyt auch für folche Erflärungen, zu denen der Be- 
ollmächtigte einer Spezialvollmacht bedarf, wie zu Vergleichen sc. (U. 
. M. 1. 13. 66. 91—102.); denn der allegirte 6 ertheilt dem Magiftrat 
be Befchränfung das Recht ver Vertretung der Stadtgemeinte nach 
Iußen und zur Verhandlung mit Behörden und Privatperfonen, fowie zur 
Zollziehung der Gemeinteslirfunten. *) 








— —— — — — 


1) Die Beſtimmung des $. 53. Nr. 5. der Gem. D. v. 11. Maͤrz 1850 iſt 
a der Gt. O. v. 30. Mai 1853 als überflüffig weggelaflen, weil die Frage, wer 
We Bollmacht auszuftellen hat, in materieller Beziehung nach der Stellung, 
selhe Tem Magifirate als Vorfieher der Gemeinde und ihren Repräfentanten 
sach außen gegeben ift ($. 56. Nr. 8.) nicht zweifelhaft fein fünne, in formel: 
er Beziehung aber in die Bros. D. gehöre, in welcher fie durch den $. 47. des 
Inh. zur 9. G. O. feſtgeſtellt ſe. (Berg. Gräff, tie St. O. für die feche 
AL Prov. Breslau 1853., ©. 69. Erläut. 10.) 

2) Benn jedoch in der Vollmachts⸗Urkunde VBerpflihtungen Seitens der 
Btadigemeinde übernommen werben, fo if, nach $. 56. Nr. &. ter St. D. v. 30. 
Rai 1853 außer ter Unterfchrift des Bürgermeifters oder feines Stellvertreters 
Hs Mitunterfchrift eines Magiftrats: Mitgliedes erforderlich. 

In Stätten chne Follegialiichen Gemeindevorſtand, welche nicht 2500 GEinw. 
jaben ($. 72. der St. D. v. 30. Mai 1853), betarf e8 ter Unterfchrift des Buͤr⸗ 
jrmeifters ober des flellvertretenden Schöffen, und wenn in der Vollmachts⸗Ur⸗ 
unte Berpflichtungen Geitens der Stabtgemeinte übernommen werden, muß 
sch die Mitunterfchrift eines Schöffen Binzutreten. Im diefer Weife hat auch die 
Ben.sKom. zu Berlin ihre Rommiffarien mittelft C. R. v. 4. Aug. 1853 


kt. 

3) Bergl. cben S. 311 die Note 3. 

4) Bergl. Gräff, die St. D. für die fechs öftl. Provinzen, S. 69. Erläut. 10. 
— Die (ans den $$. 123., 133. der St. D. v. 19. Nov. 1808 entnommene) 
Befimmung des $. 46. des Anh. zur A. ©. D. I. 3. $. 36., wonach in allen 
Willen, wo bie Benollmächtigten der Stabtverorbneten nach den Geſetzen einer 
Bpezialvollmacht von der StabtverorbnetensBerfammlung bedürfen, ein ven 
mn Berficher und.fechs Mitgliedern (der Stadtverorbeten : Berfammlung) vollzo: 

es und von dem Magiftrate beflitigtes Atteft, „daß durch einen gefeplich abge: 

—3 Beſchluß ter St. V. Verſammlung die Bevollmächtigten bevollmächtigt 
kkien“, die Stelle der Vollmacht vertreten ſoll, — iſt in die St. O. v. 30. 
Mai 1853 nicht aufgenommen worden *), und es Fann nach ber dadurch dem Mas 
Bißrate, ale alleinigem Vertreter der Stattgemeinde nach Außen, beigelegten 
Gtellung nicht zweifelhaft fein, daß jene Beflimmung als aufgehoben zu eradı: 
ten IR; wegegen es fich von felbft verfieht, daß der Magiftrat die Genehmigung 
be Et. B. Berfammlung in foldhen Fällen einzuholen verbunden iſt und fich, fe: 
7 —* nicht geſchieht, der Stadtgemeinde, wie der Aufſichtobehoͤrde verantwort⸗ 

macht. 

Hiernach And tie R. des Min. des I. v. 23. März 1811 (Koch's Agrarael 
Me Ruf. ©. 294) und v. 27. Mai 1843 (Min. BI. d. i. B. 1843. ©. 199. 
Be. 253) für befeitigt zu erachten, weldhe — auf Grund des $. 189. der Et. 
©. v. 19. Rcv. 1808 und tes $. 127. der rev. St. O. v. 17. März 1831 — 


) &benfo wenig in tie Gem. D. v. 11. Mär, 1850. 


Pr 
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Es genügt mithin hiernach auch bei Auseinanderſetzungsgeſchif⸗ 
ten und auch zur Vollziehung von Rezeſſen die Ausſtellung der Voll⸗ 
macht Seitend des Magiſtrats allein zur Legitimation des Bevollmäch⸗ 
tigten, ohne daß ed des Nachmeifes der Genehmigung der Vollmacht durch 
die Stadtverortneten betarf. ’) 

ß) Die Vollmachten ter Dorf» (Lande) Gemeinden?) betreffen, 
fo fchreibt ver 6. 40.9. ©. ©. 1.3. (vergl. 6. 15.9. G. ©. 11 3.) 
vor, taß folche ſtets gerichtlich ?) außgeftellt werden mäffen, *) und es 
werden in den $$. 40—42. und im lin. 2. des 6. 47. des Anh. dazu 
diejenigen Vorfchriften ertheilt welche bei der Aufnahme ver Vollmacht um 
bei der Ausftelung des unter der Vollmacht zu verzeichnenden gerichtlichen 
Atteſtes zu beobachten find. 5) 


ansführten, dag es zur Gültigkeit der Vollmacht einer Stabtgemeinte in Ans: 
einanderfegungsfachen, und zur Rezeßvollziehung insbefondere, tes (im 
$. 46. des Anh. zur A. G. D. und im 8$. 123., 133. der St. O. v. 19. Rer. 
1808 vorgefchriebenen) Nachmweifes der Genehmigung der St. B. Ber 
fammlung Fedürfe. 

1) Daffelbe gilt nach der Gem. D. v. 11. März 1850. (Bergl. die 
vorige Note. ) 


2) Kürtie Gemeinden inder Provinz Wefphalen unt in ber Rhein : 
provinz bleibt (nach Art 6. des Gel. v. 24. Mai 1853) tie Gem. O. v. 1. . 


März 1850 bis zum Erlaß der (in Art. 4. und 5. des Gef. v. 24. Mai 1853) 


PB. in. 


‚> 
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vorbebaltenen befonderen Stäbter, resp. Gemeinde: Ordnungen für bie gebadten . 
Provinzen in Kraft, — infeweit folche dort bereits eingeführt iR. Desgeib : 


it — bis zum Erlaß ter gedachten vorbehaltenen Geſetze — in den genannten 


Provinzen tie Form und Gültigfeit der Vollmachten derjenigen Bemeinden, iR : 


welchen tie Gem. D. v. 11. Maͤrz 1850 eingeführt worden ift, lediglich nad ben 
Srundfägen der Gem. D. v. 11. März 1850 zu beurtheilen. Es if aber in der 


Note 4 oben S 311. erörtert, daß es nach der getachten Gem. D. genügend 


it, wenn die Vollmacht von dem Gemeindevorftande auegefellt und von tem 


Bemeintevorfieher oder deſſen Stellvertreter unterfchrieben if. — Da, wo die 


Gem. O. v. 11. März 1850 nicht zur Ginführung gelangt if, find (nach $. 156. ° 
berfelben) die bisherigen Geſetze über die Gemeinde⸗Verfaſſung einftweilen in : 


Kraft geblieben, mithin für die betreffenden Laubgemeinvden in der Provinz Beh 
phalen die Verfchriften der Land. Gem. D. v. 31. Oft. 1841. $. 105., und fir 
die beireff. Gemeinden in der Rheinprovinz die Vorfchriften der Gem. DO. v. 3 
Zuli 1845. $. 102. maaßgebent. Dagegen ift Betreffe der Lantgemeinden in ben 


fechs öflidhen Brovingen (nach Art. 2. des Bel. v. 23. Mai 1853) anf di 


für tiefelben vor »Bublifation, beziehungsweife Sinführung der Sem. O. v. 11. 
März 1850 beflaudenen LantgemeindesBerfaffungen zurüdgugehen, und was int 
befondere bie Form und Austtellung von Vollmachten der Dorfgemeinden vieler 
Landestheile betrifft, fo find dafür die VBerfchriften der 9. G. D. I. 3. gg. 40 42 
und ber Anh. $. 47. jept wieder maaßgebend, welche durch die Sem. D. ». IL 
185N (da wo folhe eingeführt worden) für aufgehoben*) zu erachten ware. 


3) Es verfteht fih von felbft, tag dergl. Vollmachten in Auseinander -- 


febungs-Sacen mit gleicher Wirfung, wie vor den Gerichten, auch von der 
SpezialsKommiffarien aufgenommen werden können. (Bergl. $. 55. der 8. 
v. 20. Juni 1817 u. Zu. II ad 2. daın, f. oben ©. 291.) 

4) Das R. des Juſt. Min. v. 26. Behr. 1836 (Brgänz. der Pr. Rechtch, 
3te Ausg. Br. 7. S. 299) erläutert (mit Recht), daß der $. 40.9.9. O.Li 
auch auf nicht prozeffualifche Angelegenheiten anwendbar fei, und daß ber 
ber auch die Bollmachten der Dorfgemeinden in gerichtlichen nicht prozeſſualiſchen 
Angelegenheiten gerichtlich aufgenommen werden müſſen. 

9) Die gefepfichen Beflimmungen tarüber, nach welchen Gruupfäpen der 


— — — — 


‚ *) Dies hatte auch das R. des Min. tes I. v. 15. Febr. 1852 (Win. ©. 
d. i. V. 1652. €. 27) anerfannt. 


„v 
Si, 
Verordn. v. 20! Juni 1817 wegen Organtfation ıc. ($. 75.) 315 


b) In Betreff ter VBollmachten ter Kollegien, ter Domfapitel 
bKollegiatflifter, ver Kirchen!) und Schulen, der piacorpora, 
Gilden und Gewerke,?) vergl. die Vorfchriften ver A. ©. ©. 1. 
6$. 44—49. 

ce) Die Seitens ver Negierungen (Indbef. auch in Auseinander- 
ıngefachen) auszuftellenten Bollmachten betr., fo müffen foldye nach der 
D. v. 31. 1825 Lit. D. ad VII. (8. S. 1826. ©. 5), gleich anderen 
unten, neben ter Unterfchrift Des Abtheilungsdirigenten auch dies 
ge tes Präfidenten und des Juſtitiarius enthalten. 

Bergl. das R. des Min. des J. u. d. P. v. 11. Mai 1838?) (v. 8. 
. Bb. 22. ©. 335). 

Wenn indeß ver Präfinent abweſend oder verhindert ift, fo genügt es, 
m die Urkunde von tem Abtbeilungstirigenten und dem Juſtitiarius 
zogen ift, fofern nur von erfterem zugleich vermerft wird, daß er für 

abmwefenten Präftventen und als Abtheilungstirigent vollziehe. 

Bergl. C. R. des Hausmin. v. 16. Juli 1838?) (Forni's Zeitſch. 

1. ©. 438). 

4) Ift im Auseinanderfegungdverfahren zur Legitimation der 
ei auftretenten Bevollmächtigten eine Prozeßvollmacht ausreichend. oder 
arf es in ten Bällen, wo ed nicht bloß auf tie Inftruftion beftimmter 
eitpunfte anfommt, einer Spezialvollmacht? 

Das Dein. des I. bat in tem R. v. 29. Nov. 1842 5) (Min. BL. d. 


nn — 


ſchluß einer Gemeinde zur Ausftellung einer Vollmacht gefaßt werden 
i, find im A. L. R. ertbeilt. Rab $. 136. A. L. R. II. 6. gehört die Aus: 
ang einer Vollmacht zu denjenigen Angelegenheiten, welche in außererdentlicher 
fammlung nach verhergegangener Sinlatung fämmtlicher Mitglieder verhandelt 
nach der Mehrheit der Stinnmen bericdhtigt werden müflen. Sobald die Ein: 
mg Tämmtlicher Diitglieder erfolgt ift und dabei zugleich ter Gegenſtand ber 
athichlagung befannt gemacht worden, kann nach $. 54. a. a. O. und $. 41. 
B. D. I. 3. die Vollmacht nach der Mehrheit der Stimmen ber Erfchienenen 
Maßt werben, ohne daß es auf eine Erklärung der Ausbleibenden weiter ans 
mt. Wenn aber bei der Ginladung der Gemeinteglieter der Gegenfland der 
etbfchlagung nicht zugleich befannt gemacht werden, fo müflen nach $. 59. 
e. MR. 11. 6. wenigftens zwei Drittheile der Mitglieber der Gemeinde anweſend 
‚am einen Befchluß über Die zu ertheilende Vollmacht abzufaſſen. Wenn es 
biefer Zahl fehlt, muß die Einladung ter ausgebliebenen Mitglieder unter Br: 
ntmacdung des Gegenſtandes ter Verhandlung wieterhelt werden. (Vergl. tas 
u Win. 2. des $. 47. des Ank. zur A. ©. D. zum Grunde liegende] R. v. 
Juni 1501. [Renes Archiv Bd. 2. ©. 131., Stengel’s Beite. Bd. 1}. 
226., Rabe’ Samml. Bd. 6. ©. 538.) Vergl. auch über diefen Gegenſtand: 
Dr. Loweuberg's Beiträge zur Kenntniß der Motive der Preuß. Geſetzgeb. 
‚2 ©. 227. 662, 663., b) Dragdo, Abhantl. in der Iur. Zeit. 1834. €. 
'h u H agegen v. Daniels in deſſen Handbuch der Preuß. Gerichtspflege 


1) Bergl. auch A. 2. R. II. 11. Sg. 156. ff., 658. ff. 

2) Die Zunftäfteften (Nftmeifter) eines Gewerks find auch in Betreff der Ver: 
sdlengen mit Dritten als Repräfentanten des Gewerks anzuſehen, uud Deshalb 
fugt, ohne fpeziellen Auftrag der Kerporation eine für biefelbe verbinbliche Er— 
sung im Prozeſſe abzugeben. (Erf. des Revif..Rolleg. für L. K. S. v. 29. 
se. 1349 m. des Ob. Trib. v. 11. März 1852, auf Grund ver Vorfehriften bes 
2.8. 11.8. 98. 213., 191., I. 6., SS. 117., 118. und der A. G. O. J. 3. 
Ad., Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Br. 5. S. 367-374. und Präj. Samml. 
Miben S. 12. Nr. 2.) 

3) Bergi. in Br. I. ©. 522. — Vergl. auch R. des Min. des J. u. d. 8. 
4. u. 23. Mai 1840 (Min. Bi. d. i, ü. 1810. ©. 140-131.) 

I) Bergl. in Br. I. S. 522—523. 

5) Bergl. in Br. I. S. 523—524. 
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i. ®. 1842. ©. 423) und v. 17. März 1843 1) (a. a. 1843. ©. 162) y 
legtere Alternative angenommen, weil Auseinanderfegungen und Ablkfe 
gen nicht lediglich als Prozeffe zu betrachten feien, 2) und namentlich d 
Rezeß nicht einem Vergleiche im Prozeffe gleih zu achten fel. 
Dinniges ift gleichfalls ver Anftcht, daß die Vollmacht zur Am 
einanderfegung auf Diejenigen Gegenſtaͤnde, wozu es einer Epezialvelmt 
bedarf, gerichtet werten müffe und nur in viefer Ausdehnung unt Fer 
als ausreichend zu erachten fei; 
denn wenn man auch annehmen wolle, daß Auseinanderfegungen und IH 
fungen als Prozeßverhundlungen anzufehen feien, fo begriffen fe doch Berhen 
Iungen und Afte, wozu gefeßlich eine Spezialvollmacht erforderlich fei (A. &. 1 
1. 13. $$. 98. ff.) und der Rezeß und deſſen Vollziehuug umfaßten alle tiefe & 
genflände. (Döünniges Land. Kult. Gef. Br. 3. 6. 399.) 
Die Richtigkeit dieſer Anſicht dürfte unzweifelhaft anzuerfennen fer 
5) lieber die Stempelfreibeit der Vollmachten in Auselnzue 
fegungsangelegenheiten vergl. F. 9. Nr. 5. des Koſtenregul. v. 25. Al 
R 36 und das dazu gegebene M. des Din. res I. v. 16. Juni IM 
. unten). 


Zum $. 76. 
(Qualität der Bevollmächtigten.) 


1) Die (mittelft R. des Min. des I. v. 9. Ian. 1832 2) mitget 
8. D. v. 17. Aug. 1831 (Koch's Agrargef., 4. Aufl. &. 292) 
bereits, 

dag die Vorfchrift des $. 76., wonach nur praftifche Landwvirthe 
Bevollmächtigte in Auseinanderfepungs: Sachen zuzulaſſen, ſich nur anf 
bandlungen erſter Inftanz beziehe, wogegen in gweiter Inftanz and dk 
Praris verflatteten Rechtsanwalte auftreten Fönnten. 

Das N. des Min. res I. v. 6. Ian 1841 *) (Min. Bl. d. i. V. 
€. 127) giebt dem Austrude: „praftifhe Landwirthe“ eine ned 
tere Austehnung und geftattet insbefondere auch die Zulaffung ter 
Speziale oder Defonomiefommijjarten befchäftigt gemwefenen Beamten, 
der in Iandwirtbfchaftl. Angelegenheiten erfahrenen Rechtsanwalte. 

Dad N. des Min. des 3. v. 5. Der. 1842 (Koch's Mrargel, 
Aufl. S. 292) nimmt mit Nedht an, 

dag ein Rechtsanwalt, welcher Generals Bevollmäctigter des Cuts 
wegen aller Outsangelegenheiten if, die Gutéherrſchaft in Auseinanderſ 
Angelegenheiten zu vertreten berechtigt fei, mithin aus feiner Qualität ale Ares 
anwalt fein Grund entnonmen werben föünne, ihn von der Wahrnehmung W 
Gerechtſame der Butshberrfchaft auszufchließen. 


n * Das R. des Min. des J. v. 31. Oft. 1842 (Koch's Agratginl 
Aufl. G. 


293) führt aus, 
daß, da die Behoͤrde, bei welcher Prozeſſe in Auseinanderfepungsfaden = 









— 





1) Vergl. in Bd. J. S. 524 - 525. 

2) Die Erk. v. 22. Sept. 1837 u. v. 27. Nov. 1838 im Centralbl. für Fra 
Zur. 1839. S. 345—355 führen dagegen ans, daß Museinanderieungen in * 
zug auf Vollmachten als Prozeſſe angufehen feien. Vergl. auch Kam 
Beit. 1842. ©. 1203. — Das RevifsKell. für L. K. S. bat in mehreren Ob 
frheibungen (v. 20. Eept. 1846 u. 15. Sept. 1848) angenommen, daß tie P 
bandlungen der Auseinanderfegungs Behörden ale progeffualtifche im weiteren 
Sinne an eracdten feien (Zeitfchr. deſſelb. Bd. 2. ©. 253—255.). 

3) Bergl. in Br. I. S. 525—526. 

3) Ebendaſ. S. 526-627. 


- 
. 20. Suni 1817.megen Organiſation sc. ($$.76.,79., 81.,82—85.) 317 


ig feien, bie Ben.:Kom., deren Wirfungsfreis fich über die ganze Provinz 
te, Eeineswens aber ber von der gedachten Behörde mit der Inflruftion be: 
agte Rommiffarius fei, es auf den Wohnort des legtern, fowie darauf, welche 
isanwalte dort zur Braris befugt feien, nicht anfomme, vielmehr in denjenigen 
m, in welchen überhaupt Rechtsanwalte als Bevollmächtigte auftreten koͤnn⸗ 
jeder bei irgend einem Berichte ter Provinz angefellte Rechtsanwalt zugelafs 
zerden möfle. 


Zum $. 79. 
(Bolgen der unterlaffenen Informations» Ertheilung.) 


Durch den $. 79. tft rer 6. 521. A. L. R. II. 18., wonach kein Vor⸗ 
d ohne Benehmigung des Vormundſchaftsgerichts gültige Vergleiche 
eßen, noch auf Kompromiſſe ſich einlaſſen kann, für ausgeſchloſſen nicht 
rachten. 

Bergl. das MR. des Min. des J. v. 28. Sept. 1820 1) (Koch's Agrar: 
4. Aufl. ©. 293-295), welches das in diefer Beziehung zu beobach- 
e Berfahren anorbnet. 


Zum $. 81. 
(Breite Wahl der Beiftände.) 


I) Die dur das C. R. des Min. des I. für Gem. Ang. v. 12. April 1835 
geibeilte K. O. v. 9. ej. m. *) (v. 8. Ann. Bo. 19. ©. 380) yerbietet: 
Berfenen, tie wegen Betrugs, Berfälfchung, Tiebereien und anderer bergl. in 
öffentlichen Dleinung entehrender Verbrechen beflraft oder in Unterſuchung find, 
ſenſt durch nieberträchtige Handlungen die Verachtung ihrer Mitbürger auf 
gezogen haben, desgleichen welche aus der Winfelfchrififtellerei ein &ewerbe 
ben, als Affiftenten in Auseinanderfegungsfachen zuzulaſſen. 

2) Die R. tes Juſt. Min. v. 18. Mat 1821 u. v. 27. Mär, 1823 
8. Jahrb. Bd, 17. ©. 277 u. Bd. 21. ©. 33) unterfagen den richter- 
ren Beamten, ald Rechtsbeiſtände ihrer GSerichtseingefeffenen in Aus⸗ 
mderfegungdfachen aufzutreten. 

3) Das R. des Min. des I. v. 8. Oft. 1833 2) (v. K. Ann. Br. 
©. 312) ſpricht aus, 

Daß aud Recisanwälte aus andern Obergerichtss Bezirken, als demjenigen, 
m die Anseinanderfepung anbängig ift, ale Affiftenten zugelaflen wer; 
en. 

4) Dad M. des Min. des I. v. 5. Febt. 1846 *) (Min. Bl. d. i. V. 
W. ©. 65) führt aus, daß der zweite Say des $. 81. auch auf Be» 
mächtigte anzuwenden, wenn fie nicht felbft Intereffenten fint. 


Jon Beſchlüſſen über Ve gemeinfchaftlihden Inter» 
eſſes. 


1) Der $. 17. ver V. v. 22. Nov. 1844, betr. den Geſchaͤftsgang ꝛc. 
ir Auseinanderfeßungdbehörden, erklärt die 66. 82—85. ver V. v. 20. 
1817 auch für die zweite Inſtanz manßgebenv. 





t in ®. I. ©. 577. 
) —— ©. 527—528. 
3) Bergl. in Br. I. ©. 528. 
N) Ghemdaf. ©, 528—529. 
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2) Sum 6. 82. Begriff des: „gemeinfamen Interefie" im 
des G. 82, 

a) Das Min. des I. erläutert in dem R. v. 24. April 1! 
(Min. BI. d. i. V. 1842 ©. 136), 

dag ein gemeinfames Intereffe noch nicht vorhanden fei, wenn: 
einzelne Individuen ven gewiffen Rechten und Verpflichtungen überhaupt | 
zeitig und in einerlei Weife berührt werben, ſendern es feße ber 
außerdem voraus, daß tie mehreren Individuen auch als ein Inbegril 
Berfonen (ale Binheit im gefeglichen Sinne oder Geſellſchaft) erfchein 
folchergeflalt einen beflimmten Zwed verfolgen ober zu deſſen @rreickung 
ftens mitwirken wollen; denn nur alsdann fei das gleichzeitige und g 
artige Interefie auch ein gemeinfames,. . 

Hiernach fol alfo die Vorfchrift des 6. 82. auf die Willenserf 
gen ver moralifhen Perfonen und der Gefellfchaften mit gı 
fhaftlihen Endzwecken, Rechten und Verpflichtungen befchräntt fein. 
lein das Geſetz diſtinguirt keinesweges, ob ter Gegenſtand der Erkl 
der Intereffenten in einem gemeinfchaftlichen echte beſteht, oder nur 
vere Intereffenten zugleidy und auf einerlei Weife betrifft; es erforder! 
mehr nicht dad Borhantenfein einer Gefellfchaft unter ihren. 7 
86. ergiebt im Gegentheil teutlih, daß die 66. 82— 85. nicht allei 
die moralifchen Berfonen Anwendung finten follen, fontern au 
die Beftimmung der Willenserklärung folcher mehrerer Intereffenten, ' 
der Gegenfland nur zugleich und auf einerlei Weife betrifft, taß ı 
dadurch eben eine Erweiterung der Vorfchriften des A. L. R. 1. ı' 
12. ff. begmeikt worden ift-?) 

b) Das Revifiondg=- Kollegium für &. K. ©. führt (in dem 
v. 21. Mai 1847) aus, 

daß zur Anwendung des $. 82. keineswegs das Requifit eines gemein 
Rechtes gehöre, fondern daß gegen dieſe Auffaffung ſchon der im erflen 
des $. 82. gebrauchte Ausdruck: „eines gemeinfamen Intereffe“ fpredı 
daß diefelbe entfchieden durch den zweiten Sag des $. 82. widerlegt werte 
cher Elar ergebe, daß der Umſtand, ob die den Gegenfland der Auseinander! 
bildende Gerechtſame der Ausfluß einer zwifchen den Sntereflenten befel 
rechtlihen Gemeinfchaft if (das VBorhandenfein des Gemeinfamen im A 
sder ob die Berechtfame einem jeden der Interefienten felbfftändig ı 
ohne Ginflug auf tie Anwentkbarfeit des $. 82. ſei Es genüge hierzu vie 
wenn nur der Gegeuſtand ter Regulirungs s Verhandlung mehrere Interel 
„zugleich oder auf einerlei Weife“ betreffe. Dies ergebe ſich auch a 
am Schluffe des $. 82. aufgeftellten Beifpiele, in deſſen alle jeder bin 
Wirth an und für fich mit felbfifländigen, nicht aus einer rechtlihen Ber 
fchaft fliegenden Rechte der Gutsherrfchaft gegenüberftehe, und nur die © 
artigfeit der Interefien für erforderlich erachtet fei, um dem Befchiuffe ter! 
heit Gültigkeit für alle Intereffenten zu verleihen. (Beitfchr. des Revif. I 
Bd. 2. ©. 151— 155.) 

c) Der Anfprudy auf Vergütigung de8 Düngungszuftandeı 
einer Ackerſeparation ift ein rein perfönlicher, und kann daher aud 
einem Interefjenten geltend gemacht werten, welcher das Grundfſtück 
dem er an der Separation Theil nahm, nach deren Ausführung 
äußert hat. 

Diefer Anfpruch ift aber Fein Gegenſtand, bei welchem fich ne 

1) Vergl. in Bd. I. ©. 529. 

2) Die meilten Auseinanderfebunge » Behörden haben deehalb bie U 
des RM. v. 24. April 18932 nicht angenommen. (Bergl. Dönniges 
Kult. Gef. Bd. 3. S. 403.) — Berg. aud) die (sub b. gegebene ) 44 
Rev. Kolleg. v. 21. Mai 1847. 


etordu. v. 20. Juni 1817 wegen Organifation ıc. (66. 82—89.) 319 


2. ter V. v. 20. Juni 1817 die einzelnen Intereffenten tes Befchäftes 
m Befchluffe der Mehrheit unterwerfen müffen. 

Erkannt von dem Revifiond» Kollegium für &. K. ©. unterm 
. Sept. 1851 (Zeitfchr. deffelb. Bd. 4. ©. 401 ff. u. Praͤj. Samml. ©. 23. 
‚6 


. 6.) 

3) Zu 66. 82. u. 85. 

Zur Gültigkeit des Befchluffed der Theilhaber eined gemeinfchaftlichen 
lereſſe, namentlich auch des Befchluffes zur Ausftelung einer Vollmacht, 
es erforderlich: 

a) daß fümmtlihe Intereffenten zu der Berfammlung, in welcher der Beſchluß 
zu faflen if, gehörig eingeladen find; 

BE) daß der Beſchluß durch die Mehrheit der Erfcheinenden gefaßt wird; 

y) daß, wenn der Segenitand der Berathung bei der Ginladbung nit im A: 
emeinen befannt gemacht worden, die Berfammlung wenigſtens aus zwei 
Dritte ber Interefienten beitanden hat. Es gelten in diefer Beziehung die 
Boridhriften der SS. 53. ff. und 136. A. L. R. I. 6. Ein ter einen ober 
der andern derfelben zuwider abgefaßter Beſchluß it nichtig. 

Angenommen von tem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 9. Dec. 1843 
zäj. Samml. S. 332. Nr. 1427.). 


D. Orbnung des Verfahrens bis zur Vermeſſung. 
Vergl. V. v. 30. Iuni 1834 $$. 17. und 18.] 


Bergl. ven zweiten Theil ter Inftruft. ver Gen.-Kon. zu Stendal 
12. Mär; 1851, betr. tie Leitung des Verfahrens in den nach ten Ge⸗ 


em v. 2. u. 11. März 1850 zu bearbeitenten Auseinanderfegungsfachen 
im Sprengel’s Abit Geſ. €. 49—61). 


Zum 8. 87. 
(Audmittelung der Abficht der Intereffenten.) 


1) Vergl. $. 17. Alin. 1. der V. v. 30. Juni 1834 über die Pflich⸗ 
ı zer Sperialfommiffarien. 

2) In Betreff des Verfahrens mit Partheien, die nur ter Bolnifchen 
weache mächtig find, vergl. FF. 145—150. ter V. 9. 9. Febr. 1817, betr. 
Juſtizverwaltung im Großherzogthum Poſen (8. S. 1817. ©. 37), die 
‚D. v. 5. Mai 1839 (Inf. Min. BI. 1839. S. 178) und das MN. des 
MR. Din. v. 16. April 1840 (a. a. ©. 1840. ©. 153). 

In Betreff der Verhandlungen mit Wenden vergl. 6. 422. des Anh. 
x 9. G. O. und das ©. v. 11. Mat 1843 (G. ©. 1813. €. 183). 

Vergl. audy in Betreff der Verhandlung mit Partheien, welche ter 
Yenifchen Sprache nicht kundig find, ven 6. 75. des And. zur U. G. O. 


Zum 8. SS. 
Bergl. Alin. 2, 3. u. 4. des $. 17. der V. v. 30. Juni 1834. 


Zum 6. 89, 
(Ausmittelung des Sach- und Rechtsverhältniſſes.) 


1) Vergl. Alin. 5. des $. 17. ter V. v. 30. Juni 1834. 

2) Zu Nr. 1. des g. 89, 

a) Vergl. $. 90. der V. v. 20. Juni 1817. 

b) Ueber die Berückſichtigung der Anſprüche des Militair-Kisfus 
I Veiteff der Exerzier- und Schießpläge, deögl. auf bie Benutung 
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unbeflimmten Terrains zu Felddienſtübungen, vergl. die R. des Ain 
tes J. v. 18. Sept. 1824 1) (Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 297) mn, 
28. Behr. 1841?) (Pin. SL. > i. 2. 1841. €. 236). 
N, Zu Nr. 2. des. 8 
rgl. 6. 91. der 2 v. 20. Juni 1817 und die Erläut. dazu. 
Ya Nr. 3. des g. 89. 
—8 6. 92. der V. v. 20. Iuni 1817 und die Erläut. dazu. 
5) Zu Nr. 4. des 6. 89. 
Vergl. 6. 93. der V. v. 20. Juni 1817 und die Exläut. dazu. 
6) Zu Nr. 5. des SG. 89. 
Vergl. 66. 94. u. 95. ver V. v. 20. Juni 1817 und die Erläut. dan 
7) Zu Rt. 7. des G. 8 
Vergl. $. 96. der V. v. 20. Juni 1817 und die Erläut. dazu, vi 
$. 196. a. a. D. und insbeſ. vie Erläut. zu den 66. 196— 200. a. a 
sub A. (f. unten). 
8) Zu Nr. 8. des $. 89. 
Vergl. 6. 97. der V. v. 20. Juni 1817. 


Zum 8. 9%. 
(Bon-den Intereffenten.) 
[Bergl. Ausführ. Gef. v. 7. Juni sel, 8, — und B. v. 30. Juni 18% 
ss. 2 


1) Bergl. über das Recht dritter Perſonen auf Zuziehung zur Au 
einanderfeßung und von den darauf —— Derpfllihtungen ter Aub⸗ 
einanderfesungsbehörten unten Unter⸗Abſchn. V. Kap. I 

2) Insbeſondere das Verhaͤltniß der Nießbraucher und Paͤchtet 
betr., vergl. ebendaſ. Kap. II. Tit. 4. u. 5. 


Zum 8. 91. 
(Bon der Legitimation.) 
[Bergl. V. v. 30. Juni 1834 96. 23—27]. 


1) Die dem Zwed der Auseinanderfegung nicht entfprechende Art um 
Weiſe, in welcher von einzelnen Auseinanderfegungsbehörden und veres 
Kommiffarien bei Berichtigung Ted Legitimationspunttd verfahren en 
batte das Min. des I. veranlaßt, geftügt auf die ‚Boriäpeiften der ss 
ff. u. 62. der V. v. 30. Juni 1834, bereitö in dem R. v. 8. Dee. 1 
(Koch's Agrargef., 3. Aufl. S. 227) darauf binzumelfen, 

bag hiernach in der Megel für die Rommiflarien keine Beranlaflung 
auf die Ginfiht der Ermwerbungsdofumente einzugehen ®) ober ger volumindfe 
fhriften oder Grtrafte aus denfelben nehmen zu laſſen und ſolche zu den Ausriss 
anderfegungsaften zu bringen, daß es vielmehr genüge, wern fle entweder eis 
—X ber Intereſſenten zuſammenſtellten und ſich die Richtigfeit deſſelben 
den Hypothefenbühern von dem Richter atteſtiren ließen ober fh davon 
eigene Ginfiht des Hypothefenfolii überzeugten oder endlich von den Gerichten 
erforberlihen Nachrichten aus ten Hypothefenküchern extrahirten und auf Gr 


1) Bergl. in Br. I. S. 530—531. 

2) Ebendaſ. S. 531—532. 

3) Das R. des Min. des I. v. 14. Oft. 1823 (Koch'⸗ Kun, — 4. Kl 
&. 298.) hatte dagegen die Ben. Kom. ansbrüdlich angewiefen, a 
des Legitimationepunktes bie betr, Dokumente felbft yorlegen zu laſſen. 
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slelben eine Vernehmung ber Interefienten über ihre Wiſſenſchaft von den etwa 
igesretenen Befigverinderungen veranlaßten; — daß, injofern dieſe Nachrichten 
bt ausreichten und vielmehr, um zur Gewißheit zu gelangen, es weitläuftiger 
mirtelungen bebürfen würde, die Kommiſſarien die öffentlihe Bekanntmachung 
: Auseinanderfegung zu bewirken und die Verhandlungen mit denjenigen zu pfle: 
ı hätten, welde von den übrigen Intereffenten für das bei dem Verfahren be: 
iligte Beſitzthum oder font als Theilnchmer anerfannt würden. 


Das N. des Min. tes I. u. d. P. v. 23. März 1841 (Min. Bi. d. 
V. 1541. ©. 131) bemerkte auch, 
dag bie Auseinanderfeßungsfachen durch eine zu peinliche und ſtarre Rückficht 
’ die bloß formelle Befheinigung des Eigenthums beim Hypothekenbuche nicht 
fgebalten werden dürften, dag vielmehr die materielle Gültigkeit der Verhandlung 

anzemeflener Beachtung ſowohl jenes, ale der fonft obwaltenden Verhältniffe 
on Dann gefichert ericheine, wenn tie als Gigentgümer der betr. Grundflüde auf: 
senden Berfonen ſich duch, mit dem titulirten Befiger abgefchloffene, rechtsgül⸗ 
e Rauffontrafte, Adjudifationsbefcheide, Teilamente u. f. w. über ihre Mechte 
sweifen, im Naturalbefige find oder von den übrigen Betheiligten in jener Gi: 
aſchaft anerfannt werden und tiefem allem eine öffentliche Bekanntmachung des 
eſchaͤfts hinzutritt. 

2) Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 hat nunmehr in dieſer Bezie⸗ 
ung wefentliche Erleichterungen eingeführt, indem daffelbe im $. 109. be⸗ 
immt, 

1) daß die Legitimation jedes bei einem Auseinanderfeßungs:Gefchäft ſich mel: 
denden Interefienten, deflen Befigtitel im Hypothefenbuche noch nicht berich⸗ 
tigt worden, als geführt zu erachten: 

a) wenn bemfelben von der betr. Gemeindebehörbe befcheinigt wird, daß er 
tas Grundſtück, um welches es fi Handelt, eigenthümlich befiße, ober 
wenn er eine auf die Erwerbung des Eigenthumé davon lautende öffente 
lie Urkunte vorzulegen im Stande ill; 

b) wenn tabei die übrigen Theilnchmer bes Gefchäfts die Legitimation nicht 
beftreiten, und 

e) nad geſchehener öffentliher Bekanntmachung der Auseinanderfeßung 
(Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 8. 12., B. v. 30. Juni 1834 $. 25.) 
und Benachrichtigung der aus dem Hypothefenbudhe etwa erfichtlichen 
Gigenthumsprätendenten bis zur Rezeßvollziehung fein Anderer bei dem 
Spezialfummiffarius oder bei der Auseinanderfegungs = Behörde Beſitz⸗ 
anfprücdhe erhoben Bat; 

2) daß terjenige, welcher fi) nad Ablauf bes in der öffentlihen Bekanntma⸗ 
bung ungegebenen Termine bis zur Rezeßvollziehung als Beflger meldet 
und legitimirt, Alles gegen fich gelten laflen muß, was bis zu dem Zeits 
puntte feiner Meldung mit dem nach den obigen Litt. a. und b. vorläufig 
legitimirten Inhaber des Grundſtücks feftgeftellt worden ift; 

3) daß der Hypcetbefenrichter die Gintragung des von den Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörden beitätigten Rezeſſes in das ppotbefenbug nicht verfagen darf, 
auch wenn ber Rezeß mit einem andern als dem eingetragenen Beſitzer abs 
gefchloffen, bei der Beitätigung aber von der  u6einanberfegungs- ehoͤrde 
beſcheinigt iſt, daß die Legilimation der noch nicht titulirten Befitzer in obi⸗ 
ger Weile ergänzt fei. *) 

Diefe Vorfchriften bat der Art. 15. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 
"r Gen. Tb. D. (f. in Bd. I. Ahth. I. S. 331) auch auf das Verfahren 
N Gemeinbeitstheilungfachen für anwendbar erklärt. 

Berl. die Erläut. zum 6. 109. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 in 
Bd. II. Abth. I. ©. 756— 758. 

a — — — — 


1) Hierdurch find die abweichenden Beſtimmungen des R. des Min. des J. 
1. April 1832 (Koch's Agrargef., 4. Aufl, S. 298.), v. 14. Dec. 1840 (Gen⸗ 
RE. für Preuß. Jur. 1841. S. 201.) und v. 23. Maͤrz 1841 (Min. BL. d. i. 
- 1831. S. 131. Nr. 195. u. S. 133. Nr. 196.) für antiquirt zu eradıten, 


Dandıs-Kultur-@rjepg. BD. u. Abtp. II, 21 


333 Bon d. Abldſ. der Neallaften, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen 


3) Mit Rücdkficht auf die ad 2. erwähnten Vorfchriften geftaltet ſich nun- 
mehr das erfahren zur Berichtigung der Legitimation der Intereffenten in 
Igender Akt: 
folg a) Die Kommiſſarien müſſen den Intereſſenten fogleich bei ver erſten 
Vorladung zum Einleitungstermine aufgeben, die auf ibre ®rundfüde be⸗ 
züglichen Beitg- und Legitimationd-Dofumente zur Stelle zu bringen. !) 
Es ſteht ten Kommiffarien audy frei, die Legitimation der Intereſſen⸗ 
ten durch Ertrabirung der Hypotbefenfcheine oder durch Einficht des Hype⸗ 
thefenbuch8, reſp. Durch Requiſition des Hypothekenrichters feftzuftellen. 
b) Wenn fi im erſten Termine bei Prüfung des Legitimatlonkpunl⸗ 
ted Mängel herausftellen, deren Befeltigung mweitaußfehend if, fo muß fr 
fort nach $. 109. Litt. a. u. b. des Ablöf. Gef. v. 2.März 1850 vof- - 
ven werden. * 
Gleichzeitig find aber auch an tie betr. Berichte die erſorderlichn 
Nequifitionen wegen Befeitigung der Legitimattongmängel zu erlaffen. %) = 
e) Können auf diefe Weife (ad b.) die vorhandenen Legitimation 
mängel nicht ihre baldige Erledigung finden, ſondern iſt voranszufehen, da 
dies mit erheblichem Zeitaufmante verbunden fein werte, fo muß In Ge — 
mäßheit des $. 109. Litt. c. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850 die tm 
edachte öffentlihe Bekaänntmachung erlaffen werden, welche vie in ' 
Min. 2. u. 3.0.0. O. feflgefegten Wirfungen hat. °) ) 
4) Mehrere Auseinanverfegungsbehörden haben über das DBerfahren 
der Kommiffarien bezüglich der Berichtigung des Legitimationspunftes un 
über die Aufftellung der von denfelben anzufertigenden Legitimation _ 
Tabellen fpezielle (nicht veröffentlichte) Inftruftionen erlaffen. (Deal, 7 
insbef. das C. R. nebft Inftr. der Gen. Kom. zu Münfter v. 30. April 
1850 und C. R. derfelben v. 9. Sept. 1851, das C. R. nebft Inf. te — 
Gen.⸗Kom. zu Stendal v. 22. April 1853, Tas C. R. der Ben.- Km. 

h Stargard v. 15. Aug. 1851 und die Anweifung ter ®en.- Kom. ze 
teslau v. 21. April 1850 (sum $. 109. des Abldf. Bef. v. 2. Rin 
1850) nebft Formularen. — 
Dieſe Inſtruktionen weiſen die Spezialkommiſſarien zugleich dahin an, 
den Erlaß der nach F. 109. Litt. c. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1350 
erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen bei der Auseinanter 
f egungebehdrbe zu beantragen, von welcher ſolche (zur Koftenerfparung) 

durch Berbindung mehrerer Sachen bewirkt werben follen. 


1* 


1) Dabei wird ihnen bie Verwarnung zu flellen fein, daß fle die aus m — 
Unterlaffen diefer Aufgabe erwachſenden Mehrkoften allein tragen müßten. — 
2) In diefer Beziehung ift darauf Hinzumweifen, daß zwar dur die 8.D. 
v. 31. Oft. 1831 (8. S. 1831. ©. 251.) die Verpflichtung der Ei —— — 
Berichtigung ihres Befiptiteld und tes offlziellen Einwirkens ber Sc 
fuspenbirt, indeß durch die K. O. v. 6. Oft. 1833 (G. ©. 1833. ©. 124.) 
ordnet worden iſt, daß die Auseinanderfeßunges Behörden beredhiiget - 
follen, wenn es bei einer Regulirung, Auseinanderfegung, @emeinheitstheilung * 
darauf anfommt, die Berichtigung des Beſitztitels zu verlangen. — In dieſen 
tritt aledann, nad der R.D. v. 31. Dft. 1831 die Berpflidtung der Gerichte di, 
zu dem gedachten Zwede ex oflicio einzufchreiten. 

Ueber das Verfahren hierbei Seitens der Gerichte vergl. das MR. des Jul: 
Min. v. 27. Aug. 1840 (Juſt. Min. BI. 1540. S. 303.), welches zugleich auf 
fpriht, dag die Spezial: Rommiflarien der AuseinanderfeßungesBehörben zu berg 
Anträgen bei den Berichten ermächtigt feien, und dag die Anträge in Kollektiv: 
Mequifitionen geftellt werben können. 

In letzter er Beziehung vergl. and die R. des Juſt. Win. v. 5. Juni ae 
5, Dft. 1839 (Jufl. Min. BI. 1839. &. 335 —336.). 

3) Vergl. $. 26. der B. v. 30. Juni 1834. 
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9) Ueber das Verfahren, wenn daß berechtigte Gut Lehn oder Fi- 
sermiß if, vergl. die Erlänt. unten in dem Unter⸗Abſchn. V. Kap, I. 
dem Blechte dritter Perfonen auf Zuziehung zur Auseinanderſetzung 
ven berauf bezäglichen Verpflichtungen der Auseinanterfegungsbehör- 


Zum $. 92. 
(Bon den Pertinenzien und der Hofwehr.) 


In Betreff der zu den Stellen gehörigen Pändereien und der Hof⸗ 
: vergl. die 66. 80— 82. des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850 und die 

t. dazu (f. in Br. II. Abth. I. S. 651 ff.) 

Nach $. 82. Litt. a. a. a. DO. verbleibt jept vie Hofwehr dem 

enbeſiher, obne Entfhävigung dafür zu leiſten. 


Zum $. 98. 
(Ben den gutsherrlichen und bäuerlichen Leitungen.) 


Der 93. iſt durch die Vorſchriften des Abldf. Bel. v. 2. 
$$. — vn 103. für mobi — erachten. Net ri 


Zu 4. 94. u, 95. 


n den dffentlihden und NRealabgaben und von den Kom⸗ 
munallaften.) 


ergl.: 

.) "Die rät 3 zum $. 156. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 

en ); 

—X die Erlaͤut. zum $. 43. ver V. v. 20. Juni 1817 sub IL, (f. oben 
83). 


Zum $. 96. 


a dem wegen der Gemeinheiten und Grenzen beſtehenden 
NHechtsverhältniffe auf der Feldmark). 


1) Ueber dad Berfahren in Betreff der Grenzberichtigung bei 
ilirungen ıc. vergl. das Publik. ver SenKom. zu Koͤnigseberg v. 
ebr. 1819 2) (vo. 8. Unn. Bo. 3. ©. 65). 
ae l. ud . 196. der V. v. 20. Juni 1817 und das dort gegebene 
n. . u. 6. Ian. 1887. 2) (Min. Bl. d. 1. 8. 1847, €. 15). 
2 —8XX der Derpflichtung der Intereffenten zur Edition der 
Urkunden, Karten ıc. —8 vergl. die Vorfchriften tr A. G. O. J. 10. 
39. ff., umd insbeſ. bezüglich der —* erbindlichkeit Seitens der 
waltungs⸗Behdrden dad C. R. des Min. des Konigl. Hauſes v. 
duni 1839 (v. K. Ann. Bd. 23. ©. 285) und das Gutachten des Ob. 
b. v. 19. Ian. 1841, welches durch die C. R. des Juſt. Min. v. 


Ueber die for * e Behandlung, Aufbewahrung und Rüdlieferung ber bei 
2 f i | * —— ei sten Maar Alten und Kar: 
vergk. das G. R. de⸗ Imi 1839 (9, 8. Ann. 
23. 6. 335, f. oT 1. ee — 


21* 
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28. April 1843 und der Min. ver geifll. sc. Ang., des I, ter F. um vet 
Königl. Haufes v. 31. Mai 1843 ten Gerichten und DBerwaltungs-Behk- 
den zur Nachachtung mitgetheilt worten iſt. (Juſt. Min. Bl. 1843, ©. 113 
u. Rin. Bl. d. i. 2. 1843, ©. 118 u. 185). | 


Zum 8. 9. 
(Benehmen nah aufgenommener SeneralsVerbandlung). 
Vergl. Alin. 6. des 8. 17. ver V. v. 30. Juni 1884. 


Zu 88. 101 — 108, 
(Bon Separationen). 


Diefe 56. beziehen ſich auf die nach der V. v. 20. Junt 1817 mi 
Negulirung der gutsberrlich= bäuerlichen Verhäliniffe zu verbintenden Ge 
meinbeitötheilungen und deren Zuläfftgfeit. Gegenwärtig richtet ſich die 
Zuläffigkeit der legteren nach den Vorfchrifien ter Gem. Th. D. v. 7. Ian 
1821 und des Ergänz. Gef. dazu v. 2. März 1850, und das Verfahren 
nah dem Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 und der DB. v. 30. Iumi 1934 
nebft der durch $. 1. der letzteren auch auf Semeinheitötheilungen für au 
wendbar erklärten DB. v. 20. Juni 1817. 

Die 66. 101—103. find fomit für antiquirt zu erachten. 


Zu 98. 104. uud 105. 
[Vergl. V. v. 30. Juni 1824 $. 17.] 


(Inftruttion der Streitpunkte, und in wiefern ſolche andgefegt 
werden fönne). 


1) Die Auseinanderfegungd= Behörden haben bisweilen bei Lelung 
der Audeinanderfegungen vie Erörterung und Entſcheidung ter dabei vor 
fommenden Streitigkeiten von der Anftelung einer förmlichen Klage Ted 
einen oder des andern Theild abhängig gemacht und ſich dieſerhalb anf 
die für den gewöhnlichen Prozeß geltende Vorſchrift bezogen, wornad dab 
ganze Verfahren von tem Klageantrage, dem Bundament der Klage, um 
den Einwendungen tes Verklagten abhängig und die Angabe der hierauf 
ſich beziehenden Thatfachen und Beweismittel Leviglich den —— — 
laſſen iſt, der inſtruirende Richter nur für die Erforſchung der 
ruͤckſichtlich des Thatbeſtandes bei dem Klagegrunde und den Einw 
p orgen, der erkennende Richter dagegen ſich bei der Entſcheidung Tage 
ih auf den Klageantrag, derfen Fundament und Tie erhobenen 
bungen zu befchränfen bat. Daß indeß ein ſolches, den Vorſchriften Dex 
A. G. O. nachgebilneted Verfahren bei Auseinanterfegungen nicht anwerds 
bar iſt, ergiebt ſich aus lin. 2. u. 6. $. 17. ter V. v. 20. Ju 
1834 und $$. 99., 100., 104., 105., 130. u. 142. der V. v. 20. Iaal 
1817, wornach tie Provokation und überhaupt die Anträge der Vartheien 
nur im Allgemeinen die Richtung des Verfahrens, den dabei vorliegenden 
Endzweck anteuten, der Auseinanderfegungs Behörde und deren Kommif 
farien dagegen die Erreichung dieſes Zwecks, die Anordnung der erforder« 
lichen Erdrterungen und die Beſtimmung obliegt, welche der dabei fi er⸗ 
gedenden Streitigkeiten zur Inftruftion und Entfcheldung zu flellen, welde 

ntexeffen dritter Perfonen dabei zu berüdfichtigen und wie überhaupt die 
Umgeftaltung der beſtehenden Verhältniffe am zweckmaͤßigſten en 
fe. — Das Min. des X bat demzufolge in dem Di. v. 12. Der. 3 
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(Koch's Mgr. Gef. 3. Mafl. ©. 162) audgeführt, daß es nicht darauf an⸗ 
fomme, ob ein oder der andere Theil Klägers Stelle zu übernehmen bereit 
fd, taß vielmehr vie Deranlaffung der Inftuftion und Entfcheivung vors 
fommender Streitigkeiten ihre Begrüntung lediglich darin finde, daß vie 
Erledigung terfelben zum Zwecke der Auseinanterfegung nöthig ſei. — 
Tiefen Gruntfag bat ver 6. 17. (Alin. 2.) ter V. v. 30, uni 1534 aus⸗ 
druͤcklich beftätiget. 

2) Die Regulirung der gutsherrl. und bäuer!. Derhältniffe wird haͤu⸗ 
Ag durch Streitigkeiten über ten Eigenthumsanfpruch einzelner bäuerlichen 
Intereffenten oder über die Pertinenzien eines oder einiger Höfe aufgehalten. 
Ueber das in foldhen Bällen zu beobadhtente Verfahren zur Vermeidung 
wer hierdurch für die anderen Berheiligten bervorgerufenen Nachtheile bat 
die Gen.Kom. zu Stargard in dem Publif. v. 15. Juli 1819. 2) 
(v. 2 Anm. Bd. 3. ©. 668.) Inftruftion ertheilt. 

3) Tas RM. des Min. des I. v. 25. Juli 18312) (Koch's Agrar⸗G., 
3. Aufl. S. 229) erläutert ven F. 104. (in Verbindung mit $. 105. und 
$ 3. Nr. 3.) ter V. v. 20. Juni 1817 dahin, daß: 

a) nur folde Streitigkeiten in den förmlihen Rechtsweg einzuleiten, welche 
Theilnehmungsredhte betreffen, die auf die Auseinanderfeßung weſentlichen 
Ginflug haben; daß dagegen andere, den einftweiligen Zuftand und die einft; 
weiligen 2eiftungen betreffenden Streitigfeiten in der Form eines einftweili 

en Regulativs und mit Befeitigung ber in dem gewöhnlichen Rechtsgange 
attfindenden Form der Boffefforiens Prozeffe zu erledigen find; 
daß diefe Regulative immer mit Rüdfiht auf den Ausgang der Auseinan: 
terfeßungen und ben hierbei unterzulegenden Plan getroffen werden müſſen, 
namentlid fo, daß den Intereflenten nichts zugemuthet werde, was ae 
überflüjfig wird, was alfo entweder eine nußlofe Berwendung fein oder do 
mit der Nußbarfeit ter einitweilen noch forttauernden Nechtsverhältniffe in 
feinem angemefienen Verhältniffe ſtehen würde; 
dag wegen der Beſchwerden gegen die Entfheibungen über dergl. provifo: 
riſche Regulative nur das Mekursverfahren ®) zulaͤſſig iſt; endlich 
die Partheien, wenngleich denfelben wegen vermeinter Verkürzung in dem 
Genuſſe ihrer Rechte der Rechtsweg nicht zu verfagen if, diefer doch nur 
auf Entſchaͤdigung gerichtet werben fann und das Verfahren darüber nad 
. 105. der 3. v. 20. Juni 1817 jedenfalls bis zum Verfahren über ben 
Anseinanderfeßungeplan ausgeſetzt bleiben muß. 


4) Ein Fall, in welchem die Frage: ob bei der Ablöfung der Hütungs- 
befugniſſe der Werth einer Kuhweide auf 3 oder 4 Sceffel Roggen an- 
men werden folle? für fich allein zum Gegenſtande einer Definitiv⸗ 
cheidung gemacht worden war, bat dem Min. des I. Veranlaffung 
je ‚fh in vn R. v. 7. Oft. 1833 *) und v. 27. April 1834 ®) 
. 8. Ann. Br. 19. ©. 74 ff., dahin auszufprechen, 
daß die Deſinitiv⸗Entſcheidungen über bie Ausgleichung ber Interefienten (im 
Gegenfap von dem wegen der Theilnehmungsrechte und deren Umfang entfichenden 
Gereitigfeiten) niemals auf bloße Ausgleihungsfäge, 3. B. zu welddem Werthe bie 
Weide für eine gewifle Jeit anzufchlagen? wie die Arbeit eines Dienſtpflichtigen im 
5 gegen freie Arbeiter oder gegen herrichaftliches Geſpann? wie groß bie 
Koſten der eigenen Beirannhaltung anzunehmen? ob und welche der Grinnerungen 
gen die Bonitirung und Klaffififation für gegründet zu achten? u. ſ. w. gerichtet 


= 
Nass 


9 * 
Saar — 








= Ce A mn mn — — — en — 


1) Bergl. in Br. I. S. 534. 

2) Bergl. in Br. I. S. 539—540. 

3) Jetzi die Appellation ober Rekurs an bas Revif.s Kolleg I a ro 
Om.:Rommilfion. Bergl. bie Erläut. zum $. 154, der B. v. 20. Juni 1617. 

4) Bergl. in Br. I. S. 534— 539. 

5) Chendaſ. S. 535—537. 


326 Ber r. Ulf. ver Realisften, Ten Regulitungen u Gem. Iheilange, 


werten, icutern ta5 die tesbalt wcricmmenten Primmfcaem zei 3 

bei ber Deinitig-Barihritzng über tie Uosgleihung feld, b. i. über tie Fefepung 

ker in Bart, Wente cter Karital z3 arwäbrenten Atkatung, meet 55* 
en ten Abfintungerlan ven ten Intereßenten za erbebenden Öriunerzuges, 

Grletigung erhalten ſoſlen 

Das R. v. 27. April 1834 bemerkt bierzu, 

tag, ſefern tie Auseinanteriegunge:Bebirte ter Asficht wäre, baf tie Defeh 
tis:Ensigeiteng gewiiſer, die Nusgleigung beirchender Bräjubizialpentıe vor gl 
licher Seßttellung te6 Abſint angerlans tem Geſchäfte, ſei es ber gütluen ©: 
ter Intereßenten, cter ter Anlegung tee —— nr rar förberiih 
türfte, dies nur dann zugelaffen werten fönne, wenn batur wirfü cin 
tes Ausrinanteriegungsrlane, fei ee die Akünbungsart cher eine, wenn and 
partielle Abfindung mittelt eines indiridnell beiimumien Reiuralchjelts ober de 
Gelb oder Rente fehzeieht würde. 

Bleiche Bruntfäge ſtellt das R. tes Win. res I. v. 9. Juni 18821) 
(Rin.DI. d. 8. 1812, ©. 225) auf. 

In ähnlicher Weiſe kat ſich Tas Min. res I. in Tem R. v. 19.0 
1859 2) (Koch's Agr. Geſ. 4. Aufl. ©. 305) au 

Vergl. auch das R. des Min. tes 9. v. 31. Ian. 1835 3) (Kehl 
Agr. Geſ. 4. Auf. ©. 304). 

Ueber tie Unzuläffigkeit ter Bräjutizial- Inftruftionen und Extfäd 
dungen über tie Ausführung der Planberechnungs » Arbeiten 
vergl. das R. res Min. tes I. v. 14. Sep. 1840. °) Bl.b.i L 
1840, S. 128). 







In 66. 106. uud 107. 
[V. ». 30. Juni 1830 89. 25—35.] 


(Bon dem Inftruenten ber zur Entſcheidung der Generals 
Kommifftionen geeigneten Punkte). 


1) Der © 106. ter V. v. 20. Sunt 1817 beſtimmt, daß tie zum 
Reffort der Ben.-Kommifllonen gehörigen Streitigkeiten von dem mit m 
Regulirung beauftragten Defonomie- Rommilfarius inſtruirt werden fellen 
Der $. 6. tes Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 ermädhtiget indef die Ank 
einanderfegungd»Behörten, alle bei Ausführung der Sem. Ih. und Ib 
If. O. vorkommenden Streitigfeiten durch ihre Spezial Kommilfarke 
inſtruiren zu laffen. 

Die Inftruftion der bei gutsherrl. bäuerl. Regulirungen vorfommendit 
Streitigkeiten über Theilnehmungsrechte und u Umfang, ſowie el 
Streitigkeiten über die Abfindung fland den Dekonomie-Kommiffarien bereid 
nad SS. 5., 11., 104., 106., 107. ver V. v. 20. Juni 1817 zu. De 
$. 16. “ —— Geſ. v. 7. Juni 1821 beſtimmte indeß, daß 

„die Iafruftion der Streitigleiten, deren Entſcheidung von Rechtsgrund: 
ſaͤtzen hauptſachlich abhängig en dem rei Suhötemmifturiee ede 


einem zum Riteramt geeignet 
werben folle”. geeigneten und verpflidgteten Beamten bewich 


Bei der Einleitung der Inftruftion laßt jedoch in der Hegel will 
vorausbeftimmen, ob der Fall rer 6. 16. — u, vorliegt, au Achim 


neue 


3 Bergl. in Bb. I. ©. 539, 





2) Ebendaſ. ©, 538. 
3) Ehendaf. S. 537—538. 
4) Ebendaſ. S. 533—539. 
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e $. 28. der V. v. 30. Juni 1834, in Uebereinftimmung mit dem 6. 105. 
m 3. v. 20. Juni 1817, daß die zweckwidrige Trennung zufammen- 
Höriger Streitpunfte vermieden werten folle; hiernach aber kann es nicht 
veifelbaft fein, daß auch ter nit der Auseinanterfegung beauftragte 
pezial- Kommiffarius zur Inftruftion aller Streitigkeiten befugt iR, 
w daß eine Nothbwendigfeit, folde von Juftizbeamten führen zu 
5 nicht obwaltet. Die Beſtimmung des F. 185. ter V. v. 20. Juni 
17 aber, wonach die Inſtruktion in zweiter Inſtanz zwar von tem 
bpagial - Kommiſſarius, im Falle viefer aber nicht feloft ein Juſtizbedienter 
I: Durch einen ſolchen erfolgen folle, ift Durch den 6. 18. der V. v. 
I Rev. 1344 aufgehoben, nach welchem jegt vie Inftruftion in appella- 
rio auch ſolchen Spezial» Rommifjarien, die nicht Iuflizbepiente find, 
Kgetragen werden kann. 

2) Zum $. 107. ver V. v. 20, Juni 1817. 

a) Versi. vie Erlaͤut. des erften Sages tes F. 107. durch den 
‚28. ver V. v. 80. Suni 1834. 

b) Nah tem zweiten Sage des g. 107. betarf ed, außer dem 
mwiachten tes mit der Auseinanterfegung beauftragten Oekonomie⸗ 
temmiffartus, über landwirthſchaftliche Gegenſtaͤnde Feines But- 
Send eined anderen Sachverfläntigen. ') 

Ueber die Nothwendigkeit der Borlegung der Butachten an die 
Jastheien und das in viefer Beziehung zu beobachtende Verfahren vergl. 
ie R. des Min. tes I. v. 27. Aug. 1839 2) (v. K. Ann. Bd. 23. ©. 604) 
nd v. 10. Ian. 1842 3) (Min. Bi. d. i. B. 1842, ©. 28). 

c) Ueber die Vereidigung ter Oekonomie⸗Kommifſſatien als Sach⸗ 
erſtaͤndige, vergl. vie Erläut. zu ten 66. 56. u. 57. der V. v. 20. Juni 
1617, Zuf. Il. ad A. sub 1. Note 2. (i. oben S 297). 

d) Ueber die Befugniß der Bevollmächtigten oder Stellvertreter des 
Welus, Ten Zeugenverhören beizumohnen, vergl. das R. des Min. für 
enpmirebfaftl Ang. v. 24. Dft. 1853 +) (Min. Bl. d. i. V. 1863, 

266). 


e) In Betreff der Revifion ter fachverfländigen Gutachten, vergl. 
) 29. ver V. v. 30. Juni 1834. 
3u 88. 108. und 109, 


Diefe 86. fine dadurch antiquirt, daß durch ten 6. 6. des Aus- 
fübr. Gef. v. 7. Juni 1821 vie Beftimmung des $. 11. der V. v. 20. Iuni 
1817, wodurch einige Streitigkeiten an die gemöhnlichen @erichte gewieſen 
waren, für wegfallend erklärt worten if. 


3u $%. 111. and 112. 
IB. v. 30. Juni 1834 $. 30.] 


(Feftftellung ter Theilungsarten und Wirfung ter des— 
falfigen Entſcheidung). 


1) Nach $. 18. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 finden die Be⸗ 
Namungen ver 86. 111. und 112. ter V. v. 20. Iuni 1817 nur bei 







1) Bergl. die Erläut. zum $. 35. des Landes: Kult. Er. v. 14. Sept. 1811 
G. in ®v. II. Abth. 1. ©. 108— 110). 

2) Bergl. in Br. I. S. 541. 

3) Ebendaſ. ©. 541— 542. 

\ Ebendaſ. ©. 542. 
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@e. >. L. unt zen ezani:n lite Terartorenz ter Jar p 
Kezu:ızungds une Afiäfinzd- Eichen zid: etz Kamine, In 7 
vie Akfinzung Res in Rarıral oter turk Vermirzelung ter AR 5: 
tenbank ericigen mus . 64. 2. 8. a. 2 Don, fe an te Tet::- 
ter . 114-- 330. zer B. co. 20 Juni 1517 (zen ter Bermeiilß. .n 
une Ponitirung) nur noch in Vezug sur tie nat ter Gem. ihr * 
v. 7. Juni 9524 au bewirkenden Quseinanteriegunzen und u — 
auf diejenigen Falle, wo (nad $. “u. tes Ablöſ. Ger. 2. 2. Kin | 
mit ter gut&kertlihsbäuerl. NRegulirung eine Zurammenlennz E - 
mit ten gutäßerrlicen im Gemenge liegenten kiuerlien Gruntitid "® 
Amtewegen verbunten weıten muß, von vpraktiſchem Intezene. 





.-.. 
4 .“. 
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Zum $. 114. 
(Anftellung des Zeltmeffere). 


1) lieber tie Anftellung unt PVereitigung, tie recrılideß 
Verhältniffe unt indbefontere tie Rechte unt Pflichten ter Felt⸗ 
meffer vergl. tie betreff. Beflimmungen in v. Rönne's Bau + Teut 
tes Preuß. Staates (Thl. VI. Br. 4. Abth. 1. tiefes Werkes) €. 14 
173 u. Suppf. Heft dazu ©. 45—46. 

2) Insbeſondere ift Hier auf folgente Beflimmungen binzumeifen . 

a) Die Ernennung ter Feldmeſſer zu Vermeffungs-Reriferen 
erfolgt durch Die Megierungen nad) Verfläntigung mit ten Ausein- 
anderfegungssBebörten. (R. rer Min. res N. u. ter P. u. ter. 


1) Auch bei ver Grmittelung der Präſtationsfähigkeit der Stelle — 
nah 5 55 des Ablöf. Gef. — fintet cine Vermeifung unt Bonitirung 
nit ſtatt: fontern die fhiebsrihterlihe Bettellung bea gemeinen 
Raufwerthes der Sielle in Pauſch und Bogen. 
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Junt 1842 u. C. R. derſelb. Min. v. 18. Aug. 1846). (Min. Dt. 
3,1842, ©. 218 u. 1846, ©. 143, f. in v. Rönne's Baupofizei, S. 152 
mi. Seft ©. 46). 

b) Die Feldmeſſer müffen von ven Spezial⸗Kommiſſarien zwar Aufs 
‚ annebınen und deren Anmeifungen nachfommen; ſie flehen jedoch zu 
üben in feinem Dissiplinar » Verhältniffe und fönnen von ihnen nicht 
d Ortnungdftrafen zur Erledigung der Aufträge angehalten werten, 
fr die Androhung und Vollſtreckung folcher Orr nnngöftrafen gebührt 
worgefeßten Auffichtöbehörte, an welche die Spezial» Kommiffarten ſich 
titten betr. Anträgen zu wenden haben. (NR. des Min. des J., land⸗ 
aha. Abth. v. 2. April 1841). (Din. Br. d. i. V. 1811, ©. 177, 

kr. Rünne's Banpclizei S. 143-144). 

e) Die Feldmeſſer dürfen den von ihnen benugten Gehülfen Befcyäfte 
felbſtſtaͤndig überlaſſen, ſich derſelben vielmehr nur fo bebienen, daß 
unmittelbar ſelbſt daran Theil nehmen. Im Falle einer Kontravention 
m fol auf ihre Koften eine Nevifton ihrer Vermeffung bewirft und 

Rebertretung ihrer Amtöpflichten überdieß je nad) dem Grade ihrer 
Befäuldung mit Kaffation und Geld⸗ oder Gefängnipftrafe geahndet wer⸗ 
iM In diefem Behufe follen die Kommiſſarien die unter ihrer Direktion 

ten Feldmeſſer in Abſicht auf die Erfüllung jener Vorſchrift aufe 
ofe kontrolliren und, daß dies gefchehen, bei Atteftirung her Liqui⸗ 
en bemerken. 
Vergl. das C. N. des Min. des 9. für Gew. Ang. v. 2. Nov. 1884. 
» 8. Yon. Br. 18. ©. 983, f. in v. Rönne’s Baupoligei &. 167). 
© d) Die Eigenthümer find in der Auswahl des Feldmeſſers, welcher 
Gruntftüce vermeſſen fol, Feiner Befchränfung unterworfen und die 
ung ded Kommiſſarius durch Ernennung deffelben tritt erſt ein, 
Bar tie Rartheien fich über vie Perfon des Feldmeſſers nicht beftimmt 

BR oder Teshalb nicht einig geworden find. i) (M. d. Dein. des J. 
14, Dee. 1825). (Dönniges Land. Rult. Gef. Bb. 3. ©. 415). 
©) Ueber die Unzuläſſigkeit der gleichzeitigen Befchäftigung ter Ver⸗ 
enge: Meviforen, fowie auch der Feidmeffer in der nämlichen Sache 

Defonomie» Kommiffiond» Gehülfen, vergl. vie R. des Min. 
g Indwirtbfchaftl. Ang. v. 7. San. und 21. Oft. 1853.2) (Pin. BI. 
I 8. 1853, €. 30 u. 266). 


Zum $. 115. 
(Zuziehung der Feldnachbarn). 


Vergl. $. 96. ad d. der V. v. 20. Juni 1817 und das Publif. 
‚Ben. Kom. su Königsberg v. 1. Bebr. 1819.°) (v. K. Ann, 
3.6. 65). 


Zu 88. 117. und 118. 
(Inftruftion des Feldmeſſers). 


Bergl.: 
a) das Feldmeſſer⸗Regl. v. 29. April 1813 (v. 8. Ann. Br. 11. 


u — ||. u. — — — 


1) Die Auswahl des Feldmeſſers durch die Partheien wird indeß von mehre⸗ 
Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden (im Intereſſe des Dienſtes) nur auf Vorſchlag 
e Kontrolle und Zuſtimmung des Kommiſſarius ängelaflen, was and dem 
1. A. G. D. 1. 43. und dem Intereffe der Partheien entſpricht (f. Doͤnni— 
a. a. O. S. 415.). 

2) Bergl. in Bd. J. S. 514- 515. 

3) Bergl. in Br. J. &. 533-534, 
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©. 783) mit deffen Ergänz. und Erläut. in v. Rönne's Bau » Poligei 
(X. VI. Bd. 4. Abth. diefes Werkes) ©. 152—170; 
b) dad Publik. der Ben. Kom. zu Königsberg v. 1. Bebr 1818.) 
(v. 8. Aun. Bd. 3. ©. 65); 
c) über die Verbindung der geometrifchen Arbeiten bei den Gemein 
8- Thellungen mit denjenigen bei Aufnahme des Grundſteuer⸗Kataſten 
der Provinz Weftphalen, das Megulativ der Gen.» Direkt. des Kataſten 
und ber A Kom. zu Münfter v. 30. Mai 1824. (v. 8. Ann. Bi. 


Zu $$. 120—126. 
(Bonitirung ländlicher Grundſtücke). 


1) Das Gefchäft der Boniteurs befleht nur darin, daß fle die vo⸗ 
gefundenen Ländereien ten verfchiedenen Klaffen, welche nach $. 126. de 
ommiſſarius feftfeht, einfchägen. ®) j 

2) In Betreff der Zuläffigkeit des fhiensrichterlihen Verfah⸗ 
rens bei Streitigkeiten über Bonitirung vergl. F. 31. ver ®. r 
30. Juni 1834 und die Erläut. dazu, deögl. Art. 14. des Grgän: Ge. 
v. 2. März 1850 zur Gem. Tb. O. 


Zu 86. 121—122. 
(QOualifitation und Ernennung der Boniteurs). 


Da, wo gewiffe Perfonen ald Kreide oder Diſtrikts⸗VBoniteurs befekt ' 
find, haben die Partbelen oder der Kommiffarius (nach 66. 121. und 122.) 
die Auswahl unter diefen zu treffen; es darf indeß die Wahl aud auf 
Kreis⸗Verordnete gerichter werden, da diefe nach 66. 29., 81. u. 32. ter 
V. 9. 30, Juni 1834 zur Reviflon der Gutachten ter Dekonomie - Ka 
miffarien und zur fchiedsrichterlichen Entſcheidung der Streitigkeiten über : 
die Bonitirung berufen werden konnen. Die lehteren find jedoch wihl 
verpflichtet, einer folden Wahl nachzukommen. ($. 4. ter B. kı 
30. Iuni 1834). a 


1 


1) Bergl. in Br. I. ©. 533—534. 

2) Ueber das Berfahren bei Bonitirungen vergl. Kresihmere ak: 
85. 131 ff. v. Flotow, aa einer Anleitung zur Abſchaͤzung der Grund: 
nad Klaſſen. Schmalz, Berfuh einer Anleitung zum Bonitiren und Klefidame : 
des Bodens. Leipzig 1824. Ihaer, über Werthſchäzung des Bodens. Yrılia 
1811. Linke, Bertue einer Zufammenftellung der Grundfige bei Abſch | 
oder Brmittelung des Reinertrages von Grund und Boden. Halle. 1632. Krauſt, 
landwirthſchaftl. Tarationslehre. Botha 1836. Blod, Beiträge zur Lanbeuie. 
Schaͤtzungskunde. Breslau 1840; desgl. den Aufiap über Bonitirung, im IM 
Mögliner Annalen, Bd. 9. 9. 1. ©. 158. 

Die Auseinanderfeßungs s Behörden haben über den Gegenitand ausführbie 
Anweifungen erteilt in ihren (auf Grund des 8. 18. der 8, v. 30. Jumi 184 
erlaffenen) techniſchen Inſiruktionen. Vergl. diefe Inftruftionen: a) der lanbmwirkfe 
ſchaftl. Abth. der Reg. zu Frankfurt v. 24. März 1842 ©. 3 ff., b) der Gm: 
Kom. zu Stargard v. 28. Dec. 1841 ©. 2 ff., c) der Gen.⸗Kom. zu Breé⸗ 
lau v. 11. Nov. 1845 ©. 2% fi, d) ter Sen.: Kom. gu Etenbal v. 29. Et 
1845 ©. 1 fj., e) ber Ben: Kom. zu Bofen v. 8. Dec. 1840 ©. 2 f., 1) m 
Gen: Kom. zu Münfler v. 1844 ©. 3 f., g) der Rei. su Gumbinnen & 
1843 ©. 10 ff., h) Anleitung zu den landwirthfchaftl. eranfhlagungrn bei den 
Auseinanderfeßungen im Reffort der Gen.s Kommifflonen mit beſond. Hüdii ar! 
Die Kurmark Brandenburg, Bon Er. Freih. v. Montetun. Berlin 1838. 
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Zum $. 128. 


heilname des Dekonomie » Kommiffarius an der Boni- 
tirung). 


1) In ——— a : der ur —— alt Oelonomir- 
mmiffarien gten efforen bei dem Bonitirungs - ‚ 
N ur C. M. vd Min. des I. u. d. P. v. 3. Febr. 1841 ad ea 
me 3.1) (Min. Bf. d. 1.8. 184, €. 81.) 

2) Das RM. des Min. für landwirthſchaftl. Ang, v. 6. Ian. 1849 ®) 
in. BI. d. i. V. 1849, ©. 20) unterfagt vie Zuziehung von 
etofollführern bei Bonitirungen. 


Zum $. 126. 
(Klaffifitation). 


Die Außeinanterjegungs- Behörden haben in den (nach Vorfchrift des 
18. der V. v. 30. Juni 1834 von ihnen erlaffenen) technifchen In⸗ 
strionen ®) verfchtedene Anmwelfungen über die Darfiellung des Rein⸗ 
ages und des Verbältniffes der Vodenklaſſen ertheilt, auf welche bier- 
verwieſen wird. 

Dönniges (Landes-Kult. Gef. Br. 3. S. 320-422) giebt daräber eine 
berficht, nebft daran gefnüpften Bemerkungen. 


Zum $. 137. 
(Abfhäpung anderer Begenflänve). 


1) Das R. des Min. des 3. v. 25. Sept. 1824 *) (Koch's Agrargef. 
Kal. ©. 311) ordnet an, daß die Außeinanderfegungd- Behörden, wenn 
eines technifchen Beirathes bei Bauten ꝛc. bedürfen, den Sachverſtaͤn⸗ 
en ſelbſt wählen ober fi deshalb an die betr. Regierung wenten 


Diefe Beſtimmung ift indeß modificirt worden. 

2) Das M. des Win. des 3. v. 19. Aug. 1895 ®) (a. a. D.) ſchreibt 
:, daß menn die Auseinanderfehungs » Behörden das Gutachten eines 
sigL Baubeamten für erforderlich erachten, ſtets tie betr. Meg. deshalb 
requirxiren ifl. 

b) Das (nicht veröffentlichte) R. veffelben Min. v. 27. Dec. 1845 
Die Ben.-Kom. zu Berlin fpricht aus, daß bei Zuziehung etatsmaͤßig angeftell- 
Beamten als Sachverftändige in Auseinanderfegungs«- Angelegenheiten ſtets 
dem betr. Beamten vorgefehten Reg. davon Anzeige zu machen. (Dönniges 
bb. Kult. &ef. Bd. 3. ©. 423.) 

e) Das M. des Min. des I. u. d. P. v. 30. April 1840 °) (Min. 
.d i 8. 1840, ©. 179) erklaͤrt, daß ein Öffentlicher Beamter überhaupt 
8 dann angehalten werden kann, in Auseinanderfegungs » Sachen Aufs 


essen 
1 
E 
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träge und Gefchäfte zu übernehmen, wenn die mit feinem Amte vera 
denen Dienftpflichten ihm folche® ohne Verfäumniß geflatten. ') 

Daffelbe fchreibt das C. R. des Min. des Königl. Gaufee v. 14,3 
1840 (Min. Bl. d. i. 3. 1840, ©. 213) in Bezug auf Domainen- | 
Forſtbeamte vor. 

. 2) Ueber die Feſtſegung der Gebühren von Baunerfkudi, 
in Anseinanterfegungs-Sachen vergl. die R. des Min. des I. u Si. 
1843 und der Min. der F. u. des I. v. 22. Apıll 1843 (Mia. BL. | 
1843, &. 198, Nr. 251.), des Min. des I. v. 27. April 1848 (Re 
Agrargel., 4. Aufl. ©. 430) und der Min. des I. u. ter F. v. 9. Mai ff 
(Min. Bl. d. i. V. 1845, ©. 170, Ne. 197). 0. 

Vergl. $. 3. des Roften- Megul. v. 25. April 1836 und vie Ei 
dazu (f. unten). | 

3) Vergl. $. 88. des Landes⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 °) 
die Erläut. dazu. (f. in Bd. II. Abth. 1. ©. 108 ff.) 


Zu $$. 128-130, 


(Borlegung der Karte und des Bermeffungd-He ifters,.t 
unerungen dagegen und Inflruftion derfelben). 


5 Zum 6. 128. a 

1) Nach $. 88. des Belnmeffer - Negl. v. 29. April 1819 2) Gel 
Feldmeſſer das Brouillon und zwei Meinkarten nebft dem Vermefung 
Megifter in zwei Eremplaren abzuliefern. 

2) Das €. R. des Min. tes I. v. 2. Ian. 1833 beflimmt: 

Der Feldmeſſer bat die zwei Reinfarten erit nach definitiver Feſtſtellunz 
neuen — durch die Auseinanderfeßung zu bewirfenden — Feldmarkseinthei 
zuliefern. Dies wird durch bie Erhaltung der Brouiffons ober Drigin 
größefter Genauigfeit und in unverfchrtem Zuſtande bedingt, indem die Rei 
gewöhnlich mittelft ——— der Brouillonkarte kopirt umd gefertigt 
wodurch dieſe aber an Zuverlaͤſſigkeit verliert. 

Zur Konſervation der Karten dient die Aufziehung des dazu beftinmirn 
piers auf Leinwand und eine gehörige Austrodnung derfelben vor der Haftn 
(Vergl. $. 117. des Beldmefler:Regl.) Die Brouillonkarte ift möglich zu 
durch Bermeidung ihres Gebrauchs auf freiem Felde, dur Abnahme ya 
pons auf durchfichtigem Papier behufs der Bonitirung, welche hiernaͤchſt auf 
Planprojelten gebraucht werben können. Bei Serlegung und fernerem G 
fo wie bei dem Transporte der Karte ift fle vor Brüden, Berunreini 
Belhädigung zu bewahren Der Auseinanderfeßungsplan fann mit Zu 
nur auf ber unverfehrten Brouillonfarte berechnet werben. Grit nach bein 










+ 
— — — | 

1) Dies R, erflirt überhaupt den 6. 64. des Anh. zur X. G. O. J. ;E 
auch für die Auseinanderſetzungs-⸗Sachen maaßgebend. 

In Betreff der Zuziehung ber dem Fin.s Min. unmittelbar unter cerhel 
Banbeamten und der tehntihen Der. für Gewerbe, und bes Kin:$M 
refp. deren Dirigenten und Mitglieder, ale Sachverfländige in Rechisſtreiniziic 
vergl. die R. des Juſt. Min. v. 6. Maͤrz 1826 (Brgänz. der Preuf. 
von ®räff ıc., 3. Ausg. Bd. 7. ©. 351.) und v. 26. Juni 1840 (YJut. M 
Bl. 1840. ©. 236, und in den Grgäanz. a. a. D.), wonad die dem Fin: Ps 
unmittelbar untergeordneten Baubehörden und Baubeamten nur mit befim 
drücklicher Genehmigung, und die technifchen Deputationen, refp. deren Ri 
überhaupt gar nicht als Sachverſtaͤndige in Streitfahen, wo es ſich ledighh = 
PBrivatintereffen, ohne Betheiligung des fisfal, Intereffes Handelt, vernommen wit 
den dürfen. 

2) Vergl. in Br. 1. ©. 96. 

3) Bergl. in 9. Roͤnne's Baupolii S. 15% f. 
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Iung Sann bie Wertigung richtiger Meinfarten mittelt vorfichtiger Durchſtechung 

abzunehmenden Bunte der Bronillonfarte gefchehen. — Hiernach erfcheint es 
icher und unzwedmäßig, die NReinfarten vor der Borlegung der Brouillonfarte 
» wor der Feſtſtellung des Auseinanderſetzungsplans anzufertigen und bie eine 
Beinfarten, mit ber bisherigen Beldmarfseintheilung und den Bonitirungsab: 
itten bezeichnet, zur Borlegung der Karte und zur Planberechnung zu benugen, 
mäcdhh aber bloß bie fegetellte neue Weldmarkseintheilung auf die zweite Rein: 
e einzutragen. Nach FSeſtſtellung ber neuen Bintheilung fann bagegen bie eine 
mlarte 8 mit der älteren und neuen Gintheilung, die andere Reinkarte aber 
beſſeren Weberfiht bloß mit der neuen Bintheilung bezeichnet werben. 


In dieſer Beziehung iſt von den Auseinanderfehungs « Behörven ein 
ſchiedenattiges Verfahren beobachtet und ed find in Folge deffen tie 
von tem Min. des I. (bei Meviflon der Ben. Kom. zu Sol⸗ 

s) aufgeftellten Revifionsbemerkungen (sub Nr. XII. ad 7 — 11.) den 
Weinanderfi re ehörden zur Begutachtung mitgetheili worten. Hier⸗ 
GR And, mis Rückſicht auf die gedachten Reviflondbemerkungen und But« 
nen, nähere Anweifungen deshalb erlaffen in ven G. DM. des Min. des 
für Gew. Ang. v. 14. Sept. 1836 1) (v. 8. Ann. Bd. 20. ©. 898) und 
27. Mat 1837 2) (a. a. D. 3b, 21. S. 377). | 

Diefe Inftruftionen, welche ſich in der Praris nicht als zweckmaͤßig 
währt haben, werten indeß von den Auseinanderfegungd- Behörden mei- 
nd nicht in ihrem vollem Umfange berüdfichtiget. 

2) Ueber die ſchiedsrichterliche Reviſſon der Bonitirung, vergl. 
® des Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. v. 17. Oft. 1842. >) 
Bin. BI. d. i. ©. 1842, &. 379.) 

3) Ueber die Berüdfichtigung ter während einer Tängeren Dauer ter 
em. Thellung in tem Werthe der Grundflüde vorgegangenen Veraände⸗ 

bei ver Bonitirung, vergl. Tas R. res Min. des I. v. 13. Sept. 

8) (Min. BL. 2.1.8. 1843, ©. 264.) 

‚IL 3um $. 130. 

1) Nah $. 67. des Feldmeſſer⸗-Regl. v. 29. April 1813 °) kann 

welcher bei ver Nichtigkeit einer Dermeffung oder eines Nivellements 

* intereſſirt iſt, eine Reviſion dieſer Feldmeſſerarbeiten verlangen; 
t Antrag darauf iſt bei der Prov.⸗Reg. anzubringen, bei welcher beſon⸗ 
26 dazu vereitete Feldmeſſer als Reviſoren angeſtellt ſind. 
. In den vor einer Auseinanderfegungs-Behörde ſchwebenden Angelegen⸗ 
Sen Hat viefe nach $. 130. ter V. v. 20. Juni 1817 über die Statt 
eit einer Reviſion zu beftimmen und folche nöthigenfals zu ver⸗ 
n. 
2) Das R. des Min. des J. v. 27. Aug. 1824 weiſt die Auseinander⸗ 
dengs⸗Behoͤrden an, in Zukunft bei jeder Reviſion einer Vermeſſung den 
eldmeſſer, deſſen Arbeit revidirt wird, zunieden zu laſſen. 

Durch das R. deſſelben Min. v. 29. Jult 1833 iſt ferner beftimmt 
erden, daß | 

a) nad $. 67. des Belbmeiler s Regl. v. 29. April 1813 °) die Unrichtigfeit 
einer Bermeflung nur durch eine orbnungsmäßige Revifion feftgeftellt und 


m mn - . ⸗ .. - - 


1) Bergl in Br. I. ©. 543—544, 
2 Ebendaſ. ©. 544—546, 
“: 3; Sbendaſ. ©. 536—547. 
4) Ebendaſ. ©. 547548. 
5) Bergl. in v. Ronne's Bau⸗Polizei ©. 152 ff. 
6) Der $. 76. des Feldmeſſer⸗Negl. Tautet: 
IR der gefundene Unterfchied zwifchen der Angabe des Feldmeſſers und 
Neviſors größer, ale 58. 71-74. für zuläffig erflärt iR, fo muß der Kelk: 
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ba ziefe nur einem befonbers dazu vereibeten Reviſor übertragen wer 
den Tann; 

b) daß ber Feldmeſſer, deſſen Arbeiten revidirt werben, bei ber Vermeſſanz je 
beömal zugezogen werden muß, um ihm —— zu geben, den ran 
der vorgefundenen Differenzen und das, was zu feiner Rechtfertigung 
und Entfhuldigung gereicht, anzubringen ; 

e) daß bem Feldmeſſer in der Regel und in allen Fällen, wo nicht eiwa dur 
befondere Umflände dies unausführbar gemacht wird, nad $. 76. des Beh 
meſſer⸗Regl. felbft die Berichtigung der vorgefundenen Unrichtigkeit überlaf 
ien werden muß. (Doͤnniges Landes:Kult. Gef. Bd. 3. &. 428). 

3) Das R. des Min. des I. v. 14. März 1844 12) (Min. Bl.d... 
1844, ©. 209) reprobirt die Anficht, Daß bei einer Bonitirung eben fo, we 
bei einer Bermeffung, der Sachverfländige, In deſſen Ungaben ein Begn 
gefunden wird, die Koften der Reviſion tragen müſſe, und führt aus, Yef 
da die Boniteure nur bei größeren Verſehen für vie Koften ihrer vam 
ebergaut unbrauchbaren Arbeiten verantwortlich gemacht werben Län 
ein Irrthum über die Ertragöfäbigfeit des Bodens aber, welche ſelbſt im 
Befiger mit Sicherheit nicht anzugeben vermöge, zu derartigen Verſche 
nicht zu rechnen fei, vie Eeparationdinterefienten daher tm 
von Tragung der Koften des Tchiedsrichterlichen Verfahrens nicht entburdes 
werden Tönnten. 

4) Ueber das fchiedsrichterliche Verfahren bei Streitigkeiten Be 
Bonttirungen vergl. $. 31. ff. der V. v. 80. Iunt 1884 und die Eillu 
dazu, 








IV. Planberechnung und Verfahren darüber. 


Die in dieſem Abſchn. nur für Regulirungen eribellten nt 
fungen find durch tie Beſtimmungen des $. 5. des Ausführ. 1. 
7. Juni 1821 und des 6. 1. der V. v. 30. Juni 1884, auf alle 

von Außeinanderfegungen ausgedehnt worden. Aus den in da 
Eeläut. zu den $6. 111. u. 112. und zu III. der ®. v. 20. Junl 1817 
(f. oben S. 327 u. 828) entwidelten Gründen kann indeß nach gegen. 
wärtiger Lage ver Geſezgebung nur in den nach der Gem. TE. DO. 8 
7. Iunt 1821 zu bearbeitenden Sachen und In ſolchen egnlicmgie 
Angelegenheiten, wo mit des Megulirung eine Zufammenlegung ter mil 
den gutöherrlichen im @emenge liegenden Grundſtücke (nad $. 86. WM 
N ee v. 2, März 1850) verbunden wird, yon einer Planbereciuung 
die Rede fein. 


Zum |. 133. 

Der im $. 135. gebrauchte Ausdtuck: „Rekurs* iſt ungenau und 
demfelben das Wort: „Befhwerde* zu ſubſtituiren, da es fich rich 
von einem MNechtömittel gegen ein Erkenntniß handelt. 

3u 66. 136—139. 
|Bergl. B. v. 30. Juni 1834 $.17., lehtes Alinea.] 
(Wie der Plan zu berechnen fet). 
I. Lieber die Erforderniſſe und die Anlegung der Auseinanderfegunge 


wu — — — = — — — 


meſſer die Revifionsfoften bezahlen und bie fehlerhafte Arbeit anenigeihl 
verbeſſern. 
1) Berg, in Bd. 1. ©. 545. 
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a find ausführliche Inftruftionen in folgenten Miniſt. Erlaffen !) er- 
t worten: 
1) MR. des Min. des. I. v. 6. Nov. 1827 2) (Koch's Agrargef., 4. Aufl., 


17). 

2) ©. R. des Min. des I. für H. u. ©. v. 6. Febr. 1833 nebſt Er⸗ 
kat. v. 3. ej. m. 9) (Rod a. a. O. ©. 363 f. u. Ddnniges Land. Kult. 
leſ. Br. 3. ©. 429 ff. ). 

3) Außer den ad 1. und 2. gedachten allgemeinen Anmeifungen zur 
Infertigung des Audeinanderfegungsplanes find mit Rückſicht auf die bei 
Jelegenbeit ver Meviflon ver Gen.Kom. zu Soldin im Jahre 1835 auf- 
elten Erinnerungen (unter No. XIV, u. XV, ter Reviſions⸗Bemer⸗ 

) in dem R. des Min. des I. v. 21. Nov. 1835 *) (Dönnigesa. 
.D. ©. 433 ff.) Erläut. über die Aufftelung von Planprofekten Seitens 
es KRommiffarius (vergl. das letzte Alin. des 6. 17. der V. v. 30. Juni 

) ergangen. 

4) Bergl. vie C. R. des Min. nes I. v. 14. Sept. 1836 ad 3.) 
». 8. Aun. Bo. 20. ©. 898) und v. 27. Mat 1837 ad 3. ) (a. a. O. Br. 21. 
5 377), wonad: " 

a) über den bloß auf Grund vorläufiger Ueberſchläge entworfenen Theilunge: 
plan bindende Erklärungen nicht gefordert werden können, das fo gefertigte 
Brotofoll vielmehr nur dazu dienen fann, um 

b) vorläuflg die Meinung der Intereffenten darüber zu vernehmen, und 

e) Re Behufs der definitiven Erflärung über die Bonitirung auf die Folgen 
derfelben aufmerffam zu machen und fie zur genaueren Erwägung derfelben 
in ihrer ganzen Ausdehnung zu veranlaflen. 


5) Vergl. auch vie Erläut. zum 6. 9. des Ausführ. Bef. v. 7. Juni 
1821, und insbeſ. das dazu mitgetheilte RM. des Min. des I. v. 25. Nov. 
1843 ') (Min. BI. d. i. V. 1813, ©. 313), welches empflehlt, der Ausein⸗ 
möerfegungds Behörde fämmtliche oder doch wenigſtens die umfaffenderen 
Biauprojefte vor deren Mittheilung an tie Partbeien einzureichen, um 
Mike bon Fr ar Fa und in wirtbfchaftlicher Beziehung zu prüfen. 

. 3um |. 136. 

Vergl. Alin. 7. des $. 17. der V. v. 30. Iuni 1834 und die Er⸗ 
Ibst. dazu. 

DL 3u $$. 137. und 138. 

Die Haupträdfihten — um jedem zu vertbeilenden Grundſtücke an 
vie möglichft öde Nupbarkelt zu fichern und den einzelnen betbeilig- 
een Gütern durch ihre veränderte Zufammenfegung die beabſichtigte Wertho⸗ 
erhöhung zu vermitteln, — find zu nehmen: 

a) auf bie Nähe und wirthfchaftlid bequeme Lage der Brundflüde zu dem 
bazu gehörigen Wirthſchaftsgehoͤfte, 

b) auf ben möglihft vollitändigen Zufammenhang ber zu einem Gute gehöris 
gen Grundflüde, 





4) Die techniſchen Inftruftionen der Auseinanderfeßungs s Behörden enthalten 
heilweife gleichfalls Anweifungen über bie Anlegun der Separationsplaͤne. Bergl. 
a) Inftr. der Gen.“„Kom. zu Stargard v. 28. Der. 1841 88. 100—106., ©. 
1M-119, b) der Gen.:Rom. zu Münfter v. 1844 56. 176—190., 6. 112 bis 
IR, c) der Gen.:Kom. zu Breslau v. 11. Nov. 1845, 98. 125—136., ©. 
4M—173, d) der Reg. zu Gumbinnen v. 1844, 98. 41—43., ©. 130-136. 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 548. 

3) UEbendaſ. S. 549—554. 

4) Ebendaſ. ©. 554—557. 

9) Ebendaſ. ©. 543—544. 

6) Cbendaſ. S. 544—546. 

7) Bergl. in Bd. I. ©. 611612. 
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auf wirthſchaftlich zweckmaͤßige und bequeme Zugänge zu benielben vom 
Wirthſchaftsvunkte her und auch für bie einzelnen Theilſtücke des Beſigihum 
unter einander, 
auf Sinwegräumung phyſiſcher Kulturhinderniffe und Benugung vorhandene 
phyfiſcher Vortheile und Gelegenheiten zu nüglihen Kulturanlagen, z. 8. 
Bäche, abzulaſſende Seen u. |. w., 
e) auf eine wirthſchaftlich zweckmaͤßige geometriſche Geſtalt der Pläne. 
Dergl. in allen diefen Beziehungen die fpeziellen Exrläut. in Dännis 

ed Land. Kult. Geſ, Br. 3. ©. 435—438, deegl. die $6. 7. u. 8. da 
* v. 30. Juni 1834 und die Erlaͤut. dazu. 

IV. Zum $. 139. 

1) In Betreff des Auseinanderbauens der Gehöften) jint de 
Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden durch das GC. M. des Min. des I. u. d. 9. 
v. 19. Mat 1839 (v. 8. Ann. Bd. 23. S. 365, v. Rönne’s Baupoligei, S. 110) 
angewiefen worden, die Spezial-Kommiffarlen dahin zu inſttuiren, Taf dir 


C 


— 


d 


⸗ 
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1) Ueber den Auseinanderbau und bie Entfernung der Gebärde 
aufdem platten Lande find folgende Beflimmungen ergangen: 

a) Kür die Kurmarf Brandenburg bas Ed. v. 15. Juni 1795. (N. C.C. 
Tom. IX. pag. 2525. u. Rabe Bb. 3. S. 77.), nebft der V. v. 28. Im 
1796 (Rabe Bd. 3. ©. 502.) und dem Nachtrage v. 19. April 1804 gu 
dem Ed. v. 15. Juni 1795 (N. C. C. Tom. XI. No. 12, de 1804 m 
Rabe Br. 8. ©. 34.). Vergl auch das Publik. der Reg. zu Potéedan 
v. 5. Juli 1826 (v. K. Ann. Bd. 10. ©. 824.). 

Ueber die Anwenbbarfeit der zu a. gedachten B. auf andere Lanbestheik, 
vergl. die R. des Min. des 3. v. 19. Aug. 1826 und vo. 1. März 1633 
(v. K. Ann. Br. 10. ©. 802. und Br. 17. S. 207.). 
ce) In Betreff der Neumark, vergl. das RM. des Min. des I. u. d. P. v8 
Jan. 1835 (v. K. Ann. Bb. 19. ©. 281.). 
d) In Betr der Arovin; yrandenburg und. der Kreiie Dramburg 
und Schievelbein vergl. die Bau⸗Polizei-Ordn. v. 11. Oft. 1847, Is 
ſchnitt III. (Min. BL. d. i. V. 1847. G. 7.). 
Hinfichts der — Preußen, vergl. das R. des Min. des J. v. 15. 
April 1847 nebſt Publ. der Reg. zu Marienwerder v. 1. Mai 1847 (Kin 
Bl. d. i. V. 1847. ©. 131.), das Publ. der Reg. IR Bumbinnen v. B. 
Mai 1823 (v. K. Ann. Bd. 7. S. 395.) und das gleihlautende Publ der 
Reg. zu Danzız (Datum konſtirt niht) a. a. D. ©. 697, desgl. das Bull, 
der Reg. zu Marienwerber v. 25. Aug. 1623 (a. a. D. ©, 599.), fe 
die R. des Win. des 3. v. 22. Oft. 1824 (a. a. D. Br. 8. ©. 1176) 
und des I. u. d. P. v. 21. Sept. 1835 (a. a. D. 3.22. S.78.) u 5. 
4. Nov. 1838 (a. a. O. S. 789.). 
f) In Betreff der Provinz Bommern, vergl. das N. des Min. des I. mi 
P. v. 10. Sept. 1836 nebft Publ. der Meg. zn Stettin und Köelin v. 7. 
Dee. 1836 (v. 8. Ann. Bd. 20. ©, 722.). 
In Betreff der Provinz Schlefien, vergl. das Publ. der Reg. zu By 
nis v. 27. Ian. 1817 (v. K. Ann. Bd. 1. ©. 252.) und der Rey. ja 
Beipenbac) ©. 22. Dec. 1817 (a. a. D. ©. 246.), desgl. das Regl ter 
AR ppeln v. 9. Der. 18522 Kap. I. Ti. 13. (a. O. DB. 
. .). 


Bezüglich der Provinz Pofen, vergl das Publ der Reg. zu Bromberz 

v. April 1819 (v. K. Ann. Bd. 3. ©. 544.) und bie Feuerpol. O. er 

28. zu Bofen v. 19. März 1821 Abfchn. 1. Nr. 20. (a. a. D. Br. 
. 151.). 


b 


wu; 


a’ 


—R 


Sr 


h 


Naar 


i) Hinfihtlih der Provinz Weſtphalen, vergl. für das Herzogthas 
Merphalen die ®. v. 3. Mai 1803 und das R. des Min. bes H ‚I 
Febr. 1827 (v. K. Ann. Bd. 11. ©. 228.). 
Die oben allegirten Erlaſſe finden fih abgebrudt in v. Rönne's Berre- 
lijei, ©. 410—427 u. Suppl. Heft dazu S. 8586. 
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ben bei Anordnung ter Separationspläne für eng und feuergefährlich 
baute Ortfchaften auf einen möglichen Auseinanderbau Bedacht zu neh— 
m, und mit Nüdficht taranf tie nahe am Dorfe belegenen, zu Bauplägen 
figneten Zändereien zu vertheilen haben. 

2) Ueber tie Verpflichtung der Audeinanterfegungs-» Behörden und 
rer Kommiſſarien bezüglich ver Erhaltung biftorifcher Denkmäler bei Ge» 
venbeit ver Separationen, vergl. Tas C. R. des Min. des I. v. 24. Der. 
441) (Min. 3. d. i. B. 189, ©. 23). 


Zum $. 140. 
(Borlegung des Plan). 


Vergl. die C. R. des Min. des J. v. 14. Sept. 1836 und v. 27. Mai 
397 2), desgl. Das M. vefjelben v. 25. Nov. 1843. ®) 


Zu 66. 142. und 143. 
(Berfahren bei Streitigkeiten über die Planlage). 


1) In Betseff der Inflruftion Der Widerfprüche, welche gegen das den 
stereffenten vorgelegte Planprojeft erhoben worden, vergl. dad C. M. des 
in. des 3. v. 9. Febr. 1839 2) (v. K. Ann. Bd. 23. ©. 89). 

2) Der & 35. der V. v. 30. Juni 1834 (zum $. 143. der V. v. 
D. Juni 1817) geflattet ven Parteien und jedem Theile derfelben, 
i Blanftreitigfeiten Darauf anzutragen, Taf die Kreiß«-DVermittelungds 
ehörde darüber gehört werde, und beflimmt, daß wegen ver hierbei 
vifchen deren Anſichten und venjenigen des Kommiſſarius flattfindenden 
ferenzen das im $. 187. ter V. v. 20. Juni 1817 vorgefchriebene Ver⸗ 
hren flattfinden fol. 

3) Ueber tie Nichtanwendbarfeit des ſchiedsrichterlichen 
Jerfahrens (vergl. Urt. 14. red Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 zur 
km. Th. D.) auf Streitigkeiten über vie Planlage, vergl. die Erläut. 
wu Art. 14. a. a. D. (f. zu $$. 31—33. der B. v. 30. Juni 1834). 


V. Kontumazial- Verfahren. 


3u (6. 145—133. 


1) Ueber Kontumazialverfahbren, Kontumazialerfenntniffe 
md das gegen legtere zuftehente Nechtömittel der Neftitution in 
Inseinanderfegung8=- Sachen vergl. die gediegene Abhandl. von 
Schellwitz in ter Jur. W. 1843, ©. 445 ff., 461 ff. 

Der Verfaffer viefer Abhandlung gelangt zu folgenten Refultaten: 

I. Im eigentliden Auseinanderfegungsverfahren (d. h. wenn da⸗ 
bei eine Inftruftion von Streitpunften nit vorfommt) wird das Koutuma⸗ 
jialerfenntnig nicht nad) dem erſten Termine, in der Regel vielmehr erft 
nach Vorlegung des Planes abgefaßt. 

I. Segen ein ſolches Kontumazialerfenntnig findet das Rechtsmittel der Reſti⸗ 


nn nn — 
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1) Bergl. in Bd. J. S. 557. Vergl. die anderweitigen über dieſen Ge: 
gaſtand erlaſſenen Beſtimmungen in v. —*8 Baupolizei, S. 353— 358. 
2) Bergl. in Br. I. ©. 543 u. 544. 
3) Bhenbaf. ©. 611. 
4) Tbendaſ. S. 557—558. 
andet· Aultur · Geſeßq. BB. 11. Abıh. II. y»} 
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nen die Entfcheivung über bleibente Gegenſtaͤnde und über die nach Art. 38. 
der Del. v. 29. Mai 1816 auf längere Zeit zu leiftenden Hülfsrienfe, 
dagegen Ten Spezial-Kommiffionen vie definitive Verfügung übe 
vorübergebente Gegenftinte, welche bloß die Vorbereitung eines ſchicklichen 
Hrbergangeß aus der biöherigen in die künftige Verfaffung betreffen, über⸗ 
wiefen. 

ALS zu den lehteren gehörig find im 6. 154. a. a. D. befonders be 
eichnet: 
: a) die Art und Weife der Feld» und Saatbeftellung, fo wie der Dün 
gung der Ländereien während des Uebergangs von dem biöherigen zu tem 
neuen Berbälmiffe, fomohl auf Seiten ter reguliventen und ablöfente 
Dienfiverpflichteten, als ver Landtheilungd-Intereffenten. (Art. 50. der Dell 
v. 29. Mai 1816); 

b) vie Regulirung der Friſt und des Beitragsverbältniffes der an 
einanvergefegten Dienfteinfaffen zu den, in Bolge der Regulitung von da 
Qutsherten außzuführenden Bauten (Art. 39. a. a. D.). 

Sierüber (a. und b.) follte ven SpezialeKommiffionen die ieh 
nitive Verfügung, vorbehaltlich des Rekurſes gegen ihre Entſcheidung a 
die Gen.⸗Kom., zuſtehen. 

Dagegen war im $. 70. des Regulir. Geſ. v. 8. April 1823 fu 
Pofen ıc. die Feſtſtellung und Vertheilung ter von den biäherigen dienß 
pflichtigen bäuerlichen Wirtben zu Bauten, Abbauen und Translokatiore 
in Bolge der Regulirung unentgelvlich zu leiſtenden Fuhren ausdrücklich da 
Ben.» Kom. vorbehalten. 

c) Berner waren zur Entfcheidung der Spezial⸗Kommiſſton, mit Bor 
behalt des Nekurfes an die Gen. Kom., verwielen: Streitigkeiten zwifden 
Verpächtern und Pächtern wegen der durch die Auseinanderſetzung note 
wentigen Bermehrung des Inventarli an Gebäuten, Vieh, und wegen te 
Koftenbetrages zur Vermehrung des beweglichen Inventarli, fo wie ühe 
haupt wegen des Betrages ter ten Pächtern zu gewährenten oder wı 
ihnen zu übernehmenten Entſchädigung in Bolge der Außeinanderfegum 
(Art. 116. bis 118. 120. ver Dekl. v. 29. Mat 1816.) 

Die Feſtſtellung der in Folge der Regulirungen und Ablöfungen e 
forderlihen Einrichtungskfoften des Gutsherrn, Dienſt⸗ und Abgabebek- 
tigten an ®ebäuden, Inventarium, zur Rodung, Entwäfferung und % 
wäflerung von Gruntflüden, war dagegen, obwohl fie mit ven zu b. m 
c. gedachten Gegenflänten häufig zufammenfiel, ter Gen.-Kom. ü 

d) In ven $$. 78. bis 81. und 89. ver Gem. Th. DO. wurden auh 
tährliche Naturalabgaben und Arbeitshuͤlfen zum Erfag von — 
Ausfällen, und vie Ausgleichung des neueſten Duͤngungszuſtandes bei 
meinheitstheilungen als vorübergehende Gegenſtäͤnde angedeutet, deren I 
ſtellung durch die Spezial⸗Kommiſſton jedoch nicht ausgeſprochen, auf iM 
Grund des $. 154. der V. v. 20. Juni 1817 aber verſchiedentlich ald p 
deren Kompetenz gehoͤrig angeſehen. 

f e) Der allgemein geltende $. 36. ter V. v. 30. Juni 1834 befiimmtt 
erner: 

1) Entſtehen Streitigkeiten darüber: wie e6 in ben bei den Auseinanteriegun 
Behörden anhängigen Angelegenheiten bis zur endlihen Ausführung te 
ben mit dem Befige, der Verwaltung und Nutzung ber zur Auseinanttt: 
ſetzung gehörigen Gegenflände zu halten it, jo fol die Auseinanverfegumf 
Behörde entweder felbit oder dur ihre Abgeordneten biesfalls ein Jul: 
miſtikum feftfeßen. *) 


— — — — 


1) Vergl. über die Kompetenz der Auseinanderſetzungs⸗Behörden in Fr' 
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2) Dies gilt ſowohl von den Veränderungen in bem bisherigen Beſitzſtande 
und ber bisherigen Verwaltungs: und Benupungsart, welche aus Rudfict 
auf die bevorfichende Auseinanderfegung und zur Vorbereitung eines ſchick⸗ 
lien Ueberganges aus ber bisherigen in die fünftige Einrichtung nöthig 
werden, ale von den fonft über den bisherigen Beſitzſtand und über die bie: 
berigen Nußungen entflandenen Etreitigfeiten. ') 
Auch können bie proviforifhen Regulirungen im Laufe der Auseinanbers 
feßung, je nachdem die Streitigkeiten über die Theilnehmungsredhte definitiv 
entſchieden worden oder die Auseinanderfegung verrüdt, wiederum abgeäns 
dert und modificirt werden. 
4) Wiewohl es die Regel ift, daß dergleichen Interimiftifen von den Spezial⸗ 
Kommiflarien, vorbehaltlich des Refurfes an die Gen. Kom., feftgefeßt wer: 
ben, fo bleibt doch ten legteren überlaffen, die Feſtſetzung glei unmittelbar 


u treffen. 
5) —* wegen dieſer proviſoriſchen Entſcheidungen der Gen. Kom. findet der 
Rekursé an das betr. Min. tes J. ſtatt. 

f) Es ergiebt ſich aus vorflehenter Lieberficht Ted Ganges der betr. 
Sefengebung, daß in derfelben ein turchgreifentes Prinzip über die Ent⸗ 
ſcheidung vorübergehenter Gegenflände der Auseinanverfegungen durch die 
Spezial⸗ oter Gen⸗Kommiſſionen nicht aufgeftellt if. Den erfleren find 
vornämlich 

&) interimiftifche, voflefforiiche und vie Aueeinanberjepung vorbereitende, provi⸗ 
foriiche Beſtimmungen überlaffen worden, welde aber auch von ben 
ae. y enmiſfionen unmittelbar getroffen werten können (vergl. a. 
und e.), — 

jodann aber auch 

A) die Feſtſtellung und Beſtimmung über Gegenſtände der Auseinanderſetzung, 
welche zwar ein vorübergehendes Recht und Intereſſe, jedoch ein ſolches be⸗ 
treffen, über welches während der Auseinanderſetzung zur Erleichterung und 
Ausführung derfelben oder zur vollftändigen Ausgleihung und Abfindung 
der Interefienten nur ein für allenıal zu befinden iſt. (DBergl. b. c. d.) 


Die Streitigkeiten legterer Axt, worüber in erfler Inflanz von den Spe- 
jialfommiffarien, mit Borbehalt des Rekurſes an die Gen.⸗Kom., entfchieden 
werben foll, fönnen jedoch erhebliche und werthvolle Vermoͤgensobjekte zum 
Segenftante haben; ihre Entſcheidung hängt von einer forgfältigen Erdr⸗ 
kerung manniafacher wirtbfchaftlicher und rechtlicher VBorausfegungen ab, ald 
von Maaß unt Art der biöher geleifteten Dienfte, von den Bebürfniffen 
und der Ginrichtung der gutöberrlichen und bäuerlichen Wirthfchaften, von 
Den Beflimmungen Ted Kontrakıs zwifchen rem Pächter und Werpächter, 
won Bauanfchlägen, Bonitirungen und Werthſchätzungen. Deshalb iſt im 
Den amtlichen Motiven zu ter V. v. 22. Nov. 1844 hervorgehoben, daß 

diefe Streitigkeiten in feinerlei Art von anderen Prozeſſen unterfcheiben, 

denen, wenn fie im Reſſort der ortentlichen Berichte anhängig find, vie 
öhnlichen Rechtsminel flattfinden; daß mithin fein Grund vorhanden 
Ei im Reffort der Auseinanterfegungsbehörden die Zuläffigfeit der Rechts⸗ 
mittel bei tiefen Streitigkeiten aus;ufchließen und daß ebenfo wenig eine 
genhgente Veranlaffung vorliege, deren Entfcheitung in erſter Inſtanz von 


3 
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fefforien > Streitigkeiten das R. des Min. des I. v. 15. Juli 1834 (f. in 
Wr. I. &. 468.) und die Erläut. zum $. 3. der B. v. 20. Juni 1817 ad IN. 
sub 2. Litt. d. (f. oben S. 251). 

1) Vergl. Hierüber auch das R. des Min. des J., landwirthſchaftl. Abth., 
v. 26. März 1842 (Min. BL. d. i. B. 1842. S. 82, f. in Bb. I. ©. 654—655.), wel; 
ches auf den dadurch begründeten Unterſchied ber interimitifhen Regulative 
son den nach den Borihriften der A. G. DO. zu behandelnden Boffelforien 
hinweii. 
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nen die Entfcheidung über bleibente Gegenftänte und über die nach Art. 3. 
der Del. v. 29. Mai 1816 auf längere Zeit zu leiftenden Hülfärienke, 
dagegen ten Spezial-Kommiffionen die definitive Verfügung übe 
vorübergehente Gegenflinte, melde bloß die Vorbereitung eines ſchickliche 
Hebergangeß aus der bisherigen in die Fünftige Verfafſung betreffen, über 
wiefen. 

Als zu ven legteren gehörig find im $. 154. a. a. O. befonders be 
eichnet: 
: a) die Art und Weife der Feld» und Saatbeflellung, fe wie der Din 
gung der Ländereien während des Uebergangs von dem bisherigen zu tem 
neuen Berhältniffe, ſowohl auf Seiten ver regulicenden und ablöfenten 
Dienfiverpflichteten, als der Landtbeilungs-Intereffenten. (Art. 50. der Dell, 
v. 29. Mai 1816); 

b) die Negulirung der Friſt und des Beitragsverhältniſſes der auf 
einandergefeßten Dienfteinfaffen zu den, in Bolge der Regulirung von dea 
Gutsherren auszuführenden Bauten (Art. 39. a. a. O.). 

Hierüber (3. und b.) follte ven Spezial- Kommiffionen die a 
nitive Verfügung, vorbehaltlih tes Rekurſes gegen ihre Entfcheidung a 
die Gen. Kom., zufteben. 

Dagegen war im $. 70. des Meguliv. Bef. v. 8. April 1823 fl 
Poſen ıc. die BefteRung und Vertheilung ter von den biöherigen dienß⸗ 
pflichtigen bäuerlichen Wirthen zu Bauten, Abbauen und Trandlofationes 
tn Bolge der Regulirung unentgeldlich zu Teiftenten Fuhren auddrücklich ter 
Gen.» Kom. vorbehalten. 

c) Berner waren zur Entfcheivung ver Spezial⸗Kommiſſion, mit Ber 
behalt des Rekurſes an die Gen.⸗Kom., verwielen: Streitigkeiten zwiſchen 
Verpächtern und Pächtern wegen der durch die Auseinanterfegung note 
wentigen Vermehrung des Inventarii an Gebäuten, Vieh, und wegen te 
Koftenbetrages zur Vermehrung des beweglichen Inventarii, fo wie übe 
paupt wegen des Betraged ter den Pächtern zu gewährenten oter ws 


nen zu übernehmenten Entſchädigung in Bolge der Auseinanderfegung = 


rt. 116, bis 118. 120. ver Dekl. v. 29. Mai 1816.) 
Die Beftftelung ter in Bolge der Megulirungen und Ablöfungen er 
forderlichen Einrichtungsfoften des Gutsherrn, Dienfl- und Abgabebereie 
tigten an Gebäuden, Inventarium, zur Rodung, Entwäfferung und Be 


waͤſſerung von Gruntflüden, war dagegen, obwohl file mit ven zu b. mb 
übernoiefen. 


c. gedachten Gegenflänten häufig zufammenflel, ver Gen.⸗Kom. 

d) In den $$. 78. bis 81. und 89. ter Gem. Ih. O. wurden auf 
jährlihe Naturalabgaben und Arbeitshülfen zum Erfaß von ei 
Ausfällen, und tie Ausgleichung des neueften Düngungszuftandes bei 
meinheitötheilungen als vorübergehente Gegenflände angedeutet, deren Ber 
ftelung durch die Spezial» Kommiffton jedoch nicht audgefprochen, auf ven 
Grund des $. 154. ter V. v. 20. Iuni 1817 aber verfchiedentlich ald zu 
deren Kompetenz gebörig angefehen. 

e) Der allgemein geltende $. 36. der V. v. 30. Juni 1834 beſtimutt 
ferner: 

1) Entftchen Streitigfeiten darüber: wie e6 in ben bei den Auseinanberfegunge: 
Behörden anhängigen Angelegenheiten bis zur endlichen Ausführung deriel 
ben mit dem Befige, der Verwaltung und Nutzung ber zur Auseinanden 
feßung gehörigen Gegenflände zu halten iſt, jo foll bie —— art 
Behörde entweder felbit oder durch ihre Abgeorbneten bdiesfalle rin 
miftifum feftfegen. ') 


— — — 





1) Bergl. über die Kompetenz der Auseinanderſetzunge⸗Behörden in Bei 


u 
u 


| 
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2) Dies gilt fowohl von ben Veränderungen in bem bisherigen Beſitzſtande 
und ber bisherigen Verwaltungs: und Benußungsart, welche aus Rückficht 
auf die bevorfichende Auseinanderfegung und zur Vorbereitung eines fhids 
lichen Ueberganges aus ber bisherigen in bie fünftige Einrichtung nöthig 
werden, als von den fonft über den bisherigen Befigftand und über die bis; 
herigen Nußungen entitandenen Etreitigfeiten. ') 

Auch können die proviforifhen Regulieungen im Laufe der Auseinanders 

febung, je nachdem die Streitigkeiten über die Theilnehmungsredhte definitiv 

entihieden worden oder die Auseinanderfegung verrüdt, wieberum abgeäns 
dert und mobiftcirt werden. 

I) Wiewohl es die Regel ift, daß dergleichen Interimiſtiken von den Spezial⸗ 
Kommiflarien, vorbehaltlich des Rekurfes an die Gen. Kom., feſtgeſetzt wer; 
den, ri bleibt doch ten legteren überlaflen, die Feitfegung glei unmittelbar 

u treffen. 

3) Auch wegen dieſer proviforifchen Entiheidungen ter Gen. Kom. findet der 

Rekure an das betr. Min. des I. ftatt. 


f) &8 ergiebt ſich aus vorſtehender lieberficht Ted Ganges ver betr. 
Grfepgebung, daß in derfelben ein Turchgreifentes Prinzip über die Ent« 
ſcheidung vorübergehenter Begenflände der Auseinanterfegungen durch die 
Eyeziale oder Gen.⸗Kommiſſionen nicht aufgeftellt if. Den erfteren find 
vomämlich 

a) interimiſtiſche, voflefforiiche und Die Audeinanberjepung vorbereitende, provi⸗ 
ſoriſche Beitimmungen überlaffen worden, welde aber aud von ben 
Ger. : Kommiffionen unmittelbar getroffen werten fönnen (vergl. a. 
und ©), — 

jodbann aber auch 

H) tie Befitelung und Beilimmung über Gegenftinte der Auseinanderſetzung, 
welche zwar ein vorübergehendes Recht und Intereffe, jedoch ein ſolches be 
treffen, über welches während der Auseinanderfeßung zur Grleidhterung und 
Ausführung derfelben oter zur vollftändigen Ausgleihung und Abfindung 
der Interefienten nur ein für allemal zu befinden iſt. (Bergl. b. c. d.) 


Die Streitigkeiten legterer Axt, worüber in erfter Inflanz von den Spe⸗ 
ziallommiffarien, mit Vorbehalt des Rekurſes an tie Gen.⸗Kom., entfchieben 
werden fol, koͤnnen jedoch erhebliche und werthvolle Bermögensobjefte zum 
Gegenflante haben; ihre Entfcheitung bängt von einer forgfältigen Erör- 
wrung mannigfacher wirthfchaftlicher und rechtlicher Vorausſetzungen ab, ald 
von Maaß und Art ver bisher geleifteten Dienfte, von ten Bebürfniffen 
ww der Ginrichtung Der gutsherrlichen und bäuerlidhen Wirthfchaften, von 
den Befimmungen des Kontrakts zmifchen tem Pächter und Verpächter, 
von Bananfchlägen, Bonitirungen und Wertbfchägungen. Deshalb if in 
Yen amtlichen Motiven zu ter V. v. 22. Nov. 1844 hervorgehoben, daß 
B6 dieſe Streitigkeiten in feinerlei Art von anderen Prozeffen unterfcheiden, 
fe denen, wenn fle im Meffort ver ortentlichen Berichte anhängig find, vie 

öhnlichen Rechtsminel fattfinden; Taß mithin kein Grund vorhanden 
m Reffoıt der Auseinanterfegungsbehörden die Zuläfftgfeit der Rechts⸗ 
mittel bei Tiefen Streitigkeiten aus;ufchließen und daß ebenfo wenig eine 
rügente Veranlaffung vorliege, deren Entfcheitung in erfter Inſtanz von 


3 


un, 


— — — 


ſeſſörien⸗Streitigkeiten das R. des Min. des I. v. 15. Juli 1834 (f. in 
®. 1. S. 468.) und die Erlaͤut. zum 8. 3. der B. v. 20. Juni 1817 ad ID. 
ub 2, Litt. d. (f. oben E. 251). 

1) Berg. Bierüber auch das R. des Min. des J., landwirthſchaftl. Abth., 
2.28. Mörz 1542 (Min. BI. d. i. V. 1842. ©. 82, ſ. in Bd. I. ©. 654—655.), wel: 
bes auf den dadurch begrünbeten Unterſchied der interimittifgen Negulative 
don den nach den Vorfchriften der A. G. ©. zu behandelnden Poſſeſſorien 
Kawif. 
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ter allgemeinen Kompetenz der Ben.» Kommifflonen und Spruchfollegien 
auszunehmen. Was tagegen tie interimiftifchen poffefforifchen und provis 
fortfehen Beftimmungen betrifft (unter «.), fo eignen ſich dieſe zwar in 
Hinficht auf deren Förderung und Zwectmäßigfeit zur Entfcheidung der mit 
den dıtlichen und zeitigen Verhältniſſen und Berürfniffen ver Intereffenten 
vertrauten Spezialkommiſſarien; fle koͤnnen aber auch erhebliche Streitgegen- 
flänte betreffen, von Nechtöfragen abhängig und verwidelter Befchaffenhelt 
fein, in welchen Bällen fie zweckmaͤßiger unmittelbar von den Auseinanter 
feßungsbehörten zu treffen find. 

Auf diefe Erwägungen grünten fidh die Beflimmungen des 6. 5. der 
V. v. 22. Nov. 1844: 

aa) „In Anfehung der bei Auseinanderfegungen vorfommenten Sttti⸗ 
tigfeiten über Beflg-, Nutzungs⸗ und Berwaltungsverbältniife verbleibt es 
bei der Vorfchrift des F. 36. ver V. v. 30. Juni 1834, nach welcher is 
terimiftifche Entfcheidungen diefer Art auch von ten Spezialkommiſſarie 
getroffen werten koͤnnen.“ 

Diefer erfle Sap res F. 5. der V. v. 22. Nov. 1844 entfpricht vem 
oben zu e. angeführten erften Satze des F. 36. der V. v. 30. Junt 18%, 
wornach entwerer vie Gen. Kommifflonen felbft oder durch ihre Abgeenr 
neten das Interimiftitum feftfegen follen. 

Die näheren Beftimmungen des 2ten, Zten und 4ten Saped des $. 36. 
der V. v. 30. Juni 1934 find im $. 5. ter V. v. 22. Nov. 1844 gleide 
falls nicht abgeändert. 

bb) „Dagegen fol über Streitigkeiten anderer Art nicht mehr, wie eb 
der $. 154. der V. v. 20 Juni 1817 geftattete, durch die Spezialfommif 
farien entfchieden werden.” 

Hierdurch iſt die Befugnig der Speziallommiffarien zur Eintfcheitung 
über vorübergehende Gegenftände, die bloß die Vorbereitung eines ſchid⸗ 
lien Ueberganges aus ver bisherigen in die Fünftige Verfafſung betzeffen, 
außer ten im $. 36. der V. v. 30. Juni 1834 gedachten Interimiflifen 
über Beſitz-—, Nutzungs⸗ und Verwaltungsverhältniffe, — vergl oben & 
Nr. 1.2. — und vie weit gefaßte Beftimmung des 5 154. ver ®. % 
20. Juni 1817 aufgehoben worden. 

Es follen jedoch tie in dieſem $. 154. befonders bezeichneten Gegen⸗ 
fände des Art. 50. der’ Defl. v. 29. Mai 1816, (vergl. oben zu a.) in 
fofern file unter die Beflimmungen des $. 36. ver V. v. 30. Juni 1884 
fallen, ferner von den Spezialfommiffarien interimiftifch beftimmt werden 

Dagegen follen die im $. 154 ter V. v. 20. Juni 1817 gleihfell 
befonder® bezeichneten Begenflände des Art. 39. der Del. v. 29. Mei 
1816- (vergl. oben b. Regulicung ter Bauhbälfsrienfte), fo wie vie im 
$. 154. a. a. O. nicht bezeichneten Streitigkeiten über die Verbhältniffe uub 
Entſchaͤdigungen der Pächter und DVerpächter (c.) und über Leiftungen um 
Erfag vorübergehender Nachtheile in Bolge der Auseinanderfegungen (4) 
nicht weiter zur Entfcheidung der Spezial» Kommifflonen gehören, ta ſe 
wenngleich zu den vorübergehenden Gegenfländen gerechnet, doch nicht Ber 
Feſtſtellung der Spezial-Kommifflon durch 6. 36. der B. v. 30. Suni 184 
vorbehalten find. 

cc) „Segen tie von den Lebteren (den Speztallommiffarien) nad 
$. 36. der DB. v. 30. Juni 1834 getroffenen interimiftifchen GEntfcheitungen 
ift der Rekurs an die Gen.» Kommifflonen oder Spruchkollegien, aufervem 
aber Fein ferneres Rechtsmittel zuläffig. 2) 


— — — — — — — 


1) Das R. des Win. des J., landwirthſchaftl. Abth., v. 25. März 1842 
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Zu dieſer letzteren Beftimmung ift a bemerfen: 

Nach $. 154. der V. v. 20. Juni 1817, fo wie nach dem Aten Gage 
des F. 36. ver V. v. 30. Juni 1834 (vergl. oben e.) findet gegen die 
mterimiftifchen ntfcheitungen ter Speriallommifjarien der Rekurs an die 
Ben.» Kom. flatt. Lepterer bleibt jeroch überlaffen, vie Beflfegung gleich 
ſelbſt zu treffen. — Auch wegen dieſer »proviforifchen Enifcheidungen 
rer Ben KRommiffionen findet ter Rekurs an das betr. Din. des J. 
tet. (5ter Sag des F. 36. der DB. v. 30. Juni 1834, vergl. oben e. 5.) 
daut Defchluffes red Staatmin. v. 28. Ian. 1837, welcher tie Allerhoͤchſte 
Biligung gefunden bat, ift jedoch in ten R. des Min. des I. u. ter P. 
6. Sept. und 26. Oft. 1838 (Acta des Min. tes 3.: Zufligfacken. No. 2. 
Vol. II, v. K. Ann Bd. 22. ©. 913) ausgefprochen, Daß gegen die Ent» 
ſcheidungen, welche die Sen. Kom. in der Rekursinſtanz über die Bes 
Bitigung order Abänderung der von den Spezial» Kommifflonen getroffenen 
Regulative erlafien, auch noch eine dritte Inftanz, nämlich der Rekurs an 
8 Min. des J., ftattfinte. — In ten Borverhandlungen zur V. v. 
. Nov. 1844 iſt biernächft bebormwortet, daß eine Vervielfältigung der 
Rechtsmittel gegen interimiftifche Entfcheidungen weder den allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen über Poffefforien und Interimiftifen, noch dem Zwecke 
verfelben entfpreche, um fo meniger, ald nach $. 36. ter V. v. 30. Iuni 
1534 die proviforifchen Regulirungen im Laufe der Auseinanderfegungen, 
uch Maaßgabe der definitiven Gntfcheitung über tie Theilnehmungsrechte 
md Ted Vorrückens der Auseinanderfegung, wiederum abgeändert und 
nodifizirt werden Eönnten, daß vielmehr gegen poſſeſſoriſche und provi⸗ 
wife Entfcheidungen der Außeinanderfegungd- Behörden und 
efp. Sprucdfollegien Fein Nechtömittel irgend einer Art, auch Fein 
mperordeniliches Nechtömiitel zuzulaffen fei. — Dies ift indeß im Schluß- 
age des ©. 5. der V. v. 22. Nov. 1844 nicht ausgedrüdt, indem darin 
mr von den interimiftifchen Entfcheidungen ver Spezialfommiffarien 
ne Bere ift, gegen welche ter Mefurd an die Gen.Kommiſſionen oder 
Bpruchkollegien, außerdem aber fein ferneres Nechtömittel zu- 
iäffig iſt. — Aus dieſer legteren Beftimmung, durch welche der obgedachte 
Befhluß des Staatsmin. v. 28. Ian. 1837 und die allegixten Meffr. v. 
B. Sepi. und 26. Oft. 1833 wegen Zuläfitgfeit einer tritten Inſtanz be= 
ſeitigt worten find, laͤßt ſich nicht folgern, daß, weil gegen interimiftifche 
Sntfcheidungen ter Gen.⸗Kommiſſionen und Spruchfollegien in der Rekurs⸗ 
Ilanz, auch gegen ihre proviforifchen Entfcheitungen in erfter Inflanz 
iin weiteres Mechtömittel zuläffig fei. Der zufolge des $. 36. der V. v. 
W. Juni 1834 (vergl. oben e. Nr. 5.) auch megen viefer proviforifchen 
Enifcheivungen der Gen.⸗Kommiſſionen flattfindende Rekurs an das 
Sin. des J., deſſen im 6. 5. der V. v. 22. Nov. 1844 feine Ermwäh« 
sung gefchieht, fällt vielmehr unter vie allgemeine Beflimmung des 
& 14. der letztgedachten V., wornach dad gegen Erfenntniffe der Gen.⸗ 
Rmmiffionen und Spruchfollegien bisher zuläffig gemefene Rechtsmittel 
des Rekurſes an das Min. tes I. nicht ferner ſtattfinden fol, jedoch auch 
Wejenigen Befchwerten der PBartheien, über welche biäher von dem gedach⸗ 
in Min. im Mefursverfahren zu entfcheiten war, nach Maafgabe ihres 
Gegenftandes im Wege entmwerer ter Appellation oder des Rekurſes an 
den Oberrichter, ſtets durch Entſcheidung des Nevifions-Rollegiums 
a erledigen find. — 


— — — — — — 


(Bin. Bl. d. i. V. 1842. ©. 83., ſ. in Bd. I. ©. 654—655) bemerlt, daß gegen bie 
vreviferifchen Regulirungen der Auseinanderſetzungs-Behoͤrden nicht die Apella— 
nien, ſondern ber Rekurs ſtattfinde. 
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IL Der Rekurs gegen definitive Verfügungen der Spezial» Kommif 
farien über vorübergehende Gegenſtände ($. 154. der B. v. 20. Iuni 1817) 
und gegen teren interimiftifche Beftfegungen über Beflg-, Bermwaltungsds 
und Nusungs-Gegenflände an die Gen.⸗Kom. ($. 36. der V. v. 30. Juni 
1834) wurte früher als eine Beſchwerde bei der oberen Verwaltungk⸗ 
Behörde, gleich dem Rekurſe gegen Entfcheidungen der Auselnanteriegunges 
Behörden an das Min. des I. ($. 173. ver V. v. 20. Suni 1817 m 
6. 19. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821) behandelt, weil befonden 
Borfchriften über die Formen und Friſten jenes Rekurſes nicht beflanten, 

Durch den $. 5. der V. v. 22. Nov. 1844 if jedoch der Re 
gegen interimiftifche Entfcheitungen der SpezialsKommiffarien an die Gen» 
Kommiſſionen und Spruchsftollegien, fowie durch den F. 14. a. a. D. da 
Rekurs gegen Entfcheitungen erfter Inftanz der Gen.» Kommifflonen um 
Spruch » Kollegien an das Revifiond- Kollegium für L. K. ©. ge 
wiefen, fomit alfo in den Rekurs an den Ober⸗Richter umgeftalter worden 

Anvdermeitige Beftimmungen find auch bis jetzt binfichtlich des Ke⸗ 
kurſes gegen interimiftifche Entfcheidungen ter Spezial » Kommiffarien wid 
ergangen; verfelbe muß daher zwar nach den für den Rekurs gegen En 
ſcheidungen diefer Auseinanterfegungs- Behörden ertheilten Vorſchriften be⸗ 
handelt werten, jetoch ohne jenen durch die für tiefen allein ertbeilen 
Maaßgaben und Beringungen des Art. 1. Nr. 2. und 3. ver Dei. v. 
6. April 1839 zu befchränken, welche auf jenen gar nicht paffen, da er in 
der Megel nicht Bagatellfachen betrifft. 

IN. Hinſichts ter interimiftifchen Beftfegungen in Dienftablöfungse 
Sachen insbeſondere bemerkt Tas R. des Min. des I. v. 14. Nov. 1842’) 
(Min. BL. d. i. V. 1842, ©. 426), daß vie Bedingung derfelben ein über 
den Beſitz, Die Verwaltung und Nußung der zur Auseinanterfegung ger 
hörigen Gegenftänte unter den Partheien obwaltenter Streit ift, und def 
bierbei befondere Nüdficht auf die Lage ver Hauptverbantlung zu nebmen, 
auch zu erwägen fei, daß vie Interimiftifen einen ſchicklichen Webergang 
aus dem biöherigen in das neue Verhältnig vorbereiten follen. 

IV Bergl.: 

1) in Betreff der Megulizung eines Interimiftifumd Behufs Konſer⸗ 
vation der Holzbeftände während des Laufes ter Separation eb 
C. R. der Meg. zu Frankfurt v. 9. Aug. 1842.2) (Min. Bl. ni 8 
1842, ©. 284); 

2) in Betreff der Feſtſetzung eines Inierimiftitums hinſichts der 
Ausübung der Hütung auf den in gemifchter Lage befind- 
then Grundſtücken ter Gutöherrfchaft und ter bäuerlichen Stellen 
bis zur Ausführung ter Zufammenlegung, 6. 87. tes Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850 2); 

3) in Betreff der interimiftifchen Feſtſetzungen binfichts ter laufen 
den Feiftungen bei Ablöfungen, indbef. der Mühlen» Abgaben, 
$. 9. Alin. 2. des Mühlen » Ablöf. Gef. v. 11. März 1850 *) um $ 2 
Ne. 1. des Siflir. Gef. v. 9. Oft. 1848. (f. in Br. IL Abth. I. ©. 58.) 

V. Eine fpezielle Inftruktion für die Kommiffarien in Berreff ter 
Beflimmungen über die Regulitung von Interimiftiten und den Umfang 
der Eommiffarifchen Befugniffe in diefer Beziehung bat die Gen.⸗Kom. ze 
Stendal in ihrer €. Verf. v. 6. Aug. 1847 ertbeilt. 


—— — . 


1) Vergl. in Bd. I. ©. 650. 
2) Vergl. in Br. I. S. 559. 
3) Ebendaf. S. 183. 
3) GEbendaſ. S. 241. 
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Zum $. 153. 
(Sorgfältige Prüfung Eommiffarifhen Verfahrens). 


Die im $. 155. ter DB. v. 20. Juni 1817 erwähnte Befchränfung der 
ons» Kollegien war in ten $$. 181. ff. a. a. O. begrüntet, wonach 
Erfenntniffe ter Reviflond » Kollegien niemald auf tie Abänterung des 
entfchädigungd- Plans und anterer in Naturalobjeften beftimmten Aus» 
ungöpunfte gerichter fein Eonnten. Da inteß ter 6. 14. ter V. v. 
Nov. 1844 tie Kompetenz Ted Reviſ.-Kollegiums für L. 8. ©. 
uf ausgedehnt hat, fo befchränft ſich tie im $. 155. ter V. v. 20. Suni 

edachte Finfchränfung nunmehr nur noch Tarauf, daß das Reviſtond⸗ 

m lediglich eine Spruchbehörde und als folche nur zur Ent⸗ 
ung der in tie Appellations oder Rekurs-Inſtanz gediehenen ragen 
etent, nicht aber befugt ift, das anderweitig beobadytete Verfahren einer 
ung und Memedur zu unterwerfen, weldye vielmehr nach $. 14. ver 
. 22. Nov. 1844 tem Min. des 3. (jegt für Iantwirtbfchaftl. Ang.) 
y. 


Zum $. 136. 
Form der Entfhheitungen der General» Rommiffionen). 
IB. v. 22. Nov. 1844 8. 4] 


1) Die Beftimmung tes $. 156., wonach Definitiv » Entfcheidungen 
Ben.» Kommifflonen in der Form von Mefolutionen erfolgen follen, 
y auf ter Tentenz der Geſetzgebung ein mehr fummarifches Verfahren 
en Gen.⸗Kommiſſionen einzuführen. Deren Gntfcheidungen haben in« 
tie wichtigften Interejfen und Die werthvollſten Privatrechte des land⸗ 
schaft. Publikums zum Gegenſtande; auch ift tie Beftimmung tes 
6. nicht obne nadıtbeiligen Finfluß auf die Vollftäntigfeit und Grünt> 
it Der Erkenntniſſe geblieben. Deshalb hatten die meiften Auseinander⸗ 
196 » Behörten, im Anerfenntniß tes ihnen beimohnenten Charafterd 
derichtshof, insbefondere mir Nüdficht auf die V. v. 14. Dec. 1838 
teren Del. v. 6. April 1839, die Vorfchrift des $. 156. in der 
is befeitiget und ihre Entfcheitungen in ver Form der Erfenntniffe 


en. 
Dies ift demnächſt gefeplich angeortnet Turch Ten $. 4. der V. v. 
Rov. 1844, weldyer vorfchreibt, daß die Definitiv-Entfheitungen 
Ben.» Rommiffionen und Spruch » Rollegien in ter für richterlide 
enntniſſe vorgefehriebenen Form abzufaffen find, und daß zur Gültig» 
derfelben die Theilnabme von wenigftens drei flimmberechtigten Mit⸗ 
ern erforterlich fein foll. 
Dazu iſt zu bemeifen: 
a) Die V. v. 14. Der. 1833 (©. ©. 1833, €. 302) ſchreibt im 8. 24. 
daß aus Ten Ausfertigungen ter von £ollegialifchen Gerichten in erjler 
zweiter Inſtanz abgefaßten Erkenntniſſe tie Namen der Richter erficht- 
fein müffen. 
Die Inftr. v. 7. April 1839 (G. ©. 1839, ©. 133) beſtimmt hierzu 
Nr. 45., Taß bei Abfaffung ter Erfenntniffe der Gerichte, welche ein 
legium bilten, folgende Faſſung zu wählen fet: 
‚sa Sachen ꝛc. Hat das ꝛc. (Bezeichnung des Gerichts eder der betr. Abth.) 
m Sigung vom ...iin ...... und an welcher Theil genemmen haben: 
NN., Bräfident, Dirigent, 
NN., Räthe, Aſſeſſoren, 
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und (in Faͤllen des 5. 23. der B. v. 14. Dec. 1833) auf den ſchriftlichen Bort 
zweier Referenten, den Alten gemäß erkannt ıc. 


b) Die oftroyirte Verfaſſungs⸗Urkunde v. 5. Dec. 1848 (@. ©. 1t 
S. 375) Art. 85., und die revin. Verfaffungs-Urfunde v. 31. Ian. 1! 
(8. S. 1850, &. 17) Art. 86., beſtimmen gleichlautend: 

Die Urtheile werben im Namen des Königs ausgefertigt und volliredt. 


Diefe Beftimmung ter Verfaffungs » Urf. Tiegt dem $. 33. der ®, 
2. 3an. 1849, betr. die Organifation der Gerichtöbehörden ıc. (8. ©. 1 
©. 1) zum Grunde, welcher vorfchreibt: 

Die Urtheile find in der Art auszufertigen, daß fie in ber Ueberſchrift 
Worte: „Im Namen des Königs”, fodann die Aufführung der Partbeien und 
Bezeihnung des erfennenden Gerichts enthalten. If das erfennende Gericht 
Eollegialifches, fo müflen aus den Ausfertigungen der Grfenntniffe auch die Ra 
der Richter erfihtlich fein. 


Das R. tes Min. landwirthſchaftl. Ang. v. 25. Mai 1849 :) (9 
Bl. d. i. V. 1849, S. 99) Hat auch die Auseinanderfegungs-Behi 
den zur Beobachtung tiefer Form angemiefen. 

2) Ueber die Nothmendigfeit der Unterzeichnung des Origin 
Grkenntniffes von allen beim DVortrage der Sache anmwefend geweſer 
im Tenor ter Ausfertigung namhaft gemachten Votanten, vergl. die 
des Min. des 3. v. 14. Dec. 1842 2) (Min. Bl. d. 1. 8. 1842, €. I 
und v. 13. Behr. 1843 2) (a. a. D. 1843, ©. 39). 

3) Ueber die Wirkung eines bei Streitigkeiten in Auseinanverfegun 
Sachen ten Kläger (Provofanten) abweiſenden Urteld vergl. vie 1 
bandl. in ver Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. für 8. 8. S. Br. 2. ©. 31 
35, desgl. die Abhandl. nebft Erf. des Nevif. Kolleg. für L. K. ©. a. 
DO. Br. 6. ©. 291 ff. 


Zum 8. 137. 
(Publifation der Entfheidungen). 


Die im $. 157. der V. v. 20. Iuni 1817 in Bezug genomme 
Beftimmungen ter U. ©. O. über die Publikation (desgl. die Autfe 
gung und Infinuation) der Erfenntniffe find durch die DB. v. 5. Mat 1! 
wegen inführung eine® gleichmäßigen Verfahrens bei ter Irfinusi 
richterlicher Erkenntniffe und bei Einlegung ver Rechtsmittel *) (G. ©. ME 
S. 273) theild aufgehoben, theild modiflcirt worden. 

Die Vorfchriften diefer B. über die Publikation und Infinnati 
der Erfenntniffe find fortan auch für die Auseinanterfegun: 
Behoͤrden maaßgebenn. 

In Bezug darauf iſt hier zu bemerfen: 

1) Zum $. 2. ter ®. v. 5. Mai 1838. 

a) Der $. 2. ver V. v. 5. Mai 1838 hebt die Belehrung ter 9 
theien Durch Ten Richter 5) über die ihnen zufländigen Mechtömirtel a 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 561. 

2) Ebendaſ. S. 560. 

3) Ebendaſ. ©. 560. 

4) Vergl. in Bd. I. €. 561. ff. — Bergl. diefe V. nebſt ſämmtl. Brgän;. ı 
Grläut. gedieiben in Gräff ı. Ergänz. des Preuß. Rechtsb. (zur A. ©. O. 
13. $. 44.). 

5) Das R. des Juſt. Min. v. 11. Mai 1839 (Yuf. Win. BL 1839. 
188.) erläutert, daß hierdurch in der Verpflichtung der Rechtſanwalte zu | 
gedachten Belehrung nichts geändert worden. 
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sdeß bat das GE. R. des Min. des J. u. dee P. v. 7. Nov. 1838 1) 
v. 8. Ann. Bd. 22. ©. 914) bemerkt, daß e8 in Auseinanderfegungs«- 
Sachen zweckmäßig fel, die Kommiffarien dahin anzuwelfen, ten Partheien, 
weiche ſich in Betreff der Zuläffigfeit der Rechtsmittel ihres Rathes 
dienen mollen, folchen nicht zu verfagen. 

b) Die Inftruft. v. 7. April 1839 zur V. v. 14. Dec. 1833 (8. ©. 
639, S 133) beſtimmt sub Nr. 42., daß tie Anberaumung befonderer 
Iublifationd- Termine (mit Ausnahme der Bälle, in welchen vie 
atſcheidung auf müntliche Verhandlung vor ten erfennenten Michter er» 
Hat, ter Adjudikations⸗Urtel und der Klafliflfations-Erfenntniffe im Kon⸗ 
ur8= und erbfchaftl. Liquidations⸗Prozeſſe), überflüffig, vielmehr vie fofortige 
nfinuation ter Ausfertigungen und Abfchriften vorzuziehen ift, und daß 
aber tie Zuortnung von Alfiftenten zum Zwede ter Publifation nicht 
sehr ſtattfindet. 

Das 6. NR res Min. des I. u. ter P. v. 3. Sept. 1838 2) (v. 8. 
Ina. Br. 22. S. 613) bemerkt inveß, daß ten Auseinanderfegungd« 
Behörden das Mecht zuftehe, ausnahmsweiſe die Anberaumung eines 
efonteren Publikations⸗Termins anzuortnen, wenn e8 in fehr fomplizirten 
Zechen zur Belehrung der Partheien über ten Inhalt des Urtels zweck⸗ 
mfg erfcheine, in welchen Bällen indeß danach vie Infinuation ver 
Insfertigungen vorfchriftämäßig erfolgen mäffe. 

2) Zum $. 3. der V. v. 5. Mat 1838. 

a) Die Inftr. v. 7. April 1839 zur V. v. 14. Dec. 1833 (G. ©. 1639, 
5. 133) beſtimmt sub Nr. 47.: 

Sendet ein Gericht ein abgefaßtes Erkenntniß an eine andere Gerichtsbehörbe 
we Bublifation, fo find außer dem zu den Akten dieſer Gerichtsbehörbe etwa be: 
Eremplare die erforderlichen Ausfertigungen und Abfchriften des Erkennt⸗ 
iſes für die Partheien und deren Mandatarien fümmtlich verfiegelt dem Ueberſen⸗ 
wugeichreiben beizufügen, damit der mit nachträglichen Ausfertigungen verbundene 
kitaufwant vermieden wird und bie Infinuation fofort bei der Präfentation ver: 
ügt werben fann. 

Das C. R. des Min. des I. u. ter P. v. 9. Sept. 1840 2) (Min. 
BL 2. i. B. 1840, ©. 395) weiſt die Reviſions⸗Kollegien an, dieſe 
Berfchrift gleichfalls zu beobachten, welche mithin jegı auch für das Re⸗ 
ſiſ⸗Kollegium für 2. K. S. maaßgebend ift. 

b) Die für Analphabeten vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten des F. 68. 
wa. G. O. find nur bei prozeſſualiſchen Verhandlungen mit denſelben, 
nicht auch bei Inſinuation von Erkenntniſſen und Vorladungen, zu beobachten. 
(rf. des Ob. Trib. v. 10 Mai 1852, Strietborfl’e Ark. Br. 5. G. 251). 

ec) Zum $. 3. Litt. a. 

a) In Auseinanderfegungd-Sachen, in welchen mehrere Litis⸗ 
fonforten aus ihrer Mitte Deputirte beftellt haben, genügt zur Beftftellung 
dei Satale die Infinuation der Urteldaußfertigungen an diefe Deputirte, 
win fie auch zur Empfangnahme tes Urteld nicht ausdrücklich autoriftrt 
werten fint. (Plenarbeſchl. des Ob. Trib. v. 13. Dec. 1841, I. Min. Bi. 
112. ©. 83 u. Entf. Bo. 7. ©. 228). 

P) Das 6. R. des Min. rer I. u. des I. u. ter P. v. 9. Sept. 
10 9) (Min. BI. d. i. V. 1840, ©. 395, u. Juſt. Min. Bl. 1840, ©. 315) 
Wit aus, daß es in Auseinanterfegungs » Sachen genüge, wenn Litis⸗ 





1) Bergl. in Bo. I. ©. 563. 
2) Ehendaf. ©. 564. 

3) CThendaſ. S. 564-—565. 
4) Ehendaf. ©. 564—569. 
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fonforten Deputirte beftelt haben, Einen tiefer letzteten die ! 
fertigung, ten Anderen Abfchrift des Tenors zu behändigen. 

Das & M. derfelben Min. v. 25. Jan. 1841?) (Min. Bl. d. 
1841, ©. 85, u. Juſt. Min. Bl. 1841, ©. 67) morificht dies indeß d 
dag wenn mehrere Litisfonforten oder teren Depuiitte von der an | 
unter ihnen erfolgten Aushändigung eines Erkenntniſſes, in Gemäßhei 
6. 3. Litt. a. der V. v. 5. Mai 1838 mittelft einer Kurrende benachrid 
werten, diefer letzteren nur eine Abfchrift der Urtelsformel beigefügt zu 
den braucht. 

- 7) In Brozeffen, bei denen folche Litiskonſorten konkurriren, die in e 
Solidar» Berbältniffe ſtehn, fängt die Friſt zur Einlegung des Re 
mittel8 erft von der legten Infinuation oder Zufertigung des tenor 
tentiae an die Litisfonforten an. (Erf. des Ob. Trib. v. 14. Der. 
u. 5. März 1841, Praͤj. Nr. 775. u. Nr. 985). 

6) Wenn vie Infinuation eined angefochtenen Erxfenntniffes an 
oder einige von mehreren Klägern oder DVerklagten nicht vorfchrifteu 
erfolgt ift, und diefelben Fein Rechtsmittel eingewantt haben, over 
von den übrigen Klägern oder Berklagten eingelegten Rechtsmittel 
beigetreten find, fo muß die Inftnuation vervollftändigt werden, | 
auf das eingelegte Rechtsmittel zu erfennen if. (Erk. dee DE. 
v. 3. April 1840). 

&) Wenn die Mittheilung einer Abfchrift Ted Tenors an vie üb 
Litiskonſorten unterblieben it, fo kann die Infinuation an fe nicht füı 
hörig geſchehen erachtet werden, felbft dann nicht, wenn fämmtliche ! 
Eonforten zugegen waren, ald einem verfelben die Ausfertigung tes 
behändigt wurte. (Brf. tes Ob. Trib. v. 3. Jan. 18540 m. 1. Dee. | 
Praj. Nr. 1066.) 

d) Zum F. 3. Litt. d. 

a) Das N. des Min. des I. für landwirkhfchaftl. Ang. v. 9. 
1841 2) (Min. Bf. d. i. V. 1841, S. 31) bemerft, daß Tuch ten 
Litt. d. ter V. v. 5. Mai 1838 die Infinuation durch vereitere ©: 
der SpezialeKommiffarien keinesweges außgefchloffen fei. 

8) Ueber dad Verfahren bei Infinuationen turd die Boftanflal 
vergl. die Inſtrukt. ter Min. für H., G. u. dff. A. v. 30. Nov. I 
(Juſt. Min. Bl. 1852, ©. 398). 

y) Ueber „refommantdirte Zufendungen” ($. 3. Litt. d. und ' 
Litt. c.) vergl. das R. des Iufl. Min. v. 19. Jan. 1840. (uf. Rü 
1840, ©. 57). 

3) Zum $. 4. der V. v. 5. Mai 1838, 

Ueber tie Art ter Infinuatlon der Erfenntniffe an fiekaliſche 
hörden diöponiren: 

a) Schreiben des Juſt. Win. v. 1. März 1839, daß tie lirteld 
fertigung dem Präfltenten der Meg. zu infinuiren, gleichzeitig abe 
betr. Men. eine Abſchriſt teffelben mitzutheilen. (Juſt. Nin. 1839, ©. 

b) R. res Juſt. Min. v. 29. Mai 1841, Taf das Erkennmiß 
tem Infinuationd » Dokumente unter Kouvert an ten Meg.» Pröflvente 
adreſſiren, welcher das Inf. Dof. fogleih unter Beidrückung tes 
ftegeld vollzieht und zurüdfender , und daß es aldtann eines Inf.» Ab 
des Poſtboten nicht bedarf, wodurch aber nicht ausgefchloffen if, dal 
Nachweis ter Infinuation auch auf andere Art geführt werten 1 
(Fuß. Min. Bl. 184, ©. 194). 


1) Bergl. in Bb 1. S. 560. 
2) Bergl. in Br. I. ©. 565-566. 
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Dies gilt auch bei Infinuationen an die Brov. » Steuer» Diref- 
ionen. (R. des Juſt. Min. v. 23. Oft. 1841, a. a. O. 333). ') 
ce) Tas Ob.⸗Trib. bat (in Tem Praͤj. v. 4. Juni 1845) aus 
efprochen, daß das zu behändigente Erkenntniß: 
@) unter der Adreſſe ber Behörde ergehen kann und nicht nothwendig an bie 
Perſon des vorkehenden Beamten adreffirt zu fein braucht; 


EB) wenn die Behörde ein eigenes Geſchaͤftslokal Hat, fo kann auch in diefem 
mit rechtlichem Effekte infnuirt werden, und zwar 


y) wenn ber vorflehende Beamte nicht angetroffen wird, au jeden demfelben 
unterfehenden Beamten diefer Behörde, der im Geſchäftslokale ange: 


troffen wird. (Präj. Samml. ©. 232. Rr. 1580.). 


VO, Errichtung des Rezefies. 


Zum g. 138. 
(Wann der Rezeß abzufaffen ſei.) 


In Betreff des Anſpruchs auf eine höhere oter geringere, als die Nor⸗ 
melentfchärigung vergl. $. 103. des Abloſ. Gef. v. 2. März 1850 und die 
Friänt. dazu (f. in ®. II. Abth. I. ©. 719--752). 


Zum $. 139. 
(Wie der Rezeß abzufaffen fei.) 


1) Ueber die Abfaffung der Mezeffe Fönnen allgemeine, für alle Bälle 
veffende Anleitungen nicht gegeben werten. Nach $. 159. ter DB. muß 
ver Rezeß eine deutliche und beftimmte Befchreibung des Mefultats ter 
Unseinanderfegung in Abficht des Hauptgegenftantes und ter Nebenpunfte 
| — Er if daher unvollftändig und unrichtig, wenn er Dies nicht 

, unzweckmäßig, wenn er mehr enthält. Er muß taber: 

a) das aufgehobene Verhaͤltniß, foweit es zum VBerfläntnig der Refultate des 

Berfabrene nothwendig ift, befchreiben, 

b) diefe Refultate genau und beflimmt angeben. 


Ueberflüffig und deshalb verwerflich ift es hierbei, aus tem Gange 
ber Ermittelungen mehr aufzunehmen, als es das Verſtaͤndniß der Dar» 
fellung des Verfahrens erforder. Alle Ertrafte aus den vermittelnten 
VDerechnungen, wie Werthöfäge, Durchwinterungs⸗ und Sollhaben⸗Berech⸗ 
mungen, müffen daher fortbleiben. 

Die Form des Rezeſſes betreffent, fo muß derfelbe außer einer allge- 
meinen tie Mamen des Orts und vie Kontrahenten angebenten Einleitung 
walten: 

a) eine generelle Befchreibung des Zuſtandes vor der Auseinanderſetzung, 
. b) eine ganz allgemeine, zum Berfländnig des Nachfolgenden, erforderliche 
Darflellung der Operationen, durch welche die Aufhebung erfolgt if, 

e) eine genaue Angabe deſſen, was das Verfahren neu gefchaffen bat und was 

beſtehen bleiben fol, alfo des Haupt⸗Reſultats und der Nebenpunfte. 


Ueber die Abfaffung des Rezeſſes in denjenigen Fäͤllen, wo die Aus⸗ 
ehung Durch Vermittelung Der Nentenbanf erfolgt, vergl. 


K Borfchriften des Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 66. 11. ff. und die 
dazu. 








„22u es Zul. Min 5.23. Mei 1842 weit bie Berihte wicberfol 
’ m riften der R. v. 29. Mai u. 23. Of. 1841 zu verfahren. 
—X Bl. 1842. ©. 199.) 
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2) Die meiften Auseinanderfegungs-Behörten haben den Kommiffarien 
ſpezielle und ausführliche Inftruftionen (mit den erforderlichen Formula⸗ 
ten ?)) zur Aufftelung und Vollziehung ter Mezeffe ertbeilt, auf welche 
deshalb vermiefen wird. ?) 

3) In Betreff ter Baffung der Mezeffe in Beziehung auf tie Br- 
nußung der Borfimeide und ded Raff⸗ und Lefeholzes vergl. rei 
C. R. bes Pin. des Könige. Haufes v. 19. Ian. 1837.°) (v. 8. Am 
Bd. 21. ©. 35.) 


Zu 88. 162 — 165. 
(Bergl. V. v. 30. Juni 1834. 88. 37. u. 38.) 


(Prüfung des Rezeſſes.) 


1) Der 8. 162. der ®. v. 20. Juni 1817 bat in ten fpäteren (mal 
$. 112. tes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 bezüglich des Verfahrens 
noch in Gültigkeit verbliebenen) Gefegen, nämlich 6. 15. ter Ablef. O 
v. 13. Juli 1829 (©. ©. 1829, ©. 68), 6. 17. der Abldf. DO. v. 18. uni 
1840 für das Herzogthum Weſtphalen (®. ©. 1840, ©. 159) um $. u. 
der Ablödf. O. v. 4. Juli 1840 für die vormals Naffaulfchen Landestheile S 
(8. ©. 1840, ©. 198) in Bezug auf die, den Gen.-Rommiffionen übertragem, 
Prüfung ter auf Grund freier Vereinbarung der Intereffenten 
u Stande gefommenen Auseinanderfegungsd » Nezeffe eine morificiek 
affung erhalten. Die allegirten F6. vdiefer neueren Geſetze beſtimmen nimm 
lih gleichlautenp: 

Die Brüfung foll ſich nur erftreden: 

1) auf die Beftimmtheit, Vollſtändigkeit und Unzwelteutigfeit der Yaflung 





1) Die betr. Infiruftionen nehmen darauf Bezug, daß bie dadurch mitgeifelß 
ten Bormulare für tie in Folge des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 aufınnehmeu 
ben Rezefle von dem Min. für landwirthfchaftl. Ang. durch R. v. 10. Zuli 18% 
vorgefchrieben werben. 

2) Dergleichen Inftruftionen find namentlich von folgenden Auseinanderjehungde 
Behörden erlafien worden: 

a) von der Gen.:Kom. für tie Kurmarf Brandenburg gu Berlin unterm 

10. Aug. 1850 und 13. Maͤrz u. 10. Mai 1853, 
R von der Gen. Kom. für Schleften zu Breslau unterm 21. April S8SRE- 
c) von der Gen.⸗Kom. für Bommern zu Stargard ımterm MO. Iali 
24. Nov. 1850, 4 
d) von der Gen.⸗Kom. für Sachſen zu Stendal unterm 10. F 3 
12. März 1851, nebſt Nachtraͤgen in den C. R. v. 18. Juni, 31. 
und 15. Nov. 1851 *), 
e) die Gen.⸗Kom. zu Münfter unterm 10. Aug. u. 8. Rov. 1850, 9. &E 
1851. und 1. Juli 1852. 

Auch bereits vor Erlaß der neuen Mblöf. Gefepe v. 3. 1850 Rind tergl er 
ftruftionen ergangen, in welcher Beziehung befonders zu erwähnen find: 

a) Anweilung der Gen.⸗Kem. zu Bofen v. 15. Gebr. 1838 zur Steht 
Bolljiehung und Ausführung der Auseinanderſezungs⸗Kezeſſe (Eentralbl. 
Preuß. Sur. 1839. ©. 293 ff., 318 ff.), 

b) Inſtr. der Reg. zu Frankfurt v. 15. Oft. 1846 über die Anfertigung al 
Vollziehung der Rezeſſe, 

c) Inſtr. der Gen.⸗ Kom. zu Stendal v. 2. Sept. 1840 zur Aufſtellung ul 
Vellziehung der Rezefle. 

3) Vergl. in Bd. I. ©. 566. 


*) Vergl. diefe Erlaſſe in Sprengel’s Mblöf. Gefehen. Magdeburg. 15% 
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2) auf die Legitimation ber Fontrabirenden Partheien, 

3) auf tie Beachtung des Interefies derjenigen moralifchen Berfon, wofür zu 
wachen der Behörde obliegt, als bes Fisfus und derjenigen geiftlichen und 
öffentlichen Inflitute, deren Bermögensverwaltung unmittelbar oder mittelbar 
unter einer Staatsbehörbe fleht, 

4) auf tie Beachtung des Intereffes ber nicht gugezogenen NRealgläubiger, 
Lehnss oder Fidelfommißfolger, Nußnießer⸗ Wieberfaufss oder anderer Real: 
berechtigten oder jedes Dritten, der fonft noch in der Sache betheiligt fein 
möchte, und endlich 

5) tarauf, daß das landespolizeiliche Interefie nicht verlegt, d. h. daß nichts 
bedungen werbe, was bie Geſetze überhaupt nicht geflatten. 

Diefe Bunfte abgerechnet, flieht der Behörde über die Bedingungen und Mit⸗ 
tel der Ablöfung Fein Urtheil zu. Findet fich aber in ben —8 unter 1 bie 
9. gedachten Beziehungen Anlaß zu Grinnerungen, fo muß bie Behörde zunächft 
dahin wirfen, daß ſolche von den Partheien felbft erledigt werden. Können 
ich dieſelben tarüber nicht einigen, fo fteht ihr über die Art und Weife, wie fie 
m erledigen, die Entſcheidung zu. 


2) Ueber die kalkulatoriſche Prüfung der Nezeß = Entwürfe und 
Banberechnungen vergl. dad R. tes Min. des J., Iantwirthfchaftl. Abth. 
u 17. Aug. 1840.1) (Min. Bi. d. i. V. 1840, ©. 393, Nr. 690.) 

8) Ueber die Berechtigung ter Auseinanderfegungs » Behörben, die 
Gräfung des Rezeſſes in Betreff folder Nebengefchäfte, meldye mit ver 
Ganptfache weder In notbmentiger Verbindung fliehen, nody zur befferen 
Begulirung tes Haupigefchäfted gerechten, von ſich abzumeifen und ihre 
Befätigung auf die übrigen Beflimmungen des Rezeſſes zu befchränfen, 
vergl. $. 37. ter V. v. 30. Juni 1834. 

4) Ueber das Verfahren der Auseinanderfegungs-Behörten in Als 
im, wo tie von ten Interefienten getroffenen Abreten bei einem oder dem 
enteren Punkte unftatthaft find, vergl. $. 38. der V. v. 30. Juni 1834. 

Vergl. dazu das zum $. 66. der Gem. Th. O. v. 7. uni 1821 ges 
gene Eıf. des Revit, Kolleg. für. K. S. (f. oben S. 93—94). 











Zum 8. 166. 
[Dergl. V. v. 30. Juni 1834. $$. 40—43. ] 
(Bollziehung des Rezeſſes.) 


1) Der Art. 104. ver Defl. v. 29. Mai 1816 (9. S. 1816, ©. 177) 
vor, 
daß die Vollziehung des Auseinanderſetzungs-Rezeſſes durch Unterſchrift ſtels 


8* Mitwirkung eines Juſtizbedienten oder des Richters erfolgen ſolle, weil die⸗ 
gerichtlich bewirkt werden müſſe. 


Dieſe Beſtimmung hat der $. 166. der V. v. 20. Juni 1817 auf⸗ 
a erhalten. Diefelbe ft indeß modificirt worden durch die 66. 41. 
wa 43. ter V. v. 30. Juni 1834, wonach die Vollziehung der Nezeffe 
wi gleicher Wirkung auch vor Notaren und vor den mit Bearbeitung 
der Sache beauftragten Defonomie» Kommiffarien erfolgen Fann. ?) 
35.43. a. a. D. fügt indeß vie Beſchränkung hinzu, 

dag wenn nach dem Ermeſſen der Behörde noch, anderweitige protofollarifche 





— — 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 566 ff. 

2) Daß auch die Iufitiarien der Gen.sKRommiffionen zu den Beam: 
ka gehören, vor welchen die Rezeßvollziehung mit rechtlicher Wirkfamfeit erfolgen 
za, hat das Zuftizmin. in dem R. v. 7. Febr. 1520 (v. K. Jahrb. Bd. 15. ©. 
N, Sraff Br. 2. ©.’ 384) ansprüdlich erläutert. 
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vinzial- Schul» Kollegien auf Brund ihrer eigenen Derbandlungen, 
Iediglich im Wege des Bergleichd (ohne Konkurrenz der ordentlichen Auk - 
einanterfegungd« Behörden) vermittelten Mezeffe, vergl den 6.43. der V. .. 
v. 30. Juni 1834 und die Erläut. dazu, indbef. das &. R. des Min. te 
3. v. 21. Nov. 18421) (Min. Bl. dv. i. V. 1842. ©. 404. Nr. 562), weh : 
ches ausführt, daß dergleichen Mezeffe nicht vor Kommiſſarien vollgega ;., 
werden dürfen, die weder Mitglieder ter Meglerungen oder Pro I 
Schul«Kollegien, noch Oekonomie⸗Kommiſſarien oter Juſtizbedienten fin. * 



















| Zum 6. 167, 
Pflicht des Vollziehungs-Kommiſſarius.) 


1) Die Vollziehung res Rejzeſſes iſt vergeftalt zu bewirken, daß nid 
bloß die Anerfennungd-Berbandlung, fontern auch das Rec 
Gremplar feldft durch die Unterfchrift ter Intereffenten vollzogen wi. 


Vergl. das R. des Min. ded I. v. 8. Dee. 18362) (v. 8. Am 
20. S. 902). 


Nach der analogifch anzuwendenden Vorfchrift des $. 56. U. 6.6. 
IT. 7. muß die geſchehene Vollziehung in einer Megiftratur Hinter da 
Uinterfchriften von dem Vollziehungs⸗Kommiſſarius befcheinigt werken.’) - 


2) Verfahren in Bezug auf minorenne Intereffenten. * 


a) Nach dem durch das R. des Min. des I. v. 24. Dec. 1886 
getheilten R. des Juſt. Min. v. 13. Dec. 1836*) (v. 8. Yan. Bo. 21. 6.3 
ſollen vie obervormundfchaftlichen Berichte bei gutöäberrlichen Reg 
und bei Auselnanterfegungen, wobel Minorenne konkurriren, ſich 
dann, wenn die Verhantlungen zum Rezeß⸗Entwurf reif find, über 
Genehmigung ter Erklärungen der Bormünter äußern und im Balk 
Genehmigung die Autorifation zur Vollziehung des hiernach aufzuneh 
ten Rezeſſes ertheilen. 


Das hierbei zu beobachtente, von dem Min. der I. genehmigte 
fahren, mitgetheilt durch das R. des Vin. tes I. v. 20. Juli 1389 
(v. K. Ann. 3b. 21. ©. 654), ift folgendes: 


a) Sobald die Verhandlungen rezeßreif find, theilt die Spezials Komm 
dem betr. oberwormundfchaftl. Gerichte eine Zufammenftellung bes alten 
neuen Befipftandes, der alten und neuen Leiſtungen ber betr. Gtelk, 
die übrigen zur Vorbereitung der Ausführung des Geſchäfts im ya 
Interefl des Kuranden getroffenen Abreden in beglaubigter Abfchrift 
worau 

b) die obervermundfchaftl. Gerichte nach vorgängiger Vernehmung bei 
munbes über diefe Zufammenftellung, wenn fie gegen die Be 
des aufzunehmenden Vertrages nichts zu erinnern finden, der Spez 
miffton Autorifation für den Vormund aufertigen, welche diefen eı 


1) Bergl. in Br. I. ©. 519. 

2) Ebenbaf. S. 568. 

3) Das R. des Min. des 3. v. 25. Dec. 1823 (Koch's Agrargef., le BE. 
©. 328 - 329. f. in Bd. 1. S. 575—576) mweift zur genauen Beachtung ber nie! 
ten der 8$. 167. und 170. der V. v. 20. Sumi 1817 an, insbefondere: a) 
das Vollziehungsprotokoll dem Rezeſſe anzufügen, und b) die Bartheien nad $ 
zu belehren. — Auch das Bublif. der Gen: Kom. zu Berlin v. 28. Behr. 1 
(v. 8. Ann. Bd. 8. S. 122) macht Hierauf fpeziell aufmerffam. 

4) Bergl. in Bd. I. ©. 570, 

9) Ebendaſ. S. 570—571, 
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er Unterföhriften (U. ©. O. 1. 7. SG. 55. ff.) vor einem inlaͤndi⸗ 
ben Gerichte oder Notar außreichend fel. 

Dönniges iſt dagegen ter Anficht, daß eine folche nicht genüge, 
ı ter die Vollziehung bewirkende Richter oder Notar verpflichtet ſei, ven 
ertrag nach feinem Inhalte in Abſicht ver Beſtimmtheit und Deut⸗ 
Hfeit gze prüfen, ſowie denſelben ten Intereſſenten zu erläutern. (Doͤn⸗ 
Ige6 Land. Kult. Gef. Bd. 3. S. 453.) 

b) Diejenigen Auseinanterfegun,8=- Verträge betreff., welche nach Vor⸗ 
jeift des F. 13. der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829 für die vormals zum 
Öönigreiche Weftphalen, zum Großherzogthume Berg oder zu ten 
canzdfifchenDepart.gehöriggemefenen Zandeötheilen (8.6. 1829. S. 65), 
6 $. 14. der Ablöf. DO. v. 18. Juni 1840 für das Herzogtbum Weſt⸗ 
balen (9. ©. 1840. ©. 156), orer res |. 11. des Abläf. Gef. v. 4. Juli 
360 für tie vormals Naffauifchen Landestheile und vie Stadt 
Jeglar mit Gebiet (8. ©. 1540. S. 197), ohne Dazmwifchenkunft 
ee Auseinanterfegungs-Behörten, im Wege freier Berein- 
irung beider Theile, zu Stande gekommen find, fo follen viefelben 
nach $. 14. reſp. $. 15. und $. 12. a. a. O.) vor einem als Michter 
Ahigten Suftizbeamten oder vor einem Notar vollzogen werden, nach 
‚ 15. der gedachten Ablöſ. DO. v. 18. Juni 1840 und ©. 12. der alleg. 
Hdf. DO. v. 4. Juli 1840 jedoch auch in dieſer Beziehung die Vorfchrif- 
a der DB. v. 30. Juni 1834 ($$. 41 — 43.) zur inmentung fommen, !) 
bei nur noch zu bemerfen, taß ter $. 12. ter Ablöf. O. v. 4. Juli 
B40 für die vormals Naffauifchen Lanvestheile und die Stadt MWeplar 
Mt Gebiet hinzufügt, 

daß in den zum Reg. Bezirke Keblenz gehörigen Landesiheilen die Maaßgabe 
intzeten foll, daß die Vollziehung der Auseinanderfeßungs-Berträge vor denjenigen 


Iehörben zu bewirken ift, welche bafelbft bie freiwillige Gerichtsbarkeit ausüben '). 
u. ©. 1840. ©. 198.) 


3) In Betreff ter Vollziehung ter von ten Kreis⸗Vermitte— 
uug6- Behörden ($6. 2—5. ter V. v. 30. Juni 1834) zu Stande 
wsrachten AußeinanderfegungdsMezeffe führt Tas C. M. tes Min. des 9. 
. 6. Nov. 1836?) (v. 8. Ann. Br. 20. S. 900) aus, daß dafür lediglich 
ne Bosfchriften des 6. 166. der V. v. 20. Iuni 1817 und ter 66. 41. 
md 43. der V. v. 30. Juni 1834 maafgebend und daher die Kreis⸗Land⸗ 
ache nicht autorifirt feien, vie Vollziehung vor ſich vornehmen zu laffen. 

Vergl. auch das R. deſſelben Min. v. 28. Dec. 1843°) ad 2. (Min. 
Bd. 2. 1844, ©. 16, Nr. 19.) 


4) Ueber die Vollziehung der Ablöfungs » Urkunden und der Mezefle 
darch die Regierungen und durch Öffentliche Behörden vergl. vie 
$ 40. und 42. ter V. v. 30. Juni 1834 und die Erläut. dazu. 


5) Ueber die Vollziehung der von ten Negierungen und Pros 


mn — — — — . — 


1) In Betreff der fortdauernden Galtigkeit vet gedachten — das Ber: 
betr. — Borfchriften der, im Uebrigen aufgehobenen, Ablöf. Geſetze, vergl. 
8 112. des Ablöf, Gef. v. 2. Mär 1850 (f. in Bd. I. ©. 187). 

2) Daß biefe leptere Vorſchrift lediglich auf Verträge bezüglich, welche im 
Wege freier Vereinigung zu Stande gekommen, ergiebt der $. 11. a. a. D. in 
—— mit dem 5 16. ebentaf., indem der leßtere beſtimmt, daß, fofern ein 

iches Abkommen nach Maaßgabe des 8. 11. nicht gefchloffen wird, bie Regus 

g der Berbältniffe zwifchen Berechtigten und Berpflichteten nach den weiter 
Waenten Berfchriften Rattfinden foll. 

3) Bergl. in Bd. I. S. 568. 

4) Ebendaſ. ©. 622, 


dandtt · Qultur⸗Geſetzg. Bd. 1. Abıp. II, 22 
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vinzial» Schul« Kollegien auf Grund ihrer eigenen Derhantlunge, 
lediglich im Wege des Vergleichs (ohne Konkurrenz der ordentlichen Aus 
einanterfeßungd= Behörden) vermittelten Mezeffe, vergl. den $. 43. ver 2. 
v. 30. Sunt 1834 und die Erläut. dazu, indbef. das C. R. des Min. deil 
3. v. 21. Nov. 18421) (Min. BI. d. 1. ®. 1842. S. 403. Nr. 562.), wer 
ches ausführt, daß vergleichen Rezeſſe nicht vor Kommiſſarien vollz 

werden dürfen, die weder Mitglieder ter Negierungen oder Provi 

Schul⸗Kollegien, noch Oekonomie⸗Kommiſſarien oder Juftizbedienten find. 


Zum $. 167. 
(Pflicht des Vollziehungs- Kommiffariuß.) 


1) Die Vollziehung des Nezeffes iſt vergeftalt zu bewirken, daß nicht 
bloß die Anerfennungd-Berbandlung, fontern auch das Mezefr 
Eremplar ſelbſt durch Die Unterfchrift ter Intereffenten vollzogen whR. 


Vergl. das R. tes Min. des I. v. 8. Der. 1836) (v. 8. Aun. ©. 
20. S. 902). 


Nach der analogifch anzumendenten Vorſchrift des $. 56. U. G. O. 
I. 7. muß die gefchehene Volziehung in einer Megifttatur Hinter Tem 
Unterfchriften von dem Volziehungs-Rommiffarius befcheinigt werten.®) 


2) Verfahren in Bezug auf minorenne Intereffenten. 


a) Nach dem durch dad M. des Min. tes I. v. 24. Dec. 1836 wi 
getheilten R. res Juſt. Min. v. 13. Dec. 1836 *) (v. 8. Aun. Bd. 21. 6.399) 
follen die obervormundſchaftlichen Gerichte bei gutsherrlichen Regulirunges 
und bei Auselnanderfegungen, wobei Minorenne konkurriren, ſich ſches 
dann, wenn die Verhandlungen zum Mezeß - Entwurf reif find, über die 
Genehmigung der Erklärungen der DBormünder äußern und im Balle des 
Genehmigung die Autorifation zur Vollziehung des hiernach aufzunehmen 
ten Rezeſſes ertheilen. 


Das hierbei zu beobachtende, von dem Min. der I. genehmigte Ben 
fahren, mitgetheilt durch das R. des Pin. des I. v. 20. Juli 1837) 
(v. K. Ann. Bd. 21. ©. 654), if folgendes: 


a) Sobald die Verhandlungen rezeßreif find, heilt die Spezials Kommillien 
dem betr. obervormundfchaftl. Berichte eine Zufammenkellung des alten uk 
neuen Beſitzſtandes, der alten und neuen Leiflungen ber beir. Gielle, ſewub⸗ 
die übrigen zur Vorbereitung der Ausführung des Geichäfte im ſper 
Ju des Kuranden getroffenen Abreden in beglanbigter Abſchrift 
worau ' 

b) die obervermundſchafil. Gerichte nach vorgängiger Vernehmung bes Mail 
munbes über diefe Zufammenftellung. wenn fie gegen die Beflimmungäl 
des aufzunehmenden Vertrages nichte zu erinnern finden, der Epesialske 
miffton Autorifation für den Vormund zufertigen, welche diefen ermädtigh, 


1) Vergl. in Br. I. ©. 519. 

2) Ebendaſ. S. 568. 

3) Das R. des Min. des 3. v. 25. Dec. 1823 (Roch’s Agrargeſ., Ale Aufl. 
©. 38—329. f. in Bd. 1. S.575—576) weit zur genauen Beachtung der Vorſcheiſ 
ten der 88. 167. und 170. der V. v. 20. Suni 1817 an, insbefondere: a) bad 
das Vollziehungsprotofoll dem Rezeſſe anzufügen, und b) die Partheien nach $. 170. 
zu belehren. — Auch das Publik der Gen.:Kom. zu Berlin v. 28. Sehr. 1598 
(v. K. Ann. Br. 8. S. 122) macht hierauf fpeziell aufmerffam. 

4) Bergl. in Bd. I. ©. 57UW. 

5) Ebendaſ. S. 570—571, 
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den nad den bisherigen Verhandlungen aufzunehnenden Yuseinanders 
feßungsrezeß zu vollziehen ') 

Vergl. über denſelben Gegenftand das R. des Juſt. Min. v. 28. März 
1837, mitgetbeilt Durch das R. tes Min. res I. v. 11. April deſſ. 3.2) 
(v. 8. Ann. Br. 21. S. 390) und dad R. tes Juſt. Min. v. 7. Juli 1837) 
[v. 8. Jahrb. Bd. 50. ©. 93), in welchen gleichfall8 ausgeführt wird, daß 
vie obersormundfchaftliche Genehmigung unbedingt vor Ausarbeitung des 
Rezeſſes beigebracht werten muß. 

b) Wenn bei Außeinanterfegungen minorenne Intereffenten konkurri⸗ 
wa, welche noch unter der natürlichen Bormundfchaft ihrer Väter ſtehen, 
io bedarf e8, außer der Genehmigung des Vaters als Nießbrauchers und 
Berwalterö des Vermoͤgens ter Kinter, auch noch ver Einwilligung der 
sbereormundfchaftlichen Behörte, ohne Unterſchied, ob die Ausgleichung 
sad Abfinvung in Land, over in Mente, oder in Naturalleiftungen, oder 
in Kapital erfolgt. 

Bergl. R. des Juſt. Dein. v. 25. Iuli 1838,*%) (Forni's Zeitfehr. 
u. 1. ©. 440.) 

c) Nah tem R. tes Min. der J. v. 5. Oft. 1839 (Iuflizmin. DI. 
6. 335) und dem C. R. des Min. des J. v. 23. Oft. 18395) (v. K. Ann. 
DB. 23. ©. 826) Fünnen die Anträge der Auseinanderfegungs » Behörden 
und deren Kommiffarien wegen Frtheilung der obervormundfchaftlichen Au⸗ 
terifation für die in einer Auseinanderſetzungsſache betheiligten mehreren 
Bermünder in einem Kollektivfchreiben angebracht werden. 


3) Ueber die Vertretung der Chefrauen Durch ihre Ehemänner 
vergl. F. 22. der V. v. 30. Juni 1834. 

. 4) In Betreff ver Rezeßvollziehung Seiten? ter Stadt» und Dorf⸗ 
Gemeinden vergl. die Erläut. zum $. 75. der V. v. 20. Juni 1817, 
9. ad a (f. oben ©. 311 fi.) 

5) Das Verfahren in folden Faͤllen, wo die Partheien die Vollzie⸗ 
hung tes Rezeſſes, ohne Gründe dafür anzuführen, verweigern, iſt vor» 
Be in tem R. des Min. des 3. v. 17. März 1819) (Koch's 

ef., 3. Aufl., S. 418), dem Schreiben Ted Juſt. Min. an den Min. 
ws I. v. 26. Ian. 18247) (v. K. Jahre. Bd. 23. ©. 58) und dem &. N. 
ww Fin. des I. v. 13. März 18248) (v. 8. Jahrb. Bo. 22. ©. 219). 
Cine befontere Klage auf Ergänzung der Unterſchrift iſt nach $. 17. 
WB. v. 30. Juni 1834 nicht erforverlich; tie Vorſchrift des $. 47. a. 
:ED., wonach gegen Entſcheidungen der Anseinanderfegungs » Behörden 
sm richterliche Ergänzung der Unterſchrift der Intereffenten entweder der 
® an das Din. oder tie Appellation an das Meviftonsfollegium 
‚ je nachdem diejenigen Beftimmungen des Rezeſſes, rückſichtlich 
Wer die Parthei tie Vollziehung verweigerte, zu einem oder dem andern 
Berfahren geeignet waren, iſt durch den $. 14. der V. v. 22. Nov. 1844, 
ver das Mechtsmittel des Rekurſes an das Min. aufgehoben bat, abgeän- 

werden. 







nn —— —— 


1) Dieſe Grundſatze Hat auch das C. N. ter Gen.⸗Kom. zu Poſen v. 2. 
Sei 1837 (v. 8. Ann. Bd. 21. S. 392) veröffentlicht. 

2) Bergl. in Br. I. S. 569—570. 

8) Shendaf. ©. 572. 

4) CEbendaſ. ©. 573. 

5) Ebendaſ. ©. 572—573. 

6) Ebendaſ. ©. 573. 

T) Sbentaf. S. 573—574. 

d) Cbendaſ. S. 574-575. 


— ——— 
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Zum $. 168. 
[Vergl. V. v. 30. Juni 1834. 8. 39.] 
(Bon der Beftätigung des Rezeſſes.) 


1) In Betreff ter Form der zu ertheilenden Betätigung find folgenke 
Anordnungen ergangen: 

a) Das €. R. tes Min. des I. für Gew. Ang. v. 29. Dee. 1834!) 
(v. 8. Ann. Bd. 19. S. 84) meift die Auseinanterfegungs-Behörten an, 

in den Bällen, wo eine und biefelbe Perſon ale Eigenthümer mehrerer fhı 
fich beftehenver, verfchiedenen Realverbinvlichkeiten unterliegender Grunpfküde £ 
Sache intereffirt, im Rezeſſe oder in der BefätigungssUrfunde ausdrücklich zu 
merfen, daß die zwifchen folchen Grundſtücken vorkommenden Austanfchungen ma 
Tonfligen Auegleichungen von ber Auseinanderſetzungs⸗VBehoͤrde beſonders gem 
migt werben. 


b) Das R. des Min. des I. v. 4. Febr. 18302) (Koch's Agrargef, 
4. Aufl.,, S. 327) verbietet die Aufnahme eines Vorbehalte da 
Nechte Dritter in tie Ausfertigungsformel ter Rezeſſe. 

Vergl. Zuf. 4. zum $. 170. der V. v. 20. Juni 1817. 

c) Ueber die Form ter Beftätigung, der Ablöfungs « Mezeffe Im da 
Domainen vergl. das R. red Min. des I. u. d. 8. v. 6. Mai 18249) 
(Koch's Agrargef., 3. Aufl., S. 250-251 u. 4. Aufl. &. 327). 

2) Ueber vie Beftätigung folcher Nezeife, weldhe auf Grund 
Verhandlungen ver Regierungen und ter Provinzial⸗Schul⸗Kol⸗ 
legten (ohne Konkurrenz ver ordentlichen Nuselnanterfehungs Behörden) 
lediglich im Wege des Vergleichs, zu Stande gefommen find, vergl. 
FF. 65 und 66. der DB. v. 20. Junt 1817 und ven 6. 39. ver B.% 
30. Juni 1834 und vie Erläut. dazu. (f. oben S. 303 ff.) 


(Wirkung des beftätigten Rezeffes.) 


1. Zum 6. 169. 4 

1) Die Ablöſ. Ord. v. 13. Juli 1829 für die vormals zum König 
reiche Weftphalen, gum Großherzogthume Berg und den Branzdf. Deyasl 
gehörig gewefenen Landestheile, F. 16. (G. ©. 1829. ©. 68), vie 

ıd. v. 18. Juni 1840 für dad Herzogthum Weftphalen, $. 18. (@. 

1840. ©. 160) und das G. v. 4. Juli 1840 wegen Ablöfung ver 
laften in den vormals Naffauifchen Lanvestheilen und der Stadt 
mit Gebiet, $. 15. (G. S. 1840. S. 198) enthalten gleichlautend (im 
su auf die ohne Vermittelung der Auseinanderfegungd-Behörde zu Sech 
gefommenen Auseinanderfegungs-Mezeffe) die Beftimmung, 

daß ein folcher von ber Gen.⸗Kom. beftätigter Vertrag die Wirkung einer ge 
richtlich beflätigten Urkunde bat, und die Hypothefenbehörben daranf bie nötige 
Eintragungen und Köfchungen zu bewirken haben *®). 







1) Vergl. in Bd. 1. S. 576. 

2) Bergl. in Br. I. ©. 576. 

3) Ebendaſ. S. 577. In der Aten Aufl. von Koch's argef. iR dien & 
vom 5. Mai 1824 datirt, in der Iten Aufl. dagegen vom 6. Mai 1824. 

4) Das Ob. Trib. hat (in den Erf. v. 18. Nov. 1852 m. v. 22. 
1853) ausgefprochen, daß fehriftliche Ablöf.- Verträge, auf welde die Abl. D.% 
13. Juli 1829 Anwendung erlitten haben würde, ohne Hinzutritt der Kenfrmw 
tion der Ben.s Rom. oder des Eompetenten Berichts feine Klage anf Srfällung ge 
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2) Die Kontroverfe: 0b der neue Eiwerber eines Brundftüces die 
eſſe, welche fein im Hypothekenbuche eingetragen gewefener Vorbeſitzer 
währen feiner Befltzeit vollzogen bat, anterımeit anzuerkennen habe, 
ob tie Eintragung ter durch die Auseinanderfegung nothiwentig ges 
senen DVermerfe auch obne feine befontere Zuftimmung erfolgen Fönne 
müſſe? ift durch tie K. O. v. 18. Dec. 18411) (8. ©. 1842. ©. 17) 
Me lehtere Alternative entfchieten worten. 2) 

Mit Bezug bierauf bat der II. Sen. tes Ob. Trib. (in dem Erf. 
3. Aug. 1849 angenommen: 


Der Singulars Sufceffor eines Rittergutsbefigere Fann feinem Sutereffenten 
mittelft gehtrig beflätigten Rezeſſes abgefchloffenen Separation oder Dienfts 
ung, welcher bie rezeßmäßig übernommenen fortwährenden Leitungen von ihm 
n, den Binmwand entgegenfegen, daß er beim Erwerbe des Rittergutes ven 
ft des Rezeſſes nicht gefannt habe; er ift vielmehr, wenn auch dieſe Leiflun, 
icht im Oypothekeubuche eingetragen worden, zu deren Entrichlung verpflichtet. 
ſch. Br. 18. ©. A06. Prij. Nr. 2133.) 


3) Ueber vie Wirfungen und Bolgen ter von ten Regierungen 
Brovinzial- Schul» KRollegien in den Ietiglich im Wege tes 
leichs von dieſen Behörten auf Grund ihrer eigenen Verhandlungen 
e Konkurrenz der ordentlichen Auseinanterfegungd » Behdrten) vermit- 
ı und beflätigten Mezeffe, vergl. das Alin. 3. des 6. 39. ver ®. v. 
Juni 1834 und die Erläut. dazu. (f. eben €. 308 ad 3.) 

4) Die auf Grund tes $. 40. ter V. v. 90. Juni 1834 von ten 
erungen einfeitig audgeftelten Ablöſungs⸗Urkunden Gaben nicht die 
m 66. 169. und 170. ver 3. v. 20. Iuni 1817 vorgefchriebene Rraft 
Wirkung Ter vollgogenen und beftätigten Mezeffe. 

Erfannt von tem 11. Sen. tes Ob. Trib. unterm 28. Ian. 1851. 
Die Gründe bemeifen: 

Rach 68. 169. und 170. der V. v. 20. Juni 1817. foll ein vollzogener und 
igter Regeß erſtlich tie Wirkung einer gerichtlich beflätigten lrfunde, zweitens 
and außerdem audı noch das Bigenthümliche haben, taß alle Cinreden wegen 
rin beflimmten Gegenſtände ansgefchloffen werten. Aus dem Grften würde 
an und für fich und chne peſitive Berfchrift nech nicht das Zweite folgen. 
iner einfeitig von der Reg. ertheilten Ablöf.sUrfunde, ift tie Frage nicht vie, 
die Kraft einer gerichtl. befätigten Urkunde im Sinne der 88. 21. ff. A. G. O. 
u. ter $$. 200. ff. A. L. R. J. 5. babe, fondern die, ob fle auch, wie ein vollzogener 
eßatigter Rezek, Binwendungen, welche den Begenfland bes Geſchaͤfts betrefs 
uöfdließt. Die Bedenken hiergegen entfleben daraus, dag der $. 170. a. a. 
fe Wirkung nur an tie beiderſeitige Vollziehung und die dazu kommende 
Hgung, nach vorheriger Gerticration der Kontrahenten, gefnöpft hat. Die 
be einer Ablöfungs : Urfunde befteht hbanptfächlich in der Beurfundung bes 
mſtandes, taß ven tem Berpflidteten bie für eine von ihm bisher zu leis 
Heallaft berechnete Abldf.: Summe eingezahlt ſei, alfo in der Quitiung über 


— — — — — — 


„ fondern daß dieſe Form als zur Gültigkeit des Geſchäftes erforderlich zu 
a ſei. Gin derartiger Aufſatz habe —** nicht einmal die Wirkung einer 
ation, aus welcher auf Vellziehung des Rezeſſes geklagt werben koͤnnte. 
tr. des Reviſ. Kolleg. Br. 6. ©. 467.) 

) Bergl. Br. I. ©. 577. 

7 Die R. des Min. des I. u. d. P. v. 23. März 1841 (ad 1.) (Min. BI. 
B. 1841. ©. 131. Nr. 185) und des Zufl. Min. v. 20. April 1811 (a. a. 
. 135. Rr. 197 u. Juſt. Min. Bl. 1841. ©. 159. Nr. 116) hatten dies 
1, auf Grund des $$. 169., 205., 196., 197. der B. v. 20. Juni 1816 in 
sdung mit $. 22. der V. v. 4. März 1834 über bie Grefution und $. 9. 
. D. L 24., angenommen. 

Reber das Berfahren in Fällen, wo ber Befigtitel beim Abſchluß des Rezeſſes 
wicht berichtigt iR, vergl. die Grlänt. zum $. 91. ber V. v. 20. Inni 1817. 


358 Don d. Abldf. der Reallaſten, ven Regulirungen u. Gem. Theilusge 


dieſe Zahlung und in der Erklärung, daß tie Nealverpflichtung felbR für bie 
kunft aufgeheben ſei. Das Nächte was fie alfo beurfundet, iſt nicht fowehl 
Nechtsverhältnig, ale die Aufhebung eines ſolchen durch Zahlung. 
zieht und gründet fich eine foldye Ablöfungs- Summe aud auf ein wechfelleit 
Abfommen über die Ablöfung, alfo einen Vertrag, nnd inſofern wird mithin 
diefes Abkommen feinem Refultat nach turch das Defument beurfundet. Aber 
nur dem Refultat, feiner Perfektion und Grfüllung nach. Der Bertrag ſelbſt! 
außerhalb der Urkunde und ihre nur zum Grunde. Sie if das referens, } 
das relatum. 
Muß nun gleich eine nach $. 40. der V. v. 20. Juni 1834 ausgefellie 
Iöf. Urkunde in Beziehung auf bie drei Thatfachen, daß eine Ablöfung Ratige| 
den bat, nach welchem Modus fie ftattgefunden bat, und daß das Mbldfungt 
tal gezahlt iR, als ein mit öffentlichen Glauben ausgefattetes, als ein einer. 
richtlichen Urkunde gleich zu achtendes Dokument angefehen werben, fo folgt bau 
doch nicht, daß Hinfichtlich des Abkommens über die Ablöfung felbR bie Ike 
jene, alle Cinreden befeitigende Bigenfchaft eines wirklichen, d. 6. von beiden 
fen vollzugenen Rezeſſes hätte. Dazu fommt, daß der $. 170. der B. v. M. 
nur von Gegenfländen fpricht, die in dem Rezeß beflimmt find und nur 
fernere Einwendungen ausfchließt. Dahin Fönnen aber Binwenbungen, terlde 
Rezeß ſelbſt, in Beziehung auf feine innere Rechtsbefländigfeit und auf bie 
gültigkeit der Erklärungen ber Kontrahenten, betreffen, nicht gezählt werben. 
man die Zahlung des Ablöfefapitals und die Vereinbarung über biefelbe am 
ander, alfo fe, daß jene Zahlung nicht fowohl unmittelbar eine Gelziie 
Reallaft darftellt, als vielmehr in vermittelter Beziehung auf dieſe zunähk ik 
füllung eines vermittelnden Uebereinkommens, nämlich über Ablöfung ter 
gu fo laßt ſich dieſes Uebereinkommen nur als Rovatlon auffaffen (U. 8 
6. $. 454.). Was aber die Zahlung des Kapitals betrifft, fo hat biefe di 
gung der neuen, an bie Stelle der früheren gefepten Verbindlichkeit zum 
(Beitfchr. des Revif. Kolleg. Bd. 5. S. 11—17.) 


5) Der Auseinanderfegungs-Mezeß iſt ein Vertrag; alle in dolx 
Ausführung deſſelben entflantenen Befchädigungen find mithin als 
anzufebhen, tie aus einem Vertrage entflanten find, und tie Nerjäh 
frift nes F. 54. A. NR. J. 6. findet mithin auf fie Feine Anwend 

Erkannt von tem Revif.- Kollegium für. K. S. unterm 30. 
1851. (Beitfchr. deſſelb. Bd. 4. S. 401 ff. u. Präj. Sanıml. S. 17, Art 

6) Ueber vie Frage: ob in nen Bällen, wo ein beftätigter Meyf 
der Nullitätöflage (aus Tier. 16. Th. I. ter U. ©. O.) angegriffer 
die Kompeten rer Uugeinanderfegungs»-Behörden oder der ort 
lihen Gerichte begründet fei? vergl. vie Erläut. zu $6. 202 
V. v. 20. Sunt 1817, Zuf. ID. ad 1. sub b, (f. cben ©. 263 ff.) 

7) Meber die Vollſtreckkung der Erefution aus Mezeffen 
$. 205. der DB. v. 20. Juni 1817 und die Erläut. Dazu. (ſ. unten.) 

1. Zum $. 170. 

1) Mit Nüdficht auf die Erläut. zum 6. 166. der V. v. 20. 
1817 ift darauf hinzuweiſen, daß dem im $. 170. gebrauchten Au 
„Suftizbeamte” das Wort: „Kommiffarius" zu fubflituiren ik 

2) Nach 8. 5. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 und ©. 1. 
v. 30. Sunt 1834 finden die Beftimmungen des $. 170. ter V. r 
Suni 1817 nicht bloß auf „Regulirungen“, wie es tarin heiß, 
dern auf alle Arten von Auseinanderfegungen, mithin auch auf I 
fungen und Gemeinheitstheilungen Anwendung. 

3) Kann die im erſten Sage des $. 170. ter V. v. 20. Juni! 
außgedrüdte Wirkung des Mezeffes auch ohne die Dort vorgefä 
bene Belehrung eintreten? 

a) Das R. tes Min. des I. v. 25. Dec. 1823 1) (Rocdh's 


























1) Bergl. in Bd. I. ©. 575—576. 
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uf. ©. 328) Hält dies für nicht unzweifelhaft, und daher für erforder⸗ 
„jene Belehrung Behufs Sicherftelung ver Intereffenten, insbeſondere 
der Klaffe des Bauernſtandes, eintreten zu laſſen. 

b) Das (nicht veröffentlichte) R. des Min. des 3. v. 12. Iuni 1828 
die Gen.» Kon. zu Stendal) fpricht dagegen aus, daß die vorgefchrie- 
e Cıöffnung nur in dem Balle einer gänzlichen Umfchaffung ver befte- 
wen Mechisverhältniffe, wie fle bei Regulirungen flattfinne, anzuwenden, 
metweges aber bei ter Auseinanderfegung wegen Ablöfung einzelner Präs 
Bauen paſſend fei. 

Dönniges bemerkt in Bezug hierauf: 

Bern auch die ®. v. 20. Juni 1817 Hauptfächlich die Regulirung ber gute: 
Aihtänerl. Verhältniffe und die damit verbundenen @emeinheitstheilungen 
haft, fo fell viefelbe doch nach $. 1. der B. v. 30. Juni 1834 auf alle zum 

ver Sen.s Kom. gewiefenen Auseinanterfegungen, namentlich auf die Abs 

ngelegenbeiten, Anwendung finden. Es wird daher auch bei dieſem von 

drift des $. 170. der V. v. 20. Zuni 1817 nicht abgefehen werben Föns 
» — Indeß gehören die im 2ten und Zten Cape beffelben aufgeftellten Folge⸗ 
gen nicht mehr zu der im erften Sape vorgefchricebenen Vorhaltung und werben 
er in folde überhaupt nicht aufzunehmen fein, wodurch unpaflende Angaben 
» Rifverfläntniffe über die Wirkungen des Rezeſſes befeitiget werden. — Die 
kefeung wird vielmehr auf den erfien Gag tes $. 170. der V. v. 20. Juni 
"7 pn befchränten fein. (Dönniges Land. Kult. Gef. Bd. 3. S. 458.) 


‚ 4) Aus tem zweiten u. dritten Satze des $. 170. ift gefolgert worden, 
H de Auselnanterfegungd » Intereffenten dadurch auch gegen Nachforde⸗ 
Wen und Anſprüche jedes tritten, bei der Augeinanverfeßung etwa nicht 
Ergenen Intereffenten gedeckt und gefchüßt würten. — Diefer Anftcht 
en einige Auseinanterfegungsbehörten bei Beftätigung tes Rezeſſes durch 
‚Kaufel: „unbefchadet ter Mechte jedes Dritten” zu begegnen gefucht; 
es Borbehalt iſt jedoch durch das R. tes Min. des I. v. 4. Febr. 1830 ') 
ach's Agrargef., 4. Aufl. S. 327-323) gemißbilliget worden, weil derfelbe 
Mr Meinung verleite, daß der Rezeß tie Gruntbefiger nicht gegen die 
fräche der nicht fyeziell zugezogenen Nealberechtigten fichere. 

a) Mit Bezug bierauf bemerft Dönniges: 

Jene Anficht widerfpricht auch chne Tolchen Vorbehalt der rechtlichen Natur 
Zezeſſes als Vertrag, durch welchen nur bie Rechte ber Kontrahenten beſtimmt, 
} aber die Rechte dritter Rerfonen geändert werben fünnen. Ueberdies fpricht 
fe Gap tes $. 170. ausprüdlich von den Wirkungen des Rezeſſes auf die 
Sache zugezogenen Intereffenten. Demgemäß find im zweiten und 
m Gape die Folgen angegeben, können alfo nur unter den zur Sache zugezo: 
ı SInterefienten gelten. Dies folgt auch aus den 88. 25. u. 26. der DO. v. 
juni 1834. (Dünniges Land. Kult. Gef. Br. 3. ©. 459.) 

b) Der II. Sen. des Ob. Trib. hat (in dem Erf. v. 2. Sept. 1852) 
falls angenommen: 

Bin von der AuseinanderfegungssDBehörbe beftätigter Theilungs⸗ und Nblöf.s 
j hat lediglich Wirfung auf tie Rechtsverhältniſſe der dabei zugezogeuen Theis 
Is und Ablöſ.-Intereffenten, nicht aber auf die Rechte und Verbindlichkeiten 
£ Berfenen. 

Es ergebe fich dies aus ter Baffung des zweiten Satzes des $. 170. 
aus deſſen Berbintung mit dem Vorderſatze durch das Wort: „dem⸗ 
45“, woraus hervorgebe, daß tie Vorjchrift eine Bolgerung aus dem 
berfage, ein Beifpiel ver in dieſem gegebenen Megel, bilde, nach welcher 
jugezogenen Intereffenten mit Einwendungen gegen tie Gegenftänbe der 
aration und mit Nachforberungen aus Mechten, welche Ihnen hinſicht⸗ 


1) Bergl. in Br. I. ©. 576. 
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Ih ihrer Negulicungen zuftändig geweſen und dabei übertragen fint, wi 
weiter gehört werben dürfen (Striethorſt's Ark. Bd. 7. S. 228—233). 

5) Bezieht ſich die Vorſchrift des erften Sapes des $. 170. auch « 
Gegenftände, welche bei der Auseinanderfegung nicht zur Sprache g 
tommen und nit Vorwurf des Auselnanderfegungsverfa 
rend gewefen find? 

Verneint von der Gen-Kom. und dem NRevif- Kollegium 
Breslau in den Erf. v. 28, Juli 1838 und 31. Aug. 1839, woge 
das Ob. Trib. (unter Vernichtung des letztgedachten Urteld) per sent. 
4. Ian. 1841 bejahet hat, weil die Baffung des $. 170. klar ergebe, I 
darin gerade von Gegenftänden die Rede fei, weldye bei der Autı 
anderfegung nicht zur Sprache gefommen und nicht Vorwurf des Aue 
anderfegungsverfahrend gewefen find. (Dur. W. 1841. ©. 707 ff. u. 717 

6) Zu den Nachforderungen, welche nach dem abgefchloffenen und u 
zogenen Audeinanderfegungsrezeffe im F. 170. für unſtatthaft erklärt w 
den, gehören folche Anſprüche nicht, welche aus dem Rezeſſe fel 
hergeleitet werben, auch wenn viefer von der Auseinanderfegungsbehl 
fon vollſtreckt ifl. 

Angenommen von dem Il. Sen. des Ob. Trib. unterm 13. Mai if 
(Prij. Samml. deſſelb. ©. 332. Nr. 466.). 

7) Die Ausfchliegung ter Intereffenten mit ihren Nachforkerun 
gegen einen Auseinanverfegungsrezeß iſt auch auf tie bloße Dienfabiäfı 
zu beziehen, worüber das Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 Handelt. « 
der Untertban in ver Mark fonft aus ter V. v. 12. Aug. 1721 Anſpti 
gegeh ten Gutséherrn auf Dienfterlaß wegen Unglüdsfälle 1) gebabt, ı 
find diefe Anfprüce im Ablöſ.-Rezeß nicht austrüdlich vorbehalten, 
werten fie in Folge des Abldf.» Mezeffes ald erlofchen betrachtet. 

Angenommen von dem II. Sen. tes Ob. Trib. unterm 8. Der. 18 
(Präj. Samml. deffelb. S. 290. Nr. 593.). 

8) = inveränderungßabgaben, welche vor nbringung der Prove 
tion auf Abldfung der einem Grundftücke obliegenden vesfallfigen Verpf 
tung fällig gemorten find, liegen außerhalb des Abldfungsverfahrend, bil 
daher feinen Gegenftand des eigentlichen Auseinanderſetzungsgeſchäftes, 
die Einflagung einer derartigen älteren Laudemialſchuld iſt daher nicht 
Nahforderung auf ein Mecht, welches tem Gutsbeſttzer hinſichtlich 
Negulirung zufländig gemwefen ($. 170. ver V. v. 20. Juni 1817), zu 
trachten. Solche Laudemialrückſtaͤnde gehören daher auch nicht zu der 
nigen Borderungen, welche im Mezeffe austrüdlich vorbehalten werten m 
fen, um fpäterhin noch geltend gemacht werben zu Eönnen. ®) 

So erkannt von dem Il. Sen. des Ob. Trib. unterm 8. Iuli 18 
nee Reviſ. Kolleg. Bd. 6. ©. 462, u. Striethorſt's Ar. Br. 6. 

9) Iſt gegen einen ortnungsmäßig vollzogenen und von der N 
einanderfegungsbehörte beftätigten Rezeß, wie gegen einen Bergleidh ı 
gegen ein vichterli aufgenommenes Dofument, der Einwand zuläffig, I 

ei Aufnahme deffelben ein Irrthum vorgefallen fel? 

Es beiahbet das Mevif.- Kolleg. für 2.8. ©. (in dem Fil. 
29. Oft. 1852) indem es ausführt: 


— — — —— — — — — 


. 1) Bergl. auch die Erlaͤut. zum 8. 84. bes Abldſ. Geſ. v. 2. Mär 18 
in Bd. TI. Abth. I. ©. 672 fi. 

2) Vergl. audı die Erläut. zum $. 47. des Ablöf. Gef. v. 2. Mär 18 
Zuf. V. u. VI, in Bd. II. Abib. I. S. 450—481, desgl. die Erlänt. zum $. 
der V. v. 20. Juni 1817, Zuf. II. sub 2. ad d. (f. oben S. 250). 
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Rah 5. 169. d. B. v. 20. Juni 1517 Hat der beflätigte Rezeß tie Wirkung 
see gerichtlich beflätigten Urfunde, aus welcher Grefutien nachgefucht werben 
sun. Gr gehört fomit in die Kathegorie gerichtlichee Vergleiche ($. 13. A. ©. 
). I. 11.), und fowie nach $. 417.9. ©. ©. I. 16. auch ein Vergleich wegen 
prihums angefochten werden kann, und nach $. 126. A. G. O. I. 10. gegen eine 
erichtliche Urkunde im Allgemeinen der Cinwand eines bei ihrer Aufnahme vors 
Hallenen Irrthums zuläffig if, fo muß er auch gegen einen beflätigten Reze 
w ſtatthaft erachtet werden, da die Beſtätigung nach $. 25.92.®. O. II. 3. 
se ten Zwed bat, den Willenserflärungen einen höheren Grad der Peftigfeit 
id Unverletzbatkeit zu gewähren, nicht aber die allgemeinen Cinwendungen gegen 
e Bahrbeit und Richtigkeit der Willenserklärungen ausſchließt. — Wenn nach 
.26. 9. G. ©. I. 15. fogar gegen rechtsfräftige Erfenntniffe der Cinwand des 
rrihums geltend gemacht werten kann, fo ift nicht anzunehmen, daß ein Rezeß 
tchalb unangreifbar fe. Auch lebt dem der $. 170. der V. v. 20. Zuni 1817 
icht entgegen, vielmehr beziehet fich terfelbe nur auf die Gegenflände, welche 
fisch zur Ablöfung gelangt find, und kann auf folche Verpflichtungen nicht aus⸗ 
weint werben, welche in dies Berfahren gar nicht gezogen waren, oder gar, nach 
m Willen der Partheien, davon ausgeſchloſſen bleiben follten. 

(Zeitfchr. des Rev. Kolleg. Bd. 6. S. 75 ff. und Praͤj. Samml. deffelben 
„. 18. Nr. 5.) 

Diefelbe Anficht Hat Tas (vormalige) Nevif. Kolleg. zu Breslau 
nterm 27. April 1839 in einem Falle, wo ein offenbares Verſehen eines 
dlemefjerd zum Grunde lag, unter Aufhebung ter entgegengefegten Ent- 
gelvung der Ben.-Kom. zu Breslau v. 18. Juli 1838, angenommen 
Yar. Wochenſchr. 1840. &. 537—542). 

Auch das Ob. Trib. iſt dem (in der Sache: Brantenburg Q. 1.) 
getreten ') (Datum des Erf. Eonftirt nicht). (Prii. Samml. des Reviſ. Kels 
g €. 18. Nr. 5.). 

10) Unter: „notbwendige Servituten“, welche nach $. 170. der 
J. 0. 20. Juni 1817 forttauern, wenngleich fle in den von ven Ausein- 
aterfegungsbehörden beftätigten Mezeffen nicht ausdrüdlich erwähnt oder 
behalten worden, find nur folche zu verftehen, vie auf vem in 66. 3. ff. 
L2 8. 1. 22. vorgezeichneten Wege erworben find. 

So erfannt von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 8. Juni 1852 
Bstfb. Bb. 23. S. 167—172). 

11) Ueber die Kompetenz der Auseinanderfegungd-, beziehungd- 
wife ter ortentlichen Gerichtsbehörden in Betreff ver Nachforde⸗ 

und Anfprüche nicht jugegogener Intereffenten vergl. tie Erläut. zum 
‚22. ver V. v. 20. Iunt 1817 (f. oben S. 266 ff.). 

IL 3um $. 171. 

1) Bergl. die Erläut. zu den 66. 20—22. ver B. v. 20. Juni 1817 
»d zu den diefelben modifizirenden 66.12. u. 13. der V. v. 30. Juni 1834 
Leben 5. 262 fi.). 

2) Zu den einzelnen Beflimmungen tes $. 171. 

a) Zu Nr. 1. (Wege und Triften beir.). 

Vergl.: 

aa) tie Erläut. zu den 66. 95., 96., 98—100. der Gem. Th. DO. v. 
‚ Iuni 1821 (. oben S. 117—119); 

bb) die Erläut. zum $. 21. der V. v. 20. Juni 1817 und insbeſ. vie 
L 9. 1. Aug. 1837 2) (v. 8. Ann. 2b. 21. ©. 658) u. v. 20. März 1840 °) 
Rin. 81. d. 1 3. 1840. ©. 11); 

cc) die Erläut. zum $. 8. der V. v. 30. Juni 1834 (f. unten). 


— — — — — 


1) Bergl. auch den Zuf. 5., oben ©. 360. 
2) Bergl. in Bo. I. ©. 473 Fi. 
3) Ebendaf. ©. 472. 
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D) Zu Nr. 2. (Graben zur Ent- und Bewäfferung betr.). 


Vergl.: 
aa) die Erläut. zu 66. 97. u. 98. ter Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 
(f. oben S. 119); 

bb) die Erläut. zum 6. 8. der V. v. 30. 1834 (f. unten); 

cc) daB &. R. tes Min. tes I. v. 1. Aug. 1837 1) (v. 8. Ann. &. 
21. ©. 655). " 

c) Zu Nr. 6. (Vergütung des Düngungszuflandes beır.). 

Der Berluft des Anfpruches auf Bergütigung des Düngungszuflentes 
innerhalb Iabresfrift nach Ausführung der Separation, in Semi de⸗ 
$. 171. der V. v. 20. Juni 1817, ſetzt voraus, daß die Ausführung nicht 
vor der Vollziehung des Rezeſſes erfolgt ifl. 

Angenommen von dem Hevifions- Kollegium für 2. 8. S. un⸗ 
term 27. Jan. 1852, indem fich dies aus ver Verbindung des $. 171. mit 
dem F. 170. und nem Belfage im 6. 171.: „wenn darüber im Auselnan- 
derfegungdrezeffe nichts beftimmt worden“, Elar ergebe (Beitfchr. des Keriſ 
Kolleg. Bd. 4. ©. 401—408. u. Bräj. Samml, ©. 23. Nr. 6.). 


Zum $. 172. 
(Aushbändigung des Kezeſſes.) 


Die protofollarifche Publikation des Rezeſſes, wenn fie Feinen an» 
dern Zwed hat, als die Partheien von ter erfolgten Befäti- 
ung des Mezeffes zu unterrichten, kann unterbleiben, und find vie 
usfertigungen des Rezeſſes, wenn keine Vermerke im Hypothekenbuche nö 
tbig find, anflatt ver Publifation ven Intereffenten zuzufertigen und zu iz 
finuiren. Müſſen die Rezeßexemplare aber zuvor noch an vie Sy ⸗ 
behoͤrde gelangen, fo muß tie Behoͤrde, welche ſie zulegt erhält, requirin 
werten, viefelben, fobald fte mit Ten erforderliden Ab» und Zufchreibungse 
vermerken verfehen find, an die Partheien zu ertraditen. Die Auseinanter 
fegungsbehörte Hat dies gleichzeitig mit dem an die Berichte erlaffenm 
Negnifltionsfchreiben den Intereffenten mit dem Beifügen befannt zu machen, 
daß der Rezeß, fo wie fie ihn vollzogen haben, beftätiget und an die Hy⸗ 
pothefenbehörte abgefantt worden fel, und daß fie dieſe Mittheilung alt 
Trublifation des Mezeffes zu betrachten haben. 
Vergl. hierüber tas (in Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 330 allegirk) 
N. des Min. tes I. v. 30. Juni 1834 und tie beiten R. veffelb. Min 
v. 23. Juli 1843 2) (Min. Bl. d. i. V. 1843. ©. 242. Mr. 321 n. ©. 20, 
Nr. 322.). 


VIII. Rechtsmittel gegen die Entfcheivungen der General-Rommil 
fionen (und landwirthfchaftlichen eg. Abtheilungen). 


Hiftorifcher Ueberblick der betreffenten Sefehgebung. 


Die Gefeggebung in Betreff ter Verfaffung der Spruchbehörden mar 
ter Inflanz und in Berreff der Rechtsmittel in Auseinanderſegungs⸗Eache 
hat mehrfach gemwechfelt. Sie iſt zulegt definitiv feſtgeſtellt wurden derh 
die V. v. 22. Nov. 1844. 

Es find in dieſer Beziehung vor tem Eriaß der V. v. 22. Nov. IH 
frei Hauptperioden zu unterfcheiden: 

1) Bergl. in Bd. I. S. 473 ff. 

2) Vergl. in Br. I. S. 578—579. 


Berorbn. v. 20. Juni 1817 wegen Organifation sc. (66. 172. ff.) 363 


I. Bei Smanation der V. v. 20. Juni 1817 befchränkte fih die Kom⸗ 
petenz ter Ben. Kommifflonen auf tie Regulirung der gutsherrlich⸗bäuer⸗ 
lihen Berbältniffe nah dem Er. v. 14. Eept. 1811 und teffen Dekl. v. 
29. Mai 1816. Die Entfcheidung über flreitige Theilnehmungsrechte fand 
ipnen nad) F. 5. ter V. v. 20. Iuni 1817 nur infoweit zu, als viefelben 
tie Auseinanterfegung der Gutsherren mit Den Bauern und die tamit ver« 
bundenen Seyarationen betrafen. Die bei anteren tamit zufammenhängenden 
oder nühlich zu verbintenten Gemeinheitstheilungen vorfommenden Strei= 
tigfeiten über Theilnehmungsrechte Turften tie Gen.Kommifflonen, — nach 
6 11. u. $. 61. Nr. 1. a. a. O., — nur inftruiren laffen, während 
teren Entſcheidung den gemöhnlichen Gerichten verblieb. 

Nah $. 61. Nr. 2. une $. 54. a. a. D. fland Übrigens in der Re— 

die Inftruftlon ver Prozeffe, teren Entſcheidung ver Kompetenz ter 
en.sRommifftonen anheimflel, alfo auch felbft über ftreitige Theilnehmungs- 
sechte bei ter Regulirung, ten Defonomie-Ronmntiffarien zu. Mit Ausfchhuß 
ter Rechtsfragen hatte nach 9. 24. a. a. O. ter Gen.⸗Kommiſſarius vie al- 
fein entfcheitente Stimme. 

Zum Verflänpniß ter damals gegen Gntfcheitungen der Gen.» Kom- 
mifflonen zugelaffenen Nechtömittel ift ver Berufskreis dieſer Behoörden und 
tie ibnen geftellte doppelte Aufgabe ins Auge zu faffen. 

Diefe war: 

1) tie gefegmäßige und unpartheiifche Regulirung, Ausgleihung und 
Entfheitung aller Privatrechte ter bei der Sache betheiligten und uns 
mittelbar zugezogenen Intereffenten; 

2) die amtliche Wahrnehmung andermweiter Intereffen, 


ich: 

a) des Intereffes ter entfernten Theilnebmer, der eingetragenen 
Gläubiger, Lehn⸗ und Fidellommißfolger und Anwarter ($. 4. Nr. 1., ©. 
16., 66. 45—53. a. a. O.), welche letzteten damals (1811 — 1821) gar 
nicht vorgelaten oter benachrichtiget wurden; 

b) des Öffentlichen Intereffed, und zwar: 

aa) des ftaatörechtlichen in Beziehung auf richtige Vertbeilung ter 
Gtaatslaften und Abgaben, .ingleichen ter Vertbeilung oder Sicherſtellung 
ter Laften und Mealabgaben an Kirchen, Pfarren, Schulen und andere df- 
fentliche Anftalten ($. 4. Nr. 2., ©. 15., $. 43. Nr. 4. a. a. O.); 

bb) des Tantespolizeilichen oder vielmehr ſtaatswirthſchaft— 
lihden und Landesfultur-Intereffes, wohin gehört die Sorge 

a) daß tie bäuerlichen Höfe zum vellen und reinem Eigenthume überlaffen, 
mit feinen Sinfchränfungen und Laflen, wodurch deſſen Natur verändert, 
oder Die Kultur und Rupbarkeit deffelben beeinträchtigt wird, befegt werben, 

P) daß in Nüdficht der dem Gutsheren vorbehaltenen Rechte, welche die Nas 
tur einer bei vorfommenden Bereinzelungen theilbaren Realabgabe hat, feine 
die Thellbarfeit befchränfenre Berabredungen getroffen, 

y) daß keine mehrere, als nach ben Geſetzen zuläflige Dienfte, Keine unfirirte 
Laudemien und Zehuten und Feine, tie perfönliche Freiheit befchränfende 
Belaflungen feftgefept werben. (KK. 15. u. 43. Nr. 1.2.3... D.); 


cc) des Intereffes der moralifchen Perſonen, ald tes Fiskus, der Kir- 
en, Pfarren, Schulen und milten Stiftungen, wie anterer öffentlicher Ins 
fitute (FF. 17., 42. u. 44. a. a. O.), rückſichtlich deten Vermögensverwal⸗ 
tung, fo weit fie bei ter Auseinanterfegung betheiligt ift, die Gen.- Kom. 
an die Stelle ver ordentlichen Aufſichts- und Derwaltungebehörte tritt. 

Die DB. v. 20. Juni 1817 hatte übrigens die Bälle, in denen es ſich 
im definitive Entfcheidungen im Tontrabiktorifchen Verfahren oder um bloße 
Verfügungen und vorbereitende Anordnungen handelte, noch nicht klar un« 
irfchieden. (cf. 65. 111., 112., 130., 173. a. a. O.). 
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Ein Rekurs an das Min. des J. fand ftatt: 

a) gegen @ntfcheidungen über lantespolizeiliche Gegenſtände, wohin bie eben 
ad b. sub aa und bb aufgeführten, namentlich auch über das Mash ya 
peiuirlicher Hülfshienfte, gerechnet wurben; ' 

b) gegen Entfcheitungen über folche Segenftände, bie das Jutereſſe der nidt 
jugezogeuen eingetragenen Gläubiger, Lehns⸗ und Fideikommißfolger be 
treffen ($. 173. a. a. O.); 

c) gegen Entſcheidungen über den Ausführungstermin der Auseinanberfchung 
(8$. 202. und 203. a. a. O.) 


Die Appellation dagegen fand gegen alle übrigen, das Intereffe de 
Partheien allein betreffenden Definitiventfcheitungen der Gen.» Kom., ein» 
ſchließlich derjenigen ftatt (f. oben ad b. sub cc.), welche zum Beſten 
der moralifchen Perfonen, res Fiskus, der Kirche u. f. w., teren Ja⸗ 
texefje fie von Amtömegen wahrzunehnen verpflichtet ift, ergangen vwoaırz, 
und zwar: 

A. mit voller Wirkung: 

1) wegen flreitiger Theilnehmungsrechte, wegen aller Rechtöverbältniffe, welche 
auf die Auseinanderfegung Cinfluß haben, in fofern fie ohne Dazwilden 
Funft des Stifte, der In Folge befielben vorgunehmenden Regulirmngen, 
mit tenfelben zu verbindenden Semeinheitstheilungen und fonfligen An: 
einanderfegungen, hätten zur Trage kommen und zum Gtreit gezogen wır 
den fönnen, und dann zum Weg Rechtens gehört hätten ($. 178. a. 4. O.): 

2) über tie Frage, cb die Entfchätigung in Land oder Kornrente anwendbar 
fet ($. 179. a. a. O.); 

3) wegen ter Berpflicktung, wie wegen ber Höhe der in Kapital cn 
Reute feſtgeſetzten Entichätigungen ($. 180. a. a. O.); 


B. nur mit der Wirkung, daß, der Appellation ungeachtet, mü 
Ausführung der Entfcheidung ter Gen. Kom. verfahren werden muß, un 
das Erfenntniß des Mevif.»- Kollegii nur auf eine andermeitige, dem Ayyel- 
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Ianten in Kapital oter Rente zu gewährente Entfchädigung gerichtet wer ' 


den taıf (66. 181, 184. a. a. D.): 


1) wegen Abänderung tes Nuseinanderfeßungs: Plans rüdfichtlich ber Lands : 


Entſchaͤdigung; 

2) wegen anderer, in Natural⸗Objckten beſtimmter Ausgleichungépunkie un 
Morbehalte des Auseinanterfegungs: Plans, Beichränfuug der Waltisrlie 
Difttifte, des Brennmaterials, ter Koffilien, Wege, Suiflen, Tränffätten, 
Entwäflerungs-Anlagen, ter erferberlichen Gebäude, ter Vermehrung dei 
Inventarii und dergl. ($. 183. a. a. O.) 


Nur in Bezug auf Theilnehmungsrechte, melche auch de 

zwifhhenfunft der Auseinanterfegungen vorgefommen fein wür 

den und dann zum Wege Rechtens zu verweifen gewefen wären ($. 1%. 

— Oo): führte die V. v. 29. Nov. 1819 tie dritte Iuflanz an das Ober 
rib. ein, 

Der nach 66. 202. u. 203. der B. v. 20. Juni 1817 geftattete Rekart 
an dad Min. tes I. wegen des Ausführungstermind des Auselnaw 
derfegungsplans führte fehon früher auf ein gleiches Rechtsmittel gegen ten 
Plan felbft und gegen einzelne Theilftüce veffelben, ald Wege, Gräben 
anlagen ıc., naturgemäß, im Wege ter Befchwerten » Inflanz, durch die 
Praris von felbft bin. 

11. Das Gefeg Über die Ausführung der Gem. Th. und 
Abldf. Orten. v. 7. Juni 1821, welches diefe Gefchäfte den Geu.-Kom 
mifftonen übertrug, erweiterte nun: . 

1) die Pflicht der Letzteren zur Wahrnehmung tes landet⸗ 
polizeilichen Intereſſes auch bei diefen neuen Geſchäften insbeſondere 
dahin, daß darauf zu fehen fei, wie vermöge der neuen Eintheilung 
bie auseinandergefegten Grundftüde, ven Zweden ver Auseinanterfehung 
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gemäß, fogleich benutzt und gleich ten in Gemeinheit verbleibenden, in den 
söglichft vollfommenften Planlagen und in fihidlicher Verbindung 
th Wege u. f. w. auögemwiefen, auch alle zur Vereitelung oder Erſchwe⸗ 
ng der Zwecke der Auseinanderfegung gereichenden Abreden der Partbeien 
— zu verwerfen feien; 
2) ten im $. 173. ver V. v. 20. Juni 1817 nachgelaffenen Nefurs 
m rad Min, des I., welcher in folgenten Bällen für zuläffig erflärt 
wurte: 
a) wenn tie Beſchwerde folche Gegenftände betrifft, Die nach allgemeinen Bers 
fchriften zum Wirfungsfreife der verwaltenten Behörden gehören, wohin 
in&befontere die im $. 43. Nr. 1. bis 4. benannten Gegenflände zu redınen 


find; 

b) wenn tie Befchwerbe die Zulaffung oder Zurückweiſung nachgefuchter Abs 
löfungen, &emeinheitstheilungen, der Ausweifung tes hulfreien Drittels, 
einzelner Auszüge aus der Gemeinheit und anderer, auf die nähere Bes 
Aimmung und Ginfcränfung der beftehenden Gemeinheiten abzwedenden 
Ginrihtungen nnd tie Statthaftigkeik der Sukhaflatien des zu theilenden 
Gegenflandes betrifft; 

ec) wenn darüber gefiritien wird, ob bei Forſten die Bntfchätigung der Dienft- 
barfeitö: Berechtigten in Land zu geben fei; 

d) wenn über die Unvoftiänbigfeit und Unzwecmäßigfeit der Auseinander: 
fegungen und Regufirungen in wirtbfchaftlichen Beziehungen, inebefondere 
bezüglich auf einen Abbau, auf ganze Planlagen und deren Unter⸗Abthei⸗ 
Inng, vorgubehaltende Wege und Triften, Viehtränken, Lehm-⸗, Sands und 
Mergelgruben, Kalk: und andere Steinbrüche, Bewäflerungs: und Sntwäfs 
fernngesAnftalten Beſchwerde geführt wird; 

e) wegen der Unzweckmaͤßigkeit der neuen Grenzzüge. 

Dabei wurde tem Min. tes I. im $. 20. nur die Befugniß zur Der 
legation ver Rekurdentfcheitungen an die Nevif.- Kollegien geftattet. 
Unter Abänderung ded 6. 24. ter V. v. 20. Juni 1817 wurte jedoch 
a ten 66. 3. u. 4. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 auch über wirth⸗ 
afıliche Fragen Follegialifche Berathung und Entfcheitung angeortnet; im 
$ 16. die Inftruftion ter Streitigkeiten, deren Eutfheitung hauptſaͤchlich 
on Rechtsgrundſätzen abhängig iſt, an einen zum Nichteramte verpflichteten 
Beamten gewiefen, entlih in ten 66. 11. seq. die öffentliche Bekannt⸗ 
machung des Geſchaͤfts für ven Tall, daß ein berheiligtes Gut Lehn oder 
Freikommiß fei, zu Erbzind- oder Wiederverkauſerechten befefien werde und 
lehnsfaähige Defeentenz fehlt, mit ter Wirfung vorgefchrieben, daß vie ſich 
meltenten entfernten Theilnehmer zu hören feien. 
Abgeſehen von ter Infonfequenz, daß nunmehr nad) $. 178. der V. 
d. 20. Suni 1817 in Verbindung mit ter V. v. 29. Nov. 1819 über vie 
BRegulirungsbefähigung, Appellation und Reviſion, Dagegen nach $. 
19. Ted Audführ. Gef. v. 7. Juni 1821 über die Zuläffigfeit von 
Ypldfungen, Bemeinheitstheilungen u. f. w. nur ter Rekurs an 
das Minifterium, — daß ferner nach $. 179. ver DB. v. 20. Juni 1817 
im Allgemeinen über die Frage, ob die Entfhädigung in Land 
uder Kornrente anwendbar fel, tie Appellation mit voller Wirkung, 
dagegen nad $. 19. Nr. 3. des Ablöf. Gef. v. 7. Juni 1821 über vie 
befondere Frage, ob bei Forſten vie Entfchätigung der Dienflbarfeits- 
berechtigten in Land zu geben fei nur ter Mefurs flatthaft war, — ließ es 
im Prinzip offenbar nicht billigen, taß, währen nunmehr in erfter 
Ran, ein formintee Kollegium über alle Gegenflänte ter Auseinander⸗ 
ng entfchied, in zweiter Inftanz die Entfcheivung darüber größtentheils 
« tem Rin. des I. anheimflel. Entlich wurde jegt mit Rückſicht auf 
11. seq. ein kontradiktoriſches Verfahren mit Lehns⸗ und 
ideikommißfolgern ıc. möglich, worüber Kann in zweiter Inftanz ($. 
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173. ter V. v. 20. Juni 1817) ebenfald Tas Min. entfchien, obwohl das 
bei, gleich wie bei einem Streite über die Provofationd-Befugniß, oft gerade 
fehr fchmwierige Nechtöfragen zur Sprache fommen. 

11. Die dritte Epoche in Beziehung auf die Nechtömittel bezeich⸗ 
net vie V. v. 30. Juni 1834. Durch tiefelbe wurde 

1) gegen die im $. 36. den Spezialfommiffarien überwiefenen Gnt- 
fheidungen der Streitigfeiten über Beſitz, interimiftifche Verwaltung unt 
Nutzung und über die mit Der Vorbereitung des Uebergangs aus ter bid 
berigen in die Fünftige Einrichtung zufanmenhängenten Fragen ter Nekurs 
an die Gen. Kom. und dad Min. eingeführt. 

2) Wurden ferner, unter Befchränfung der Kompetenz der Meviiiont 
Kollegien zur Entſcheidung zweiter Inftanz, zum Rekurfe an Das Wir 
verwiefen die Entfcheitungen 

a) über die Frage: ob dem Berechtigten die Entſchädigungen in Land ober in 
Kapital, oder in einer Natural⸗Rente zu gewähren fei ($. 46. Nr. 3.), fo 
daß alfo auch über die Verpflichtung und Höhe einer Rente nur tana 
vom Revifionsfollegio zu befinden blieb, wenn der Antrag des Beſchwer⸗ 
deführere auf Rapital oder Geldrente gerichtet war; 

b) über Befchwerden und Anträge, welce Natural s Abfindung oder andere 
Leiflungen, als Kapital und baare Beldrenten, und dabei nicht Theil⸗ 
a gpreäe und beren Umfang zum Gegenflande hatten ($$. 35. 
und 46.). 


Ob die zum Grunde Tiegenden Fragen und Derhältnife öfonomifcher 
und vechtlicher Natur, auf welche Art der Beweismittel zurüdzugebhen, im 
gleichen dad Statiun und ver Zweck ter Entfcheidung, war dabei ganz 
gleichgültig. Es Fam dabei allein auf den Gegenfland des Urtheild und 
des Antraged der Partheien an, ſo Daß das frühere Kriterium (6$. 24., 25. 
der V. v. 20. Juni 1817), ob eine Rechts⸗ oder Iandwirtbfchaftliche Frage 
vorlag, ganz verlaffen war. 

ußerdem wurde ($$. 48. u. 49.) nach rechtöfräftiger Gntfcheidung 
über den Land» bfindungsplan oder über andere zu demfelben und reſp. ia 
tie Rekursinſtanz gehörige Gegenftände und Beſchwerden, fei es in eiſter 
oder in ter Rekursinſtanz — ein Separatverfahren in erfler Inflay 
binnen ſechs Wochen auch alsdann nachgelaffen, wenn daſſelbe früher auf 
nicht angemeldet oder vorbehalten gewefen war. 

In Beziehung auf tie Wahrnehmung der öffentlichen Inter« 
effen bat Dagegen tie V. v. 30. Juni 1834 den Berufskteie rer Ausein 
anderfegungd-Behörten wieterum dadin beſchraͤnkt, daß 

1) Grundſteuer⸗Repartitionen vor Betätigung der Rezeſſe der beir. Depart. 
Regierung mitzutheilen uud von dieſer erft zu genehmigen find; 

2) den Regierungen und ProvinzialsSchulfollegien (ber Abth. für die Berm 
der Domainen und Forſten und der Abth. für die Kirchenverwaltung ud 
das Schulwefen), die Bertrelung bes Fiskus und der von ihnen reffortiren 
den Anftalten wegen aller zu ihrer unmittelfaren Verwaltung gehörigen 
Büter zurücgegeben if; 

3) den Regierungen (Abth. bes Innern) eine Konkurrenz, und Mitaufficht ie 
allen Fällen eingeräumt wurde, wo es fich in Städten und Dörfern zu 
Theilung des Gemeindevermögens handelte. 

($. 11. der B. v. 30. Juni 1534.) 

Waͤhrend die V. v. 20. Juni 1817 ven Rekurs an das Min. u 
ſtaatsrechtliche und flaatöwirthfchaftliche, ingleichen auf die Intereſſen ent 
fernter, nach ten damaligen Vorfchriften nicht beſonders zu hoͤrender Theile 
nehmer, namentlich der Butögläubiger, Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ Jutereſſes⸗ 
ten 2c. befchränfte, und gegen die in Intereffe woralifcher Perfonen, als 
des Fiskus, der Kirchen u. f. w. getroffenen GEntfcheidungen die Ayppellarios 
zuließ, während ferner das Ausführ. Gef. y. 7. Juni 1821 den Rekurs af 
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Me Fragen der Landes⸗Polizei und des Landeskultur⸗Intereſſes ermeiterte, 
wonte die V. v. 30. Juni 1834 vie richterlihe Kompetenz des Min. noch 
af eine Menge anderer Gegenftände aus, vie mit den Öffentlichen Inter- 
im und ſolchen Mechten, teren Wahrnehmung ven Behörden von Amts⸗ 
gen oblag, feine Verwandtſchaft haben. 

Die V. v. 14. Dec. 1833 über das Nechtömittel der Reviſion und 
er Nichligkeitsbeſchwerde iſt Taut K. O. v. 15. März 1834 auf die Aus» 
sanderfeungd-Angelegenheiten nur in fo weit für anwendbar erflärt, als 
e Entfcheidungen in Streitigkeiten über Theilnehmungsrechte oder teren 
mfang Überhaupt wegen folcher Nechtöverhältniffe erfolgen, welche ohne 
tückſicht auf die Regulirungs⸗, Bemeinheitötheilungsd- und Abldfungd-Ge- 
ge und auf vie biernach zu bewirkenden Auseinanterfegungen Gegenfland 
mes Prozeſſes hätten werben Fünnen und aldtann zum ortentlichen Rechts⸗ 
nge gehört hätten. 

Endlich iſt noch zu erwähnen, daß tie Nekursfrift durch den $. 7. ver 
J. v. 5. Mai 1838 auf ſechs, refp. zwoͤlf Wochen erweitert, und vie civil« 

ualifchen Vorfchriften über Bagatellfachen und teren Behandlung 

Art. 1. ver Dekl. v. 6. April 1839 und ter Dell. v. 23. Nov. 1839 
uich auf Auseinanderfegungd- Angelegenheiten anwendbar erflärt worden fint. 


Die vorſtehende Lieberficht zeigt, welche Eomplicirte Worfchriften vor 
a Publikation der DB. v. 22. Nov. 1844 über die Beringungen, unter 
xichen der Rekurs an das Min. des 3. und tie Appellation an die (da⸗ 
wigen) Reviſtons⸗Kollegien ftatthaft war, beftanten. Die Folge davon 
kr, daß die Anmendung jener Vorfchriften felbft im Schooße ter Behör- 
» und im Minifterium ven mannigfachiten Zweifeln Raum gab, wodurch 
mögerungen, Irrthümer in der Wahl der Mechtömittel und Anhäufung 
t Koften eniflanden. Ueberdieß trug die Ausdehnung ter richterlichen 
mpeienz des Min. des J., verbunden mit ter Zweifelhaftigfeit ter Fälle, 
denen das Rechtsmittel des Rekurſes oder der Appellation ftattfinde, zur 
sänftigung des Beſchwerdeweſens bei und verwirrte das Bewußtfein Der 
dlichen Bevölkerung über die Berentung richterlicher Behdrten und Er⸗ 
ntniffe. Die verfchietenartig abgegrängte Kompetenz refp. der Reviſions⸗ 
Hegien und tes Min. des 3. führte zu einer fachwidrigen und nachthei⸗ 
m Auseinanderreißung der zufammengebörigen Beurtheilung deſſelben 
ch⸗ und Rechtsverhaͤltniſſes. Endlich fland vie vem Min. des J., als 
er bloßen Verwaltungsbehörte, beigelegte richterliche Entfcyeitung über 
tat = Wermögendrechte nicht im Einklange mit ten fonftigen bei Organi⸗ 
on der Michterbehörken befolgten Grundſätzen. 

Diefe Gründe führten zu denjenigen Abänderungen Betreff ter Or⸗ 
sifation der zur Entfcheidung in zweiter Inftanz in Auseinanderfegungd- 
uber berufenen Behörden und Betreffd ter Mechtömittel gegen die Ent- 
eddungen erſter Inftanz in jenen Angelegenheiten, welche durch die V. v. 
.Moo. 1844 geisoffen worten und gegenwärtig gültig find. 

Diefe DB. Hat (im $. 7.) die Auflöfung ſaͤmmtlicher bis dahin zur 
ufcheitung in zmeiter Inftanz beſtandenen Meviflons» Kollegien, und bie 
Sertragung fämmtlicher Gefchäfte terfelben auf das für die ganze Mo⸗ 
echie errichtete Reviftond» Kollegium für Landes-Kultur-Sa- 
en ") angeordnet, über deſſen Einrichtung, Befugniffe und Verpflichtungen 
zen SS. 8. ff. die näheren Beflimmungen getroffen worden find. 





4) Bergl. auch die Befanntmach. des Min. des J. v. 31. Juli 1845 (f. in 
RL 6. 31-32). 
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Die 66. 14. u. 15. a. a. O. aber ertheilen die neuen Borfdriftes 
in Betreff des Mechtömitteld zweiter Inftanz, und befeltligen vie abwel- 
chenten, bereit8 durch vie DB. v. 30. Juni 1834 theils mohifichten, t 
aufgehobenen Beftimmungen ter V. v. 20. Juni 1817. 99. 173., 174.1 
178—184., fowie ter V. v. 30. Suni 1834 66. 45—50. 

Es ift dadurch Tas Rechtsmittel des Mefurfes an das Mini 
rium des Innern völlig aufgehoben und lediglich auf Tas Hepi- 
fions-Rollegium für L. K. ©. übertragen, dem Min. tes 3. aber ur _ 
tag Aufſichtsrecht über tie Auseinanderfegungs- Behörden belaffen wer 
ten 2) (6. 14.); übrigens aber fintet gegen Erfenntniffe erfler Inftanz in 
gutöherrlich-bäuerlichen Regulirungs⸗, Gemeinheltötheilungs- und Ablöfungee 
Sachen ſtets tie Berufung an rad Neviftions- Kollegium für. & 
©. flatt, — ohne Ausnahme, es möge ſich Dabei um Theilnehmungsreite 
und teren Maaf, um ten Abfindungdplan oter um die Art und ten Be 
trag ter Entfehärigung banteln, — und zwar tie Appellation, wenn 
der Begenftand der Befchmwerde funfzig Thaler überſteigt; Tagegen 
der Nefurs (nah Art. 1. Nr. 2. u. 3. ter Del. v. 6. April 1839), 
wenn ter Gegenſtand ter Befchwerte nur funfzig Thaler om 
weniger beträgt. *) 

Dergl. audy vie Erläut. zu 66. 14. u. 15. ter V. u. 22, Nov. 18. 


3u 88. 173. und 174. 


Diefe GG. ſind für antiquirt zu erachten. (Vergl. bie hiſtoriſche Ueber 
fiht oben ©. 362 ff.) 


N 


Zum $. 175. 
(Summa appellabilis.) 


1) Die Frage: ob gegen eine Entfcheitung erfter Inftanz in Austen 
anderfegungs > Sachen das Mechtömittel ter Appellation oder tes KRe⸗ 
kurſes zuläfftg ift? hängt Ietiglich von dem Begenftante ver Beſchwerde, 
nicht von dem Gegenflante des Erkenntniffes, gegen welches tie Be 
ſchwerde gerichtet iſt, ab. 

Vergl. 6. 175. ter V. v. 20. Juni 1817, K. D. v. 23. Nov. 18 
2.5, 1839. &. 336) und ©. 2. ter V. v. 21. Juli 1843 (9. ©. 18 

2) In Betreff ter Berechnung des Gegenflandes der Appellatien 
(ver Beſchwerde) verweift ter 6. 175. ter V. v. 20. Iuni 1817 ef : 
den $. 3.2. ©. O. L. 14. 


Ns 


1) Hiernach find alfo Befchwerden über Verfügungen der Nuseinunten = 
febungss Behörden bei dem Min. (jegt dem Min. für landwirthſch. Ang.) anyuriagen = 

2) a) Hiernach ift das &. R. des Min. des I. für Gew. Ang. v. 15. Ok ? 
1836 (v. K. Ann. Bd. 20. ©. 597) antiquirt, welches ansfprach, daß rn * 
die Cutſcheidungen erſter Inſt. bei Streitigkeiten über tie Verpflichtung zur Dee \ 
tation einer Schule nicht die Appellation, ſondern der Relurs an dei 1! 
Min. flattfinde. — E86 findet jeht auch in biefer Beziehung die Appellatien ad 
ber Rekurs an das Reviſ.⸗Kolleg. für 2. 8. S. flatt, jenachtem der Gegenflan 
ber Befchwerde über 50 Thlr. oder weniger beträgt. 

b) Bine Ausnahme in Betreff des Inflanzenzuges bilden tie Eilrrliige 
feiten über tie rerktliche Natur ter anf Mühlengrundpflüden haften 
Abgaben, in melden das Reviſ.-Kolleg. für &. 8. ©. allein als erke ö 
einzige Inflanz zu entfcheiten hat. (Vergl. $. 3. des Mählen⸗Ablöſ. Bel. 
11. Märy 1850, f. in Bd. 1. ©. 240 u. die Erläut. dazu in Bd. IT. wie. L 


tataı - 
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= Dam if zu bemerken: 
- 4) Der 3.0. a. O. fließt nur die Bagatellſachen von ver 
ellation aus. 
Unter „Bagatellfahen“ find nad genenmwärtiger Lage der Gef 
sung alle viejenigen Rechtsſtreitigkeiten und Streitpunfte, beziehungsmelfe 
eſchwerden zu verftehen, deren Gegenſtand nach Gelde abzufchägen iſt und 
m Werth von 50 Rtihlr. nicht überſteigt. 

Bergl. Art, 1. Nr. 2. ver Defl. v. 6. April 1839 (8. ©. 1839. ©. 
) und 8. D. v. 23. Nov. 1839 (a. a. D. S. 339). 

b) In Betreff ver Berechnung des Werthes des Streitgegen» 
audes und der Zuläffigleir der Rechtsmittel kommen die Vor⸗ 

ber V. v. 21. Juli 1843 1) (8. ©. 1843. ©. 297) zur Anwen» 
2 


Hierbei ift indeß Folgendes zu bemerken: 
a) Es beflimmen gleichlautend: 
u 2. v. ‚21. Juli 1843 6. 4. und das ©. v. 10. Mat 1851 


Bei wiederfehrenden immerwährenden Nutzungen wird der Zöfache, 
el Rusungen, deren Fünftiger Wegfall gewiß, deren Dauer aber unbeftimmt if, 
er 124fache Betrag einer Jahresleiſtung als deren Kapitalwerth 
sgenommen. 


bb) die V. v. 21. Juli 1843 6. 7. Nr. 1. und das ©. v. 10. Mal 
851 $. 12, Nr. 3. Litt. a.: 


Leikungen, deren Werth fih nur nad jährlihen Durchſchnitten 
ekimmen läßt, find nad den Grundſätzen der für die betreffenden 
audestheile geltenden Ablöf. Orbnungen au veranfchlagen, und 
i dieſerhaſb, wenn eine Parthei es verlangt, ein Gutachten der Auseinander⸗ 
Mangsbehörbe eingeholt werden. 


In Bezug hierauf bat das Ob. Trib. (in dem Erf. v. 13. Sept. 
188) folgenden Grundſatz ausgefprochen: 

Wenn Leiflungen, deren Werth fich nur nach jährlichen Durchſchnitten beftims 
neu läßt, den Gegenſtand des Prozefies ausmachen, fo if nur der Jahresbes 
ag mach den Grundſätzen der für den betreffenden Landesiheil geltenden Abldſ. 
Dein. zum veranfchlagen, nicht aber die Kapitalifirung zu bewirken, vielmehr 
ns den $. 11. Nr. 3. des Geſ. v. 10. Mai 1851 gegebenen Prinzipien der Ka» 
Wefwerth zu berechnen ). (Praͤj. 2470., Cutſch. bes Ds. Trib. Op. 26. ©. 359.) 


28 Mevif.-Rolleg. für 8. S. bat (unterm 17. Sept. u. 
k 1852) angenommen, daß bei einem Streite über die Zuläffigkeit 





1) Bergl. in Br. I. ©. 580 ff. 

2) Das ©. ». 10. Mat 1851, betr. den Anfab und die Erhebung ber Ges 
efoſten (8. S. 1851. ©. 622 ff.), betrifft nur den Anfap und die Erhebung 
r@erichtsfoflen, und die B. v. 21. Juli 1843 if daneben In Gültigkeit 
blieben, foweit es nicht auf den Kofenanfas anfommt. (Bergl. die 
Ar. des uf. Min. v. 10. Sept. 1851 zum $. 11. des ©. v. 10. Mai 1851, 
R Min. Bl. 1851. €. 121.) 

3) Diefe Anficht des Ob. Trib. muß zwar für richtig erachtet werden, ba 
rg. 4. der V. v. 21. Juli 1843 die Norm für die Kapitalifirung wieder⸗ 
weder Immerwährender Nutzungen beflinmt, der $. 7. Ro. 1. a. a. O. aber 
z Die Behimmungen über die Abfchägung des Jahresbetrages folder Leis 

Betrifft, welche nach jährlichen Durchfchnitten abzufchägen find; nicht ges 
— dagegen erſcheint, nach dem in der vorigen Note Bemerkten, die Bezug⸗ 
me des Ob. Trib. auf die Vorſchriften des Geſ. v. 10. Mat 1851, wor⸗ 
u indeß nichte weiter ankommt, da deſſen betreffende Beſtimmungen wörtlich 
u denjenigen der V. v. 21. Juli 1843 uüͤbereinſtimmen. 
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der Abloͤſung einer Abgabe die Zuläfiigfeit ded Rechtömittels nach tem 
Kapltalewert : der Abgabe zu beurtheilen ſei. (Brüj. Samml. des Revif. Kelly. 
S. 13. Nr. 3.). 

c) Die weiteren Vorfchriften des 6. 3. A. G. O. J. 14. find tut 
neuere Beflimmungen abgeändert worden. | 

Es verordnen nämlich die Defl. v. 26. ug. 1825 1) (©. ©, 188. 
©. 223) und die K. O. v. 9. April 1836 ?) (G. ©. 1836. ©. 172), Yef 
in allen Auseinanderfegungd-Sachen die Berechnung nach dem Gefammi- 
betrage aller Leiftungen der mehreren Theilnehmer, welche ta 
Segenfland der Appellationse oder Neviflons-Befchwerden ausmachen, zu 
gelegt werden fol. *) 

Demnähft bat auch die V. v. 21. Juli 1843 *) (G. ©. 1843, ©. 397 
im $. 10. Heflimmt, daß die Zuläfftgkeit ver Rechtsmittel in allen Prozcſe 
nach dem Gefammibetrage der Borderungen oder Leiftungen ver meh 
reren Streitgenofjen zu beurtheilen fet, 5) 

o Der Rekurs (an das Mevifions» Kollegium für 2. K. ©.) fin 
det flatt: 

a) gegen Erkenntniſſe erfter Inflanz in Bagatellſachen, L gegen 
Agnitiond» und Purififationd» Nefolutionen, wenn zwar das Erkennta 
oder die Agnitions⸗Reſolution eine höhere Summe als 50 hlr. bet 
die dagegen erhobene Beſchwerde aber nur 50 Thlr. oder weniger zum Ge 
genftande bat. In diefen Bällen ift werer tie Appellation, noch Vie Ri 
tigkeitsbeſchwerde zuläfftg. 

Vergl. Art. 1. Nr. 2. der Dekl. v. 6. April 1839 (©. ©. 1839. ©. 1%), 
K. O. v. 23. Nov. 1839 (8. ©. 1839. S. 336) und K. D. v. 22. de 
1841 (®. ©. 1842. ©. 16); 

b) wegen unrichtiger Entſcheidung des Koſtenpunktes, wen 
in der Hauptfache Fein NHechtömittel zuläffig iſt oder enge t wird, geh 
Erkenntniffe erſter, nicht aber gear Erkenntniſſe zweiter nfan 

Vergl. Art. 1. Nr. 3. der Dekl. v. 6. April 1839 (G. S. 1859. ©. 3 

Vergl. übrigens das Nähere in Betreff der Nechtömittel bezüglich 
Koftenpunftes in $. 13. des Koflen-Degul, v. 25. April 1836 und 
oem eilt. dazu, indbef. dad R. des Min. des I. v. 22. Ayeil 1 

. unten). ’ 

7 Der Rekurs findet übrigens nicht nur ſtatt, wenn wefentliche Ser 
gel bei der Inſtruktion vorgefallen, oder offenbar erhebliche Thatſachen Abm 
gangen find, oder gegen klare Rechte gefprochen if, ($. 18. ©. D.L 

6), fondern auch In allen Bällen, wenn dad Uriheil einen Rechtt 
verlegt, er möge auf einer audprädlichen Vorfchrift des Geſezes berufen 


ea — — — — — — 








1) Vergl. in Bd. J. ©. 579. 

2) Ebendaſ. S 580. 

3) Die in der 8. ©. v. 9. April 1836 enthaltene Hinwelfung anf vie Be 
ierungen in ber Provinz Preußen findet jet auch anf bie Abrigen, u WM 
tele der Gen. Kommiffionen gefetenen, Regierungen Anwendung. (Berl. 8 

v. 27. Juni 1840 (©. ©. 1840. ©. 132, f. in Br. L ©. 27) unb Ruf. &f 
v. 4. Juli 1840. (©. ©. 1840. ©. 220, f. in Br. L ©. 28. 

4) Bergl. in Bd. I. ©. 580 fi. 

5) Bereits der Plenarbeſchluß des Ob. Trib. v. 10. Juli 1837 helle bie 
Del. v. 26. Aug. 1825 und die K. D. v. 9. April 1836, bafin ausgelegt a 
bei der Prüfung, ob die Höhe des Gegenflundes das Rechtem (der Keil 
geRaite, in allen, den Ben. Kom. und Meg. übertragenen Au XXI 

ie Intereſſen der mehreren Betheiligten, welche das Rechtemittel ergreifen, ge 
fammen u vechnen ſeien, oßne Unterfchied, ob es ſich von Leilumgen im 
Sinne (bäuerlichen Leiſtungen) Handelt oder nicht. (Entfch. Bp. 2. ©. 358 E) 
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aus dem Sinne und Zufammenbange des Geſetzes hervorgehen, ober 
ı taffelbe einen folchen Zrundſag in Fällen, wofür er nicht beſtimmt 
n Anwendung bringt. (Art. 1. Nr. 2. u. 3. ber Dekl. v. 6. April 1839, 
5, 1839. ©. 126). 

Für das Verfahren in den, von dem Neviffond- Kolleg. fr L. K. ©. 
tledigenten, Rekurs⸗Sachen find die Vorfchriften der K. O. v. 
ng. 1832 (9. ©. 1832. ©. 139), der $$. 5. und 7. der V. v. 5. Mat 
; (&. ©. 1838. ©. 273) und des 6. 3. der V. v. 21. Juni 1843 
5. 1813. S. 294) maaßgebend. 1) 

d) Das Revifions- Kolleg. für & 8. ©. bat (in dem Ei. v. 
lan. 19) bezüglich des Rekurſes in Bagatelfachen folgende Orund⸗ 
entwidelt: 


») Der nach $. 18.9. G. O. I. 26. in Form einer bloßen Befchwerbe ger 
krkenntniſſe erſter Inf. geattete Rekurs bat durh die 8. O. v. 8. Ang. 
. die 3. v. 5. Mai 1838. $$. 7. u. 10. und die Dekl. v. 6. April 1839. 
l. Ar. 2. die Natur eines wirklichen, der Nichtigkeitsbefchwerde ähnlichen 
Imittel8 angenommen. 

N Nach Nr. 2. der K. D. v. 8. Aug. 1832 mußte derfelbe innerhalb vier 
u bei dem Dbergerichte angebracht werben, bei welchem das Mefursges 
amter den Memorialien vorgetragen, und wenn e6 offenbar unzuläffig ober 
ränbet erfchien, durch ein Defret zurücgewiefen, anderenfalle aber von dem 
enden Gerichte Bericht mit Ginforderung der Aften gefordert werden. 

Yiefe Beſtimmungen febten indeß voraus, daß nicht bloß eine Anmeldung 
Rechtsmitiels ohme gleichzeitige Subflantiirung der Befchwerden, fondern 
rflich fubflantiirtes Rekuregeſuch innerhalb der geſetzlichen Nothfriſt 
acht werden muß. 

> Diefe Vorſchriften find auch jetzt noch maaßgebend, wenn gleich die Noth⸗ 
mw den Nefurs allgemein auf 6 Wochen verlängert und nach $. 1. der ®. 
Inli 1843 beſtimmt worden if, daß jedes zuläffige Rechtsmittel, alfo auch 
kurs, bei dem Richter erfter Inſt, in Auseinanderfeßnngsfachen aber 
ı Die Auseinanderfeßung leitenden Gen⸗⸗Kommiſſionen ober landwirth⸗ 
Hl. Meg sAbtbeilungen angebracht werden fol. Hierdurch if die Nr. 1. 
.D. v. 8. Aug. 18532 nur infoweit abgeändert, daß die Anbringung des 
mittels bei dem Richter erſter Infl., oder in Auseinanderfegungs-Sachen bei 
zeichneten Behörden zu erfolgen hat und tiefe nur in Betreff des Gegen⸗ 
B und der vorgefchriebenen Friſt die Zuläffigkeit des Rekurſes zu beuriheilen, 
ra Übrigen Beziehungen aber die weitere Behandlung dem höheren Bichter 
staflen haben. (Vergl. and bie analogen Beflimmungen des $. 34. der B. 
Sau. 1849 und der 66. 65. u. 66. des G. v. 21. Juli 1849, &. ©. 1849. 
». 307). Diefer aber ift nur befugt, das Refursgefuch in der Faſſung, wie 
3 innerhalb der gefeplichen Notbfrift eingereicht worden, eimer Beurtheilung 
tertverfen, nicht aber ifl er berechtigt, auf die er nad Ablauf der Noth⸗ 
angebrachten Rec fertigungsgrünte einzugeben. (Bergl. die analoge Vers 
des Art. 8. der Del. v. 6. April 1839.) 

I) Hiernadh ift anzunehmen, daß das in Bagatell-Sachen gegen Erkennt⸗ 
erſter Inſtanz zuläſſige Rechtsmittel des Rekurſes durch eine bloße Anmel: 
innerhalb der Nothfrift nicht erhalten wird, fondern nur dann gewahrt ift, 





— |. 


1) Das ©. v. 20. März 1854 betr. einige Mbändernngen der Borfchriften 
bas Givifprogeßverfahren (G. ©. 1854. &. 000) bat In den 88. 5—12. das 
'tabr en in der Rekursinftang, fowie bie Vorfchriften über die Begründung 
ne Wirkungen des Refurfes (unter Aufhebung der früheren darüber ergans 
ı Beimmungen) neu georbnet, bierbei indeg im Wefentlichen bie 
erigen Belttimmungen beibehalten. Der $. 20. a. a. D. beſtimmt indeß, 
Vie gedachten Beſtimmungen auf bie zur Kompetenz der Auseinander⸗ 
mgsBehdrden gehörigen Sachen nicht angewendet werben follen. Kür 

an das Nevif., Kolleg. für 2. 8. ©. bewendet es mithin bei den 
beste gedachten bisherigen Borfchriften. 

24* 





372 Bon d. Abldf. der Reallaſten, den Megulirungen u. Bene. Thellungen 


wenn bafielbe innerhalb der Notbfrift beider Gen⸗Kom. oder Reg. sUhi 
gerechtfertigt wird. Es genügt deshalb auch nicht die Anbringung umd Rechtj 
tigung des Refurfes bei der Spezials Rommilfion. 

&) Der Koſtenpunkt in Rekurs⸗Sachen ift nad) den Vorſchriften für Ri 
tigfeitsbefchwerden ($. 18. der ®. v. 14. Dec. 1833, R. des Juſt. Min. v. 
Suni 1836, v. K. Jahrb. Bd. 47. ©. 556) zu entfcheiden !). (Zeitfchr. des Rat 
Kolleg. Bd. 6. ©. 150-154 und Präj. Samml. ©. 13. Nr. 9.) 

4) Zufammentreffen der Nechtömittel ter Appellation und I 
Rekurſes. 

a) Nah der K. O. v. 23. Nov. 1839 (G. S. 1839. S. 336) ſoll 
wenn in einem Prozeſſe über mehrere, aus einem und demſelben Geſth— 
hervorgegangene Streitpunfte die beiden Mechtömittel der Ayppellation ı 
des Mefurfes zufammentreffen, die im Art. 4. der Dekl. v 9. April 18 
ertheilten Vorfchriften zur Anwendung fommen, fo dag die Appellation 
Rekurs nach ſich zieht. 

b) Das R. des Juſt. Min. v. 10. Nov. 1840 (Juſt. Min. Bl. 18 
S. 385) führt unter Bezugnahme auf den Inhalt jener K. D. aus, I 
auch für ven Ball, dag bei einem und demfelben Streitpunfte 
beiden Rechtsmittel der Appellation und des Rekurſes zufammentreffen, 
erſtere ven letzteren nach fich zieht, daß demnach der Rekurs in einem | 
chen Valle wie eine Appellation zu behanteln und mit verfelben durch 
Erfenntniß zu erledigen ift; wogegen in dem Balle, wenn in einem P 
zeffe über mehrere, aus verfchiedenen Gefchäften hervorgegang 
Streitpunfte der Rekurs und die Appellation zufammentseffen, die in 
V. v. 14. Dec. 1833, $. 9. (©. ©. 1833, ©. 305) gegebenen Vorſchri 
analog anzumwenden find, und zwar tergeftalt, daß ber —*2* ſo beharı 
wird, mie es dort Hinfichtlidy der Nichtigfeitäbefchwerde für den Kal if 
Zufammentreffend mit der Appellation angeorpnet iſt, und demgemäß, 
nachdem ter Bal unter Nr. 1. oder Nr. 2. des $.9. a. a. D. vorhau 
ift, die Entfcheidung über das Rekursgeſuch bi8 nach Erledigung 
Appellation ausgeſetzt oder der Rekurs wie eine eigentliche Ayppellation 
handelt werben muß. 

5) In Betreff der Wahrung der Rechtomittel und des weiteren X 
fahrens iſt e8 ohne Einfluß, welche Bezeihnung die Parthei dafür 
der Anmeldung gewählt hat; es kommt vielmehr nur auf den Zwei 
Defchwerde und den dabei formirten Antrag an. Deshalb ift, wenn 
— —— der ppellation in —* wo nur der Rekr 

attfindet, und umgekehrt des letzteren, wo erſtere eintritt, 1 
eigentliche Rechtsmittel gewahrt. erfolge MR 

Dies haben tie Min. des I. u. der 3. in dem €. R. v. 24. £ 
41840 (Min. BL. d. i. 3. 1840, ©. 480) anerkannt. 

Dergl. auch vie R. des Juſt. Min. v. 22. Sept. 1831 und 16.3 
1832. (v. X. Jahrb. Bd. 38. ©. 109, n. Bb. 39. ©. 144, Gräf, ©. 
G. 417—418). °) 


1) Das Bräj. des Revif.sKolleg. für &. 8. ©. v. 14. DE. 1851 mia 
an, daß für Nefursbefcheide in Sadyen mit Objeften über 20 Thlr. Kapitahn 
Urtelögebühren anzufegen, bei Gegenfländen unter 20 Thlr. dagegen bloß Rat 
lien. (Praͤj. Samml. deſſelb. ©. 15. Nr. 10.) 

2) Diefe Reſkr. beziehen fich zwar nur auf ven früher beſtandenen Melı 
an das Min. des I., umd nicht eigentlich auf den Refurs in Bagatell! 
chenz allein der darin in der gedachten Beziehung angenommene Grunbfep u 
aus gleichen Gründen aud für den jept nur noch beRehenden Unterſchied 
Rechtsmittel der Aypellation und des Bagatell⸗Rekurſes mantachend fi 
Das Iuf. Min. hat übrigens denfelben Grundfap and in diefer Beziehn 
in dem BR. v. 10. Juni 1641 (Juſt. Min. Bl. 1841. ©. 218) ansgefprecdhen. 
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Auh das Mevif.» Kolleg. für 2. 8. ©. bat (unterm 18. Jan. 
1350) angenommen, daß eine AUppellationd-Anmeldung bei nicht appellabler 
Summe, welche zugleich die Nechtfertigung der Befchwerden enthält, als 
Refurs anzufehen ſei, auch wenn darum in derfelben nicht ausdrüdlich ge» 
beten iſt. (Präj. Samml. defielb. S. 14, Nr, 6.) 


Zum $. 176. 
(Appellationd» Frift). 


1) Der 6. 176. tft abgeänbert worden, und zwar zunächft durch 
ben $. 22. der V. v. 14. Dec. 1833, wodurch die Friſt zur Einlegung 
ves Nechtsmittels der Appellation auf 6 Wochen beflimmt wurbe. 1) Der 
8. 7. der DB. v. 5. Mai 1838 2) ordnete hierauf unter Aufhebung des 
$. 2. ver 8. O. v. 8. Aug. 1832 (G. S. 1832. ©. 199.) für das Nechts- 
mittel des Mekurfes diefelbe Friſt an und viefer Zeitraum, welcher durch 
von 6. 21. der V. v. 14. Dec. 1833 bereit für den Fiskus auf 12 
Wochen ausgedehnt worden war, ift in Folge des Art. 13. der Dekl. v. 
6. April 1839 auch für die Land» und Stadtgemeinden, privilegirten Kor- 
yerationen und unter Bormundfchaft ſtehenden Perfonen verdoppelt worden. 

2) Die Frage betreffend, bei melcher Behörde die gegen die Entfchei- 
bangen zu ergreifenden Mechtömittel anzubringen? fo iſt der $. 10. der V. 
w 5. Dat 1838, fo wie vie 8. O. v. 19. Mär, 1839 (9. ©. 1839. 
S 107), welche tie Einlegung ter Nechtömittel auch bei den Kommiſſarien 
der Auseinanderfegungd » Behörden geftatteten, durch tie V. v. 21. Juli 
1943 °) (8. S. 1843. ©. 294) ©. 1. dahin abgeändert worden, daß in 
Iuseinanderfegungsfachen das Mechtömittel ſtets bei den die Aus⸗ 
Inanderfegung leitenden Gen.-Kommiffionen oder den ihre Stelle ver- 
netenden Regierungdabtheilungen anzumelden iſt. *). 


—— — —— — — — 


1) Das C. R. des Min. des J. für Gew. Ang. v. 10. Dec. 1834 und das 
wr mitgetheilte Schreiben des Juſt. Min. v. 22. Nov. 1834 (v. 8. Ann. 
. 19. &. 71. Nr. 63.) erläutern — was ſich ganz von felbfl verſteht — 
Kf die Beflimmung des $. 22. der V. v. 14. Dec. 1833 auf alle Bälle alls 
gemein anwendbar fei, in melden der Rechtsweg und die Appellation in ben 
pm Refieri der Anseinanderfebungs Behörden gehörigen Sachen zuläffig If. 

2) Bergl. in Br. I. S. 561 ff. 

3) Ebendaſ. S. 552. — Durch diefe B. if mithin die K. O. v. 19. März 
"539 antiquirt. 

4) a) Das Juſt. Min. hat in den R. v. 28. Sept. 1843 und v. 23. Nov. 
844 (Zu. Min. Br. 1843. ©. 240 und 1844. ©. 254) ausgeſprochen, daß wenn bie 
Unmeldung des Rechimittels bei einer in diefer Beziehung infompetenten Behörde 
afolge, dieſe lehtere verbunden fei, tie Anmeldung fofort an tie Fompetente Bes 
Werde abzugeben. 

b) Das Revif.s Kolleg. für L. K. S. hat angenommen, daß die Anmeldung 
bee Uppellation bei einer Königl. Tilgungss Kafle (Paderborner, Heiligenftädter, 
Mittgenfteiner) das Rechtsmittel nicht wahrt; fondern daß die Anmeldung ſtets 
bei dem erfennenden Richter erſter Inflanz erfolgen muß. (Pril. Samml. des 
Besif. Koll. ©. 13. Mr. 3.) 

c) Das Revif.s Kolleg. für 2. 8. S. und das Ob. Trib. haben (in den 

9. 10. Dec. 1852 und v. 15. Dec. 1853) auf Grund des $. 1. der V. v. 

. Iufi 1843 ansgefprochen, daß in Auseinanderſetzungs⸗Sachen die Rechtsmittel 
wicht durch Anmeldung bei ber in der Eache beauftragten Spezial⸗Kommiſ⸗ 
Ton gewahrt werben, fondern das Hierzu die Einfegung bei der bie Auselnanbers 
fang Teitenden Behörde erforderlich fei. (Eniſch. des Ob. Trib. Bd. 26, 
& 35-358.) | 
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Zum $. 177. 
(Reftitution). 


Der 6. 22. der B. v. 14. Dec. 1833 hat die in ven 66. 34. u. 3. 

A. ©. D. I. 14. gegen Verfäumung ter Friſt zur Einlegung der Mediik 

mittel nachgelaffene Neftitution aufgehoben, und der Art. 13. ver Del u. 

6. April 1839 daffelbe rüdfichtlich nes Iandesherrlichen Fiskus, der yrisles 

irten Korporationen, Land» und Stadtgemeinden, unter Vormunbfgel 

ehenden Perfonen, und derjenigen, welchen vie echte der Minoreums 
zuſtehen, angeordnet. 


| 
| 
| 


Zu 66. 178—184. 


[Bergl. B. v. 30. Imi 1834. 88. 45—60., 63., V. v. 22. Nov. 1844. 98.6 
u. 15., Ansführ. Gef. v. 7. Imi 1821. 88. 19., 22., 23.) 


(Bolle Wirkung der Appellation). 


Zur Erläuterung der 66. 178 — 184. der V. v. 20. Juni 1817 m 
der damit in Verbindung ſtehenden 66. 45— 60. u. 63. der V. v. 30, Iezi 
1834, fowie die der 66. 6. u. 15. ter V. v. 22. Nov. 1844, und ii 
gegenwärtig über die Wirkungen der Rechtsmittel beſtehenden Rechtt⸗ 
zuflandes, tft Folgendes zu bemerken: 

1) Nach G. 178. ver V. v. 20. Juni 1817 fand wegen fireitige 
Theilnehbmungsrerhte, — welche dort näher bezeichnet find, — vie Ay 
Iation der Megel nach mit voller (fuspenflver) Wirkung ſtatt; (ve 
A. G. O. 1. 14. 66. 5., 6.); ferner die Appellation. mit gleicher Bin { 
tung darüber: ob die Entfchäpigung in Land oder Kornrente amenie 
ift; (6. 179. der V. v. 20. Juni 1817); desgleichen in allen Bin 
wenn über die von der Ausdeinanderfegungs-VBehörte in Kapital oder At & 
feftgefegten Entfehädigungen geftritten wird, fowohl wegen ver Verpflichtung °, 
wie wegen der Höhe derfelben. ($. 180. a. a. D.) ‘2. 

2) Außer diefen Fällen hatte die wegen der Ausgleichung der Sieh 2. 
nehmungsrechte von der Gen.-Kom. getroffene Entfcheltung bie im Art I ; _° 
der Deil. v. 29. Mai 1816 beftimmte Folge, daß nämlich der Appel h 





Iation ungeachtet mit der Ausführung verfahren werden nah 
und dad Erkenntniß des Reviſions⸗Kollegii nur auf anderweitige Eniäk 
digung des Appellanten gerichtet werden Fann. ($. 181. der ®. v. 20.38 
1817). — Demgemäß Eonnten die Appellationsbefchwerten gegen 
dungen über den Uuseinanverfegungsplan und Über antere In Fra >: 
objeften beftimmte Ausgleichungspunfte und Vorbehalte des Pla A Ir 
SS. 132., 182. ff. a. a. O. niemald auf Abänderung des Plans, WE N 
nur auf anderweite Entſchädigung in Kapital oder Rente gerichtet Ders 
Es war jedoch ten Partheien nad) 66. 134. 204. a. a. D. a 8* 
Feſtſtellung des Plans ter Nachweis geſtattet, daß und wie we 
behaltener, unerledigter Punkte, anſtatt Rente oder Kapital, noch — 
tural » Abfindung, ohne Zerrüttung des Plans und ohne überw kat 
NachtHeil für die ausgeführten Verbältniffe, zu gewähren fe. Aus m 
war nad) 6. 189. a. a. O. der Appellationsrichter verpflichtet, üb" en 
neue, mit anderen bisher fchon ftreitigen in Verbindung ftehende o pa 
ſolchen abhängige Punkte, deögleichen über den Schadensbetrag, Ver 
über in erfter Inflanz auch nicht eventuell entfchteden war, in appeif4 
gleih mit zu erfennen. (66. 53., 54. 4. G. ©. 1. 41.). rn 
a) Die zu 1. erwähnten Beſtimmungen der V. v. 20. Iun® làl⸗ 


\ 


® 
— 
22* 
— 
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N 
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ad nur in fo weit abgeändert worden, als durch den $. 46. Nr. 3. der 
B. v. 30. Juni 1834 die Entfheldung über die Alternative: 
ob dem Berechtigten die Entſchaͤdigung in Land oder ob ihm ſolche 
in Kapital oder in Maturalcente zu gewähren fei? 
ia den — des Mekurfes an das Min, mit Aufhebung des $. 170. 
der B. v. 20. Juni 1817, vertiefen wurde. — Nur der Infanzenzug, nicht 
aber Die Guöpenflokraft des Mechtömittels, iſt abgeändert worden. (Mergl. 
45., 68. ver ®. v. 30. Juni 1834). — Nach $$. 14. und 15. der 
©. 22. Roy. 1844 iſt aber wiederum in die Stelle des nicht mehr 
den Rekurſes an das Min., nad Manfgabe des Gegen» 
der ——— — a Fu Net an an 
Sollegium allgemein worden. ai en zu 1. angı 
fonteren und allgemeinen Gefepen hält jedoch die Hation hinſichtlich 
ver dort erwähnten Gegenftände die Vollſtrecung des ergangenen Are 


b) Mes vi die oben unter 2. gedachten Vorſchriften a 
tere ver}. 49. vos Musführ. GM. ©. 7. Yun 1821 dem E 
$& 178. ver ®. v. 20. Juni 1817 nachgelaffenen Rekurs an das Din. 
unter Rr. 4. gegen Gntfeidungen über den Aus— 
einanderfegungsplan in wirthſchaftlichen Beziehungen, ohne 
Aber die tung ver Einlegung des Mehtsmitteld zu befklumen 
wer die Borfchrift des $. 181. der @. d. 20. Iuni 1817 wegen Musfähe 
ung ver Entfheidung erſter Inftanz aufzuheben, wenngleich die Abänderung 
E erften Entfpeidung verlangt und durch das Min. in der Ber 
J fang getroffen werben konnte. — In biefem Falle ſollte erſorder⸗ 
> enfalls über die Auszleichung der Partheien anderweitig verhandelt und 
in erſtet Inflanz durch die Gen.- Rom. entfchleden werden. — 
78. bie 184. der V. v. 20. Juni 1817 wegen 








Zr Gef. v. 7. 

— Eyiterhin wurden in ven $$. 45. bis 47, der ®. v. 80. Iami 1884 

L) jen über die Zuläffigkeit der Appellation und des Mes 

= m das Min, unter Abänderung der $8. 173., 174., 178. 

"48, der B. d. 20. Iunt 1897 getroffen, wodurch die Befihwerden 

Enrfgelvungen über die jedem Intereffenten für feine 

llschmungsrehte zufändige Abfindung zur Mekursinflang 

wurden, mit Ausnahme verfenigen über eine Abfindung in Kapls 

Wer Geldrente, welche fid ferner zur Appellation eigneten. — Nah 

fine Abfıben Spar anbenctir Gnfektiung In Sara 
ui anl er jung 

Genie weiter verfolgt — fowohi wenn die Bertheien von dem 

des in. zu ridtenden Mefurfe wegen des Landihellungeplans 

ambderer Belchwerbepunfte nicht Gebrauch machen wollten, ale auch 

Melurswege über die Lanbabfindung oder andere zu bemfelben 

8* —— 

mfprüche in Ka! oder Mente Tonnte nach der at des 

im Wege ter Appellation oder in einen zur erſten du⸗ 

m Geparatoerfahren gefchehen. Wurde has Mechtämittel 

In gewählt, fo blleb doch dem fen tes MReviftond-Rolles 

en heten Berlhren De 16, 170 “BL. 184, 180, 1er 

01 er ., 181., 18%, 189. 

Surd 1817 wurden zwar im F. 48. ver B. 20. Junt 1894 

die funpenfive aber bieß devolutive Wirkung der Gin« 
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legung der nach 66. 45. bis 50. der V. v. 30. Juni 1834 zugelafienm 
Nechtömittel iſt hierin jedoch nicht beftimmt worden. — Mur zu dem 
6. 203. der B. v. 20. Juni 1817, — welcher von der Mealiftrung de 
Auseinanderfegung vor der Beftätinung des Rezeſſes handelt und gegen 
die, bei obmaltender Meinungsverfchiedenheit der Intereffenten darüber er 
gehende Gnifcheidung der Gen.» Kom. nur den Rekurs an Tab Re. 
zuläßt, — erging im 6. 63. der V. v. 30. Junt 1834 die VBeftinmung, 
daß in dringenden Bällen die Ben. Kom. mit der Ueberweifung und 
Ausführung des Auseinanderfegungsplans, ungeachtet des 
gegen ihre Entſcheidung noch flattfindenden Rekurſes vorgehen 
Önne. 

Diefe, die oben zu 2. erwähnten Beftimmungen der SG. 181. ff. der 
2. v. 20. Juni 1817. wegen Ausführung der erften Eutfeidung über ie 
Ausgleichung der Theilnehmungsrechte befchränfende und eine Suspenflv- 
kraft des Mechtömitteld des Rekurſes vorausſetzende Vorfchrift (6. 63. der 
V. v. 80. Iunt 1834), iſt indeß durch den 6. 6. der V. v. 22, Nr. 
1844 wieder aufgehoben worden. Mit Abänderung ter Beflimmungen eb 
6. 203, der V. v. 20. Juni 1817 find die Gen.⸗Kom. und Spruchkollegien 
unter näher beſtimmten Maaßgaben für befugt erklärt worden, invem fe 
auf die Ausführung eines Begenflandes der Audeinanterfegung erkennen, 
dabei zugleich feflzufegen, Daß dieſe Ausführung, ungeachtet des gegen dab 
Erkenntniß etwa einzuwendenden Nechtömittels, flattfinde. 

Der 9. 6. der V. v. 22. Nov. 1844 beflimmt jedoch nicht eigentli 
über die Mechtömittel und deren Wirkung, vielmehr über einen andern 
Gegenſtand ($. 203. der V. v. 20. Suni 1817 und $. 63. vr Br 
30. Juni 1834), nämlich über den Zeitpunft der Ausführung der fräßer 
ur Rekursinſtanz verwiefenen Gegenflände der Ausgleichung der Intereſ⸗ 
Fenten. Nah $. 14. der B. v. 22, Nov. 1844 würde auch gegen Ye 
Feſtſetzung erfler Inflanz: daß die Ausführung, ungeachtet des gegen dal 
Erkenntniß etwa einzumendenden Mechtömitteld, flattfinden folle, die Ayyels 
"Iation, und zwar in ter Megel mit fuspendirender Kraft, Play greifen. 
(Bergl. $$. 5., 6. U. G. O. J. 14.) Es muß indeß nah dem Sabe 

des $. 6. der V. v. 22. Nov. 1844 und nach den Vorverhandlungen zu 
diefer DB. angenommen werden, daß eben die Suspenſivkraft dieſes | 
mittels bei Befahr im Verzuge bat audgefchloffen werten follen. 

In den Vorverhandinngen zur B. v. 22. Nov. 1844 find diefe Be 
Rimmungen des F. 6. derfelben, mit Bezugnahme auf $. 203. ver ®. u: 
20. Juni 1817, $. 63. ver V. v. 30. Sunt 1834 und 6. 6. Nr. 2. - 
5.87% G. O. J. 14, dahin beantwortet worden: 

einerfeits den Gpruchbehörben erſter Inſtanz umfaflendere Befngniſſe in Be 
ziehung auf tie Ausführung des erſten Srienninifiee während ter Daner bes Bye 
pellationsverfahrens anzuvertrauen, wenn aus der Verzögerung für bie Mpyellakes 
ein erheblicher und Überwiegender Nachtheil hervorgehen würde und den Wppellaw 
ten Eutſchädigung gewährt werben kann; andererſelts, daß bie rechtliche Möglich 
keit einer ſchnellen, mitunter augenblicklichen Ausführung: der Beſtimmungen ter 
erſten Entſcheidung zur Vorbereitung tes Ueberganges in das neue VBerhäitelf 
gan nothwendig, zur Abwendung eines Ruins der Wirthſchaft oft gany med 

ehrlich, die ganze oder theilmeife Weberweifung und Ausführung des Anseinauben 

fegungeplane, zumal bei weitläufiger und verzögerter Infiruftion und Sutfchetum 
bes Appellatorii, one die überwiegendften wirthſchaftlichen Nachthelle der eines 
ober der andern Parthei häufig nicht verfchoben werten barf. 


Hieraus ergiebt fi, daß die Beflimmung des 6. 181. der ©. v 
20. Iuni 1817, wornach in der Regel die wegen der Ausgleihung 
ber Theilnehmungsrechte getroffene Entſcheidung bie Bolge 
bat, daß, der Appellation ungeachtet, mit der Ausführung verfahren wer 
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den muß, — zwar nicht durchaus aufrecht erhalten, jeboch durch den ©. 6. 
der V. v. 22, Nov. 1844 unter den darin aufgeftellten Maaßgaben der» 
geftale erneuert worden iſt, daß mit ter Ausführung der Entfcheidungen 
über Gegenftände der Außgleichung der Intereffenten, der etwa zuläffigen 
Apellation ungeachtet, vorgegangen werden fann. 

c) Die Borfchriften des 6. 15. ver DB. v. 22. Nov. 1844 fchließen 
ſich denjenigen über die Wirfungen der Nechtömittel an, worüber fle weiter 
mit Aufhebung der oben unter 2. gedachten 66. 48. bis 50. der V. v, 
30. Juni 1834, den Inſtanzenzug und dad Verfahren vereinfachenn beſtimmt 

Die nach jenen aufgehobenen Vorfihriften beftandene Vervielfältigung 
der Rechtsmittel iſt Gefeitigt worden. — Wenn nun in dem Stadium der 
Auseinanderfegung, in welchem es fi um Ausgleichung der Intersffen 
uud um Feſtftellung des Nudeinanderfegungsplans handelt, die gehörige 
Auffeffung aller wirtbfchaftlichen und rechtlichen Umftänte in ihrem Zus 
femmenbange und in ihrem Verhältniſſe zum letzten Zwed des Verfahrens, 
Me gründliche Unterfuchung der Befchwerden und die vollfländige und ans 
Knaller Entſchaͤdigung aller Theilnehmer vie Hauptaufgabe in allen In⸗ 

nzen iſt, es mag die Entfchätigung in einem Naturalobjekte oder in 
Kapital oder Mente verlangt worden fein, wenn dabei nach der jedeömaligen 
kage des Geſchaͤfté zu beurtheilen ift, in melcher Art die Entfchädigung für 
sachgewiefene Verlegungen gemährt werden kann, dies ſich indeß dfter& erft bei 
and während der neuen fommiffarifchen Unterfuchung in zweiter Inſtanz 
giebt, fo war es nothwendig, den Partheien auch noch während ter In» 
fruftion des Appellatorli oder reſp. des Mefurfes bei Bagatellobjekten zu 
glatten, alternativ oder eventuell ihre Beſchwerden und Anträge entweder 
uf Abänderung der Landtheilungsplaͤne und anderer Beflfegungen von 
Raturalobjeften orer auf Entfchärigung in Kapital oder in Mente zu rich⸗ 
im, deßgleichen dieſe verfchiedenen Anträge Behufd zweckmaͤßiger Abfindung 
verbinden und während der Inflruftion des Rechtsmittels nachzu⸗ 
— Die im 6. 15. der V. v. 22. Nov. 1844 enthaltenen Vor⸗ 

ſchriften baben daher neben ver Vereinfachung des Verfahrens die Befug⸗ 
üffe ver Partheien in Stellung und Anbringung ihrer Anträge erweitert. 

Aus denjelben Gründen und Behufs ver Erreichung ded legten End⸗ 

der Auseinanderfegungen, nämlich der Beförderung der Landkultur, 

aber auch dem, gleihfals mit Wahrnehmung der Tanvespolizeilichen 
md Raatöwirtbfchaftlichen Interefien beauftragten Meviflond« Kollegium die 
Befugnig ertheilt worden (66. 11. u. 15. a. a. O.), gleich den Spruch 
kehörten erfler Inftany, Verabredungen, die jenen Intereffen zumiderlaufen, 
ſelbſt gegen tie Anträge der Partheien und durch Entſcheidung zu ver- 
werfen, dagegen auf anderweite Ausgleichung und zwar nach feinem Er⸗ 
mehen zu erkennen, ob viefelbe in Naturalgegenftänden oder in Kapital 
ner Rente zu gewähren ifl. Nicht minder iſt endlich die in den V. v. 
20. Juni 1817, und 30. Juni 1834 begründete Befugniß des Michters, 
Rebenpunlte, ſei es, daß viefelben Thellnehmungsrechte, oder Entfhädigunge- 
anfprliche betreffen, ausnahmsweife ad separatum zu verweifen, ausdrück⸗ 
Bd dem Meviflond» Kollegio übertragen worden. 

d) Der Rekurs an das Mevif. » Kollegium Hält tie Vollſtreckung des 
ergangennen erſten Erkenntniſſes in der Megel nicht auf. — DBergl. die 
8&0D.v. 8. Aug 1832, Nr. 3. b, (8. ©. 1832. S. 199), auf welche 
ig der Defl. v. 6. April 1839, Art. 1. Nr. 2. (©. ©. 1839. ©. 126) 
den 66. 14. 15. der V. v. 22. Nov. 1844 mittelbar binge- 


zus in 
wielen ifl. 
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Zum $. 185. 
[Bergl. ®. v. 22. Rov. 1844. 8. 18.) 


(Inftruftion der Appellation). 


1) Der ©. 185. ift durch ven 6. 18. ter V. v. 22. Nov. 1844 ab» 
geändert, wonach die Inftruftion zweiter Inflanz auch einem Spezial-Kom- 
miffariuß, der nicht Juftizbevienter tft, aufgetragen werden Tann. 

2) Die Ernennung eines anderen Spezial» Kommiffarius, als welder 
die Inſtruktion erfter Inftanz geführt dat, zur Inſtru weiter 
iſt nicht nothmwenpig, da der F. 185. ver DB. v. 20. Innt 1817 einen 
ſolchen Wechfel in der Perfon nicht vorgefchrieben hat. Sie if jet 
nit unzuläffig, wenn fle nach den Umftänden zwedmäßig erfcheint. *) 


Zum $. 186. 
(Berfabren in Appellatorio). 


1) Der ©. 186. iR modificirt worden. Es beflimmt nämlich te 
. 11. der V. v. 5. Mai 1838 2), daß wenn mit ter Anmeldung ve 

tömittel® der Appellation nicht zugleich die Mechtfertigung beffelben a 
folgt, tes Appellant ohne linterfchied ter Fälle, ob er neue Thatſeche 
oder Beweismittel anzuführen hat oder nicht, zu einem Termine vorgelaien 
werten fol, um tie Nechifertigung ter Appellation zu erflären, oder tk 
Nechtfertigungsfchrift (Appellationsbericht) zu überreichen. Die Borlabung 
erfolgt untes der Verwarnung, taß wenn der Appellant nicht erfcheins 
follte, angenommen werden würde, er wolle ſich lediglich auf die Verhau⸗ 
lungen erſter Inftanz berufen. ®) 


1) Dies Leptere hatte das Min. des I. in dem R. v. 4. Febr. 1836 (Kodit 
Agrargef. Ite Aufl. S. 258) in Bezug auf die Inftenktion der früder zur Re 
kurs in ſtanz gewiefenen Befchwerben ausgefprochen. 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 561 ff. 

3) Das MR. der Min. des 3. und der $. v. 10. Juni 1834 (Koch's gta: 
gef., Ite Aufl. S. 257) hatte in diefer Beziehung Anweilung ertheilt, melde te 
bin ging, taß wenn eine Parthei ihre Unzufriedenheit mit dem Erf. erſter Jab 
zu eriennen giebt, chne ihre Beſchwerden beflimmt anzugeben, oder fich zu eill⸗ 
ren, ob fie neue Thatfachen oder neue Beweismittel anführen wolle, die Gm: 
Kom. in Gemäßheit des $. 28. A. ©. O. I. 14. einem in der Nähe ter Bar 
theien wehnenten Spezial s Kommiffarius oder richterlichen Beamten die nähe 
Vernehmung der Beſchwerde führenden Parthei über das Urtel erfier Inſt., eb fe 
wirffich appelliven wolle, oder ob fie neue Thatfachen oder Beweismittel anafkk 
ren babe, auftragen müffe, und daß dieſer Kcmmiflarins verbunden fet, die Bes 
ſchwerde führende Barthei unter der Verwarnung vorzuladen, daß bei ihrem Ind 
bleiben angenommen werden folle, fie welle zwar gegen den ganzen fie beide 
renden Inhalt des erften Erf. appelliven, habe aber Feine Thatfachen oder Bemik 
mittel anzuführen. 


einen ee" af — 


— m 


nn, 


Die Berwarnung muß jept nach Vorfchrift des 8. il. der V. v. 5. Rul 


1838 gefaßt werden; dagegen muß bie Beauftragung eines Kommiflarius zar Ber 
nehmung der Parthei auch jegt in der Regel erfolgen, da biefelbe felten am Dxk 
des Sitzes der AuseinanderfeßungssBehörde anwefend oder durch einen Kechtear⸗ 
walt vertreten iſt. (Vergl. auch die Erläut. zum $. 185. der B. v. 20. Juni 1817.) 
Zu bemerken iſt noch, daß das oben erwähnte R. v. 10. Juni 1834 andı eu 
gefprochen hat, daß die von einem Litisfonforten angemeldete Appellation den db 
en Litisfonforten befannt au machen fei, damit ihnen baturch nicht nur Gelege 
beit zu der Erklaͤrung, ob fie ihrerfeits der Nppellation beitreten wollen. fendern 
auch Kenntniß davon gegeben werde, dag wentgkens theilweiſe die Mechtefraft ei 


—— — 22* 
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Die Vorladung des Appellaten zur Beantwortung ber Appella⸗ 
tionds Rechtfertigung und deſſen Vernehmung darüber betreffend, fo tft das 
Min. für landwirthſch. Ang. in dem R. v. 18. Mai 1850 der in der 
Berfügung des Mevif.- Kolleg. für & K. S. v. 1. Mär; 1850) 
(Zeitfhr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 3. ©. 31 — 34) entwidelten Anſicht beigetre- 
ten, daß die bloße Aufforterung des Appellaten zur Cinreichung einer 
fögrifilichen Begenerklärung nicht genüge, fondern der mit Felhem Rechts⸗ 
beiſtande verfehene Appellat zur Beantwortung der Appellationsrechtfertigung 
ſteis auch wenn diefelbe Feine Nova enthält, vor einen Kommiffarius vor« 

werden muß. 

2) Bergl. in Beireff der Borlegung einer Darlegung des Sachverhäfte 
niffes in zweiter Inftanz, den $. 20. ver V. v. 22. Nov. 1844. 


3n 66. 187. und 188. 
[Bergl. 3. v. 30. Juni 1834. 96. 54. n. 55., V. v. 22. Nov. 1844. 6. 19.) 


(Zuziehung eines andern Defonomie- Kommiffartus und 
neuer Taranten). 


1) Der 6. 19. der V. v. 22. Nov. 1844 überläßt es lediglich ver 
Beurtheilung der Auseinanderfegungs- Behörde und des Meviflond- Kolles 
giums, ob tie im 6. 187. der DB. v. 20. Iuni 1817 vorgefchriebene Kon» 
frentation der beiten Dekonomie » Kommiffarien nothwendig ſei oder nicht. 

2) Ueber die Ernennung eined anderen Kommiſſarius zur Inſtruktion 
der zweiten Inftanz, vergl. Zuf. 2. zum 6. 185. ter V. v. 20. Iuni 1817. 

3) Die V. v. 30. Juni 1834 beflimmt in den 66. 54. und 55. zu 
ven 66. 187. und 188. ter V. v. 20. Junt 1817: 

a) daß wegen ber bereits in erfter Inſtanz buch fchiedsrichterliche Ents 
ſcheidung fefigeflellten Punkte eine weitere Erörterung durch andere Sach⸗ 
verfändige in der Appellations-Inflanz nicht zuläffig fein foll ($. 54.), und 

b) daß wenn in zweiter Inflanz eine nachirägliche Inftruftion über dfonos 
miſche Bunlte veranlaßt wird, die Auseinanderfehungs s Behörden die an 
das Mevif.s Kollegium einzufendenden Verhandlungen mit ihrem Gutachten 
darüber zu begleiten haben, und daß es dem Revif.s Kolleg. freiftcht, über 
technifhe Fragen die nähere Srläuterung der Auseinanderfegungsbehörbe 
einzubolen. ($. 55.) 


3u 6. 189. 
FBergl. 8. v. 30. Suni 1834 9. 48. u. 2. v. 22. Nov. 1844 66. 15. 16. n. 20.) 
(Bon neuen in zweiter Inftanz vorfommenden Punkten.) 


1) Die Borfchriften des 6. 189. find abgeändert worden durch die 
— 50, der V. v. 30. Juni 1834, und demnächft mit diefen durch 

66. 15. und 16. der V. v. 22. Nov. 1844. 

2) Ueber das Erfordernig der Anfertigung und Vorlegung einer Dar» 
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Ack. noch ſuspendirt bleibe. Dagegen feien diejenigen Liliskonſorten, welche nach 


. fener Bekanntmachung der Appellation nicht ausdrücklich beigetreten find, auch bei 


der ferneren Inſtruktion der Sache nicht zugugichen. 

Judeß ſcheint dieſe Anficht der Min. mehr auf Nüplichfeitsgründen, ale 
auf den gefehlichen Borfchriften zu beruhen, da eine ſolche Benachrichtigung der 
Eitiöfonforten nirgends vorgefchrieben ift, fondern Tebiglich die Infinuation dee 
Urtele am biefelben. (Vergl. 8. 3. Litt. a. der V. v. 5. Mai 1836.) 

1) Bergl. in Br. I. &. 582— 584. 
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ſtellung des Sachverhältnifies Seitens des Kommiſſarius zweiter Iuflın, 
vergl. 6. 20. der V. v. 22. Nov. 1844, 


Zum $. 190. 
[Bergl. ®. v. 30. Juni 1834 $. 51. u. V. v. 22. Nov. 1844 6. 21.] 
(Dritte Inſtanz.) 


1. Der Art. 110. der Dekl. v. 29. Mai 1816 und der 6. 190. da 
V. v. 20. Juni 1817 geflatteten gegen vie Erfenntniffe der Meviflondekel- 
N ien feine weitere Berufung. Dies wurde aufgehoben durch die 8. x. 
. Nov. 18191) (©. ©. 1819. ©. 251), wonach gegen die Grfenninife 
der Meviflond » Kollegien in allen im 6. 178. ter R. v. 20. Juni 1817 
aufgeführten Fällen vie Berufung auf eine dritte Inflanz auläff fein folk, 
wenn der Gegenfland ter Beſchwerde 200 Thle. oder mehr betrug. u 
ven Bällen’ ver.66. 179. und 180. der V. v. 20. Sunt 1817, — nämf: 
a) darüber, ob die Entfhärigung in Land oder Kornrente anwenhbar, und 
b) wenn über die von der Gen.⸗Kom. in Kapital oder Rente feflgefeiten 
Entfchädigungen gefttitten wird, ſowohl wegen ter Verpflichtung tazu, «U 
wegen ter Höhe derfelben, — fand alfo zwar die Appellation, aber nicht 
die Reviſion flat. (Vergl. 6. 24. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821.) 
Die B. v. 29. Nov. 1819 übertrug die dritte Inſtanz für ſaämmiliche 


ums zuhe uam dene 


Zanvestheile, auf welche das Er. 14. v. Sept. 1811 und deſſen Dell n | 


29. Mat 1816 Anmwentung fanten, dem Ob⸗Tribunal. Dies geſcheh 
demnaͤchſt auch für tiejenigen Landestheile, für welche die drei Befehe » 
21. April 1825 erlaffen worden, laut 66. 122., 98. und 95. verfelben,*) 
und durch die K. O. v. 22. Suni 1829 (G. ©. 1829. ©. 51), indem tar 
diefelbe die Entfcheidung aller Prozeffe über tie Rechtsverhältniſſe ed 
landlichen Grundbeſitzes, welche na jenen Geſetzen zu entfcheiden fiat, 


fie mögen bei den Gen.» Kommifflonen oder vor den Berichten anbäng 


fein, in dritter Inftanz dem Ober⸗Trib. übertragen wurde. 
Die V. v. 14. Dec. 1833 (©. ©. 1833. 6. 302) gewährte vennäfl 


weierlei Nechtömittel, nämlich: a) die biäherige MNevifion fürte 


Alle, in welchen die beiden erften Urtel verfchievenen Inhalts waren, un 
wenn zugleich der diefer Verfchiedenbeit unterliegente Gegenſtand ter Be 


ſchwerde über 500 Thaler beträgt oder in Geide nicht abzufchägen Hi 


b) die Nichtigkeitsbeſchwerde wegen Verlegung eines klaren Geſche 


oder einer mefentlichen Prozeßvorſchrift durch Erfenntniffe erfter oder er 


ter Inftanz, gegen welche die Geſetze Fein orbentliches Rechtsmittel zulaffer 
Diefe B. ift auf Die gutöherrlich “bäuerlichen Negulitungen, Gemrir 


beitötheilungen und Ablöfungen durch die K. O. v. 15. März 1834) _ 
(8. ©. 1834. S. 61) $. 1. in fofern für anmentbar erflärt worten, eld 


die Entfheidungen in Streitigkeiten über Theilnehmungt- 
rehte und deren Umfang oder überhaupt wegen folder Reätl» 
verbältnifje erfolgen, melde ohne Rüdfiht auf die Geſete 


wu. - 


wegen Regulirung der gutsherrlich-bäuerlichen Nerhältniffe : 
auf die Gem. Th. und Ablöf. DO. und auf die biernad zu ber | 
wirkenden Auseinanderfegungen Gegenftand eines Prozefitt 
hätten werden können und alddann zum ordentlichen Nedik- - 


weg gehört Hätten.) 
1) Bergl. in Bd. I. S. 584. 
2) Bergl. in Bb. I. S. 294—296. 
3) Bergl. in Bd. I. ©. 585. 
4) In Betreff der Ausichliegung ber dritten Juſtanz in Streitigkeiter übe 
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Es find dahin, Indbefondere in Beziehung auf vie Regulirung der 
gutsherrlich⸗baͤuerl. Verbältniffe, vie im F. 178. der V. v. 20. Iunt 1817 
unter Nr. 1. bis 3., 5. bis 9. einfchließlich bezeichneten @egenflände, fo 
wie vie Entfcheidungen über die Pertinenzien ver Höfe, über die Gränzen 
derfelben und über den Umfang der zuvor beftantenen gegenfet- 
tigen Leiſtungen der Gutsherren und bäuerlihen Wirthe ges 


rechnet. 

Hierdurch find die im F. 1. der V. v. 29. Nov. 1819 Hinfichtlich der 
uläffigkeit des Rechtemittels ter Reviſion in Beſus genommenen Beflim- 
mungen des $. 178., indbefontere Nr. 4. und 10., ter V. v. 20. Juni 
1817 befchränkt worden. 

In ven 66. 2. u. 3. der 8. O. v. 15. März 1834 wurden mehrere 
Borfchriften der V. v. 14. Dec. 1833 $. 5. Nr. 10. litt. d. Nr. 4., 5., 
6., 7. und 8. in Beziehung auf die Entfcheidungen und Beftfegungen der 
Auseinanterfegungs- Behörten befeitigt und näher beftimmt. 

Die V. v. 30. Juni 1834 66. 1. und 51.1) (6. ©. 1834. ©. 96) 
beſtimmte hiernächft, daß ed in allen vor Ten Auseinanderfegungd « Behdr- 
ven anhängigen Angelegenheiten bei den Vorjchriften ver K.O. v. 15. März 
4834 darüber, in welchen Faͤllen und mit welchen Maaßgaben vie DB. v. 
15. Der. 1833 Anwendung findet, fein Bewenden behalte. 

Berner fol es zufolge des F. 21. der V. v. 22, Nov. 1844) (8. 
©. 1845. ©. 16) bei den Beſtimmungen ver V. v. 15. März 1834 hin» 
ſichtlich des Umfanges, in welchem vie Vorfchriften fiber die Rechtsmittel 
der Nevifton und der Nichtigkeitsbefchwerte auf Auselnanverfegungsfachen 
Mawendung finten, verbleiben. 


Mit Bezug hierauf ift zu bemerken‘ 


1) Beſchwerden gegen Entſcheidungen über Iandespolizelliche und folche 
Gegenflände, tie nach allgemeinen Vorfchriften zum Wirkungskreiſe der ver- 
waltenten Behörden gehören, oder gegen Erfenntniffe wegen der Ausglei⸗ 
ung ter Theilnehmungsrechte, find werer zum Rechtsmittel der Reviſton, 
noch der Nichtigfeitöbefchrwerte geeignet. Dahin gehören indbefontere: 


a) die im F. 43. der V. v. 20. Juni 1817 benannten Gegenſtaͤnde; 
b) wenn die Befchwerte tie Zulaffung oder Zurückweiſung nachge⸗ 
[näte: Abldfungen, Gemeinhettötheilungen, ver Ausweiſung ded hutfreien 
el8, einzelner Auszüge aus der Gemeinheit und anderer, auf tie nä« 
dere Beftimmung und Einfchränfung der beflehenten Gemeinbeiten ab» 
zwedenden Einrichtungen und die Statthaftigfeit der Subhaftation des zu 
theilenden Gegenſtandes betrifft; 
c) wenn darüber geftritten wird, ob bei Forſten die Entfchädigung 
der Dienftbarfeitöberechtigten in Land je geben fei; 
sd) wenn über die Unvollſtaͤndigkeit und Unzweckmaͤßigkeit der Aus⸗ 
einanderfegungen und Megulirungen in wirthfchaftlichen Beziehungen, ind« 
‚befondere bezüglich auf einen Abbau, auf ganze Planlagen und deren Un- 
terabthellung, vorzubehaltende Wege und Triften, Viehtränfen, Lehm-, 
Sand= und Mergelgruben, Kalk» und andere Steinbräche, Bewäfferungd« 
and Entwäflerungs-Anftalten, Beſchwerde geführt wird; fo wie 
e) wegen der Unzweckmaͤßigkeit der neuen Graͤnzzuͤge; 





——— — 








bie Natur ber Mühlenabgaben, vergl. 8. 3. des Mählen⸗Abloͤſ. Geſ. v. 11. 
var 1850 (f. in Bd. 1. ©. 240 u. die Erläut. dazu in Bd. II. Abthl. I. ©. 


fl.). 
1) Bergl. in Br. I. ©. 437 |. 
2) Ebendaf. ©. 456. 
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f) über Naturalabfindungen, indbefondere auch über die Altermatiw: 
ob die Entſchaͤdigung in Land oder Kornrente anwenbbar iſt; 

8) alle Bälle, in welchen über die in Kapital oder Rente efehien 
Entfegädigungen geftritten wird, ſowohl wegen der Verpflichtung dazu, «U 
wegen der Höhe derfelben. (Bergl. 88. 173., 179. bie 181. der B. v. 20. Ian 
1817, 88. 19., 21. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821, 98. 45. ff. vr: 
30. Juni 1834 mit $. 1. der B. v. 29. Nov. 1819 und $. 1. ver 8.D.n 
15. März; 1834.) 

2) Es ift zweifelhaft gefunden: ob in Streitigkeiten Über die Regr⸗ 
Iirungsfähigkeit bäuerlicher Stellen die Mechtömittel der Reviſton, fer 
ziehungdwelfe der Nichtigfeitäbefchwerde zuläfftg find? 

Dinniged bat died verneint, indem er ausführt: 

Die Frage Hätte ohne Rückſicht auf die Gefehe wegen Begulirung ber zu 
herrlich sbäuerlichen Verhaͤltniſſe nicht Gegenſtand eines Prozeſſes werben Finn 
und gehört daher nad $. 1. der K. DO. v. 15. März 1834 nicht zu ben Gegen 
Ränden, wegen welcher das Rechtsmittel der Reviſion reſp. ber Michtigkeiltke 
ſchwerde zugelaffen il. Der im $. 1. a. a. D. beifpielöweife in B gran 
menen Bekimmung bes $. 178. Mr. 1. der V. v. 20. Juni 1817 — zufelg 
der im $. 1. der 8. D. v. 15. März 1834 aufgeflellten allgemeinen Meg 
keine ausbehnende Erklärung gegeben werden. Danach aber fallen Wefchwerken 
darüber: ob Provofationen auf Regulirung der guteherriihsbänerlichen Berhältsif 
nnd auf die damit verbundenen Semeinheitstheilungen zuläffig Aud, micht in Wi 
Kategorie folher Streitigkeiten, welche ohne Berüdfichtigung (Dazwifcheuhufl 
der gedachten Gelege Gegenſtand eines Prozefies Hätten werben können und bau 
um ordentlichen Rechtowege gehört hätten; mithin If darüber die Meniflen zu 

ichtigfeltsbefchwerbe nicht zulaͤſſig. Dergl. Streitigkeiten unterliegen vielnch 
der Beſtimmung des $. 19. Nr. 2.. 8. 21. des Ansführ. Gef. v. 7. Juni 184 
und des $. 45. der V. v. 30. Juni 1834, wonach gegen die erſte Entſcheum, 
nur der Refurs an das Min. des J., aber fein weiteres Rechtsmittel zuläfig wer, 
febt aber nur die Appellation ober ber Nefurs an das Reviſ. Kolleg. ulaͤſſig iß 


Diefen Anfichten kann indeß nicht beigetreten, vielmehr muß die Frag 
bejabet werden. Der $. 1. rer K. OD. v. 15. März 1834 geflattet un 
bedingt die Nechtömittel der Reviſton reſp. der Nichtigkeitsbeſchwerde wegen 
aller Streitigkeiten über Theilnebmungrecdhte und deren Umfang 
und vermweift noch fpeztell auf ven $. 178. Nr. 1. ter V. v. 20. Juri 
1817 (betr. die Streitigfeiten über die Regulirungsfähigkeit); bie 
Trage der Negulirungsfähigkeit iſt aber vecht eigentlich eine Frage über Ted 
Theilnehmungsrecht (an der Regulirung). 

Auch Hat das Ob. Trib. feine Kompetenz in dieſer Beziehung nie 
mals in Zweifel gezogen. 

3) In Streitigkeiten über die Höhe der Rente findet Feine tritk 
Snftanz ſtatt. 

ngenommen von dem Ob. Trib. in dem (nicht veröffentlichten) Eif. 
v. 12. Dec. 1832, mit Rückſicht auf $. 1. der V. v. 29. Nov. 1819, 
verglichen mit 66. 178. u. 180. der V. v. 20. Suni 1817, und zu 
auch für den Fall, wenn die Feftfegung der Mente von der Bültigfeit eine 
Anerfenntnified abhängig tft, welches angefochten wird. (Dönniges kant 
Kult. ef. Br. 3. ©. 385.) 

Derfelden Anfiht ift das Min. des I. In dem M. v. 10. Wir 
1837 1) (v. K. Ann. Bd. 21. ©. 68) und es iſt diefelbe um fo mehr fiı 
richtig zu erachten, ald in ver K. O. v. 15. März 1834 tie Beſtimmung 
der Nr. 4. red $. 178. tee V. v. 20. Juni 1817 wegelaffen worten if. 

4) Das Ob, Trib. hat (in nicht veröffentlichten Entfcheitungen) 
in folgenden Bällen die dritte Inſtanz für unzuläfſig erklärt: 
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1) Vergl. in Bd. J. S. 880 - 586. 
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a) über die Streitfeage: ob vie Abldfungs»Kapitalien von den durch 
frühere Rezeſſe feftgeftellten und an ſich unftreitigen Renten jegt nach den 
Grundſaͤtzen des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 oder nad) den Beſtimmun⸗ 
gen der älteren Ablöf. Geſ., mit deu 18 fachen oder 25 fachen Betrage, 
abzuläfen? (Erk. v. 6. Dec. 1853, Acta bes Revif. Kolleg.: Sachſen, H. Nr. 39.): 

b) über die Brage: ob eine Laſt für abldsbar zu erachten oder nicht? 
(Srf. v. 5. San. 1854. Acta des Reviſ. Kolleg.; Sachſen, B. Rr. 67.); 

e) über tie Höhe des dem Berechtigten für die Berechtigung gebüh⸗ 
enden Abfindung. (Erf. v. 6. Dec. 1853, Acta des Reviſ. Kolleg.: Sach⸗ 
fen, M. Rt. 30.); 

d) über den Umfang und vie Art rer Landabfindung. (Erf. v. 
Il. Rev. 1853, Acta des Mevif. Kolleg.: Preußen, M. Ar. 41.) 

5) Dagegen bat dad Ob. Trib. (in dem nicht veröffentlichten Erf. 
0. 28. Mai 1853) die Zuläffigkeit der dritten Inflanz in Betreff der 
Brage: ob der Eigenthümer eines Waldes berechtiget fei, auf Holzfira- 
don anzutragen, angenommen, ba diefe Befugniß nicht erſt durch die 
agrariſche Gefengebung, fondern ſchon durch den ©. 235. U. 2. R. 1. 22. 

worden fei. (Acta bes Reviſ. Kolleg.: Brantenburg, G. Mr. 50.) 

6) Das (nicht veröffentlichte) MR. des Min. des I. v. 24. Der. 1831 
(Dianiges Land. Kult. Gef. Bd. 3. S 485) hat unter Hinweiſung anf 
ven Eingang tes $. 178. ver DB. v. 20. Juni beftimmt, daß Streitigkeiten 
Eher die Bonitirung, ſei es, daß diefelben einzelne dagegen erhobene Erin« 
nerungen oder bie Vorfrage betreffen, ob darauf rüdfichtlich des Anerkennt⸗ 
uiſſes berjelben noch eingegangen werben könne, zur Neviflon nicht geeig- 
net 


Das Juſtizmin. bat fih, im Einverftäntnig mit dem Min. des J., 
laut R. v. 16. Jan. 18321) (v. K. Jahrb. Br. 39. ©. 144 u. Ann. 2b. 16. 
©. 86) mit der Anſicht des Ob. Trib. einverſtanden erklärt, wornach bei 
Ereitigkeiten über Bonitirung und Planlage auch dann, wenn hier⸗ 
erfenntniffe oder Vergleiche unter den Intereffenten erfolgt find, 
wemald das Mechtömittel der Neviflon, fondern nur ter Rekurs an das 
Win., reſp. die Appellation (an dad Reviſionskollegium) flattfindet. 
Mieeſe in den Beſtimmungen des 6. 178. der V. v. 20. Junt 1817 
und des darauf Hinwelfenden $. 1. der DB. v. 29. Nov. 1819 begründete 
Anſicht Hat in ter 8. O. v. 15. März 1834 in ſoweit Beftätigung gefan- 
ben, als gegen Entfelbungen über Dechtönerhältmiffe, welche die Größe 
der Abfindungen in Land, Kapital oder Rente beftimmen, dad Nechtömittel 
der Merifton und Nichtigkeitsbeſchwerde nicht zuläffig If. (Vergl. au 
5.43. Nr. 1. ver V. v. 30. Juni 1834.). 

Der Plenarbefhluß des Ob⸗Trib. v. 16. Dec. 1839 (Juſt. Min. BI. 
1840, ©. 32, Entf. Bd. 5. &. 130) hat demnächft allgemein audgefprochen: 
Denn in einer zum Refort der Gen.⸗Kom. gehörigen Sache über die Criſtenz 
und Gultigkeit eines Vergleiche wegen ſolcher Gegenſtände geftritten wirb, welche 
den Borfcheiften des 8. DO. v. 15. Mär; 1834 zur Revifton, reſp. Nichtig⸗ 

werde, an ſich nicht geeignet find, iſt auch in biefem Kalle das Rechtes 
mittel der Revifion, reſp. Nichtigkeitsbefchwerbe, ausgefchloffen. 

7) Es fragt fi: 

ob gegen den fhiensrichterlichen Ausfpruch In allen gefeßlich dazu 
ia arten die Nichtigkeitsbeſchwerde audgefchloffen oder zu⸗ 


1) Bergl. in Br. I. &. 586-587. 

2) Bergl. in Betreff ber Frage, ob gegen fchiebsrichterliche Cutſcheidungen 
be Appellation refp. ber Rekurs zuläffig ſei? die Erläut. zum 8. 31. d. V. 
. 30. Juni 183% ad [IL sub B. zu 3. (ſ. unten). 
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da gegen ſolchen Fein orventliches Rechtsmittel flattfindet (F. 84. der ®. 
v. 30. Juni 1834, 6. 16. ver Inflr. v. 12. Oft. 1835), in dem lehteren 
auch Nichtigkeitägründe angegeben find. 

Dönniges nimmt Erfteres an, indem er bemerft: 


In Erwägung, daß alle zum fchiebsrichterlichen Berfahren verwiefenen Ge 
genflände nicht die Beurtbeilung von Rechtsverhältniffen betreffen, welde 
ohne Rückſicht auf die Landkulturgeſehe und die dadurch veranlaßten Auseinander 
feßungen in ben ordentlichen Progeßweg gebört hätten, daß vielmehr nur ſolde 
Streitigkeiten, welche in den Regulirungss, Ablöfungses nnd Bemeinheitstheilungs: 
Geſetzen ihre Beranlafiung haben und einer fachverfländigen Beurtheilung bebis 
fen, durch fchieberichterlichen Ausfpruch erledigt werden follen, muß die Nichtigleltss 
befchwerbe nach $. 1. ter 8. O. v. 15. März 1834 in allen folhen Fällen fir 
nnzuläffig erachtet werden. — Dazu kommt, daß der ſchiedsrichterliche Ausfprak 
nicht ale ein Erkenntniß erſter oder zweiter Juſtanz zu betrachten If, gegen welde 
allein nach dem wörtlichen, nicht auszubehnenden Inhalte des 5. 4. der B. v. 14. 
Dee. 1833 die Nichtigfeitsbefchwerde zugelaffen iſt, da der fchiedsrihterliche Au⸗ 
fpruch nach 86. 14. 16. 18. und 19. der Inſtr. v. 12. Oft. 1835 zum 
erlärt und befannt gemacht, biernäcft aber in dem Erkenntniſſe der Fompetenien 
richterlichen Behörde in Anwendung gebracht wird; — ferner, daß den Partheien 
—F Erinnerungen gegen das ſchiedérichterliche Urthell, wegen Berlegung eines 

echtsgrundſatzes, wegen nicht vollländiger Erletigung ober Webeefchreitung I.) 
Unftrage, wegen Uebergehung erheblicher Thatfachen und gegen perfönliche Gigew 
fchaften der Schiedsrichter zuſtehen, daß diefe, fo wie Crinnerungen der Ausels 
anberfeßungsbehörden, aber durch biefelbe ober eine anberweit zufammengef 
ſchiedsrichterliche Kommiſſion nach 88. 16. ff. der Inſtr. v. 12. Oft. 1835 erled 
werden follen; woburd offenbar auch die Nichtigfeitsbefchwerbe und das darin m 
beobachtende Verfahren ausgefchloffen if. — 


Diefen Anfichten iſt zwar an ſich beizupflichten, indeß Darauf hinzu 
weifen, daß ter fchledörichterliche Ausfpruch nach SS. 6. u. 31. der B. » 


30. Sunt 1834 feine ſelbſtſtaͤndige Entfgeibung, fondern nur da . 
ch 


Beweismittel iſt. In allen Sachen, in welchen iedsrichter (übe 
Bfonomifche Gegenſtaͤnde) vernommen werden, iſt ſtets ein richterliches Der 
finitiv⸗Erkenntniß zu erlaſſen, bei welchem der ſchiedérichterliche Ausſperq 
nur zur Grundlage dient, ſoweit derſelbe nicht etwa nach $. 16. ve 
Inftr. v. 12. Oft. 1835 angefochten, und entweder aufzuheben oder ya 
ergänzen ift. Es koͤnnen dann, nach Befinden der erfennenten 

und nach Bewandniß der Sache, entweder neue oder diefelben Schiederiqh⸗ 
tex vernommen, oder aber Sachverfländige refp. der Kommilfarind mut ihrem 
Gutachten gehört werben. 

8) Die Streitfrage: ob wegen der Provokation auf Guper- 
oder Dinus-Normalensfhäbigung (nah dem Ed. v. 14. Et. 
1811 und deſſen Deft. v. 29. Mai 1816) vie dritte Inſtanz zuläffig fat 
tft nicht mebr von praftifchem Intereffe, ta durch den 6. 109. des 

ef. v. 2, März 1850 der Anfpruch suf eine ſolche Enıfchärigung, we ſe 
nicht bereits rechtoverbindlich feftfteht, nicht mehr zuläffig iſt. ) 

9) Das R. des Min. für Iandwirthfchaftl. Ang. v. 14. Neo. 1850°) 





1) Die Frage if bejahet von dem Ob. Trib. in dem Untachien v. 1 
Juli 1826, welches der Geu.⸗Kom. iu Soldin miltell NR. des Min. bes 3. v.9. 
Aug. 1826 zur Nachachtung mitgetheilt werden (Dönniges Land. Kult. Gef. 
3. ©. 484); tagegen verneint in dem Präj. des II. Sen. des Ob. Trib. r. 
10. Mai 1839 (Bräj. No. 672.), desgl. von dem Min. des 3. in dem (nicht nt: 
öffentlichten) R. v. 2. San. 16835 (Dönniges a. a. D.), im Ginverkänduiß zit 
dem Juſt. Min., und in dem R. des Min. des 3., landwirihfchaftl. Abch. ». 2. 
Ang. 1840 (Min. BI. d. i. ®. 1840 ©. 389. Rr. 685). 

2) Vergl. in Bd. I, ©. 586. 


m Mh 
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Rin. BI. d. i. ®. 1850. ©. 390. Nr. 487.) fpricht aus, daß es bei Beur⸗ 
lung der Frage über die Zuläfftgfeit der dritten Inftanz nicht auf den 
enor des angegriffenen Erfenntniffes, fondern vielmehr darauf. anfomme, 
vorüber materiell erfannt worden. 

II. Das Nechtömittel Der Nichtigkeitäbefchwerde gegen Entfchel- 
ıngen in Auseinanderfegungs-Sachen, gegen welche Fein ordentliches 
echtömittel ſtatthaft, insbeſondere betreffend, fo iſt, wie bereits bemerkt, 
ich für deſſen Zuläffigkeit und Bebantlung die V. v. 14. Dec. 1833 
©. 1833. ©. 302) nebft deren Dekl. v. 6. April 1839 und den übri⸗ 
n Dazu ergangenenen Grläut., und mit den durch die K. O. v. 15. März 
334°) (©. ©. 1834. ©. 61) angeordneten Befchränfungen und Modifika- 
men maaßgebend.?) 

II. Die Einreichung der Alten zur Entfcheivung über die Reviſion 
ver Nichtigkeitsbefchwerde an das Ob. Trib. fol, nah $. 22. ver V. v. 
L. Nov. 1844, nicht mehr durch Vermittelung tes Min., fondern un⸗ 
ittelbar Seitens der Auselnanterfegungs-Behörten erfolgen. ?) 

Bergl. ten hierdurch abgeänderten $. 53. der V. v. 30. Juni 1834. 

IV. Ueber die Verpflichtung der Auseinanderfeßungs » Behörden, bet 
mfendung der Alten an das Ob. Trib. in Nichtigkeitsbefchwerde-Sachen 
we Gebühren-Liquivation beizufügen, vergl. die R. des Min. des I. v. 
. April 1834*) (Koch'sé Agrargef., 4. Anfl. ©. 416), und v. 27. Juli 
40°) (Min. 31. d. i. V. 1840, 6, 320, Ar. 575). 


Zu 88. 191 —193. 
(Rechtsmittel gegen Rontumazialverfahren.) 


1) Deal. die Erläut. zu den 66. 145—153. der V. v. 20. Juni 1817 
oben ©. .). 

2) Die Reſtitution findet, nah F. 191. a. a. O., nur in dem 
Ge res $. 73.90. G. 0.1.14. (bein Nachweife unabwentbarer Begeben- 
ten und Zufälle, welche den Ertrabenten an der Abwartung des ver⸗ 
maten Zermind verhindert haben) flatt. 

Außerdem ift mithin nicht die Neftitutlon, fondern nur die Ap⸗ 
IIation zuläfftg. 

Auch in vem Balle des 6. 151 der V. v. 20. Juni 1817 (wenn eine 
usthei ihren Bevollmächtigten mit gar Feiner oder nicht zureichender In⸗ 
maation verfehen bat) findet, nach F. 192. a. a. D., nicht die Reſtitu⸗ 
sn, fondern nur die Appellation ftatt. 

8) Der $. 195. a. a. D. geflattete in vorfommenten Faͤllen die Ein- 


1) Ebendaſ. ©. 585. 
2) Das R. des Din. des 3. für Gew. Ang. v. 12. Juni 1837 (v. 8. Ann. 
». 21. ©. 396), welches ausſprach, „daß durch die K. D. v. 15. Mär, 1634 
ten Dekimmungen des Ausführ. Bel. v. 7. Juni 1821 ($. 4.) nichte geäus 
zt, fondern die Vorfchrift des $. 2. der K. D. v. 15. März 1834 lediglich anf 
2 Fälle zu beziehen ſei, wo die zur Kaffe der Berwaltungsbeamten und öfonos 
Kcen Techniker gehörigen Deitglieder der Ben.sRom., SJufligdeputationen und 
leviſ⸗EKollegien an den Entfcheidungen Theil zu nehmen haben“, it antiquirt; 
enn durch den $. 2. des Gef. v. 22. Nov. 1844 If allen Mitgliedern der Gen.⸗ 
Rem. und EpruchsRollegien eine entfcheidende Stimme beigelegt worden. 
3) Hierdurch iſt auch das R. des Min. des 3. v. 4. Der. 1836 (v. K_ Aun. 
&. 20. S. 903) antiquirt, wonach die Afteneinfendung an das Ob. Trib. andy 
in NichtigkeitssSacen durch Vermittelung bes Min. erfolgen follte. 
9) Bergl. in Br. I. ©. 587. , 
9) Ebendaſ. &. 587. 
Iudet-Rultur-Befeg. Db. 11. Abth. 1. 25 
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Iegung der im Lit. 16. TH. 1. der A. G. O. beſtimmten Rechtsmittel auch 
wegen der in ten 88. 171. ff. jener V. getachten Definitio-Enifcheibungm 
der Te manberfegungs-Äiehörten und des Reviſions⸗Kollegii. Diefe Mechtt- 
mittel find: 


A. Die Nullitätsflage, welche nach $. 2. der A. G. O. 1. 16. Rattfine: 

1) wenn ex falsa causa, d. 5. auf den Grund eines falſchen Dokuments ober 
beftochenen Zeugen; 

2) gegen ein Farce Geſetz erfannt worden; 

3) wenn der Richter als folcher nicht qualifiziert oder mit Feiner Iurisbiltien 
verfehen gewefen; 

4) wenn Jemand, der ohne Bormund, Kurator ober Beiflanb zu verkanteln 
unfähig ift, ohne deren Zuziehung in einem Prozeſſe zugelaffen worbes: 

5) wenn der Vertreter einer Parthei in einem Prozeſſe Feine ober eine falld« 
oder nichtige und unfräftige Vollmacht beigebracht hat; 

6) wenn gegen Jemand, dem die Vorladung nicht infinuirt worden, in ber 
Hauptfache in contumaciam erfannt worden. 

Diefelbe Fonnte nach den $$. 10. 11. a. a. D. zu jeber Zeit angebracht wer 
den; jebech fanden, fobald das Erkenntniß noch nicht rechtsfräftig war, an bie 
gewöhnlichen Rechtsmittel flatt. 

B. Die Wiedereinfeßung in den vorigen Stand (restimtio in isie- 
gram) welche nach $. 12. a. a. D. gefucht werden kann, 

&) wenn Jemand in einem während feiner Diinderjährigfeit durch feinen Ber 
mund oder Kurator oder unter deren Beiltand geführten Prozeſſe verfürf 
zu fein behauptet; 

B) wenn eine Parthei angiebt, daß fie nach ergangenem Jubdifate nene Del 
mente gefunden babe, deren fie in dem vorigen Progefie fich zu bedienes 
ohne ihre Schuld verhindert worden. 

Nach den 88. 18. 19. a. a. D. ift diefes Rechtsmittel jedoch nur zuläffg 

zu a) innerhalb 4 Jahre nach erreichter Volljährigkeit: 

zu 4) innerhalb & Wochen nach dem Wieberauffinden der Dokumente, wezu 

diefer Zeitpunkt innerhalb 10 Jahre nach ergangenem Judikate trift; 
nach Ablauf von 10 Jahren findet das Rechtémittel nicht mehr Reit. 

Die V. v. 29. Nov. 1819 $. 4.1) (8. ©. 1819. ©. 251) hat in de 
BZulaffung diefer Rechtsmittel eine Abänderung dahin getroffen, dap Rule 
tätöflagen, fobald dieſelben auf die Entfcheidung gegen ein Flares Gef 
gegründet werben ($. 2. Nr.2.2. ©. O. 1. 16.), in den damals bei tem 
Auseinanderfegungd-Behörten noch ſchwebenden Sachen, ſobald diefe rech⸗— 
Eräftig entfchieten find, desgl. in denen, welche Fünftig erſt anhängig wer. = 
ten, nicht weiter zugelaffen werden follten, in ven bereits vedhtäfräfiliinn 
entjchiedenen aber eine viermonatliche Fıift, vom Tage der Bekanntmacht 
jener V. ab gerechnet, zur Anmeldung tiefes außerortentlichen Recht 
tel8 geflattet werde. — Nach 6. 27. ver V. v. 14. Dee. 1833 wurden 
Vorfchriften ter Tit. 15., 16. u. 35. der Proz. O., fo meit fie dieſer | 
entgegenftanden, aufgehoben. Jedoch folte gegen tie vor dem 1. 

1834 rechtskräftig gewordenen Erkenntniffe tie im F. 2. Nr. 2. u Ar 
Tr. 16. ter Proz. O. nachgelaffene Nulitäteklage noch bi8 zum 1. mm 
1835 ftattfinden. In diefen Fällen war nämlich laut 66. 4. u. 3. 

biefer B. tie Nichtigkeitöbefchwerte zugelaffen worten. — Nah 5.28. ___ 
felben DB. follte jedoch in ven Fällen tes $. 2. Nr. 1,8, u. ___ 
16. ter Proz. O. nicht die Nichtigkeitsbeſchwerde flattfinden, ſondet 
folte bei ten dafelbft (in ter Proz. DO.) gegebenen Vorfchriften ſen — 
wenten behalten. Nach 6. 29. ver DB. v. 14. Der. 1833 follte diefi- ae 
tem 1. März 1834 in Wirffamfeit treten. 

Die Anwenpbarkeit diefer V. auf vie bei den Auseinanderſezung 


— — — — — 


1) Vergl. in Br. J. S. 581. 
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börden anbängigen, für ten Nechtöweg geeigneten Sadyen wurde im 6. 4. 
ter K. O. v. 15. März 1834 mit der Manfgabe ausgefbrochen, tag es für 
die bis zum 1. März 1834 rechiöfräftig gewordenen Erkenntniſſe bei dem 
6.4. ver ®. v. 29. Nov. 1319 fein Bewenden behält. Vom 1. März 
1934 findet deſſen Anwendung nicht weiter flatt. 

Es ergiebt ſich Hieraus, daß in ten erfigebachten Zillen, Nr. 2. u. 
6., jegt nur die Nichtigkeitsbeſchwerde, in Ten letztgedachten Fällen, Nr. 1., 
3, 4., 5. aber nicht die Nichrigkeitöbefchwerte, ſondern tie Nullitätöflage 

ift. !) 
ie Wiedereinfegung in ten vorigen Stand be» 
treffend. 

a) Nach $. 12. Nr. 1. und 66. 13—16. A. ©. O. J. 16. ſteht ten 
Ninderjährigen vie restitutio ex capite minorennitatis gegen Erkennt⸗ 
siffe und DBerfügungen zu, wenn ihnen Tarand während ihrer Minorennte 
m durch die Schuld ihres Vormunds oder Kurators eine. Läſton entflanden 

Der $. 22. ter v. 14. Dec. 1833 hat nun tie im $. 34. U. ©. 

‚ L 14. angeordnete (vierwöchentliche) Nefitution gegen Verſaͤumung ter 
Ippellationsfrift aufgehoben, und bieraus tft das Berenfen entflanten: 
%radurch auch tie restitatio ex cap. min. aufgehoben fei? 

— MM Das Jufl. Min. hat in tem R. v. 8. Dec. 1534 (v. 8. Jahrb. Bd. 

- 46. 373, Gräff DB. 8. S. 160) verneint. 2) Diefelbe Anſicht führt 

wB Ob. Trib. in tem Plenarbefchl. v. 21. Nov. 1536 (Entſch. Br. 1. ©. 
- MM». R. Jahrb. Br. 48. ©. 465, Gräff Br. 10. ©. 108) aus. 

_ Der Art. 13. ter Dekl. v. 6. April 1839 (8. S. 1839. S. 126.), wel⸗ 
_ Mer rie Friſt zur Ginlegung ter Nechtömittel nicht allein für ten Fiskus, 
— ſadern auch für Land⸗ und Stattigemeinten, privilegirte Korporationen 
„— za unter Bormundfchaft ſtehende Perfonen, und für diejenigen, weldyen 
— % Rechte ter Minterfährigen zuſtehen, vertonpelt, beſtimmt zugleich, daß 


— % Berufung auf die Nechtömoblihat ter Wiedereinfegung in den vorigen 
— Sand gegen verabſäumte Friſt (F. 16. U. ©. O. J. 16. und $. 174. 4. 
— ER 1, 14.) fortan weder tem Fiskus, noch den genannten Perfonen ges 
— Pa ei I Ob. Trib.) folgente © 

— n dieſer Beziehung hat das . Trib. ?) folgende Grundſatze an⸗ 
—: paemmen: iehung 

Bm — — — 


1) Das M. des Juſt. Min. v. 28. Oft. 1835 (v. K. Jahrb. Br. 46. ©. 508) 
* kedech, daß bei dem Zuſammentreffen ter Nichtigkeitsbeſchwerde und ber 
Pr e ox falsa causa in einer und derfelben Sache der Varthei die Wahl 

ea Bleibe, auf welchem von beiden Wegen fie glaubt, am ficherfien zu ihrem 

—R "gelangen. Werde aber das Rechtemittel ter Nichtigkeitsbeſchwerde eins 

— 22 zıb verworfen, fo konne ber in dem diegfallſigen Prozeſſe redıtsfräftig 
Barden A E Klagegrund nicht mehr zum Gegenflande einer Nullitäteflage gemacht 
—* Werde dagegen das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde verſäumt oder 
ch de er Gründen zurüdtgewielen, fo könne in dem vorausgefegten Falle immer 
2) gr Tulitäteflage angefelit werben. 
er R. des Juſt. Din. v. 4. u. 6. Maͤrz 1836 (Grg. ter Preuß. NRechteb. 
ag D-_ Zr MI. abt6. 1. ©. 307 u. Ite Ausg. Bd. 7. ©. 575) nehmen and 
ve Dar a bevormundeten Perfonen und den ihnen gleid'geftellten Korporatios 
An efiintion auch gegen ten Ablunf ter zur Binlegung der Nichtigkeits⸗ 

X Ede beſtimmten ſechswoͤchentlichen Friſt zuſtehe. 

—X EZ oraemann (Syſtem des Civ. R. [?te Ausg.) Bo. 1. ©. 211) uud 

& Reit der Ford. Br. 2. ©. 744 und Beurtheil. der @nıfc bes Ob. Trib, 

» 6) der Anficht, daß der Art. 13. der Deft. v. 6. April 1639 auch den 

—— der noch in geringem Umfange beſtandenen prätoriſchen Reſtitution 

% F 


Wu 


ff 


u. 
nd 
er 


u babe. — Dagegen bat das £. u. St. Ger. zu Zilfit (in dem Grf. 
Intl 1834 (Jur. 8. 1544. €. 797) aufgeführt, daß ber Art. 13. a. a. Q, 


YA 
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a) Das Erf. des II. Sen. deſſelben v. 28. Aug. 1849 führt aus, «6 
fet durch den Art. 13. ver Dekl. v. 6. April 1839 nur die Meftitution gegen 
Verabfäumung Ted Batale zur Einlegung der Nechtömittel aufgehoben, te 
gegen binfichtlich der Neftitutiondflage wegen anderer gefegmäßiger oder vom 
Nichter beftimmter Friſten bei Prozeffen auch jegt in den Brorfehriften bei 
F. 174. A. L. R 1 14 und ver 66. 12—16. A. G DO. IL 16. über die 
restitutio in int. ex cap. min. nichtd geändert. (Sutich. Bo. 18. ©, 464, 
Dräj. Nr. 2138). 

B) Das Erf. des IV. Sen. deſſelben v. 19. Juli 1850 nimmt an, 
daß die im Axt. 13. der Defl. v. 6. April 1839 audgefprochene Aufhebung 
der Neflitution ex cap. min. fi nicht bloß auf die durch Verabfäumung 
der Einlegungsftift ver Rechtsmittel erlittene Laͤſion befchränke, fondern fd 
auch auf die durch verfäumte Cinführung und Nechtfertigung der Meditte 
mittel erwachfenenen Nechtönachtheile erſtrecke. (Entf. Bd. 19. S. 488, I 
Nr. .). 
y) Ser Plenarbefchl. deffelben v. 19. Mai 1851 bat (unter Aufrecht⸗ 
erbaltung des in dem ad a. gedachten Präj. v. 28. Aug. 1849 —* E 
ten Grundſatzes) angenommen, daß durd ven Art. 13. a. a. D. die Keſü 
tutiondflage ex cap. min. gegen einen durch Verabfäumung des in den SE 
69. ff. A. 8.0. I. 14. gewährten Neftitutionsgefuchs rechtöfräftig ger F 
denen Kontumazialbeſcheid, nicht aufgehoben fei. (Cutſch. Bd. 21. &. 407, = 
Präj. Nr. 2290, Juſt. Min. BI. 1851. S. 242). 2. 

0) Das Erf. des I. Sen. defjelben v. 21. Ian. 1852 führt au, dch 
die Neftitution ex cap. min. gegen den Ablauf der ſechszehnwöchenlichs 
Friſt zur Einführung und Mechtfertigung der Appelation nicht flattfiae „_ 
(Striethorft's Ar. Bd. 6. S. 7. Nr. 3.). * 

b) In Betreff der Reſtitutionsklagen ex instrumentis noviter 
repertis vergl. die 66. 17—25. U. ©. ©. I. 16. und die Ergän, m , 
Erläut. der Preuß. Rechtsb. dazu (3. Ausg. Br. 7. S. 491—494). 


XI. Ausführung der Auseinanderfegung. 
[Vergl. V. v. 30. Juni 1834. $$. 56.—63.] =- 
1. Die 66. 196—204. der V. v. 20. Juni 1817 über die Une _ 
führung der Auseinanderfegungen find durch die 66. 56— 62. . 
V. v. 30. Juni 1834 mehrfach ergänzt und abgeändert worden. 2) = 





— u o — —— — — 


nur die Reſtitution gegen VBerabfäumung der Briften bei Ginleguug ven. 
Rehtsmitteln aufgehoben habe. - 

Vergl. insbef. über die Frage: ob der Art. 13. a. a. D. auch die Reli — 
tion aus $. 174. 9. 2. R. I. 14. gegen Berfäumung ber zehntägigen Reftiuiieub == 
frift gegen Rontumazials Befcheide aufgehoben Gabe? das (bejahender &E ' 
des 1. Sen. des DO. 2. G. zu Ratibor v. 19. Dec. 1844 (Kodı's Shlef. id. — 
Br. 6. ©. 295) und das (werneinende) R. des II. Sen. deſſelb. Gerichteheſe 
v. 16. Gebr. 1844 (a. a. O. ©. 291). 

Die, mit den fpäterhin von dem Ob. Trib. ansgefprochenen Anſichten üben 
einkimmende Anficht der Herausgeber der Ergänzungen ber Breufiik 
Rechtsb. vergl. in der 2ten Ausgabe der Erg. Bd. 8. ©. 446, Roh 2 * 
Ite Ausg. Bd. 7. ©. 576. 

1) Die Borfchriften der 88. 58., 59. und 60. der V. v. 20. Inni 18H ie 
Ireffen die Bekanntmachung von Kapitalsentichäpigungen an die e 
Gläubiger, und die vorläufige Gintragung eines Vermerke beohald In das Hure 
hefenbud,, hängen aber mit vielen anderen Borfchriften über die Zuzichung m 
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Die Beftimmungen der FF. 56. u. 57. a. a. (betr. die Pflichten ver 
Kommiffarien und Auseinanterfegungs»Behörten bei ver Ausführung ver 
Auseinanderfeßungen und bei Aufnabme ver Verhandlung darüber) und 
ser 66. 61. u. 62. a. a. O. (betr. vie Berichtigung des Beflgtiteld, Eintra- 
yung und Löfchung von Rechten und Laften im Hypothekenbuche, desgl. 
sie Rechte der Intereffenten und Pflichten ver Auseinanterfegungss Behörden, 
owie vie Obliegenbeiten ver Hypotheken⸗Behoͤrden) ſchließen fich den Vor⸗ 
riften der 66. 196—202. ver V. v. 20. Juni 1817 unmittelbar an. 

MH. Die Ausführung ter Uuseinanderfegungen gehört nach 66. 
196. u. 205. der DB. v. 20. Juni 1817 zur Kompetenz ter Auseinander- 
egung& Behörden und ihrer Rommifjarien. (Vergl. $$. 6., 12., u. 13. 
der B. v. 30. Suni 1834 und G. 41. Nr. 4. ter V. v. 20. Juni 1817. 

Nach S 56. der V. v. 30. Juni 9834 fteht den Partheien auch in 
senjenigen Wällen, wo die Audeinanverfegung ohne Dazmifchenkunft ver 
Nuseinanderfegungd» Behörde zu Stande gefommen iſt, innerhalb Jahres⸗ 
ri nach Betätigung des Rezeſſes die Befugniß zu, die Ausführung durch 
te Au seinanderfegungs-Behörde nachzufuchen. 


(Ba8 zur Ausführung der Auseinanderfegung gehört.) 


Zu ten von den Auselnanderfegungs- Behörden auch nach Veftätigung 
des Rezeſſes noch zu regulirenten Gegenftänten, über teren Regulirung das 
Yusführungs=»Protofoll ($. 201. ter V. v. 20. Juni 1817) Aus» 
Punft geben fol, gehören: 

1) die Uebergabe der jedem Theile gebührenten Gruntantheile und bie defini— 
tive Lokalbeſtimmung der Grenzen terfelben: 

2) die Veranlafiung der Berichtigung und @inrichtung ter Hypothekenbücher; 

3) die Regulirung und Feſtſtellung ter neuen Wirtbfchaftseinrichtungen und 
Koften zwilchen den Intereſſenten, ven Bächtern und Berpächtern ; 

+) die Ausmittelung und Feflflellung bes Werthes der künerlichen Höfe; 

9) bie Regulirung der bei der Hauptregulirung etwa außer Acht gelaffenen 
Nebenpunfte in Rückficht ver Wege, Triften, Wäflferungen ıc. 


Die Entfcheivung ver hierbei (ad 1—5.) entitehenten Streitigfei« 
ten gehört gleichfalls zu ihrer Kompetenz. 

Dagegen fintet folche nicht weiter jtatt wegen anterer Gegenflände, 
welhe Lie zur Sache gezogenen Intereffenten angehen, und weder in den 
Üezeffen und den Nachträgen dazu, noch in ten über die Ausführung auf- 
genommenen Protofoflen zur befonteren Berichtigung vorbehalten fint. 

(Vergl. 66. 196 — 200. der V. v. 20. Iunt 1817 und 66. 12, 13., 
57—62. der DB. v. 30. Juni 1834.) 

Hiervon finden jedoch tie in ten 66. 20—22. und $. 171. ver V. v. 
20. Juni 1817 und 66. 12. u. 13. ver V. v. 30. Iuni 1884 gedachten 
Ansnahmen (bezüglich ver zur nachträglichen Megulirung innerhalb Jah⸗ 
reöfrift nach der Ausführung geeigneten Gegenflände, fowie der Anfprüche 
nicht zugezogener Intereffenten) ftatt. 


— 


iber die Wahrnehmung der Berechtfame und Sicherftellung der entfernteren In: 
ereſſenten während bes Laufe der Auseinanderſetzungen zufammen, und koͤnnen 
her nur im Bufammenhange mit diefen (in dem dafür beftimmten befonderen 
IntersAbfchn. V., f. unten) erdrtert werden. — Vergl. 

a) in Betreff des 8. 58. a. a. O. die Grläut. in Unter⸗Abſchn. V. Kap. II. 

Fit. 1. 2. Stüd 2. sub E.; 
b) in Betreff des $. 59. a. a. O. die Erfäut. ebenbaf. sub F.; 
c) in Betreff dee $. 60. a. a. D. die Erlaͤut. ebendaf. sub C. u. D. 
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Die einzelnen Segenflände ter Ausführung betreffend iR del⸗ 
gendes zu bemerken: 

. Uebergabe der einzelnen Srundantheile und bdefiai- 
tive Lokalbeſtimmuug der Grenzen verfelben (B. v. 20. Jui 
1817 $. 196.). 

1) In Betreff der Frage, ob und in wiefern bie Abfindungen bei © 
parationen mit Grenzfleinen zu verfteben, vergl tas MR. des Min. ie 
%. © 6. Ian. 1847 1) (Min. Bl. d. i. 8. 1847. ©. 15. Nr. 2.) 

2) lieber tie Grenzberichtigung während bed Auseinander- 
ſezungs⸗Verfahrens vergl. F. 14., $. 89. Nr. 7., & 96. ad d. 
$. 118. der V. v. 20. Juni 1817 und die Erläut. dazu. 

8) Ueber dic Kompetenz der AuseinanterfegungssBehörten in Grenz. 
ſtreitigkeiten vergl. F. 3. Nr. 2. der B. v. Juni 1817 und ©. 7. 

3. der V. v. 30. Juni 1834 und die Erläut. dazu (f. oben &. 247). 

B. Beranlaffung der Berichtigung und Einrichtung de 
Hypothekenbücher (V. v. 20. Juni 1817 $6. 196. u. 197.). 

1) Nach $. 197. ver V. v. 20. Juni 1817 fol die Kommiffien 
(alfo entweder die Gen.» oter die Spezial» Kommiflton) die i 
chen Eintragungen und die Errichtung neuer Hypothekenbucher, — weile 
leztere durch Verleihung des Figenthbums bei Regulirung gutöherrlich-bäun- 
licher Verhaͤltniſſe hervorgerufen wirt, — unter Ueberreichung der Yuter 
tigungen der Mezeffe bei ter Hypothefenbehörte veranlaffen. In der Regel 
if dies Ten Spezial» Kommiffarien überlaffen worden. 

Der G. 62. ver V. v. 30. Juni 1834 bat nun die Berichte ven da 
ihnen nach Tit. 2. 66. 12. u. 13. der Hypoth.⸗O. obliegenden Verpfich 
tung entbunden, ?2) und dieſe ten mit der Beftätigung ter Auseinanter 
ſetzungs⸗Rezeſſe beauftragten Behörden übertragen, ?) welchen daher nunmehr 
1 Beüfung der Anträge auf Berichtigung der Hypothefenbücher ausſchliej⸗ 

obliegt. 

Diefe Anträge müſſen in den Rezeß aufgenommen oder von den % 
tereffenten im Rezeßvollziehungs⸗Protokoll geftellt, demnächft aber kei ta 
Nezeßbeftätigung geprüft werten. Wenn dies gefchehen ift und vie Reife 
nohmald an ten SpeztalsKommiffarius zurücgelangen müffen, fo Fönnen 
von dieſem tie Anträge bei ter Hypothekenbehörde angebracht verden. 
Sind tagegen folche Anträge noch nicht gemacht und werden jle vielmehr 
erft nah Vollziebung und Beftätigung des Mezeffed angebracht, oder Ein 
tragungen von der AuseinanderfegungdsBehörte felbft nöthig befunten, fi 
muß ter Spezial⸗Kommiſſarius tie Rezefausfertigung der Auseinander 
fegungds Behörde zurücdreichen, welche alsdann felbft die Zinträge bei de 
Hypothekenbehörde zu ftellen hat. 

Vergl. über dies Verfahren tie beiden R. des Dein. des 2. v. 28. 
Juli 1843 9) (Min Bl. d. i. V. 1943. 6, 242 u. 243). 

2) Aus tem 6. 197. der V. v. 20. Juni 1817 ergiebt ſich, daß ta 
Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde verpflichtet ifl, die erforderlichen Einna- 





1) Bergl. in Bd. I. S. 587 —588. 

2) Bergl. auch die 66. 6. und 7. des Gef. v. 24. Mai 1553, betr. tie A: 
änderung der Hyp. D. (©. ©. 1853. ©. 521, f. in Bd. I. ©. 590). 

3) Auch bat der $. 109. (Alin. 3.) des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 (1. u 
Bd. I. ©. 187.) den Hypotheken⸗Richter angewiefen, die Sintragung tes bei: 
tigten Rezefles in das Hypothekenbuch nicht zu verfagen, wenn gleich ber Rexf 
mit einen Andern, als dem eingetragenen Befitzer abgeſchleſſen worden if, ſefera 
nur die Auseinanderſetzungs-Behörde befcheiniget, daß tie Legitimation der nck 
nicht titulirten Befiger nacb Vorfcbrift des 8. 109. a. a. D. ergänst fei. 

3) Bergl. in Bd, 1. ©. 578-579, 
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gungen und bie Errichtung neuer Hypothekenbücher yon Amtäwegen zu 
veranlaffen, in welcher Beziehung die 66. 57. u. 61. der V. v. 30. uni 
8342 und der F. 3. des G. v. 29. Juni 1835 die näheren Vorſchriften 
ertbeilen. 

Es ift in dieſer Beziehung die Anſicht aufgeftelt werben, daß ten 
Auseinanderfegungd-Bebhörten auch vie Kontrolle der Gerichte in der 
Hinficht obliege, daß diefe ven betreffenden Nequifitionen gehörig genügen. 
Allein dieſe Anftht hat das E. R. Ted Min. des J. v. 31. Mai 1839 2) 
(v. 8. Ann. Bd. 23. ©. 360) reprobirt, fich indeß zugleich dahin ausgeſpro⸗ 
den, daß die Auseinanderfegungd= Behörden ſich nicht auf tie bloße Be⸗ 
förderung der Rezeſſe an vie Hypothekenbehörde, ohne meitere Mittbeilung, 
befchränfen dürfen, fondern die einzutragenden Gegenftänte bes 
Rimmt bezeichnen, ?) auch fich darüber, daß die Nezeffe mit den Re⸗ 
quiſitionen wirklich an die Hypothekenbehörde gelangt find, vergewiſſern 


en. 

Ueber die Befugniß der Auseinanterfeßungs» Behörten, Auskunft 
Seitens der Berichte über tie Berichtigung der Hypothefenbücher nach ven 
abgefchloffenen Rezeſſen zu verlangen, und über die Fälle, in welchen folche 

dig ift, vergl. Tas N. des Min. des I. v. 18. Der. 1840 ®) 
(Min. DL. d. i. 2. 1840. ©. 479. Nr. 823.). 

8) Die biöherigen gefeglichen Vorfchriften über die Eintragungen des 
Inhalts der Audeinanverfegungd» Mezeffe in das Hypothekenbuch und über 
das Verfahren in dieſer Beziehung find abgeändert worden durch das ©. 
v. 24. Mat 1853, betr. einige Abänderungen der Hypoth. O. (G. €. 1853, 
€. 521) und tie dazu erlaffene Inftruft. Des Juſt. Din. v. 3. Aug. 1853. 
(Iuf. Min. DI. 1853. ©. 275.) 

Bergl. vie bier in Beiracht fommenten Befimmungen : 


3 bes Geſ. v. 24. Mai 1853. 88. 1., 3., 5., 6. und 7., und 
b) der Inftruft. v. 3. Aug. 1853. Art. I. und Art. II. Nr. 1. u. 2. 


in Bd. LS. 589 ff. *) zu deren forgfältigen Beobachtung die Audeinan⸗ 


mu. 2222 — 


1) Vergl. die Erlaͤut. zum 8. bl. a. a. ©. 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 588. 

3) Das C. R. des Min. des I. v. 3. März 1843 (Min. BI. d. i. V. 1843 
©. 31. Rr. 63.). welches mittelſt C. R. des Juſt. Min. v. 14. ej. m. (Juft. Min. 
SL 1843. S. 83—84) auch den Gerichten mitgetheilt worden, bringt die Befol: 
gung des G. R. v. 31. Mai 1839. in Grinnerung und fehreibt zugleich vor, daß 
Die Reauifitionen ter AuseinanderfeßungssBehörden an bie Hypothekenbehoörden ſich 
wicht auf die bloße Bezeichnung der betr. 88. des Rezeſſes befchränfen duͤrfen, 
fendern, mit ailegation der letztern, beftimmt tie Faſſung der Bintragungsver: 
merfe angeben follen. 

Diefe Anordnungen find jebt gel etzlich ſanktionirt durch die Vorfchriften 
der 56. 6. und 7. des Bel. v. 24. Mai 1853, betr. die Abänderung der Hyp. 
Drbn. (8. ©, 1853. ©. 521, f. in Br. I. S. 589590.) 

4) Bergl. in Br. I. ©. 589. 

5) Durch diefe Vorſchriften find insbefondere folgende Altere Beftimmungen 
obfolet geworben: 

a) das M. bes Juſt. Min. v. 28. Jan. 1833. Nr. 1. u. 2. (v. K. Jahre. 
Br. 4. ©. 272, Graäff Bd. 7. S. 176) über das Verfahren bei Gin: 
tragıngen von Bemeinheitstheil.s und Ablöf. Rezeſſen. 

b) Das ©. R. des Din. des 3. u. d. P. v. 10. Dec. 18539 (v. K. Ann. Bd. 
23. S. 827. Nr. 52.), welches beflimmt, daß a. in Fällen, wo eine nicht 
eingetragene Reallaft abgelöft wird, bie zur Kathegorie des $. 49. Tit. 
I. der Hyp. O. gehärt, die Gen.⸗Kom. nicht von Amtswegen auf Bermer: 
fung der Wblöf. im Hyp.:Buche antragen foll; wogegen b. wenn eine Lafl 
ber im 9.48, a. a. O. gedachten Kathegorie abgelöft wird, ex officio auf 
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derfeßungd» Behörden noch fpeziel durch das GC. R. des Min. für lant- 
wirtbfchaftl. Ang. v. 23. Aug. 1853 1) (Min. BI. d. i. ®. 1853. ©. 19. 
Rr. 166.) mit Inflruftion verfehen worten find. 

Dazu iſt zu bemerfen: 

a) Durch dad Geſ. v. 24. Mai 1853 find, abgefehen von teffen Ve⸗ 
flimmungen in ten 66. 4. u. 7., die bisherigen Vorfchriften über ven Ver⸗ 
kehr zwifchen den Auseinanderfegungs» und Hypothekenbehörden, indbel. 
die 66. 196. u. 197 der V. v. 20. Juni 1817, ver 69. 58., 59., 62. ber 
V. v. 80. Juni 1834, des 6. 3. des ©. v. 29. Juni 1835, der Dell. u 
30. Iult 1842 zu ten 66. 10. u. 60. der B. v. 30. Juni 1884, um in 
66. 109. u. 18. des Gef. v. 2. März 1850, nicht geändert worden 

Dergl. Art. I. Nr. 4, der Inflr. v. 3. Aug. 1853. 

b) Ebenfowenig find durch das ©. v. 24. Mai 1853 vie Giöherigen 
Borfchriften Betreffö der Anlegung der in Folge der Rezeſſe, inübefon 
dere bei Eigentbumsverleihungen im Wege ter Regulirung der gurähers 
lich » bäuerlichen DVerbältniffe, erfl nothwendig werdenden neuen Hypethe⸗ 
ken⸗Folien alterirt worden. ?) 

Bergl. Art. I. Nr. 5. der Inſtr. v. 3. Aug. 1853. 

c) Ueber die in ven Nezeffen zu flelenden Anträge auf Beridt 


— — — — — 


Vermerkung der Abloͤſ. im Hyp.⸗Buche angeiragen werben ſoll, auch wen | 

die Laſt nicht aus letzterem hervorgeht. 

c) Die R. des Juſt. Min v. 13. Juli 1830 nnd 19. Juni 1837 (v. 8 
Jahrb. Bd. 36. S. 185 n. Ur. 49. ©. 520), beir. die Uunfertigung be⸗ 
glanbigter Abichriften der Rezeffe zu ven Grundakten, deren Behimmun 
burc) bie Borfehrift im Mrt. I. Nr. 3. der Inflr. v. 3. Aug. 1853 era 
werben. 

Vergl. hierüber auch die R. v. 13. Juni u. 24. Mai 1831 (v. 8. Iahl. 
Br. 37. ©. 380 u. 387), v. 2. Mai 1837 (Gentralbl. für Breuß. Jur. 18% 
©. 645) u. v. 20. Mai 1838 (Fornis Zeitfchr. Br. I. ©. 430). 

1) Bergl. in Bd. I. S. 592— 593. 

2) In Betreff der Binrichtung der Hypothefenbücer nad erfolgter Kuh 
einanderfegung der gutsherrlichsbäuerlihen Verhältniſſe und de 
Berfahrens der Hypothekenbehörden hierbei IR auf folgende Beſtimmungen ı 
verweifen: 

a) Die MR. des Zuf. Min. v. 21. Aug. 1816 und 8. Gept. 1820 (v. 8. 

Jahrb. Br. 8. ©. 48 und Br. 16. ©. 70, Graäff Br. 4. ©. 165 m 

250) bemerfen: 

a) daß es dabei Feiner vorgängigen Cdiktalcitation (55. 14. m. 15. Tit IN. 
der Hyp. D.) bedarf, vielmehr das daſelbſt Tit. I. SE. 36—40. u. Til 
11. $. 91. vorgefchriebene Berfahren zu beobachten iR; 

ß) daß bei der Gintragung in Fein großes Detail einzugeben, vielmehr 
nügend fl, wenn im Hyp.s Buche bemerkt wird, daß durch tie Ancck⸗ 
anberfegung des Gutsherrn mit den Unterfaffen biefen das Bigeutien 
der ihnen überwiefenen Grundſtücke übertragen werben und biele yes 
dem Bute ſelbſt nunmehr abgefchrieben würden. Bergl. and R. tet 
Zul. Min. v. 11. Ian. 1842 (Juſt. Min. BI. 1842. ©. 18). 

b) Das MR. des Juſt. Min. v. 23. Febr. 1824 (v. K. Jahrb. Br. 23 6.8 
Sräff Br. 4. ©. 205) beſtimmt, dag es bei Regulirung ber gutöberrlid» 
bänerl. Verb. zur Berichtigung bes Befitztitels und zur GBinteagung tet 
Brenten ıc. eines befonderen Konfenfes der gegenfeitigen Intereſſenten zıkt 


ebarf. 

c) Das R. des Zufl. Min. v. 22. Okt. 1827 (v. 8. Jahrb. Sp. 30. S. 35) 
beftimmt, daß bei der Ausfertigung des Befiptitele ter zum Bigentfum 
gelangten Bauerhöfe nicht jedem Beſiher eines Bauerhefes der gang Ar 
zeß anegefertiget werden foll, fondern die Briheilung eines Hpypoth. Schei⸗ 
ne6 genügt. 
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g des Hypothekenbuchs in Gemeinheitstheilungs- und Abld- 
gsſachen hat die Sen.- Kom. zu Stendal ihre Kommiffarien un- 
ı 9. Dec. 1853 mit einer ausführlichen Inftruftion verfehen, welche im 
entlichen folgente Grundfäge aufftellt: 


A. In Gemeinheitstheilunge⸗Sachen in zu unterfcheiden: 
1) e6 tritt eine Landabfindung ein, und 
a) es interejfiren gefchloffene Befipungen (Rittergüter, Höfe, Häufer), 
deren Zitelblatte im Hyp.s Bude bie das gefcloffene But bils 
ben ober dazu gehörigen Grundftüde, refp. Gerehtfame, nicht 
tell verzeichnet find. 
Yu biefem Balle bedarf es eines Vermerls über die Refultate einer ausges 
tea Auselnanderfeßung, bei welcher die Abfindung lediglich durch Land erfolgte, 
hrp.⸗Buche gar nicht. Dies iſt indeß im Rezeffe zu vermerken. 
b) Benu dagegen gefchloffene Güter betheiligt find, deren Beſtand⸗ 
le oder Zubehörungen auf dem Titelblaite des Hupothefenbuche 
mtlich oder zum Theil verzeichnet eben, fo muß die eingetretene 
wrang im Hypothekenbuche vermerkt werben. 
c) Intereffiren walgende Brundfüde ') fo kommt es darauf au: 

ob diefelben bei der Separation unverändert bleiben, 


eb diefelben ganz vefp. theilweife zum Umtaufch fommen. 

Benn das Erſtere der Fall ift, fo bedarf es Feines Vermerks im Hypotheken⸗ 
e. Im lepigebachten Falle it — vorausgeſetzt, baß Feine Sonderung eintrat 
er Antrag auf Berichtigung des Hupothefenbuches fo zu formuliren: 

tag im Hypoihefenbuche der im Mezeffe aufgeführten walzenden Grundftücke 
vermerkt werde, bag an die Stelle derfelben, in Folge der flatigefundenen 
Geparation, die ebendafelbfi aufgeführten Grundſtücke getreten find. 

d) Sind bie, au ben geichlofenen Gütern gehörigen, im Hypothefenbuche 
re befonteren Nummern oder fonft fpeciell aufgeführten Grundflüde mit Meals 
a verfchiebenartig befchwert, oder ift ein Intereſſent mit verfchiebenen, auf 
uw Bolio des Hypothefenbucdhe, refp. in ber LandungssTabelle verzeichneten wals 
en Sruntflüden bei der Separation betheiligt, fo muß eine idelle Sonderung 
BelammtsAbfindung für die verfchiebenartig belafeten Brundflüde einer Bes 
ig, zefp. für die walzenden Gruntflüde bewirkt werben. 

n foldhem Falle if die Berichtigung ber Hypothefenbücher durch den Antrag 
eranlaflen: 
daß in dieGtelle der, in dem Rezeſſe erwähnten Grundſtücke die ebendafelbfl 
aufgeführten, nach der dort angegebenen Beichreibung und Bläche zu bes 
fchreibenden GefammtsAbfindungen getreten find, und daß bie ebendafelbk 
ebachten Theile, mit denen jedes einzelm Grundſtück an ber beireff. Ge⸗ 
—— — participirt, nach Maaßgabe des Meſkripte v. 11. und 25. 
Nov. 1837 (Jahrb. Bd. 52. ©. 599, Graͤff Bd. 13. &. 49) im Hypo⸗ 
thefenbuche vermerkt werden. 
o. Handelt «6 fih nur um die Befreiung einer einzelnen Bellbung von einer 
iuf ruhenden Hülungslaft oder einer fonfligen, nach den @emeinheitstheilunges 
eßen aufzubebenden Laſt — gegen Landentichädigung — fo iſt au unterfcheiben : 
a) ob im Hypotbefenbuche des berechtigten Gutes bie aufgehobene Berechtis 
gung austrüdlich vermerkt ift, oder 

P) ob im Hypothekenbuche bes belafteten Grundſtücks die aufgehobene Verpflichs 
tung ausdrüdlich eingetragen fteht, und 

y) eb im Hypothekenbuche der berechtigten reſp. der belafteten Befikung bie 
kayn gehörigen Grundſtücke, — denen bie Lanbabfindung zutritt oder abs 
geuommen wird — fpeziell verzeichnet find ? 








1) Ueber die Kegnlirung ber Hypothelenbücher in Gefolge von Gemeinheits⸗ 

in der Provinz Sachfen, befonders in Beziehung auf ben Brands 

5 von fogen. Wandelädern, vergl. die Infraft. des Min. des I. u. d. P. 

16. März 18423 nebſt dadurch mitgeihelltem &. MR. der Sen. Kom. zu Sten⸗ 
19.4. April 180. (Min. BI. d. 1. V. 1842. ©. 137. Rr. 190.) 
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Sm erften Falle ift dahin anzutragen: 
im Hypothekenbuche des berechtigten Gutes die Berechtigung abzuſchreiben 
Im zweiten Balle if zu beantragen: 
im Snvaißefenbuche bes belafteten Gutes die zu bezeichnenbe Berpflictung 
zu en. 
Im dritten Falle endlich it — event. in Verbindung mit den vorfichenten 
Anträgen — ter Antrag zu flellen: 
im Hypothekenbuche bes berechtigten Gutes die im Rezeſſe gebachte, nad 
F bertigen Befchreibung und Fläche zu begeichnende Landabfindung ıu; 
zufchreiben ; 


im Hybothefenbuche der befafteten im Rezeſſe begeichneten Grunbfiäde tie 
ebendaſelbſt gedachten, nach ihrer dortigen Befchreibung und Wläche ıu bes 
zeichnenden Landabfindungen abzufchreiben. 

[) Wird bei Gemeinheitstheilungen eine Land-Abfindung gewährt für Grust: 
flüde, die noch gar nicht im Hypothefenbuche eingetragen: find, ober für Berectis 
gungen, bie nicht einem Grundflüde anhängen, fondern einer Berfon eigen: 
tbümlich zuſtehen, fo muß Sorge geiragen werden, daß auf rund des Hexe 
der Befistitel für den Smpfänger der Lantabfindung im Hypothekenbuche brrik: 
tigt wird. (Hyp. O. Tit. I. $. 6. und Inſtrukt. Art. 1. Nr. 5. 

g) Im Art. 2. der Inſtruktion iſt rorgefchrieben, daß die Bereinigung fämmts 
liher Grundſtücke eines und deſſelben Beſitzers unter berfelben Gerichtsbarkeit, ani 
einem Folium möglichft begänftigt werden fol. Die fich Hierzu bei Bemeinkeits 
tHellungen, infonderheit bei Spezials Separationen, barbietende Gelegenheit ik m 
benugen und diejenigen Interefienten, weiche auf verfchiebenen Foliis des Hupe 
thefenbuches eingetragene, bei der Separation betheiligte Grundſtücke befipen, fe 
zu veranlaflen, eine foldhe Vereinigung der Lepteren in Antrag zu bringen. 

2) &6 tritt eine Entfchädigung durch Rente ein. 

a) Im Hypothelenbuche des berechtigten Gutes bebarf es unr dann rim 
Bermerles, wenn 

a) die Berechtigung, für welche die Rente gegeben wird, ausdrücklich einge 


gen fleht, 

P) das berechtigte Gut, Behufs der Ansgleichung, ein ober mehre ſpeziell im 
Hypothefenbuch verzeichnete Grundſtücke abteitt, 

y) die Landabfindung, welche das berechtigte Sat zu fordern Hatte, ganz dat 
sum Theil durch Rente erſetzt wird, vorausgefeht, daß bie Sandabkatan 
felof PR Hypothekenbuche zu vermerken iſt, reſp. zu vermerken geweſca 
fein würde. 

b) Im Hypothekenbuche der belafleten Grundſtücke if die Rente flets zu ie 
tabnliren. (Vergl. $. 3. des Geſ. v. 29. Juni 1835.) 

3) Es tritt eine Entſchädigung durch Kapital ein. 

Wenn bei einer Separation eine Abfindung durch Kapital erfolgt, fo muf tin 

a) bei dem berechtigten Gute in allen Yällen vwotirt werben. 

b) Bei dem belafleten Grundſtücke il dagegen au unterfcheiden: 

«) das Kapital ift bezahlt, die Verwendung nicht nöthig, ober nachgemice 
und die Verpflichtung eingetragen. 

Dann iſt nur der Antrag zu Rellen, die Verpflichtung zu löfchen. 

P) Das Kapital if bezahlt, die Verwendung nicht nöthig oder nachgewictn, 
und die Verpflichtung nicht eingetragen. 

Dann bedarf es gar Feines Vermerks im Hypothefenbuche bes belafctez 
Grunbfüde. 

Y) Das Kapital ift noch nicht bezahlt, die Verwendung aber nicht udihig, eder 
ſchen nadhgewiefen, nnd ber Berechtigte verlangt eine hypelhekeriide 
Sicherftellung. 

Dann iſt zu beantragen: 
(die eingetragene Verpflichtung zu löfchen, zugleich aber) das im Re 
zehe ale Abfindung für die Berpflihtung bebungene Kapital (fumml 
Zinfen) für den Befiter des berechtigten Buntes, mit dem bisherigen 
Vorzugsrechte der anfgehobenen Berechtigung einzutragen. 

d) Das Kapital ift noch nicht bejahlt, die Verwendung nöthig, aber wech mil 
nachgewiefen. 


reſp. 
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Daun iR zu beantragen: 

(die eingetragene Berpflichtung zu löfchen, zugleich aber) das im Re: 
zeſſe ale Abfindung für .tie Verpflichtung bedungene Kapital (fammt 
Zinſen) für ben Befiger bes berechtigten Gutes, mit bem bisherigen 
Rorzugsrechte der aufgehobenen Berechtigung und mit dem Bemerfen 
einzutragen, daß die Befngniſt des Letzteren, über das Kapital zu vers 
fügen, mach dem Inhalte des Hypothekenbuchs bes berechtigten Gutes 
beurtbeilt werben muß. 

Wenn die Berpflichtung im Hypoth.-Buche des belafteten Grundſtücks 
nicht eingelragen ift, reſp. Zinfen von dem Abfindungs⸗Kapitale nicht 
bedungen find, fo fallen vie hierauf bezüglichen Anträge fort. 

1 Es tritt eine Kompenſation ber zur Aufhebung kommenden Berechti⸗ 
ungen ein. 
In diefem Kalle bedarf es eines Vermerks in den Hypothekenbüchern in 
ber Regel nicht, feubern nur dann, wenn die Berechtigung ober die biefer 
Forrefponbirende Verpflichtung eingetragen ſteht und if dann zu beans 
agen: 

im Hypothekenbuche des berechtigten Gutes die aufgehobene Berechtis 

gung abzufchreiben; 


y. 
im Öyvotbefenbuche des belafteten Gutes die aufgehobene Berpflichtung 
zu löfchen. 


B. In AblöfungesSaken. 


1) Es ift zunäachſt zu prüfen, ob im Hypothelenbuche des berechtigten und bes 
laßeten Gutes die abgelöfle Berechtigung, reſp. die abgelöfle Meallaf eingetra: 
n lebt. Wenn tiefes der Fall if, fo muß beantragt werben: 

a) beim berechtigten Bute die abgelöfte Berechtigung abzufchreiben, 


b) beim belafteten Gnte tie fämmilichen, für das berechiigle Gut einge: 
tragenen Reallaſten zu föfchen, fofern nicht gewiffe Leiſtungenlin diefem Re⸗ 
zeffe ausbrüdlicd, von der Ablöfung ausgeſchloſſen And. 

2) Sodann iſt zu unterfcheiben: e6 erfolgt tie Ablöfung 

a) vergleichsweile durch Lan, 

b) dur Kapitalzahlung unmittelbar an den Berechtigten, 

e) unter Bermittelung der MRentenbanf, 

@) durch Kapitalzahlung an die Regierungs⸗Haupt⸗Kaſſe, 

PB) durch Mebernahme einer Rente. 

Im erſten Falle (ad a.) berarf es eines Vermerks in den Hypotheken, 
ern in der Regel nicht, fontern nur dann, 

a) wenn die Sandabfindung für eine perfänliche, nicht einem Srundfläde an; 
hangende Berechtigung gegeben wird, denn in dieſem alle if} die Dei 

titelberichtigung für den Smpfänger ber Lanbabfindung nöthig, und diefelbe 
— event. in Verbindung mit dem sub B. Nr. 1b. geftellten Antrage — 
durch tie sub lit. A. Nr. If gedachten Anträge herbeizuführen; 
wenn aber das zum berechtigten ober belafteten Bute gehörige Areal in 
den Hypothekenbüchern fpeziell bezeichnet ift und dieſe Bezeichnung nach 
erfolgter Lantablöfung nicht mehr richtig fein würde, wenn alfo 3. B. auf 
dem Titelblatte des Onpothefenbuches eine beſtimmte Morgenzahl Adler ans 
gegeben iſt, und eine Landabfindung gegeben wird, refp. hinzutritt, ober 
wenn das Titelblatt tes belafteten Grundſtücko lautet: „der Hof Mr. 18. 
mit einer Wiefe im Winkel,“ und diefe Wiefe ganz oder theilmeife ale Ab⸗ 
findung gegeben wird, fo it — in Verbindung mit den sub B. 1. gedach⸗ 
ten Anträgen, ober befondere — ter Antrag zu flellen: 

das im Rejzeſſe bezeichnete Abfindungsland, nach der ebendaſelbſt anges 

gebenen Bezeichnung und Flaͤche, im Hypothekenbuche bes berechtigten 

VGutes zuzuſchreiben, reſp. im Hypothekenbuche tes belafteten Gutes 

(Grundſtuͤcks) abzufchreiben. . 

Im zweiten Kalle (ad 2. b.) ift bie erfolgte Kapital Ablöfang im Hypo⸗ 
tbefenbucke des berechtigten Gutes immer zu vermerken und ber Autrag zu flellen: 

im Hypothekenbuche des berechtigten Gutes einzutragen, daß bie für daſſelbe 


ß 


— 
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auf den im Rejeſſe bezeichneten Grundſtücken haftenden Reallaſten duch 
Kapital abgelöfet find, 
wogegen in Betreff der belafleten Grundſtücke tie vorſtehend sub lit. A. Rr. Ib. 
angegebenen Fälle zu unterfcheiden, und tanach tie ebendafelbf formufirten Wo: 
träge zu machen find. 

Im dritten Falle endlich (ad c.) if die Ablöfung im Hypothefenburde te 
berechtigten Gutes, es mag vom belafleten ein Rapital an die HRegierungs 
Haupte Kaffe bezahlt, oder eine Rente übernommen werden, immer zu vermerfen 
und darauf anzutragen: 

im Hypothekenbuche des berechligten Gutes einzutragen, daß bie für daſ⸗ 
felbe auf den im Mezefle bezeichneten Grundſtücken haftenden BReallafen 
unter DVermittelung der Rentenbanf abgelöft find. 

Bezüglich auf die belaſteten Brundflüde if dagegen nur baun, vem 
die Berpflichtung hypothekariſch eingetragen If, der Antrag zu formiren: 


im Hypotbefenbuche des im Rezeſſe bezeichneten Grundſtücks die fämmtliden 


für das berechtigte Gut eingetragenen Reallaſten zu löfchen, fofern nid 
gewiſſe Leiftungen in dieſem Rezeſſe ausbrüdlich von der Wbldfung ansgr: 
fchloffen find, 

und zwar wenn eine Rente übernommen if, mit dem Zufage: 
auch zugleich für den Fall, daß die Mentenpflichtigfeit nicht ſchon frühe 
eingetragen ift, biefe Ießtere einzutragen nnd dabei bie Ar. der Stammlik: 
mit zu vermerken. 

Iſt die Berpflichtung nicht eingeltagen, fo bedarf es gar Feines Bermerks im 
Hypothefenbuche des belafteten Bruntflüde, felbft dann nicht, wenn eine Renie 
übernommen iſt, es erfcheint jedoch zweckmäßig, daß alsdaun bemerft wir: 

im Hypolhelenbuche dee belafteten Grundſtücks bedarf es keines Bermertet, 
weil die abgelöfte Reallaſt nicht eingetragen ſteht. 


d) Ueber das Verfahren bei Anfegung bes neuen Sypothefen-Foliumd 
und vie Sicherflelung der verfchienenen Realrechte in den Faͤllen, wen 
bei Spezials-Separationen einem und demfelben Beſitzer an ter Gtelle meh 


rerer einzelner, mit verfchiedenartigen Meallaften und Schulden befchwern " 


Grundftüde ein Sefammtplan ohne reale Subrepartition überwieſen wer 
den fl, vergl. das C. R. tes Min. des I. v. 25. Nov. 1837 1) (v. K. Au. 
Bd. 21. S. 949), welches den Berichten mittel ©. R. des Juſt. Rin. 1 
11. Nov. 1838 (v. K. Iahrb. Bd. 52. &. 599, Graff Bo. 13. &. 49) m 
Nachachtung mitgetheilt iſt. 

Vergl. auch Art. I. Nr. 1. der Inſtr. v. 9. Aug. 18858.2) 


e) Ueber das Verfahren bei Eintragung der Separat⸗Mezeſſe, wen 
die Ländereien fih unter verſchiedenen Jurisdikttonen befluten, 
vergl. das MR. des Juſt. Min. v. 21. Oft. 1831 °) (Koch's Agrargef., 1. 
Aufl ©. 340—341). 


f) In Betreff der auch von den Auseinanderfehungs-Behörken zu br 
rädfichtigenden Grundſaͤte bezüglich des Hypothekenweſens ver Domalsın 
vergl. v. Ronne's Domainen-, Forſt⸗ und Jagdweſen des Preuß. Su⸗⸗ 
te8, ©, 200—229 (3b. IX. Abth. I. dieſes Werkes). 


C. Regulirung und Beftflellung der neuen Wirthſchafté⸗ 
einrichtungen und Koften zwifhen den Intereffenten, ven 
Pächtern und Berpächtern (3. v. 20. Suni 1817 6. 198.) 


Vergl. unten den Unter-Abfchn. V. (von den Wirkungen der Austen 





1) Bergl. in Br. I. ©. 593—595. 
2 Gbendaf. ©. 5%. 
3) Ehendaf. ©. 595-596. 
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derfegungen bHinfichtlich dritter Perſonen und der Sicherftellung ihrer 
echte), und zwar: 
a) in Betreff der Einrichtungskoſten, Kap. II. Tit. 3.; 
7 In Betreff der Verhältniffe ver Pächter und Berpächter, Kap. 
Tit. 


D. Ausmittelung und Feſtſtellung des Werthes der bäuer- 
hen Höfe (B. v. 20. Iunt 1817 8. 199.). 

Diefe Ermittelung findet in Folge der durch die V. v. 29. Dec. 1848 
.S. 1814, S.17) außgefprochenen Aufhebung der $$. 29. u. 54. des Mes 
Kr. Ed. v. 14. Sept. 1811 und des Art. 65. der Dekl. v. 29. Mai 
16 wegen der Berfchuldungsbefchränfung der Bauergüter nicht mehr 
st. 1) 


E. Nebenpunfte betreffend (V. v. 20. Iunt 1817 $. 200.). 

Bergl. die Erläut. zu den 66. 20—22. u. $. 171. der ®. v. 20. Juni 
147 (1. oben ©. 262 fi. u. S. 361), insbeſ. auch das E. R. v. 1. Aug- 
37 2) (v. K. Aun. Br. 21. ©. 658). 


Zum 6. 201. 
[Bergl. DB. v. 30. Juni 1834. $. 57.) 
(Ausführungs-Protofvlle.) 


1) Ueber den Inhalt des Ausführungs- Protokolls und deſſen Wirk⸗ 
mkeit vergl. das C. R. des Min. des g v. 1. Aug. 1837). (v. 8. 
m. ®d. 21. S. 658.) 

2) Ueber die Verbindung der Ausführungs«Berhbandlungen mit 
t Rezeßogltzieuns, vergl. die R.des Min. des I. v. 23. Jul. 1843*). 
fin. DL». i. V. 1843. &. 242 u. 243. Nr. 321 u. 322.) 

$) Ueber die Verpflichtung der Kommifjfarien, dafür zu forgen, daß 
k der Ausführungsverhbandlung alle bid dahin noch nicht er= 
digten Punkte abgemacht werben, indbefondere auch die Intereffenten 
f die bei den Hypothefenbüchern zu bewirkenden Eintragungen aufmerkfam 

machen, vergl. $. 57. der V. v. 30. Juni 1834. 

Bergl. $. 7. des ©. v. 29. Juni 1835 wegen Sicherflellung der 

echte dritter Perſonen. 


Zu 85. 202— 204. 
[Bergl. V. v. 30. Juni 1834. 6. 63. u. ®. v. 22, Rov, 1844. 6. 6.] 
(Zeit der Ausführung.) 


1) Die Beflimmung des erſten Sapes des $. 202. ift Hei den meiften 
it Landumfag verbundenen Audeinanderfegungen nicht beobachtet, ſondern 


1) Das 5. R. des Min. des K. Haufes, Abth. II., v. 14. Juni 1846 (Min. 
KL’. i. B. 1846. ©. 151) dat die Domainens Behörden angewiefen, auch in 
illen, wo in den Berleihungsfontraften, und mithin vertragemäßig, den Bes 
von Domanials Bauerhöfen die Verpflichtung auferlegt worden, „ihre Höfe 
t über ein Diertel, zwei Drittel oder irgend eine andere Duote bes durch eine 
Braudtare fegeßelten Merthes berfelben mit Hypothekenſchulden zu belaften“, 
Ramens des Domalnen sBisfus auf dergleichen vertragsmäßige BerfchulbungesBes 
Kränfungen Berzicht zu leiten und deren Löfchung zu bewilligen. 
2) Vergl. in Sd. I. G. 473. 
\ Bergl. in Br. I. ©. 473. 
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mit der Ausführung des Auseinanderfegungsplans bald nach der Anerkennung 
oder richterlichen Gefifeflung teffelben, größtentbeild vor ver Beftätigung 
des Mezefjed, vorgegangen worden. Die Interefienten haben in der Regel 
auf fchleunige Ausführung gebrungen, indem fie ſich auf die Vortheilbaftig. 
keit dieſer Maaßregel, und auf deren Zuläſſigkeit nach $. 203. a. a. Ö. 
bei lebereinftimmung ver Intereffenten und auf vie F6. 181 ff. a. a. O. 
flügen, wonach mit der Ausführung der erflen Entfcheivung der Ben «Kom. 


über vie Ausgleichung ter Theilnehmungsrechte verfahren werten mußte : 


und in der folgenden Inflanz von dem Meviflonsfollegium nicht auf Aber : 


derung des Auseinanderſetzungsplans rückſichtlich der Landentſchädigung und 
anderer in Naturalobjekten beſtimmten Ausgleichungspunkte und Vorbchelte 


des Auseinanderſetzungsplans, vielmehr nur auf anderweitige Untfeyätigumg : 


in Rente oder Kapital erfannt werden konnte. — Die bierin begrüntete 
Ausführung des Auseinanderſetzungeplans binfichtlich des Landumfages je 
denfalls nach ergangenem erſten Erkenntniß bewirkte aber auch eine Ad 
führung der Augeinanterfegung in anderen damit verbundenen Haupt⸗ wm 


Nebenpunften vor ter Beflätigung des Mezeffed, teren Regulitrung und : 


Ausführung mit der Ausführung des Luntvertheilungepland verbunden 


werben oder verfelben in Furzer Brift vor ver Bearbeitung und Beftärigung i 


des Auseinanderfegungsrezeffes folgen mußte. Diefer befchleunigten Aut 
führung ftellten fich jedoch Bedenken entgegen, theils wegen ber Unmöz⸗ 


lichleit auf Seiten der Berechtigten, den Erſatz der bisher ihen zuflände : 


en wirtbfchaftlichen Leitungen in kurzen Sriften zu befchaffen, theils inte 

rfahrung, daß die Partheien nach Erreichung der hauptſächlichſten Str 
zwecke ter Auseinanderſetzung bei der ausgeſetzten Regulirung von Nebew 
punkten defto fchwieriger wurden. Dazu traten Berenfen, aus ter veräm 
derten Geſetzgebung über die Rechtsmitiel gegen Entſcheidungen ver Aut 
einanderfegungsbehörten entfpringen. In Bolge deſſen bildete ſich Ye 
Praxis mehrerer Auseinanderfegungd+»Behörten dahin aus, daß dem (te 
maligen) Rechtsmittel des Mefurfes in der Regel Suspenfluwirkung ber 
zulegen, jedoch in dringenden Fällen, ungeachtet der Einlegu ıg dieſel 
Rechsmittels, mit der Ausführung des Auseinanderſetzungsplanes a 
ben fei. Diefe Praris fanktionirte der $. 68. der V. v. 30. Junl 


deren 66. 45. ff. zugleich nähere (abänternde) Vorſchriften über ten Ja 
flanzgenzug und über dad Verfahren in Betreff des Entfchärigungdpuntus 


ertbeilten. In Gemäßheit des 8. 63. ter V. v. 30. Juni 1834 und ted 
6. 203. ter V. v. 20. Juni 1817 wurde von ten Auseinanterfehungk 
Behdrten, — jedesmal ausdrücklich und in der Urteldformel, ſowohl über 
den Zeitpunft der Ausführung überhaupt, als darüber erfannt: ob, wans 


und unter weldhen Maaßgaben ausnahmömeife vor rechtöfräftiger Entſche-⸗· 
dung, mit Uebermweifung des neuen Planes und mit Ausführung ver ta . 
Folge deffelben eintretenden nenen Verhältniſſe zwifchen den Intereffenien, 


vorgegangen werden folle, fei dies entweder fofort bei Publikation Ted nr 
ſten Urtels, oder zu einem anteren nahen Beitpunfte. 

Diefe den Spruchbehörten erfter Inftanz zuftebenden Befugniſſe bet 
nun der $. 6. der DB. v. 22. Nov. 1844 erweitert, indem er zugleich ten 
6. 63. der V. v. 30. Juni 1834 aufgehoben und den $. 203. ter Berabr 
nung v. 20. Juni 1817 abgeäntert hat. Es find durch Ten $ 6. 
der B. v. 22. Nov. 1844, deren 6. 14. ten Rekurs an das Min.tei 
3. Hefeitigt, tie Spruchbebörden ausfchließlich berufen worden, tar 
über zu erkennen, ob die Ausführung, ungeachtet des gegen ein @w 
fenntniß etwa einzumwentenden Nechtönittels, flattzufinden habe. Diefe Ber 
fugniß ter Spruchbehoͤrden aber iſt, anftatt dieſelbe etwa auf befkimmte 
Streitgegenftänte zu befchränfen, vielmehr von beflinmten allgemein gel⸗ 
tenden Bedingungen (66. 6a. und b. a. a. DO.) abhängig gemacht worten. 
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Der 6. 203. der V. v. 20. Iunt 1817 ftellte für die Zulaͤſſigkeit einer 
Bealifirung des Planes vor Beftätigung des Mezeffes, jedoch nicht vor 
afolgter Mefursentfcheitung, Tas blos relative Kriterium auf: 

05 auf der Seite derjenigen, welche die Realiſirung wünfchen, oder 
auf ter andern Seite der größte Nachtheil bevorftehe? 

Der $. 63. rer DB. v. 30. Juni 1834 geftattete tie Meberweifung und 
Ausführung des Plans, des gegen die erſte Entfcheitung noch flattfinden- 
den Rekurſes ungeachtet „in dringenden Fällen“, welche unbeftimmte 
Saflung eine fehr verfchietene Auslegung und Anwendung veranlafte. Der 
6. 6. ter V. v. 22. Nov. 1844 beabfichtigt nicht, Die Beringungen, unter 
denen die an fich erzeptionelle Befugniß einer Ausführung ver erften Ent⸗ 
ffyeidumg vor ihrer Rechtskraft flattfintet, über Tas Bedürfniß und über 
bie von der Eeſchaftspraxis:) feftgehaltene Grenze hinaus zu ermeitern. 
An tie Stelle tes im $. 63. ter DB. v. 30. Iuni 1834 angeftellten Re⸗ 
wills treten die Giforkerniffe tes F. 6a. und b. der V. v. 22. Nov. 
1IS44, während au in Zukunft die Regel des F. 203. der V. v. 20. Juni 
1817 in foweit ftehen bleibt, 

Daß eine Mealiflrung der Anbeinanderfegung vor ter Beflätigung 

des Rezeſſes nur mit Genehmigung aller Intereffenten, event. nach 

richterlicher Entſcheidung gefchehen darf. 
Demit ter zweite Nichter beurtheilen kann, in wieweit eine Herftellung des 
kühern Zuſtandes, reſp. ohne Zerrüttung des Auseinanterfegungspland 
wer ohne andern überwiegenden Nachtheil für die auf tie Ausführung der 
sen Entſcheidung gegrünteten wirthichafilichen Einrichtungen, noch zuläfe 
üg erfcheine ($. 134 der V. v. 20. Juni 1817), oder ob nur auf anter- 
weite Entfchärigung in Kapital oder Rente zu erkennen ift, follen Lie zur 
Befimmung des Urtheils des zweiten Richters erforderlichen Ihatfachen und 
Butachten zu ten Akten gebracht werden, wenn tie Ausführung des erften 
Trkenntniſſes vor Erlaß ter zweiten Entfcheidung flattgefunten bat. 

Dergl. das R. des Min. res I. v. 14. März 18462). (Rody'6 Agrar⸗ 
geſ. A. Ruf. ©. 421.) 

2) lieber die Befhleunigung der Mezeffe und vie Benachrich⸗ 
tigung der Berichte?) in ten Bällen, wo eine vorläufige Ausführung 


— — 


1) Dos 6. R. des Min. d. J. u. d. P. v. 13. Oft. 1841 (Min. BI d. i. 
B. 1841. ©. 288. Nr. 475.) hatte tiefe Praris dahin feſtgeſtellt, daß zur Ans 
wendung des $. 63. der 3. v. 30. Zuni 1834 außer den In $. 203. der V. v. 
20. Juni 1817 voransgefepten moch befondere Umflände obwalten müflen, welche 
den beireffenden Falle die Natur eines dringlichen geben. — Diefer Anslegung 
eutfpricht die Beflimmung im $. 6. ad a. der V. v. 22. Non. 1844, wogegen ſich 
bie Befimmung ad b. burch Müdfichten der Billigkeit und durch tie Analogie des 
5.8.8.8. O. L. 14. rechtfertigt. 

2) Bergl. in Bb. I. ©. 664. 

3) Ueber die Gintragung vorläufiger Vermerke in die Hypothek.⸗Vücher 
nech vor ber Grrichtung eines förmlichen Kezeſſes auf die Anzeige der Auseinans 
SerfepungssBehörbe über die bereits vorläufig erfolgte Ausführung, ber 


a) das R. des Yufl. Min. v. 17. Mai 1838 (v. K. Jahrb. Br. 51. S. 409), 
deß, wenn bei dem Hnpotbefenrichter noch ver Brrichtung eines fürmlichen Rezeſ⸗ 
ſes über eine gutéherrliche Regulirung, Nblöfung oder Bemeinheitstheilung, bie 

der bereits vorläufig erfolgten Ausführung auf amtlihem Wege eingeht, 
ein kurzer Bermerk darüber in das Hnpotbefenbuch der betr. Grundſtücke ale eine 
Befkränfung der Dispofition in der zweiten Rubrik aufgenommen und berfelbe 
ac Biageng bes beſtaͤtigten Rezeſſes wiederum geldfcht werben foll. N 

* 6 R. des Juſſizmin. v. 22. Oli. 1838. (Forni's Zeitſchrift Bd. 1. ©. 
669, Noch'e Agrargeſ. 4. Aufl. S. 346.) bat jedoch dem Ermeſſen ter Unterge⸗ 
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angeordnet wird, vergl. das 6. N. des Min. des J. u. d. P. v. 8. Aiıı 
18384). (v. K. Ann. Bd. 22. ©. 75.) 


3) Der 6. 104. des Ablöf.-Gef. v. 2. März 18502) verordnet, 
bag, wenn die Sntereffenten fich nicht über den Termin zur Ausführung ter 


Auseinanderfehung vereinigen, folcher durch tie Auseinanderfehungs » Behörde be⸗ 
flimmt werden fell. 


4) Fuͤr Berfchlechterungen der Grundſtücke, welche nach Ausführung 
ter Gemeinheitstheilung durch Naturereigniffe hervorgebracht werten, haben 
die Akquirenten Feine Entfchädigung von der Theilungemaffe zu verlangen, 
wenn auch der Rezeß noch nicht vollzogen, tie Nealifation der Ausführung 
vielmehr früher (durch Genehmigung der Interefienten oder richterlich 
Eniſcheidung) erfolgt iſt. 

Angenommen von dem MNevifions- Kollegium für L. K. S. (dw 
tum der Eniſcheidung fonflirt nicht), deögl. von dem Min. des I. (Inten 
M. v. 25. Nov. 1843 und den Mekursbefcheite vom 80. Mat 1845 
(Beitfchr. des Reviſ.⸗Kolleg. Bd. 2. S. 156—164.) 


Zum 9. 208. 
(Zwangsmittel zur Ausführung.) 


1) Ueber die Bragen, nach welchen Grundfäpen die Erefution aus tes 
von der Auseinanderfegungd-Vehdrde beftätigten Rezeſſen zu verfügen, we 
fange in dieſer Beziehung tie Kompetenz der Auseinanderfegungs-Bebörten . 
dauert, und unter welchen Vorausſetzungen demnächft vie Kompeteny te 
Gerichte zur Exekutionsvollſtreckung wieder eintritt? vergl.: 


a) R. des Min. des 3. v. f. Aug. 18372) (v. 8. Ann. Br. 21. ©. 658); ° 

b) R. deſſelb. Min. v. 30. Mär; 1839 °) (a. a. O. ®b. 23. ©. 91); 

c) 6. R. vefielb. Min. v. 5. Juni 18393) (a. aD. ©. 361): 

d) 8 Pin. v. 6. Sept. 18407) (Min. BL. d. i. 8. 1840. 6.5. 
r. 


2) Die Kompetenz der Gen.⸗Kom. rückſichtlich der Ausführung de 
von ihr geleiteten Auseinanterfegungen befchränft ſich keineswegs auf tk 
Ueberweifung der Landabfintungen, fondern gebührt vdenfelben and ia 
Beziehung auf die Erekutiondverfügungen, auf Unterlaffung wege 
Befisflörungen?). 


—— 


richte überlaffen, in welchen Fallen fie nach erhaltener Nachricht über die voäb 
Roe Ausführung einer Semeinheitstheilung vor Errichtung eines fürmlichen 
die Bintragung eines Vermerks unter der Rubrik IL. des Hypothelenbuche ver 
wollen, indem es hauptfächlich nur baranf anfomme, daß ber Hypot 
bei vorlommenden Dispofitionen über Grundſtücke, die einem Anselnanderf 
verfahreri unterlegen haben, tie inzwiſchen etwa erfolgten Neuberungen ia ie 
Lage, Größe u. f. w. nicht überfehe, vielmehr die von der Auseinanderfegunge 
behdrde darüber mitgetheilten Nachrichten gehörig beachte, weshalb ein Brand 
im Öypothefeubuche nicht immer nothwendig, vielmehr oft überläffig ſei. 

c) Vergl. Met. I. Nr. 4. der Inſir. v. 3. Aug. 1853. (f. in Bd. L &.59) 
1) Vergl. in Br. I. ©. 596. 
2) Ebendaf. ©. 186. 
3) Vergl. in Br. L ©. 473 fi. 
4) Ebendaſ. &. 596—597. 
5 Ebendaſ. ©. 597—5%8. 
6) Shendaf. ©. 598-599. 

7) Durch das R. des Min. des 3. v. 21. Dec. 1632. (Koch Niger. Gef. 4 
Aufl. ©. 347) if in Betreff des Verfahrens bei Brefutionen auf Unterlafl 
im Gefolge eines Befchlufiee des K. Staatsmin. anf Anlaß von Zweifeln 
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Angenommen von dem Staatöminifterium unterm 25. San. 1835 
ltgetheilt durch das GR. des M. des J. v. 21. Behr. ej. a.):) 
R. Ann. Br. 19. ©. 64.) 

3) Ueber die Auöführung exefutioifejer Maafregeln bei Dienſtver⸗ 
Igerungen vergl. das des Min. des I. v. 18. April 1834). 

. Aun. Br. 18. ©. 993). 

4) In Betreff der Vollſtreckung der Erekution gegen ganze Ge» 
inden vergl. die Vorfchriften des $. 153. des Anh. zur A 80.1 
‚ deren Beobachtung Tas M. ded Min. des I. v. 16. Aug. 1836 an 
Gen.-Rom. zu Soldin (Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 348.), den Aus 
mderfegungs-Behörven ſpeziell zur Pflicht macht ?). 

5) Ueber das Verfahren bei Exekutionsvollſtreckungen in Auseinandere 
sngs-Sachen mit militairifcher Hülfe, vergl. das R. des Min. des 
9. 3. April 1822*). (Roch’6 Agrargef., 4. Aufl. ©. 247.) 

Vergl. Abfchn. II. A. ver Gefchäftsanwelfung für die Meg. v. 31. Der. 
5. (v. 8. Inn. Bo. 19. ©. 821.) 


Zu 88. 206—208, 
[Bergl. V. v. 30. Juni 1834. 8. 64.] 
(Affervation des Rezeſſes und der KRommiffions-Akten.) 


1) Der 5. 64. der V. v. 30. Juni 1834 geftattet, die für das Land⸗ 
heamt beſtimmte Karte gleichfalls den Interefienten auszuhändigen. 
2) Das R. des Min. des I. v. 4. Aug. 1837) (v. 8. Ian. Bd. 21. 


Art der Auwenbung bes $. 54. T. 24. der A. &. D. wefentlich dasjenige ans 

zuuet worden, was hiernächſt der 9.10. der B. v. 4. Dir 1834 über die Bres 

len in Givilfahen (&. ©. ©. 31) vorgeichrieben bat, welcher beflimmt : 
„Bei Grefutionen anf Unterlaffung findet tie Feſtſehung der anf die Ueber⸗ 
„tretung angedrohten Strafe, wenn die Uebertretung ſelbſt feſtſteht, durch 
„ein Dekret, wenn es zur Feftflellung aber noch einer Beweisaufnahme 
„ber, durch Grienntnid flatt, gegen welches une ber Rekurs zuläfs 


„fig iR. 
„Bei tiefem Rekurfe fol daffelbe Verfahren eintreten, welches Unſere 
„Dvre v. 8. Aug. 1832 (G. S. ©. 199) 88. 2 ff. vorfchreibt.“ 

Mit Bezug Hieranf bemerkt das R. des Min. des J. v. 21. Febr. 18427) 
Bin. 81. d. i. B. 1812. ©. 85. Nr. 125), daß ber in $. 10. der B. v. 4, 
Bez 1834 gedachte Rekurs nicht an die vorgefepte Auffichtsbehdrbde, 
Bern an die höhere Spruch⸗Inſtanz geht. 

4) Bergl. in Od. I. ©. 599. 

2) Shenbaf. S. 599—600. 

Bergl. auch das R, v. 23. Behr. 1811, wonach bergl. Erekutionen ſteis 
Mamern von geiehten Jahren und wo möglich von änßerer Würde und Anfchen 
I übertragen. (Rabe Br. 10. ©. 198.) 

: 4) [. in Br. 1 ©. 600. — Bergl. auh A. ©. O. I. 24. 8. 150. und 
ish. $. 179., desgl. R. des Inf. Min. v. 30. Juni 1834 (v. 8. Jahrb. Bp. 43. 
K 490, Graf Br. 8. S. 231), R. v. 20. San. 1810 (Rabe Br. 10. ©. 261), 
R v. 15. San. 1810 (a. a. DO. ©. 254) und ©. v. 20. März 1837 über den 
Beffengebrauch des Militairs 9. 8 (G. ©. 1837 ©. 61.) 

Ueber die Gebühren für militairifche Brefutiones Kommandos vergl. die. R. 
n 8. Row. 1804 (Rabe Bd. 8. ©. 211.), v. 3. Rov. 1810 (a. a. D. Br. 10. 
6. 369.) u. v. 17. Sehr. 1823 (v. K. Ann. Dr. 7. ©. 100.) 

5) Bergl. in Bd. L ©. 600-601. 





) Bergl. in Bd. 1. €. 600. 
Ieubeö-Ruitur-Orfepg. BD. 11. Math, DI. 726 
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©. 647.) beftimmt, daß auch die bei den Landrathsaͤmtern aufbewahrten Rein: 
farten von den bereit3 ausgeführten und beentigten Gemeinheitstheilungen 
und fonftigen Auseinanterfegungen zur eigenen Aufbewahrung an die Par 
theien verabfolgt werden Fünnen. 

3) Ueber vie Art und Weiſe der Verfendung von Karten⸗Kaſter 
vergl. dad R. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 9. Mai 1853") 
Din. BI. d. i. 3. 1859. ©. 266. Nr. 230.) 


X, Koftenpuntt. 


[Vergl. Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821. 88. 26 — 28., B. v. 30. Juni 18% 
58. 65. und 66., Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. 88. 106. und 107., Ergänz Be, 
v. 2. März 1850 zur Gem. Th. O., Art. 16.) 


Zn 68. 209-212. 


I. Die Vorfchriften ver V. v. 20. Juni 1817. 66. 209 — 212. übe 
die Verpflichtung der Intereffenten zur Tragung ter Koften, refp. über te 
ren Vertheilung unter die Intereffenten, beziehen fih nur auf gutäherr 
lih-bäuerliche Regulirungen und damit (nad $. 3. Nr. 2. a. a.C.) 
verbundene Gemeinheitstheilungen, refp. Incidentpunkte. 

Diefelben geben dahin: 

3) Die Koften bloßer gutsherrlichsbänerliher Regulirungen fein 

ur Hälfte von der Gntsherrfchaft, zur andern Hälfte von dem bäucrlitee 

irthen getragen und bie auf die Lepteren fallende Hälfte nach Per 

hältniß der Größe ihrer Befigthüimer vertheift werden. ($. 209) : 

b) IR mit ter Regulirung eine Gemeinheitstheilung anderer (d. b. bei de 

Negulirung nicht intereflirter) Gruntflüde verbunden, fo fellen die Ist 

effenten ber Gemeinheitstheilung gu den biesfälligen Koſten nach ven Grus 
fägen der Gem. Th. O. beitragen. ($. 210.) 

c) Die Theilnahme Dritter an den Koſten der Regulirung findet nur inichez 

"Ratt, als dem Dritten daraus befondere Vortheile exwachfen, uub daus ia 

Verhältniffe diefer letzteren. ($. 211.) 

d) Die Koften aller Weiterungen, welche von ber einen ober andern Ecit 
erhoben werden (Progepfoften) trägt ber unterliegende Theil nach ta 
Srundfäßen wegen ber Prozeßkoſten. ($. 212.) 


Diefe Borfchriften bedurften, nach Erlaß der Gem.⸗Th.⸗O. u. der Abl.O. 

v. 7. Juni 1821, einer Ergänzung in Betreff ter bei ven nach diefen Gejrger 

F behandelnden Auseinanderſetzungs⸗ Sachen. Deshalb Hat das zu je 
efegen erlaſſene Ausführungẽgeſ. v. 7. Juni 1821 (in ven $$. 26. und 27) 

folgende Beſtimmungen getroffen ?): 


1) Ebendaſ. S. 601-602. - | 
2) Da das Ablbſ.⸗Geſ. v. 2. ir 1850 im $. 112. (f. in Br. 1. 61 
die Befimmungen der frühern (und felbR der durch $. 1. deſſelben aufgehebe 
Geſetze über das Koſtenweſen und Verfahren ausbrüdlih aufrecht er 
Hält, infomweit fie nicht durch das Ablöſ.⸗Geſ. ſelbſt abgeändert ſind, fe ik biw 
auch auf die den Koſteupunkt betr. VBorfchriften der neben dem Gefrke % 
2. März 1850 noch zur Anwendung komm enden, beiichungsweife durch tafclhe 
(im $. 1.) aufgehobenen Gefege binzumeifen. 
.Dieſe Borfchriften find enthalten in: 
a) 58. 123. und 124., 86. 99. und 100. und 88. 96. und 97. ber beei Ork 
v. 21. April 1825 (f. in Bp. I. ©. 296—297) ; 
b) $. 138. der Ablöf. D. v. 13. Juli 1829 (G. ©. 1829. ©. 65); 
c) $. 5. des Geſ. v. 18. Juni 1840 für Siegen (ſ. in Br. I. ©. 3); 
d) $. 140. der Ablöf. D. v. 18. Juni 1840 für das Herzogtum &elr 
phalen (G. ©, 1840. S. 166); 
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a) In Gem.⸗Theil.“Sachen follen: a) die Koften der Bermeffung und 
Bonitirung von allen Theilnehmern nach Verhältnig der Theilneh⸗ 
mungsrechte; die Abrigen Koften dagegen nach VBerbältniß des den 
Theilnehmern ans der Auseinanderfegung erwachlenden Bortheils getras 
gen werden, Brozefoften aber — wie in RegulirungesSadyen — dem uns 
terliegenben Theile nach den Grunpfägen der 9 "8.0 D. zur La fallen 


($. 26.). 
b) Betreifs der Koften in AbLöf.sSacen follen bie Srundfäge ber 88. 209 ff. 
der DB. v. 20. Juni 1817 zur Anwendung fommen. ($. 27.) 


Vergl. die Erläut. zum $. 26. des Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821. 
Die oben gedachten Vorfchriften ter V. v. 20. Juni 1817 und des 
weführ.-Bef. v. 7. Juni 1821 find demnähft modificirt, refp. näher 
tRimm! worden durch den 6. 106. Ted —W Gef. v. 2. Mir; 1850') 
N den Art. 16. des Ergaͤnz.⸗Geſ. v. 2. März 1850 zur Gem.⸗ 
W 2 
Es beſtimmen naͤmlich: 
a) Der $. 106. des Ablöſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850, daß: 


a) die Koften der Regnlirungen nnd Ablöſungen, ausfchließlich der Pros 
zeßfoften, zur einen Hälfte von dem Berechtigten, zur andern Hälfte von 
dem Verpflichteten zu tragen; 

P) mehrere Berechtigte oder Verpflichtete an fie beireffenden Koften nad 
Verhältniß des Werthes der abFMöfen Reallaften und Ge⸗ 
genleifkungen beigutragen haben. 


Vergl. die Erläut. Hierzu zu Bd. II. Abth. I. ©. 754—755. 

b) Hinſichts ter Koften in eh ellung®: ⸗Sachen h 
x⁊ Art. 16. des Erg⸗Geſ. v. 2. März 1850 den $. 26. des Auskigen 
ef. v. 7. Juni 1821 dahin abgeintert: 


=) Bei der Ablöfung einfeitiger Forſtſervituten werben bie Koſten ber 
Bermeffung und Bonitirung des belafleten Warbes, fofern dieſelben 
unvermeidlich find, von allen Theilnehmern nach VBerbältniß der Theils 
nebmungesrecte; die übrigen NAuseinanderfegungsfollen dagegen nad) 
Berbältniß des Bortheile der Auseinanderfegung von den Theils 
nehmern getragen. 

PB) In anderen Gem.⸗Th.⸗Sachen werden bie Koften ber Bermeffung und 
Bonitirung, gleich den übrigen Auseinanderfegungsfoften, unter alle 
Theiluehmer nah Verhältniß des jedem Binzelnen aus der Auseinander⸗ 
fesung erwachſenden Bortheils vertheilt. 


* iſt bier der Entſtehungsgeſchichte des Art. 16. a. a. O. zu 


A In dem Reg.⸗Entw. bildete derfelbe den Art. 14. in folgen- 
er Baffung: 
lin. 1. 

Die Koſten der Ablöfung einfeitiger Forſtſervituten werben ge einen Hälfte 
um Beſitzer des belafeten Waldes, zur andern Hälfte von dem Berechtigten aufs 


e) $. 120. der Ablöf. O. v. 4. But 1840 für die vormals Naſſauiſchen 
Landestheile und Weslar (G. ©. 1840. ©. 223); 
N 98. 96 -98. des Gef. v. 8. April 1823 Al; Bofen ı. (®. ©. 1823. ©. 
49) und Defl. v. 10. Juli 1836 (®. ©. 1836. ©. 204); 
9) * 32. ges ar 4 Dec. 1839 fuͤr bie eofhoften "Bittgenfein 
n | ). 

Se 6. 107. a. a. O. verorbnet bie Niebesfihlagung ber der Koften 
is Smselnanberfeßungefachen und Prozefien über Berechtigungen, Pa en und 
Iüungen, welche in Bolge bes Abl.Geſ. unentgeltlich Aguen Ci . m Bo. 1 
B. und die Erläut. dazu in Bd. 11. Abfchn. 1. 

2) Berl. ia Br. I. ©. 186 nnd 331. 


26 * 
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gebracht; mehrere Berechtigte haben unter einander zu biefer Hälfte nach Verhilis 
niß ihrer Theilnehmungsrechte beigetragen. 

Alin. 2. u. 3. gleichlautend mit Alin. 2. u. 3. des jebigen Art. 16. 

Die Motive bemerken dazu: 

Die meiften Klagen über die Ausführung der Gemeinheitstheilungen bezichen 
fi anf ihre Koſtſpieligkeit. Wür die Verringerung der Höhe der Koften wir 
durch ein befonteres Geſetz Bürforge getroffen werden. Hier handelt es fidh barım, 
den Maapflab der Koftenvertheilung unter die Intereflenten in einer angemeflesen 
Weiſe abzuändern. Bei ber Ablöfung einfeitiger Forſtſervituten iR die BDekim 
mung des $. 26. des Ausführungsgei. v. 21. Juni 1821 ohne erhebliche Ber 
legung des Waldeigenthümers nicht anwendbar, indem ihn bei Feſthaltung tee 
Berbhältniffes der Theilnahmrechte ein zu Üüberwiegender Theil der VBermeflungk 
und Bonitirungskeften trifft. Deswegen erfcheint es zwedmäßiger und geredt, 
die fämmtlihen Koften der Korftfervitut-Ablöfungen ywifhen bem Belafeten un 
den Berechtigten zu gleichen Beiträgen zu tbeilen und die Berechtigten nad Ber : 
hältniß ihrer Theilnahmrechte zu der fie treffenden Hälfte beitragen zu laflen. Bei 
allen andern Separationen fann ein Unterfcied zwilchen Vermeſſunge⸗ und Be - 
nitirungsfoften einerfeite, und fonfligen Auseinanderfeßungskoften andererfeits nid! 
anerkannt werden, da fie alle zu dem nämlichen Zwede aufzuwenden find. Bras 
fämmtliche Koften nach Verhältniß des Bortheile, welcher den Intereffeuten ans 
"der Auseinanderfegung erwächft, vertheilt werben, fo hat ſich Riemand daräber u 
befchweren, daß er für den ihm durch das Geſetz zu verfchaffenden Nupen una 
hältnigmäßige Aufwendungen machen müfle. 


B. Die Kommiffion der 11. Kammer beantragte die jepige 
Saffung des Alin. 1. des Art. 16. und im Uebrigen die unverinderte Ar 
nahme, indem fich dies In folgender Art rechtfertigte: | 
Gegen das Alin. 1. wurden mehrere Bedenken aufgeflelt. Ge wnte and 
geführt, daß nach diefer Beflimmung der einfeitig Sorffernitut s Berechfigte ach 
die Hälfe aller Vermefiungs: und Bonitirungsfoften eines Forſtes, er möge 
groß fein, wie er wolle, wenn ihm aud in bemfelben eine verhältnißmärig a 
unbedeutende Servitut zuflände, mitzutragen haben würde, fobald der Werth Ib 
ner Berechtigung nicht anders als im Wege einer fpeziellen Bermeflung unt Be 
nitirung feftgeftellt werden köͤnnte. Hierdurch würde aber nicht nur der Wale 
genthümer ganz ungewöhnlich und ohne allen rechtlichen Grund begünftigt erfcheis 
nen, fondern bei unbedeutenden Serpituten fünne auch ber Koftenbeitrag zur Ber 
meſſung und Bonitirung des Forftes, welcher hiernach von dem einfeltigen Dieak 
barfeitsberechtigten beanfprucht werde, den Werth ber ganzen Abfindung, dea er 
erhält, konfnmiren cder wohl gar noch überfleigen. — Jede Bermeflung und Be 
nitirung, fei es von Feld⸗ oder Forfibefigungen, fei bei dem vorgefchrittenen 3w 
ſtande der Lands und Forftwirtbfchaft für die orbnungsmäßige Bewirtbfcheftung, 
fo wie für Kulturverbefferungen jedem Beſitzer fat unentbehrlich geworben, um 
fie bringe daher, wodurch fie auch veranlaßt werde, flets und unter allen Umfäs 
den dem Forfleigenthümer einen fehr wefentlichen mit dem Zwed der Gerritzis 
ablöfungen in gar feiner Verbindung flehenden Vortheil. — Sonach würde ed 
völlig ungerechtfertigt erfcheinen, daß biefer überwiegende Bortbeil, welden Mt 
Beſißer eines Forſtes aus einer neuen Vermeſſung und Bonitirung beffelben zu 
widerlegbar habe, bei Aufbringung der Vermeſſungs⸗ und Bonitirungsfoften nicht 
berüdfichtigt werben follte, wobei noch außerdem zu erwägen fei, daß durch biefe 
neue Befimmung die Provofationsbefugniß der Berechtigten, zumal ber kleinern 
Leute gänzlich vereitelt würbe. 

E68 wurde daher die jegige Faſſung beantragt. 

Die II. Kammer ift diefem Antrage beigetreten. (Gtenogr. Ber. de 
11. 8. 1854. Bd. 3. S. 1627.) 

C. Die Kommiffion der I. Kammer empfahl, ohne nähere Re 
tioirung, die Annahme des Befchluffes der II. Kammer, womit fi te 
Plenum der I. Kammer einverftanden erklärte. (Stenogr. Ber. ber I 8 
1844. Br. ©. 2684. 

1. An vie ad I. gedachten Vorfchriften über ven Koſtenpunkt 
reiben fich noch folgende diefen Gegenſtand betreffende Beſtimmungen: 
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a) die des $. 23. der V. v. 22. Nov. 1844, wonach alle biöherige 
n Koflenpunft in der Appellationsinftanz betreff. Vorfchriften auch 
f viefenigen Sachen Anwendung finden follen, in denen die Appellation 
® in Bolge der gedachten Verordnung zuläffig geworden iſt; 

D) nie Borfchriften der 99. 65. und 66. der V. v. 30. Juni 1834, 


end: 

a) die Verpflichtung des Befigers eines Gutes zur Entrichtung der 
ıWeinanterjepungefoften und die Ausnahmen hiervon (6. 65.); 

A) die tigung der Auseinanderfegungskoften in Fällen des 
onkurſes oder erbfchaftlihen Liquidationsprozeffes, und die 
thmwendige Subhaftation der betheiligten Güter. (6. 66.) 

Bergl. die Erläut. zum $. 23. ver V. v. 22, Nov. 1844 und zu $$. 
). und 66. der V. v. 30. Juni 1834. 

IH. Zur Erläuterung der Vorſchriften bezüglich des Koſtenpunktes 
bier noch folgender Beftimmungen zu gedenken: 

1) Ueber die Vertheilung der Vermeffungsfoften in Regüli— 
ngöfachen in Bällen, wo die Regulirung mit einer Gemeinheits⸗ 
eilung verbunden wird, vergl. das (durch den Aıt. 16. des Eryänz.« 
ef. v. 2. a 1850 nur für modificirt pr erachtende) R. des Min. 
8 3. v. 25. Oft. 1821 1). (Koch's Agrargef. 4. Aufl. S. 350.) 

Vergl. auch die Erläut. zu den 6$. 18. und 26. des Ausführ.- Gef. 
7. Iunt 1821. 

2) Ueber die Aufbringung der Koften für Befanntmadhung der 
apitalsentſchädigungen, vergl. dad M. des Dein. des I. v. 18. Febr. 
482). (Min. BL. d. i. ®. 1848. ©. 52.) 

3) Ueber die Verpflichtung der Auseinanderfegungs » Behörden, 
& ohne Anträge der Partheien, die endliche Ausgleichung derfelben we⸗ 
u der im Laufe der Auseinanderfegung eingezogenen Koften herbeizufüh⸗ 
Pa as N. des Min. des I. v. 7. Juli 1834 %), (Koch's Agrargef. 


. 350.) 
Bergl. 56. 7. und 57. der V. v. 30. Juni 1834, 
4) In Betreff der für Rechnung der Kirchen, Pfarreien, Schulen 
dw Käſtereien entftandenen nudeinanderfegungöfoften disponiren, die 
. R. des Min. des I. v. 26. Aug. und 1. Dec. 1847*). (Min. DL. d. i. 
. 1848. ©. 22 und 23) und v. 14. Mai 1848 5). (Koch's Mgrargef., 4. 
fi. ©. 353.), fo wie dag R. der Oberrechnungss Kammer v. 28. Dec. 
347°) (.. 0.0.) ?), 

5) Bezüglich des auf den Fiskus fallenden Antheils, der Auselnan« 


1) Bergl. in Bb. I. S. 602—603. 
2) Bergl. in Br. J. ©. 603—604. 
Ebendaſ. S. 604. 
Ebendaſ. S. 604—605. 
Ebendaſ. 606. 
Ebendaſ. 605— 606. 
T) Durch diefe Erlaſſe iſt der Gegenſtand definitiv anderweitig regulirt 
eben und find daher die älteren darüber ergangenen Reſkripte, insbefondere 
ws 5. R. des Min. der geifl. ıc. ang. u. d. 3. v. 25. Juni 1832 (v. K. Ann. 
M. 16. ©. 397) und v. 18. März 1834 (a. a. D. Br. 18. S. 72) und das E. 
R des Min. des 3. für Bew.» Ang. v. 15. Aug. 1837 (a. a. D. Bd. 21. ©. 
6) für befeitigt zu erachten. 
Das R. des Min. des 3., landwirihſchafil. Abth. v. 16. Juni 1840 (Min. 
vi B. 1840. &. 259. Nr. 455.) bemerkte übrigens, daß bie Antorifation 
Berfolgung unbegründeter Mnträge der Pfarren, Schulen sc. zu verfagen 
* die Vertreter jener Inſtitute für die entſtehenden Weiterungskoſten perföns 
ih verantwortlich zu machen feien. 
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derſetzungskoſten Hat das (nicht veröffentlichte) R.des Min. des I. vo. 18. 
Febr, 1830, in Mebereinftimmung des Fin.⸗Min., angeortnet, Daß folde 
Seitens der Reg.⸗Hauptkaſſen an die Kaffe der Auseinanderfegungs- Behörde 
nicht vorfchußweife, fondern fofort definitiv zu veraudgaben; tamit 
jedoch dem Fiskus in diefer Hinficht nichts verloren gehe, follen die Aus» 
einanderfegungd»Behörden das fisfalifche Intereffe bei eh 
ſtellung des Koſtenpunktes ordnungsmaͤßig wahrnehmen. (Dönniges Eants 
uii.⸗Geſ, Bd. 3. ©. 512.) 

Ueber die Verrechnung diefer Koften bei den Reg.⸗Hauptkaſſen vergl. 
auch) das MR. der Gen.-Verwaltung für Dom. und Forſten v. 21. April 
1830 (v. 8. Ann. ®b. 14. ©. 315.) 

6) Das R. des Min. des I. v. 26. Nov. 1834, (Koch' e Ngrargef. 
4. Aufl. ©. 352.) fpricht aus, daß die Armenanftalten und andere Inflitum, 
welchen figfalifche Rechte zuftehen, gleich den fisfalifchen Kaflen, tie Re 
gulirungsfoften, ald zu den baaren Auslagen gehörig, entrichten müflen. 

7) Die während der Sequeftratiion eined Gutes entflantenen, auß 
gefchriebenen Megulirungsfoften follen vorweg aus den Mevenüen beſtriten 
werden, und zwar ohne Berädfichtigung des Zeitpunftes, mo die Arbeiten 
gefertigt worden. (Bergl. tie R. des Jufl. Min. v. 14. Gept. 1827 n. 2. Apcl 

832, v. KR. Jahrb. Br. 30, ©. 135 und Br. 39. ©. 401, Gräf Br. 2. ©. 419 
u. 8b. 6. ©. 427.) 

Vergl. übrigens F. 66. ver V. v. 30. Juni 1834 und die Grläuter 

sungen dazu. 


Zum 6. 213. 


Bergl. $. 4. und 66. 9—11. des Koften-Dtegul. v. 25. April 1836 
und $. 16. der Koften-Inftr. v. 16. Juli 1836. 


Zum ‘. 218, 


Das der V. v. 20. Juni 1917 beigefügte Koſten⸗Regl. if befeitig 
durch das an deffen Stelle getretene Koſten⸗Regul. v. 25. April 1836 neh 
Inf. v. 16. Juli 1836. (©. ©. 1836. ©. 181 ff.) 


Zweiter Inter: Abfchnitt. 


Das Gefep v. 7. Juni 1821 über die Ausführung der Ge 
membheitötheilungs- und Abldfungs- Ordnungen. ') 
Zu 65. 1. und 2, 
[Bergl. 2. v. 30. Juni 1834, 66. 2—5.] 


Vergl. die Erläut. zum $. 3. der ®. v. 20. Suni 1817, Zuf.l. 
(f. oden ©. 245 fi.) und die Darſtellung der Drganlfation der gegenwi 


ia Seftchenden Auselnanderfegungss Behörden in Bd. II. Ach 
Zum 6. 3 
Vergl. die Erläut. zum 6. 2. ver V. v. 20. 17 L 
ẽ 6. 238-239.) um DB. v. 20. Zuni 1817, Du 


— 0 — — — 


4) Vergl. in Bd. J. ©. 434 ff. 
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Zum $. 4. 


Bergl. über die Abänterung tes F. 4., insbeſ. durch den 6. 2. 
I. 9. 22. Nov. 1844, vie Erläut. zu den 66. 24— 26. der DB. v. 
uni 1817, uf. I. und III. (ſ. oben &. 269. ff.) 


Zum 8. 5. 
[Bergl. V. v. 30. Juni 1834, 88. 7. n. 8.) 


Bergl. die Erläut. zum F. 3. ter V. v. 20. Juni 1817, Zuſ. 1. 
m ©. 245. ff.) | 


Zum $. 6. | | 
Berg. die Erläut. zum $. 3. der ®. v. 20. Juni 1817. (f. oben 


Zum $. 7. 


Beral. die Erläut. zu den 6$. 56. und 57. der V. v. 20. Juni 1817. 
na ©. 29%, ff.) 


Zum $. 8. 
[Bergl. B. v. 30. Juni 1834, 88. 10., 58—60.] 


Bergl. tie Erläut. zu ven 66. 4., 16. und 45. ter V. v. 20. Juni 
(1. eben ©. 259. ff. ©. 262. ff. u. &. 289. ff.) 


Zum $. 9. 


. Meer vie Erforkniffe und die Anlegung zweckmäßiger Plan- 
a im Allgemeinen vergl. vie Erläut. zu den F. 186139. der V. v. 
unt 1817, Zuf. I. (f. oben &. 334. ff.) 

I Spezielle Erläuterungen des 6. 9. des Ausführ. Gef. v. 7. Iuni 
‚ insbefondere auch bezüglich der Inftitution der fogen. Verkoppe⸗ 
‚’) ertheilen folgende Miniſterial⸗Erlaſſe: | 


) Die Borfchriften des $. 9. des Ausführ.s®., welche zu den Befimmun: 
er Landkulturgeſetze gehören, auf deren Befolgung von Seiten ber Ausein⸗ 
egung6- Behörden in Wahrnehmung des landespolizeilichen Interefle zu bals 
„ besweden, chne den Interefienten einen Zwang zur Aufhebung von Ges 
eiten und Servituten, zur anderweitigen Binrichtung ihres Wirthſchaftsſyſtems 
slegen, ihnen fofort bei jeder erforderlichen neuen Gintheilung vor Grund⸗ 
; oder Feldmarfen, tie Freiheit der Kultur und Bewirtbfchaftung nach ihrer 
bt und ihren Kräften zu gewähren, fie aber auch gegen fernerweitige Ums 
ı von Grundſtücken, gegen tie damit verbundenen Gefahren und Nachtheile 
au flellen, die Cigenthümer vor wiederhelter Erpropriation, die nur im 
alle des allgemeinen Beſtens halber zugelaffen wird, zu fügen. ($. 44. 

88. 1., 3., 8-11. Zit. 22.1.9. & R.) — Diefem entfprechen die Bes 
ungen ber $$. 56. ff., 61. ff., 69. ff., 177., 183. der Gem. Tb. Ordn. v. 
ni 1821. — So große Bortheile auch die Zuſammenlegnng vereingelter Bes 
mer eines und befielben Intereflenten (Mrrondirung, Geparation in einem 
e) in Beziehung auf Bewirtbfchaftung und Erſparung von Dirihſchaftékoſten 
tet, fo unterliegt Re dennoch in Rüdfidht auf den Betrieb Rädtifcher wad 
ber Bewerbe, auf den Kommunal⸗, Kircyens and Schulverband, mithin bin- 
4 der wichtigen geſellſchaftlichen Interefien, großen Schwierigkeiten und 
ten. — Diele treten. ferner auch in den Mängeln der Wbfchäsungetunfl, 
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1) R. des Min. des 3. v. 26. Juni 1821, betr. die Berfoppelungen m 
wedmäßigen Dlanlagen (Koch's agrars 4. Aufl. ©. 212); 
2) 7 befetb. Min. v. 4. Roy. 1822, betr. tie Planlagen (a. a. O. 6.113 


n. 213); 
I) N. — Min, v. 1. Mat 1823 (a. a. D. ©. 214); 
4) 9. deſſelb. Min. v. 2. Juni 1830 (Dönniges Land. Kult. Gef. Br. 3 


6, 363): 
5) ®. vefelb. Min. v. 25. Roy. 1843 (Min BL. d. 1. @. 1843, €. 3 


Nr. 420); 
6) R. —8 Min. v. 23. Dee. 1846 (a. a. O. 1847, ©. 16, Rr. 20). 
Vergl. diefe Reſtt. in Bd. I. ©. 608—618. 


— en 


theoretifch und praftifch, bei dem Umtaufche von Brunbflüden verſchiedener & 
tung und Klaffen hervor. Die Ansführung entfpricht oftmals weder der Ginfd 
noch den Kräften und vorhandenen Mitteln ber Theilnehmer der Anseinaudı 
feßung. Die Sinführung eines veränderten Wirthſchaftsſyſtems mit gutem Erfol 
hängt nicht bloß von der Zufammenfeßung des Sruntflüds nah Art und © 
fchaffenheit der einzelnen Theile defielben ab, fondern muß häufig Jahre hintm 
vorbereitet, durch eine zwedimäßige Uebergangswirthichaft begründet werben, we 
es nicht felten an den erforderlichen Mitteln in Beurbarung, Befellung, Di 
gung, Weide und Butter für einen binreichenden Vichfland, vor der Hand ı 
dem überwiefenen Abfindungsgrundſtücke mangelt. — Um biefen Gchwierigfeii 
und Webelländen zu begegnen, if fchon vor Smanation der Gem. Th. D. 
7. Zuni 1821 Seitens des Min. des 3. in dem Entwurfe zu folcher, die fg 
nannte Berfoppelung ber Grundſtücke, ale ein zweckdienliches Mittel anempfehl 
und in der Drudfchrift: „ Andeutungen zur Grleichterung der Gemeinheitéetheil 
gen anf bäuerlichen und fläbtifchen Feldmarken. Berlin, 1819,” welter ambı 
führt worden. — Das Weſen diefer Thellungemethobe beftcht: 

A) in einer Zufammenlegung der mehreren in der Feldmark umherliegen 
Feldſtuͤcke an Aecker, Wieſen, Hütung der einzelnen Theilnehmer, in eli 
wohlarrondirte, durch Wege und Triften zugängliche Breiten (Koppela); 

B) in der Freiheit jedes Theilnehmers, mit feinem Beſißthume vor der Hi 
in der bisherigen Jeldordnung und in der Hütungegemeinfchaft zw v 
bleiben, oder auch nad, feinem Wohlgefallen mit einzelnen, mehreren u 
allen Koppeln aus ber gemeinfchaftlichen Felborduung und Hütungegem 
ſchaft zu einem fchidlichen Zeitpunkte auszuſcheiden, gegen verbältuigmdf 
Verringerung bes auf die Gemeinweide aufzutreibenden Viehſtaudes; ⸗ 
mit einzelnen ober mehreren Koppeln in die Bemeinfchaft zur ſchicklid 
Beit wieder zurückzutreten; unter verhältnigmäßiger Bergrößerung bes ı 
die Gemeindeweide aufzutrelbenden Viehſtandes; ohne Befchränfung ' 
Breiheit, aus ber Bemeinfchaft ganz oder theilweiſe wieder auszutreten 

C) in der einer folchen Berfoppelung beigufegenden Wirkung ber 
daß nämlich der Umtaufch der Koppeln nicht weiter erzwungen werben fa 

Die Berfoppelung Tann auf die gefammte Yeldmarf, oder auch auf Th 
berfelben, mit Trennung ber Gemeindeglieder in befondere Hätungefozietäten, a 
gt, neben der totalen Separation einzelner Theilnehmer anusg wer 

hwendig if jedoch bie Vertheilung der Grundftüde der Mitglieer in fe ge 
Kopveln, doß jede einzelne Koppel ber Heerde der Hütungsfozietät anf einige d 
Binreihende Nahrung gewähre. Nothwendig iſt ferner dabei bie (zung 
Beiträge der Gozietätsmitglieber zu den gemeinfchaftlichen vorübergehenden « 
dauernden Laſten ber Sozietät, 3. B. zur Unterhaltung gemeinfchaftlicher Ge 
and Anſtalten, nach Manfgabe bes Auszugs ber einen ober andern Koppel ı 
ber Hütungegemeinfchaft; fo wie die Ferflellung tes Beitpunktes in jedem Sal 
mit welchem ber Austritt ober Wiebereintritt aus der ober In die Hütungsgem 
[pet anzufündigen und anzuführen il. — Der Anseinanderfegun vu 





oppelung iR unter diefem Ramen in der Gem. Tb. D. zwar nicht Grwähe 
eſchehen, wefentlich iſt fie aber in den Vorſchriften berfelben und des €. 9. | 
r. Gef, gefattet und bezwedt worden. (Bergl. das im Zerte alleg 
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ID. In Betreff der Regulirung der Planwege vergl. die Erläut. 
: ben 66. 95., 96., 98— 100. der Gem. Th. ©. v. 7. Juni 1821. 
oben ©. 117-119.) 


3u 88. 11—15. 
[Bergl. ®. v. 30. Juni 1834, 98. 23—27.] 


1) In Betreff der Suplejung ver Lehn⸗ und Fideikommißfol— 

s und Anwarter vergl. die Erläut. unten im Unter-Abfchn. V. Kap 1. 

m dem echte dritter Perfonen auf Sujlehung, zus Auseinanderfegung 

Ah darauf bezäglichen Verpflichtungen der Auseinanderfegungs » Bes 
su ° 

2) Bezüglich der Rechte der Nießbraucher und Pächter vergl. 

Unter-Abfchn. V. Kap. II. Tit. 4. und 5. 


3u 56. 16. and 17. 
L. die Erläut. zu $$. 6I—64. der V. v. 20. Juni 1817 (f. oben 
PN zu 86 


Zum 6. 18. 


1) Bergl. die Exrläut. zu den 66. 111. und 112. der V. v. 20. Juni 
17. (oben ©. 327 fi.) 
2) Die Beſtimmung des $. 18. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821, 
mach die Vorfchriften der 66. 111., 112. der V. v. 20. Iuni 1817 auf 
Ehertlich⸗ bäuerliche Regulirungen befchräntt, mithin deren Anwendung 
| Gemeinheitstheilungen und Abldfungen von Grundgerechtigkeiten aus⸗ 
isffen worden find, hat einzelne Auseinanderfegungd-Behörden veran« 
k, in allen Faͤllen der letztgedachten Art vie Vermeffung und Bonitirung 
smetlicher betheiligten Grundſtücke zu bewirken, fobald nur einer der In⸗ 
Aa folche beantragte. Dies und die Beſchwerden der Eigenthümer 
: belafieten Srundftüde wegen ter in Gemäßheit tes $. 26. des Aus⸗ 
rw. @ef. v. 7. Juni 1821 nach Verhaͤltniß ter Theilnehmungsrechte vor⸗ 
ssamıenen Vertheilung der Vermeſſungo⸗ und Bonitirungskoſten hatten 
| dem Min. des I. den Antrag auf Motiflfation des 6. 26. oder aber 
» $. 18. des Ausführ. Gef. hervorgerufen, welche indeß durch das C. R. 
v. 27. 18421) (Min. OL. d. i. ®. 1842, ©. 123, Nr. 187.) 
gelehnt wurden.?) Dies 6. M. empfiehlt in vergl. Källen die Anwen» 
ing des fchiedsrichterlichen Verfahrens, welches nunmehr auch 
u wäberer Vorfchrift des Art. 14. des Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 
e Gem. Ih. O. ſtattfindet. 
Bergl. die Erläut. zu SG. 91—35. der V. v. 30. Juni 1834. 


Zu 66. 19—22. 


1) Diefe Borfchriften über ven Rekurs an das Min. des I. find 
atiquirt, da biefer Nekurs durch den F. 14. der V. v. 22. Nov. 1844 
afgehoben ifl. 

2) Ueber das gegenwärtig in allen Auseinanderfegungs-Gachen zu⸗ 
Inbige Sechtömittel der Appellation, beziehungsweiſe des Refuries 


1) Berl in 8. L 6. 615616. 
23) In Betreff der Mobiflfation des $. 26. des Ausführ. Geſ. v. 7. Juni 
81 vergl. wie Grlänt. daju. 
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an das Mevifiond- Kollegium für L. K. S., vergl. die Vorbenn: 
kung zum Abfchn. II. Nr. VII. der V. v. 20. Juni 1817 (f. oben ©. ML f) 
und zu den $$. 173—184. a. a. O. (f. oben ©. 368.) 


Zum FG. 23. 


Vergl. die Erläut. zu den 66. 178— 184. der V. v. 20. Juni 1817 
(f. oben S. 374 fi.) 


In Betreff der Zuläffigkeit der Revifion refp. htigfeitehe 
fhwerde in Gemeinheitötheilungen und Ablöfungs- Sachen, vergl. di 
Erläut. zum $. 190. der V. v. 20. Juni 1817. Ri oben ©. 380 ff.) 


Zum |. 23. 


Ueber die Privatvermittelungen von Gemeinheitstheilungen m 
Jolsſungen durch Die Oekonomie⸗Kommiſſarien vergl. die R. des Min. 
Juli 1834 (v. 8. Ann. Bd. 18. ©. 984) und v. 12. Ott. 1 
in BL. d. i. 2. 1840, ©. 478). 1) 


Zu 66. 26. und 27. 


[Vergl. V. v. 30. Juni „oa, 88. 65. u. 66. und wi 16. des Ergaͤrz. Gef ı 
’ 2. Mir 1850 zur Sem. Th. D.) Grein; 


1) Vergl. die Erläut. zu den F. 209—212. der V. v. 20. Juni 181' 
(f. oben ©. 402 ff.). 

2) Insbeſ. die Koften der Bermeffung und Bonitirung in Ot 
meinbeitstbeilungsfacdhen betxeff., vergl. den Art. 16. on 
ef. v. 2. März 1850 zur Gem. Th. O.,) welder den $. 26. 
führ. Br. v. 7. Juni 1821 modificirt bat. (DBergl. ven Bu L35 
den 66. 209212. der V. v. 20. Iuni 1817 (f. oben ©. 402 ff 

Vergl. in diefer Beziehung auch folgende Diniferial- le zuꝛ 
läut. des $. 26. des Ausfuͤhr. Gef. v. 7. Iunt 1 

a) 8. — Min. des 3. v. 25. Dft. 18212) (sh 8 Ngrargef., 4. * 


b) R deffeib, Min. v. 30. DE. 1835*) (a. aD. ©. 22 

c) 6. R. des Min. des J. u. d. P. v. 27. April 1842») rin. 1». ir 
1842, ©. 123, Nr. 187.); 

d) GR Hi Min. des 9. h, 10. Sept. 1847°) (a. a. D. 1847, 6. 0 





Zum &. 29. 
Vergl. 5. 1. ver V. v. 30. Juni 1834 wegen des @ejchäftsbetriebes x. 


— — — m — 


1) Vergl. in Bd. I. S. 511—514. ' 
2) Vergl. in Bd. I. ©. 331. 

3) Ebendaf. S. 602—603. 

4) @bendaf. ©. 617. 

5) Ebendaſ. S. 615—617. 

6) Ebendaf. S 618—619. 
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Dritter Unter⸗Abſchnitt. 


Verormung vom 30. Juni 1834, wegen des Gefchäfts- 

bes in dem Angelegenheiten der Gemeinheitötheilungen, 

ungen und Regulirung der gutöherrlich-bäuerlichen Ver⸗ 

ffe, als Anhang zu der Verordnung vom 20. Juni 1817 
und dem Gefepe vom 7. Juni 1821.') 


Zu 6c 2-3. 
(Inſtitut der Kreis⸗,Vermittelungs⸗Behörden.) 


) Bergl. über die Entſtehung und Ausbildung dieſes Inftituts 
iäut. in Th. I. Abth. 4. (f. in Br. II. Abth. L ©. 25—26.) 

) Das C. R. des Min. des I v. 27. Aug. 18342) (v. 8. Um. 
. ©. 65) beſtimmt, daß die Ben.» Kommiffionen (refp. die in ihre 
getretenen Meg.» Abtheilungen)) verpflichtet fein follen, die Landräthe 
Departementd zur Beranlaffung der Kreidtagd-Befchlüffe über vie für 
Kreis zu ernennende Zahl von Kreiöverordneten und teren Wahl 
ordern; auch nachdem tie vorgefchlagenen Perſonen in gedachter Ei⸗ 
ıft von ihnen (ten Gen.» Kommifflonen ꝛc.) beftätiget worden, eine 
elfung des Perfonald vderfelben einzureichen und für die Zukunft 
zu fehen, daß viefelben ſtets vollzählig erhalten werden. 

zugleich ordnet das gedachte C. R. an, daß 

e Anseinanberfegungss Behörden tie Gefchäftsthätigfeit ber Kreisverorbneten 
: !Beife zu ermuntern haben, insbefondere dadurch, daß fie biefelben je nach 
Bähigfeit zur Uebernahme ihrer Aufträge, nach näherer Beſtimmung ber 
. u. 29. der V. v. 30. Juni 1834 einladen und fie nachdrücklich darin uns 
a, daß ihre Defonomie= und Kreisjuftisfommiflarien denfelben, fowohl in 
len, wenn fie in ihrer Gigenfchaft ale Kreisvermittelungs:Bebörbe, ale in 
sem Auftrage der Gen.⸗Kom. fungiren, den ihnen obliegenden Beifland 
ch und zuvorfommend leiften. — Bon der Wirkfamfeit der Kreisverorbneten 
a Beziehungen, fowohl in den Berhältniffe der Kreisvermittelungsbehörbe, 
er befonderen Kommiffarten und als Schiedsrichter, follen die Gen.⸗Kom⸗ 
en in ihren SJabresberichten Anzeige machen und fich dabei zugleich über 
en genommenen und noch zu nehmenden Maaßregeln zur mehreren Bele⸗ 
ihrer Wirffamfeit und der von ihnen erwarteten Beförderung der Ausein⸗ 
gungen äußern. 

) Eine mefentliche Abänderung der Vorfchriften bezüglich der Wahl 
itglieder der Kreisvermittelungd-Behörten erfolgte durch den Art. 68. 
reis⸗, Berirkd- und Provinzial» Ordn. v. 11. Mär, 1850 (8. ©. 
©. 264), welcher (in Alin. 2. und 3.) beflimmte: 
He nad GG. 2. und 32. der 3. v. 30. Zuni 1834 aus den von den Kreiss 
ı ernannten Kreisverorpneten zu wählenden Schiedsrichter find bie auf Weis 
von den Partheien, wenn fie ſich über andere Berfonen nicht einigen, 
en fachfuudigen Kreis:Singefeffenen zu wählen. 

Ye Wahl unterliegt der Prüfung und Beſtätigung der Auseinanderſetzungs⸗ 
be, * zugleich im Mangel der Vereinigung der Partheien den Obmann 
ıennen bat. 


Das Mevifions- Kolleg. für 2. K. S. (Datum der Verfügung 


1) Bergl. in Dh. I. ©. 437 ff. 
y ee, 6. 619—620. j 


412 Don d. Abldſ. der Heallaften, ven Regulirungen u. Gem. Thelkungen. 


konſtirt nicht) legte dieſe Beflimmungen mit Necht dahin aus, daß fi W 
felben keinesweges nur auf die Wahl der als Schiedsrichter zumlı 
henden Perfonen befchränfen, fondern, daß alle Mitglieder der Kreit 
vermittelungs⸗Behörden, melde bisher von den Kreisflände 
gewählt worden, fortan, ebenfo wie die zu Schiedsrichtern ben 
fenen Perfonen, von den Partheien felbft aus den ſachkundig 
Kreiseingefeffenen, wenn ſie über andere Perfonen ſich nicht vereinig 
gewählt werden follten, und daß inſoweit auch die Veflimmungen I 
6. 2. f. der V. v. 30. Iunt 1834 dur den Art. 68. der Kreiß- 

pn. 9. 11. März 1850 abgeändert felen; wogegen das Beftätig 
echt der Auseinanderfegungs» Behörden und die im $. 3. der V. v. 
Juni 1834 tem Xandratbe und der Auseinanderfegungs- Behörde Aberk: 
enen Funktionen bei der Leitung und Ausführung der Kreißvermittelung 
—2 nperandert geblieben ſeien. (Beitfchrift bes Reviſ.⸗Kolleg. Be. 
S. 100-102.) 

Nachdem indeß die Kreid«, Bezirks» und Provinzial-Dron. v. 11. Mi 
1850 durch das ©. v. 24. Mai 1853 (G. ©. 1853. ©. 238) wieder au 
gehoben worden, bat das Min. für lanpwirtbfchaftl. Ang. milk 
C. R. v. 12. Juli 18532) (Min. Bl. d. i. ®. 1853, ©. 169, Ar. 14 
die Auseinanderfegungs» Behörden inftruirt, daß hierducch auch der Art ( 
der Kreide ac. Ordn. v. 11. März 1850 befeitiget ſei und dadurch! 
Vorfchriften der $6. 2., 32. und 33. der V. v. 80. Sunt 1834 rüdid 
lich der Wahl und Ernennung der Schiebörichter und Obmänner yı 
ſelbſt wieder in Kraft getreten ſeien?) und fortan nach diefen bei © 
leitung des fehiedörichterlichen Verfahrens und bei Ergänzung der erleil 
ten Stellen der Kreiöverorbneten jr verfahren ſei. 

4) Ueber die Wirkſamkeit der Kreiövermittelungs - Behörben | 
Allgemeinen, deren Befugniffe und Anſpruch auf Diäten und elafı 


vergl.: 

a) Bekanntmachung der Gen. Kom. zu Stendal v. 12. © 
1835) (v. 8. Ann. Bb. 12. ©. 678); 

b) R. des Min. des I. v. 28. Dee. 1843 *) (Min. BI. d. i.®. 18 
©. 16, Nr. 19.); 

c) Koften-Wegul. v. 25. April 1836 66. 2. und 3. 

5) Ueber die Brage: ob und In wiefern e8 einer Bereidigung ?t 
Kreisverordneten für Auseinanderfegungd« Angelegenheiten bedarf, vergl I 
N. des Min. des I. v. 8. Oft. 18399) (v. 8. Ann. Bd. 23. ©. 824) 


Zum (6. 3. 


In Betreff der Beftätigung der Mezeffe, welche durch die Krei 
vermittelungs» Behörden zu Stande gebracht werden, vergl. die Exläut. je 
6. 166. der V. v. 20. Juni 1817, Zuf. 3. (f. oben ©. 351 ff.) 


3um $. 7. 


Bergl.: 
a) die Erläut. zu den 66. 3., 5—8., 10—14. der V. v. 20. 3 


) 


1 west. in on 1. S: 623 — 624. I. Ri *— 
) Vergl. über die Bedenken gegen die Richtigkeit dieſer Au 
Note 2. in — II. Abth. I. ©. 831° g 8 j 

3) Bergl. in Br. I. S. 620—621. 

4) Bergl. in Bd. I. ©. 622—623. 

5) Ebendaſ. ©. 621—622. 
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b) In Betreff der Beſtimmung im Alin. 5. des $. 7. die Erläut. zu 
den 66. 171—180. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 (If. oben ©. 191-199). 


Zum $. 8. 


Die Beftimmungen des $. 8. der V. v. 30. Juni 1834 erweitern, 
im Intereffe der Beförderung der Landfultur, die Kompetenz der Aus⸗ 
einanverfehungd -Behörben auf foldye Befchäfte, deren Regulirung 
zwar in feinem nothwendigen Zufammenbange mit tem Haupt» 
gegenflande ver bei ihnen anhängigen Auseinanterfegungen ftehen, aber 
zur befferen Regulirung des Hauptgefchäftes gereichen, und 
äwer foll es in dieſer Beziehung gleichgültig fein, ob Lergleichen Neben⸗ 
geſchafte unter den bei dem Begenflante der Auseinanterfegung bethei⸗ 
Iigten Perſonen allein (den Hauptpartheien), oder unter diefen und anderen 
Bei Tem Gegenftande der Auseinanderfegung felbft nicht betheiligten Per- 
fonen vorkommen. 

Zu den einzelnen Beſtimmungen des $. 8. ift folgenves zu bemerken: 

1) Gefchäfte, welche als Bruntlagen, Theilſtücke oder Folgen in 
nstbwendigem Zuſammenhange mit tem SHauptgefchäfte fliehen, ge⸗ 
Sören unbedingt zur Kompetenz der Auseinanderfegung&-Behörde . 
(Bersl. B. v. 20. Zuni 1817 $$. 138. u. 171., Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 
9. 171.f., ©. v. 3. Jan. 1845, betr. die Zertheilung von Grundflüden ıc., 
$. 5, Rt. 6., $. 7. und 6. 8. Ießter Gag.) ') 

Dagegen gehören folche Sefchäfte, die nicht nothiwendig mit der Haupt» 
außelnanderfegung zufammenhängen, jedoch zur befferen Regulirung 
Berfelben gereichen, nur bedingungsweiſe zur Kompetenz der Aus⸗ 
einanverfegungs- Behörden. ?) 

2) Insbefondere die Kompetenz der Auseinanderfegungs-Behörden zur 
¶ ſelbſt nachträglichen) Negulirung von Ent» und Bemäfferungen 
wuD Tas Verfahren tabei betreffend, vergl. die nachſtehenden Miniftes 
ziel» @rlaffe: 


a) R. dee Min. des 3. v. 26. Febr. 1840 (Min. Bl. d. i. V. 1840, ©. 403, 
Mr. 700): 


5) R. deſſelb. Min. v. 16. San. 1842 (a. a. DO. 1842, ©. 29, Nr. 41); 

e) 8. defielb. Min. v. 24. Zuli 1844 (a. a. DO. 1844, ©. 251, Rr. 293); 

d) R. bes Min. für Iandwirthfchaftl. Ang. v. 25. Juni 1852 (a. a. D. 1852, 
©. 172, Rr. 171). 


Vergl. diefe Reſt. in Br. I. ©. 624—626. 
Das Mevifions-Kollegium für L. 8. ©. hat in diefer Beziehung 
(in dem Befcheide v. 12. Nov. 1852) folgende Orundfäe ausgeſprochen: 
a) Bei Gelegenheit von Gemeinheitétheilungen find die Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörden befugt, auch umfaflendere Vorfluthe: Regulirungen ale Nebenges 
fhäft vor fich zu ziehen, ſobald der vierte Theil der Intereffenten des 
Hanptgefchäfte und der vierte Theil der Interefienten des Nebengefchäfte 
der Borfiutg -Megulirung damit einverflanden if und tie Vorfluths Regulis 
sung zur befieren Regulirung der Bemeinheitstheilung gereicht. 





serlommenden Ankäufe einzelner Pertinenzien des einen oder andern Hofes Des 
bufs der Bewirkung befierer Planlagen, alfo gegen Seldabfindung, zum Reffort 
Dr Gen. Kom. gehören und letztere fich demgemäß der Kognition und Behätigung 
a a etüäfte nicht entziehen fönnen,* — ift mindeſtens für zweifelhaft zu 
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b) Bei dem Verfahren wegen eines folchen Nebengefhäfte Anden nit bloß 
die formellen Vorfchriften der das prozefinalifche Verfahren ber Auselnen 
derfegnngss Behörten beflimmenden Gefege, fondern auch tie materiehen 
Beftimmungen tiefer Gefege, insbefondere wegen des Beitrages der Inter 
effenten zu den Koften bes Verfahrens, fowie zu denen der Errichtung 
und Unterhaltung der neuen Anlagen Anwendung. 

6 — Reviſ. Kolleg. Bd. 6. ©. 16 ff. und Präj. Samml. befch, 
. 17, Nr. 4. 

3) Ueber tie Beringungen und den Umfang ter Kompetenz der Aut 
einanderfegungs = Behörden zu den nicht In nothwendigem Zufammenhang 
mit tem paunigegen lande der Auselnanderfegung flehenden Ntebengefchäf 
ten find Zmeifel enıflanden. 

a) Es fragt fi}: ob ten Auseinanderfegungd» Behörden nur die gät 
Ihe Vermittelung folder Geſchaͤfte gebühre? 

Dönniges führt die Negative aus, Indem er bemerft: 

Die bejaßenbe Meinung erledigt fib ans der Grörterung ſämmtlicher Ber 
fhriften des S. 8. der V. v. 30. Juni 1834 in ihrem Zufammenbange Es its 
befien erſtem Sage zwar von der Vermittelung felcher Nebengefchäfte die Sek; 
e6 heißt ferner im zweiten Sage, daß unmittelbaren Theilnehmern an dem Hawb 

eichäfte tie Ginlaffung auf foldhe Punkte, welche nicht nothwendig zur VBerhens 
ung gebören, wider ihren Willen nicht aufgedeuugen werben kaun. Daſſelbe M 
von dritten Perfonen, die ale unmittelbare Theilnehmer des Nebengeſchäſte pe 
Sache zu ziehen find; im dritten Sage wird aber verordnet, daß auch gegen tes 
Willen der Majorität der Interefienten das Nebengeichäft nach der Willenserfib 
rung einer beflimmten Minorität terfelben zur Verhandlung gezogen werben Ich, 
legtere mithin von einer gütlichen Vermittelung der Intereflenten Feineswege ab 
bängig gemacht. 

Im vierten Sape if endlich Mar ausgefprochen: 

bag bei dergleichen zur Verhandlung gezogenen Rebengefchäften bie mim 
lichen Borfchriften in Bezug auf die Auıtsbefugniffe der Auseinanberfepunge 
Behörden und das geſammte Berfahren, fowohl nuter den unmittelbeen 
Theilnehmern, als wegen Zuziehnng der entfernteren Intereflenten, Cat⸗ 
fheidung der Streitigfeiten u. f w. gelten, welde wegen 
rung ber zu ihrem Reſſort gehörigen Hauptgefchäfte ertheilt And. 

Die Anficht, daß dergleichen Nebengefchäfte nur im Wege gütlicher Berrisb 
gung der Intereſſenten mit den Hauptgefchäfte zu verbinden und zu ein 
feien, erfcheint hiernach gefeglich unbegründet. (Dönniges Land. Kalt. 
Br. 3. ©. 298.) 

b) Ueber vie Art und Welfe ter Berechnung des Biertels der 
Intereffenten nach Vorſchrift des Alin. 3. des 6. 8. ver V. v. 30. Sun 
1834 (indbef. bei Regulisung von Ente und eewäflerunge- Anlagen) vergl. 
die R. des Min, des I. v. 25. Ian. 1843 1) (Min. BI. do i. V. 1843, 6.0, 
Nr. 67.) und v. 15. März 18452) (a. a. O. 1845, ©. 131, Rr. 159.); 
die hiermit übereinſtimmende Entfcheldung des Reviſ.⸗Kolleg. für &. K 
©. 9. 12. Nov. 1852 (Zeitſchr. deffelb. Br. 6. S. 16 ff., f. oben ©. 413 ff} 

Die von Dönniges (Land. Kult. Gef. Bd. 3. ©. 299 ff.) gegen Yes 
N. des Min. des I. v. 15. März 1845 aufgeftellten Bedenken exfcheinen 
nicht begründet. 

4) Die Kombeteny der Auseinanderfegungs ⸗Behörden if, — af 
Grund des $. 8. ver V. v. 30. Juni 1834, — auch begründet, wenn, bei 
Gelegenheit einer obſchwebenden Ablöfung von Forſt⸗Servituten, beite 
Theile auf die Entfcheitung der Auseinanderſetzungs⸗Behörde über Streitiz⸗ 
feiten über nicht zur Abldfung gekommene auf diefer Forſt haſtende 
Sesvituten fompromittiren. 


1) Vergl. in Br. I. ©. 626677. 
2) Ebendaſ. S. 627- 628. 
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Angenommen von dem Min. des I. in dem R. v. 31. März 1843. °) 
(Mir. Bl. d. 1. ®. 1843, ©. 129, Nr. 166.). 

5) Ueber die Nichtkompetenz der Audeinanderfehungs ⸗Behörden 
ia Baug auf Subhaſtationen von Grundſtücken, welche bei Gelegenheit 
von Gemeinheitötbeilungen und Auseinanderſetzungen vorfommen, vergl. 
Ne rläut, zum $. 107. ver Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821. (f. oben 

)- ' 


Zum 56. 9.°) 


1) Vergl. die Erlaͤut. zu den $$. 9. und 23. der V. v. 20. Suni 1817. 
% chen ©. 261 ff. und ©. 267 ff.), 

2) Nach der V. v. 20. Juni 1817 waren die Gen.-Kommifflonen und 

Reviſions⸗Kollegien ale fora specialia in Auseinanderſetzungs⸗Sachen zur 
Inrfcheidung flteitiger Theilnehmungdrechte nur infoweit berufen, als folche 
He Regulirung der gutöberrlich = bäuerlichen Verhältniffe und Damit vers 
andenen Gemeinheitstheilungen berührten. Dagegen turften ſie Streitigfels 
über Tbeilnehmungdrechte bei folchen Gemeinheitstheilungen, die mit ven 
Regulirungsgefchäften nur gelegentlich in Verbindung famen, oder bloß 
weckmaͤßig oter nüglich Dazu herangezogen wurden, zwar Inftruiren laffen; 
ie Entſcheidung verblieb indeß ven ordentlichen ©erichten. ($$. 5. ff. 11. 
1. zu 3. und 108, a a. D.). 
Dieſe Beſchraͤnkung des Reſſorts murde demnächſt durch den 8. 6. des 
Insführ.» Gef. v. 7. Juni 1821 aufgehoben und die Kompetenz der Aus⸗ 
inanderfegungd =» Behörden auf alle bei Ausführung der Gem. Th. und 
Wläf. DO. v. 7. Juni 1321 vorfommenten Streitigfeiten erweitert, fo daß 
unmebr die den ordentlichen Gerichten noch vorbehalten gemefenen Pro⸗ 
je gleichfalls und in verfelben Art an die Gen.⸗Kommiſſionen übergingen, 
Ne —** wegen der idren ſchon nach der V. v. 20. Juni 1817 über⸗ 
iefenen im $. 9. a. a. O. vorgeſchrieben worden war. 

Indeß traten auch jept noch Zweifel über die Neffoıt » Grenzen der 
eiderfeitigen Behörten hervor, und tiefe äußerten ſich namentlich durch 
Beigerungen, ſowohl der gewöhnlichen Berichte, Prozeffe an vie Gen.⸗ 
Bommiffionen abzugeben, von denen tiefe behaupteten, daß fie auf ein bei 
nen anhängiges Auseinanderſetzungsgeſchäft von Einfluß feien, als auch 
ungekehrt ter Gen.⸗Kommiſſionen, Prozeffe zu übernehmen, welche die Ge⸗ 
ichte als zu dergleichen Angelegenheiten gehörig betrachten, und endlich 
pieterum Ter letzteren zur Fortſetzung und Entfcheitung ter, bei den Gen.⸗ 
ermiffionen eingeleiteten und von tiefen an fle abgegebenen Streitig- 


Abgefehen hiervon waren aber bei ten gewöhnlichen Gerichten, und 
in allen nflangen, auch Mißgriffe im Neffort vorgefommen, und 
——ã — über Streitigkeiten ergangen, die ſich nach der beſtehenden 
Berfaffung get nicht zux gerichtlichen Kognition eigneten. 
ur Befeitigung tiefer Mipflände find die Vorfchriften der 66. 9, 
32. und 53. der DB. v. 30. Juni 1834 erlaffen worden. 
Auf die legteren beiden $$. kommt es hier vorläufig nicht weiter an, 
W der S. 52. nur eine Konfequenz der am GSchluffe tes F. 9. aus⸗ 
schenen Borfchrift, ver 6. 53. aber wefentlidy tarauf berechnet iſt, das 
eben des höchſten Gerichtshofes möglichft aufrecht zu erhalten. ?) 





1) Bergl. in Bd. I. ©. 628-629, 
R 2 Vergl. die Abhandlung in ber Jur. Worhenfchr. 1847, ©. 239 |. und 
3) Bei dieſem hat fich feit Publikation der V. v. 30. Juni 1834 die Anficht 
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Ueber die Bedeutung und Ausführung des 6. 9. dagegen Hab fawehl 
bei den gewöhnlichen Berichten, als bei den Auseinanderfepungs-Behhrimn 
abweichenden Anfichten geltend gemacht worden, welche fidh: 

a) einerfeits auf Differenzen bezüglih de nah der K. D. n. 
0. Juni 1828 zur Beftftelung der Kompetenz einzufchlagenden Berfahrent 

ogen; 
* g3 andererſeits die weitere Behandlung derjenigen Sachen beit 
fen, welche nah Erledigung von Meffortzmeifeln von den Gerichten as 
die Auseinanderſetzungs⸗Behoörden, oder umgelehrt von lekteren an jew 
zur Gertfebung und Entfcheidung abgegeben worden. 
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a) die in Bezug auf das Kompetenz» Berfabhren entflandenes 
Zweifel anbelangt, fo find ſolche nunmehr durch die Vorfchriften des en 
die Stelle der im $. 9. ver V. v. 30. Juni 1834 allegirten 8. D. u 
30. Juni 1828 getretenen Geſetzes v. 8. April 1847. ı) (8. S. 18, 
©. 170), fer erledigt zu erachten. 

Vergl. das Nähere hierüber in den Erläut. zum 6. 28. der B.% 
20. Jun 1817. (f. oben ©. 267 ff.). 

b) Die weitere Behandlung dagegen der von den gewöhnlichen 
Berichten au die Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden abgegebenen, oder von. id 
teren an erflere gelangenden Prozeffe betreffend, fo enthält der $. 9. ver 
V. v. 30. Juni 1834, ebenfo wie der $. 9. ver B. v. 20. Juni 1817, 
eigentlich nur Vorſchriften a den erfigedachten Ball, die, mit einer 
Ausnahme, an fih Far find. > 

Zweifelhaft if nur die Vorſchrift in vem Schlußſatze ve belden 
allegirten $$. gefunden worden; denn während der der V. v. 20. Si 
1817 offenbar die Auseinanterfegungs- « Behörden ermächtiget, Mer N 
Entfcheidungen der ordentlichen Seide ohne Weiteres felb zu I * 
und dann anderweit in erſter Inſtanz zu erkennen, fo iſt es 
fung des $. 9. ver V. v. 30. Juni 1834 zweifelhaft, 

ob es dabei nicht beabfichtiget worden, vie Befeitigung der ſchon 
ri Erkenntniffe von ven betreffenden Minifterien, als den zur 

mmung über den Reſſortzweifel berufen enen Behörden, anöfprechen ſ 

laſſen, und dann erſt die Sache an die Auseinanderfegungs-Behörte 
andermweiten Entſcheidung abzugeben ? 
—— der Frage ſpricht der €. 52. der B. v. 80. Juni 1884, : 
nach welchem 
„mit Befeitigung des Erkenntniſſes der infompetenten Behörde, vie SR. 
„zur a eiten Entfheitung an vie geeignete Iuflanz abgegeben wew . 
„den fol” 
und dies ik auch in der Praris Seitens der Miniflerien angeneme 
men worden. 

Erheblichere Differenzen find dagegen in denjenigen Fällen entflunben, 
wenn eine bei den Auseinanderfegun naß - Behörden n erſter Inftang enir 
[oievene Sache zur Bortfeßung des Verfahrens und ferneren Gntfchelbung 
n zweiter Inflanz von den gewöhnlichen Gerichten & 
follte, — ſei es nun, daß jene wirklich infompetenter Weiſe erfannt 
nämlich ohne daß ein Zuſammenhang des betreffenden Projeſſes 
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über die Grenzen feiner Kompelen; vollſtaͤndig im Sinne ber — Be 
ſchriften fehgefelt, fo daß die im $. 53. a. a, O. vorgefchriebene 
Borpräfung der Akten bei gem Min. des 3. durch den 5. 22. der B. v. 28. Rn 
1844 erlaflen werden Ion 

1) Bergl. in Br. 1. € 629—631, 
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Syezialgefhäfte Rattfand, zu welchem berfelbe herangezogen war; — ober 
af vie Kompetenz der Auseinanterfegungs » Behörde durch Zurücknahme 
re Provokation fd das Hauptgefchäft, und alfo auch für den Incident⸗ 
treitpunkt aufgebört hatte. 

Die gewöhnlichen Appellationsgerichte weigerten ſich in der Negel, der⸗ 
eihen Sachen von ten Auseinanderfegungs= Behörden zu übernehmen, 
wem fle entweder einwenteten, daß die 66. 9. ver V. v. 20. Juni 
317 und 30. Iuni 1834 einen foldyen Fall gar nicht voraudgefehen haͤt⸗ 
a und deshalb auf denfelben nicht bezogen werben Eönnten, oder aber 
tlangten, daß, weil die Meviflond » Kollegien zur Entfcheivung über die 
stenntnifie der Ben.» Konmifflonen in appellatorio beftimmt feien, auch 
se dieſe, ſclbſt unter ten geſtellten Vorausſetzungen, zu erfennen oder 
enisftens zu beflimmen hätten, daß die Vor⸗Urtel aufzuheben fein, und 
ıderweit in erfler Inſtanz erfannt werden folle. 

Zur Erledigung diefer Differenzen iſt die K. O. v. 12. April 1844 1) 
B. ©. 1844. ©. 119) ergangen, welche (als Defl. des $. 9. ver V. v. 
). Suni 1834) beflimmt hat, 

daß wenn von einer Auseinanderfeßungss Behörde in einem vor bie orbents 
ben Gerichte gehörigen Rechtsftreite in erſter Inftanz erfannt, und die Inkom⸗ 
tenz ber Anseinanberfehnnge Dedbrben in diefem Rechteftreite auf dem im erſten 
age des $. 9. a. a. D. vorgefähriebenen Wege fefgeftellt worden, ein folcher 
rogeß in den höheren Inflanzen von den Gerichten fortgufegen und zu entfcheis 
a if, ohne daß es einer nochmaligen Entfcheidung in erfter Inflanz turch das 
mpeiente Gericht betarf. 

Da indeß tiefe Deklaration nur den Kal vor Augen hatte, wo bie 
en. Kom., die Grenzen ihres Reſſorts überfchreitend, infompetenter 
Betfe erkannt Hatte, nicht aber den Fall berührt, wo eine folche Kom⸗ 
2 wirklich vorgewaltet hatte und der betreff. Prozeß nur wegen 
ufhözens derſelben an das gewöhnliche Gericht abgegeben war, fo iſt 
rauf demnächt von einem Appellationd » Gerichte die Weigerung gut 
chernahme Ted Prozeſſes in der erwähnten Lage geſtützt worden, ins 
m, — weil die Gen.» Som. Eompetenterweife entfchieten babe, — nuns 
ehr das Reviſions⸗Kollegium Tas Appellations⸗Urtel abzufaffen habe. 

Durch eine (nicht publizirte) K. D. v. 15. Sept. 1846 iſt inte an« 
rordnet, Daß auch in foldyem Wale der gemöhnliche Appellationsrichter 
mteriell in zweiter Inflanz zu erfennen babe. *) 

3) Im Alin. 2. res 4 9. ver V. v. 30. Juni 1834 wird (zu 66.9. 
ns 23. ter DB. v. 20. Juni 1817) hinſichtlich Der Rechtsbeſtandigkeit oder 
kefeitigung von Erfenntuiffen, welche durch die ordenilichen Berichte in 
en zum Weifort der Audeinanterfegungs « Behörden gehörigen Angelegen- 
eten etwa abgefaßt werten möchten, ohne bay fompetent zu fein, — fo 
We Hinfichtlich Ted weiteren Verfahrens bei ten Auseinanderſetzungs⸗ 
hhrden, unterfchieten: ob das Erkenntniß einen Gegenftant betrifft, 
nach ten weiterhin folgenten Beftimmungen (6%. 45. ff.) im vor» 
äpiann Bange der Sache 
Appellation an dad Neviflond « Kollegium ftatthaft fein würde, 

a 

b) nur der Rekurs an dad Min. des I. geftattet iſt. 

In den Fällen der erſten Art follen die bei den Berichten ergangenen 
&enutniffe in Kraft bleiben, mit Vorbehalt der weiteren Entfcheinung in 











1) Bergl. in ®b. I. ©. 629. 
ee die diefer 8. DO. zum Grunde liegenden Motive in ber Jur. W. 


dades· æultux⸗Geſeqg. Bd. IL. Abth. I. —N 
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zweiter und dritter Inflang Durch das Meviflond- Kollegium oder Ob. ic, 2 
wenn die Sache noch nicht vechtöfräftig entſchieden iſt, fondern noch 
ſchwebt. — In ten Hüllen der zweiten Art follen vie ſchon abgeſaßten = 
Erfenntniffe gänzlich befeitigt und es fol in erfler Inflanz von ver Gen» 
Kom. entfchieden werben. = 
Die bier in Bezug genommenen 66. 45. ff. der B. v. 30. Juni 184 - 
geben die Fäaͤlle und Gegenftände näber an, in welchen refp. das Rechn⸗ 
mittel der Appellation an dad Meviflond- Kollegium oder des Rekurſes an 
das Min. des I. in ven Ungelegenheiten des Reſſorts der Auselnanter 
ſetzungs⸗Behoͤrden in zweiter Inftanz bisher zuläffig war. . 
Diefe efimmungen ($$. 45. ff. a. a. DO.) fallen indeß jegt weg, n 
nach 66. 14. ff. der V. v. 22. Nov. 1844, das Rechtsmittel des Mekurfe 
an das Min. des I. nicht ferner flattfindet, vielmehr nad Maaßgabe ui _ 
Gegenſtandes nur noch die Appellation oder der Rekurs zufolge Art. _ 
Mr. 2. u. 3. der Defl. v. 6 April 1839. (®. ©. 1839. &. 126) an Wi . 
Meviflond » Kollegium, zuläfftg if. ö 
Es ift nun zweifelhaft gefunden: ob durch diefe Abänderung ter Ge _ 
fege über die Nechtömittel und den Inflangenzug auch die Vorfchriften te 
$. 9. der V. v. 30. Juni 1834 über die MNechtöbefläntigkeit oder Vernith⸗ 
tung eine®, von den ordentlichen Berichten in ten zu dem effort va ._ 
Auseinanderfegungd» Behörden gehörigen Angelegenheiten, abgefaßten &e 
kenntniſſes für aufgehoben zu erachten ſeien? ’ 
Die Berneinung iſt unbedentlih; denn die V. v. 22. Re, 
1844 hebt nur das Mechtömittel des Rekurſes an das Min. des I. af, 
und äntert folches in vie Appellation oter Ten Rekurs an das Mevifien- rn 
Kollegium. Ste erſtreckt fich aber nicht auf tie Wirfungen eineb ven 
einem infompetenten Gerichte abgefaßten Erfenntniffes, und hat ie * 
Folgen der Infompetenz nicht geändert, auch die im 6.9. der ñ. 2 
30. Juni 1834, mit Hinweifung auf $$. 45. ff. verfelben, darüber ertfele :_ 
ten DVorfchriften keineswegs aufgehoben, welche daher in viefer u, 
für fortbeftehend zu erachten find. (6. 59. ter Einl. um A. k. 
Hieraus folgt: : 


a) Erfenntniffe eines infompetenten Gerichts über Nechtsverbältuiik, 
welche fi) zum ordentlichen Rechtswege eignen, aber zum Meffort de - 
Auseinanderfegungd-Behörten gehören, Pollen in Kraft bleiben, und es fol ı 
nur in den etwa noch zuläffigen Inftanzen von tem Eompetenten Ride 7 
erkannt werden. * 

b) Erkenntniſſe eines ungehoͤrigen Gerichts uͤber Streitigkeiten, = 
ſich nicht zum ordentlichen Rechtswege eignen, zum Meffort der Autde _ 
anderfegungd = Behörden gehören und welche eben deshalb in zweiter I 
Ranı zum Rekurs an das Min. des I. verwiefen waren, jegt aber an md = 
Meviflond- Kollegium gewiefen find, follen dagegen gänzlich befeltigt, uud 
ed fol von der Audeinanderfegungd » Behörte in erfler Inflang erfum -- 
werben. 

Bei Beurtbeilung der Gültigkeit tes Verfahrens und der Ense 
dungen der Gerichto⸗ und Auseinanterfegungd- Behörden find fomit mehr 
tere Zeiträume zu unterfcheiden. Bid zur Publikation ver B. v. 30. Yun 
1834 galten die Vorſchriften der 66. 9. und 23. ter B. v. 20. Yun 
1817; eigentliche Kompetenzfonflifte geilen den getachten Behörden me 
zen aber feit der 8. DO. v. 30. Iunt 1828 nady deren Borfchriften, md 
feit Erlaß des Gef. v. 8. April 1847 nad, diefem, zu ordnen. Gel 
Publikation der V. v. 30. Juni 1834 find ſowohl eigentliche Konflikte alt 
Reſſortzweifel nach Vorfchrift des $. 9. derfelben zum Austrag zum bringen, 
wornach ſich auch die Bolgen der Infompetenz und das weitere Berfahten 
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fimmen. Seit tem Eintritte der Wirkſamkeit der DB. v. 22. Nov. 1844 
it dem 1. Oft. 1845) tft nur das weitere Verfahren der Auseinander- 
ſungs⸗Behoͤrden abgeäntert worden. 

4) Ueber das Berfahren in ten rechtöfräftig nicht entfchledenen Un⸗ 
hglicpkeitö» Brozeffen in Schlefien, vergl. die K. O. v. 22. März 1831. 
K. Jahrb. Br. 37. S. 365, Griff, Br. 6. ©. 415). 


Zum 8. 10. 


1) Bergl. die Erläut. unten im Unter⸗Abſchn. V. (von den Wirkungen 
" Aubelnanberfegungen binfichtlich dritter Perfonen und der Sicherflelung 
er Rechte). 

2) Zum legten lin. des $. 10. der DB. v. 30. Juni 1834, betr. 
: Kompetenz der Audeinanderfegungd- Behörden bezüglich der 
treitigfeiten zwifchen ten zur Sache gezogenen entfernten Theil— 
mern und dem Beſitzer, indbefondere über die gerichtliche 
iederlegung der Abfindungd- Kapitalien und die VBerwen- 
ag und Anlegung berfelben. 

a) Nach $. 10. ver DB. v. 30. Juni 1834 kann es feinem Zweifel 
tesliegen, daß Ieriglich die Auseinanderfegungs-Behdrde darüber 

entfcheiten bat, ob vie gerichtliche Nienerlegung eines Abfindungs⸗ 
witals zuläflig fei und bei welchem Gerichte (0b bei dem des belafleten 
er des verpflichteten Gutes) die Depofition erfolgen fol. 

a) Dies erfennt auch dad R. ver Min. des I. u. der J. v. 14. Der. 
311) (v. 8. Man. Bd. 16. ©. 89 u. Jahrb. Bd. 39. ©. 130) an und 
if die Auseinanderfegungs» Behörden an, 

fobald ein Interefient ihr anzeigt, daß er zur Zahlung des Kapitals bereit 

umd von der gefeslichen Befugnis Gebrauch machen wolle, fich durch deffen 
woſition von aller Vertretung zu befreien, ohne Weiteres das betreff. Ges 
it um Annahme bes Kapitals zu requiricen, legterem aber zugleich befaunt zu 
em, daß fie die Anſprüche der verfchiedenen Interefienten an das Abfindungs⸗ 
wpitel erörtern und erledigen, und dem Gerichte feiner Zeit mittheilen werte, 
wen die Auszahlung zu verfügen fei. 

B) Das R. res Min. des I. v. 18. Dec. 1846 2) (Min. Bl. d. i. V. 
47. ©. 16. Nr. 22.) erläutert indeß ten $. 10. der V. v. 30. Juni 1834 

in, daß wenn ein Gericht nicht das Gericht für ſämmtliche belaftete 
iR, die Auseinanderfegungs- Behörde nicht beredhtiget ſei, zu ver» 
ngen, daß taffelbe fih ter Annahme fämmtlicher zu deponirenden 
Mindungs - Rapitalien unterziehe, fondern daß alsdann die Kapitalien 
i der verfchiedenen Gerichten nieberzulegen. 

b) Der Schlußfag des $. 10. der V. v. 30. Juni 1834 Hatte zu 
weifeln bezüglich der Kompetenz der Außeinanderfegungd-Behdr- 
m reſp. ter Gerichte Veranlaſſung gegeben, in Bolge deren fich die 
Hn. des I. u. der I. dahin vereiniget hatten, 

Laß zwar die Entfheidung über die Art der Verwendung ber Ents 
Mbigunges und Mblöfungsfapitalien und die Feſtſtellung deſſen, was den Glaͤu⸗ 
gern zufömmt, in jedem Kalle den Auseinanderfegunge s Behörden gufiehe dag 
dech die Streitigfeiten unter und mit den einzelnen Öläubigern über 
je Berität und Priorität ihrer Forderungen und die hiervon abs 
Ängige Bertbeilung des zur Befriedigung der Bläubiger zu vers 
endenden Theils der Ablöfungsfapitalien zum Reſſort der gemwöhns 
den Gerichte gehören, und dag, wenn bdiefe Streitigkeiten eher zur Sprache 


1) Berl. in Be. IL. ©. 634635. 
2) Bergl. in Br. L ©. 639. 


2° 
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fommen, bis die Art der Verwendung feſtſteht, über lebtere zuvörberk pri, 
jutiziell von den AuseinanderfegungssBehörden zu entfcheiben, die Erörterung and 
Entſcheidung der gedachten Streitigfeiten unter und mit den einzelnen 
Glaͤubigern aber demnächſt ten Juftizbehörden zu überlaffen fei. 

Dergl. das 6. N. des Min. des I. für Gew. Ang. v. 20. Rd 
1835.12) (v. 8. Ann. Br. 19. ©. 381). 

Gegen die hiernach den Behoͤrden ertheilte Anmweifung erhoben fid 
jedoch Bedenken, welche demnähft durch tie Defl. v. 30. Juli 1842 3) 
(8. ©. 1842. ©. 235) dahin erlediget worten find, 

daß awar die Beſtimmung darüber: welche Hnbothefengläubiger aus te 


Kapitalabfindung zu befriedigen find, den Auseinanderfegungss Behörden zuſtehe; 


daß aber, wenn hierbei Streitigfeiten mit und unter den Hypothekenglänbigen 
eniſtehen und die DBerität oder Priorität der Forderung an fich betreffen, tie Gat 
ſcheidung (hierüber und welche Hypotbefengläubiger aus der Kapitalabintung 
zu befriebigen find) den ordentlichen Berichten zu überlaflen fet, welchen alsbanz 
auch bie Vertheilung ber beponirten Abfindungsfapitalien unter die Hype⸗ 
thefengläubiger zufteht. 


Dazu: 
aa) Unter den Hypothekengläubigern“ find auch die mit Am 


ten, Abgaben und ähnlichen fortwährenten Leiflungen im Hypothekenbuche 
eingetragenen Nealberechtigten begriffen. (Vergl. $. 8. des Gef. v. . 


Juni 1835). 
bb) Unbedenkich verbleibt den Yußelnanberfegunge« Behörben die Ente 
fcheidung über die Art der Verwendung ter Abfindungsfapitalien, Tarüter: 
ob das Abfindungdfapital ganz oder theilweife zur Befriedigung von Hype 
thefengläubigern, oder in das Gut, zu deffen dauernder DBerbefferung ja 
verwenden oder anderweitig ficher zu ſtellen ſei. (Vergl. das C. K. ve 
Min. des I. v. 20. Mat 1835. 2) (v. K. Ann. Bd. 19. ©. 381). 
In alfo die Brage: in welcher Art die Rapitalabfindung zu wer 
wenden fei, von der DVerität oder Priorität einer Hypotbefforderung abe 
ängig, (wird 3. B. darüber geftritten: ob eine Forderung für den Lehnke 
ern, Erbzinsherrn u. f. w. verpflichtend fei, ihren Anſprüchen vorge 
und der Qutöbefiger foldye aus der Kapitalabfindung mit Sintenanfegung ter 
Nealberechtigten, abzutragen berechtigt fei?) fo ift vie Entfcheitung übe 
die Veritaͤt oder Priorität der Anforterung allerdings dem ordentlichen 
Gerichte zu überlaffen; die Frage: ob die Kapitalabfindung oder ein Thei 
derfelben zur Abftoßung von Hypothekforderungen oder anderweitig zu vete 
wenden fei? tft aber jedenfalls vor oder nach jener Entſcheidung, vom der 
Auseinanterfegungd« Behörde zu entſcheiden. Die Dekl. v. 30. Juli 1842 
bat in diefer Beziehung die DVorfchrift des F. 10. der V. v. 80. Sun 
1834 nicht geändert; fle fegt mit dem 6. R. v. 20. Mat 1835 nur veramf, 
daß die Kapitalabfindung oder ein beflinnmter Theil derfelben zur Befriedi⸗ 
gung von Hypothefgläubigern verwandt werden fol. 
cc) Die Auseinanterfegungss Behörde ift insbeſondere kompetent zu 
Verfügung darüber, wie die Abldfungdgelver bis zur Verwendung der 
felben anzulegen find, namentlich alfo über die Anlegung verfelben in 
Staatspapieren zu befchließen. 
Vergl. das 6.0. des Min. des I. v. 26. März 1844 und rad R. 
bei guſt. Min. v. 7. März 1844. 2) (Min. Bl. d. i. B. 1844, 6. 5. 
r. 90.). 





1) Vergl in Bd. J. ©. 635. 

2) Bergl. in Br. I. ©. 633. 

3) Vergl. ebendaf. S. 635. 

4) Bergl. in Br. 1. ©. 633—634. 


ya a) 
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dd) Das M. res Juſt. Min. v. 26. April 1833 (v. K. Jahrb. Bd. 41. 
B. 421), wonach den Gerichtsbehörden tie Beflimmung über depo— 
nirte Abldfungs-Kapitalien und teren Vertheilung unter die Hypo⸗ 
hefengläubiger und die Ausführung der Verwendung foldher niedergelegten 
apitalien zufteben follte, ift durch Die Vorfchriften des $. 10. ver V. v. 
30. Iuni 1834 und der Deff. v. 30. Juli 1842 befeitiget. 


Zum $. 11. 


Vergl. die Erläut. zu den 66. 4., 43. und 44. der V. v. 20. Juni 
1817. (fi. oben ©. 259 ff., 278 ff. u. 284 ff.). 


Zu $$. 12. und 13. 


Serg. die Erläut. zu den 66. 20 — 22. der V. v. 20. Juni 1817. 
J. eben ©. 262 ff.). 


Zum $. 14. 


Der 5. 14. ver V. v. 80. Juni 1834 ift, nebfl dem $. 91. ver V. 
» 20. Juni 1817, für aufgehoben erflärt dur den $. 10. der V. v. 
2. Nov. 1844.12) (Vergl. die Erläut. zu Tegterem). 


Zn 88. 15. und 16. 


Bergl.: 

a) R. des Min, des I. v. 27. Aug. 1834 (sub 2. u. 3.) 2) an bie 
Ben.» Kommiffionen, und de eod. an die Meg. Präfidenten ®), betr. die 
Beauffichtigung der Gefchäftsführung der Def. Kommiffarien. (v. 8. Ann. 
Be. 19. ©. 65. Nr. 59. u. ©. 68. Nr. 60.). 


b) ER. des Min. des I. u. der P. v. 6. März 1839, betr. die 
£ung der Kreiölandrätbe bei Kontrollirung der Spezial» Kommiffarien. *) 
% 8. Run. Bd. 23. S. 86). 


Zum 8. 17. 


1) Bergl. die Erläut. zu den 66. 40., 41. und 87. ff. der V. ©. 
0. Juni 1817. 

2) Statt des im $ 17. Alin. 7. gedachten Rekurſes findet in 
biefem Falle jeht nur der Weg der Beſchwerde an das Min. flatt. 


Zum 8. 18, 


1) Das 6. R. des Min. des 9. v. 27. Aug. 1834 5) (ad 4.) (v. 8. 
Im. Br. 19. ©. 6%) weift die Gen.⸗Kommiſſionen zur Befolgung der Vor⸗ 
des $. 18. an. 
2) In Bolge deffen find folgende techniſche Inftruftionen erfähienen 
ww durch den Drud veröffentlicht worden: 





1) Hierdurch iſt auch das R. des Min. des 3. v. 11. Nov. 1836, beir. die 
Gebühren: Säke für tie bei Abfaffung von Appellations » &rfenntniffen zus 
Segenen Defonomie: Remmiffarien (v. 8. Ann. Bd. 20. &. 895) antiquirt. 

2) Beral. in Bd. I. S. 619 ff. 

3) Bergl. ebentaf. ©. 645. 

4) Ebendaſ. ©. 645. 

5) Bergl. in Br. I. ©. 619 fi. 


422 Don d. Abldf. der Meallaften, ven Regulirungen n. Gem. Theilungen 


a) Inſtr. der Gen. s Kom. zu Pofen v. 8. Dec. 1840 ') zur Bildung ua 
Anwendung technifcher Grundfäge. (Poſen, 1841, bei Scherf. 8.) 

b) Technifche Iuftruft. der lanbwirthfchaftl. Abth. der Reg. zu Frankfurt 
v. 24. Mär, 1842 für bie nuseinanberfebunges Angelegenheiten im Franl⸗ 
furter Reg. Be. ?) (Branff. a.D. bei Trowisfch u. Sohn. 8.). 

c) Technifche Inflruft. der Ben. Rom. zu Stargard v. 28. Der. 1841 für 
die von der Gen. s Kom. von Pommern beauftragten Defonomie s Kemmii: 
farien, und bie als folche befchäftigten Beamten. *) (Stargard. 1842. ki 
Hendeß. A.) 

d) Infruft. der K. Reg, Abth. des I. zu Gumbinnen, vom Mai 1544 m 
Anwendung technifcher Grundfäge bei AuseinanderfegungssAngelegenbeitee 
in dem Reg. Bezirfe Gumbinnen. (Gumbinnen. 1844. bei Kraufened. 8). 

e) Technifche Grundfäge der 8. Gen. Rom. zur Regulirung ber gnteherlid 
bäuerlichen DVerhältniffe sc. zu Münfter von 1844. (Münfter. 1844. ki 
Regensberg. 8.). 

N Technifche Inftruft. der Sen.» Kom. zu Stendal v. 29. Sept. 1845 fir 
die von der K. Gen.s Kom. der Provinz Sachen befhäftigten Epezial 
fommiffarien. (Stendal. 1835. bei Franzen u. Große. 8.). 

g) Technifche Inftruft. ter Gen. s Kom. zu Breslau v. 11. Nov. 1845 in 
Auseinanderfeßungs = Angelegenheiten für den Bezirk der Gen. » Kom. 
Breslau. (Zweite vervollftändigte Ausgabe vom Jahre 1846, Breslan, ki 
Scuhmann. 8 


.). 
h) Technifche Infteuft. für die Kommiffarien im Königebergfchen Keg. Depat 


(Ohne Jahreszahl). 
Bon diefen Inftruftionen find namentlich die ad b., c. und f. ge 
dachten mit befonterer Sorgfalt und Klarheit bearbeitet. 
Außer vdiefen amtlichen Inftruftionen find mehrere ſchätzbare An 
leitungen zu lantwirtbfchaftlichen Veranfchlagungen von WPrivatperfouen 
erfchienen *), welche zwar nicht den amtlichen Charakter an fich tragen, ia 


der Praris jedoch häufig benugt werben und bei der Aufftelung ter ven . 


edachten amtlichen Anweiſungen, neben ter eigenen Erfahrung ter Be 
Pörden und ihrer Organe, benutzt worden find. 


Aus der Verſchiedenheit der darin niedergelegten Anſichten, aud da 
Fortſchritten der Wiffenfhaft und Erfahrung ergiebt fich vie Nothwendij 


keit einer fortmährenten Prüfung, Berichtigung und Ergänzung ter ge 
fammelten Gruntfäge von felbft, morauf die sefegliche Anwelfung geriche 
ift, Dergeflalt, daß die aufgeftellten amtlichen Gruntfäge in ven betrek 
Provinzen und Landestheilen keineswegs als unabänverlihe Norm 
fondern nur zur ©rundlage bei abzugebenten Gutachten und 1 
fhägungen dienen follen, ohne das jedesmal zu begrändende abweichente 
Urtveil der audführenten Beamten, Sachverfläntigen und Auseinander 
ſetzungs⸗Behoͤrden zu befchränfen. 


Zum 8. 19 


Bergl.: 
a) tie Erläut. zu den 66. 56. und 57. ter V. v. 20. Iuni 1817, 
Zuf. IV. und V. (f. oben S. 300); 


1) Das 6. R. des Min. des J. u. d. P. v. 24. Aug. 1841 (in. Br ri 
V. 1841, ©. 236) empfiehlt deren Anfchaffung. 

2) Smpfohlen duch das C. R. des Min. des J., landwiribfchaftl. SEE. »- 
9. Juli 1842. (Min. Bl. d. i. V. 1842, ©. 406). 

3) Empfohlen durch das C. R. des Din. des J., Abth. I. v. 12. Dee. 112- 
(Min. Bi. d. i. V. 1842, ©. 422). 

4) Hierher gehört auch bie Anleitung zu den landwirtbfchaftlichen Beranfkier 
gungen bei ben Auseinanderfegungen im Reflort der K. Preuß. Gen. Km 
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9 die R. des Min. des J. u. der P. v. 8. Oft. 1839 1) (v. K. 
Run. Bd. 23. ©. 824) und des I. v. 28. Dec. 1843.2) (Min. Sl. d. i. V. 
1644, E. 16. Ar. 19.). 


Zum 8. 20. 


Vergl. 6. 44. der StärtesD. v. 30. Mai 1853 für die ſechs äftlichen 
Provinzen, mit Ausfchluß von Neuvorpommern und Rügen (9. ©. 1853. 
€. 261 f.), und in Betreff ter Stage, was im Sinne des gedachten $. 
unter „Eollivirendem Intereffe” zu verfteben? vie Bearbeitung ver 
Er. D. v. 30. Mai 1853 yon H. Gräff, Breslau 1853, Anh. S. 38—39. 

Vergl. auch $. 79. der revid. St. D. v. 31. März 1831 und die 
RD. v. 18. Juli 1833. (G. S. 1833. ©. 84). 


Zum $. 21. 


1) Durch die Beftimmungen des ©. 21. der V. v. 30. Juni 1834 
And die Bedenken befeitiget worden, welche bis dahin über das Erforderniß 
der Zuziehung ver hypothekariſchen Gläubiger zu den Augeinander- 
fegungen im Balle der Sequeftration eined mit Hypothefenfchulden 
belafteten Grundſtũckes, und über die Art der Zuziehung derfelben, beftan- 
ven hatten, ob nämlich in einem folchen Balle die fännmtlidhen Nealgläu- 
biger, ohne Rückſicht Darauf, ob Tiefelben immittitt worden oder nicht, bei 
der Auseinanderfeßung zuzuziehen feien? *) 

Nach dem $. 21. fol im Falle der Sequeftration eines Gutes der 
beflellte Sequefter oder ein Seitens ter fequeitrienten Behörte von Amts⸗ 
wegen zu beftellender Kurator zur Audeinanderfegung zugezogen werten, 
welcher ohne weitere Ruͤckfragen bei den intereffirenden Gläu— 
Sigern die Rechte derfelben wahrzunehmen hat. 

Der zweite Sag des $. 21. disponirt über das Verfahren in foldhen 
Bällen, wenn der Sequefter oder Kurator feinen Obliegenheiten nicht nach⸗ 
Tommen follte, wobei zu bemerken, daß das hier gebrauchte Wort: „ihm“ 
auf die dem Sequefter oder Kurator, nicht aber auf die dem Spe⸗ 
tale Kommiffarius vorgefehte Behörde, zu beziehen tft, da letztere ven 
Bequefer oder Kurator nidyt zu dirigiren hat. 


wiffionen, mit befenderer Nüdfiht auf die Kurmark Brandenburg Don 
Sr. Breit. v. Monteton. Berlin, bei Nauf. 1838. Fol. 

1) Bergl. in Bd. 1. S. 621—622. 

2) Ebendaſ. S. 622—623. 

3) Das R. des Min. des 3. v. 31. März 1819 (Koch's Agrargef., 4. Aufl. 
€. 270) hatte ansgefprochen,, daß den in das Out inmittirten Bläubigern bie 
Zeziehung nicht verfagt werden Fönne. 

Das Juſt. Min. hatte in dem R. v. 2. Sept. 1631 (v. K. Jahrb. Bd. 38. 
€. 104, Sräff, Br. 6. S. 418), im Einverftändnig mit dem Din. des J., bes 
kumt, dag, nach Anleitung des $. 133. 9. G. O. I. 24., die Zuziehung ber 
Gläubiger eines fequefltirten Gutes durch einen von ihnen zu beftellenden Kom⸗ 
mans Manbatar erfolgen folle, welchem au überlafen, den Beſchluß der Gläubiger 
*. die Genehmigung deſſelben von Seiten der ſequeſtrirenden Behoͤrde einzu⸗ 


Daffelbe Hatte das C. R. des Min. des J. für H. u. G. v. 30. Juli 1831 
dnniges Land. Kult. Gef Bd. 3. ©. 35) angeordnet und das R. defielben 
v. 4. Iuni 1832 ad 1. (Koch's Agrargel. 4. Aufl. ©. 394) bat diefe 
Anweifung wieberhelt, tagegen sub 2. ausgeſprochen, daß es bei einer nur durch 
die Landſchaſt (Kreditdireition) wegen rückſtaͤndiger landſchaftlicher Zinſen ein 
aleiteten Sequeſtration der Zuziehung der ſaämmilichen Gläubiger nicht bedürfe. 
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2) Der ©. 21., auf welchen ver 6. 23. a. a. O. wegen ter immit- 
tirten Gläubiger verweift, fpricht nur von der Immiſſion hypothekariſcher 
Gläubiger durch Einleitung einer Sequeftration, nicht aber von 
der Immiſſion einzelner Bläubiger, welche auf Grund eines VBertrage 
zwifhen dem Schulpner und Gläubiger ausnahmsweiſe (A. G. ©. I. 24. 
66. 116. ff, AU. 2.8. I. 20. 66. 226 — 242.) geftattet if. Die Beim 
mungen des $. 21. find daher nicht auf diejenigen Bälle audzutehnen, we 
ter Schuldner dem Gläubiger die Benugung und Verwaltung des Grund’ 
ſtuͤcks ohne deffen Sequeftration einräumt. Gin foldyer Pfanvgläubiger ha 
auf Zuziehung zur Auseinanderfegung, gleih dem antichretifchen Pfant 
ra feinen Anſpruch. (Berge. A. & ©. I. 50. $. 250., Ant. 

. 350.). 


3) Wenn zwar vor Abſchluſſe eines Auseinanderfehungs - Mezefiek, 
aber erft nach bereit8 abgefchloffenem Vergleiche vie Sequeftration eine 
Gutes eingeleitet worden, fo iſt doch der Sequefler oder Kurator tel 
Gutes beim Abfchluffe des Rezeſſes zuzuziehen. 

Vergl. dad R. des Min. des I. v. 4. Juni 1832 sub 3.1) (Kedt 
Agrargef., 4. Aufl. ©. 398). 

4) Durch die Beftinnmung des 6. 21. wird die Zuziehung tes Giger» 
thümers eines fequefttirten Gutes zur Audeinanterfegung nicht ausge 
fhloffen; denn vie F6. 21. und 23. verorbnen die Zuziehung des Se⸗ 
quefler8 oder des Kuratord nur zur Dertretung des Intereffe der immittir 
ten, bei der Sequeftration intereffisenten Gläubiger. Durch vie Se⸗ 
queftration wird dem Eigentümer nur die Benutzung und refp. Verwaltung, 
nicht aber die Dispofltion Aber die Subſtanz des Gutes entzogen, fo weil 
diefe unbefchadet der Rechte der Kreditoren erfolgen kann; ihm fleht die 
Vertretung der Mechte ded Butes zu. Bei obwaltender Meinungsverfchieden 
heit bei gemeinfamen Angelegenheiten zwifchen dem Eigenthümer und Se 
quefter iſt nach Vorſchrift der 66. 82. fi. der V. v. 20. Juni 1817 „ 
verfahren. 

Dies bat auch das Min. des I. in dem Mekursbefcheide (Datum 
konſtirt nicht) in Forni's Zeitſcht. Bo. I. ©. 593 — 594 angenommen, 

5) Die Zuziehung des Sequefterd oder Kurators iſt übrigens fowehl 
bei landſchaftlicher, als bei gerichtlicher Sequeftration erforderlich, denn des 
F. 21. ter V. v. 30. Juni 1834 fchreibt deffen Zuziehung ohne Untere 
ſchied der Bälle vor. 


Zum 8. 22. 


1) Der $. 22. der V. v. 30. Juni 1834 ſchreibt als Megel vor, Def 
bei allen zum Reſſort der Auselnanderfegungs » Behörden gehörigen Ge 
fhäften der Ehemann feine Ehefrau vertritt, und zwar wohl bei bes 
ſtehender Bütergemeinfchaft, als außer viefem Falle wegen der zum gemein 
ſchaftlichen Vermögen oder zum Eingebrachten der Brau gehörigen rund 
ffüde und Gerechtigfeiten. 2) 

Ausgefchloffen von der ausſchließlichen Vertretung durch ten Ehe 
mann {ft mithin das vorbehaltene Dermögen der Ehefrau (vergl. U 
2.n. 11. 1. 68. 206—209, 221 ff.), in Betreff deſſen die Borfchriften ber 
21.90.11.$9. 19 und des A. L. R. I. 1. 66. 225. ff. und U. 18 
65. 738— 741 zu berüdfichtigen bleiben, weshalb hierauf bei Berichtigung 


y Vergl. in Bd. I. ©. 646. 


2) Weber die Motive dieſer Beſtimmung vergl. die Abhandl. in der Zeitfär. 
des Mevif.sKolleg. Bd. 2. S. 261 ff. g vers ” 
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men ift. 
’ 2) In Betreff der Vorfchrift des $. 22, find folgente Kontroverfen 
tſtanden: 

a) Ob dieſelbe auch auf Ehefrauen anzuwenden, welche unter Vor⸗ 
undfchaft ſtehen und ob dadurch in ſolchen Fällen die Konkurrenz ter 
ormünder und Dormundfchaftd- Gerichte außgefchloffen fei? 

Die Min. des I. u. der I. haben in dem R. v. 7. April 1835 nebft 
hreiben des Juſt. Min. v. 26. Febr. ej. a. 1) (Koch's Agrargef., 4. Aufl. 
. 395) die Negative angenommen. 

Dönniges (Land. Kult. Gef. Br. 3. S. 33-39) ift derſelben An⸗ 
Hi, welche auch für die richtige erachtet werten muß, da der $. 22. als 
asnahmegeſetz ſtrickter Interpretation unterliegt. 

b) Insbeſondere ift auch zur Sprache gefommen: ob — wenn die 
befrau noch minorenn — diefelbe von ihrem Vormunde allein vertreten 
erten folle, und ob deffen Erflärungen allein bindend feien, wenn auch 
r Ehemann denfelben miterfpricht? 

Das Mevifiond- Kolleg. für & K. S. bat per sent. v. 16. April 
347 (in ter Ben, Theil. Sache von Pfalzheim) die erftere Alternative 
genommen. (Zeitfchr. befielb., Bd. 2. S. 263, Note). 

Dazu bemerft indeß die Redaktion der Zeitfchr. (a. a. D.), daß vie 
echte tes Ehemannes als Niebbrauchers des Vermögens feiner Chefrau 
mc eine ſolche praͤvalirende Befugniß des Vormundes jerenfa verlegt 


einen. 

Der Anſicht des Mevif.- Kolleg. dürften jedoch die Beflimmungen 
a8. R. II. 18. 6. 736., 743., 746., 748. zur Selte fteben. 

ec) Es ift in Zweifel gezogen worden: ob die Beftimmung des 66. 22. 
m auf das Hauptgefhäft und bis zum Abfchluffe des Mezeffes 
noendbar, oder auch für die fpäteren bei den Auseinanderſeßungs⸗ 
ehörden vorkommenden Verhandlungen, namentlich über die zur And« 
ihrung gehdrenden Gegenftände, maaßgebend fei? 

Das Min. des I. hat Letzteres, das Juſtiz⸗Min. dagegen Er⸗ 
etes angenommen. (Beitichr. tes Reviſ.⸗Kolleg. Bd. 2. S. 264— 265). 

d) Ift die Beſtimmung des 6. 22. ald ein ganz neued Befeg oder 
st als eine Deklaration anzufehen, welche auch auf die vor Publikation 
et V. v. 30. Juni 1884 flattgehabten Verhandlungen Anwendung findet? 

Das Ob. Trib., welches unterm 20. Oft. 1837 die erftere Alternas 
be angenommen hate, bat ſich fpäterhin (in den Erf. v. 11. Ian. 
889, 3. Wehr. 1844, 5. März 1846 und 14. März 1848) Tonftant für 
le Ieptere Alternative entſchieden. (Präj. Samml. des Ob. Trib. ©. 401, 
m 602., u. Beltfchr. des Reviſ.⸗Kolleg. Bd. 2. S. 265— 272). 

Dagegen bat das Juſtizmin. unterm 26. Febr. 1835 die erftere 
Kaauive für die richtige erklärt. (Dönniges Land. Kult. Gef. Br. 3. 


Zu 88. 23— 27. 


Berg. die Erläut. unten im Unter» Abfchn. V. (von den Wirkungen 
er Aus nanderfegungen binfichtlich dritter Perfonen und der Sicherftellung 
hrer Mechte), Kap. I. (von dem Nechte dritter Perſonen auf Zuziehung 
Auseinanderfegung und ven darauf bezüglichen Verpflichtungen der 
anderfegungd»« Behörden im Allgemeinen). 





1) Bergl. in Br. J. ©. 646—647. 
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I. Tie B. v. 30. Juni 1534 tar m $.31.ın Pen einiger ©ı 
anf ein ſchier richterliches Reriafıen zermirien, mährent je 
einauteriegungs » Bekörte cin ſelches au in anteren Hillen a 
ibrrläe, wenn nach ihrem Grmenen über tie Gegenflinte von 
sen, ter Erlonsmie funtigen Rinneın au Ou unt Stelle nad ı 
menem Uugeniceine beſſer ald von enıjernt wohnenten Behärten ı 
werzen fbnnte. 

An tie Beimmungen tes $. 31. ter B. v. 30. 1534 fa 


Igente Bemerkungen: . 

1) Tie Beſtimmung ad b. res $ 31. (bezüglich des ſchiedsri 
Berfahrens bei ter Provoklation auf böhere oder nietrigere als die 
Entſchadigung bei Regulirungen) iR gegenfantslos geworden 

7 103. des Abloſ. Gef. v. 2. März 1850 2) und d 
dazu in Br. II. Abth. I. ©. 749752. 

2) Nachden durch ten $. 14. res DB. v. 22. Nov. 1844 
ſcheidung ter Rekursinſtanz tem Win. tes I. en unt auf 
vif.» Kolleg. für 2. 8. ©. übertragen worten if, kann es nicht z 
fein, daß auch nur dieſer legteren Bebörte tie i 
gebühst, ob in den im 6. 31. der V. v. 30. Juni 1834 (jun a. & 
jeuhneten und in die weitere Inflanz geviehenen Fällen das fdhie 
iche Berfahren einzuleiten fei? 

Bu erwähnen ift hierbei noch, daß aus ter Baflung des $ 
V. v. 30. Juni 1834, in Berbindung mit $. 2. ter Inflr. v. 
1835 (f. in Od. I. ©. 647 ff.), Zweifel varüber erhoben waren: ob 
Kommifflonen zefp. deren Kommiffarien bei der Inftruftion wegen 
kurs- und Appellationsbefchwerden in Bällen tes $. 31. ad a. 
ſchledsrichterliche Entſcheidung ohne Anweifung des Min. und 
Rivifione- Kolleg. iu veranlaffen befugt ſeien? 

Diefe Zweife befeltiget das 6. M. des Min. res J. v. : 
1838 2) (v. 8. Ann. Bd. 22. ©. 80), welches ausführt, daß amk 


2) Vergl. in Ed. I. ©. 647. 
2) Bergl. in Od. I. ©. 186. 
3) Vergl. in Br. I. ©. 653. 
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gedachten Fallen, fobald vergleichen Streitigkeiten in die zweite Inſtanz ges 
tieben find, nur dem Richter zweiter Inftanz vie Entfcheivung über die 
Zuläfjigkeit des fchiensrichterlichen Verfahrens Eompetire. 


II. Durch das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 iſt dem ſchiedsrichter⸗ 
lichen Verfahren eine größere Austehnung gegeben worden. Daffelbe ift 
dadurch auch für folgende Bälle vorgefchrieben mworten: ') 


1) zur Feſtſtellung des Werthes von Dienflen, welde nach dem Umfange ber 
au leiftenden Arbeit beflimmt oder ungemeffen find ($. 11.); 

2) zur Feſtſtellung des Werthes der Baudienfte, welche nicht nach Tagen bes 
fimmt find ($. 14.); 

3) zur Feſtſtellung des Bedürfniſſes der zu einer Wirthſchaft nothwendigen 
Dienfte ($. 17.); 

4) jur Geftkellung des Wertbes von Natural: Abgaben, für welche, weil ihre 
ieferung in einer befferen als gewöhnlichen Befchaffenheit erfolgen muß, 
eder weil für einen Diftrift fie feftzuftellen nicht nöthig war, Nermalpreife 
nicht haben feftgeftellt werden können oder dürfen ($$. 30. u. 72.); 

5) zur Feſtſtellung des Werthes von Abgaben in Wein ($. 31.); 

6) zur Abfchäpung des gemeinen Kaufwerthes der Grundſtücke, wenn er ber 
—— Ablöfung von Befitzveränderungs-Abgaben zum Grunde zu 
egen ($. 44.); 

7 m Ermittelung des gemeinen Kaufwerthes der Gruntflüde, welcher der 

erechnung des Reinertrages zum Grunde gelegt werben foll ($8. 63. m. 
85. u. 6. 6. des MühlensAblöf.sBef. v. 11. Maͤrz 1850); 

8) zur Abfchägung des Wertbes der Verpflichtungen des ehemaligen Gutéherrn 
zum Neubau nnd zur Reparatur der Gebände auf regulirungsfähigen Stel 
ien, fowie des Werthes der ablösbaren gegenfeitigen Grundgerechtigkeiten 
bei Regulirungen ($. 83.); 

I) zur Feſiſtellung derjenigen Entſchaͤdigung, welche ber Befiger einer regulis 
rungsfähigen Etelle baffr zu beanfprucen hat, daß die auf feinem ihm zu 
Eigenthum zu verleihenten @ebiete fchon eröffneten Woffilienlager und 
Gruben dem ehemaligen Butsheren verbleiben ($. 88.). 


Nah $. 105. a. a. O. follen für das in allen diefen Bällen ange» 
ordnete ſchiedsrichterliche Verfahren die Vorſchriften ver 65. 32. ff. der 2. 
v. 80. Juni 1834 gelten. 


III. ine fernere Erweiterung des durch die 66. 3I—34. der V. v. 
30. Juni 1834 angeordneten fchietsrichterlichen Verfahrens bat der Art. 
14. des Eıgänz. Gef. v. 2. März 1850 zur Gem. Th. O. feftgefeht, wel⸗ 
Ger beftimmt: 


Bei Begenfländen, wobei es auf Binnehmung bes Wugenfcheins ober anf 

ng anfommt, welche die fachverfländige Ermittelung, Auffaflung und Wür⸗ 
dignug ber Lofalverhältniffe und deren fachverfländige Kombination und Anwens 
bung erfordert, insbefondere auch zur Feſtſtellung des Umfanges und der Ergiebig⸗ 
keit der Nebenweiden, if jede Parthei, und wenn zu einer folchen mehrere Bers 
fenen gehören, die Mehrzahl derfelben, nach den Theilnehmungsrechten gerechnet, 
befugt, die Entſcheidung der desfallfigen Fragen im Wege des fchietsrichterlichen 
—— (8$. 13a, der V. v. 30. Juni 1834) gu verlangen; wiberfpricht 
ſedech die Gegenparthei der Anwendung tes fchieberichterlichen Verfahrens auf 
den vertiegenben Ball, fo enticheidet tie die Auseinanderfegung leitende Behörde 
—8 Fe tatthaftigfeit defielben. Gegen biefe Entfcheibung Andet feine Berus 
1 ® 


A. Entſtehungs⸗Geſchichte des Art. 14. des Erganz.⸗Geſ. v. 
L Mir; 1850. 


Diefer Art. war in dem von der Staatsregierung vorgelegten 





1) Bergl. die Anffäge in Robe's Lehrzeitung für Entlaſtung des bäuerlichen 
beſitzes, 1850, ©. 73 ff. n. 77. ff. 
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Entwurfe des Erganz.⸗Geſ. nicht enthalten, fondern es iſt derſelbe von ten 
Kammern neu hinzugefügt worten. 

AA. Die Agrar Kom. der II. Rammer beantragte, folgenten Art 
(als neuen Zufag) in das Geſetz aufzunehmen: 

Bei Gegenſtänden, wobei es auf @innehmung des Augenſcheins cter ar 
Schägungsgegenftände ! ) ankommt, welche die fachverftändige Grmittelung, Auffaſſurz 
und Würdigung der Lofalverhältniffe und teren fachverfländige Kombinatien un 
Auwentung erfordert, insbefondere auch zur Feflflellung des Umfanges und te 
Ergiebigkeit der Nebenmweiden, iſt jede Barthei, und wenn zu einer folchen mehr: 
Verfonen gehören, die Mehrzahl derfelben, nach den —— gered: 
net, befugt, tie Entſcheidung der desfallfigen Fragen im fchiedsrichterlichen Ber: 
fahren (8$. 31—34. ter V. v. 30. Juni 1834) zu verlangen. 


Zur Motivirung bemerkte die Kommiffion: 


Mehrfach war bei der Berathung des Geſetzentwurfs der Umſtand zur Sprache 
gebracht, dag es hoͤchſt wünichenswerth erfcheine, zur Vermeidung weitlänftiger 
Prozeſſe und Fünftlicher technifcher Veranfchlagungen bei allen fünftig zur Bears 
beitung fommenden ®emeinheitstheilungen, befonders aber auch mit Bejug auf 
bie Feftfeßungen in den $$. 44—51. der Sem. Th. D. v. 7. Zuli 1821 fo weit 
als irgend möglicy das in den 88. 31—34. der B. v. 30. Juni 1834 angeerdnete 
fchiedsrichterliche Verfahren zur Anwendung zu bringen, und tie Kommiliien bat 
in Folge deffen einftimmig befchloffen, den vorgefchlagenen neuen Artikel Hinter 
Art. 13. des Gefegentwurfs zur Annahme zu empfehlen. 


Die 1. Kammer trat dem Antrage der Kommiffion bei, befhleh 
au dem Art. noch den jetzt in deſſen legten Satztheile enthaltene 
Zufatz beizufügen. 2) (Stenogr. Ber. der II. X. 1893. 8b. 3. 6. 1626.) 

BB. Die Kommiffion ver I, Kammer iſt vem Beſchluſſe rer II. 
Kammer ohne Erinnerungen beigetreten, womit ji dad Plenum ter 1. 
Kammer einverftanden erklärt hat. 

B. Erläut. zum Art. 14. des Ergänz.⸗Geſ. v. 2. März 1850. 

1) Wenn eine Sache bereitö zum Epruche in zweiter Inflanz vorliegt, 
fo ift das Mevifiond- Kollegium die „vie Auseinanderfegung leitende 
Behörde“, welche Über die Zuläffigfeit eines fchiedsrichterlichen Derfahrens 
zu beflimmen hat. | 

Angenommen von dem Reviſ.⸗Kolleg. für & K. S. unterm 1% 
April 1850. (Präj. Samml. deſſelb. S. 26. Nr. 14.) 

2) Zu ten Gegenftänten, welche durch Uebereinkunft ver Parthele 
im Wege des fchiedörichterlichen Verfahrens erletigt werten koͤnnen, gehö⸗ 
ten nicht Streitigkeiten über die Planlage, ta diefe allein von ter 
einanderſetzungs⸗Behoörde zu beflimmen find. 

Angenommen von dem Nevif.- Kolleg. für 2. 8. ©. unterm 19 
April 1850. (Praͤj. Samml. defield. S. 29. Nr. 20. und Zeitſchr. Br. 3. & 
412— 413.) 

Diefelbe Anficht Hat die Gen.-Kom. zu Stendal in ihren C. 
A 16, Sept. 1850 entwidelt. (Zeitfchr. des Reviſ.⸗Kolleg. Wr. 3. ©. 410 
.) 


— — — — —— — 


1) Bei der Schluß⸗Redaktion in der II. K. iſt ſtatt deſſen das Werk: 
„Schaͤtzung“ gefeht worden. 
2) Dies geſchah auf den Berbefi..Antrag des Abgeerdn. Kette (Dradf, & 
358. ad III.), defien Motive tahin lauten: 
„Die zuläffigen Grenzen der Anwendbarkeit des fchieberichterlichen Ber 
„fahrens bleiben auch nach der von der Kommiſſion vorgefchlagenen daſ⸗ 
„fung noch ſchwankend und können überhaupt nicht allgemein und fdarf 
„geiogen werben. 86 muß daher ein Mittel geben, um ganz uæae 
„Anträgen auf Anwendung dieſes Verfahrens entgegentreten zu füunen.“ 
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3) Das Mevif.- Kolleg. für 2, K. ©. bat (in dem Erf. v. 3. März 
1854 in einer Schlefifhen Sache) folgente Grundfäge angenommen: 

a) Das fchiedsrichterlihe Verfahren ift zur Ermittelung des Jahreswerthes 
von Neallaften oder Begenleiftungen Behufs der Ablöiung nur in den 
Fällen zuläffig, in welden daflelbe als Beweismittel für die Schägung 
ausbrädlich in den Gefegen angeordnet ift ($$. 11., 14., 17., 30., 
31., 43, 63., 72. 83, 85. u. 88. des Abloſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850). 

b)⸗In Auseinanverfegungs : Sachen ift es weder den Vartheien, nech den er: 
fennenten Behörben geflattet, in der für die Begenflände der Ausgleichung 
gefeplich vorgefchriebenen Art der Mbfchäbung (durch Sachveritändige, 
Ecbietsrichter, Normalpreife) beliebig eine Aenterung eintreten zu (ofen 
(B. v. 20. Juni 1717 $$. 120., 127., ®. v. 30. Juni 1834 $. 31. c., 
Ablöf.s Gef. v. 2. März 1850 $. 8., Ergaͤnz.⸗Geſ. v. 2. März 1850 zur 
Gem. Th. D. Art. 14.). 

c) Nur gegen die nach geböriger Binleitung ter Sache ergangenen ſchieds⸗ 
richterlichen Ausfprüche ift weder Appellation, noch RNekurs zuläffig; ein 
fchiebsrichterliches Verfahren iſt aber nur dann als ein gehörig eingeleites 
tes zu erachten, wenn bei deſſen Abhaltung die in der Miniſt.⸗Inſtr. v. 12. 
Dft. 1835 Bafür ertheilten Borfchriften beebachtet worden. (B. v. 30. Juni 
1834 $. 34.) 


Zum $. 32. 


1) Leber die Abänderung des 8.32. der B. v. 30. Juni 1834 durch 
den Art. 68. der Kreid-, Bezirks⸗ und Provinzial-Orpn. v. 11. März 1850 
und tie duch Minifterial-Erlaß v. 12. Juli 1853 1) ausgeſprochene 
Biederberftellung der zum Theil gefeglich aufgehobenen Beftim« 
mungen ter $$. 32. u. 33. der V. v. 30. Juni 1834 vergl. Zuf. 3. zu 
$6. 2—5. der DB. v. 30. Juni 1834 (f. oben S. 411) und vie Erläut. zum 
$. 6. des Mühlen-Ablöf.-Gef. v. 11. März 1850, Zuf. IL ad C. AA. 1. 
bis 4. (ſ. in Br. II. Abth. I. S. 829—831). 

2) Sind tie Kreißverordneten berechtigt, fich der Abgabe eines ſchieds⸗ 
—— Ausſpruches zu entziehen und die auf ſie gefallene Wahl ab⸗ 

nen? 

Die Verneinung ergiebt ſich daraus, daß die Miniſt.⸗Inſtr. v. 12. 
Oft. 1835 jener Befugniß feine Erwähnung thut und der $. 4. der V. v. 
30. Juni 1634 nur in zwei Bällen den Kreißverorpneten tie Ablehnung 
der auf fie gefallenen Wahl zugefteht, nämlich: fobald tie Partheien eines 
Senachbarten Kreiſes auf ihre DVermittelung provozirt haben und fiherhaupt 
wenn eine Gemeinheitstheilung Gegenſtand des Geſchäfts iſt orer es fonft 
anf eine Landtheilung dabei ankommt. 

3) Die Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden ſind bei der Verſchiedenheit der 
den Kreisverordneten anzuvertrauenden Verrichtungen zweifelhaft geweſen, 
6 letztere überhaupt zu vereidigen und welcher Eid von ihnen verlangt 
werten koͤnne? | 

Da die Bunftionen ter Kreisverordneten Tediglich fachverfläntiger Nas 
ia find, und da fie ald Sadjverfläntige tad Amt ter Scyietsrichter über» 
uhmen, da ihnen ferner nur als folcyen nach 6. 29. ver ®. v. 30. Juni 
1834 die Meviflon ter von den Spezial-Rommifjarien erftatteten Gutachten 
ertragen werden fann, zur Glaubwürtigfeit der Sachverftändigen in Bes 
teff ihrer Gutachten aber ihre Gigenfchaft als äffentliche Beamte nach $. 
M. des Anh. zur U. ©. D. nicht genügt, fo iſt e8 unbedenklich, daß ſie 
wit dem Eide der Sachverfländigen zu belegen find. 

Das M. des Min. des I. v. 8. Oft. 1839 2) (v. 8. Ann. 8b. 3, ©, 


1) Bergl. in Br. I. 6. 623—624. 
2) Bergl. in Br. L. ©. 621—622, 
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824), welches dieſe Anficht theilt, erFlärt es zugleich für angemeflen, — da⸗ 
mit die eidliche Veftärfung jedes einzelnen, von den Kreißverorpneten ab» 
gegebenenen Gutachtens vermieden werde, — diefelben generell als Sad 
verftändige unter allgemeiner Hindeutung auf die mit ihrer Stellung ver 
knüpften Pflichten zu vereidigen. 


Zum 8. 33. 


Ueber tie Stellvertretung des Landraths als Obmann in Der: 
pinberungafällen vergl. das R. des Min. des I. u. d. P. v. 23. Ian. 
838.1) (v. K. Ann. Bd. 22. ©. 79.) 


Zum $. 34. 


Die im 6. 34. ter DB. v. 30. Junt 1834 vorbehaltene Minifterial- 
Inftruftion wegen des fchiedsrichterlihen Verfahrens ift (une 
Aufhebung ter älteren Inſtr. für die weftlichen Landestheile v. 31. Ch. 
1825 2) unterm 12. Oft. 1835 ?) (m. 8. Ann, Bd. 19. ©. 975 |.) m 
gangen. 


Zum $. 35. 


Vergl. die Erläut. zu den 66. 142. u. 143. der V. 9. 20. Juni 1817 
und insbeſ. den Zuf. 3. dazu (f. oben ©. 337.). 


Zum $. 36. 


Vergl. 6. 5. der V. v. 22. Nov. 1844 und die Erläut. zum $. 154 
der B. 20. Juni 1817 (. oben ©. 339 ff.). 


Zu 66. 37. und 38. 


Vergl. die Erläut. zu den 66. 162— 165. der V. v. 20. Juni 1817, 
Zuf. 3. u. 4. (f. oben ©. 351). 


Zum $. 39. 


Pergl. die Erläut. zu den 66. 65. u. 66, der B. v. 20. Juni 1817 
(f. oben ©. 303 ff.). 


Zum $. 40. 


1) Einfeitige Ablöfungs-Urkunden bedürfen, unter der Boraudfehung 
des F. 40. rer V. v. 30. Juni 1834, Teiner © ehätigung. 

Bergl. R. des Min. des 3. v. 26. Juli 1843.) (Min. DI. d. i. B. 
1843. S. 227. Nr. 297.). 

2) Die auf Grund des 6. 40. der V. v. 30. Juni 1834 von ten 
Megierungen einfeitig audgeftellten Ablöſungs⸗Urkunden haben nicht die 
in ten $$. 169. u. 170. der DB. v. 20. Juni 1817 vorgefchriebene Krafk 
und Wirfung der vollzogenen und beflätigten Rezeſſe. 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 653. 

2) Vergl. viefelbe in v. 8. Ann. 3b. 10. ©. 619-631. — Nur in Behr 
einiger Bunfte iſt diefe ältere Infir. (nach 8. 12. der Infr. v. 12. Oft. 168) 
noch maaßgebent. 

3) Bergl. in Br. I. S. 647 fi. 
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Erfannt von dem II. Sen. des Ob.⸗Trib. unterm 28. Ian. 1851. 
eitſchr. des Reviſ.⸗Kolleg. Bo. 5. S. 11-17.) 
Bergl. Zuf. 4. zum $. 169. der V. v. 20. Juni 1817 (f. oben ©. 357). 


Zum $. 41. 
Fesl. die Erlaͤut. zum $. 166. der V. v. 20. Juni 1817 (f. oben ©. 
1 #.). 


Zum $. 42. 
1) Vergl. A. G. O. I. 10. $. 127. und 11. 2. 8. 3. und 6. 145. des 


nd. dazu. 

2) In Betreff der Vollziehung der Rezeſſe durch Fürſtbiſchoͤfe und 
omfapitel vergl. das M. des Min. des J. v. 29. Febr. 1844. 12) 
doch's Agrargef., 4. Aufl. S. 407.) 


Zum $. 43. 


1) Bergl.: 
a) den 6. 108. des Abloͤſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850, wodurch der 6. 43. 
TB. v. 30. Juni 1834 modifizirt worden ift; 


4 ) tie Erläut. zum F. 166. ter V. v. 20. Suni 1817 If. oben ©, 
) 


2) In Betreff der Vollziehung der von den Regierungen und Pro⸗ 
inztal-Schulfollegien auf Grund ihrer eigenen Verhandlungen, le⸗ 
glih im Wege des Vergleich! (ohne Konkurrenz der ordentlichen Aus⸗ 
nanderfegungd= Behörden), vermittelten Mezeffe vergl. die Erläut. zu den 
. 65. u. 66. ter V. v. 20. Juni 1817 und zum $. 166. a. a. O., Bu 5. 
. oben ©. 303 fi. u. S. 353 ff 


). 
Vergl. indbef. das & R. des Min. des I. v. 21. Nov. 1842. 2) 
Rin. BI. d. i. 2. 1842. ©. 404. Nr. 562.) 


3u 66. 45—30. 


Diefe Vorfchriften find umgeflaltet worden durch die Beſtimmungen 
m 66. 14. und 15. der V. v. 22. Nov. 1844, wodurch vie 66. 48— 50. 
#2. v. 30. Juni 1834 außer Kraft gefeßt morden find. 

Bergl. das Nähere in der biftorifchen Ueberficht zum Abfchn. II. Nr. 
IM. ver ®. v. 20. Juni 1817 (f. oben ©. 362 ff.); desgl. die Exläut. 
ı den 66. 178—184. a. a. O. (f. oben ©. 374 ff.) 

3um S. 31. 


Vergl. die Erläuter. zum F. 190. der V. v. 20. Juni 1817 (f. oben 
3. 380 f.). 


Zum 6. 32. 


Vergl. die Erläut. zu den 9. und 23. ver V. v. 20. Juni 1817 und 
am $. 9. der V. v. 30. Juni 1834 (f. oben ©. 261, 267 ff. u. 415 ff.). 


Zum §. 33. 
Das Alin. 2. des G. 53. iſt durch ven F. 22. der V. v. 22. Nov. 





1) Bergl. in Br. 1. ©. 659. 
2) Gbendaf. E. 519—520. 
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1844 aufgehoben ?) und angeordnet worden, daß die Alten zur Exutſchei⸗ 
dung über die Nevifton oder die Nichtigfeitsbefchwerde dem Ob.⸗Trib. un 
mittelbar durch die Audeinanderfegungd=-Bebörden einzureichen. 

Bergl. die Erläut. zum 9.22. d. V. v. 22. Nov. 1844 (f. unten). 


Zu $S$. 34. und 55. 


Vergl. die Erläut. zu ten 66. 187. und 188. der V. v. 20. Immi 
1817 (f. eben S. 379) und $. 19. der V. v. 22. Nov. 1844. 


3n $$. 56. und 37. 


Vergl. die Erläut. zu den 66. 196 — 204. und insbeſ. auch zu der 
66. 196—200. und $. 201. der V. v. 20. Juni 1817. 


Zum S. 38. 


Vergl. die Erläut. unten im Unter-Abfchn. V. (von den Wirkungen 
der Auseinanderfegungen binfichtlich dritter Perfonen und ver Sicherſitl⸗ 
lung perer Rechte bei Regulirungen ıc.) in Kap. U. zit 2. Städ 2 
su . 


Zum $. 59. 
Vergl. ebendaf. sub F. 

Zum $. 60. 
Vergl. ebenvaf. sub C. und D. 

Zum $. 61. 


1) Vergl. die Erläut. zu den 66. 196 — 200. der V. v. 20. Saul 
1817 sub B. (f oben S. 389 ff.) und die Erläut. unten im Unter⸗Abſchn. 
V. (von den Wirkungen ter’ Auseinanderfegungen hinſichilich dritter Ver⸗ 
fonen und ter Sicherſtellung ihrer Mechte ıc) Kap. II. Tir. 2. Städ 1. 

2) Spezielle Erläut. zum $. 61. der V. v. 30. Juni 1834, 

Die Beflimmungeu tes $. 61. beruhen auf tem gefeglichen Grunde 
fage, daß vie Entihätigung, welche jeder Theilnehmer an der Auseinew 
derfegung erhält, in die Stelle der dagegen abgetretenen Grundſtücke aber 
dadurch abgelöfeten Berechtigungen tritt und in Anfehung ihrer Befuguik, 
Laften und fonftigen Rechtöverhäftniffe die Tigenfchaften derjenigen Grumbe 
Rüde und Gerechtfame erhält, für welche fle gegeben wird, was In&befete 
dere in Hinficht der Lehns⸗ und Biveifommißverbindungen und der hype 
thefarifchen Schulden und Laften gilt. (Bergl. Gem. TH. D. 88. 147-1 
u. G. vr. 29. Juni 1835. $. 1.) 

Bei Kapitaldabfintungen find die Dazu Verpflichteten ten Mealberedie 
tigten und Hypothekenglaͤubigern des dazu berechtigten Gutsbeſiters im des 








——— —— 


1) Hierdurch find auch tas 6. R. des Min. des I. v. 27. Aug. 1834 (ad7.) 
(v. RK. Ann. Bd. 19. S. 68) und das darauf bezügliche 5. R. defielben Bin. 1. 
19. Jan. 1841 (Min. Bl. d. i. V. 1841. ©. 32. Rr. 46.) befeitiget, welde sem 
‚gefchrieben Hatten, daß die Auseinanderfeßungs s Behörden im den Gi 
erichten an das Min. jedesmal den Gegenfland der Entſcheidung beutiih au 
einanderfepen und barthun follten, daß fich die Gache wirklich zur Butfhrlumg 
bes Ob.⸗Trib. eigne. 


Eu 
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Regel wegen vorfchriftsmäßiger Verwendung des Kapitald mit dem dazu 

berechtigten Gutsbeſitzer verhaftet, welcher letztere fich darüber ausweifen 

zuß- ee die Brlänt. unten im Unter » Abfcıhn. V. Kap. 11. Tit. 2. Stück 
und 4. 


934” Zum erften Sage tes Alinen 1. des $. 61. der V. v. 30. Juni 


In ten am Schluffe dieſes Satzes gedachten Ausnahmefällen 
wirt die Ab» und Zufchreibung der abgetrennten Pertinenzien, die Abſchrei⸗ 
bung und Löfchung ter abgelöfeten Leiftungen, der Verabredung der Inter⸗ 
effenten gemäß oder bis zur Erledigung des Wirerfpruch tes zur Kapitals⸗ 
abfintung Berechtigten, außgefeßt und es haben tie Intereffenten nach Er⸗ 
ledigung ter Anftänte die erforderlichen Eintragungen in dad Hypotheken⸗ 
Sud) zu beantragen. 

b) Zum dritten Sage des Alinea 1. des ©. 61. ter V. v. 30. 
Suni 1834. 

Diefe Beftimmung bezieht ſich auf diejenigen Fälle, wo über das 
(jegt aufgebobene) Obereigentbum Fein befonteres Hypothekenbuch angelegt 
M und die Beſchränkung des nugbaren Eigenthums durch die Mechte des 
Öbereigentbümers, bei Verleihung tes vollen Eigenthums von Grundftüden, 
, 8. von Lehngütern oder Lehnsftüden, an den bisherigen nußbaren Ei⸗ 
genthümer, oder bei Ablöfung von Leiftungen gegen Abfindung von Kapi⸗ 
tal oder Rente tie echte der Mealberechtigten zum Obereigenthume auf 
die ſtipulirte Abfindung zu ihrer Sicherftelung nur in tem Hypotheken⸗ 
buche des zur Kapitals oder Nenteabfintung Berpflichteten vermerkt werben 
Können und follen. 

ec) Zum Alinen 2. des $. 61. ter V. v. 30. Sunt 1834. 

a) Der Beftimmung diefes Alinea: 


Diefe Bintragungen müſſen auch erfolgen, ſelbſt wenn bie Berpflichteten 
die Kapitalsabfindung bereits gezahlt haben follten; 


entſprechen die Borfchriften des 6. 149. ver Gem. Th. D., des 6. 38. der 
L-D. v. 7. Juni 1821, ver 66. 91. 93. ter Abl.⸗O. v. 13. Juli 1829, 
ver 66. 88. 90. der Abl.-O. v. 18. Juni 1840, der 66. 62. 64. des Abl.⸗G. 
u. 4. Juli 1840 und tes 6. 3. des Gef. v. 29. Juni 1835 nur in fofern, 
als fie die Eintragung in der vorermähnten Weife ſowohl wegen der zur 
ung beflimmten Iahreörenten, als wegen der zur Abfindung herges 
gebenen, nicht fofort bezahlten, tem Berechtigten aber turch Cintra= 
bei dem verpflichteten Gute geficherten KRapitalien, mithin nur wegen 
der Rödflände anordnen. (6. 93. der Abl.⸗O. v. 13. Juli 1829, €. 90. 
fer A6L-D. v. 18. Juli 1840, $. 64. des Abl.⸗Geſ. v. 4. Juli 1840.) 
Diefe Vorfchriften find daher durch den $. 61. der V. v. 30. Juni 1834 
eh auf die bereite gejahlten Kapitalien ausgedehnt worten, auf deſſen 
säsere Beflimmungen in tem $. 107. ver Abl.⸗O. v. 18. Juni 1840 und 
ia tem 6. 81. des Abl.Geſ. v. 4. Juli 1840 wegen Abfchreibung der ab» 
wlöhen Leiftungen in dem Hopothekenbuche des berechtigten Gutes und 

Ken Löfcyung bei dem verpflichteten Gute hingewieſen wird. 
8) Zu dem Übrigen Theile des Alinea 2. res 6. 61. der V. v. 

%, Juni 1834, 

aa) Die Eintragung einer Proteflation pro conservando loco oder 
Yan präjubizirliche Cintragungen hinſichtlich des von den Derpflichteten 
——— oder etwa bereits gezahlten ANbläfungsfapitals, wie ſolche vor 
manation ter V. v. 30. Juni 1834 von dem berechtigten Butöbeflger 
Wer deſſen Hypothekenglaͤubigern oter Mealberechtigten in Antrag gebracht 
"er von der AuseinanderſetzungsVehörde zu deren Sicherftellung bei ver 
Sppothefenbebärde veranlaßt worden iſt, gendgt nach Ten Worten des Ges 
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feßes aus dem Grunde nicht, weil die Zahlung, fo lange vie gefeglie Br 7 
wendung des Gezahlten nicht nachgewiefen worten, den Rechten der Gläubigen = 


und fonftigen Mealberechtigten unnachtbeilig if. Diefen flebt vielmehr cin 
hypothekariſches Pfantrecht auf die abgetretenen oder abgelöften Bertine 
sten des zur Kapitaldabfindung berechtigten Gutes zu, in deren Eielle tie 
Kapitaldabfintung tritt, für Teren gefegliche Verwentung in ter Megel die 
verpflichteten Gutsbeſitzer mit ten abgelöften Pertinenzien verhaftet fin. 

Hieraus folgt: 

bb) vaß in allen Zällen, wo den Hypothekengläubigern und Realbe⸗ 
rechtigten des berechtigten Gruntbefigerd ein Pfantrecht auf das abgelöfe 
Pertinenzftüd oder auf die Geltentfchätigung gegen ten Schultner terfd- 
ben gefeglich verfagt ift, Die Eintragung ter Kapitalsabfindung auftad tes 
mit belaftete Gut zur Sicherftellung ter Gläubiger und Realberechtigin 
des Beflgerd Ted berechtigten Guts nicht verlangt werten kann, wohl aba 

ur Sicherfielung des letzteren felbft, in fo weit tiefelbe megen gehärie er⸗ 
—* Zahlung noch zuläfitg iſt (FFy. 11. 415. 416. A. L. R. I. 20). 

ec) Dem verpflichteten Gutsbeſitzer iſt eine Proteſtation gegen die pra⸗ 
judicirliche Eintragung einer bereitd gezahlıen Kapitalsabfindung offen ge 
lafien. Die Eintragung einer ſolchen PVroteftation iſt mithin nice vm 
Antöwegen von ter Auseinanderſetzungs⸗Behörde zu veranlaffen, ſonden 
von tem belafteten Gutäbefiger In Antrag zu bringen, worauf er indef 
aufmerffan gemacht werten kann. 

dd) Weift ter zur gefegmäßigen Verwendung tes Abfintungsfapirals 
berechtigte und verpflichtete Gutsbeſitzer (Kapitaldempfänger) fpäterbin folde 
nach, fo erfolgt die Löfchung rer getachten Vorbehalte, — nämlich te 
eingetragenen, zur Verwendung beſtimmten SKapitalien und ter Prorerlariee 
wegen bereitd erfolgter Zahlung, — auf vie von der Außeinanterfegungbs 
Behdrte deshalb zu ertheilente Befcheinigung, mithin entweter auf ter 
unmittelbaren Antrag des belafteten Gutbeſitzers bei ter Hnpotbefenbebärte, 
‚oder auf Requiſition der Auseinanderſetzungs⸗Behörde, wenn bei Aufnahe 
u m ungeoerhendlung ein folcyer Antrag veranlaßt und ange 

sacht iſt. 

d) Der $. 61. ver V. v. 30. Juni 1834 fpricht im Tepten Sage nm 
von der Erletigung ter Verhaftung Des zur Kapitaldabfindung verpflicte 
ten Gutsbeſitzers durch geführten Nachmweid der Verwendung tes Kayitel, 
auf Grund deffen die Loͤſchung ter erfolgten Eintragung gefcheben ſoll. 

Nach Art. 70. ter Dell. v. 29. Drai 1816, 66 151. 155. ter Gem 
35. D. 56. 39. 40. ver Abl.-D. v. 7. Juni 1821, 8. 94. des MRegul«-@ef 
v. 8. April 1823, 66. 102. 108. ter Abl.⸗O. v. 13. Juli 1829, 66.1.2 
des Gef. v. 29. Junt 1835, 66. 99. 108, ter Abl.⸗O. v. 18 Juli 1540, 
$6. 73. 80. v. 4. Juli 1840 fann ſich jetoch ter zur Kapitaldzsahlung 
Verpflichtete von feiner Vertretungsverbindlichkeit auch durch gerichtlich 
Niederlegung des Geldes frei machen. 

Auch kann der mit Kapital Abzufindende verlangen, daß ihm die von 
tem Verpflichteten deponixten oder Lie fälligen, noch nicht eingezablten Ehe 
löfungsfapitalien auf Höhe des Bedarfo zur Verwendung überwielen wer⸗ 
ben. Die Auseinanderſetzungs⸗Behörde hat nach vorgängiger Erörterumg 
der Suche mit ten Insereffenten über tie zu treffenten Sicherheitsmaafre 
gein die erforverlichen Verfügungen und die Anmerfung zur Sablang a 
laffen und demnächſt die Aufficht über tie wirkliche DVereentung za fie 
sen. Die Verpflichteten werten durch tie auf ven Grund der Anmweifum 
gem geleifteten Zahlungen von aller mweitern Vertretung rückſichtlich der 

erwendung fre. Sie koͤnnen, fobald fie ihren Verbindlichkeüen dank 
Binzahlung des Ablöfungsfapitals zum gerichtlichen Depofktorium cdes 


u 
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ſenſt nach dem Xitefle der Außeinanterfegungd » Behörte Genüge geleiftet 
haben, die Abfchreibung ihrer damit abgeldfeten Leiflungen von Tem Haupt⸗ 
gute und vie Löfchung der abgelöfeten Leiftungen, fo wie der auf dem ver⸗ 
pflichteten Grundſtuͤcke eingetragenen Abiöfungsfapitalien, auf ten Grund 
des beftätigten Rezeſſes fordern, ohne daß fie Die Verwentung ter Abfin- 
dungdfapitalien abzumarten haben. (Vergl. $. I0. des NRegulir.⸗Geſ. v. 8. April 
1823, $. 109. der Abl. O. v. 13. Juli 1829, $. 5. des Sch. v. 29. Juni 1835, 
$. 107. der Abl.⸗O. v. 18. Juni 1840 und $. 81. des Abl.:Gef. v. 4. Juli 1840.) 


Zum $. 62. 


Bergl.: 
ay) die Dekl. v. 30. Juli 1842 zu ten 66. 10. und 62. der ®. v. 80 
Sani 1834 1) (8. ©. 1842. ©. 245); 


b) die Erläut. zu den 66. 196 — 200. der V. v. 20, Juni 1817 
sub B. ad 1. (f. oben ©. 390 7.) 


Zum $. 63. 


1) Der $. 63. ter V. v. 30. Juni 1834 iſt aufgehoben durch den 
6. 6. der V. v. 22. Nov. 1844. 


2) Vergl. die Erläut. zu den 66. 202— 204. ver V. v. 20. Juni 1817 
1. oben ©. 397 ff.). 


Zum $. 64. 


Bergl. die Erläut. zu den 66. 206— 208. ver V. v. 20. Juni 1817 
{f. eben ©. 401). 


Zum 8. 65. 


. Ueber vie Maafregeln zur Sicherftellung der Koſten vergl. das R. 
des Din. für Iantwirtbfchaftl. Ang. v. 9. April 1853.2) (Min. Dt. d. i. 
8. 1853. ©. 81.) 


Zum $. 66. 


1) Die R. des Juſt. Min. v. 14. Sept. 1827 und v. 2. April 1882 
(v. 8. Jahrb. Br. 30. S. 135 und Br. 39. S. 401) hatten beftimmt, daß bei 

eſtrirten Gütern die Koften, welche während der Sequeftration audges 
| n werten, ohne NRüdjicht auf tie Zeit der Entſtehung aus der kur⸗ 
unten Revenüenmaſſe gezahlt werden follen. 

Hieraus ift ter F. 66. ter V. v. 30. Juni 1834 hervorgegangen. 

2) Die Vorfchrift des 6. 66. ter V. v. 30. Juni 1834 fann für eine 
Veflaration tes $. 269. A. ©. O. 1. 50. nicht erachtet werten, fontern 
enthält eine neue Beftfegung, welcher eine rũckwirkende Kraft nicht beigelegt 
nerpen kann. 

Erkannt von tem III. Sen. des Ob. Trib. unterm 17. März 1838. 
(Pelj. Ar. 446. in ter Pröj.sGanıml. des Ob. Trib. &. 401.) 

3) Das durch tie V. v. 4. März 1534 eingeführte Kaufgelterbeles 
gangd-Berfahren ſchließt, bei Unzulaͤnglichkeit ter Kaufgeltermaffe, tie Ans 
wendbarfeit der älteren Borfchriften nicht aus, wonach tie in Außeinanders 
küunge- und Ablöfungs-Sahen eines fyäter fubhaflirten Grundftückes 
mßenzenen Koften auf Befriedigung aus dem Kaufgelte Anſptuch machen 





1) Bergl. in Br. I. ©. 633. 
%) Bergl. in Br. I. ©. 663. 
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4) daß Öffentliche Laften und Abgaben gehörig verteilt und ſich eilt, 

2) die bäuerlichen Höfe zum vollen und freien Cigenthum mit feinen beit 
Natur und Nutzbarkeit, ingleichen deren ThHeilbarfeit beeinträchtigenden &is 
fränfungen und Laften übergeben, Feine unzuläffige Dienfte und unfzir 
Laudemien und Zehnten und feine die perfönliche Freiheit befchränfende 
Laften feſtgeſetzt, 

3) daß die Blanlagen in landwirthſchaftlicher Beziehung möglichſt zwedmifi 

und vollkommen ausgewielen werden, 

4) daß das Bemeindevermögen nicht in Eigenthum ver Privaten übergehe. 

Es erfcheint ferner vollkommen zuläffig, daß bei vorfommenden geſetzwidrige 
Berabredungen der Partbeien mittelft Refoluts ein anberweites Abfommen verzi 
teilt, event. in Gemäßheit des $. 9. des Ansführ.«Bef. v. 7. Juni 1821, $. 16 
der B. v. 20. Juni 1817 und $. 38. der V. v. 30. Zunt 1834 darüber ben 
Grfenntniß des Revifions » Kollegli beſtimmt werde. Iſt ferner wegen ber öffen 
lichen Befanntmachung cder der Borladung entfernter Theilnehfmer nach $$. il 

. des Ausführ.s@ef. v. 7. Juni 1821 und 96. 23. u. 24. der B. v. A Im 
18 etwas überfehen, wovon die Bntfcheidung über den vorliegenden Streityual 
abhängig wäre, fo verſteht fich die Nachhelung des Mangels mittels Mefoluts Eri 
tens des RevifionssKollegii von ſeibſt. 

Ebenſo bat die Spruchbehörbe zweiter Inftanz, wie fchon bisher von deak 
viſions⸗Kollegien beachtet ift, auch insfünftige darüber zu wachen, daß das ei 
Stadt⸗ und Dorfgemeinde, alfo einer dritten (moralifcheu) Berfon zugehörige Br 
mögen, nicht zum Gegenſtande ver Theilung und Dispofltion unter ganz astım 
Snterefienten gemacht werde und nicht in das Bigentbum von Brivaten über 
gebe, was lediglich fchon tie Legitimation der Bartheien zum Theilnchmunsens 
faßren betrifft. 

Mach der Natur der Sache waltet dagegen durchaus Feine Beranlaffung d; 
die Berpflibtungen des Reviſions⸗Kollegii auf anderweite fpezielle Bertreiung we 
Kstalifchen und von KorporationssIntereflen, der Kirchen, Schnien, milten Gi 
tungen ıc. mitauszudehnen. 

Seweit $. 11. der V. v. 30. Juni 1834 der Domainens und geiflichen &% 
tHeilung, reſp. den PBrovinzial-Schulfollegien, wegen aller zu ihrer Bermaltung p 
hörigen Güter und gutsherrlichen Berechtigungen die unmittelbare Vertretung p 
rüdgegeben bat, ift ohnehin auch tie Auseinanderfegungs-Behörde von der Vahe 
nehmung der fisfalifchen Intereſſen entbunben. 

Die Wahrnehmung ter PBatrenatrechte in Betreff der von dem Batrenak ka 
Regierungen reffertirenten geiftlihen Güter und Stiftungen, fowie das ten Aw 
vinzialbehoͤrden zuftäntige Dberaufficterecht über das Vermögen von Korperch⸗ 
nen und Öffentlichen Anſtalten ($. 11. ver V. v. 30. Junl 1834, 9.4. u 
6. 17., $. 44. ver V. v. 20. Juni 1817) wird annächft und hauptſächlich non Wa 
unmittelbaren Vertretern, den Pfarrern, Kirchens und Sculvorfiehern, Priv 
yatronen und den fonfligen verfaflungsmäßigen unmittelbaren Berwaltern m 
Vorſtehern der Korporationen und Anftalten ausgeübt. 

In dem praftifchen Gefchäftegange beſchränkt fidh die Obliegenheit ber It 
einanderfegungss Behörde in ber Regel anf Ertheilung von Autorifationen zur Ir 
handlung und zur Rezeßvollziehung, allenfalls zur Unftellung einer Klage, fm 
dieſe nicht auf eigene Gefahr und Koflen der Niepbraucher oder unmittelbaren Ber 
Reber geführt werben foll, auf — und Apprabation von Vergleichen, de 
gleichen der Vertheilung und Sicherſtellung der Abgaben in ven Fällen, we je 
überhanpt eintritt, fotann darauf, ch eine Schultotation ausgewiefen und bie ab 
gewiefene nach $. 101. der Gem, Tb. O. d. 7. Juni 1821 genügend fei, frem 
3 B. ob eine Kapitalsabfindung der Pfarre und Schule bei Kerfitbeilnngen tr 
zeitigen Riegbraucher als Aeauivalent gewöhnlicher periodifcher Holzungung cdryp 
Sutflanz des Pfarr: und Schulvermögens gehöre. Hierüber fommunizirt dam I 
weifelbaften Bälen die Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde mit der geiftlichen Wfrhelium, 

fondere da, wo Grflere mit den Regierungen ſchon vereinigt ifl. Die Wh 
Brancher und unmittelbaren Vertreter wenden fih in Beichwertefällen wegen I 
berer Wahrnehmung tes Interefles der SInflitirte auch wohl unmittelbar an ti 
ordentliche Auffichte: und Verwaltungsbehörde. 

Do es fih um Vertheilung von Bemeindevermögen handelt, tritt obnehin tk 
Konkurrenz der Abth. des I. ein, welche zufolge A. 8. DO. v. 14. Juli 1833 fir 


B. v. 22. Nov. 1844, betr. ven Gefchäftsgang ıc. (96. 1—12.) 437. 


ſekanntmach. v. 13. Suli 1845 1) (Min. BI. d. i. V. 1845. ©. 241. Nr. 344.) 
# dem 1. Oft. 1845 in Wirkfamfeit getreten. 


Zum $. 10. 
Bergl.: 
I, ‚nie Erläut. zu den 66. 29—35. der B. v. 20. Suni 1817 (f. oben 


.)) 

b) in Betreff ter ausſchließlichen Kompetenz des Mevifions- 
'ollegiums für L. 8. ©. zur Entſcheidung von Prozeſſen über die Na⸗ 
it der Mühlenabgaben vie Erläut. zum $. 3. des Mühlen» Abläf.- 
ef. v. 11. März 1850 (f. in Br. 11. Abth. I. ©. 812-814). 


Zu $$. 11. und 12. 


1) DVergl. die Erläut. gu den 66. 43. u. 44. der V. v. 20. Iunt 1817 
eben ©. 278 fi. u. S. 284 fü). 

2) Die 66. 11. u. 12. ver V. v. 22. Nov. 1844 finden ihre nähere 
hläut. in Den aus ten Vorverhandlungen dazu erhellenren Motiven, welche 
n !Befentlichen bemerken: 


1) Zum $. 11. 

Die Erweiterung des äußeren Berufsfreifes des Appellationsgerichts bedingt 
m ſelbſt die Ausdehnung feiner inneren Kompetenz auf die Wahrnehmung der 
fentlichen Interefien des Staats, Hinfichtlich der lanbespoligeilichen Begenftänbe 
sach $. 43. der DB. v. 20. Juni 1817), fowie des flaatswirtbfchaftlichen, berie⸗ 
umgeweife LandesfultursInterefied (nach $. 9. des Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821), 
rn feinen Berathungen und Entſcheidungen. Diefe Interefien fommen vorzuges 
eife bei denjenigen Gegenſtaͤnden zur Sprache, welche bisher in den Rekursweg 
ı das Min. des 3. gewiefen waren. 

Es gehört zu den @igenthümlichkeiten des Verwaltungsrefiorte ber Landes: 
MtursBebörden, daß tiefe einerfeits, gleich den ordentlichen Juſtizbehoͤrden, in als 
a Stadien ber Auseinanderſetzungs⸗Geſchäfte, dem Weſen nach richterliche Funk⸗ 
sen, — fireitige und freiwillige Gerichtebarfeit, — ausüben, andererfeits aber 
iel häufiger als die ordentlichen Zuftizbehörden auf Wahrnehmung und Beachtung 
er Grundſätze des öffentlichen Rechts, ſowie gewiſſer, gleich wichtiger, der Autos 
mie der Privatparibeien entzogener Marimen der Staatswirthichaft und Landess 
ur verpflichtet find. So weit dergleichen bei gewöhnlichen Prozefien vor dem 
dentlichen Richter zur Sprache fommen, darf fich allerdings auch dieſer, wie jede 
tere Staatsbehörbe, einer gleichen Verpflichtung nicht entziehen. 

Bähreub jedoch die Gen.⸗Kemmiſſionen mit ber te[btändigen Wahnehmung 
we öffentlichen Intereſſen beauftragt ſind (F. 4. Nr. 2., 88. 15. u. 43. der ®. 
20. Juni 1817, ingleihen $. 9. tes Ausführ.» Gel. v. 7. Juni 1821), ihnen 
ı eigenes Arbitrium darüber und bei Kollifion derſelben mit der Willführ und 
ı Sntereflen der Brivaten (nach $$. 164., 173. der V. v. 20. Juni 1817 und 
38. der V. v. 30. Juni 1834) eine vermittelnde Entfcheidung nac eigenem 
Geil zugeflanden if, febt dagegen der $. 102. des Anh. zur A. G. O. in Bes 
‚ auf bie orbentlichen Jufligbehörben feſt: „daß wenn in Prozeſſen zwiſchen Pris 
yerfouen Gegeuftände und Rechtsfragen zur Eprache kommen, welche auf Prins 
lem ber Landesverfafiung, Staatswirthfchaft, Polizeis und Gewerbkunde Einfluß 
zen und burch Mare Geſetze nit Eeftimmt find, die Berichte über dergleichen 
genflände oder Mechtöftagen vor Abfaflung des Erkenntniſſes ein Gutachten 
ı der Regierung einholen und ſich danach als nach einem Fonfultativen Votum 
tem müflen.“ 

Lebereiuflimmend mit der Kompetenz und ben obigen Obliegenheiten ber 
weuchbehörbe erfter Inſtanz und des Mefursrichtere — des Min. des 3. — muß 
ma allgemeinen Revifions: Rollegio für L. K. &. auch bei feinen Berathungen 
w Gntfcheibungen die Sorge dafür zur Pflicht gemacht werben: 


1) Berg. in Bd. 1.6, H—32, 
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Bermaltungs-Snfanz zu richten haben, fo wenig git dies bezuglich des Rerißen 
Kollegii. Dies bat vielmehr in den beflimmten Borfchriften der 68. 164.2. 16%. 
der 8. v. 20. Juni 1817 und des $. 38. der V. v. 30. Zuni 1 ein gef 
liches Ausfunftsmittel, um die Berträge der Bartbeien mit ben Sin 
des öffentlichen und landespolizeilichen Intereffes, nämlich taburch zu vermitteln, 
baß demfenigen, welcher 3. B. verabredetermanfien weniger Gteneru als gefehlid 
läffig übernommen hätte, für die von Amtsmegen, nach dem GSentiment ber h& 
eren und hoͤchſten Verwaltungs⸗Inſtanz, verfügte Mebrübernahme eine Abk 
entfchäbigung in Kapital oder Rente Seitens der andern Parthei gewährt zu 
zuerfannt wird. 


Zum $. 13. 


Vergl. 6. 34. der V. v. 30. Juni 1834 und YZuf. 8. zu den $f. A, 
bi8 85. der V. v. 20. Juni 1817 (f. oben &. 274). 


Zu 98. 14. und 18. 
Vergl.: 
a) die hiſtoriſche Vorbemerkung zu Abſchn. II. Nr. VII. ver B.. 
20. Juni 1817. (f. oben S. 362 ff.): 


b) die Erläut. zu den 66. 178 — 184. ter ®. v. 20. Juni 1817 
(f. oben ©. 374 ff.). 


Zum $. 16. 
WBergl. die Erläut. zum $. 189. der V. v. 20. Iuni 1817. (f. m 
©. 379 N) 


Zum $. 18. 
Vergl. die Erläut. zum 6. 185. der V. v. 20. Juni 1817. (f. dm 
©. 378). 


Zum 8. 19. 


Berge. die Erlaͤut. zu ten $6. 187. und 188. ter B. v. 20. uni 
1817. (f. oben S. 379). 


Zum $. 21. 


Vergl. die Erläut. zum $. 190. der DB. v. 20. Sunt 1817. (f. ca 
e.:0M. 


3um 8. 22. 


1) Bergl.: 
9 Zuf. II. zum $. 190. ver V. v. 20. Juni 1817. (f. oa 


b) die Erläut. zum $. 53. der V. v. 30. Juni 1834. (f. m 
©. 431—432). 

2) Dad C. R. des Min. des J. v. 28. März 1845 (Min. BL.» Le 
1845. ©. 79, Nr. 98.) bat die Gen.⸗Kom. und landwirthſchaftl. Reg. U 
theil. —* Beobachtung des $. 22. der V. v. 22. Nov. 1844 beſonden 
angewieſen. 

3) Das C. R. des Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. v. 19. 
1841 (Min. BI. d. i. ®. 1841. ©. Ji, Nr. Fe Ber ee 
fegungd = Behörden zur Beobachtung der Vorfchrift sub Nr. 34. der Ir 
ftruft. 9. 7. April 1839 zur Ausführung der V. v. 14. Der. 1893 mm, 
zufolge welcher bei Einreichung der Alten an das Ob. Trib. fleis 
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hie Ernennung bes Vertreters ber KorpcrationssIntereffen zu forgen und ſich über 
eine eimaige Berlegung berfelben princip. zu äußern bat. 

Tie oben bezeichnete Aufiichts:Afte übt die AuseinanderfegungssBehörbe ohnes 
bin nicht eigentlich in ihrer Bigeufchaft ale Echulfollegieum; es wäre denn, daß 
ein eder ber audere Gegenfland eines öffentlichen, — lanbespolizeilichen oder 
gandesfultuer — Interefies unmittelbar Berwurf bes Prozeſſes geworden, in wels 
bem Folle die Spruchbehörte tie lantespolizeilihen und flaatswirthfchaftlichen 
Berſchriften, — die Grundſätze des öffentlichen Rechts, gleich anderen gefeglichen 
Beſtimmungen, nur als Entfcdeidungenormen anf tie vorliegenden flreitigen Ders 
Mltnifle anwendet. 

Kommt es hingegen, 3. B. in Folge der Einwendungen eines Pfarrers ober 
Edullehrere Königl. Patronats, zur Infleuftion und Entſcheidung über einen 
Rreitigen Auseinanterfeßungsplan, fo liegt e8 im Gegentheil fchen in der Natur 
der Sache, baß die Anfprüche der geiftlichen Inflitute in Bezug auf Planlage und 
Sulänglichkeit der Abfindung, — nach benfelben, tur tie konkreten rechtlichen 
uud wirtbfchaftlichen Verhältniffe nur näher beftimmten, objeftiven und indinibuels 
len Gefichtspunkten, gerade ebenfo, in demfelben Sinne, geprüft und beurtheilt 
werten, wie tie Anfprüche und Ginwentungen jeder andern Privatparthei. 

Die Wahrnehmung der fpeziellen fisfalifchen, geiftlichen und Korporations⸗ 
Suterefien fällt nicht in das richterliche Gebiet der Definitivs @ntfcheidung, daber 
eine tamit zufammenhängente Beſchwerde über Verfügungen der Auseinander⸗ 
feBunge» Behörde auch nidıt an das MevifionssKollegium, fondern an das Min. bes 
3. als die höhere Disziplinar: und Aufſichts⸗Inſtanz, gehört. 

Es hat hiernach alfo Feine praftifihe Schwierigfeit, dem Revifions s Rollegio 
Me Bahruehmung der landespolizeilichen und LanbesfultursIntereffen zu übertras 

‚ chne taflelbe anbererfeits zur Wahrnehmung und Oberanfficht der fpeziellen 
—X und der ſtreitigen Privatintereſſen geiftlicher und anderer Korporationen 
zu verpflichten. 

Dies iR im $. 11. ausgeſprochen, um tie rickterliche Unpartheilichfeit des 
Eprudtcllegii weiter Inftanz aufrecht zu erhalten; daſſelbe fell den ordentlichen 
Bermaltungsbehörben erforderlichenfalls nur Nachricht geben, wenn dergleichen Ins 
tereifen nicht vertreten find, was nach Befinten mittelft eines die Verhandlungen 
ergänzenden Refoluts gefchehen würde. 

2) Zum $. 12. 

Es fönnen aber Fälle vorfommen, wo das Revifions:Kolleginm bei obwaltens 
ten erheblichen Bedenken über Verabrebungen der Interefienten und Beflehungen 
des Epruchkellegii erſter Inſtanz in Betreff flaatsrechtlicher und landespolizeilicher 
VDegenſtäände, — auf tie ordeniliche Berwaltungabehörde zurückgehen und das Gens 
timent ter Regierungen cder des betreffenden Minifterii einzuholen Beranlaflung 
hate Dahin gehören verzugsmweife ſelcde Fälle, bei welchen es fih um die Bes 
sbschtung ter Randesshohritsred:te, nach Iuhalt der K. O. v. 4. Dee. 1831 nebft 
Bericht des Gtantsminiferii v. 16. Nov. ej. an., handelt, bei denen ohnehin vers 
ffengemäßig neben der Auseinanverfegunges eine antere BrovinzialsBerwaltungss 
Khörte Fonfurrirt, ale: Bertheilung und Sicherſtellung ber Grundſteuern und ans 
derer Laften und Abgaben von üffentlihem Charakter, Dispofitionen und Feſt⸗ 
gungen über Veränderungen in ter Richtung und in ber Unterhaltungsverbinds 
Khleit von Heer: und Lantflrafen, desgleichen üffentlicher Ströme und Flüſſe, 
wenn über beren Benntzung zu BewäflerungsAnlagen, über Bindeidhung derſelben, 
Werbanten und dergl., im Intereffe der Nupbarfeit und Zmedmäßigkeit der Ges 
jerationepläne, unter den Theilnehmern der Nuseinanderfegung paciszirt fein 
kte;, entlich wenn bei unzweifelhaft feftgeftellter Cigenſchaft des Theilnngsobjelte, 
is Semeintenermögene, oder bei abgefchlofienen Mergleichen über befien Theil⸗ 
jcEeit die Art und Weiſe der Entſchäbigung oder Sicherſtellung der Korporation 
uu8 dem Gefichiepunfte des — s Daushalts zweifelhaft erfcheint; wogegen 
Gtreitigfeiten zwifchen den Vertretern ber Korporation und den bürgerlichen rund» 
befigern und anderen Privaten über die Natur bes Theilungsobiefts , ob daſſelbe 
Gemeindes ober Brivatvermögen fel? unbedingt zur ſelbſtſtändigen Entſcheidung 
des Neviſtons⸗Kollegii gehören. 

Für die oben —** Falle bietet ſich als analoge Rechtönorm der $. 102. 
des Bub. zur A. ©. D. an. So wenig es vie Unpartbeilichteit und Unabhaͤngig⸗ 
keit ber ordentlichen Berichte beeinträchtigt, daß fie ſich mach dem Gutachten bes 
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Berwaltungs-Inftanz zu richten haben, fo wenig gilt dies bezäglich bes Beuikent 
Kollegii. Dies hat vielmehr in den befimmten Borfchriften der 38. 164.1. 168. 
der V. v. 20. Juni 1817 und des $. 358. der V. v. 30. Juni 1834 ein gefey 
liches Auskunftsmittel, um die Berträge der Partbeien mit den Anuforterunges 
des dffentlichen und landespolizellichen Intereſſes, nämlich dadurch zu vermittelt, 
daß demjenigen, welcher 3. B. verabredetermaagen weniger Gteuern als gefeplih 

(äffig übernommen hätte, für die von Amtsmegen, nach dem Gentiment der be⸗ 
Deren und hoͤchſten Verwaltungs sInflanz, verfügte Mebrübernahme eine Kkdı 
entſchädigung in Kapital ober Rente Seitens ber andern Parthei gewährt un 
zuerkannt wirb. 


Zum $. 13. 


Vergl. $. 34. der V. v. 80. Juni 1834 und Zuf. 8. zu den $$. 29. 
blo 85. der V. v. 20. Juni 1817 (f. oben ©. 274). 


Zu 88. 14. und 18. 


Vergl.: 
a) die hiſtoriſche Vorbemerkung zu Abſchn. II. Nr. VIII. ver B. . 
20. Juni 1817. (ſ. oben ©. 362 fj.): 


b) die Erläut. zu den 65. 178 — 184. ver ®. v. 20. Inni 1817 
(f. oben ©. 374 fi). 


Zum $. 16. 
Vergl. die Erläut. zum F. 189. der V. v. 20. Juni 1817. (f. oben 
6.390 1). 


Zun $. 18. 
Vergl. die Erläut. zum $. 185. der V. v. 20. Juni 1817. (f. cben 
©. 378). 


Zum 8. 19. 


Vergl. die Erläut. zu den 66. 187. und 188. der V. v. 20. Iazl 
1817. (f. oben 6. 379). 


Zum 8. 21. 
Vergl. die Erläut. zum $. 190. der V. v. 20. t 1817. (. obee 
38 gl zum $ er Sun ( 


Zum 8. 22. 


1) Bergl.: 
20 Zuf. III. zum $. 190. ver V. v. 20. Juni 1817. (f. dm 


b) die Erläut. zum $. 53. der V. v. 30. Juni 1884. (f. che 
©. 131432). 

2) Das C. R. des Min. des I. v. 28. März 1845 (Min. BLy.LE 
1845. ©. 79, Nr. 98.) hat die Gen.⸗Kom. und landwirthſchaftl. Reg. U 
—* Beobachtung des $. 22. der V. v. 22. Nov. 1844 befenten 
angewieſen. 

3) Das C.R. des Min. des J., Iandwirtbfchaftl. Ab 1 
1841 (Min. BL. d. 1. ®. 1841. ©. 1, Mr. Fe cn * 
fegungd = Behörden zur Beobachtung der Vorſchrift sub Nr. 34. der ie 
ftruft. v. 7. April 1839 zur Ausführung der V. v. 14. Der. 1898 am, 
zufolge welcher bei Einreichung der Akten an das Ob. Trib. Reis 
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ber Streitgegenſtand, das Felium der Aften, wo fi das angefochlene Er⸗ 
feantniß und die Bollmacıten der Mandatarien jeter Parthei befinden, anzugeben 
Fri ennäfnen if, was etwa wegen Vellſtreckung des Grienntniffes bereits ges 
heben fei. 


— — m — 


Fünfter Unter: 2ibfchnitt. 


Don den Wirkungen der Auseinanderfeßung binfichtlich dritter 

Perfonen und der Sicherftellung ihrer Rechte bei gutöherrlich- 

bänerlihen Regulitungen, Gemeinheitötheilungen und Ablö- 
fungen. ') 


Allgemeine Weberficht der betreffenden Geſetzgebung. 


Die Regulirung ter gutöberrlichsbäuerlichen und anderer Mechtönerhält« 
uiffe der Grundbeſiher, die Ablöfung von Neallaften und die Gemeinheits⸗ 
theilungen geftalten nicht bloß vie Verhältniffe ter tabei unmittelbar 
betbeiligten Berechtigten und Berpflichteten (der Gruntbefiger) um, fondern 
dieſe Auseinanterfegungen find auch von Ginfluß auf tie Rechte derjenigen 
Berfonen, welche an dem Eigenthume oder ter Benugung ter berechtigten 
neben. belafteten Grundftüde Theil nehmen, und welchen Realrechte daran 
wufleben. 

Zu diefen entfernteren oder mittelbaren Theilnehmern (Interefs 
fenten) gehören ?): 

1) tie Lehnd- und Fideikommiß-Folger und Anmwarter, 

2) die Wiederfaufdberechtigten, 

3) vie Nealgläubiger, 

4) die Nießbraucher, 

5) die Zeitpädhter. 

Die agrarifche Gefehgebung hatte nicht bloß vie Aufgabe, tie gefeh« 
Wißige Regulirung und Ausführung ter in ihr Gebiet fallenten Ausein⸗ 
uerfegungs » Sefchäfte unter ten dabei unmittelbar beiheiligten, und 
Alemal zuziehenden, Intereffenten zu fichern, fontern auch dafür Sorge 
A tragen, daß das Intereffe der getachten entfernteren Theilnehmer nicht 
ierlegt werde. 

Das Er. v. 14. Sept. 1811 megen Regulitung der gutsherrlich⸗ 


1) Die auf diefe Materie bezüglichen zur Zeit in Gültigkeit fiehenden Vorfchrifs 
fen find, wie die diefem Abfchn. verangeftellte allgemeine Ueberſicht Der darauf bezügs 
lichen Gefepgebung ergiebt, theils in den Befepen über die Gegenflände der Auss 
Eiganberfegungen, iheile in ben Befepen über die Auseinanderfepunge s Behörden 
Rub deren Berfahren, theils endlich in befonderen ergänzenden und erläuternden 
Sefegen, unter gegenfeitiger Hinweifung, enthalten, und e6 haben daher Behufs 
der überfichtlichen Darftellung dieſes Theile der agrarifchen Geſetzgebung bie bes 
ef. zerfireut im verfchietenen Gefegen ſich vorfindenden Beſtimmungen bier 
im Zuſammenhange, und in fuflematifcher Anordunng des Stoffes 
erbetert werden müflen. 

2) Rachdem buch ten $. 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 das Ober; 
eigenthum des Lehnsheren und des Erbzinsherrn, ſewie das Cigen⸗ 
tgumsrect des Erbrerpaächters aufgehoben worden, fcheiden diefe ale ents 
ferntere Intereffenten gänzlich aus und es find alle auf deren Zuziehung 
we nnseinanberfepungen bezügliche Beflimmungen ber Geſetze für obſolet zw 

tem. 
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bäuerlichen Verhaͤltniſſe (G. S. 1811. S. 281) enthält noch Feine Bei 
mungen Darüber, inwiefern und in welcher Art bei ten vdesfallfigen Q 
bandlungen und Befchäften vie Wahrnehmung und Sicherſtellun 
Rechte und Intereffen ter dabei beibeiligten tritten Perfonen flat 
fol; fontern es ift darin ($. 56.) nur ausgeſprochen, daß ed zur Al 
übung der in den $$. 24., 55. und 56. ten Beflgern verfchulterer Gi 
allgemein beigelegten Befugniffe, nämlich: 

a) auf den bei der Auseinanderfegung afquirirten Grundflüfen Berwerfe ı 
neue bäuerliche Gtabliffements anzulegen; 

b) zur Beſchaffung des desfallfigen Geldbedarfs einen Theil der Abfinben, 
Ländereien zu veräußern, cder zu Rapitalanleihen die neuen Etabliffeme 
bergeftalt zu verpfänden, daß den desfallfigen Gläubigern die erfte Hype! 
verlichert werde; und enblich 

c) die Kauf- oder angeliehenen Gelder zur Verſtaͤrkung bes ieh : Zarı 
tariume, zu Bauten cder anderen Wirtbfchaftsbebürfniffen ıc. zu r 
wenden, 

bei Lehnen, Fideikommiß⸗ und Majoratögütern des Konfenfes ter Agnat 
und überhaupt auch ter Snpotbefengläubiger nicht beduͤrfe. 

Die unterm 29. Mat 1816 ergangene Dekl. des Negulirungs - Erii 
(8. ©. 1816. S. 154) beftätigte zwar (im Art. 52.), daß Hinfichtlid 1 
oben erwähnten, zugleih auf die Abfindung in Kapital und dur 
Geld- oder Naturalrente audgetehnten Dispofttionen der Gutehr 
e8 weder ter Zuziehung und des Konfenfes ter Supothefengläubiger, nı 
bei Lehnen und Birelfommißgütern der Zugiebung und Zuftimmung ! 
Anwarter betürfe; fle verordnete Tabei indeß (Art. 53 — 59.) verſchiede 
Maafregeln zu tem Zmwede, um dieſe Kathegorie von Bethelligten bei t 
vorgedachten Dispofltionen ter Gutsherrn gegen eine Verlegung ihrer J 
tereffen zu ſchuͤtzen. 

Zu dieſen Anordnungen gebört indbefontere, daß hinſichtlich d 
wegen Erſatzes ter abgelöſten Dienfte oder zu ſonſtigen Einrichtungkkofl 
GSeitend des Gutsherrn yprioritätifch verpfänteten oder tbeilmerfe verkauft 
Abfindungdobjefte, reſp. der Gläubiger des dargeliehenen Kapitals ni 
eber tie Priorität vor Ten eingetragenen Bläubigern Ted Guts erlangen u 
der Ankäufer nicht eber tie Zahlung der Kaufgelder mit voller Sicherh 
leiften Edune, bis Seitens des Gutsherrn durch Zeugniß ver Gen. « Ko 
der Nachweis geführt fei, daß das, zu ten von ihr feftgefegten Einrichtung 
foften aufgeliehene oter durch Verkauf von Abfintungsgrundftüden erie 
Kapital auch wirflih und beflimmungsmäßig zum Beften tes Gutes u 
wendet fet. 

Die Dekl. v. 29. Mai 1816 beftimmte ferner (im Art. 70.): 

dag Rapitalabfintungen einer Gutsberrfchaft, deren Gut, Lehn cher Mi 
fommiß, mit Schulten belaftet ift, inſoweit als es deren zu ven Ginrichtungelch 
nicht bedarf, wieder zu Lehn- oder Fideifommiß angelegt oder zur Befriehige 
der erflen Hypothefengläubiger verwendet werben müjle: 

desgleichen (im Art. 111 ): 

daß zur Regulirung ter gutsherrlichbäuerlichen Verhaͤltniſſe bei verfchulbeh 
Gütern fo wenig die Zuziehung der Öypotbefengläubiger, ale die der Agsch 
und Fideifommißfolger bei Lehns und Fideikommißgütern erforderlich fei. 

Die demnächſt ergangene V. v. 20. Iuni 1817 wegen Organifact 
der Gen.-Rommiffionen ıc. (8. S. 1817. ©. 161), welche wrfprünglic m 
für gutöherrlich-bäuerliche Regulirungen und tamit verbundene Gemeinhen 
theilungen Anwendung fand, demnächſt aber auf alle Arten von Auch 
anderfegungen ausgedehnt worden ift ($. 1. ver V. v. 30. Juni 184 
legt (im $. A. Nr. 1.) den Auseinanderfehunge « Behörden allgemein ? 
DVerpflicytung auf, bei ten Durch fie zu bewirkenden, oder ſonſt von ig 
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u beaufſichtigenden Regulirungen das Intereffe ter entfernten Theilnehmer, 
eren Zuziehung bei ten Meyulirungen es nad) ter früheren gefeglichen 
defimmung nicht bedarf, ald: der eingetragenen Oläubiger, der Lehn⸗ und 
ftellommiß-Bolger und Anwarter, von Amtswegen wahrzunehmen, und 
tem ſie im $. 16. dieſe Verpflichtung auf die von den Auseinander- 
edungs⸗Behoͤrden für einzelne Auseinanderſetzungen zu telegirenten Spe⸗ 
ial⸗-Kommiſſionen ausdehnt, deutet fie für dad Verfahren ver letzteren im 
‚45. es als zuläffig an, bei foldher Vertretung allgemein von vem Grunds 
age audzugeben, Daß der Butöbefiter, indem er feine eigenen 
Rechte bei ter Sache wahrnimmt, zugleich für das Intereffe 
er entfernten Betheiligten forge. 

Cie befchränft demnach in Allgemeinen tie unmittelbare Einwirkung 
er Spezial- Kommifjlonen in tiefer Beziehung auf Diejenigen Bälle, we 
atweder tie gegenfeitigen Rechte in Kollifion treten, oter gegründeter Vers 
acht einer beabfichtigten Verlegung ter nicht zugezogenen entfernten In» 
ereffenten fich berausftelle, 3. B. beim Mertachte einer Simulation bei den 
Nefintungsverträgen, wo kann in foldhen Bällen tie mahre Bewandtniß 
er Sache durch die Auseinanterfegungd-Bebörte und teren Kommiffarien 
nöglichfl ermittelt unt im Intereffe Ter entfernten Theilnebmer dabei ver⸗ 
ahren werten fol. 

Die gedachte Verordn. verpflichtet auch Die Spezial» Kommiffionen be» 
enterd: 

a) die von dem Gutsheren beizukringeuden Anfchläge der @inricktungsfoften 
genau und fergfältig, nöthigenfall® unter Zuzichung von Sacverfländigen, 
zu revidiren, fie nach dem mahren Bebürfniffe feflgufegen, von der ges 
herigen Ausführung der zugeſtandenen Einrichtungen Keuntniß zu nehmen 
und fie durch Zeugniß zu bewahrheiten ($. 47.); 

b) Eei Abfindung des Outéherrn durch Kapital Seitens ber Dienfteinfaflen 
ſelche Beftimmungen au vermitteln, wedurd tie Rechte aller Intereffenten 
gefichert werden ($. 48.); 

c) bei zuläffigen Transicfatienen ven Dienfleinfaffen tie Eicherftellung der 
Sppetbefengläubiger und der fenfligen Intereffenten au bewirfen (5. 49.). 


Die Audeinanterfegungds Behörten aber ſowohl, als die Megierungen 
d Provinzial» Schuls Kollegien, wo tiefe legteren die Auselnanderfegung 
me Konkurrenz ter ortentlidhen Auseinanterfegungd-Mehörten zu Stande 
fingen, jind (nach 6. 162. ter V. v. 20. Juni 1817 und $. 39. ter V. 
‚30. Juni 1834) verpflichtet, bei Prüfung ter zu beftätigenten Rezeſſe 
18 Intereffe ter nicht zugezogenen Mealgläubiger, Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ 
a gehörig wahrzunehmen und Remedur etwaniger VBerlegungen her⸗ 

uführen. 

Durch tie demnächſt ergangene V. v. 9. Mai 1818 (G. ©, 1818. 
43) iſt rückſichtlich des 6. 56. des Megulir. Ed. v. 14. Sept. 1811, 
elcher die Gutsherren zu Ten oben erwähnten Dispofitionen über vie 
nen zugefallenen Abfintungdobjefte ermächtiget, ſowie hinſichtlich ter be⸗ 
glicden Art. 5659. ter Dekl. v. 29. Wai 1816, meldye Die unberingte 
d volle Gültigkeit folcher Veräußerungen und VBerpfäntungen von dem 
folgenden Beweiſe wirflicher Berwentung des Geldes abhängia machen, 
Hin nähere Beſtimmung getroffen, 

Daß bei Lehn⸗ und Fideikommißgütern zur Sntfernung ter Schwierigfeiten, 
Ache aus diefer Ichteren gefeplichen Ancrtnung für tie Beñtzer hervorgehen, und 
rim beleben, daß Bläubiger und Käufer in cin ſelches Gefchäft ven ungewiffer 
hltigfeit einzugehen Bedenken tragen, künftig auf vie, Seitens der Museins 
Derfepunge s Behörden erfolgte und heicheinigte Feſtſetzung des Beldbebarfe 

den Ginrichtungsfoften, tie Hopoihefenbehörte verpflichtet fein fell, jede 
werhaib der feflgefehten Summe vorgenommene Verpfändung oder Veräußerung 
fer Art unbedingt in das Hypothekenbuch einzutragen, dergehalt, daß bie Sicher: 
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heit des eingetragenen Glaͤubigers cher Käufers von dem Nachweiſe ber wirfüke 
Berwentung des Geldes in tas Gut völlig unabhängig gemadt werke. — Di 
Auseinanderſezungs-Behöerden fellten tagegen berechtiget und verpflichtet fein, We 
beireff. Gutebefiger zu ter beſtimmunge- und anfchlagsmäßigen Berwentung bei 
Geldes anzuhalten, letztere zu unterfuchen und auf Richtigfeitebefund darüber ga 
attefliren, und ben Agnaten und Anwartern, welchem ein Sufcefflonsrect in das 
Lehn cder Fideifemmiß zufteht, fell es gebühren, ſich die gehörig erfolgte Bechad 
tung diefer Beflimmung nachweiſen zu laſſen, um baburch Gelegenheit zur Wale 
nehmung ihres besfalligen Intereſſe zu finden. 


Durch dieſe Dispofition find in Anfehung der Lehn- und 
Fideifommißgüter die Beflimmungen ter Art. 56 — 59. der Defl. u. 
29. Mat 1816 außer Kraft gefekt. 
Weitere gefegliche Anortnungen bezüglich der Sigerfiellung der Rede 
Dritter bei Uuseinanterfegungs-@efchäften find ſodann in ter Gem. Th. O. 
v. 7. Juni 1821 und in der Ablöſ. O. de eod., fowie in dem gleichzeitig 
erlaffenen Ausführungs⸗Geſetze zur Bem. Th. und Ablöf. O. ergangen. 
Die Hauptbeflimmungen, nebfl ten fonft Tpegiel auf den Gegenſteh 
bezüglichen, aber minder wefentlichen, finten fih in ven 66. 10—12. m 
147 — 155. ter Gem. 39. O., $$. 39. u. 40. ter Abl. O. und $f. 11, 
12. u. 14. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821. | 
Der wefentliche Inhalt Tiefer Beftinmungen iſt folgenter: 
a) Die Auseinanderfegunges Behörden, welchen ber Betrieb ber Sem. Ten 
lungen und Ablöfungen mit übertragen worden, find von ter, hinfdrih - 
der Regulieungen durch die V. v. 20. Juni 1817 ihnen anferlegten Bw ı 
pflichtung, das Intereffe der eingetragenen Glaͤubiger, der Lehns und Kite : 
kommißfelger und anderer entfernten Theilnchmer yon Amtewegen wahre : 
nehmen, fowehl für die Reyulirungss, ale Gemeinheitstheilungss unt Ih : 
löfungs s Angelegenheiten entbunden worben. : 
b) Die Hypethefengläubiger fünnen den Ablöfungen nicht widerſprechen, ' 
bedarf teren Zuziehung tabei nicht und rüdiichtlich der Kapital-Mbfiubungs ; 
fellen die Dispefitionen des A. L. R. Th. 1. Tit. 20. 95. 160 — 165. We | 
die Zufunft maaßgebend fein. 
c) Bei Auseinanderfegungs-Anträgen bebarf es ebenfalls der Iuziehung der Lkw 
eigenthümer, Lehnsherrn, Lehns- und Fideifemmißfelger und der Wirte 
Faufsberechtigten von Amtswegen nicht, und es fieht den Theilnchmen 
diefer Art nur zu, auf die öffentliche Bekanntmachung ber beverfichruie 
Theilung fich zu melten und bei den tesfallfigen Verhaudlungen ihre Ge 
rechtfame wahrzunehmen. 
d) wenn fich bei einer gutsherrlidisbäuerlichen Regulirung ober bei einer Ge 
meinheitstheilung oder Ablöfung ergiebt, daß das berechtigte ober belaßch 
Gut Lehn oder Fideifommiß if, oder wiederkäuflich befeffen wird, umd ie 
der Lehnsbefiger lehnsfähige Abfümmlinge bat, fo muß bie beverfichert 
Regulirung, Theilung oder Ablöfung öffentlich bekannt gemacht werben m 
es ift allen, welche ein Intereſſe tabei zu haben vermeinen, zu überlafltn, 
ich in der gefeplichen Friſt darüber zu erflären, ob fie bei ver Berlegum 
des Plans augezugen werben wollen. 
e) Von den ſich meldenven entfernten Theilnehmern find nur biejenigen p 
tem Termine der Verlegung tes Pianes verzuladen, welche bis dahin cm 
Recht auf Zuzichung gehabt haben, und zwar: 
ce) bei Lehnen — der Lehnsherr und der nädchfle, oder bei dem Borbanten 
fein mehrerer gleich nahen Lehnsfolger, die nächflen, und falls dir 
außerhalb Yantes wehnend, auch darin nicht angefeflen And und #4 
nicht gemeldet haben, der nächfte nach diefen, welcher fich immerbalt 
Landes befindet; 

P) bei Fideifommißgütern — der nächfle Anwarter, 

y) bei Erbzinsgütern — ter Obereigenthümer, und 

d) bei wiederfäuflichen Gütern — der Wieberfaufsberechtigte. 


Speziell zu Gunſten ver Beflger von Lehn⸗ und Bidelfommißgken 
find hHiernächft vie Kab. Ordres v. 30. Juni 1827 (G. ©. 1827. €.%) 
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13. Mal 1829 (8. S. 1329. ©. 44) und v. 2. Juli 1831 (8. ©. 1831. 
155) ergangen, weldhe vie Zuläffigfeit einer DVerpfüntung der Sub⸗ 
z des Hauptguted zu den darin angegebenen Zweden zum Gegenſtande 
m. 


Die beiden erfteren Kab. Ordres geflatten in den Lantestheilen, für 
He das Regulir. Er. v. 14. Sept. 1811 ergangen, den Beflgern ſchul⸗ 
zeier oder nur bepfandhriefter Zehn» und Fideikommißgüter, Behufs 
Haffung ter Eintichtungskoflen, unter ven Nechten, Verpflichtungen und 
ingungen, wie die Art. 51—55. der Dekl. v. 29. Mai 1816 und die 
v. 9. Mai 1818 folche enthalten, bis zum Betrage des halben Werthes 
den Befigern folcyer Güter bei der Auseinanderfegung zugefallenen 
Indung ein Kapital auf tie Subftanz des Hauptguted aufzunehmen, und 
8.D. v. 2. Jull 1831 geftattet Letzteres ferner für fämmtliche Pros 
jen ter Monarchie den Lehn» und Bideifommißgutöbeilgern, jedoch ohne 
Anträchtigung. ter Mechte früher eingetragener Gläubiger, zum Zweck 
ı auf den von ten Auselnanterfegungd » Behdrken feflgefehten und 
Riten Betrag derjenigen Koften, welche 
a) wegen Bernieffung und Bonitirung, fowie wegen ber Eommiffarifchen Ders 
bantlungen in allen Auseinanberfeßungss Angelegenheiten, und 

b) wegen bes bei Gemeinheitstheilungen und Ablöfungen zum Beten ber 
Süter zu verwendenden Nbfindunge » Kapitals den Gutekefiger übers 
ommen. 


Sür alle viefe Bälle, wo die Verpfändung der Subſtanz der Lehn⸗ 
Fivelfommißgäter nachgelaffen ift, foll e8 der Zuftimmung der Lehns- 
n und der sehn und Fideikommißfolger nicht bedürfen, dagegen in 
m Intereffe Die Beobachtung derjenigen Sicherheitsmaaßregeln flatt 
a, welche nach den oben erwähnten Vorfchriften bei Lehn⸗ und Fidei⸗ 
mißgütern für Bälle der Verwendung ter Abfindungen zu den Eins 
ungöfoflen angeordnet find. 


Außer dieſen gefeglihen Anordnungen im befonderen Intereffe ter 
Is und Biteifommißbeflger, find feit tem Erxlaffe der drei Belege v. 
uni 1821 Hei der generellen Geſetzgebung, — ſoweit folche fidy auf 
Landestheile bezieht, wo dad Ep. v. 14. Sept. 1811 Anwendung 
— in Belreff ter Materie von ter Sicherfielung der Rechte dritter 
onen einige Modifikationen durch die Andange nroren. v. 30. Juni 
6 zu der ®. v. 20. Juni 1817 und dem Ausführ. Gef. v. 7. Iuni 
| getroffen worden. 


Dahin gehört insbeſondere: 


a) baß bie durch die V. v. 20. Juni 1817 den AuseinanberfeßungesBehörben 
bei RegulicungssAngelegenheiten auferlegte Vertretung der entfernten Theils 
nehmer in der Art befchränft worden iſt, wie dieſes Derteetungener heul 
fi fchon durch die Gem. TH. O. v. 7. Juni 1821 feitdem für Gemeinheits⸗ 
tHeilungesAngelegenheiten geftaltet hat ($. 10. der V. v. 30. Zunt 1834); 
taß wenn der Lehnsherr, der Dbereigentbümer von Grbzinsgütern, ber 
Biederfaufsberechtigte, der Lehnsfolger — falle der Lehnabefiger Feine 
lehnsfähige Descendenz hat — und ber nädıfle Anwarter bei Fideilommiß⸗ 
gütern, infoweit bie beiden leßteren Kathegorien zur Sache zuge) en wers 
den möüflen, befannt find, es der fonft erforderlichen öffentlichen Befannts 
machung der Auseinanderfesung nicht bedarf, vielmehr eine befondere Bes 
nachrichtigung durch tie Behörde an jene Interefienten ausreichend if; in 
Anfehung der hiernach zuzulaſſenden Lehns⸗ und Fideikommißfolger es aber 
weder des Cinen noch des Andern bedarf, wenn fie im Hypothekenbuche 
nicht eingetragen ſtehen ($. 24. a. a. D.); 
ec) daß bei Bekanntmachungen an die eingetragenen Gläubiger und Real⸗ 
berechtigten wegen der Kapitalabfindungen in ber Regel gleich nach ber 


u 
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Deätigung bes Auseinanderfegungs:Rezeffes erfolgen müflen. ($$. * 
l. a. a. O.). 

Für das Großherzogthum Pofen und die mit Weflpreufen 
wiedervereinigten Diftrifte, ten Kulm- und Michelauiſchen Kreis un 
das Lantgebiet ter Statt Thorn, fowie für das Lantgebiet der Statt 
Danzig find zwar tie befonteren Regulirungs⸗-Geſetze v. 8. April 1923 
(8. ©. 1823. ©. 19 u. 73) ergangen; es grünten fich dieſe indeß auf ta 
Er. v. 14. Sept. 1811 und auf die daraus hervorgegangenen fpätrren 
Verordnungen, und fie meichen von ten für tie öftlichen Provinzen al 
gemein beftebenten bezüglichen Morfchriften wegen Sicherſtellung ter Rechte 

ritter nur in fomweit ab, daß 
in Anfehbung ter Zuziebung der Fideikommiß- und anterer Realbercch⸗ 
tigten bei ter ubeinanterfehung Behufs ter DVertheilung des Eigen⸗ 
thums, ingleichen wegen der Folgen derſelben für tiefe Interefienten, 
In jene befonveren Gefege einige Beſtimmungen der Gem. Th. DO. unt td — 
Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 übernommen, und dadurch auch für jene 
Lanvestheile anwentbar geworten fin. (6. 94.). 

Um die in den bis dahin erlaffenen verfchledenen Gefehen enthaltenen 
materiellen Vorfchriften über die Wirkungen ter Auselnanderfegungen bins 
fichtlich Dritter Perfonen und ter Sicherftelung ihrer Rechte bei allen zum 
Neffort ter Auseinanterfegungs»Behörten gehörigen Angelegenheiten ebenfe 
auszugleichen und zu ergänzen, wie dies binfichtlich der reglementarifdyen 
Borfchriften durch tie Anhangs⸗Verordn. v. 30. Juni 1834 gefcheben war, 
ft das ©. v. 29. Juni 1835 wegen Eicherftellung der Rechte 
dritter Perfonen bei Regulirungen, Gemeinheitötheilungen, 
Abldfungen u. ſ. w. (G. S. 1835. ©. 135) ergangen, welches zum grie 
—* Theile nur Erklärungen oder weitere Entwickelungen der bereits bes 

ehenten Vorfchriften zum Gegenftande hat, zum Theil aber in bloßen 

Miederbolungen befteht, welche tes Zufammenhanges wegen erforterlil 
waren. Mehrere Beftimmungen tiefes Geſetzes enthalten bloße Ueber 
tragungen aus einer in tie andere der Über die nämlichen Angelegenbeiten 
für verfchienene Landestheile und zu verfchietenen Zeiten erlaffenen Ber 
ordnungen, ihre gegenfeitige Ergaͤnzung und die Aufhebung folder Ab⸗ 
mweidyungen, welche nicht lokaler Verfchiedenheit ter Verhaͤltnifſe, ſonden 
allein dem Umſtande beisumeffen ſind, daß bei ten fpäteren Geſetzen be 
bezüglich der früheren gemachten Erfahrungen benugt worten fint. 

Diefe Ausgleichung und Ergänzung ver in Rede ſtehenden Ber 
fohriften ift im Gingange des Gef. v. 29. Juni 1835 angereutet worden. 

Schließlich iſt noch darauf binzumeifen, Taß Tas Ablöf. Gef. u. - 
2. März 1850 in ten $$. 110. und 111. erleichternte Beftimmungen ber ' 
züglih rer Befanntmadhungen wegen Kayitald- Abfintungen 
und der Kontrolle ter Verwendung tabei getroffen, und im $. 112. be⸗ 
ſtimmt hat, daß im Uebrigen tie biöherigen gefeglichen Vorfchriften übe 
die Eicherftelung der Rechte dritter Perfonen (auch diejenigen ter in 
$. 1. a. a. O. für aufgehoben erklärten Gefege) in Kraft bleiben, im fr 
weit fie nicht Turch das Ablöf. Gef. refp. Rentenbank⸗Geſ. v. 2. Ra ⸗ 
1850 abgeäntert fint. 

Das Ergänz. Gef. v. 2. März 1550 zur Gem. Th. O. dehnt übrigen 
(ins Art. 15.) die in tem Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 ertbeilten Ber 
fehriften wegen Wahrnebmung ter Rechte dritter Verfonen und des Be 
ted, Ablöfungs = Kapitalien zu verwenden, auch auf dad Verſahren Mi 
Bemeinheitstheilungen auß. 


H 


oh 


| 
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Bon dem Rechte dritter PVerfonen auf Zuziehung zur Yus- 
einanderfegung nnd den darauf bezüglichen Verpflichtungen der 
Yuseinanderfehungsd-Behörden im Allgememen. 


[8. v. 20. Juni 1817.$.4. Nr. 1., 88. 16., 45., 46. u. 90. Ben. Th. O. 
».7. Suni 1821. 88. 10 —12. und 157, AusführsGef. v. 7. Juni 
1821. 88. 8, 11—15., ®. v. 30. Juni 1834, $$. 10., 23—27.] 


Der $. 90. der V. v. 20. Suni 1817 fpricht den allgemeinen 

Gruntfag aus, 
dag ald Intereffenten der Auseinanderſetzung nicht bloß 
diejenigen, weldye die letztere zunächft angeht (unmittelbare 
Intereffenten), fondern auch alle diejenigen, in deren Rechten 
durch die Außeinanderfehung eine Uenderung bewirkt 
FA (mittelbare oder entferntere Intereffenten ) anzuſe⸗ 
en find. 

Zugleich beflimmt der F. 90. a. a. D., daß diefe entfernteren In- 
tereffenten bei ſolchen Gegenſtaͤnden, die ihr Intereffe betreffen, zu⸗ 

ogen werden follen; jetoch follte ed, nach $. 90. in Verbindung mit 
—* Nr. 1. F. 16. und $. 45. a. a. O., der Zuziehung der Lehns—⸗ 
und Sireifommißfolger und Unwarter, fo wie der eingetragenen 
Gläubiger nicht bedürfen), fontern den Auseinanderfegungd- 
Bebörten und deren Kommiſſarien obliegen, die Rechte diefer In⸗ 
Kueffenten von Amtswegen wahrzunehmen, wobei von tem Grundſatze 
sußzugehen, daß ver Butöbeflger, indem er feine Mechte wahrnimmt zu⸗ 
für tie ihrigen forgt, weshalb tie Ginwirfung ber Audeinander- 
ng6-Behörden in tiefer Beziehung nur alsdann einzutreten habe, wenn 
entwerer vie gegenfeitigen Rechte in Kolliflon kommen, oder gegrünteter 
Berdacht einer abfichtlichen Verkürzung der Mechte der entfernteren Inter⸗ 
Aenten vorhanden if. 
Der 5. 46. a. a. O. fügt in dieſer letzteren Beziehung hinzu, 
RE die Kommifflen, wenn fie aus der Unverhältnigmäßigfeit der Abfindung ober 
fraR negründeten Verdacht fchöpft, dag eine Simulation obwalte, und heimlich 
leſſene Nebeuverträge erifliren, verpflichtet fein fellte, die wahre Bewandniß 
Eache möglicht gu erferfchen, die Intereffenten über ein anberweitiges, den 
Weflihen Verhaͤltniffen angemeflenes Abkommen zu vereinigen, in deffen Grmans 
Kluug aber an die vorgefegte Auseinanterfegungs:Behörte zu berichten. 

In Uebereinftimmung mit tiefen Vorfchriften ter B. v. 20. Juni 1817 
kfimmte demnächſt auch der F. 10. ter Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821, 
deß es ver Zuzlehung ter Obereigenthümer, der Lehnäherren, 
ber Lehns⸗- und Bideifommißfolger und ter Wiederfaufsbe» 
tehtigten von Amtswegen nicht bedürfe, fondern tiefen Intereffen- 
den nur zuftebe, ſich auf die öffentliche Befannımachung ter bevorflehenden 
Xpeilung zu melden und ihre Öerechtfame wahrzunehmen. 

Der $. 8. des Ausführ⸗Geſ. v. 7. Juni 1821 zur Gem⸗Th. und 
Widſ.⸗O. beſtimmte gleichzeitig, daß die Auseinanderfegungs-Behörten von 
Der im $. 4. Nr. 1. der B. v. 20. Iunt 1817 ihnen auferlegten Pflicht, 
das Interefie ver eingetragenen Gläubiger, der Lehns⸗ und Fideikommißfol⸗ 


—— — 


1) Dies beſtimmte auch der Art. 111. der Dekl. v. 29. Mai 1816. (G. ©, 
2816. %. — d 
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ger und anderer entfernten XTheilnehmer von Amtswegen wahrzunehmen, 
entbunten fein foltten, und daß ihnen in diefer Rückſicht nur dasjenige 
obliegen ſollte, was über dieſen Gegenftand in der Gem.» Th. und Ab 
Idſ.⸗O. v. 7. Juni 1821 feftgefeßt worden. ' 

Diefe Beflimmungen Betreffö ter Suplebung der entfernteren Inierd 
fenten und über deren Vertretung durch vie Audelnanderfegungs-Bebdsten, 
find inteß in ten fpäteren Gefegen, wie unten des Näheren entwidelt wit, 
mannigfaltig modifictrt worten. 

A, Der $. 10. ter V. v. 30. Juni 1834, welcher im Allgemeines 
auf die Vorfchriften der V. v. 20. Juni 1817 über tie Zuziehung te 
entfernteren Intereffenten und über tie Pflichten ter Auseinanterfegungb 
Behoͤrden wegen deren Bertretung Bezug nimmt, beflimmt nämlich tem 
naͤchſt weiter, 
baß wegen aller Geſchäfte, weshalb die Zuziehung entfernter Theilnchmer nidi 
ansbrüdlich vererhnet werden, den unmittelbaren Theilnehmern die Wahrneh⸗ 
mung ihres mit dem ter entfernten SInterefienten verbundenen Snterefle allein 
überlaffen bleiben und daflelbe nicht von den Auseinanberfehungs: 
Behörden vertreten werden foll. . 


Hierdurch find mithin nicht allein vie Vorfchriften der 66. 4., 16. 1 
45. der V. v. 20. Juni 1817 und tes $. 8. des Ausführ.-Gef. v. 7. Juni 
1821, wegen der Vertretung der entfernteren Intereffententurd 
die Außelnanderfekungs- Behörden, fondern es iſt dadurch auf 
der 6. 90. der V. v. 20. Juni 1817 über tie Zuziehung aller terjenigen, 
in deren Mechten durch vie Auseinanterfegung eine Aenterung bewirkt 
worden, abgeäntert worden, und ter gegenwärtige Stand ter Gr 
feggebung in diefer Beziehung folgenter: 

a) Mit Ausnahme derjenigen Bälle, für welche die Befege ten Auls 
einanderfegungs- Behörten und teren Abgeortneten die Bertretung ver 
entfernteren Intereffenten ausdrücklich zur Pflicht machen, liegt jemen 
Behorden eine folhe Vertretung jener Interefienten nicht ob; vielmehr bes 
ben fie wegen aller Befchäfte, weshalb vie Zuziehung entfernterer Interef 
fenten nicht ausdrücklich vorgefchrieben ift, ten unmittelbaren Theilnehmen 
die Wahrnehmung ihres mit tem der entfernteren verbundenen Intereffed 
allein zu überlaffen. 

Die Zuziehung der entfernteren Intereffenten Yy folchen Se 
ſchaͤften iſt nicht erforderlich. ($. 10. ter V. v. 30. Juni 1834.) 

b) Die Ginwirfung ter Auseinanterfegungs-Behörden und teren Abe 
geordneten tritt hinfichtlich Ver biernady nicht zuzuziehenden entfernteren In 
tereffenten nur in tenjenigen Faͤllen ein, wenn entweder die gegenfeligen 
echte ter unmittelbaren und entfernteren Intereffenten in Kolliflon fome 
men, oder gegrünteter Verdacht einer abfichtlichen Verkürzung ter entfern 
teren Intereffenten vorbanten ift!). ($. 45. ter V. v. 20. Juni 1817 und 
$. 10. der 2. v. 30. Juni 1834.) 


1) Der $. 10. der V. v. 30. Juni 1834 erwähnt in feinem erfien Saße . 


bes Falles ter Eimulatien von Berträgen, nicht der Kollifion der 


Mechte, hebt jeboch die Beflimmungen bes 8. 45. der V. v. 20. Zumi 1817 ni 


auf, und fchließt daher tie Vertretung der entfernteren Intereffenten dur Di 
Behörden in Kollifionsfällen nicht aus. (Vergl. 86.95 fg. Binl. zum 0.28) 
— Vergl. audı das C. R. des Din. des 3. v. 29. Der, 1834. * 8. Une. 
19. &. 84., f. in Br. 1. ©. 576), wernach, wenn eine und biefelbe Berfen al 
Gigenthümer mehrerer für fich beftehenten, verfchiedenen Realverbindlichkeiten u» 
terliegenter Grundſtücke zur Sache interefürt, zur Vermeidung eiwaniger Beet 
denken der Hppothekenbehörden im Rezeſſe oder in der Bekätigungs-Krfunde an 
drücklich zu bemerken ift, daß bie awiichen folchen Grundſtücken vorfommendts 
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Inöbefonvere die Fälle mutbmaßlicher Stimulation und der Eris 
fen; heimlich gefchloffener Nebenverträge betreffend, fo find da= 
fer nie Beflimmungen des $. 46. ver V. v. 20. Juni 1817 maaß⸗ 
gebent. 
In Beziehung auf die $G. 45. und 46. der V. v. 20. Sunt 1817 
bat übrigens dad R. des Min. des I. v. 28. Dec. 1846 1). (Min. BI. d. 
L®. 1847. ©. 13. Nr. 19.) ausgeführt, Daß aus jenen 66. Feinesmeges die 
Berpflichtung der Außeinanderfegungd = Behörten hergeleitet werden könne, 
bei Auseinanterfegungen in Baufch und Bogen durch befontere Unter- 
fehungen feftzuftellen, daß tie Ausnahmefälle ter 66. A5. und 46. nicht 


vor Iegen. 

. Die Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 beflimmte im 6. 10, daß es 

(bei Gemeinheitötheilungen) der Zuziehung der Obereigenthümer, der 
Lehnsoherrn, der Lehns- und Fideikommißfolger, und der Wie- 
"Rerverfaufdberechtigten von Amtswegen nicht betürfe, fondern 

den Theilnehmern diefer Art nur freiftehe, fich auf die öffentliche Bekannt⸗ 

mahung der bevorftehenten Theilung zu melden und ihre Gerechtfame 
*-wehryunegmen. 

u ie 66. 11. und 12. a. a. O. fügten hinzu: 

a) daß fie, wenn fie fich nicht melden, die ohne ihre Zuziehung bewirfte Theis 
fung gegen fidh gelten laſſen müflen und folche unter feinem Borwande 
anfechten können; 

b) daß fie, wenn fie fich nicht melden, mit ihren Ginwendungen, infofern fie 
eine angebliche Unzulänglichkeit der Entſchädigung für die Subſtanz und 
die Sicherflellung in Kapital over Rente betreffen, gehört werben müflen ; 
wogegen ihnen andere Binwendungen nicht zuftehen follen. 

Das Ausführ.-Gef. v. 7. Juni 1821 verordnete gleichzeitig in dieſer 

Belebung (im $. 11), daß 

wenn füch bei einer gutsherrlich s bäuerlichen Regulirung, oder bei einer Gemeins 

— * oder bei einem Ablöſungsgeſchäfte ergebe, daß das berechtigte oder 

ſtete But Lehen oder Fideikommiß fei, oder wiederfänflich beſeſſen werde, und 

deß der Lehnöbefiger feine lehnsfähige Descendenz hat, tie bevorfiehende Regulis 
Gemeinheitstheilung oder Aklöfung öffentlich befannt gemacht, und es aflen 

Verknigen. welche dabei ein Intereffe zu haben vermeinen, überlafien werben 

fole, ſich bis zu einem beſtimmten Termine zu melden und zu erklären, ob fie bef 

der Borlegung des Plans zugezogen fein wollen. 

Die $S. 12. und 13. a. a. O. disponiren über die Art und Weife 
Im dffentlihen Bekanntmachung In tiefen Bällen, und ver $. 14. 
 & 8 O. beftlimmt darüber, welcher der fich meldenten Theilnehmer dem⸗ 
— au zum Termine zur Vorlegung des Planes vorgeladen 
_ Wieden follen. 

.:,. Be 15. a4. a. Orte endlich fügt hinzu, daß es auch außer den im 

"E11. gerachten Fällen den Theilnehmern freifteht, auf öffentliche Befannt« 

Sehung ter Auseinanterfegung zum Zweck der Ausmittelung unbefannter 

Rmirtelbarer Theilnehmer, mit ver im $. 157. der Gem.⸗Th.⸗O. gedach⸗ 

& Wirkung anzutragen. 

Die oben gerachten Vorfchriften ter Gem.⸗Th.⸗O. und des Ausführ.« 

Cr. v. 7. Juni 1821 bat temnächft ter 6. 23. der V. v. 30. Juni 1834 

Ri fämmtliche zum Reſſort der AuseinanterfegungdsBehörten gehörigen 

Suseinanderfegungen für anwendbar erklärt, 





N ustanfhungen und fonfligen Ausgleichungen von der Gen.⸗Kom. befonbers ges 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 485. 
Sandet-Rultur-Gefepg. BD. 11. Abtb. II. 29 
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Diefe Beftimmungen haben inteß wefentlihde Abänderungen a 
litten. 

1) Zupörterft ift tarauf binzumeifen, daß jene Veftimmungen, in fe 
fern fie fi) auf tie Verbältniffe ter Obereigenthbümer und Lehnt- 
berren beziehen, in foweit befeitiget worten find, ald der $.2. Nr. 1. x 
2. des Ablöf.»Gef. v. 2. März 1550 das Obereigenthum red Lehnshem 
(mit alleiniger Ausnahnıe ter Thronlehne) und das Obereigenthum te} 
Erbzinsheren, fo wie das Eigenthumsrecht des Erbverpächters, aufgehoben, 
auch ter $. 91. a. a. DO. beftimmt hat, daß fortan bei erblicher Weberlafe 
fung eined Grundſtücks nur die Uebertragung des vollen Eigenthums zu 
läffig fein folle. Somit fommen bier nur ncdy tie Lehns⸗ und Fidei- 
fommißfolger und vie Wiederfaufd- Berechtigten in Betracht. 

2) Die Beftimmungen tes $. 11. des Ausführ.-Gef. v. 7. Juni 1821, 
find durch den $. 24. der V. v. 30. Juni abgeändert worten. 

Diefer F. beftimmt nämlicy (In Alin. 2): 

a) Wenn der Lehnsfolger, ingleichen der nächfle Anwarter bei Fire 
fommißgütern und Bamilienftiftungen ?), in fofern folche nach $. 14. vb 
Ausführ.-©. v. 7. Iunt 1821 im Falle ihrer Meltung zur Sache zugezugeh 
werden müffen, — befannt find, fo betarf ed niemals einer öoffent⸗ 
lichen Befanntmachung der Audeinanterfegung; dagegen muß tenfe- 
ben durch die Behörte befondere Benachrichtigung davon zugeben ?). 

b) &8 betarf aber weder ter Öffentlichen, noch der befonderen Be 
fanntmachung, wenn die hiernach zusulaffenten Lehndfolger, Anwarter oder 
Bamilienglieter im Hypothekenbuche nicht eingetragen find ?°). 

Hiernach iſt alfo die Öffentliche Bekanntmachung der Auseinander 
fegung nur noch in wenigen Bällen notbwentig. Die Theilnchmer 
find aber nach F. 15. des Ausführ.-Gef. v. 7. uni 1821 (vergl. $. 28 
der V. v. 30. Juni 1834), und die Auseinanderfegungs-VBehörden 
nach $. 25. der V. v. 30. Juni 1834, auch ohne Antrag der Theilnche 
mer, berechtiget, die Öffentliche Bekanntmachung der Auseinanderfegumg 


1. Mine rwer- .... 


Aür\ | u Du | u Bu 
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1) Die R. tes Min. tes 3. v. 19. März 1830 n. 12. März 1832 (Rede 
Agrargef., 4. Aufl. S. 216—217, f. in Bd. I. ©. 613 ff.) erläutern, daß es hei 
fideifommiffarifhen Subftitutionen ſtets der Zuzlehung dee fubiitue _ 
ten Erben (Kideifommiffarius) betürfe. .. 

2) In Betreff ver Schweid nitz-Jauerſchen Lehne in Schleflen vergl. ib 4 
N. des Min. des I. v. 24. März 1837 (v. K. Ann. Bd. 21. ©. 76) und bes 
Bericht der Gen.:Kem. zu Breslau v. 6. Dec. 1836 in Koch's Schleſ. Ark 
Sd. 1. S. 489 ff. 

3) Mit Rückſicht auf tiefe Beſtimmungen bemerft auch das RR. tes Zu.-Ris-” 
v. 22. April 1810 (Juſt. Min. BL 1840 ©. 148, in Br. I. ©. 614), daß ii 
einer Dienftablöfung unterfchieden werben müſſe, ob die Kideilommißfolger befanall 
oder ob fie unbekannt find. Im erſteren Balle fei ihnen tie Ablöfurg befonbeiß- 
befannt zu machen, und bie ſich meldenden Interefienten müßten an tem 
Behufs Vorlegung des Ablöfungsplans vorgeladen werden. Im leßteren 
fei eine öffentliche Bekanntmachung nothwentig, und hinſichtlich der Ach 
meldenden Theilnehmer wie im erferen Falle zu verfahren. Es berärfe det 
nach dem Schlußfage des F. 24. der B. v. 30. Juni 1834 weder einer befm - 
dern, noch einer Öffentlihen Bekanntmachung, wenn die Auwarter 
Familiengliever im Hypothekenbuche nicht eingetragen find. — Da ibuis 
gens die Fideikommißfolger in keinem Balle einer an ſich zuläffigen Akliiuuug 
widerfprechen können, fo fönne, wenn eine Rente flipulirt wird, ihre 
immer uur über die Höhe und über die Sicherſtellung derſelben 
werben. 

Bergl. auch das R. des Min. des 3. v. 4. Iuni 140 (Ra. Uri 8 fi 
1840, G. 256, f. in ®r. I. ©. 683). . ‘ 
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1. @. O. gedachten Zwecken reſp. zu beantragen und zu er⸗ 


Im Betreff ter nach den oben erwähnten Vorfchriften noch zu er⸗ 
öffentlichen Bekanntmachungen der bevorftehenden Auseinan⸗ 
m tft noch Folgendes zu bemerken: 

tur die Auseinanderfegungs« Behörden (oder diejenigen 
‚, welche mit teren Nechten und Pflichten an ihre Stelle treten), 
a Kommiffarten find zur Grlaffung der Öffentlichen Bekanni⸗ 
£ompetent, nicht aber tie Berichte, vor denen fich tie Interefs 
wa freiwillig auseinanterfegen. (K. des Min. des I. v. 6. April 
kboch's Agrargeſ. 4. Aufl. ©. 217.) . 

ſſt indeß darauf binzumweifen, daß zu ven Auseinanderſetzungs⸗ 
nach F. 44. der B v. 30. Juni 1834 tie Gerichte in denje⸗ 
idestheilen gehören, wo ihnen tie Beftätigung der Rezeſſe übers 


Ye Art und Weife der öffentlihen Bekanntmachung der bevorfte- 
useinanderfeßung betreffend, fo iſt zur Erläuterung der hierauf 
n $$. 12. und 13. des Ausführ.-@ef. v. 7. Juni 1821 Folgendes 


ten: 
Dur dad Gefeh v. 21. Dec, 1849 (8. ©. 1849. ©. 441.) iſt 
igenz-Infertiondswang aufgehoben und im $. 3. deffelben vorge» 


llen Bällen, in welchen die Gelege eine Bekanntmachung durch das Ins 
tt vorfchreiben, tritt mit tem 1. Ian. 1850 an deren Stelle eine Bes 
ung durch den Öffentlichen Anzeiger des Amtsblattes. 

ie Publifation folcher Bekanntmachungen fowohl durch das Intelligenz⸗ 
durch den Anzeiger vorgefchrieben if, genügt die Publikation durch den 
| 


Die öffentliche Bekanntmachung durch eine Zeitung, und zwar 
‚ teren Grfcheinungsart dem betr. Bute am nächften liegt, ge⸗ 
Eindsufung in die Amtsblätter ift aber ſtets erforderlich. 

Hl. das R. des Min. des I. und ter P. v. 5. Nov. 1821 2). 
beb. Br. 18. S. 293, Graͤff Br. 2. ©. 382.) 

Ueber das Verfahren, wenn in Betreff der Innehaltung der Friſt 
d. des Audführ.-Gef. v. 7. Junt 1821 Fehler vorgefallen, vergl. 
des Min. ded I. v. 25. Sept. 1824 *) (Koch's Agrargef. 4. Aufl. 


In Betreff der den entfernteren Intereffenten bei deren Vorladun 
ben Verwarnung und ber Folgen ihrer Nihtmeldung ie 


fen : 

Sowohl den nach den oben erwähnten gefehlichen Vorfchriften zu 
n öffentlichen Bekanntmachungen ter bevorftehenden Audeinans 
„als auch ten nady $. 24. ter V. v. 80. Juni 1834 zu erlaffenten 
Belle der dffentlihen Belannımadhung tretenten) befonderen 
Stigungen, bezüglich deren diefelbe Sri zu beobachten, muß 


dergl. in Br. I. ©. 614. 

Mena iR das R. des Min. des 3. v. 18. Mat 1835 (v. K. Ann. Od. 
v3) antiquirt, welches vorfarieb, daß wenn in einer Provinz mehr 
Sutelligenzblatt erfcheint, die Cinrückung der nach $. 12. des Ausjühr. 
. Jali 1821 an erlafienden Öffentlichen Bekanntmachungen in @ine der⸗ 
w gwar in das des betr. Meg.» Bezirke, genügend. 

Bergi. in Bp. I. ©. 614. 

Nendaſ. ©. 615 


29 * 


452 Bon d. Abloͤſ. der Reallaften, ven Negulirungen u. Gem. Thellung 


die gefeglihe Verwarnung hinzugefügt werden. Diefe Warnung 
mirt der 6. 12. des Ausführ.«Gef. v. 7. Juni 1821 dahin, 

daß die Michterfcheinenden die Auseinanderfegung gegen fidh gelten 

müflen, und mit feinen Cinwendungen dagegen gehört werten koͤnnen 

Es gehen mithin den fich nicht Meldenden keinesweges die Rech 
die ihnen durch die Auseinanderfegung ermachfende Abfindung verlor 
fondern die Folge ihres Nichterfcheinens ift nur die, daß fle vie ı 
ihre Zuziehung bewirfte Auselnanterfegung gegen fich gelten 
möflen und mit feinen Einwendungen gegen diefelbe gehört werten, 
died deutlicher in dem 6. 11. der Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 aı 
drückt if, welchem durch den $. 23. ver ®. v. 30. Iuni 1834 allge 
Geltung beigelegt worden. 

Vergl. au $. 157. der Gem.⸗Th.⸗O. und $. 26. der 2. v 
Juni 1834. 

b) Nah $. 13. des Ausführ.-Gef. v. 7. Iunt 1821 foll vie a 
gedachte Verwarnung binfichtlich der 618 zur DVorlegung des Planes ' 
bleibenden vollzogen werden. Die Abfaffung und Publikation eines 
kluſtionsbeſcheides ift nicht vorgefchrieben; es fol jenoch in vem Außei 
derſetzungs⸗Rezeſſe bemerkt werten, daß, meldyergeftalt und mit wei 
Erfolge vie öffentliche Aufforderung gefchehen ſei — Hieraus ergiebt 
daß der nach GG. 11. und 12. a. a. O. anzufegende Termin zur Ar 
dung der Anfprühe auf Zuziehung von Intereffenten zur Auselne 
fegung, nur die Wirkung bat, daß diejenigen, welde fid 
demfelben nicht melden, nicht zugezogen werden. Melven fi 
indeß bis zur Vorlegung des Audeinanderfegungspland, und babe 
nah F. 14. a. a. D. ein Recht auf Zuziehung, fo find fie zwar zu 
fen, müffen indeß die Audeinanderfegung in der Lage, wi 
inzwifchen vorgerüdt tft, gegen ſich gelten laffen. 

Dies iſt nicht allein in dem F. 12.0.0. O. und im 6. 26. ter ! 
30. Juni 1834 hinſichtlich der entfernteren Intereffenten, fontern auch t 
FF. 26 und 27. der ®. v. 30. Juni 1834 ausgedrückt. Eelbfl um 
bare Interefjenten, melche nicht bloß zur Vorlegung des Außeinanterfegt 
plans, fontern zu ven Verhandlungen überhaupt zuzuziehen find, m 
wenn fie ſich auf die Öffentliche Bekanntmachung in tem anberaumtien 
mine nicht gemeldet haben, bei etwaniger fpäterer Meltung die Autel 
derfegung in ver Lage annehmen, wie fie durch frühere Verbandin 
feſtgeſtellt iſt. (Vergl. auch 66. 145 ff. ver V. v. 20. Juni 1817.) 


5) Der $. 14. des Ausführ.-Gef. v. 7. Juni 1821 disponirt du 
ber, welche von den auf die Benachrichtigung von der Auseinanderfel 
fih meldenden Interefienten zu dem Termine der Vorlegung des P 
zuzuziehen find. 

Es fnüpfen ſich daran folgenne Bemerkungen: 

a) Bufolge tes $. 23. der V. v. 30. Juni 1834 finden die Bel 


1) Der $. 27. der V. v. 30. Juni 1834 geflattet den präffudirten 
mittelbaren Theilnehmern ausbrüdlich, die Abfindung für ihr Ti 
nebmungsrecht von denjenigen, welchen fie augetheilt iR, gurädgufsrb: 
und Fnüpft diefes Recht nur an tie a. a. O. fefgefepten Mobalitäten. 

Ueber die Wirkungen der nad der großberzogl. Heffifhben 8. ı 
Juli 1808 (vergl. oben S. 5 — 7) zu erlafienden Bpiltallabung uud Bräfl: 
und über deren Berfchiedenheit von dem Zwecke und den Folgen der Cdiktalla 
nach der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821, vergl. das Erf, des Mevif.skel 
für . 8. ©. v. 13. Aug. 1837, in deſſen Zeitfchr. Od. 2, ©. 33543. 
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ngen bes $. 14. des Ausführ.-Gef. auf alle Arten der Auseinander- 
ungen Anwentung. 

) Die Beflimmungen des $. 14. a. a. D., welche fich auf die Lehn8- 
sen und auf die Obereigentbümer bei Erbzinsgütern beziehen, 
d durch den $. 2. Nr. 1. und 2. des Abloͤſ.⸗Geſ. v. 2. März; 1850 
let geworden. 


— D gs”rs — — — 


Zweites Kapitel. 


m den Wirkungen der Auseinanderſetzungen in Beziehung 
auf die Rechte dritter Perfonen. 


Erfer Titel. 


gemeined Prinzip in Betreff der Wirkungen ver Auseinander⸗ 
feßungen in Beziehung auf die Rechte dritter Perſonen. 


em.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821. 66. 147 — 149, ©. v. 29. Juni 
- 4835. 6 1] 


Bereits das A. 2. R. Th. I. Tit. 17. 66. 356 und 357. und Th. 1. 
. 20. $$ 458. und 459 1) fpricht ven Orundfag aus, daß durch die 
keinanderfegung gemeinfchaftlich benutzter Grundftäde in ven Berhälts 
ss der darauf haftenden öffentlichen Laften und Privatanfprüche, insbe⸗ 
vese der Hppothefengläubiger, Feine Veränderung vorgeht, fondern daß, 
mw dabei ein Austaufch von Grundſtücken flattfinvet, die neuen Perti⸗ 
Mäde an die Stelle der ausgetaufchten treten. 

uf dies Prinzip hat die agrarifche Geſetzgebung fortgebaut. 

Es beftimmt nämlich: 

$) die Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 (66. 147—149.): 
ij daß die Entichädigung, welche jeber Theilnehmer durch die Auseinanbers 

ſetzung erhält, ein Gurrogat der dafür abgetretenen Grundſtücke oder das 
durdy abgelöften Berechtigungen if, und daher in Anſehung ihrer Befugs 
niſſe, Laften und fonfligen Rechtsverhältniffe die Gigenfchaft derjenigen 
Grunbflüde erhält, für welche fie gegeben worten ($. 147.); 

b) daß die durch bie Theilung erhaltenen Grundſtücke in Rüdficht der Lehns⸗ 
und Bideifommißverbindungen und hypothekariſchen Schulden an bie 
©telle der abgetretenen treten ($. 148.); 

e) dag wenn Brundflüde oder Gerechtſame gegen Rente abgetreten werben, 
anch diefe an deren Stelle trilt; jebech im Hypothefenbuche des belafleten 
Grundſtückes vermerkt werben foll, daß die Rente ein Zubehör des berech⸗ 
tigten Gutes ſei, fo wie daß aus dem Hypothefenbuche des Tepleren die äs 
er RW Befipers über vie Rente gu verfügen, erfichtlich fein muß 

6. 149.). 


2) Der. 1. des ©, v. 29. Juni 1835 wegen der Sicherftellung der 
ne dritter Perfonen 2) hat diefe Prinzipien (und die Beftiinmungen 
g6. 150—155. der Gem.⸗Th.⸗O.) auch auf gutsherrlidh-bäuer- 
e Regulirungen für anwendbar erflärt; jugleich auch beflimmt, daß 
Borſchriften ebenfalls auf die im $. 8. der V. v. 80. Juni 1834 be» 


4) Bergl. auch a. 8. ©. I. 18. 88. 507 fi. und II. 4. 98. 207—209. 
2 Bergl. in Br. I. ©. 456 ff. 
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eichneten Nebengefchäfte, ingleichen auf ſolche Auseinanderfegungen, kei 
—* keine bäuerlichen Beftger Theil nehmen, Anwendung fa 
den follen !). 

3) Insbefondere die Entſchädigung betreffend, welche ein lander⸗ 
herrliches Lebn bei Megulitungen, Ablöfungen oder Gemeinheitötie 
lungen für aufgehobene Gerechtfame empfängt, fo hatte die 8. O. v. IE _ 
Dec. 1834 (9, ©. 1835. ©. 1) ſpeziell verortnet, daß dieſe Entfchätigug = 
unmittelbar in die Stelle des dadurdy verminderten Lehnswerthes tritt um 
ohne Weiteres dem Lehngute als Pertinenzftüd im Hypothekenbuche zu — 
fchreiben if. Diefe Beſtimmung iſt indeß für antiquist zu erachten, da 
durch 6. 2. Nr. 1. des Ablöſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850 das lehnsherrliche 
Obereigenthum bei allen innerhalb des Staated belegenen Lehnen (mit alles 
niger Ausnahme der Thronlehne) für aufgehoben erflärt worden fl. 

4) In fpezieller Anwendung des erdrterten Prinzips auf vie bei gutß« 
bertlichsbäuerlihen Regulirungen im Yale der Art. 21. und 94. ter Dell 
v. 29. Mai 1816 2) (©. ©. 1816. S. 159 u. 175) vorfommenten Trank 
Iofationen ver Dienfteinfaffen, ertheilt tie V. v. 20. Juni 1817 in ten 
66. 49—53. nähere Anordnungen. 

Es ift in Bezug hierauf Folgendes zu bemerken: 

a) Da nad den Orundfägen des Abldf.- und Regul.⸗Geſ. v. 2. Ain 


— — — — — — — — 


1) Es if darauf hinzuweiſen, daß das Regulir.Geſ. v. 8. April 1623 MP 
das Großherzogthum Poſen x. ($. 94.) austrüdlich auf die Vorſchriften ve 
Sem. Tb. DO. v. 7. Juni 1521. 88. 147 ff, ale für vie nach jenem Gefege 
bearbeitenden Angelegenheiten anwendbar, verweiſt (&. ©. 1823. S. 68); Sof ; 
baß die Abl.sD. v. 13. Juli 1829 für die weRlichen Provinzen (95. AB) 3 
im Wefentlichen gleichlantende Borfcriften in dieſer Materie enthält (8. & 2 
1829. ©. 83 ff.): ebenfo die Mblöf.sDO. v. 18. Iuni 1840 für das Srrassitam 
Wehvbalen (88 88 ff.) (©. ©. 1840. ©. 175 ff.), desgl. des Ablöl..@ch.n ' 
4. Zuli 1840. für die vormals Naffanifchen Landestbeile nel Weslar (- - 
62 fi.) (®. ©. 1810. &. 210 ff.), und das ©. v. 22. Der. 1839 für die Graße 
fhaften Wittgenſtein ($$.20 ff.) (G. S. 1840. ©. 10.) Das ABM, x 
v. 18. Zunt 1830 für Siegen ($. 1.) erklärt für jenen Landestgeil die UM. - 
* 1%. Juli 1829 und das ©. v. 29. Juni 1835 für anwendbar. (8. ©, IHR - 

. J51). - 

2) Die alleg. Art. der Dekl. v. 29. Mai 1816 befimmen : _ 

a) der Art. 21. r 
IA es nad der Belchaffenheit und Größe der Feldmark, um eine meh 
mäßige Lage jedem Theile zu verfchaffen, erforderlich, daß einige eder 

Dienfleinfaifen tranelocirt werben; fo müflen fie fich die Berfegung fi 
auf derfelben Feldmark, ale auch auf ein zum Hauptgnte gehöriges : 
bartes Vorwerk, gefallen laffen. 86 müflen jeborh, wenn der Zuflazd 
Hypothekenbuchs, des Hanptguts und des Borwerks, verfchieden Mad, Kit „— 
Modalitäten getroffen werden, daß die Rechte der hypothekariſchen iii 
er und anderer Interefienten dadurch nicht gefährtet werben. 
Falle findet die Translofation nur unter den Bedingungen Ratt, dal M' 
Gutsherr die Koften derfelben trägt, und die bäuerlichen Binfeffen mus = 
des ihnen Gebührenden vollfiändig entſchädigt werden. — 

b) Der Art. 94. bezieht fich fpeziell auf den $. 45. des Begulic.s@b. n I zum 
Sept. 1811, welcher befimmt: 

Macht tie Lage der Größe der Jeldmarken und Höfe eine geuerche mb 
partielle Transtofation der Höfe oder der bisherigen Beſitger ſeibn di __— 
dere Verwerks⸗-Felder rathſam und ber befferen Kultur angemelfen: e_ 
fle zuläffig, wenn der Gutéberr im Fall ein Umbau baburdy möthig mA 
foldhen auf eigene Koften übernimmt. 

Mit Berug hierauf disponirt der Art. 94. der Dekl. v. 29. Mai 161: 

„Diele Verfügung fest voraus, daß die bäuerlichen Beſiger wegen I 
„Ihnen Gebührenden vollſtaͤndig entfchähigt werben.“ 
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1850 tie Gutäherrfchaft bei Regulirungen und Ablöfungen in ver Regel 
nicht mehr durch Land, fontern turh Kapital oder durch Vermitte- 
lung der Rentenbank abgefunden wird, fo können Trandlofatio» 
nen nur noch in den Fällen vorfommen, für welche ver 6. 86. a. a. O. 
Anwendung findet. 

b) Die Beflimmung des $. 53. ter V. v. 23. Juni 1817 iſt dadurch 
abgeäntert, daß — mie oben ©. 450 ff. erörtert worden — nach $. 24. der 
®. v. 30. Juni 1834 tie bekannten Intereffenten durch befontere Benach⸗ 
sihtigungen, die unbefannten durch Öffentliche Bekanntmachung benach⸗ 
sichtiget, und wenn ſie fich melden, zugezogen werden möüffen. 


Zweiter Titel. 


Lorfchriften in Betreff ver Entfchätigungen durch Rente oder Kapital 
inöbefondere. 


Erftes Stück. 


Borzugsrecht der Entfchätigungen in Rente oder Kapital und 
Erhaltung teffelben. 


Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821. 6%. 76. und 149, Abldf.-D. v. 7. Jum 
821. $. 38., Ablöf-D. v. 13. Juli 1829. 66. 91. 93., ®. v. 30. Juni 
1834. 6. 59., G. v. 29. Juni 1835. 6. 3] 


A. Leber das Borzugsrecht, welches den Entfchätigungen in 
ente oder Kapital vor den bypothefarifchen Forderungen ges 
Uhrt, enthalten vie Geſeze folgenne Beftimmungen: 
1) Die Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 visponirt: 
a) Im $. 76. 
Die Rente (aus Bemeinheitsiheilungen) genießt vor allen hypothekariſchen 
Werberungen vaffelbe Vorzugsrecht, welches dem abgelöften Rechte ſelbſt zufland; 
Grhaltung deſſelben muf jedoch ter Berechtigte bei Vermeidung der in den 
eben beſtimmten Nachtheile binnen Jahresfriſt vom Tage ter Beflätigung des 
uuches gerechnet, die Gintragung in has Hnpothefenbuch des verpflichteten Grund» 
Mds nachfuchen. 
5, b) Im . 149. 
3" Sind Grundflüde oder Berechtfame gegen Rente abgetreten, fo tritt dieſe an 
sie Stelle derſelben. Es muß jedoch in das Hnpothefenbuch des belafteten Grund⸗ 
* vermerkt werden, daß die Rente ein Zubehör des berechtigten Gutes ſei, 
nun die Faͤhigkeit des Beſitzers über dieſelbe zu verfügen, aus dem Hypotheken⸗ 
beche über das letztgedachte But zu erſehen fei. 
ER 2) Siermit flimmt der $. 38. der Ablöſ.⸗O. v. 7. Juni 1821 hin⸗ 
>" qttlich des zu konſervirenden Vorzugsrechtes von NAbfintungs » Menten 
Sölig überein, und es ift hier die desfallſige Beſtimmung zugleich auf Abe 
Wungs-K apitalien ausgedehnt. 
er gedachte $. lautet: 


Te 


Lip 


\ Die für die abgelöften Abgaben, Aehnten und Dienite feſtgeſetzten Keuten 

J ber Kapitalien genießen daſſelbe Vorzugsrecht vor allen hypothekariſchen Forde⸗ 
zungen, welches ten Abgaben und Leiſtungen ſelbſt zuſtand; zur Grhaltung deſſel⸗ 
den müflen jedoch die Berechtigten, bei Vermeidung der in den Geſetzen beſtimm⸗ 
ea NRachtheile, binnen SJahresfrift nach beflätigtem Rezeſſe, die Sintragung in das 
Sprgotgefenbuch der verpflichteten Grundflüde nachfuchen. 


3) Die Ablöf.-D. v. 13. Iuli 1829 für vie weſtlichen Landestheile 
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enthält im $. 91. diefelbe Beſtimmung, wie der erfte Satztheil des $. 38. 
der Ablöf.-D. v. 7. Juni 1821. 

Der $. 93. derfelben fügt hinzu: 

Es muß jedoch wegen ber zur Abfindung hergegebenen, nicht fefort bejzahl⸗ 
ten, dem Berechtigten aber durch @intragung bei dem verpflichteten Bute geſiches 
ten Kapitalien, imgleichen wegen der zu gleichem Behuf feſtgeſetzten Jahresrenter, 
in dem Hypothefenbuche bei dem belafteten Gute vermerft werden, daß das Ru 
pital und berichungeweife tie Jahresrente cin Zubehör bes berechtigten tes, 
und die Fahigkeit des Beſitzers, darüber zu verfügen, ans dem Hypothekenbuche 
bei dem letztgedachten Gute zu erfehen ſei. 

4) Diefe Beflimmungen find wörtlich in vie 66. 88. und 90. ter 
Asldf.- DO. v. 18. Juli 1840 für das Herzogtum Weftpbalen 
(8. S. 1840. &. 175) und in die 66. 62. unt 64. der Ablöf.-D. v. A. 
Juli 1840 für die vormald Naffauifhen Landestheile und Weglar 
(8. S. 1>40. S. 210) übernommen worden. 

5) Der $. 3. des Gef. v. 29. Juni 1835 bat hiernächfl die Vorfchrife 
ten tes 6. 76. ter Gem.⸗Th.⸗O. und des $. 38. der Abldf.-D. v. 7. Iuni 
1821, unter Anſchluß an das Prinzip des 6. 93. ver Abldſ.⸗O. v. 13. 
Juli 1829, abgeändert, intem er: 

a) die Befimmung des $. 149. der Gem.⸗Th.⸗O. wegen Eintragung 
der Nente-Entfhärigung in das Hppothefeubuh auf Entſchaͤdi⸗ 
gungen in Kapital austehnt und tiefe Vorfchrift auch auf Abldfun- 
gen und Regulirungen für anmwentbar erklärt; 

b) die Berechtigten von der Verpflichtung entbindet, zur Erhal 
ihre8 DVorzugsrechted wegen ter Menten und Kapitalien binnen Jahres 
die Eintragung felbft nachzufuchen, und ten Auseinanverfegungse 
Behörden vie Verpflichtung auferlegt, diefe intragung von Amtd- 
wegen zu beforgen!). 

Vergl. auch die Erläut. zum $. 61. ver DB. v. 30. Juni 1834. 
(f. oben &. 432 f.) 

B. Es ift fireitig geworben: ob die rüdftändig bleibenden Abläfungs- 
Kapitalien für abgelöfte bäuerliche Dienfte und Gutslaſten das den Die 
fien und Laften zuftehende Vorzugsrecht gegen die bereits eingetu 
genen Hypothefengläubiger auch alddann behalten, wenn dieſelben 
binnen der in ter Gem.⸗Th.⸗O. 6. 76. (cf. 6. 149.) und In ter Alf.» 
Ordn. v. 7. Juni 1821. 6. 38. vorgefchriebenen Iahresfrift in Tas Hype 
thefenbuch ded verpflichteten Grundſtuͤcks nicht eingetragen worten find? 

Das vormalige D. L. ©. zu Breslau hat (in dem Erf. v. 25. Jar 
1833) be jahet, weil in Ermangelung eines befondesen Rechtstitels di 
Dienfte und Gutslaſten der Bauern in die Kathegorie der im 6. 48. Ik.L 


der Hypoth.⸗O. erwähnten gehören und nach $. 38. des Ablöſ.⸗Geſ. v.% . 


Juni 1821 die für die abgelöften Abgaben und Dienfte feflgefehten Kay 


talien daſſelbe Vorrecht vor allen hypothekariſchen Forderungen „geniehe 
ung Mi 


welches den Abgaben und Dienften felbft zuſtand. Die Beſchrä 
Eintragung auf die Frift eines Jahres, wie ſolche in ven allegirien 
6. auögefprochen morden, fei nur zu Gunſten des Berpflichteten 
angeordnet, keineswegs aber im Intereffe der ſchon eingetragenen @läu- 
ger. Nur gegen den Berechtigten und die fpäter eingetragene 
Glaͤubiger träten die angedrohten Nachtheile der Nichteinhaltung der Bıb 
kluſivfrift ein. (Koch's Schlef. Arch. Br. 5. ©. 100 — 108. und Borai't 
Seitfchr. Br. I. S. 99— 107.) 


— —— — — — — 


1) Vergl. übrigens $. 1. des G. v. 24. Mai 1853, betr. einige Abänberzu 
gen ber Hypoth-O. und Art. I. der Inſtrukt. dazu v. 3. Aug. 1853 (f. in Bi.l 
. 589 und 590). 


gen 2ı. = 
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Die Redaktion der Forni'ſchen Zeitfchr. (a. a. D. S. 107—112) tritt 
tiefer Anficht bei und macht noch darauf aufmerffam, daß ſchon tie Slteren 
Borfchriften der Anmeifung v. 16. März 1811 über das Verfahren bei 
Ablöfung der auf Domainengrundſtücken kaftenden Laſten 66. 5. und 6, 
(9. S. 1811, ©. 157) und des ©. v. 25. Sept. 1820 über tie gutöherrl.- 
bäuerlichen Den. in den vormald Königl. Weltpbäl. sc. Landestheilen, $. 
58. (9. ©. 18%. ©. 169) zwar tie Fintragung ter Ablöf.-Menten und 
Kapitalien bei den verpflichteten Grundftücden zur Erhaltung des Vorzugs⸗ 
rechts angeordnet, indeß eine Vräfluftofrift binfür nicht feftgefegt haben, 
welche vielmehr zuerſt in dem 6. 76. der Gem.⸗Th.⸗O. und In dem ©. 
38. ver Ablöf.-D. v. 7. Juni 1821 vorgefchrieben ſei. Schon vie Abl.⸗O. 
v. 13. Juli 1829. $. 91. fei Hiervon wieder abgegangen, und der ©. 3. 
des ©. v. 29. Juni 1835 habe jene Befchränfung unzweifelhaft befeiti- 
get, indem danach nicht einmal mehr der Antrag des Berechtigten erfor« 
dert werde, fondern die Verpflichtung der Auseinanderfegungs- Behörde ein« 
trete, die Eintragung von Amtömwegen zu veranlaffen. 


Zweites Stück. 


Vorſchriften zur Eicherftellung der Rechte dritter Perſonen bei Abfin⸗ 
dungen in Kapital. 


DM. v. 29. Mai 1816 Art. 70., Gem. Th. D. 66. 150— 155, Abldſ. 

.v. 7. Juni 1821 6. 39., Ablöſ. D. v. 13. Juli 1829 66. 94 — 101., 

Lsf. O. v. 18. Sunt 1840 66. 91—99., Regul. Gef. v. 2%. April 1823 

- $9%., Geſ. v. 29. Juni 1835 66. 1., 8—10., Abloͤſ. Gef. v. 2. März 
1850 66. 110. u. 111., Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 $. 49.] 


1. 
: Weberficht der betreffenden gefeglihen Vorſchriften. 


_ 1) Die Dell. v. 29. Mat 1816 zum Megulir. Ep. v. 14. Sept. 1811 
" Suorenet im Art. 70.: 


Kapital-Abfindungen einer Gutsherrfhaft, deren Gut, Lehn, oder Fideikom⸗ 
Big mit Schnlren belaftet it, müſſen in foweit, als es deren zu den in Gefolge 
der Anseinanderſetzung nöthig werbenten Ginrichtungen nicht betarf, nach den 
Wegen ter Ginfaufsgelver bei Gröverpachtung ver Lehn, Bireifemmiß und vers 
ſireten @üter, ertbeilten Verfchriften, wieder zu Lehn und Fideikommiß ange⸗ 
‚ „ber zur Befrietignng der erflen Gppothefgläubiger verwenvet werden. Die 
lichen Wirthe bleiben wegen ber gefeßmäßigen Verwendung den Interefiens 
verhaftet, fünnen fich von ihrer Vertretungsverbintlichfeit jedoch durch gericht 
He Depofition des Geldes frei machen. 


2) Die Gem. Sb. D. v. 7. Juni 1821 beflimmt in ten 66. 150. 
155.: 


a) daß wenn Pertinenzſtücke gegen eine baare, ein für allemal zu entrichtende 
Bergütigung abgetreten werben, in Räckſicht der Hypothekenglaͤubiger bie 
Bo eriften des A. 2. R. I. 20. 88. 460 — 465.1) Anwendung finden, 
($. 150.); 





1) Die allegirten 88. lauten dahin: 
$. 160. Sind bei Gemeinheitstheilungen Bertinenzflüde eines Guts gegen 
eine baare ein für allemal zu entrichtende Vergütigung abgetreten worden: fo 
malen tie Gerichte, welche das Gefchäft dirigiren, ein folhes Abfommen den 
Snyothefengläubigern zur Wahrnehmung ihrer Berechtfame bekannt machen. 
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u erlaffenden Belanntmachnng an die Mealberechtigten und über diejenige 
* wo es einer Benachrichtigung derſelben nicht bedürfen ſoll, erth 

9) Der ©. 10. des Gef. v. 29. Juni 1835 erflärt die Vorſchriſte 
über die Rechte der Lehn⸗ und Yiveifommißfolger, bypothefartfchen Glin 
biger und anderen Mealberechtigten bezüglich der Abldfungs-Kapita 
Iten auch auf die Ueberſchüſſe für anwendbar, weldye bei Ber 
Außeruug der Abfinpungsländereien über den Bedarf de 
Einrichtungskoſten hinaus ergeben. 

10) Das Mentenbanft- Gef. v. 2. März 1850 beſtimmt im $. 49. 
Daß dasjenige, was die Gefege bei Abtefung ber Meallaften in Beziehung 
auf dritte Berfonen vorfchreiben, auch bei Ablöfung Durch die Rem 
tenban? Anmentung fintet, und daß hierbei die Abfindung durd 
Rentenbriefe einer Kapital» Abfindung gleich geachtet werten fol 
in weldyer Beziehung indeß a. a. DO. verfchtedene nähere Maaßgaben au 
georbnet werden. !) 

11) Das Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850 endlih bat im 6. 110. % 
befondere Benachrichtigung der eingetragenen Gläubiger und fonfligen Reel 
berechtigten von Kapitals⸗Abfindungen in den dort bezeichneten Hallen fik 
unndthig erflärt und zugleich beftimmt: 

a) daß infoweit dieſe Abfindungen zu ten Einrichtungskoſten erfor 
derlich, oder in die Subſtanz des Gutes anderweitig, oder zur Abfloßun 
prioritaͤtiſch eingetragener Kapitalspoften verwendet werten, nur die Aute 
einanderfegungd«- Behörde nad ihrem Ermeſſen zu prüfen babe, 
und wie weit bie Verwendung in einer, die Glaͤubiger und Realberechtiz⸗ 
ten des berechtigten Guis ficherftelenden Weife erfolgt iſt; 

b) daß in ten übrigen (ad c., d., e.) Fällen des $. 110. a. a. D. 
die Verwendung gar nicht Eontrollictt werben folle. 

Bergl. $. 111. a. a. O. in Betreff ver Bekanntmachung an die nich 
eingetragenen Gefflonarien und Nechtönachfolger. 


II, 


Erläuterungen in Betreff der in ter vorſtehenden leberfid 
sufammengeftellten Vorfchriften. 


I. Zuvörterft ift darauf binzumeljen, daß die gedachten Vorſchrijn 
die Sicherftelung des Intereffed theild der eigentlichen Hypotbel 
gläubiger, tbeild der andermeitigen Mealberechtigten, theild m" 
li der Lebnd- und Fideikommißfolger und Anwarter, fomie m 
Wiederfaufsberechtigten zum Ziele haben. ?) 

1. Was vie legterwähnte Kathegorie ter entfernteren Intereffnt 
nämlich die Lehne⸗ und Fideifommißfolger und die Wieverlanik 
berechtigten, betrifft, fo bat ver $. 8. (Alin. 5.) des Gef. v. 29. Im 
1835 ausdrücklich beftimmt, daß ed einer befonderen Benachriqti⸗ 
gung bei Kapitalabfindungen nicht bedarf, viefelben mögen von IM 
Theilungsplane Kenntniß erhalten haben oder nicht. 

Es ift bereits oben ©. 450 ff. erörtert, daß und in welchen Fällen viel! 
Intereffenten (zufolge $. 24. der V. v. 30. Iuni 1834) entmerer tm 
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1) Bergl. hierüber das Nähere im $. 49. des Rentenbank⸗Geſ. m ® I: 
ben Erlaͤut. dazu. > 

2) Daß die auf Sicherftellung des Intereffes der (früheren) Lehushent # 
und Dbereigenthümer bei Erbzinsgütern begüglichen Deftimmunnt, 
Rüdficht auf $. 2. Nr. 1. und 2. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, vlig a 
quirt find, iſt bereits wiederholt bemerkt worden. i 
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Unwentung, und kann fich bei entſtehenden Hinderniſſen der Verpflichtete feiners 
feite im jedem Falle durch gerichtliche Nieterlegung des Ablöfungs: Kapitals von 
aller Verhaftung befreien. 

4) Die Ablöf. DO. v. 13. Jult 1829 für vie weftlichen Landestheile 
(®. &. 1829, 6. 83 ff.) verortner in ven 66. 94. u. 95. gleichfalls, daß 
die hypotbekariſchen Gläubiger ter Berechtigten ver Ablöfung nicht wider« 
ſprechen Tönnen, und daß es ihrer Zuziehbung bei tem Abldfungsgefchäfte 
wicht bedarf. 

In den $$. 96— 101. a. a. D. werden ſodann die Vorfchriften des 
TER. 1. 20. 66. 460—465. wörtlich wiedergegeben, und ber $. 102, 

hinzu, daß ver Verpflichtete ſich durch gerichtliche Niederlegung des 

löfungs-Rapitals von aller Verhaftung befreien kann. 

Die SE. 105— 109. endlich disponiren in Betreff der Berechtigungen 
des Lehnsherrn, der Lehns⸗ unt Biteifommißfolger, der Obereigenthümer 
kei Erbzinsyütern, der Wiederkaufs⸗ und anteren Mealberechtigten in aͤhn⸗ 
licher Weife, wie tie betreffenden Beflimmungen ver 66. 153 — 155. der 
8m. 35. ©. 


9) Woͤrtlich gleichlautenne Beſtimmungen ertbeilen die 66. 91 — 99., 
102— 107. ter Ablöf. D. v. 18. Iunt 1840 für das Herzogthum Weſt⸗ 
phalen (8. ©. 1840, ©. 175—176) und tie $6. 65— 73. ver Abıdf. O. 
v. 4. Iuli 1840 für vie vormals Naffauifchen Lanteötheile und Wetz⸗ 
lar (a. a. D. &. 210—211). 

6) Das Megulir. Ev. v. 8. April 1823 für Pofen ıc. (G. ©. 1823, 
6.68) erflärt im 6. 94. auf die danach zu bearbeitenten Regulirungen 
Ne oben gedachten Borfchriften ter Gem. Tb. D. für anmentbar. 

7) Endlich hat das ©. v. 29, Juni 1835 im $. 1. die erwähnten 
Beflimmungen ter Gem. Th. DO. auf alle gutsherrlich⸗baäuerliche 
Regulirungen ertentirt, und vorgefchrieben, daß viefelben auch auf die 
u 6. 8. ter V. v. 30 Juni 1834 bezeichneten Nebengefchäfte, ingleichen 
uf foldye Auseinanterfegungen, bei welchen Feine bäuerlichen Befiger Theil 
shmen, Anwendung finten follen. 

Der S. 8. des Geſ. v 29. Iuni 1835 aber Hat die Vorſchriften des 

$. 150. ver Sem. Ih. DO. und des $. 39. tes Abldf. Gef. v. 7. Juni 
1824 noch erweitert und ergänzt, intem er beftimmt: 

a) taf bie befondere Bekannimachung, welche bei Regulirungen, Gemeinheits⸗ 
theilungen und Ablöfungen an bie Hnpothefengläubiger gu erlaffen iR, 
nicht nur binfichtlich der Gläubiger Rattfinden mug, welche Kapital gu 
fordern haben, fendern auc binfichtlich derjenigen, welche mit Nenten, 
Abgaben oder ähnlichen fortwährenpen Leiſtungen im Hypotheken⸗ 
buche eingetragen fichen; 

b) daß solche Realberechtigten befugt fein follen, au verlangen, daß tie Ka⸗ 
pitalabfintung entweder zur Wieberberftellung ihrer gefchmälerten Sicher⸗ 
Beit oder zur Befriedigung der erflen Hypothekengläubiger, infofern deren . 
—— für fie, tie Realberechtigten, verpflichtend find, verwendet 
werbe; un 

c) daß mit diefer Ergänzung ber $. 150. der Gem. Th. D. und der $. 39. 
der Ablöſ. O. v. 7. Zuni 18219 nicht nur auf Semeinheitstheilungen und 
Ablöfungen, fondern auch auf Regnlirungen Anwendung finden. 

Schließlich beſtimmt ter ©. 8. a. a. D. noch, 

Daß es bei Kapitalabfindungen feiner befonteren Befanntmachung au bie 


Lehnsherren, Obereigenthümer, Lehns⸗ oder Fiteifommißifelger und Wiederkaufs⸗ 
berechtigten bedarf, diefelben mögen ven dem Theilungsplane Kenntniß erhalten 
Yaben ober nidt. 

8) Das ©. v. 30. Juni 1834 $6. 58—60. und das ©. v. 29. Juni 
1835 $. 9. haben hiernaͤchſt Vorfchriften reſp. Über den Zeitpunkt ber 


460 Bon d. Ablboſ. der Reallaften, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen, 


x erlaffenden Belanntmachnng an die Nealberechtigten und über diejenigen 
Alle, wo es einer Benachrichtigung derfelben nicht bebürfen fol, ertbeilt. 

9) Der $. 10. des Gef. v. 29. Juni 1835 erflärt die WVorfchriften 
über die Mechte der Lehne und Fideikommißfolger, hypothekariſchen Glän 
biger und anderen Mealberechtigten bezüglich der Abldfungs-Kapita- 
lien auch auf die Ueberſchüſſe für anmwentbar, melde ſich bei Ber« 
Außeruug der Abfindungslänvdereien über den Bedarf ver 
Einrihtungsfoften hinaus ergeben. 

10) Das Mentenbant- Gef. v. 2. März 1850 beſtimmt im $. 49, 
daß dasjenige, was vie Gefehe bei Ablöfung ber Reallaſten in Beziehung 
auf dritte Verfonen vorfchreiben, auch bei Ablöfung durch die Ben» 
tenbanf Anmwentung fintet, und daß hierbei die Abfindung durqh 
Rentenbriefe einer Kapital» Abfindung gleich geachtet werten fol, 
in welcher Beziehung indeß a. a. O. verfchtedene nähere Maafgaben am 
georbnet werden. !) 

11) Das Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 endlich hat im $G. 110. die 
befondere Benachrichtigung der eingetragenen Gläubiger und fonfligen Real 
berechtigten von Kapitald-Abfindungen in den dort bezeichneten Fällen für 
unndtbig erflärt und zugleich beftimmt: 

a) dag infoweit dieſe Abfindungen zu den Einrichtungskoſten erfor« 
derlih, oder in die Subſtanz des Gutes anderweitig, oder zur Abflogung 
prloritätifchh eingetragener Kapitalspoſten verwendet werben, nur die Aubs 
einanderfehungd« Behörde nach ihrem Exrmeffen zu prüfen babe, ob 
und mie weit die Verwendung in einer, Die Gläubiger und Realberechtiz⸗ 
ten des berechtigten Guis ficherftellennen Weife erfolgt if; 

b) daß in ven übrigen (ad c., d., e.) Fällen des $. 110. a. a. O. 
die Verwendung gar nicht kontrollirt werden folle. 

Bergl. $. 111. a. a. DO. in Betreff ver Bekanntmachung an vie nid 
eingetragenen Gefflonarien und Nechtönachfolger. 


II. 


Erläuterungen in Betreff der in der vorſtehenden Ueberſicht 
zufammengeftellten Vorſchriften. 


1. Zuvoͤrderſt ift darauf hinzuweiſen, daß die gedachten Borfchriften 
die Sicherſtellung des Intereffed theild ver etgentlihen Hypotheken⸗ 
gläußiger, theil8 der anderweitigen Realberechtigten, theild end⸗ 
ih der Lehns» und Fidellommißfolger und Anmwarter, ſowie de 
MWiederfaufsberechtigten zum Ziele haben. ?) 

11. Was die letzterwähnte Kathegorie ver entfernteren Intereffenten, 
nämlich die Lehns⸗- und Fideikommißfolger und tie Wiederkauft- 
berechtigten, betrifft, fo bat ver $. 8. (Alin. 3.) des Gef. v. 29. Iud 
1835 austrädlich beſtimmt, daß es einer befonderen Benachrichti⸗ 
gung bei Kapitalahfindungen nicht bedarf, viefelben mögen von tem 
Thellungsplane Kenntniß erhalten haben oder nicht. 

Es iſt bereits oben S. 450 ff. erörtert, Daß und in welchen Fällen tiefe 
Intereffenten (zufolge $. 24. ver V. v. 30. Juni 1834) entweter duid 
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1) Vergl. hierüber das Nähere im $. 49. des Rentenbank⸗Geſ. uud ia 
den Erlaͤut. dazu. 

2) Daß die auf Sicherftelung des Intereffes der (früheren) Lehnsherren 
und Obereigenthümer bei Erbzinsgütern bezüglichen Beflimmungen, mi 
Rüdficht auf $. 2. Nr. 1. und 2. des Mblöf. Gef. v. 3. März 1850, völlig antl 
quirt find, iſt bereits wiederholt bemerkt worden. 
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befondere oder Öffentliche Bekanntmachung von der bevorflehen- 
den Auseinanderfegung überhaupt zu benachrichtigen und auf er« 
folgte Meldung zur Vorlegung des Auseinanderfegungsplaned zuzuziehen 
ſind. Nur der Deutlichkeit halber, und um diefe Intereffenten von an« 
deren Mealberechtigten reſp. Hypotbefengläubigern zu unterfcheiden, ift im 
Iegten Sage des $. 8. red Gef. v. 29. Juni 1835 ausprüdlich bemerkt 
werden, daß ed einer befonderen Benachrichtigung dieſer Intereffenten 
von einer Kapitalabfindung nicht bevürfe. 

Dergl. das 6. R. des Min. des I. v. 4. Juni 18401) (Min. Bl. d. 
i®. 1820, €. 256). 

111. Insbefonvere die Hiernady von der Kapitalsabfindung zu benade 
richngenden?) Sypotbefengläubiger und anteren Realberechtig— 
ten 3) betreffend, fo {ft zu bemerfen: 

A. Nur die Hypothefengläubiger und Mealberechtigten des zum 
Enpfange der Rapitalsentfhädigung Berechtigten find zu be— 
sehrichtigen;; denn den Gläubigern des mit der Kapitals» Abfindung be⸗ 
laſteten Grundſtückes waͤchſt tagegen dad erworbene Pertinenzftäd zu; 
der Werth des mit ihrem Pfandrechte beſchwerten Grunpftüdes gewinnt 
dauernd Durch die Ablöfung einer anderen Belaftung veffelben, wodurch 
Ihe Gicherheit für ausgeglichen erachtet wird. 

B. Bälle, in weldhen e8 ter Belanntmadhung der Kapis 
talabfindungen an die eingetragenen Öläubiger und an die 
hmfigen Realberechtigten nicht bedarf. 

[®. vo. 29. Juni 1835 $. 9. und Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 
$f. 110. u. 111.) 

Der $. 110. des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850, welcher die früheren 
Berfchriften über diefen Begenftand, insbeſ. den 6. 9. des Gef. v. 29. Juni 
1835, für aufgehoben erklärt, im Wefentlichen aber auch dieſe Vorfchrife 
en in fich aufgenommen hat, ſtellt vie Faͤlle vollitändig zufammen, In wel⸗ 
ben es gegenwärtig einer Benachrichtigung der Gläubiger von der Kapie 
alsabfinpdung nicht bedarf. 

Dazu ift Folgentes zu bemerken: 

a) Ueber vie Mopiftfationen, welche der aufgehobene $. 9. des Gef. 
. 29. Juni 1835 durch die jetzige Faſſung des G. 110. des Abloͤſ. Bel. 
.2. Mär; 1850 erfahren hat, und zur Grläut. deffelben vergl. die Zuf. 
um * 110. a. a. O. (f. in Bd. II. Abth. I. S. 758—759). 

) Zu Litt. a. des ©. 110. des Abldf. Geſ. v. 2. März 1850. 

Unter den „Einrichtungskoſten“ find die im 6. 4. des Geſ. v. 
9, Juni 1835 gedachten zu verftehen. 

c) Zu Litt. c. a. a. ©. 

er bier (glüchmäßig wie im F. 9. Litt. c. des Gef. v. 29. Juni 
1835) gebrauchte Ausdruck: „Kapitalsabfindung“ hat zu dem Bes 
xnken Anlaß gegeben: ob der angegebene Abfindungsbetrag nur auf den 
yazız Berechtigten oder auch auf den Berpflichteten, auf die einzelnen Sum- 
nen zu Beziehen fei, womit mehrere einzelne Perfonen den Berechtigten für 


1) Bergl. in Br. 1. ©. 683 fi. 

2) Das R. des Min. des 3. v. 19. Nov. 1832 (Koch's Agrargef., 4. Aufl. 
©. 182, f. in ®b. I. S. 682) beflimmt, daß die an die Gläubiger zu erlaffenten 
Belanntmacdnungen burch die SpezialsRommiffarien bewirkt werden follen; 
kubeß Bleibt den Anselnanberfepungs: Behörden unbenommen, bie betr. Korrespons 
ben; ſelbſt zu übernehmen. 

3) Bergl. $. 8. Alin. 1. u. 2. dee Geſetzes v. 29. Inni 1835 über den Uns 
teeichied des Hypothefengläubiger und anderer Realberechtigten. 
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einen und denfelben Begenftand abfinden? Da indeß die Befanntın 
einer Rapitaldabfindung In Betracht des etwanigen Nachtheils vorgeft 
tft, welchen die Nealgläubiger durch die Abldfung eines ihnen 
teten Pertinenzſtuͤckes mittelft Kapitalabfindung erleiden möchten, fo 
zweifelhaft, daß die Bekanntmachung erfolgen muß, wenn der Wer 
abgelöften Pertinenzftüdes oder die Kapitaldentfchänigung des Bere: 
von Seiten aller Verpflichteten zufammengenommen m 
20 Thlr. beträgt. (Vergl. Dönniges Land. Kult. Geſ., Bd. 3. S & 

d) Zu Litt. d.a. a. O. 

Durch diefe Beftinnmung iſt ter 6. 152. der Gem. Th. D. * 
darauf bezügliche F. 1. des ©. v. 29. Juni 1835 befeitiget worden. 

e) Su Lit. e. a. a. O. 

Vergl. F. 49. des Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850. 

C. Was den Fall betrifft, wenn bei einer an tie Realberechti— 
erlaffenden Bekanntmachung wegen der Kapitalabfindung ein ein 
gener Bläubiger, deſſen Erben orer Ceſſonarien ihrem Aufe 
nach oder fonft nicht zu ermitteln ſind, fo find darüber folgent 
ſchriften erteilt: 

a) Der 6. 60. der DB. v. 30. Juni 1834 beſtimmt, daß alsde 
Öffentliche Bekanntmachung an dergleichen Perfonen nach Vorſch 
$. 12. des Ausführ. Geſ. v. 7. Juni 1821 erfolgen folle. 

Der $. 111. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ſchreibt vo 
die Befanntmahung nur an die im Hypothefenbudhe des b 
tigten Gutes eingetragenen ®läubiger und Nealberechtigten z 
ten, und eine Ermittelung und Benachrichtigung ihrer nicht eingef 
Erben, Geffonarien oder Nechtönachfolger nicht erforderlich ſei, ſonderr 
die Öffentliche Bekanntmachung erſetzt werde, welche eintreten 
wenn der eingetragene Kreditor todt oder feinem Aufenthalte nad 
kannt oder nicht mehr Befiger der Forderung fl. 

Indeß ſteht es der Auselnanderfegungd- Behörde frei, flatt der 
lihen Bekanntmachung die Ermittelung des zeitigen Beſitzers ver 
sung und die befondere Benachrichtigung deffelben zu veranlaffen, *®) 
dies ohne Schwierigfeit zu bewirken if. 2) 


D. Berwarnung, weldhe mit der Befanntmadhung ı 
Glaubiger und Realberechtigten zu verbinden. 

a) Die Geſetze haben nicht austrüdlich vorgefchrieben, daß d 
fanntmacdhungen diefer Urt eine Verwarnung hinzuzufügen, u 
Praris der Auseinanderſetzungs⸗Behörden ift hierüber verfchieden 
Min. des I. und der I. haben fich indeß dahin ausgefprochen, 1 
Bekanntmachung mit der Warnung zu verbinden fei, „daß wenn bie 
biger ſich nicht innerhalb ſechswöchentlicher Friſt nach der ihnen Ir 
genen Benachrichtigung mit den ihnen gefeplich zuſtehenden Anfpı 
der Auseinanderfegungd- Behörde melden, fie mit feinen Einwentun; 
gen die Auseinanderfegung gehört werben würden und ihre Mechte 
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1) Es verſteht ſich von ſelbſt, dag in dieſem Falle der Nachwe 
Legitimation des Inhabers der Forderung geführt werden muß. 

2) Durch dieſe Vorſchriften des F. 111. des Ablöf, Gef. v. 2 M& 
erledigen Ah die R. des Min. dee. 3. v. 28. DEt. 1830 (Rodh's U 
4. Aufl. ©. 1853), daß wenn die Gläubiger ihrem Aufenthalte nach wa 
find, and, eine Öffentliche Bekanntmachung an biefelben zulaͤffig iR, und m. 
1832 u. 18. Juni 1840 (Din. Bl. d. i. V. 1840, S. 400), daß auch bie 
md Rechtsnachfolger ter eingetragenen Gläubiger, fofern folche bei 
sinanderfegungss Behörde befannt werden, zu benachrichtigen. 
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bgeloſte Realität, auf das Abldfungskapital und deffen Verwendung ver» 
nen geben. 

Bergl. C. R. des Min. des I. u. der 3. v. 10. Nov. 1831.) (v. 8. 
isn. Br. 15. ©. 739 und Jahrb. Br. 38. S. 294.) 

EB) Beräglidy der Öffentlichen Bekanntmachungen ergiebt fich vie 
Rethiwendigkeit der Berwarnung aus $. 60. der ®. v. 30. Suni 1834, 
relcher außprüdlih auf den F. 12. tes Ausführ.s Gef. v. 7. Juni 18241 
erwei 


E. Betteffend den Zeitpunkt der zu erlaſſenden Belannts 


nachung. 

ID. v. 30. Juni 1834 6. 58.] 
Der $. 58. ter V. v. 30. Juni 1834 fchreibt al6 Regel vor, daß die 
a Rede ſtehende Bekanntmachung gleid, nach Beflätigung des Aus» 
einanderſezungs⸗Rezeſſes erfolgen fol, jedoch auch ſchon früher 
efelgen Darf, wenn von den Hauptintereſſenten darauf angetragen wird ($. 
803. der V. v. 20. Suni 1817). 

Zugleih wird indeß angeordnet, daß die Bekanntmachung auf Antrag 
ver Intereffenten ausgefegt werten darf, wenn: 

a) die Abfindungsfapitalien nicht fofort bezahlt, fondern durch Gintragung bei 

dem verpfliteten Bute verfichert werben; 

b) wenn der Berpflichtete bereit ift, der Zahlung ungeachtet, den eingetrages 

nen, Bläubigern und Realberechtigten für den Betrag berfelben verhaftet 
w bleiben; 
e) Sein tas Geld gerichtlich niedergelegt wird. 

In ven Fällen zu a. u. b. muß inteß tie Auseinanderfegungs-Behörve 
Ranlaffen, daß die Eintragung gehdrigen Orts erfolge, und in 
len Bällen fol fie beſtimmte Friften fetfegen, nad) deren frucht⸗ 
em Berlaufe die Befannimachung zu veranlaffen. 

An viefe Vorfchriften des F. 58. der B. v. 30. Juni 1834 Tnüpfen 

folgenve Bemerkungen: 

aa) Die im 6.58. a. a. O. ausgeſprochene Regel ift, daß vie Benach⸗ 
Migung gleich nach Beflätigung des Rezeſſes erfolgen fol. Die Benach⸗ 
igung fann jedoch früher gefchehen, oder fie Tann, nach den Anträgen 
: Sntereffenten und unter ven im Geſetze angegebenen Bedingungen, aus⸗ 
egt bleiben. 

Bergl. Tas R. des Min. des I. v. 18. Jult 1839. 2) (Koch's Agrar 
„4. Aufl. ©. 418.) 

bb) In tem Schlußfage des $. 58. a. a. D. iſt ausgebrüdt, daß in 
s Bällen, wo vie Bekanntmachung an die Gläubiger, felbft nach erfolg⸗ 

des Rezeſſes ausgeſetzt worten ift, fie keinesweges ganz 
galt. Die Intereffenten follen vielmehr innerhalb beftimmter Friſt nach⸗ 
fen, ob und daß fie entbehrlich fei. Geſchieht dies nicht, fo muß vie 
nutmachung veranlaßt werden. — Der $. 9. des Gef. v. 29. Juni 
85 und gegenwärtig ter $. 110. des Ablöf.- Gef. v. 2. März 1850 
St indeß die Fälle an, in welchen diefelbe ganz wegfällt. 
&) Darunter ift die gerichtliche Depofition des Abfindungsfapitald nicht 
. Diefe entbintet alfo tie Auseinanderfegungd- Behörden nicht 
a ter fonft erforderlichen Bekanntmachung. Durch die Depofition wird 
lein der Zahlungspflichtige von feiner Verbindlichkeit frei ($. 213. A 2. 
„X 16.), indbefondere von der Vertretungspflicht für die gehörige Vers 
nung des Abfinnungsfapitals, dem zum Empfange des Kapitals Berech⸗ 
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b) oder ur Befriebigung der erflen Hypotheken, , tafofen 
deren Worderungen für fle, die Realberecht erfahren fü, 
verwendet werde. 7) | 
Zu tiefen Befimmungen {ft Folgendes zu bemerken: 
A. Betreffend die Zuläffgkeit der Mittel zur Wiederherftellung tn 
Sicherheit ver Mealberehtigten bei Verwendung der Ablöfungsfapitalten. 
Die Dekl. v. 29. Mai 1816 beftimmt — in Beziehung auf die imf 
31. des Regulir.Ed. v. 14. Eept. 1811 nicht weiter angedenteten Rede 
dritter Perfonen, welche aus Biveifommiffen, Majoraten, Lehnöverban, 
Schuldverpflichtungen und dergleichen berühren — im Art. 70. 
daß Kapitalsabfindungen einer Gutöherrfchaft, teren Gut, Lehm ober Binb 
tommiß mit Schulden belaftet if, in ſoweit als es deren (ber Kapitalsabfindunge] 
Be in Befolge der Auseinanderfegung nöthig werdenden Ginrichtungen # 
el 










jarf, nach den wegen der Rinfaufsgelder bei Grbverpachtung der Lehnz, 
Tommißs und verfchnldeten Büter ertheilten Berfchriften ($. 9. des Ed. v. 
1807) wieder zu Lehn und Fidelkommiß angelegt ober zur Befriedigung ber 
Sypothefglänbiger verwendet werten müflen. 
Hieraus iſt gefolgert worden, daß mit Ausnahme der Werwen 
den Einrichtungdfoften vie Kapitaldabfindungen in Regulirungd« 
elegenheiten nur in Sehn« und Bireitommißgäter durd; Ankauf 
Bertnenzäde, oder durch Anlegung tes Kapital zu einem € 
@eld-Bideifommiß, außerverm aber, ſowie bei anderen verfchuldeten SUR 
ausſchließlich zur Abſtoßung der erflen eingetragenen Hypothekſchulden 
verwenden ſeien. 
Der Axt. 70. der Dekl. hat indeß (obgleich dazu nur die $$. 31. 
38. des Regulit. Ed. v. 14. Sept. 1811 allegirt An) durch den f 
. tes Geſ. v. 29. Juni 1835 feine Erledigung gefunden, da der $. 1. 
O. die in den $$. 147—155. der Gem. Th. 8. aufgeflellien Grundfäge 
die Wirkungen ter Auseinanterfegungen in Eeziehung auf die Reche 
ter Verfonen auch auf die nach jenem Er. vorzunehmenten Regulini 
außgebehnt hat. 
Nach $. 150. der Gem. Th. O. und dem darin in Bezug genom 
$. 461. U. E. R. I. 20. können Hypothefengläubiger verlangen, 
daß ber Schuldner die ihm ausgefepte haare Vergätigung entweder 
Wieberberflellung ihrer durch die Abtretung gefchmälerten Siherheit, ober b)jf 
ſtoßung der zuerft eingetragenen Kapitalspoften, fo weit le dazu hinreicht, zum 
Durdy den $. 39. der Ablöf. O. v. 7. Iunt 1821 iſt dieſe Vorl 
auch auf die Ablöfungen nach jener Ortn, und durch den $. 94. x 
































N, 


v. 29. Juni 1835, ver $. 94. ter Ablöf. DO. v. 18. Juni 1840 und der 
des Ablöf. ©. v. 4. Juli 1840 enthalten diefelbe Worfchrift, welde 
hin ſowohl für Megulic.«, Ablöf.e, ais Gemeinheitätheilungsgefcäftt db 

1) In der erfien Alternative berfelben ift kelne Bejchränfum 
ſichtlich der Mittel zur Wiederherftelung der, durch die Abtretung ven 
tinenzRüden und durd) Ablöfung von Gerechtfamen gegen Kapiraldubft 
geihmälerten Sicherheit, ausgedruͤckt. — Diefe Wieverherjtellung ver Sh 


4) Derfelbe Grundſatz finvet ſich ansgefprochen im $. 461. a. & MI 

f. oben ©. 457, Note 1), im $. 150. der Gem. Th. D. v. 7. Iuni IB 

b. 1. 6. 324), im $. 97. ber Ablöf. D. r. 13. Jull 1829 (@, ©. MIN 
83 f.), im 8. 9. d.r MLdf. D. v. 18. Juni 1810 (8. ©. 1840, ©, 13.) 

im $.68. des Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1540 (®. ©. 1840, ©. 210 fi). 4 
auch 5. 94. de6 Regui. @. v. 8. April 1823 für Polen x. (©. ©. 189, & 
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kann mithin auch durch Verwendung der Kapitalsabfinvung in 
das verpfändete But, durch Ankauf von Pertinenzftüden oder 
durch bleibende Verbefferungen veffelben, oder Durch ander— 
weitige Sicherfiellung Des Kapitals, bewerfftelligt werten. 
2) Die zweite Alternative tes $. 461. A. L. R. I. 20., 
dag naͤmlich Kapitalabfintungen auch zur Abſtoßung der zuerft ein» 
getragenen Kapitaldpoften verwendet merten dürfen, 
unterliegt gleichfalls der Borausfegung und Beringung, Taf dadurch Die 
Sicherheit aller Mealberechtigten wieder bergeftellt werte. Dies tft zwar 
im 6.461. a. a. O. und in ven ihm nachgebilteten Gefepftellen nicht aus⸗ 
dt, folgt indeß aus tem in ten 6. 147—149. ter Gem. Th. O. 
wergi. 5. 1. des Gef. v. 29. Iuni 1835) aufgeftellten Grundſatze. Die 
Rapbalsabfindung ft allen Mealberechtigten verhaftet; bei Verwendung 
verfelben kann jeder Realberechtigte verlangen, daß feine frühere Sicherheit 
dedurch wieder bergeftelt werte. — Daher beflimnmte ter 6. 48. der V. 
x 20. Juni 1817, daß die Auseinanterfegungd=» Behörde binfichtlich der 
Kapitalabfindung ſolche Beſtinimungen zu vermitteln babe, wodurch die 
Nechte aller Intereffenten geficher: werten. Wenn nun auch tiefe Vor⸗ 
fpäter dahin modificirt ifl, daß ten zur Ausdeinanderfegung zuzuzies 
Interefienten tie Wahrnehmung ibrer Gerechtfame allein überlaffen 
fol, fo ift doch dadurch der vorgedachte Grundſatz über tie Ver- 
e der Entfchätigungen und vie daraus entfpringende Befugniß ter 
ze echtigten wegen der Verwendung berfelben zur Wieterberftellung 
Ihre Sicherheit nicht abgeändert. ($. 10. der V. v. 30. Juni 1834.) 

5 = a) Diefem Grundfage enıfprecyend, ift durch F. 107. ver Ablöf. O. 
6 13. Jali 1829, 5. 105. der Ablöf. O. v. 18. Juni 1840 und g. 79. 
Ablõoſ. Geſ. v. 4. Juli 1840 die Verwendung von Kapitalsabfindun⸗ 
zur Befriedigung der erften Hypothekglaͤubiger nur in fo weit nachges 
worden, ald deren Forderungen für tie Mealberechtigten — Xehns- 
| Fideikommißfolger, Wieverfaufsberechtigte und andere Realberechtigte 

> serpfliäytend find. — Daffelbe ift im 6. 8. des Gef. v. 29. Juni 1835 
tlich der Hypothekglaͤubiger, einfchlieglich ver mit Menten, Abgaben, 
ähnlichen fortbauernden LZeiftungen eingetragenen Släubiger in Regu⸗ 
aug0s, Abloͤſungs⸗ und Gemeinheitstheilungs⸗Angelegenheiten außgefpros 
Denn die Sicherheit terjenigen Nealberechtigten, weldye für tie erſt⸗ 
zagenen Hypothekſchulden nicht verhaftet find, wird durch Verwendung 
R: Mapitalbabfindung zu deren Tilgung nicht wiederhergeſtellt. 
eb) In Hinficht der Lehns⸗ und Fiteifommißfolger und Wieterfaufs- 

ten in ®emeinheitätbeilungsfachen nach $6. 153., 154. der Gem. 
* D., in Ablöfungsfachen nady 6. 40. der Abiöf. O. v. 7. Juni 1821 
u : in Megulir. Ang. nach F. 1. des Gel. v. 29. Juni 1835 (vergl. 

ed des Degulic. Gef. v. 8. April 1823) ift eine gleiche Maaßgabe, 

Zu a. erwähnt, nicht auögefprochen worden. Indeß finden aud) bei 
und Fideikommiſſen gleiche Verbältniffe flatt, und wenn daher im 
3. der Gem. Th. D. Dis Verwendung der Rapitaldabfintung bei Lehn⸗ 
ommißgätern zur Befriedigung der erftien Hypothekengläubiger 
Nafien ift, fo muß dabei das gemeine Rechtsverhältniß vorausgeſetzt 
%, wonach die Theilnehmer an der VBroprietät nur für Eonfentirte oder 
E Gefeglicd, verpflichtende Hypotheffchulten verbaftet find, durch deren 

eng mittelft Verwendung der Kapitalbabfindung ihre Sicherheit wieder 
Eeullt wird, gemäß dem oben zu 2. erözterten Gruntfage über tie Ent⸗ 
*@ungen bei Auseinanderfegungen. !) 


1.1.0 
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— zu. 


E 1) Vergl. die übrigens antiquirten A, des Min. bes I. v. 18, Aug, 1838 


ans 


A66 Bon d. Ablöf. der Meaflaften, ven Regulirungen u. Gem. Theilungen, 


b) oder zur Befriedigung der erften Hppothefengläubiger, infofern 
deren Forderungen für fle, tie Mealberechtigten, verpflichtend flat, 
verwendet werte. !) 

Zu tiefen Beflimmungen iſt Folgendes zu bemerken: 

A. Betreffend tie Zuläfftgkeit ter Mittel zur Wiederherſtellung te 
Sicherheit ter Nealberechtigten bei Verwendung ter Ablöfungsfapitalien. 

Die Dekl. v. 29. Mai 1816 beſtimmt — in Beziehung auf vie imf 
31. tes Megulir.Er. v. 14. Sept. 1811 nicht weiter angedenteten ed 
dritter Perfonen, welche aus Fideikommiſſen, Majoraten, Lehnsveirband, 
Scyultverpflichtungen und dergleichen herruͤhren — im Art. 70. 

dag Rapitalsabfindungen einer Gutäherrfchaft, teren Gut, Lehn ober Feb 

kommiß mit Schulden belaftet iR, in foweit als es deren (ber Kapitalsabfindungen) 
u den in Gefolge der Auseinanderiegung nöthig werdenden Ginrichtungen widt 
Vedarf, nach den wegen ter Binfaufsgelder bei Grbverpachtung der Lehns, Fidei⸗ 
Fommißs und verſchuideten Büter ertheilten Borfchriften ($. 9. des Ed. v. 9. Oft 
1807) wierer zu Lehn und Fideikommiß angelegt oder zur Befriedigung der erflen 
Hypothefgläubiger verwendet werten mülflen. 

Hieraus iſt gefolgert worten, taß mit Ausnahme ter Verwendung ji 
den Einrichtungsfoften tie Kapitaldabfindungen in Negulirungs « An» 
gelegenbeiten nur in Lehn- und Fireifommißgüter durch Ankauf nepe 
Bertinenzftäcde, order durch Anlegung des Kapitald zu einem Geldlehn, 
Geld⸗Fideikommiß, außerterm aber, ſowie bei anteren verfchuldeten Gütern, 
ausfchlieglich zur Abftoßung der erften eingetragenen Hypothekſchulden zu 
verwenten ſeien. 

Der Art. 70. der Dekl. bat indeß (obgleich dazu nur die $F. 31. = 
38. des Regulir. Ev. v. 14. Sept. 1811 allegirt find) durch den $. I. 
des Geſ. v. 29. Juni 1835 feine Erledigung gefunden, da der $. 1.a.& 

D. die in den 66. 147—155. der Gem. Th. d. aufgeftellten Gruntfäge über 
die Wirkungen ter Auseinanterfegungen in Peziehung auf die Mechte vis 
ter Verfonen audy auf vie nad jenem Ed. vorzunehmenden Megulirungen 
ausgedehnt hat. 

Nach $. 150. der Gem. Th. O. und dem darin in Bezug genommenca 
6. 461. A. 2. R. I. 20. können Sypothefengläubiger verlangen, 

daß ber Schuldner die ibm ausgeſetzte baare Bergütigung entweder a) gi 
Miebderberftellung ihrer durch die Abtretung gefchmälerten Siberbeit, oder b) zu . 
fteßung der zuerft eingetragenen Kapitalspoflen, fo weit fle bayu binreicht, verwenlb " 

Durch den $. 39. der Ablöf. O. v. 7. Juni 1824 if dieſe Vorſorz 
auch auf die Ablöfungen nach jener Ortn. und durch den F. 94. re ir 
gulir. Gef. v. 8. April 1823 auch auf die hiernach vorzunehmenden Ar 
gulirungen ter gutäberrlich« bäuerl. Verbältmiffe in Poſen ze. ausgedehg 
worden. — Der 6. 97. der Ablöf. D. v. 13. Juli 1829, der $. 8. res WE 
v. 29. Juni 1835, ter $. 94. der Ablöf. O. v. 18. Juni 1840 und ver. 6% | 
des Ablöf. ©. v. 4. Juli 1840 enthalten dieſelbe DBorfchrift, melde mie 
hin ſowohl für Regulir.- Ablöſ.⸗, als Gemeinbeitstheilungsgefhäfte gilt . 

1) In ver erften Alternative derſelben ift Eeine Beſchränkung hir 
ſichtlich der Mittel zur Wiererherftelung der, Durch die Abtrerung von Bew 
tinenzftücden und durch Ablöfung von Gerechtfamen gegen Kapitalsahfin 
geichmälerten Sicherheit, ausgedruͤckt. — Diefe Wieperherftellung der Ei 


° 
> 
N 
s 


1) Derfelbe Grundſatz finnet ſich ausgefprocden im $. 41... M.LWM . 
(ſ. oben S. 457, Note 1), im $. 150. der Gem. Tb. D. v. 7. Sant 1821 (ER 
Br. I. S. 324), im $. 97. ter Aklöf. O. v. 13. Zull 1829 (8. S. 19, . 
83 ff.), im 8. 94. dr Ablöſ. D. v. 18. Juni 1540 (8. ©. 1840, S. 173.1 )1b ' 
im 8.63. des Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1540 (8. ©. 1840, ©. 210 £). — Beil. 
auch $. 33. des Regul. Ed. v. >. Mpril 1823 für Bofen =. (G. G. 1623, ©. 66) 


Pe 
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kann mithin auch durch Verwendung der Kapitalsabfintung in 
das verpfändete But, durch Ankauf von Pertinenzftüden oder 
turch bleibende Verbefferungen veffelben, oder Durch ander— 
weitige Sicherftellung des Kapitals, bemerfftelligt werten. 
2) Die zweite Alternative des $. 461. U. 2. R. I. 20., 
daß nämlid, Kapisalabfintungen auch zur Abſtoßung der zuerſt ein- 
getragenen Kapitalöpojten veıwentet werten duͤrfen, 
unterliegt gleichfalls der Vorausfegung und Beringung, daß dadurch vie 
Sicherheit aller Realberechtigten wieder hergeſtellt werde. Dies tft zwar 
im J. 461. a. a. O. nnd in ten ihm nachgebildeten Geſetzſtellen nicht aus⸗ 
— folgt indeß aus tem in ten 66. 147 — 149. ter Gem. Th. O. 
vergl. F. 1. des Gef. v. 29. Juni 1835) aufgeſtellten Grundſatze. Die 
Rayktalsabfintung ift allen Mealberechtigten verhaftet; bei Verwendung 
derſelben kann jeder Healberechtigte verlangen, daß feine frühere Sicherheit 
dedurch wieder bergeftellt werte. — Daher beftimmte ter $. 48. der V. 
» 20. Juni 1817, daß die Auseinandeiſetzungs⸗Behoͤrde binfichtlicy ver 
Rapitalabfindung ſolche Beſtimmungen zu vermitteln babe, wodurch vie 
Rechte aller Intereffenten gefichert werden. Wenn nun auch vdiefe Vor» 
ri Später dahin morificirt ifl, daß Ten zur Auseinanderſetzung zuzuzies 
enden Interefienten tie Wahrnehmung ihrer Gerechtſame allein überlaffen 
werden fol, fo ift Doch dadurch Der vorgedachte Grundſatz über tie Ver⸗ 
— der Entſchädigungen und die daraus entſpringende Befugniß der 
berechtigten wegen der Verwendung derſelben zur Wiederherſtellung 
er Sicherheit nicht abgeändert. (F. 10. ver V. v. 30. Juni 1834.) 
a) Dieſem Grundfatze eniſprechend, iſt Tuch F. 107. der Abloͤſ. O. 
a 13. Juli 1829, ©. 105. ter Abloſ. O. v. 18. Juni 1840 und g. 79. 
ws Ablöf. Geſ. v. 4. Juli 1840 tie Verwendung von Kapitalsabfindun⸗ 
zur Befriedigung der erften Hypothekgläubiger nur in fo weit nachge» 


— worden, als deren Forderungen für die Realberechtigten — kehns⸗ 


m Bideifommißfolger, Wiederkaufsberechtigte und andere Realberechtigte 
— verpflichtend find. — Daſſelbe iſt im $. 8. tes Gef. v. 29. Juni 1835 


— hirſichtich der Hypothekglaͤubiger, einfchließlicy ver mit Menten, Abgaben, 


ähnlichen fortdauernden Leiftungen eingetragenen Gläubiger in Regu⸗ 


Ser 
‚ Rrungs«, Ablöfungs- und GemeinheitötheilungssAngelegenheiten außgefpro« 


Denn tie Sicherheit terjenigen Mealberechtigten, welche für vie erſt⸗ 
agenen Hypothekſchulden nicht verhaftet jlnd, wird durch Verwendung 

der KRapitaldabfintung zu deren Tilgung nicht mwiederhergeftellt. 
b) In Hinſicht der Lehns⸗ und Fiteifomnißfolger und Wiererfaufs- 
ten in Gemeinheitstheilungsſachen nady 66. 153., 154. der Gem. 
2. D., in Ablöfungsfachen nad} $. 40. ver Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 
mup in RMegulir. Ang. nach 6. 1. des Gef. v. 29. Juni 1835 (vergl. 
SE 94. des Regulix. Geſ. v. 8. April 1823) if} eine gleiche Maafgabe, 
Wgle zu a. ermähnt, nicht ausgeſprochen worten. Indeß finten aud) bei 
und Fidelkommiſſen gleiche Verhältniffe flatt, und wenn daher im 
$ 153. der Gem. Ih. O. dis Verwendung der Kapitaldabfindung bei Lehn⸗ 
uns Sideikommißgütern zur Befrierigung der erfien GHypothefengläubiger 
meggelafien ift, fo muß dabei das gemeine Rechtsverhältniß voraudgefept 
Werden, wonach die Theilnehmer an der Vroprietät nur für Eonfentirte oder 
Goa geſetzlich verpflichtente Hypothekfchulten verhaftet find, durch teren 
mittelft Verwendung ter Kapitaldabfintung ihre Sicherheit wieder 
Ut wird, gemäß tem oben zu 2. eröxterten Sruntfage über tie Ent» 


—— bei Außeinanderfegungen. ?’) 















1) Vergl. die übrigens antignirten R. des Min. des I. v. 18. Aug, 1838 


an» 


468 Bon d. Ablsſ. der Reallaſten, ven Regultrungen u. Gem. Thellungen. 


3) Die Brage: 
ob die mit Menten, Abgaben oder ähnlichen fortdauernden Leiftungen 
eingetragenen Gläubiger verlangen können und 
ob ter Mealverpflichtete (der die Kapitaldabfindung empfangente Bulk 
befiger) befugt fei 
das Abfindungsfapital zur Befriedigung ter eben gedachten Real⸗ 
berechtigten, mittelft Kapitalifirung der ihnen zuſtehenden Renten, 
Abgaben und Leiflungen und Abtragung dieſes Kapitald zu wen 
wenten? 
tft im Allgemeinen zu verneinen. Denn obgleich der $. 8. des Bel.» 
29. Juni 1835 die Gläubiger, welche mit Nenten, Abgaben und ähnlichen 
fortwaͤhrenden Leiftungen im Hypothefenbuche eingetragen ſtehen, ven 6% 
pothefengläubigern, welche Kapital zu fortern haben, in fo weit gleichſtekt 
daß ihnen allen eine Bekanntmachung der flaıtfindenden Kapitalsentſchadb 
gung zugehen fol, unt daß die Wiererherftellung ihrer gefcymälerten © 
cherheit auch durch Befriedigung der erften Hypothefengläubiger, in fefen 
deren Forderungen für fie, die Nealberechtigten, verpflichtend find, erfolge 
fann, fo befchränft fich vie Forderung ter mit Renten ıc. eingetragene 
Släubiger Doch auf die fortvauernte Keiftung und Abtragung rer enten 
Abgaben ꝛc. Sie können nur die Wieterberftellung der Sicherheit verlan 
gen; die Verwandlung ter fortlaufenten Menten, Abgaben und Leiftunge 
in ein Kapital und deſſen Abtragung überfchreitet inteß dieſe Gränzen 
fte ift eine limfchaffung ter Obligation und involvirt eine Abldfung Lurd 
Kapital, auf welche beſonders provocirt werden muß. Daher kann be 
Beftimmung des Art. 70. ver Dell. v. 29. Mai 1816, des $. 107. de 
Ablöf. O. v. 13. Juli 1829, des 6. 8. des Gef. v. 29. Suni 1835, ve 
6. 105. der Abldf. O. v. 18. Juni 1840 und des Ablöf. Gef. v. 4. el 
1840, „daß die Kapital- Abfindung zur Befriedigung der erſter 
Hppothefgläubiger verwendet werden könne“, — nid ter Eim 
beigelegt werten, daß auch die Abldfung der mit Menten, Abgaben ode 
ähnlichen forttauernten Leiftungen eingetragenen Bläubiger und teren U 
findung mit Kapital einfeitig von dem Gläubiger oder tem Schalt: 
ner verlangt oder aufgebrungen.werden könne; vielmehr fan 
nur die Abſtoßung der zuerft eingetragenen Kapitalspofe 
darunter verflanten werden. 

Dahin geben auch tie Vorfchriften des im $. 150. der Bem. Th. O 
und im $ 39. ver Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 in Bezug genommen 
$. 461. A. L. R. 1. 20., res 6. 97. der Abloͤſ. O. v. 13. Juli 1839, 
des $. 94. der Ablöf. O. v. 18. Juni 1840 und des 6. 68. des kr 
Gef. v. 4A. Juli 1940. Alle dieſe Gefepftellen ſprechen nur von ver 
floßung ter zuerft eingetragenen Kapitalöpoften und verleihen den eingeim 
genen Gläubigern nur das Recht, ibre Rapitalien zu Fündigen, wen 
nicht auf andere Weife ihre Sicherheit hergeftellt wird. 

Es verftebt fich indeß von ſelbſt, daß hierdurch nicht für ausgefchlefe 
u erachten, daß die mit Renten, Abgaben und Leiſtungen eing 

ealbe rechtigten im Wege ver Bereinigung der Gläubiger um 
Schuldner auf Ablöfung ter Menten, Abgaben und Leiftungen mit Aw 
pital, in fomweit ſolche für die übrigen Nealberechtigten verpflichtend ah, 
befriedigt werten. Der Verwendung einer Kapitaldabfinvung hierzu, ſich 
unter folchen Umſtänden fein Hinderniß entgegen; denn bie as w 
Menten, Abgaben und Kaften ftellt die Sicherheit ver änuntlichen Or 
(v. K. Ann. Br. 22. ©. 614) und v. 30. Sept. 1841 (Min. BI. d. i. 8. 1841, 
©. 291). 









— 
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berechtigten eben fo wieter ber, als ſolches durch Abſtoßung von Kapitald« 
forterungen gefchieht, und entfpricdyt ter allgemeinen Beſtimmung, daß ber 
Schuldner tie ihm audgefegte baare Vergütung zur MWiederherflelung der 
tucch Die Abtretung eines Pertinenzſtücks, durch tie Ablöfung von Gerech« 
ügkeiten gefchmälesten Sicherheit ter Mealberechtigten auf ihr Verlangen 
verwenden fann. 

B. Mit den zu A. gedachten Sragen über tie Zuläfflgfeit Der Mittel 
zur Wiederherſtellung ter Sicherheit ver Nealberechtigten, hängt tie weitere 
Frage zufammen: 

ob tem Mealberechtigten oder tem belafteten Gutöbejlger die Befugniß 
zuſtehe, zwifchen den zuläfiigen Verwendungsarten der Kapitalabfindung 
u wählen? 

Aus den Worten tes 6.461. U. L. R. I. 20., des 6. 97. ter Ablöf. 
D. v. 13. Juli 1829, des $. 94. ter Ablöſ. O. v. 18. Juni 1840 und 
des F. 68. des Ablöf. Bei. v. A. Juli 1840, womit ver $. 8. Ted Gef. 
». 29. Juni 1635 wefentlich übereinftimmt: 

„Dielen (ten Hypothefgläubigern) ſteht alstanıı (nach erfolgter Benachrichs 
Ngung von der Kapitalsabfindung) frei, zu verlangen, taß tie Kavitalsakfintung 
m Wiederherfiellung ihrer gefchmälerten Sicherheit eder zur Befrietigung der 
een Hyvothefgläubiger, verwendet werte; ” 

R ein Wahlrecht der Gppotbefengläubiger bergeleitet worden. 

Dies widerlegt ſich jedoch aus dem auf Die vorallegirten Gefepftellen 
mittelbar folgenden $. 462. A. 2. N. I. 20. tem 6. 93. ter Abloͤſ. DO. 
u 13. Juli 1829, dem 6. 95. der Ablöf. O. v. 18. Juni und tem $. 69. 
des Abldf. Geſ. v. 4. Juli 1840: 

„ann ober will der Schuldner weder eins noch das andere be: 
verkſtelligen, fo find bie Hypothefengläukiger befugt, ihre Kapitalien nech vor 
ker Berfallzeit aufzufündigen.“ j 


[2 


Es ergiebt fi Hieraus, daß der Hypothekengläubiger nur verlangen 
tun, daß der Schuldner eins oder das andere ter zuläfflgen Mittel zur 
Viederherftellung feiner Sicherheit in Ausführung bringe, ohne daß tem 
efleren vie Beflimmung deſſelben zuſteht. Der Schultner kann vielmehr 
eins oder das andere wählen. 

Die Worte: „den Hppothefengläubigern ftebt alsdann frei zu verlan» 

® Reben in Beziehung tarauf, daß fie einer Abtretung von Pertinenz« 
den, einer Ablöfung von Gerechtigkeiten gegen Kapitaldabfintung nicht 
wirerfprechen, fontern nur die Wiederherſtellung ihrer Siiherbeit verlangen 
Können. Dies gebt auch aus der ähnlichen Faſſung der 66. 153., 194. 
Ver Gem. 3%. O., ver 66. 105., 6., 7. ter Ablöf. O. v. 13. Juli 1829, 
ver SS. 103., 4., 5. ter Ablöf. O. v. 18. Juni 1840 und ter 66. 77., 
78., 79. des Ablöf. Gef. v. A. Juli 1840 hervor, wonach ver Lehn⸗ und 
Bixeilommißfolger, Wiederkaufsberechtigte und andere Mealberechtigte der 
Mtretung von Vertinenzftüden oter einer Ablöfung durch Kapital nicht 
wiwerfpredhen, fontern nur verlangen fünnen, daß ter Verpflichtete tie Ka⸗ 
findung in das Gut verwente, oter ſonſt ficher flelle, und wonach 
endlich Tas gezahlte Kapital auch zur Befriedigung der erſten Hypothek⸗ 
glänbiger verwentet werten kann. Alle tiefe Vorſchriften ſtellen verſchie⸗ 
dene Mittel zur Wiederherſtellung ter Sicherheit der Realberechtigten ein⸗ 
(ließlich der Hypothekenglaͤubiger, auf. Bei tem Zuſammentreffen meh⸗ 
rerer Intereſſenten muß aber die Wahl unter ten zulaͤſſigen Mitteln dem 
Berpflichteten überlaffen bleiben, weil es ihm entgegengefegtenfall®, wenn 
den einzelnen Berechtigten tie Wahl viefes oder jenes Mittels zuftände, 
unmöglid, fein würte, fle mit ter einfach gezahlten Karitaldabfintung, 
fämmtlicy zufrieden, die Sicherheit aller Mealberechtigten wieder herzuſtel⸗ 
len, melches ihm obliegt. 
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C. Aus den Bemerkungen zu A. und B. ergiebt fi, daß der Der 
wendung der Kapitaldabfindung 

a) tie Vorausfegung und Bedingung der Wiederherſtellung der Eis 
herbeit aller Nealberechtigten zum Grunde liegt; 

b) daß in Beziehung auf fämmtliche Mealberechtigte dem Verpflidzes 
ten gleiche Mittel zur Wiederherſtellung ibrer Sicherheit gewährt find; 

c) daß die Wahl unter den zuläffigen Mitteln dem Berpflichteten 
offen Steht. 

II. Wenn ver Schultner die Kapitals» Abfindung weder zur Wie 
derberftelung der gefchmälerten Sicherheit, noch zur Befrlekigung der 
prioritätifchen Hypothekenglaͤnbiger verwenden will, fo find die Hypotheken⸗ 
gläubiger befugt, ihre Kapitalien noch vor der Berfallzeit anf- 
zufündigen. 

(Vergi. A. 8. R. 1. 20. $. 462., Sem. Th. D. 8. 150., Gef. v. 29. Ini 
1835, $. 1., Regulir. Gef. v. 8. April 1823, 8. 94., Abtöf. D. v. 7. Juni 1821, 
6. 39., Abtöf. DO. v. 13. Juli 1829, $. 98., Ablöf. DO. v. 18. Juni 1840, 5.3, 
Mblöf. Gef. v. J. Juli 1840, $. 69.) 


In Betreff dieſes Mechtes der Hppothefengläubiger ift ferner zu be 
merfen: 

1) Sie müſſen von temfelben binnen ſechs Wochen nad ter 
ihnen zugefommenen Anzeige Gebraudy machen. 

(Bergl. A. 2. R. 1. 20. 8. 463., Gem. Tb. D. $. 150., Bel. v. 29. Zusi 
1835, $.1., Regulir. Bef. v. 8. April 1823, $. 94., Ablöf. O. v. 7. Inni 182, 
6. 39., Ahloſ. DO. v. 13. Juli 1839, 8. 99., Ablöf. O. v. 18. Juni 1840, 5%, 
Ablöf. Gef. v. 4. Juli 1830, 8. 70.) 


a) Diefe Vorfchrift ift nicht dahin zu verſtehen, daß tie Hypotheken⸗ 
gläubiger binnen ver gedachten Friſt vie Kündigung ihrer Kapitalforterun 


gen vorzunehmen haben, wenn fie teren Sicherheit durch vie Abtrenung 


von Vertinenzien gegen Kapitalabfintung für gefchmälert erachten; fontern 
fie berieht ſich auf das Mecht ver Gläubiger, die Wiederherſtellun 
der Sicherheit zu fordern, und auf das Kündigungsredt. (Le 
R. 1. 20. 66. 461. u. 462.). Das Kundigungsrecht vor der Berfe 
ift ten Hypothekengläubigern indeß nur für den Ball gegeben, Taf 


Sicherheit nicht (auf die im $. 8. des Gef. v. 29. Juni 1835 zugeleffem 


Weife) wiererhergeftellt wird; auch flebt ihnen (mie oben sub 1. ad 
erörtert) nicht das Recht zu, unter den zuläffigen Mitteln zur Wiederben 


„dd 


. 
o.. ‘we „ 


ge 


ſtellung ihrer Sicherheit durch Verwendung ter Kapitaldabfindung zu wäp : 


len; fle fönnen daher nad) empfangener Benachrichtigung Davon, daß ei 
Kapitaldabfindung flattfinde, weder über Die Art der Verwendung berfelle 
beftimmen, noch find fie in ver Lage, zu beurtheilen, o6 ver Ball, in web 
chem ihnen eine Kündigung vor der Verfallzeit zufteht, eingetreten fel du 
eintreten werte. Deshalb fünnen fie fi nur dahin erflären, 
daß fie von ihren betreffenden Mechten Gebrauch machen wollen, das thau 
etwa zuflehende unbebingte Ründigungsrecht ausüben, tas bedingte abe 
für ben Ball ausüben wollen, daß ihre Sicherheit nicht wirderhergeſch 
wird. 


Hierdurch behalten fie fih das Mecht vor, ihre Kapitalforderung ei 
der Verfallzeit zu Fündigen; die Kündigung aber Tann erft dann gef 
wenn I edingungen eintreten, unter welchen ihnen das echt dazu 
gelegt iſt. 

Vergl. das R. ver Min. des I. u. der 3. v. 10. Rey. 1897 1) ed 
2. u. 4. K. Ann. Br. 15. ©. 749). ned. 1897 ') 


1) Bergl. in Br. I. S. 606 fi. 


AM 


a re” a u .. 


in | 
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b) Die ad a. gedachte Erklärung ift bei der Nuseinanderfegungs-Bes 
hörde abzugeben, welche tie dabei betheiligten Intereffenten davon zu bes 
nachrichtigen bat. 

Bergl. $. 10. der V. v. 30. Juni 1834, desgl. das oben alleg. R. 
». 10. Nov. 1837 ad 2., 4. u. 9. und das M. des Min. tes 9. v. 19. 
Nov. 1832. 1) (Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 182—183.) 

2) Wenn die Nealberechtigten die vorgefchriebene Erklärung innerhalb 
der fechöwächentlichen Friſt abgeben, fo bleibt ihnen ihr bypothefarifches 
Recht auf Tab abgetzetene Pertinenzſtück refp. nie abgelöfie Leiftung bis zum 
Austrage der Sache zwar vorbehalten; jle können fich jetoch nur wegen 
des Yon dem neuen DBeflger zu entrichtenden Geltfunme an benfelben und 
das abgetretene Bertinenzftüd, vefp. die abgetretene Leiſtung halten. 

(Bergl. A. 2. RR. I. 20. $. 464., Sem. Th. D. 8, 151., Geſ. v. 29. Juni 
1835, 9. 1., Regulir. Gef. v. 8. April 1523, $. 94. Ablöf. O. v. 7. Juni 1821, 
4. 39, Alf. 5 v. 13. Juli 1829, $. 100., Ablöſ. D. v. 18. Inni 1840, $. 97., 
SHöf. Gef. v. 3. Juli 1840, 8. 71.) 


3) Verabfäumen fie tagegen vie gefegliche Friſt, fo erlöfchen ihre Hy⸗ 
yeihefenzechte auf das abgetretene Pertinenzſtück, reſp. die abgelöfte Lel- 
fung, und ihre Rechte auf die Kapitalabfintung und deren 
Berwendung. 

(Bergl. A. 2. R. I. 20. $. 465., Gem. Th. O. 8. 150., Gef. v. 29. Juni 
1835, $. 1., Regulie. Gef. v. 8. April 1823, 8. 94., Ablöf. D. v. 7. Juni 1821, 
$.39., Abtöf. D. v. 13. Juli 1829, $. 101., Abloſ. O. r. 18. Inni 1840, $. 98., 
KB. Gef. x. 4. Yuli 1840, 8. 72.) 


a) Aus den Worten tes $. 465. U. 2. R. I. 20. unt ten mit ihm 
ſleichlautenden oben allegirten Befeßftellen: 

„Berabfäumen fie (die Hppothefengläubiger) aber tie geſetzliche Friſt, fo ers 
Mist ihr Onpothefenrecht auf das abgetretene Pertinenzſtück;“ 


R gefolgert worden: 
daß bei Verabfänmung der gefenlichen Friſt zwar Tas Hypothekenrecht ber 
Wläubiger anf tie veräußerten Pertinenzftüde felbft, nicht aber auf das in deren 
Stelle tretende Abfintungsfavital verloren gehe, daß tiefes vielmehr auch von 
ben Gypothekgläubigern, welche fich nicht gemelter haben, zur Miederherftellung 
Sicherheit, event. zu ihrer Befrierignng, in NAnfpruch genommen werden 
ze unb verwendet werden müfle. 


Diefe Anficht iſt nicht begrüntet. 

Die Ten Süpothefengläubigern Hinftchtlid der Kavitalabfintungen ein» 
perkunien Hechte beruhen In ihrem Pfandrechte auf tem abgetretenen Per« 

zſtück und find darin begriffen. Sie find zur Uufrechthaltung des Hy⸗ 
pothefenrechts,, zur Konfervation ter beftellten Eicherbeit des Glaͤubigers, 
ledoch unter der auflöfenden Bedingung gegeben, daß dad Hypothekenrecht 
auf Tas Pfandſtück (auf Das veräußerte Pertinenzſtück) verloren gebt, wenn 
jene Rechte nicht binnen ver gefeglichen Brift ausgeübt werten. — Die Ka⸗ 
dualsabfindung tritt in alle Nechtöverhäftnijie tes Pfandſtücks ein. Mit 
Dem Berlufle des Pfandrechts — geht ſolches alſo auch auf das Aequi⸗ 
velent des Pfandſtücks, auf die Kapitalsabfindung und reſp. deren Ders 
wendung verloren. 

Die entgegengeſetzte Meinung läßt die erwähnte auflöfente Bedingung, 
weren die Erhaltung des Pfandrechts nefeplich gefnüpft ift, unberückſichtigt. 
Buch ergiebt fich aus Ten Vorverbantlungen zu tem ©. v. 29. Juni 1835, 
wap rüdfichtlich derjenigen Snpotbefengläubiger, welche auf bie erfolgte Bes 
kanntmachung innerhalb der beſtimmien Friſt von ven ihnen zuflehenden 


— 


1) Bergl. in Br. I. €. 68%. 
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Nechten zur Wieverherftellung ihrer Sicherheit nicht Gebrauch gen 
ben, dem Hypothekenſchuldner die unbefchränfte Dispofltion über I 
taldabfindung zuftehen fol. 

(Bergl. Acta des Gtaatsraths, Seftion für das Innere. Rr. 64. gi 
9.7. 8. 19., Bl. 177. zu $.19., und R. des Min. des 3. u. d. I. v. 
18311) unter Nr. 2., 7. (v. K. Ann. Bd. 15. ©. 749.) 


b) Bon viefen Nechten der Hypothekglaͤubiger iſt das Recht 
hafteten Gutöbefiger (der Kapitaldempfänger) und refp. ihre Ob 
zu unterfcheiden, die Kapitalabfindung zur Wiederherftellung der € 
aller Mealberechtigten, vefp. durch Abftoßung der erfleingetragen 
talöforterungen, inſoweit folche für tie Mealberechtigten verpflich: 
zu verwenten. Die Hypothefengläubiger, weldye ſich mit ihren A 
auf Wieverherftellung ihrer Sicherheit nicht gemeltet haben, Fön: 
wenn fle die erfteingetragenen Gläubiger find, nicht verlangen 
Kapitalabfindung zu ihrer Befriedigung verwertet, daß ihnen fold; 
Verwendung der Entfchärigung angeboten werde; fie find aber, di 
des Gutsbeſttzers gemäß, verpflichtet, die Kapitalabfindung auf 
pltalforderungen zur Wiederberftelung der Sicherheit ver übrig 
berechtigten anzunehmen. Dem Gutäbefiger, und den Auselnante 
Behoͤrden hinſichtlich der nicht zuzuziehenden Intereffenten, lieg 
ſteht frei, die Maaßregeln zur vorſchriftsmäßigen Verwendung 1 
talsabfindung zur Sicherſtellung der übrigen Realberechtigten zu t 
10. ver V. v. 30. Juni 1834). Zu dieſem Behufe kann es er 
werten, die Kapitalabfintung zur VBefriedigung der erfleingetragı 
pothefgläubiger, wenn fie ſich auch zur Wiederherſtellung ihrer 
nicht gemeltet haben, zu verwenden. Dergleichen Fälle treten int 
bei verfchuldeten Lehn⸗ und Fideikommiß⸗Guütern ein, wenn Ht 
gläubiger, deren Fonfentirte Borderungen für tie Realberechtigten 
tend find, fi mit Anfprüchen auf Wiederherflelung ihrer Siche 
gemeltet haben, mogegen andere nicht Eonfentirte Glaͤubiger, in 
auf ihre geringere Sicherheit, dergleichen Anfprüche erhoben. 
fann, wenn fich Feine anderen Mittel zur Wiederherflellung ter ı 
der Mealberechtigten und Bläubiger darbieten oder erwaͤhlt werber 
Abftofung der erfteingetragenen Fonfentirten Kapitalforderungen, ol 
Glaͤubiger ſich nicht gemeltet haben, eingegangen werten, weil nu 
die Mealberechtigten in ihrer Sicherheit wieder bergeflellt werten. 
dachten Hypothrfengläubiger können fich der Annahme des Kapi 
weigern, die Übrigen Gläubiger und Mealberechtigten tiefer Ve 
nicht widerfprechen. 

engl. das N. des Min. des J. v. 26. Behr. 1838. 2) (v 
Br. 22. 6. 84) 


n. 


Die Lehns- und Fipeilommißfolger, desgleichen die Wie 
Berechtigten betreffend. 


Diefe entfernteren Intereffenten find zwar, wie oben (in & 
B. ©. 449 ff.) des Näheren erörtert worden, von der Yußseinant 
Bebufg ihrer Zuziehung zur Vorlegung des Abfindungs- oder T 





1) Vergl. in Bd. I. ©. 606 fi. 
2) Vergl. in Br. J. ©. 682 fi. 
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plane, zu benachrichtigen, jedoch nicht ſaͤmmtlich zuzuzlehen, im Gegenſatze 
zu den Hypothekenglaͤubigern und ten viefen gleichgeftelltien Realberechtig⸗ 
tm ($. 8. Alin. 1. tes Gef. v. 26. Juni 1335), welche nach ten sub 1. 
dieſes Stücks (f. oben ©. 465 ff.) erörterten Beſtimmungen von ter Ka⸗ 
pitalBabfindung benachrichtiget werden follen. 
Der 5. 8. (Alin. 3.) des Gef. v. 29. Juni 1835 beflimmt vielmehr 
ausdrüdlich, 
dag es bei Kapitalabfinvungen Feiner befonderen Bekanntmachung an bie 
Lehns⸗ oder Fideikommißfolger und Wiederfaufsberechtigten bebarf. 
Uebrigens aber jInd ihnen dieſelben Rechte zu ihrer Sicherflelung 
beigelegt, wie den eigentlichen Realberechtigten. Cie fönnen zwar der Abs 
ketung von Pertinenzflüden oder Ablöfung von Renten und Leiftungen 
en Kapital, infofern ſolche an fich gefeglich zuläfftg ift, nicht wider» 
Seen: wohl aber fönnen ſie verlangen, daß das Kapital wieder zu Lehn 
"er Fideikommiß in das But durch Anfauf von Periinenzſtücken oder zu 
Neibenden Verbeſſerungen angelegt, oder fonft ficher geſtellt, oder durch Bes 
ung eingetragener Gläubiger zu ihrem Nuten verwendet werde. 
| (Berel rt. 70, der Deft. v. 29 Mai 1816, $. 153. 154. der Gem.⸗Th.⸗O. 
1. des ©. v. 29. Juni 1835, $. 40. der Abl.⸗O. v. 7. Juni 1821, $. 94. des 
»Geſ. v. 8. April 1623, SS. 105 — 107. der Ablöf.:D. v. 13. Juli 1829, 
8. 103—105. ver Ablöf.sDd. v. 18. Juni 1840, 88. 77—79. des Ablöf.s&ef. v. 
4 Suli 1840.) 


Diertes Stück. 


Bon der Berpflichtung zur vorfchriftsmäßigen Verwendung ber Ab⸗ 
mbunge-Kapitalien und von Ten hierauf bezüglichen Verbinvlichfeiten 
der Auseinanderfegungsd > Behörden. 


Das Üechtöverhältniß des zum Empfange der Kapitalsabfin— 
dung Berechtigten betreffend. 


B. v. 20. Juni 1817. 66. 4. 16., 45 ff, Ausführ.»Gef. v. 7. Juni 1821. 
$. 8., 8. v. 30. Juni 1834. $. 10.] 


1) Aus dem in den bereits oben erörterten gefeglichen Vorfchriften ver 
Ben.-Ih-D. v. 7. Juni 1821. 66. 147 — 149. (vergl. F. 1. des ©. v. 
9. Sumi 1835) :) aufgeftellten Prinzip, wonach die Kapitaldabfindung den 
Realberechtigten verhaftet bleibt, und diefe berechtigt find, deren Verwen⸗ 
wng zu verlangen, ergiebt fidh, Daß ter die Kapitaldabfindung empfangente 
Duisbeſitzer verpflichtet iſt, folche im Intereffe der Realberechtigten und 
[on entfernteren Theilnehmer auf eine ver nach 6. 150. rer Gem.» 
55.⸗O. auläffigen Arten zu verwenten. 

2) Sn Betreff der Stage: inmiefern dieſe Verwendung durch die 
Unseinanderfegungs-DBehdrten zu fontrolliren iſt, und Hin⸗ 
ſichts des in diefer Beziehung zu beobachtenten Verfahrens, vergl.: 

a) dad R. des Min. ded I. und der I. v. 10. November 1831 ?). 
(u. 8. Ann. Bd. 15. ©. 749); 





1) Bergl. Ablbſ.⸗D. v. 7. Juni 1821, 9. 38. Ablöf.sD. v. 13. Juli 1829. 

. 1—93., Abloſ.O. v. 18. Zuni 1840. 88. 88 - 90., Abloſ.⸗Geſ. v. 4. Juli 
ss. 62-—64., Bel. v. 22. Dec. 1839, $. 20. 

2) Bergl. in Br. L ©. 606 ff. 
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b) das R. des Min. des I. v. 7. März 18371) (v. 8. Ann. Br. 2i. 


J; 

c) das C. M. ver Min. tes J. und der I. v. 31. Okibr. 1837 ?) 
(a. a. O. ©. 943); 

d) das R. des Min. des J. und der P. v. 30. Septbr. 18392) 
(a. a. O. Bd. 23. ©. 613); 

e) das R. tes Min. ded I. v. 29. Sept. 1847 *) (Koch's Ugrarge, 
4. Aufl. €. 383); 

) das R. des Min. für Tantwirthfchaftl. Ang. v. 31. Juli 1852 °) 
(Min. Bl. d. i. ®. 1852. ©. 171. Nr. 170.). ’ 

Es ift bierbei indeß darauf binzumeifen, daß ver $. 110. des Abläf., 
Gef. v. 2. März 1850, intem er die befontere Bekanntmachung ka 
Kapitalabfindung am die eingetragenen Gläubiger und an bie fonfli- 

en Üealberechtigten in ven a. a. DO. sub a. b. c. und d. aufgeführten 
ällen aufgehoben, zugleich vorgefchrieben bat: 

a) daß infoweit die Kapitalabfindungen zu den Einrichtungsfe 
ften erforderlich find, oder anderweitig in die Subflanz des ben ie 
ten Guts, oder zur Abſtoßung priorttätifch eingetragener Kapl« 
talpoften verwendet werden, allein die Auseinanperfehungs« 
Bebörde nad ihrem Ermeſſen zu prüfen habe, ob und wole weit dh 
Verwendung iu einer für vie Gläubiger und Mealberechtigten des bereie 
tigten Guts ficherftellenteu Weife erfolgt ift; 

b) daß in ven sub c. d. und e. a. a. O. gedachten Fällen die Ber 
mendung in dad Lehn, Fideikommiß ⁊c. gar nicht zu Fontrolliren fei 


I. Das Mechtöverbältnig tes zur Kapitalszahlung Verpflichteten 
betreffent. 


Gem.⸗Th.⸗O. 86. 151 — 155., Gef. v. 29. Juni 1835. 66. 1. und 2, 
6Löf.-D. v. 7. Iunt 1821. 64. 39. und 40, Ablöf.-O. v. 13. If 
1829. 66. 102., 108., Abldf.-O. v. 18. Iuni 1840. $6. 99. u. 108. Abs 
Bef. v. 4. Zuli 1840. 88.73. u. 80., Regul.«@. v. 28. Aprit 1823. €. 94] 


1) Der zur Kapitalgahlung Berpflichtete haftet fomohl ten Hupe 
thefengläubigern, als ven ſonſtigen Realberechtigten für Die vorfchriftämäßige 
Verwendung ter Kapitaldabfintung. 

Diefer bereit in Art. 70. der Dekl. v. 29. Mai 1816 (f. oben 6 
457) audgefprochene Gruntfag if: 

a) binfichtlich ver önpothefengläubiger im $. 151. ter Gm 
Th.⸗O., unter Bezugnahme auf den F. 464. A. 2. R. I. 20, au 
und nad) $. 1. des ©. v. 29. Juni 1835 gilt dieſe Beftimmung für allı 
Arten ver Auselnanderfegungen ®); 

b) binfichtlich ver fonftigen MNealberechtigten ergiebt ſich nik 
Berpflichtung aus dem 6. 155., mit Hinweiſung auf die 66. 158, m. IM 
der Gem.⸗Th.⸗O., in VBerbintung mit $. 1. nes ®. v. 29. Juni 1895") 


1) Bergl. in Br. I. ©. 635 ff. 

2) Ebendaſ. ©. 636 ff. 

3) Ebendaſ. ©. 638 ff. 

4) Ebendaſ. ©. 639 Fi. 

5) Ebendaſ. ©. 640 ff. 

6) Vergl. audı $. 94. des Regul.s®ef. für Bohlen x. v. 8. April 1623, $ 
39. der Abl.sD. v. 7. Juni 1821, 88. 100., 102. der Abl.O. v. 13. Inli 189, 
9 ber Abl.⸗O. v. 18. Iuni 1840 und 88. 71. 73. bes ABEdE-WEE. :. 
. Su . 

7) Vergl. auch 8. 94. des Regul.⸗Geſ. v. 8. Mpril 1823, 8. 40. der UN 
D. v. 7. Juni 1521. — NAchuliches if in dem €. 108. ber SldL-D. u. 13 Jeli 
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Die Hypothekenglaäubiger des berechtigten Gutes betzeffent, hin⸗ 
ſichts welcher nach Ten gefeglichen Beſtimmungen eine Bekanntmachung der 
Kapitaleabfintung vorgefchrieben ift, fo koͤnnen fich tiefe in denjenigen Faͤl⸗ 
in, wo die Bekanntmachung verabfäumt worden, wegen des bei der Sub⸗ 
haftation des berechtigten Gutes und im Konfurfe ihres Schultnerd erlit« 
tenen Ausfalls an tie bäuerlichen Beflger, welche tie von ihnen tem Gute 
in leiſtenden Dienfte und Abgaben in baarem Gelde abgelöft haben, auf 
Höhe der gezahlten Abloͤſungs⸗Kapitalien halten, infofern letztere weder zur 
Viederherſtellung der durch Ablöfung gefchmälerten Sicherheit ter Gläu- 
iger, noch zur Abſtoßung ter zuerſt eingetragenen Kapitalspoſten ver⸗ 
wandt fint. 

So erkannt von dem Ob.» Trib. unterm 16. Febr. 1835, auf Grund 
vs $. 39. des Abl.⸗Geſ. v. 7. Iuni 1821 und ter 66. 460—465.%. 8. 
8. 1. 20. (Entſcheid. Br. 2. ©. 268 ff.) 

2) Dagegen ift ter zur Kapitalzablung DBerpflichtete weder den Hy⸗ 
jorbefengläubigern, noch Ten fonftigen Mealberechtigten verhaftet: 

a) in Betreff der Verwendung ter Geldentfchätigung für Hofwehr, 
Berbefferungbarbeiten und ten Düngungdzuftant. 

Dies beflimmten bereitd der $. 152. ter Gem.⸗Th.⸗O. und ver $. 2. 
bes Bel. v. 29. Juni 1835. Diefe Vorſchriften fine durch ven ©. 110. 
des Abloſ.⸗Geſ. v. 2. Mär; 1850 befeitiger; der legiere verorbnet aber 
ausprüädlich: 
daß es in den gerackten Fällen nicht einmal einer Belanntmachung an die eins 
getragenen Blänbiger und an bie ſonſtigen Realberechtigten bebürfen foll, 
und 

daß ber Berechtigte dergleichen Abfindungegelder, wenn er zugleich im 
Sypethekenbuche eingetragener Befitzer ift, zur freien Dispofition erhält, 

umd daß Insbefontere audı deren Berwenbung in das Lehn, Bibeifoms 
miß:) sc. nicht au Fontrolliren fei. 

b) ®anz vaffelbe gilt nach $. 110. des Abläf.-G. v. 2. März 1850: 

aa) in Betreff derjenigen Rapitaldabfintungen, welche nur 20 Thlr. 
oder weniger betragen; 

bb) in Betreff derjenigen Kapitalsabfindungen, welche nach tem Pens 
tenbank⸗Geſ. an den Berechtigten: 

a) von ten Perpflichteten für Renten oter Renten » Antbelle unter 
einem Eilbergrofchen, 


1829, in dem $. 106. der Ablöf.sD. v. 15. Juni 18540 uud in dem 8. 50. bes 
Wi. ef. v. 4. Juli 1540, nnter Verweiſung auf die 88. 105, 106., 103., 104. 
ss. 77. 78. tiefer Geſetze verorbnet. Zwar iſt in den letztern Gefepflellen nur 
von der Verwendung des Kapitals in das Gut oder von foufiger Sicher⸗ 
Bellnng, nicht von der Verwendung zur Abfloßung eingetragener Kapitalspoften, 
weson bie nicht in Bezug genommenen 88. 107., 105., 79. der drei angeführten 
Gefege handeln, die Rede; — da indeß dieſe Verwendungsart unter die fonflige 
Gicherfiellung des Kapitals fubfumirt werden fanı, ta fie in den $. 153. ber 
Gem. sTh.:D. und in den übrigen oben alleg. Befeben unter ven Berwentungsarten 
aufgeführt worden iſt, für welche der zur Kapitalszahlung Berpflichtete verhaftet 
MR, und da endlich eine gleiche Verhaftung deſſelben ven Hypotbefengläubigern ges 
über vorgefchrieben if, fo kann nicht in Zweifel gezogen werden, daß der zur 
alzahlung Verpflichtete anch für die Verwendung berfelben zur AbRoßung 
eingetragener Rapitalspoften, foweit folche überhaupt zuläffig, nadı den Abloſ.⸗O. 
». 1829 und 1540 verhaftet if. 

1) Das in 8. 110. a. a. D. auch enthaltene Wort: „@rbzinsgut“ 
Werfle auf einer Antinomie beruben, da ber 6. 2, Nr. 2. a. a. D. das Ober⸗ 
eigentäum des Erbzinsherrn am Erbzinsgute für aufgehoben erflärt und 
m Erbzinsmaun das volle Cigenthum am Erbzinggute beigelegt hat. 
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Zum $. 24. des Ed. v. 14. Sept. 1811. 

Art. 51. Mit diefem $. 24. find die 88. 55. und 56. bes Gb. & nen 
einigen, indem tiefe Verfügungen allgemein find und alfo auch für die 
anberfehungen wegen ber erblichen Höfe gelten. Was in diefen Gefepkellen 
Qutsbehiger in Rüciicht ter Abfindung in Land nachgelaffen werden; findrt 
in —— der Abfindung durch Rente, fie fei Korn oder Geld, und durch Kape 
tal, Ratt. 

Art. 52, Es bedarf wegen folder Dispofitionen, weder der Zuzichuug un 
des Konfenfes der Hypotgefglänbiger, noch bei Rehnen oder Fideifommifien der 
Anmwarter. Um jebed; Verfürzungen biefer Intereffenten abzuwenden, wird Bes 
genbes feftgefeßt: 

Art. 53. Der Gutsbefiger faun von jenen @atfchärigungen nur fo viel wen 
Kaufen, ober prieritätifch verpfänden und reſp. verwenden, als zu ber im Gefolge 
ber Regulirung erforderlichen neuen G@inrichtung nethwendig iſt. 

Art. 54. Gr legt zu dem Ende ter zur Regulirung angeorbnetem Kommiffen 
den Anfchlag der erforderlichen Koften, in welchem DMateriolien und Dienfte, be 
aus bem Gute genommen werden fönnen, nicht in Berechnung kommen, wet 
Diefe unterfuct ihn und reicht ihn mit Ihrem Gutachten ter Sen. : Kom. di, 
welche den Betrag feflfegt. 

Art. 55. Der Gutsbefiger muß ber Gen.» Kom. bie Berwendimg jenes Be 
trages nachweifen, und tiefe eriheilt ihm, nach geführtem Beweife, oder nad is 
fundener Nichtigfeit der Angabe, bei angefellter Revifion ein Miter über Dr 
Berwenbung. 

“Art. 56. Die das Hypothelenbuch führende Vehdtde trägt auf das 
Art, 55. gedachte Atte oder Fefegungsverfügung bis zum Betrage ber 
als nothwendig bemahrheiteten Summe bie Hypothekverfchreibung oder Berich 
zung mit der Bemerkung ein: 
mbaß die Werwenbung des anlehns ober bes Kaufgelbes moch machgeiit 
„werden müffe,“ 
und bie @rledigung diefer Bemerkung wird auf das zu Art. 55. gedachte 
in das HHpothefenbuch eingetragen. 

Ar. 57. So lange der im Art. 56. gebachte Vorbehalt micht geld 
Haben die Darleiher nur ein bebingtes Verzugsrecht vor den bereits eimgeagt 
Altern Gläubigern. Verzoͤgert ſich der Nachweis der ordnungsmäßi 
dung über eine Frift von zwei Monaten nach der Nusführung der 
fesung; fo find die ältern Gläubiger auf richtetliche Beftimmung der Erik, 
Halb welcher derfelbe beigebracht werben muß, anzufragen befugt. Bei 
Befimmung müfen die in ber Sache liegenden Yinderniffe der geft 
Verwendung und die cbwaltenden Anftände ber Vemeisführung sig 
werben. Wird ber Nachweis in der von dem Richter beftimmten Fri 
gebracht; fo erfiidt das dem Darleiher eingeräumte Borzugsrect 
muß anf den Antrag der älteren Gläubiger im Hypothelenbuche gelöfht 

rt. 58. Auf ahice Weife bleibt der Käufer der seräupeien 0) 
den eingetragenen Gläubigern wegen der Kanfgelder verhaftet, 
berfelbe Hi, wenn die vorfchriftsmäßige Verwendung derfelben in der vom 
befimmten Friſt, nicht nachgewieſen wird, gegen die Unfprüche derſelben 
Hin mit dem Nachweife der Bahlung und gefrämäigen Verwendung nicht 
faun. 

Art. 59. Bei Lehnen und Fiteifommifen find Me Mgnaten ud 
nach dein Anfall des Lehns oder dFideilommiſſes in dem nach Art. 57.20 
menden Friſten den Nachweis der gefegmäßigen Verwendung zu forbem 
Die Berfdumung derfelben hat für den Gldubiger den Werluft des Gmihld 
techt6, für den Käufer aber die Merpflictung zue nochmaligen Zahlung N 
treffenden Theile der wiederum zum Lehn ober Bideifommiß angulegenden Sk 
gelder zur Bolge. 

b) Die ad a. gedachten Beſtimmungen zur Sicherheit des Glänhi 
und Käufer erſchwerten nicht allein die Abſchließung von Beräuferumgd 
und Berpfändungäverträgen, fondern auch die wirkliche Verwendung I 
dadurch befchafften Gelter. Deshalb wurde durch die B. v. 9. Mil 
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Dritter Titel. 


Bon der Verwendung der Abfindungen zu neuen Einrichtungen. 


[Regulir. Ed. v. 14. Sept. 1811. 66. 24., 55., 56., Dekl. v. 29. Mai 

1816. Art. 51 —59., V. v. 9. Mai 1818, Ablöf. O v. 7. Juni 1821. 

23., Abtöf. ©. v. 13. Juli 1829. 66. 110—112,, 8.O. v. 13. Mai 
1829 u. 2. Juli 1831, Geſ. v. 29. Juni 1835. $$. 4—7.] 


Erftes Stück. 
Ueberficht der betreffenden Geſetzgebung. 


1) Bel Enanation des Regulir. Ed. v. 14. Sept. 1811 ergab fi 
das Bedürfniß, im Intereffe ter Gutsherrſchaften folche gefegliche Anord⸗ 
zungen zu treffen, wodurch Lebtere in ren Stand gefeßt wurden, fich den 
mr Nutzbarmachung der Abfintungen erforderlichen Kretit zu eröffnen. 

Deshalb ertheilte das erwähnte Ev. in den 66. 24., 55. und 56. 
lgente Beſtimmungen: 

$. 24. Gind auch tie berechtigten Güter verfchuldet; fo follen deren Eigen⸗ 
fümer doch befugt fein, von dem Lande, melches fie zur Entſchädigung erhalten, 
» viel zu verfaufen, daß von dem Kaufgelde ter eben erwähnte Vorfchuß erſetzt, 
ber ta, wo folder nicht gemacht ift, jener Aufwand bamit beftritten werden fann, 
hne dag den Släubigern ein Widerfpruch tagegen zuftehen fol. 

Erhalten die Butsherren die Hofwehr nach der Tare vergütet, oder befommen 
e einen Theil ihrer Gntfchätigung in Kapital ($. 12.), fo fönnen fle beide Obs 
ke, fo weit es erforderlich ift, ebenfalls zu jenem Behufe verwenden. 

$. 55. Im $. 24. ift verordnet worden, daß die Beſitzer verfchulbeter Güter 
mechtigt fein follen, einen Theil der einzuziehenden Grundſtücke zu verfaufen, um 
a Aufwand, den der Erſatz der Dienfte fordert, damit zu beflreiten. 

Bir wollen diefe Verfügung hiermit auf die in dieſem Mbfchnitt berüßrten 
Mer ohne Ausnahme ausdehnen, und bie Beſitzer berechtigen, Behufs ber beſſern 
euupung biefer Grundſtücke: 

> neue Vorwerke oder bäurifche Btabliffements darauf anzulegen; 

I) Die Kapitale dazu entweder durch Verkauf eines Theile diefer Grundſtücke, 
ober durch Anlehn darauf anzufchaffen; 
we) die letzteren in dieſe Vorwerke und Stabliffements bergeftalt hypothekariſch 
verſichern 3 laſſen, daß ſie die erſte Hypothek erhalten, und nur der über⸗ 
ſchießende Werth auf die Schulden des Hauptgutes gerechnet wird, und für 
ſolche mit haftet. 

Die Berlegenheit, worin viele Gutsbeſitzer gerathen können, wenn fie keine 
Ilegeugeit Haben, jene eingezogenen Ländereien angemeflen zu verkaufen, ober zu 
wyachten, macht bie eben erwähnte Befugniß nothwenbig. 

$. 56. Um aber außerdem noch die Kultur der verfchuldeten Güter, bie bei 
a Mangel an Rrebit bei diefen Ausgleichungen leiden Fönnte, zu fichern, und 
m Werth derfelben, zum Beſten der Schuldner und Gläubiger zu erhalten und 
s erhöhen; fo fell ferner nachgegeben werden, bag auch zu nölhigen Bauten 
anderen BWirthfchafts » Nothdürften ein Theil jener Kaufgelder verwendet 
nrden dürfe, wenn durch das Zeugniß zweier Kreis s Verorbneten nachgewiefen 
Ib, Daß die Berwendung wirklich nöthig ſei. In dieſem Falle ift auch bei Leh⸗ 
wa, Sideifommifien und Majoraten der Konfens der Agnaten und Intereffenten 
Kt erforberlich. 

Diefe Grundfäge des Regulir. Ev. find in der nachfolgenden Gefeh- 
bung über den Begenftand aufrecht erhalten, zum Beften der Butöbeflger 
erweitert und im Intereffe der Mealberechtigten näber beftimmt worden, 

a) Die Dekl. v. 29. Mai 1816 verordnet in den Art. 51—59,; 


478 Bon d. Abldſ. der Reallaften, ven Regulirungen u. Gem. Thellungen 


Zum $. 24. tes Ed. v. 13. Sept. 1811. 


Art. 51. Mit dieſem $. 24. find vie 88. 55. und 56. des Eh. zu ven 
einigen, indem tiefe Verfügungen allgemein find und alfe auch für vie Auseim 
anderfegungen wegen der erblichen Höfe gelten. Was in dieſen Gefegfellen deu 
Yutsbeliger in Rüdiicht ter Abfindung in Land nachgelaflen werten; finbet and 
in mit der Abfindung durch Rente, fie fei Kern oder Geld, und durch Kaylı 
tal, ftatt. 

Art. 52. Es bedarf wegen folder Dispoiitionen, weber der Zuziehung und 
des Konfenfes ter Hypothekgläubiger, noch bei Lehnen oder Fideikommiſſen ver 
Anwarter. Um jedech Verkürzungen diefer Interefienten abzumwenten, wird Fel⸗ 
gendes feſtgeſetzt: 

Art. 53. Der Guftsbefitzer kann von jenen Entſchädigungen nur fc viel ven 
faufen, oder prioritätifch verpfänten und refp. verwenden, als au der im Gefolge 
ber Regulirung erforderlichen neuen Ginrichtung nothiwendig iſt. 


Art. 54. Gr legt zu dem Ente ter zur Regulierung angeorbneten Kommifhen 
den Anfchlag der erforterlichen Koften, in welchem Materialien und Dienfle, We 
aus dem Gute genommen werten fünnen, nict in Beredhnung fommen, ver 
Diefe unterfucht ihn und reicht ihn mit ihrem @utachten ter Gen. : Kom. ea, 
welche den Betrag feſtſetzt. 

Art. 55. Der Gutsbefitzer muß der Ben. Rom. die Verwendung jenes Be 
trages nachweilen, und tiefe ertheilt ihm, nach geführtem Beweiſe, cder nad be⸗ 
funtener Nichtigkeit der Angabe, bei angeftellter Reviſion ein Witte über die 
Berwendung. 

Art. 56. Die das Hypothekenbuch führende Behörde trägt auf das n 
Art. 55. gedachte Atte oder Fellicgungsverfügung bie um Betrage der tabumk 
ale nothwendig bewahrheiteten Summe die Hhpothefverfchreibung ober Veräuße 
rung mit der Bemerkung ein: 

„daß die Verwendung des Anlehns oder des Kaufgeldes noch nachgewicen 
„werden müſſe,“ 
und die Erledigung bdiefer Bemerkung wird auf das zu Art. 55. gebachte MH 
in das Hypothekenbuch eingetragen. 

Art. 57. So lange der im Art. 56. gedachte Verbehalt micht gelbſcht i. 
haben die Darleiher nur ein bedingtes Vorzugsrecht vor den bereits eing 
älteren Gläubigern. Verzögert fi der Nachweis ber orbnungsmäßigen Berwew 
dung über eine Friſt von zwei Monaten nach der Ausführung der Auseinandes 
feßung; fo find die Altern Gläubiger auf rickterliche Beſtimmung der Fri, ins 
halb welcher berfelbe beigebracht werden muß, anzutragen befugt. Sei biefe 
Beſtimmung müflen die in der Sache liegenden Hinderniffe ber gee 
Berwendung und die obwaltenten WAnflände ber Beweisführung billig 
werden. Wird der Nachweis in der von dem Michter beffimmten Friſt 
gebracht; fo erlijcht das dem Darleiher eingeräumte Borzugerecht umb. 
muß auf den Antrag ter älteren Bläubiger im Hypothelenbuche geldfcht werben 

Art. 58. Auf gleiche Weife bleibt der Käufer der veräußerten Gruntäbk 
den eingetragenen Gläubigern wegen der Kaufgelver verhaftet, dergeßelt. Ye 
berfelbe fich, wenn Lie vorfchriftsmäßige Verwendung derfelben in der vom 
beflimmten Fri, nicht nadıgewiefen wird, gegen bie Anfprüche berfelben wei 
hin mit dem Nachweife der Zahlung und gefepmäßigen Verwendung nicht Tdykpes 
ann. 

Art. 59. Bei Lehen und Fideikommiſſen find tie Agnaten usd Anweds 
nach dem Unfall des Lehne cder Fideilemmiſſes in den nach Urt. 57. u beim 
menden Friſten den Nachweis ver gefegmäßigen Verwenduug zu fordern beiag 
Die Verſäumung derſelben hat für den @läubiger den —* bes Hypcihelm 
rechts, für den Käufer aber die Verpflichtung zur nochmaligen Zahlung des be 
treffenden Theile der wiederum zum Lehn oder Fideikommiß anzulegenden R 
gelder zur Bolge. 


b) Die ad a. gedachten Beſtimmungen zur Sicherheit nes SIäubiged 
und Käuferd erfchwerten nicht allein die Abfchließung von Beräuferunge 
und Berpfändungsverträgen, fondern auch tie wirkliche Verwertung IM 
dadurch befchafften Gelder. Deshalb wurte duch die B. v. 9. Me 
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3181) (9.6. 1818. S. 33) Hinfichtlich der Lehn- und Fideifom- 
ißgüter die Sicherheit des eingetragenen Gläubigers oder Käufers von 
m Nachweife der wirklichen Verwendung des Geldes völlig unabhängig 
macht und tie unbetingte Eintragung ter Veräußerung und Verpfaͤn⸗ 
mg auf ten Grund des Feſtſetzungsatteſtes der Behörde, vorgefchrieben, 
2 Auseinanderfegungs « Bebörte aber das Mecht und die Pflicht über- 
sagen, Ten Outöbefiger zur Verwendung ter befchafften Gelter anzuhalten 
»d ibm nach geführtem Beweiſe darüber, ein Atteft zu ertheilen. Die 
chas- und Biteilommißfolger follen berechtigt fein, fich die Beobachtung 
eſer Obliegenheit nachweiſen zu laffen. Die Beſtimmungen der Art. 56— 
9. der Dekl. v. 29. Mai 1816 wurden, in fofern darin von Lehn⸗ und 
deikommißgũtern die Rede ift, außer Kraft gefekt. 

ce) Durch ten $. 23. ver Abl. O. v. 7. Juni 1821 für die oͤſtlichen 
rovinzen, wurten tie durch das Ev. v. 14. Sept. 1811. 66. 24., 55., 
)., bie Def. v. 29. Mai 1816. Art. 51 — 59. und die ©. v. 9. Mai 
48 den Dienftherrfchaften bei Regulir. gut&herrlich »bäuerl. DVerhältniffe 
Geilten Befugniffe und Obliegenheiten auf die Dienftherren bei Ab⸗ 
ungen nad diefer Ordn. auögerebnt, 

d) In ren 66. 87. ff. des Regul. Gef. v. 8. Ayril 1823 für das Groß⸗ 
gegtbum Pofen und einige Weftpreuß. Landeétheile find die Befugniffe 
’ Butöheren in Beziehung auf vie Einrichtungdfoflen näher beſtimmt 


tden. 

Er darf Behufs der Vergrößerung des Guts-Inventartums, der nöthle 
ı Bauten und des fonft erforterlichen Koftenaufmantes zum Erſatze der 
enfle, oder zur befferen Benugung ter ihm bei ter eaulirung und 
:meinbeitstheilung zufallenden Ländereien oder zur Beſtreitung der 
Ren Ted Abbaues und der Verlegung ter bäuerlichen Wirthe, vie bei 

Außeinanterfegung mit den Lehteren an ihn zurückfallenden Grund⸗ 
fe orer Renten ganz oder zum Theil verfaufen oder mit dem Vorzugs⸗ 
te vor ten fehon eingetragenen Gläubigern verpfänden, ober die von 
r Bäuerlichen Wirtben an Ihn zu leiftenten Kapitaldgahlungen zu jenem 
uf verwenden. In Beziehung auf vie Realberechtigten gelten die Be⸗ 
nmungen zu a. mit Der Abänderung zu b. ohne Befhränfung der Letz⸗ 
re auf Lehn- und Biveifommißgäter. 
U: Einfährung ver Ablöſ. O. v. 7. Juni 1821, zufolge des $. 107. 
. 9. 8. April 1823 find vie Borfchriften zu c. auch in den ob» 
Ben. Landestheilen geltend geworten. 

Auf das Zandgebiet der Statt Danzig find nach 66. 8. u. 9. des 
eiten ©ef. v. 8. April 1823 (©. ©. 1823. S. 73) fomohl bei Regu⸗ 
ung gut&bertlich-bäuerlicher Verbältniffe, als bei Ablöfungen, die gedach⸗ 
ß 

f) 











orfchriften ausgedehnt worden. 

In ten 66. 110. ff. der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829 für vie ehe⸗ 
sts Königl. Weftphäl., Großherzog. Bergifchen und Branz. Hanfeatifchen, 
d Lippe» Deyart., einfchließfich ter ehemals Hannöverſchen Landestheile 
res Bürftenthums Siegen, find die VBefugniffe der zu Realabgaben 
& Leiſtungen Berechtigten in Verwendung ter Abfindungen zu neuen 
Birichrungen ganz allgemein ausget rückt worten. 

Wenm für ten Berechtigten bei der Ablöfung nach dem Ur- 
elle der Auseinanterfegungss Behörde ein Kapitalberarf 
atftebt, fo ift er befugt, vie Abfintungen in Land, Rente oder Kapital, 
uf Höhe tes zuvor von der Nuseinanterfegungs-Behörde feſtgeſezten Be⸗ 
seta, abgefondert von dem Gute, dem die Leiftungen gebühren, zu ver- 





4) Berl. in Bo, L ©. 671 |. 


®. v. 29. Juni 1835 allgemein tie Befugniffe und Oblie 
fümmtlicher Intereffenten und ter Behörten näher beftimmt, die 
Geſetze abgeäntert und audgeglichen. 

a) Im $. 4. Nr. 1., 2. des getachten Gef. find Die neuen 
tungen in Bolge ter gutöherrlich«bäuerlichen Reyulirungen und Abl 
zu welchen ter Dienft- und Abgabenberechtigte tie Abfindungen 
wenden befugt iſt, genauer bezeichnet worden. Sie umfaffen fon 
Erfag der wegfallenten Leiftungen, als tie beffere Benugung der 
dungssländereten, fotanı audh die Veränterungen, 
dem Betrieböplane des Hauptgutes durch die Ausein 
feßung erforderlich werden. 

Es find dadurch nicht allein die weitgefaßten Vorfchriften tes 
Gef. v. 14. Sept. 1811 und teffen Del. v. 29. Mai 1816, der 
v. 7. Juni 1821 und der Abl. O. v. 13. Juli 1829, fondern « 
Vorfchriften des Regulir. Gef. v. 8. April 1823 näher beſtimmt wo 
Died geht nicht nur aus tem Cingange tes 6. 4. des Gef. v. 2 
1835 hervor, fontern ergiebt ſich auch aus den Motiven zu der 
ſtehenden Geſetzſtelle. Der F. 87. des Geſ. v. 8. April 1823 i 
um Anbalte genommen. Deffen Beflimmungen, fo wie vie, in bei 
Fri des $. A. des Gef. v. 29. Inni 1835 allegirten Gefehftelle 
aber eine gleichmäßige Erweiterung und refp. Beichränfung, im: 
der Gutöbeflger und Realberechtigten, erleiden follen. 

b) Die in tem tritten bis fechflen Sage des F. 4. des 
29. Juni 1835 enthaltenen VBorfchriften find neue, in den frühe 
feßen nicht vorfommente Bellimmungen über die Exrflattung von 
tungsfoften von Seiten der Lehns⸗- und Bideilommißbeflger an MW 
berechtigten, in fofern Tiefelben nur zu vorübergehenden Verbefferur 
Lehn⸗ und Biteifonmißgüter verwendet werden. 

c) Im $. 5. des Gef. v. 29. Juni 1835 find zuvoͤrderſt die 
mungen der DB. v. 9. Mai 1818 über tie Sicherheit der Käufer ı 
findungen und ter Darleiher von Kapitallen gegen Verpfändung t 
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zäffufloifche Friſt gefeht worden. Diefe Friſtbeſtimmung iſt neu. Die 
kt. 56—59. der Defl. v. 29. Mai 1816 find völlig aufgehoben worden. 

d) Im $. 7. des Gef. v. 29. Juni 1835 ſind den Butöbefigern und 
Bigabeberechtigten gleichfalls Briften zur Ausübung ihrer Befugniffe ur 
Berwenpung der Abfindungen gefegt worden, welche Friſten ſich größten- 
belld aus den früheren Belegen berleiten laffen. 

e) Der $. 10. veffelben Gel. giebt endlich Borfchriften wegen der 
Befugnife der Mealberechtigten auf Kapitalgüberfchüffe bei Veräußerungen 
wu Abfintungsländereien, welche aus den Vorfchriften wegen der Kapitals 
Windungen überhaupt fließen und als Deflaration anzufehen find. 

In viefem Maaße find die früheren Gefege über die Verwendung der 
Kefindungen zu neuen Einrichtungen in Folge der Reguli— 
ungen und Abldfungen durch das Gef. v. 29. Juni 1835 näher 
eſtimmt und abgeäntert worden: 

8) Die Abloſungs⸗Geſetze v. 18. Juni 1840 für das Herzogthum 
Befipbalen und v. 4. Suli 1840 für vie ehemals Naffauifchen Landes⸗ 
elle und die Stadt Weglar mit Gebiet, find in Beziehung auf ten in 
lebe ſtehenden Begenfland, mit geringen Abmelchungen, ter Abläf. O. v. 
3. Sult 1829 und dem Geſ. v. 29. Juni 1835 entfprechent. (88. 108— 
12, 112—118. der Abl. D. v. 18. Juni 1840. 88. S2—86., 88— 92. des Abl. 
ef. v. 4. Juli 1840). 

4) Mit viefen Geſetzen Über tie Verwertung der Abfintungen zu 
men Ginrichtungen flehben die den Befigern von Lehn- und Fidele 
m mißgütern ertheilten Befugniffe zur Berfhuldung der Sub- 
anz der Hauptgüter im Zufammenhange. 

Solche wurden eriheilt: 

A. a) durh die K. O. v. 30. Juni 18271) (8. S. 1827. ©. 78) 
Hufe der Dedung der neuen Ginrichtungsfoften zum Betrage des halben 
derths der Abfindungen, in ten Provinzen, wo das Megulir. Ev. v. 
EL Sept. 1811 Anwendung findet, mithin nur bei ſolchen Megulirungen; 
zuer nur bei unverfchulteten oder nur bepfantbrieften Lehn⸗ und Fidei⸗ 
wamsißgütern, vergeftalt, daß tie Darlehne nur in Pfantbriefen bei der 
supfchaft (ten ritterfchaftlichen Kretitanftalten) aufgenommen werden 
muten; endlich unter den in ter Dekl. v. 29. Mai 1316. Urt. 51—55. 
wa in der DB. v. 9. Mai 1818 vorgefchriebenen Sicherheitsmaaßregeln. 

HMParnach beturfte ed ter Zuziehung und tes Konfenfes ter Hypo⸗ 
Aubiger, Agnaten und Anwarter nicht; die prioritätifche Verpfän⸗ 
war zuläffig; die unbebingte Gintragung ter aufgenommenen Dar» 
erfolgte auf ten Grund des Feſtſetzungs⸗Atteſtes Ter Behörten; ver 
Butöbefiger war verpflichtet, Die Darlehne zu den Ginrichtungsfoften zu 
ſerwenden; die Auseinanterfegungd » Behörden maren befugt und ver- 
ar bierauf zu halten, und den Agnaten und Anwartern fland vie 








iß zu, fich die Verwendung nachweifen zu laffen. 

) Durch die 8. O. v. 13. Mai 1829 2) (G. ©. 1829. S. 44) ward 
Wie Befugniß, das nach erfolgter gutsherrlich = bäuerlicher Regulirung be⸗ 

e Cinzichtungsfapital nur bei der Lantfchaft zum halben Betrage 
des nach Tandfchaftlichen Prinzipien ermittelten Werths (der Abfintungen) 
sufzunehmen, dahin morificitt, daß fe auch denjenigen Lehns⸗ und Fidei⸗ 
Beunmißbeflgern ertheilt wurte, welche einen landſchaftlichen Kredit in ihrer 
Decrvinz nicht benugen Fönnen, tvergeftalt, daß ſie ſich ten erforterlichen 
Dedarf von jedem andern Gläubiger zu befchaffen befugt find. 








1) Bergl. in Br. I. ©. 675. 
2) Gbenbaf. ©. 675. 
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Mit dieſer Beftimmung ift die allein in der Verfaffung ter San 
fehaften begründete Befchränfung der Berpfändungäbefugnig auf um 
fchuldete oder nur mit Pfandbriefen belaftete Lehn⸗ und Yireifommißgk 
für wegfallend zu erachten, obgleich die Aufhebung diefer ——— 
der eben gedachten V. nicht ausgeſprochen worden iſt. Dagegen 
ben tie Maaßgaben zur Sicherſtellung der Realberechtigten beſtchi 
insbeſondere die Beſchraäͤnkung der Verpfändung der Hauptgüter auf t 
halben Werth der Abfindungen, welcher nah den bei der Auselnantı 
fegung zum Grunde gelegten Abfhägungs« Prinzipien ermittelt werben fi 
In rer Befugnig der Beflger, die Hauptgüter prioritätifcy zu verpfl 
den, ift durch diefe Verordnung nichts geändert worden. 

c) Dur das ©. v. 29. Juni 1835. $. 6. ift in Bezug auf vie 
D. v. 30. Juni 1827 u. 13. Mat 1829 zuvdrderft beftimmt worden: 

aa) Wenn die Lehns⸗ cder Fideifummißbefiger, flatt der ihnen nechgegebe 
Veräußerung oder Berpfändung der Abfinnungen, es vorziehen, die Ginrichten 
foflen ($. 4 Nr. 1. u 2.) welche fie bei qutsherrlichsbäuerlichen Keg 
lirungen und Ablöfungen verwenden müflen, burch Anleihen, anf bie S 
Ranz des Hauptguts, einfchließlich jener Zubehörungen, zu befchaffen: fo bir 
diefe Anleihen nicht die Hälfte des Werths der Abfindungen überfchzeiten. 

Werden zu dieſem Zwede Iandfchaftliche Pfandbriefe aufgenommen, fo w 
diefer Werth von der Landſchaft ſelbſt fegeflellt. Bei andern Darlehnen gefdh 
foldhes von der Gen.⸗Kom, nad) den bei der Auscinanderfegung zum Bruude | 
legten landüblichen Abfchägungss Prinzipien. 

Hierdurch ift die in den gedachten beiden K. D. (a. b.) nuz | 
Negulirungen nach dem Ev. v. 14. Sept. 1811 ertheilte DBefugnif, 1 
Subflanz der Hauptgüter auf ten halben Werth ver Töflnbungen, 
Beſchaffung ter Einrichtungsfoflen, zu verpfänden, anflatt ter us 
die Abfintungen felbft zu veräußern und zu verpfänden, den Lehn= zı 
Fideitommißbeflgern 

a) bei Regulirungen und Abldfungen allgemein ertbeilt, mithin ws 
auf Regulirungen nah dem ©. v. 8. —* 1823 für Poſen ac. und u 
Ablöfungen nad) ten Ordn. v. 7. Juni 1821 u. 13, Suli 1829 ad 
gedehnt worden. 

6) Berner ift nach ©. 6. Nr. I. des Gef. v. 29. Juni 1835 tie & 
fhränfung der K. D. v. 30. Juni 1827 weggefallen, „daß nur unverfäel 
deten, oder nur mit Pfantbriefen belaſteten Lehnd⸗ und Fideitommißbeiige 
die Befugniß zur Verfchultung der Güterfubftanz zuſtehe“; fo wie 

y) die Beftimmung derfelben B., daß die Darlehne nur bei ven UP 
fhaften aufgenommen werden Eönnen, welche bereits durch die 8.D. 1 
13. Mai 1829 aufgehoben war. 


Eben fo ifl 
bb) nach der DVorfchrift Nr. VII. $. 6. des ©. v. 29. Suni 188: 


„Die Nechte ter früher eingetragenen Gläubiger bleiben bei folge 
Verpfindungen des Hauptgutes überall unveräntert.“ 

die bis dahin, laut Hinmeifung ver 8.O. v. 30. Juni 1827 uf 
Art. 52,, 53. der Dell. v. 29. Mai 1816, als zuläfig angensmme 
prioritätifche Verpfüntung ter Hauptgüter, nidyt welter anmentbar 

Diefe neue Befimmung, welde in ver K. O. v. 2. Juli 2881 m 
hinſichtlich der Verfhyuldung der Lehn⸗ Fiteifommißgüter für Kepic— 
abfindungen und Auseinanderfegungsfoften gegeben war, ift auch anf W 
Berfchuldung ter Hauptgüter zu Einrichtungsfoflen durch Tas ©. 8 
29. Juni 1835 ausgedehnt worden. 

cc) Im Uebrigen find tie in ter K. O. v. 80. Juni 1827 v 
ſchriebenen Maaßregeln zur Sicherfielung der Realberechtigten laut Rı. IV. 
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& 6. des Geſ. v. 29. Juni 1835 aufrecht erhalten worden, jedoch mit ver 
Maafgabe, daß: 

a) die Befugniß der Anwarter und Mealberechtigten, fich vie Ver⸗ 
Weutung ter aufgenommenen Darlehne zu neuen Einrichtungen nachmeifen 
laſſen, laut $. 6. Nr. VI. des erwähnten Gef. an eine Zjährige Praͤ⸗ 
iR gebunten iſt; 

8) daß vie Butöbefiger und Abgabeberechtigten die ihnen ertheilte 
Befnguiß, die Hauptgüter zu verſchulden, nur in gewiſſen Friſten ausüben 

. (6. 7. des Gef. v. 29. Juni 1835). Diefe Maaßgabe ift jedoch 
ia der Haupiſache in den älteren Öeiepen begründet. 

dd) Endlich ift im ©. 6. Nr. IV. des Gef. v. 29. Juni 1835 dem 
behas-⸗ und Fideikommißbeſitzer freigeftellt, 

o6 er die ermeisliche (zu ven Kinrichtungdfoften erforderliche) Summe 

als ein Darlehn auf die Gutsſubſtanz aufnehmen oder flatt deſſen feinem 

Alledial⸗ und freien Nachlaffe den Anfpruh auf Erſtattung bei ver 

Fanftigen Erbaudeinanterfegung, mittelft eines Vermerks im Hypotheken⸗ 
. Suche vorbehalten will. 

Dies, welches früher in der unten zu B. gedachten 8. O. v. 2. Juli 
831 nur in Beziebung auf vorzuſchießende Kapitaldabfindungen und 
Inseinanderfegungskoften verordnet war, iſt auf die Einrichtungskoſten 
ut worden. 

B. a) Nach der in der Ueberfchrift zum F. 6. des Geſ. v. 29. Juni 
1885 in Bezug genommenen K. O. v. 2. Suli 1831 1) (@. ©. 1831. 
155) iſt auf den Grund der Geſetze wegen der Einrichtungsfoften,, in 
tlichen Provinzen der Monarchie, den Lehns⸗ und Fideikommißbeſlgern 
eſtattet worden: 

a) die Gubflanz bes Lehns oder Fideikommiſſes auch für die Auseinanbers 
feßungstofen, mit Ausſchluß von Prozeßkoſten, in allen NAuseinanbers 
fegungen des Reſſorts der Ben.» Kommilfionen zu verpfänten; desgleicken 

E) für den Beirag des Abfindungsfapital®, welches fie bei Gemeinheitéthei⸗ 
fungen und Ablöſungs⸗Geſchäften zum Beſten der Güter verwenden. 

y) Die Höhe, ſowohl der Auseinanderſetzungskoſten als der Abfindungen, ifl 
durch ein Atte ter Generals Kommiffton nachzuweifen. Die Hypetheken⸗ 
Behörden find autorifirt und verpflichtet, ohne das Erforderniß der Cin⸗ 
willigung des Lehnsberen ober ber Lehus⸗ und Kideifommißfelger, die auf 
den Grund bes Atteſtes nachgefuchte Bintragung in das Hypothekenbuch 

veranlaflen. 

Ss foll übrigens vom Gutsbeſitzer abhängen, ob er vie ermweisliche Summe 
als ein Darlehen auf die Gutsſubſtanz aufnehmen, ober flatt defien feinem 
Allodial⸗ und freien Nachlaffe den Anfpruch auf Grflattung bei der fünfs 
tigen Grbauseinanderfegung, mittelft eines DVermerfs im Hypothekenbuche 
vorbehalten will. 

e) In beiten Fällen (a, 6.) bleiben die Mechte früher eingetragener Glän⸗ 

biger ungefährbet. 

b) Die vorſtehenden Borfchriften find in tem $. 6. tes Gef. v. 
239. Juni 1835. Nr. II. III, IV., V. wiederholt worden, unter näherer 


ung: 
zu 2) daß die Lehns⸗ und Bitelfommißbefiger die Subſtanz des 
Saupigutd für den Betrag ter Rapitaldabfintungen und Entfchädigungen 
serpfänden befugt find, welche ſie bei Gemeinheitstheilungen und Abs 
| für die zum Lehn und Fideikommiß geisiagenen Grundſtücke 
Wer zur Abloſung der auf denſelben haftenden Servituten und Laſten zu 


tatrichten haben. 














* 
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b) Materialien und Dienfte, welche aus dem Gute genommen weres 
tönnen, dürfen in dem Anfchlage der neuen Einrichtungskoſten wid zus 
Berechnung Tommen. (Art. 54. der Dekl. v. 29. Mai 1816, anf welgen 
der $. 23. der Abloſ. O. v. 7. Juni 1821 verweift). 

Don diefem Gruntfage abweichend hat indeß das Min. des I ia 
den R. v. 17. Febr. 1837 1) (v. 8. Anz. Br. 21. ©. 73) and v. 27. Mul 
1889 3) (a. a. O. Bd. 23. ©. 368) ausgeſprochen, daß Ziegel, Ram 
fleine und andere vergl., ver Megel nad nur zum Berfaufe 
Produkte einer gutsherrlichen Fabrikationsanſtalt nach dem WBerlaufügeik, 
ohne Abzug Tee Werthes der zu ihrer Zubereitung verwendeten, Materialen 
und Dienfte, in Rechnung geftellt dürfen. 

Gegen diefe Anſicht vergl. Donniges Land. Kult.» ef. Br. 3. ©. 
119-120. 

c) Ale zu Einer Herrfchaft und in Einem Hypothekenverbande fer 
benten Güter find rüdfichtlih neuer Wirthſchaftsanlagen —— als cd 
Ganzes zu betrachten, daß einkommende Abloſungs⸗Kapita 
nur da verwendet zu merden brauchen, wo fich gerade ein — 
und iſt daher nicht erforderlich, dieſelben in eben dem Gute egen 
welchem ſie aufkommen. Es koͤnnen aber auch umgekehrt die vorhantenm 
Materialien, welche ſich bei dem die neue Einrichtung erfordernden Gur 
nicht vorfinden, auch aus einem andern, ſolche gewaͤhrenden Gute entum- 
men werden. ' 

Diefe Srundfäge find anerkannt in ren R. des Win. des 3 vw. 18. 
Der. 1836 2) (v. 8. Ann. Bd. 20. ©. 907) und v. 17. Webruar 1817°) 
(a. a. D. 3b. 21. ©. 73). 

Dagegen führt das M. deſſelben Min. v. 14. Iunt 1839 5) (v. 2. tm 
Dr. 23. ©. 364) aus, daß wenn mehrere Güter zwar ein Ganzes aular 
hen, 3. B. zu einem Familien⸗Fideikommiß vereinigt And, jedoch fo, N 
die Selbftfländigfeit jenes Gutes durch die abgefonderte Sintragung in 
Hypothekenbuch rechtlich bewahrt und mit der Verpfändung der einxlan 
Süter auch faktiſch anerfannt ift, die Mebertragung vorhandener Watrie 
Ilen von einem ®ute auf dad andere und deren Anrechnung auf bie ki 
dem Iegtern etwa erforderlichen Einrichtungskoſten nicht flattfindet. | 

d) Zu ten im $. 4. des Gef. v. 29. Juni 1835 gedachten Gin | 
richtungs koſten find die Regulirungskoſten nicht zu rechnen. | 

Vergl. das R. res Juſt.⸗Min. v. 22. Dec. 1840 (Iuf. Min. Bi. I 
S. 28 und Pin. BI. d. i. ®. 1841 ©, 85), das hierauf erlaffene Schreikn 
Des M. des I. v. 11. Fehr. 1841 (Juſt. Min. Bl. 184. S. 111 un. Min. BLri 
V. 1841. ©. 86) und das in Folge deſſen ergangene anderweitige R. il 
Juſt. Min. v. 25. Vebr. 1841 °) (Iufl. Min. BI. 1841. S. 110 m Ru 
Bd. 1. V. 184. ©. 87.). 

2) Zu Altn. 8—6. des $. 4. des Gef. v. 29. Juni 1835. 

Diefe Beftimmungen enthalten eine neue gefeßliche Vorſchrift Fk 
Lehn« und Bideifommißgäter, worurd die Veräußerung oder Berfgultun 
zu neuen Ginrichtungen der Hauptgüter dahin beſchränkt wird, daß tie ze 
vorübergehenden DVerbeiferungen verwendeten Kapitalien zwar and de 
Abfindungen entnommen werden dürfen, jedoch von dem Befiger und de⸗ 





2) Bergl. in Bd. I. ©. 665. 
2) Ebendaſ. ©. 666. 

3) Bergl. in Bd. I. ©. 665. 

4) Ebendaſ. S. 665. 

5) Ebendaf. S. 665—666. 

6) Vergl. diefe Erlaſſe in Vd. I. S. 667 . 
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ver Abloſ. D. v. 7. Juni 1821 und ven $. 4. (Einleit.) des Gef. v. 
%. Iunt 1835 die Verwendungsbefugnig den Abgaben » Berechtigten nur 
in Solar ver Dienfi-Megulirungen und Abldöfungen ertheilt ſei. 

Diefer Anſicht hat ſich das Min. des I. in tem (nicht veröffentlichten) 
R. v. 1. Jull 1839 (Dönniges Laub. Kult. Gef. Bd. 3. ©. 109) anges 
(Sloffen, wogegen das (nicht veröffentlichte) R. veffelb. Dein. v. 18. Juli 
1839 (a. a. D.) die entgegengefegte Meinung dahin ausfpricht, 

daß ber Grundſatz, daß die zu den Binrichtungsfoften zu verwendenden (Ab⸗ 
Mangss) Kapitalien unmittelbar aus dem Gefchäfte herrühren müßten, welches 
De nenen wirthſchaftlichen Anlagen erforderlich macht, ale richtig nicht anzu⸗ 
tlennen, vielmehr bei der ganz allgemeinen Faſſung des $. 9. Nr. a. der V. v. 
% Juni 1835 unbebeuflich fei, daß auch die bei anderen Auseinanderfepungen, 
+ B. in einer Gemeinheitstheilungsfache, ftipulirten baaren Abfindungen zu Baus 
km u. f. w. verwendet werden Fönnen, welde in Folge einer durch Land oder 
Beute bewirkten Dienkablöfnng zu bewirken fein möchten. ') 

Die Nichtigkeit der bejahenden Anſicht iſt anzuerkennen und es 
wid dieſelbe auch durch die Vorverhandlungen zu tem Gef. v. 29. Juni 
1885 unterftügt. 

Vergl. das Nähere hierüber in Dönniges a. a. O. ©, 109— 112, 

IL Zum $. 4. des Geſ. v. 29. Juni 1835. 

1) Der 8.4. a. a. O. disponirt unter Nr. 1. und 2. darüber, was 
u den Einrihtungsfoften zu rechnen fel. ?) 

Dazu iſt zu bemerfen: 

a) Zum Inventarium Behufs der erften neuen Einrichtung ges 


a) das Befpann- (Lafl-) Vieh zum Erſatz der Dienfte, dad Spann 
md Nutzvieh zur gehörigen Benutzung des Gutes, foviel junges Vieh, 
US zur Unterhaltung des Viehſtandes erforverlich, mit einem Worte daB 
ebövieb; (A. 2. M. I. 2. 66. 52., 53.); 
P) Ne nötbigen Wirthfchaftögeräthe, Schiff und Geſchirr SS. 48., 52, 


, 
y) der Berarf an Gutderzeugniffen, — Getreite, Brüchten, Stoß, 
ben, Brennmaterlal ꝛc., — um die Wirtbfchaft fo Tange fortzufegen, bis 
vergl. Erzeugniffe aus dem Bute felbft, nach tem gewöhnlichen Laufe der 
Dinge, wieder gewonnen werden Eünnen. ($. 49. a. a. D.). 

Das MR. des Min. des J v. 10. Sept. 1835 2) (Koch's Agrargef., 
k Null. 6. 227) rechnet dahin insbeſ. auch das für das erfle Jahr er⸗ 
ſerderliche Saamen-, Futter⸗ und Brodtgetreide. 


Gen — nn 


1) Das R. des Min. des 3. v. 19. Kebr. 1831 (Koch's Agr. Gef., 3. Aufl. 
©. 147) hatte ſchon früher ausgefprochen, „daß in allen Faͤllen, wo mit ber 
Dienfablöfuug andere Auseinanderiehungs: Befchäfte in Verbindung treten, das 
Berwendungsaiter Feinesweges auf Ginrichtungen zu beichränfen if, die unmits 
tslber burch den Wegfall der Dienſte nothiwendig werben, ſolches vielmehr auf 
ee diejenigen Binrichtungen gerichtet werden muß, welche turch bie hiermit in 
Werbindung gefehte Bemeinheitetheilung nöthig werden.” — Das gedachte R. bes 
merft, „daß dies den Beftimmungen des $. 23. der Abl. ©. v. 7. Juni 1821 
und den hierin alleg. Befimmungen tes Ed v. 14. Sept. 1811 und deſſen Def. 
». 29. Mai 1816 entfpreche, daß indes eine ausdehnende Anmwentung auf die 

wo es fich blo® von einer Gemeinheitstheitung ohne Dienftablöfung ober 

trung ber gutehertlich-bäuerl. Verh. handelt, wicht zuläffig fei, da hierzu im 
dem GBefese Feine Autorifation ertheilt worden.” 

2) Bergl. die technifche Infr. ver landwirthſchaftl. Abth. der eg. zu 
Sranffurt v. 24. März 1812. S. 244 ff. 88. 87., 88. 

3) Bergl. in Br. 1. S. 664—660. 
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c) Ueber Ten Umfang der Verpflichtung der Aubeinanderfegungdie- 
hoͤrden bezüglich ver Kontrolle der Verwendung der zu beivilligenden Cie 
richtungskoſten, und über ta8 in biefer Beziehung zu beobachtende Verfah« 
zen, vergl. die R. des Min. des I. v. 30. Oft. 1835 1) (Koch's Agrurgel, 
4. Aufl. S. 228.) und v. 30. März 1837 2) (v. 8. Ann. Br. 21. 6. XL 

d) Die Kompetenz ter Auseinanderfegungd-Behödrden zur Kontrele 
der Verwendung der Einrichtungskoften ifl nicht an eine Erik gebunten. 

Vergl. R. des Min. des I. v. 20. März 1847). (Min. SL, 
1847. &. 101. Nr. 139.) 

IV. Zum $. 6. des Gef. v. 29. Juni 1835. 

Vergl. die 8. O. v. 30. Juni 1827, 13. Mai 1829 und 2. Jul 
1831 in Bd. I. ©. 675 ff. | 

Der 5. 6. des Gef. v. 29. Juni 1835 hat die Vorfchriften dieſer K 
O. theils verallgemeinert, theils abgeändert, theil® näher und neu befktmmt, 

Zu den einzelnen Beftimmungern des $. 6. iſt Folgendes zu bemerfen: 

1) Zu III. nes $. 6. 

a) Das ©. v. 29. Juni 1835 fchreibt unter Nr. ILL allgemein ve, 
daß die darin näher beſtimmten Auseinanderfegungsloften in Regufirunger 
der gutöherrlich-bäuer!. Verhältniffe und in Abldf.» und Gem.⸗Th.⸗Sathen 
durch Aufnahme von Darlchnen auf die Subflanz der Lehn⸗ und Fire 
fommißgüter befchafft werben dürfen. Daffelbe iſt binfichtlich der Austen 
anderfegungdfoften verorpnet in Angelegenbeiten, welche vie Ausgleidkung 
der erblichen Befigrechte und Meallaften, außer dem gutéhertlichen, ef 
den Gef. v. 21. April 1825 *) zum Gegenftande haben. 

Ueber alle tiefe Gegenflände find fpäterbin neuere Geſetze ergangen 
Das ©. v. 22. Dec. 1839, betr. die Mechisverhältniffe der Grundbefiger 
und die Ablöfung ver Neallaften in den Braffchaften Wittgenftein *) (@. 
&. 1840. ©. 6) und dad ©. v. 18. Juni 1840 über die Ten Grunttei 
betr. Mechröverhältniffe im Herzogthum Weftphalen *) (®. ©. 1840. €. 139) 
weifen nun zwar nicht auf tie Gef. v. 21. April 1825 für vie ehem 
Königl. Weftphälifchen, Großherzoglich Bergiſchen und Branzdf. Lantek 
tbeile bin; fte betreffen aber theild die Regulirung gut&berrlich-bäuerlider 
theils anderer Befigverhältniffe und vie Ablöfung von Meallaften. Dagegm 
verweift das ©. v. 22. Der. 1839 $. 26. wegen der beftiimmungsmäßige 
Verwentung der Ablöfungdgelter auf die Vorfchriften des G. v. 29, Iuni 
1835; da8 ©. v. 18. Juni 1840 ift in die Stelle des Geſ. v. 25, Eat 
1820 über die gutöherrlich= bäuerlichen Verhältniffe im Gerzogtbume Beh 
phalen (©. ©. 1520. ©. 191) getreten, auf welches das Gefep v. 29. du 
1835 Anwendung findet. 

Hiernach kann es Feinen Bedenken unterliegen, die Vorſchriften de 
Gef. v. 29. Juni 1835 $. 6. Nr. III. auch auf die geſammten Gegenfluͤnde 
ter oben gedachten beiten Geſetze auszudehnen, und zwar um fo meht, al 
in dem erwähnten Gef. v. 22. Dec. 1839 für vie Graffchaften Witrgen 
fein in den 66. 33. 35, 36. hinſichtlich mehrerer Leiftungen und Pilid- 
ten auf die Ablöf.» DO. v. 13, Juli 1829 verwiefen ift, deren Gegenſtͤnde 
auch dem ©. v. 29. Juni 1835 unterliegen, und als tie beſonders ergar⸗ 
gene Ablöf.-D. v. 18. Juni 1840 für das Herzogthum Weſtphalen (9. 6 
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1) Vergl. in Bd. I. ©. 672 ff. 
2) Shendaf. S. 673 ff. 

3) Shendaf. S. 674. 

4) Bergl. in Bd. I. ©. 248 fi. 
5) Ebendaſ. S. 305 ff. 

6) CEbendaſ. ©. 304 ff. 
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n Nachfolgern jedes Jahr mit „1, Ted Betrages rem Lehn⸗ oder Fidei⸗ 
mmiß erſetzt werten follen. (Bergl. $. 8. des Gr. v. 9. Oft. 1507, f. in 
. L. ©. 33. und 8. D. v. 20. Jan. 1808, G. S. 1806-1810. ©. 108.) 

Dabei fragt fih: ob Koften zur Anfchaffung von Inventarium 

den befländigen oder zu den vorübergehenden Verbeflerungen zu 
unen find? 

Dönniges führt aus, daß in diefer Beziehung ein dauernd er» 
gderlihes Inventarium zu den befländigen DVerbefferungen zu rech⸗ 
a fei, wogegen ein nur für die Uebergangd-Iahre beflimmtes 
t legteren Ratbegorie gehöre. (Dünniges Land.⸗Kult.⸗Geſ. Br. 3. S. 133.) 

3) Ueber die Nichtberechtigung der Gutsherrn zur prioritäti«- 
ben Berpfändung des Hauptgutes für tie Einrichtungsfoften, vergl. 
u R. tes Juſt. Min. v. 21. Sept. 1839 1) (Juſt. Min. BL. 1839. &. 320). 

Ueberhaupt ift dem Gutsheren Behufs Befchaffung der Einrichtungs⸗ 
Ben nur die Veräußerung oder prioritätifche Verpfändung der Entſchä⸗— 
gungä-Länderelen, nicht aber die von Theilen des urſprünglichen 
utsbeflandes gpefatter. 

Bergl. das MR. des Min. des I. und der P. v. 11. Sanuar 1840 ®) 
Bin. BI. d. 1. 2. 1840. 5. 402. Nr 699.). 

I. Zum $. 5. des Geſ. v. 29. Juni 1885. 

1) Zum lin. 1. des $. 5. 

a) Es ift zweifelhaft gefunden: ob die Nachſuchung der Eintragung 
we Beräußerung oder Berpfändung von Abfindungen lediglich ten Kon» 
‚benten obliegt, oder von der Auseinanderfeßungsbehörde, wenn ihr des⸗ 
I6 Anträge zugeben, bei Belegenheit der Berichtigung der Hypotheken⸗ 

ex officio zu betreiben fei? 

Dönniges führt aus, daß zwar den Betheiligten überlaffen bleiben 
ame, Die Eintragung des Geſchaͤſts bei der Hypothekenbehoͤrde ſelbſt nach⸗ 
ſuchen, daß indeß ebenfalld ver Auseinanderfegungd-Behörke (mit Ruͤck⸗ 
r auf die SS. 196., 197. der V. v. 20. Iunt 1817 u. $$. 7., 10. 57. 
t ®. v. 30. Juni 1834) zuftehe, Dies bei Gelegenheit der Berichtigung 
Gypothekenbũcher in Bolge der Audeinanderfegung zu veranlaffen. 
baniges Land.⸗Kult.⸗Geſ. Br. 3. S. 129—130.) 

b) lieber die unbedingte Verpflihtung der Hypothekenbehoͤrden, 
f ven Antrag ter Auselnanderfegungd- Behörden die Eintragung der von 
teren als gefegmäßig befcheinigten Verwendung eines Ablöfunge- Kapitals 

Sachen, vergl. die Dekl. v. 30. Juli 1842 ad 2.°) (©. ©. 1842. 


Vergl. auch 65. 6. und 7. des Gef. v. 24. Mai 1853, betr. einige 
Händer. ter Hypoth.⸗O.!) (G. ©. 1553. ©. 521). 

2) Zum Alin. 3. des G. 5. 

a) Bergl. die V. v. 9. Mai 1818 über die Verfchuldung der Lehne 
d Bivellommiffe bei Auseinanterfegung ter Gutsherrn mit den Bauern. 
. &. 1818. S. 43) in Br. 1. ©. 671 ff. 

b) Der $. 110. des Abldſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850 beflimmt in Be⸗ 
MM der Verwendung der Kapitalgabfindungen zu den Einrich« 
ingsfoften: 





3) Bergl. in Bd. I. &. 633. 
4) Bergl. ebendaf. S. 559—590, 
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dung ausgefchloffen wurde. Erſt durch das ©. v. 29. Juni 1835 & 6 
Pr. VII. if, in Beziehung auf Lehn- und Firelfommißgäter, die Beiin- 
mung, taß die Mechte früher eingetragener @läubiger Berpfänbung der 
Sauptgüter, unveräntert bleiben, auch auf die Verpfändung der Gauptelae 
zur Beichaffung neuer Einrichtungskoſten ausgedehnt worden. 

b) Eine prioritätifche VBerpfändung der Allodial⸗Hauptgüter HM 
in den Geſetzen nicht ausgefprochen und auch aus dem $. 6. des Gef.» 
29. Juni 1835 nicht iu folgern. 

Vergl R. des Min. der I. (im Einverfländniffe mit dem Min. des 3) 
v. 21. Sept. 1839.1) (Juf. Min. BI. d. i. ©. 1839, E. 320.) 

3) Die Befugniffe der Lehn- und Fidellommiß aus dem $. 6 
des Gef. v. 29. Juni 1835 befchränten ſich auf die Berpfändung ber 
Subftanz ter Lehn⸗ und Fideikommißgüter zur Dedung von 
toften, von ihnen zu gemährenden @elventfchärigungen und Auseinender⸗ 
fegungsfoften. 

nftatt der Aufnahme von Darlehnen Fönnen ſie ihren Ullepinlsches 
aber auch die Erftattung folcher Aufwendungen vorbehalten und biefen Ber 
Beh im Sp etenbure vermerfen laffen. ($. 6. Nr. IV.) 
agegen ift: 

a) eine Veräußerung (ein Verlauf) von Theilen der Be 
und Bideifommißgüter, welche nicht zu den Abflnbungen 
nicht geRatie. 

ergl. dad R. des Min. des 3. v. 11. Ian. 18402) (iin. SLhi 
V. 1840, ©. 402). 

b) Ebenfo wenig findet eine Veräußerung der Abfindungen Geha 
der Deckung der zu gebenden Beldpabfindungen und der Auseln- 
anderfegungsfoften flatt; denn vie Veräußerung von Abſtudungen in - 
Land, Rente orer Kapital iſt nur zur —— der neuen Einrich⸗ 
tungsfofen zuläffig. Indeß kann ausnahmsweiſe vie Verwendung wen 
Abfindungs-Kapitalien, welche die Beſitzer erhalten, zu Audein⸗ 
anderſetzungskoſten nachgelaſſen werden, wenn eingetragene Gläs 
nicht vorhanden find, und die Befiger die ihnen zuſtehenden B 
nad 6. 5. Alin. 4. und 6. 7. des Gef. v. 29. Juni 1835 noch amtähen 
dürfen. 

Bergl. die R. des Min. des I. v. 11. Jan. 1840°) (Min. BLYi 
2. 1840, ©. 402) und des Aufl. Min. v. 22. Dee. 1840 und 25. Ik 
1841.) (Min. BL. v. i. 2. 1841, ©. 85. ff.) 

V. Zum $. 7. des Gef. v. 29. Juni 1835. 

1) Es ift in Zmeifel gezogen worden, ob der $. 7. des Gef. v. 9. 
Juni 1835 ald neues Geſetz oder ald Deflaration zu erachten fei? 

a) Die R. des Min. des 9. v. 22. Nov. 1836 (Koch's Ngrargel. 
4. Aufl. S. 233— 234) und v. 17. Febr. 1837 (v. 8. Ann. Bo. 21. &. 72) 
haben Legteres angenommen und in Folge defien tie Anweiſung erthei 
das Prinzip des 6. 7. auch auf ale vor Publikation des Gef: 
29. Juni 1835 bereits beendigten Auseinanderfegungen u" 
zuwenden. 

b) Später iſt die Frage nochmaliger Erwägung unterzogen werben 
und in Bolge deren Durch Tas C. R. ned Min. des I. u. 15. Dee. 1937°) 
(9. 8. Ann. Bd. 21. S. 945) audgefprochen:: 


— — — — —— 









1) Vergl. in Bd. I. S. 669 ff. 
2) Vergl. in Bd. J. S. 666 ff. 
3) Vergl. in Bd. I. ©. 666 ff. 
4) Ebendaſ. S. 667 ff. 

9) Shendaf. S. 677678. 
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.156) 6. 113. unter Nr. III. in Beziehung auf Ablöfungsgegenftänte 
feiben Beflimmungen, wie das G. v. 29. Juni 1835 enthält. 

Das neuere ©. v. 18. Juni 1840 über die Nechtöverhältniffe des 
rundbeſihzes und über die Ablöfung von Neallaften in ven Fürftenthume 
legen 1) (©. &. 1840. ©. 151) weift im 6. 1. ausdrücklich auf die Gef. v. 
. April 1825 und 29. Juni 1835, fowie auf die Ablöf.-O. v. 13. Jul 
29 zurüd. 

Endlich enthält das Abl. ©. v. 4. Juli 1840 für die Naffauifchen 
ndedtheile (9. ©. 1840. ©. 195) im 6. 87 viefelben Beſtimmungen, 
Iche fich im $. 6. des Geſ. v. 29. Juni 1835 finden. 

b) Die Berfchuldung der Hauptgüter auf ten Betrag der Auselnan- 
rfegungstoften ift in dem Geſetze felbft auf die Vermeffungs- und Boni⸗ 
ungd-Koflen und auf die Koften der kommiſſariſchen Verhantlungen 
[ränft. Zu den letzteren find zu rechnen: 

a) Die Koften der Anfchläge wegen der in Bolge der Auseinander⸗ 
en nörhie gewordenen Bauten. 

ent. . de8 Min. des 3. v. 19. Oft. 1832 2) (Koch's Agrargeſ., 
Aufl. ©. 232). 


8) Die Koften, welche etwa im Wege — Vereinigung der In⸗ 
der Audeinanderſetzung über die Segenflände derſelben erwach⸗ 
a find. 
Vergl. R. des Min. des I. v. 15. Nov. 1831 *) (Koch's Agrargef., 
Anfl. ©. 232). 

Dagegen find ausgefchloffen: 

y) Proton, welche dur; das Auseinanderfegungs-Gefchäft ent« 


2 u VII. des ©. 6. 

ch viefer Beflimmung iſt bei Verpfändung der Subftanz des Lehns⸗ 

7 Bibeifommißgutes (des Hauptgutes) Die Zuficherung der Priori⸗ 

2 vor den bereitö eingetragenen Hypothekglaͤubigern ſowohl zur Beſchaf⸗ 

ng von Finrichtungskoſten, ald von Kapitalabfindungen und Auseinander⸗ 

Ele ic unzuläffig, und findet eine folche Priorität des Darlehns auch 
ch nicht ftatt. 

Hiebei ift zu bemerken: 

a) Nach der 8. O. v. 30. Juni 1827, welche auf vie Art. 51—55. der 
ei. v. 29. Mat 1816 hinweiſet, if die prioritätifche Verpfaͤndung 
Kst. 58.) der Subflanz der Lehn⸗ und Fideikommißgüter (Hauptgüter) auf 
m Detag ter Einrichtungskoſten für zuläffig erachtet worden. Die 
.D. v. 2. Juli 1831 hantelte nur von der Verpfändung ver Lehn⸗ und 
Weitemmiß-Hauptgüter auf den Betrag der Auseinanderfegungsfoften und 
a befchaffenter Belvabfindungen. Nur in Hinficht diefer wurde darin ver⸗ 
"met, daß die Mechte der fchon eingetragenen Gläubiger ungefährtet blei⸗ 
wa follten, wodurch allein in dieſer Beziehung eine prioritätifche Verpfän« 


— — —— — — — 


1 J. in ®. L ©. 202 fi. 
A dig ©. 677. ſ 
3) Ebendaſ. ©. 676. 
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D. vermeifl. In diefem ift wegen der bloßen Nießbraucher auf ten $. 163, 
der Gem. Tb. O. hingewieſen, glei wie in dem $. 94. des Regulit. Ge 
v. 8. April 1823 für das Großherzogthum Pofen x. 

Der Eigentbümer eine Grundftäds fann nah 6. 15. der Gem. Sp. 
D. die Auseinanderfegung ohne tie Benilligung des bloß perſoönlichen 
Nießbrauchers auswirken und vollziehen. Dies, dag nämlich der Niefbrand 
der Auseinanterfeßung nicht hinderlich fein fol, ift in der Wortfaffung des 
$. 163. der Gem. Th. O. angedeutet. 

Nach 56. 147— 149. a. a. D. (vergl. ©. 1. des Gef. v. 29. Susi 
1835) treten die Entfchäpigungen in die Stelle der dagegen abgetretenen 
Srundftüde und abgelöften Berechtigungen und erhalten hinſichtlich ihrer 
Befugniffe, Laſten und ſonſtigen Mechtöverhältniffe die Gigenfchaften ver 
jenigen Grundſtücke und Gerechtſame, für welche fte gegeben worden. 

Daraus und aus ter rechtlichen Natur des Nießbraucdhe 2) folgt: 

a) daß der bloß perfänliche Nießbraucher fich mit der Benupung da 
dem Gute angerwiefenen Abfintung begnügen muß; | 

b) daß er, wenn das ihm zur Nutzung eingeräumte Grundſtück bei 
belaftete, und die Reallaſt durch die Auseinanderfehung aufgehoben iR, die 
Entfhädigungslaft übernehmen muß. 

2) Insbeſondere kann der Nießbraucher nur tie Benußung ter Ra 
pltal8-Abfindungen, deren anderweitige Sicherftellung oder Verwendung ia 
das But verlangen. Der Berwentung der Kapltalsabfindung zur Mbflee 
Bung eingetragener Sorderungen Fann er nicht widerfprechen. Im fowelt 
der Nießbraucher für die eingetragenen Schulden oter deren Zinfen ver 
haftet ift, entgeht ihm auch die Nutzung der je teren Abftoßung verwes 
deten Kapitalsabfindung. (Bergl. $. 70. A. 2. R. I. 21., Art. 608. ve 
Code civil.) 

3) Kapitalsentfchädigungen, welche der Eigenthümer für aufgehoben 
Neallaften nem Gute auflegt, bat der Nutznießer nur in ven Sinfen ge 
übernehmen. (Bergl. 68. 99. ff. U. 8. N. I. 21. Code civil Art. 598.) 

4) Vergl. Rheinifche und Neuvorpommerfche Gem. Tb. D. v. 19. Rai 
1851 8. 22. (f. in ®b. I. ©. 402.) 


Fünfter Titel. 
Bon ten Wirkungen der Auseinanderſetzungen hinfichtlich der Pächter 


VBorbemerfung. 


ö — — — — — — — 5 -_ 


1) Bergl. 88. 22. fſ, TEUER ULEE5TE, . 608. ff. Code air 
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a) daß der $.7., in fo weit esfich von dem Intereſſe der hypotheka⸗— 
sifhen Bläubiger handelt, nichts Neues enthält, vielmehr nur felche 
Sruntfäge anspricht, welche aus den allgemeinen gefeglichen Verfchriften 
bereits folgen, mithin auch nur als eine Deflaration der lestes 
ten zu betrachten fei und auf alle Bälle zurückwirke, welche vor Erlaß des 
Geſ. v. 29. Juni 1835 abaefchloffen find; wogegen 

b) für den all, wenn feine hypothekariſchen Gläubiger vorhanten find und 
wegen ber ſideikommiſſariſchen ober Lehns:Qualität des betr. Gutes ledig⸗ 
lich das Intereffeder Anwarter oder Agnaten in Frage fomme, 
die Dispofltion bes $. 7. als eine neue anzufehen fei, und deshalb im 
SInterefie der Fideikommiß⸗Anwarter und Agnaten auf frühere Fälle nicht 
bezogen werben, wielmehr nur da Anwendung finden fünne, wo es fidh 
von Belchäften handelt, tie erſt nach Bublifatlon des Gef. v. 29. Yuni 
1835 zur Gintragung ine Hypothekenbuch gelangt find. 


Dieſe Srundfäge bat die (mit tem &, R. v. 15. Der. 1837 mitge⸗ 
jeilte) 8. O. v. 27. Nov. 1837 genehmiget. 

Vergl. auch das (auf das 6. R. v. 15. Dec. 1837 bezügliche) R. 
5 Sim. des I. v. 81. Aug. 1840.1) (Min. BI. d. i. V. 1840, ©. 385, 


2 .) 
Dönniges führt aus, daß in Beziehung auf alle Betheiligte, — 
und Mealberedhtigte, — der erfte und dritte Sab des . 7. 
8 rückwirkende Deklaration, ver zweite Sa dagegen als ein neue, 
af Vergangene Bälle nicht fi beziebendes Geſetz zu erachten ſei. (Döns 
iges Land. Kult. Gef. Br. 3. S. 139—141.) 

2) Das 6. R. des Min. des I. v. 23. Nov. 18412) (Min. BI. b. 
B. 1841, ©. 290, Nr. 478.) erläutert, 

daß dem Butsbefiger zwar bauptlächlich tie Wahrnehmung und Verfolgung 
ner echte obliege, daß aber jede beftinnmte Erflärung bes Gutébeſitzers, von 
w ihm zufſtehenden Veräußerungs⸗ und Verpfändungsbefugnifien Gebrauch mas 
eu m wollen, bei der Anseinanderfepungsbehörde und deren Abgeordneten zur 
eramlaflung eines Vermerfs des Vorbehalte diefer Rechte binreichend fei, und 
© die Auseinanderfepungsbehörde kei der Abs und Zufchreibung auf den Grund 
8 belätigten Rezeſſes, oder wenn eine folche nicht erfolgt und der Antrag noch 
ub Beſtätigung des Rezeſſes zuläffig if, die Bintragung des Vorbehalts bei der 
ypetbelenbehörbe zu veranlaffen habe. 

3) Der Borbehalt der Befugniß, die zugefchriebenen Abfindungen und 
ı8 Hauptgut zu veräußern und resp. zu verpfünten, iſt nach tem R. des 
aſt. Min. v. 8. Oft. 1837 (v. 8. Jahrb. Bd. 50. S. 596) in die II. Aus 
ik des Hypothekenbuchs einzutragen. 


Vierter Titel. 


Bon den Wirkungen der Auseinanderſetzungen in Beziehung auf 
Nießbraucher. 


1) Der F. 163. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 beſtimmt, „daß 
lohße perſöonliche Nießbraucher ſich der Regel nach?) mit der Benutzung 
et dem Gute angewieſenen Abfindung begnügen müſſen.“ 

Die allgemeine Anwendbarkeit dieſer Beftimmung auf alle Ausein⸗ 
TR onpelegenbeiten ergiebt ſich aus ven 69. 1. und 23. ver V. 
80. Juni 1834, welcher Iegtere wieder auf ven $. 15. der Gem. Th. 


— — 


1) Bergl. in Bb. I. S. 678—681. 
2) Ebenbaf. ©. 681 —682. 
3) Bergl. die Erlaut. zum $. 463. der Sem. TE. D. (f. oben S. 179-180). 
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O. verweiſt. In diefem iſt wegen der bloßen Nießbraucher auf Ten $. 163. 
der Gem. Th. D. bingewiefen, gleich wie in dem $. 94. des Regulir. Gef. 
v. 8. April 1823 für das Großherzogthum Pofen ıc. 

Der Eigenthümer eined Grundftüds kann nach G. 15. ber Bem. Th. 
D. die Audeinanterfegung ohne vie Bewilligung des bloß Yerfänlichen 
Nießbrauchers ausmirfen und vollziehen. Dies, daß nänılich ter Nießbraud 
der Auseinanterfeßung nicht hinderlich fein fol, ift in der Wortfaffung tes 
$. 163. der Gem. Th. O. angedeutet. 

Nah 66. 147— 149. a. a. D. (vergl. $. 1. des Gef. v. 29. Juni 
1835) treten die Entfchädigungen in die Stelle der Dagegen abgetretenen 
Orundftüde und abgelöften Berechtigungen und erhalten Binfichtlich ihrer 
Befugnifle, Laften und fonftigen Medytöverhältniffe die Gigenfchaften ter 
jenigen Orundſtücke und Gerechtſame, für welche fte gegeben weorden. 

Daraus und aus ter rechtlichen Natur des Nießbrauchs 2) folgt: 

a) daß der bloß perfönliche Nießbraucher fich mit der Benupung da 
dem Bute angemwiefenen Abfinrung begnügen muß; 

b) daß er, wenn das Ihm zur Nupung eingeräumte Grundſtüdk dei 
belaftete, und vie Meallaft durch die Auseinanverfegung aufgehoben if, de 
Entfgädigungslaft übernehmen muß. 

2) Insbefontere kann ter Nießbraucher nur tie Benutung ber Au 
pitals- Abfindungen, deren andermeitige Sicherftellung oder Verwendung  . 
das But verlangen. Der VBerwentung der Kapitalsabfindung zur Abe 
Bung eingetragener Forderungen Tann er nicht wiberfprechen. Im foret 
der Nießbraucher für die eingetragenen Schulden oder deren Zinfen ver - 
baftet iſt, entgeht ihm auch tie Nutzung der jü teren Abfloßung verwen . 
deten Kapitalsabfindung. (Vergl. $. 70. A. 2. R. I. 21., Art. 608.8 . 
Code civil.) 

3) Kapitaldentfchätigungen, welche der Eigenthümer für aufpegober 
Neallaften dem Gute auflegt, hat der Nugnießer nur in den Zinfen p 
übernebmen. (Bergl. 58. 99. ff. U. 2. N. I. 21., Code civil Art. 59) 

4) Bergl. Mheinifche und Neuvorpommerfche Gem. Th. D. v. 19. Mel 
1851 6. 22. (f. in ®b. I. ©. 402) 


Fünfter Titel. 
Bon ten Wirkungen der Auseinanderſetzungen hinfichtlich der Pad 


Vorbemerfung. 


Des 5. 112. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 hat beflimmt, Taf ti 
die Mechte dritter Perfonen, mithin auch der Pächter, vegelnden biäheri- 
gen gefeplichen Vorfchriften (auch der im $. 1. a. a. O. im Uebrigen fs 
aufgehoben erflärten Gefege) in Kraft bleiben, fofern fle nicht durch bie 
beiden Gef. v. 2. März 18350 ausdrücklich abgeäntert ſind. 

Die gefeplichen Beflimmungen über die Wirfungen der Auselnander- 
fegungen auf die Pächter von Grundſtücken find zu verfchletenen Zelten, 
für verſchiedene Lanteötheile und Arten der Auseinanderſetgzungs⸗Geſchaͤſte, 
mit erheblichen Abweichungen von einander, erlaffen worden und laſſen fd 
nicht generaliftren. Sie treffen inteß in tem Hauptgrundfage zufam 
men, daß nämlich die Pächter entweder ſich mit der Benugung ber han 
Eigenthämern (DBerpächtern) zugefalenen Abfindung begnügen müſſen, oder 
die Pacht Füntigen Fönnen. 


— —— — — 


1) Bergl. 98.22. ff, 87. ff. MER. I. 21. Ari. 078. ff, 608. I. Code cini 
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Die Abweichungen beruben auf der Verfchiedenheit der durch die 
Inseinanderfegungen aufguldfenben oder abzuändernden Mechtöverhältniffe 
a den Öftlihen und weſtlichen Landestheilen; überdieß weichen vie betref⸗ 
enden Beflimmungen der Sem Theil. Ordn. in mehreren Punkten von 
en über dieſen Gegenſtand für Regulirungen und Abldfungen er 
sfienen Borfchriften ab. Nur einige Vorfchriften find als allgemein an, 
vendbar anzufehen. 


I. 


Allgemein anwenbbare Vorfchriften bezüglich des Pachtverhäfniffes. 


A. Durch dad Pachtverhältnig kann die Außeinanderfegung fo wenig, 
ils deren Vollziehung gehindert werten. 

Eind für den Ball einer folhen Auseinanderfegung rechtsbeſtaͤndige 
Möreten über die Entfchädigung des Gutspächters getroffen, fo hat es dar 
wi fein Bewerten. Sind aber vergleichen nicht getroffen, fo muß fich der 
Bäcdhter mit der Benugung der dem erpachteten Gute angewiefenen Ent- 
ibigung begnügen. 

ie We ne Gültigkeit diefer Srundfäge für alle Lanvestheile und 
Unseinanderfegungsgeichäfte ergiebt fi aus Folgendem: 

1) Urfprünglid waren viefelben in den Art. 114. und 115. der Dekl. 
, 29. Mai 1816) für die Regulirungen gutöherrlichsbäuerlicyer Verhaͤlt⸗ 
7 nach dem Edikte v. 14. Sept. 1811 für die älteren äftlichen, zur 

des Tilſiter Sriedendfchluffes bei Preußen verbliebenen Landeötheile, 

wögefprochen. 
a) Sie find Hiernähft auf die Ablöfungen nach der Abl.O. v. 7. 
Bunt 1821 im 6. 41. verfelben und auf die Landestheile ausgedehnt wor« 
ven, worin diefe Ordnung gilt. — Diefe Abl.⸗O. iſt fpäter auch in das 
Broßherzogthum Poſen und einige meftpreußifche Landestheile, zufolge $. 
107. nes Megul.»®. v. 8. April 1823 eingeführt worten. 

b) Hinfiptiic der Megulirungen im Großherzogthum Pofen ıc. iſt im 
I 94. des Geſ. v. 8. April 1823 zwar nur auf die Art. 116. ff. der Dekl. 
bingewiefen worden; die Anwendbarkeit ded Urt. 114. derfelben folgt aber 
nd dem im 6. 94. des Gef. v. 8. April 1823 in Bezug genommenen |. 
15. der Sem. Th. O. v. 7. Iunt 1821. Legterer bat zufolge der $$. 1. 
ud 23. der DB. v. 30. Junt 1834, allgemeine Geltung in Muselnander. 
fegungdfachen. Nach $. 15. ter Gen. Ih. DO. wird aber unter den Maaßga⸗ 
ben des $. 158. verfelben die Regulirung und Bollziehung der Auseinan⸗ 
verfegung durch das Pachtverhältnig nicht gehindert. 

2) Sn den drei Abl.⸗O. v. 13. Juli 1829, v. 18. Juni und 4. Juli 
1840 für vie weftlichen Landestheile und zwar in ven 66. 116., 119. und 
BE, find die gedachten Beſtimmungen gleichfalls ausgefprochen. 

Es frägt ſich indeß, ob dieſe Grundfäge auch bei Auseinanderfegungen 
nach ven Geſetzen über die Verhältniffe des Grundbeſitzes gelten? 





1) Die Art. 118. und 115. a. a. O. lauten: 

„Net. 114. Durch das Pachtverhältniß, in Rückſicht des berechtigten Gute, 
„leuu fo wenig die Bollziehung als die Regulirung der Auseinauderfebung gehin« 
„dert werden. Gind über die Entſchädigung des Ontspächters rechtebefländige 
„Ubreden getroffen, fo hat es dabei fein Bewenden.“ 

„Art. 115. Bür den Ball, wenn dergleichen nicht getroffen find, wird ver 
„ertnet: daß der Pächter fich mit der gutsherrlichen Sntichäpigung, in fofern fie 
„auf das Bachiverbältnig Bezug hat, begnügen muß. 
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a) Die drei Gef. v. 21. April 1825 für die vormals Königl. Weſt⸗ 
phälifchen, einfchließlicy der Sanndverfchen, für die ehemals Großherzoglich 
Bergſchen Landestheile, und für die Branzöfifch-hanfeatifchen und Lippe 
Deyart. (f. in Br. I ©. 248 ff.) beflätigen einestheild vie bereit tur 
die fremdherrliche Franzoͤſiſch⸗Weſtphaͤliſch⸗Bergiſche Befepgebung erfolgte Auf 
bebung von Rechten, Dienften und Leiflungen der ®runpbeflger ohne Eui⸗ 
ſchaäͤdigung; haben jedoch denjenigen, welche dergleichen aufgehobene Rechte 
erbzindweife oder erbpachtömeife erworben hatten, Anfprüche auf Gewährlei⸗ 
fung in näher beflimmten Willen eingeräumt, welche Entfchädigung nad 
ertbeilten Maaßgaben regulirt werden fol. (Vergl. Art. 1148. Code civil) 
Anterntheil8 haben jene Gefege antere Rechte und Leiflungen als fort 
dauernd beftehen lajfen, fle zum Theil jetoch abgeändert, in andere Leilen- 
gen verwantelt, vie Nachleiftung oder Vergätigung von Rüdfländen ange 
ortnet. Für die Ermittelung des Betragd und Degultrung der ſolcherge⸗ 
ftalt forttauernten Leiftungen haben fte gleichfalls Borfchriften erthellt, 
Entlid, erklären fle die fortdauernden Rechte für abldsöbar, unter Hinwei⸗ 
fung auf die hiernächft ergangene Ablöſ.⸗O. v. 13. Juli 1829. ($6. 195, 
95. 92. ver 3 Gefege v. 21. April 1825). Ueber die Zuziehung und de 
etwanige Entfchädigung der Pächter Der berechtigten und verpflichteten Gb 
ter bei den vorgedachten Megulirungen der Befigverhältniffe enthalten fk 
nichts, obgleich da8 ©. v. 25. Sept. 1820 (G. ©. 1820. ©. 169.) ihn 
die gutöberrlichen und bäuerlichen VBerhältniffe in den vorgedachten Laute 
theilen in deſſen Stelle jene Geſetze getreten find, in den 96. 61. und 67. 
tarüber beflimmt hatte. Erſt die Abl.⸗“O. v. 13. Juli 1829 ertheilt Ber 
fehriften darüber. Indem ſolche im $. 1. die Abldsbarkeit derjenigen Reak 
läften, welche vor Einführung der Branzdflfch-Weftphällfchen und Bergifken, 
die Verhältniffe des Grundbeflges verändernden Befege entflanden fin, 
unter den weiter folgenden Beringungen, und im $. 19. vie Alk 
fung durch Abfindung ausſpricht, umfaßt fie auch tie In Folge we 
Gef. v. 21. April 1825 erforderlichen Regulirungen von FnefäNgungn 
für aufgehobene und veränderte Mealrechte und Zeiftungen. ie in tm 
65. 116. ff. ver Abl.⸗O. v. 13. Juli 1829 über Die Nechtöverhältniffe te 
Pächter zu den DVerpächtern ertbeilten DBorfchriften finden daher auch auf 
die oben gedachten Megulirungen ter Beftgverhältniffe nach den Gef. v. 21. 
April 1825 Anwendung. Dies folgt auch aus den 69. 1. und 23. rer ®. 
v. 80. Juni 1834. 


b) Durch das Gef. v. 18. Juni 1840 über die KRechtsverhäliniſſe dei 
Grundbeſitzes und über die Ablöfung der Mealberechtigungen in dem 
flenthume Siegen (f. in Br. J. ©. 302.) find das Gef. v. 21. April 1925 
für die vormals Großherzoglich Bergifchen Landestheile und die AbL-D. 
v. 13. Juli 1829 unter Hinweiſung auf die V. v. 30. Juni 1834 im der 
gedachten Tandestheil eingeführt worten. 


Es gelten mithin auch hier die gedachten Vorfchriften wegen der echil- 
verhältniffe ter Pächter bei den Regulirungen und Ablöfungen. 


c) Aehnliches findet in Hinſicht des Herzogthums Weftpbalen Steu 


Unter Aufhebung des Gef. v. 25. Sept. 1820 über die gut&berrlichhäun- 
lichen Verhaͤltniſſe (G. S. 1820. S. 191) verweift das ©. v. 18. Juni 1840 Aber 
tie Den Grundbeſttz betr. Rechtsverhältniſſe (ſ. in Bd. J. S. 304) auf die umer 
demſelben Tage ergangene Ablöf.-D. (G. S. 1840. G. 156), welche auch vie net 
erforderlichen Regulirungen ver Beſttzverhaͤltniſſe begreift. ES gelten dahn 

ür dieſe auch die Vorſchriften der 66. 119. ff. über die Rechtsverhältanſſe der 
aͤchter. Ueberdies verweift F. 4. des Gef. v. 18. Juni 1840 über vi 
Befigverhältniffe in vem Herzogthume Weftphalen, auf vie DB. v. 30. Susi 
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334 uud in deren $. 23. auf tie 66. 15.158. ff. ter Gem.⸗Th.⸗O., welche 
a Befentlichen mit ten 6%. 119. ff. ver Abl.⸗O. übereinftimmen. 

d) Das Geſ. v. 22. Dec. 1839, betr. vie Rechtöverbältniffe ter Grund⸗ 

und die Abldfung ter Meallaften in ten Grafſchaften Mittgenftein 
. in ®p. I. S. 305) hat vie Befigverhältniffe ter Einfaffen unter Auf⸗ 
bung einiger Rechte und Leiftungen ohne befontere Gntfchätigung, tm 
Bege der Abläfung aller fonftiger Leiſtungen gegen Entfchätigung geord⸗ 
et. Hinſichtlich Der Abldfung ter Leiftungen der nicht fandeöherrlichen 
nterfaffen und der 2eiftungen flanteberrlicher Ginterfaffen an antere 
tealberechtigte als die Stanteöherrichaften, verweiſt das ©. in ten 68. 
8. ff. auf die AbL-D. v. 13. Juli 1829 und teren Dekl., fo wie auf vie 
v. 80. Juni 1834. Es Fann daher feinem Berenfen unterliegen, daß 
te Vorföhriften des F. 116. ver erfteren hinſichtlich der Mechteverhältniffe 
pr Bächter In Anwendung fommen. 

Anders verhält es fih mit ter Ablöfung ter Leiftungen ter ſtandes⸗ 
erclichen Einfafien an die Standedherrfchaften. Hierüber find befontere, 
on der Abl.O. v. 13. Juli 1829 abweichente Norjchriften ertbeilt, auf 
selche erftere tarin eben fo wenig, wie auf tie V. v. 30. Juni 1834 hin⸗ 
ewiefen wirt. ($$. 1—32. des Gef. v. 22. Dee. 1839). 

n den 6$. 20., 21. und 28. des Geſetzes iſt jedoch vorgefchrieben, 
af die Abfindungen In die Sielle ter abgelöften Leiftungen treten, daß 
je Menlberechtigten der Ablöfung felbft nicht widerſprechen, ihre Zuziehung 
ei dem Ablöfungsgefchäfte nicht verlangen Fünnen, und daß tie Brlichtigen 
tiefen dritten Berfonen in feiner Art wegen jener Leiflungen mehr verhaf⸗ 
et bleiben. Der Pächter ift Hierbei zwar nicht austrüdlich Erwähnung 

heben; aus jenen und ten damit übereinfimmenten Vorfchriften der 

4. und 22, des Gefegentwurfd fließen aber die Gruntfüge ter 6%. 65. ff. 
effeiben, daß nämlich die Abfindungen für abgelöfte Rechte und Leiſtun⸗ 
jen überall in die Rechtsverhaͤltniſſe verfelben eintreten und daß alfo audy 
He Pächter ſolcher abgelöften Rechte und Leiftungen ſich mit der Nubung 
ver Abfindungen begnügen, xefp. dafür auffommen möüffen, infofern nicht 
zeſendere Abreden tieferhalb getroffen worden fint. 

Es ift daher fein Anftand genommen morten, tiefe und die näheren 
Beflimmungen der Abl.-D. v. 13. Juli 1829 hinſichtlich der Pächter, auf 
Me in Rede ſtehenden Ablöfungen nady tem ©. v. 22. Dec. 1839 über- 
janpt in Anmentung zu bringen. 

e) Hinſichtlich der Ablöfungen ver Neallaften in ven Kreifen Bader» 
bern, Büren, Warburg und Hörter ded Megierungsbezirfs Minten nach 
vem Regl. v. 8. Aug. 1836 finden, zufolge $. 18 veffelben, vie Vor⸗ 

fin der Abl.⸗O. v. 13. Juli 1829 wegen der Rechte und 
Berbindlichkeiten dritter Perfonen, alfo auch wegen der Pächter Ans 
vendung. \ 

f) Wegen ter Ablöfungen in den vormald Herzoglih und Fuͤrſtlich 
Naffauifchen Lantestheilen, einfchlieplich ter Fürſtlich Solms und Wied» 
ſchen Gebiete, der Aemter Burbach und Neuenkirchen und in ter Stadt 
Werlar nebft Gebiete, enthält Tas Abl.⸗O. v. 4. Juli 1840 in Beziehung 
auf das Pachtverhäutnig dieſelben Vorfchriften, wie die Abl.⸗O. v. 13. Juli 
1829 und 18. Iuni 1840. 


3) Für tie Bemeinheitstheilungs» Angelegenheiten, einfchließlich der 
Yldfung von Servituten, hat tie Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 in allen 
Eanbedrpeien: wo das A. 2. R. gilt, hinſichtlich der Pächter In ven 88. 
15., 158. ff. Oruntfäge aufgeſtellt, welche im Wefentlichen ven Beſtimmungen 
Ver Act. 114. und 115. ter Defl. v. 29. Mai 1816 entfprechen. Sowohl 
die drei Gef. v. 21. Apıil 1825 in den $$. 53., 32. 31., als die drei 
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Abloͤſ.⸗O. für die weftlichen Landestheile v. 13. Juli 1829, 18. Juni 1840 
und 4. Juli 1840 in ten 66. 5. 5. und 4. weifen binfichtlich ter Abll« 
fung der Orundgerechtigfeiten auf die Vorſchriften wegen der Gemelnheitt- 
theilungen hin, und ſchließen die Vorfchriften ver Abloſ.⸗Ordnungen aut. 
Diefe betr. näheren Beflimmungen werden unten erörtert werden. 

4) Sowohl die Art. 114. ff. ver Defl. v. 29. Mai 1816, als die $£ 

158. ff. der Gem.⸗Th.⸗O. v.7. Juni 1821, enthalten nur Beflimmungen we 

en der Entfchärigung ver Pächter ter berechtigten Güter, ohne der 
echte und Verpflichtungen der Pächter der mit Meallaften bebaftelen 
Guͤter binfichtlich der Abfindungen, welche für die aufgehobenen MReallaſten 
zu geben find, zu gedenken. In den drei Abldf.-Ortnungen für die weh. 
lien Provinzen dagegen ift jenem Mangel durch Beflimmungen über die 
Verpflichtungen der Pächter ver belafteten Güter begegnet worden. 

B. Bei allen Auseinanderfegungen beftimmt die zur Auseinanderfegug 
angeordnete Kommifjlon in Beziehung auf dad Pachtverhältnig ven Betraz 
der zur Vermehrung des Inventarii und Berfchaffung -ter erforterlichen Ge 
bäude wirtbfchaftlidy zu verwwentenden Koften, fo wie den Betrag ter ber 
Pächtern zu gemährenden oder von ihnen zu übernehmenden Entfchädigur 
gen nad) näherer Beflimmung der Befeße. 

(Vergl. $. 183. zu 5. $. 198. der V. v. 20. Zuni 1817, 88. 15., 158. in 
Gem.⸗Th.O., $. 41. der Abl.sD. v. 7. Zuni 1821, $. 94. des Regul.s@el. v.& 
April 1823, 88. 1. und 23. der V. v. 30. Juni 1634, 6. 36. des G. v. 22. Dre 
1839, 8. 4. der beiden ©. v. 13. Juni 1840. $. 138. der Abl.sD. v. 18. Imi 
1810, $. 113. des Abl.⸗G. v. 4. Juli 1830.) 


IL 


Vorſchriften für Negulirungen und Abldinngen in ven öftlichen Yan 
bestheilen '). 


1) Die Del. v. 29. Mai 1816. (G. ©. 1816. &. 178.) Geftimmt in 
den Art. 115—120: 


Art. 115. Für den Fall, wenn rechisbefländige Abreden nicht getreffen Frl, 
wird verordnet: daß der Pächter fich mit der guisherrlichen Entfchädigung, iz fe 
fern fie auf das Pachtverbältnig Bezug Hat, begnügen muß. 

Art. 116. Der Gutsherr muß aber dem Pächter während ber Bachtjahre we 
Benupung der von den Ginfaffen zurüdgelieferten Hofwehr, oder des dafür is 
zahlten Kapitals, überlaffen. Iſt feine Hofwehr vorhanden, oder iR biefe oder de 
dafür verlangte Kapital zur Bermehrung bes Gutsinventarii unmreichend; fo muß 
der Pächter das erforderliche Inventarium, ober das daran Fehlende, anf fi 
Koften anfchaffen; der Gutsherr muß aber den Pächter während der Daner be 
Bacht, das zu dem Ende zu verwentende Kapital Iandüblich verzinfen. 

Art. 117. Der Gutsherr mug die in Gefolge der Regulirung erforberliden 
Gebände auf feine Koften aufbauen, eder im Ball eine Vergrößerung der biche 
rigen zureichend if, diefe vergrößern. 

Art. 118. Die zur Regulirung der Auseinanderfebung mit den Dienfleis 





1) Die Lantestheile, in welchen dieſe Vorfchriften zur Anwenbung Tome, 
find die Provinzen Brandenburg, Bommern, Breugen, Bofen nur Edle 
fien, fo wie die zur Provinz Sachfen gelegten Landestheile, welche von Wem 
Königreihe Sachſen unmittelbar an Preußen abgetreten find, desgl. das Gebiet 
Erfurt und das Amt Wansdersieben, die vormald Großherzogl Bel 
marfchen und Fürftl. Schwargburgifchen Oriſchaften, worin refp. das R 
Gb. v. 14. Sept. 1811, tie Regulir.:Gef. v. 8, April 1623 und die AI.O. % 
7. Zuni 1821 zur Beltung gelangt find. 
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@ angeorbuete Rommilfion beflimmt ad Art. 116. der Defl. den Betrag ber 
Bermebrung des Inventarii wirthfchaftlich zu verwendenden und von bem 
öherrn zu verzinfenden Koften. 

Gegen deren Beflimmung findet nur der Refurs an die General⸗Kommiſſion 
‚ deren Enifcheidung fich beide Theile unterwerfen. 

Art. 119. Will der Pächter ſich mit der gutsherrlichen Entſchädigung unter 
obigen Bedingungen nicht begnügen; fo ſteht es ihm frei, die Pacht zu füns 
a. Diefe Befugniß ſteht ihm nur binnen drei Monaten, nach erfolgter Be: 
gung des Receſſes zn. 

rt. 120. Trifft der nach dem Bachtfontrafte flattfindende Endtermin bes 
kIhfchaftejahres nicht mit dem Bollgiehungstermin der Auseinanderfegung übers 
fo muß in biefem Balle der Pächter in dem leßtgenannten Termine die Bacht 
nen, erhält aber in diefem Balle eine Entſchädigung für die in dem Zeitraum 
ben dem Vollziehungs⸗ und dem Fontraftlichen Rüdgemährstermin ihm ents 
nude Rugungen. Der Betrag derfelben wird auf die oben bemerkte Art (Art. 
) au6sgemittelt. 


„> De Abloͤſ⸗⸗Ordn. v. 7. Juni 1821 bat demnächſt im $. 14. 


Sr Rädict ber Pächter Tommen die Borfchriften ber Dekl. v. 29. Mai 
B. Art. 114—120. zur Anwendung. 

Ebenfo Hat das Megulir. » Bel. v. 8. April 1823 für Pofen ıc. 
©. 1823, S. 68) im $. 94. auf die gedachten Artikel ver Dekl. v. 29. 
t 1816 verwiefen. 


ID. 


rfchriften für Regulirungen der Nealrechtsverhältniffe und Ablö⸗ 
jungen in den weftlichen Landestheilen '), 


1) Die Abldſ.O. v. 13. Juli 1829 für die vormals Königl. Weſt⸗ 
ſiſchen, Großherzoglich Bergifchen und zu den Branzöfigen Departementd 
heigen Landestheile (G. S. 18239. ©. 65) beflimmt in den $. 116—125.: 


$. 116. Duck das Pachtverhältniß, es trete folches bei dem berechtigten 
bei dem belafleten Gute ein, fann fo wenig tie Regulirung als die Vollzie⸗ 
5 ber Anselnanberfeßung zwifchen dem Berechtigten und Berpflichteten gehin⸗ 
werd 


en. 
Sind für den Fall einer folchen Auseinanderfeßung über bie Sntfchädigung 
® chier6 rechtobeſtaͤndige Abreben getroffen, fo hat es babei fein Bes 
Pie nd aber dergleichen nicht getroffen, fo treten die nachſtehenden Vor⸗ 


$ 117. SIR das berechtigte Gut verpachtet, fo muß der Pächter des abges 
en Rechts fid, mit der Nupung derjenigen Snifchädigung begnügen, welche 
m Werpächter zu Theil geworden fl. 

8. 118. Beſteht diefe Entfchävigung in Kapital, fo hat ihm ber Berpächter 
Binfen deſſelben mit 4 Prozent zu vergüten; es wäre denn, baß ber Verpaͤch⸗ 





4) Die Landestheile, in welchen diefe Beftimmungen bei Regulirung ber Bes 
shältmiffe und bei Abloſungen zu Anwendung fommen, find: bie vormals 
Werrphälifchen einfchließlich der Hanndverfchen, die vormals Großherzog: 
chen Lanbestheile, einichließlich der Fürſtenthums Siegen, die ehemaligen 
hsbanfentifchen und Lippes Departements, die Graffchaften Wittgenfeins 
Igenflein und Wittgenftein-Berleburg, das derzogtum Weſtphalen, die vormals 
ſaniſchen Landestheile, einſchließlich der Aemter Burbach und Neuenkirchen und 
Vrurſtlich Solme⸗ und Wiedſchen Gebiete und die Stadt Wepler nebſt 
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ter mit Zuftimmung tes Pächtere das Ablöfungskapital zur Verbefferung des Gntt, 
wovon das abgelöſete Recht Zubehör war, verwendete. 

Beſteht die Entichätigung in Land, fo ift ter Pächter ſolche nur kann m 
übernehmen und fit damit zu begnügen fehuldig, wenn das abgeldfete Recht Ju: 
behör eines ihm verbachteten Gutes war und das in deflen Stelle treteude Lau 
bei eben dieſem Gute zu denn Werthe, wofür e6 tem Verpächter angerechnet wer: . 
den, genupt werden kann; auch kann der Pächter, wenn ihm die Uebernaßme fi: " 
chen Landes zugemuihet wird, verlangen, taß ihm bie zur Bewirtäfikaftung etwa 
nech erforderlichen Gebände gebaut cder fonft überwielen werden, doch muß er alt 
dann die Zinfen des aufgewendeten Baufapitale mit vier Prozent vergüten. Te . 
Verpächter feinerfeits kann fich aber auch nicht entziehen, tem Pächter die Rga .- 
des Entſchädigungs⸗Landes zu überlaffen, wenn diefer e6 ohne Ueberweifung mehren 
Gebäude zu übernehmen bereit if; außer dieſem Kalle kann ber Pächter dirk 
Nutzung nicht fordern. 

Ueberkommt der Pächter ans einem der vorbeuannten Gründe die Gutfkii 
gungs s Ländereien nicht zur Nugung, fo muß ihm der Berpächter deu Behy ’ 
ber 5 ente, auf welche foldye bei der Regulirung veranſchlagt find, von der Padt 
erlaſſen. — 

F. 119. Machen Dienſte den Gegenſtand der Ablöfung aus, fo Tanz ht 
Pächter des bereditigten Gute, außer der Nusung tes Entſchädigungs-Okjch 
auch tie Anweifung der für die neue (zum Grfag der Dienſte befimmte) in 
richtung nöthigen Gebäude fordern; er muß jedoch das Baufapital mit vier Pr 
zent verzinfen. 

8. 120. Das zum Betriebe der Wirthfchaft erforderliche Iuventerium anf 
fih der Pächter fowchl in tem Falle des $. 118. als 119. auf feine Kohn em ° 
Kbaffen, chne daß er deshalb von dem Verpächter eine Vergütung bey 
ren lann. 

$. 121. Will ter Pächter fich mit der tem DBerpächter zu Theil gewertear 
Entſchaͤt igung unter den chigen Bedingungen (88. 117. bis 120.) nicht keguk - 
gen, fo ſteht es Ihm frei, die Pacht au füntigen. Diefe Befugniß ſteht ifmaln 
nur zu, binnen drei Monaten, nachdem der beflätigte Rezeß dem Pächter belt 
gemacht iſt. Auch muß die Küntigung wenigfens feche Monate ver dem Ass 
erfolgen und der Abzug faun nur am Schluß eines Wirthfchaftsjahres einteme : 
Diefes dem Pächter eingeräumte Recht der Kündigung foll jedoch gänzlich weg m. 
Ien, wenn, nach dem Urtheil der Gen.⸗Kom., das abgeldfete Recht im Berhätll | 
zue ganzen Wirthſchaft fo unbedeutend if, dag aus der Mblöfung feine medikt | 
Beränderung der Wirthſchaftéverhältniſſe entfliehen Fann. e 

8. 122. Iſt es das belaſtete Gut, welches verbachtet if, fo Fann ber all ' 
fende Verpächter verlangen, daß der Pächter tie Ablöfungsrente, eder die Zinfen 
des Ablöfungsfapitals zu vier Prozent in fowelt übernehme, als lepterer tie Kf . 
abgelöfeten Leiſtungen zu entrichten gehalten war. , 

8. 123. Beficht folchenfalle die Entſchädigung bes Berechtigten in Land, fe * 
kann der Pächter dieſerhalb von feinem Verpächter nur daun eine Ermäßigenge 
der Pacht verlangen, wenn er die damit abgelöſete Leiſtung nicht zu vertreten bit: — 
und audy in tiefem alle gebührt ihm ver Pachterlag nur in tem Belrag, M _ 
welchem die Nutzung dem abgefundenen Berechtigten angerechnet if. 

g. 124. Will der Pächter fich diefem nicht unterwerfen, fo finden bie Br 
flimmungen des $. 121. auch auf ihn Anwendung. _ 

$. 125. Bon den verſtehenden Beflimmungen ($8. 117—124.) fel min 
fehung derjenigen Bachtfontrafte, welche fchen vor der Befanntmachung ed ge - 
genwärtigen Geſetzes geſchloſſen worden find, folgente Ausnahme eintreten. Bars - 
nämlich der Verpächter felbf auf tie Ablöfung angetragen bat, fo foll ver Bde 
ter tie Wahl haben, eutwerer tie vorſtehenden Befugniſſe ausznüben, eder ab 
volltändige Sutfchätigung von tem VBerpächter zu verlangen. 


2) Die Ablöf. O. v. 18. Juni 1840 für das Herzogthum Weſtphelen £ 
(8. ©. 1810. ©. 156) 66. 119 — 128. und das Abidf Gef. v. 4. WS 
1840 für tie vormald Naffauifchen Landestheile und die Stadt 


mit Gebiet (8. S. 1840. ©. 195) 66. 94 — 103. enthalten wörtlich viefelben 
Bellimmungen. 
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IV. 
Borfchriften bei Gemeinbeitstheilungen. 


1) Die bei Bemeinheitötheilungen bezüglich teren Wirkungen auf das 
lschtverkältnig zur Anmendung fommenden Vorfchriften find in der Gem. 
5. O. v. 7. Junt 1821. 66. 158—162. enthalten. 

Dergl- diefelben in Br. I. ©. 325. 
2) Die Abldf. O. v. 13. Juli 1829 für die vormals Königl. Weſt⸗ 
ſchen, Großherzogl. Bergifchen und zu den Branzöf. Departements ges 
gewefenen Landestheile (9. S. 1829. ©. 65) beflimmt im © 5., 
aß von der Ablöfung nach der gedachten Ordnung ausgenommen fein ſollen: 
a) einfellige oder wechlelfeitige Örundgerechtigfeiten (Servituten);; 
b) die marfenherrlichen Rechte; 
> daß in Anfehung vieler Rechtsverhältniffe die Gem.⸗“Th.⸗O. v. 
.ZJuni 1821 (ſoweit diefelbe eingeführt if *)) zur Anwendung fomme, 


3) In gleicher Art vermweifen die Abldf. DO. v. 18. Juni 1840 für 
“6 Her gthum Weſtphalen (©. ©. 1840. ©. 156) im 6.5. und 
as Abldf. Gef. v. 4. Juli 1840 für die vormald Naffauifchen Landes» 
belle ®) und die Stadt Weglar mit Gebiet (G. ©. 1840. S. 195) im 
5 4. bezäglich der Aemter Burbady und Neuenfirhen in Betreff 
es Aufhebung der Brundgerechtigfeit reſp. der markenherrlichen Nechte auf 
* —— A „Qemeinheliötpeilungen, beziehungsweiſe der Gem. Ih. 
' —3 v. — n “ 


— — — — m 


Zweiter Abſchnitt. 


Das Geſetz vom 19. Mai 1851, betr. das Verfahren 

u den nah der Semeinheitötheilungd - Ordnung zu 

rehandelnden Theilungen und Ablöfungen in den 
Landestheilen des linken Rheinufers,’) 


L Ueber die Entſtehungs⸗Geſchichte dieſes Geſetzes vergl. dad 
ben ©. 10. Mitgetheilte. 

D. Der von der Königl. Staatd-Megierung vorgelegte Ent⸗ 
vurf des Geſetzes iſt ohne fehr erhebliche Abänterungen von den Kam» 
BETH angenommen worden. 

Die Motive des Geſetzes find dem Entwurfe ver Königl. Staats» 


1) Bergleiche hierüber oben ©. 5 ff. — Nicht eingeführt if die Gem.⸗Th.O. 
u 7. Juni 1821 in denjenigen Theilen der vormals Großherzoglich Bergifchen 
Isnbestheile, in welchen das Franzöſiſche Recht gilt, nämlich die Kreife Düffels 
wu, Giberfeld, Leunep und Solingen im Reg.⸗Bez. Düffeldorf, vie Kreife Wip⸗ 
wefhet, Gummersbach, Waldbröl, Mühlheim und Siegfreis im Reg.Bez. Köln, 
umie die Herrſchaft Wildenburg im Kreife Altenfirchen im Reg.sBer. Koblenz. 
Da Diefen Landestheilten gelten mithin aud die 5F. 158—162. ter Gem.⸗Th.⸗O. 
27. Juni 1821 wicht; «6 kommt bafelbfi die Sem. Th. D. v. 19. Mai 1851. 
a Br. 1. ©. 398 fi.) zur Anwendung, deren $. 22. über die WBerhältnifle 
Vachter disponirt. 
2) Bergl. in Betreff derfelben Dh. II. Abth. L ©. 929. 
3) Bergl. in Br. I. ©. 684 fi. 


Ir * 
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Regierung beigefügt (Drudfachen ver II. K. pro 1842. Nr. 201.) und 

über tie von ter 1. Kammer vorgenommenen Aenderungen teil 

Sttoufe giebt ter Bericht der Kommifſion terfelben (Drudf. Nr. 272.) 
uskunft. 

DE I. Kammer ift, dem Antrage ihrer Kommiffton in ber 
Berichte v. 1. Mai 1851 (Drudfachen ver I. K. 15f. Nr. 248.) ormiß, 
den Gefepe fo, wie daſſelbe aus den Befchlüffen ver II. Kammer bervar 
gegangen, beigetreten. 


A. Die Motive des Entwurfs. 


Die Gem. Th.:Sacen find in der Megel wegen ber großen Zahl der Be 
theiligten, wegen bes Mangels an Haren Titeln über das aus alter Zeit kerräb 
rende Rechtsverhältniß und wegen der Berfchiedenartigfeit der Theilnchmungerekk 
mit Schwierigfeiten verfnüpft; bei ihnen iſt das Bebürfnig einer umfichtigen Bau 
bereitung und Behandlung durch Kenner der Landwirthſchaft vorherrſchend zu 
fie vertienen wegen des Intereſſes der Landesfultur eine befonbere Befärtermm 
ſowohl durch Verminderung der Koften, ale durch GSrleichterung der Formen ei 
Beh hen Prozeſſes, welche bei Gem. Theilungen oft drüdend und verzögeriih 
ein würden. 

Diefe ſämmtlichen Rüdkfichten walten bei den gewähnlichen Theilungen (eien 
Erbſchaft, ehelichen Gütergemeinfchaft ıc.) nicht ob. Wenngleich bie —** 
Theilungsprogedur einer Verbeſſerung entgegenſieht, fo würden doch für biefelk 
die ergeptionellen Formen, welche der Bigenthümlichkeit der Gemelubeitsihellung 
entfprechen, im Allgemeinen nicht motivirt und theilweife nichte weniger als ⸗ 
gemeften fein. Deshalb if davon abgeflanden, das allgemeine Theilungsnerfaier 
es Rheinischen Rechts fo zu motifiziren, daß es auch für die fogenannten Ge 
meinheitstheilungen paſſe. Bielmehr wird für die lesteren ein befonderes Ge 
fahren in Vorſchlag gebracht, was um fo weniger Bedenken hat, ale das Geheh 
von teanfitorifeber Bedeutung if, indem bie Mechtsverhältniffe, welche es iäes 
fol, fich fünftig nicht mehr bilden. Der Urtelsfpruch über die Theiluugen sub 
Ablöfungen verbleibt danach ben ordentlichen Berichten. An Gtelle des 
Verſuchs vor dem $riedensrichter tritt ein Borverfahren vor einem Berwaltung® 
Kommifler, welches in vielen Fällen ein gerichtliches Verfahren verhäten si 
jedenfalls demfelben als eine nügliche Vorarbeit dienen wird. Die Borbereitung 
und den Abfchluß der Ginigung dem Richter, etwa dem Sriedenerichter, zu ähm 
tragen, würde nicht zweckmäßig fein. Die fonflige Stellung und die Umisgefchält 
des Richters würden es nicht aulaflen, fo umfaffend zu wirken, wie der tommittkk 
Berwaltungsbeamte. Die Ginführung der Kreisvermittelungss Behörden in die 
Landestheile des linken Rheinufer und die Mebertragnng des Borverfahrens 
diefelben, kann nach ben über ihre Wirffamfeit in den anderen Proviugen 
ten Erfahrungen noch weniger empfohlen werden. 

Die Regierung wird Gorge tragen, daß ben Regierungen der Mheinyrmizz 
Mitglieder überwielen werden, welche in der Leitung von Auselnanderf 
fchäften praftifch erfahren find, fie können dort demnähk das Verfahren 
leiten und andere Beamte infteuiren und es iſt zu erwarten, daß die Partheies 
ihre Borfchläge annehmen, um fo mehr, wenn fie zu beforgen haben, deß dab 
Gericht tie Vorfchläge bei dem Widerfpruch doch fanktionirt und dem Biderfyer 
chenden die Koſten des gerichtlichen Verfahrens auferlegt ($. 61.). Die Ginfegung 
zweier Kommiſſare, eines atminiftrativen und eines juriſtiſchen Kommiffars, 
gleichzeitig operiren, bat fich in den übrigen Provinzen nicht bewährt uud IR den 
längfl aufgegeben. Es verläßt fich dabei ein Kommiſſar anf den anders, Wi 
Einheit des Verfahrens geht verloren und «6 if daher befler, daß der Midien 
Kommiſſar erft eintritt, wenn der NegierungssKommiflar das Verfahren einfteft. 

Bei dem gerichtlihen Verfahren find die Vorfchriften der Rheiniſchen Yan 
zeß⸗Ordnung nur foweit modifizirt, als e6 die Förderung der Theilungs- und U% 
löfungs> Sacen erbeifcht, ohne die Hauptprinzipien des Mheinifchen Prozeß: Bew 
fahren® aufzugeben. 

Im Ginzelnen wirb bemerkt: 

gu $. 2. Die Grtheilung der Befcheinigung über das Anbringen des Us: 
frage an die Regierung if vergefrhrieben, weil nach $. 25. der Antrag bie Gew 


"Aldi ın 
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Miruug unterbrechen foll, ferner mit Rückſicht auf $. 27., gemäß welchem nach 
Mblauf eines zweijaͤhrigen Zeitraums feit Ginbringen des Antrags ber Rechtemweg 
nicht weiter fol aufgehalten werben können. 

Das die Regierung zu prüfen habe, cb der Antrag überhaupt nach dem ges 
geawärtigen Geſete zuläffig fei, liegt in der Matur der Sache und verhindert 
sergebliche Weiterungen und Koflen; damit aber in etwaigen zweifelhaften Fällen 
va6 vechtliche Gehör nicht abgefchnitien fei, if der Mefurs an das Landgericht 
gegeben, defien Verfahren durch die Verwaltungsbehörde vorbereitet werben fol, 

Zu $. 5. ff. Der RegierungssKommiflar hat die Interefienten und die Theils 
nahmerechte ausjumitteln, die Abfchäsung au leiten und den Theilungss oder Abs 
Mungsplan aufzuftellen, ähnlich wie die SpezialsKommiflarien der übrigen Pros 
umzen. Die 56. 5. bis 18. enthalten die weſentlichſten Borfchriften darüber. 
Nähere Geſchäfto⸗Anweiſungen können nach Bebürfnis im Verwaltungsmwege ers 
aflen werben. 

Durch den Plan des NRegierungssRommifiare wird den Partheien in vollem 
Deaße die Gelegenheit gewährt, fich in der Güte zu einigen, indem fie dem ges 
Weig befannt gemachten Plane nicht widerfprechen, und benfelben durch die Uns 
erfcheift zur Auseinanderfegungs Urkunde erbeben. Diefe freie Cinigung ſtellt 
on weſentlichſten Geſichtspunkt des Vorverfahrens tar. Deshalb konnten eines: 
bes den Regierungs-Rommiflar Funktionen nicht beigelegt werben, welche eine 
Batfcheiduug über Rechte in fich fchließen, oder dem gerichtlichen Verfahren ans 

würden (3. DB. Prüfung der behaupteten Berechtigung, der Legitimation 
i. J. w.), anderntbeils hat der Gelepentwurf tie Ginigung der Betheiligten ins: 
xeſendere durch die Beflimmungen zu befördern gefucht, daß derjenige, welcher 
wech ungerechtfertigte Hinderniffe die Ginigung vereitelt, fidı der Verurtheilung 
n Die Koſten ausfest ($. 61.) und daß die gütliche Auseinanderfegung bei gehd⸗ 
iger Beobachtung der vorgefchriebenen Formen für Alle, auch die nicht erichies 
renen Betheiligten eine endgültige wird, fo daß eine neue Theilung oder Ablds 
ung, nach Erlaß von Goiftalien ſelbſt von unbefannten Betheiligten, melche 
— — find, nicht mehr ſoll provozirt werden können. Dieſe Wirkung ber 
nfion gebt zwar einigermaaßen weiter, als diejenige, welche in den anderen 
Peewingen beficht (vergl. SS. 26. 27. der B. v. 30. Juni 1834), fie erſcheint 
Wer am fo angemeflener, ba bie in den anderen Provinzen geltenten Wirkungen 
we Öffentliben Bekannimachung (vergl. S. 109. des Ablöfungsgef. v. 2. März 
1850 x.) wegen der Berfchiedenheit des Civilrechts fi auf die Rheinprovinz 
ucht übertragen laſſen, und da wegen der dort obwaltenden größeren Gefahr des 
Berfandenfeine unbefannter nicht au ermittelnder Betheiligten die Wirkung der 
Käliufion unbedenklich der Verſtärkung bedarf, damit nicht das erleichterte Pros 
wBBerfabren eine Duelle fortwährender Berationen und nie anfhörender Theis 
uugöprogefie über benfelben Begenfland werbe. 

Der son ben Betheiligten genchmigte Plan wird durch die Beflätigung Geis 
uns des Gerichte ($. 15.) für Alle rechtsverbintlich; das Gericht wird nach Ans 
Weung bes öffentlichen Minikeriums die Homologation nur dann ausfprechen, 
nenn es fich überzeugt bat, daß die gefeplichen Vorfchriften beobachtet und die 
Suterefien der bevormundeten Berfonen gewahrt find. 

Zu 88. 19. ff. Die Vorladungen und Zuftellungen, welche ter Regierungs⸗ 
Remmiffar veranlaßt, follen mit möglichft - geringen Koſten verbunden fein. lm 
we Beſorgniß, daß aus der minder firengen Reform Unficherbeit entfpringen 
nerde, gänzlich zu befeitigen, ift im $. 14. ein der Rheiniſchen Oppofitiones Pros 
ſcher wuachgebildetes Reſtitutions⸗ Verfahren an Bunften des Ausgebliebenen beis 
worden. Das große und fehr berechtigte Interefle, welches die Provofaten, 

ondere die Gerpitutverpflichteten oder die MiteigenthHümer dabei haben Fön» 
nen, daß ber Antrag des Provofanten ben Perfonen oder auch dem @egenftande 
sah eine größere Ausdehnung erhalte — (taß er beifpielsweife auf alle, ſelbſt 
bie unbelannten Servitutberechtigten und auf alle Arten von ablösbaren Nuhungs⸗ 
Berechtigungen, welche auf der fraglichen Grundflüden haften, erfiredt werde) — 
veranfant ſowohl die Vorfchrift des $. 7., mach welcher auf Antrag des Provos 
Iaten eine Musbehnung des Berfahrens erfolgt, ale auch die Beſtimmung bes 
$. 20., zufolge deſſen auf Antrag jedes Betheiligten, wie auch auf amtliches Er⸗ 
men des Kommiſſars zu den befonderen Ladungen bie öffentlihe Belanntmas 
dung Singutriit, welche, wenn fie zum Zwecke der Anmeldung der Rechte und 
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fpäter Behufs der Binigung über den Plan, alfo jedenfalls zweimal erfolgt iR, 
die im $. 21. bezeichnete Wirkung haben foll. 

Zu $. 24. Für die Koften des Vorverfahrens ift im $. 24. auf bie in ben 
andern Provinzen geltenden Borfchriften für die Remuneration ber Kommiſſerier, 
Feldmeſſer und Sachverfländigen verwielen. Tiefe Vorſchriften find jegt enthalten 
in dem Regul. v. 25. April 1836 und ber dazu gehörigen Infiruftion v. 16. Juni 
1836. Es it vermieten, diefe Verordnungen fpeiiell zu allegiren, weil über deren 
Abänderung durch ein neues Geſetz ſchon Berathungen ſa weben. KofensBanfkı 
quanta für tie Theilungs: und Ablöfungss Garden des linfen Rheinnfers cin: 
führen, wie in den übrigen Provinzen vorgeihlagen if, erfcheint nicht thumikh, 
weil Paufchquanta auf Tas Berfahren vor den Generals Kommifflonen berecbad 
find und eine technifche Auseinanderfeßungs s Behörde vorausfepen, welche Ya 
Pauſchquantum in den einzelnen Fällen innerhalb des gefeplihen Marimum um 
Minimum arbitrirt. 

Zu $. 27. Daß eine angemeſſene, mit Rüdficht auf vie Schwierigkeit du 
Geſchaͤfts nicht zu kurze Friſt für das Vorverfahren beflimmt wird, if nothwe⸗s 
dig, damit tie Bartheien nicht auf unbeflimmte Zeit an der gerichtlichen Berfebs 
gung ihrer Rechte gehindert werden. Dagegen foll das Borverfahren nach Ablu 
von drei Jahren (einem Zeitraum, welcher mit der Fri der Peremtion und si 
der in $. 25. hinfichtlich der Unterbrechung der Verjährung feſtgeſetzten Friſt Dim 
einftimmt) feine Wirkung verlieren und wiederholt werden müſſen, weil in tiefen 
Zeitraume die Verhältniſſe fich häufig fo fehr verändern, daß die Berbantiungen 
bes Regierungs⸗Kommiſſars nicht mehr die entiprechende Vorarbeit und das gerip 
nete Material für die gerichtliche Prozedur varbieten. 

Zu $$. 28. ff. Im Falle eine Ginigung vor dem Reg. Kommiſſar nit m 
Stande fommt, fellen die fämmtlichen Verbandlungen deffelben nach $. 18. ten 
Gerichte übermadt werten, um ber fünftigen Klage und dem gerichtlichen Ber 
fahren als zweckmäßiges in ten meiften Fällen erwünfchtes Dlaterial zu Lienen. 

In Betreff der Klage und der Borladung zum gerichtlichen Verfahren wer 
bier für verfchiedene Betürfniffe gleichmäßig Sorge zu tragen. In Yällen, ia 
welchen der Ginzelne gegen den @inzelnen flagt, oder wenige genau befannte Bes 
theiligte dem Merfahren angehören, bleibt vie gewöhnliche Ladung angemefn: 
dabei erfcheint die Keftfegung einer gleichmäßigen Berlatungefrili von 1 end 
für alle Beklagten überhaupt ſachgemäß und fowohl zur Bereinfachuug als is 
nicht wenigen Prozeduren zur Abfürgung bienlic. 

Es kann aber auch fehr im Interefle des Klägers liegen, bei einer großes 
Anzahl von Betheiligten der bedeutenden Ladungsfoften oder der fchwierigen Er 
mittelung fämmtlicher Betheiligten entheben zn fein, und vor fünftigen A 
unbekannter Intereſſenten ſichergeſtellt zu werden. Um dies möglich gm malen, 
geſtattet der Cutwurf dem Kläger neben den gewöhnlichen Borladungen oder feihk 
anftatt derielben die Klage durch öffentliche Befanntmahung gegen alle Betkeis 
ligten zu erbeben; die Formen dafür find verfchiedenen anderen im heluifden 
Rechte geltenden Prozeduren ( Brpropriationss Verfahren, Zwangeverfeigerung, 
Bütertrennungs: Klage u. f. mw.) nachgebilbet. 

Endlich war es nothwendig, auch dem Beklagten (befonders den *7 
thümern und den Servitutverpflichteten), das Mittel zu gewähren, dieſelben abın 
erwähnten Zwecke zu erreichen, auch wenn der Kläger ſich nur veranlaßt geſches 
bat, letiglich fein eigenes engere® Interefie in der Klage geltend zu machen. 

Da die Klage in allen Rällen gleich einer Theilungeflage aufımfallen #, 
vermittelt welcher der Provokant die Ueberweifung feines Antheils ans can 
Maſſe von Nugungen beftimmter Grundſtücke begehrt, fo muß dem Verklagten ve 
rechtliche Befugniß beigelegt werben, von dem Kläger zu verlangen, daß er We 
fänmtlihen Betheiligten in den Progeh ziehe und daß feine Klage fidh anf die 
ganze Anseinanderlegung ausbehne, welche durch die Anträge im Borverfahen ix 
Ausñcht geftellt iR. Damit dieſes Verlangen, biefe Einrede des Bellagten mög 
lichſt geringe Weiterungen veranlafle, if im $. 40. vorgefehen, daß taffelke 
ber Regel fofort vor dem erften Urtheile angebracht werden müſſe. 

Da indefien etwaigen krogeßhinderlichen @inreden, welche vor dem Rommiler 
erfi anzubringen find ($. 34.), präjudizirt werden würde, wenn jener Termin gu 
Anbringung unbetingt gelten follte, fo mußte tie Möglichkeit nachgelaffen werben, 
ba6 gedachte Berlangen bis zum Ende des Termine zur Jeſiſtellung der Rıdt 
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der Partheien anzubringen, mit der Maaßgabe, daß Lie durch felches fpätere Ans 
bringen veranlaßten Koften tem Bellagten zur Laſt fallen. Durch tiefe Reges 
ung der Brozebur iR zualeich die Verwirrung befeitigt, welche in Anfehung ter 
Aumaltsbeftellungen, des Rechts zur Beitreitung u. |. w., nethwendig entſtehen 
näßte, wenn in demfelben Prozefie mehrere Partheien ale Kläger und Provokan⸗ 
ea auftreten follten. Durch tie Möglichkeit, auf dem Mege der öffentlichen Bes 
suntmacung die Klage au erheben, werden auch tie Schwirrigfeiten und Koften 
a einem fo hohen Grabe vermindert, tag tie nach tem Obigen ven Kläger aufs 
ziegte Berpflichtung fein Bedeufen haben fann. 

Bu $$. 31. ff. Die Beltellung eines Richters Ronniflare, welcher in ber 
Regel an Dirt und Stelle mit ten Partheien zu Protokoll verhandelt, die Strei⸗ 
igfeiten infruirt, die Operationen der Sachverſtändigen leitet, und auf deſſen 
Bericht die erforderlichen Entſcheidungen des Berichts ergeben, erfcheint als eine 
uefentliche Bedingung für die rafıhe und zweckmäßige Behandlung ter Auseins 
ınberfeßung. 

Die drei Sachverſtändigen, welche der Kommiſſar nad) $. 35. zuziehen foll, 
werten in ber Regel aus einem Feldmeſſer und awei öfencmifchen ober Forſt⸗ 
Badyerfläntigen beſtehen. Dadurch, daß die Partheien zunächſt vermittelft eines 
Artheils, welches im ſummariſchen Berfahren nur die Kompetenz und tie bishe⸗ 
Aigen Formen prüft und alle Rechte der Partheien unberührt läßt, fofort vor ben 
Remmiflar vertiefen werten, wird ein erfles Urtheil in der Hauptfache, tie Zu⸗ 
kellung befielben und die durch die Berufungsfrift entflehende Verzögerung vers 
nieden, daher für fehr viele Fälle Gewinn an Zeit und Koften erreicht. 

Das Verfahren vor dem Kommiſſar ift haupifäcklich dem Kollokations⸗Ver⸗ 
fahren nachgebiltet. Daffelte ift in fertlaufendem Zufammenhange ver Termine 
gehalten, fo daß cs nur zu Anfang einer Ginladung der Anmälte zum Ternin 
oe dem Kommiſſar bedarf, bis zur Cinſicht des Plans von Neuem eingeladen 
vird. Es iſt ſachgemäß gefunden worden, daß tie Partheien nicht bloß durch 
hren Anwalt, ſondern auch in Perſon oder durch Bevollmächtigke vor dem Kom⸗ 
niſſar und bei den Verrichtungen ter Sachverftändigen ſollen erſcheinen dürfen, 
wrausgefept, daß fie überhaupt vorher mittelit Beſtellung eines Anwalts förmlich 
n den Prozeß getreien find ($. 34.), ferner, dag ber Kommiſſar die austretenden 
wer bie fäumigen Gachverftäntigen durch andere erfeßen könne, ohne daß es bes; 
jelb ter Koften und Weiterungen eines Uriheils bedarf (F. 45.). Durd bie 
Formen, welche bei Anfertigung und Nieterlegung des Planes zu beobachen find, 
R dafür geforgt, daß die Parteien, ohne überrafcht zu werden, und mit vollftän- 
ger Kenntniß bes Plaus zur Auseinauberfekung gelangen. 

Nach 8 52. wird auf dem fürzeften Wege die gerichtliche Entſcheidung über 
Biderfprüche und Streitigkeiten, welde in dieſer Beziehung fich erheben können, 
verbeigeführt und zugleich für alle Betheiligten bie Urkunde über Theilung und 
ublöfung, fowie der Bigenthumstitel befchafft. — In Bezug auf den etwa nölhis 

Berlauf von Immobilien ift tie K. D. v. 29.-Scept. 1535 über die Immo⸗ 
Miars Berfteigeruugen im Theilungss Verfahren anf das nach tiefem Geſetze flatts 
Indende Berfahren zur Ablöfung der Serrituten auszubehnen. Die Ausfchließung 
es Uebergebots nach dem Verkaufe befeitigt vielfache Weiterungen und großen 
Zeitverluft, welche befonders da, wo es ſich von vielen Parcellen handelt, eintres 
en würden. 

Zu %$. 56. ff. Die folgenden Paragraphen enthalten eine Reihe von Po: 
ffetionen und Abänderungen ter Vorfchriften des Rheinifchen Prozeſſes, welcher 
m Uebrigen nach $. 72. futfitiarifch Anwendung findet. Diefe Abweichungen 
un gewöhnlichen Verfahren find durch die Bigenthümlichfeiten der Bemeinheits: 
heilung metivirt und fcheinen bei dem für tiefelbe beftimmten Ausnahme : Ber: 
abeen hinreidiend gerechtfertigt. Die SS. 56—58. werten eine erhebliche Akfürs 
mag der Prozedur und beträchtliche Koftenerfparung bewirken: es iſt dabei Sorge 

en, daß die Befeltigung der Formen und verzögerlichen Friſten nicht zu mas 
erieller Rechtsverlegung führe ($. 60.). 

Daß der Roftenpunft fchon in den Plan aufgenemmen werde, erfcheint noth⸗ 
wenbig, weil fonft das Bericht ohne Schör ber Partheien über bie Koflen ent; 
iheiden müßte, auch tie Zuftellung des Urtheils und Berufungen gegen baffelbe 
deranlaßt würden, Uebelflänte, welche turch den Gntwurf befeitigt find. 

Die 835. 62— 63. haben bedeutende Verminderung ber Kofen zum Gegens 
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flande. Es wird übrigens einer befonberen Koftentare für das in tiefem Gelee 
vorgefchriebene gerichtliche Verfahren bedürfen, da die beſtehende Tare direft auf 
dafſelbe nicht anzuwenden if, auch die Analogie nicht genügend ausheifen fam. 

In Bezug auf die Berufung von den im Laufe des Verfahrens ergebenven, 
der Berufung nicht entzegenen Urtheilen find ebenfalls Abfürgung ber Friſten md 
Verminderung der Koften vorgefeben. 86 kann dabei auf den Vorgang der Eat: 
haſtations⸗Ordnung vom 1. Auguft 1822 verwielen werden. 

3n 88. 69— 71. Dur den Charakter, welcher dem ganzen Verfahren beis 
gegeben ift, insbefondere durch die Sinwirfung und Leitung des Kommiſſars m 
durch die vorgefchriebene Prüfung des Berichts bei Beflätigung bes Blaue werben 
tie Formen und Vorfchriften, welche fonft für Prozeſſe und für WBergleiche vos 
Minderjährigen, Gemeinden und öffentlichen Anflalten gefepfich find, eutbehrlid 
Es iſt nothwentig, von denfelben abzuſehen, wenn bie Zwede des Gefepes m 
reicht werden follen. 

Aus gleichen Gründen if jede Nuterifation von Provofaten, fib als Be⸗ 
flagte einzulaffen und ihre Rechte geltend au machen, für nicht erforberlih m 
Härt worden. Der Werth, welcher anderwärts auf diefelbe zu legen if, wär 
in dem bier in Rebe fiehenden Berfahren mit den WBeiterungen außer Berhältuif 


eben. 

Als erheblich für die Förderung des Verfahrens erfcheint die Anfnahme ber 
in den anderen Provinzen durch $. 22. der V. v. 30. Zuni 1834 eingeführten 
Ausnahmebefimmung über tie Vertretung der Ehefrau durch den Chemann is 
Beriehung auf die Grundſtücke, über welche leblerer die Berwaltuug Bat, Die 
Faſſung des Entwurfs berüdfichtigt das Rheiniſche Büterrecht der Ehegalten u 
giebt zugleich den welentlichen Inhalt des $. 22. I. c. wieder. Für ein trans 
torifches Ansnahme⸗Geſetz wird ſich auch tie Fiktion, daß es ſich mehr um em 
Maafregel der Verwaltung, ale um eine Veräußerung handle, im Berbältni ve 
Ehegatten zu einander rechtfertigen. Die Zälle, in welden dem Ghemanne be 
Verwaltung der Güter ber Fran entzogen if, find fo felten, daß die Unficherheil 
welche aus der Unbefanntheit terartiger befonderer Ehefontrafte ober echtes 
hältniffe entfpringen fann, wenig in Betracht kommt. 

Der 8. 71. enthält die nähere Anwendung des 6. 30. der Gem. Tb. D. auf 
das bier entworfene befondere Verfahren. 


B. Der Bericht der Kommiffion der II Kammer ?): 


Die Kommiſſion Hat ſich zunächſt die Frage flellen müflen: 
eb der Erlaß eines befonderen, in wefentlichen Beziehungen fowohl ven 
dem Rheinifchen Prozeßrecht, als von dem in den älteren Landestheilen 
geltenven Auseinanderfegungsverfahren abweichenden Geſetzes mit Mädiiht 
auf die eigenthümflichen Verhaͤltniſſe des linken Rheinnfers ale nothwentig, 
oder doch ale rathſam erfcheine. 

Diefelbe glaubt dieſe Frage, in volllommenem Binverfländnig mit ber Anſich 
und den Motiven der Staatsregierung, bejahen zn müflen. Bon den verſchiche⸗ 
nen Recdhteverhältniffen, welche der F. 1. der Gcmeinheitstheilung für tie heim 
proving ale einer Ablöſung oder Theilung fähig bezeichnet, find für das lisf 
Rheinufer hauptfächlidh zwei Kathegorien von praftifcher Wichtigkeit, nämlich: 

1) die geſchleſſenen Komplere von Grundſtücken, welche herkömmlich vom meh 

reren Miteigenthümern befefien und gemeinfchaftlich benugt werden, und 

2) bie als Dienftbarfeit auf dem Grundeigenthum haftenden Nugungebered: 

Higungen zur Weide, zur Waldmaſt, zum Holggenuffe, zur Gewinnung von 
Streu, Haiderant, Torf, Schilf, Binfen, Rohr und Gräfereien. Die Ahr 
gen im $. 1. der Gem.⸗Th.⸗O. bezeichneten Berechtigungen, vürften auf 
den linken Rheinufer theils gar nicht, theils nur ſehr vereinzelt vom 
ommen. 

Was nun zunächſt die eben unter 1. bezeichneten Komplere von Eruupkäden 
betrifft, welche von Alters her durch mehrere Miteigenthümer ungeiheilt befelfen 
und gemeinfchaftlic benußt worden, fo reichen biefelben meiſt in eine ferne Bew 
gangenheit zurück und find zum größtentheile al6 Ausflüſſe des früheren Merken 
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rechte zu Betrachten. Die Mark war für viele Gegenden bes linfen Rheinufers bie 
aıfyrängliche Form und der erfte entwidelte Austrud einer ländlichen Bemeindes 
verfaffung. Aus dem Ginfommen der Mark wurden die gemeinfamen Bedürfniffe 
berfelben beſteitten, auch den einzelnen Markgenofien beitimmten Leitungen und 
Rusumgen, 3. B. Weide, Brands und Bauholz, gewährt. NIS bei dem Wachsthum 
ber Bevdllerung ter Zug neuer Anfiebelungen fich bauptfächlich jenen Gemeinden 
zuwenbeie, bei denen ein bedeutendes Markenvermögen vorhanden war, mußte in 
deu altberechtiaten Markgenoſſen das Intereſſe erwachen, fich den inneren @ins 
wandern gegenüber auf den Grund ihres bisherigen Befisftandes abzufchließen, 
and die engere Mark als eine befondere privatrechtliche Geneſſenſchaft im Gegen» 
fage zu ber weiteren Gemeinde als politifcher Korporation zu behaupten. 

Diefer vechtegefchichtliche Entwickelungsprozeß bat in verſchiedenen Gegenden 
einen verfchiedenen Ausgang gehabt; in einzelnen Landesiheilen if das Wermös 
der Marten gänzlich in dem der Gemeinden anfnegangen, in anderen haben 

die Marken in der Gigenfchaft privatrechtlicher Kommunicnen unter verfchies 
beuen Lokalbezeichnungen ale Marken, Gewehren, Erbenwaldungen u. f. w. bie 
auf den heutigen Tag erhalten. Die Theilnahmerechte an den Nusuugen der 
gemeiufchaftlichen Srunbflüde find durch Erbtheile allmählig fehr gerfplittert wor: 
ven. Diefe Parzellirung war ſchon vor dem Gintritt der franzöliichen Befeggebung 
ia hohem Maaße vorhanden; fie bat fich feitvem noch vermehrt, weil viele in ben 
elten WBeisthümern und Markenorbnungen enthaltenen und auf das Zufammenhals 
ten der Mark berechneten Beflimmungen, zu welchen natürlich Metraftrechte mans 
uigfacher Art gehörten, bei dem jepigen Stante ber Geſetzgebung nicht mehr ges 
hendhabt werden können. 

Es leuchtet ein, daß das gewöhnliche Iinfsrheinifche Theilnngsverfahren auf 
die Anseinanderfeßung von Kommunionen fo bedeutenden Umfangs nicht ohne ers 
hebliche Beiterungen und Webelftänte, ja nicht ohne eine gewiſſe Gewaltſamkeit 

endet werden fan. Diefes Verfahren ift gunächft auf die Anseinanderſetzung 
elher gemeinfchaftlichen Bermögensmaflen berechnet, welche durch Erbfchaft, eher 
liche Sütergemeinfchaft, Gefellfchaftsverträge oder fonflige befendere, ein Miteigens 
Ham begründende und erweislich der neuern Zeit angehörige Mechtstitel begrüns 
dei worden find. Es hantelt fich dabei von Rechtéverhältniſſen, welche fich mes 
Kr, was die Ratur des Gegenſtandes, noch was die Zahl der Betheiligten bes 
kit, erbeblich von ſouſtigen Givilflagen unterfcheiden, bei denen es mithin auch 
feinem Bedenken unterliegen kann, bie firengften Bormen und Briften des gewöhn⸗ 
lichen Prozeßrechts in ihrer vollen Schärfe beftehen gu laſſen. Offenbar fann 
aber nicht derfelbe Maaßſtab an die Auseinanderſetzung der oben bezeichneten ums 
fengreicben Rommunionen gelegt werden. 

Benige praftifche Anführungen werten dies genügend erläutern. Bei ges 
wößnlichen Theilungsprozeſſen bat der Provofant die Koften der Vorladungen und 
bed weiteren Verfahrens vorfchußweife zu tragen. Diefe Beſtimmung bat bei dies 
fen Klagen, ba fich diefelben auf einen numerifch nur Keinen Kreis von Betheis 
ligten erſtrecken, nichts drückendes; fie wirb aber fofort zu einer ſchweren Bela; 
hung, und macht den weniger bemittelten Theilnehmern tie Provofation fat uns 
migli, wenn Hunderte von Dliteigenthümern perfönlich vorgelaten werben follen. 
Bird auch nur eine diefer Borlatungen wegen eines Formfehlers vernichlet, fo 
wird in der Megel die abermalige Vorladung fänmtlicher Intereſſenten erforderlich 
fein. Mebnliche Koften kehren überall wieder, wo Zuftellungen den Bartheien in 
Verſon gemacht werden müflen. Die Grpertife richtet ſich Icdiglich auf die rs 
uüttelung des Ertragsowerths und auf die Brage: ob die Grundſtücke in natura 

t, oder verkauft werden follen — die der Rechtfprechung an fich fremden 
chten der Landeskultur und wirthfchaftlichen Zweckmäßigkeit kommen dabei in 
ine, ober boch nur in eine untergeorbnete Erwägung. Bei Rechtsverhältniſſen, 
Keen Entſtehnng in eine ferne Vergangenheit zurüdreicht und bei denen das 
Spetluahmerecht der Sinzelnen nicht ſowohl auf einem befonteren Titel, als viels 
whr auf einem burch Generationen überfommenen Belisftande beruht, wird eo 
Imienigen Berbeiligten, welche ein Interefie gegen tie Museinanterfegung haben, 
zit ſchwer fallen, einzelne Incidenzpunfte anzuregen und turd alle Inſtanzen 
treiben, blos damit das Hanptverfahren nicht zum Abſchluß gelange und den 
ungeprovofanten möglich viele Schwierigkeiten in den Weg gelegt werben. 

IM envlich die Auseinanderfegung wirklich zum Abſchluſſe gediehen, eo erfcheint 


mentsflage als flatthaft erachtet. Seit jedoch der rheinifche Revifie 
Kaffationshof entfchieden hat, daß für den bei weiten größeren Theil d 
Rheinufers die Kantennementsflage wegen nicht erfolgter Publikation E: 
gründenden Sefepgebung nicht angebradıt werden fünne, iſt tie Ablöfın 
Scerrituten, wie tringend biefelbe auch im Intereſſe einer rationelleu & 
Forſtwirthſchaft gewünſcht werden muß, faſt ganz ins Stoden gerathen. 
Uebelſtande wird nun zwar durch die in Vorſchlag gebrachte Gem. Th. 
holfen, indem in $. 1. derſelben bie Ablösbarfeit folder Servituten aflge 
grundfäglich ansgefprochen worden if, cine darauf gerichtete Klage mi 
von den Gerichten nicht mehr zurücgemwiefen werben wird. Mückfichtlich 
fahrens treten jedoch auch bei einer folchen Klage, namentlih wenn bi 
fände der MAblöfung und die Zahl der Intereffeuten einigermaaken von E 
iind, alle diejenigen Bedenken und Uebelſtaͤnde berver, welche bereits obe 
ziehung auf den KRoftenpunft, die Vorladungen und Erperlifen u. f. w. ı 
gel des gewöhnlichen Theilungsprozeiles in feiner Anwendung auf tie 
anderfegung von Grbenwaltungen sc. hervorgehoben werten find. 

Die Kom. war taher der Anficht, daß, wenn das Werf ter Ablö 
Bemeinheitstheilung auf dem linken Rheinufer überhanpt gefördert wer 
es dazu eines befonderen, tie eigenthümliche Sachlage berüdfichtigenden 
deshalb von tem gewöhnlichen Prozeßrecht abweichenden Berfahrens 
Auch darin fonnte die Kom. der Anficht der Reg. nur beitreten, va ' 
weichungen überall anf das Nethwendigſte zu befchränfen ſeien, uud 
Uebertragung tes Regulirungsverfahrens, wie es in den übrigen Lanl 
unter der Leitung eigener Behörden beſteht, auf das linfe Rheinufer w 
für jet nicht zu empfehlen fein würde. Dem hier verbandenen Betür 
vielmehr vollfemmen genügt, wenn die Eutfcheidung auch in viefen A 
und Theilungen für Konteftationsfälle den ortentlihen Berichten überlaı 
dahin gerichtete Verfahren felbft aber möglichſt erleichtert und vereinfe 
und andererfeits der geriditlichen Klage ein abminiftratives Vergleiche 
vorausgebt, bei welchem neben ter Grmittelung und Ausgleichung de 
feitigen Rechte auch tie Interefien der Landeskultur eine ſachgemäße Be 
gung finden. 

In tiefem Grundgedanken bewegt fich der Entw. der Reg. Der Rı 
Teilung oder Ablöfung foll bei ter Regierung, in deren Bezirk das | 
Bericht feinen Sig bat, angebracht werben. Diefelbe ernennt einen K 
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Mit allen diefen Anorbnungen konnte fich tie Kcm. im Grundſatze nur eins 
erſtanden erflären. Zur Gingelberachung übergehbend, fand viefelbe bei dem 
$. 1. bie 6. tes Entw. nichts zu erinnern. Zu $. 6. wurde die Faflungss 
nderung beliebt, daß in der zweiten geile tie Worte „vor ihm“ durch tie Worte 
vor ich“ erſetzt werben follen. 

Im $. 7. wird beflimmt, daß der Kommiflar, wenn eine ber Partheien bie 
nebehnung des Verfahrens über den Umfang des urſprünglichen Antrags hinaus 
schfuche, dieſem Berlangen Folge zu geben habe, fefern der neue Antrag nad 
rt Gemeinheitstheilung guläfiig fe. Die Kom. erflärte ſich hiermit einvers 
auden, befchloß jedoch gleichzeitig, am Schluffe tes $. folgenden Zufaß vorzu⸗ 
blegen: 

Werden Widerfprüche gegen tie Srweiterung des Antrags erhoben, fo Bat 

über tiefelben zunächft die Regierung zu befluden. Gegen tie Snifcheis 

Me der letztern ift der im $. 2. vorgefehene Rekurs an das Lantgericht 

zuläffig. 

Die Nethwendigkeit eines folchen Zuſatzes wurde auch von den anweſenden 
teg. Kommiffarien anerfannt und erläutert fich einfach als eine Konſequenz aus 
. 2 des Gntw., intem Anträge auf Erweiterung der Theilung oder Ablöfung 
nu erſten Antrage auf Theilung oder Ablöfung in allen Beziehungen gleichzu⸗ 
een, mithin auch in Anfehung der Frage: ob der Grmeiterungs- Antrag nach 
m Gem. Th. D. zuläffig erfcheine, an tie Entfcheitung berfelben Inftanzen gm 
wifen find. 

Die $$. 8. und 9. wurden ohne Abändernng angenommen. 

Gbenfo die zwei erfien Saͤtze des $. 10. Ruͤckfichtlich des Schlußfapes wurbe 
ngegen eine Faſſung gemwünicht, welche noch fchärfer, als im Entwurfe gefcheben, 
erserhebe, daß tie von einem auf Brund tes Befisffandes zugelaffenen Intereſ⸗ 
mten eingegangene Ginigung den fpäter für ihn eintretenden wahren Cigenthü⸗ 
ee eder Berechtigten bergeftalt binte, daß lebterer, der Theilungsmafle und den 
beigen Interefienten gegenüber, ein Mehreres, als dem vorläufigen Beſitzer zu: 
ebilligt worden, nicht verlangen fünne. 

Gin über tiefes Maaß hinausgreifender Regreß bes wahren Berechtigten 

den früher unberechtigten Inhaber werde dadurch felbfiredend nicht aus⸗ 
Abloffen; hierüber betürfe es aber feiner beſonderen Beflimmung im vorliegens 
em Gutwirfe, weil ein folder Anfpruch in jedem Ginzelfalle nach den gewoͤhn⸗ 
ben privatcecktlichen Regeln über tie Verpflichtung zum Schatenerfage zu bes 
rcheilen fein werde. 

Die Kom. erflärte fich hiermit einverflanden und fchlägt daher flatt des 
Behlußfages in $. 10. fulgende Abänderung zur Annahme vor: 

Derjenige, welcher fpäter tie Erledigung des Streites zu feinen Gunſten 
nackweift, tritt alsdann in die Stelle des vorläufig Zugelafienen:; auf bie 
rechtliche Stellung der übrigen Interefienten if ties jedech ohne Einfluß. 
Derfeibe muß daher eine Binigung, welche von dem vorläufig zugelaſſenen 
Inhaber eingegangen werten if, auch gegen ſich als verbinvlich gelten 
laſſen, und kann den übrigen Betheiligten gegenüber aus der Abloͤſungs⸗ 
oter Theilungsmaffe nicht ein Mehreres oder Anteres fordern, als Jenem 
angewielen werten ifl, 

Die 95. 11., 12., 13. wurden ohne Abänderung angenommen. Ebenſo ber 
er 6. 14. mit Nusnabme des Schlußſatzes. In vielem wird beflimmt, daß wenn 
re @infpredkende im Termine auf dem Ginfpruche beharre, tie frühere Genehmis 
mug tes Plans für Alle wirkungslos werde. Die Kom. fonnte lich von ber 
Istiiuentigfeit oder Rathſamkeit einer folhen Beſtimmung nidt überzeugen, ers 
htet dieſelbe vielmehr für bedenklich. Wird ter Ginfpruc eines einzelnen Ins 
vefenten vom Gerichte für begründet erfannt, fe felge darans ned nicht uns 
fhingt, daß der vorgelegte Plan für Alle wirkungslos würte; wird der Ein⸗ 
wwch dagegen verworfen, fo ift micht abzufehen, weshalb man einem ohne 
ſennd erhobenen und chne Wirkung gebliebenen Preteſte vie Wirfung beis 
gen will, daß nun die frühere Genehmigung des Plans für Alle wirkungsloe 
erden und das faft zum Abfchluffe gebrachte Werf wieder von Neuem beginnen 
Be. Aus diefen Gründen, tenen auch tie Vertreter ter Staatsregierung beis 
Bichteten, hielt die Kommiſſion es für zweckmäßig, die Wirfangen einer früheren 
enehmigung bier nicht näher zu prägifiren, vielmehr tie Feſtſtellung derſelben 
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dem richterlichen Ermeſſen zu überlafien und empfiehlt daher einkimmig, ſtan tes 
Schlußfages in $. 14. folgende Abänderung eintreten zu laſſen: 
Wenn der Binfprechende in dem Termine auf dem GBinfpruche bebarrt, fe 
fann tie Ausführung des Plans auch in Bezliehung auf diejenigen Bu 
theiligten, welche tenfelben bereits genehmigt haben, vor ber richter: 
liben Entſcheidung nicht flattfinden; eintretenden alles kann nat 
6. 12. weiter verfahren werden. 

Die 88. 15—19. geben zu feinen Abänderungen Aulaß. Zu $. 20. wur 
mebrfeitig bemerft, daß die Verkündigung mit der Schelle in vielen Demeinka 
des linfen Rheinufer nicht die gebräuchliche fei, daß aber das Geſeß eſſenbe 
nicht einen alleingültigen Modus für diefe Art von Bekanntmachungen babe m: 
flellen, fondern fich vielmehr an die Ortefitte habe anfchliegen wellen. Ge werk 
daher vorgefchlagen, in der Nr. 1. diefes $., Hinter den Werten „mit ber Echelr, 
die Worte „oder in fonft ortsüblicher Weiſe“ einzufchalten. Die Kom. erfliru 
fih Hiermit einverlanden, und empfiehlt den Paragraphen mit diefer Binfchaltens 
jur Annahme. 

Mit den Wirkungen, welche nach $. 21. der öffentlichen Belanntmacnng fe 
wohl zur Dedung etwaiger Mängel der befonderen Borlatungen als in Ber 
auf die Präflufion übergangener Interefienten beigelegt werden follen, war men 
allfeitig einverflanden, indem gerade dieſe Befimmungen ſehr weſentlich anf Ye 
Bereinfarhung der Prozedur, fowie auf bie recktliche Sicherung der fchlichlicen 
Refultate der Auseinanderfegung hinwirken und unbeftreitbare Vorzüge vor em 
gewöhnlichen Theilungsverfahren darbieten. Windererfeits mußte es wünfcens 
werth erfcheinen, pen &ebanfen, daß der präffubirte Theilnehmer ber Naſſe id 
ben übrigen Interefienten gegenüber aller Rechte verluftig fei und ſich lediglich 
an Denjenigen zu balten babe, welcher unrechtmäßig für das jenem zuſtehende 
Theilnahmerecht abgefunden worden, fehärfer und präzifer zu faſſen, als ties in 
dem dritten Gage bes 8.: 

Derfelbe ift mit feinen Rechten oder Cinwendungen gegen die Uutriw 
anderfegung ausgefchloffen und kann tie Thellung oder Ablöfung nicht 
weiter verlangen, 
en iſt. Die Rom. fchlägt daher vor, dieſen britten Gap durch nad 
ebenden: 
Derfelbe verliert feine Rechte und iR mit feinen Cinwendungen gegen de 
Auseinanberfegung ausgefchloffen, 
zu erfeßen, die Worte: 
und fann die Theilung oder Ablöfung nicht weiter verlangen, 
aber als fich von felbft verfiehend, wegfallen zu laſſen. Im Uebrigen fand I 
gegen bie Annahme fowohl tiefes S. ale ver 88. 22., 23., 24., 25., 26. nichts 
zu erinnern. 
Das zweite Alinea des S. 27. beflimmt: 
daß die gerichtliche Klage angeftellt werben fann, wenn das Borverfahres 
nicht binnen zwei Jahren nach. @inbringung des Antrags bei der Regie: 
rung zu Ende geführt fei. 

Diefe Friſt fchien jedoch mehreren Mitgliedern, namentlich bei größeres 
Auseinanderfeßungen zu enge bemeflen, und bat zu dem, von der Kewmmiſües 
einflimmig angenemmenen Antrage geführt, flatt des zweijährigen einen berijäh 
rigen Zeitraum als tenjenigen anzunehmen, wo ber Mangel ter Durchführung 
bes Borverfahrene der Anftellung der Klage nicht mehr bifatoriich entgegenfchen 
fol. Hiernach würde alfe das Wort „zwei“ in dem betreffenden lin. vard 
„drei“ zu erſetzen fein. 

Die 66. 28., 29. und 30. wurden ohne Veränderungen angencmmen; u 
verſteht fich jedod, von felbfit, daß wenn die Kammer bie zu $. ZU. —A 
gene Cinſchaltung „in ſonſt ortsüblicher Weiſe“ genehmigen ſollte, dieſe Gin 
uns auch im $. 30. hinter den Worten: „burch die Schelle“ Blap greifen 
müßte. 

Die 88. 31. bie 40. einfchlieglich wurden einflimmig chne Abänberuugen ax 
genommen. 

Zu $. 41. wurde der größeren MWeberfichtlichfeit wegen vorgefcdhlagen, den 
erſten Sap in zwei felbfiftäntige Saͤtze zu theilen und in ber flebenten Zei: bin: 
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— 
vom > ei allerdings gleichzeitig für die Veſtellung tüchtiger, für ben 
and „em — r exreie⸗ der Laud eskuitur ⸗ Geſebe jnrififch und technifch ansgek 
win „ I —vobhl bei den Auseinanderfepungs-Behörben, wie als Kommiflı 
gt  mmcmure. Die Regulirungen der gutsherrlich-bäuerlichen Berhältn 
td og her Mehrzahl längf beendet; die Ablöfungen von Dienfter 
* — 
——— > en den einzelnen, bei Feſiſtelluug ber Rechts⸗ und Leitungs 
el, we enden fehinlerigen Mechtfragen, nicht gu ten vermicelten @ 
ung = zw „ wogegen bie Gemeinheitetheilungen und Eerritut: Ablöfung 
BY ie nten Mehriahl, nicht bics wegen der Menge von Interefl 
Due > er verfcledenartigen Berechtigungen und Verpflichtungen, fo 
wein > we verkhiedenen, aufeinander felgenden und ineinander eingreif 
ws == mw? technifchen Gefhäfts- Operationen, die zut Herbeiführung 
Sortates ubthig And, fa immer eine befondere Gefciclicteit, U 
en En Behandlung folder Gefrhäfte, verbunden mit landwirt 
Gesstmitten, verausfegen. Auf die Qualität der Befikrechte — Lch 
griipe —  bäuerlihe Verhältniffe u. f. w. — kommt es bei ihnen wen 
Das Gperafterififche der befonderen Progep- Ordnungen für die A 
- wie es durch das Bebürfniß hernorgerufen und durch eine 
Can ze og anerkannt if, beficht im Allgemeinen darin, daß das Verf 
er ER egiune bie zum Ziel, in ber Hand einer und derfelben Behi 
er e zu durch dielelbe befellten Rommifarius, fo weit nöthig a: 
wu lebendiger und unmittelbarer Verhandlung mit den Bartheiı 
© Bericht aller dabei Fonfurrirenden Interefenten und Theilnehmer 



















wg DE cinlenchtend die Informations» und nterfuchungs Marime 
Cam dem Anseinanderfegungs«Reffert, beifpielsiweife im $. 9. dı 
je 9-7. Juni 1821, wie im $. 17. der ®. v. 30. Juni 1834 a 
Fe ÄR und dadurch gerechtfertigt wird, daß jener Befepgebung 
ein Der Beivaten auch die Befbrberung des allgemeinen Interefies 
5 wer au Ausgangspunfte und Bereggrunde bient. 
z Te Darime des Auseinanderfegungs« Verfahrens fand wur Ze 
Ed or ifchen und progefnalifchen ©. v. 20. Juni 1817 und 7. Ju 
» um fo leichteren @ingang, ale fle mit den damals geltent 
fen der . Ger.s und Prog. D. für die Preuß. Gtaaten im v 
Mund; hingegen befindet fie fihh mit den Rheinifchen Progehs 
@Iften Gegenſatze, intem nach biefen bie Pflicht, fich burch Me 
4 Derieht vertreten au Laffen, tie Regel bilbet, Der Dichter Ach Lebig 
®. mg der vor ihn gebrachten Streit: und Inzident= Punkte bef 
Orfgang des Progeffes in den Händen der Advofaten, bei jeder 
Steig und Betreiben abhängt, auch interlofutorifche @ntfcheid 
ü Führung und andere, das Gndrefultat erfi bebingende Inzident: 
eu Nechtemitteln gegen dergleichen Beffeßnugen Rattfinden. 
©t dieſem @egenfaß der Rheinifchen Progedurs@efege zu denjent 
= ohne welche feine, wenigſtens umfangreiche und verwidelte & 
und Gervitut-Ablöfung wWeckmaͤßig, in angemefien kurzer Zeit, 
Hältnigmäßige Roten und zur qufrlebenftellenden Ausgleihung 1 
r DInterefen der Peivatberechtigten, twie der Sanbesfultur, durdhg 
®nn, it daher zum Iwed einer Gem Th. D. für bie Rheinpror 
28 fih um deren Ausführung Handelt, eine Mobiffation des 

























zum, ze 


a rechtes unerläßlich. 
—8 8 eshalb erlenni die Rom. das Beduͤrfnig des vorliegenden Gefeh 
— —* Aa fchon deshalb allgemein an, weil eo legislativ unthunlich iR, 
’ — — — mmen zwiſchen verwickelten und zwiſchen einfachen Gemeinhei 


— — erwitut:Ablöfungen. 
rs - w· Tann ſich hiernächſt nur fragen: ob der vorliegende Entwurf 
Yan ug der Rheinifcen Droyeßs@efehe nicht weit genug gegangen 
mucch den Bwed verfehlt, bie angemeflene Ausfüfrung ver Gem. 
ber ob er anf ber andern Geite, indem er das Kheiniſ 
wefentlichen Beſtimmungen aufrecht erhält und ſich 
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6. 102. der Berf.:Urfunde beſtimmt ausbrüdlih, daß Gebühren für die Handimm 
gen unmittelbarer oder mittelbarer Staatsdiener nur auf Grund bes Wefeges, 
alfo eines übereinnimmenden Beſchluſſes der drei Faltoren der Geſetzgebung erker 
ben werden follen. Als eine bloße Ausführungsverorbnung kann demnach tie Bei 
feßung einer folhen Koſtentaxe nicht angefehen werden und ebenfo leuchtet ein, ka 
diefelbe fi ihrem Gegenitande nad nicht unter bie Be dee $ 5. 
der Verf.⸗Urkunde jubjumiren läßt. Wäre bies aber auch der Wall, fo würde d 
doch dem Standpunfte der Kammer nicht entfprechen, in einem von ihr mitberatke 
nen Geſetze im Boraus auf eine doch immer nur als Ausnahmefall zu behantelak 
Oktroyirung hin zu verweilen. So wünſchenswerth es nun gewefen wäre, wen 
die Vorlage eines die Roftentare regulirenden Geſetzes ſchon gleichzeitig weit dem 
vorliegenden Entwurfe Hätte erfolgen konnen, fo wird doch au aus ber 

diefer Borlage bis zum Beginne der nächſten Seffion fein Nachtheil jen, 
indem vorausfihtlih Ablöfungen oder Theilungen von nur einiger Brheblidkt, 
welche nad) dem neuen Verfahren eingeleitet werden follen, bis gegen das uk 
biefes Jahres Hin noch nicht zum gerichtlichen Abſchluſſe gelangt jein werben. Di 
Kom. empfiehlt daher den zweiten Satz des $. zu ftreihen und flatt deſſen folge 
den Abänderungsvorfchlag anzunehmen: 

Die Koften und Gebühren für das gerichtliche ‚Berfabren werben für jept 
nah den beitebenden Taren angefeßt und erhoben, Die Abänberung de 
letztern bleibt vorbehalten. 

Bei $. 70. kam in Grwägung, ob die ſonſt zu Vergleichen —— — 
men, Ermaͤchtigungen oder Beſtaͤtigungen, von denen ber vorliegende uf 
dispenfirt, nit näher zu bezeichnen jein möchten, ob nicht beiſpielsweiſe zu fagm 
fei, dag die fonit bei Vergleichen von Minderjährigen erjorberlihe Begutadrung 
dreier Nechtsverfländigen bei den im Vorverfahren erfolgenden und durch das Paz 
gericht zu bomologirenden Binigungen nicht erforderli fei. Bei einer vergla 
den Bufanmenftellung der 88. 15., Hl. und 69. Haben ſich indeß bie betreffenden 
Beitimmungen dem Sinne wie der Faſſung nad ale fo deutlih und unzweiſelheß 
erwiefen, daß Hiervon Abfland genommen werden Fonnte. 

Zu den $$. 71. und 72. find Abänderungsvorfchläge im Schooße ber Ken 
nicht gemacht worden, und wird deren Annahme baher empfohlen. — Die Lem. 
befürwortet indeß als präzifere Faſſung, in $. 71. die Worte: „noch nicht eryam 
gen it“ Hinter die Worte „anderweit feilfeßt” zu transponiren. 


C. Der Bericht ver Kommiſſion der 1. Kammer !) 


Der Zufanmenhang, in welchem das Geſetz über das Berfahren in Gemein 
heitstheilungsfachen mit deren erfolgreichen und zwedmäßigen Durchführung Richt, 
iſt bereits in dem Kom. Bericht über die neue emeinheitstheilungssDrbuung fr 
die Rheinprovinz und Nen:Vorpommern angedeutet. 2) Gine Prozeßform, welche 
fih der eigenthümlichen Natur und dem Endzweck des Theilungss und Ablöfunge 
Geſchäfts paſſend anfchließt, IN für umfangreibe und verwidelte Anseinander 
febungen, mit einer großen Zahl von Intereffenten und einer Menge verſchiedes⸗ 
artiger Berechtigungen, ein tergeflalt dringendes Bebürfniß, daß die zwedinkfigh 
Gem. Th. O., anftatt tie Landeskultur zu fördern und als Mittel zur Hebung 
bes Nationalwohlftandes zu Tienen, ohne ein foldhes Gefep über die Bregefformens 
nicht nur zu illuforiichen Hoffnungen, ſondern ſelbſt zur Zerflörung der Oki 
und zu einer Verwirrung in ten NRechteverhältniffen des Grundbe führen 
würde. In den andern Provinzen des Staates bat man fidh je länger, je mehr 
überzeugt, daß bie Rulturmaagregeln, welche buch tie Geſeze von 1811 zub 
1821 ins Leben gerufen werden follten, erft mit dem Zeitpunft tiefere Bares 
im Lande fehlugen, als neben biefen materiellen Geſetzen, mittel der R. ». 
20. Zunt 1817, 7. Juni 1821 und 30. Juni 1834 entſprechende organifibe nad 
Prozeß. Cinrichtungen hergeftellt wurden, der Kompetenzkreis der zur Deerchführuug 
der Auseinanderiegungen berufenen befonteren Behörden — (einer dem Prazk 
Gtaate eigenthümlichen Inſtitutien) — anf die Leitung und Entfcheitung ale 
in deren Wirfungsfreis fallenden Gtreitigfelten ohne alle Ausnahme, 
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ib dabei allertings gleichzeitig für die Beftellung tüchtiger, für ben befonberen 
ſirkungskreis der Landeskultur⸗Geſetze juriftifch und technifch ausgebildeter Ber 
nten, ſowohl bei den AuseinanberfegungssBehürten, wie als Kommiſſarien, befler 
fergt wurde. Die Megulirungen der gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniffe find in 
wrwiegentflee Mehrzahl längft beendet; die Ablöfungen von Dienften, Naturals . 
id Geld⸗Leiſtungen, tie auf den Grundſtücken haften, gehören in ber Regel, abs 
ſehen ven den einzelnen, kei Feſtſtellnug der Rechtes und Leitungs: Berbältniffe 
ztommenden fchwierigen Rechtsfragen, nicht zu ten verwidelten Auseinanders 
bungen, wogegen die Gemeinheitstheilungen und Eerrituts Ablöfungen in ihrer 
verwiegenten Mehrzahl, nicht bles wegen der Menge von Interefienten, wie 
gen der verfchiedenartigen Berechtigungen und Verpflichtungen, fondern auch 
gen ber verfchiedenen, aufeinander felgenden und ineinander eingreifenden rechts 
ten und technifchen Gefchäfts: Operationen, die zur Herbeiführung bes Ends 
fultats nöthig find, faſt immer eine befondere Gefchidlichkeit, Umficht und 
ebung in Behandlung folder Gefchäfte, verbunden mit Iandwirthichaftlichen 
enutuiffen, veransfegen. Auf die Qualität ber Befisrechte — Lehnes, gutes 
rnelihe, bäuerliche Verhältniffe u. f. w. — Fommt es bei ihnen weniger an. 

Das Gharafteriftifche der befonteren Prozeß⸗Ordnungen für die Agrar⸗Geſetz⸗ 
bung, wie e6 durch das Bedürfniß hervorgerufen und tur eine langjährige 
rfahrung anerfannt ift, befteht im Allgemeinen darin, daß das Verfahren, von 
inem Beginne bis zum Ziel, in der Hand einer und derfelben Behörbe beruht, 
m einem durch diefelbe beflellten Kommiffarius, fo weit nötbig an Ort und 
Melle, im lebentiger und unmittelbarer Verhandlung mit den Partheien felbft, in 
ter Ueberficht aller dabei Eonfurrirenden Intereffenten und Theilnehmer, mit mögs 
ber DBefeitigung progefiualifcher Streitigkeiten, in regelmäßiger Fonfequenter 
sfeinanderfolge der verfchiebenen Operationen, zum Ziel geführt wird. Dabei 
denn einleuchtend bie Informations⸗ und Iinterfuchunges Marime vorwaltend, 
eiche in dem AuseinanderfegungssRefiert, heifpielsweife im F. 9. des Ausführ. 
kf. v. 7. Juni 1821, mie im $. 17. der V. v. 30. Zuni 1834 am fchärfften 
nögeprägt ift und dadurch gerechtfertigt wird, daß jener Sefehgebung neben bem 
Igetheil der Brivaten auch die Beförberung des allgemeinen Interefles der Landees 
tur zum Ausgangspuufte und Beweggrunde dient. 

Diefe Marime des AuseinanderfegungssBerfahrens fand zur Zeit, ale bie 
tganiforifchen und progefiualifhen G. v. 20. Suni 1817 und 7. Juni 1821 ers 
ingen, um fo leichteren Bingang, als fie mit den damals geltenden gleichen 
Isinzipien ter 9. Ger.⸗ und Prog. D. für die Preuß. Staaten im vollſten Ein⸗ 
ang Rand; hingegen befindet fie fid mit den Rheinifchen Prozeß⸗Geſetzen im 
lametralſten Gegenſatze, intem nach tiefen die Pflicht, fich durch Rechtsanwalte 
we Gericht vertreten au laſſen, tie Regel bildet, der Richter fich lediglich auf die 
Intfheidung ber vor ihn gebrachten Streits und InzidentsPunfte befchränkt und 
er Fortgang des Prozefies in den Händen der Advofaten, bei jedem Akte von 
men Fleiß und Betreiben abhängt, auch interlofutorifche Bntfcheidungen über 
Jeweisführung und andere, das Endreſultat erft bebingente Inzident-Punkte mit 
kmilichen Rechtsmitteln gegen dergleichen Feftfegungen flattfinden. 

Bei dieſem Gegenſatß der Rheinifchen Prozedur⸗Geſetze zu denjenigen Prozeß > 
men, ohne welche Feine, wenigftens umfangreiche und vermwidelle Gemeinheits⸗ 
ſeilung und GervitutsAblöfung zweckmäßig, in angemefien Furzer Zeit, ohne ganz 
werhaͤltnißmaͤßige Koften und zur zufriebenftellenden Ausgleichung ber verfchies 
men Interefien der Privatberechtigten, wie der Lantesfultur, durd:geführt wers 
em kann, ift daher zum Zwed einer Gem Th. D. für die Rheinprovinz, in fos 
wit es fidh um deren Ausführung handelt, eine Motififation des Rheinifchen 
Ieogerechtes unerläglich. 

Deshalb erkennt tie Kom. das Bebürfnig bes vorliegenden Geſetz⸗Entwurfs, 
u zwar fchon deshalb allgemein an, weil es legislativ unthunlich if, eine Grenze 
ı befimmen zwifchen verwicelten und zwifchen einfachen Gemeinheitotheilungen 
nd Geritut -Abldfungen. 

@s Tann fih Hiernächft nur fragen: ob der vorliegende Entwurf in ber Abs 
nderung der Rheinifchen Prozeß⸗Geſetze nicht weit genug gegangen und daher 
manch den Zweck verfehlt, die angemeflene Ausführung der Gem. Theilungen 
ı befördern, oder ob er auf der andern Seite, indem er das Mheinifche Prozeß⸗ 
rt im feinen weſentlichen Befimmungen aufrecht erhält und fich an baflelbe 


ügen ber für die übrigen Lanbestheile in ben Auseinanderfegungs s ! 
beiten geltenden Prozedur⸗Geſetze vorauszufciden. 

Mas zunächft diefe lepteren betrifft, fo ift bereits erwähnt, bei 
Zweck der Sache anpafiender energifcher, einfacherer und fchleumigerer 
und Progeßgang allerdings zugleich dadurch bebingt wird, daß einerfe 
tenden und abminiftraliven, und andererfeits die richterliben Funktü 
war leßtere ohne Zerfplitterung der Kompetenz und chne Unterfchie 
Mechtötreitigfeiten eine juriftifche oder eine technifche Frage, ein Theilı 
recht oder die Abfindung zum Gegenftande haben, in die Hand ein und 
aus juriſtiſch und aus technifch gebildeten Mitgliedern zufammengefeptei 
elegt find. Abgeſehen jeboch hiervon, treten auch in dem Verfahren 
5. v. 20. Juni 1817 und deren fpäteren Ergänzungen und Mbänder 
der Regel aufeinanderfolgend und gefondert, nachflehende Stadien Hei 

1) die Senerals und Informations s Verhandlung zur Ausmittelung 
ber Sache konkurrirenden Intereffenten, der Theilunges und 9 
Objefte, fo wie der dabei ins Auge zu faflenden Rechtisverkäftni 

2) die Erörterung und Feftftellung der Eigenthums⸗, Servituts mı 
Theilnehmungsrechte, wie ihrer Befchaffenheit und ihres Maaßes, 
foweit fie bei Bortiepung ber Seneralverhandlung und des Verfah 
auf dem Wege des Vergleichs erledigt werden, mit Berweilnng | 
halb verbleibenden Streitpunfte zum Prozeß und zur richterlichen 
dung durch bie Inftanzen; doch ift es nah Bewandniß ber Fall 
bie Inflruftion und Entſcheidung über dergleichen Bräjubizialpun 
fegen und einer fpäteren Zeit vorzubehalten ($. 131. 20q. ®. v. 
1817 und $. 17. 2. v. 30. Juni 1834); 

3) die Werthsermittelung der Auseinanderfegungs:Objefte durch & 
und Bonitirung der Grundftüde, wie durch anberweite Schäßung un 
beredhnung der Nubungeberedhtigungen ; 

4) die An und Vorlegung nebft Ausführung bes Ablöfunges und 9 
plane und 

5) die Entwerjung, VBollziehung und Beftätigung des Rezeffes. 

Die rihterlihe Entiheidung hat nur folgende Befhäfts s Mfte zu 


ande: 
a) vie Zuläffigkeit der Provofation, — bie Klage auf Theilung 
öluna: 
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2. Bei den Gemeinheitstheilungs : Sachen fungiren infofern ebenfalle drei 
achverſtãndige, als die Vermeſſung einem Gcometer und bie Abſchaͤtzung ber 
rundſtücke pien Boniteuren unter Leitung des Kommiſſarius obliegt. Zur Feſt⸗ 
Unng einzelner techniſcher Streipunkte fünnen auf Antrag der Parthei oder auf 
fügung der Behörde, beziehungsweiſe der richterlichen Initanz, Schiedsrichter 
& freier Wahl der PBartheien oder aus den ein für allemal gewählten Kreis: 
zorbnneten zugezogen werden. 

Dagegen ir die Anordnung des Berfahrene für die Gemeinheitstheilungen des 
fen Rheinujers nad) dem vorliegenden Gntwurf in den Hauptzügen folgende: 

Das Berfahren zerfällt zunächſt in zwei Hauptabſchnitte: 

I. Das Bor: und Ginigungs-Berfahren auf bie bei der Bezirks: Regierung 
jabringende Provokation durch einen von ihr zu beitellenden Kommiſſar und 
ber ihrer Leitung. 

Diefer Abſchnitt des Verfahrens, den die SS. 1. bis 25. behandeln, für wels 
m nad $. 27. ein dreijähriger Zeitraum offen bleibt, vor deſſen Ablauf die ge: 
liche Theilungsklage nicht erhoben werben darf, iſt für das Rheiniſche Prozeß⸗ 
sfahren vollfommen neu. Gr iſt vorzugsmeife dazu beflimmt, dem anerkannten 
mgenden Bebürfnig befonderer, dem Zmwed und ber Natur der Gemeinheitss 
ungen und Servitut:Ablöfungen entſprechender Prozedur-Geſetze Rechnung zu 


Zu dem Ende war es erforderlich, dem Kommiffar die Stellung eines Beam: 
1, feinen Berhantlungen die Beweiskraft autgentifcher Urkunden, ihm ferner bie 
Mugniß zur Borladung und zwar in ber einfadhen und weniger foftfpieligen Weife 
s 5. 19., eventuell nad dem Vorgange der B. v. 30. Juni 1834 durch öffents 
k Belanntmahung (88. 20. und 21.), wie zur Bernehmung von Sntereffenten 

Sadrverftändigen, fodann zur Ans und Vorlegung des Theilungss oder Ablö- 
geplancs beizulegen ; außerdem ein Präjubiz gegen die Partheien bei ihren: Aus: 

und bei ber Nichtverfolgung eines Ginfpruchs feftzufegen, — wie es bie 
11. und 14,, ingleihen $. 21. als Wirkung der Ediktal: Citation androhen, 
a auf diefe Weife das BinigungssBerfahren auch gegen füumige und ſolche Ins 
sfienten, die fi ter Binlaffung verfagen, zu einem für Alle rechtsverbindlichen 
bichlaß zu bringen. 

Hat das Cinigungs⸗Verſahren vor dem Kommiſſar ber Reg. ben beabfidhtigten 
felg, fo gefhieht die Prüfung und Homologation der Vergleichs⸗Urkunden ledig⸗ 
b dur Aatbsfammer: Befehluf, durch welchen der Theilungs- oder Ablöfunges 
atrag beflätigt und für erefutorifch erflärt wird; die Erledigung von Mängeln 
ird an den Rep. Rommiffar zur nochmaligen Verhandlung zurüdgewiefen. 

Die Kommiffarien der Reg. haben hiernach biefelben Obliegenheiten und Bes 
quiſſe, wie die mit der Sache beauftragten Defonomie:Rommiffarien in den übris 
m Eandestheilen des Staates; nur fteht über ihnen blos eine abminiftrativsleitende, 
icht, wie in den übrigen Lanbestheilen, eine gleichzeitig richterlich entſcheidende 

de. Diefe Kompetenz der Auseinanderfepungs-Behörbe zu richterlichen Ents 

ungen verbleibt vielmehr den Landgerichten. Da nad Rheiniihem Prozeßrecht 
Ifgeidung und Erörterung ber Streitigfeiten vor dem erfennenden Gericht flatts 
sben muß, fo muß aud ein jedes Theilungs: Verfahren, welches auf tem Wege 
nr Binigung, nad Maaßgabe der 68. 1— 25. nicht erledigt werben fann, an bie 
cdentlichen Berigte und in ein richterliches Verfahren übergehen, weil andere rich⸗ 
rlüge Behörden dazu nicht vorhanten find. 

Dies richterliche Verfahren behandelt 

IL. ter zweite Haupts Abfchnitt, welder mit 8. 26., der Vorfchrift über Ans 
singung ber Theilungsklage, beginnt, wiederum aber in zwei Abfchnitte zerfällt. 

a) Das Verfahren vor dem Nichter: Kommiffar mit dem Zwed der Ginigung 
er Bartheien und mit denjenigen Beitimmungen, welde unter Berüdfidtigung ber 
kater des Geſchäftes nöthig find, um bemfelben einen fihern und beſchleunigteren 
Bang zu geben. Dahin gehören unter anderen auch die Borfchriften wegen ber 
Fentlihen Belanntmachungen und deren Wirkungen. 

Soweit es bei diefem Verfahren zu feinen Konteflationen kommt, erfolgt wies 
em, wie im erften Abfchnitt, die Brüfung und Homologation der Vergleiche 
uch Rathelammers Beihluß (cr. 8. 51.). ine der widtigften Beftimmungen 
be dieſe Unterabtheilung des richterlichen Verfahrens zu a. enthält ter $. 31., 
venach ſelbſt dann, wenn bie präjubiziellen Grundlagen der Auseinanderfegung, 
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bie Theilnehmungsrechte in Bezug auf bas Cigenthum, auf Servituten, wie auf 
den Umfang berfelben, in dem Ginigunge: Verfahren ftreitig geblieben find, dieſe 
Konteflationen nicht fofort zur rechtlichen Entfheidung kommen, vielmehr darüber 
zuvor nah $$. 31. und 31. ff. vor einem Richter: Kommiffar noch erſt verhandeh 
werden fol. 

b) Die Zuftändigfeit des Landgerichts als Prozeß⸗ und erfennende Beherde 
tritt aber dann ein, wenn e6 ben Richters Kommiffar nicht gelingt, die Konteflatie 
nen im Vergleichswege zu befeitigen. Diefen Ball behandelt $. 52. 

Ginzelne befondere Beſtimmungen des Abfchnitts zu a. und b. find dem Rh 
nifhen Kollofations» Berfahren zweckmäßig nachgebildet. Alle verbliebenen 
Streitigfeiten und Einreben werben in jedem Stabium und Abſchnitt te 
Berfahrens, durch den Kommiffar gleidzeitig zur Sitzung und Gal: 
fheitung des Gerichts befördert. Im Mebrigen fliegen fi die Bes 
mungen des Entwurfs, abgeſehen von einzelnen buch die Natur und das Deſe 
bes Semeinheitstheilungs » Verfahrens gerechtfertigten Abweichungen, dem i 
ſchen Prozeßrecht an; daſſelbe kommt, zufolge $$. 28. und 72., überall als jnbf 
diariſch und ergänzend zur Anwendung. Noch gehört zu den für den Zwed I 
Berfahrens nothwendigen Gigenthümlichfeiten des vorliegenden Geſetz⸗ Entwurfe, abs 
gefehen von der bereits erwähnten Gbiftal-Gitation und ihren Wirkungen, vie Be 
feitigung von Kontumazial-Urteln ($. 57.). 

In Betreff der Redaktion des Entwurfs endlich if die allgemeine Bemerteag 
vorauszufchicen, daß einzelne unverändert geblicbene Beilimmungen bes Prozefireitt 
nur deshalb in den Entwurf übernommen find, um den Zufammenbang und Farb 
Ichritt der verſchiedenen aufeinander folgenden und in'einander greifenden Vrejeh⸗ 
Akte dadurch anihaulicher zu machen. 

Es ift nunmehr zu den einzelnen Paragraphen überzugehen. 

Zum $. 1. war nichts zu erinnern. 

Zum $.2. wurbe die Beflimmung einer Frift für bie Einlegung des Rekurſes 
aus dem Grunde für unnöthig erachtet, weil der buch die Reg. zurückgewieſen 
Provofant ohne Gefährdung anderer Privatredhte und bes Gelchäftsbetriebes, zu 
jeder Zeit feine Beſchwerde beim Landgericht anbringen kann. 

Zu $$. 3., 4. und 5. fand fi) nichts zu erinnern. 

Inm $. 6. wird die Befugniß des Reg. Kommiſſars zus abgefonberien Garı 
legung von Vermeſſung und Bonitirung an bie PBartheien behufe Erklärung dam 
über ebenfo, wie es nad) $.50. durch den Zufag der II. K. bei dem Richter: Row 
miffar beftimmt ift, nicht für zweifelhaft gehalten (cfr. $. 5. des Entwurfs), daher 
ein Zufaß gleicher Art beim $. 6. um fo weniger für nöthig erachtet, al6 im Gab 
wurf überhaupt fein befonderer Rechtsnachtheil auf bie verfüäumte ober werfegk 
Erklärung angebroht iſt. 

Der 8. 8. wird daher genehmigt, ebenſo 

zum $. 7. der Zuſatz ber I. K. Im Falle bes g. 7. findet der Rekurs ſe⸗ 
wohl Seitens des Provofanten als des Provofaten, ebenfo wie bie Brovefeiien 
auf Erweiterung des Verfahrens ſelbſt und der Rekurs fowohl bei ver Jurüdweb 
fung, wie bei der Zulaffung der Provefation ftatt. Damit ift die Kom. eisen 
fanden. Sie hielt bier allerdings die Beilimmung einer peremtorifchen Frik fir 
den Refurs für wünſchenswerth, jedoch nicht dergeſtalt für unerlägliy, um der 
Kammer ein Amendement vorſchlagen zu follen und dadurch die Müdgabe ie 
ec» Bntwurfe an bie II. R. und beffen abermalige Verzögerung zu rei 
ertigen. 

Zum g. 8. iſt nichts zu bemerken. 

Zim $. 9. desgleichen. 

Zum $. 10. iR zur Grörterung gekommen: 

a) ch dem Regierungs:Kommifjar die Regelung bes lepten Befigkantıe 
der Theilnehmungsrechte zu überlafen fei? 

b) ob derjenige, für welchen ber legte DBefip und Genuß eines Theilnchmunge 
rechtes befcheinigt, bezichungaweife vom Kommiffarius feſtgeſtelit ik, als 
Sache legitimiert angefehen werben und befugt fein folle, ——* 
Grflirungen für den etwanigen und künftig feſtzuſtellenden redprmifigen 
Gigenthümer, beim Theilungs: Verfahren einttweilen abzugeben? 

Die Beftimmungen des $. 10. warten von einem Mitzliede als aknerm ud 
bedenklich bezeichnet, weil die Erledigung von Beſitzſtands⸗ egulizungen und Beh 
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feforien- Klagen nach bem Rheinischen Prozeßrecht oft fhwierig, der Kommiſſarius 
ein ſachverſtaͤndiger Landwirih ohne befondere Rechts: und Geſchaͤftskunde fein fünne, 
für eine Mehrzahl Heiner, weniger verwidelter Gefchäfte die Beſtimmung unnöthig 
fe, der Bortheil der Abkürzung der Sache aud in andern Fällen gegen den der 
Sicherung der Rechte zurüditehe, hauptſächlich aber, weil zufolge $. 10. nach ent: 
Roandenem Streit über die Legitimation, eine nicht gehörig legitimirte Parthei befis 

nitiv über das Recht zu dieponiren befugt fein folle. 
— Mitglied beantragt daher amendementsweiſe: ben 8. 10. ganz 

u reichen. 

I Ben andern Geiten if bagegen für bie Aufrechthaltung bes $. 10. geltend 
gemacht, daß es fich bei der Regelung bes letzten Befiges nur um den Iweck handle, 
Die Legitimation zur Sache feitzuftellen, daß es fich nicht rechtfertigen laffe, und 
em wenigiten bei großen verwidelten Scmeinheitstheilungen, das ganze Geſchäft 
zum äußerfien Nachtheil der zahlzeihen übrigen Interefienten Jahre lang und bie 
dehin ruhen zu laflen, wo ber Streit über das Eigenthum zwifchen einem einzels 
mn yorgebligen Intereflenten und einem Dritten rechtskräftig entſchieden iſt, daß 
Big ein ſolcher Streit möglicherweife zwiſchen anderen einzelnen Intereffenten und 
auberen Dritten immer wieder erneuern und fogar von ben, dem Theilungsgefchäft 
widerſprechenden Interefienten abfichtlich herbeigeführt werden könne, dag man übris 
sn KRommiflarien, wie es ſich in den alten Provinzen bewährt, vorzugsweife 
im der Mheinprovinz, ſolche Individuen werde wählen müflen, die zugleich Rechts⸗ 
ser doch Geſchaͤftekundige feien und die in ſolchen Fällen mit vorzugsweifer Acht⸗ 
femfeit verfahren, Betrügereien leicht bemerfen und zurüdbrängen würden. Webers 
dies werde jeder, welcher ſich als wahrer Befiser und Gigenthümer betradte 
uud der deshalb als folder beim Verfahren auftrete, in der Regel auch fein Ins 
tereſſe ebenfo wie der wirkliche Eigenthümer verfolgen und naturgemäß für bie beſt⸗ 
mögliäfte Wahrnehmung der Rechte des Grundſtücks oder Theilnahmsrechts forgen; 
deher walte in ber That für den wahren Bigenthümer eine Gefahr aus der ange: 
fohtenen Behimmung gar nicht ob. Außerdem behalte das Amendement, reſp. ber 
deſag der II. R., den Regreß des wahren Bigenthümers gegen ben unrechtmäßigen 
Befiger überall offen unb präjudizire demfelben nicht. Das Amendement prägilire 
aber das RMechtsverhaͤltniß zu den übrigen Interefienten beitimmter und ſchärfer. 
Gablid) werde in folden Füllen die vom Kommiſſarius zu veranlaffende öffentliche 
Belsuntmadung den unbekannten Gigenthümern und Theilungs-Intereffenten Kennts 
wis von: Theilungss Verfahren und Gelegenheit verſchaffen, fh bei demfelben zu 


Der Antrag auf Streigung des $. 10. fand von andern Seiten feine Unter 
* vielmehr if $. 10. mit den Abänterungen und Zufägen der I. K. ger 


a 88. 11. 12. 13. fand fi nichts zu bemerken. 

Zum $.14. Beim Alinea 2. letzte Zeile nimnt die Kom. von dem Vorſchlage 
einer Umänderung des Worten „wirkſam“ in „verbindlich“ nur deshalb Abitand, 
weil fie jenes mit diefem auch dem rechtlichen Erfolge nad für gleihbeteutend ers 
ee. Das von der II. K. zum 4. Abſatz vorgeichlagene Amenbement wurde zwar 
igt, von einem Witglieve der Kommiſſion jedoch ein weiterer Zuſatz bahin 


„Die von den übrigen Betheiligten bereits erfolgte Genehmigung des 
Bians bleibt für diefelben verbintend, fo weit nicht der Plan durch die 
richterliche Entſcheidung in Folge des Einſpruchs verändert wirb, eintreten: 

den Falls ꝛc.“; 
Damit die durch die kommiſſariſchen Verhandlungen feſtgeſtellten Plan⸗Einrichtungen 
in wechſelſeitigem Intereſſe aller übrigen Theilnchmer feitgehalten würten, um zu 
werhüten, daß nicht juhrelange, mühevolle Vergleiche und koſtſpielige Bonitirungen, 
lungen und andere Abſchätzungen umjonft vorgenommen und von vorn wies 
be angefangen werden müßten, fobald ein einzelner Interefient den Plan nicht ges 
und duch feinen Einſpruch die Eröffnung bes richterlichen Theilungs: Vers 
ram extrahirt. Im ber That fei dies and wohl durd den Zufag ter II. K. 
kabfigtigt; es erfcheine nur wünfchenswertb, dieſen Einn recht Har und ausdrüds 
— feſtzuſtellen. Der Reg. Kommiffar des landwirthſchaſtl. Min. 
dabei, daß ſchon die urſprüngliche von der I. K. veränderte Fafſung 
des Entwurfe nicht den Sinn gehabt, dag mit dem Ginfpruc eines oder mehrerer 
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miffar vorausgegangen, fo ſehe $. 51. doch ausbrüdlih den Fall woraus, taf 
gegen das vom Kommiſſarius geleitetete Verfahren, gegen bie Gutachten dr 
Sachverſtaͤndigen, ſowie gegen den Theilungss ober Ablöfungsplan, nad erfolgte 
Mittheilung beider (cfr. $. 47.), innerhalb ber dur 8. 51. ei 
neten Friſt, ein Einſpruch nicht erhoben, daß biejerhalb ſonach eine K i 

nicht mehr beftehe. Die Sache fei im Weſentlichen in derſelben Lage, wie in tem 
Falle, welchen $. 15. behandelt, wenn der Kommiſſar ber Regierung nad dem ik 
ſchluß des Cinigungs-Verſahrens die fämmtlihen Verhandlungen nebR dem yerım 
barten und vollgogenen Theilungss oder Ablöfunasplan zur B ng und Gr 
Märuny für exckutoriſch mittelt Rathefammer s VBeichlußp, beim Gerichte wiederlen 
Es fei alfo nicht unbedingt dem Prinzip der Rheinifhen Prozedur s Befepgebug 
zuwider, daß in ſolchem Balle, in welchem fein durch richterliche Gntſcheidung mift 
mehr auszugleihender Konflilt unter den Partheien beiteht, das Landgericht, we 
ches um Prüfung und Betätigung ber Bergleiheverhandlungen egangen win, 
ſowohl felbfitändig diefe Verhandlungen prüfe, ale je nad bem iß bi 

Brüfung den Vergleich entweder beftätige ober defien Beftätigung bei obwalterts 
Bedenken verſage. Dan wolle bier zugleih die in Ermangelung eines Strcick 
mupfofen Plaidoyers der Anmalte und damit zweckloſe Koflen wermeiben, was hi 
weitläuflgen und verwidelten @emeinheitstheilungs-Gachen fehr gu beachten frei, 

Die Kom. genehmigt deshalb den $. St. 

Zu $$. 52., 53., 54., 50., 56. und 57. fand fi nichts zu bemerfen. 

Zu $. 58, erflärte ſich ein Mitglied gegen die vom gemeinen Mheinifcgen Beke 
abweihente Beftimmung im letzten Gage, wonach, wenn ein Anwalt fickt de 
außer Amt tritt, die von ihm vertretene Barthei innerhalb 14 einen man 
Anwalt beitellen foll, wibrigenfall® nad) Ablauf diefer Erik das Verfahren fee 
ungebinderten Wortgang babe, wührend die entgegengefeßte Zerſgrin des gemeinn 
Rechts, wonach der Anwalt der Gegenparthei verpflichtet iR, die andere Park 
vom Tode oder der Amteniederlegung ihres Anwalts zu benachrichtigen und zu 
Beſtellung eines neuen Anwaltes aufzufordern, auch denjenigen Bartheien Rede 
ran senähee, welhe vom Tobe oder der Amtsnieberlegung ihres Anwalts M 
nichts erführen. 

Gegen diefe Anficht iit jedoch bemerkt, wie das Bedenken zwar an fi ri, 
bie Geſetzgebung aber zwiſchen zwei NRüdfichten zu wählen gehabt babe, anj in 


einen Seite der größeren Eicherheit des Rechtes, auf der andern Geite ber, in ! 


Interefie zahlreicher, gleichzeitig betheiligter Intereſſenten, durch die Natur uni ka 
Iweck des Verfahrens gebotenen größeren Befchleunigung und Abkürgung. 
habe ſich bei der Abwägung beider für biefe letztere entfheiden müflen. Dirk 
Bemerkung traten die übrigen Mitglieder der Kom. bei. 

3u $$. 59., 60., 61., 62. und 63. fand fi) nichts zu erinnern. 

Yum $. 64. if dem Amendement der II. K. beigetreten. 

Zum $. 65. iſt nichts zu erinnern. 





t 
i 
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Zum $. 66. hat man fih nur mit dem Amendement der II. K. vollen ; 


einverſtanden erfliren Fönnen. 
au 88. 67., 68., 69. und 70. und 
zum $. 72. ijt nichts zu erinnern. 
Zum 8. 71. Mit dem im $. 71. ausgefproddenen Grundſatz: 
bag das Verfahren nit nad den früher geltenden Prozedur s Beſtinan 
gen, fondern nah dem neuen Geſetze alsbann fortzuleiten fei, war 
nod fein Urtheil über das Refultat ergangen, wenn alfo nod wicht un 
ben Verkauf ober die Loofeziehung erfunnt, oder das Ergebniß des gas 
Verfahrens noch nicht anderweit feſtgeſetzt ift, 
erklaͤrte fih die Rom. einverftanden. Die Winorität hielt es dagegen für ridäg:, 
bag bie rückwirkende Kraft des vorliegenden Befeßes in Betreff des Bertahres 
ſchon alsdann ausgeſchloſſen fein fole, wenn auch nur ein Urtheil ergangen, we 
Ges lediglich bie Theilung anorbnet, oder die Ginleitung der @rpertife erfennt, zb 
bin fhon dann, wenn bie Theilungsfache bei Rheinifhen Berichten anhängig Fe 
worden und damit mehr ober weniger vorgeſchritten iſt. 
Bon der Majoritdt wurde jedoch für ihre mit dem Entwurf ber Regierm 
und bem Beſchluß der Zweiten Kammer übereinſtimmende Anficht geltend gemedi: 
1) dag ein jedes Prozeßgeſetz, welches formaler Natur fei und die madriehs 
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Erſcheiuen auf alle noch fchwebenten Rechtsangelegenheiten Anwendung 
finde und der Grundſatz wegen Unzuläffigfeit ber rückwirkenden Kraft neuer 
Geſehe prinzipiell und im Allgemeinen auch nad der Praxis, nur für foldhe 
Geſehe gelte, welche eine Veränderung in den materiellen Rechtézuſtaͤnden 

— bewirken follten. Dabei verſtehe fi von felbit, daß die. bisherigen Operas 
tionen, bie @rpertifen u. f. w., fo weit fie fonft gültig, nicht befeitigt, viel: 
mehr als Materialien für das weitere Verfahren benugt würden. 

Gin Urtheil, welches die Theilung erfordert, entfheibe überdies nichts 
mehr ale bie Zuläffigfeit der Provofation, der @inleitung bes Theilunge: 
verfahrene, und bleibe fomit in voller Kraft, 

2) entiprehe der Grundfag des Entwurfs auch ben Altern Verordnungen in 
den Auseinanderjeßunge = Angelegenheiten, namentlih dem $. 9. der V. v. 
20. Juni 1817, welcher noch durchareifendere Borfchriften in Betreff des 
Uebergangs der älteren fchwebenden Sachen in das neue Reffort und Pro⸗ 
zeßverfahren enthalte. Go feien aber grade mit Nüdfiht auf das Ungenü: 

ende der Theilungs⸗ und Prozedurgefeße der Rheinprovinz, durch die X. 

D. v. 7. Aug. 1846 die fchwebenden Theilungen fuspendirt; ein damals 
ſchwebendes TheilnehmungssBerfahren, was zu jener Ordre die naͤchſte Ver: 
anlaffung gegeben, erweiſe zufolge der ausführlichen Berichte des General: 
Prokurators, wie der betreffenden Megierung, daß dieſe Theilungsfache, wie 
jede andere einigermaßen verwidelte, unter Anwendung der Rheiniſchen Bro: 
zeburgefeße unausführbar fei, und eben jo wohl den Zwed der Landeskul⸗ 
fur vereitle, ale die Rechte dort der hütungsberechtigten Gemeinden geführbe, 
Denen die RantonnementssRlage nicht zur Seite fteht. 

3) fei das dem $. 71. zum Grunde liegende Prinzip auch im $. 30. der Gem. 
Tb. D. ausgefprodhen. 

Der fhlieglihe Antrag der Kom. get dahin: 
den Geſetzentwurf, ho wie derfelbe von der II. K. genehmigt und angenom: 
men worben, auch ihrerjeits in allen feinen einzelnen Paragraphen anzuneh: 
men und zu genehmigen. 


Vierte Abtbeilung. 


on den Anftalten zur Beförderung der Ablöfung 

er Neallaften und der Auflöfung des Rechtsver— 

ältniffes zwifchen den bisherigen Berechtigten und 
Verpflichteten. 


Vorbemerfung. 


Die Geſetzgebung über die Abldfung ver Reallaſten und die Reguli- 
ng der gutöherrlichen und bäuerlichen Berhältniffe hat die Löfung der 
ufgabe zum Ziele, ven länvlichen Grundbeſitz von den auf ibm ruhenden 
teallaften zu befreien und das Abhängigkeitd- Verhältniß der bäuerlichen 
Zirthe zu den bisherigen Butöherren völlig zu befeitigen. Diefelbe giebt 
m Weg an, auf welchem die Neallaften in fefte Geldrenten verwantelt, 
efe aber durch Kapitaliſirung und Baarzahlung bed Kapitals definitiv 
sfgehoben werten Können. 

Allein dies if zur Erreihung des Zweckes nicht genügend, fondern 
I mußte die Defepgebung auch auf Mittel Bedacht nehmen, eine völlige 
nd ſchnelle Loſung des Verhaltniſſes auch in ſolchen Fällen zu ermoͤgli⸗ 
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miffar vorausgegangen, fo feße $. 51. doch auedrücklich ben Fall voraus, taf 
gegen das vom Kommifjarius geleitetete Verfahren, gegen bie Gutachten ir 
Sachverſtaͤndigen, fowie gegen den Theilunges oder Ablöfungsplan, nad) erfolgen 
Mittheilung beider (cfr. $. 47.), innerhalb ber burg $. 51. geſeglich get 
neten Friſt, ein Ginſpruch nicht erhoben, daß dieſerhalb fonad eine Konteklatin 
nicht mehr beſtehe. Die Sache fei im Wefentlihen in derfelben Lage, wie in tes 
Falle, welchen $. 15. behandelt, wenn der Kommiflar der Regierung nad) dem BE: 
ſchluß des Binigungs:Berfahrens die ſaͤmmtlichen Verhandlungen nebft dem yereia: 
barten und vollgogenen Theilungss oder Ablöfungsplan zur Befkätigung um fh: 
klaͤrung für erefuterifh mittelt Rathefammer : Beihluß, beim Gerichte niederley 
Es ſei alfo nicht unbedingt dem Prinzip der Rheiniſchen Progebur s Gefepgebuu 
zuwider, daß in ſolchem Balle, in welchem fein durch richterliche Entſcheidung wie! 
mehr ausqugleichender Konflilt unter den Partheien beiteht, das Landgericht, wel: 
ches um Prüfung und Berätigung der Vergleichsverhandlungen angegangen wirt, 
ſowohl felbittändig diefe Verhandlungen prüfe, ale je nah dem Ergebniß dieſe 
Brüfung den Vergleich entweder beftätige oder befien Beflätigung bei obwaltenden 
Bedenken verfage. Man wolle bier zugleich die in Ermangelung eines Eizeiti 
nuglofen Plaidoyers der Anmwalte und damit zwedlofe Koften vermeiden, was ke 
weitläufigen und verwidelten Gemeinheitstheilnngs⸗Sachen fehr zu beachten ſei. 

Die Kom. genehmigt deshalb den $. 51. 

Zu $$. 52., 53., 54., 50., 56. und 57. fand fi nichts zu bemerken. 

Zu $. 58, erflärte fih ein Mitglied gegen die vom gemeinen Rheinifchen Red 
abweichenne Beilimmung im lebten Sage, wonach, wenn ein Anwalt ſtirbt da 
außer Amt tritt, die von ihm vertretene Barthei innerhalb 14 Tagen einen neun 
Anwalt beitellen fol, widrigenfalls nah Ablauf diefer Friſt das Verfahren fra 
ungehinderten Fortgang habe, während die entgegengelepte Vorfchrift des gemeinz 
Rechts, wonach der Anwalt der Gegenparthei verpflichtet iR, die andere Bartke 
vom Tode oder der Amtsniederlegung ihres Anwalts zu benaäachrichtigen unt zn 
Beſtellung eines neuen Anwaltes aufzufordern, aud) denjenigen Partheien Reis 
ſchutz gewähre, welde vom Tode oder der Amtsnieberlegung ihres Anwalt ei 
nichts erführen. 

Gegen diefe Anficht iſt jeboch bemerkt, wie das Bedenken zwar an ſich ridng 
bie Geſetzgebung aber zwifchen zwei Rüdfichten zu wählen gehabt babe, auj ie 
einen Eeite der größeren Sicherheit des Rechtes, auf der andern Geite der, ia 
Intereffe zahlreicher, gleichzeitig betheiligter Intereflenten, dur die Natur unt da 
Zwed des Verfahrens gebotenen größeren Beſchleunigung und Abkürzung. Baı 
habe fi bei der Abwägung beider für dieſe leßtere entfcheiden müflen. Die 
Bemerkung traten die übrigen Mitglieder der Kom. bei. 

3u $$. 59., 60., 61., 62. und 63. fand fich nichts zu erinnern. 

Zum $. 64. ift dem Amendement der II. K. beigetreten. 

Zum $. 65. iſt nichts zu erinnern. 

Zum $. 66. hat man fih nur mit dem Amendement der II. K. vollem 
einverftanden erflären Fönnen. 

3u 68. 67., 68., 69. und 70. und 

zum $. 72. ijt nichts zu erinnern. 

Zum 8. 71. Mit dem im $. 71. ausgefprocdhenen Brundfag: 

daß das Verfahren nicht nad den früher geltenden Progebur s Beiimmmn 
gen, fondern nah dem neuen Gefeke aledann fortzuleiten fei, wen 
noch fein Urtheil über das Mefultat ergangen, wenn alfo noch uidt es 
ben Berfauf ober bie Loofeziehung erfannt, ober das Ergebniß des game 
Berfahrens noch nicht anderweit feftgefeßt it, 
erflärte fi die Kom. einverftanden. Die Minorität Hielt es dagegen für richtiger 
baß bie rückwirkende Kraft des vorliegenden Geſehes in Setreff bes Verfahren 
fhon alsdann ausgeſchloſſen fein folle, wenn aud nur ein Urtheil ergangen, we 
Hes Iediglich die Theilung anorbnet, oder die Ginleitung ber @xrpertife erfeunt, ui 
Hin fon dann, wenn die Theilungsfache bei Rheinifcen Gerichten anhingig ge 
worden und damit mehr oder weniger vorgefchritten iſt. 

Bon der Majorität wurde jedoch für ihre mit dem Eutwurf ber Güegierung 
und dem Beſchluß der Zweiten Kammer übereinfimmende Anfiht geltend gemadt: 

1) daß ein jedes Prozeßgeſetz, welches formaler Natur fei und bie mentrrielles 
Nechte ber Bartheien nicht veränbere und berinträhtige, fofort mit feinem 


Anftalten zur Beförderung der Abldfungen. 519 


Erſcheinen auf alle noch ſchwebenden Rechtsangelegenheiten Anwendung 
finde und der Grundfag wegen Unzulsffigfeit der rückwirkenden Kraft neuer 
Belege prinzipiell und im Allgemeinen auch nad) der Praris, nur für folde 
Geſetze gelte, welche eine Veränderung in den materiellen Rechtszuſtaͤnden 

- bewirken follten. Dabei verftche fih von felbit, dag die. bisherigen Opera⸗ 
tionen, bie Erpertifen u. ſ. w., fo weit fie fonit gültig, nicht befeitigt, viel- 
mehr ale Materialien für das weitere Verfahren benußt würden. 

Gin Urtheil, welches die Theilung erfordert, enticheide überdies nichts 
mehr ale die Zuläffigfeit der Provokation, der Ginleitung bes Theilungs⸗ 
verfahrens, und bleibe fomit in voller Kraft. 

2) entſpreche der Grundſatz des Entwurfs auch den Altern Berorbnungen in 
den Auseinanderfeßungs s Angelegenheiten, namentlich dem $. 9. der V. v. 
20. Zuni 1817, weldyer noch durchareifendere Vorſchriſten in Betreff dee 
Uebergangs der älteren fchwebenden Sachen in das neue Reflort und Bro: 
aeßverfahren enthalte. Es feien aber grade mit Rüdficht auf das Ungenü— 
gende der Theilungss und Prozedurgeſetze der Rheinprovinz, durch die X. 
K O. v. 7. Aug. 1846 tie ſchwebenden Theilungen fuspentirt; ein damals 
fawebendes Theilnehmungs;Berfahren, was zu jener Ordre die naͤchſte Ber: 
anlaffung gegeben, erweiſe zufolge der ausführlichen Berichte des General: 
Brofurators, wie ber betreffenden Regierung, daß dieſe Theilungsfache, wic 
jede andere einigermaßen verwidelte, unter Anwendung ber Rheiniſchen Bro. 
jedurgefeße unausführbar fei, und eben jo wohl den Zweck der Lanbeskul. 
iur vereitle, als die Rechte dort der hütungsberechtigten Gemeinden gefährbe, 
tenen die Kantonnements⸗Klage nicht zur Seite ſteht. 

3) fei das dem $. 71. zum Grunde liegende Prinzip au im $. 30. der Gem. 
Th. D. ausgefbroden. 

Der ſchließliche Antrag der Kom. geht dahin: 
den Geſetzentwurf, 2 wie derfelde von der II. K. genehmigt und angenom⸗ 
men worden, auch ihrerfeits in allen feinen einzelnen Paragraphen anzuneh: 
men und zu genehmigen. 


Vierte Abtbeilung. 


Bon den Anftalten zur Beförderung der Abldfung 

der Reallaften und der Auflöfung des Rechtsver⸗ 

hältniffes zwifchen den bisherigen Berechtigten und 
Verpflichteten. 


Vorbemerfung. 


Die Befehgebung über die Ablöfung ver Reallaſten und bie Reguli⸗ 
mng der guiöherrlichen und bäuerlichen Verbältniffe bat vie Löfung der 
Ge zum Ziele, ten läntfichen Orundbeflg von den auf ibm ruhenden 
Beallaften zu befreien und das Abhängigfeitd« Berhältnig ter bäuerlichen 
Birthe zu den bisherigen Gutsherren völlig zu befeitigen. Diefelbe giebt 
den Weg an, auf welchem vie Neallaften in feſte Geldrenten verwantelt, 
Diefe aber durch Kapitalifirung und Baarzahlung des Kapitals definitiv 
aufgehoben werten können. 
n dies in zur Erreichung des Zweckes nicht genügend, fondern 
8 mußte die Sefehgebung auch auf Mittel Bedacht nehmen, eine völlige 
uud fchnele fung des DVerhältnifiee auch in folchen Bällen zu ermögli- 
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chen, wo es dem Derpflichteten an dem noͤthigen Gelde fehlt, die Zahlung 
des Ablöfungs- Kapitals zu bewirken. 

Dies hat die DVeranlaffung zur Errichtung von „Renten - til: 

ungs-Anftalten* over „Rentenbanken“ gegeben, welches Inſtim 
bereite im Sabre 1832 im Königreihe Sachfen !) und fpäterbin aud 
von der Preuß. Regierung eingeführt worden ifl. 

Der Zwech und das Ziel foldher Mentenbanfen ift, die Ablöfung ter 
in fefte Geldrenten verwandelten Meallaften dadurch zu bewirken, daß Ne 
Bank tem Berechtigten gegen Ueberlaffung der Geldrente für das zu te 
ren Abldfung erforderliche Kapital durch zindtragenve, allmählig zu ame 
tiftrende Schuldverfihreibungen (Mentendriefe) abfindet, die Rente aber alt 
dann von dem Derpflichteten fo lange fortbezieht, als dies zur Zahlung 
der Zinfen und zur allmähligen Amortifation der Rentenbriefe erforderliqh 
if. Sobald dieſe Amortifation vollendet iſt, Hört die Verbindlichkeit tes 
Entlafteten zur Entrichtung der Mente ganz auf. Dem Berpflichteten Reht 
frei, während der Amortiſations⸗Periode außer ber von ihm fortzuentrid. 
tenden Rente auch noch zu allen Zeiten Kapitalzahlungen in jeder belie⸗ 
bigen, auch der Fleinften Summe zu leiften und bierdurch die Amortifa- 
tion fchneller herbeizuführen. 

In ven Preuß. Staaten find in diefem Sinne zunähft für ein- 
zelne, einer foldhen Hülfe befonders dringend bedürfende Landestheile 
„Renten»Tilgungs-Kaffen* errichtet worden, nämlich im Jahre 1835 
für die Kreife Baderborn, Büren, Warburg und Hörter, 1839 
für die Graffchaften Wittgenftein- Wittgenflein und Wittgenfein- 
Berleburg, fo wie 1845 für die Kreife Helligenftadt, Mühlhau⸗ 
fen und Worbiß. 


Außer diefen wirklich Ind Leben getretenen Renten⸗Tilgungs⸗Anſtal⸗ 
ten find fchon früher einige andere projeftirt worden. 


Im Jahre 1839 trugen de Stände der Preuß. Ober-Raufig auf Er 
richtung einer Rentenbank an, vie ſich von ver Königl. Sächftfchen nın 
darin unterfchled, daß die Rentenbriefe, mit 34 Prozent verzinft, in 71 Jah⸗ 
sen amortiftrt und die Verwaltungsfoflen aus den Renten und durch bes 


1) Im Königreihe Sachſen if die „LandbsRentensBanf” auf Grurd 
bes Gef. v. 17. März 1832 (f. in Forni’s Zeitfhr. Bd. I. ©. 473. |.) m 
1. Jan. 1834 ins Leben getreten, und die B. ber Min. d. F. u. des I. v. 3. 
Dec. 1833 und v. 9. März 1837 (a. a. O. ©. 478. ff. u. ©. 482. ff) haben 
nähere und ermweiternde Inftruftionen dazu erlaffen. Die SInftitution bezwedt tie 
Ablöfung aller gutsherrlich = bäuerlichen Kaften und Abgaben, mit Ausnahme ter 
baaren Seldzinfen, zugleich aber auch der durch Ablöfung von Gervituten ent 
flandenen Renten, chne Unterfchieb, ob dieſelben Rittergütern oder bäuerlichen 
Befigungen zuftehen. Der Berpflichtete entrichtet die volle Rente an tie Yasf; 
diefe aber gewährt dafür dem Berechtigien als Abfindung den 25 fachen Betrag 
der Rente in Rentenbriefen, verzinft bie lezteren mit 3% Prozent uub verweutel 
bie überfchießenden % Prozent der Rente zur Amortifation ter Rentenbriefe, melde, 
wenn von dem Berpflichteten feine Kapital » Kbfchlags » Zahlungen erfolgen, in 
59 Jahren vollendet wird. Der Staat garantirt biefe Berbindlichfeit der Basf 
und trägt deren Berwaltungsfoften. — Auf diefe Weife find in Sachfen bis zum 
Monat Juni 1846 etwa 104 Million in Rentenbriefen ausgegeben. Der Kot 
werth ber Rentenbriefe Hat ſich bald nach ihrer erfien Ausgabe bis zu 5, ja in 
Anfehung Feiner Appointe bis zu 7 Projent über pari gehoben. Ausfälle au ben 
von ben Berpflichteten in ſehr verfchiebenen Beträgen zu entrichtenben Senien 
waren bie zu dem angegebenen Zeitpunfte bei der Mentenfaffe gar michi nerge 
fommen, die Garantie des Staats mithin niemals zur BirFfamfeit 
Vergl. darüber auch den Auffap in Korni'e Zeitſchr. Ob. L ©. 446, 
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1. Die Motive des Gefeges im Allgemeinen betreffend und 
die Hauptgrundfäge deſſelben. 

Die dem Gefeg- Entwurf beigefügten allgemeinen Motive bemer- 
ten (nah Vorausfchidung eines biftorifchen Ueberblicks über vie bereits 
beſtehenden Inftitute diefer Art und deren Erfolge): 


Der Entwurf ift bei den Grunbfägen bes der Berfammlung zur Vereinba⸗ 
rung ber Berfaffung vorgelegten PBromemoria v. 10. Juni 1848 zum größten 
Theil ſtehen geblieben und nur darin abgemwichen, daß tie Abfindung des Berech⸗ 
tigten in Rentenbriefen nicht auf das 18fache, fondern auf das 20fache beflimmt, 
in Folge deſſen aber die Dauer der Amortiſations-Periode bis auf 56 Jahre ver: 
Bängert werden ſoll. Diele Abweichung ift aus felgenten Gründen geichehen: 

Daß bei dem gegenwärtig Iandüblihen Zinsfug von 5 Proz. dem Berechtig⸗ 
ten im ber Regel das Zwanzigfache der Rente als Abfindung für diefelbe gebührt, 
leuchtet von felbft ein und ift auch in den Motiven des Gefep:Entwurfs über die 
Abldf. der Reallaften sc. anerfannt. Wenn gleichwehl ter $. 64. eben dieſes 
Gutw. dem Berechtigten zumutbet, fich bei einer Baarzahlung des Ablöſ. Kapitals 
mit dem Achtgehnfachen zu begnügen, weil er durch die Ablöfung auch ver Vers 
Inften, die ihm durch Ausfälle an den Renten entftehen fünnen, geflchert und von 
Dow Koſten der Menteneinziehung befreit wird, fo find dies Gründe, bie offenbar 
va wicht in das Gewicht fallen, wo bie Ablöfung nicht Baar, fondern in 4pro⸗ 
—— vielleicht erſt nach langen Jahren zur Amortiſation gelangenden Renten: 

erfolgt. Wer für 100 Rtihlr. jährliche Rente 1800 Rihlr. baares Kapital 
erhält, kann durch defien Ausleihung zu dem fjegigen Zinsfuß von 5 Prozent fos 
en eine Rente von 90 Rihlr. wieder erwerben, befommt er tagegen 1800 Rihlr. 
Btentenbriefen, fo gewähren ihm dieſe eine jährliche Rente von nur 72 Rthlr., 
zaub wenn er bie Rentenbriefe veräußern will, um über das Kapital gu tisponi: 
ven, fo broßt ihm hierbei vielleicht ein noch größerer Verluſt, da nicht zu erwarten 
Recht, daß diefe Papiere ven Pari⸗Kours ſobald erreichen werden. Derjenige Reals 
berechtigte, deſſen But unverſchuldet if, wird diefen Verluſt durch Aufbewahrung 
der Bentenoriefe bis zur Beſſerung tes Kourfes oder bis zur Auslofung und 
Umcitifation derfelben vermeiden fönnen. Wer aber auf feinem borechtigten Gute 
Gchulden hat, wird, da deren Sicherheit durch eine felche Ablöfung gleichfalls ge: 
füßrdet erfcheint, felbft durch gerichtliche Devofition der in Rentenbriefen empfan⸗ 
Abfindung vor Kündigungen Seitens feiner Gläubiger ſich nicht immer 
Ehägen fönnen, vielmehr durch folche oft genöthigt werten, die Rentenbriefe zum 
Zagesfonrfe unter ihrem Rennwerth zu verfaufen und mithin jenen Verluſt an 
Rapital iu erleiden. 

Nachtheilen diefer Art, welche leicht den Ruin vieler Butsbefiper und eine 
afgemeine Grfchütterung des Realfrebits zur Folge haben könnten, muß ba6 Ges 
fep möglichft vorbeugen und e6 erfcheint daher unerläßlich, das Ablöf. Kapital, 
wenn es in Rentenbriefen gegeben wird, nicht auf das Achtzehn-, fondern auf 
das Zwanzigfache zu beflimmen, eine Erhöhung, die vielleicht nit einmal immer 
ausreicht, den Berechtigten mit demjenigen gleichzuftellen, der das Achtzehnfache 
baar erhält. 

Uebrigens empflehlt fih diefe Steigerung der Ablöfungsfumme bei Ablöfıns 
gen, die nicht Baar, ſondern burch die Rentenbank gefcheben, auch noch Dadurch, 
daß fie die Verpflichteten anfpornen wird, alle Kräfte aufzubieten, nm die Ablö- 

Gang lieber auf die für fie wohlfeilere Art durch baares Kapital zu bewirken, 
was die doppelt wohlthätige Folge einer fehnelleren Durchführung der Ablöfun: 

Iheehaupt and einer Berminderung ber Mafle der auszugebenden Rentenbriefe 

* wird. 
.  Diefe nothwendige Abweichung von ben in dem Promemeria v. 10. Juni 
— Bls verheigenen Bebingungen der Ablöfung durch tie Rentenbant hat afer aus - 
u die unvermeibliche Folge, daß nun aud an den andern dort aufgeftellten 
oo ingungen nicht unverändert feftgehalten werden lonnte. Entweder mußte jetzt 
— br ben Berpfichteten in Ausſicht geftellte Erlaß eines Schuitheils der Rente 
ü fallen, sder ber auf A Prog. profeftirte Zinsfap der Rentenbriefe ermäßigt, 
r der endlich die auf 41 Jahr berechnete Dauer der Amortiſations⸗Periode verlän- 
en. Die Bahl Fonnte Hier nicht gweifelgaft fein. Bon dem Zehntel: 
BE Vurfie um deshalb nicht abgegangen werben, weil es nothweudig ericeint, 
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Die Agrar-Kommiffion ver II. Kammer °) erflattete ihren Be 
richt über ten Entwurf des Rentenbant-Gefeges unterm 27. Am. 
1849 2) und die Berathungen darüber im Plenum ter I. Kammer 
haben demnächft in der 71. und 72. Sigung v. 10. und 11. Dec. 1849) 
flattgefunden. In Bolge der bierbei gefaßten Befchläffe erftattete die Kom 
miffion unterm 8. Jan. 1850 einen Nachtragds Bericht ®), über welden 
die weiteren Berathungen im Plenum in ter 86. Sigung v. 18. Jan. 1850°) 
flattgefunten haben. Der nad) ten gefaßten Befchlüffen ver II. Kammer 
umgearbeitete Gefeg-Entwurf ®) wurde in der 92. Sigung der II. Karmame 
v. 28. Jan. 1850 ?) tefinitiv genehmigt. Hierauf gelangte derſelbe (mit 
telft Schreibens des Präfltenten ver Il. Kammer v. 28. Ian. 1830 °)) 
jur weiteren Beranlaffung an vie I. Kammer, teren Agrar-Kommiiflon ’) 
hren Bericht tarliber unterm 9. Febr. 1850 10) erftattete. Die Berathm⸗ 
gen darüber im Plenum ter I. Kammer haben in ver 117. und 318. 

igung v. 14. Bebr. 1850 !t) flattgefunten. Nachdem tie Agrar» Rom 
mifflon den Entwurf anderweitig nach ven Befchläffen ter I. Kammer rt 
digirt hatte 12), wurde derſelbe in diefer Beftalt vefinitio von dem Ble 
num der I. Kammer (in der 120. Sigung v. 16. Febr. 1850 1?) 
miget und gelangte ſodann an tie II. Kammer, Behufs Ausgleichung ter 
abweichenten Beichlüffe beider Kammern, zurüf, teren Agrar » Kommt 
ſton darüber unterm 18. Bebr. 1850 12) antermeitigen Bericht erflattete, is 
welchem fte beantragte, die abweichenden Befchläffe rer I. Kammer zu ge 
nebhmigen, welchem Antrage das Plenum der IE Kammer (in ter 115. 
Sitzung v. 20. Febr. 1850 15)) ohne meitere Disfuffton beigetreten IR. 

Nachdem folchergeflalt die Uebereinſtimmung der Befchlüffe beider Kam- 
mern erreicht worden, gelangte der Gefep- Entwurf an tie Koͤnigl. Etat 
Regierung zurüd und erhielt unterm 2. März; 1850 vie Allerhöchſte Sant 
tion, worauf die Publifation durch die Gefeh- Sammlung ( Sabız. 18%. 
Mr. 10. S. 112 —138., sub Nr. 3234., ausgegeben zu Berlin d. 19. Ag 
1850) bewirkt worden iſt. 


un — 
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N. Die Motive des Gefeges im Allgemeinen beiseffend und 
vie HSauptgrundfäge deſſelben. 

Die tem Gefeg- Entwurf beigefügten allgemeinen Motive bemer- 
ten (nach Vorausſchickung eines Hiftorifchen Lieberblidd über vie bereits 
beftebenzen Inftitute tiefer Art und deren Erfolge): 


Der Entwurf if bei den Grundfägen des der Verſammlung zur Vereinba⸗ 
rung der Berfafjung vorgelegten Bromemoria v. 10. Juni 1848 zum größten 
Theil Rechen geblieben und nur darin abgewichen, daß die Abfindung des Berech⸗ 
tigten In Rentenbriefen nicht auf das 18fache, fondern auf das 20fache beflimmt, 
in Folge deſſen aber die Dauer der Amortifations:Beriode bis auf 56 Jahre vers 
längert werben fol. Diele Abweichung if aus felgenden Gründen gefchehen: 

Daß bei dem gegenwärtig Iandüblihen Zinsfuß von 5 Pros. dem Berechtig⸗ 
tem im der Regel das Zwanzigfache der Rente als Abfindung für diefelbe gebührt, 
leuchtet von ſelbſt ein und ift auch in den Motiven des Gefeg: Entwurfs über die 
Ablldſ. der Reallaſten ıc. anerfannt. Wenn gleichwehl ter $. 64. eben dieſes 
Gutw. dem Berechtigten zumuthet, fich bei einer Baarıahfung des Ablöf. Kapitals 
mut dem Achtzehnfachen zu begnügen, weil er durch tie Ablöfung auch ver Vers 
Infen, bie ihm durch Ausfälle an den Renten entfliehen fünnen, geſichert und von 
den Koften der Benteneinziehung befreit wird, fo find dies Gründe, bie offenbar 
da wicht im das Gewicht fallen, wo die Ablöfung nicht baar, fondern in Ipros 
—— vieleicht erſt nach langen Jahren znr Amortiſation gelangenden Renten⸗ 

erfolgt. Wer für 100 Rtihlr. jaͤhrliche Rente 1800 Rihlr. baares Kapital 
erhait, kann durch deſſen Ausleihung zu dem jetzigen Zinsfuß von 5 Progent fos 
eine Rente von 90 Rihlr. wieder erwerben, befommt er dagegen 1800 Rihlr. 
Ventenbriefen, fo gewähren ihm dieſe eine jährliche Rente von nur 72 Rihlr., 
ab wenn er bie Rentenbriefe veräußern will, nm über das Kapital zu tisponts 
ven, fo droht ihm Hierbei vielleicht ein noch größerer Berluft, da nicht zu erwarten 
Beht, daß diefe Bapiere ven Pari⸗Kours fobalb erreichen werden. Derjenige Real⸗ 
berechtigte, deſſer But unverſchuldet iſt, wird tiefen Verluſt durch Aufbewahrung 
ver Renterbriefe bis zur Beſſerung des Kourfes oder bis zur Auslofung und 
Umziitfation derfelben vermeiden fönnen. Wer aber auf feinem berechtigten Gute 
Schulden Hat, wird, da deren Sicherheit durch eine ſelche Ablöfung gleichfalls ge: 
ſthedet erfcheint, felbft durch gerichtliche Depofiticn der in Rentenbriefen empfan- 
kan Abſindung vor Kündigungen Seitens feiner Gläubiger ſich nicht immer 
üpen fönnen, vielmehr durch folche oft genöthigt werten, die Rentenbriefe zum 
Tageefourfe unter ihrem Rennwerth zu verkaufen und mithin jenen Verluſt an 
Kapital sn erleiden. 

Nachtheilen diefer Art, welche leicht den Ruin vieler Butöbefiker und eine 
gemeine Grichütterung des Realkredits zur Folge haben fönnten, muß das Ges 
hp mbglichft vorbeugen und es erfcheint daher unerläßlich, das Ablöf. Kapital, 
nenn es in Rentenbriefen gegeben wird, nicht auf das Achtzehns, fondern auf 
das Zwanzigfache zu beflimmen, eine Erhöhung, die vielleicht nidıt einmal immer 
ausreicht, den Berechtigten mit temjenigen gleiczuftellen, der das Achtzehnfache 
baar erhält. . 

Uebrigens empfiehlt fich dieſe Steigerung der Ablöfungsfumme bei Abldfuns 

‚die nicht baar, fondern durch die Mentenbanf gefchehen, auch noch dadurch, 
daß fie die Berpflichteten anfpornen wird, alle Kräfte aufzubieten, um die Abld⸗ 
fung lieber auf die für fie wohlfeilere Art durch baares Kapital zu bewirken, 
was die doppelt wohlthätige Folge einer fehnelleren Durdführung der Ablöfuns 
en überhaupt und einer Verminderung der Maffe der auszugebenden Rentenbriefe 

en wird. 

Dirfe nothwendige Abweichung von ten in dem Promemeria v. 10. Juni 
1848 verheißenen Bedingungen der Ablöfung durch tie Nentenbanf hat aber au: - 

die unvermeidliche Yolge, daß nun auch an den andern tert aufgeflellten 

ngen nicht unverändert feflgehalten werden Fonnte. Entweder mußte jept 

Der den Berpflichteten in Ausſicht geflellte Erlaß eines Schnitheile der Rente 
wegfallen, vder der auf A Bro. profektirte Zinsfap der Mentenbriefe ermäßigt, 
ser endlich die auf 41 Jahr berechnete Dauer der Amortiſations⸗Periode verläns 
ga werden. Die Bapl konnte bier nicht zweifelhaft fein. Bon dem Zehntel; 
tlaß durfte um deshalb nicht abgegangen werben, weil es nothwendig erfcheint, 
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durch ihn den ärmeren Berpflichteten, welche nicht im Stande find, ihre Jahres 
faften durch Baarzahlung des achtzehnfachen Werths derfelben mit einem Male 
abzulöfen und die eben teshalb, ſelbſt wider ifren Willen, an die Rentenbanf ge: 
wieſen, hier aber zur allmäligen Erlegung des zwanzigfachen Werths derſelber 
genöthigt werten, als Erſatz für diefe Erſchwerung der ihnen geflellten Betingn; 
gen wiederum eine angemeflene Grleichterung und namentlich eine ſolche zu ge 
währen, die ihren wohlthätigen @influg ſchon für bie jegigen Befiger der ver 
pflichteten Grundſtücke, und nicht erſt für deren fpätere Nachkommenſchaft änferl. 
Ohne dieſe Maafregel würde den neuen Belegen mit Recht der Berwurf zu me 
chen fein, daß fie den wohlhabenderen Landmann vor dem minder wohlbabente 
begünftigten. Eben fo wenig erfchien eine Ermäßigung des Zinsfußes der Siem 
tenbriefe etwa bis auf 3% Proz. zuläffig, da hierdurch dem Berechtigten alla 
große Opfer auferlegt werden würden. Es blieb mithin als einziger zuläifen 
Ausweg nur die im Geſetz⸗ Entw. gewählte Verlängerung der Amortifatiouss Bes 
riode übrig. 

Daß diefe jetzt über 41 Jahr Hinaus bis zu 56 anfleigt, ift allerdings ra 
Uebelftand, der aber dadurch mwefentlic verringert wird, daß der Befep: But. im 
Berpflichteten die Befugniß einräumt, zu jeder Zeit und in ben Fleinken Gummn 
Kapital: Nbichlagszahlungen zur Rentenkaſſe zu leilten und hierdurch den Belzag 
ihrer Mente zu vermindern. Diefe wohlthätige Einrichtung, durch welche die Bew 
tenbank für den Heineren Landmann zugleich bie Natur einer Sparfafle annismt 
und ihm Gegelegenheit und Antrieb giebt, alle feine Heinen Erſparniſſe vollig fein 
frei nuͤzlich anzulegen, berechtigt zu der Hoffnung, daß unter einigermaßen günkt 

en Verkehrsverhaltniſſen die meiſten Renten ſchon lange vor dem Ablauf jener 
jährigen Beriode zur Tilgung gelangen werben '). 

Nach diefen allgemeinen Vorbemerkungen, welche zur Rechtfertigung des Enb 
wurfs in feinen HauptsPrinzipien dienen werben, möge, bevor zu ber —*** 
ber einzelnen $$. übergegangen wird, hier nur noch eine kurze Darlegung der 
Gründe folgen, weshalb den Rentenbanfen ale Mittel zur Ablöfung bez Bosınz 
vor den, wie fon oben erwähnt von manden Seiten zu biefem Zwed emmfohle: 
nen Kreditanflalten gegeben werden mußte. 

Daß in der jegigen Zeit nicht daran gedacht werden fann, Kredit: Ankalırn 
derjenigen Art in's Leben zu rufen, welche, wie 3. B. bie in Kurheſſen beſichende 
Landes: RrebitsKafle, den verpflichteten Grundbefigern zum Zwed der Ablöfung ihrer 
Neallaften baare Darlchne vorſtrecken, bedarf feiner Ausführung. Bei dem jepiges 
Stand der Gelvverhältiffe müßten die Zinfen folder Darlehne mindeſtens auf fünf 
Prozent geitellt werben, cine Grleihterung der Verpflichteten träte alfo durch da⸗ 
Geſchäft weder augenblidlih, noch auch für die Zufunft ein. GEs könnte ih jegt 
vielmehr nur darum handeln, ob etwa ſolche Anitalten für den vorliegenden Zwed 
angemeflener fein möchten, welde, wie es die in den alten Provinzen befchentes 
landſchaftlichen Kreditvereine thun, zinstragende Kredit⸗Papiere (Bianbbriefe) as 


1) Die Note hierzu bemerft: 

„Da es für die Beurtheilung ber Sache nicht ohne Intereffe fein wird, ze 
„erfahren, wie fi die Dauer ver Tilgungsperiede bei Beränberung ober anderet 
„Kombination der Ablöfungsbedingungen geftalten würde, fo follen Hier eizige 
„ſolcher Kombinationen noch erwähnt werden. 

„Wollte man von dem Erlaß des Zehnteld der Rente abfleben, die Bere: 
„tigten aber mit dem Zwanzigfahen der Rente in Aprogentigen entenbririen 
„abfinden, fo würde die Amortijation in Al Jahren vollendet werben, mithis ie 
„eben ber Zeit, ald wenn man nach dem Promemoria vom 10. Suni v. 3. bes 
„Berpflichteten das Zehntel der Rente erließe, den Berechtigten aber nur bad 
„Achtzehnfache der Rente in Aprogentigen Rentenbriejin gewährte. 

„Ließe man nicht blos den Zehntel» Erlaß fort, fondern ermäßigte zugleich 
„die Abfindung auf das Achtzehnfache in Rentenbriefen zu 4 Prozent, fo wirkt 
„die Amortifation in 32% Jahren beendet fein. 

„Würde die Abfindung des Berechtigten auf das Zwanzigfache befkizmt. 
„der Zinsfuß der Mentenbriefe aber auf 34 Prozent herabgefept, fo wär de 
„Dauer der Amortifations: Periode a) bei gleichzeitigen Erlaß bes Jehatels 8 
„Jahre, b) ohne den Zehntels@rlaß aber 35 Jahre, * 
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isren Namen ausftellen, und diefelben an die einzelnen, diefen Vereinen beitretenben 
Brundbeiiger gegen prioritätiihe Verpſfändung der Befißungen derfelben ausleihen, 
Ah aber dagegen von diefen Schuldnern nicht blos tie Zinfen jener Bapiere, fons 
bern in der Regel noch einen Zufchuß für die Berwaltungskoften und zuweilen aud 
ja einem Amortifationsfonts zahlen laffen. Gin folder Weg iſt zum Theil gegen: 
wärtig von zwei der beftehenden Pfandbriefs-Inititute angebahnt. 

ie OfRprengifche Landſchaft wirb, abweichend von ihren bisherigen Grund⸗ 
Im, fortan nad der durd die Allerh. O. v. 4. Maid. I. (G. ©. 1849. ©. 
182.) ihr ertheilten Genehmigung jedes, zu einer felbititäindigen Aderwirthfchaft 
ſich eignenbe ländlihe Grundſtuck, welches mindeitens 500 Rihlr. werth iſt, in 
ihren Berband aufnehmen und mit Prandbriefen beleihen. Diefe objektive Bes 
Mpränfung der Wirkfamfeit beweift allein fchon zur Genüge, daß duch diefes 
Iukitut die projeftirten Rentenbanten, welche bne Unterſchied allen, felbft den 
Heinften bäuerlichen Grundbefigungen zur Ablöfung ihrer Reallaſten verhelfen fols 
len, nicht erfeßt werden. 

Beachtenswerther in diefer Beziehung find die Anerbietungen, welche die Echles 
ſiſche Landſchaft den bäuerlihen Grundbefitzern jept gemacht hat. Sie will nad 
dem busch die Allerh. O. v. 11. Maid. I. (G. S. a. a. O. S. 183.) genchmigs 
ten Regulativ, ſolche bänerlihe Grundſtücke bepfanpbriefen, die eine nußbare Bo⸗ 
benläche von mindeſtens 1 Morgen haben und einen Kredit von wenigitens 20 
Thalern rechtfertigen, alfe (da der Kredit bis zur Hälfte des Werth gegeben wird) 
überhaupt wenigitens AO Thaler werth find. Den Befigern diefer Grundſtücke, wenn 
fe den landſchaftlichen Kredit zur Ablöfung ihrer Reallaiten benußen wollen, bietet 
die Landſchaft eine Summe in fogenannten „neuen landſchaftlichen Pfandbriefen“ 
bis zur vollen Höhe des geſetzlich feitzuitellenden Ablöfungs:Kapitals, und zwar 
mach Wahl der Darlcehnsempfünger, entweder in Iprozentigen oder in 3%prozentigen 
Sfanbbrieien; fie fordert dagegen von ihnen 

a) die Zahlung von reſp. 4% oder 4% Prozent jührlicher Zinfen ter Darlchnes 

fumme in Balbjährigen Raten, 

b) tie Rüdzablung des Darlehns nad einer beiten Theilen zuftehenden bme⸗ 

natlihen Kündigung, 

e) die Erlegung eines Koftenbeitrage von % Prozent bes Darlehns und von 

einem Thaler zur Landſchaftskaſſe. 
Eine Amortifation der Pfandbriefe ift nicht in Ausficht geftelt Don den % Pros 
zent, welche die Schuldner über den Betrag der Pfandbriefszinfen Hinauszahlen, 
wird 4 Brogent zur Anfammlung eines Sicherheitöfonde und % Prozent zu den 
Berwaltungskoiten verwendet. 

Auch diefe Anerbietungen der Schleſiſchen Landſchaft gewähren aber bei Bes 
firderung des Ablöfungsgefhäfts nicht gleiche Vortheile, wie es die jeßt projektirs 
ta Rentenbanfen thun. 

Dem Berpfligteten, welder 3. B. 50 Nthlr. jührlide Rente bei der Rentens 
bauf abläfen will, wird hiervon unter völliger Auflöfung feines bisherigen Schulds 
wrhältniffes zu dem Berechtigten fogleich „1, erlaffen; er zahlt fortan der Bank 
aur no 45 Rihle. oder 45 Prozent des dem Berechtigten in Rentenbriefen von 
der Bank ausgeftellten Ablöjunge: Kapitals von 1000 Rthlr., gewinnt die Befug⸗ 
niß, zu dee Zeit durch beliebige Kapital : Abfchlagszahlungen auch felbit in den 
Keinen Summen feine jährliche Rente allmälig zu vermindern, und wird jedenfalls 

ens in 56 Jahren von feiner Verpflichtung an die Bank vollitindig entlaftet. 

Bei der Schlefiſchen Landſchaft dagegen hat ein ſolcher Verpflichteter, außer 
dien Koften der Bepfandbriefung, wenn er fi) Aprozentige Pfandbriefe ausfertigen 
lift, an Zinfen des (dem Achtzehnfachen feiner bisherigen Rente gleichkommenden) 
Santbrieisfapitals von 900 Rihlr. jührlih 4% Prozent zu entrichten; diefe betra⸗ 
gem zwar nur 42 Rthlr., alſo 3 Rthlr. weniger ald was er der Rentenbank zu 

len hätte; er bleibt aber nach wie vor durch eine auch noch fo lange Fortjab: 
diefer Zinfen Schuldner der Lantichaft für das Kapital, iſt ſechsmonatlicher 
Ründigung befielben ausgeſetzt und kann feinerfeitd auch nur in dieſen Friſten (und 
mar mit dem Grfolg einer Jinsverminderung nur in Beirigen von 20 Rtihlr.) 
ſündigen; was aber der Haupinachtheil ilt, er wird dur den Empfang der 900 
Epaler Bfantbriefe nit unbetinat in den Stand gefegt, ſein Schuldverhältniß zu 
yes Menteberechtigten zu löfen, muß vielmehr zu dieſem Zweck die Brandbriefe, zu 
ren Annahme an Zahlungsflatt nad dem Nennwert der Berechtigte nicht vers 
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pflihtet ift, verlaufen und wenn fie, was wenigſtens für bie erſten Jahre had 
wahrfcheinlich ift, unter Pari ftehen, die Differenz zwifchen dem Kours⸗ und bem 
Nennwerth baar zuzahlen. 

Das Sanze it daher ein Geſchaͤſt, welches abgefehen von ben bamit verbus 
denen Weitläufigfeiten der bypothefarifchen Gintragung der Pfandbriefe, mit einea 
für den kleineren Landmann ganz ungeeigneten Rifiko verfnüpft ift und eine entlik 
UEntlaſtung für ihn doch nicht einmal herbeiführt. 

Mag daher die Erweiterung der landſchaſtlichen Kreditvereine unb die Auf 
nahme ber bäuerlihen Grundſtücke in diefelben in anderer Beziehung immerka 
ſehr nützlich und heilfam für die leßteren fein und deshalb jede Beförberung Sei: 
tens der Staatsregierung verdienen, Behufs der Ablöfung ber bäuerligen Real: 
laften dagegen wird diefes Mittel nie einen gleichen Nutzen leiften, wie die in ben 
vorliegenden Gefep: Entwurf projektirten Rentenbanfen. Ueberbies erfcheint taffılke 
ſchon deshalb für diefen Zweck minder praftifh und durchgreifend; weil einmal aur 
in den öftlichen, nicht in den weftlichen Provinzen Pfandbriefo⸗Kreditvereine bei 
hen und weil ferner der Staat weder diefen Vereinen die Mitaufnahme der bäurr: 
lihen Gruntbefigern gebieten, noch auch diefe Letzteren, wenn fie wirklich Bien 
briefe auf ihre Stellen aufgenommen und erhalten haben, dazu zwingen fauz, Wis 
felben gerade nur zur Ablöfung ihrer Meallaften zu verwenden. 

Die Agrar⸗Kommiſſionen beiter Kammern haben fidh in ihres 
ſehr ausführlichen Berichten mit diefen Grundprinzipien einverkamm 
erklärt und demgemaͤß ihren Berathungen lediglich den Heg.-Entwurf jum 
Grunde gelegt. Die Kom. der II. Kammer lehnte insbefondere vie bei 
ie eingebrachten, auf abweichenden Grundſaͤtzen beruhenden, Verbeſſerungt⸗ 

niräge ab. ’ 


Zu 88. 1—3. 
(Errichtung von Rentenbanken und deren Beflimmung.) 


I. Die 66. 1—3. find von den Kammern, bi8 auf eine Abände- 
rung in Betreff des Alin. 2. des $. 1., in der Baffung des Regier⸗ 
Entw. angenommen worden. 

Das in 2. des 6. 1. lauteie nämlich in Regier.⸗Entw. dahin: 

Die in ber Rheinproving zu errichtente Reutenbank erfiredt ihre Wirffew 
feit nur auf die am rechten Rheinufer belegenen Thelle der Provinz. 


A. Die Motive des Regier. Entw. zu ten 66. 1 —8. zeigen, 
dag die Errichtung von Provinzial» Mentenbanten den Vorzug vor ter 
jenigen einer Gentral« Mentenbank verdiene und daß tie (nad $. 3.) 
zu übernehmende Staats⸗Garantie dem Staate feine pefuniären Oyfen 
koſten, ſondern lediglich dazu Tienen werde, ten Kredit der Rentenbarken 
feſt zu begründen, ohne andererfeit8 den des Staates zu ſchwächen. 

B. Die Kommiffion ter II. Kammer trat der Anflcht bei, daß die 
Errihtung von Provinzial. Mentenbanten den Vorzug verdiene, wm 
beantragte die Annahme der 66. 1—3. des Entw., jedoch mit der Medi⸗ 
fifation, weldye, — wie bereit erwähnt, — das Alin. 2. des ©. 1. erhal. 
ten bat. Diefe Abänderung wurde empfohlen, 

weil in der Rheinprovinz, wo bie Thätigfeit der Bientenbanfen nur anf dem 
rechten Rheinufer in Anfpruch genommen werde, verhältnißmäßig nur wenig 
Rentenbriefe kreirt werben bürften, und ſonach e6 der Errichtung einer befonteren 
Rentenbanf für diefe Provinz nicht bedürfen werde. 


Das Plenum der II. Kammer genehmigte die Anträge der Kon⸗ 
miffion 1). (Stenograph. Ber. der II. K. 1844. Br. 3. S. 1663 — 1656.) 


1) Die zu den 88. 1. und 2. geflellten Berbeff.sAuträge wurden abyr: 
lehnt. Es waren dies folgende: 
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C. Die Kommiffion der I. Kammer fand gegen die 66. 1—3. 
chts zu erinnern, und es find ſolche demnächft von dem Plenum der 
Kammer in ter von der II. Kammer befchloffenen Faſſung angenom- 
m werden. (Stenegr. Ber. der I. K. 1878. Br. 5. S. 2714 — 72718.) 

II. Ueber die in Gemaͤßheit des F. 1. des Geſetzes erfolgte Ausfüh- 


ıng ter Gerichtung ter Provinzials Nentenbanfen vergl. Bd. 11. 
bh. 1. S. 19— 0. 


Zu 88. 4. und 3. 
(Ausführende Behörden.) 


Die 55. A. und 5. find von den Kammern nah dem Entwurfe, 
bach mit Einſchaltung ter Worte: „und Kontrolle” im Alin. 2. 
$ $ 5. angenommen worden. 


Zur Motivirung der FF. 4. und 5. bemerken tie Motive 
5 Entwurfs: 


Bei den für einzelne Kreife im Baberbornfhen und im Eichsfelde ſchon be: 
thenden Tilgungsfaflen iſt den Direktionen derfelben mit der eigentlichen Reuten⸗ 
nfsBermwaltung zugleich die Bearbeitung ber jeder Mebernahme von Renten vor: 
gehenden Auseinanderfeßung zwiſchen den Berechtigten und Berpflichteten übers 
sgen, fo daß rüdfichtlih dieſer Seichäfte die Direktionen an die Stelle der font 
mepetenten Hudeinanberjegunge- Behörden getreten find, und letztere nur uoch über 
ie dabei vorkommenden Streitigkeiten zu entfcheiden haben. Diefe Cinrichtung ges 
ahrt zwar den Bortheil einer Bereinfahung und Abkürzung des Verfahrens; fie 
t aber praktiſch nur durchführbar bei jenen auf einen ganz Heinen Gefhäftsbes 
st befchränften Inflituten, nicht aber auch bei den gegenwärtig zu errichtenden 
leutenbanfen, deren jede ihre Wirkjamfeit über eine ganze Brovinz erftreden foll, 
nd von denen einzelne, namentlih die Rentenbanfen für die Provinzen Breußen 
sd Brandenburg die Geſchaͤftsbezirke mehrerer Auseinanderfehumgs-Behörben ju: 
leich umfaflen werden. ei einer folchen Ausdehnung des Neflorts würde die 
derbindung des Ablöfunges Verfahrens mit dem eigentlichen Rentenbankgeſchäft in 
m Hinten ber Rentenbant: Direktion nicht mehr zur Vereinfachung, fondern nur 
u Beiterungen führen, überdies aber zugleich bie nachtheilige Wolge haben, daß 
de Auseinandberfeßungss Behörden lediglich auf die Bearbeitung der Gemeinheits⸗ 
keilungen befgränft, von den Ablöfungsgefchäften aber ungeachtet der häufigen 





En — — — — — — 


a) Zum $. 1. 
a) Amendement des Abgeordn. Robe (nicht gebrudt): 
„im $. 1. Alin. 1. nad) dem Worte: „Provinz“ und vor ten Wors 
„en: „eine Rentenbank“ einzuſchalten: „fofort nah Berfüns 
„Digung dieſes Geſetzes.“ 
6) Amendement des Abgeordn. v. Lavergne⸗Peguilhen (Wirfitz) 
( Druchſ. Wr. 365. ad 1.): 
„Zum $. 1. ale Zuſatz Hinzugufügen: ' 
„„Die Staatssflegierung is ermächtigt, auch den Pfandbriefs⸗Inſti⸗ 
„„tuten die Renten: Ablöfungegefhäfte zu übertragen, wobei jebod) 
„„weder eine Erhöhung der Leiftungen, noch eine längere als bie _ 
„im $. 22. diefes Gefekes beflimmte Ablöfungsfrift zum Nachtheil 
under Berpflihteten eintreten Darf.” 
b) Zum $. 2. Amendement des Abgeorbn. v. RavergnesPeguilhen 
(Wire) (Drudf. Nr. 365. ad II.): 
„Zum $. 2. ale Zuſatz hinzuzufügen: 
„„Jur Börderung eines den voikswirthſchaftlichen Bedürfniſſen ents 
„„ſprechenden Geldumlaufs bleibt die Verausgabung vergipeliger 
„„Kaflenfcheine in Stelle der Rentenbriefe vorbehalten. Die Be: 
„„ſtimmung des $. 22. werden dadurch nicht verändert.“ 
(Stenogr. Ber. der II. K. 1848. Bd. 3. ©. 1655.) 
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Berührung derfelben mit den Gemeinheitstheilungen, ganz ausgeſchloſſen wintes, 
was jedenfalls zu den größten Mebelftänven führen Eönnte. 

In Erwägung diefer Gründe hat der Geſetz-⸗Entw. den au im Königrad 
Sachſen gewählten, der Natur der Sache entſprechenden Weg eingefchlagen uns ve 
Bearbeitung ber Ablöjungen bis zur definitiv erfolgten Feſtſehung der an Lie Eich 
der abgelöften Reallaften tretenden feſten Geldrente lediglich den Auseinandberfegunge 
Behörden überlaflen, dergeftalt, daß ben Rentenbank:Direftoren nur das GeihiR 

ufällt, jene feſtgeſetzte Geldrenten, fofern fie nicht fofort durch baare Kapitalyah 
ung, fondern durch die Rentenbanf abgeföfl werden follen, auf dieſe zu übernd 
men und die dann weiter erforderlichen Operationen zu leiten. 

Die am Schluffe des $. 5. vorgefchlagene Mitwirkung der Provinzial:Berke 
tung bei den Nentenbanfgefhäften bat Iediglih den Grund, das Bertsanen is 
Publifums zu diefem wichtigen, bie Intereffen der meiften Einwohner ber hau 
fo nahe berührenden Inftitute zu erweden. Es dürfte zu dem Ende genügen, Wi 
Pitwirfung von Abgeortneten der Provinzial Vertretung auf eine allgemeine Km 
trole darüber zu befchränfen, dag die Rentenbanf:Direltionen ihren Berpili 
in Beziehung auf die Ausloofung, Amortifation der Rentenbriefe und die gehirige 
Verwaltung der Kaffengelder fletö genügen. Die näheren Bellimmungen bieruber 
werden um fo mehr einer bejonberen Snfleufiion vorzubehalten fein, als bis jep 
über die Provinzial:Bertretung felbft geſetzlich noch nichts feſtgeſtellt if. 


B. Die Kommiſſion ter I. Kammer lehnte vie in ihr geftelten 
Anträge ab, das lin. 2. des F. A. fafultativ dahin zu faſſen, daß e# te 
Verwaltung überlaffen bleibe, auch Ten landſchaftlichen oder anderen Kır 
ditinftituten die Verwaltung der Rentenbanken zu übertragen, und flat der 
Worte: „fo wie den zur Einziehung ter direften Staatöfteuern beſtimmen 
Behörden“ zu fegen: „fo wie ten durch die Aufjichtsminiflerien zu beim 
menden Lokalbehoͤrden.“ 

In Bezug auf den $. 5. bemerkte nie Kommiffion dagegen Bel 
gendes: 


Dei dem $. 5. wurde ber Antrag geftellt, im lin. 1. Hinter den Wortes 
„aus einem Direktor” einzufdhalten: zwei Mitgliedern”, welde ans ber 
Provinzialvertretung beflimmt werden fönnten, um die große Berantwortlihlek, 
welche auf der Direktion einer ſolchen Anftalt hafte, durch den kollegialiſchen Ehe 
rafter derfelben mehr ſicher zu ftellen. 

Demnädit wurde aber auch darauf hingewiefen, daß es zweckmaßig erfeim 
fon Hier die Mitwirkung der Provinzialvertretung näher zu präzifiren, teshalb 
einmal der Antrag geftellt, ſtatt des Wortes „Mitwirkung“ im lin. 2 ta 
Wort „Kontrole” zu feßen, ſodann aber Hinter dem Worte „ Mitwirkung” 
die Worte „und Kontrole” einzufchalten. 

Die Kom. war in ihrer Majorität der Anfiht, dag es Sage der ansführs 
den Behörde fei, Darüber zu beftimmen, in welcher Art und Weife die Bela 
der Direktionen der Banfen zu führen feien, und woburd bie ihnen oblisgent 
Berantwortlihfeit am Beiten fiher zu Rellen wäre, dagegen exfcheine es allexbung 
zwedmäßig der Provinzialvertretung bei ihrer allgemeinen Mitwirkung in Gem 
auf tie Gefchäfte der Mentenbanten, zur Stärkung bes öffentlihen Bertrauens ii 
diefelben, Ihen im Geſetze eine Kontrolle diefer Geſchäfte zu fihern, und fie fe 
fi daher dem letzten Abänderungsantrage angefchloflen. 


Dad Plenum ter II. Kammer ift tem Untrage der Kommilffies 
ohne Disfufflon beigetreten. (Stenogr. Ber. der II. 8. 1844 Bv. 3. ©. 16%) 
©. Die Kommiffion ter I. Kammer fand gegen vie $$. 4. m 
5. nichts zu erinnern, welche demnähft von tem Plenum in ter von 


der II. Kammer befchloffenen Saffung angenommen worden find.1) (Ge 
nograph. Ber. der I. K. 1845 Bd. 5. ©. 2719.) 


1) Das zum $. 5. von bem Abgeorbn. v. Knoblauch gefellte Amendt: 
ment (Drudi. Mr. 582.): 
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Zu 65. 6 — 8. 


(Reallaſten, melde zur Ablöſung durch die Renteubank 
geeignet ſind.) 


I. Die 66. 6—8. find von ten Kammern nach der Faſſung des 
Butwurfs (lediglich mit einer Einfchaltung in Betreff der allegiıten SS: 
es Abloſ. Gef.) angenommen worten.!) (Gtenogr. Ber. der IL 2. 18935 
M. 3. ©. 1656—1 n. der 1. 8. Br. 5. S. 2720—2721.) 

Die Motive des Entwurfs bemerfen dazu: 

a) Bu $. 6. Die Motive zu diefem $. find in denen zu dem Geſetz⸗Entwurf 
kber Die Ablöfung der Reallaften 2c. bereits angegeben ?). 


„den $. 5. nah den Worten: „unter Mitwirfung und Rontrole 
der Provinzial: Vertretung“ folgende tranfitorifche Beſtimmungen 
Yinzuyufügen: 
„Dis dahin, daß diefe Mitwirfung eintreten fann, wirb biefelbe von 
„einer Kommiſſion in jeder Provinz ausgeübt, welche aus dem Ober: 
„Bräfidenten und aus mehreren von der Regierung zu ernennenden 
„Mitgliedern beitcht. 
„Diefe Kommiffionen follen befonders 
a) im Inlereſſe der übernommenen Staats⸗Garantie darüber wachen, 
„daß auf Grund ter 65. 63. und 65. des Geſetzes, betreffend bie 
„Ablöfung der Reallaiten, die PBräflationsfähigkeit der Grundſtücke 
„penägent nachgewiefen wird, bevor bie Uebernahme der Mentenvers 
„ riefung erfolgt, und fie jollen ferner 
5) „ſchleunige Anordnungen treffen, um die Höhe ber zu übernehmens 
„den Staats-Barantie und die Belaftung der Srundflüde nad einis 
„gen Hauptflafien, Bis zur näditen Sigungsperiode der Kammern, 
„wenigitens annäherungsweife zu ermitteln“, 
wube abgelchnt. (Stenogr. Ber. a. a. D.) 
9 Nach den Kammerverhbandlungen (1. 8. 71. Sitzung, flenogr. 
. 3. S. 1657 und 1. 8. 117. Sigung, flenograph. Ber. Bd. 5. ©. 2720) 
Biefihloffen, den $. 6. dahin au faflen: 
„Selche Beallaften zur Ablöfung durch die Rentenbanken geeignet find, 
wir in dem Geſetze vom heutigen Tage, betzeff. die Ablöfung der Reallaften 
„and Regnlirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Berhältuiffe (Abfchn. II. 
„zit. X, Abfchn. III. $. 85. *) und Abfıhn. IV. 8. 99.) beflimmt. Aus⸗ 
„geichloffen von diefer Ablöfung bleiben außer den in dem gedachten Ges 
„teße 56. 53., 54. und 66. angegebenen Reallaften auch die nad deſſen 
„Berkündung neu aufgelegten Beltrenten ($. 91. a. a. D.). 

Dies it deshalb befchloffen, weil, nachdem in dem $. 56. (im Entwurf 
35.) unb $. 65. des Abloſ. Geſ. dem Berechtigten die Befugnig auf Ablöfung 
kb ittelung ber Rentenbanfen angutragen, beigelegt worden, bie $$. 56. 
u 65. bier im $. 6. des Rentenbank⸗Geſ. nicht weiter erwähnt werben können. 

6 erbellet, daß der $. 6. unrichtig rebigirt refp. abgebrudt worden ift, indem 
Ratt: ($$. 53. bis 55., 65., 66.)” heißen muß: „($$. 53., 54., 66.)" — was 
ich durch Bergleichung mit den Beftimmungen diefer 88. beflätigt wird. 

b) Der von dem Abgeordn. Kiefer in der 1. K. geflellte Berbeff.:Ans 
eg (Drudl. Rr. 579.): 

„im $. 8. des Entwurfs Hinter den Worten: „die Uebernahme einer 
„Rente auf vie Rentenbank iſt“ einzufchalten: in der Regel”, 
webe surüdgegogen. 

2) Bergl. in Br. II. Abth. I. ©. 206 ff. 

*) Auch bier muß es, — ebenfo wie Im Terte der $. 6. — ftatt: „S. 85.“ 
gen: „SG. 84.”, weil der im Bntmurfe mit 65. bezeichnete 8. jebt der $. 84, 
Farben und dies bei der EchlußsRebaktion und beim Atdrude des Befepes übers 
en werten iR. 

Dandes-⸗Kultur⸗Geſezg. Br. ıı. Abihj. IL JA 
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b) Zu $. 7. Den dem Domainen-Fisfus zu Abgaben 2c. Verpfliäteten | 
zwar nad) $. 58. des Entw. in Beziehung auf die Ablösbarfeit der ihnen « 
genden Reallaiten völlig cben diefelben Anſprüche gewährt werben, welche au 
Mealverpflihteten durch das gegenwärtige Geſet eingeräumt worden find: «6 I 
tet aber cin, taß es eine ganz unnöthige Operation fein würde, wenn der Di 
nen⸗Fiokus die ihm bei der Auseinanderfegung mit jenen Berpflichteten feige: 
Geldrenten den Rentenbanken übermweijen und ſich dafür von diefen durch jin 
gende nnd allmälig zu amorlijirende Mentenbrieje abfinden laffen wollte, d 
vielmehr viel einfacher zum Ziele führt, wenn dieſe fisfalifhen Renten unmin 
zur Etaats-Schulden:Tilgungsfafle eingezogen und den Verpfliteten gegenüber 
ebenio verrechnet werden, ale bei der Rentenbanf: Kaffe. Aus diefem Grunde fd 
ter $. 7. des Entw. bie Ablöfung der dem Domainen Fiskus zuftehenben 9 
Renten von der Sinwirkung der Rentenbanfen aus. 

c) 3n $.8. Es wird in Zukunft für beide Theile von großer Erheblit 
fein, ob die Ucbernahme der Rente auf die Rentenbanf früher oder fräter erlı 
man wird daher, obgleih der Berechtigte gegen alle Verpflichtete eines und dı 
ben Orts zugleich prowoziren muß, doch nit darauf beſtehen fönnen, daß 
nur Gin Rezeß zwiſchen ihm und fümmtlichen Verpflihteten angefertigt werte, 
dem diejenigen Verpflichteten, welche fih ſchnell mit dem Berechtigten einigen, 3 
theil dadurch erleiden würden, wenn fie den Ausgang der mit Antern centilantı 
vieleicht langwierigen Prozeſſe abwarten follten. 

1. Die 66. 6. und 7. beflimnen darüber, welche Meallaften 
Ablöſung Durch tie Mentenbanfen geeignet, und weldye Tavon aus, 
ſchloſſen fin. Das Rentenbank⸗-Geſetz bezwedt lediglich die Ausf 
rung des Gef. v. 2. März 1850 über tie Ablöfung ter Meallaflen 
Deshalb unterliegen der Ueberweifung an die Mentendbanf auch nur wi 
nigen Reallaften, welche nach dem legtgedachten Sefege zur Ummantlı 
in eine ©eldrente geeignet fin. Dagegen fallen außerhalb des Bereic 
der Nentenbanfen: 

1) tie in nem Abloͤſungs⸗Geſ. fpertel ausgenommenen Renten, 

2) tie nach Verfündigung deſſelben erſt entflantenen Geldrenten. 

Dazu treten: 

3) tie Domainen»Menten, über welche ter F. 64. des Rentenba 
Gef. Tas Nähere vorfchreibt. 

Vergl. audy Die Grläut. zu den 66. 50—58., $$. 60—-66., $ | 
und $. 99. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 

III. Nach $. 8. des Rentenbant-Gef. ift die Ueberweiſung ter A 
ten auf die Mentenbanf erfl dann zuläffig, wenn fämmtliche auf ein 
Grundſtücke haftente, zur Abldfung durch die Rentenbank geeignete Ar 
laften in feſte Oeltrenten verwandelt find. Hieraus kann gefolgert wen 
daß wenn Mitglieder der Gemeinte, gegen welche von einem | 
provocirt ift, noch einem Dritten verpflichter find, und fle gegen Lepaeı 
nicht provociren wollen, entweder ex oflicio die Ablöfung tiefer noch m 
in Rente verwandelten Abgaben veranlaßt, oder die Uebernahme anf 
Mentenbanf zurückgewieſen werden müſſe. 

Die SentralsKommiffion für die Angelegenheiten der Be 
tenbanfen hat indeß in den (nicht veröffenılichten) R. v. 13. Br 
1851 die gedachte Beftimmung des $. 8. dahin ausgelegt, 

bag tiefelbe die Vorfchrift des $. 95. des Wblöf.-@ef. über die Notbmeut 
feit der Ausbehnung ter Provokation nidıt hat abändern, fondern ſich nur ! 
anfchliegen follen, wie ſich aus der ausdrücklichen Bezugnahme auf felche 
Die Ablöjung der Neallaften, welche dritten Berechtigten zuſtehen, fell x 
nicht ex officio veranlaßt werden, fondern tie Rentenbanf bat tie Rente des 8. 
pflichteten fchon dann zu übernchmen, wenn nur zwifchen Leßierem und bem p 
vozirenden Berechtigten Feinerlei Verpflichtungen mehr beflehen,, deren Akliie 
durch die Rentenbanf erfolgen muß. In jedem ſolchen alle ift aber den drin 

Derecbtigten von dem Verfahren Kenntnip zu geben, mit ber Aufforderung, Ü 


Elne Härte für diejen 
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darüber ıum erflären, ob fie ihrerfeits, ohne als Provokanten aufzutreten, infoweit, 
als zur Mblöfung der auf den betbeiligten Grundſtücken beflandenen Realverpflichs 
tungen im Sinne des $. 8. nöthig if, Dem Verfahren beitreten wollen. Eie find 
darauf aufmerffam zu machen (daß tie Renten, welche an die Stelle der für den 
Brevofanten anf dem Grundſtücke baftenten Reallaften feftgeftellt und an die Ren⸗ 
tenbanf akgetreten werden, nadı $. 18. des Rentenbanf.Gef. bei Konkurrenz mit 
anderen Verpflichtungen befielben Grundſtücks daſſelde Vorzugsrecht genießen, wel⸗ 
des tie Geſetze den Steuern beilegen, und daß taher die nicht zur Abidſung 
kommenden Reallaften, wenn ſie nict aus ter Natur und Gigenfchaft des Grunts 
Rüde ſelbſt zu vermuthen, fentern ans Kentraften, Erbrezeſſen oder irgend einem 
anderen befonderen Titel entitanten find, bei eintretentem Konfurfe, nach $. 358. 
A. G. O. JI. 50., wenn fie im Hypothekenbuche eingetragen ſtehen in ber III, Klaſſe, 
wenn fie nicht eingetragen find, in der V. Klaſſe, tagegen die Renten für die ab» 
geloſten Reallaften in der II. Klaſſe zur erfien Stelle angefegt werden würden. 
(Sprengel’s Abloöſ.⸗Geſetze, S. 31—32.) 


Zu 6. 9—11. 


(Beſtſtellung der Renten Behufs deren Ueberweifung an die 
MNentenbanf.) 


Zum F. 9. 
L Der $. 9. Hat duch die Kammern weſentliche Abänderungen 


A. Derſelbe Iautete in tem Negier. Entw. dahin: 


Benn bei einem Ablöfungs » Verfahren ver Merpflichtete erflärt, von der im 
9. 64. des Abldfungss sc. Geſetzes vom heutigen Tage ihm gegebenen Befugniß, 
Me an die Stelle der Reallaften tretende feite Beltrente durch Baarzahlung des 
Kapitalbetrags derfelben abzulöſen, feinen Gebrauch machen zu wollen, fo hat vie 
Unseinanderfegungs » Bebörte tie Ablöfung der Geltrente turdy die Rentenbanf 
von Rmtöwegen zu veranlafien. 

In Unfehung derjenigen feften Geltabgaben, welche zwar zur Ablöfung durch 
Vie Rentenbanf geeignet Ent, binfichtlich welcher es aber zur @rmittelung ihres 
Safresbetrage® Feiner weiteren Auseinanterfegung betarf, ($. 50. und 52. a. a. 
D.) kann fewohl von dem Berechtigten als von tem Verpflichteten auf Ablöfung 
rs Reutenbant bei der Auseinanterfegungs s Behörde angetragen werden. 
$ 11.) 


Die Motive bemerken dazu: 


Die Befimmung, daß die Ablöfung durch die Rentenbank von Amtswegen 
folgen muß, fofern fich die Interefienten nicht über eine KapitalsAbfindung einis 
een, erfcheint durch die fchon mehrfach erwähnte Nethwendigkeit einer fchleunigen 
uud endlichen Löfung des auf gegenfcitigen Berechtigungen und Berpflicktungen 
Beruheuden Berbants zroifch en den Gutéherrn und den Verpflichteten gerechtfertigt. 

gen Intereffenten, welche beiterfeits eine Ablöfung durch 
We Stentenbanf nicht wünfchen, Liegt in dieſer Beſtimmung deshalb nicht, weil 
qhren freifieht, durch Verabretung einer Kapital: Ablöfung und Feſtſtellung eines 
foäteren Bahunge nermines für das AblöfungssKapital tie Dlitwirfung ber Mens 
teabank auszufcließen. 

Haftet auf einem Grundſtücke nur eine feſte Geldabgabe, welche jeboch zur 
Webernahme auf tie Nentenbanf qualifiziert if, fo mußte den Interefienten ein bes 
fonderer Antrag auf Ablöfung ter Rente durch tie Wentenbanf geflattet werben, 
emn in folhen Fällen von einer Berwandlung in feſte Seltrente nach Maaß⸗ 
pe: des Ablöfungs s Gefebes nicht mehr tie Rede fein kann, die Nuseinanders 
egangssBehörde mithin ohne befenteren Antrag auf Ablöfung durch die Rentens 
dank von folhen Renten gar feine Kenntniß erhalten würde. 


B. Die Kommiffion ter II. Kammer beantragte, das Alin. 1, 
smoerändert, Dagegen das Alin. 2. in folgenver Faſſung anzunehmen: 


d4* 
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In Anfehung derjenigen feſten Geldabgaben, welche zwar zur Ablöfung dark 
die Rentenbanf geeignet find, Hinfichtlich welcher es aber zu Grmeittelung ige 
Sahresbetrages, außer dem im $. 65. des Abloͤſungs⸗Geſetzes vorgeles 
nen Falle, feiner weiteren Auseinanderfeßung bedarf ($. 50. und 52. a.a.D.), 
fann fowohl von dem Berechtigten als von dem Verpflihteten, in dem Falle 
des 6. 65. des Geſetzes über die Reallaften aber nur von bem Be: 
rechtigten, auf Ablöfung durch die Rentenbanf bei der AnseinanderfegungeBer 
hoͤrde angetragen werten ($. 11.). 


Der Bericht der Kommiffion bemerkt dazu nur, daß die bean- 
tragten Zufäge eine Konfequenz der zum $. 65. (jetzt $. 64.) des Ib 
löf. Gef. gefaßten Befchläffe feien. 

Die II. Kammer hatte indeß bei ver Berathung des Abldſ. Gef. (auf 
den Antrag tes Abgeordn. v. Patow) einen Zufag zum 6. 64. des ge 
dachten Geſetzes in — 38 Faſſung angenommen: 

Wil der Verpflichtete die Ablöſung durch Baarzahlung bes achtzehnfeachen 
Betrages bewirken, fo ſteht dem Berechtigten dennoch frei, die Abſindung yam 
zwanzigfachen Betrag der Juahbresrente in Rentenbriefen zu verlaugen. — 
Wählt der Berechtigte tiefe Abfindung, fo leiftet der Verpflichtete die Baarzablung 
des achtzehnfacdhen Betrages an die Staatsfafle, welche dagegen die, dem Bw 
pflicditeten nadı Manfgabe des Geſetzes wegen Grrichtung der Rentenbanfen eblie⸗ 
genden Zahlungen, an die Rentenbanf zu lciften bat. 

Das Nähere beftimmt Tas Rentenbank⸗Geſetz. — 


Zur Zeit, als dieſer Beichluß gefaßt wurde, hatte die Agrar- Rem. 
ihre Berathungen über dad Rentenbank⸗Geſ. bereitö beendet, und den Be 
richt hierüber erflattet, jeden Balls berurfte aber dad Mentenbanf «Gef. in 
Bolge dieſes Beſchluſſes noch einer Ergänzung. 

Dei der Plenarberathung über das Nentenbanf» Gef. wurte nunmehr 
von dem Abgeortneten v. Batom ein Abänterungd-Borfchlag zum $. 9 
deffelben (Drudf. Nr. 447. ad 1.) dahin eingebracht: 


in Gemäßheit des zu $. 64. des Ablöf.s Gef. gefaßten Beſchluſſes, im $. 9. 
des Rentenbanf:Gef. zwiſchen Alin. 1. und 2. folgenden Sag einzufchalten: 

„Daflelbe muß gefchehen, wenn ber Werpflichtete zwar von ber Befugui 
ur Ablöfung durch Baarzahlung Gebrauch macht, ter Berechtigte aber Ne 
blöfung turch die Rentenbauk verzieht. — In diefem Yalle iR das ww 
dem Berpflichteten einzuzahlende Ablöfungs:Kapital, infoweit nicht ber Ge 
rechtigte nach $. 11. daſſelbe anzunehmen gehalten if, der am Gige de 
Rentenbanf befindlichen Regierung au überweifen, welche dagegen in Rs 
febung der für den Berechtigten auszufertigenden Rentenbriefe, der Renten 
banf gegenüber, in diejenigen Verpflichtungen und Befugniffe eintritt, weide 
fonft dem Berpflichteten refpektive obgelegen und zugeflanden haben wärben. 


In ter 71. Sigung ter Kammer wurde jedoch beſchloſſen, vie Die 
fuffion über den F. 9. und das dazu geflellte Amentement auszuſetzen, ınd 
legtered an tie Agrar Kom. zur näheren Erwägung in Verbindung mi 
den Borfchlägen, welche in Folge des zum $. 64. des Abldf. Gef. ungen 
menen Zufaged zu machen wären, zurüdzugeben. (Steuogr. Ber. ter ILL 
1894 Br. 3. ©. 16571658.) | 

Die Agrar-Kommiffion brachte nunmehr die jebige Faſſung dei 
F. 9. (bis auf eine nicht erhebliche fpätere Netaftiond-Aenderung) in Bor 
(lag und führte in ihrem (Nachtrags⸗) Berichte (Drudf. Nr. 431.) aut: . 

Der v. Patow'ſche Verbefl.sAntrag würde den Gegenſtand nicht mach feine . 
ganzen Umfange erledigen, weil abgefehen tavon, daß von einer Mblöfung vard . 
die Rentenbanfen doch nur dann die Rede fein faun, wenn ſtatt ber durch IE 
Baarzahlungen des achtzehnfachen Betrages gänzlich erlofchenen und weggefallen 
Renten, erſt wieder folche beflimmte auf Brundflüden haftende Heuten, bares 
Baluta den Rentenbanfen überwiefen werben könnten, ermittelt und fehgekel! 
werden müßten, es doch noch außerdem mehrfacher Beſtimmungen bebasf, mn Wei 
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Zwei und den Ginn bes zu $. 64. tes Ablöfungs s Gefekes angenommenen Zus 
faßes im Interefie der Berechtigten ganz zu erreichen, zugleich aber auch beflimmte 
Rermen über die Verwendung ter zur Staatefaffe gemachten Baarzahlungen aufs 
zuſtellen, ferner ſolche Einrichtungen zu treffen, um die möglichen Opfer, welche 
ber Staat hierbei zu bringen haben wird, fo eng als möglich zu begrenzen, end⸗ 
lich aber das eigentliche Weſen und die Befchäfte der Rentenbanfen zur vollftän: 
tigeren Ueberfikt und Kontrole als eine für fich beftehende abgefonderte Binrichs 
tung, wie fie der Geſetzeniwurf beabfichtigt, möglich aufrecht zu erhalten. 


Dad Plenum ter II. Rammer befchloß indeß, ten 6. 9. mit ver 
von tem Abgeordn. v. Patow erneuert In Antrag gebrachten Einfchal« 
tung (Drudf. Nr. 447. ad 1.) anzunehmen und in Folge deſſen auch vie 
(damit in Verbindung ſtehenden) von demſelben Abgeordneten vorgeſchla⸗ 
genen (weiter unten zu gedenkenden) Abaͤnderungen der 66. 18., 21. und 
8., ſowie des Schemas zu ten Rentenbriefen, eintreten zu laffen. (Ste 
uograph. Ber. der II. K. 1848 Bo. 4. S. 2003—2004 u. ©. 2011.) 

C. Die Kommiffion ter I. Kammer erklärte fih gegen bie 
Beibehaltung Ted von der II. Kammer angenommenen v. Patom'fchen 
Amentements und trat dem Antrage ter Kommiffion der II. Rammer 
(ter jegigen Baflung tes $. 9.) bei. 

Diefem Antrage trat das Plenum ter I. Kammer bei. (Stenogr. 
Ber. der I. K. 1848 Br. 5. S. 2721— 2725.) 

D. Die 1. Kammer bat fih fchließlich Hiermit einverftanden 
erflärt. (Stenograph. Ber. der II. K. 1845 Bd. 5. S. 2966.) 

1. Aus der obigen Darftehung ergiebt fi, Taf ter $. 9. urfpräng« 
ih nur ten erſten und dritten Abfag enthielt, teren innerer Zufam« 
wenbang folgender iſt: 

ad 1. lieberall, wo eine in Geldrente vermantelte Neallaft nicht durch 
Kapital abgelöft wird, überweift die Auseinanderfegungs- Behörde tie Geld⸗ 
sente von Amtswegen ter Rentenbanf. 

ad 3. Bei urfprünglich feften Geltrenten Tagegen, wo eine Immands 
lang durch die Behoͤrden nicht erfolgt, mithin ein Verfahren von Amts⸗ 

feinen Anfnüpfungspunft finret, muß ein Antrag (Provokation) 
uf Llrberieifung ter Rente an tie MNentenbanf bei ter Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde angebracht werten. 

Das fpäter eingefchobene Alin. 2. entfpricht wörtlich der Beftimmung 
des erften Satzes des Alin. A. des 6. 64. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850, wogegen die Beflimmung des zweiten Satzes des Alin. 4. des 
[6 a. 0. D. in ven 66. 59— 63. des Nentenbanf» Gef. ihre nähere 

eführung findet. 

III. Bergl.: 

a) N. des K. Min. für lantwirtbfchaftl. Ang. v. 26. Febr. 1852, 
beir. die Uebernahme ver vor Publikation des Ablöſ. Gef. rechtsverbindlidh 
ſtipulirten Abloſ.⸗ und Regulirungs⸗Renten auf die Mentenbanf, fowie das 
Berfahren zum Schuge der Mentenbanf bei dem Zufammentreffen der Vor⸗ 
audfegungen der FF. 63. und 85. des Ablöf. Gef. und ver 66. 53., 54., 
55. und 65. a. a. D. (Zeitfchr. des Reviſ. Kolleg. Bd. 5. S. 110.) 

b) M. veffelb. Min. v. 11. Nov. 1851, daß ven Mezeffen über Ab⸗ 
Iäfung von Reallaften tie Beftätigung in foweit zu verfagen, ald nach den⸗ 
felben eine den 18fachen Betrag ter eigentlichen Ablöf.- Rente überfteigende 
Summe der Staatökaffe überwiefen werten fol. (Min. Bl. d. i. V., 1851, 
©. 357, Rr. 279. 

c) NR. deſſeib. Min. v. 17. Mai 1852, betr. die Ablöfung der für 
aufgehobene Krugverlags⸗Rechte flipulirten Geld-Menten und die Ueber⸗ 
nahme berfelben auf die Mentenbanfen. (Min, BI. d. i. V. 1852, ©. 141, 
Ar. 134.) 
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Vergl. diefe Nefkripte in Bd. I. S. 197—199 und die Erläu. ia 
Bd. II. Abth. I. S. 526 Zuf. VIL, ©. 534 Zuf. IL u. ©. 505 Zuf. IL 


Zum F. 10. 


IL. Der 6.10. enthielt in dem Regier.⸗Entw., welcher befonvere 
Motive dazu nicht giebt, nur dad jegige Alin. 1. deſſelben. 

A. Die Agrar-Kommiffion der II. Kammer beantragte tie In 
nahme des 6. 10., jedoch mit Hinzufügung des jegigen Alin. 2 
deffelben, und das Plenum der II. Kammer genehmigte dies.) (Ges 
nograph. Ber. der II. K. 1845 Bd. 3. ©. 1658-1659). 

B. Die Agrar-Kommiffion ver I. Kammer trat zwar Tem Be 
fchluffe der II. Kammer bei, beantragte indeß die Hinzufügung des jetzi⸗ 
gen Alin. 3., indem fle dies folgendermaaßen motivirte: 

In den $. 99. des Ablöf. Gef. ift die Bellimmung aufgenommen: 
„(Renten:) Rüditände, welche den doppelten Betrag der jährlichen Rente 
nicht überiteigen, können, infofern beide Partheien einig find, nad nähere 
Beitimmung des Rentenbank-Geſetzes, der Rentenbanf überwiefen werden.“ 

Damit nun dur diefe Meberweifung fowohl die Sicherheit der Rentenbed 
als die der poftlocirten Realgläubiger nicht gefährdet werde, fo fann nur das Jchw 
theil der Mente, welches nad) der Beſtimmung des 1. Alin. $. 10. dem Pflichtigen 
erlaffen werben foll, zur Dedung der Rüditände benupt werden, inbem die Rente 
eines zweijährigen Leiftungs: Rüdftandes nie mehr ale „1, der vollen Mente betre⸗ 
gen fann. In dem Falle, wo ein Verpflichteter von der Ueberweilung ber fo ie 
meflenen Rüditände auf die Rentenbant Gebrauch macht, kann jedoch ſelbſtrederh 
nicht in feine Wahl geftellt werden, nah Alin. 2. des $. 10. die volle Jahresrene 
Behufs früherer Amortijation zu zahlen, indem fonft das ihm bleibente freie Zehes 
tel abforbirt würde und nicht zur Verzinfung und Amortifation bes ber Renten 
bank überwiefenen Rückſtandes verwendet werden fönnte. Zür eine höhere, als ve 
auf dem Grundſtücke ruhende volle Jahresrente, ift jeboch daſſelbe der Rentenbasl 
nicht verhaftet. 


Das Plenum trat dem Antrage der Kommiffion bei. (Steneg 
Ber. der I. R. 1843 Br. 5. ©. 2730— 2732.) 

C. Die II. Kammer hat diefe Baffung fehlieglich genehmiget. (6te 
nograpb. Ber. der II. 8. 1843 Br. 5. ©. 2966.) 

11. Wenngleidy der Verpflichtete die Ablöfung durch Mente gewählt 
bat, fo fteht ihm dennoch frei, durch Kapital abzulöfen, da er hierzu fi 
noch nach Uchernahme ter Rente von Seiten der Rentenbank berechtiget i 

111. Nach ter Baffung red $. 10. wurte angenommen, daß bei Raab 
laften» Nblöfungen und Regulirungen die Nenten für die Nüdflände ſta 
voll an die Rentenbank gezahlt werten müßten und mithin nur 
der Fürzeren Tilgungd- Periode von 41% Jahren getilgt werden könnte. 

Aus Veranlaſſnung einer Petition bat fich indeß die II. Kammer (k ' 
der 28. Sig. v. 21. Febr. 1851) für die entgegengefegte Anficht entſchi⸗ 


1) Der Berbeff.s Antrag des Abgeorbn. v. Werdeck (Drudf. Nr. 362): 
„binter $. 10. einen neuen $. einzufchalten des Inhalte: Diejenigen Ba: 
„pflichteten, welche mehr als 50 Morgen an Xedern und Wieſen berga. 
„bleiben jedoeh zur Entrihtung des vollen Betrags ber Geldrente an die 
„Rentenbanf verbunden. In diefen Yällen wird die Rente außer zur Ba: 
„zinſung der dem Berechtigten auszuftellenden Rentendriefe und zur Amer 
„fation audy zur Bildung einer Hülfsfafle verwendet. 

„Dieſe Hülfsfaffen, über welche das Nähere ein beſonderes Geſed N: 
„ſtimmen wird, ftehen unter der Berwaltung ber Kreisvertretung umd Hei 
„zu gemeinnüßigen und wohlthätigen Zweden gewidmet.“ 

wurde abgelehnt. (Stenogr. Ber. der I. 8. Bd. 3. ©. 1658.) 
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den, und dieſe in einer motivizten Tagesordnung nietergelegt. (Stenogr. 
Ber. der I. 8. 1834 Bd. 1. ©. 314—315.) ') 

In Bolge deſſen hat demnaͤchſt das Min. für landwirthſchaftl. 
Ang. in vem 6. R. v. 7. März 18512) (Min. DL. d. i. B. 1851, ©. 45, 
Rr. 52.) vorgefchrieben, daß es zuläffig fein folle, daß tie Berpflichteten 
nach ihrer Wahl auch die Renten für die Nüdftände voll oter mit 
an die Rentenbank entrichten; es müſſe aber auch im lebteren Kalle die 
Nente für tie Nädflänve im Rezeß befonders audgeworfen werden. 

In gleicher Art Hat das Fin. Min. mittel C. R. v. 17. April 
1851 (Sprengel’s Ablöf. Gef. S. 132—133) vie Regierungen inſtruirt. 


Zum 6. 11. 


L Der ©. 11. Tautete im Regter.» Entwurf infofern abweichend 
von feiner jegigen Faſſung, ald darin die Worte: „oder auch da, wo 
die volle Rente der Nentenbanf übermwiefen wird”, nicht ent» 
halten waren. 

A. Die Motive des Entw. bemerken dazu: | 

Da die Menten, welche der Mentenbanf überwiefen werden, in monatlichen 
Saten gezahlt werden follen ($. 21.) fo bildet 1 Silbergrofchen ober 12 Pfennige 
des geringiten jührlichen Rentenbetrag, welchen die Rentenbank einzichen fann, weil 
fea® die monatlichen Raten in Bruchpfennigen beftehen würden. @s fann aljo 

9. von einer vollen Jahresrente von 2 Sgr., da bdiefelbe nad) Abzug eines 
— ** (F. 10.) nur noch 1 Sgr. 9, Pf. beträgt, nur 1 Sgr. auf die Ren: 
teabanf übernommen werden; die überjchiegenden 9,% Pf. muß der DVerpflichtete 
mh Baarzahlung des 18fachen Kapitalsbetrages von 14 Sur. 5 Pf. ablöfen. 
Getrüge die volle Jahresrente 1 Sgr. 1 Pf., fo würde biefelbe nach Erlaß eines 
Jehmteld nur noch 11,75 Pf. betragen und alfo aud nicht einmal theilweife zur 
Kisfung durch die Nentenbanf geeignet fein. 


B. Die Agrar- RKommiffion der II. Kammer beantragte die oben 
berrits erwähnte Einfchaltung, um megen der fafultativen Baffung des 
—* jedem Mißverſtändniſſe vorzubengen, und hiermit erklaͤrte ſich das 

lenum einverſtanden. (GStenograph. Ber. der U. K. 1883 Bd. 3. ©. 1659.) 
©. Die I. Kammer tft dem ohne Diskufflon beigetreten. (Stensgr. 
Ber. der I. Kammer 1838 Br. 5. S. 2730.) 

1. Das Bin. Min. bat in ven R. v. 11. und 17. April 1851 
Gprengel’s Ablöf. Gef. S. 130—133) erläutert, 

dag nit die überſchießenden Pfennige nach Abzug von 1’; zur Ablöfung und 
meeittelbaren Abführung an den Berechtigten zu ftellen, da er dann weniger ale 
ka zum 18fachen Betrage berechnetes Kapital erhalten würde, fonderu bag Diefen } 
weder zuzurechnen und durch Wultiplifation mit 18 zu fapitalificen.jei. Auch feien 
ie überfchießenden Pfennige nicht von den für verſchiedene Grundflüde ermittelten 
kenten, wenn fie auch in demfelben Rezeg ftipulirt find, zufammenzuredhnen, und 
6 dann noch an Pfennigen verbleibt, in Kapital abzulöfen, fondern von dem 
tentenbetrage für jedes für fich beftehende Grundſtück feien bie überfchießenden 
ee befonbere zu fapitalifiren, da auch die Rente nit zufammengeworfen wer; 
en bürfe. 


3n 66. 12— 17. 


I. Die 66. 12— 17. find von den Kammern ohne Grinnerungen 
md Abänterungen in der Faſſung des Negier.-Entw. angenommen wor⸗ 
en. (Gtencgraph. Ber. der II. K. 1855 Bd. 3. ©. 1659-1660 u. ter J. K. 
Br. 5. ©. 2730— 2732.) 


1) Bergl. auch den Auffup in Robe's Lehrzeit. 1850. ©. 179— 182. 
2) Bergl. in Bd. 1. ©. 715. 
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Zur Erläuterung diefer FF. bemerken die Motive des Entwurfs: 


Die Beftimmungen der 66. 12—17. werben zunächſt am Beten dur cu 
Beifpiel erläutert werben. | 

Sehr Häufig wirb es vorkommen, daß auf einem verpfliäteten Brunbkäd 
neben einer feiten Geldabgabe noch andere Reallaften haften, bie erk einer Ber 
wandfung in fefte Geldrente bedürfen. In folden Bällen darf nun micht etwa 
jene Geldabgabe vorweg und allein auf die Rentenbant überwiefen, fonbern « 
muß vielmehr zuvor von der Auseinanderfegungs- Behörde auch die Berwand 
ber übrigen Reullaiten in Geldrente vorgenommen und berechnet werben, mie yi 
überhaupt bas beireff. Grundſtück jährlih an feſter Geldrente no zu entriden 
bat. Dies erheifhen nicht nur die Grundfäße des entworfenen Alsſungsgeſehet, 
nad) welden der Jahreswerth fämmtliher Reallaften eines Grundſtücks jufanmen- 
gerechnet und von diefer Summe der Jahreswertb ber etwanigen G@egenleit 
des Berechtigten in Abzug gebracht werden foll, fondern es erfcheint aud um dei 

alb nothwendig, damit nit von einem und demfelben Grundſtück zu verſchiedenes 

Beten Renten auf die Rentenbank überwiefen werden und daffelbe daher au wer 
ſchiedenen Stellen in den Rentenregiftern vorfomme, wodurch Berwirrungen we 
Meitläuftigfeit herbeigeführt werden würden. 

Angenommen nun, die von bem Grundſtück überhaupt noch zu entridgtende 
Sahresrente wäre auf 10 Thlr. 10 Sgr. 10 Bf. ermittelt worden, und ber Bes 
pflichtete hätte erklärt, daß er nicht durch Kapital ablöfen wolle, fo muf in im 
Ablöfungsrezeß zugleih mit beitimmt werben, 

1) daß der Verpflichtete als Ablöfungsfumme für die überſchießenden 10 A 

bireft an den Berechtigten 15 Sgr. zu zahlen Habe; 

2) daß der übrige Theil der Nente, nah Erlag von „', befielben ſich auf 9 
Rihlr. I Sur. ermäßige und in monatliher Raten mit 23 Ser. 3 Bi. a 
bie Rentenbanf zu entrichten fei; 

3) daß der Berechtigte von der Rentenbank eine Abfindung von 206 Mike 
20 Sgr. (nämlih den 20fachen Betrag der vollen Rente von 10 Rıbk. 
10 Ser. nah $ 28.) und zwar 200 Rihlr. in Rentenbriefen und 6 Mike. 
20 Sgr. in baarem Gelbe zu erhalten habe ($. 29.).') 

Es liegt ferner in ber Natur der Sache, daß die ausgegebenen Mentenbrich 
nur zu beflimmten Terminen verzinft, ausgelooft, ausgezahlt und vernichtet werben 
fönnen, und es ergiebt fidy hieraus, bag auch die Renten ebenfalls nur in beim 
ten Terminen und zwar in benfelben, in welden bie Berzinfung ber MRentenbrirf 
erfolgt, von der Rentenbanf übernommen werden fönnen. 

Wenn es nun auch der Nentenbank zur dringenden Pfliht gemacht werbes 
muß, die ihr überwiefenen Renten fobald als moͤglich zu übernehmen, fo fann hr 
nur ihr allein überlaffen werten, den Termin, wann dies gefhehen Tann und fi 

u beftimmen, indem Streitigfeiten der Partheien nad getroffener Feſtſeßung de 
—*2* ganz unvorhergeſehene Greigniffe, reine Zufälligfeiten, worunter au ciet 
gan; ungewöhnliche Häufung der der Rentenbank zu überweifenben Menten in eines 

eftimmten Termin zu rechnen, es der Mentenbanf unmöglid ma können, We 
Uebernabme ber Rente in dem von ben Partheien oder der Auseinanberfi 
Behörde beflimmten Termin zu bewirken. Es würden hierdurd aber große Weis 
rungen zwifchen den Interefienten und zwifchen diefen und den Behörden herbö— 
geführt werden. 

Dagtgen ift den Intereffenten unter allen Umfländen nicht zuzumuthen, bis 4 
dem Zeitpunkt, an weldem bie Rente auf die Rentenbank übergeht, das bi 
Derhältnig nnter fi) fortbeftehen zu laffen. Es muß ihnen vielmehr ſreiſtehen, de 
Ausführung der Ablöfung, oder mit andern Worten die Gntrihtung ber @eltzeek 
anftatt der bisherigen Naturalleiftungen, unter fi) nad Belieben oder nad Ancı: 
nung der Auseinanderfegungs: Behörde eintreten zu laflen. 





1) Hat ein Berechtigter von mehreren Verpflichteten verſchiedene Renten 
fordern, welche zugleich der Rentenbank überwiefen werden, fo iſt bei der S 
nung der Beträge, die ex ale Abfindung in Mentenbriefen und in baaren Grit 
zu empfangen hat, nicht auf die für die einzelnen Menten ihm gebührenden Abi 
bungen, fondern vielmehr auf die Summe aller biefer_Abfindungen zu achten 


Bu 


] 
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Wenn alfo, um bei obigem Beifpiel ſtehen zu bleiben, nach der Bereinigung 
ker Partheien ober durch Entfcheitung der Auseinanderfegungs: Behörde ber Aus⸗ 
führungstermin auf den 1. Sun. 1850 feitgeftellt worden wäre, fo würde in den 
Rezeß noch mit aufzunchmen fein: 

4) daß tie Naturalbienfte, Präftationen oder fonitigen 2eiltungen am 1. Ian. 
1850 aufhören, an tiefem Termin die Ablöfungefumme für die überſchie⸗ 
Senden Pfennige mit 19 Sgr. zu entrichten und von diefem Tage ab bie 
zur Uebernahme der Rente Seitens der Rentenbank, die volle Rente mit 
10 Rthlr. 10 Sgr. direft an den Berechtigten zu entrichten fei. 

Würde dann der Rezeß der Rentenbank 3.3. im Anfang des Monats Miürz 1850 
zugehen, fo würde e3 fein Bedenfen haben, daß tie Mentenbanf die Rente am 1. 
Kpril noch übernchmen und den Berpflichteten, ſowie den Berechtigten vorher hier: 
von noch benachrichtigen könnte. Würde ihr dagegen der Rezeß erit in den lepten 
Tagen des März zugehen und die Uebernahme der Rente zum 1. April nicht mehr 
möglich fein, fo würde fie erit am 1. Oft. erfolgen fönnen und bis dahin die volle 
Aemte von 10 Rthlr. 10 Sur. für % Jahre mit 7 Rthlr. 22 Sgr. 6 Pr. direft 
au den Berechtigten entrichtet werden müflen. Diefes Berfahren findet auch im 
Königreich Sachſen ftatt und Hat fi dort als durchaus zweckmäßig bewährt. 

Heften auf einem Grunditüd nur feite Gelbabgaben, fo fdheint es auf 
ven erſten Blick, ale fönne tie Ginmifhung der Auseinanderfeßungs:Behörde gänz: 
lich unterbleiben. Allein auch in biefem Hall int bie Prüfung, ob die Geldabgabe 
pr nelöfung durch die Rentenbank geeignet, ob wirklich Feine anderen durch die 

tenbanf ablösbaren Meallaften neben den Beldabgaben auf dem Grunditüde 
haften, ferner die Prüfung der Legitimation der Intereffenten und die Wahrneh: 
nung der Rechte dritter Perfonen unbedingt erforderlih. Diefe Geſchäſte gehören 
Bm um Reſſort der Auseinanderfegungss Behörde und müflen vor Ueberwei⸗ 

ung der Rente auf die Mentenbanf zur Grörterung fommen. Da hiernach die 
Dirkſamkeit der Auseinanderjegungss Behörde auch bei Geldabgaben nicht entbehrt 
werden kann, fo it es gerechtfertigt, das Verfahren bei dieſen dem Verfahren bei 
deren Reallaſten anzupaffen, was um fo weniger ein Bedenfen haben fann, als 
dadurch Leine Weiterung entiteht, fondern in der Regel die Verhandlung über bie 
eben erwähnten Prüfungen zugleih das Refultat der Auseinanderfeßung zwifchen 
Im Berechtigten und Verpflichteten und zwifchen diefen und der Rentenbanf ents 
Kelten, und mithin den Rezeß felbit wird vertreten fönnen. 

Eine Zuziehung der Nentenbank: Direktion bei Aufnahme der Rezeſſe würbe 
bad Geſchaͤft weitläufiger maden und ift um deshalb entbehrlich, weil die in den 
Rezefien feitzuftellenden Rechte und Verpflichtungen der Rentenbanf für jeden eins 

en Ball deutlih aus dem Geſetze hervorgehen und in Zahlen durch ein bloßes 

nungs:@rempel darzuftellen find. Um jedoch ein in diefer Beziehung möglichft 
—— * Verfahren herbeizuführen, war es nothwendig, die Beſtaͤtigung der 
zeſſe in denen Renten auf bie Rentenbanken überwieſen werben, ſtets nur durch 
die Auseinanderfegungss Behörden geichehen zu laffen, fie alfo den Regierungen, 
Kenfiftorien und Berichten, denen nach ten bisherigen Gefegen dergleichen Beſtaͤ⸗ 
tigungen in gewiſſen Faͤllen noch geftattet find, au entziehen. 


II. Ueber die Abfaffung ter Ablöfungs- und Regulirungs— 
Bezeffe bei Benugung der Rentenbanfen ertheilen das C. R. des 
in. für landwirthſchaftl. Ang. v. 15. Mai 1850 1) (Min. Bl. d. i. V. 
1850. S. 139, Nr. 192.) und das Regl. des Fin. Min. v. 3. Aug. 1850 ?) 
(Bin. BI. d. i. 3. 1850. S. 302. Nr. 399.) ſpezielle Inftruftion. 

Vergl. audh: 

a) Über die Prüfung ver den Mentenbanfen von den Auseinander⸗ 
fegungs « Behörten mitgetheilten Rezeſſe ($. 14. des Rentenbank⸗Geſ.) das 
A. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 30. Sept. 1850 ?) (Min. Bl. 
d.i ®. 1850. ©. 276, Nr. 379); 


1) Bergl. in Bd. J. ©. 715 ff. 
2) Shendaf. S. 731 fi. 
3) Cbendaſ. ©. 722. 
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b) über tie Berüdfichtigung des $. 15. des Rentenbank⸗Geſ. be 
faffung der Rezeſſe in Bezug auf praenumerando fällige 
mainen-Menten, das E.R. des Bin. Din. v. 10. Sept. 1852 !) 
BL. d. i. B. 1852. ©. 328, Nr. 326.); 

c) über die Beftätigung der Mezeffe über das Verbältniß der 8 
ligten zur Rentenbank in denjenigen Vällen, wo die Auselnanderf 
durch Die Negierungen reſp. Provinzial-Schul-Kollegien ohne Dazwi 
£unft ver ordentlichen Außdeinanderfegungs- Behörden zu Stande gefer 
das ©. v. 21. April 1853. G. 2.2), 


Zu 88. 18— 21. 
(Einziehung und Sicherſtellung der Renten). 


Zum 6. 18. 


I. Der $. 18. bat bei der Beratung in den Kammern 
Abänderungen erlitten. Es find nämlich: 

a) dem zweiten Sage des Alin. 1. die (im Entwurf fehle 
Worte: 


„welches jedoch für die Dauer der Amortifationsperiode ber Nent 
„verhaftet bleibt”, 


hinzugefügt, und 

b) in tem Alin. 2. if das Wort: „koſtenfrei? eingefi 
worden. 

A. Die Motive des Regier.⸗Entw. bemerken zu diefem $.: 


Es leuchtet von jelbit ein und it auch ſchon in den Motiven zum $. 1 
vorgehoben, daß die Operationen der Rentenbank nur dann mit Erfolg durcht 
werben fönnen, wenn auf das richtige Cingehen der Rentenzahlungen fe 
Sicherheit zu rechnen if. Hierzu genügt aber nit blos, — was wohl 
Regel ſtets vorausgefeßt werden kann — daß das verpflichtete Grundſtück 
haupt die Rente aufzubringen vermag, fondern «6 ift auch erforberlid 
die Rentenbank mit ihrer Forderung nicht etwa andern Bläubigern des Brun 
im alle der Ungulänglichfeit der Mittel deſſelben, nachzuſtehen genöthigt fei 
fe nun vor biefer Gefahr zu ſchützen, beſtimmt der vorliegende $., dag bie 9 
in Konfurrenz mit andern Verpflichtungen des belafteten Guts baffelbe Borzug 
genießen follen, welches die Geſetze den Staatsfteuern beilegen, db. 5. mit a 
Worten das Recht, allen übrigen Gläubigern in ber Regel (mit Ausuahe 
wiſſer älterer Rüdflände) vorzugehen. 

Dieje Beflimmung des Gntwurfs weit allerdings von ben beftchendn 
feßen ab, welche zunähft nur feſtſetzen, daß die Ablöjungs:Rente daſſelbe Baı 
recht vor den hypothekariſchen Gläubigern genieße, welches den durch fie abge 
Abgaben und Leitungen zuftand. 

(Cr. Mbiif. D. v. 7. Juni 1821 $. 18. und Ablöf. DO. v. 13. Inli 
$. 91.) 

Fragt man aber zunaͤchſt, welches Vorzugsrecht denn bisher geſehlich f 
Abgaben und Leitungen beigelegt war, fo ia die Antwort bierauf für die Bi 
zen, in denen die altpreußiihe Gefebgebung gilt, hauptſächlich aus den $$. 
u. 393. Tit. 50. Th. I..der N. ©. O., und aus den $$. 48. u. f. Tik I 
Hyp. D. zu entnehmen, welche beflimmen: 

baß alle beſtaͤndig fortlaufenden Laflen und Abgaben, welde nad den 
faflungen des Orts, des Kreifes ober der Provinz, von allen Bruni 
berfelben Art an Kreiskaſſen, Rämmereien, — 
an Kirchen- oder Schulbediente zu entrichten find, im Konkurſe (m 


m. — — — m — — 


1) Vergl. in Bd. J. S. 722. 
2) Ebendaſ. S. 656. 
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ſtens mit ihren zweijährigen Rückſtänden) unmittelbar Hinter den Staatsab⸗ 
gaben, in der zweiten Klaffe locirt werden, in dem Grundſtück und deflen 

erih aber allen eingetragenen Gläubigern vorgehen jollen, auch in das 
Hypothekenbuch nicht eingetragen zu werden brauchen. 


Nach diefen Borfchriften Haben daher unzweijelhaft bie meiſten der bier im 
ſtehenden Reallaften und mithin auch die an ihre Stelle tretenden Ablöfunges 
m ſchon jetzt vor allen Hypothefariichen Forderungen ein ſolches Vorzugsrecht, 
8 ihnen der $. 18. des Entw. zu verleihen bezweckt. Daß dies aber von 
n Ablöfungsrenten gelte, welche fünftig auf die Rentenbanf übergehen follen, 
ich freilich nicht behaupten, namentlih wird es bei denjenigen nicht der Fall 
welde an die Stelle folcher Reallaften getreten find, die ihrem Urfprunge ober 
Beichaffenheit nach nicht unter eine ber in den obigen Vorfchriften bezeichnes 
tatbegorien zu bringen, 3. B. nicht aus der Ortsverfaffung herquleiten, ſon⸗ 
aus jpeziellen Redtsriteln entitanden find. Auch kann es vorfommen, daß 
en, die urfprünglid in der That jenen Kathegorien angehörten, ihr geſetzliches 
ugsreht vor den übrigen hypothefariihen Forderungen des verpflichteten 
idſtücks deshalb wieder verloren haben, weil die zur Erhaltung deſſelben im 
3. der Ablöi. D. v. 7. Juni 1821 und im $. 3. des Gel. v. 29. Juni 1835 
ſchriebene Gintragung in das Hypothekenbuch unterblieben oder nicht recht: 
erfolgt if. Für Bälle diefer Art ändert daher allerdings der vorgefchlagene 
Brundfag, welcher den auf tie Mentenbanten übergehenten Renten ein glei: 
Borreht wie ten Staatsiteuern beilegen will, den beitehenden Rechtszuſtand 
Nachtheil derjenigen Gläubiger, die fonit tiefen Renten vorgehen würden. 


Erwägt man aber, daß dergleichen Fälle gewiß nur jehr jelten vorfommen, 
erner der Nachtheil, welcher ſolchen yrioritatiihen Släubigern in ihren Red: 
doeh nur für den Ball eines Komkurfes bier angedroht wird, ſich da⸗ 
wefentlih mildert, daß die Ablöjungsrente durch ihre Meberweifung an bie 
nbanf zugleich ihrer Tilgung entgegengeführt wird und daß mit dieſer lebte: 
obald fie eintritt, aller Nachtheil fortfällt; fo dürfte es gerechtiertigt erſchei⸗ 
biefen Schritt hier zu thun, ohne welchen der Erfolg der Nentenbanfen nit 
end gelichert oder wenigitens die Gewährung der Staats-Garantie für dieſel⸗ 
Sur bedenklich fein würde. 


Außer tiefer materiellen Sicherung des Mentenbanfgefhäfts gewährt aber 
ebachte, in den Bingangsworten des $. 18. aufgeſtellte Grundfag auch noch 
ehr wejentlichen formellen Nußen einer großen Bereinfahung diefes Geſchäfts. 
Iten die Renten nit dur das Geſetz felbit ein Toldhes unbedingtes Vorzugs⸗ 
vor allen bypothefariihen Schulden des verpflichteten Gute, fondern verbliebe 
bei, dag ihnen nur tasjenige Vorrecht gebühre, welches die Abgaben und Leis 
en, die fie vertreten, gehabt haben, fo wäre zur Sicherung ber Mentenbant 
eine Gintragung der Rente in das Hypothekenbuch unerläglih, auch müßte 
lich die Rente nach erfolgter Tilgung dort wieder gelöfcht werden. Es leuch⸗ 
m ſelbſt ein, zu weldhen unendlichen Werterungen und Koften ein ſolcher Ber: 
ber NRentenbank: Direktionen mit den Hyporhefen: Behörden führen würde. Wird 
en der Grundſatz des Entwurfs aboptirt, ſo bedarf es gar feiner Gintragung 
kente in das Hypothefenbud. Es genügt vielmehr, wenn diejenigen Reallaften, 
wa dort wirklich eingetragen ftehen, nad) ihrer Meberweifung an die Renten: 
gelöiht und dieſe Ueberweiſung dabei vermerkt wird. Bei anderen Grunds 
n, beren Reallaiten nicht eingetragen find, betarf es, wenn bie leßteren ale 
e auf die Rentenbanf übergehen, nicht einmal eines Vermerls in das Hypothe: 
ich hierüber, da ein jeder, der ſich mit dem Beliger des Grundſtücks in ein 
zaͤft über daſſelbe einlaffen will, durch Erkfuntigung bei dem Steuer-Empfänger 

8 leicht erfahren kann, ob und mit welcher Rente das Grundſtück für bie 
enbanf belaſtet iſt. 


B. Die Agrar-Kommiſſion der II. Kammer erklaͤrte ſich mit 
in ten Motiven entwidelten Grundfägen einverftanten und beantragte 
folgenden Zuſatz zum zweiten Sage des Alin. 1.: 

bleiben jeboch für die Dauer der Amortifationsperiode der Rentenbank vers 
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Dem ift auch dad Plenum ver IL Kammer beigetreten '), tut 
jedoch außerdem befchloffen, in dem Alin. 2. das Wort: „Foftenfrei" 
einzufchalten. 2) (Stenograph. Ber. der II. K. 1858. 3b. 3. ©. 1660). 

Nachtem indeß bei der fpäteren Beratbung des $. 9. (f. oben 
S. 532 ff.) der Nbünterungd- Antrag des Abgeordn. v. Patow zu tem 
letztgedachten F. angenommen worten war, ergab ſich hieraus Tie Noth⸗ 
wendigfeit einer anderweitigen Baffung des Alin. 1. tes $. 18., melde 
auf den Verbeff.»- Antrag des Abgeortn. v. Patow (Drudf. Nr. 447. 
ad 2.) dahin angenommen wurde: 

Infoweit die der Rentenbank überwiefenen Renten nit aus Staatskaſſen ge⸗ 


zahlt werden ($. 9.) genießen diefelben bei Konkurrenz ıc. (Stenograph. Ber. der 
1. 8. 1848/49. Bd. 4. ©. 2003.) 


C. Die Agrar-Kommiffion der I. Kammer erklärte ſich im 
Prinzip mit dem $. 18. und den betreff. Befchlüffen der II. Kammer ein 
verftanten; Ta file indeß auf Ablehnung des v. Patowſchen Ammte 
mentd zum $. 9. angetragen hatte, fo brachte fle auch den Wegfall der 
hierauf bezüglichen Abänderung ter Baffung des Alin. 1. rei 
$. 18. in Antrag, welchem Antrage fih Tas Plenum anſchloß. (GStere⸗ 
graph. Ber. der 1. 8. 1843. Bd. 5. S. 2731 ff.). 


D. Die II. Kammer bat fih ſchließlich Hiermit einverflanten 
erflärt. (Stenograph. Ber. der 11. 8. 1848. Bb. 5. S. 2966). 

II. Der zweite Sag des Alin. 1. des $. 18. weicht, wie and 
der oben mitgeteilten Entſtehungs⸗Geſchichte defielben hervorgeht, in 
der Baffung des Geſetzes von Ten Beſchlüſſen ter Kammern ch 
Die Agrar-Kommiffion der II. Kammer wollte nämlich in tem ge 
dachten Alin. 1. tie Beftimmung hinzugefügt haben, daß tie Menten fiı 


die Dauer der Amortifationd » Periote der Rentenbank verhaftet bleiben, . 
während im Plenum ter II. Kammer das Amentement geflellt wurk, 


diefe Beitimmung fo zu faflen, daß das mit Nenten belaftete GSrund⸗ 
ſtück ter Mentenbanf verbaftet bleibe. (Stenograpb. Ber. der I. 8. ®r. 3 
©. 2731). Obgleid, dies Amentement abgelehnt und ter 6. 18. tem 
nähft auch von ter 1. Kammer (Stenegraph. Ber. der L 8. Wi 
©. 2731) in Betreff des in Rede flehenten Satztheiles tes Alin. 1. in d 


von ter II. Kammer befcloffenen Baflung angenommen wurte, fe # ' 


E "a 19 -- 


dennoch In das Gefeg das abgelehnte Amendement (tes Abgente . 


Robe ?) aufgenonmen worten. *) 


Die Abweichung ift indeß praftifch nicht von erheblichem SInterek; 
denn die Renten baften auf vem Grundſtücke und es iſt alfo auch daä 


Grundſtück der Rentenbanf mitverhaftet, wenn terfelben die Renten 
verhaftet bleiben. Das in das ®efet übertragene (menn gleich von de 


Kammern abgelehnte) Amendement erzielte mithin nur dasjenige, 


1) Der Abgeordn. Robe Hatte beantragt (nit gebrudt), den von der Aw 
mifflon vorgefhlagenen Zufas zum Alin. 1. des $. 18. dahin zu faſſen: 


„welches für die Dauer der Amortifations: Beriode ber Rentenbant verhai | 


tet bleibt“. 


Dies Amendement wurde indeß abgelehnt. (Stenogr. Ber. ber IT. & 184 


Bd. 3. ©. 1660 


2) Dies it auf den Berbeff.s Antrag bes Abgeordn. Robe und Ga | 


(Drudf. Nr. 367. ad 1.) gefchehen. 

3) Bergl. oben Rote 1. 

4) Die Drudfadhen und die ftenograph. Berichte vefp. bie amtlichen Pretetelt 
ber Kammern ergeben nichts darüber, wodurch biefe Abweichung der Bafız) 
des 5. 18. von den Beihluffen ber Kammern herbeigeführt worden, 
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was auch aus der von der Kommiffion der II. Kammer beantragten 
(von den Kammern angenommenen) Baffung folgte. :) 


Zum &. 19. 


Diefer F. ift von beiden Kammern ohne Erinnerungen angenom⸗ 
men worten. (Gtenograph. Ber, der 11. 8. 1848. Br. 3. ©. 1660 u. ber 
l. K. ®r. 5. ©. 7731). 

A. Die Motive des Regier.⸗Entw. bemerken dazu: 

Die Nothwendigfeit einer Verficherung gegen Feuersgefahr in Anfehung der 
Gebäude, auf denen Renten für die Rentenbank haften, leuchtet ohne Weiteres ein, 
sit minder aber auch das Bedürfniß, die Bank:Direftionen geſctzlich zu autoriftren, 
die Befißer folder Gebäude im fürzeiten Wege durch abminiitrative Grefution zu 
I Derficherungen, bei denen flets Gefahr im Verzuge obwaltet, anhalten zu 

en. 


B. Der Bericht ter Agrar-Kommiffion der II. Kammer ſpricht 
ſich dahin aus: 


Zum 6.19 wurde bemerklich gemadıt, daß die darin den Direktionen ber Ren⸗ 
tenbanlen beigelegte Befugniß, diejenigen Verfiherungsgefellihaiten zu beitimmen, 
bi welchen nad) ihrem Ermeſſen die Gebäude, auf welchen Renten für die Banken 
haften, gegen Beuersgefahr zu verfihern find, zur Bermeidung jeder Härte darauf 
eiszufhränken fein dürfte: 

daß den Direktionen nur ein Witerfpruch gegen Berfiherungen bei notoriſch 
unfihern Berfiherungsgefellfchaften eingeraumt werde, 
ud ein dies bezwedender Abänderungsantrag geftellt. 

Andererfeits wurde im Alin. 1. Hinter den Worten „bei einer“ die CEinſchal⸗ 

der Worte „vom Gtaate fonzeffionirten” beantragt. 

Beide Anträge haben jedoch nicht die Zuſtimmung der Majorität der Kom. 
elangt, welche allgemein den $. 19. in der vorgefchlagenen Baffung für zwedents 
herchend und nad) feiner Richtung für bedenklich erachtete. 


C. Die AgrareKommiffion der I. Kammer bemerkte: 


Die im $. 19. enthaltene Befugnig ter Direktion der Rentenbant, die Ber: 
derung der Gebäude, auf welchen Renten für die Rentenbank haften, bei einer 
ſenerverſicherungs-Geſellſchaft zu verlangen, rief bei mehreren Mitgliedern ber 
tem. das Bedenken hervor, daß für die kleineren Stellenbefiger eine große Laſt 
nifiehen würde, indem die Privat: Berfiherungs-@efellfchaften dergleichen größten; 
jeils nicht maifive Gebäude nit aufnchmen, die Provinzial-Societäten, wenigſtens 
ı Edlefien, aber fo dohe Beiträge erforberten, daß deren Aufbringung für die 
eineren und ärmeren Grundeigenthümer faft unerfchwinglid fei, und deshalb viele 
as dieſen Sorietäten ausfhieden. Der Verfiherungszwang würde daher in vielen 
allen eine große Härte fein. 

Zür die Beſtimmung des $. wurde jedoch angeführt, dag in anderen Provin⸗ 
m, namentlich in der Mark und in Sachſen, die Verhaͤlmiſſe der Provinzial⸗So⸗ 
täten Eeinesweges fo ungünflig wären. GEs fei diefe Sicherheit für die Beſtim⸗ 
mugen der Rentenbank erforderlich, indem der Hauptwerth mancher Befigungen in 
em Gebäude beruhe. Ueberdies jei dieſe Befugniß ber Rentenbanks Direktion fas 
altativ geltellt und deren @rmefien überlaffen, in gewiffen Füllen die Berfiherung 
icht zu verlangen. Bei der Urganijation der Provinzial⸗Verwaltungen fei zu ers 
sarten, dag auch in den Lanbestheilen, wo die BeuersSocietäts-Binrichtungen ſich 
icht bewährten, deren zweckmaͤßige Umgeftaltung einer der erften Gegenflände ihrer 

feit fein werbe. 

Die letzteren Gründe wurden als überwiegend anerfannt und $. 19. ge 


whmigt. 





1) Bergl. die Aeußerungen des Berichterflattere der II. K, Abgeorbn. Bauer 
(Gturgardt), in den flenograph. Ber. der IL. K. Bd. 3. ©. 1660, 
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Zum 8. 20. 


1. Der $. 20., welchem &efontere Motive nicht beigefügt werten, 
ift von ten Kammern ohne Erinnerungen unverändert angenommen 
worden. (Stenograph. Ber. der II. 8. 1888. Bd. 3. ©. 1660 nu. der J. &. 
Br. 5. ©. 2731). 

II. Ueber das Verfahren bei Zerftüdelung von Grundſtücken, melde 
tem Domainen Fiskus prüftationsfühig find, vergl. Ta® G. R. des in 
Min. v. 3. Mai 1850.) (Sprengel’s Ablöf. Geſ. S. 110—112). 

Vergl. auch $. 93. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850. 


Zum $&. 21. 


J. Der $. 1. ift von ten Kammern unverändert angenommen wer 
den. 2) (Stenograph. Ber. ber II. 8. 1843. 3b. 3. ©. 1660, u. tr L 
Br. 5. ©. 2731). 

A. Die Motive des Regier. Entw. bemerken dazu: 


Die Jahresrenten werden in Sachſen und im Eichsfelde in 4 Termin, u 
den Paderbornſchen Kreifen in 6 Terminen, zugleih mit der Grundſteuer durch ix 
Steuer:Binnehmer erhoben. Wegen der Rückſtände findet die Erefution im Im 
waltungswege ftatt. Alle dieſe Beitimmungen, welde fi in der Anwendung ke 
währt haben, find im Wefentlichen auch in dem vorliegenden Entwurf beibehalte, 
und nur darin von ihnen abgewichen, dag zur Erleichterung der Berpflichteten I 
Einziehung der Rente in monatlihen Terminen vorgefchrieben ift. 


B. Der Beriht der Agrar-Kommiffion der IL Kammer frdk 
fich in folgender Art aus: 


Zum lin. 1. des $. 21. wurde der Antrag geftellt: 
bi Gehebung der Renten nit in Monatss, fondern in Duartalsraten jr 
uftellen. 

Beprünbet wurbe berfelte dadurch, daß es den Rentepflidgtigen weniger le 
ſchwerlich fallen würde, wenn fie nicht alle Monate Rente zu zahlen Hätten, and 
die Koiten der Zufammenbringung bei Quartalszahlungen minder groß wären. 

Die Majorität der Kom. theilt jedoch diefe Anficht nicht, iſt vielmehr der Be 
nung gewefen, daß gerade durch die monatlihe Abführung der Renten in Babe 
dung mit den fonit aufzubringenden Stuatsfteuern eine weientliche Brleichterung ſu 
die Pflichtigen gefunden werden müfle, indem einmal Feinere Summen mit riss 
Male aufzubringen wären, die künftig ganz fo, wie die übrigen Steuern beivadkd, 
und daher auch chen fo prompt aufgebracht werben würden, endlich aber auf = 
möglich eine Koitenvermehrung dadurch entitchen fünne, da tie Berichtigung ba 
Nenten eben mit den Steuern zu gleicher Zeit erfolgen folle, und bie etwas geöfm 
oder geringere Summe, welde am SteuerfälligfeitösTermin einzuzahlen jei, auf cie 
em neteung feinen Einfluß üben könne. Die Kom. hat daher ben Kam 
verworfen. 


I. Das ER. des Min. für landwirthſchafil. Ang. v. 9. I 
4851 2) (Min. Bl. d. i. V. 1851. ©. 190, Ar. 209.) befkimmt, deß I 


— — — — — — 


1) Vergl. in Bd. J. ©. 722 ff. 

2) Bei der erſten Berathung in der II. K. wurbe zwar befchlefien, tel 
Alin. 1. des $. 21., dem Antrage des Abgeordn. v. Batow (Dradf. Ar. M 
ad 3.) zufolge, dahin zu ändern: 

„Die auf Grunditücden haftenden Renten ($. 18.) werben in monatlige 
„Raten mit den Staatsiteuern poftnumerando erhoben“ ; 
‚allein die I. KR. trat dieſem Beſchluſſe nicht bei, fondern itellte die Faſſung I 
Megier.sBorlage wieder ber, und dieſem Beichluffe if Die I. K. demnidk ie- 
getreten. (Stenograph. Ber. ver II. R. Bd. 4. ©. 2003., der 1. 8. W. 5. € 
3731. u. der II. K. Bd. 5. S. 2966.) 
3) Vergl. in Bd, 1. ©. 724. 
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Vorausbezahlung der Renten in beſtimmten vierteljährlichen oder halb⸗ 
I one Zerminen, jedoch nicht über ten Jahresſchluß hinaus, zuläffig 
n folle. 

IM. Das R. des Gen. Poftamts v. 24. Dec. 1851 (Min. Bl. d. i. 
8. 1551. ©. 313, Nr. 338. Zeitfchr. des Revif. Kolleg. Br. 5. ©. 10) erläutert, 
daß Tiejenigen Mentenbeträge, welche die Kommunal» Behörten für Rech⸗ 
zung ter Rentenbank⸗Direklionen erheben und temnächit an Lie Kreiskaſſen 
ebführen, portofreie Beförderung genießen. 


Zu 88. 22 —27. 
(Tilgung der Renten). 


Zu 58. 22— 23, 


Die SG. 22. und 23. Tauteten im Regier. Entw. folgendermaaßen: 


$. 22. Der Berpflichtete wird durch eine 5645 Jahre oder 673 Monate lang 
fortgefeßte Zahlung der Rente an die Rentenbanf von der Verpflichtung zur ferne: 
ren EOntrichtung diefer Rente vollitändig befreit. 

$. 23. Dem Berpflihteten ſteht indeſſen frei, auch ſchon während bes im 
4 Fri angegebenen Zeitraums die Rente durch Rapitalzahlung ganz oder theilweife 
zu tilgen. 

Welche Summen in den verfchiedenen Jahren zur Ablöfung der verfchiebenen 
Mentenbeträge erforderlich find, ergiebt fi aus der unter A. beigefügten Tabelle. 

in. 3., 4. u. 5. gleichlautend, wie im $. 23. des Geſetzes. 


Die Motive bemerken Dazu: 


Die bis auf 56% Jahr ausgedehnte Dauer ber Tilgungsperivde int bereits 
darch das oben im Gingang Geſagte motivirt. Die genaue Angabe diefes Zeit: 
zaume im Geſetze erfchien zur Weckung des Vertrauens für die Anitalt beſonders 
iss Hinblid auf die bäuerlihen Interefienten angemefien. 

Aber auch während der Tilgungeperiode mußte den Verpflichteten geitattet 
werben, die Renten durch Kayitalzahlungen gang oder theilmeife zu tilgen, und es 
mußten befonders in Rüdfiht auf die ärmeren Stellenbefiger die möglichit Heinften 
zpeilgablungen zugelaflen werben. 

m Königreihd Sachſen beträgt die Fleinfte zuläffige Theilzahlung 8 Bar. 
4 Pf., bei der Tilgungsfafle im Cichsfelde muß der abzulöfende Bentenbetrag min: 
deñnens aus 5 Gar. beleben. Dieſe Borfhrift hat der Entwurf um fo mehr bei: 
behalten, als nad ben in Sachen gemachten Erfahrungen von dem Net, noch 
geringere Rentenbeträge zu tilgen, fat niemals Gebrauch gemacht wird. 


A. Die Agrar-Rommiffion ver II. Kammer beantragte folgende 
Abinderungen: 

a) ten $. 22. dahin zu faffen: 

Der Berpflihtete wird entwerer duch eine 56% Jahre oder 673 Monate 
lang fortgefeßte Zahlung der Rente, wenn er fi bei Ueberweiſung der Rente anf 
Die Rentenbank für den Erlaß von „I, ber vollen Rente, ober duch eine 41 
Jahre gleich 493 Monate lang fortgefegte Zahlung der vollen Rente, wenn er fl 
für diefe erflärt Bat ($. 10.), von ber Verpflichtung zur ferneren Entrichtung bie: 
fer Rente vollſtändig befreit. 


b) den 6. 23. in folgender Faſſung anzunehmen: 


Dem Berpflichteten ſteht inbeflen frei, auch ſchon während der im $. 22. 
angegebenen Zeiträume bie Rente duch Kapitals Zahlung ganz cber theilweiſe 


ju tilgen. 

Brig. Summen in den verfchiebenen Jahren Der beiden Amortifationes 
Berioden zur Ablöfung der verſchiedenen Rentebeträge erjorberlih find, ergiebt 
14 aus den unter A. und B. beigefügten Tabellen. 

Kapitalsgahlungen ac. 
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Der Kommiffions- Bericht motivirt dies folgendermanßen: 


Zu tiefem Abfchnitt müflen alle diejenigen Abänderungss Vorfchläge in Bes 
tracht gezogen werden, welche eine Abkürzung der Amcertifationsperiobe der Rente 
bezwecken. 

Es ift aber auch auf vielen andern Seiten ausgeſprochen worben, daß es mr 
im hoͤchſten Maaße erwünfcht fein würde, wenn durch ausführbare Borfchläge y 
einer fürzeren Amortifationsperiobe, als wie fie der $. 22. des Entw. in Aust 
ftellt, dies möglich gemacht werden Fönnte. 

Diefer Gegenfland und tie zur Erreichung diefes Zwedes geftellten Anträge 
find daher auch in der Kom. einer forgfältigen Prüfung unterworfen werben, als 
deren Gntrefultat fi) Felgendes herausgeftellt hat: 

ine kürzere Amortifationsperiote, al6 die dem GeſetzeEntwurfe zum Grmabe 
liegente, ift nur durch folgende Mittel herbeisnführen: 

1) durch deltweiſe Ausgabe zinsloſer Rentenſcheine ſtatt verzinslicher Ren 

tenbriefe, 
2) durch einen geringeren als den 20fachen Kapitalifirungsbetrag ber vellen 
Rente, welcher im $. 28. des Geſetz⸗Entwurfes als Norm aufgeflellt wirt, 
3) durch Wegfall des Zehntelerlafies, 
4) durch eine geringere als Aprogentige Verziniung der Rentenbriefe. 


Wenn es num auch richtig ift, daß bei Annahme der Vorfchläge unter Ar.i. 


und 2. des Sattig'ſchen Amendements fih die Amertifationsperiode auf 33} 
Jahre ftellen, daß ferner, wenn man fich entfchliegen wollte, $ des Belfammibo 
trages fämnitlicher fapitalifirter Renten in zinslofen Rentenfcheinen ausıngeben, 


— . 


es aber noch außerdem bei dem Zehntelerlaß verbleiben fellte, dann die Tilgunge : 


periode für fämmtliche verzinsi.che Rentenbriefe und unverzinsliche Rentenſcein 
auf 33} Jahr erniedrigt würde, und endlich biefelbe nech weit mehr abgekürk 


würde, menn nad) den Langerſchen Borfchlägen die Hälfte der gefammien Kaps 
talbeträge ter Renten in unverzinslichen Rentenfcheinen ausgegeben werden fell, 


fo ift doch ſchon eben bei $. 2. des Geſetz⸗ Entw. näher auseinandergefept, waren 
bie Kom. ſich für das Projekt der Kreirung zinslofer Rentenfcheine nicht gu mw 
flären vermag und ein foldhes nicht befürworten kann. 

Nach 88. 28. und 32. des Entw. follen die vollen Renten mit den 20facden 
Betrage fapitalifirt, über diefen Betrag Mentenbriefe ausgefellt, und dieſe bis zu 
ihrer vollfänrigen Realifirung mit 4 p&t. jährlich verzinft werden, hierdurch be 
dingt ſich aber in Verbindung mit dem Erlaß des 10ten Theile der vollen ent, 
die in $. 22. ausgefproechene Dauer der Tilgungsperiode alleln. 

Würde nun beifpielsmweife tie volle Rente mit dem 18fachen Beirage fayits 
lifirt, die Rentenbriefe nach dem Nennwerth mit 4 pt. verzinſt und verbliche d 
bei dem Zehntelerlak, fo würde tie Amorlifationsperiode 41 Jahr banern, fir 
der Zehntelerlaß fort, fo ermäßigte fie ſich auf 32% Jahre. 

Bliebe es bei der 20fachen Kavitalifirung, würden aber’ die Menteubriefe neh 
ihrem Neunwerth nur mit 3% p&t. jährlich verzinfet, fo würde die Tilgung 
Periode bei dem Erlaß des Zehntels 43 Jahr, chne denfelben 35 Jahr danerz. 

Die Kom. ift nun fchon bei Berathung des Ablöf.sWef. von der Anſicht an 
gegangen, daß nur allein aus den in den Motiven zn dieſem Befep entwickelte 
Gründen der Wfache Betrag der vollen Rente, bei deren Kapitalifirung. Ueber⸗ 
weiſung und allmäligen Tilgung durch die Rentenbanken als gerechtfertigt ange 
nommen werden fünnte, ein geringerer Kapitalilicungsfag aber, bei den durch tk 
Rentenbank zu tilgenden Renten, fich durchaus nicht begründen ließe, nud es fazd 
daher auch ein in der Kom. geftellter und auf Kapitalifirung der den Rentenbaw 
fen au überweifenden Renten mit den 18fachen Betrage geflellter Antrag, welde 
überbies zurüdgezogen wurte, in der Kom. feine Unterflügung, vielmehr ik Ni 
felbe der Anficht, daß diefes Mittel zur Herbeiführung einer Fürzeren Amortiſe 
tionssPeriobe nicht empfohlen werden fünne. — 

Aber auch eine Herabfekung des BZinsfußes der ausugebenden Hentenbricft 
von 4 auf 3% pCt. vermag die Kom. nicht zu befürworten, denn nicht nım, baf 
dann ber Berechtigte bis zur Realifation der Mentenbriefe noch wieder $ yüt. as 
jährlichen Binfen für jede Hundert Thaler Renten» Kapital weniger erbielte, fo 
würde auch cine nothwendige Folge davon fein, dag wenn 3% prozentige Renten 
briefe vor ihrer Ausloofung in Geld umgefept werden müflen, fie nur bedeutend 
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z ihrem Nennwerth zu realifiren fein mürben, baburch mwefentliche Verluſte für 
Berechtigten entfliehen müßten, und fomit einer foldhen Maaßregel weder Rechtes, 
‚ Billigleitsgründe zur Seite fländen. - 

Hiernach kann eine Abkürzung der AmorkifationesPeriobe nur durch Wegfall 
Sehntelerlafles erreicht werten; fie wird dann nach ten Motiven des Geſetz⸗ 
wurfes bei Beibehaltung der 20Ofachen Kapitalifirung der vollen Renten nnd 
gentiger jährlicher Berzinfung der Rentenkriefe nach ihrem Nennwerth eine 
we von 41 Jahren oder 492 Monaten haben, die Beſtimmung hierüber aber 
ven fchon bei $. 10. angeführten Gründen nnr fakultativ zu faflen fein, und 
—* bringt daher die von ihr beantragte (obige) Faſſung des $. 22. in 

g. 
Es iſt jedoch noch außerdem in der Kom. ein Vorſchlag in Anregung gebracht 
ben, nach welchem es Jedem Pflichtigen frei ſtehen ſolle, die Rentenbanken 
a ihrer eigentliken Beſtimmung als wirklihe Eparfaffen in der Art zu bes 
m, daß eine von dem Pflichtigen außer feiner fortlaufenden Rente, noch außers 
einzuzahlendes Kapital von beflimmter Höhe, durch Anfammlung von Zins 
ins, als ein befonderer Amcortifationsfend verwaltet, und dadurch eine rafchere 
edigung der WmortifationssPeriode ermöglicht werte. Zu dieſem Zwecke wurde 
Untrag geftellt, vem $. 22. als Zufas hinzuzufügen: 
Außerdem ift Jedem frei gegeben, über die von ihm eingezogene Renten» 
zahlung hinaus, nech Bingahlungen, jedoch nicht unter 1 Rthr. zu feinem 
Amortifatiousfond zu machen. Diefe werden in gleicher Art verwaltet und 
verwendet, wie die regelmäßige Amortilation. — 

Dieler Borfchlag fand jedoch nicht die ausreichende Unterflüßung in der Kom.; 
mrde tagegen angeführt, daß abgefehen von ber fehr verwidelten Verwaltung 
ganzen Kaflengeichäfts der Rentenbanten, welche die Durchführung einer fols 
Idee zur Bolge haben müfle, der beabfichtigte Zweck im Weſentlichen durch 
Befimmungen im Alin. 1. des 6. 23. auf eine einfachere Weife ebenfalls zu 
hen fei; denn wenn biernach jedem Pflichtigen frei ſtehe, außer feiner Rente 
Der beliebigen Zeit noch Kapitalsabſchlagszahlnugen zu machen, fo fei dadurch 
Möglichkeit geboten, tie Amortifationsperiode nach dem Willen und den Kräfs 
3e6 Pflichtigen ſehr abzufürzen, bei jeter abfchlänlichen Kapitalszahlung vers 
wre fich die jährliche Rente, die dadurch erzielten Erſparniſſe könne der Pflichs 
zu neuen Kapitalszahlungen verwenten und dadurch nach feinem freien Bes 
uw die Amortifationsperiode abfürzen. 

Der ganze Unterfchieb beftehe nur darin, taß nach dem gemachten Vorfchlage, 
gemachten Erſparniſſe von der Nentenbanf zufammengehalten und durch die⸗ 
- anf eine beichleunigtere Amortifatien hingewirft werten ſolle, während dies 

tem Gefebentwurf, turch den Bflichtigen, wenn er dies wolle, ſelbſt gefchehen 
e, dies leptere fei jedenfalls vorzuzichen, und es könne einer Staatsanftalt, 
die Rentenbanten fein follte, eine derartige DVermögenssVerwaltung für eine 
zoße Anzahl von Pflichtigen, wie fie ter Vorſchlag beabjichtige, nicht zuge⸗ 
het werden, der Antrag iſt fonach abgelehnt werten. 

Bel dem $. 23. ift zundrderft der dritte Abänderunge-Vorfchlag der Abgeordn. 
ttig und Gen. dahin lautenb: 

Dem Rentepflichtigen ift geftattet, die Kapitals Zahlung aur Abldfung ber 

Nente bei der Rentenbanf in Rentenbriefen zum Nennwerth zu leiften, 
welchem in der Kom. noch der Zufag beantragt murbe: 

we außer den jährlich zu amortifirenden Mentenbriefen fofert zu kaſſi⸗ 

ren find, 

Grbrterung gezogen werden. 

6 wurde anerfannt, daß die von den Antragftellern ihrem Borfchlage beis 
igten Brünte (Hol. 3. und 5. Mr. 257 der Drudf.) allertings fehr für bie 
rehmbarkeit des Vorſchlages fprächen, und der in den Motiven tes Gefegentw. 
in dagegen aufgeftellte Grund, tag wenn Kapitalszahlungen durch Rentenbriefe 
b dem Nennwert geftattet würden, dann bei jeder Musloofungsperiode um fo 

ee Rentenkriefe durch Baarzahlung getilgt werben Fünnten, dies aber auf 
. Route der Rentenbriefe möglicherweife nachtheilig einwirken könne, nicht von 

Bedeutung erfchiene, um nicht den Pflichtigen einen möglichen Vortheil durch 
winnung ber Keursdifferenz zuzuwenden, und bie Kom. entſchied ſich daher auch 
Die Annahme der obigen Vorſchläge. . 
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DVOUFR Beitug zur Diusspfwusuenuigumg ZU VERWERUEI. — WIED muſſe 
ſchehen, wenn nicht der Binanzverwaltung zugemuthet werben folle, bie 
Koursbiffereng bei ſolchen Mentenbriefen zugufchießen, die, um ben \ 
welche das Staatsſchuldentilgungs⸗-Geſetz der Berwaltung der Staateſch 
erlege, nachzukommen, glei nad ihrer Ginzahlung nad ihrem vollen 9 
zur Schuldentilgung verwandt werden müßten, und es fei gar nicht « 
welhe Opfer dem Staat dadurch möglicherweife wieder auferlegt würden. 

Der Sinanzmin. erflärte fi daher gegen den bereits gefaßten Be 
Kom., zugleich; noch darauf hinweifend, dag wenn es bei demſelben verblei 
dies fhon mit dem Prinzip, deſſen Aufrehthaltung die Kom. bei Erört 
beiden Borfragen empfohlen habe, gewiflermaßen im Widerſpruch Händen 

Die Kom. hat daher auch ihren eriten Beſchluß, wegen Annahme I 
vie Ken Amendements Nr. 3. wieder aufgehoben, und fchlieglich deſſen 
abgelchnt. 

Die von ber Kom. vorgefchlagenen Abänderungen der S$. 10. un 
Geſetz⸗ Entw. bedingen aber aud eine Abänderung der Faſſung ber beil 
zin bes $. 23., welche nun, jenen $$. entiprechend, wie (oben) beantre 
müffen. 


Das Plenum der II. Kammer trat den Anträgen ter Ko 
bei. 2) (Stenograph. Ber. der II. K. 1844. Br. 3. S. 1666 — 1669). 


B. Die Agrar-RKommiffton ver I. Kammer beantragte 
nehmigung der von der II. Kammer in Betreff der $$. 22. unt. 
faßten Befchläffe, jeroch unter Hinzufügung des jegigen Alin. 
$. 22., indem diefer Zufat wegen der jepigen Baffung tes F. I 
derlich fei. 

Das Plenum erklärte fich biermit einverflanden. (Gtenogr 
ver L 8. 1848. Br. 5. ©. 2731). 


C. Die II. Kammer iſt ſchließlich dem Befchluffe ter 1. 
beigetreten. (Stenograph. Ber. der II. 8. 1844. Br. 5. ©. 2966). 


4% Die au den EC. 92 und 93 nofsllien Morhslt -Hunteäne m 
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3u 688. 24—27. 


Diefe 56. find ohne alle Erinnerungen von beiden Kammern uns 
Ändert angenommen worden. (Stenograph. Ber. der II. K. 1844. Br. 3. 
1669, u. der I. 8. Bd. 5. ©. 2731). 

Die Motive des Entwurfs bemerken dazu: 

Die Kündigung muß, um zur gehörigen Zeit die Rentenregifter berichtigen 
Die Summe der auszuloofenden Rentenbriefe beflimmen zu können, minbeftene 
Monat vor dem Termin der Auslöfung und mithin 6 Monate vor ber wirklichen 
Kung des Kapitals (55. 39. 41. und 42.) erfolgen. Es erfcheint indeſſen zur 
Blicken Förderung des Tilgungsgefhäfts und mit Rüdfiht auf den Hleineren 
ambbefiger, der feine @elbmittel nicht immer fchon 6 Monate vorher zu beurtheis 
sermeg, durchaus rathſam, and) gu ohne vorhergegangene Kündigung angebos 
e Rapitalzahlung anzunehmen. ie Rente kann jedoch in Folge einer ſoichen 
erſt mit dem nad dem Ablauf ber Kündigungsfrint zunächſt folgenden 

in vermindert werden, weil dann erſt die Verzinſung eines dem eins 
ahlten Kapitalabetrag entforchenden Mentenbrief » Betrages auihört, bis dahin 
o die Rente noch zur Zahlung der Rentenbriefs:Zinfen erforberlich if. 


Zu Sg. 23-31. 
(Abfindung des Berechtigten). 


I. Die 65. 28—31. find von den Kammern in der Faſſung des 
egier.⸗Entw., mit ter einzigen Abweichung angenommen worden, daß 
ı 6. 28. (auf den Antrag ver Kommifflon ter I. Kammer) die Worte: 

„und eintretenden Balls außerdem den 20fachen Betrag der zur Tilgung von 
Mückſtaͤnden der Rentenbank überwiefenen Rente“ 
naefchaltet worden find. (Etenograph. Ber. der I. K. 1898. Bd. 3. 
L 1669, der I. 8. Br. 5. S. 2731, und der 1. Bo. 5. S. 2966. 

Die Motive des Entw. und die Kommiffiond- Berichte ent» 
ilien nichts Weſentliches zur Erläut. diefer $$. 

1. Vergl. Br. II. Abth. 1. ©. 535, Zuf. IV. 


(Rentenbriefe und Zinskoupons). 


Zu SS. 32—34, 


Die F9. 32—34. Tauteten im Regier.⸗Entw. folgendermanßen: 


$. 32. Die Rentenbriefe werden von der Direktion der Rentenbank nach dem 
ter B. beiliegenden Schema, und zwar in Appointe von 1000 Thalern, 500 Thas 
zu, 100 Thalern, 25 Thalern und 10 Thalern ausgeftellt, und mit jährlich vier 
Irozent in Halbjährigen Terminen, am 4. April und 1. Oft. verzinfet. 

Den Inhabern der Mentenbriefe ſteht kein Kuͤndigungsrecht zu. 

$. 33. Mit jedem Rentendriefe werben zugleich Zinsfoupons auf adhtjährige, 
em ifen ab zu berechnende Perioden nad) dem unter C. 
liegenden Schema ausgegeben. 

6. 33. Nach dem Ablaufe jeder tiefer Perioden ($. 33.) werden dem Bors 
üger des Rentenbriefes neue Zins Roupons auf einen gleihen Zeitraum ausge⸗ 










Die Motive nehmen auf die betreff. Beflimmungen des Sächflfchen 
dentenbank⸗Geſ. und des Eichsfeldſchen Reglements Bezug. 

A. Die Agrar-Kommiffion der II. Kammer brachte nadje 
ſchende Saffung In Borfchlag: 

3. 32. Die Rentenbriefe werden von der Rentenbank nad dem unter C. 
nilegenben Schema, und zwar in Appeinte von 1000 Thalern, 500 Thalern, 
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100 Thalern, 25 Thalern, 10 Thalern und 5 Thalern ausgeftellt, un ma 
jährlich vier Prozeut in halbjährigen Terminen, am 1. April und 1. Oktober, 
verzinfet. 
Den Inhabern ber Rentenbriefe fteht Fein Künbigungere ht zu. 
$. 33. Mit jedem Rentenbriefe werden zugleih Zinskoupons, wodon a 
Lebte einer ganzen Zinsperiode als Stich-Koupon zu bezeichnen iR, auf adptjährige, 
vom 1ften ab zu berechnende ‘Perioden nad bem unter D. 
beiliegenden Schema ausgegeben. 

. 34. Nah dem a lauf jeder diefer Perioden ($. 33.) werben dem Borzd; 
ger bes lepten oder Stich-Koupons biefer Binsperiobe, neue Bine s Konpons auf 
einen gleichen Zeitraum ausgehändigt. 


Der Kommiffiond- Bericht bemerkt dazu: 


Zu diefen 88 wurden in der Komm. folgende Abänderungs » Borfäläge 
beantragt: 

1) Sum 6. 32. hinter den Worten: „10 Thlr.“ einzufchalten: „und fünf 
Thaler”, fo daß hiernach die Rentenbriefe in Appoints von 100 Thalern, 508 
Thalern, 25 Thalern, 10 Thalern und 5 Thalern ausgeſtellt werben jollen. 

Dem Antrage wurde zwar entgegengeftellt, dag dadurch, wenn Rentenbriefe ia 
fo fleinen Appoints von 9 Thalern in Umlauf gefegt würben, für welche ter jübs 
liche Zinebetrag nur in ſechs Silbergrofchen beſtände, dann nit nur dieſe Appoien 
fih vollitändig zu einem Umlaufsmittel im Heinen Verkehr geitellten, und taturk 
der Reiz und die Gelegenheit zu ihrer Faͤlſchung a vermehrt werben würk, 
fondern auch die Umitände und MWeitläufigfeit bei der Erhebung fo geringer Zink 
betrige ganz unverhältntgmäßig zu ihrem Betrage ſich geflalten; indeſſen war ix 
Majorität der Kom. doch der Anfiht, dag gerade hierburdy dem ärmeren Theil ie 
Bevölferung Gelegenheit geboten würbe, ihre geringen Erſparniſſe zinsbar anzulı 
gen und diefer Bortheil überwiegend erfcheine, weshalb fi denn auch die Kom, 
ohneradhtet dem Vorfchlage auch von Seiten ber Reg.⸗Kommiſſarien als nicht zwrk 
mäßig widerfprodhen wurde, für Die Annahme des Vorſchlages erklärte. 

2) Zu $. 34. wurde hervorgehoben, daß es zwedimäßiger fei, wenn bie Ask 

ändigung neuer Zinsfonpons auf Vorzeigung des letzten ober fogenannten Ex 
oupons einer Zinsperiode, und nicht auf Vorzeigung des beireff. Menteubriefes w 
folge, weil dadurch die MWeitläuftigfeit der jcdesmaligen Entnahme fünmtlide 
beponirten Rentenbriefe aus dem Depofitum beim Ablauf der Zinsperichen zum 
alleinigen Zwed der Beichaffung neuer Zinskoupons vermieden und dies ale as 
enügender Grund erfcheine, dieſe Cinrichtung, welche auch bei andern Krediu— 
halten eriltire, auch bei den Rentenbanfen einzuführen. 

Wiewohl nun darauf hingewiefen wurte, welde unverhältnigmäßige Kos 
bei verloren gegangenen Stichkoupons entitehen würben, ta e6 bei foldhen, um yı 
den neuen Zinsfoupons zu gelangen, ganz bes für verloren gegangene Renteakri 
im $. 57. des Entw. vorgefchriebenen Verfahrens bebürfe, andererſeits es auch p 
einer befferen Kontrolle diene, wenn nad) Ablauf einer jeden Zineperiode bie Ars 
tenbriefe felbft den Banken vorgezeigt würden, fo entfchied ſich doch die Kem. fr 
Die Annahme diefer Abänderung. 

3) In Betreff des dem Geſetzentw. beigegebenen Schemas zu den Bentenkie 
fen bat jih die Rom. dahin entfhieden, daß die Rentenbriefe nur mit dem Königl 
Wappen und nicht auch mit dem der betreff. Provinz zu verfehen fein werten, ı® 
glei werden die dem Geſetz beizufügenden Schemas für die Rentenbriefe und Ker 
pons unter Litt. C. und D. zn rubriziren fein, ba unter Lite. B. tie nad $. 8. 
noch beizufügende zweite Tilgungstabelle zu bezeichnen ifl. 

Das Plenum der II. Kammer lehnte inte tie von der Kom 
miffton vorgefchlagenen Abänderungd- Anträge ab und nahm vie $E. R2— 
34. in der Yajlung des Regier.Entw. an; Tagegen genehmigte taffellt 
den Antrag der Rommiffion, daß die Rentenbriefe nur mit tem Königl 


Mappen, und nicht auch mit tem ter betreff. Provinz, zu 
(Etenegraph. Ber. ter II. 8. 4848. Br. 3. S. 1670-1671). d. au verſche 


B. Die 1. Kammer ift dem VBefchluffe der I. Kammer ohne Ev 
Innesungen beigetreten. (Gtenograph. Ver. ber 1. X. 1844. 3b. 5. 6, 2731—273) 
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Bu 96. 35— 48. 


Die SS. 35—37. und 39—48. find ohne Erinnerungen von beiden 
Kammern nach der Baflung des Megier.-Entw., deſſen Motive nichts 
Beſentliches zur Erlaͤut. tiefer 6F. enthalten, angenonmen morten; das 
gegen lautete der $. 38. im Megier. Entw. dahin: 


Der Ueberfhuß von einem halben Brogent, welchen die Rentenbanfen dadurch 
halten, daß fie Neun Zehntel der vollen Rente, alfo 4% Prozent der zum zwan⸗ 
ngfachen Betrage der vollen Rente ausgeftcliten Rentenbriefe einzichen, Ießtere aber 
zur mit 4 Prozent verzinfen, muß unvermindert zur Amortifation der Rentenbriefe 
wrwendet werben. 


Die abgeänderte Baffung, welche auf den Antrag der Agrar-Kom- 
siffion ver II. Kammer befchloffen worden, gräntet fih auf die im 
$ 10. des Entw. vorgenommene Aenderung. (Stenograph. Ber. ber IL 8. 
1844. Br. 3. ©. 1672, u. der I. 8. Br. 5. ©. 2732). 


Zum $. 49, 
(Rechte dritter Berfonen). 


I. Der g. 49. enthielt in dem Negier.sEntw. folgente Abweichungen 
von feiner gegenwärtigen Baffung: 
a) In Nr. 2. fehlten die Worte: 
„fewie das Königl. Krebit:Inflitut für Schleflen“; 
b) das Alin. 2. ver Nr. 5. lautete: 
„Die Hypothefengläubiger find in diefem alle nicht befugt, ihre Kapitalien 
„dor der Berfallzeit aufzufündigen“. 


e) In Nr. 6. fehlten die Worte: 


„hinfichtlich derjenigen eingetragenen Schulden und fonfligen Verpflichtun⸗ 
„gen, für welche die abgelöften Rechte mit verhaftet werben“. 

Die Motive des Entw. bemerken zum $. 49.: 

In Beziehung auf die Rechte dritter Perionen müflen, wie dies auch in dem 
Sachſiſchen Geſetz, fo wie ben Reglemente unferer inlaͤndiſchen Tilgungsfaflen ans 
erlannt if, bie Ablöfungen durch die Nentenbant den Kapitals: Ablöfungen gleich 
geachtet werben. Zur Sicherung der Menteberehhtigten gegen unverſchuldete Nach⸗ 
teile ericheinen aber einige Motififationen tiefes Grundſatzes durch die Natur der 
jegt zu errichtenden Rentenbant-Inititute geboten. 

Nah den bisherigen Geſetzen bleibt der Verpflichtete den Realgläubigern des 
berechtigten Guts bie zur erfolgten geieglichen Verwendung des AblöfungssKapitals 
verbaftet und farm fih von dieſer Verpflichtung nur durch gerichtliche Depofition 
des Ablöfungs: Kapitals befreien Künftig wird aber durch Uebernahme ber Rente 
son Geiten der Rentenbank das Verhältnig zwifchen tem bisherigen Berechtigten 
und Berpfliägteten vollſtaͤndig gelöſt. Die Rentenbank tritt dem Berechtigten und 
deſſen Gläubigern gegenüber ganı an die Stelle des Verpflichteten, und Letzterer 
muß daher noihwendig von aller Berhaftung gegen jene Perſon frei werben. Dies 
iR unter Nr. 1. des vorliegenden $. ausgeſprochen. 

Ferner macht die Möglichkeit eines Sinkens des Kourswerthes der Nentenbriefe 
unter deren Nennwerth befondere Beitimmungen erforberlihd. Aufgabe des Ge⸗ 
feges tt Hierbei, die berechtigten Bursbefiger, welche gezwungenerweiſe ihre Abfins 
dung in Rentenbriefen annehmen müflen, gegen die in Folge ſolcher Ablöfungen 
Seitens ihrer Hypothelengläubiger vorzunehmenten Rapitalfüntigungen ohne Kräns 
l ber Rechte der letzteren, möglihit zn ſchützen und fie davor zu bewahren, bie 
empfangenen, unter Pari ſtehenden Mentenbriefe wider Willen verlaufen zu müflen. 
Daß die Bliubiger nicht gezwungen werden fönnen, den Rentenbrief nad) dem 
Rennwerth anzunehmen, wenn der Kourswerth ein geringerer it, veriteht fih von 
ſelbſt. Ebenſo unzweifelhaft iſt es, daß fie ſowohl, ale auch die hei dem berech⸗ 
tigten Gute betheiligten Lehnberechtigten ober Fideikommiß⸗Intereſſenten die Befug⸗ 
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Dem ift auch das Plenum ver II. Kammer beigetreten !), ka 
jedoch außerdem befchloffen, in dem Alin. 2. das Wort: „Eoftenfrei“ 
einzufchalten. 2) (Stenograph. Ber. der II. 8. 1858. 3b. 3. S. 1660). 

Nachdem inteß bei der fpäteren Beratbung des G. 9. (f. oben 
S. 532 ff.) der Abünderungd- Antrag des Abgeortn. v. Patow zu tm 
letztgedachten F. angenommen worten war, ergab ſich hieraus Tie Noth⸗ 
wendigfeit einer anterweitigen Faſſung des Alin. 1. tes $. 18., melde 
auf ten Verbeff.- Antrag des Abgeortn. v. Patow (Drudf. Nr. 445. 
ad 2.) dahin angenommen wurte: 

Inſeweit die der Rentenbanf überwiefenen Renten nit aus Staatslaflen ges 
ahlt werben ($. 9.) genießen diefelben bei Konkurrenz ıc. (Stenograph. Ber. der 
I. 8. 1843/39. Bd. 4. ©. 2003.) 


C. Die Agrar-RKommiffion der I. Kammer erklärte fi in 
Prinzip mit dem $. 18. und den betreff. Befchlüffen der II. Kammer ein 
verftanten; Ta fle indeß auf Ablehnung des v. Patowſchen Amente 
mentd zum $. 9. angetragen hatte, fo brachte fie auch den Wegfall ter 
hierauf bezäglichen Abänderung ter Faſſung des Alin. 1. re 
$. 18. in Antrag, welchem Antrage ſich das Plenum anſchloß. (Elan 
graph. Ber. der I. 8. 1844. Bd. 5. S. 2731 ff.). 


D. Die II. Kammer bat fih ſchließlich Hiermit einverflanten 
erklärt. (Stenograph. Ber. ver II. 8. 184}. Bd. 5. S. 2966). 

' IM. Der zweite Sag des Alin. 1. des $. 18. weicht, wie and 
der oben mitgetheilten Entſtehungs⸗Geſchichte deſſelben hervorgeht, in 
der Baffung des Geſetzes von Ten Befchlüffen ter Kammern ah 
Die Agrar-Kommiffion der II. Kammer wollte nämlich in dem ge 
dadıten Alin. 1. die Beftimmung binzugefügt haben, daß tie Menten fir 
die Dauer der Amortifationd » Periode der Mentenbanf verhaftet bleiben, 
währent im Plenum ter 11. Kammer das Amentement geftellt wurte, 
tiefe Beftimmung fo zu faffen, Taf das mit Renten belaftete Grund⸗ 
fü ter Rentenbank verbaftet bleibe. (Stenograph. Ber. der II. 8. &. 3 
©. 2731). Obgleich dies Amendement abgelehnt und ter 6. 18. tem 
nähft auch von ter 1. Kammer (Stencgraph. Ber. der 1. 8. M. 3. 
©. 2731) in Betreff des in Rede ſtehenden Satihelles tes Alin. 1. in da 
von ter II. Kammer befchloffenen Baffung angenommen murte, fe # 
dennoch in dad Geſetz das abgelehnte Amendement (tes Abzende 
NMobe ?) aufgenommen worden. *) Ä 

Die Abweichung ift indeß praftifch nicht von erheblichem Intereik: 
denn die Renten baften auf vem Grundſtücke und es iſt alſo auh dä 
Grundſtück der Mentenbanf mitverhaftet, wenn terfelden die Rente 
verhaftet bleiben. Das in das Geſetz übertragene (menn gleich von da 
Kammern abgelehnte) Amendement erzielte mithin nur dasjenige, 


1) Der Abgeorbn. Robe Hatte beantragt (nicht gebrudt), den von der Lew 
milflon vorgefhlagenen Zufag zum Alin. 1. des $. 18. dahin zu faflen: 
„melden für die Dauer der Amortifationss Periode der Mentenbant vorhb _ 
tet bleibt”. 
Dies Amendement wurde indeß abgelehnt. (Stenogr. Ber. der II. 8. 13818 
Bd. 3. ©. 1660. | 
2) Dies iſt auf den Berbeff.s Antrag bes Abgeordn. Robe und Gm. 
(Drudf. Nr. 367. ad 1.) gefchehen. 
3) Bergl. oben Rote 1. 
4) Die Druckſachen und die ſtenograph. Berichte reſp. die amtlichen Proetetele 
ber Kammern ergeben nichts darüber, wodurch biefe Abweichung der Balıs 
tes 8. 18. von den Beichluffen der Kammern herbeigeführt worden. 
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Zu $$. 35— 48, 


Die 58. 35—387. und 39—48. find ohne Erinnerungen von beiden 
Kammern nach der Baflung des Negier.-Entw., deffen Motive nicht 
Befentliches zur Erlaͤut. tiefer 66. enthalten, angenommen worden; das» 
gegen lautete der $. 38. im Negier. Entw. dahin: 


Der Ueberſchuß von einem halben Prozent, welchen die Rentenbanken dadurch 
erhalten, daß fie Neun Zehntel der vollen Rente, alfo 4% Prozent ber zum zwan⸗ 
fsfachen Betrage der vollen Rente ausgeftellten Rentenbriefe einziehen, lehtere aber 
sur mit 4 Prozent verzinfen, muß unvermindert zur Amortifation der Rentenbriefe 
wrwendet werden. 


Die abgeänderte Baffung, welche auf den Antrag der Agrar⸗Kom⸗ 
siffion der 1. Kammer befchloffen worden, gründet fi auf bie im 
$ 10. des Entw. vorgenommene Aenderung. (Stenograph. Ber. der II. 8. 
1844. Bd. 3. ©. 1672, u. der I. 8. Br. 5. ©. 2732). 


\ Zum $. 49. 
(Rechte dritter Berfonen). 


J. Der 5.49. enthielt in dem Regier.»Entw. folgende Abweichungen 
von feiner gegenwärtigen Baffung: 
a) in Nr. 2, fehlten die Worte: 
„fewie das Königl. Krebit-Inftitut für Schleflen“; 
b) das Alin. 2. ver Nr. 5. lautete: 


„Die Hypothelengläubiger find in diefem alle nicht befugt, ihre Kapitalien 
„vor der Verfallzeit aufzufündigen”. 


e) in Nr. 6. fehlten die Worte: 


„hinfichtlich derjenigen eingetragenen Schulden und fonftigen Verpflichtun⸗ 
„gen, für welche die abgelöften Rechte mit verhaftet werben“. 

Die Motive des Entw. bemerken zum 6. 49.: 

In Beziehung auf die Rechte dritter Perfonen müſſen, wie dies auch in dem 
Sachſiſchen Gefep, fo wie den Meglements unferer inländiſchen Tilgungsfaflen ans 
eıtannt iR, die Ablöfungen durch die Rentenbank den Kapitals: Ablöfungen gleich 
geachtet werben. Zur Sicherung der Renteberechtigten gegen unverfchuldete Nach⸗ 
teile ericheinen aber einige Motififationen diefes Grundſatzes durch die Natur ber 
jedt * errichtenden Rentenbank⸗Inſtitute geboten. 

ad den bisherigen Geſetzen bleibt der Verpflichtete den Realgläubigern des 
ten Guts bis zur erfolgten geieplichen Verwendung des AblöfungesKRapitals 
verhaftet und farm fi von diefer Verpflichtung nur durch gerichtliche Depofltion 
des Ablöfungs: Kapitals befreien Künftig wird aber durch Uebernahme der Rente 
son Geiten der Mentenbank das VBerhältnig zwifchen tem bisherigen Berechtigten 
uud Berpflichteten vollſtändig gelöit. Die Rentenbank tritt dem Berechtigten und 
deſſen Gläubigern gegenüber ganz an die Stelle des Verpflichteten, und Leßterer 
muß daher nothwendig von aller Verhaftung gegen jene Berfon frei werben. Dies 
IR unter Nr. 1. des vorliegenden $. ausgeſprochen. 

Berner macht die Möglichfeit eines Sinkens des Kourswerthes der Rentenbriefe 
unter deren Nennwerth befondere Beitimmungen erforberlih. Aufgabe des Ges 
feges if Hierbei, die berechtigten Bursbefiger, welche gezwungenerweife ihre Abfins 
Yung in Nentenbriefen annehmen müffen, gegen die in Folge folder Ablöfungen 
Geitens ihrer Hypethelengläubiger vorzunehmenben Kapitalfündigungen ohne Kräns 
bung der Rechte der letzteren, möglichſt zu ſchützen und fie davor zu bewahren, bie 
empfangenen, unter Bari ſtehenden Rentenbriefe wider Millen verlaufen zu müſſen. 
Daß die Gläubiger nicht gezwungen werben können, den Rentenbrief nad) dem 
Rennwerth anzunehmen, wenn der Rourswerth ein geringerer if, verficht fih von 
ſelbſt. Bbenfo unzweifelhaft ift es, daß fie ſowohl, als auch die kei dem berech⸗ 
tigten Gute betheiligten Lehnberechtigten ober Fideikommiß⸗Intereſſenten die Befug⸗ 
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Zum 8. 20. 


I. Der $. 20., welchem beſondere Motive nidıt beigefügt worten, 
ift von ten Kammern ohne Erinnerungen unverändert angenommen 
worden. (Stenegraph. Ber. der II. 8. 18218. Bd. 3. ©. 1660 u. ter I. K. 
Br. 5. ©. 2731). 

II. Ueber das Berfahren bei Zerftüdelung von Grundſtücken, welche 
tem Domainen » Fisfus prüftationsfähig find, vergl. Tas KC. R. des Bin 
Min. v. 3. Mai 1850.:) (Sprengel's Ablöf. Geſ., S. 110—112). 

Vergl. auch $. 93. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850, 


Zum $. 21. 


l. Der $. 1. ift von ten Kammern unverändert angenommen wer 
den. 2) (Stenograph. Ber. der II. 8. 1843. Bd. 3. ©. 1660, u. ta LA. 
Br. 5. ©. 2731). 

A. Die Motive des Regier. Entw. bemerfen dazu: 


Die Jahresrenten werden in Sachſen und im Eichsfelde in 4 Terminen, in 
den Paderbornſchen Kreifen in 6 Terminen, zugleich mit der Grundſteuer durch tie 
Steuer:Binnehmer erhoben. Wegen der Rüditände findet die Exekution im Ba: 
waltungswege ftatt. Alle diefe Beitimmungen, welche fi) in ber Anwendung be⸗ 
währt haben, find im Wefentlihen aud in dem vorliegenden Gntwurf beibehalten, 
und nur darin von ihnen abgewichen, daß zur Erleichterung der Berpflicteten tie 
Ginziehung der Rente in menatlihen Terminen vorgefchrieben ift. 


B. Der Bericht der Agrar-Kommiffion der IL. Kammer ſpricht 
ſich in folgender Art aus: 


Zum Alin. 1. des $. 21. wurbe der Antrag geftellt: 
bi Erhebung der Renten nicht in Monats, fondern in Quartalsraten fel 
uftellen. 

Behründet wurbe derfelbe dadurch, dag es den Rentepflichtigen weniger de 
ſchwerlich fallen würbe, wenn fie nicht ale Monate Rente zu zahlen Hätten, and 
die Koften der Zufammenbringung bei Quartalszahlungen minder groß wären. 

Die Majorität der Kom. theilt jedoch diefe Anſicht nicht, ift vielmehr ter Rd 
nung gewefen, daß gerade durch die monatliche Abführung der Renten in Berk 
dung mit den fonit aufzubringenden Staatsitenern eine wefentliche Grleichterng fr 
die Pflihtigen gefunden werden müſſe, indem einmal Feinere Summen mit em 
Male aufzubringen wären, die künftig ganz fo, wie bie übrigen Steuern beiraßkd, 
und daher auch eben fo prompt aufgebracht werben würden, endlidh aber auf w 
mögli eine Koitenvermchrung dadurch entftehen fönne, ba die Berichtigung Mt 
Menten eben mit den Steuern zu gleicher Zeit erfolgen folle, und bie ehwas 
ober geringere Summe, welde am SteuerfülligkeitssTermin einzuzahlen fei, anf ri 
Kl ermehrung feinen Einfluß üben fönne. Die Kom. hat daher den Hate 
yerworfen. 


N. Das C. R. des Min. für landwirthſchafil. Ang. v. 9. I 
1851 2) (Min. Bl. d. i. 2. 1851. ©. 190, Nr. 209.) beſtimmt, daß de 


— — — — — 


1) Vergl. in Bd. I. ©. 722 ff. 

2) Bei der erften Berathung in ber IT. K. wurbe zwar beſchloſſen, de 
Alin. 1. des $. 21., dem Antrage des Abgeordn. v. Batow (Drndf. Re. M 
ad 3.) zufolge, dahin zu ändern: 

„Die auf Grundſtücken haftenden Renten ($. 18.) werben in menatlide 
„Raten mit den Staatsiteuern poltnumerando erhoben“ ; 
‚allein die I. K. trat tiefem Beichluffe nicht bei, fondern ftellte die Faſſunz te 
Megier.s Vorlage wieder her, und dieſem Beſchluſſe it die I. K. demniht ke 
getreten. (Stenograph. Ber. der II. K. Br. 4. S. 2003., der L 8. MW. 5. € 
3731. u. ber IL. 8. 0.5. ©. 2966.) 
3) Vergl. in Bd. 1. ©. 724. 
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torausbezahlung der Nenten in beſtimmten vierteljährlichen oder halb» 
SR Terminen, jedoch nicht über den Jahresſchluß hinaus, zuläfftg 
o 


III. Das R. res Gen. Poſtamts v. 24. Dec. 1851 (Min. Bl. d. i. 
. 1851. S. 313, Ne. 338., Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. Br. 5. ©. 10) erläutert, 
aß tiejenigen Rentenbeträge, weldye die Kommunal» Behörden für Nech- 
ung ter Rentenbanf- Direktionen erheben und temnähft an die Kreistaffen 
bführen, portofreie Beförderung genießen. 


Zu 88. 22 —27. 
(Tilgung der Renten). 


Zn 88. 22—23. 


Die SE. 22. und 23. Tauteten im Regler. Entw. folgendermaaßen: 


$. 22. Der Verpflichtete wird dur eine 56%; Jahre oder 673 Monate lang 
rigeſetzte Zahlung der Rente an die Rentenbant von der Verpflichtung zur ferne: 
m Gnteichtung biefer Rente vollitändig befreit. 

9. 23. Dem Berpflichteten ſteht indeflen frei, auch ſchon während bes im 
. 22. angegebenen Zeitraums die Rente dur Kapitalzahlung ganz oder theilweife 
ı filgen. 

elche Summen in den verfhiedenen Jahren zur Ablöfung der verfhiedenen 

entenbeträge erforberli find, ergiebt fi aus der unter A. beigefügten Tabelle. 

lin. 3., 4. u. 5. gleichlautend, wie im $. 23. des Geſetzes. 


Die Motive bemerken dazu: 


Die bis auf 56% Jahr ausgebehnte Dauer ber Tilgungsperivde it bereits 
wi das oben im Gingang Geſagte motivirt. Die genaue Angabe diefes Zeit: 
ums im Geſetze erichien zur Weckung des Vertrauens für die Anſtalt befonders 
ı Hinblid auf die baͤuerlichen Intereffenten angemeflen. 

Aber au während der Tilgungsperiobe mußte den Verpflichteten geſtattet 
mden, die Renten durch Kayitalzahlungen ganz oder theilweife zu filgen, und es 
sten befonders in Rüdfiht auf die ärmeren Stellenbefiger die moͤglichſt kleinſten 

ilzahlungen zugelaflen werden. 

m Königreich Sachſen beträgt die Fleinite zuläffige Theilzahlung 8 Op. 
Bf., bei der Tilgungskaſſe im Cichsfelde muß der abzulöfende Blentenbetrag min: 
Rene aus 5 Sgr. befiehen. Diele Borfhrift hat der Entwurf um fo mehr bei: 
halten, ale nach den in Sachen gemachten Erfahrungen von dem Recht, no 
ringere Rentenbeträge zu tilgen, fait niemals Gebraud gemacht wird. 


A. Die Agrar-Kommiffton der II. Kammer beantragte folgende 
bänderungen: 

a) den $. 22. dahin zu faffen: 

Der Berpflichtete wird entweder duch eine 56% Jahre ober 673 Monate 
ng fortgefeßte Zahlung der Rente, wenn er fidy bei Ueberweifung der Rente auf 
e Rentenbank für den Erlaß von „1, der vollen Rente, oder dur eine 41 
ihre gleih 493 Monate lang fortgefegte Zahlung der vollen Rente, wenn er 
* biete erflärt hat ($. 10.), von der Verpflichtung zur ferneren Entrichtung bie: 
re Nente vollſtändig befreit. 


b) den 6. 23. in folgender Baffung anzunehmen: 


Dem Berpfligteten ſteht indeflen frei, auch ſchon während der im g. 22. 
gegebenen Zeiträume bie Rente durch Kapitals Jahlung ganz ober theilweife 


Ihe Summen in den verfchiedenen Jahren ber beiden Amortifationss 
iezioden zur Ablöfung der verſchiedenen Rentebeträge erforberlih find, ergiebt 
h aus den unter A. und B. beigefügten Tabellen. 

Kapital⸗Zahlungen ar. 
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1) Bon ben Abgeoron. von Goertz und Gen. (Drudf. Nr. 368. ad 1.): 
Die Beſtimmung im $. 49. unter Nr. 2. vor den Worten: „Lie land⸗ 
ſchaftlichen Kreditinfitute” bie zu den Worten: „Bfanbbriefe 
verwenden“ duch folgende Beitimmung zu erfeßen: 

Wenn auf dem beredhtigten Gute landſchaftliche Bfandbriefe Haften, 

fo iſt das Kredit » Inflitut befugt, die Ausantwortung von Amtes: 

briefen bis zu demjenigen DBetrage zu verlangen, um welden ın 

Folge der Ablöfung das Pfandbriefs-Darlehn nad den Gruntiägen 

des Inſtituts vermindert werden muß. Sofern im Jeiwunkie ter 
Ueberweifung ber Börfenfours der Rentenbriefe den Nennwert nic 

erreicht, werden die Mentenbriefe bei dem Kredit s Inflitute depenin, 

und es bleibt die Regulirung des Pfandbriefe:Kredits fo lange aut: 

gefegt, bis entweder diefer günfligen Kours erreicht ober die Ginli 

fung der Rentenbriefe im Wege der planmäßigen Tilgung erfolgt m. 

Der Antragfteller will durch die vorgefchlagene anderweitige Faſſung der Ar. 

2. des $. 49. den Zwed erreichen, daß die bei den KrevitsInitituten aufzubewah: 
renden Rentenbriefe nur fo lange deponirt bleiben follen, bie fie den Bari: dr 


einen noch höhern Kours erreiht haben, fobald aber dieſer Fall eintritt, ſoſer 


auh ohne Zuflimmung des Pfandbrieffhuldners mit der Regulizung des Piaet: 
a duch Verwerthung der Rentenbriefe auf dem Geldmarkte vorgegangen 
werden toll. 

Die Kom. ift jedoch der Anficht geweien, daß die Baflung der Nr. 2. in 4 
49. tem beantragten Abänderungs = VBorfhlage befonders aud 
Pfandbriefsfhuldner und ohne Nachtheil der Kredit:Inflitute vorzuziehen fei. 

Denn einmal folgt aus dem Gefeßentwurfe nicht, daß es den Bigenthümen 
ber Rentenbriefe, in fo weit Leßtere, weil Jene zugleich Pfandbriefsfcgulbner iz, 
haben deponirt werden müffen; nicht zu jeder Zeit frei ſtehen follte, die Regulirug 
ihres PfandbriefssKretits bei dem Krebit:Inflitute zu beantragen, fobalb bie Bas 
tenbriefe an der Börfe pari oder darüber ſtehen, und wenn dies ber Ball, fo bei 
mit Beilimmtheit vorausgefeßt werben, dag fie dies in ihrem eigenen Intereſſe tha 
werden, andererfeits aber erfcheint es bebenklih, die Beſtimmung hierüber Iedi 
den Kredit-Infituten zu überlaflen, da nicht mit voller Befimmtheit in jebem 
zu überfehen fein wird, ob ter Kours deponirter Nentenbriefe, wenn fie verwerthe 
werben follen, nit ſchon wieder gefallen ift, woburd dann möglicdermeife der 
Pfandbriefsfhulpner Verluſte zu erleiden haben würbe. 


im Interefle da 


Da nun aber das Krebit  Inftitut unter allen Umfländen Verlufle nit erle⸗ 


den fann, wenn auch die Rentenbriefe nad dem Willen ihres Bigenthümers I 
zur planmäßigen Tilgung deponirt bleiben, fo erfcheint es jeden Balls angemehen, 
den Antrag auf frühere Regulirung des Piandbriefs:Kredits in das freie Grmefe 
des Pfandbriefſchuldners zu ftellen, der Hierbei in der Regel fein eigenes Interfr 
am Bellen zu wahren wiflen wird; es wirb daher beantragt: 
den Abünderungs = Borfchlag des Abgeorbn. v. Goertz zu verwerien wi 
es bei der Faſſung der Nr. 2. des $. 49. zu belaffen. 
2) Die Abgeortn. Elwanger und Gen. haben zu $. 49. Nr. 3., 4. uw 
beantragt (Drudf. Nr. 363. ad IL): 
in Stelle der Nr. 3., 4. und 5. folgende Beflimmung aufzunehmen: 
Iſt das berechtigte Gut Lehn oder Fideikommiß oder mit Hwpeche 
kenſchulden vder fonfligen Verpflichtungen belaftet, durch welde da 
Befiger in ber freien Verfügung über die Abfindung befränft ii, 
fo kann derfelbe verlangen, daß bie Mentenbriefe, in fo weit fit 
nicht einem Kredit-Inftitut verpfändet find, (ein Zuſch 
ben der Herr Antragfieller feinem gebrudten Amendement in ie 
Kommilfion Hinzugefügt hat) zum gerigtligen Depoſitum genomms 
werden und daß die Grledigung des Verwendungspunktes bis zu 
Auszahlung des Nennwerths in Folge der eingetretenen Berlocfug 
ausgeſetzt wurde. x 
Gin dem Belen nad gleicher Abänderungs > Antrag if in Bezug auf Rei 
und 4. bes $. 49. ſchon bei der Berathung des Gefepentwurfes in ber Lem. p 
Rellt, von berfelben aber nach dem erſten Berichte aus den bort angeführten Gris 
den abgelehnt worden. 


Auch bei der wiederholten Berathung über das Amendement if bie Ken be 


Infalt. 3. Beförb. d. Ablöf., Rentenb.⸗G. v. 2. März 1850. (6.49.) 553 


isrer früheren Anſicht um fo mehr ſtehen geblieben, als jet auch die Nr. 5. in 
dem AbinderungssBorfchlag mit aufgenommen worden, und man der Meinung war, 
deß bie Faſſung in der Geſetzesvorlage bie beabfichtigten Zwede ganz vollſtaͤndig 
ud beflimmmter ausbrüde wie das Amendement: es wird Seitens der Kom. daher 
der Antrag gefellt: 
Den Abänderungs : Borfhlag zu verwerfen, und es bei der Faſſung ber 
Ar. 3. und 4., fowie bes Alin. 1. der Nr. 5. in der Geſetzesvorlage zu 
belaſſen. — 

3) Dagegen glaubt die Kom. nach nochmaliger Berathung dem von dem Abs 
georbn. v. Beughem zum Alin. 2. der Nr. 5. des $. 49. geftellten Abs 
anderungs⸗Vorſchlage (nicht gedruckt), nach welchem daſſelbe lauten foll: 

Die Hypothefengläubiger find in diefem Ball nicht befugt, ihre Befrie⸗ 
digung vor ber Berfallzeit zu fordern. 
ben Borzug vor der Faſſung des Geſetzentwurſes, und dem von der Kom. 
ine erſten Bericht beantragten Abinderungs-Borfchlage geben zu müſſen. 
Denn der Zweck biefer Beftimmung in ber Geſetzesvorlage ift unzweifelhaft 
Ve “u verhindern, daß die Feſtſetzung des 441. Tit. 20. Th. J. A. ER. 


Dagegen bat aber auch der Gläubiger das Recht, wenn ber Befiger der 
Sache durch erheblihe Verringerungen ihrer Subilanz feine Sicherheit 
fhmälert, feine Befriedigung noch vor der Verfallzeit zu fordern. 
Me etwa bei den Ablöfungen der Renten mittelt Rentenbriefe, vor MRealifirung 
er Lehtern durch Ausloofung, zur Anwendung gebracht werbe. 
GE Hat ſonach nicht die Kündigungsfriit und die Befugniß zur Kündigung 
der in den Obligationen feftbeftimmten Zeiträumen, jondern das Recht 
1) entweder vor ber Tontraftmäßigen Berfallgeit oder 
2) bei Darlehnen auf Kündigung, vor erfolgter Kündigung und Ablauf ber 
Kündigungefrift (Berfallzeit) ef. $. 761. fi. Tit. 2. Th. 1.2. R. 
ef Grund des $. 441. b. c. Befriedigung zu verlangen, beſchränkt werden follen. 
Die von dem Abgeorbn. v. Beughem vorgefählagene Faſſung paßt daher auf 
re Bälle, und es wird durch diefelbe in dem Gintreten ber Eontraftmäßigen Ber: 
Mgeit nichts geändert. 
Siemad wird der Rammer 
die ahme dieſes Abänderungs » Borfchlages flatt der Faſſung des Ge⸗ 
em urtee und ber im erflen Bericht vorgefchlagenen Abänderung ems 
oblen. 


Das Plenum der II. Kammer iſt den Anträgen der Kommiffion 
eigetreten. (Gtenograph. Ber. der II. K. 1845. Br. 4. S. 2005—2006). 

B. Die AgrassKommiffion ter I. Kammer bat fidh hiermit 
Inverftanden erflärt und vie I. Kammer ift dem beigetreten; indeß find, 
ri den Antrag der Kommifflon, in Nr. 2. die Worte: „fowie das 
königl. Kreditinfiitut für Schlefien“ eingefchaltet worden. (Steno⸗ 
waph. Ber. ber I. 8. 1844. Br. 5. ©. 2734). 

Hiermit Hat ſich fchließlich die II. Kammer einverſtanden erklärt. 
‚6 von, Ber. der II. 8. Bo. 5. ©. 2732). 

ergl.: " 

a) 6. 110. des Abldf. Gef. v. 2. März 1850 und die Erläut. dazu; 

b) EM. des Min. für Iantwirtbfchaftl. Ang. v. 29. Juni 1852 8), 
bez. tie Ausloofung der bei ten Berichten und Kredit-Inflituten deponir⸗ 
un Rentenbriefe und das in Folge ver Ausloofung zu beobachtende Ver⸗ 
ſehren, (Min. Dt. d. i. V. 1852. ©. 173, Nr. 172.); 

c) C. NR. deſſelben Min. v. 15. April 1853 *), betr. vie Verwahrung 
ver bei Abläfung ter Meallaften oder gutöherrl. bäuerl. Negulirungen von 
ven Kreditinſtitnien vorläufig oder definitiv in Anfpruch genommenen Ren⸗ 
ſenbriefe. (Min. BL. d. i. ®. 1853. S. 97, Re. 79.); 


— 


1) Ebendaſ. ©. 724 ff. 
2) Gbentaf. S. 725 fi. 
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d) N. der 8. Min. für Iantwirtbfchaftl. Ang. u. d. F. v. 10. Rei 
1853 2), betr. die Befugniffe und Pflichten des Kredit-Inftituts für Schle⸗ 
fien bezüglich ver temfelben nad) Vorfchrift des F. 49. des Mentenbanf- 
Gef. überwiefenen Rentenbriefe. (Min. BI. d. i. V. 1853. ©. 133, Mr. 107.); 

e) R. des Min. für Iantwirtbfchaftl. Ang. v. 25. Aug. 1852, bei. 
die Nichtverpflichtung der Auseinanderfegungsd- Behörden zur Babımehmunng 
der Intereffen ver norfaufaberehtigten bei Ablöfung der Keallaſten 
durch Mentenbriefe. 2) (Min. Bl. d. i. V. 1852. 6. 232, Ar. 217). 


Zum 8. 30. 


(Löfung des Berhältniffes zwifhen den bisher Berechtigten 
und Verpflichteten). 


Der 5. 50. ifl von ven Kammern unverändert nach dem Regier⸗ 
Entmw., welcher fpeziele Motive dazu nicht giebt, angenommen worden. 

A. Die Agrar» Kommiffion ver I. Kammer beantragte In 
ihrem Berichte v. 27. Nov. 1849 (Drudf. Nr. 335.) die unverändest 
Annahme des 6. 50., indem fie bemerkte: 


Mährend gegen das Mlin. 1. des $. 50. Feine Bedenken obwalteten, wude 
dagegen von einer Seite in der Kom. der Antrag geftellt, das Alin. 2. zu fun 
chen, und ſtatt defien folgenden Sag aufzunehmen: 

Renten ober Dienfte, fo wie überhaupt alle Leiſtungen, welche durch be 
Ablöfungsgefege in Rente verwandelt werben fünnen, werben fofern de 
Bflichtigen mit denfelben in Ref find, von der Rentenbanf, jedoch umz fk 
die legten beiden Jahre, in ber Art übernommen, daß ber berechnete Be 
trag derfelben in Rentenbriefen verabreicht und dem Pflichtigen bie Henk 
für biefen Mehrbetrag ebenfo wie für feine fonfligen Berpfiichtungen ab 
erlegt wird. 

Begründet wurde biefer Vorfchlag dadurch, daß durch die Zeitereigniffe dm 
legten Jahre in einzelnen Teilen des Staats die Pflichtigen mit ihren 
vielfach im Rückſtande geblieben, und diefe Reſte mitunter fo hoch angelaufen fee 
würden, daß ihre Beitreibung zum Theil für vie jepigen Befiger — Gi 
len die nachtheilige Folge Haben würde, daß fie fih im Beſitz berf si 
würben erhalten können. Dies Tönne aber vermieden werden, wenn dieſe Keſte dd 
eine Rapitalsforderung des Berechtigten betrachtet, ihm dafür mit Regtenbrich 
überwiefen würden, und der Pflichtige die Verzinſung berfelben, gleich wie Ik 
übrigen Renten für das Wegfallen feiner Reallafen übernehme. 

Bingewendet wurde dagegen, dag wenn eine ſolche Beſtimmung gefeplic ſch 
geftellt würde, dies nur zu leicht die Kolge haben würde, daß von vielen Pb 
gen bis zur Ablöfung ihrer Reallaften, ihre jebigen gutsherrlihen Abgabes zihl 
mehr bezahlt werden würden, und hierburch nicht. nur dem Berechtigten nene Be 
legenheiten bereitet, fondern auch eine Maſſe von Gtreitigfeiten und neue Je 
—8 herbeigeführt, der Rechtszuſtand und das Rechtobewußtſein in ven Nee 
des Volkes noch mehr wie bisher erfchüttert werden würbe; man mbge es bahe 
lieber der freien Vereinigung der Partheien überlaflen, bei Fauftigre define 
Feſtſtellung der von pflichtigen Grundflüden zu überncehmenden Gefammirtek, 
and über etwanige Refte ein angemeflenes Abkommen zu treffen, wozu das gegr® 
feitige SInterefie beide Theile von felbft führen werde, und ohnerachtet Geist 
der Finangverwaltung dem Antrage nicht grade widerfprochen werben iR, fo het 
die Majorität dennoch feine Annahme abgelehnt und beantragt die unveränbeit 
Annahme des $. 50. 


In dem Nachtrags» Berichte v. 8. Ian. 1850 (Drudf. Rr. 431.) 
wiederholte die Kommifflon den Antrag auf unveränderte Annahme ie 
$. 50., indem ſie fich in folgender Art äußerte: 


— — — mn — — — 






1) Vergl. in Bd. I. ©. 726 ff. 
2) Shendaf. ©. 727 fi. 
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Ben dem Abgeordn. v. Bdr& und Ben. ift zum $. 50. tie Annahme folgens 
u Bufapes beantragt worden (Drudf. Nr. 368. ad III.): 

„Auch diefe Rückſtände können, foweit fie aus ten Jahren 18438 und 1849 
berrühren, auf den einfeitigen Antrag tes Verpflichteten wie des Berech⸗ 
cigten anf die Mentenbanf übernommen werden. Der Berpflichtete hat in 
ſolchem Yalle einen Betrag von Bier und Gin Halb Prozent des Rückſtan⸗ 
des alljährlich während der ganzen Amertifationsperiote von 56% Jahren 
neben der urfprünglichen Rente ($. 10.) au entrichten. Der Berechtigte 
empfängt zu feiner Abfindung den Betrag des Nüdftandes in Rentenbries 
fen. Die Anweiſung bes Zehntheils der Rente zur Verkürzung ber Amor⸗ 
Ifetlonsperiobe ($. 10., 22.) fteht in dieſem Falle dem Berpflichteten 
nicht zu. 

Derfelbe Antrag ift bereits bei der frühern Berathung bes Geſetzentwurfes 
ber Kom. gefellt, von der überwiegenden Majorität derfelben jedoch aus den 
bem erfien Berichte angeführten Gründen als nicht zur Befürwortung geeignet 
wichnt worden. — 

Auch bei der wieberholten Erwägung des geftellten Amendements war man 
ber Rom. entfchieven ber Anficht, daß tie Annahme deflelben nicht zu empfeh- 
fei, und zwar um fo weniger, als außerdem, was bereits früher bagegen ans 
Mort worden, es fich gar nicht überfehen lafle, inwieweit durch eine foldhe Opes 
em tie Zabluugsfähigfeit der Nente s Pflichtigen in einzelnen Fällen dergeſtalt 
bwächt werben fünne, daß wefentliche von ber Staatsfafle zu übertragende 
Wälle bei den jährlichen Rentegahlungen eintreten würden; es wird daher Geis 
I der Rom. darauf angetragen: 

den gefellten Antrag zu vermerfen und den $. 50. unverändert anzunehmen. 

Das Plenum der II. Kammer nahm zwar das Alin. 1. des $. 50. 
wrändert an, befchloß indeß den Wegfall des Alin. 2. und flatt deſſen 
Annahme des nachflehenden (von dem Abgeordn. Schwarz und ®en. 
ellten) Amendements (Drud. Nr. 423. ad 1.): 

Die Rädkände aus den Jahren 1848 und 1549 können, wenn der Berech⸗ 
e es in dem AnseinanderfegungssBerfahren beantragt und der Verpflichtete da⸗ 

einverflanden if, auf die Rentenbanf übernommen werden, fofern das belaftete 

ck der Rentenbank noch genügende Sicherheit gewährt. In diefem Ball 
bit fih die Zahresrente der Leiftungen des Berpflichteten, von welcher ‚, an 
Sentenbant zn entrichten find, um „A, tes Rückſtandes. 

Der Berechligte empfängt zu feiner Abfindung den Betrag des Rüdftandes 

Mentenbriefen. 


Aus viefem (angenommenen) Amendement wurde ein befonderer 
(51.) gebildet. (Stenograph. Ber. der. II. K. 1843. Bb. 4. &. 2007). 

B. Die I. Kammer bat indeß, auf den Antrag ihrer Agrar» Kom« 
Mon, ten $. 50. in feiner urfprünglichen Bafjung wiederhergeſtellt 
d den Wegfall des ala neue Beftimmung binzugefügten $. 51. bes 
offen, weil viefe neue Beflimmung in ven $. 99. (Alin. 3.) des Abldſ. 
ſ. v. 2. März. 1850 übernommen worden und daher in dem Nentens 
te wegfallen mußte. (Stenograph. Ber. der I. 8. 1848. Bb. 5. 


©. Die I. Kammer: bat fih ſchließlich hiermit einverflanden er⸗ 
rt. (Gtenograph. Ber. der II. R. 1848. Br. 5. S. 2732). 

N. Bergl. die Erläut. zum 66. 99. des Ablöf. Bel. v. 2. März 
50 (f. in Br. II. Abth. I. ©. 730—735) und indbef. vie Erlaͤut. zum 
in 3. des $. 99. a. a. D. (a. a. D. ©. 740-742). 


DI. Da nad Alin. 2. des 6. 50. dem Berechtigten feine Anfprüche 
gen der vor dem Ausführungd- Termine fällig gewortenen Leiſtungen 
‚5. wegen der Rückſtaͤnde) vorbehalten bleiben, fo iſt es nicht erforder« 
&, in den Mezeffen ver etwanigen Nüdftände zu erwähnen; dagegen muß 
: dem Balle, wenn ein Theil der Rückſtaͤnde ver Rentenbank überwiefen 
& ein anderer Theil derfelben dem Berechtigten zur direkten Einziehung 
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vorbehalten wird, die Im Mezeffe bemerkt werben, weil fonft die Ver⸗ 
muthung eintreten Fönnte, daß alle Nüdflänte getilgt feien. (Bel 
Frey's prakt. Erläut. ©. 117). 


Zum 8. 31. 
(Steuer-Umfhreibung). 


I. Der F. 51. iſt von den Kammern unverändert angenommm 
worden. (Gtenograph. Ber. der II. 8. 1844. Bd. 3. ©. 1673 — 1674. 1. da 
1. 8. ®b. 5. ©. 2735). 


Die Motive des Regier.Entw. bemerken dazu: 


An einigen Landestheilen, namentlich in Schleften, werden bie Dienſte, Gran 
zinfen und fonftigen Präftationen, welche die bäuerlichen Wirthe den Gutoberrihab 
ten zu leiſten haben, von diefen Lebteren verfleuert. Wenn daher eine Abtbium 
durch Kapital Statt findet, fo geht das Objekt, auf welchem bie Sterer ruht, 
verloren und es folgt hieraus nothwendig, tag im Intereſſe des Stener⸗Fickat ke 
ſolchen Faͤllen derjenige Betrag der Steuer, welchen die Sutsherricheft von be 
zur Mbldfung gefommenen Bräftationen zu entrichten hatte, dem berech Oxk 
abs und der verpflichteten Stelle zugefchrieben werden, bagegen aber d 
für diefe neu übernommene Steuer entfchädigt werben mußte, was in der Ari io 
werfftelligt wurbe, daß von dem Ablöfungs : Kapital der Zöfache Betrag der di 
bie verpflichtete Stelle übertragenen Steuer in Abzug gebracht wurbe. 

Diefes Berfahren verurfachte viele Weiterungen, indem nicht immer bratlik 
aus den Kataſtern erfehen werden kennte, mit welcher Summe bie abgelbſte Bab 
ſtation verfleuert war. Da nun, wie ſchon erwähnt, die Steuerumfchreibung lei 
lih im Intereffe des Fiskus erfolgte, durch deren Wegfall aber weder ber 
tigte noch der Berpflichtete einen Nachtheil erleiden, fo war es um fo uuberaib 
licher, diefen Wegfall in Borfchlag zu bringen, als durch tie in Ausficht ſteheche 
neue Regulirung ter Grundſteuer auc der Fiskus gegen etwanige Ausfälle ir 
Grundſteuern in Bolge der Ablöfungen gefihert werden wir. 


11. Bergl. $. 66. res Abloͤſ. Geſ. v. 2. März, 1850 und die Krlie 
dazu. df. in Dr. II. abth. I. 6. 571-580). 


Zn 88. 32 56. 


Diefe FF., zu welchen die Motive nes Regier.⸗Entw. lich 
einen Anfchlag des Betrages der Verwaltungskoſten der Rentenbanfen wir 
tbeilen, find von den Kammern ohne Erinnerungen angenommen wer: 


(Btenegravf, Ber. der II. 8. 1834. Bd. 3. S. 1673—1674, 1. ter 1. 2.95 
. 2735 fi). 


3um 6. 37. 
(Aufgebot ver Amortifation verlorener Rentenbriefe). 


Der $. 57. ift von beiden Kammern unverändert angenemmM 
worden. 1) (Stenograph. Ber. der II. K. 1845. Bd. 3. ©. 1674 m. LE 
Br. 5. ©. 2739— 2740). 


Die Motive des Regier.-Entw. bemerken dazu: 


—— - — - — — 


1) Die AgrarsKom. der II. 8. hatte zwar, mit Rüdficht auf ihre —* 
zum $. 34. (ſ. oben ©. 547 ff.) befürwortet, die Vorſchriften des €. 57. übe 
Konpons auch auf die Stihfoupons auszudehnen; da indeß durch es FB 
8. en eſus die Jueaate don Siöten yons Geltens ber Zw 
mer abgelehnt worben war, fo erlebigten erburch auch die betreff 
$. 97. geftellten AbänberungssBorfchläge der Kommiſſion. r 
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Das hier vorgefchriebene Verfahren für da® Aufgebot und die Amortiſation 
sren gegangener Rentenbriefe if im Wefentlichen den beftehenden Vorſchriften 
: das Aufgebot von Staatspapieren nad:gebildet. Diefe letzteren Borfchriften 

erabesn für anwendbar zu erflären, war teshalb nicht zuläffig, weil in ihnen 
Theil auf die Borfchriften der Allgemeinen Preußiſchen Gerichts: Ordnung 
ng genommen wird, während der vorliegende Geſetze Entwurf auch auf Landess 
e gar »eabung finden fol, in welchen diefe Gerichts s Ordnung: nicht Geſetzes⸗ 
' Bat. 


3um 8. 38. 


efondere Beſtinmungen für diejenigen Landestheile, in 
welchen bereits Rententilgungs⸗Kaſſen beſtehen). 


I Der 5. 58., welder im Regier.-Entw. den $. 59. bildete, 
te in diefem abweichend von feiner jegigen Baffung. 
Die Abweichungen find folgende: 


a) Im Eingange bieß es: 

„bleiben, mit Ausnahme der dur das Ablöf. Gef. vom heutigen Tage aufs 
ebenen $$. 33. u. 35. des unter b. gedachten Geſetzes, auch nad) Berfünbis 
des gegenwärtigen Geſetzes in denjenigen Landestheilen, für weldhe fie geges 
And, dergeftalt in Kraft, daß dort auch ferner, in Anfehung der Gegenſtaͤnde, 
welche Re ſich beziehen, lediglich nad) ihnen und nicht nady dem gegenwärtis 
Geſetze mit der Renten:Ablöfung und Tilgung verfahren werben fol. Indefs 
treten in diefen Gpezialgejeßen beziehungsweife folgende Aenderungen ein:“ 


b) Die Nr. 1. lautele dahin: 

1) An der Gtelle der Borfchriften der Ablöf. DO. v. 7. Juni 1621 und 13. 
1829, auf weldhe in den unter a. und c. gedachten Spezialgefeßen verwieſen 
ſind künftig die Vorſchriſten des Befehes vom heutigen Tage, betreffend die 
fung ber Reallaiten ıc., in Anwendung zu bringen. 


ce) Die Nr. 4. lautete wie folgt: 


4) Die Bekimmungen ber $$. 14. und 15. des Regl. v. 8. Aug. 1836 (oben 
e a.) follen nicht ferner in Anwendung fommen. 

Infoweit jedoch ein bäuerliher Wirth durch rechtsverbindliche Erklaͤrung ſchon 
der Berfündigung der V. v. 18. Dec. 1848, betr. die bäuerliche Erbfolge in 
Brovinz Weſiphalen (G. ©. 1848. S. 425) den Beflimmungen unter Wr. 1. 
2. $. 14. jenes Regl. fi unterworfen hat, behält es bei den in den $$. 14. 
15. dafelbit ihm zugefiherten Vortheilen fein Bewenden, ohne daß der bäuer: 
u an die gedachten Beilimmungen $. 14., Nr. 1. und 2. fernerhin ge: 
ven ifl. 


d) Die Beflimmungen Nr. 5—10. fehlten im Entw. gänzlich. 


Die Motive des Regier.Entw. zum $. 59. (jetzt $. 58.) bes 
Een: 

Die bei uns bereits beftehenden Tilgungskaſſen find lediglich für ſolche Dis 
ie errichtet worden, in welchen damals eine unverhältnigmäßige Belaſtung oder 
große Armuth der Verpflichteten ſtattſand. Es find den dortigen Verpflichte⸗ 
Daher Erleichterungen und Beihülfen Seitens des Staats verheißen und ges 
st worden, welche den Berpflichteten der übrigen Landestheile nit in gleichem 
age zugewendet werben können. So weit die Verwandlung der Meallaften in 
ten nach den bieherigen Reglements dieſer Tilgungsfaffe bereits Statt gefunden 
muß natürlich auch die fernere Behandlung und Tilgung biefer Renten in Ge⸗ 
Seit eben diefer Vorſchriften fortgeführt werten. Aber auch in Anfehung der 
, wit zeguliten Reallaflen jener Gegenden haben bie Betheiligten einen bes 
weten Anſpruch darauf, daß ihnen die durch die bisherigen Reglements ber 
mugslaffen verheigenen Bortheile nicht wieder entzogen werben. Konfequenter 
fe würden fie ſich dagegen auch gefallen laffen müflen, daß bei der Verwand⸗ 
ihrer Reallaften in feite Geldrenten nicht die erleichternden Grundſätze des 
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neuen Ablöfungsgefeßes, fondern die der bisherigen Ablöfungsgefepe, anf well: in 
den Regl. bingewiefen ift, zur Anwendung gebracht würden. 

Dies würde aber den Uebelftand herbeiführen, dag diefe bisherigen Ablöfunge 
geſetze lediglich in diefen fleinen Diftriften fortbeftehen müßten, was einem Hase 
zwed der neuen Geſetzgebung, ber Herflellung gleihmäßiger Ablöfungs: Grundiäg 
in allen Landestheilen, zuwider laufen würde. 

Aus diefer Rückſicht it daher in dem vorliegenden 9. 59. Nr. 1. von biefe 
Konfequenz Anitand genommen. 

Die unter Nr. 2. und 3. vorgefchlagenen Abänderungen jenes Regl. find ned 
wendige Folgen ber in dem neuen Ablöl. Gefeh angenommenen Grunbdfäge. 

Die Beſtimmung unter Nr. 4. wird dur die V. v. 18. Dec. 1848, betr. bi 
bäuerl. Erbfolge in der Provinz Weſtphalen und durch den MRecdhtsgrundfag ge 
rechtfertigt, Daß einem neuen Geſetz feine rüdwirfende Kraft beigelegt werben fans 


A. Die Agrar- Kommiffion ter II. Kammer beantragte ii 
gegenwärtige Faſſung des F., indem fle zur Motlvirung Bolgendel 
bemerfte: 

In dent Regl. für die ilgungetafie zur Grleihterung der Ablöfung der Red 
laften in den Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter bes Negierungch⸗ 
zirfs Minden v. 8. Aug. 1836 ift nad den Beilimmungen der 58. 11 — 15. & 
Bezug auf die Pflichtigen eine Unterfheidung in fo fern gemacht worben, daß: 

1) Diejenigen, weldhe fi den deſqraͤntungen des $. 14. dieſes Megl. une 
werfen, nur während der Dauer von 41 Jahren die Höhe des Betrag 
der Schulvverfchreibungen mit 4 pGt. zu verzinfen hatten und bunn we 
jeder weitern Zahlung entbunden waren, da bie Amortifation derſelben def 
Zufhüffe aus Staatsmitteln nad $. 6. erfolgt, dagegen 

2) diejenigen, welche fi dieſen Beſchränkungen $. 14. Nr. 1. und 2. mit 
unterwerfen, den Betrag der Schuldverfhreibungen mit 44 pGt. an bie 3b 

ungefaffe zu verzinfen Hatten, und fi) von tiefer fortlaufenden Zins 
ung nur dur die Erlegung eines dem 20fachen Betrage ber Renten glä 
fommenden Kapitals, wenn au in Gtüdyahlungen, befreien konnten. 

Das Regl. zur Beförderung ter Ablöfung der Reallaſten in ten reifen Heb 
ligenftabt, Mühlhaufen und Worbis des Reg. Bez. Erfurt v. 9. April 1845 ws 
hält dagegen folgende hier in Betracht kommende Befimmungen: 

1) wenn der Berechtigte die Abloͤſung der ihm zufichenden Abgaben und fr 
ftungen durch die Tilgungsfaffe beantragte, fo mußte er fi) mit dem 20fagen 
Kapitalifirungsbetrage des feſtgeſtellten jährlichen Geldwerths dieſer Abzw 
ben und Leitungen begnügen und biefen Betrag ale Schuldverfchreibungen 
der Tilgungskaſſe annehmen: 

2) dieſe äulbverföreibungen erhielt ex mit 34 pGt. bis zu ihrer Amertifatien 
verzinft; 

3) tie Pflitigen hatten den Gefammtbetrag ihrer Fapitalifirten jährlichen Rum 
ten mit 34 pCt. 33 Jahr lang zu verzinfen und waren tan. von jet 
weiteren Zahlungsverpflichtung befreit; 

4) um tie Amortifation herbeigulühten, wurde jührlid ein Prozent von tem 
Betrage der ausgegebenen Schuldverſchreibungen aus der Staatékaſſe über 
wieſen. 

Das G. v. 22. Dec. 1839 hat endlich die Berhältniffe der flandesherrli 
Unterfaffen in den beiden Grafſchaften Wittgenflein s Berleburg und Bittzen 
Wittgenſtein, wegen Ablöfung der an die flandesherrlihen Häuſer zu entri 
Selb: und Natural: Abgaben, Zehnten und Bräfationen, ſchon dahin une 
vegelt, daß die Prlichtigen vom 1. Oft. 1840 ab nur no 41 Jahre lang, 4 if 
eitgeftellten jährlichen Geldwerths der abgelöiten Präflationen an die Tilgungeiele 
zu entriten haben, woran auch jeßt nichts weiter zu ändern fein wird, 

Dagegen hat fi die Kom. einftimmig über folgende Hanptgrundfäge geeinif, 
und empfiehlt fie der Kammer zur Annahme. 

1. Infofern die Ablöfung der Reallaften in den gedachten Landestheilen fl 
bereite nach den Vorſchriften der V. v. 8. Aug. 1836 und 9. April 1845 fe 
iR, für die Zukunft auch in diefen Landestheilen nur bie Vorſchriften des men 
Ablöfungsgef., wie es noch ſchließlich nah Durchlaufung der Iegislativen Eh 
feftgeftellt werben wird, maaßgebend fein können. 
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U. In Berüdfiätigung deffen, und weil dann es nicht mehr im Willen des 
medhtigten flebt, die Ablöfung der Meallaften durch die Tilgungskafle zu verlans 
a, fondern dieſe unter allen Umftänten nad) den Borfchriften des neuen Ablös 
megeſetzes erfolgen muß, es auch nur ber Gerechtigfeit entipreche, daß in benjes 
en Landestheilen, wo nad ber DB. v. 9. April 1845 die Schuldverſchreibungen 
m mit 34 pGt. verzinft wurden, die auf Grund des neuen Ablöſungsgeſetzes auss 
Refenden Schufpyerfchreibungen ebenfalls wie in allen übrigen Lantestheilen mit 
yGt. zu verzinfen find. 

IL Daß biernad von dem nad $.7. der gedachten B. Seitens der Staates 
fe da alleinigen Tilgung jährlich beizutragenden einen Prozent der auszugeben⸗ 
R Gulbverföreißbungen. ein halbes Prozent zur Erhöhung der Berzinfung von 
auf A pGt. für die Berechtigten verwendet, das andere halbe Prozent aber zur 
sortifafion verwendet, und ſonach auch Hier eine Amortifationsperiode von 56,'% 
Ge feitgeftellt werbe. 

IV. Die Pflichtigen in dieſen Landestheilen nad wie vor nur 3} pGt. des 
: Dem awanzigfachen Betrage Tapitalifirten jührlihen Geſammtwerthes ihrer Leis 

‚ wie ſich derfelbe auf Grund der Vorſchriften tes neuen Ablöf. Gel. her⸗ 
Bellen wird, ale jährliche Rente an die Rentenbanken abführen follen, die Amors 
&onsperiobe aber für fie künftig ebenfalls ftatt 43 Jahr auf 564 Jahr verläns 
k werde, und fonad da fie 33 pGt. zahlen, der Staat 1 pCt. zuſchießt, zur 
rzinſung für bie Berechtigten 4 PCt., zur Amortifation 4 p&t. verwandt wers 

foflen, dann das annoch vorhandene 4 p&t. wie bisher auf die Koſten gerech⸗ 
wird 


V. Die Pflitigen in den Landestheilen, in welden die V. v. 8. Aug. 1836 
kung Hat, fowohl in der Zinszahlung als Amortifationsperiode mit gänzlicher 
feitigung der Beſchränkungen im $. 14. biefer V. glei zu itellen find. 

VI. Diejenigen Beflimmungen des Entwurfes, welde zwedmäßig auch auf 
fe Lanbestheile angewendet werben Fönnen, ausdrücklich noch in diefem $. zu be: 

Diefen Grundfügen iſt auch der Finanzmin., in foweit dadurch die Fi⸗ 
szwerwaltung berührt wird, beigetreten. 


Die Kommiffion hat mit Nüdficht Hierauf die jegige Fafſung des 
58. beantragt und das Plenum ter II. Kammer ift dem beigetreten. 
kemograpb. Ber. der II. K. 1845. Br. 3. S. 1676—1677). 

B. Die L Kammer bat ven $. 58. ohne Grinnerungen in der von 
eg IL Kammer befchloffenen Baffung angenommen. (Stensgraph. Ber. der 
R. 1843. Br. 5. &. 27392740). 

II. Bergl. Zuf. IV. zum 6. 64. des Abloöſ. Gef. v. 2. März 1850. 
in Bd. IL Äbth. I. ©. 535 ff.) 


Zu 88. 39—63. 


Befondere Beflimmungen für die Fälle, in denen die Ab- 
adung des Berechtigten in Mentenbriefen durch DBermitte- 
lung de8 Staats erfolgt.) 


1. Die 68. 59—63. waren in tem Regier.⸗Entw. nicht enthalten. 

A. Der Gegenfland diefer SS. ift zunächfl in der II. Kammer zur 
ſedrterung gefommen, und zwar in Bolge der von den Kammern beſchloſ⸗ 
men Sinzufügung der Beflimmungen ter Alin. 4. und 5. des $. 64. des 
Ulsſ. Bel. v. 2. März 1850 1) und der von der 11. Kanımer befchlofe 
men Annahme des v. Patomfchen Amendements zum $. 9. des Renten⸗ 
yauf« &ef. *) 

Die Agrar-Rommiffion der I. Kammer wurde nämlich mit 
Madiicht Hierauf beauftragt, Vorfchläge Über die Aus⸗ und Durchführbar- 





— — — nn ⸗— 


1) Bergl. hieruͤber Bd. II. Abth. I. S. 529 ff. 
2) Bergl. oben ©. 532 ff. 


560 Yon d. Ablbſ. ver Neallaften, ven Megulirtingen u. Gem. Thrllungk 


feit der gedachten (angenommenen) Beflimmungen bes 6. 64. tes AN. 
Gef. zu machen. In ihrem Nachtragd = Berichte v. 8. Ian. 1850 (Dratf. 
Nr. 431.) hat fie die in Tiefer Beziehung zur Epracdhe gelommenen ver 
fhiedenartigen Anfichten zur Erörterung gezogen und Taran den Borfhlag 
geknüpft, folgenne Beſtimmungen in dad Geſetz aufzunehmen: 


$. 60. Wenn der Verpflichtete die Ablöfung dur Baarzahlung des ISiaden 
Betrages bewirken joll, der Berechtigte aber feine Abfindung zum 2Ufachen Betras 
in Rentenbriefen verlangt ($. 64. des Ablöf. Gef. vom heutigen Tage), fo mef 
der Berechtigte tiefe Erklärung vor Abſchluß des Rezeſſes abgeben und es if tie 
felbe in Letzterm mit aufzunehmen, 


F. 61. Grfolgt die Erklärung des Berechtigten ($. 60.) in den Monaten Je 
nuar bis Juni, fo muß die Baareinzahlung am 1. OF. befielben Jahres in rim 
von dem Finanzmin. zu bezeichnende Königliche Kaffe bewirkt werben. 

Wird dagegen bie Grflärung tes Berechtigten in den Monaten Juli bis Dee 
abgegeben, fo muß die Einzahlung am 1. April des barauf folgenden Jahres 
die gedachte Kaffe erfolgen. 

$. 62. Die eingezahlten Ablöfungs-Rapitalien werben zur Tilgung der dar 
das ©. v. 25. April 18438 gegründeten fünfprogentigen freiwilligen Anleihe ve 
wendet und den Nentcherechtigten wird dagegen nad der Wahl der Binanyvermeh 
tung entweder durch aufzufaufente Rentebriefe, wenn diefe unter dem Nennwre 
ftehen, oder durch neu zu freirende vierprogentige Staatsſchuldverſchreibungen 

ejunden. 

’ $. 63. Diefe Schulpverfchreibungen werben von ber Hauptverwaltung be 
Staatefhulden nach dem beiliegenden Schema sub Lit. E. und die mit biefe 
Schuldverfchreibungen auszugebenden Zinsfoupons nad dem beiliegenten Era 
sub Litt. F. ausgeftellt. 

$. 64. Zur Amortifation diefer ausgeftellten Schulbverfgreibungen muß ab 
jährlich mindeftens 4 Prozent des Wennwerths derfelben, ſowie die erfparten Jisr 
fen der getilgten Verſchreibungen verwendet werden. 

Saͤmmtliche Schuldverfhreibungen müſſen daher fpäteftens in 56,1, Jahr sm 
Schluß ter Rentenbanfen an gerechnet ($. 56) zur Amortijation fommen. 

Die Amertifation erfolgt halbjährlid und es müflen die zur Amortifarion ge 
langenten Schulverfchreibungen lediglich Durch Ausloofung beſtimmt werten. 


F. 65. Die Beflimmungen der $$. 17., 32., 33., 34., 35., 36., 37., Ms 
41., 33., 44., 45. und 50. des erften Abjchnitts finden auch auf die Schuldrer⸗ 
ſchreibungen Anwendung, jedoch mit der Maaßgabe, daß die Zahlung derfelben ud 
deren Koupons nicht von den Rentenbanfen, fondern von denjenigen Behörben bo 
wirft wirt, welchen die Auszahlung ausgelooſter Staatéeſchuldſcheine und Deren Ku 
pons oblieut. 

In Beziehung auf die Form der Bekanntmachung der ausgelooften Eule 
f&hreibungen, der Ausloofung und Vernichtung, fowie in Beziehung auf das Bar 
fahren bei dem Verluſt einer Schuldverfhreibung und der dazu gehörigen Ars 
pons, finden die Vorſchriften, welde bei den Staatsfhulbfcheinen gelten, Is 
wendung. 

Die erſte Einrückung der zur Ausloojung gefommenen Schuldverjchreibungen 
in die öffentlihen Blätter muß in demſelben Monat, in welchem die Ausloeſan 
flattgefunden hat ($. 41.), und zwar in dem Preußiſchen Staatsanzeiger minbeired 
4 Monat vor dem Zahlungstage erfolgen. 

$. 66. Der Berechtigte erhält den 20fachen Betrag ber ihm gebührendes 
Rente ($. 63. tes Nblöfungsgef. v. h. T.) nur in fo weit, ale diefer Betrag vorh 
Mentenbriefe oder Schuldverfchreibungen, unter Berückſichtigung der zuläſſigen Kr 
points ($. 32. und 65.) gewährt werten fann. 

Kapitalsbeiräge unter 9 Thlr. müflen daher von bem Berechtigten in bsars 
Gelde, ohne einen Zuſchuß Seitens tes Staats, angenommen werben. 

$. 67. Der Berpflichtete wird durch Zahlung bes Ablöfungslapitale an bu 
Etaatskaſſe ($. 61.) von jeder Verpflichtung gegen den bisherigen Beredhtigfrs, 
fowie gegen dritte Perſonen in Vezichung auf das Ablöfungsfapital und die Real; 
laften, an deren Stelle taffelbe getreten, befreit. 

Im Uebrigen finden die Beitimmungen $. 49. Ar. 2. bie 7., $. 31. und 3l. 
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77 Abſchn. auch auf die Abloͤſungen durch Schuldverſchreibungen ($. 62.) 
ung. 

S. 68. Die von den Königl. Kaflen, welche zur Gmpfangsnahme der baar 
ezahlten Ablöfungs:Kapitalien autcrifirt find, ausgeitellten Quittungen über die 
e umd richtig erfolgte Binzahlung find genügend, um auf Grund derfelben bie 
hung der hypothekariſch eingetragenen Renten und Reallaſten zu beantragen; 
dieſe Loͤſchung muß auf Grund terfelben bewirkt werden. 

8. Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen ge⸗ 
ren Unſeren Min, für die Bin, und landwirthſchaſtliche Ang. 


Das Plenum der II. Kammer ging indeß auf die Anträge der 
mmiffion nicht ein, fontern befchloß, nactem die Annahnıe des 
Batow'fhen Amendements zum 6. 9. (Druckſ. Nr. 447. ad 1., 
ben ©. 532 zum $. 9.) erfolgt war, auch den damit in Verbintung 
enven Antrag des Abgeordn. v. Patow (Drudf. Nr. 447. ad A.) ans» 
men, welcher dahin ging, hinter F. 58. folgenden $. einzu« 
sen: 

In foweit der Berechtigte bei einer Mentenablöjung duch Baarzahlung Seis 
des Berpflichteten durch Rentenbriefe abgeiunden wird, in Betreff deren bie 
atslaffe der Rentenbank gegenüber in die Verpflichtungen und Befugniſſe des 
pflichteten eintritt, find die dafür den Regierungen zu überweifenden Ablöjunges 
“alien von diefen an die Hauptverwaltung der Staatsfchulden abzuführen, 
he dieſe Kapitalien, fo lange bis denfelben durch ein fpüteres Gefeß eine ans 
Beftinemung gegeben wird, zur Ginlöfung von Schuldverfäreibungen ber freis 
igen Gtaatsanleihe zu verwenden hat. 


In dem Entwurfe nach den Befchlüffen ver II. Kammer bildete dem⸗ 
bt diefer neue 6. den $. 61. (Stenograph. Ber. der II. 8. 1843. Bb. 4. 
2003 — 2004). 

B. Die Agrar-Kommiffion ver I. Kammer erflärte fich indeß 
en vie Beibehaltung des von ter II. Kammer angenommenen v. Pas 
u’fhen Amendementd zum F. 9. und befchloß, diefen $. in feiner 
jenwärtigen Saffung anzunehmen 1). Hierdurch wurde nunmehr auch 
Wegfall des von ver II. Kammer befchloffenen neuen $. (61.) noth⸗ 
eig und die Agrar-KRommtffion ter I. Kammer brachte, indem 
dieſen Wegfall beantragte, die jegigen FF. 59—63. in Vorfchlag, wo⸗ 
; das Plenum der I. Kammer fid einverftanden erklärte. 2) (Stenos-. 
ph. Ber. der I. 8. 1814. Br. 5. ©. 27422733). 

C. Die II. Kammer ift fehließlich ven Beichlüffen der I. Kammer 
geireten. ( Stenograph. Ber. der II. K. Bd. 5. S. 2732). 


1. Zur Ausführung der Beſtimmungen ter 66. 59 — 63. find 
here Inſtruktionen erteilt worden in dem C. R. des Min. für land⸗ 





1) Bergl. Zuf. I. sub C. zum $. 9. (f. oben ©. 033.) 
2) Der KommiffionssBorfhlag enthielt im $. 62. Alin. 2. nicht die 
sehe: - 
„es fei denn, daß durch ein Geſetz eine Bermehrung des Tilgungsfonde 
„Behufs früherer Amortifation der Rentenbriefe beitimmt wird.“ 
Diefer Zufas it auf Grund des Verbefi.: Antrages bes Abgeorbn. 
lagnus (Drudf. Nr. 587.) vom Plenum der I. Kammer angenommen worden. 
Das Amendement des Abgeordn. Magnus ging dahin: 
„am Schluſſe der von der Kom. vorgefhlagenen Yaflung bes $. 62. Hins 
gugufügen: .. 
„fo weit nicht durch gefeglich beitimmte Vermehrung des Amortijationss 
fonds mit einer früheren Tilgung an Üentenbriefen vorgegangen wäre.“ 
Bei der Schluß⸗NRedaktion erhielt dies (angenommene) Amendement feine 
Bienwärtige Faſſung. 
Ibet-Ruliue-Befepg. Br. II. Abth. I. 36 
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wirthſchaftl. Ang. v. 8. Febr. 1851, nebſt C. R. der Min. dei 
Tandwirtbfchaftl. Ang. v. 3. ej. m. (Min. Bl. d. i. 3. 1851. ©. : 
und in dem R. des Min. für landwirthſchaftl Ang. v. 18 ° 
(a. a. O. S. 189, Nr. 208.). 

Vergl. in Bd. 1. ©. 728 ff. 


Zum $. 64. 
(Domainen⸗Renten). 


J. Der $. 64. bildete in tem Megier.-Entw. ven F. 5 
flebender Baffung: " 

Auf diejenigen Renten, welche fonft nach $. 6. zur Ablöfung dur 
tenbanfen geeignet wären, aber dem Domainenfisfus ale Berechtig 
fellen tie Oruntfüße des gegenwärtigen Geſetzes inſoweit angewendet 
diefe Nenten durch Wortentrichtung von neun Schntheilen ihres vell 
zur Staatefaffe nah Ablauf eines 564; jährigen Zeitraums erlöfchen, t 
pflichteten freiftebt, auch während biefes Zeitraums tergleichen Rent 
Vorfchriften des $. 23. ganz oder theilweife durch Kapitalzahlung af 
daß bei Zerſtückelung von Grundſtücken, auf welchen foldie Domainen: 
ten, tie $. 20. anfgeftellten Grundſaͤtze maaßgebend find. 

Ueber tie Ausführung diefer Beſtimmungen hat der Finanz Min 
deres Reglement zu erlaffen. 

Ob und wie weit die PVorfchriften des Art. VII. der V. v. 17. 
über tie Behandlung des Staatsfchuldenwefens, mit Rüdiicht auf d' 
getroffenen Beſtimmungen zu mebifiziren, bleibt der Erwägung bei Füı 
fion jenes Geſetzes vorbehalten. 


Die Motive bemerken dazu: 


Zu den was ſchon oben bei $. 7.) in Bejug anf tie Ablöfen 
laften der Domainens@infaffen bemerft werben, iR zur Grläuterung d 
ten tiefes F. nur noch hinzuzufügen, daß tie Vorfchrift des 8. VIL % 
San. 1820 über die Behandlung des Staatsfchulbenmweiens, nach wel: 
löfung von Domalnen » Renten nar gegen baares Geld und gegen 
leitung ter Gtaatsfchulden » Verwaltungsbehörde gefchehen darf, in &ı 
weichenden Beflimmungen des vorliegenden Geſetz-Entw. vielleicht ein 

‚tion zu unterwerfen fein wird, worauf in dem legten Alinea des $. Hin 


A. Die Agrar-Kommiffion ver I. Kammer brad 
Betreff des Ulin. 1. des Entw. eine veränderte Faſſung dahin 


Auf diejenigen Renten, welche ſouſt nach $. 6. zur Nelöfung dın 
tenbanfen geeignet wären, aber tem Demainenfiskus ale Berechtigt 
follen die Srundfüge des gegenwärtigen Geſezes inioweir angewendet ' 
diefe Renten, je nadı der Wahl der Bflichtigen ($. 10.), dındı 
tung von neun Zehutbeilen ihres vollen Betrages, oter des unn 
vollen Betrages zur Staatsfafle nach Ablauf eines 564%; +, reſp. 
rigen Jeitraums erlöfchen, daß den Pflichtigen freifteht, auch währ 
Zeiträume dergleichen Renten nach ten Vorſchriften des 8. 23. ganz 
weife durch Kapitalzahlung abyulöfen, und daß bei Zerſtückelung ven @ 
auf welchen ſolche Domainen- Renten haften, die $. 20. aufgefellten 
maafgebend find. 


Der Kommifjiond «Bericht motivirt dies in folgenter Art: 

Nach dem was oben bei $. 23. des Entw. ausgeführt werben, 
Kom. nur wegen der vorgefchlageuen Faſſung des $. 10. auch hier « 
Faſſung für erforderlich, fonft aber gegen den Inhalt diefes $. nichie zi 

Diefe Faſſung wird wie (oben) beantragt in Betreff des Ali. 1. 


1) Bergl. oben S. 530. 


Unfall. 3. Befdrd. d. Abloͤſ, Rentenb.⸗G. v. 2. März 1850. ($. 64.) 563 


ren; auch erfrheint es logiſcher, den 8. 58. erft hinter dem $. 59. folgen zu lat: 
en, und fonach bie Nummern beiter $S. zu wechfeln. 


Im Plenum ter IL. Kammer batte ter Abgeordn. Geßler u. Gen. 
u biefem $. folgenden Abänterungds Antrag (Trudi. Nr. 369.) gefteltt: 

3n $. 55. des Entw. event. zu $. 59. des Remmiffiensberichts felgenten 
ufas binter Alin. 1. zu befchließen: 

Sind tie zur Zahlung von Demainen-Renten dem Fisfus Berpflichteten 
gleich Renten= Berechtigte einem Dritten gegenüber, fo fünnen fie durch Ucker: 
eifung der ihnen zuftehenten Renten an den Fiskus einen gleich heben Demai— 
m-Rentebetrag ablöfen, wenn tie Sicherheit ber zu überweifenten Renten nad: 
wielen wird. 

4 ie ſelchergeſtalt uͤberwieſenen Renten unterliegen den Beſtimmungen 
dieſes S. 


Die Agrar-Rommiffion beantragte inteß in ihrem Nachtrage« 
reichte v. 8. Ian. 1850 (Drudf. Nr. 431) deſſen Ablehnung, indem fie 
merfte: 


Die Kom. ift der Anſicht geweſen, daß es nicht anräthlich erfcheine, eine 
lche allgem. Beftimmung in das Rentenbunfgef. aufzunehmen, ta fich mindeftene 
dt mit voller Beflimmtheit überfchen lafle, ch fich dieſelbe überall chne große 
kettläuftigfeiten und chne den Staat neue Opfer zugumutiben burchführen lajfe, 
vielmehr angemeflener erfcheine, bei ter Fünftigen NRegulirung und definitiven 
Mfellung der Menten, in jedem einzelnen alle, es der Binigung aller tabei 
etbeiligten, fowie dem Grmefien ver Binanz s Verwaltung zu überlaſſen, ob ein 
rrangement in der vorgefchlagenen Art ohne Benadhtheiligung ter dabei Inters 
Arten ongänglid, und ausführbar fei; es wird hiernach darauf angetragen: 

den gefellten Antrag zu verwerfen und den 8. 59. (53. tes Gefegentw.) 
in der von ber Kom. im eriten Bericht vorgefchlagenen Faſſung anzunehmen. 


Das Plenum ter Il. Kammer ift, unter Ablehnung tes Geßler— 
ben Amendements, dem Antrage ter Kommiffion beigetreten. (Steno⸗ 
aph. Ber. der II. K. 1843. Br. 4. ©. 2008). 

B. Die Agrar-Kommiffion der I. Kammer trug dabin an, ten 
‚58. des Entw. in der von ter II. Kammer befchloffenen Faffung, jedoch 
it folgendem Zufage anzunehmen: 

Bei diefer Reviſion if insbefondere definitiv feſtzuſtellen, ob tie nach 6. 7. 
5 gegenwärligen Gefepes von der Ablöfung durch die Rentenbanlen ansgefchlef: 
sen Domainenrenten ebenfalls durch tie Nentenbaufen abzulöfen find und ob 
entnell viefenigen Berechtigten, weldıe nad $. 59. des gegenwärtigen Ge⸗ 
des die achtzehnfache Baarzahlung von Renten an die Staatskaſſe überweifen, 
sch Domainenrentenbriefe abzufinten fein werden. 


Bei der Beratung im Plenum erklärte indeß ter Bericht» 
slatter Namens ver Kommiffion, daß diefe ten Antrag auf Hinzu⸗ 
Raung des vorgefchlagenen Zuſatzes zurüdziche, unt bie I. Kammer 
R Hierauf dem Befchluffe der II. Kammer letiglid) beigetreten. 2) (Ste: 
weraph. Ber. der I. K. 1813. Br. 5. ©. 2729). 

Bon Seiten der Nedaktiond-RKommiffton ter Agrar- Kom 


Abgelehnt wurde der (nicht gebrudte) Verbeſſ.⸗Antrag des Abgeorbu. 
Stünzner, welcher zwifchen Alin. 1. u. 2. felgenten Zufaß einfrhalten wollte: 
„Diele Begünftigung der Pflichtigen, fih durch Sertentrichtung ven neun 
„Zehntheilen des vollen Betrages ihrer Renten zur Staatékaſſe während 
„eines 56% : reip. 219 jährigen Zeitraumes von der Leitung tiefer Ren⸗ 
„ten für alle Zeiten zu befreien, tritt jedoch erſt dann ein, wenn fänmts 
„liche auf dem verpflichteten Grundſtücke haftende zur Ablefung nach $. 6. 
„geeigneten Reallaften in fefte Geldrenten verwandelt find.“ 
(GStenograph. Ber. der I. K. Bb. 5. ©. 2729.) 
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Nach tem gerachten Negl. werten tie Berechtigten In Schuldverſchrl⸗ 
dungen ter Tilgungskaffe, zu 4 pCt. zindbar, durch Kapital abgefunten, 
welched in dem achtzehnfachen Betrage der ihnen zuflebenten jährlichen 
Gefälle beſteht. Zur allmaͤhligen Abtragung dieſer Schulten wirt der 
Tilgungskaſſe jährlih Bin Prozent von dem Betrage ver außgegebene 
Schuldverfchreibungen aus der Staatöfaffe übermiefen. Die Schuldver 
fchreibungen lauten auf jeten Inhaber und find vom Staate garaptht 
Die Pflichtigen entrichten anflatt ter bisherigen Abgaben, von welchen fi 
entbunten werten, an die Tilgungdfaffe eine jährliche Rente, welche in | 
bed Geldwerths der biöberigen Leiſtungen oder in 4} Prozent ter biöherige 
Leiftungen befteht. Sie find befugt, die Menten turch Bezahlung einei 
tem 20fachen Betrage der Nenten gleichfommenten Kapital, und zwar is 
Stuͤckzahlungen, zu tilgen. If der Pilichtige ein bäuerliches Wirth, jo wid 
die Rente auf vier Prozent der von der Tilgungs«-Anftalt zum Bebuf in 
Ablöfung ausgegebenen Schuldverfchreibung befiimmt und außerdem nad 
Ablauf von 41 Jahren ganz erlaffen. Die Rente fann inzwifchen ass 
in Städzahlungen abgelöft werten, deren Betrag ſich von Jahr zu Jah 
vermintert. 

Das Regl. v. 8. Aug 1836 iſt in folgenten Punkten modificin 
und erläutert worden: 

1) Ueberall, wo das Megl. auf die Vorfchriften ter Abldf. D. ı 
13. Juli 1829 Bezug nimmt, treten an teren Stelle die Vorfchriften de— 
Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850. (8. 58. Nr. 1. des Rentenbank⸗Geſ.) 

2) Ueber die Anwentung der Vorfchriften der 66. 18., 19., 20, 8, 
40. u. 49. des Nentenbant« Gef. auf die Tilgungs» Kaffe, vergl. € 34, 
Nr. 6., 7. u. 8. red Rentenbank⸗Geſ. 

3) In Betreff ter Austehnung des Regl. auf die tem Domalzıı 
Fiskus zuftebenten Neallaften, vergl. FK. 58. Nr. 10. des Beate 
banf» Gef. 

4) Der $. 3. des Real. ift abgeändert durch den $. 58. A. 
des Mentenbanf= Gef. | 

Ueber die Antrobung einer Ortnungdftrafe und der Tragung ia 
Terminskoſten bei Vorladung Ted Pflichtigen im Falle des 6. 3. v6 Rd | 
vergl. die 8. O. v. 26. Aug. 1837. 1) (v. 8. Ann. Be. 21. ©. 656). 

9) Die Beftimmungen ter FF. 14. u. 15. find modificitt turd ta 
$. 58. Wr. 5. des Rentenbank⸗-Geſ. 

6) Der $. 17. ift erläutert worten durch die K. O. v. 9. Nov. 1836.') 
(G. ©. 1836. ©. 311). 

7) Bergl. das Erf. des Mevif.- Kolleg, für K. S. v. 24. Im 
1853 zum $. 64. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. (f. in Bd. I. Al 
S. 535, Zuf. IV.). 

ll. Die Tilgungs-Anftalt für die Kreife Mühl hauſen, Heiliger 
ſtadt und Worbts®) im Meg. Bezirke Erfurt beruft auf tem tur 
Die K. O. v. 18. April 1845 beftätigten Regl. v. 9. April 1365") 
(9. &. 1845. ©. 410-121), welches tem Regl. v. 8. Aug. 1836 fir M 
Paderborner Tilgungs-Kaſſe nachgebilver tft, jedoch darin abweicht, if F 








1) Bergl. in Bd. I. ©. 752. 

2) Ebendaſ. €. 752. 

N Dem Eichefelde. 

4) Ebendaſ. S. 752 ff. — Vergl. auch das durch die K. O. v. 6. Juli IH 
genehmigte Regul. v. 14. Juni 1846 wegen Erleichterung ter DomainenPrikt 
liarien den genannten ten bei Abtragung und Ablöfung ihrer Fi 
nat s Teiiungen (ſ. im Mmtsbl. der Negier. zu Grfurt, Jahrg. 1846, Beilag # 
Stüd 30. ©. 163). gier. zu Trfutt, Jahrg. 1BA6, Betr 
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der ihnen obliegenden Befchäfte In den Angelegenheiten der Nentenbanf 
in Magdeburg. (Sprengel's Ablöf. Gef. 6. 102— 108). 


Zum 8. 65. 


Der $. 65. ift von den Kammern ohne Erinnerungen angenommen 
worden. 


Zweiter Abfchnitt. 


Die Tilgungstaffen zur Erleichterung der Ablöfung 
der Reallaſten. 


Nah den Beflimmungen des 6. 58. des Mentenbanf » Befehet v. 
e. März 1850 find, neben Den durch dies Tegtere angeortneten Provinziale 
Rentenbanfen, tie bereits früher für einzelne Landestheile eırichteten 
Benten-Zilgungs»-Anflalten befteben geblieben und die für tiefe 
tlaffenen gefeglichen DVorfchriften, mit ten im $. 58. a. a. D. ange 
wbenen Modifikationen, aufrecht erbalten worten. ?) 

Der Zweck ver Errichtung diefer Anftalten war die Erleichterung der 
mit gutäherzlichen Laſten und mit der unter der fremtherrlichen Regierung 
üngeführten Grundſteuer beſonders hart befchwerten Gruntbefiger in einigen 
dandestheilen, und es iſt tiefer Gegenſtand ſchon bei ter Berathung der 
Beſetze v. 21. April 1825 angeregt worten. In Bolge ter deshalb vers 
mlaßten näheren Erörterung find zur Erhaltung eined Eräftigen Bauern« 
Bandes und Beförderung der Ablöfung von Neallaften: 

a). für die Kıeife Paderborn, Büren, Warburg und Hörter im Re⸗ 
zierungddezirfe Minten, 

b) für vie Kreiſe Heiligenftadt, Müblhaufen und Worbis des Regie⸗ 
mugebezistd Erfurt in der Provinz Sachſen 
Renten-Zilgungs-Kaffen errichtet worden. 

Eine ähnliche Erleichterung ver Hinterfaffen ver Standesherrfchaften 
in den beiden Sraffchaften Wittgenftein- Berleburg und Witt» 
genfein-Wittgenftein in der Provinz Weftphalen ift neben der Eigen» 
humd-DBerleibung von Grundftüden auf den Grund befonterer Verträge 
mit den Standeöherren durch das G. v. 22. Nov. 1839 (G. ©. 1840. 
©. 6) gewährt worden. Diefe Erleichterung von Neallaften trifft aber 
nicht diejenigen Meallaften, welche nicht den gedachten Stanteöberren zu 
leiſten find, fontern anderen Meallberechtigten zuftehen. Auf vergleichen 
Wesliaften findet die Ablöf. D. v. 2. Maͤrz 1850 Anwendung. 

I. Die Zilgungs-Anftalt zu Paderborn für vie Kreife Pader⸗ 
born, Büren, Warburg und Hörter im Meg. Bezirke Minten be- 
mb auf dem, durch die K. O. v. 17. Sept. 1834 beftätigten, Regl. v. 
16. Aug. 1834 (G. S. 1834. ©. 171—178), an deſſen Stelle indeß ſpaͤter⸗ 

dad durch die K. O. v. 20. Sept. 1836 beſtätigte Regl. v. 8. Aug. 

8262) (G. ©. 1836. ©. 235— 247) getreten iſt, welches auf gleicher 
Grundlage wie das frühere Megl., unter modificirten Bedingungen für bie 
Berechtigten und Berpflichteten, beruht. 





1) Ueber bie Behörden biefer provinziellen Tilgungs⸗Anſtalten vergl. Bd. U, 
.1. ©. 20. 
2) Bergl. in Br. I, S. 744 fi. 
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Nah tem getachten Negl. werten die Berechtigten In Schuldverſchre⸗ 
bungen ter Tilgungskaſſe, zu 4 pEt. zindbar, durch Kapital abgefunten, 
welches in tem achtzehnfachen Betrage ter ihnen zuftebenten jährlichen 
Gefälle beſteht. Zur allmübligen Abtragung Tiefer Schulten wirt ter 
Tilgungefaffe jährlich Ein Prozent von Tem Betrage Der audgegebenr 
Schuldverfchreibungen aus der Staatöfaffe überwiefen. Die Schuldver⸗ 
fhreibungen lauten auf jeten Inbaber und jint vom Staate garaptir. 
Die Pflichtigen entrichten anftatt ver biöherigen Abgaben, von melden fi 
entbunten werten, an die Tilgungsfaffe eine jährliche Rente, welche in } 
bes Geldwerths ter biöherigen Xeiftungen oder in A Prozent Ter biöherign 
Keiftungen beftebt. Sie find befugt, die Renten turch Bezahlung eind 
tem 20fachen Betrage ter Nenten gleichfommenden Kapitald, und zwar ia 
Stückzahlungen, zu tigen. If der Pflichtige ein bäuerlicher Wirth, fo wit 
die Mente auf vier Prozent der von der Tilgungd-Anftalt zum Bebuf in 
Ablöfung ausgegebenen Schuldverfchreibung beflimmt und außerten nad 
Ablauf von 41 Jahren ganz erlaffen. Die Mente kann inzwifchen aub 
in Stüdzahlungen abgelöft werten, teren Betrag fi von Jahr zu Jah 
vermintert. 

Das Regl. v. 8. Aug 1836 ift in folgenten Punkten modificit 
und erläutert worden: 

1) Ueberal, wo rad Regl. auf die Vorfchriften ter Ablöf. O. v. 
13. Juli 1829 Bezug nimmt, treten an deren Stelle die Vorfchriften teb 
Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. ($. 58. Nr. 1. des Rentenbank⸗Geſ.). 

2) Ueber die Anmwentung der Vorfchriften der 66. 18., 19., 20. 39, 
40. u. 49. des Mentenbant- Gef. auf die Tilgung» Kaffe, vergl. $. 59, 
Nr. 6., 7. u. 8. Ted Mentenbanf- Gef. 

3) In Betreff ter Austehnung des Neal. auf die tem Domainen⸗ 
Siefut zuftehbenten Reallaſten, vergl. F. 58. Nr. 10. des Hentew 
anf» Gef. 

4) Der 6. 3. des Regl. ift abgeändert tur den 6. 54 Nr. 2. 
des Mentenhanf» Gef. ‘ 

lieber die Antrobung einer Orbnungsftrafe und ter Tragung te 
Zermindfoften bei Vorlatung Ted Pflichtigen im Kalle des 6. 3. res Mesl. 
vergl. die 8. O. v. 26. Aug. 1837.21) (v. 8. Ann. Be. 21. ©. 656). 

5) Die Beftimmungen ter 68. 14. u. 15; find modificitt durch ter 
$. 58. Mr. 5. des Mentenbanf + Gef. 

6) Der $. 17. ift erläutert worden durch Vie 8. OD. v. 9. Nov. 1836.°) 
(8. ©. 1836. ©. 311). 

7) Vergl. das Erf. res MNevif.- Kolleg. für L. K. S. v. 24. Im 
1853 zum $. 64. tes Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850. (f. in Bd. I. Akıb. 1. 
&. 535, Jui. IV.). 

11. Die Tilgungs⸗Anſtalt für die Kreiſe Mühlhaufen, Heiligen 
ftatt und Worbid®) im Meg. Bezirke Erfurt beruht auf dem turb 
die K. O. v. 18. April 1845 beflätigten Regl. v. 9. April 1345 °) 
(8. ©. 1545. ©. 410-421), welches dem Megl. v. 8. Aug. 1836 für de 
Paderborner Tilgungs-Kaffe nachgebilver tft, jedoch darin abweicht, def 








1) Bergl. In Bd. I. ©. 752. 

2) Ebendaſ. S. 752. 

3) Dem Gichefelde. 

4) Gbentaf. S. 752 ff. — Vergl. auch has durch Me K. O. v. 6. Juli 136 
genehmigte Regul. v. 14. Juni 18546 wegen Grleichterung ter DomainensBrälan: 
tiarien in den genannten drei Rreifen bei Abtragung und Ahlöfung ihrer Demi 


nial s Leiftungen (f. im Amtsbl. der Regier. zu Erfurt, 
Stück 30. ©. 163). | egier. zu Erfurt, Jahrg. 1846, Beilage ze 
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gitlatur⸗Periode von 1844, auf Grund der Allerh. Ermächtigung v. 
). Dee 1851 zunächft in der II. Kammer vor !) (Stenograph. Ber. der 
‚ 8. 1843. Bd. 1. 6. 63) und die II. Kammer hat venfelben mit ger 
ngen Morififationen 2) (in ber 24. Eig. v. 12. Febr. 1852, f. flenograph. 
er. a. a. O. ©. 394) genehmiget. Die I. Kammer ift dem ohne Die- 
ſſion beigetreten. 2) (Stenegrapb. Ber. der I. K. 1834. Bd. 2. ©. 866). 
Der Geſetz⸗Entwurf hat hierauf unterm 21. April 1852 die Sanftion 
zT Krone erhalten und ift in der G. ©. pro 1852. sub Nr. 3530. 
. 118—124, als: „Geſetz, betr. die Koften des gerichtlichen Verfahrens 
; den nach der Bemeinheitd- Theil.» Dren. zu behandelnden Theilungen 
J Abloͤſungen in den Landestheilen des linken Rheinufers *) publicirt 
n. 


— Vierter Theil. 


Die Geſetzgebung zum Schutze und zur 
- Beförderung der Landes-Kultur. 


Erſte Abtheilung. 
J Die Geſetzgebung über das Waſſerrecht. 





Einleitung. 


I. 


Ueberficht der Alteren und neueren Geſetzgebung in Betreff des 
® Waſſerrechts. 


? Das Waſſerrecht hat zum Gegenſtande: 
— J. die Entwäſſerungen (Vorfluth und Drainage), 
FH. die Bewäfferungen, 
ML. das Deichwefen, 
“IV, die Ufer und Flußbetten dffentliher Ströme, 
efe verſchiedenen Gegenſtaͤnde flehen vielfach in einem näheren Zus 
nbange. Deshalb enthielten die älteren Verordnungen über viefelben, 
Wefondere über das Deichwefen und die Ufer- und Bluß - Polizei ter 
uelichen Ströme, ſodann über die Anlage von Entwäfferungsgräben und 
Gi. 
Vergl. den beit. Entwurf nebſt Motiven in den Drudfachen der II. 8, 
BP. T. Nr. 39. 
Bergl. den Bericht der Kommiffion der II. K. v. 2. Febr. 1852 in den 
ver II. 8. 1844. Bd. II. Ar. 92. 
‚ Bergl. den Bericht der Kommiffion der I. K. v. 23. März 1852 In 
wudfachen der I. K. 1844 Bd. IV. Rr. 193. 
=) Bergl. in Bd. 1, ©. 829 ff. 
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Fünfte Abtheilung. 


Die Gefebgebung über das Koftenweien in ben | 
zum Neffort der Auseinanderfegungs = Behdrden | 
gehörigen Angelegenheiten. } 





Erfter Abfchnitt. | 


Vorfchriften für diejenigen Landestheile, im melden | 
die Verordnung vom 20, Juni 1817 und die A ! 
bangs-Verordnung vom 30, Juni 1834 zur Yuwen | 

dung kommen. | 


Die V. v. 20. Sunt 1817 beflimmte im $. 214., daß der Kofım 
anſatz nach dem diefer Verordn. angehängten Reglement gefcheben folk. 
An die Stelle tiefes Meglements tft indeß das Koften - Hegulativ ©. 
25. April 1836 (G. ©. 1836. ©. 181 f.) nebft der Inſtruktion dazu %. 
16. Juni 1836. (6. ©. 1836. 6. 187 ff.) getreten. °) 

Das Regul. v. 25. April 1836 und die Inftr. v. 16. Juni 18% 
find mit den darauf bezüglichen minifterielen Ergänzungen und Erläute 
sungen zufammengeftelt in Br. I. S. 760 — 828, worauf hiermit wer 
wiefen wird. 


Zweiter Abfchnitt. 


Vorſchriften für die Landestheile des linken Rhein 
ufers. 


Der $. 64. des Geſetzes v. 19. Mai 1851, betr. das Verfahren in 
den nach der Gemeinheits⸗Theil.⸗O. für die Rheinprovinz, mit Ausnahme 
der Kreife Meed und Duisburg, zu behandelnden Theilungen und Ib 
löfungen (f. in Bd. I. S. 654 fi.) hat den Erlaß einer tiefem Befepe 14 
fih anſchließenden befonteren Koften » Tare vorbebalten. Das 
Miniflerium legte den Entwurf dieſes vorbehaltenen Geſetzes in da 


1) Das Koften:Regl. v. 20. Juni 1817 if zwar in bem Begul. v. 25. Ahel 
1836 nicht ausdrücklich aufgehoben; allein die Weberfchrift des Ichteren un be 
Infr. v. 16. Juni 1836, fowie der Umfland, daß das Regul. und die Inſtt. ven 
1836 theils gleichmäßige, theils abändernde Beſtimmungen enthalten, ergiebt um 
weifelhaft, daß diefelben an die Stelle des Regl. v. 20. Juni 1817 getreten ümb. 

ies iſt auch anerkannt in den R. des Juſtizmin. v. 9. Mai 1840. 4 
Bl. 1840. ©. 171) und der Min. des J. u. des K. Hauſes v. 18. Immi 18. 
(Min. Bl. d. i. D. 1840, S. 254—255). 
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£egiölaturs Berione von 1854, auf Grund ber Allerh. Ermächtigung v. 
30. Dec 1851 zunächſt in ver II. Kammer vor !) (Stenograph. Ber. ber 
U. 8. 1844. Bd. 1. 6. 63) und die II. Kammer hat denfelben mit ges 
singen Morififationen 2) (in der 24. Sit. v. 12. Febr. 1852, f. flenograph. 
Ber. a. a. O. ©. 394) genehmiget. Die I. Kammer iſt dem ohne Die- 
fuffion beigetreten. ?) (Stenegraph. Ber. der I. K. 1834. Bd. 2. ©. 866). 
Der Sefeh- Entwurf hat hierauf unterm 21. April 1852 vie Santtion 
ver Krone erhalten und ift in ter ©. ©. pro 1852. sub Nr. 3530, 
©. 118—124, als: „Geſetz, betr. die Koften des gerichtlichen Verfahrens 
in den nach der Gemeinheits⸗Theil.⸗Ordn. zu bebantelnden Theilungen 
we Abldfungen in den Landeötheilen des linken Rheinufers *) publicirt 
en. 


Vierter Theil. 


Die Gefeßgebung zum Schutze und zur 
Beförderung der Landed- Kultur. 


Erfte Abtbeilung, 
Die Gefeßgebung über das Wafferrecht. 





Einleitung. 


I. 


Meberficht der Alteren und neueren Gefetgebung in Betreff des 
Waſſerrechts. 


Das Waſſerrecht hat zum Gegenſtande: 

I. die Entwäfferungen (Vorfluth und Drainage), 

II. die Bewäfferungen, 

111. das Deichwefen, 

IV. die Ufer und Flußbetten dffentliher Ströme. 

Diefe verſchiedenen Gegenftänte flehen vielfad, in einem näheren Zu- 

— Deshalb enthielten die älteren Verordnungen über dieſelben, 
beſondere über das Deichweſen und die Ufer⸗ und Fluß⸗-Polizei ver 

üfentlichen Ströme, ſodann über die Anlage von Entwäfferungsgräben und 





1) Bergl. den betr. Entwurf nebſt Motiven in den Drudfachen ber 11.8. 
Br. I. Ar 39 


Bergl. den Bericht der Kommiſſion ber II. K. v. 2. Febr. 1852 in den 
„der II. 8. 1844. Bd. II. Nr. 92. 
3) Bergl. den Bericht der Kommiſſion der I. K. v. 23. März 1852 In 
den Drudfachen der I. K. 1844 Bdb. IV. Nr. 193. 
4) Berl. in Bd. L ©. 829 ff. 


570 Bon dem Schupe u. ver Beförderung der Landeskultur. Waſſer 


die Räumung von Flüſſen und Bächen, oft gleichzeitig ineinandergrak 
Vorſchrifien. Auch in neuerer Zeit batten die beim Vorſchreiten der & 
des-Rultur Fühlbarer gewordenen Mängel der beſtehenden Geſetze, fo 
die Anträge miebrerer Pıovinzialstanttage (von Schleften 1825, von Ba 
mern 1529) umfangreiche Beratbungen über eine vollftintigere gefegli 
Pegelung des gefammten Wafferreditd und die Ausarbeitung eines Gef 
Entwurfs „betr. die Ginrichtungen zur Börterung tes Ablaufs unt 
Anhaltung und Benugung der Gewäſſer“, veranlaßt, welcher die öfft 
lichen Ströme, wie die Privatfläffe, die Ufer- und Fluß⸗Polizei der erfe 
fowie die Benugung ter legteren zur Bemäfferung, ferner die Beſtimmun 
wegen ter Wafjer-Vrüblen, wie über Vorfluth und Tas Deichmeien in 
fchloß. ') Nachdem diefer Entwurf in ven Jahren 1834 refp. 1537 le 
Provinzial» Lanttagen und ſpäter den Provinzialflänten ter Rbeinpro 
vorgelegt worden war, rief indeß tie Zufammenfaffung aller dieſer Mate 
in ein Geſetz, ebenfo aber auch ter bierauf abgefonterte, ten Provinz 
Lanttagen im Jahre 1=41 vorgelegte, Enwurf einer allgemeir 
Strom» und Ufer Ortnung für öffentlihe Fläſſe, mehiß 
Bedenken hervor, in Folge deren der letztgedachte Entwurf ganz zu 
gelegt, dagegen tie Berathung eines befonderen Gefeges für das Mr 
wefen, desgleichen eined befonteren Geſetzes Über die Benugung ter Pam 
flüffe zur Bemwäfferung, fortgefegt und tie Beratbung in Beneff tes 
fluths⸗ und Entwälferungsmefend auf einzelne Ergänzungen des Ver 
Gef. v. 15. Nov. 1811 gerichtet wurde. 

Der zu IV. getachte Gegenftant gehört mehr tem Gebiete des 8, 
lichen Rechtes an, indem er vorzugämeife die Schifffahrt und Ten Ga 
intereffirt. Derfelbe fcheitet von ter nachftehenten Darflelung tes Pre 
Waſſerrechts um fo mebr aus, weil es bis jegt noch an einer allgeme 
Geſetzgebung darüber fehlt, intem vie älteren Ufer» und Strom«Di 
nungen ?) theils nur für einzelne Gebiete des Staates, theils nur für ra 
zelne Ströme ergangen find. 

Die Vorfluth-Geſetze haben gleichzeitig das Intereffe Ter durch Vale 
fraft bemegten gewerblichen Triebwerke, bauptfächlich indeß, gleich er Se 
feßgebung über die Benugung ter Privarflüjfe zur Bewäfferung, wie ii 
das Deichweifen, tie Veförterung ter Landes Kultur zur Aufgabe. 

In Bezug auf Entmäfferung und Vorfluth waren jdon i8 
vorigen Iahrbundert, neben provinzielen Verordnungen, allgemeine ® 
für das ganze damalige Staatögebiet ergangen, nämlich die @. % 
25. Febr. 1704, 9. Nov. 1717, 7. Dt. 1726 °), forann Tas wllle 
Digere, erneuerte Ed. wegen zu verfchaffender Vorfluth und Räumung de 
Gräben und Bäche v. 6. Iuli 1773 *), an deilen Stelle biemifl - 
laut Reſkr. des SeneralsDireftor. v. 13. Ian. 1795 5) — tie To 
des A. L. R. Th. I. zit. 8. 66. 99., 100., insbeſondere vie 66. 1027 
117., — „nach denen in Vorfluthäfacdhen fünftig verfahren werden fe: 
traten, zu deren Ergaͤnzung, im Derfolg des Landes- Kult. Gr. v. 14 Eu 


1) Vergl. Denkfchrift über den Geſetzentwurf wegen Benupung te Bra 
flüffe, in der Beilage zur allg. Preuß. Staatszeitung pro 1342. Nr. 303. 

2) Vergl. biefelben im Kommentar zum Deich>@ef. v. 28. Ian. 1845 (1. ui) 

3) C. C. M. Th. IV. Abtht. I. Gap. IV. von Damms, Teiche und BIRWP 
fachen, auch Räumung ter Gräben, Buhnen ıc., B. 2857. 339 u. 342 

4) C. C. M. de 1773. p. 371. Nr. XXXIV., und rom. Bed der PO 
Preußen von Lemann und v. Strombed, Bd. 2. S. 14. Y 

5) N. C. C. Tom. X. Nachtrag v. 1795. p. 1857. Mr. VL 5 Belt 
Saumml. Br. 3. S. 1. 
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S- 24. deſſelben), das ©. v. 15. Nov. 1811 wegen des Waſſer⸗ 
bei Mühlen und Verfhaffung von Vorfluth (©. S. 1811. ©. 352) 


tet Älter noch war tie Geſetzgebung über das Deichwefen; jedoch 
tefelbe bi8 zum Erlaß tes ©. v. 28. Ian. 18948 (G ©. 1845 ©. 54), 
alle Provinzen der Monarchie umfaßt, früher und zwar zum 
im Verbindung mit DVorfchriften über tie Erhaltung ter lifer und 
Küffbarkeit der öffentlichen Ströme, nur einzelne Gebietötheile, Fluß⸗ 
Ströme, oder Stromfireden zum Gegenftante gehabt. !) 
agegen wurde die Beförderung ter Bemwälferungen — abgefehen von 
wm Lanteötbeilen, in den weltlichen Provinzen insbefondere tem 
athume Stegen, und in den öftlidhen Provinzen ter Ober⸗ 
I 2) zuerft Durch Tas Gef. über die Wnutzung der Privatflüffe v. 
ebr. 1843 (8.6. 1813. &.A1) in ven Kreis der Preuß. Landes⸗ 
Ts Sefepgebung bineingezogen. ?) 
Dewäfferungen fegen eine vorgefchrittene Landwirthſchaft voraus; fle 
nicht, wie zunächft die Vorfluths⸗ und Deichgefege, auf die Entfernung 
Waſſers, als eines Fulturfchänlichen Elements, fontern im Gegentheil 
sefien Anfammlung, dabei indeß geregelte Benugung und BVertheilung, 
ten Boden befruchtenden Kraft, gerichtet. Indeß iſt auch vie 
Meine Befepgebung über Entwäſſerung und Vorfluth — das ULM. 
100. und 102. ff. Zit. 8. Th. L) nebft ten Vorfluth » Gef. v. 
Ro. 1811 (8. 10), — welche bis zur neueflen Zeit nur die Anlage 
Unterhaltung offener Kanäle und Gräben zum Gegenſtande gehabt, 
dem G. v. 11. Mai 1853, betr. die Anmwentung ter beflehenten ges 
Hm Norfchriften über Anlegung von Entwäfferungegräben durch 
de Grundſtuͤcke auf Ableitung des Waſſers unter der Erte in bedeck— 
Kanälen oder in Röhren (Drains) (9. ©. 1853. €. 182), einem 
wirthſchaftlichen Kortfchritte neuefter Zeit gefolgt, außerdem turch eins 
: Beflimmungen anderer Gefege ergänzt worten, nanıentlih a) in einem 
lichen, bis dahin Iegislativ unentfchiedenen Punkte durch das ©. v. 
Sehr. 1843 über die Benugung der Privatflüffe, deſſen Abſchn. J. 
e landespolizeiliche DBorfchriften enthält, nach deſſen $. 7. aber ver 
and oder liferbefig nunmehr auch zur Räumung ter Privarflüffe, 
ufs Beichaffung ver Vorfluth, verpflichtet, ferner b) durch das G. 
8. Ian. 1846, betr. das für Entmwäfjerungdanlagen einzuführente Aufs 
8 und Präfluflond-Berfahren, (G. S. 1546. ©. 26), fotann c) tur 
8. 73. der Feldpolizei⸗O. v. 1. Nov. 1847 (8. ©. 1847. ©. 376), 
ich in Bezug auf Privatflüffe und Gräben, Bebufd deren regelmäßiger 
mung und Inftanthaltung, der Erlaß von Spezial» Ordnungen oder 
unten durch die Acminiftrativ » Behörte geftattet wurde und in teren 
1. Nr. 4., 8. 42. Nr. 7. und $. 43. Nr. 5. poltzeilihe Strafbeftim- 
gen jum Schuge von Ent- und Bewäfferungd- Anlagen ertbeilt ſind. 
Insbefondere ift auch noch Durch vie 66. 6. und 7. ter Fifchereis 





Ü) Bergl. die Angabe der älteren, auch nach dem Erlaß bes neuen Gef. v. 
Jan. 1848 in Kroft verbliebenen, theils ſchon reritirten, fowie die neu er⸗ 
a angelnen Deichorbnungen im Kommentar zum Deichgef. v. 25. Jan. 1818. 


9) Berg. das Ober : Laufigfche Ober : Amts - Pat. v. 18. Aug. 1727 wegen 
ttung der Wieſen, freien Waflerlaufs und Rännnng der Flüſſe. (Ober⸗Lan⸗ 
Kolattton ı Berl 6. 555 — 558.), welches erſt durch die ü. v. 26. April 


aufgehoben if. 
3) die — S. 570., Note 1. erwähnte Denkſchrift zu dieſem Get. 
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Ordn. für die Provinz Pofen v. 7. Mir; 1845 (8. S. 1845. € 
ſowie der Fifcherei-Ortn. für die Binnengemäffer ver Provinz Brı 
von demfelben Datum (©. ©. 1815. S. 114), im Intereffe fowot 
Ent» ald Bemäfferungen, bei überwiegendem Vortbeil für die Boder 
die Errichtung neuer, ter Fiſcherei nachtheiliger Anlagen gegen Eni 
gung der Bifchereiberechtigten, (K9. 8. ff.) geflattet. 

Dody gelten neben ten vorgedadıten allgeneineren Gefegen in 
Zantestheilen noch antere, tbeild allgemeine Beftimmungen, theil— 
vinziele Verortnungen über Ent» und Bemäfferung. 

MWährenn die allgemeine Gefeggebung über das Deichwefen eigeı 
lichere Gefichtspunfte darbietet und das dieſerhalb erlaffene neuefle 
28. Ian. 1848 für alle Theile ver Monarchie, nur mit Ausnahme I 
fpäter hinzugetretenen Hohenzollernfhen Lande, gilt, iſt der terr 
Umfang ter Wirffamfelt der Geſetze über das Ent» und Bemwäffe 
wefen ein fehr verfchiedener, 


n. 


Meberficht der zur Zeit geltenden Gefege und Verordnungen 
Ent» und Bewäflerung und deren territorialer Wirkungsékre 


I. Betreffend die Entwäfferung und Vorfluth. 

A, Im Bereiche des A. L. MR. geltende allgemein gefel 
Beftimmungen. 

A. Das Vorfluth⸗G. v. 15. Nov. 1811, neben welde 
65. 100. ff. A. L. R. J. 8., fofern fie nicht Durch Das Vorfluth⸗6. 
gehoben oder abgeäntert find, fortbeſtehen, deſſen Wirkſamkeit alle La 
theile umfaßt, in welchen das U. L. R. Geſetzeskraft hat, darunter 
bie Rueile Need und Duisburg der Rheinprovinz, in welchen I 
. R. gilt. 

BB. Das ©. v. 23. Jan. 1846 betr. das Aufgebots- und Pr 
flond« Verfahren für Gntwäfferungd-Anlagen, als Ergänzung res Bel 
®. v. 15. Nov. 1811, daher nur innerhalb der Landestheile gälkg 
welchen letzteres Anwendung findet. 

CC, Das ©. v. 11. Mat 1853 in Betreff 

a) der Bildung von Genoffenfchaften zu Ber und Entwälne 
Anlagen und 

) ter Anwendung der Vorfluths » Gefepe auf unterirdiſche @a 
ableitungen (Draind), 

zu a. gültig für den ganzen Umfang der Monarchie, einfallefl 
der Hohenzollernſchen Lante, zu b. anfchliegend an vie in da 
ſchiedenen Landeötheilen beſtehenden DBorfchriften wegen Anlegung 
Entwäfferungsyräben durch fremde Grundſtücke. 

DD. Polgente einzelne Beftimmungen anderer allgemeiner & 

I) ter $. 7. de8 ©. v. 283. Behr. 1843 über die BenugsM 
Privarfläffe, welcher, ſoweit nicht Provinzial» Gefege, Lokal⸗Stamtee 
unterbrochene Gewohnheiten oder fpeziele Rechtstitel eiwas ante 
flimmen, gleich dem ©. v. 28. Febr. 1843 felbft, für ven ganzen 
der Monarchie, mit Ausfhluß der Hohenzollerniden 
maaßgebend ift; 

ü 2 der S- 20. ber. —— v. 1. Nov. 1847, aehR ve 
gedachten polizeilichen Strafbeftimmungen, welcher, gleich der Feige 
feloft, für alle Lantestheile gültig if, in denen as Re R. Get 
at, jedoch mit Ausfchluß der zur Rheinprovinz gehörigen 
eed und Duisburg. 
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B. Provinzielle oder Tofale Gefege und Verordnungen. !) 


AA. In Nieder und Ober-Schlefien (mit Ausfchluß der 
Iberlaufig), wo das A. L. R. gelten: 

1) ta8 Gr. v. 20. Dec. 1746 „wie e8 mit Räumung der Blüffe, 
Mche, Gräben, auch "Anlegung der Waffer» Leitungen und Vor⸗Fluth in 
liefen und ter Braffchaft Glatz gehalten werten fol”, (Korn's Schleſ. 
». Samml. Br. 2. S 392, Wr. 53.), 

2) die Mühlen-Dren. v. 28. Aug. 1777 für das Herzogthum Schles 
rs und die Sraffchaft Blag (a. a. D. Br. 15. S. 278, Nr. 105.). 

BB. In ver Rheinprovinz auf dem linfen Rheinufer, wo 
x Code civil gelten: 

1) das Geſetz v. 16. Sent. 1807, betr. die Ausirodnung von Süus- 
em ®), welches die früheren Gefege über tenfelben Gegenſtand refp. abänterte 
id aufhob, fonach auch das Defret v. en ve Be ’) 

2) die Befege v. 19. Mai 1802 (29 Floreal X.) und v. 4. Mat 
803 (14 Floreal XI.) *), betr. die Unterhaltung ter Kanäle und nicht 
Mlfbaren Blüffe, vie der damit zufammenhängenden Deiche, nach Maaß⸗ 

be der Reglemente und Kofal- Gebräuche, in deren Grmangelung und 
pei deren Unzulänglichfeit, der Negulative der Bermaltung und Beſtimmung 
ver Berwaltungd » Behörten. °) 

Neben tiefen Spezial-Öefegen und Ten befonteren und Lokal⸗Verord⸗ 
um — (mie auch neben dem mittelſt V. v. 9. San. 1845 (G. S. 1845. 
@&. 3.) im Bezirke des Appell.⸗Gerichtshofes zu Köln publicirten Gef. v. 
WB. Yan. 1843) — gelten als allgemeine und fubfiriaire Normen die Beſtim⸗ 
 _ des Code civil, Art. 640 — 645. Bud 11. Tier. 1V. Kap. 1. von 
ibarkeiten, welche aus der Lage ter Orte entftehen. ®) 


* In den Landestheilen, wo gemeines (Deutſches und Roͤmiſches) 
gilt. 

1) In Neu⸗Vorpommern und Rügen. 

Dafelbft gilt, neben tem gemeinen Rechte, außer einigen älteren 
iels Verordnungen, befonterd das Regl. v. 18. Nov. 1775 wegen 
“ mung der Scheide», Haupt», Feld⸗, Wiefen-, Wald» und Abzugs⸗ 














1) Bon den provinziellen Gefepen gelten indeß zum Theil wiederum nur eins 
immungen, foweit fie von ten allgemeinen Gefegen abweichen, oder durch 
nicht ausdrücklich befeitigt find. — Tie auf das Waflerrecht bezüglichen forts 
den provinzialrecktlichen Beſtimmungen werden im Kommentar bei den beir. 
Det Sorfluths: Gef. angegeben. 
2) Bormann um. v. Daniels Handbuch der für die Preuß. Rheinprovinz 
en Geſetze ıc. aus der Zeit der Bremtherrfchaft, Bd. 5. S. 288. 
D. Bd. 1. ©. 471. Vergl. auch Defret v. 4. Dec. 1793 wegen 
gung der Teiche u. Seen des Staats, a. a. D. Br. 2. ©. 513, 
u) aa D. Br. 4. ©. 464. 
74 5) Bergl. hierzu a) das Publik, der Reg. zu Düffeldorf v. 25. Aprit 1817, 
er Die Wafermühlens Bolizei (v. R. Ann. Bo. I. 9. 2. ©. 99. Nr. 67.) b) 
8 dem Min. des J. u. d. P. mittelſt. R. v. 11 Juni 1842 genehmigte Inſtr. 












Reg. zu Trier v. 24. Dec. 1841, betr. die Verbeſſerung der verfumpften 

8 und anderer Grundſtuͤcke. (Min. Bl. d. i. B. 1842. ©. 21. Nr. 387.) 
I Mac dem Reifort:Regl. des Staats:Min. v. 20. Juli 1818 für bie 

Kledropin, gebührt auch dort den Regierungen tie Enticheitung in Angelegen- 
bes Waſſerſtaues und ter Vorfluth der Mühlen mit Nüdticht auf das ges 

m 9° Intereſſe der Bodenkultur und des Müllers oder anderer Stauberech⸗ 

® & Unmgl. die Beimmung über die Höhe des Waſſerſtandes, infofern derſelbe 
Wed, Beriräge, Vergleiche oder fonk unwiderruflich feſtgeſtellt iR. 
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Erfte Unter: Abtbeilung. 


Die Gefepgebung über Entwäfferungen und Borfluth. 


Literatur. 


A. Die Vorfluth im Allgemeinen betr. 


gr. 2. v. Cancrin, Abhandlung von dem Waflerrechte, fowohl dem natärlide 
als pofitiven, vornehmlich aber dem Deutfchen. Halle 1789-1800. 43% 
mit Kupfern. 

Röffig, MWafler- Polizei. Leipzig, 1789. Fol. 

Fiſcher's Kamerals und Voliſei-Rechte, Br. 3. ©. 3 ff. 

Elvers, das Hecht bes Waflerlaufs, nach feinen leitenden Prinzipien mi a 
feinen einzelnen Beſtimmungen ans den Quellen bes Römifchen Rechts dap⸗ 
ſtellt. Böttingen, 1841. 

R. Schildt, Preuß. Rechte. Bd. I., enthaltend alle die Benupung ber Fk 
Bäche, Teiche und Gräben, von den Fabrik⸗ Mühlen» und den daran gie 
den Butsbefigern, und die Reinigung und Inſtandſetzung berfelben beirieih 
in ter Ed.⸗Samml. und Geſ.⸗Samml. enthaltene, noch in Kraft Rechen & 
feße, chronologiſch gufammengeftellt. Breslau, 1844. (Mecenf. in Dr. Em 
mers Arnéb. Archiv, Bd. 10. ©. 663.) 

Dr. ©. 9. Bielis, Darftellung der Preuß. Geſetzgebung über die Berka ab 
33 an dabei, in der fameralif. Zeitung Jahrg. 4. 1838. 6. 


B. Schriften über die Drainage. 


B. R. Scheibler, das Engliſche und Schottifhe Syſtem der Drains (BR 
abzüge). Berlin, 1850. . 

Mittheüungen über die Entwäſſerung bes Bodens durch unterirbifche Reale 
tung (Drainage). Aus den Aften tes Din. für lantwirtbfchaftl. Au 
Berlin, 1852. 

2. Bincent, die Drainage, deren Theorie und Prarie. Dom Wediraup 
Berein gefrönte Breisfchrift. Leipzig, 1854. 

Gropp⸗Iſterbies, Criahrungen über unterirbifche Waflerabzüge. 151. 

Deffelben Deutfches Drainbuch. Berlin, 1852. 

Schmidt, Vellftäntiges Handbuch der Trockenlegung der Felder durch Unterrrid 
nach Stephens und LXeclere bearbeitet. 2. Aufl. Stuttgart, 1852. 

Sthdhartt, die Drainage oder Entwaͤſſerung des Bodens durch Thoöntthen 
eipzig, 1852. 

Bullen, Erfahrungen über Drainage im Juni 1852. 

Hirfchfeld, die Drainage, mit befonderer Berückfichtigung der norbbeuiiäl: 
Ebene. Kiel, 1853. 


N 
C. Fremde Gefeggebungen gleichzeitig über Ent- und Bu 

rung betr. f 

Das Hannöverfche Gefeg über Ent: und Bewäflerung der Grunbflüde, fowie IM. 
Stau:Anlagen v. 22. Aug. 1847; befonderer Abtrud mit Genehmigung 
Hannöverſchen Minifteriums. Hannover 1847. 

Befonderer Abdruck eines Gefeg: Entwurfs des Königreichs Sachfen über Braut 
der fliefenten Gewäſſer. 

Entwurf eines Landesfult.:&efebes für Das Königreich Würtemberg über Ge: v 
Bewäfferungen, Tit. 12. und 13. nebit Gutachten des Ausfchufes der Dirt 
bergifchen Waflerwerfsbeiiger tarüber. Stuttgart, 1853. 

Dr. Bogelmann, das Gefeg über die Bewäfferungss und Entwäflerungs:Asit! 
im Großherzegthum Baten. Karlsruhe, 1851. 

Sandebeur, die Geſetzgebung des Königreichs Bayern über Benupung W 
Waſſers. München, 1552. 
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Dabin gebört nur das ©. v. 29. Febr. 1843 über tie Benutzung 
ter Privatflüffe, im ganzen Staate !) jedoch theils nur ſtückweiſe, 
theild mit Abweichungen gültig, und zwar: 
1) im ganzen Staate einfchließlih ter Hohenzollernſchen 
kande, — in ten legteren, laut Art. I. des Gef. v. 11. Mai 1853 
(8.6. 1853 ©. 182), allein der Dritte Abfchnitt ($6. 56—59.) betr. 
tie Senoffenfchaften zu Bewäfferungdanlagen und deren Bildung; 
2) im Kreife Siegen — laut Wieſen-Ordn. für diefen Kreis v. 
8. Oft. 1846. 66. 1. und 77. (8. €. 1846. ©. 185) — hingegen nur 
ſeweit, als es ſich nicht um Benutzung tes Waſſers ter Privatjlüffe zur 
“ Bewäfferung der Grundſtücke Vehufs ver Wiefen- Kultur, fontern zu ans 

tem Zwecken bantelt; 
3) dagegen in tem zum Bezirfe des Appell. Gerichtöhofes zu Köln 
— Mbörigen Theile ver Rheinprovinz, — laut 2. v. 9. Jan. 1845 
(8.6. 1845. S. 35) — lediglich mit ter Abweichung von ten 66. 24. 
wu 32, daß das Intereffe ſchon vorhandener, auf Triebwerken berubender 
nn Anlagen im zweifelhaften Falle über das ver Borenfultur zu 


4) im Uebrigen (einfihließlih von Neu-Borpommern und Nü- 
den und ned vechtörheinifchen Theild des Reg.⸗Bezirks Koblenz, 
der Bänder des gemeinen Rechts, wie ter Mheinifchen Kreife Rees und 
Duisburg, wo das U. L. R. gilt und welche legteren zum Bejirke des 
Uppell.s Berichts zu Hamm gehören), ganz und obne Abweichungen. 

Dabei bleiben jevoch bei Unmentung des ©. v.28. Febr. 1843 und nanıent= 

in Betreff der Unterfcheitung von öffentlichen und Privat-Flüſſen, a) im 
Bart res Appell.⸗Gerichtshoſes zu Köln tie betr. Vorfchriften des Code civil 
a — Art. 538, und Art. 640. ff, — b) in Neu- Vorpommern und Nügen, wie 
m rechtorheiniſchen Theile des Meg.» Bezirks Koblenz, auch in ten Hohen⸗ 
755 ſchen Landen, die Grundſätze des gemeinen Rechtes, c) in ten übri⸗ 
5 ehpreotheilen, in denen das A. L. R. gilt, deſſen Beſtimmungen zu 
2 ten. 

— B. Provinzielle und lokale Geſetze und Verordnungen. 

_ I) Die Wieſen-Ordn. v. 28. Oft. 1846 für ten Kreit Sie— 
. JENS. 1846. ©. 4°5), welche an tie Stelle ter älteren Naſſau⸗ 
“ anishen Wieſen⸗Ordn. v. 18. Dec. 1790 unt aller fonftigen auf den 
_ Bau, tie VBemäfferung und Unterhaltung ter Wiefen fich beziehenten 
= Üterm Befege und PVerortnungen getreten iſt und ſoweit es ſich um Bes 
ung des Waſſers ter Brivat- Blüffe zur Bemwäflerung ter Grunpftüde 
Intereffe der Wiefen- Kultur bantelt, tem Gef. v. 28. Febr. 1843 


yoyn 


Ban AR A U Al 


it. 
2) Verſchiedene landesherrlich beſtätigte Statuten. (Vergl. dieſelben 
"ten in übſchn. II. der Unter-Abth. 11). 


— —— nee nk — 


1) Die Anwendbarkeit des ©. v. 28. Febr. 1843 in der Ober: eaufis 
Rare jedech erft durch Die Aufhebung des Ober: Amts:Patents v. 18. Aug. 172 
Wegen Wäflerung der Wiefen ıc. durch die 3. v. 26. April 1644 (G. ©. 1844. 
€, 112) Herbeigeführt (f. unten). 
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Die Gefebgebung über Entwäfferungen und Vorfluth. 


Literatur. 


A. Die Vorfluth im Allgemeinen betr. 


Br. 8. v. Cancrin, Abhandlung von dem Wafferrechte, fowohl dem natürlichen, 
als pofitiven, vornehmlich aber dem Deutfchen. Halle. 1789—18500. 4 Bx. 
mit Kupfern. 

Röffig, Waſſer-Polizei. Leipzig, 1789. Fol. 

Fiſcher's Kameral: und PBolizeisechte, Br. 3. ©. 3 ff. 

Blvers, das Recht des Waflerlaufs, nach feinen leitenden Brinsipien nud in 
feinen einzelnen Beltimmungen ans den Quellen des Römifchen Rechts darg⸗ 
ſtellt. Göttingen, 18541. 

R. Schildt, Preuß. Rechte. Bo. I., enthaltend alle tie Benupung der Flüfſe, 
Bäche, Teiche und Gräben, von den Bubrifs, Mühlens und ben daran grenze 
den Yutsbefisern, und die Reinigung und Inſtandſetzung berfelben betreffende 
in der Ed. Samml. und Geſ.⸗Samml. enthaltene, noch in Kraft Rebente Os 
feße, chronologifch zufammengeftellt. Breslau, 1844. (BRecenf. in Dr. Em 
mers Arnsb. Archiv, Bd. 10. ©. 663.) 

Dr. &. 9. Bielitz, Darftellung der Preuß. Geſetzgebung über die Borfiuih ıb 
En an dabei, in der fameralift. Zeitung Jahrg. 4. 1838. ©. 29. fi, 


B. Schriften über tie Drainage. 


B. R. Scheibler, das Englifche und Schottifhe Syſtem der Drains ( Wales 
abzüge). Berlin, 1850. 

Mittheilunsgen über die Entwäſſerung des Bodens durch unterirbifche SRöbeenich 
tung (Drainage ). Aus den Akten des Min. für landwirthſchaftl. Angelegech 
erlin, 1852, 

2. Vincent, die Drainage, deren Theorie und Praxis. Vom Medienbure 
Berein gefrönte Preisfchrift. Leipzig, 1854. 

Gropp⸗Iſterbies, Erfahrungen über unterirbifche Waflerabzüge. 1851. 

Deffelben Deutfches Drainbuch. Berlin, 1852. 

Schmidt, Vollftäntiges Handbuch der Trodenlegung der Felder durch Unterbreizt 
nach Stephens und LKeclere bearbeitet. 2. Aufl. Stuttgart, 1852, 

Sındhardt, bie Drainage oder Butwäfferung des Bodens durch Thonrbhecn 
eipzig, 1802. 

Wul —— Erfahrungen über Drainage im Juni 1852, 

Hirfchfeld, die Drainage, mit befonderer Berückſichtigung ber norbbenifän, 
Ebene. Kiel, 1853. 


C. Fremde Gefepgebungen gleichzeitig über Ent- und Buipf‘ 
rung betr. Pr 
Das Hannöverfche Geſetz über Ents und Bewäfferung der Grundſtücke, fowie übe 

Stau:Anlagen v. 22. Aug. 1847; befonderer Abbrud mit Genehmigung dei 
Hannöverſchen Minifteriums. Hannover 1847. 

Befonderer Abdruck eines Gefep- Entwurfs des Königreichs Sachſen über Beuufuug 
der fließenden Gewäfler. 

Entwurf eines Landesfult.:Gefehes für das Königreich Würtenberg über Ent md 
Bewäfferungen, Tit. 12. und 13. nebft Gutachten bes Ausfchuffes der Birke 
bergifchen Wafferwerfsbefiger darüber. Stuttgart, 1853. 

Dr. Bogelmann, das Geſetz über tie Bewäflerungss und Entwäflerungs-Wulagen 
im Großherzegthum Baten. Karlsruhe, 1851. 

Jandebeur, die Geſetzgebung des Königreichs Bayern über Benupung de 
Waſſers. München, 1552. 
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Erſter Abſchnitt. 


Die Entwäſſerungs- und Vorfluths-Geſetzgebung 

im Bereiche des Allgemeinen Landrechts. (Das Ge— 

ſetz v. 15. Nov. 1811 wegen des Waſſerſtaues bei 
Mühlen und Verſchaffung von Vorfluth.) 


Erſtes Kapitel. 
Darſtellung der allgemeinen Prinzipien. 


An und für ſich iſt es eine jedem Grundeigenthümer zuſtehende, weil 
ms dem Rechte des Eigenthums entſpringende Befugniß, die Kultur und 
Rugbarkeit feines Grund und Bodens dadurch zu befoördern, daß er ſich 
des demſelben ſchädlichen Waſſers eniledigt. Ale Nachbarn, die oberhalb 
uud unterhalb belegenen, haben indeß dieſelbe Befugniß. Deshalb muß 
aber auch teren Ausübung Seitens des Einen in dem gleichen Nechte des 
Andern ibre naturgemäße Schranfe finten. Co lange die Ausübung des 
einen Befigerd ten Nachbar nicht in ter Kultur und Nutzbarkeit feiner 
Grunrftüde beeinträchtigt oter zu einem pojltiven Handeln (Behufs Ab» 
sder Weiterleitung des Waſſers) nöthigt, betarf es der bejonteren Ein⸗ 
der Mitwirkung einer Staatsbehörde nicht. In tiefem Balle bleibt viel- 
mehr tie Kürforge des Staates darauf befchränkt, vie fidh in jenen Orenzen 
Bewegente allgemeine und natürliche Befugniß des Cigenthümers den Nach⸗ 
Garn gegenüber anzuerkennen und teren Ausübung gegen etwanige Stö« 
ungen zu fhüken. Vorzugsweiſe iſt hierbei der oberhalb liegende Beflger 
ünterefflct wegen ter natürlichen Lage ter Grundflüde gegeneinanter, vers 
möge deren der Ablauf des Regenwaſſers und fonfligen Niederfchlages aus 
wer Atmosphäre von feinen Oruntftüden auf die unterhalb liegenden durch 
We von ter Natur felbft vorgezeichneten Bedingungen des Waffergefällee 
Sehtumt wird; und zwar in zwiefacher Urt, 1) entweder fo, daß ter Abe 
Faf innerhalb Ted Bettes natürlicher Gerinne (in Blüffen und Bächen) 
wer beſtehender — alt hergebrachter — Fünftlicher Wafferabzüge (in Grä⸗ 
ben und Kanälen) erfolgt, oter 2) fo, Laß er außerhalb vorhandener Fluth⸗ 
beiten und Berinne auf der Oberfläche ver Grundſtücke, lediglich vermöge 
höheren order niedrigeren Lage geſchieht. 

Jener natürltchen Befugniß der einen (uberhalb belegenen) Grund⸗ 
korreſpondirt Die Pflicht anterer (der unterhalb belegenen) Grund⸗ 
‚ ihrerfeitö nicht8 zu unternehmen und einzurichten, wodurch 
natürliche Waflerfland ver Gegend zum Nachtheil der bergebrachten 
Rultur und Nutzbarkeit der oberhalb belegenen Grundſtücke verändert oder deren 
Beſtzer inrerfeits zu befonteren Veranflaltungen gezwungen würten, um 
des Eulturfchänlichen Waſſers in anderer, als in der durch die natür» 
ichen Abflußverbältniffe bedingten oder ter hergebrachten Art 
zu entledigen. In dieſer Beziehung liegt ten unteren Grundſtücken 
gegen die oberen eine natürliche Dienftbarfeit ob, vie bereits 
Bd Mömifche Mecht als eine gefepliche, im Rechtswege erzwingbare Pflicht 
erkannte. Einen weiteren Geſichtskreis, als tie gefegliche Anerkennung 
dieſer, and der Natur der gegebenen Verhältniffe abgeleiteten Folgerungen, 
sd einen anderen Inhalt, ald die den leßteren entfprechenten Nechtöfäge, 
die ältere und namentlid) vie Nömifche Iurisprudenz über 
ſſerrecht und Vorfluth nicht. Erſt beim fpäteren Bortfchritte ver Land⸗ 
Senpes-Rultur-Befchg. Br. 11. Mpıh. 1, 7 
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Mafferleitungen, felbft wenn Fein Interefient es verlangt, ale einer Lan: 
despolizeisSace, von Amtswegen vorzubeugen hätten ($. 3.), 
b) daß alle unterwärts liegende Grundherrſchaften und beren Untertbanen ben 
oberwärts Liegenten, wenn von deſſen Grund und Boden das Waſſer nich 
anders abzuleiten ift und ihm, wie dem Bublifum, dadurch ein mek 
terer und größerer Nugen zuwächſt, alsjenen badurdb Schader 
gefchient, felbfi dann, wenn fie ihrerfeits davon Feinen fon 
derfihen oder gar feinen Nupen haben, Vorfluth durch Zie— 
bung der erforderliben neuen Gräben auf ihre, der unten 
halb belegenen Grundbefiger eigene Koflen, verſchaffen feb 

fen (8$. 5. 7 und 8.); 

c) daß die Bigenthümer von Mühlen, wo durch Auffpannung ber NMuͤhlen 
wäfler Grundſtucke inundirt und der Waſſerabfinß zum Gchaben via 
Dritten gehemmt werde, wenn fie ihre Mühlen behalten wollen, verbunie 
feien, den Fluß oder Mühlbach, ſoweit felbiger eingefpannt wirb, uud nad 
Befinden noch höher Hinauf, auf beiden Seiten in Dämme einzufcliche 
und innerhaib der Damme, foweit nöthig, einen Haupt und Neben⸗Graba 
anzulegen. 


Das Edikt beftimmte ferner: 

4) Zu a. 

Es folle die nöthige Aufräumung bereits vorhandener und zegaii 
Gräben zur Grhaltung der Vorfluth ohne Verſtattung eines Prozeſſes, biej 
Befchwerbe des oberwärts Liegenden, von dem unterhalb Liegenden, [e 
weit der Graben durch deffen Grund und Boden geht, nad 
fachverfländiger Beflimmung, bewirkt und diefe Aufräumung nöthigenfals en| 
8 ve unterhalb Liegenden im Wege der Srefution veranlaßt werke, 

.6.)); 

2) Zu b. 

Dagegen folle auf Grund der Unterfuchung und des Gutachtens ber Dem 
nensKanımer, und nach Befinden anderweiter fachfunbiger LofalsUnterfuckung, Fri 
überwiegendem Nutzen des oberhalb belegenen Brundbefigers anf 
Herftellung und Wnterhaltung des neuen Graben® gegen der 
on belegenen auf deffen Koften richterlih erfannt werke 

$. 10. 

( Den Schaden, welcher durch Zufchlammung und Berflopfung ber Grikn © 
wachfen,, follten die verpflichteten unterhalb belegenen Grundbefiger nad verzie 
gigem richterlihen Erkenntniß zu erfegen verbunden fein. ($. 10,) 

Gräben und Bäche ſollten jährlich, tie Hauptgräben zweimal, im Main 
Dftober, die anderen wenigſtens einmal, bie Feldgraͤben während der Brade, # 
hörig gereinigt und aufgenommen werden. ($. 15.) 


Nehnliche Beftimmungen enthielt das für Schlefien und die Brıf 
fhaft Glatz fchon früher erlaffene Er. v. 20. Dee. 1746, wegen Air 
mung der Blüffe, Bädye und Gräben, auch Anlegung der Wafferleitungs 
und der Vorfluth. 

DaB hiernächſt an tie Stelle des Er. v. 6. Juli 1773 tretente T 
2. R. änderte jedoch, indem es ſich den Prinzipien des Rdmiſchen ı8 
gemeinen Rechts anſchloß, die Vorfchriften des letzgedachten Er. it 
folgenden Punften ab: 

1) in Betreff der — mehr civil» und privatrechtlichen Befugnife M 
Grundbeſitzer — darin, daß ed turch die tem $. 99.2) gegenüber ſtehece 
Beftimmung im $. 100. a. a. O., wonach: 


1) Der $. 6. des Ed. v. 6. Juli 1773 war auch in dem Chauſſee⸗ 
Regl. v. 18. April 1792 ausbrüdlich befätig. (N. €. C. T. V. c. p. 371.8 
34. de 1773, u. Rabe's Samml. Bd. I. Abth. 5. ©. 24.) 

2) Diefer 5. verbot jede Unternehmung obes Berändernuug der m 
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©) daß dagegen auch der Eigenthümer des oberen Grundſtücks nichts unter: 
Fam darf, was bie Dienftbarfeit des unterhalb liegenden rundes 
erichwert. 


Kulturmaafregeln liegen außerhalb tes Code civil; ihm war indeß 
; befondere Dekret über Austrodnung von Sümpfen v. —— — nn nn 
audgegangen, welches ein fpäteres Gef. v. 16. Eept. 1807 vervoll= 
idigte. 

agegen war es von jeher ein hervorſtehender Charakter der Preuß. 

»ſetzgebung in allen tie Agrarverhältniſſe berührenden Materien, daß 
die Grundſaͤtze des reinen Privatrechts dem ſtaatswirthſchaftlichen Ge- 
tspuntte der Foͤrderung ter Landeskultur unterordnete. Dieſe Tendenz 
5b auch fpäterhin auf Tas U. 8. R., bei den Gruntfägen von Waſſer⸗ 
ste (1. 8. 66. 105. ff) nicht ohne Einfluß. Sie war — (felbft in 
zug auf tiefe Mechtömaterie) — ſchon feit ter Meflauration des Lan» 
I nah tem 30jährigen Kriege, namentlich unter Friedrich 1. und 
iedrich Wilhelm JL. fichtbar bervorgeireten und es hatte ganz befon«- 
8 dieſe Nichtung in der Geſetzgebung dazu beigetragen, um die innere 
aft Preußens unter Sriedrich dem Großen nach ten fiebenjährigen 
bege zu heben. Seit 1807, nadı tem Zilfiter Frieden, wurte fie die 
mmdlage zur Öleorganifation des Staates. Der erften Epoche gehören 
Vorfluths⸗Edikte v. 25. Febr. 1704, 9. Nov. 1717 une 7. Oft. 1726, 
: Regierung Friedrich Ted Großen das erneuerte, weit volftändigere 
ut wegen zu verfchaffender Vorfluth und Räumung ter Gräben und 
iche v. 6. Juli 1773, endlich ter mit 1807 beginnenten Periode ver 
neren Kulturgefeßgebung das Vorflutb8 » Er. v. 15. Nov. 1811 an. 
vifchen ten Edikten von 1773 und 1811 liegt das U. L. R. Daffelbe 
hete zwar die Mechtömaterie von ter Entwäflerung in Allgemeinen auf 
Grundſatze des Römifchen Rechts zurück (vergl. 66. 99., 100., 102. 
8.); jedoch faßte es tiejelbe abweichenn davon (und vom Code civil), 
cht unter tem Begriff einer gegenfeitigen Tienftbarfelt, namentlich der 
terbalb belegenen Grundftücke gegen die oberen, fontern wies fie in die 
se vom Gigenihum und deſſen Rechten und Cinfchränfungen, verflocht 

em aber mit ihr befonzere Kulturvorfchriften (66. 105. ff.), obfchon 
t ter Publikation des U. L. R. — zufolge Meffr. des General-Direftor. 

13. Ian. 1795 1) — tie weit turchgreifenteren Kulturbeflimmungen des 
[gemeinen Vorfluths⸗Ed. v. 6. Juli 1773 befeitigt wurten. Tenn zur 
Ige dieſes letztgedachten Edikts ($. 1.) follten: 

zus Berbeflerung des Aderbaucs und der Viehzucht, als des wahren Landes: 
Abtbums, alle In ten legten naſſen Jahren verfanteten und verfcklammten 
aupts, Feld⸗, Wiefen und Abzugs-Gräben geräumt, und neue Waflerabzugsgräben 
x Gutwäflerung aller wafferhaltigen Brüche, Lüche, Moräfle und Niederungen, 
ehnfs deren Nutzbarmachung ale Ader, Wieſe oter Hütung, foweit es bie 
Halität irgend geftatte, unter Aufiicht und Leitung erfahrener und vereideter, von 
m Kriege: nnd DomainensKammern anzuftellender Ingenieure angelegt werten; 


wbet wegen der Breite, Tiefe, Dofflrung, ter Benugung ter Gräben ald 
Hehtränken und zur Bifcherei fpezielle Vorfchriften gegeben wurden. So⸗ 
un aber verfügte das Edikt ferner: 


a) daß die Kriegs: und DomainensKammer, wie be Land⸗ und Sieuer⸗Reaͤthe, 
den Vernachläſſigungen in Unterhaltung und Aufraͤnmung der Graͤben und 


— — — — — 


I) N. C. C. Tom. X. Nr. 6. des Nachtrags v. 1798. p. 1857., Rabe'd 
sam, Bi. 3. ©. 1. 


* 
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Waſſerleitungen, ſelbſt wenn Fein Interefient es verlangt, ale einer Lan: 
despolizeisSache, von Amtswegen vorzubeugen hätten ($. 3.), 

b) daß alle unterwärts liegende Grundherrſchaften und deren Untertbanen tem 
oberwärts Liegenden, wenn von deflen Grund und Boben dad MBafler nid 
anders abzuleiten ift und ihm, wie dem Bublifum, dadurch ein meh 
rerer und größerer Rugen zuwächſt, als jenen badurhb Schader 
gefchieht, felbfl dann, wenn fie ihrerfeits Davon feinen fon 

berlichen oder gar feinen Nupen haben, Vorfluth durd Zie— 
hung ber erforderlichen neuen Gräben auf ihre, der unter 
halb belegenen Grundbefiger eigene Koflen, verſchaffen ſeb 
fen (88. 5. 7 und 8.); 

c) dag die Bigenthümer von Mühlen, wo durch Aufſpannung der Mühlen 
wäfler Grundflüde inundirt und der Wafferabfluß zum Schaden eins 
Dritten gehemmt werde, wenn fie ihre Mühlen behalten wollen, verbundts 
feien, den Fluß oder Mühlbach, foweit felbiger eingefpannt wird, und neh 
Befinden. noch höher hinauf, auf Beiden Seiten in Damme einzufchliches 
und Innerhalb der Dämme, foweit nöthig, einen Haupt⸗ und Neben⸗Greber 
anzulegen. 


Das Edikt beftlmmte ferner: 

4) Zu a. 

86 folle die nöthige Aufräumumg bereits vorhandener und regulkke 
Gräben zur Erhaltung der Vorfluth ohne Verſtattung eines Prozeſſes, bleß ai 
Befchwerde des oberwärts Liegenden, von dem unterhalb Liegenden, ſe⸗ 
weit der Graben durch deſſen Orund und Boden geht, nach nlkar 
fachverfländiger Beſtimmung, bewirkt und dieſe Aufräumung nöthigenfalls auf 
eo yet unterhalb Liegenden im Wege der Brefution veranlaßt werten, 
$. 6.) '); 

2) Zu b. 

Dagegen folle auf Grund der Unterfuchung und bes Gutachtens ber Domes 
nensKammer, und nach Befinden anderweiter fachfundiger LofalsUnterfuchung, bei 
überwiegendem Nupen des oberhalb belegenen Brundbefigers anf 
Herftellung und Unterhaltung des nenen Grabens gegen der 
—W belegenen auf deſſen Koſten richterlich erkannt werden. 

Den Schaden, welcher durch Zuſchlammung und Verſtopfung ber Gräben w 
wachfen, follten die verpflichteten unterhalb befegenen Grunbbe nach vorgie 
gigem richterlichen Erkenntniß zu erfeßen verbunden fein. ($. 10,) 

Gräben und Bäche follten jährlich, die Hauptgräben zweimal, im Mai sub 
Dftober, die anderen wenigftens einmal, die Feldgräben während ber Brache, ge 
börig gereinigt und aufgenommen werben. ($. 15.) 


Aehnliche Beillmmungen enthielt das für Schlefien und die Graf⸗ 
fhaft Glatz ſchon früher erlaffene Ep. v. 20. Dee. 1746, wegen Al 
mung der Bläffe, Bädye und Gräben, auch Anlegung der LWafferleitungen 
und der Vorflutb. 

Dad biernähft an die Stelle des Ed. v. 6. Juli 1773 tretende I 
2. R. änderte jedoch, indem es ſich ten Prinzipien des Mömifchen un 

emeinen Rechts anſchloß, die Vorfchriften des Ieggebachten Er. in 
Folgenden PBunften ab: 

1) in Betreff der — mehr civil» und privatrechtlichen Befugniffe ver 
Grundbeſitzer — darin, daß es durch die dem $. 99.2) gegenüber ſteherde 
Beftimmung im $. 100. a. a. O., wonach: 


1) Der S. 6. des Ed. v. 6. Juli 1773 war auch in dem Ghauffer Ber 
Regl. v. 18. April 1792 ausbrüdlich beflätigt. (N. C. C. T. V. c. p. 971. &. 
84. de 1773, u. Rabe's Sammi. Br. I. Abth. 5. ©. 24.) 

2) Diefer $. verbot jede Unternehmung ober Veränderung der ner 
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ber Megel nach ein Jeder bie über fein ECigenthum gehenden Gräben und 
anäle, durch welche das Wafler feinen ordentlichen und gewöhnlichen Ablauf 
st, zu unterhalten verbunden if, 
e Räumungspflicht der Uferbefiger in ziwiefacher Beziehung ein⸗ 
Bränft, indem es ſolche 
a) überhaupt nur für Fünftliche (d. 5. ven Menfchenhänden angelegte) 
Waſſerabzüge (Gräben und Kanäle) beftehen lieg, 
5) und auch nur infoweit anerfannte, als dieſe Fünftlichen Wafferabzüge zum 
newöhnlichen, in der Regel vorkommenden, Ablaufe des (von oberhalb abs 
fließenden) Waſſers dienen. 


2) In Betreff der Kulturbefugniffe der Grundeigenthümer, tefp. des 
sterefled der allgemeinen Landes» Kultur: 


a) darin, daß es das Recht zur Vorflutb nur auf das wild 
blaufende Wafler 1) einfchränft, — foweit deſſen Abfluß nicht ſchon 
irch die beftehenten entwerer natürlichen Waflerabzüge ($. 99.) oder vie 
mflichen ($. 100. a. a. DO.) vermittelt ifl. — 

Zur Ableitung von ſtehenden Gemäffern (Niederungen, Lüchen u. f. w., 
o das Waffer ſtehen bleibt und nicht abfließen kann (vergl. 
eu $. 1. des Ed. v. 6. Juli 1773), fol, zufolge $. 117. A. L. R. 1. 8, 
en neuer Graͤben wider ven Willen des Eigenthümerd nicht ge> 

n. 


b) Darin, daß dieſe Borfluth (ad a.), zu deren Beftattung der $. 103. 
3 unterhalb belegenen Nachbarn im Allgemeinen verpflichtet, nicht mehr 
vie die 66. 5., 7., 8. des Ev. v. 1773 verordnen) auf Koſten des 
unterhalb liegenden Befigers, durch deſſen Grundſtücke der Vor⸗ 
nthögraben gezogen wird, fondern ſtets nur einerfeit8 gegen vollftändige 
nifchärigung derjenigen, welche fich tie Anlage von Sorflutbegräben durch 
wen Grund und Boten gefallen laſſen mäffen, andererfelts auf Koften 
W Provokanten, reſp. derjenigen gewährt wird, welche davon Nuten ha⸗ 
m. ($$. 106. ff.). 2) 

Do follte auch nach dem A. 2. N. vie Vorfluth felbft in dem Balle 
währt werden, wenn natürliche Hinderniffe der Weiterfchaffung des von 
berbalb her anzunehmenden Waſſers entgegenftanten ($. 104.), fobald vie 
u $. 105. näher bezeichneten Beringungen (eines beträchtlich überwie⸗ 


Kelichen WBaflerabzüge (Privaiflüſſe) zum Nachtheile der Nachbarn und Ufers 
wehner. Diefe Beſtimmung fand vorzüglich den Bewäfferungen entgegen; 
ren Befeitigung war daher eine hauptfächliche Aufgabe bes Gel. v. 28. Febr. 
843 über Benußung ber Irivatflüffe zur Bewäflerung der Brundflüde. 

1) Bergl. Dig. a. a. O. L. 1. pr. (Ulpian.): 

„Aqua, quae de coelo cadit, atque imbre excrescit, sivo per se hacc 
aqua coelestis noceat, sive cum alia mixta sit.” 

Der $. 103. A. L. R. 1. 8. geftattet die Vorfluth nur für „vergleichen 
Bafler*, d. h, nach $. 102., für wild ablaufendes. 

Bergl. Enifch. des D. 2. Ger. zu Ratiber v. 7. Sept. 1841 und des Ob.⸗ 
ib. v. 30. Sept. 1842 in Koch's Schleflfch. Archiv Bd. 5. H. 1.6. 133. 135. 
. Btelis Abhandl. in der fameralift. Zeitung 1838. S. 300, desgl. die Erläut. 
um 6. 10. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811 (f. unten). 

2) Hiermit flimmt auch das Verfluth-G. v. 15. Nov. 1811 (88. 15. u. 9— 
berein. Vergl. das Erk. des Ob. Trib. v. 30. Sept. 1842 (Koch's Schleſ. 
sh. Br. 5. H. 1. S. 129 ff.), worin bemerkt wird, dag, obſchon der $. 103. 
.LE. RM. I. 8. unterhalb liegende Grundbeſitzer zur Verſchaffung von Vorfluth 
mpflichte, doch die 88. 107. ff. ergaͤben, daß dies nur auf Koſten desjenigen zu 
Hchehen braucht, weicher die Vorfluth verlangt. 
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genden Bortheild und ver Fähigkeit volftindiger Vergütigung des gaı 
Schadens) dargethan wurden. ?) 


Zweites Kapitel. 


Verhaͤltniß des Vorfluth-Gefehes vom 15. Nov. 1811 ; 
Allgem. Land» Rechte und Wirkungskreis deffelben. 


1. Innerer Wirkungskreis des Vorfluth - Bel. u. 
Nov. 1811. 

A. Neben dem Borfluth» Gef. v. 15. Nov. 1811, (wie auch n 
den Gef. v. 28. Febr. 1843 betr. die Benugung der Privatfläffe zur 
wäfferung) find die Vorfchriften des AU. 2. R. Th. I. Tit. 8. 

a) wegen Gräben und Wafferleitungen, $$. 99—101., und 

b) wegen Einfchränfungen des Cigenthumß zum Beften der Nach 

In Anfehung der Vorfluth, 66. 102. ff., 
infoweit gültig verblieben, als fle mit demfelben vereinbar und ! 
daffelbe nicht ausdrücklich abgeändert, ergänzt oder erweitert find. *) 

Dies folgt einedtheild aus tem Cingange des Vorfluth » Ge 
15. Nov. 1811, wonach nur „nähere Beflimmungen zur Befeitigun 
Nachtbeile des Wafferanftaues bei Mühlen und des Berfahrens be 
ordnung der Vorfluth” erlaffen werden, anderntheild daraus, daß da 
v. 15. Nov. 1811 nur einzelne Beflimmungen des U. 2. R, name 
in feinem $. 14. den 6. 117. U. 2. R. I. 8., ausprädlid abändern 
bier mit dem- Beifügen: „daß infoweit eine Ausnahme von 
entgegenſtehenden Geſetz ($. 117. a. a. OD.) nachgegeben we 

B. Das Vorfluthp- Gef. v. 15. Nov. 1811, welches im $ 
des Landfult.»Er. v. 14. Sept. 1811 bereitd angekündigt war, Üf 
Stüd der Preuß. Kulturgefeßgebung, während es ſich andere 
an die 66. 105. ff. A. L. R. I. 8. anſchließt. Der $. 105. a. « 
fprach nur allgemein aus, daß ter Staat unter den daſelbſt angegel 


1) Ueber das Motiv zu der im Terte unter 2. b. gedachten Abweidhun 
A. L. R. von dem Ed. v. 1773 fpricht fih Suarez in den amtlichen Bort 
bei der Schlußrevilion des A. & R. Art. 8. $$. 106 — 117 dahin aus: „Ü 
bie Dispofition des Vorfluths⸗Ed. v. 1773, wonach der unterhalb gelegene ! 
bar die Vorfluth auf feine eigene Koften, ohne Unterfchieb der Bälle, ob er I 
Nuben habe oder nicht, verfchaffen müſſe, äußerſt unbillig und beinahe anfe 
ſervanz gefommen, wogegen die im Land⸗Recht angenommenen Brinzipien is 
vielen Yällen bereits vom FinanzsDepart. felbft befolgt, in anderen durch la 
herrliche Verorduungen genehmigt worben, überbieg mit den priscipüs juris 
munis völlig übereinftimmten, nad; denen Niemand angehalten werben fun: 
Vortheil des Antern mit feinem eigenen Schaden zu befördern.“ (Jahrh 
41. 9. 81. ©. 10.) 

2) Dies nimmt auch Bielitz in den Abhandl. in der kameraliſt. Zeit. 3 
IV. ©. 300. im ©egenfape zu Bornemann (Syftem dee A. 2. R. Bu 1 
241) mit Recht an und es iſt dies nach den weiter unten gedachten, überel 
die Vorschriften des A. 2. R. Bezug nehmenden Gntfcheitungen und ef 
außer Zweifel. 

Wenn bei der Gefegrevifien (Pens. XIII. Motive zum Tit. 8. $5 78- 
des Entw. ©. 63) bemerkt worden: „daß gleichwie das U. 2. M. alle Ai 
Vorfluthsverordnungen aufgehoben habe, fpäterhin an beffen Stelle in Berl 
fer Materie das Vorfluth-⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811 getreten fei”, fo iR dieſe Ka 
im Allgemeinen nicht richtig. 
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keingungen (jedoch immer nur innerhalb der Zwecke und Grenzen ver 
ſJ. 102. und 103. a. a. D.) einen unterhalb belegenen Orundbeflger zum 
imtheil eines oberen zur Geftattung der Vorfluth anhalten könne. Da- 


) erweitert nun das Dorfluch - Gef. die materiellen Rechte der 
un iger auf Vorfluth, und zwar theild den Stauberedhtigten, theils 
deren Srundbefigern gegenüber; ($$. 1. ff. $6. 11—14.); 

2) giebt es nähere Beſtimmungen: 

a) über die Behörben, welche in Auftrage des Staates jene erweiterten mas 

teriellen Befugniſſe in Wirffamfeit zu feßen haben ($$. 2. 6. 15.), 

b) über das dabei anzumwendende Verfahren ($$. 3. ff. S$. 16. ff.), 
c) verfügt es im $. 10. über die Räumung der fünftlichen Wafferadzüge durch 
bie Poligeibehörben. 

Wie jedes Kulturgefeß, fo ift auch das Vorfluth⸗Geſ. nur wirkſam — 
ed in Bolge einer ausdrücklichen Provokation von betheiligten Privaten, 
es ohne eine ſolche — für ven befonteren Zweck der Ausführung bes 
mmter, im Kulturgefege geftatteter Maafregeln zur DVerbefferung des bes 
henden Zuſtandes. 

Soweit es ſich nicht um die Ausführung von Kulturmaaßregeln han⸗ 
ſt, welche in den Wirkungskreis des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811 
aeinfallen, find, außerhalb veffelben, die betreffenden Beftimmungen des 

2. R. auch für die dem Wafferrechte angehörigen Verhältniffe, insbeſon⸗ 
re für die Nechte ver Partheien, manfgebent. . 

C. Zu den fortgeltenden Beflimmungen des A. L. R. J. 8. 
hören namentlich: 

1) der $. 99., wonach zum Nachtbeile der Nachbarn und Ufer» 
wohner durch Hemmung des Ablauf der Privatfläffe nichts unternom⸗ 
m oder verändert werten darf. Der $. 99. gewährleiftet die Auf» 
chthaltung des Zuftandes der VBorfluthsverbältniffe mittelft 
s natärlihen Wafferabzüge (Privatfläffe und Bäche), Er fleht 
nen, der Bodenkultur ſchädlichen Anlagen von Staumerfen ent« 
yen, fomweit nicht folche, nach Inhalt des neueren Gef. v. 28. Behr. 
43 wegen Benubung der Privamflüffe zu Bewäflerungen, wieder geflattet 
ven find; 

2) ter 6. 100., worin die rechtliche Grundlage zum polizeilichen Ver⸗ 
ven nach $. 10. des Vorfluth⸗Geſ. gegeben ift; 

3) die Beflimmung im $. 101. wegen Unterbaltung von Scheide» 
ben; Seitens der beirerfeitigen Nachbarn, bis zur Mitte des Grabens. 

4) die 66. 106. u. 107. in Betreff des Beitragsverhältniffes zu ven 
slagefoften neuer Vorfluthögräben; 

5) die KG. 109— 116. betr. die Anlage» und Linterhaltungd » Koften 
e neue Brüden und refp. Verbreiterung von Gräben, welche ald Anlei« 
ng auch für die Schieddrichter bei Vollziehung des von der Provinzials 
eglerung feftgefegten Plans, und für Beflimmung der Entſchaͤdigung und 
re Beiträge zur Unterhaltung tienen. 

D. Gleich den vorſtehend gedachten Beftimmungen tes A. 2. R. 
d auch die durch letzteres nicht aufgehobenen provinzialrechtlihen Beftim- 
ıngen, namentlih aus dem Borfluth- Er. für Schleften v. 20. Der. 
46 und aus ver Schleſiſchen Mühlen-D. v. 28. Aug. 1777 neben dem 
orfluth-®. v. 15. Nov. 1811 gültig verblieben. (Vergl. unten). 


n. areußerer Wirkungskreis des Vorfluth « Gef. v. 15. 
oy. 1811. ’ 
Des Außere Wirkungsfreid des Vorfluth⸗Geſ. 9. 15. Nov, 1811 
v 
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erſtreckt ſich über alle diejenigen Lanvestheile, in welchen das U. 
Geſetzeskraft bat. 

1) Die 8. O. v. 6. Ian. 1817 (Bergius Erg. zur Gef. Comm. 
©. 37, vergl. auch ©. 409) fpricht aus: „daß daffelbe in der Provim 
Sachſen als publicitt anzufehen.“ 

2) Das, im Einverfländnig mit den Min. des 9. und des J. unterm 
21. Behr. 1818 erlaffene R. des Juſt. Min. (v. 8. Jahrb. Bd. 11. ©. 6) 
refoloirt für Die neu und wieder erworbenen Landestheile auf die Anfrage 
des Ober» Landes» Gerichts zu Münfter: 

daß das Vorfluih⸗Geſ. mit dem A. 2. R. in Kraft übergegangen fei und pe 
Anwendung fommen müfle, weil es feiner ganzen Baflung nach mit dem HER 
in Berbindung flehe, indem dadurch Beſtimmungen der Gefehgebung, welche Ietig 
lic, dem Privatrechte angehören, abgeändert worden feien, 


Drittes Kapitel. 


Erläuterung der einzelnen Beftinnmungen des Vorfluth-Gefehes 
v. 15. Nov. 1811 und der fpüteren, daffelbe ergänzenden 
Geſetze v. 23. Jan. 1846 und 11. Mai 1853. 


Erfter Titel. 


Don der Feftftellung der Höhe des Wafferfiandes bei Stanungs« 
anlagen durch Setzung des Merkpfahls. 


(668. 1—9. Vorfluths⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811). 


Diefer Abfchnitt des Gef. v. 15. Nov. 1811, welcher die 56. 1—R 
umfaßt, bezieht ſich ebenſowohl auföffentlidhe, wie auf Private 
Blüffe, ferner ebenfomohl auf natärlihe Vorfluthlandle — 
Ströme, Bäche und Mühlenfliege, — als auf künſtliche Waſ⸗ 
ferabzüge — Mühlgräben und andere Waffergerinne, — i 
denen Stauanlagen befindlich, die der Fabrikation, Fiſcherei, oder Wieſen⸗ 
bewäfferung dienen. 


I. 
Antrag auf Merfpfahlfegung. 2) 
($. 1. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 15. Nov. 1811). 


1) Der Merkpfahl hat ten Zweck, den angemeffenen WBafjerien 
für die Mühle ꝛc. im Intereffe der Bodenkultur äußerlich erkennbar zu 
fixiren 2), ſei es, daß derfelbe bereitd durch fpezielle Mechtötttel (Bertcäsg, 


1) Das G. R. der Reg. zu Bofen v. 15. Aug. 1834 (v. 8. Yun. Bi. 18 
S. 859. Nr. 147) hat die Landräthe angewielen, die Waflermühlenbefiger zu ver 
pflichten, daß da, wo fich noch Feine Merkpfühle verfinden, aud die Lage bes Bad 
baums durch ein Nivellement in Rüdficht auf unverrüdbare Punkte noch zihk 
feſtgeſtellt iſt, das Leptere zu bewirken und über tas durch einen Gachweräubigen 
vorzunehmende Nivellement ein Pretokoll aufnehmen zu laffen, und fei jebrafell# 
bei Umlegung eines Fachbaums in Folge von Reparaturen Anzeige zw eraiken 
und bie Lage des alten Fachbaums durch die Baubeamten feſtzuſtellen. , 

2) Im $. 5. der Mühlen Drd. für das Herzogthum Schleſien usb die 
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wleihungen ober rechtsverjaͤhrten Beil) ober durch frühere rechtskraͤftige 
rtheile beſtimmt ift, oder unter Berüdfichtigung des gegenfeitigen —** 
© Bodenkultur und der Stauberechtigten durch ſachverſtuͤndige Kommiſ⸗ 
rien erſt beflimmt werden muß, oder aber unter teren Dermittelung zwi⸗ 
vn den Betheiligten vereinbart wird. 


_ Derfelbe fol die zuläffige Waſſerſtauhöhe über, dem Fachbaum be⸗ 
nen. Er muß freiftehen und fichtbar fei, tamit ein jeder fofort erfen« 
u fönne, ob der Triebwerksbeſttzer feine Staubefugniß überfchreitet. 
gr 3 — ye des I. v. 3. Oft. 1845 '!), Min. Pi dv. i. V. 1815. 
‚Rt. .). . 


Ueber die Einrichtung des Merkpfahls und fein Verhältniß 
im Fachbaum ertheilt der $. 3. nähere Anmelfungen. 2) 


2) Dom Merkpfahle ift der f. g. Sicherpfahl zu unterfcheiden. 3) 
erfelbe dient tazu, die Lage des Fachbaums und ded ganzen Mühlen- 
erks unverrüdbar zu bezeichnen und ficherer feftzuftellen, als e8 durch 
sen frei ſtehenden Pfahl geſchehen kann, zu welchem Ende verfelbe tief 
sgegraben, forgfältig umfchloffen und mit Erde bedeckt wird. (Berg. R. 
s Min. des 3. v. 3. Oft. 1845, Min. Bl. d. i. V. 1845. ©. 356, Nr. 407.). *) 


saffchaft Glaß v. 28. Aug. 1777 (Korn's Ed.⸗Samml. Br. 15. ©. 279) if 
t Zweck der Merkpfühle oder Mahlpfaͤhle (fonft auch Spiegelpfähle genannt) 
Sin angegeben, „daß taburch das Waflermaaß von der erlaubten oder unerlaubs 
a Anfchwellung des Waflers beſtimmt werben folle.“ 

1) Bergl. in Bd. I. ©. 838. 

2) Bergl. a) vie fpeziellen Vorfchriften über die Anfertigung und @inrichtung 
6 Nerkpfahls und deſſen Verhältnig zum Sicherpfahl im $. 5. der Schlefifchen 
ſühlen⸗Ordn. v. 28. Aug. 1777 a..a. D., desgl. b) den $. 4. derfelben über 
e Legung der Fachbaͤume oder Grund:, Schl; und Sattelbäume, Schwellen, 
Herfälle und Wehre; c) über die Ausübung ber Aufficht des Staats bei Mühs 
xbauten: $$. 243. 8. A. 2. R. II. 15. und $$. 5. und 6. des Ed. v. 28. Okt. 
40 (9. ©. 1810. S. 95); d) das Publ. der Reg. zu Königsberg wegen 
haffung der Verfluth v. 8. März 1818 (v. K. Ann. Bd. 2. ©. 142 ff.), wels 
6 zunäch eine befondere Auſmerkſamkeit auf bie Vorfluthsangelegenheiten em⸗ 
lehlt und zur Anbringung der Anträge auch in den Bällen, in welchen tie uns 
itelbare Sntfcheidung oder Beflätigung der Verhandlungen Seitens der Regie⸗ 
ag nothwendig ift, bei tem Landrathsamte anweif, und aledann (mit Da 
ihme auf 5. 243. A. 2 NR. II. 15. und $. 5. des Gb. v. 28. Oft. 1810, G. 
. 1810. S. 95) verfügt, „daß fein Müller oder fonfliger Räumungsberechtigter 
me Genehmigung ber Regierung Erhöhungen des Fachbaums, Veränderung bee 
icherpfahls und überhaupt ſolche Veränderungen in der Stauungsanlage vorneh⸗ 
en dürfe, wodurch das Wafler an fich höher oder niediger würde gehalten wers 
a können, als dies früher der Ball gewefen. Darauf follen fämmtliche Örtliche 
ellzeibehörben bei allen Neubauten oder HauptsReparaturen von Amtewegen fehen. 

3) Das A. 8. R. II. 15. $. 243. fpricht nur vom Sicherpfahl neben dem 
achba um. — Vergl. 8. 5. der Schlefifch. Mühlen⸗O. v. 28. Aug. 1777. 

4) a) Bergl. in Br. I. ©. 838. — b) Bergl. über die Segung der 
icherpfähle bei jeter Mühle die Beflimmung im $. 3. der Schlefifihen Müh⸗ 
»sD. v. 28. Aug. 1777, welche Bellimmung als eine provinzialrechtliche ihre 
Btigfeit behalten bat, da das Vorfluth⸗Geſ. über die Sehung von Sicherpfühlen 
chto verfügt, daffelbe vielmehr nur von Merfpfählen hantelt, binfichtlich welcher 
de VBorfchriften des Verfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811 dem Schlefifchen Mühlen⸗ 
. ©. 28. Aug. 1777 derogiren. (Vergl. das oben alleg. R. v. 3. Dft. 1845, 
wer Wentze Prov. Recht tes Herzogſhums Schlefien und der Graffchaft Glas 
88. ©. 23 und die Motive dazu ©. 217. 218-220, ingl. den Auszug ber 
hleſ. RüblensD. ©. 507, fodann auch den rev. Entw. des Prov. Rechts des Hers 
hums Schleſten und der Graffchaft Blap, Berlin, 1841. Th. I. $. 166. und 
otive dazu ©. 129 und 130, 
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3) Die Legitimation zum Antrage auf Segung des Merkyiahlt 
iſt Durch das notorifche oder nachzumeifente Interefie bei ver Sache beding, 

4) Aufbringung der Koften für Setzung der Merfpfähle. 

Vergl.: 

a) R. des Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. v. 20. Jan. 1640 
(Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 57, Nr. 101.); 

b) R. deſſelb. Min. v. 25. April 1840 (a. a. O. S. 182, Mr. 304) 

c) R. veffelb. Min. v. 29. Juni 1840 (a. a. D. &. 260, Rr. 456), 

Beral. viefe MR. in Br. I. S. 836—838. 

d) Die Koften wegen Setung des Sicherpfahlé nad $.3. da 
Schlefifchen Müplen-D. v. 28. Aug. 1777 fallen dem Stauberechtigten allda 
ur Lafl. (Vergl. das R. des Min. des 3. v. 3. Of. 1845 ') (Min. DL. di 
1 1815. ©. 356, Nr. 407.), tesgl. 8. 167. des revid. Entw. des Prov. Reis 
für Schlefien x. (S. 4, Th. I.) und Motive ©. 130, nebſt $. 3. der Schlefiſchen 
MühlensD. v. 28. Aug. 1777). 

e) Nah ter 8. O. v. 24. Mürz 1839 find ale in Deichbau- um 
Borfluthb8»s Angelegenheiten bei den Verwaltungs» Behörten 
vorfommenten Geſuche und Verhandlungen flempelfrei. (6.8 
bes Kr Jin. v. 7. Mai 1839, Centralbl. des Fin. Min. 1839. ©. Il, 

r. .). 


II. 
Kommiſſariſches Verfahren. 
($. 2. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811). 


1) Die Provokation auf Setzung des Merkpfahls iſt bei der Re⸗ 
gierung als Landespolizeibehörve (nach Befinden durch Vermittelung teb 

andrath3) anzubringen. 

2) Die Negierung ernennt nach ihrem Ermeflen, aus ihrer Mitte oder 
fonft, einen oder mehrere ſachverſtändige Rommiffarien (Waſſer⸗ un 
Mühlen» Bauverftändige). 

3) Bei den Verhandlungen über vie Segung de Rerkpfahls ba 
ftet8 das Gericht, refp. ein von demſelben dap kommittirtes Nuglir 
desjenigen Gerichts mit zuwirken, in deſſen Bezirk die Mühle liegt. 

4) Es iſt erforderlich, daß die Intereſſenten, Provokant und Star⸗ 
berechtigter, bei ter Verhandlung zugezogen und mit ihren Anträgen ge 
hört werden. Außerdem ift es zwedmäßig, auch tiejenigen Gruntküdk 
und Waffertriebwerf3- Befiger zu hören, welche den Verhältniſſen zufolge 
Dabei interefftren. 3) (Bergl. 88. 4. und 5. und die Grläut. dazu). 

5) Darüber, ob die von der Prov.» Megierung beauftragten Kommiſ⸗ 
farien die technifchen Anortnungen und tie Beftfegung ter Waſſerſtandi⸗ 
höhe vermittelt des Merkpfahls felbftftändig zu treffen, oder nad wa» 
fuchter Sache mit Einreichung der Verhandlungen und ihres Gutachica 


— —— — — — — — — — — — — 


1) Vergl. in Bd. J. ©. 838. 

2) Vergl. auch das C. R. des Juſt. Min. v. 19. Mal 1852 betre. bie Sten⸗ 
pel⸗, Porto⸗ und Gebuͤhrenfreiheit für Verhandlungen in Angelegenheiten der 
ſchwarzen Elſter. (Juſt. Min. Bl. 1852. S. 199.) 

3) In Betreff des Verfahrens der Regierungen bei Feſtſezung bes alle 
Waſſerſtandes Behufs Ertheilung der polizeilichen Konzeffion zu den 
fraft bewegten Triebwerfen (SS. 27 u. 28. ber Gewerbe-D. v. 17. Ian. 188, 
®. ©. 1845. ©. 46), vergl. das C. R. des Min. des 3. und der J. v. 14. Jan 
1847 (Min. Bl. d. 1. 3. 1847. ©. 136. Ar. 177.). Bergl. v. Rönneı's Ge 
werbe:Bol. Br. 2. S. 75—76, 
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t ſchließlichen Entfcheivung der Provinzialpolizeibehörte zu berichten has 
ı, bat jedesmal die Regierung zu beftimmen. 


6) Die zugezogene Berichtöperfon konkurrirt nicht blos Behufs der 
glaubigung der Verhandlungen über die Regulirung des Wafferftandes, 
dern fie bat auch dafür zu forgen, 

daß die eima vorhandenen, den Waflerftand beflimmenden Urtheile, Berträge 
ſ. w. berüdfichtigt, die zur gerichtlichen Grörterung geeigneten Streitigkeiten 
Flidy dahin verwieſen, bei der Setzung von Merkpfählen die gefeglichen Vor⸗ 
iften befolgt, daß die Interefienten zur Sache gehörig ermittelt, Tegitimirt und 
ezogen und über den Akt ſelbſt vollftändige, materiell und formell genügende 
Handlungen aufgenommen, insbefondere die Refultate, wie die Wirkung bes 
letive in Beziehung auf alle Interefienten und alle dabei zu beobachtenden 
e Har und befliumt ausgebrüdt und niedergefchriebem werben. 


Beide, die von ver Negierung, wie tie vom Gericht ernannten Kom⸗ 
Harien, find als Konktommiffarien zu betrachten, welche die Angelegenheit 
gegenfeitigen Einverſtaͤndniß zu behandeln haben. 


Bergl. das M. des Min. des I. und d. P. v. 14. Mat 1839 und 
s Jufl. Min. v. 5. April 1839 1) (v. 8. Ann. Bd. 23. ©. 468) und ins⸗ 
fondere über die Kompetenz ter zugezogenen Gerichtöperfon das C. R. 
e Min. des I. für Gew. Ang. und ter Juſt. v. 12. Mai 1834 2) (v. K. 
ıheb. Bd. 43. ©. 483, u, v. R. Ann, Bo. 18. €. 543, 2. — 168). 


II. 
Rähere Bezeihnung des Waſſerſtandes. 
($. 3. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811). 


Der $. 3. ordnet in Betreff ver Art der Bezeichnung des Waſ⸗ 
standes an: 


3) die ganz deutlich kennbare Bezeichnung des zuläffigen höchſten Waſ⸗ 
ferflandes am Merfpfahle, und zwar a) fowohl für die Sommer:, ale b) 
für die Winterperiode, ferner 

2) die auf Nivellement gegründete Vergleichung bes einen, wie bes anderen 
am Merkpfahle bezeichneten Waſſerſtandes, reſp. des folchergeftaft bezeich- 
neten Nerkpfahls mit drei anderen Punkten, und zwar a) mit dem Fach⸗ 
baum ter Dahlfchleufe, b) mit dem Fachbaum der reifchlenfe, und c) mit 
noch einem anderen nahen, unverrüdbaren Gegenſtande; 

3) ſoll jene Bezeichnung und diefe Bergleichung urfundlic zum Protokoll feſt⸗ 
geflellt werben; 

4) daffelbe fol im umgefehrten Kalle für den niebrigfen zuläffigen Waflers 
Rand in ähnlicher Weife gefchehen, wenn zur Erhaltung der Schiffbarfeit 
eines Bewäflers das Oberwafler der Mühle in einer beſtimmten Höhe ges 
Balten werben muß ®). 





1) Bergl. in Bd. I. S. 810. 

2) &benbaf. ©. 839. 

3) Bergl. 3, B. das Regl. über das Wafferhalten bei den Königl. Werken 
d Mühlen im Finow:Kanal v. 22. Jan. 1747 [C. C. M. Cont. III. XV.] und 
R Erlaß v. 10. Juni 1848 betr. die Abänderung ber Etrafbefimmung im $. 2, 
Felden. (8. ©. 1848. ©. 162.) — 
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Höhe des Wafleritantes, der Gntfächbnng ber Landes⸗Polizeibehorde allein verhes 
halten babe; vielmehr ergebe ſich das Gegentheil aus den 88. 4 und 5. Bi 
Nechtsftreitigfeiten über tie Höhe des Waflerflandes gebühre bie Euſſchei⸗ 
bung nicht Ya eibehbehen, fondern fets nur den Gerichten. (Juſt. Min OL 
1848. &. 439. 


4) Auf Streitigkeiten zwifchen Stauungsberechtigten unter 
einander über das Recht zur Benutzung des Waffers, fintet di 
Vorfchrift des $. 5. des Vorfluth⸗Ed., wonah, „wenn Teine Flaren Be 
flimmungen des Wafferftanded vorgelegt werden können, dieſelben duch 
Kommiffarien feflgeftett werden und gegen deren Beflimmungen feine Be 
ſchwerde bei den Gerichten, fontern nur Rekurs an die obere Polizeibeköre 
ftatıfinden fol”, Feine Anwendung. 

Angenommen von tem Ob. Trib. durch den Plenar » Beidluf a 
8. Ian. 1849. 2) (Praͤj. Nr. 2083, Entf. Br. 17. S. 73, u. Juſt. Mis.il 
1849. &. 211). 

5) Dagegen bat das RM. des Min. für landw. Ang. v. 11. Ag 
1850 ?) (Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 69, Nr. 83.) ausgeſprochen, 

bag der Plenar: Beil. v. 8. Ian. 1849 der bisherigen Prazis entgegen od 
als Richtſchnur für die Verwaltung nit anzunehmen fei. 


I. Rekursverfahren und Rechtsmittel. 
($. 5. [am Schluffe] des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811). 


1) Das Treitägige Batale für Rechtsmittel In Baufachen ift auf Pr 
zeffe, von denen der $. 5. des Gef. v. 15. Nov, 1811 Handelt, nicht ap 
wenden. 

Angenommen von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 9. Now. 180 
( Praͤj. Nr. 1377., Präjud. Sanıml. des Ob. Trib. ©. 323). _ 

2) Das R. res Min. für Gew. Ang. v. 19. März 1887 °) (kJ; 
Ann. Br. 21. &. 79) bemerft, J 

daß gegen die Beſcheide der Reg. in Vorflutho⸗, Grabenreinigungss un dp 
lihen Sachen, welde nad) Fontradiftoriicher Grörterung ergeben, ter Relurt 0 
ein foͤrmliches Rechtmittel zuläffig ſei, und die Feſtſetzung der beflinmten Fink 
defien Ginlegung ber Analogie eines prozeffualiihen Verfahrens entfprede. ') Tre 

3) Die Frift ift nach $. 7. ver V. v. 5. Mai 1838 auf refp. Alf”. 
6 Wochen erweitert. 5) rm 















— — 


1) Die Frage: ob der $. 5. auf Streitigkeiten zwiſchen Stauun oberechfigen \ 
untereinander über das Recht zur Wafferbenugung und den Waflertand Amir T- -- 
dung finde? (Vergl. $. 23. tes ©. v. 28. Febr. 1843 wegen Benugung der de 
vaiflüfe zu Bewäflerungen), ift früher bei den Gerichten Eentrevert >, 
Webereinftimmend mit dem Blenarbefcl. des Ob.-Trib. v. 8. Jan. 1849 it Werd na 
von dem (vormaligen) 8. u. Et. Ger. zu Arnsberg (in tem Ef. v9. 
1846) entfchieden (Dr. Sommer’6 Arnab. Arch. Bd. 13. ©. 597), tel aM i 
dem Ob.:Trib. durch Erf. v. 31. Aug. 1547 (a. a. D. ©. 614); entugtf E : 
gelebt Hingegen von dem (vormal.) Ob. 8. Ger. zu Arnsberg um" " 
v. 5. Aug. 1546 (a. a. O. ©. 604), ingl. von dem II. Sen. des Ob.dil. 
u bem Erf. v. 10. Oft. 1548 (Präjud. Nr. 2056., Präjud. Samml. d. O 

. 323.) 

2) Vergl. in Br. I. ©. 841. 

3) Bergl. in Bd. I. ©. 841— 822. . 

4) Dagegen ift tie in dem gedachten R. gegebene Anweifung zur Bıliem! j 
ter Intereffenten über die Zuläffigfeit des Rechtsmitteld und die Frik In ib 
gung beffelben mit Rückſicht auf $. 2. der B. v. 5. Mai 1539 (9. 6. PA 
S. 273) für antiquirt zu erachten. 

5) Die V. y. 5. Mai 1838 wendet bie Beſtimmungen ber $$. ot 


Vorfluth⸗Geſeh v. 15. Nov. 1811. ($$. 4—7.) 589 


on Waſſerſtand durch ein Interimiſtikum reguliren. (Vergl. bie Crlänt. 
mien zum 8. 6.). 

B. Zuläffigkeit des Nechtsweges in den Fällen der 66.4. 
ad 9. wie auch im Allgemeinen bei Streitigkeiten in Vor— 
Intbsangelegenbeiten. °) 

1) Das M. des Min. des I., landw. Abth. v. 24. Febr. 1840. ?) 
Ria. Bl. d. i. ®. 1840. S. 181, Nr. 303) widerlegt die Anflcht: 


ale ob nach dem ©. v. 15. Nov. 1811 alle Streitigfeiten in Vorfluths⸗An⸗ 
Hegenheiten mit gänzlicher Ausfchliegung des Rechtsweges lediglich vor die Polls 
ibebörden gehörten“, 
nd bemerkt, 


dag vielmehr das Ed. felbft mehrfach und ausbrüdlich die eiwanigen Streitig- 
ten zur richterlichen Entfcheidung verweife, 3. B. in den 88. 4. und 20. und 
ra Wechtöweg, foweit folcher früher überhaupt zuläflig gewelen, nur in ven 
felbf ausdrücklich bervorgehobenen Faͤllen ausſchließe; ein vorläufiges Ginfchrets 
m der Boltzeibehörde mit interimiftifchen Maaßregeln fei nur bei offenbarer &es 
Ge im Beryuge gerechifertigt. 

2) Das Erk. des Kompetenzgerichtöhofes v. 8. Juni 1848 erflärt den 
tedhtöweg für zuläffig und verwirft den erhobenen Kompetenzkonflitt wegen 
mes Antrages auf Wegnahme event. Deffnung ter im Bette eines Privat⸗ 
af auf einem gutöherslichen Terrain errichteten Schleufe, welche angeb- 
5 zur Ausführung einer umfaffenden Wiefenüberriefelung unternommen 
#, indem es bemerkt: 


„Das Recht zum Aufftauen des Waſſers im Flußbette ſei von einer Seite, 
heile auf rund der allgemeinen gefeblichen Vorſchriften über geſetzwidrige ins 
fe in fremdes Cigenthum, theile auf Grund eines behaupteten Berfprechens 
gen Deffinung und Wegnahme der Schläufe zum Herbſt des Jahres 1845, bes 
külten, während von ber anderen Seite auf Verjährung Bezug genommen fei; 
mad wäre ter Gireit rein privatrechtlicher Natur. (Min. Bi. d. i. ®. 1848, 
5. 276. Nr. 319., Juſt. Min. Bl. 1848. ©. 301, Ulrich's Präjudiz. des Koms 
eienzgerichtehofes, ©. 34. Nr. 41.) 


8) In dem Erf. v. 14. Sept. 1848 erklärt der Kompetenzgerichts— 
of in der Streitfache zwifchen den Beflgern vefp. einer Ober⸗ und einer 
Isper- Mühle wegen Exrniedrigung eines Bere bi8 auf die durch den vor⸗ 
audenen Merkpfahl bezeichnete Höhe, den Rechtsweg für zuläfiig. 

Dean die Anficht, dag nach dem Vorfluth » Gef. bei Streitigkeiten über die 
ww ben Stauungsberechtigten inne zu haltende Höhe des Waflerflandes überall 
6, wo ein polizeilich noch nicht regulirter Merkpfahl vorhanden tft (deſſen Griftenz 
u vorliegenden Falle befiritten war), vor allen Dingen auf Regullrung ber Sache 
ei der Landespolizeibehörbe angetragen werben müfe, fei unrichtig, vielmehr bes 
Seänfe füch, aut $. 1. des Geſ., die Anordnung eines Adminiftrativ : Berfahrene 

den Gap, daß ber Beflper eines polizeilich noch nicht regulirten Stauwerks 

Ve Seßung eines Merfpfahls auf Antrag deffen, ber dabei inter 
ffirt, gefallen laffen müfle. Es hänge von dem dem Stauwerkébefitzer gegen. 
derſtehenden Snterefienten ab, ob er feine Beſchwerde gegen den erflern im Wege 
inez Brovolation auf polizeiliche Setzung des Merfpfahle verfolgen wolle ober 

s es fei ihm vielmehr die Wahl des Mechtsweges nicht befchränft, falle er 

en vorziehe. Außerdem ſei es, gang abgefehen von behaupteten Rechtetiteln, 
wc unrichtig, daß das Vorfluth⸗Ed. gewifie Bälle von Rechsftreitigfeiten über bie 





4) Bergl. das Erf. des IN. Gen. bes Ob.⸗Trib. v. 25. Nov. 1853 über 
 Unkatihaftigleit des Rechtsweges gegen „polizeiliche Verfügungen“ in 
Yes, Stroms, Deich, und BrüdensAngelegenheiten. (Striethorft’6 Arch, 
. 11. ©. 63. Rr. 15.) 
3) Vergl. m Br. I. ©. 841, 


590 Von dem Schuge u. der Beförderung der Lanvesfultur. Waſfertechl 


Höhe des Wafleritantes, ber Gntihehbung ber LantessPolizeibehörbe allein verbr» 
halten habe; vielmehr ergebe fich das Gegentheil aus den 88. 4 und 5. Bei 
Rechtisftreitigfeiten über tie Höhe des Waflerftandes gebühre die Gatld«is 
bung nicht den Polizeibehörden, fondern flets nur den Gerichten. (Juſt. Rin. & 
1848. ©. 439.) 

4) Auf Streitigfeiten zwiſchen Stauungsberechtigten unter 
einander über dad Recht zur Benutzung des Waffers, fintet die 
Vorfchrift res $. 5. des Vorfluth-Er., wonach, „wenn Feine klaren Be 
flimmungen des Wafferflantes vorgelegt werden koͤnnen, Tiefelben tur 
Kommiffarien feftzeftellt werten und gegen deren Beſtimmungen feine Bes 
ſchwerde bei den Gerichten, fontern nur Rekurs an die obere Polizeibebörte 
ftatıfinden fol”, Feine Anwendung. 

Angenommen von tem Ob. Trib. durdy ven Plenar » Beichluf ». 
8. San. 1849. 2) (Pröj. Nr. 2085, Entſch. Br. 17. S. 73, u. Juſt. Nin. 
1849. ©. 211). 

5) Dagegen bat das R. des Min. für landw. Ang. v. 11. Riq 
1850 ?) (Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 69, Nr. 83.) audgefprochen, 


daß der Plenar⸗Beſchl. v. 8. Jan. 1849 der bisherigen Praris entgegen ut 
als Richtſchnur für die Verwaltung nicht anzunehmen fei. 


IH. Rekursverfahren und Rechtömittel. 
($. 5. [am Schluffe] des Vorfluth» Gef. v. 15. Nov. 1811). 


1) Das treitägige Batale für Nechtömittel in Baufachen ift auf Pre 
zeffe, von denen der $. 5. des Gef. v. 15. Nov. 1811 handelt, nicht ame 
wenden. 

Angenommen von dem II. Sen. des Ob. Trib. unterm 9. Nov, 1882 
(Praͤj. Ne. 1377., Praͤjud. Sanıml. des Ob. Trib. ©. 323). 

2) Das R. des Min. für Gew. Ang. v. 19. März 1837 2) (v. £ 
Ann. Bd. 21. &. 79) bemerft, 


daß gegen die Befcheide der Reg. in Vorfluths⸗, Grabenreinigunges und ähe 
lichen Sachen, welche nad) Fontratifteriicher @rörterung ergehen, ter Rekurs al 
ein förmlihes Rechtmittel zuläffig fei, und die Feſtſetzung der beſtimmten Frif ju 
defien Binlegung der Analogie eines progefiualifhen Verfahrens entfpreche. *) 


3) Die Frift iſt nach F. 7. der V. v. 5. Mai 1838 auf refp. 12 uk 
6 Wochen erweitert. 5) 


1) Die Frage: ob der 8. 5. auf Streitigkeiten zwifchen Stauungsberecktigien 
untereinander über das Recht zur Waflerbenugung und den Wallerfland Anwen 
dung finde? (Vergl. $. 23. des ©. v. 28. Febr. 1543 wegen Benugung der Fu 
varflüfe zu Bewäſſerungen), ift früher bei den Berichten kontrevers geweſes. 
Webereinftimmend mit dem Plenarbefch!. des Ob.⸗Trib. v. 8. Jan. 1849 iR viefefhe 
von bem (vormaligen) 2. u. St. Ger. zu Arnsberg (in dem Erf. v. 9. Ms 
1836) entichieden (Dr. Sommer's Arneb. Acc. Bd. 13. S. 597), besgl. vom 
dem Ob.⸗Trib. durch Erf. v. 31. Aug. 1847 (a. a. D. ©. 614); entgegen 
gefest hingegen ven den (vormal.) Ob. 2. Ger. au Arnsberg iu tem SE 
v. 5. Aug. 1846 (a. a. D. ©. 604), ingl. von dem III. Sen. des Ob.⸗Trib. 
In bem Erf. v. 10. Oft. 1848 (Präjud. Nr. 2056., Präjud. Samml. d. Db.sTril. 

. 29.) 

2) Bergl. in Bd. I. ©. 841. 

3) Bergl. in Bd. I. ©. 841— 842. 

4) Dagegen ift bie in dem getachten R. gegebene Anweifung zur Belchum 
der Intereffenten über bie Zulaͤſſigkeit des Rechtsmittels und die Friß ber Gin 
gung beffelben mit Rüdfiht auf $. 2. der V. v. 5. Mai 1538 (@. G. 58 

. 273) für antiquirt zu erachten. 
5) Die B. v. 5. Mai 1838 wendet die Beflimmungen der 55. 21. um ME 
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4) Die höhere Polizeibehörde, an welche der Rekurs von ten Ent« 
heidungen der Provinzialo Negierung oder den Beflfegungen der von ihr 
kwannten fachverfländigen Kommiſſarien, wenn diefen die Entfcheidung 
ıllein überlaffen mworten, ergeht, ift gegenwärtig dad Min. für landw. Ang. 
Bergl. den Allerh. Gel. v. 17. April 1848. Nr. 2, in VBerbindung mit bem 

h. Gil. v. 25. Juni 1848, f. in Bd. 1. ©. 1 u. 2). 

U. Bolizeilihe Regulirung eines Interimiftifums. 

($. 6. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811). 

1) Durch vie 8. O. v. 25. Aug. 1832 1) (Iufl. Min. Bf. 1840. ©. 129 
L Min. Bl. d. i 3. 1840. ©. 116) ift tie Beftimmung des 6. 6. des Gef. 
.. 15. Nov. 1811 wegen Beflfeßung von Interimiftifen in Betreff des 
Baflerftaues bei Mühlen auf Vorflutböfachen überhaupt, insbefentere alfo 
auch auf tie Bälle des $. 10. für anwendbar erflärt. (Berg. 6. R. des 
Bin. des 3. für H. u. Gew. v. 25. Juni 1533 [v. R. Ann. Br. 17. ©. 517 
Mr. 168.], welches den Gerichtsbehörden durch das C. R. des Juſt. Min. v. 
15. Juli 1833 [v. K. Jahrb. Bd. 42. S. 83] mitgetheilt ifl. 

2) Die Feſtſetzung tes nach $. 6. geftatteten Interimiftiftums iſt von 
ber Prov.⸗Reg. felbit zu treffen und fann nicht dem Landrath oder einem 
andern Kommiffarius der Meg. überlaffen werten. 

3) Ob in ten einzelnen Fällen ein folches Interimiftitum zu regus 
liren fei, bleibt ver Beurtheilung der Meg. in jetem Kalle vorbehalten und 
dust davon ab, ob befontere überwiegente Nachtheile mit der einftweiligen 

auer des zuvor im Wege ded Prozeffed durch richterliche Entſcheidung 
feftzuftellenten Waſſerſtandes für tie Gegend oder für die tabel Bethei⸗ 
ligten verbunden find. (Vergl. die unten zum $. 10. alleg. Min. R. v. 19. 
ad 25. März 1840 u. 29. Ian. 1847, [f. in Br. I. ©. 812, 843 u, 847], ingl. 
6. 3, des ©. v. 11. Mai 1842). 

4) Auch in den Borflutböfachen finden nur diejenigen allgemeinen 
Kompetenzen und Befugniffe der Bolizeibebörten Anwendung, welche dene 
ſelben, früber im $. 39. ter V. v. 26. Dec. 1808 und im $. 11. der 
eg. Injtr. v. 23. Oft. 1817, gegenwärtig in tem an deſſen Stelle ge⸗ 
tsetenen F. 3. des Gef. v. 11. Mai 1842 beigelegt find. 

Deshalb ift auch Die in den Bällen des F. 5. Alin. 9. u. 6. 10. zu 
treffente Feſtſetzung ter Polizeibehörte, fo lange der Hechtöftreit über den 
Baflerftand oder tie Raͤumungspflicht ſchwebt, ſtets nur eine interimiftifche; 
allein in tem Valle, wenn entwerer nach tem Einverflänpniß ter Par- 
theien oder zufolge der richterlichen Entfcheivung (vergl. tie Erläut. zum 
5 5.) eine Elare Beſtimmung zur Ntormirung tes Waſſerſtandes nicht vor» 
Begt, tritt hierüber die definitive Entfcheidung der Meg. refp. der von ihr 


der B. v. 14. Dec. 1833 zwar nur auf die vor Bublifation der V. v. 22. Nov. 
1844 (8. ©. 1845. ©. 19) noch an das Min. zuläffigen Relurſe gegen definitive 
Entieidungen der Gen.:KRommifjienen und der ihre Stelle vertretenden Reg. Abt. 
en; der $. 1. der DB. betr. die Einlegung der Rechtsmittel v. 21. Juli 1843 (G. 
©. 1843. S. 294) beitimmt indeg über die Friſt zur Ginfegung jedes zuläffigen 
Lechtsmittels, insbefondere auch in Auseinanderſetzungs⸗Sachen, und es har das 
Me9.:Kolleg. für L. K. €. in dem Erf. v. 13. Juni 1851 in Bezug auf die 
Lechtemittel gegen Entſcheidungen bei Streitigkeiten aus dem ©. v. 28. Febr. 1843, 
kr. die nun der Privarflüffe 2c. angenommen, daß dergl. Rechtsmittel nur 
dann gewahrt find, wenn fie innerhalb der geſetzlichen Friſt bei ber Regierung, 
welche den Beſcheid in eriter Initanz abgefaßt hat, eingelegt worden. (Jeitichr. des 
Reif. Kolleg. Br. 4. S. 167.) 

Dieje Behimmungen werden ans den am zuletzt angeführten Orte entwidelten 
Gründen auch auf die aus dem Vorfluth⸗G. v. 15. Nov. 1811 an die oberen Pos 
Baeibehörden einzulegenden Rekurſe analoge Anwendung finden müſſen. 

1) Bergl. in Bd, I. ©. 843, 
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ernannten fachverfläntigen Kommiffarien und zwar nach Maaßgabe des im 
zweiten Sage des F. 5. vorgefchriebenen Grundfatzes, ein. Ä 

5) Das von der Meg. feftgefegte Interimiftifum iſt nah F. 8. da 
Gef. v. 11. Mai 1842 über die Zuläfiigkeit des Rechtsweges in Beriebum 
auf polizeil. Verfügungen (G. ©. 1842. &. 192) — fofort vollſtreckbar 
Daffelbe verliert aber, nachden ein rechtöfräftiges Exfenntniß ergangen, fein 
Wirkſamkeit von ſelbſt. Deshalb muß aldtann, unter Zugrundelegung ti 
rechtskraͤftigen Judikats, mit der antermeiten Setzung des Merkpfahll 
und Megulirung ter Höhe des Waflerflannes nach Maafgabe ver SE}. 
u. 4. des Borfluthe Gef. verfahren werden. (Vergl. $. 6. (am Schluſſe) is 
Berbind. mit $. 3. (am Schluffe) des Gef. v. 11. Mai 18432). :) 

6) Diefer Interimiftifchen Feſtſetzung der Meg. ift eine andere Bit 
tung, als die einer polizeil. Verfügung, nicht austrädlich beigelegt; dee | 
bald findet dagegen auch Fein Rekurs ala Rechtsmittel, wie in den — | 
des $. 5. u. $. 19., fontern nur der Weg ter Befchwerde, und zwer m | 
das Min, für landw. Ang., flatt, welches aber ein folches Interimikitun | 
auch im bloßen Beſchwerdewege aufheben kann, wenn es taffelbe für r 
ſetzwidrig und unzuläfftg erachtet. (6. 6. des Bel. v. 11. Mai 1842). 
Als ein Grund für die Aufhebung wäre e8 aud) anzufehben, wenn tınd 
das Interimiftifum der Polizeibehörte der zu erwartenden richterlichen Ent 
ſcheidung über die Beflfegung des Wafferflantes vorgegriffen worden ik, 
nhne daß dazu eine dringende Veranlaſſung in der Abwendung erheblicher 
und Überwiegender Nachtheile vorlag. 


IV, Ueber den Sommerwafferftand insbeſondere. 
($. 7. des Borfluth» Gef. v. 15. Nov. 1811). 


1) Auch darüber: von und bis zu welchem Tage der niedrige 
Sommer-Wafferfiand gehalten werden müffe, beflimmen 

a) zunächft Jubifate und rechtsverbindliche MWillenserflärungen (wie aus $. & 
ergänzt werden muß, auch rechtsverjaͤhrter Defip, überhaupt fpezielle Kechs⸗ 
titel), in beren Grmangelung aber Provinzials@efege; 

b) fehlt es auch daran, fo foll von den Kommiflarien darüber Feſtſehung gr 
teoffen und jollen dabei die örtlichen Verhältniffe berüdfichtigt werten, we 
bei als Prinzip ihres Arbitriums aud) hier „die möglichite Vereinigung be 
en Intereffen der Bodenkultur und der Stauberechtigten" muaf: 
gebend iſt. 


2) Die genaue Angabe über die für den niedrigeren Sommer⸗Waſſer⸗ 
ſtand fegejegte Jahresperiode ift ein mefentlicher Theil der über Die Regu 
Iirung des Waſſerſtandes und Segung des Merkpfahls aufzunehmendes 
Verhandlung. 


- — 


V. ⸗ 
Vorſchriften gegen Kontraventionen. 
($. 8. u. 9. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811). 


1) Der 5. 8. enthält fpezielle Vorfchriften darüber, was ter 
Stauungsberechtigte beim Anwachſen des Waſſerſt andes übe 
die durch den Merkpfahl feflgefegte Höhe Behufs Erniedrigung des erfleren | 





4) Nah $. 7. des Gef. v. 11. Mai 1842 find die in verſchiedenen Reſte 
allegirten $$. 39. u. 48. der V. wegen verbeflerter Einrichtung der Broy.Pelize 
und Bin.:Behörden v. 26. Dec. 18085 (Rabe's Samml. Bd. 9. S. 467 u. I 
und Anlage zum $. 11. ter Reg. Inſir. v. 23. Oh. 1817. — ©. &. 1817. & 
254. 254.) aufgehoben. Vergl. die Grläut. zum $. 10. 
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uf das feflgefehte Maaß zu thun bat !); Hingegen ver $. 9. die Ans 
rohung von 20 — 50 Thlr. Polizeiftrafe neben Schatenerfak bei Kontra- 
mtionen und die Verpflichtung jeder drtlihen Polizeibehörde, auf 
| der Betheiligten, der Verſaͤumniß des Müllers durch Wegräumung 
er Sinderniffe ꝛc. auf deſſen Gefahr und Koften zu begegnen. 

2) Das Strafgefeßbuch v. 14. April 1851 (®. S. 1851. ©. 101 u. 169) 
st Feine fpeziellen Strafbefiimmungen gegen Beflger von Stauanlagen 
von Mühlen, von Schleufen, von Wehren auch Bebufs der Fifcherei, Wiefen« 
nwälferung, des Holzflößend u. f. w.), welche das Waſſer über die feſt⸗ 
fegte Hohe aufflauen. 

Die Strafbeſtimmung des $. 9. gilt, da fie fpeziel im Vorfluth⸗G. 
. 35. Novo. 1811 enthalten if, auch nur innerhalb des Bereich der 
Arkſamkeit viefes Edikts, mithin fomweit das A. 2. R. Gefepfraft bat. 
* Art. II. Abſ. 2. des Gef. v. 14. April 1851 über die Sinführung tes 

geſezbuche, ©. ©. 1851. ©. 93).?) Sie ift in ven einzelnen Ueber⸗ 
eiungsfällen in dem durch das ©. v. 14. Mai 1852 über die vorläufige 
iszaffeffegung sc. (9. ©. 1852. ©. 245) angeorbneten Wege zu realifizen. 


Zweiter Titel, 


Bon der rechtlichen DVerbinplichfeit zur Unterhaltung der 

Bafferabzüge und von der Kompetenz der Gerichts- nu. Poli- 

eisBehärden in Betreff deren Unterhaltung, fowie deren 
Näumung und Ausfrautung. 


($. 10. des Vorfluthe Gef. v. 15. Nov. 1811). 


l. 
Gegenflände, welche beim $. 10. in Betracht fommen. 


1) Der 5. 10. ermächtigt die Polizeibehörden: 
diejenigen, welchen die Unterhaltung eines Grabens ober Wafferabzugs 


1) Bergl: 
a) die Vleſchriſten im $. 5. Alin. 15. 16 ff. der Schlefiihen Mühlen⸗O. v. 
28. Aug. 1777 (Korn 8 Ed. Samml. Bd. 15. S. 292. 293), wo bdiefels 
ben ausdrüdlich auf Dominien und auf diejenigen ausgedehnt find, denen 
an Stelle des Müllers die Ziehung der Schleufen obliegt; 
b) $. 244.9. 2. R. II. 15.; 
e) das mit bem Gegenftande verwandte C. R. des Fin. Min. v. 23. Aug. 1845 
(Min. Bl. d. i. V. 1845. ©. 265. Nr. 257) nebſt Inſtr. über Beobach⸗ 
tung und Zufammenftellung der Wafleritände an den Haupt: Begeln (f. in 
v. Rönne's Baupolizei, 1. Ausg. Suppl. Bd. ©. 37., 2. Ausg. ©. 145). 
2) a) Im Bezirke des Appell. Gerichtshofes zu Köln bewendet es deshalb 
üglih der Strafen bei dem Art. 457 des Code penal. — Vergl. das R. des 
des 3. u. d. P. und des Fin. Min. v. 6. April 1838 (v. K. Ann. Bd. 22. 
6. 439. Rr. 145.). Uebrigens find tie Regierungen, nah 66. 11 ff. des Gef. 
vn 14. März 1850 über die Polizei: Verwaltung (©. S. 1850. ©. 265), befugt, 
für das ganze Reg.- Depart. oder für einzelne Lofalititen auch Strafbeitimmungen 
begen der im $. 8. gedachten Kontraventionen der Stauberechtigten zu erlaflen. 
b) Bergl. die Polizei-Verordnungen für den Reg.⸗Bez. Frankfurt v. 15. Nov. 
851 (Min. BL d. i. V. 1851. ©. 286, $. 39. S 292). 

e) Erl. v. 10. Juni 1848 (©. ©. 1848 ©. 162) betr. die Abänderung ber 
Birafbehimmung im $. 2. des Reglem. über das Waflerhalten bei den Königl, 
Berfen und Müblen im Finow⸗Kanal v. 22. Juni 1747. 
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obliegt, im Wege der abminiftrativen Erefution zu deſſen Auskrautung ober Riss 
mung anzubalten, wenn entweder: a) aus der Bernadläffigung berfelben, ober 
b) aus Mangel an der erforderliden Tiefe, Nachtheil entweder für Ya 

efiger anderer Grundſtücke oder nugbarer Anlagen, oder auf für ie 
Gefundheit der Anwohner entiteht. 


Derfelbe entfpricht nem $. 100 A. &. R. I. 8, wonach ein jeder ik 
über fein Eigenthum gehenden Gräben und Kanäle, wodurch das Waſſe 
feinen ordentlichen und gewöhnlichen Ablauf bat, zu unterhalten ve 
bunten ift. 

2) Dabei unterfcheivet der $. 10. weder in Betreff der Legitimatim 
zum Antrage auf Mäumung, noch binfichtli der Kompetenz der Boll 
behörten, bierzu den DVerpflichteten anzubalten, ob es ſich um das Interrfi 
eines Muͤllers oder anderen Triebwerfäbeflgers, vefp. des Gewerbebetriches 
oder um das eined Grundbeſttzers, refp. der Bodenkultur und Lantwirk 
fchaft handelt. (Bergl. R. der 8. Din. des J. u. d. F. v. 29. Nov. IL 
Min. Bl. d. i. B. 1842. ©. 4238, Nr. 603.). ') 

3) Bei ver Anwendung des $. 10. kommen verfchiedene, obfchen mei 
zufammenfallende Fragen in Betracht, deren Entſcheidung aus anderweiter 
Gefegen und Verordnungen zu fchöpfen if, nämlich: 

a) auf weldhe Objekte fi die Beflimmung im $. 10. bezieht, namentlich, e 
nur auf füntlih (durch Menſchenhand) angelegte Waſſerabzüge — Gräbe 
und Kanäle —, oder auch auf natürlide Borfluthgerinne, — auf Nie iu 
A. L. R. 1. 8. $. 99. erwähnten Privatllüffe? ?) 

b) wer, abgefehen von fpeziellen Rechtsgründen (Vertrag, Verführung, Surik), 
— zur Unterhaltung der Wafferabzüge, fei es na allgemeinen ober yes 
vinziellen Geſetzen, verpflichtet iſt? 

und in beiderlei Beziehung 

c) in wiefern diefe Verpflichtun 

a) auf ſolche Wafferabzüge ds befhränft, die das Regens und wilb ables 
fende Wafler aufzunehmen und fortzuführen beftimmt find, (vergl I 
2. R. I. 8. 66. 100. 102 u. 103.), oder auf ſolche Gräben und Re 
näle ausdehnt, welche zur Vorfluth auch für anderes, auf dem Gem 
und Boden eines oberhalb liegenden Befipers fiehende, unter dem Grub 
ſtockende Wafler dienen? 
ob fie auf die beftehenden Gräben in ihrer gegenwärtigen Tiefe ud 
Breite eingefchränft iſt oder bei erforberliher Bertiefung und Berben 
terung der beftehenden Gräben auch auf die hierdurch vermehrtra DB 
liegenheiten der Unterhaltung, refp. Auskrautung und Räumung, M 
erſtreckt? 

Der Inhalt des $. 10. bietet für die Entſcheidung dieſer Fragen fen 
Momente tar. 

Nur infomweit die Grmweiterung des materiellen Waſſerrechts mit We 
unmittelbaren Aufgabe des Gefeges, mit feinem Zweck ter Befdrterung de 
Bodenkultur (tefp. Schifffahrt) zufammenfält, find durch daſſelbe and di 
Privatrechte verändert worden. (Bergl. 66. 11—14. u. 86. 1. ff.). 

Im Uebrigen Tiegt vie Beflimmung über Eriftens und Umfang % 
zum Verfahren und zur Ausgleichung mitgebrachten Theilnehmungsrechte, — 
wie dies in der Megel auch bei anderen Kulturgeſetzen der ˖ Fall if - 
außerhalb des Bereichs diefer letzteren nnd lediglich in dem des gemein 
und provinziellen Rechte. ($$. 5. 20.). 


ß 


ei 


1) Vergl in Bd. 1. S. 844. — Vergl. aud das R. des Din. des 3. v. N. 
Juni 1817 (Min. Bl. d. 1.8. 1817. ©. 170. Nr. 220., f. in Bb.L 6. 362), weh 
Mühlgräben zu ven Privatflüffen zu rechnen, zum $. 7. des Gef. v. 28. Behr. 1813 

2) Denn öffentliche Wlüffe fcheiden beim $. 10. auf alle Fälle ſchen ef 
halb aus, weil teren Räumung in den Bereich der Fluß⸗ und UfersPolizei grhert 
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Als eigenthümliche, dem eigentlihen Privatwafferrehte nen 
‚nazutretende Beflimmungen find reſp. in dem Vorfluth⸗-Geſ. v. 
. Rov. 1811 _und in dem ©. v. 28. Febr. 1843 über die Benutzung 
t Privatfläffe nur anzufehen: 

a) die des $. 5. am Schluffe, im erfleren, wegen des bei der Feſtſtellung bes 
Waſſerſtandes, wie des Merkrfahls, durch die Neg.-Rommiflarien und bie 
BrovinzialsBolizeibehörbe vorgefchriebenen Prinzips, 

b) bie des $.7., im leßteren, wegen der Riumungspflicht der Privatflüffe durch 
die Uferbefiker. 

Dagegen war das Gef. v. 15. Nov. 1811 der Ort zu neuen Bor» 
riften über die Neffortverbäftniffe in Vorflutbfachen zwifchen Polizei⸗ und 
mwaltungs« Behörden einerfeit3 und den ordentlichen Gerichten andererſeits. 


II. 


eſſort⸗Verhältniß und Kompetenz der Polizei- and Gerichts— 
Behörden beim $. 10. 


I. Allgemeine Beflimmungen. 


1) Nach der K. O. v. 25. Aug. 1832 2) findet die Beftimmung des 
6., betr. die Zulaͤſſigkeit einer interimiftifchen Beflfegung durch vie 
sllzeibehörde, auch auf die Bälle des F. 10. Anwendung. (Bergl. bie 
Mänt. zum $. 6., f. oben S. 591 ff.) 

2) Abgefehen Hiervon find beim $. 10. zwei Punkte ins Auge zu 


a) bie aut Heidung darüber, wem die Unterhaltung eines Waſſer⸗ 
obliegt 
wann und wie der Derpflichtete die Unterhaltung (Ausfrautung 
1) ung) zu bewirken bat? 
De and zu a. gehört ausfchließlich zur Kompetenz der Bes 
Me, während nur der Gegenfland zu b., dieſer aber auch ebenfo aus⸗ 
Meßlich der Kognition und dem Wirkungskreiſe der Polizeibehdrden an⸗ 


Mt. 
3) Deimgemäß tritt in der Regel die im $. 10. den Polizeibehörden 
te Befugniß, „im Intereffe der Unterhaltung eines Waflerabzuges, 
| uskrautung oder Räumung zu verfügen”, erfl Dann ein, wenn die 
erbindlichkeit dzp und das Subjekt der Verpflichtung unſtreitig ſeſtſteht. 
4 muß in der Regel (abgeſehen von dem Ausnahmsfalle eines Interimi⸗ 
kums) die richterliche Unterſuchung und Entſcheidung dem Einſchreiten 
x Boltzeibebörde vorausgehen. 
Diefe Srunnfäge find in älteren und neueren Min.» Exlaffen mehrfach 


en. 

Bergl. die R. des Min. d. I. v. 4. Ian. 1819, 20. Dec. 1820, 8. Aug. 
26, 26. Dec. 1826, 30. Ian. 1827 (Jur. Zeitg. Jahrg. 1832. ©. 447), v. 12. 
In. u. 29. Dec. 1829 2) (v. 8. Ann. Bd. 13. ©. 673 u. 874), Schreiben bes 
Ra. des I. u. d. P. v. 19. März 1840 u. R. des Juſt. Min. v. 23. März 
0°) (Zuf. Min. Bl. 1840. ©. 128 — 130 u. Min. Bl. d. i. ®. 1840. ©. 
186—117), R. des Min. des J., landwirthſch. Abth. v. 27. Oft. 1842?) (Min. 
pi. 8. 1842. ©. 380.), R. des Min. des I. v. 29. Jan. 1847) (Win. 
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Bl. d. i. 2. 1847. ©. 18), ferner au das 6. R. der Reg. zu Bofen v. 3. Oft 
1833 1) (v. &. Ann. Bd 17. S. 1069). 

4) In vdiefer Beziehung bat der Kompetenzgerichts hof folgende 
Bruntfüge angenommen: 

a) Gegen tie polizeilichen Verfügungen über tie Zeit und Art der 
Räumung ver Wafferabzüge, iſt weder die Beflgflörungdflage, noch de 
Rechtsweg in Betreff der Darauf baftrten Schadensforderungen zuläfflg: ') 

(Erf. v. 23. März 1849, Juſt. Min. Bl. 1819. ©. 265). 

b) Der Rechtsweg gegen eine polizeiliche Anordnung über vie Riw 
mung eined Grabens zur Beſchaffung ver Vorfluth, und in&befontere u. 
den Polizei» Fiskus, ift unzuläffig. *) (Erf. v. 16. April 1853, Inſt. Min. 
1853. ©. 220). 

II. Befondere Beflimmmungen In Betreff der Befugniffe 
der Polizeibehörden. 

A. Befugniß zur Beflfegung von Interimiftifen. 

I) Die interimiftifche Beftfegung wegen ver Mäumnagi- 
pflicht während des Prozeffed vor den ordentlidhen Berichten und Bis 
deren rechtöfräftigen Entſcheidung kann nur von der Regierung 
fen werten. Zeit und Art der Räumung bei feſtſtehender Ber 
bindlichkeit verfügt die Ortspolizeibehdrde. (Bergl. die Grlänt. zu 
8. 6., f. oben S. 591 ff.) 





1) Dies €. R. bemerkte auch, „daß bei den Verhandlungen über ** 
von Interimiſtiken Seitens der Landrathsämter nöthigenfalls ein Oekon 4J— 
Gewerbs-Verſtaäͤndiger, je nachdem das Intereſſe der Bodenkultur ober eine® 

lers oder Gewerbtreibenden in Betracht fommt, zu vernehmen; fobann were u 
der Unterlaffung der beantragten Räumung ein erheblicher Nachtheil zu befürdiän, 
an bie Reg. gutachtlich zu berichten und babei anzuzeigen fei, aus weldgen Gries 
den ber die Räumung verweigernde Grundbefiger Seitens der Boligeibehörbe is 
Anfpruch genommen werde, wer bisher die Räumung vorgenommen babe, cum. 
auf weflen Gebiet fid) ter Graben oder Waflerabzug befinde, wo Gefahr im Bes 
zuge, fönne das Landrathsamt felbft eine interimiftifche Brefügung treffen. 

2) Der Fall betraf zwar die Räumung der Erft nad $. 7. des G. v. & 
Gebr. 1843, welches legtere in der Rheinprovinz nad der B. v. 9. Jan. 1885 
anwendbar ift. Der Entſcheidung liegt indeß ein allgemeines Prinzip zum run, 
Die Klage auf Schüpung im Beſitz und Entfhäbigung für die bei der Räumung 
ausgeworfenen Weidenbäume war mit Rüdfiht auf $. 19. des Reſſort⸗Kegl. 2. 
20. Juli 1818 (v. K. Ann. Bd. 2. ©. 619), fowie $$. 1 u. 4. des ©. v. I. 
Mai 1842 auch vom Friedeunsgericht zurüdgewiefen. 

In einer Schlefifhen Sache, bei der das Sähleffche Vorfluth⸗Ad. v. M 
Dec. 1736 angewendet it, in welder eine Gemeinde Behufs der zwedmißigerm 
Aufriumung des Grabens auch zu deflen Verbreiterung polizeilid angehalten wa, 
ift in den Appell.: Erf, v. 9. Febr. 1837 ebenfalls der Bruntfag angencmmes: 
„daß gegen die von der Kandespolizeibehörde erlaſſene Verfügung, wegen Räumung 
oder Erweiterung eines Grabens, in Beziehung auf die Nothwendigfeit dieſer Is 
ordnung, Feine Berufung auf richterliches — Statt finde." (Koch's 
Arch. Bo. 2. ©. 442). 

3) Dies Erkenntniß führt zugleih aus: 

dag der Streit über die Verpflihtung zur Grabenräumung, unter Andetw 
über die Frage: ob ein Graben als Abzugs- oder Vorfluthgraben beitehen bleiben 
müfle oder, weil derfelbe bisher blos zur Örenzbezeihnung gedient hätte, vom & 
genthiimer zugeworfen werden dürfe? nur im Rechtswege unter den beibeiligien 
Privatparıhrien, nicht gegen den Fiskus ausgemacht werden könne; inzwilden abe 
fei die PBoligeibeherte nah $. 10, ermächtigt, interimiltiih, durch polizeilige Ir 
ordnung die Raumung ohne Verzug auf dem fürzeiten Wege herbeizuführen; dDafüz 
forede au ter $. 5. des G. v. 11. Mai 1542; die obige Angabe des lagen⸗ 
Bed übertieh feinen nah $. 2 a. a. D. zu berückſichtigenden freie 

echtstitel. 
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2) Das R. des Pin. des I. v. 29. Jan. 1847 1) (Min. BL. d. i. 2. 
347. ©. 18. Rr. 25) führt aus, 


daß babei die nothwendige und unerläßlihe VBorausfepung fei, 
Bein fehr wefentlider, die Riumungslait erheblich überwiegender 
achtheil Dadurch abgewendet werben folle, weil außerbem die Polizeibe⸗ 
wbe denjenigen, welcher die Räumung verlangt, lediglich zum Nechtswege über 
r Pröjudizialfrage, ob der in Anſpruch Genommene zur Räumung verpflichtet 
„ ju verweilen babe, 


B. Befugniß zur Verfügung wegen Räumung und Aus» 
autung. 

1) Die näberen Anmelfungen, melde das Vorfluth- Er. v. 6. Juli 
773 wegen Aufedumung der Gräben und natürlichen Wafferabzüge ent⸗ 
elt, find Durch das A. L. R. als aufgehoben zu erachten, und ver 6. 10. 
8 Vorfluth⸗G. v. 15. Nov. 1811 ſtellt ſowohl tie Zeit, als die Art der 
Sumung lediglich dem Ermeſſen ver Bolizeibehörten anheim. 2') 

2) Wegen ver bei Ueberfihmemmungen und Behufs Vorbeugung der⸗ 
Sen zu ergreifenden Maaßregeln beitimmte das MR. ter Min. des I. u. 

B. und für 9. u. ©. v. 4. April 1832 2) (v. K. Ann. Br. 16. ©. 463): 

„daß die Kompetenz der LantessPolizeibehörden zum Einfchreiten dabei, fei es 
m Amtswegen oder auf Antrag einzelner Betheiligter, fih nicht auf die durch 
ezielle gefehlihe Vorſchriften ihrer Beurtheilung überwiefenen Wälle befchränfe, 
udern allgemein begründet fei, auch ohme Unterſchied, ob ein wirklicher Nothitand 
zeit eingetreten, oder nad dem gewöhnlichen Laufe ber Dinge zu beforgen jei, 
die Gewäfler in die Kathegorie der öffentlichen Flüſſe gehörten ober nicht, jedech 

Dabei, fofern das polizeiliche Binjchreiten eine Befchränktung der natürlichen 

it und namentlich des Privateigenthums involvirt, zu berückfichtigen bleibe, 
5 es fi von Abwendung eines erheblichen, dem Staate oder einzelnen Bürgern 

den Schadens handelt und diefes entweder ohne allen Nachtheil für Andere 

Tann, ober der Nachtheil der Reßteren durch den abzuwendenden Schaden 

genſcheinlich und beträchtlich überwogen wird, und dabei ferner auch eine voll 
Inbige Entſchaͤdigung möglich iſt. 

II. Kompetenz der Polizeibehörden in den Bällen des 
7. des Gef. v. 28. Febr. 1843. 

2) Bergl. das R. des Min. des I. v. 29. Ian. 1847 *) (Min. Bl. 
L 8. 1847. 18. Nr. 25.). 

2) Mühlgräben gehören zu ven Privatflüffen, deren Aufraͤumung ter 
Hüler, gleich wie ein anterer Grundbeſitzer verlangen kann. 

Vergl. Tas M. des Min. des I. v. 14. Juni 1847.) (Min. 31. d. 
8. 1847. S. 170, Rr. 220.). 


IV. Koften der auf polizeilihe Anordnung bewirkten 
läumung. ' 


Bergl.: 
Pen. &. des K. Min. des I. v. 12.Nov. 1829. 0) (v. K. Ann. Bd. 13. 
); 


1) Bergl. in Bd. I. S. 847—848. 

2) Das Bubl. der Reg. zu Königsberg v. 8. März 1318 (v. K. Ann. 
d. 2. ©. 145) ordnete an, daß wenigitens einmal im Jahre und zwar zu der⸗ 
hen Zeit, in der Regel kurz vor Iohanni, die Ausfrautung und Räumung ber 
äben vorzunehmen ei. 

3) Bergl. dies R. in v. Roͤnne's Polizeiweſen des Preuß. Staates, Bd. 2. 
EN erel. in 2. 1. 6. 17-848 

) .« 5 . — . 

5) Bergl in Bb. I. ©. 862. 

6) CEbendaſ. S. 1844. 


⸗ 





denfelben zu unterhalten. 

Angenommen von dem Ob. Trib. mittelft Plenarbeſchl. v. 
1844. 2) (uf. Min. Bl. 1844. ©. 199, Min. Bl. d. i ®. 184. 
Entfd. Br. 10. ©. 245, Praj. Samml. ©. 25, Nr. 1425.). 

2) Auch das M. des Min. res I. v. 12. Nov. 1829 8) (». 
Br. 13. ©. 872) bemerkte bereit, daß der 6. 100. A. 2. R. | 
von Kanälen und Gräben rede. 

B. Die Beflimmungen des $. 7. des Gef. v. 2: 
1843 betr. 

1) Die Lüde ter Geſetze bezüglich ter Räumung der Privati 
natürlihen Wafferabzüge) ik jegt tucch ten $. 7. des Gef. über 
nung der Privatflüffe, v. 28. Behr. 1843 (G. ©. 1813. ©. 

erfüllt. 
ef Vergl. in Bd. I. ©. 851. 

2) In Folge des darin aufgeftellten neuen Rechtsſates über 
mungspflicht ift Die im 6. 10. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 
flimmte Kompetenz der Volizeibehörten nunmehr auch auf natärli 
ferabzüge (Privarflüffe und Bäche) und zwar, da das Geſ. v. 
1843 für den ganzen Umfang ter Monarchie ergangen, reſp. Dur: 
v. 9. Jan. 1845 (G. S. 1845. ©. 35) auf die Rheinprovinz auge 
in allen Lanvestheilen der Monarchie, mit Ausfchluß ver Koh 
fhen Lande, außgerehnt. 

3) Dabei tritt nun aber wiederum folgender Unterſchied 
fünftlihen Wafferabzügen (Gräben und Kanälen) und 
lichen Wafferabzügen (Privatflüffen, Bächen und Seen, me 
Abflug haben, $. 1. des ©. v. 28. Behr. 1843) ein: 


1) Bergl. in Bd. I. S. 814—816. 

2) Diefer Plenar-Beſchl. gründet ſich auf den weſentlichen Unten 
landrechtlichen Beitimmungen im $. 99., die Privatflüſſe betr., und im 
bie ©räben und Kanäle betr.. verwirft auch die aus den Werrbäliichen 
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a) Rüdfichtlih der erfteren Bleibt es bei der nicht abgeänderten 
Borfchrift des $. 10. des Vorfluth⸗Geſ., wonach: 

a) bie Poligeibehörbe nur über Zeit und Art der Räumung verfügen 
fann, nachdem in der Regel erſt präjudiziell über die Verpflichtung zur Räumung 
richterlich entfchieben und das Subjekt des durch redhtefräftiges Urtheil Verpflichtes 
en jeſtgeñellt worden iſt, auch 4) nur die Provinzial-Polizeibehoͤrde, und nur 
ia dringenden Nothfällen eine interimijtifche Anordnung wegen ber Grabenräus 
mung treffen barf; 


b) südfichtlich der lezteren — der natürlichen Wafferabzüge — in 
Grmangelung entgegenftehender Brovinzialgefege, Lokal» Statuten, ununters 
brochener Gewohnheiten oder fpezieller Rechislitel 

a) im Allgemeinen jeder Uferbefiger, foweit e8 zum Zwecke ber Befhafs 

sang der Vorfluth nothwendig ift, als ex lege Verpflichteter, von der Orts: 

igeibehörde zur Räumung angehalten werten fann, und fogar 8) bei entſte⸗ 

Sendem Streite über die Verpflichtung, auch vor rechtskräftig entichiedener Sache, 

dech nach interimiftifcher Anordnung der Brovinzial-Bolizeibehörbe (Regierung) 

zenaͤchſt vor dem Uferbefiger (nah Maaßgabe des Beſitzſtandes) derjenige, welcher 

rg den Graben geräumt hat; erſt, wenn hierüber nichts erhellt, tritt interimi: 
der Uferbefiger ein. 

4) Ueber vie Berpflichtung aus fypeziellen Rechtstiteln, Gewohn⸗ 
beiten 2. darf auch in den Bällen des $. 7. des Gef. v. 28. Febr. 1843 
De Polizeibehörde nicht befinden. Die Entſcheidung über vergl. Rechts⸗ 

bat fie vielmehr auch in den Fällen des F. 7. a. a. D. fletö dem 
te zu überlaffen. 

-  Bergl. die RM. des Min. des I. v. 29. Ian. 1847 1) (Min. Bl. d. i. 
8.1847. ©. 18 Rr. 25) und v. 14. Juni 1847?) (a. a. D. ©. 170 Nr. 220). 


»5) Wie der 6. 10. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811 in Betreff 
Des Legitimation zum Antrage und ter Kompetenz der Polizeibehörten, ten 
Nuterhaltungspflichtigen zur Auskrautung oter Raͤumung des Graben 
anzubalten, zwiſchen Müllern over anderen Triebwerföbeflgern, reſp. den 
Miereſſen des Gewerbebetriebes einerfeits, und zwifchen Grundbeſitzern reſp. 
den Jutereſſen der Bodenkultur andererſeits, nicht unterſchieden hat, unter⸗ 
ſheidet in dieſer Beziehung auch nicht der F. 7. des Gef. v. 28. Febr. 1843. 
Aur iſt die Kompetenz ter Polizeibehörten durch ten Zweck „ter Ber 
Maffung der Vorfluth* bedingt und darf über die Nothwendigkeit der Er⸗ 
Mäung dieſes Zwecks nicht hinausgreifen. Demgemäß bemerkt das R. des 
Bin. des I. v. 14. Juni 18473) (Min. BI. d. i. 3. 1847. ©. 170, 
Ar. 220.), 

bag ein Mühlgraben, als fließendes Gewäfler, zu den Privatflüffen im Sinne 
des Gef. v. 28. Febr. 1843 zu rechnen und nad $. 7. a. a. ©. cbenfowohl ein 

Müller, wie jeder andere Grundbefiger, die Vorfluth zu fordern berechtiget fei. 


C. Provinzialrehtlihe Beflimmungen. 

1) Eine Abweichung von der auf Eünftlihe Wafferabzüge befchränften 
Sekimmung des A. 8. R. I. 8. $. 100. begrüntete das Schleſiſche 
Srovinzialrecht, zufolge des Gr. v. 20. Dec. 1776 wegen Räumung ter 
Mäffe 30. (Rorn’s &. Saumml. 1745—1747. ©. 392, Rr. LI), in Ber 
Uadung mit der Schleflfchen Mühlen-D. v. 28. Aug. 1777 (a. a. O. 
&. 15. 6. 278, Nr. CV.). 












4) Berg. in Bd. I. ©. 847—848. 
2» Ghendaf. S. 862— 863. 
3) Bergl. in Bd. I, S. 862—863. 
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2) Das Ob. Trib. hat (in tem Plenarbeſchl. v. 7. Ian. 1850) fe 
genden Necdhtöfat angenommen: 

Das Borfluth s Ed. für Schlefien v. 20. Dec. 1736 if ale PBrovinzialgde 
weder durch das allgemeine Vorfluth⸗Ed. v. 6. Juli 1773, no auch burg die 
Ginführung des A. 8. R. aufgehoben worden. ) (Entſch. Br. 18. E. 532 a 
Bd. 19. ©. 53. Praͤj. Nr. 2173., Juſt. Min. Bl. 1850. ©. 91., Bin. BL ti 
V. 1850. ©. 70. Wr. 84.) 

3) Der IM. Sen. des Ob. Trib. hat unterm 14. März 1830 fil- 
genden Rechtsſatz aufgeftellt: 

Die in dem Schlefifhen Vorfluth⸗Ed. v. 20. Dec. 1746 enthaltenen Beoriäuik 
ten über die Verpflichtung zur Räumung von Bräben und Baächen find ut 
duch das Ed. v. 15. Nov 1811 nicht aufgehoben, und es müflen daher in Säle 
fien Gräben, Bäche und Flüffe, fofern es die Polizeibehörde für er: 
forderlih adtet, von den Grundbefißern, über deren Gründe fü 
Laufen, geräumt werden. (Entf. Bd. 18. ©. 541. Prij. Nr. 2193. a. Br. 

. 448.) 


4) Die Beftimmungen des Schleflfhen Provinzial Nechts wegen ka 
Räumung der Bäche und Flüſſe, beziehen ſich, gleichwie der $. 7. te 
Gef. v. 28. Febr 1843, welcher tie allgemeine sefegline Pflicht pu 
Unterhaltung von natürlichen Wafſſerabzügen überall einführte, nur au 
Privatflüſſe. ?) 

D. Nähere Beflimmung des Begriffs von Privarfläffen 
im Öegenfage zu den Öffentlichen. 

Die Wirkfamkeit des 6. 10. Des Borflutb- Bel. v. 15. Now. 1888 
fowie das Meffortverbälmiß ter Polizeibehörten nad viefem F., wid 
weſentlich durch Ten Begriffdunterfchied von Privat» und von 
Flüffen beſtimmt. Derfelbe ift einestheild in demjenigen Theile der RAhein 
provinz, in welchen der Code civil gilt, anterntheild in Neu-Vorpemmen 
und Rügen, wie im rechtsrheiniſchen Theile des Reg.» Ber Koblenz (tm 
vormald Naffanifchen Lantestbeilen und Wetzlar nebfl Gebiet), we tel 
gemeine — Deutfche und Roͤmiſche — Recht gilt, und wieterum in ke 
übrigen Theilen der Monarchie, einſchließlich Ter beiden rechtsrheiniſche 
Kıeife Need und Duisburg, wo das A.L. R. Gefegedftaft bat, eim we 
ſchiedener. 

AA, Begriff des A. L. R. 

1) Das A. L. R. (welches im Weſentlichen dem Longobardiſche 
Lehnrechte) folgte), giebt zwar feine ausdrückliche Definition von einen 
öffentlichen Fluſſe, hingegen eine nähere Bezeichnung von öffentlichen wu 
Privat» Flüffen durch vie Beſtimmung über tie Natur der Nupungen de 
erfteren, welche ed zu ven Negalien rechnet. Demgemäß und namentii 
nach $$. 33. ff. A. 2. R. IL 15. werden als öffentliche Flüͤfſe foldye be 





— — 


1) Früher Hatte das Ob.-Trib. die entgegengeſetzte Anſicht came 
(PBräjub. des II. Sen. v. 10. Jan. 1840. Nr. 798., Praͤjud⸗Samml. S. 29%, ı 
Erk. v. 30. Sept. 1842 in Koh 8 Schleſ. Arch. Bd. 5. &. 131). 

.. DD BürObers und Nieder⸗-Schleſien und die Graffgaft @Iap beim 
über bie Rechts⸗ und VerpflihtungssVerhälmiffe in Bezug auf öffentlihe Errim 
befonders wegen ber Ober, bie Ufers, Heges und Ward⸗O. ». 12. Seyt. 176 
und publicirt Dur das Cirk. v. 28. Oft. u. 7.Nov. 1763 (Koru’s Br.:Camul 
Bd. 7. S. 40.) und abgeändert durd die KR. O. v. 24. April und 32. Juni 189) 
welhe duch das Publif. des Oberpräfidenten von Schleſien v. 27. Juni 18M 
(Scälef. Amtsbl. 1832) mitgeteilt it. (Bergl. Wentzel's Schleſ. Brov.: Rt 
. 86. ©. 22. u. Motive ©. 213., ingl. &. 482. ff.; ferner den revid. Grete. dei 
Prov.:Rehte für Schlefien Th. 1. $. 157. sg. ©. 42. ff. u. Motive ©, 128). 
3) Bergl. Feud. Lib. 2. 56. 
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kkachtet, welche von Natur ſchiffbar find. (Vergl. das Erf. des Reviſ.⸗Kolleg. 
fr 2. 8. S. v. 2. Sept. 1851, in deſſen Zeitfchr. Br. 4. ©. 347). 

2) Fluͤſſe, welche auch nur theilmeife von Natur ſchiffbar find, find 
dach in ihrer ganzen Austehnung als öffentliche Klüffe (Ströme) im Sinne 
ver 65 38. u. 39. Zit. 15. Th. 11. A. &, M. anzufeben. 

Angenommen von tem III. Sen. des Ob. Trib. per sent. v. 
22. Nov. 1850 (Entfch. Sb. 20. ©. 538, Präj. Nr. 2252.). 

8) Wenn ein früheres Privatgewäffer bisher nur auf einer beſtimm⸗ 
ven Strecke ſchiffbar gemacht worten ift, fo hört der übrige nicht fchiffbar 
gemachte Theil deffelben deshalb nicht auf, Privatgemwäffer zu fein. 

Angenommen von demfelben Gerichtöhofe per sent v. 13. Dec. 1849. 
(Entf. Br. 15. ©. 529, Präj. Nr. 2162.). 

Bergl. dagegen Dr. Sommer's Kritik im Arnsb. Ar. Bd. 15. 
©. 666—667. 

4) Im Gegenfage zu ten Öffentlichen Flüſſen werten nah $. 1. des 
®. v. 28. Febr. 1843 Quellen, Bäche over Bließe, fowie Seen, welche 
einen Abflug haben, unter Privatflüffen begriffen. ') 

5) Ein Privatfluß ($. 99. A. 8. R. I. 8.) iſt durch ein beflinnmtes 
ebgegrenztes Bett beringt. 

So erfannt von tem III. Sen. des Ob. Trib. unterm 19. Der. 
1851 (Striethorſt's Arch. Br. 4. ©. 211, Nr. 45.). 

BB. Nach dem Code civil. 

Der Art. 538. de8 Code civil bezeichnet ala Zubehörungen des 

genthums Ylüffe und antere Gemäffer, welche fchiffbar oder 
fagse: find. ‘ 

CC. Nah dem gemeinen Ned. 

- N Das Römifhe Recht zählt zu ten öffentlichen Bewäffern tie 
a perennia, welche in ter Regel, im Sommer, mie im Winter, 
Prhmentes Waffer haben, und knüpft außertem den unterfcheitenten Bes 
des Fluſſes im Gegenfage zu einem Bach an die größere Bedeutend⸗ 
des erfleren und das Urtheil der Umwohner (Lib. XLIN. vis. 12. Dig. 
83. in Berbindung mit $. 1. L. 1.): im Begriff ter öffentlichen Blüffe 
Fb daher fowohl fchiffbare als nicht fchiffbare enthalten. (Dig. 1. c. tit. 
x. L. 1. 8. 2.) ? 
den 


2) Darüber jedoch, wieweit ter Begriff des Romiſchen Rechtes in 
dem gemeinen Mecht unterworfenen Landestheilen ſich dem des X. 
&R., reſp. des Kongobartifchen Lehnrechts, mehr oder weniger nähert 
uud wiefern einzelne flumina perennia dennoch als Privarfläffe zu bes 


GERD —— — — RA am 





1) In ter Abhandlung von Boele in Dr. Sommer’ 6 Arnsberg. Arch. Bd. 
2 ©. 627 ff. werben unterfchieden: a) öffentlihe Blüffe im engeren Sinne, d. h. 
ſelche, die von Natur ſchiffbar find, b) gemeinfhaftlihe Flüſſe, Aumina communia 
nicht eingefchloffene Privatgewäfler), c) Privatflüffe im engeren Verſtande (ges 
ene Dewäfler — 88. 176—192. A.L.R. 1. 9. u. vergl. SS. 267. ff. dal.), 
weuon Bauptfählich nur in Betreff des Fiſchereirechts und folder Mugungen beſon⸗ 
dere Folgen abhängen, welche Gegenſtand eines ausſchließlichen Befiges und Bigens 
fein Tonnen, was beim fliegenden Wafler nicht zutrifft. Vergl. auch Denk⸗ 

ft v. Dt. 1642 in Nr. 303. der Allg. Preuß. Staatszeitung von 1812. 
. 2) Deral auch Lette, die Gefepgebung über Benugung der Privatflüfle 
6 15, den Auflag in der Jur. Zeit. 1832 über die Mechte der Ufereigenthümer 
den Brivatgewäflern ©. 804 ff., 920 ff. u. 968 ff.; Boele Beitrag zur Lehre 
om Waflerreht in Sommer'6 Arnsberg. Arh. Bd. 2. ©. 627 ſſ.; desgl. 
Doele, Aufſaß und Rechtéfall ebend. Bd. 10. ©. 621 und Bd. 12. ©. 61 fi; 
Frelt, Beitrag zur Lehre über das Waſſerrecht, a. a. O. Bd. 12. 
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sefp. infowelt fie vertieft und verbreitert (66. 113—116. a. a. O. 

2) Auf dergl. Borfluthögräben findet tie Beflimmung bei 
a. a. O., wonach in der Regel jeder die über fein Eigentum 
Gräben und Kanäle auf feine eigenen Koflen zu unterhalten 
den ift, Eeine Anwendung. !) 

3) Die Klage eines unterhalb belegenen Beflgers auf Räume: 
fein unterhalb belegenes Grundſtück durchſchneidenden Grabens 
oberhalb belegenen Nachbarn iſt unſtatthaft. 

Angenommen von dem Ob. Trib. per sent. v. 13. M 
(Rechtefälle des Ob. Trib. Br. 4. ©. 85). 

4) Das M. der K. Min. d. F. und des I. v. 29. New, 
(Min. BI. d. i. V. 1842. ©. 428) bemerkt, daß (da es fich in dem 
Balle von der Aufräumung eines öffentlichen Bluffes, mithin eine 
vorhandenen Wafferabzuge® handelte) bei einer auf $. 10 
deten Provofation auf Einleitung eines polizeil. Verfahrens w. 
währung von Vorfluth, die Vorfchriften der 66. 106. ff. und 1! 
2. 1. 8, Feine Anwendung fänven. 


IV. 


Ergänzung des F. 10. des Vorfluth-Geſ. v. 15. Nor 
durch den $. 73. der Feldpolizei-Ordn. v. 1. Nov. 1 


1) Die Feldpolizei⸗O. a. a. DO. beſtimmt: 

dag überall, wo ein Bedürfniß obwaltet, wegen Räumung und Inf 
von PBrivatflüffen und Gräben; und zu dem Ende wegen Belle 
Schaurichtern und der denfelben beizulegenden Auffihtes und StrafsBefu 
fondere Ordnungen oder Statuten abzufaflen, dies unter Befätigung der 
verbindlicher Kraft gefchehen könne. 

In Betreff des Erlaffes folder Ordnungen ı 

Kompetenzen Dazu iſt zu bemerfen ®): 


Berfiuthe@efep v. 15. Nov. 1811. ($$. 10—14) 603 


a) Durch das G. M. des Min. für Iandw. Ang. v. 9. Sept. 1850 
Bis. Bi. d. i. 8. 1850. ©. 277 ff.) wurde fämmtl. Meg. das Schema eines 
sf Grund des ©. 11. des ©. v. 11. März 1850 über die Polizeiverwal⸗ 
ung zu erlaffenden Polizei⸗Reglements über Raͤumung und Inftandhaltung 
er Eleinen Ylüffe und Gräben zur Berüdfichtigung mitgetheilt. 

b) Durch das G. R. deffelben Min. v. 13. Mai 1850 (Min. Bl. 
.& 8. 1850. ©. 213) ift beſtimmt, wie, gemäß tes Geſ. v. 11. März 

Aber die Polizeiverwaltung, tie Meglements wegen Räumung der 
‚ Bäche und Bräben zu behanteln feien, namentlih, daß es vabei 
Genehmigung des Min. Fünftig nicht mehr bedürfen folle, vielmehr 
ee Erlaß reſp. die Veftätigung für mehrere Gemeinden oder für den gan⸗ 
ns Steg. Bez von der Reg. auszugeben habe. ') 

e) Endlich iſt zur Begegnung mehrfacher Bedenken der Gerichtshoͤfe, 
R Betreff der mangelnden Mimirtung des Bezirksraths bei landwirth⸗ 
heftlichen Reglements, durch das C. R. der Min. des J., d. F. u. für 
uud. Ang. v. 18. März 1852 (Min. Bl. d. i. B. 1852. ©. 84, Nr. 70) 
efimmt worten, 

daß Die Ausübung ber im g. 9. Nr. 2. und $. 13. des G. v. 11. März 
850 über Gegenſtaͤnde der landwirthſchaftl. Polizei dem Bezirksrathe überwiefenen 
Befugnifie, in Betzeff der Aufhebung und des Grlaffes von polizeil. Verordnungen, 
mwPatt den Regierungen, Binfort, bis zur definitiven Drganifation ber Bezirkes und 
Desw.s Behörden, ven beflehenden Gen.⸗Kommiſſionen und reſp. den landwirthſchafil. 
Di. der Reg. übertragen werde, — für die Regierungen ber Rheinprovinz der 
Beu.sRom. zu Münfter, und fir den Meg. Bez. Danzig ber landwirthſchaftl. Abth. 
ww eg. zu Marienwerber. Nach diefem Grundfage folle in Zufunft verfahren, 
ben bisher erlaffenen landwirthfchaftlicden Polizei s Verordnungen en 


i& die anderweite Zuftimmung der Gen. Kom. und refp. landwirthſcha 
| 5. erteilt werben. ?) 


Dritter Titel. 


Erweiterung der Vorfluthsrechte im Intereffe der allgemei«- 
nen Landesfultur (oder Schifffahrt). 


($$. 11—14. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811). 


I, 
Allgemeine Bemerkungen. 


1) Die 66. 11—14. enthalten die materiellen Abänderungen der betr. 
Behimmungen des U. 2. R. (86. 102. ff. Tit. 8. Th. L). Infowelt ver 


— — — m. - 


1) Das R. des Min. des I. u. für landw. Ang. v. 13. Juli 1850 (Min. 
BL d. i. V. 1850. ©. 213.) bemerkt dazu, daß die im $. 73. der Feld⸗Pol. O. 
1 1. Rov. 1847 gedachten Bachſchau-Reglements nicht mehr in den Bormen ber 
B. 25. u. 73. der Beld-PBoL D., fondern in denen des Geſ. v. 11. März 1850 
u erlaffen ſeien. 
+ 2) Diefe dur das G. MR. v. 13. Mir; 1852 angeordnete Kompetenz ber 
nBeinanderfegungssBehörben fchließt ſich zweckmäßig an den II. Abſchn. der Gem. 
RD. v. 7. Iuni 1821, betr. die Einſchraͤnkung und beffere Ordnung ber ge: 
einfegaftih benutzten Grundftüde, und namentlid an $. 173. Nr. 8. a. a. D. 
wouad die Auseinanderfegungs:Behörben in dem dort angeordneten Berfahren 
darüber Feſtſeung zu treffen haben, „ob Bewaͤſſerungs⸗ und Abwäfferungss 
angelegt werden follen“, wie an den $. 171. Nr. 2. B. v. 20. Juni 
7 (8. S. 1817. ©. 190.), wonach wegen der Bräben zur Ent⸗ und Bewäfles 
mg der Grunbflüde. au nad bewirkter Husführung ber Auseinanberfegung no 










604 Don dem Schuge u. der Befoͤrderung ter Landesfultue Waffernät 


leihen fie, im Intereffe der Befoͤrderung der allgemeinen Landeskultur, aub 
den einzelnen Orundbeflgern und Privaten neue ausgedehntere Befug- 
niffe zur Nugbarmachung ihres Privateigenthums, theils den Gtaubere« 
tigten, theils anveren Grundbeſitzern oder Nugungdberechtigten (auf Yifcherei, 
Rohrſchnitt, Schilf sc.) gegenüber. In ten FF. 11., 12., 13. w. 14. bes 
suben tie neuen materiellen Rechtsbeſtimmungen, welde fat 
Bublikfation des A. & R. zuerft im Vorfluth-Gefeg, dem Preuß. Waffen 
rechte hinzutraten, wogegen ſich ſelbſt tie 66. 1 — 9. betr. vie 

fegung, im Wefentlichen nur mit der Megelung der Waſſerſtande⸗ 
verhältniffe zwiſchen Stauberechtigten und Grundbeflgern im Im 

der Bodenkultur befchäftigen, während die an die 66. 11 — 14. fi uw 
fchließenten FF. 15 — 34. die formellen, prozeffualifchen Vorſchriften übe 
das Verfahren zur Meallfirung der materiellen Nechtöbeflimmungen ter 
66. 11—14. aufflellen. 

2) Die SG. 11 — 12. gehen ebenfowohl auf Privarfläffe, wie auf 
dffentlihe Ströme. Denn neben dem Intereffe ter Bodenkultur fol 
auch das der Schifffahrt berüdfichtigt werten. Die 66. 11. und 12. fiu« 
den mitbin auch Anwendung auf fchiffbare Gewäffer, alfo auf foldge, ve 
eine Eigenfchaft haben, welche fe, nach F. 33. A. L. R. II. 15., als Bifeme 
liche, refp. als Megalien des Staats charafterifizt. (Bergl. das BR. ker Ris. 
d. F. u. des I. v. 29. Nov. 1842 ') Min. d. i. B. 1842. ©. 423, — ui ie 
Ert. Kompetenzgerichtshofes v. 22. Mai 1882. — Juſt. Din. BI. 185% 






©. 252). 

3) Bei der Ausführung ver 66 11. u. 12., welche im Begenfake p 
$$. 13. u. 14. von ter Entfernung Fünftlicher Hinderniffe der Beoriutf 
(Mühlen und anterer Stauanlagen) handeln, fleben tie provocirenden 
Srundbefiger ten Stauberechtigten, bingegen bei Ausführung ter Belkin 
mungen der 6%. 13. u. 14. in der Hegel anderen Grundbeſitzern gegen 
über; wenigſtens ift in dieſen Fällen tie Betheiligung von Stauungsbertth⸗ 
tigten als Provokaten Feine notbmendige Vorausfegung, wie in ten Fällen 
der $6. 11. u. 12.; hingegen Eönnen ifchereiberechtigte in beiden Ballen 
intereſſiren. 





II. 
Beſeitigung der künſtlichen Hinderniſſe des Wafferabfiuffes 
($$. 11. u. 12. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811). 


A. Zum $. 11. j 

1) Der $. 11. geftattet im Intereffe der Lantes-Kultur (oder auch ! 
Schifffahrt) tie gänzliche oder theilmeife Wiererherftelung des freien Zul } 
und Abfluffes der Gemäffer, fobalt folgente Boraudfegungen obwaltn: |. 
a) ein aus biefer Wicberheritellung entitehender offenbar überwiegenber Verhel 
für die Bodenkultur und die Schifffahrt ?); _ 


eine Nachverhandlung vor der Theilungsbehörbe ſtattfiudet (Bergi. au das & 
des Min. für landw. Ang. v. 25. Juni 1552 und tas Schreiben des Bm. Ab “ 
leg. v. 12. Nov. 1852 — Zeitfhr. deffelben Br. 5. S 323. u. Br. 6. E. IE : 
— f. unten zum $. 15., desgl. die Erläut. zum $. 25. der Feld⸗P. O. v. 1. Re 
1847, f. unten). 

1) Vergl. in Bd. I. S. 844—846. 

2) Auch die Ausführung neuer oder die Bervollländigung vorhandener Be 
wäafferungs>Ginridtungen if, wenn gegen Andere tie Ginräumung der WM : 
Ginfhränfung von Cigenthumsrechten beantragt wird, na $$. 24. u. I. 16 
v. 28. Febr. 1843 von der Feſtſtellung des Brafjudizialpuntte wi. 
ein überwiegendes LandeskultursIntereffe obwalte. Nur bei Ei 
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b) baß dem Mühlenbefiger und reſp. Stauberechtigten eine vollftändige 
Entſchädigung gewährt werden fönne. 


2) Zu der vollfländigen Entfchädigung, welche dem Triebwerks⸗ 
befiger gewährt merten fol, gehört nach Analogie ver Beflimmungen über 
ven Erſatz ned Preifes im alle eines nothmwentigen Verfaufd (ter Ex⸗ 
prepriation zum Wohle des gemeinen Weſens, F. 4. A. L. R. I. 11.) 
Richt bloß der gemeine, ſondern auch der außerordentliche Werth ($. 9. 
u a. D.); tanach haben fich bei allen Srpropriationen in ten verſchie⸗ 
venen Bällen des Vorfluth⸗-Geſ., vie zur Beflimmung ver Entſchädigung, 
mfolge $. 23., berufenen Schietörichter zu richten. ') 

3) Ueber die Zuläfiigfeit der Provokation, ſowie darüber, ob die Bes 
Vugungen zu 1.a. u b. vorhanten, foll allein tie Brovinzialpolizeibehörde 
(die Regierung) entfcheiden. In Ermangelung näherer Befimmungen über 
a6 Verfahren in den Bällen ver $$. 11. u. 12. (auch 66. 13. u. 14.) 
ir dabei vie Beftimmungen ver $$. 2. u. 15. ff., fomeit fie tarauf 

en, aud bezüglich des Rekurſes ($$. 5. u. 19.), analoge Anwendung 






4) Befugt zur Provokation find diejenigen, welche für die Kultur 
Wer Srundflüde oder für tie Schifffahrt des (ganz oder theilmeife frei 
gebenten) Wafferabfluffes bedürfen. Dies fönnen im Gegenfage zu 
beftgern oder anderen Stauberechtigten, entwerer benachbarte Grund⸗ 
‚ oder die Cigenthümer ter Ströme und fchiffbaren Privarflüffe, mit» 
auch diejenigen Staatöbehörten fein, zu deren Verwaltungs = Meffort 
Blußfchifffehrt gehört. 

Während die Reg.⸗Abth. des Innern, — welcher, nach F. 2. der Reg.⸗ 
v. 23. Oft. 1817 (8. S. 1817. S. 249) u. ter 8.OD. v. 31. Dee. 
225 sab D. 11. 1. (8. ©. 1826. ©. 5), die landwirthſchaftl. Polizei nebft 

ben Landesfultur- Angelegenheiten überwiefen if 2) — vie im $. 11. des 








x 


er 


x 
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Geſetzes in die Rheinprovinz durch bie B. v. 9. Ian. 1845 (®. ©. 1845. 
. 35.) it beflimmt, daß das Intereſſe jchen vorhantener, auf Triebwerfen bes 
bender Anlagen in zweifelhaften Willen über das der Bodenkultur zu flels 
ei. 
1 


) Auch das ©. v. 28. Febr. 1843 über Benutzung der Privatflüfle ꝛc. 
24) verpflichtet zu vollitindiger Entfhäbigung und beſtimmt darüber in ben 
45. u. 47. 

2) Die K. O. v. 10. Sept. 1837 (G. S. 1837. S. 327.) hat in Betreff ber 
az Berbeſſerung ber Vorfluth ter Havel und Spree entfernten ſchädlichen Fiſch⸗ 

e und der dafür gewährten Entfhädigung Beftimmt: „daß bei folhen Wehren, 

e ale Pertinenzien zu Grundituden gehören, die mit Hypotheken und foniligen 
Bealverpflihtungen belaitet find, in Rückſicht auf die Zuzichung der Realintereflens 
ke mach denjenigen Beftimmungen verfahren werben folle, welche in der V. v. 8. Aug. 
832, bezüglih auf die Geltentihädigung für den zum Chauffeebau abgetretenen 
Ieunb und Boden, enthalten find.” 

3) Da ih das C. R. der Min. des J., der F. und der landw. Ang. v. 13. 
Bär; 1852 (Min. BL. d. i. V. 1852. ©. 54. Nr. 70.) bei Subititution der 
Jeneral s Kommilfionen und landwirchfhaftlihen Regierunge:Abtheilungen an bie 
Selle der Bezirks » Rithe nur auf die dDenfelben in dem ©. v. 11. März 
350 über die Polizei: Verwaltung beigelegten legislativen Kompetenzen, zum 
laß von VBerertnungen über Gegenſtände der landwirthichaftl. Bolizei, bezieht, 
e im Borfluth:&. v. 15. Nov. 1511 85. 11. ff. gedachten Beitimmungen aber 
x Mbminifrativsduitiz gehören und in dieſer Bezichung durd bie neuere Geſetz⸗ 
bung nichts geändert ift, fo muß die richterliche Kompetenz ter Regierungen für 
le einzelnen Bälle ter 88. 11-14. ale fortdauernd betrachtet werben, fo einleuch⸗ 
mb zwedmißig es auch erſcheinen dürfte, vielmehr die Entſcheidung in bergl. 
Inzelnen Bällen, in denen «6 fi ſtets um Kollifion und Ausgleichung wichtiger 
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um 
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Die im $. 12. gevachte dritte Beringung, „daß auch der Grget 
ige Iptereffe bei Erhaltung der Mühle Grat „peleifer werben Finn‘, 
Kin E in Müekficht auf die völlige Freſgebung des Mühl 

= Safe, als für Wind- Mühlen, nach $. 38, ver 

v most 5 (©. ©. 1845. ©. 48), und da erfabrungsmäßig fd 

‚gend gi in Bang von Mühlen gezeigt hat, für wegfallen erahiet 

ovofationäbefugniß auf gänzliche Wegräumung von 

——* rift, — nach $. 91. der Ginl. zum U. 8. DM, — 

das Recht in fh, eine durch den Zweck vollftänviger Vorflud 
Stnfchränfung des Mühlenbetriebes zu verlangen. 

9) Unter dem „polizeilichen Ermeffen“, — laut $. 12. it 

Bedingungen definitiv zu befinden hat, iſt auch bier Die 
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eglerumg, als Prov. Polizeibehörde, zu verftehen. (Bergl bie Erläut. 


III. 


itigung der natürlichen Hinderniſſe des Abfluſſes; Ab- 
leitung geſchloſſener Gewäſſer. 


($$. 13. u. 14. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811). 


I) Die 66. 13. u. 14. behandeln das Recht auf Vorfluth in allen 
Allen, in welchen Feine künſtlichen Hinderniſſe des Abfluffes (Mühlen, 
ınlagen) vorhanten find; fie dehnen dies Recht im Intereffe ver 
aEultur über den in ten 66. 102. ff. A. L. R. J. 8. gezogenen, — 
ergleich mit dem Vorfluth⸗Ed. v. 6. Juli 1773, durch das A. L. N. 
jerten — Mechtölreis, in mehrfacher Beziehung aus. Indbefondere 
sch das Wort: „Abwäfferungsgräben" jeder Zweifel darüber abge» 
tem, „daß fich indfünftige die Befugnig auf Gewährung von Vorfluth 
Ziehung von Gräben Behufs Entlarung des Waflerd und Abtrod- 
von Grundſtuͤcken, nicht mehr bloß auf Regen⸗ und wild ablaufendes 
re befchränfe“. 1) 
Denn auch ver $. 15. bezeichnet vielmehr das auf den Ländereien 
ude Waffer als Gegenſtand des Rechts zur Wafferentlatung, und 
Sin hebt ver $. 14. vie Beflimmung des $. 117. U 2. . 
üdlih auf, wonach bisher Niemand zur Ableitung von gefchloffenen 
ewäffern — $. 176. A. L. R. 1. 9. — die Ziehung neuer Sräben 
Se Grundſtücke wider feinen Willen zu geftatten verpflichtet ge⸗ 
‚ Wat. . 
2) Den offenen Abmäflerungsgräben durch fremde Grundſtücke find 
ehr, nach Art. 3. des Gef. v. 11.Mai 1853 (&. ©. 1853. ©. 182), 
die Wafferleitungen unter der Erde in bevedten Kanälen 
in Möhren (Drains) in allen Beziehungen gleich geftellt. *) 


I) Allerdings wies der $.103.0.2.R.1.8. mit den Worten: „dergleichen 
=” auf den $. 1N2. a. a. O. ausdrüdlih zurud, wo nur von dem außer⸗ 
der ordentligen Kanäle und Gräben wild ablaufenden Wafler 
ede ift, und an dieſe $$. reihte fich wiederum der 6. 105. unmittelbar an, 
h: „au in dieſem Kalle” (dem bes $. 102.) der Staat die unterhalb 
ben Rahbarn zur Beitattung der Borfluth anhalten Fann. 
2) Dana würde um fo weniger noch jeßt die Anficht richtig fein (vergl. 
"8 Mecht der Bord. Br. 3. ©. 117), „daß die Seftattung der Borfluth 
Regenwaffer wie die Beſtellung einer nothwendigen Servitut ($. 3— 10. 
AR. 1. 22.) behandelt werden müfle, weil der $. 15. des Vorfluth⸗Ed. woͤrt⸗ 
ur von dem auf den Ländereien itehenden Wafler fprehe, nit vom Regens 
e, und weil auch weiterhin im Vorfluth⸗Ed. die Srodenleghng einer bewäfs 
u Fläche vorausgefept werde.” Ohnehin beficht die Beitimmung und ber 
n» der Drain : Anlagen hauptfählih in der Entladung der im Untergrunde 
ıden Näſſe, in Befreiung bes Bodens von feiner inneren Waflerhaltigkeit. 
fann zwar von unterirbifchen Quellen herrühren, ijt gleichzeitig aber die Wir: 
Des in den Boden eindringenden Negenwaflers und feuchten Niederfchlages aus 
moſphaͤre, wodurch ſich meiftentheils Die unterirdifchen Quellen bilden ober diefelben 
fortdauernd gefpein werben. Vergl. unter Andern 2. Vincent, die Drainage, 
Theorie und Praris. Leipzig 1550. $. 12. ff. 88. 16— 20. Ueberdies 
dat der 5. 15., welder aud gegenitändlih mit dem $. 14. in Verbindung 
und auf die Entletigung der Grundjlüde von jeder Art Fulturfchäblichen 
ers gerichtet iR, in Bezug auf das vermittelnde GBinfchreiten der öffentlichen 
zden nur dem $. 105.5; er fihert dieſem letzteren dadurch erſt feine pra& 
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8) Welche Art von Gräben, ob offene oder verbedte, zum Iwe 
Vorfluth anzulegen find, wird, abgefeben von dem Antrage des Probe 
(nad $. 16. a.) durch das Butachten ter ſachkundigen Kommiffari 
ſtimmt und hängt tavon ab, wie auf die eine oder die antere We 
Zweck ver Vorflurh leichter und beffer erreicht werten Fönne. 

4) Die Zuläffigkeit der Provofation auf Entwäfferung ik aud 
Fällen ter 66. 13—15. an diefelben, beim F. 11. erdrterten Bein, 
gefnüpft. ?) 

Infoweit, als diefe Bebingungen obwalten, bat auch der $. 1 
eine Ausnahme von dem $. 117. A. 2, R. I. 8. nachgegeben. 


Vierter Titel. 


Verfahren bei Vorfluths⸗Regulirungen und Kompetenz: 
hältniffe der verfchiedenen Behörden. 


($5. 15—34. des Vorfluth-Gef. v. 15. Nov. 1811 u. Art. 2. des | 
11. Mai 1853 wegen Biltung von Benoffenfchaften zu Entwäffem 


I. 


Allgemeine Bemerkungen über das Provolations-MDerf 

vor der Negierung und über Bildung von Benoffenfd: 

Zufammenbang des dffentlihen und Privat-Intereffe 
Vorfluthsæfſachen. 


($$. 15. u. 17. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811). 


1) Für die Ausführung von Entmwäfferungsanlagen beftehen je 
verfchtedene Geſetze, meldye von verfchiedenen Voraußfehungen au 
deshalb auch ganz verfchiedene Wege zum Ziel einfchlagen, nänlid: 

a) das Vorfluth⸗G. v. 15. Nov. 1811, welches das Derfie 
einen Prozeß im weiteren Sinne (ähnlich wie die Megulirungen, 
gen und Gemeinheitstheilungen) bebantelt, daher vorausfeht, daf eis 
trag eined oder einzelner Grundbeſttzet auf Herftelung von Entmwäfern 
in ihrem befonderen Intereffe, bei der Landespolizeibehörde angebracht m 
dabei ferner für das von legterer zu leitende Verfahren beftimmte Kg 
und Anweifungen giebt und das Verfahren durch einen Vertrag (Mi 
6. 32.) unter ven Betbeiligten abfchließen läßt; 

b) das ©. v. 11. Mai 1853 (G. 6. 1853. ©. 182) für folde N 
in tenen Entwäfferungdunternehmungen, welche einer ganzen Get 
zu gute fommen, nur durch ein gemeinfames Wirken zu Stande zu 
und fortzuführen find. In diefen Fallen fol eine Entwäfferes 
Genoffenfhaft und zwar auf legislativem Deoe, durch lenkt 
berrlihe Verordnung, mittelft eines landesherrlich vollen 
tuts, — und bloß bei freiwilliger Zuſtimmung aller Bahellg 
unter Genehmigung ded Min. für lantw. Ang, gebiltet weri® 





tifche Ausführbarkeit, daß, während ber $. 105. A. L. N. I. 8. allgemrin ef! 

Staat verweilt, hingegen ber $. 15. des Borfluth s Gef. die Behörde La 

J näher bezeichnet, auf welchem tie Zuſicherung des 8. 105. vealind P 

en foll. 

a Diefelben Bedingungen enthielt im Weſentlichen aud ſchon be gi 
I. 8 


2) Wegen bes Gerichtsſtandes der Ent: und Bewäflerungs:, Deid: ut et 
Melioratione-Genoflenfhaften bezüglich der gegen fie geltend zu madenden 
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Doch fol für Drainanlagen die Biltung folcher Genoffenfchaften 
für jept nur bei freiwilliger Zuflimmung aller Betheiligten flattfinden 


en. 

- 2) Das Vorfluth⸗G. v. 15. Nov. 1811 feßt tie Leltung des Ver⸗ 
fahren® durch tie Regierungen, in ihrer Gigenfdaft als Landespolizei⸗ 
behörten, und einen dies Verfahren provgeirenten Antrag ter Unternehmer 
von Entmäflferungs- Anlagen ald Regel voraus; es bat erheblichere Melio⸗ 
rationé einrichtungen vor Augen, unterfcheitet nicht zwifchen tiefen und den 
kleineren Vorfluthsanlagen, teren Wirkung oft nur einzelne Nachbarn be> 
rührt, und verordnet deshalb im 6. 17. allgemein, 

bag die Unterfuhung: „ch durch Lie beabfichtigte Entwäſſerung nit andere 
Grantbefiger leiten oder ein Nachtheil davon für die Schiffahrt oder öffentliche 
Anlagen zu befergen ſei?“ jelbit für den Wall ſtattfinden müſſe, wenn beide Theile 
über die Ablaffung gütlich einveritanden find. 

3) Nach gegenmärtiger Lage ter Preuß. Vorfluth⸗Geſetzgebung ift indeß 
De Anbringung einer Provofation bei ter Negierung und die amtliche Leis 
tung des Entmäjjerungs- Verfahrens durch tiefe Behörde für dergl. Unter⸗ 
nehmen, foweit fie die Bodenkultur zum Zwed haben, nicht als eine noth» 
wendige Vorausſetzung ver rechtsbeſtaͤndigen Verwirklichung ter Entwäffe- 
sunglanlage zu betrachten. !) 

Daraus folgt, daß wenn die Provofation auf Leitung des Verfahrens - 
wa 56. 16. ff. bei der Megierung unterbleibt, Tiefe nicht mehr, gemäß $. 
16, b., prüfen fann, ob andere Grundbeſttzer darunter leiten, vielmehr die 
Deſchwerden anderer Privaten abzuwarten find, wogegen nur noch aus all⸗ 

en polizeilichen Grünten von der Megierung eingefchritten werden 
wenn entmeder die Entwäfjerung gemeingeführlich zu werten droht 
„wer II. 17. 5. 10.), oder wenn davon Nachtheil für die Schifffahrt 
Ber Bientliche Anlagen zu beforgen if. Den Unternehmern von Gntwifs 
_ Meangtanlagen bleibt anheimgeftellt, fich ihrer Anlagen wegen mit ten 
* ungsberechtigten oder den dadurch betroffenen Grundbeſitzern, ohne Ein⸗ 
* ** Kognition der Regierung, zu vereinigen. 
sin befagt — unter Verweifung auf ten $. 19. des Gef. v. 28. 
z er. 1843, „wonach es einer polizeilichen Erlaubniß zu Bewaͤſſerungs⸗ 
X nicht bedarf“, wie auf die 66. 1. ff. des Prakluſions⸗Geſ. v. 23. 
- 1846 —, daß N. tes Min. für lantw. Ang. v. 6. Aug. 1853 *) 
Mi Bl. d. i. 8. 1853. ©. 16%. Nr. 118.). 
A) Die Eröffnung und Leitung eined Verfahrens nach 66. 16. ff. vor 
x der egierung hängt nicht bloß davon ab, daß der linternehiner von Ente 
Eſerungsanlagen bei ter Vrovinzial- Volizeibehörte austrädlidy darauf 
: x und ed nicht vielmehr vorzieht, ſich privatim, ohne teren Einwir⸗ 

















und Bermittelung, mit tem Staubercchtigten oder dem durch feine 
ur ge betroffenen Grundbeſitzer zu einigen, vielmehr kann tie Provokation 
der Prov.-Polizeibehörbe, wie das Verfahren bei der Meg. und in hö⸗ 


[4 
⸗ 
r 
4 
. 





Neng sanfprüche wegen Grpropriationen oder Beidätigungen, ingl. Beitgitörungen 
SL rt. II. Mr. 3. des Geſ., betr. tie Zuſatze zur B. v. 2. Jan. 1849 über 
i Werogeite Drganifation der Gerichte, v. 26. Amil 1851 (G. ©. 1551. ©. 181.) 
nn 1) Wie gegentheils bei den gutsherrlichzbäuerl. Regulirungen, den Ablöfungen 
: & m.:Sheilun; en wenigiiens ter Mezeß Durch tie geortnete Siaatsbehoͤrde bes 
—F und bei Pier Gelegenheit geprüft werten muß, ob und wicfern_ etwa bei 
in, ebereinfünften unter ten Privaten tie öffentlihen — tie Steurr:, Landeskul⸗ 
Im md ähnliche — Interefien, cbenfo bie Intereſſen der nit zugezogenen Reals 
Bey a tigten und Hypothefengläubiger verlegt und daher noch nachtraͤglich ven ber 
örde, gemäß ihrer Amtepflicht, wahrzunehmen find. 
2) Bergl. in Bd. I. S. 850. 
dande aulter· Geſetg Bdb. II. Abtß. I. a9 
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berer Inftanz bei tem Min. für landw. Ang., felbft die Bildung von Ent 
wäfferungs-Genoffenfchaften durch landesherrl. Verordnung mittelft Status, 
oder unter Genehmigung Ted Min. für landw. Ung., auch dadurch ausge⸗ 
fhloffen fein, daß, unter gemiffen geſetzlichen Vorausiegungen, für einzeln 
Vorfluthsregulitungen die Kompetenz ter Auseinanderſetzungsbehörden un 
ein Verfahren vor ihnen nach Maafgabe der dafür im Auseinanterfegungs 
Meffort beſtehenden V. v. 20. Juni 1817, 7. Juni 1821 u. 30. Juni 18% 


Platz greift. 


ll. 
Kompetenz der Auseinanderfegungs- Behörden zu Vorflurht« 
Regulirungen. 
1) Die Kompetenz der Auseinanderſehzungs⸗Behdrden kann \ 
:a) deshalb eintreten, weil die Entwäflerung Gegenfland oder Theilſtüd bei R 


Hauptgefhäfts iſt, entweder nach Abichn. II. der Gem. Th. D. v. 7. Il ” 
1821 $. 171, $. 173. Nr. 8. oder nah dem $. 97. Abfchn. 1. (vu - 
auch $. 174. Nr. 2. der B. v. 20. Juni 1817), ober 

b) es fann die Vorflutheregulirung mit anderen Geſchaͤften der Gen.⸗ Rome 
fionen und lantw. Reg.:Abth. in einen äußeren Zufammenkange fliehen cd 
von ihnen nad $. 8. in Verbindung mit $. 7. der B. v. 30. Zum 16H 
in Berhandlung genommen werden. 


Wie in den anderen Regulirungen und Gemeinheitötheilungen, weißt 
zum Reſſort ter gerachten Behörden gewiefen find, treten diefe, bezichungde 
weife die landw. Spruch Kollegien und in zweiter, reſp. legter Inſtanz tab 
Mevif. Kolleg. für 2. K. S,, aldtann auch in den von ihnen überuemme 
nen Vorfluths⸗Regulirungen für vie Inftruktion und Entſcheldung «fs 
Streitigfeiten über flreitige Iheilnehmungsrechte (6%. 5. u. 20. des Bew 
fluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811) an die Stelle ver ordentlichen Gerichte Fu 
ihrer Kompetenz gehört Tann die Erörterung und Gntfcheitung alle 
ftreitigen Nechte ohne Ausnahme, wie tie Feftftelung des Entwäflerungk 
plans, der Entfhärigungen und der Beitragsverhältniffe zur Anlage um 
Unterhaltung der Entwäfferungsanftalten. 

Der auf Grund ter VBerhantlungen unter den Intereffenten abgeſchleſ⸗ 
fene, event. in coutumaciam durch ridjterliched Erfenntniß feftgeftelie 
Rezeß vertritt dann tie Stelle eined lanteöherrlidh vollzogenen Ei 
tuts, reſp. einer Genehmigung der freimilligen Uebereinkunft durch Ted 
Min. für landw. Ang. in Bezug auf tie zu Stante gefommenen Gutwif 
ſerungs⸗Genoſſenſchafften. 

2) Tritt eine Vorfluths = Megulirung, nach Maaßgabe des . 
8. der V. v. 30. Juni 1834, mit tem Hauptgeſchaͤfte, einer Gem.⸗Theiluch 


in Verbindung, fo finden auch auf tie Vorfluthsſache nicht bloß vie few 
mellen VBorfchriften der das prozejjualifche Verfahren ter Austinande⸗ 
fegungs = Bebörten beflimmenten Gefege, fontern auch tie übrigen, met * 
materiellen Beſtimmungen dieſer Geſetze Anwendung, ins beſondere wegen de. 
Beitrages ter Intereſſenten ſowohl zu den Koſten tes Verfahrens, ale J— 
denen der Einrichtung und der Unterhaltung der neuen Anlagen. (@mf 
bas Schreiben des Rerif.Kclleg. für & K. ©. v. 12. Nov. 1952 in deſſen 3% 
fehr. Bo. 6. ©. 16—23.) 

3) Das R. des Min. für landw. Ang. v. 25. Juni 1832 1) (Mid — 
d. i. 8. 1552. ©. 172) beſtimmt, — 

dag die Auscinanderſetzungs-Behoͤrden auch nach erfolgter Ausführung an 
Gemeinheitstheilung zwedmaßige Ent: und Bewäſſerungen vermitteln dürfen. 


nn — 


1) Vergl. in Bd. J. E. 626. 
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Vergl. dagegen dad R. res Min. des I. v. 15. März 1845 1) (Min. 
BL d. 1. ®. 1815. ©. 131), wonach die Kompetenz auf tie Vorausſetzung 
vB $. 8. der V. v. 30. Jan. 1834 lediglich zu befchränten ift. 


III. 


Berhandlung der Borflutbsfachen vor der Regierung und 
deren Kommiffarien; verſchiedene Öefchäftd- Akte und Stadien 
des Berfahbrend und Incidentpunfte bei demfelben. 


A. Die verfchtiedenen Gefhäfts- Akte. 

Das auf vie Provofation der Unternehmer von der Prov.-Megterung 
ja verfügente Berfahren zerfällt in folgende Alte und Stadien: 

1) die Ernennung ſachkundiger Kommiffarien, welche an Ort und Stelle 
Ye Borausfegungen für die Zuläffigkeit des Antrages, ferner Die angemef- 
ſenſten Mittel zur Erreichung des Zwecks ter Provofanten, wie die Ein⸗ 
lsfung der Entwäfferung auf die Kultur anderer Grundſtücke, auf Schiff- 
Pie oder Öffentliche Anlagen, zu unterfuchen, auch den Entwäfferungsplan 
" den Modalitäten feiner Ausführung zu projekftiren und mit ihrem 
Gutachten der Megierung vorzulegen haben ($$. 16., 17.); 

2) die Entfeheidung der Prov.»PVoltzeibehörde (Megierung) über vie 
Buläffigkeit der Ablafjung des Waffers, über ten Plan felbft und über die 
Modalitäten, unter denen derfelbe ausgeführt werden foll ($$. 18. u. 21.); 
m 3) Berufung dagegen (Rekurs) an das landw. Min. ($. 19. u. vergl. 

&rläut. zum $. 5.); 

4) nad) Beftflelung Ted Plans, Wahl der Schietsrichter durch die 
—* — und des Obmanns durch die Regierung und Verhandlung der 
richter 

m) über die Ausführung bes von der Regierung feſtgeſtellten Plans im 
0} ) Detail an Ort ni Stelle: i 8 fefigef * 
sp) über Ermittelung, Abſchätzung und Feſtſtellung der Entſchädigungen 
A und ihres Betrages für alle diejenigen, welche Behufs der Ab⸗ und 
A| Bulsitung des Waſſers Grundſtücke oder Rechte abgetreten haben oder fi 
.. die Einfhränfung von Nupungsrechten nah Maaßgabe des Plans haben 
9 geladen laffen müflen; 

e) Bellimmung darüber, von wen und wie bie neu angelegten Abzugsgräben 
zu unterhalten find, unter Feſtſtellung des Veitragsverhältniffes zu den Uns 
terBaltungsfoften.. ($. 22. 23.); 

, 5) die Aufnahme eines vollftäntigen Rezeſſes ſowohl über den ganzen 
San, ale die Mefultate der fchietörichterlichen Derhandlungen in Betreff 
Bellziehung deffelben und der Entſchaͤdigungen, wie der Koftenbeitrags- 
ahälmiffe ($. 32.). 
„ B. Incidentpunfte. 
» Bei viefen Verhandlungen vor der Negierung und ihren Kommiffarien 
mehrfach Inciventpunfte vorfommen, durch deren Grörterung das 
verfahren unterbrochen wird und welche zuvor erft Dusch andere Be⸗ 
erledigt werden müflen. 

a) Bor den ordentlichen Gerichten. 

@3 können bei ten Eommiffarifchen Verhandlungen Widerſprüche und 

tungen, entweder gegen die Zuläfftgkeit der Ablaffung des Waffers, 
ader gegen die beim Gntmäfferungsplan anzunehmente Höhe Ted Waſſer⸗ 
Bandes, oder gegen tie Ast und Meife der Ausführung des beantragten 
wider projektirten Entwaͤſſerungsplans hervortreten, welche auf fpesielle 






1) Ebendaf. ©. 627. 
au * 
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MRechtstitel (Verträge, Verleihung ober rechtsver jaͤhrten Beflg) gegi 
werten. Steitigfeiten über tergl. Mechte, welche die Betheili 
ur Ausgleichung flellen, und deren Umfang find alttann I 
—* präjutiziell vor Entwerfung des Entwaͤſſerungsplans und feine 
dalitäten zur vichterlichen Entſcheidung zu verweifen, felbf wenn fi 
auf den Wafferftand beziehen (vergl. $. 20. in Verbindung mit $ 3. 
In ter Regel kann erft nach rechtöfräftiger Entſcheidung der! 
refp. nach ter definitiven Segung des Merkpfahls, das im $. 16. 
ordnete kommiſſariſche Verfuhren wieder Fortgang haben und der Eı 
ferungsplan nebft feinen Motalitäten, nach 66. 18. u. 24. von ter I 
sung feflgefegt und vollzogen werten (vergl. unten sub D.). 


b) Bor anderen KRommiffarien der Regierung. 


In Betreff des Wafferftantes von Mühlen und anderen Stamaı 
muß auch zuvor das polizeiliche Verfahren wegen Segung des Ref 
durd) Kominiffarien. event. nad $. 5. (am Schluffe) erfolgen, we 
dadurch der Wafferfiand gegen vie provofatifchen Stauberecdhtigten we 
mit die Orundlage für den Plan und vie Ermittelung ihrer Entſchaͤl 
ſtxitt wird. 


c) Bor den Auseinanderſetzungs⸗Behörden. 

Gehören zu vergl. flreitigen Rechten folche, die nach der Gem. 9 
v. 7. Juni 1821 und deren Ergaͤnz. v. 2. März 1850 der Ablöfen 
terliegen, 3. B. zur Nugung von Schilf, Binfen oder Rohr, zur Bi 
oder zur Torfnugung u. f. w., welche bei der Entwäfjerung wegfell 
wird in ter Megel (vergl. $. 4. A. 2. M. 1. 16.) auch veren Abl 
durch Die Auseinanderfegungs-Vehörde vorausgehen müffen. ®) 


C. BZuläffigfeit einer vorzeitigen Ausführung des P 
1) Es entfteht in Beziehung auf diefe Incident- und Präju 
Punkte die Frage: wiefern die Megterung ermächtigt iſt, auch noch v 
sen vechtöfräftigen Erlerigung, mit DBerweifung verfelben ad separ 
die im $. 16. beftimmte Lofalunterfuchung eintreten zu laffen, den Gı 
ferungsplan nebft den Ausführungsmopalitäten nach $. 18. feſtzuſtelle 
das fhietsrichterlihe Verfahren zur Volziehung red Plans und & 
lung ter Entfhärigungen nach $$. 22. ff. anzuordnen? 
Daß dies unter Umftänten zuläfftg fe, fcheint aus F. 26. ber 
eben, indem bier von Rechten die Rede ift, die unter ten Partheien 
Rreitig find, bezüglich deren nur vie ſchiedsrichterliche Keftfegung ' 
der Entfchätigungen, bei Vermeidung der Kaffation des Schiedẽſp 
ausgeſetzt bleiben folle. 
Für die Zuläffigfeit fpricht auch die Analogie ver 66. 131— 19 
DB. v. 20. Juni 1817, melche den Auseinanderſehungs⸗Bebörden eine 
liche Befugniß beilegt, und vie tes $. 53. tes ©. v. 28. Febr. 1843, 
die Benugung ter Privamlüffe zu Bemwäfferungen, welche die Megierum 
mächtige, felbft wenn über ein auf fpeziellen Titeln berubentes 





— — — — HE — 


1) Aehnlich, wie dies im Auseinanderſetzungs-Reſſort die V. v. 20, Juni 
in den $$. 105. und 131., nur mit dem Unterfchiede vorſchreibt, daß nad 
des Ausfuhr.“Geſ. v. 7. Juni 1821 alle dergl. Streitigkeiten ven ein und 
ben (Auseinanderfegungs:) Behörbe im Zujammenhange mit tem Haupmerfi 
inflrnirt und entjchieden werden. 

2) Wie weit in Felge deffen die Nuseinanderfegungs: Behörde tie Borf: 
regulirung felbit vor fich ziehen kann, beitimmt ſich nad ten oben unter U. 
widelten Grundſätzen. 
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peuchörecht ein Prozeß entftanden, 1) dennoch die Ausführung der Anlage 
u geflatten. 

2) In feinem Falle darf jedoch diefe Frmächtigung anders, als unter ders 
Haben Bedingung tes 6. 53. a. a. D. ausgeübt werden, „daß ter Unter 
ehmer ter Entwäflerungsanlage für Schaden und Koſten Kaution leiſtet, 
es Provokat über tie Zulänglichkeit der Kaution vernommen wirt und die 
tegierung beim Wirerfpruch deffelben darüber entfcheitet.“ ' 

"_ D. Beftellung der ſachkundigen Rommiffarten und Ber- 
andlungen derfelben ($. 16.). 

1) Es wird von tem Ermeffen ver Regierung abhängen, einen oder meh⸗ 
me fachverftäntige Kommiffarien aus ihrer Mitte oder aus anderen Beamten 
ver ſachkundigen Eingefefienen zu beftellen und denfelben, wie den Schieds⸗ 
tern nach Befinden eine Gerichtäperfon zur Bührung der Protofolle zu⸗ 
dren zu lafien. 

23) Borm und Mechtöverbindlichkeit der (wenn auch ohne Zuziehung 
mes Michters) aufgenommenen DBerbantlungen beflimmt fich nach ten $$. 
7 — 129.2. ©. O. 1. 10.2) in Verbintung mit 66. 68. ff. tes Anh, 
na. G. O. und ter 8. O. v. 20. Juni 1816. (G. ©. 1816. ©. 203). 

3) Auch muß die Legitimation der Intereffenten beim DBerfahren ge= 
raft und feflgeftellt werden. 

4) Die Susiehung der Intereffenten beim Verfahren darf, ungeachtet 
leſerhalb eine austrädliche Vorfchrift feblt, nicht unterbleiben. Denn die 
m den Kommiffarien vorzunehmenten Verhandlungen follen die Grund 
ge Für die Entſcheidung ber Negierung über vie Zuläffigkelt ter beantrag⸗ 
a Ablaffung res Waflerd, nad Maafgabe ver beim $. 11. erörterten Be⸗ 
gungen, vote über ten Plan und die Motalitäten der Ausführung deſ⸗ 
Wen ($. 21.), Bilden; auch fol bei den Verhandlungen möglichft auf Ei⸗ 
us der Intereffenten und gütliche Zuftantebringung ter Meliorationds 

e hingewirkt werten. ?) 

„ In diefer Beziehung bemerft das R. des Min. des I. für Gew.⸗Ang. 
‚24. April 1837 *) (v. K. Ann. Bd. 21 ©. 399): 

‚daß, wenngleich die Zuzichung der Provofanten eben fo wenig, wie ein fons 
Wiltorifches Verfahren bei der nach $. 16. stattfindenden Lofalunterfuchung aus⸗ 
affich vorgefchrieben iſt, dennoch dieje Zuziehung namentlih aud in der Abficht, 
we gütliche Einigung herbeizuführen, nicht zu unterlaffen ſei. 

E. Zuläſſigkeit des Rechtoweges gegen einzelne im Vor» 
uthsverfahren erlaffene Entfcheidungen der Provinzial-Po» 
geibehörde (Regierung). 

Wegen der Incitentpunfte vergl. tie Erläut. unter B. Dagegen iſt 
er den Konflikt ter Kompetenz von Regierungen und Gerichten bezüglid) 
e Gegenflände ter im Verlaufe des atminiftrativsrichterlichen Verfahrens 
sfommenten Entfcheitungen zu bemerfen: 

1) In Betreff ter Zuläfftgfeit Ted Rechtsweges bei Streitigkeiten über 
stwäfjerungsanlagen unt tie daraus hervorgeheuden Entſchädigungsan⸗ 
cüche hat der Kumpetenz«Gerichtähof per sent. v. 22. Mai 1852 
» Brage: ob, wenn eine Entwäfferung durch Die Verwäaltungsbehörde 
e unzuläffig erachtet worten iſt, alsdann die Betheiligten, je nach ih⸗ 





1) Deal. 8. 23. des Gef. v. 28. Febr. 1843 u. 88. 5. u. 20. des Gef. ©. 
u Roy. 1811. 
2) Der $. 55. der B. v. 20. Juni 1817 ift als lex specialis nicht heranzu⸗ 


hen. 
3) Bergl. Bielig Abhandl. in der kameraliſt. Zeitg. 1838, ©. 322 ff. 
3) Bergl. in Bd. I, ©. 850, 
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ven Mechtöverhäftniffen, Entferädigungdanfpräche gegen einander ober gramm 
Dritte zu machen berechtigt feien? — als zur vichterlicyen Kognirion gerige 
net angefeben und ausgeführt, 

dag der Nichter darüber zu befinden babe, ob Jemanden ein Privatrecht zu 
Gntwäflerung eines Sees zuſtehe; das Verbot dieſer Entwaͤſſerung und ber Is 
ſpruch des Fiskus, den See im Bebürfniß der Schiffahrt zu fauen, fei aber nk 
NRüdfiht auf ſpezielle Rechtstitel ein folher Gingriff in Privateigentgum, für mes 
hen gefeglih Entſchädigung gefordert werden koöͤnne. (Duft. Bin. BI. 1682 
©. 252.) 


2) Dagegen bat verfelbe Gerichtshof per sent. v. 25. Juni 1853 tea 
Rechtsweg für unzuläffig erachtet wegen eines Anfpruch® in Anfehung 
ſolcher Reiftungen, weldye zur Unterhaltung von Enımäfferungsanlagen tn® 
die Landes⸗Polizeibehörde regulirt worden find, weil tie Nepartition ein nit 
aus einem privatrechtlichen Werhälmiß, fontern aus der Befugniß ter Be 
gierung als Landes⸗Polizeibehoͤrde hervorgegangener Akt fei und dieſe Yes 
fugniß auf ausdrücklichen Sanktionen beruhe, welche den Rechteweg aul- 
fließen (N$. 14—23. des Geſ. v. 15. Nov. 1811, 6.2. Mr. 4. ver Ag 
Inftr. v. 23. Oft. 1817, ©. 1. des Geſ. v. 11. Mat 1842). (Jul. Ri 
Bi. 1853. ©. 348.) 


IV. 


Das Geſetz v. 23. Ian. 1846, betr. das für Entwäſſerungt— 
anlagen einzuführende Aufgebots- und Präflufiond-Rer- 
fahren 1) (G. ©. 1846. ©. 26). 


A. Allgemeine Bemerfungen. 

1) Dies Geſetz ſchließt fi ven mit ©. 15. beginnenten Borfchrifien 
über das Verfahren der Regierungen an und ifl ten $$. 19—22. tes Ge. 
v. 28. Behr. 1843 nachgebiltet. Daffelbe, mas nach tiefem Gef. vom 
Aufgebots- und Präfluflond- Verfahren bei Dewäfferungeanlagen gilt, fi 
det auch auf dies Verfahren bei Entwäfferungsanlagen Anwendung. 

2) Der Antrag auf Erlaß eines Aufgebot und ver Präkluforia fegt 
nicht nothwendig voraus, daß ein Hauptverfahren nach F6. 15. ff. beantrag 
fei. Der Unternehiner kann dieſen Antrag gang unterlaffen und fi auf 
den Antrag megen Ted Aufgebots und der Präkluflon befchränfen. 

3) Auch iſt diefer Antrag an fein beſtimmtes Starium des Haze 
verfahrens oder des Unternehmens gebunten. Derfelbe kann ebenfomehl 
vor dem Beginn des Entwäſſerungs⸗Unternehmens, wie im Kaufe bee 
ben oder nach deffen Beendigung angebracht werten (vergl F. 1. M. 
1. des Geſ.). 

B. Erläuterungen zu einzelnen Beflimmungen bes Gr 
ſetzes. 

— AA. Zweck des Geſetzes. 

Das Geſetz iſt auf Sicherung theils gegen Widerſpruchsrechte, the 
gegen Entſchaͤdigungsanſprüche privatrechtliher Natur in mehrfade 
Beziehung gerichtet, und zwar: 

a) gegen foldhe, welche tie Ableitung tes Waſſers, und zwar: 

a) das abzuleitende Wafler ſelbſt (S 1. Nr. 1.a.); 
P) die Veränderung des Feuchtigkeitszuſtandes anderer Gruntilüde (5. 9. Bi 
fen) durch Senkung der Waſſerſtandehöhe ($. I. Ar. 2.); 


y) das zu entwäflernde, den Unternehmern gehörige Terrain ($. $. Rr. 1.6) 
betreffen; 


1) Bergl. in 8b. I. S. 8418549, 
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b) gegen folche, welche mit ver Zuleitung des Waſſers zuſammen⸗ 
Bängen, und zwar: 
a) welde das fremde Terrain, das zur Wafferleitung benutzt und von berfelben 
durchſchnitten wird, oder 
8) die unterhalb liegenden Grunbbefiger betreffen. 


Diefem Zwecke des Geſetzes entfpricht die in ker Bekanntmachung ($. 
8.) enthaltene und durch den Präkuflionsbefcheid ($. 5.) zu realiſtrende 
derung und Verwarnung. 


BB. Birfungen des Nufgebots und der Präflufion. 
1) Die Folgen des Aufgebots und der Präkluflon in Bezug auf jene 
Beihte und Anfprüche find inteß verfchieten. 
a) E6 gebt nur das Widerſpruchsſsrecht gegen die Anlage 
ſelbſt verloren, während teren Ausführung geftchert bleibt 
a) Seitens derjenigen unterhalb belegenen Brundbefiger, denen das Wafler 
ugeleitet wird und welche, was fich oft erft fpäter zeigt, in Folge diefer 
— dadurch leiden, daß ihre Grundſtücke verſumpfen, weil fie ſich des 
Augeleiteten Waſſers nicht wiederum vollitändig entledigen Fönnen ($. 4.), 
8) Seitens Bigenthums: oder Dienitbarfeits-Berecdhtigter, 
an) bezügli des entwäfferten Terrains des Unternehmers — mithin 
auch bezüglich der abgelaffenen Teiche und Seen und wegen ber Fiſche⸗ 
reis, Rohrs und EchiljsBerechtigungen — ($. 1. Nr. 1. b.) 

bb) bezüglih der zu den Wafferleitungen benupten eigenen ober 
fremden Grundſtücke ($. 1. Nr. 1. ce) — Vergl. $. 3. am 
Schluß. — 

In allen viefen Bällen bleibt denjenigen, welche in Bolge der Anlage 
ir Eigenthum oder ihre Rechte eingebüßt, reſp. Nachtheil und Schaden 
erlitten Gaben, dafür der Entfchädigungsanfpruch vorbebalten; wogegen 

b) in den anderen Beziehungen und Fällen nebſt tem Widerfpruchd- 
sechte gegen die Anlage felbft auch ner Entfchätigungsanipruch verloren gebt. 

. Nr. 1. a. u. Nr. 2.) 

2) Der 6. 4. entipricht dem in ten 66. 104. u. 105. A. 2. R. J. 8. 
rg a Prinzip, fowie tem in den 66. 11., 16. b. u. 15. des 

uth» Gef. v. 15. Nov. 1811 enthaltenen Mechtöfage, wonach 

„die Berpflichtung zur Aufnahme des von oberwärts zuauleitenden Waſſers 
im Allgemeinen durch die Moͤglichkeit der Weiterichaffung deſſelben bedingt iſt, bems 

äß der bei der Vorfluth geſuchte Vortheil des einen Grundbeſitzers einem ans 

ren Grundbeſitzer wenigitens nicht zum Nachtheil gereichen und daher ber obers 
halb belegene Brundbefiger fi niemals mit dem Schaden des unteren bereis 
chern darf.“ 

3) Wegen Verjährung ter Entſchädigungsanſprüche ift auf die 
Deil. des 6. 54. U. L. ©. 1. 6. v. 31. März 1838 (G. ©. 1838. ©. 252) 
zu verweilen. 


CC. Weber die Beftimmung im $. 1. Nr. 2. 

Die Präkluſton fol nah Nr. 2. 6. 1. auch diejenigen privatrechtlichen 
Biderfpruchörechte oder Entſchädigungsanſprüche treffen, weldye 
Rattfinnen „in Beziehung auf vie In Folge ter neuen Anlage zu erwar⸗ 
tente oder ſchon eingetretene Senkung des Wafferftantes,* welcher Beſtim⸗ 
mung die laut 6. 3. in vie Befanntmachung aufjunehmente Verwarnung 
entfpricht, 

„baß diejenigen, welche ſich binnen der beitimmten Friſt nicht gemelbet haben, 
ia Betreff der Ableitung des Waſſers und der Davon zu erwartenden ober 
fon eingetretenen Senkung des Wafferitandes, ſowohl ihres Widerſpruchs⸗ 
rechts, als des Anſpruchs auf Entſchadigung verluflig gehen.” +33 


Es muß binfichtlich derer, welche durch das Senken des Wafferflandes 
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und die Ableitung von Seen Nachtheil erleiden, unterfchleden werden, pei⸗ 
ſchen folchen: 

a) welchen aus einem fpeziellen Rechtstitel (vergl. die Erläut. zum $. 5. tee 
Vorfluth-Geſ.) ein wohlerworbenes Recht auf eine gewifle Höhe tes Bai: 
ſerſtandes auftcht, wie 3. B. Waſſer⸗Müllern und anderen Stauungesbrrede 
tigten, auch Bejigern von Dienjtbarfeitsberehtigungen auf Benupung tet 
Maffıre zum Viehtränken, zum Schöpfen u. f. w.; 

b) denen, welchen Fein fpezieller Rechtstitel auf einen beſtimmten Baflerie 
oder die Maffernugung zur Seite ſteht und welche daher nur thatſächtit 
durh den Waflergehalt und Weuchtigfeitszufand benachbarter Gruntkäd 
in Der einen oder anderen Beziehung bisher Vortheil gezogen haben, ;.8 
dadurch, daß zum Getreidebau an fi unnugbare Lüntereien von fchledten 
Bodenbefchaffenheit vermöge der in ihnen zurüdgehaltenen Feuchtigkeit gras 
wüchfig und ale Wiefen nutzbar geweien, während fie biefe Gigeniaf 
durch Trodenlegung der Grundſtücke des Nachbars oder Ablaffıng eie 
Sees auf den Nadhkarlindereien verlieren und dadurch ihrer natürkde 
Beihaffenheit als unfruchtbares Sandland anheimfallen. 


Die Rechte ver erften Art werten, zufolge ter 65. 5., 20. u. 31. tel 
Vorfluth⸗Geſ., als zu berädfichtigente und zu entfhätigente Befugaifı 
anerkannt. Hingegen ift, abgefehen von fpeziellen Mechtstiteln, in Feine 
Art, fei e8 unter tem Geſichtspunkte einer Orundgerechtigfeit des unterhall 
liegenden Grundſtücks gegen Tas obere oder fonft, in ten Geſetzen ein Ar 
fpruch des Beſitzers eines unteren Grundſtücks gegen den Beflger tes she 
zen auf Gemwährleiftung des in feinem (des oberen Beſitzers) Grund wm 
Boden vorhantenen natürlichen Beuchtigfeitszuftantes und WBaffergehalts, ve 
auf Erhaltung eines See's orer einer Quelle anerfannt. Einem folden 
Anfpruche ftebt die gefegliche Verfügungsbefugniß des Cigenthümers (vergl 
65. 1., 9., 12., 13., 26—28, U. 2. R. 1. 8.) unbetingt entgegen. 

Unbedenklich Fonnte daher ſchon früber, ungeachtet der Vorſchrift tel 
$. 117. a. a. O., 3. B. ein nach $. 176. A. 2. R. 1. 9. im Vrivateigen 
thum des Beſitzers der umſchließenden Grundſtücke befintlicher See turd 
Verſenkung des Waſſers mittelſt Bohrlächer, wenn dies thunlich war, ste 
mittelſt Hineinleitung Ted Waſſers in einen Bach innerhalb der eigen 
Grundſtücke vollſtaͤndig abgelaſſen werden, ohne daß dagegen irgend ein 
Nachbar ein Widerſpruchsrecht zuſtand, ſofern letzteres nicht etwa auf einen 
fpeziellen Rechtstitel gegründet werten konnte. Nur zur Ziebung neuer 
Gräben über fremde Gruntflüde mar früher Behufs Ablafung von Zeichen 
die Einwilligung Ted Cigenthümers dieſer Grundſtücke ſtets eiforderlich. 


V. 
Beſtellung und Geſchäfte der Schiedérichter. 
(8§. 23 -33. des Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811.) 


A. Ernennung der Schiedsrichter und des Obmanne. 


1) Wie tie Schietsrichter und ver Obmann ernannt und von wen 
fie gewählt werten, beftimmen vie 66. 22, 27. u. 31. des Vorfluth⸗Geſ. 


2) Es ift zwar beftimmt ($. 27.), daß ter Landrath an Stelle dei 
Stauungäberechtigten den Schiedsrichter zu wählen babe, wenn der Stang 
berechtigte fich ver Wahl verfagt oder viefelbe 4 Wochen nach der Auffer 
derung verzögert. Darüber aber, wie mehrere Provofanten oder mehren 
Provofaten ten gemeinfchaftlihen Scietstichter zu wählen baben, fehlt es 
an näherer Beſtimmung; es {ft deshalb auf tie analogen Vorfchriften tm 
Außeinanderfegungs-Meffort zurückzugehen. 
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B. Gigenfchaften derfelben. 

1) Ueber die Qualifikation der Schiedsrichter beftimmen vie 66. 28. u. 
., wobel ver $. 30. tie zuläffigen Ablehnungsgrünte für die Annahme 
e Wahl und Uebernahme des Gefchäfts angiebt. 

2) Es follen, wie ter 6. 28. beftimmt, zu Schiedsrichtern nur ſach⸗ 
ndige, unbefcholtene und vispofttiondfähige Männer gewählt werten. 
ı fehlt aber auch Darüber an einer näheren Beftimmung, wie es gehalten 
den fol, wenn 3. B. tie Provofaten, veren Intereffe gegen das Zus 
ndefommen ter Entwäflerungdanlage anfämpft, ungeeignete und ganz un⸗ 
ige Perfonen wählen. Für diefen Fall wird analog tie Beftimmung 
) $. 27. anzuwenden und ein geeigneter Schiebörichter durch ten Land» 
5 an ernennen fein. 

) Der Vereidigung der Schiedsrichter iſt im Vorfluth⸗Geſ. nicht ge⸗ 
ht; fie wird event. aber nach Analogie tes $. 9. ver im Auseinanders 
ungs⸗MReſſort geltenten Inftr. v. 12. Oft. 1835 (v. K. Ann. Br. 19. ©, 
d) vor Einleitung des fchiedsrichterlichen Verfahrens anzuordnen fein. 

C. Amtöftellung der Schiedsrichter. 

41) Die Schiedsrichter, einer, der von ten Provofanten, und einer, ber 
a ten Provofaten, dazu ter Obmann, welcher von ter Meg. ernannt 
®, bilden nach $. 23. alle drei zufammen ein gemeinfchaftlicy berathen- 
Jund nad abfoluter Stimmenmehrheit befchließentes Kollegium. !) 

2) Bon deren Entfcheitung fintet nach ©. 24. feine Appellation 
ſt, 2) mithin auch Feine Berufung auf die Meg. und dad landw. Min. 

3) Nach $. 31. follen diejenigen, welche ein befonderes Intereffe zur 
iche haben, 3. B. Berechtigte zur Bifcherei, zur Viehtränke, zum Mobre 
uttt u. f. w., ebenfalls einen Schiedsrichter wählen, tiefer jetoch nach 
32. mit dem Schietörichter ter Gegenpartbei, d. h. des Provofanten, 
d mit dem Obmann, über das getachte Intereffe beſonders verhandeln, 
p. über die Entfhädigung dafür befchließen. 

4) Nach 56. 25. u. 26. follen die Audfprüche ter Schiedsrichter, und 
ar von ter Prov.⸗Reg., nur dann kaſſirt und tie Wahl neuer Schiedé⸗ 
Her veranlaßt werten, menn: 

a) die Schiedsrichter von dem durch die Reg. genehmigten Entwäfferungsplan 
abgewichen, ſonach andere Beitimmungen bei der Reafifirung ter @ntwäflerung 
oder bei Feſtſtellung ber Entfhädigungen ihrem Ausfprucdhe zun Grunde ge 
leat haben, oder 

b) für ſolche Rechte Entfhädigungen ausfeßen, welche noch unter den Partheien 
freitig find. 


Die Kompetenz Beflimmungen des Vorfluth⸗Geſ., als einer lex spe- 
ılis, derogisen im Allgemeinen zwar tenen der A. G. O. 1. 2, 68. 167. 
insbeſondere F. 174. Es müſſen jedoch — zumal in Mädficht auf die 
deutung der in Ten Vorfluthsſachen der ſchiedsrichterlichen Entfcheitung 
terworfenen Bermögendrechte — auch in tiefen Sachen auf die Außs 
üche der Schiedsrichter die Grundfäge des $. 172. a. a. DO. Anwendung 
ben, wonach: 


— —— — — 


1) Nach der Inſtr. v. 12. Of. 1835 tritt dagegen der Obmann erſt ein, wenn bie 
srichter nicht einverflanden find, und haben diefelben nur über einzelne tech⸗ 
ragen zu enticheiden, waͤhrend die Definitiv- Entfcheitung ber Behörde 
2) Rad dem ©. v. 28. Febr. 1843 wird die Entfhädigung auf Grund des 
ens dreier von der Meg. ernannter Taratoren dur ten Beſchluß der 
ee von welchem der Rekurs an das Mevif. s Kolleg. ſtattſindet. 
.ıc ' 
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a) bie Parteien von ihnen gehört werben müflen und offenbar erhebliche That; 
ſachen nicht ganz unerörtert gelaffen werden bürfen, ferner 

b) beim Schietsfprud nicht gegen klar entfcheidende Lanbesgeiege verüche 
werden darf (3. B. nicht gegen bie Rechts-Grundſaͤtze, nad denen die Ent: 
[häidigungen in Vorfluthsſachen zu ermeffen find). 

D. Geſchäfte ver Schiedrichter. 
Dabin gehören nach F6. 21. u. 23, tes Vorfluth⸗Geſ.: 

a) die eng der Sntwäflerung nad dem von ber Regierung genchmig 
ten Blane '); 

b) bie Ausmittelung und Beilimmung bed Betrages ber an bie verfdgichren 
Betheiligten zu gewährenden Entihädigungen ; 

c) bie nähere Beſtimmung über die künftige Unterhaltung ber neuen Batwälle 
zungsgräben mit Mepartition der besiallfigen Beiträge auf bie Gruss 
Ma nah Berhältnig des Vortheils, den ihnen die neue Iulay 
verſchafft. 


VI. 


Koſten des Verfahrens, der Unterhaltung und der neuen Tr 
lage der Entwäfferungsanftalten. 


1) Daß die Koften des Verfahrens, mohin die Diäten tes Zum 
mifferien, tie Gebühren von Zeugen und Sachverfläntigen, fowie vie as 
sen Auslagen und Diäten der Schiedörichter (nach Beflfegung ter Regie 
rung, $. 33.) gehören, — allein von denjenigen, welche die Enrwäßerung 
beantragt haben (ten Provofanten) getragen werden müffen, ohne He 
anziehung Unterer, wenngleich diefen ähnliche Vortheile dadurch zugeflefes 
find, beftimmt der 6. 34. ausdrüdlich. 2) 

2) Auch ift außer Zweifel, daß vie fünftige Unterhaltung ber 
neuen Entmwäfferungdanlagen von den fämmtlihen Brunpbefigers, 
welche daraus für die Extragöverbefferung ihrer Grundſtücke Vortheil de 
ben, nad) Verhältniß dieſes Vortheils zu tragen if. 

Diefer Gruntfag ift fchon im 6. 106. A. L. R. I. 8. enthalten; d 
felbft jind ven neu gezogenen (vertieften over verbreiterten) Oräben tie dar 
über nöthigen Brücken gleichgeftellt ($. 109., 66. 113—116. a. a. DO.) 

3) Kontroverd if} Dagegen, wer tie Koften der neuen Anlagen (is 
Ausführung des Entwäfferungeplane) und die durch venfelben heiheigefüß 
ten Entfchädigungen zu tragen babe? ob nemlich allein der Proovolant a 


— un —— — 0m = 


1) Da die angulegenden Gntwäfferungegräben, ale ein Haupttheil des Plasl, 
fon in diefem ihrer Rage, Breite und Tiefe nach beflimmt fein müſſen, fo wi 
fih das ſchiedsrichterliche Gefchäft der Vollziehung tes Plans auf einzelne, 
er an Ort und Stelle nachzuholende Detailbeitimmungen, 3. B. über die up 
netfte, den verjchiedenen Interefien der einzelnen Theilnehmer anpaffendfe Jet 
wi ber „porzunchmenden Arbeiten, wie des Wegreißens von Staulagen und def 

efchränfen. 

2) a) In dem nad) tem Gef. v. 28, Febr. 1843 angeordneten, bie Benil: 
ferungen betr. Verfahren follen tie Diäten und Reifcfoften der Konmiſſerin 
Sachverſtaͤndigen ıc. nach den Vorſchriften ver 55. 2. 3. tes Megul. v. 25. Il 
1836 feſtgeſetzt werben. 

b) Bergl. R. des Juſt. Min. v. 19. Mai 1852 (3. Min. BL 1852. & 18) 
Dee Hin Portos, Stempel: und Gebührenfreiheit in den Angeleg. wegen ber fir 
zen er. 

c) 8. O. v. 24. Mir, 1539 mit dem C. R. des Fin. Min v. 7. Bu 
1839 wegen der Stempelfreiheis aller Verb, in Entwäͤſſerungs⸗Sachen (RM. HL! 
i. 3. 1830, ©. 151). 
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& antere Grundbeſitzer, bierunter felbft tie Provokaten, foweit fie von 
s Enıwäfferungsanlage Vortheil haben? 

Vergl. hierüber das R. der Min. ter Bin. u. des J. v. 29. Nov. 1842 1) 
in. Bl. d. i. V. 1842. ©. 428). 


1) Bergl. in Bd. 1. ©. 844 fi. 

Der in dieſem BR. entwidelten, bisher in ber Praris der Adminifrativ-Behörs 
ı befolgten Anfıht, fann aus folgenden Gründen nicht beigetreten werben: 

a) Die Berbindung des $. 34. des Vorfluth-Geſ. mit $. 33., welcher letziere 
n den zu erflattenden Auslagen und ben Diäten der Schiedsrichter redet, und bie 
lung des 8. 34. am Schluß des Gef. eraiebt, daß der 8. 34. nur wegen ber 
Ren des Berfahrens (für. Kommiffarien, Schiederihter, Eahverflänbige ıc.) ver 
" und deshalb auf den $. 23., welcher der Unterhaltungsloiten der neum Graͤ⸗ 
ı gedentt, nicht bezogen werden kann. 

b) Der $ 15. beflimmt nur über die Eubftantiirung der Provolation. Dars 
d, „daß der Brovolant bei Anmeldung des Antrages, behufs Binleitung des Vers 
wens, nachzuweiſen hat, wie ex bereite Mittel befigt, um die wahrfcheinlihe Ent⸗ 
äbigung ohne Berzug zu bezahlen”, folgt nur, daß derjenige, welcher ſich zunaͤchß 
DR als Intereffent meldet und ale ein ſolcher darſtellt, der feinen Vortheil Bei 
u Unternehmen verfolgt, der Behörde die Gewähr dagegen bieten foll, daß bie 
u ibr eröffneten Berhandlungen, fofern ber Provofant ſpaͤter außer Stande wäre, 

Hädigen, nicht nußlos find, und nicht, ohme zureihenden Erſatz, blos zur 
Htsverlehung der prevokatiſchen Stauberechtigten oder Grunbbefiger führen. 
e Pflicht des PBrovolanten, die Anlagefoften und Entihädigungen künftig allein 
tragen, ſpricht 8. 15. weder ausdrücklich, noch indireft aus. 

ec) Wenn $. 23. bei Angabe der Bunftionen ber Schiedsrichter nur 
: Repartition der Unterhaltungsfoften und nicht auch der Vertheilung von 
Hagefoften und Entfhäbigungen gedenft, fo ift auch daraus noch nicht zu folgern, 
I dergl. nit and von den übrigen Betheiligten, die bei der Sacht Vortheil 
ben, zu tragen feien. Will man nicht annehmen, daß es Sache der Behörde ges 
fen, die den Plan feitfept, wegen der Anlageloiten und teren Repartition nad 
gemeinen Rechtögrundfügen mitzueriennen, jo fann doch nur zugegeben werten, 
bh ber $. 23. wegen Bertheilung der Anlagefoften cine Lücke enthält. 

4) Diefe Lücke kann indeß nit nad ter Analogie des $. 49. des ©. v. 28. 
bx. 1843 ausgefüllt werden, da die Bewäfferung ſtets auf den ausihlieplihen 
int . Unternehmers und auf die Rulturerhöhung allein feiner Grunditüde 
i tet i . 

Bären bei der Bewäflerung mehrere Brundbefiger gleichzeitig betheiligt, fo 
zben auch bei Bewäflerungen alle Genoſſen der Anlage beitragen müffen. (Bol. 
3. $. 46. Alin. 2. ter Siegenfhen Wieſen-O. v. 28. Oft. 1816). 

e) Da das Vorfluth-Geſ. nicht an die Stelle der Beſtimmungen des A. L. R. 
. 102. ff. I. 8. getreten it, vielmehr dieſe FH. des A. L. R. nur ergänst, refp. 
g Iheilweife abgeändert hat, fo gelten auch die nicht ausdrücklich aufgehobenen 
idrechtlichen Beilimmungen neben bem Vorfluth-Geſ. fort, weshalb letzteres denn 
& aus diefen erläutert unb ergänzt werben muß. 

f) Nach den 55. 106—110. iſt es aber nicht zweifelhaft, dag die Anlagekoften 
bin auch die Sntfhädigungen) von allen, die davon Vortheil Haben, ſelbſt eins 
ließlich des Gigenihümers des fremden Grundftüds, über welches der Graben 
f Antrag des Provofanten gezogen iſt, nad Verhältniß ihres Vortheils getragen 
⁊den müflen. Dies ergiebt die Verbindung ter 68. 106. ff. mit ten 88. 103. 
» 105. Leßtere fprechen fogar ımmer nıır von Einem oberhalb belegenen 
efiger, welcher die Vorfluth verlangt, im Gegenſatz zu dem (alfe mehreren) 
zterhalb liegenden Nachbarn, tie vom Etaate, unter Vorausiepung des 

105., zur Geftattung der Borfluth angehalten werten, und im unmittelbaren 
uchluß daran beſtimmt der $. 106.: tag diejenigen, welde von der Zichun 
res neuen Grabens Nupen haben, zu den Koſten deſſelben gemeintgaltli® 
ützagen follen. Daß aber hierunter alle unterhalb belegene Befitzer, 
ne Rudfiht darauf, ch fie provocirt haben, refp. der Provokation beigetreten 
ıb, oder nicht, veritanden werden, und felbi die Broyolaten, über deren Grund 
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Bildung von Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaften nach Art i 
des Gef. v. 11. Mai 1858. 1) 


(Vergl. oben Tit. IV. ad I. 1. b. ©. 608.) 


1) Darin, daß die Anlagekoſten neuer Entwäfferungseinridztungen un 
die Entfcyädigungen nicht von allen, welche von der Vorfluth Vorthell je 
ben, fondern nur vom Provofanten getragen wurben, lag ein Sa 
weshalb das Vorfluth⸗Geſ. y. 15, Nov. 1811 Feine größere W r 
habt Hat. Ä 

Diefem Uebelftande wird durch das Gef. v. 11. Mai 1853 Geapb 

2) Dem in Folge der Allerh. Ermächtigung v. 16. Bebr. 1853 wi 
Kammern eingebrachten Negier.-Entw. tft von diefen nur der Art. U, 
die Austehnung des Gef. auf die Hohenzollernſchen Lande, binzum eilig 

3) Dem Gefepe liegen im Wefentlichen folgende Motive zum (rm 

Das Bebürfniß einer Reviflon und Umgeftaltung der beſtehenden EB orig 
über Ents und Bewäfferung, in materieller, wie in formeller Hinfiht, im 
fannt und im Werke, aber umfangrei und ſchwierig, weshalb die LT 
Aufgabe noch eine geraume Zeit in Anſpruch nehmen werde. Dan min fg 

er auf bie möglihft raſche Befeitigung von zwei praftifch beſonders fake 
Angeln beſchraͤnken (Bildung von Öntwäferungegenoffenfgaften und Yusırenm 
der beſtehenden Geſetze über Entwäflerung auf Drainage). 

Die Beſtimmungen wegen zwangsweifer Bildung von Genoffenfhoftm, m 
der 88. 56—59. Geſ. v. 28 ehr. 1843 für Bewäflerungsanlagen, und uf. te 
88. 11. ff. Gef. v. 28. Jan. 1848 für Deichanlagen, — Hütten fi bewährt m 
feien noch weit dringender für Sntwäflferungsanlagen. 

Denn während bei Bewäfferungen und Gindeigungen die Unternckam W 
meift in ihrer Hand haben, die Ausdehnung der Wirkfamkeit der auf ihre Ark 
anzulegenden Wafferzuleitungefanäle oder Schutzdeiche zu beftimmen und 
nur auf die Grumditice derjenigen Befſitzer zu Befchränfen, welche fi dem Inn 4° 
nehmen durch Keiltung von Beiträgen angefchloffen haben, femme derjenige, ’ 
den ihm gehörigen Theil eines VBruchs oder einer andern verfumpften läche hf 
Ziehung von Ableitungsgräben ꝛc. entwäffern will, haufig in die Lage, ganz mir 
feinen Willen zugleid den in demfelben Inımtationsgebiet liegenden Gruntäcda 
feiner Nachbarn Die Vertbeile der von ihm allein bezahlten Melioration milymer 
den gu müffen, weil er aus ten eigenen Grunbitüden das Waſſer nicht enfmat 5 
fönne, ohne gleichzeitig daſſelbe auch von den Nachbargrundſtücken abzuleten. “ 
Widerſpruch der Beſitzer derſelben fönne fich fein Verhäftnig oft aber ned (bie 
mer geftalten und er genöthigt werden, von dem erfprießlichen Unternehmen 44 
abzuftehen, wenn die Oertlichfeit des Bruchs fo aeflaltet ift, daß ber Iwed Mi 
Unternehmers auch hinfichtlich feiner eigenen Grundſtücke nur durch eine plannije 
Entwäflerung des ganzen Bruchs und mittelit Durchführung der Hauptakleiup : 
gräben durch die Grunditüce feiner Nachbarn erreicht werden fann. Ueberi WR. 
ſtehe zwifchen Ent- und Bewäfferungen eine nahe innere Berwanbticaft, uf 
die Entwäfferung wenigitens eines größeren Terrains felten zwedmäßig aus 





m. — — - 


und Boben der Graben gezogen worden, beftätigt wiederum ber $. 107. bat 1 
dag berfelbe eine Ausnahme von ter Beitragspfliht des Beſitzers, über bei 
Grund und Boden der Graben gezogen wird, lediglich für einen beitimmten Bd 
Anzuorbnen für nöthig gehalten hat, nämlich für den Fall, daß biefer untl 
1 Pi Befiger von dem über fein Grundſtuͤck gezogenen Graben gar fanm 
theil Hat. 
g) Dabei werden denn auch im $. 107. Anlages und- Unterhaftungeleher 9 
nad gleichem Prinzip zu beurtheilen, nebeneinander geftellt. 

h) Endlich harnoniren damit die allgemeinen Grundſätze wegen ter ce 
Berwendung ($$. 268. 272. 273. 277. A. ER. J. 13.) 

1) Bergl. in Bo. 1. S. 88 $. 
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erben könne, ohne einzelne, fonft vielleicht zu troden werbende Stellen angemef: 
m zu bewäflern. Größere Entwäflerungen, bei denen eine Menge von Grundbe: 
gern und öfter viele Gemeinden betheiligt, jeien ohne Zwang zur Bildung von 
Jenoſſenſchaften erfahrungsmäßig gar nicht zu Stande zu bringen. 

Sodann ift in Betreff ter „Ausdehnung der wegen Anlage von Ente 
dfferungsgräben durch fremde Grundſtücke beftehenden geſetzlichen Vor⸗ 
hriften auf Drains“ in den Motiven bemerkt: 

Dei der fih mehr und mehr verbreitenden wichtigen Meliorations « Art ber 
zainage fomme, wie bei ntwäflerungen mittelit offener Gräben, das Recht bes 
nternehmers in Frage, von feinem unterhalb liegenden Nachbar Gewährung der 
eruth verlangen zu dürfen; die Faſſung der beitchenden Geſetze mache es zwei: 
haft, ob dieſe Borfchriften anf die neueren Drainanlagen, an welde zur Zeit 
x Abfaflung jener Geſetze noch nicht gedacht fei, anwendbar wären. Hingegen 
ſcheine tie Zulaffung eines Zwangs zur Bildung von Benoflenidhaften für Drais 
pe bei der Neuheit und erfahrungsmäßigen Koftbarkeit der Meliorationsart, zur 

noch bedenklich. 


Der Art. 3. ift deshalb auf alle Theile der Monarchie gleich anwend⸗ 
e, indem er die irgendwo beſtehenden gefeßlichen DVorfchriften über 
orfluth Durch Entwäſſerungs gräben auch auf die unterixdifchen Waſſer⸗ 
tengen ausdehnt. ?) 


Zweiter Abſchnitt. 
Provinzial-Geſetze.) 
1. nieder. und Ober⸗Scheſien nebft der Grafſchaft Glatz 


reffend. 
1) Das Vorfluths⸗öEdikt für Schleſien v. 20. Dec. 1746 und 
die Slefiſche Mühlen- Ordnung v. 28. Aug. 1777. 


ergl.: 
a) die Einleit. zu dieſer Abth. sub II. ad I. B. AA. (ſ. oben ©. 


3); . 

b) die Unter⸗Abth. I. viefer Abth. Abfchn. I. Kap. 1., oben ©. 577 
und Kay. 2. sub I. ad D. (f. eben ©. 583). 

Ueber die theilweiſe forttauernte Gültigkeit diefer Provinzlal« Ges 


— —— nn — 


1) Welche Früchte das neue Geſetz tragen wird, liegt hauptſächlich in den 
uden der Verwaltung, welcher das Jeugniß einer energiſchen Wirkſamkeit für 
artige Meliorationen nicht zu verſagen iſt; es hängt aber auch von der Ausles 
g, des auf Gntwäflerungen angewendeten $. 56. des Gef. v. 28. Febr. 1813 
‚ indem nad der Beſtimmung tiefes $. die Bildung von Genoſſenſchaften nad 
halt des Sch. nur da Plag greift, wo tie Vortheile der Melioration einer 
mzen Gegend zu Gute kommen, hierdurch aber die Anwendung des Geſ., bei 
näher Auslegung, für die Yeldmarfen einzelner Gemeinden und noch mehr für 
eine Theile folcher Feldfluren, mithin in den überwiegend zahlreihiten Füllen, 
Denen das Bedürfnig obwaltet, ausgefchloffen bliebe, wihrend die Auseinanders 
unge : Behörden nad $6. 171. und 173. des II. Abjchn. der Sem. Th. O. v. 
Juni 16821 zur Ginrihtung von Ber und Gntwäfferungsanlagen auf dergl. bes 
ränfteren Terrains, in Folge Brovofation eines Viertheils der Intereflenten, nur 
ermädhtigt find, wo die zu ent: oder zu bewäffernden Grundſtücke noch einer 
meinheit oder Servitut unterliegen. 

Pi Der Kommentar befhränft ſich auf die erheblichfien Geſeße einzelner Lan⸗ 

e 123 
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fege vergl. tie Erldut. zum F. 1. und zum $. 10. des Borflnth» Gef. u. 
15. Nov. 1811 (f. oben ©. 584 ff. u. ©. 593 ff. ). 

1. Die Rantestbeile tes linken Rheinufers betreffend. 

1) ©. v. 4. Mat 1803, betr. tie Unterhaltung der Kanäle und nik 
ſchiffbaren Flüſſe, nebft ven Deichen an denfelben. 

2) ©. v. 16. Sept. 1807, betr. die Austrocdnung von Sümpfen x. 

Vergl. vie Einleit. zu viefer Abth. sub U. ad I. B. BB, (f. cn 
S. 573). 

Zu 1. Das zu 1. gedachte Geſetz verweift zusörverfi auf ältere He 
glements oder Ortögebräuche, wo teren Ausführung Schwierigfeiten dar⸗ 
bietet oder wo vergleichen überhaupt fehlen, fol vie Megierung im Weg 
der Verwaltung ein Regulativ feftiegen und in demſelben, wie in den Kot 
tributions-Rollen, den Grundfag fefthalten, daß tie Beiträge zur Unterhal⸗ 
tung, Ausbefferung und Wiederherſtellung auf alle Intereffenten nad Yen 
Maaß und Berhältniß des Vortheils, ten fle davon haben, verthch 
werden. !) 

Zu 2. Dagegen enthält das zu 2. gedachte ©. v. 16. Sept. 1807 
wegen Austrocknung und Entwäfferung ausführlichere und im Wefentliden 
folgenre Beflimmungen: 

Tit. I. Die Regierung ordnet diejenigen Gntwäflerungen an, welde fie fik 
nützlich oder nöthig erachtet. 

Gehören die zu entwäflernden Flächen einem einzigen Cigenthümer ober haben 
fih die mehrerer Gigenthümer zum Geſchäft verbunden, fo Fon lets ihnen fc 
die Konzefiion zur Entwaͤſſerungs⸗Anlage bewilligt werben, fofern fie fi 
ten, biejelbe in der vom Gouvernement beftimmten Zeit und nach Dem von den⸗ 
felben genehmigten Plane auszuführen. 

Anderenfalls, ober wenn die Ausführung unterbleibt oder nicht in ber vorge 
fhriebenen Frift erfolgt, oder eine Vereinigung aller Intereffenten nicht zu Stam 

efommen it, oder wenn fi) unter den Gigenthümern eine ober mehrere Gemeinden 

efinden, fo foll die Konzeſſion denjenigen, weldhe die nach dem Ermeſſen des Gew 
vernements günftigften Bedingungen für die Uebernahme und Ausführung des Ge 
ſchäfte anbieten, bei gleich Sünfligen Bedingungen aber vorzugsweiſe benjeni 
Kommunen ober @inzelnen, weldhe mit ihrem Gigenthum bei der Sache be 
find, ertheilt werden. 

Die Konzeſſionen erfolgen durch Defrete des Staatsrathe auf Grund ber ven 
felben vorgelegten Karten und Pläne, welche legteren auf Koften der Unterneii 
durch die Sffentlihen Baubeamten angefertigt und verifiziert find. 

Titel II. Bei der Ausführung des Unternehmens werden die Cigenthüc 
der zu entwäflernten Klichen turd 3 bis 9 von ber Regierung aus Ike 
Mitte zu ernennende Bevollmächtigte (Syndici) vertreten, 

Zu den Einſchätzungen der Grundflüde in die verfhiedenen Inundationd m 
Donitits: Klaffen, wie zu deren Werthebeilimmung werden trei Sadperfäntig, 
einer von den Syndicis der Gigenthümer, der weite vom Unternehmer unt it 
dritte von der Regierung ernannt. 

Tit. III. IR die Enwäſſerung nit in drei Monaten ausgeführt, fo fa 
den Unternehmern inzwifchen ein verhältnigmäßiger Antheil am erböhten Grireg 
derjenigen Grundſtücke, welche durch das Unternehmen bereits verbeflert find, zuge 
billigt werben. 

Tit. IV. Nah ausgeführter Sntwäflferung werden die Grundſtücke gem 
ihres durch diefelbe gewonnenen neuen Werths und der Kulturart, zu der ke 
ſchickt gemacht find, wiederum ſachverſtaͤndig abgeſchaͤtzt. 

Tit. V. Danach wird ein Plan aufgeſtellt, welcher ſämmtliche Grumbeize 
anime der entwällerten Fläche, wie deren Umfang, deren früheren nnd [pie 

erth, ingl. die Differenz zwiſchen Beiden nebit dem überfchießenden, dur bet 


1) Vergl. auch das Rheiniſche Reffort-Regl. v. 20. Juli 1818 9.2 (u & 
Ann. Bd. 2. ©. 619.) 
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Gutwäßerungsunternehmen gewonnenen Mehrwerth, nachweiſt. Bon diefem letzte⸗ 
ren erhalten die Unternehmer den bei Griheilung der Konzeffion beflimmten Ans 
Geil zu ihrer Entſchädigung in Land oder in einer zum 2öfachen Betrage ablös: 
baren Rente, nah Wahl der Eigenihümer. Für die Rente haften zu ihrer Sicher: 
heit die Grundſtũcke nad) Maaßgabe des gewonnenen Mehrwerthe. 

Kann die Entwäflerung der verfumpftien Grundſtücke wegen Naturhinbernifie 
oder bebarzlicher DOppofition der Bigenthümer nicht bewirkt werden, fo können legs 
re zur Abtretung ber Srundflüde auf Grund der Tare berfelben gezwungen 


Tit. VL VI. VII. IX. enthalten Beitimmungen 1) über bie Unterhaltung der 
muen Anlagen während und nad der Ausführung, ferner 2) über die Beitrages 
pidten eines oder mehrer Departements oder Kreife zu ben Anlage und Unter: 
Sellungsloften von Kanälen, Brüden, Deichen oder anderen öffentlichen Arbeiten, 
von denen fie einen befonderen, der Gegend zu itatten fommenden Nutzen haben, 

3) über die Heranzichung von York oder Bergwerksbeſitzern zu den Koften 
ihnen vortheilhafter Anlagen, wie 4) über bie Ronzeifionsbefugnißg des Staas 
us ruckſichtlich der Staatsgůter. 

Tit. X. verfügt über die Einſezung von Spezial: Kommiffionen, welde bie 
— für einzelne Entwäferungsunternehmen ernennt und welche über 
le dabei vorfommende Streitigkeiten — über Klaffiflfation und Abſchaͤhung der 
Grundküde, die Beitragsverhältniffe zu den Anlagefoften u. f. w. — nur mit 
—— vor die ordentlichen Gerichte gehoͤrigen Cigenthumsfragen — defſini⸗ 

en. 

Zit. XI. verfügt über die Expropriation von Mühlen, Triebwerken und Ge⸗ 
Muben im Interefie und zur Ausführung der öffentlichen Arbeiten, wie wegen der 
Seration und Entſchaͤdigung dafür. 

Zit. XII. behält die näheren Beflimmungen über die Anwendung bes Gef. 
auf die einzelnen Faͤlle und Unternehmuugen den befonderen Reglemente der öffent: 
lichen Berwaltung vor.“ 


.:.. Beiten (oben ad 1. u. 2. gedachten) Befepen tritt das ©. v. 11. 
Mai. 1853 (8. &. 1853. ©. 152) megen zmwangöweifer Biltung von Ge⸗ 
seflenichaften zu Entwäfjerungsanlagen an die Seite, ohne daß jene erſte⸗ 
un Durch dies lehtere aufgehoben oder damit unvereinbar find. 

Nach Iekterem Fönnen tie Berheiligten zu gemeinfamer Anlegung und 
Unterhaltung der Entmäfferungswerfe durch Iandesherrlidhe DB. ver» 
michtet und zu beſonderen Genoffenfchaften vereinigt werden, wenn bie 
Eutwäflerung nur durch ein gemeinfames Wirken zu Stande an 
bringen und fortzuführen ift. In tiefem Yale beſtimmt dad lan⸗ 
deſsherrlich vollzogene Statut den Plan und die gemeinfamen Zmede, 
die Vertheilung der Beiträge und Leiſtungen nach dem Verhaͤltniß des zu 
erwartenden Vortheils, wie die innere Verfaſſung des Verbandes. 


Zweite Unter: AUbtbeilung. 
Die Sefebgebung über Bewäfferungen. 


Literatur. 


A. Das Preuß. Recht betreffend. 


Boele, Beitrag zur Lehre vom Waſſerrecht. (In Dr. Sommer's Arnob. Arch. 
Sd. 2. ©. 627 ff.) 

®., über die Rechte ter Ufereigenthümer von Brivatgewäflern. (In der juriſt. 
Beitung. 1832. ©. 803. 376. 919. 968 ff.) 

Danner, Beitrag zur Lehre vom Wailerreht. (In Dr. Sommer'6 Arnsberg. 
Kr. Br. 8. ©. 282 ff.) 

Oyelt, Beitrag zur Lehre über das Waſſerrecht. (Ebendaſ. Bd. 12. ©. 155 ff.) 
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Lette, die Geſetzgebung über tie Benupung der Privatflüffe zur Bewäſſerunz der 
Grunbftüde Berlin, 1850. 

Auszüge aus den Motiven tes Entw. zu einem Geſetze über Benutzung tes Bels 
ſers der nicht öffentlichen Flüſſe. Berlin, 1840. 

8. v. Wangenheim, die befreite Undine Gin Beitrag zur Kritik bes Geſeh⸗ 
Entwurfs über die Benugung der Privatilüfle (Fragment.) Berlin, 188. 
Dr. 6. Sr. Ferd. Siepe, Beleuchtung der Denkſchrift und des Gefeg-Entwarke 
über Benußung der Peivatflüffe Nebſt Abdrud des Entwurfs und ver Dub 
fhrift. Berlin, 1543. 8. (Bergl. die Recenfion in ter Jur. Wochenſchr. 1868. 

©. 293 fi.) 
B. Fremde Gefehgebung betreffend. 


Loi sur les irrigations v. 29. April 1835. (Im Moniteur universel v. 1. Re 
1835. Nr. 121.) 

Geſetz des Kantons Züri v. 21. März 1836. 

Das unter Franzoͤfiſcher Herrſchaft für bie Lombardei erlaffene Haupt-Reglemmm 6. 
20. April 1804. (Abgedrudt bei Elvers über die Rechte des MBafferlaufe, 
©. 5857. Note 7.) 

WiefensKultur-Befep des Großherzogthums Heften v. 7. Oft. 1830. (Abgederc 
bei Zeller, das WiefensKultur-Gefep ıc. Darmflabt, 1843.) 


C. Allgemeines Recht betreffenn. 
Ener, über das Recht des Waflerlaufs. (In der Themis, neue Felge Li 
4 


Bunte, Ba zum Waflerreht. (Im Archiv für civiliſt. Praxris, Br. IE 


Berken, einige Bemerkungen über bie beim Waflerbau u. f. w. vorkommende 
Rechtofragen. 
Kritze, Benutzung des fließenden Waſſers. Leipzig, 1847. 
D. Das Wafferrecht in der Lombardei und außerdeutſche Juritpu⸗ 
denz betreffend. 
®. D. Romagnofi, Abhandlung vom Waſſerleitungsrechte, nebſt 
aus deſſen Privat: Wafferrehte. Im Auftrage des Preis Min. des J. u. 
P. auszugsweife überfeht von M. Niebuhr Halle, 1 8. 
Rives, de ia propriet® du cours et du lit des riviöres. Farin 1844. 
Daviel, traitö de la l&gislation et de la pratique des cours d’eauz. 
Smith, Italian irrigatioa. V. 1. u. II. London, 1852. 


E. Schriften über Kunftwiefenbau mittelft Bewäſſerung. 


Bincent, der rationelle Wiefenbau. Berlin, 1846. 

Schenk, Wiefenbau. Siegen. 1843. 

Vorländer, die Siegenfhe Kunftwiefe. 

Patzig, der praftiiche Riefelmirth. 1540. 

Brodmann, der Kunftwiefentau. Münfter, 1944. 

Plathner, Umſchaffung der Wiefen duch Bewäflerung. Breslau, 1824. 
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Erſter Abſchnitt. 


Die allgemeine Geſetzgebung über die Benutzung bet 
Privatrlüffe zur Bewäfferung. 


Vorbemerkung. 


Die allgemeine Gefeßgebung über dieſen Gegenſtand if durch fe. 
gende Geſetze regulirt worden: 


— u re TE —— —— — 
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1) das G. v. 28. Febr. 1843 über die Benutzung der Privatfläjfe ?) 
®. ©. 1843. ©. 41 fi), 

2) die ®. v. 9. Jan. 1845, betr. vie Einführung des zu 1. getadı« 
m Se. in dem Bezirk des Appell.⸗Gerichtshofes zu Köln 2) (G. ©. 1845. 


3) das ©. v. 11. Mat 1853, betr. die Einführung des dritten Ab⸗ 
qhaitis des zu 1. gedachten Gef. in den Hobenzollernfchen Lauten, die 
Bildung von Genoflenfchaften zu Entwäfferungsanlagen, und tie Anwen⸗ 

der Vorfluth⸗Geſ. auf unterirdifche Wafferableitungen ?) (G. ©. 1853. 


4) die K. D. v. 1. Dec. 1843 megen Beflimmung terjenigen Regie⸗ 
ung, welche bei Betheiligung mehrerer Meg.» Bezirke das Verfahren in 
Bewäfferungsangelegenbeiten zu leiten bat *) (8. ©. 1844. ©. 43), 

5) die K. O. v. 17. Jan.1844, betr. vie Diäten und Reiſekoſten der 
kreis - Vermittelungs - Rommiffarien und anterer Sachverfläntiger bei Bes 
Wierungsanlagen ®) (9. S. 1844. ©. 61). 


Erſtes Kapitel. 


ühere Rechtögrundfähe, Entftehung und Charakteriſtik des 

zeſetzes v. 28. Febr. 1843; deſſen Verhaͤliniß zu den gel- 

uden allgemeinen, fowie zu den, andere Gegenftände betref- 
fenden Waflernugungsrechten. 


Erfter Titel. 
3eranlaffung und Entfiebung des Gefeges v. 28. Fehr. 1843. 


Romagnofi bemerkt in feinem Wafferleitungsrechte (Ein. ©. III): 


„Beim Deglune eines mehr gefelichaftlichen Betriebes der Landwirtbfchaft machte 
—38 das Bedürfniß einer geſezlichen Regulirung der nachbarlichen Verhaäͤlt⸗ 
Me fühlbar, indeß nicht ſogleich die Nothwendigkeit des Einſchreitens der öffent: 
den Gewalt bei Verwendung des Waſſers. Mit der natürlichen, unaufhaltbaren 
atladung des Waflers verbreitete fih auch deſſen —A Doch ließen große 
dalder und Sümpfe nebſt der Schwierigkeit, die Grundſtücke vom Waſſer frei zu 
alten, viel eher daran denken, wie man das Waſſer entferne, als daran, wie man 
Aches herbeilchaffe. Deahalb wurde es urfprünglich weit mehr als eine Laft, wie 
16 ein Bortheil angefehen, wenn Wafler aus dem Grundflüd eines höher beleges 
en Nachbarn in das eigene Gruntitüd einlief; und anflatt die Waſſerverhaͤltniſſe 
Is ein Syſtem gegenfeitiger Dicenitleiltungen der Grundſtücke anzufchen, wurden 
ie als ein Gyitem von Örundlaften betrachtet. Dies hat fi in neuerer Zeit um: 
wichrt, da die a enupung des Waflers an Stelle einer Lat großentheils eine Wohls 
hat geworden ill. Bei den früheren, wirthſchaftlich nicht vorgeſchrittenen Zuftäns 
en wird das Wafler, abgefehen von der Nothwendigkeit der Vorfluth, nicht durchs 
ins nach allgemeinen Rechtsgrundfigen als ein Vermögensreht und Privats 
Digenthum behandelt. Ein gefeglich anerkanntes Net, ein fremdes Grund⸗ 
Räd witer den Willen des Gigenthümers, gegen angemeflene Entſchädigung, zu 
Durichneiden, um Waſſer zur Bewälferung ober zum &ewerbebetrieb zu leiten, iſt 
eg die Frucht weiter vorgerüdter Zuflände.” 


— — 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 850 fi. 
2) Chbendaſ. S. 858. 

3) Bergl. in Br. J. S. 858—859. 
4) Ebendaſ. ©. 863. 

5) Cbendaſ. ©. 867. 


Saubes-Rultur-Befepg. Bd. 11. Abth. IL Ad 
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Deshalb folgte denn die Gefehgebung zur Befärterung der Bewälle 
zungen ter über Entwäfferung und VBorfluth erft viel fpäter nad. 

Während der Code civil (Buch II. Tir. IV. Kap. 1.) unter ten Dieaf- 
barfeiten, welche au8 der Lage der Orte entftchen, neben der Vorfluth im 
Art. 644.1) ſchon des Rechtes auf Fenugung der Privarfläffe zur Beil 
ferung gedenft, begreift zmar dad U. 2. R. die Nutzungen der Privaril 
unter den Begenflänten des Prioateigenthums (66. 225— 273.4 8, 
1. 9.) fpricht auch (6. 39. ff. A. L. R. I. 15.) von Eigenthümern ie 
Privatflüſſe, ftelt jedoch nur über einzelne Nutzungsrechte, — über ta 
Recht zur Fifcherei, zum Erwerbe von Alluvionen und Infeln und zur As 
lage von Waffermühlen (66. 225. ff., 66. 176. ff. 1. 9. u. 65. 233.7. 
15.), — beftinnmtere Gruntfäge auf, ohne darüber zu entfcheinen, men tel 
Recht zur Nutzung des Elementes felbft, der Maſſe des fließenden Mafferk, 
zuſtehen ſoll; ?) enthält dagegen noch Feine Andeutung über ein Bebraud 
echt zu DBewäfferungen. 

Die früheren allgemeinen und Provinzialrechte, auf welchen tab 4 
2. N. berubte, fanden innerhalb der damals zum Staate gehörigen La— 
deötheile Feine Beftimmungen über ten Waflergebrauch zu Beriefelungen 
vor. Die älteren Dorfd- und Ader-Ortnungen, in weldyen Lantedfulz- 
Borfchriften in großer Zahl gegeben wurten, befchränften ſich vielmehr au 
die Anlegung und Aufräumung von Entmäfferungsgräben und erbote dei 
Blacheröthend in fließenden Gewaͤſſern.») Außerdem tachte man tamel 











1) Es heißt dafelbit: Celui, dont la propriet6 borde une eau courante mit . 
que celle qui est declar&e döpendance du domaine public, peut s’en serwri n 
son passage pour l’irrigation de ses propri&t&s. — Celui dont cette eau lrarem ı 
P’heritage peut möme en user dans l’intervalle, qu'elle y parcourt, nun ih 
charge de la rendre & la sortie de ses fonds ä son cours ordinaire. 

2) Bergl. die Dentichrift über den Gef.:Entw. wegen Benugung ber Brmb 
flüffe in ber Beilage zur allg. Preuß. Staatszeit. Jahrg. 1842. Nr. 313., fame |: 
Boele, Beitrag zur Lehre vom Waflerreht in Dr. Sommer's Ameberg Ih } 
Br. 2. ©. 634 ff., ©. Br. ©., über die Rechte der Ufereigenthümer von Reus 
gemäflern nah der Preuß. Gefeßgebung, in der Jur. Zeit. 1832. ©. Sf. 

rgänz. der Preuß. Rechtsb. II. Ausg. Bd. 5. S. 205— 207. 

Auch in dem Erf. des III. Sen. des Ob.⸗Trib. v. 16. Dec. 1853 (Etrieb [’ 
horſt's Ach. Bd. 3. S. 135 ff.) wird anerfannt (S. 137): „wie das 4 4% 
nirgend ausdrücklich beitimme, daß den Uferbefigern das privative Gigenchum w 
dem Flußbette und Flußwaſſer, foweit der Fluß die Grundſtücke derſelben kerikt, 
zuftehe und daß das Bigenthum der gegenüber liegenden Grundbefitzer ingbejewet 
is in die Witte des Fluſſes reihe. Aus den einzelnen Beitimmungen ber 
88. 225 - 274. A. 2. R. J. 9. und $$. 39 - 45 A. 2. R. I. 15. folge, daß ie 
Eigenthum der Uferbeſitzer am Privatfluſſe in mehrfacher Beziehung beſchramt Mm 
Menngleih der F. 39. A. L. R. II. ı5. von Brivatflüffen fpreche und ein uw 
thum daran anerfenne, fo finde fih doch in Bezug auf das Rechrafubielt. 
welchem das Eigenthum zufteht, nur in Betreff der eingefchloffenen Pins 
gewäfler eine ausdrüdliche Beſtimmung, (vergl. $. 176. A. L. R. I. 9.), wı 
eine ſolche hinfichtlic der nicht eingefchloffenen Privatflüſſe und Bäche fehle. Gap 
hierüber auch den von Boele mitgetheilten Rechtsfall nebſt Nachwort in Dr. Erw 
mer 6 Arnsberg. Arch. Bd. 10 S. 621. insbef. 624 u. 635. 

3) Vergl. Unter:Abth. I., Abſchn. I. Rap. 1. u. 2., oben S. 577 5.26 
582 ff., ferner unter Andern: F. 33. der Fleden:, Dorf: u. Ader:D. v. 16. 3 
1702 (C. C. M. Tom. V. Abth. 3. Cap. I. p. 227. u. Rabe'o Summl &.| 
Abth. 1. ©. 251); ingl. $. 34., $. 33. u. $. 44. der Dorf⸗O. für Rinte x 
v. 7. Sebr. 1755 (N. C. C. Tom. I. p. 739, Rabe's Sammi. Br. I. An ı 
©. 389 ff.), Ed. für Gleve u. Mark v. 7. Dec. 1717 (C. C. M. Tom. IV. A. 
2. Cap. IV. Nr. 10 u. 19. und Skotti Cleve⸗Maͤrkiſche Provinzialgeſ.⸗Seuel. 
Th. U. ©. 924. Nr. 788.) 
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igẽweiſe an die bewegende, nicht an die befruchtende Kraft des Waſ⸗ 
und in erſteret Beziehung nur an deſſen Beſtimmung zum Betriebe 

Mühlen. ') 

Im Bereiche der Gefegeökraft des A. 8%. M. traten der Bes 

ng Ted Wafferfchaged der Privarflüffe zur Bemäfferung bauptfächlich 
Beflimmungen entgegen, nämlid) der F. 99. Tit. 8. Th. 1, wonach: 

in den Privatflüffen zum Nachtheile der Nachbarn und Uferbemohner durch 

ver des Ablaufs derfelben nihts verändert und unternommen wers 

Mr, 

der 6. 246. Tit. 15. Sb. II., wonach: 


einer fon vorhandenen Mühle das zu ihrem Betriebe nöthige Wafler von 
Racdhbarn, durch deren Grundſtücke taffelbe fließt, nicht entzogen werben barf. 


Nach ver erfteren kollidirte das Landeskultur- Intereffe ter Bewäſſe⸗ 
‚ theild mit tem Gemerbsintereffe beftebender Mühlen, theils und noch 
er mit dem in den folgenten 68 102. ff. U. 2. R. 1. 8. ausſchließlich 
ndelten Kulturintereife ter Vorfluth, deren unverfchränfte Erhaltung 
z. 99. vermittelft ter natürlichen Worferabzüge, wie 6. 100. vermittelft 
fünftlichen, zum Zweck batte; nad $. 246. Tit. 15. TH. II. hingegen 
mit tem Oemwerböintereffe ver Waffermühlen, welche ſich jedoch zahle 
an allen fließenten Privatgewällern vorfinden, indem teren Errichtung 
feit8 Durch das Berürfnig, andererſeits durch die eigenthümliche Ent⸗ 
lung des Waſſerrechtes hervorgerufen wurde; denn zufolge defjelben wurden 
8 vie Privatfläjfe felbft, oder meiftentbeild doch Tie zum Mühlenbetriebe 
sten Warferfräfte (tie Dühlengerechtigkeit), als landesherrliche Regalien, 
häufig, vermöge Privilegien oder Territorialgefege, als befontere Vor⸗ 
e und Einnahmequellen rer Patrimonialgerichts⸗ und Butöherrn an« 
ven und behandelt. 2) 

Bei ver Ermeiterung des Staats (in Folge des Wiener Kongreffed 
1815) waren demſelben inzwiſchen einzelne Landestheile hinzugetreien, 
enen, wie namentlich im Fürſtenthume Siegen, unter ter Pflege der 
'an-Oranifchen Verwaltung und Gefeggebung jeit Jahrhunderten eine 
dnete Beriefelung der Wiefentbäler mit der Benugung der bewegenden 
ft der Bäche für zahlreiche Triebwerke Hand in Hand gegangen war; ?) 
egen tie In einzelnen Theilen ter weftlihen Provinzen, befonterd im 
„Bezirk Koblenz; auf ter rechten Mheinfeite, in verfchiedenen Polizei⸗ 
sdnungen (vergl. die Ginleit. zur Abth. I. sub II. ad I. B. sub CC 
ben S. 573 ff.) vorfommenten Beftimmungen über die mit ter Entwäf- 
ng der Wiefen zu verbintente Bemwäflerung von untergeordneter Art 
en. 








1) Vergl. Weiske's Rechtslexikon, Bd. 7. ©. 236 ff. 

2) Dergl. Romagnofi, vom Waflerleitungsreht, überjeßt von Niebuhr, 
6, Cichhorn, Deutfhe Staatss und Rechtsgeſchichte, 2te Auflage $- 307. u. 
H8., fo daß (vergl. $. 455. a. a. D.) die allmählige gänzliche Entziehung des 
Es zur Pifcherei u. zu anderweiten Nußungen der Gewäfler im Mittelalter 
Hauptbefhwerde des Bauernſtandes bildete. Bergl. ferner Bd. I. diefes Wer; 
in der Binl. ©. LVIII. u. B®p. II. Abth. 1. ©. 9165 desgl. Jeitſchr. des Revif. 
leg. Bd. 5. H. 3 ©. 293 ff. wegen der den Patrimonialgerichts⸗ und Gute; 
n in ber Niederlaufig, u. Prifud. Nr. 440. des 11. Sen. des Ob. Trib. v. 
März 1838 (Präjud. Samml. v. 1849. ©. 213.) wegen der denfelben im Her: 
Gum Eadien zuftindigen Befugnig der Konzeffionirung neuer Müblenanlagen. 
gl. auch $$. 230. u. 245. A. 8. R. IL. 15. 

3) Bergl. die Fürſtlich Oranien⸗Naſſauiſche revidirte Wieſen⸗O. v. 18. Dec. 
O im Beisthum der Naffauiichen Gelege Th. UL. ©. 190. 
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Zuerft brachten hierauf tie Provinziallandtage von Schlefien um 
Bommern in den Jahren 1825 und 1829 die Nothwendigfeit eines of 
emeinen Gefeßed zur Sprache, welches der Bewäfferung ter Grundkäd: 
In gleicher Welfe Schuß angedeihen laffe, wie er ver Entmäfferung turh 
das Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811 zu Shell geworden fel. 

Der demnähft von dem Entwurf eines Geſetzes „wegen ber Eimiqh⸗ 
tungen zur Beförderung des Ablauf und zur Anhaltung und Benupung 
der Gewaͤſſer“ abgefonderte Geſ.⸗Entw. über Benugung der Privarfläffe E 
Dewäflerungen wurde den fleben Provinziallandtagen, und im Oft. I 
den vereinigten fländifchen Ausfchüffen, ſodann zur ſchließlichen Ber 
einer Staatsraths⸗Kommiſſton vorgelegt, worauf das unterm 28, Febr. 1 
erlaffene Befeg nach Berathung durch den Üheinifchen Provinztallaudieg 
mittelft V. v. 9. Ian. 1845 auch In die Rheinprovinz eingeführt if. 


Zweiter Titel. 


Grundſatze des Nömifchen, gemeinen, wie des U. 2. Rest⸗ 
In Betreff der Verfügung über Privatflüffe und deren Br 
nugung. 


Erſtes Stück. 
Die materiellen Rechtsbeſtimmungen betreffend. 


I. Das Röomiſche Waflerrecht befchränkte fich Im Mefentlichen uf 
die gefeatiche Anerkennung und Erhaltung ver natürlichen oder bergebrad” 
ten Borfluthöverhältniffe und behandelte dabel vie Bewaͤſſerung meif zu 
infoweit, ald Dadurch die Vorfluth geflört und gehemmt wurde, beide aber 
lediglich unter dem Gefichtöpunfte des Privatrecht, der Achtung der Fig 
thumsrechte und ter ihnen anflebenten Nugungsbefugniffe innerhalb Ye 
durch die vorgefuntenen Zuftänte gebildeten Rechtsgrenzen. Diefem Stan 
punfte des Rechts lagen Einſchraͤnkungen und Erpropriationen des Tiger 
thums und der Nechte des Einen zum Vorthell eines Anderen gegen I 
ſchaͤdigung, im Intereffe des Gemeinweſens, namentlicy ter Förderung de 
Landeskultur, fern. 

Doch Fonnte fich innerhalb dieſes Nechtöftantpunftes die Bewäſſenzz 
ungeachtet des Mangels ausdrüdlicher Borfchriften, — foreit fle einerfrt 
nicht fpäter durch Mühlenanlagen gehemmt und foweit fie andererfeitd dut 
den Kulturforsfchritt und tie Landesſitte begünftigt wurde — freier bene 
gen, als tie Sntwäfferung. \ 

Im Spfleme des Nom. Rechts fam ihr der Umſtand zu flatzen, dej 
jeder, das ganze Jahr hindurch fließente, nicht ganz unbeteutente Irre 
fluß als ein Eigenthum des Staated betrachtet, mithin auf ihn ver Gran 
fag angewandt wurde: communia sunl omnium haec: aer, aqua pr" 
fluens (Dig. I. Tit. VI. L. 2. de divis. rerum), daher jeder, weldyem de 
Möglichkeit ter Benugung des Waſſers durch tie Lage feiner Gruntük 
als Uferbefiger geboten mar und welchem nicht auf fpeziellen Titeln Kr 
bente Rechte Dritter entgegenftanten, infoweit vom vorüberfließenten 
fer Gebrauch machen Fonnte und bei tefien bergebrachter Benugsss 
gefhügt wurde. Nur durfte der natürlidye Lauf des Yluffes durch frit 
Tünftliche Vorrichtungen verändert, Ten Nachbarn die bisherige Benups 
ded Waſſers nicht entzogen und ihnen daſſelbe weder in grögerer Kalt 
noch in anderer Richtung zugeführt werten. (Cod. Tit. XXXIV. de serntt 
et aqua, L. 4. 6. 7. 10. und Dig. Lib. 39. Tit. 3. de aqua et aquae plm® 
arcendae, L. 1. $. 11. $. 13.) 
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II. Der Theorie des Rom. Rechts folgend, erkennt im Allgemeinen 
das gemeine Deutſche Recht als eine Wirkung tes Eigenthums an dem 
Uferlante tie Befugniß an, das Waſſer ter Privatflüffe, jedoch ohne Ver⸗ 
änderung ihrer Betten, abzuleiten und zur Bewäfjerung ter von Fluß 
durchſchnittenen Gruntflüde zu benugen. ') Gleiche Oruntfäge gelten für 
Anlagen im Intereffe ter Bodenkultur, wie eines Gewerbes. 

il. Die Preuß. Gefeßgebung betreffenv. 

1) Daß dieſe (auch bereitd vor dem Erlaß des Gef. v. 28. Febr. 
1843) bezüglich der Waffernupungsbefugnig der Orundeigenthümer und 
Uferbeflper im Wefentlichen zu gleichen Prinzipien Hinführt, wie das ges 
meine echt, ift in mehrfachen Entfcheitungen des Ob.⸗Trib. angenom«- 
men und feflgeftellt worten, und zwar gleichmäßig bezüglich a) des Ge⸗ 
werbebetriebes, wie b) ter Bodenkultur: 

a) Zu a. durch das Erk. v. 12. März 1841 ?) (f. in Dr. Sommer'6 
Arnsberg. Arch. Bd. 8. S. 252 ff., vergl. Lette, die Geſetzg. über Benutzung 
ber Privatflüfle, S. 31 ff.); 


— — 








— — — — 


1) v. Kreitmeier, Anmerk. z. Cod. Max. Th. II. Kay. I. $. 5. Nr. 4.5 
v. Bülow u. Hagemann, Grörter. Bd. I. S. 47 ff., IV. ©. 12. VI. ©. 85, 
Mittermaier, Deutſch. Brivatr. 65. 222. 238. 280. u. Note 9—12., Gründ⸗ 

ler's Polemik des germ. Rechts $. 439. u. 440. $. 355. u. bie dort angeführten 
Schriftſteller, Runde, Deutſch. PBrivatr. $. 111., Mevius, docisiones p. IV. 
dec. 39., v. Canecrin, Waflerreht I. S. 152 ff., Leyfer, jus Georg. I. 3. 14. 
17., Beitrag zur Lehre über Tas Waflerreht von Evelt, in Dr. Sommer’6 
Amsberg. Ach. Bd. 12. ©. 155, Boele a. a. D. Br. 10. ©. 623 ff. 

2) In diefem Bulle Hatten mehrere Mühlenbeſitzer gegen die zum Zwede ber 
vortheilhafteren Betreibung eines Fabrikgeſchaͤftes unternommene Aufitanung des 
Baflers der im Garten des A. entipringenten Quelle und des aus berfelben ges 
bildeten, noch innerhalb des Gartens in ten Mühlbach einmündenden Fließes Wis 
berforud erhoben und letzteren auf 8. 99.9.2. R. 1. 8. u. auf $. 246. U. 2. 
RR. I. 15. gegründet. Das Erf. führt aus, daß „dieſer Widerfpruch deshalb nigt 
gerechtfertigt Ei weil der A. den Mühlenbefigern die Benugung des Waflers k 
mesweges ganz entzieht, indem er weder eine gänzlihe Hemmung bes Laufe des 
Maſſers eintreten läßt, noch tem Nbfluffe deffelben einen andern Weg angewielen 
hat, vielmehr die angelegte Schleufe nur eine temporaire Aufitauung bes Waflere ' 
während ter Nacht bezwede, eine ſolche zeitweife und vorübergehende Aufſtauung 
aber fein ginzliches und fertbauerndes Zurüchalten des Waſſerlaufs fel, wie es 
der $. 9.9.8. R. 1. 8. unter dem allgemeinen Ausbrud „hemmen“ verftche; 
es ſtehe nach⸗gemeinen Rechten bei Privatilüffen einem jeden Grundeigenthümer 
Ver unbefchräntte Gebrauch des auf feinem Grund und Boden entipringenden ober 
denfelben durchfließenden Waflers zu, forern darauf nicht der unterhalb belegene 
Grunbbefiger oder ein Dritter eine Serpitut erworben hat. Gr könne daſſelbe fos 
wohl zur Berwäfferung feines Grundſtücks, als zu anderen Anlagen auf demfelben 
ableiten oder benugen, jelbit wenn auf dieje Weile das ganze Waſſer darauf gehen 
ſollte. Die einzige Beſchränkung des Grundeigenthümers beitehe nach gemeinem 
Fechte darin, daß er dem Waſſer feinen natürlihen Lauf laffen müffe und er hier⸗ 
nad bemfelben feinen andern Drt bes Ablaufs von feinem Grundſtück anmweifen 
dürfe, als taffelbe bisher gehabt hat. Hierin fönnten nur Bertrige oder rechts⸗ 
verjährter Defip eine Beränderung hervorbringen. Die Unzuläfs 
-figfeit einer temporairen Aufflauung und vorübergehenden Zurüds> 
Baltung bes Waſſers zu Privatzweden könne nur auf die Erwerbung 
eines Unterſagungsrechts, refp. eine foldhergeftalt begründete Ser⸗ 
vitut, die den Unternehmer in der freien rechtlichen Benutzung feines Bigenthums 
befhränkt, genügt werden. (Vergl. a, a. O. ©. 302.) 

Bon dieſen aus der Natur der Sache und den allgemeinen Rechten tes Grund⸗ 
eigenthümers abgeleiteten Grundfägen babe fih das A. L. M. nicht foweit entfers 
nen wollen, daß es dem Grundeigenthümer nicht einmal eine temporäre Aufitauung 
des auf feinem Grund und Boden entipringenden ober benfelben durchfließenden 
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b) zu b. durch das Erf. aus dem Jahre 1845 1) (mitgetheilt in Dr. 
Sommer’s Arnsberg. Ar. Bd. 12. ©. 155. u. 167, vergl. Lette a. a. D.) 


— — — — — — — —— — — ——— — 


Waſſers geſtatten ſollte, wenn fie auch zum Nachtheile irgend eines ber unterhalb 
liegenden Grundbefitzer gereiche.“ 

1) Dies Erf. beflätigte das Urtel des D.2. Ger. zu Münfter v. 10. Ion. 
1845 mit der Maaßgabe, dag „ber Unternehmer nur ſoviel Wafler aus einem 
Mühlbach abzuleiten berechtigt fei, ale zur Bewäflerung feiner Mühle nothwendig, 
die Regulirung der desfallfigen näheren Modalitäten aber einem Geparatverjahren 
vorzubehalten.“ 

Die Gründe führen aus: 

„Als Sigenthümer eines Privatfluffes feien diejenigen anzufehen, welde mb 
foweit fie die angrenzenden Grundflüde befigen.*) Das Gigentfum an tem Prb 
vatfluffe unterliege aber den, aus der Natur der Sade, Behufs des Nebeneinas: 
berbeftehens der Rechte der verfchiebenen GBigenthümer, folgenden Beſchränkungen 
Die 88. 99. u. 100. A. L. R. I. 8. bezweckten zunächſt, daß den angrenzendes 
Grundftüden anderer Nachbarn niht durch Auf⸗ und Rüdtauung des Waſſer⸗ 
und dadurch bewirkte Ueberfhwemmung berfelben gefchadet werde. Demnihk ver 
hinderten fie eine willtührlidhe Verlegung oder Hemmung des Flußbettes. Wirset 
und durch welche Vorrichtungen dagegen ein anarenzender Befiper das Wahr dei 
Privatfluffes, wo es an feinem Grundflücde vorüberfließt, auffangen und für ſih 
und fein Grundſtück benußen und verwenden dürfe, darüber güben jene $$. feim 
nähere Auskunft. Es bleibe daher dem Ermeflen des Richters überlaffen, ne& 
Beichaffenheit des vorliegenden alles zu beurtheilen, ob eine gewifle Borridtumg 
im Sinne des Geſ. für eine durch daffelbe unterfagte Hemmung des orbrnilidien 
und gewöhnlichen Wafferablaufs zu achten fei oder nicht. Bine Anlage, welche au 
vorübergehenden Zweden dient und nur zeitweife eine Quantität Bachwaſſers ab 
leitet, Fönne nicht unbedingt als gefegwibrig, daher der unterhalb beiegene Uſen 
nachbar nicht ohne Weiteres als durch ſolche Vorrichtung verlept eradgtet werden, 
da die Duantitit Waflere, die zu ihm gelangen muß, vermöge der GWebraue 
und Verbrauchsrechte der oberhalb belegenen Nachbarn durchaus unbeſtimmbar fa. 
Das Geſetz gebe dem Befiger des an einem fließenden Gewäfler belegenen unten 
Grundſtücks feinen Vorzug auf Koften des oberen Beſihers. Beide wollten ik 
Diele bewäflern. Wenn Wafler und Zeit nicht für Beide zur WBiefenbewällrug 
Hinreiht, fo würbe geſetzlich das gleiche Recht und bie günfigere Lage bes oben 
Befigers, zu welchem das Wafler früher kommt und der mithin früher zum Ge 


#) Die Anfiht, daß der Uferbeflger, fomweit fi fein Uferbefig erfiredt, Ei⸗ 
genthümer des Brivatfluffes felbft fei, findet in den Geſe ihre Behi 
tigung nit. Das A. L. R. macht vom Uferbefitz, wie oben bemerkt iR, nur des 
zelne Nußungsbefugniffe auf den Fluß abhängig, nirgend das Gigenthumsredit a 
demfelben. Bielmehr iſt bezüglich der eigentlihen Subftanz des Vrivatfluſſes, d 
fließenden Waflers (defien bewegender oder befruchtender Kraft), bei ben legielaib 
ven Berhandlungen über das &. v. 28. Febr. 1843 wiederholt anerfannt: „Bf 
das Waſſer vermöge feiner wechfelnden Natur, fo lange e6 nicht gefchöpft und abge 
leitet, fo lange es alfo no ein Theil des Fluſſes iR, ſich der ausichlichkige 
Nupung und Verfügung eines einzelnen Uferbefigers, mithin auch ber Dfkupaties, 
dem Begriffe bes Befibes, wie des Bigenthums, entziche unb als res mulliims be 
teachtet werden müſſe. (Leite a. a. D. ©. 29, Boele im Arnsb. Arhiv Sp}. 
©. 627 ff. Siege Beleuchtung ©. 44. 46.) Daher hat denn au das ©. . 
28. Febr. 1843 den Uferbefigern nur ein (neues refp. erweitertes) Nupungt: 
recht auf den —— — reſp. auf deſſen Gewäfler, Hingegen Fein @igenthumk 
seht an dieſen Flüſſen felbft beigelegt reſp. anerkannt, ies Har zu fiellen, U 
für eine fünftige Reviflon der Bewäflerun ögefeggebung, bei Beränderung de 
Bundamentalprincipe des $. 1. infofern von Wichtigkeit, ale das ©. v. 1843 zu 
die Waſſernutzung unter den verfchiebenen Uferbefigern nach jenem Brinjie w 

ut, nicht neue Beivateigenthumsrehte an den Fläfſen konſtitrirt 
at, 
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Gleiche Grundſaͤtze, wie in den zu a. u. b. gedachten Entſcheidungen, 
brechen die neueren Entfcheidungen des 11. Sen. des Ob.⸗Trib. 
' 26. Sept. u. 16. Dec. 1853) in Prozeffen zwiſchen verſchiedenen 
Bewerböunternehbmern reſp. Triebwerfsbefigern untereinander 
we.) (Striethorſt's Ach. Br. 11. ©. 6. ff. u. 135 ff.). 





— — — — — 


rauche deſſelben berechtigt wird, den Ausfchlag geben. (Vergl. 8. 94. ff. Einl. 
.A. L. R.) Gin Unterfagungsérecht auf Unterlaſſung der temporären Waſſer⸗ 
anung zu Gunſten der unterhalb belegenen Wieſe ſei durch Verjaͤhrung nicht er⸗ 
orben. Doch ſel dem oberhalb belegenen Befitzer die Ableitung bes Bachwaſſers 
icht nach Belieben zuſtaͤndig und ihm hierin eine Schranke zu ſetzen, indem er 
m auf foviel Bachwaſſer Anipruch habe, als zur Bewäflerung feiner Wiefe noth⸗ 
mbig id. Deshalb feien die Nutzungsrechte ber Partheien in Bezug auf das 
achwaſſer vielmehr noch in separato zu reguliren. * 

1) a) Das Erf. v. 26. Sept. 1853 erachtet den Widerſpruch eines oberhalb 
legenen MRüblenbefigers gegen die Stauanlage des Beſitzers einer unterhalb 
legenen Bleiche nicht für gerechtfertigt, weil „die Stauanlage unter gewöhnlis 
a Berhältniffen keinen Rüditau bewirfe, fie vielmehr nur mögliherweife bei ganz 
gemöbntigen Umſtaͤnden auf kurze Zeit auf die beſtehende Mühle nachtheilig, 

. dur Gieitorfung, einwirken könne, in ſolchem Falle aber dem Nühlenbefiger 
gern unierbrochenen Betriebes nur Anſpruch auf Schadenerfag zuſtehe.“ Es wird 
geführt, daß zwar in außergewöhnlichen Faͤllen ein möglicherweife eintre⸗ 
Der Nachtheil mit der Stauanlage in Raufalverbindung ftehe, und daß folders 
tals Durch die Anlage verlepend in den Mechtöfreis des Mühlenbefitzers einge⸗ 
Ken werden Fönne, in welchen Balle diefer nicht verpflichtet fei, ben ihm ohne 
cht zugefügten Schaden zu dulden. Dies rechriertige aber nicht den Antrag auf 
ſſirung der Stauanfage, vielmehr jei der Mühlenbefiger nur befugt zu fordern, 
5 die zur Abwendung einer Eisitopfung oter funftiger ungewöhnlicher Rüditaue 
ya ausführbaren Vorfehrungen getroffen würden. Bei diefer Kollifion der Rechte 
: Areitenden Partheien müfle auf eine Ausgleichung terjelben nad) den Grund⸗ 
ven ber $$. 95 ff. der Eint. z. A. L. R. erfannt werden. 

b) Das Erf. v. 16. Dec. 1853 erachtet die Anlegung eines Stauwerks über 

Mitte eines Privatfluffes hinaus nicht für einen unguläffigen Gingriff in das 
gentihum des gegenüber liegenden Befigers (ber felbit ein Triebwerk anzulegen 
ıbfichtigt), weil „die allgemeinen gefeglichen Bolgerungen wegen Benutzung des 

enthums und _ber Verfügung über daſſelbe auf das beichränfte Waſſernutzungs⸗ 

* der Uferbefiger an Privatflüſſen nicht ausgedehnt werden könnten, auch weder 
: Braris, noch die Lehrer des gemeinen Rechtes den Grundſatz aufſtellen, daß 
6 zu einer Mühlenanlage erforderliche Stauwerf, ohne Zuflimmung des gegens 
eg liegenden lferbefigers, nicht über die Mitte des Blußbettes erſtreckt werben 
sfe, indem andernfalls die Anlage von Triebwerken an vielen Orten ganz uns 
zglich fein würde; nach $. 233 fi. Tit. 15. I. A.2.R. dürfe aber jeder Bigens 
ümer auf feinem Grund und Boden eine Mühle in Privarflüffen anlegen, foweit 
8 ohne Schmälerung der Befugniffe eines Dritten gefchehen könne; ferner wären 
u $. 243. a. a. D. felbit Erhöhungen des Fachbaums, unter Auffiht der Lans 
Spolizei und Zuziehung der benachbarten Interchenten, foweit fie Niemanden 
8 zuläffig; endlich fei auch in den landrechtlichen Beſtimmungen eine Be⸗ 
wänfung, nad welder das Stauwerf von Mühlen nicht über die Mitte bes 
uffes erſtreckt werden bürfe, weder ausdrücklich noch implicite ſeſtgeſtellt; es fol: 
s bie Behörden nur darauf fehen, daß durch bie Mühlenanlage die auf Grund 
ecieller Titel wohlerworbenen Rechte Dritter nicht beeinträchtigt würden,” 


©) Vergl. das Praͤjud. des Ob.-Trib. v. 14. Ian. 1842 (PBrajud. Samml. 
x. 1092.): „Die bloß temporäre Aufitauung eines Privatbaches auf eigenem 
zunde, wodurch das Wafler den unterhalb belegenen Gruntbefigern nicht gänzs 
4 zurüdgebalten, fondern nur unregelmäßiger zugeführt wird, iſt für feine Hems 
des Ablaufs und für keine Gntziehung des Waflere im Sinne der Bor: 

heiften des A.L.M. 1. 8. $. 99. u. I. 15. $. 246. zu achten.“ 
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2) Das (zwiſchen verſchledenen Grundbeſitzern ergangene) Et. 
des Ob.⸗Trib. v. 31. Aug. 1846 (Entf. Bd. 15. ©. 361), ſtellt ven 
Nechtöfag auf, Daß bei Privatfläffen den Iiferbefigern das Recht zur Fiſcherei 
als Ausflug des Eigenthums ?) zuftehe, foweit ſich ihr Ufer erfizedt. 

Die Gründe bemerken: 


Obwohl dies und daß den Uferbefigern das Eigenthum am Fluſſe zuftehe, 


nirgends in den Geſetzen ausdrücklich gefagt fei. fo folge das nad der Austıh; 
nung ihres Uferbefiges ihnen zuftehende Gigentyum dod aus ben Befimmunges 
der SS. 225—273. 4.2. R. I 

betten, welche den anliegenden Grundſtücksbefitzern zuwüchſen und ale Bertinenzies 
der anliegenden Grundſtücke zu betradten feien. ?) 


IV. Mit ver Ausführung in den vorflehend sub III. gedachten Er 


Fenntniffen flimmen im Wefentligen vie Grundfäge des Code cim 
berein: 


1) Art. 641.: i 


„Wer eine Duelle auf feinem Grund. und Boden hat, fann ſich ihrer 
eintühr bedienen, vorbehaltlih bes Rechts, das der Bigenthümer bes m 
liegenden Grundſtücks durch Titel oder Verjährung etwa erworben haben mag” 


2) Art. 645.: 
„Erhebt fih ein Streit unter den Bigenthümern, weldien bie Gewäͤſſer nüp 


ih fein können, fo it es Pfliht der Gerichte, das Intereffe bes Adern 
baues mit der Adtung, die man dem Gigenihum ſchuldig ik, in 


. 9. über Allupionen, Infeln und verlaffene Fluj⸗ 


Mebereinflimmung zu bringen und in allen Allen bie befonderen Lofalsen | 


orbnungen über den Lauf und die Benußung der Gewäſſer zu beobadhten.“ °) 


Zweites Stück. 
Die formellen Rechtsbeſtimmungen betreffenv. 


Sowohl nach dem gemeinen Deutfchen, als auch nach dem A. 2. R. we 
vorzugsmeife für die Errichtung oder Veränderung von Waffermühlen, h 
die früher bauptfächlichften Stauanlagen, Rechtens, daß „die benachharen 
Mühlen- und Grundbefiger, welchen durch ven Neubau oder die Berkute 
zung Schaden erwachfen könne, darüber vernommen und mit ihren Wider⸗ 
fprüchen im Wege Rechtens gehört werden mußten.” ($$. 236., 239, 24. 
A. L. R. 1.15, Mittermater, Deutfch. Brivatr. $. 238., Grändler Pele— 
bes Germ. Rechte. Bd. 2. 6. 455. und tie daf. angeführten Schriftleller, Beele, 
im Arnsberg. Ach. Bd. 2. S. 627, 647 ff. m. &. über bie echte der fe 
eigenthuͤmer an Privatgewäflern, in der Zur. Seitg. 1832, ©. 921 u. 973). 





1) — auch das Erf. bes Ob. Trib. v. 17. Sept. 1847, betr. die Berpfichte 
ur Unterhaltung einer über einen Privatfluß führenden Brüde. (Gtrietherflt 
ehisfäle Br. 2. S. 223. Nr. 113.), desgl. das Url. des Reviſ⸗Kolleg für f. 

K. ©. v. 25. Nov. 1853 (Zeitfhr. deſſelb. Bd. 7. ©. 198), „daß den Gigentki 

mem ver Ufer an Privatflüffen keine Zwangspfligt zur Uferunterbaltang 

obliegt.” 
2) Das Präjud. des Ob. Trib. von 1846 (Mr. 1723.) fpriht aus: Der 

$.39.A.L.R.1. 8. iſt nicht für ein Verbotsgefeß zu achten, woburch nad $. 661. 

A. L. R. 1. 9. die Verjährung ausgefchloffen wird. (Prijud. Samml. ©. 


3) Vergl. $. 2. Nr. 9. u. 4. des Rheinifhen Reflort Menlemente v. 20. Sei 
1818. (v. 8. Annal. Br. 2. ©. 620.) heiniſch eu 
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Dritter Titel. 


jegenſtand und Charakteriſtik des Geſetzes v. 28. Febr. 1843 

ad deſſen Verhältniß zu den geltenden allgemeinen und pro— 

Iinziellen, fowie zu den, andere Gegenſtände betreffenden 
Waſſernutzungsrechten. 


Erſtes Stück. 
ſyſtem und weſentlicher Inhalt des Geſetzes v. 28. Fehr. 1843. 


Dieſer Eroͤrterung iſt eine allgemeine Ueberſicht der Beſtimmungen 
ıd der Oekonomie des Geſ. v. 28. Febr. 1843 voranzuftellen. 

Dabei kommen nur die Abſchnitte I. u. II. in Betracht, während ver 
bſchn. III. die Bildung von Genoffenfchaften zu Bewäfferungs » Anlagen 
handelt und zu dieſem Zwecke mur Iegislative Beflimmungen für vie 
wesherrlih zu vollziehenten, beziehungsweiſe von dem Min. des I. zw 
sshmigenden Statuten, hingegen weder materielle Nechtsbeflimmungen, 
& Borfchriften über ein atminiftrativ »richterliches Verfahren entbäR. 
ne und diefe befinden ſich nur im I. u. 11. Abfchn., und zerfallen in 
ei Kathegorien: 

A. Borfchriften Iandespolizetlicher Natur (die Ufer- u. Fluß⸗ 
Hizet der Privatflüffe betr) — 66. 2—12., von denen jedoch der ©. 7. 
: Borfluth bebantelt, 

B. materielle Befimmungen privatrechtliher Natur, melde 
ter Abänderung, beziehungsweife Erweiterung der Tandrechtlichen Beftim- 
ıngen im 6. 99. ie. 8. 36. I. u $. 246. Tit. 15. SH. II, ſowie des 

nen Deutfchen Rechts, und unter Ergänzung der Art. 641—645. des 
de civil, die Waſſernutzungsbefugniſſe der Grundbeſitzer theils erſt 

nden, theils näher beflimmen — $. 1. u. 66. 13. bis 18., — jedoch 
t a des $. 15., welcher öffentliche Intereffen zum Gegen« 
nde bat. — 

Ben diefen enthalten: 

AA. der 6. 1. ven neuen Rechtsſatz und Titel bezüglich des 
eflernugungeredjt® der Uferbefiger und zugleich das Bundamentalprinzip 


BB. vie $6. 13—18,, veffen nähere Beftimmungen, — vie Rechts⸗ 
renzen und Befchränfungen des den Grund- und Uferbeflgern im 
1. beigelegten Waffernugungsrechte. Die 66. 13—18. bilden daher — 
oß mit Ausnahme des 6. 15., der das öffentliche Intereffe der Schiff. 
brt ac. betrifft, — einen Theil des Brivat- Wafferrechtes, nämlich 
weit daffelbe die Brundbefiger und refp. die Bemäfferungen begreift, in» 
m fie die dem Grundelgenthume anhängenden Dispoſitions⸗ und Nutzungs⸗ 
fuentife über das fließende de in BPrivatfläffen, im Anfchluß an die 
 1., 12. ff. u. $. 99. 9. 8. . 8., ergängen. !) 

Kulturverorpnungen, md zwar 

AA. vie im Intereffe der Landeskultur den Unternehmern bei« 
festen materiellen Befugniffe auf Einfhränfung Ver Nechte 
inderer und Erpropriation gegen Entſchädigung ($. 19. Nr. 2.), 


‚13. u. 16. des Gef. v. 28. Febr. 1843 mobificiren die Bor: 
. A. L. R. J. 8 Ausgeſprochen in dem Präjubilat des I. Een. 
1. Mai 1844 Nr. 1458. (Praͤjud. Samml. ©. 430.) 
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nebft den näheren Beflimmungen und Grenzen viefer Kulturbefugnife, 
($6. 24—29.); 

BB. tie formellen Vorſchriften über das Berfahren bei 
der Ausführung derartiger Randesfultur- Anlagen, und jwar 
von zwiefacher Art, nämlich: 


a) tad auf Antrag des Unternehmers zu veranlaffende Aufgebott- 
und Vräflufiond-DBerfabren; ($. 19. Nr. 1. und 66. 20—22.), 


b) das in Bolge Provokation des Unternehmers eintretende Berfabren 
der Bermittelung und Leitung durch die Polizeibehörne (al 
Landesſskulturbehörde) und durch deren Organe, ($6. 19. Nr. x 
66. 30—55.). 


Dei dviefem Verfahren ($. 19. Nr. 2. 66. 30. ff.) werben 


1) Streitigkeiten über vie Zuläffigkeit, über vie Art und das Ref 
der im Intereffe der Landesfultur und zur Ausführung ter Bewäfferungde 
Anlagen nöthigen Einfchräntungen ver * Anderer und Erpropriationeg 
—* über die Eniſchädigungen, von der Regierung (als Lantesfulters 

oͤrde) und 


2) nur Streitigkeiten über ten Gntfchänigungsbetrag in zweiter Je 
flanz von dem Revifiond» Kollegium für Kandes-Kultur-Sadın 
(66. 47., 48.) entſchieden. 


Dabei ift jedoch: 


3) bezüglich ver im ©. 15. gedachten djfentlihen und allge | 


meinen fozialen Intereffen die Regierung, in ihrer Gigenfhef 
als Landespolizeibehörde, zur Kognition Fompetent; mogegen 


4) Ineidentpunfte über die Exiſtenz oder den Umfang vs 
Nechten, ohne Nüdficht darauf, ob ver Anſpruch oder Wirerfpruh af 
einen ſpeziellen Üechtstitel gegründet wird, flet8 vor die ordentlide 
Berichte gewtefen und von diefen zu entfcheiten find, — mit alleinige 
Ausnahme Ter den $. 16. b. betreffenten Streitigkeiten wegen Gutziehum 
des zum Beiriebe einer Mühle ıc. im bisherigen Umfange nöthigen Bap 
fers (6. 23.); während außerhalb eines Provofationsverfahrent, 
tefp. vor Anbringung der Provokation Seitens des Unten 
nehmers, alle aus F. 1. u. 99. 13., 14., 16. 17., 18. entnommen 
Einwendungen und Anſprüche gegen Bewäſſerungsanlager. 





D 
{ 


| 


" mini: "Ei en —— —— end 


einſchließlich der den 6.16 b. betreffenden, ftetsin den Medi 


weg, zur Kognition der ordentlihen-Berichte, gehören (fowe 


nicht eiwa beim $. 18. ober ſonſt das Verfahren wegen Ablöfung ve : 


Servituten vor den Auselnanderfegungs- Behörden eintritt). ?) 


1) a) Vergl. R. des Juſt. Min. u. des Min. des 3. v. 6. Der. 1848. — 
Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 333. Nr. 446. u. Juſt. Min. BI. 1843. ©. M 
Nr. 181. — R. des Min. des 3. v. 9. Bept. 1815. — Min. Bl. d. i. ®. 18%. 
©. 270. Nr. 290. — R. des Win. des 3. v. 20. Aug. 1847. — Min UL). 
i. V. 1847. ©. 261. Nr. 311. — Erf. de6 Kompetenz: Werichieh. v. 4. Gert. 189. 
— Juſt. Min. Bl. 1849. S. 488. Nr. 99. — Er. des III. Gen. des Ob. Tri. 
it Dei 1847. — Rechtéf. Bd. I. S. 209. S. 98. — Lette a. a. O. © 21f. 

ef. ©. 25. 

b) Bergl. das Weitere unten zu $$. 13 ff. des Gef. 

c) Bergl. in Betreff der Incidentpunkte die Erläut. 3. d. Borfluth⸗Geſ. ». 1%. 
Nov. 1811. 96. 15—34. ad II. B,, f. oben ©. 611 ff. 


de u at — 
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Zweites Stück. 


Begenfland und Charakteriſtik des Geſetzes v. 28. Febr. 18483 

ld Aultur-Berordnung und als Ergänzung des Privatwaſſer— 

techto, ſowie Verhältnig deffelben zu den allgemeinen und 
provinziellen Rechten und zu den Gewerbsintereſſen. 


1. Das Gef. v. 28. Fehr. 1843 als Theil der Landesfultur« 
Defeggebung. | 

1) Bereitö der F. 24. des Landfult. Er. v. 14. Sept. 1811 Fündigte 

. auch über Bewäfferungen an. Das unterm 28. Febr. 1843 er» 
mgene Geſetz gehört in Die Reihe der Landeskulturgefege; denn 
Meibe bat lediglich Die Beförderung der Bodenproduftion zum 
we und Gegenftante, ſchließt hingegen vie “Bafleenugung der Trieb» 
zfe von feinen Beflimmungen aus. (Vergl. unten zu 111. B.). 

Allein aus dem Gefichtöpunfte eined überwiegenden Lantesfultur« 
tereſſes und unter ter Serangfehung eines ſolchen ($. 24.) find Eins 
We in das Privateigentbum Anderer und Expropriationen geflattet 

23. ff-), und felbft die tem Privatrechte angehörigen 66. 1., 13., 14., 
.„ 37. u. 18. find nur aus dem Motiv der Berbefferung der Landes⸗ 
zur petvorgegangen, 1) 

2) In beiverlei Bertehungen bat zuerft dad ©. v. 28. Febr. 1843 
Rimmungen über Bewäfferungen als eine befondere Rechts— 
ıterie in den Kreis der allgemeinen Preuß. Gefeggebung eingeführt, 
se tabei die einfchlagenten privatrechtlichen Beflimmungen des Code 
il oder des A.L. R. aufzuheben, welche vielmehr neben vem Befeke fort» 
be , foweit fie mit demſelben vereinbar find. 

3) Im Kreiſe Siegen gilt das ©. v. 28. Wehr. 1843 neben der 
egenfchen Wiefen-D. v. 28. Oft. 1846 nur für die Rechtsverhäaͤltniſſe 
Triebwerke oder anderer nicht vie Wiefenfultur betreffender Begenftände, 

ed in allen anteren Theilen des Staates, mit Ausfchluß der 
Henzollernfhen Kante, wo nur der Abſchn. III. eingeführt ift, an 
e Stelle früherer provinzieller Befimmungen, fo namentli 
der DOberlaufig, zufolge der V. v. 26. April 1844, an Stelle des 
sap viele V. aufgehobenen Ober⸗Amts⸗Patents v. 28. Aug. 1727 wegen 
Kiferung der Wiefen ıc., getreten iſt. (Bergl. über Letzteres das Weitere 
ten 


Zweck und innerer Wirkungskreis des Geſetzes. 

In dieſer Beziehung bemerken: 

1) das R. des Min. des I. v. 9. Sept. 1845 2) (Min. BL. d. i. 2. 
45. ©. 270 Nr. 290.), 

daß eigwi⸗ die Kompetenzbeſtimmung im 8. 23.) alle übrigen Vorſchriften 
wa $. 18. ab bis zu Ende nur für Bewäſſerungs⸗Anlagen gegeben 
den und nur darauf Anwendung fünden. Das Geſetz verfolge insbefondere den 
wech, Bewäflerungs- Anlagen zum Beften der Landeskultur zu fördern; in dem 
b 18 ff. fei zu dem eigentlichen Gegenſtande des Geſ., zu den Vorfchriften über 
nwäßferungssAnlagen, übergegangen; bloß für foldye Anlagen geflatte der $. 19. 
e Bermittelung der Polizeibehörben. 

2) Das R. der Min. für H., ©. u. ff. A. u. für landw. Ang. ©. 
Sehr. 1849 3) (Min. DI. d. i. ®. 1849. ©. 49, Nr. 77.) 


En — — mn — - 


1) Bergl. den Bortrag des Minifters in den Verh. der vereinigten ſtaͤndiſchen 
Nesihüfle v. 31. Oct 1842. 

2) Bergl. in Bo. I. ©. 865 —566. 

3) GWendaſ. ©. 859-861. 
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daß die Vorfchriften über das DBerfahren auf gewerblidde Anlagen Feine Yı 
wendung fäntden, dafür vielmehr die Gew. O. v. 17. Ian. 1845 unb zwar be 
65. 29—32. gegeben feien. 


3) Das Gef. v. 28. Febr. 1843 findet auf die Anlage neuer Mühl 
und Die Dagegen geltend zu machenden Widerſpruchsgründe feine Anwe 
dung, und wird mithin auch in Betreff dieſer Widerfpruchägrünve 
Nechtöweg durch ten $. 23. nicht außgefchloffen. 


Angenommen von dem Il. Sen. des Ob. Trib. unterm 17. Sept. 184 
(Entf. Br. 15. ©. 493, Praͤj. Nr. 1923. u. Praͤj. Samml. S. 213). 


Vergl. auch das Erf. des III. Sen. des Ob. Trib. v. 14. Mai 18 
(Striethorſt's Rechtsf. Br. 1. S. 209). 


4) Nur die 66. 2 — 12. des Abfchn. I. enthalten einige allyeme 
Tandespolizeiliche WVorfhriften, welche auch auf &emwerbsanlagen An 
dung finten. (Bergl. Die Erläut. zum $. 3. u. das R. der Min. für 5, 
u. d. N. u. für landw. Ang. v. 26. San. 1853.') — Min. Bl. d. i. V. 16 
S. 53, Nr. 42.). 


5) Die übrigen (Hauptfächlichen) Beflimmungen des Gef., ſowohl 
des Privatrechts in Ten 68. 1. u. 13. 14., 16. 17., 18., ala die 
(Öffentlichen) Kulturrechtd in ven 66. 19, ff., beziehen fich ferne eı 
fchlieglih auf eine ſpezielle Art der Berbefferung der Borenkult: 
nämlich turh Bewäflerung. Denn: 

a) im zweiten Satze des $. 1. it ausdrücklich beflimmt: „tag es in A 
hung ter Benupung des Waffers zu Mühlen und anderen Triebmwerf: 
—* auch in Anſehung der Fiſchereiberechtigung und der Vorfluth 
den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften verbleiben ſolle, ſoweit dieſe nicht durch 
gegenwärtige G. ausdrücklich abgeändert find“, und (abgeſehen von den Kal 
verortnungen in den $$. 24. ff. ‚bei Exrpropriationen und Redyptsbefchrintes; 
enthält das ©. vergl. frecielle Abänderungen privatrechtliher Natur (55. 1. 13 
18.) nur in Bezug auf Mühlen in dem $. 16», in Betreff der Fiſchereibern 
gung im $. 18. und in Betreff der Borfluth im $. 7.; 

b) der Eingang des Gef. kündigt taffelbe als eine Revifion und Ergänz 
der Vorfchriften über die Benupung der Privatflüfle refp. über die Bermenti 
des fliegenden Waſſers berfelben zur Verbeſſerung der Bodenkultur an; 

c) tie $$. 13 ff. ſtehen im genauen Zufammenhange mit $. 1., und es ñ 
hen biefelben, unter Anderen 6$. 15. 18. u. 19., ausdrücklich nur von YBrwä 
rungs:Anlagen, wie 66. 24. fi. von den Einfchränfungen Dritter und den En 
priafionen, welche in Wällen eines überwiegenden Landesfultur s Intereffes geße 
werben. Sonach ift die im 6. 1. den Uferbefigern beigelegte Befugnig, „aM 
ihren Grundſtücken vorüberfliegende Waffer unter den Bellimmungen der 66.12 
zu ihren befonderen Vortheil zu benugen , durch dieſe lehtgedachten Beim 
durch die LandeskultursVerbefferung mittelft Bewäfferung, bedingt. 

Darauf befchränten ſich ebenſowohl die Beflimmungen privam 
liher Natur in den 66. 13., 14., 16., 17., 18., als die Lantesf— 
verordnungen in ven $$. 19. ff., und es folgt hieraus, daß au ze 
SS. 13. ff., welche eine Erweiterung der materiellen Befimmungem 
Privat Wafferrechts enthalten, weder direkt, nod analog, auf Waſſe 
und gewerbliche Waflers Triebwerke übertragen, vielmehr nur foweit Fy> 
gegen deren Beflger und Grbauer angewantt werten fünnen, ald 
ihnen gegenüber um die Erijtenz, vie Ausdehnung oder Begrenzuem 
den Gruntbeflgern im Intereffe der Borenkultur Behufs der Beuc 
beigelegten Waffernugungsrechte hantelt. Allein über vie Verleihe 
Waffernugungsrecdhtes an Grundbefiger Behufs der Bodenkultur du mm 


1) Bergl. in Bo. I. ©. 861 ff. 
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ſſerung und über vie näheren Beſtimmungen dieſes Rechtsobjekts hat 
G. v. 28. Gebr. 1843 neue Befimmungen zu geben beabflchtigt. *) 

I. Natur des Rechts und Verfügungsbefugniß der Ufer- 
figer im Begenfage zu den Waſſernutzungorechten der Trieb» 
rkabeſitzer. 

A. 1) Nach dem G. v. 28. Febr. 1843 bedarf fortan der Unter⸗ 
hmer einer Bewäſſerungs-Anlage dazu keiner polizeilichen 
laubniß und Konzeſſion; ob er die Vermittelung der Reg. 
ntragen will, iſt allein feinem Belieben und Ermeſſen anheim— 
Rellt ($. 19.), intem zufolge tes im F. 1. an vie Spige geflellten 
ndamentalgrundfage® die Nupungäbefugniß des in den Priyats 
ffen enthaltenen Wafferfhaged ald ein Gegenſtand des 
ivateigenthums anerkannt wird, der, mo nicht befontere Rechts⸗ 
[ (aud Brooinzialgefege und Lofal- Statuten) ein Anderes feftitellen, 
m Uferbefiger al8 Annerum feines Eigenthums an Grund 
d Boden gehören foll. (Bergf. die Denkſchrift für die Räntifchen Aus; 
fie v. Dt. 1842 zum Abfchn. I. $. 1. in der Beilage zur allg. Preuß. Staates 
5. 1842. Nr. 303.). 
> 2) In diefem, lediglich für Uferbefiger und zu Bunften von Bewäfferungss 
lagen im Intereffe ver Bodenkultur, geltenden Prinzip ift einestheils (be« 
fi der unbeauffichtigten Berfügungsbefugniß der Grundbeſitzer über tie 
toarflüffe) eine von dem Spftem der früheren Befeßgebung erheblich ab⸗ 
ichende, anderntheils (bezüglich Ted Eigenthumsrechts der Uferbeflger am 
fenden Waffer) eine jedenfalls deflaratorifche Beſtimmung enthalten. 


1) a) Benn bas Erf. des II. Sen. des Ob. Trib. v. 26. Sept. 1853 
triethorſt's Ar. Bd. 11. ©. 6 ff.) die Entſcheidung zwifchen einem Blei: 
as und einem Mühlenbefiger 

a) wit darauf gründet, daß ber 6. 99. A. L. R. I. 8. indem ©. v. 28. Febr. 
13 feine nähere Beſtimmung erhalten habe und daß bie der Befugniß der Ufer: 
Me ($. 1.) entgegenfiehenden Widerfpruchsrechte in den $$. 13. und 16. im 

enden alle nic dargethan feien, fo iſt diefer Theil der Motive ale zutrefs 
d nicht anzuerfennen, ta tas ©. v. 23. Febr. 1843 auf gewerbliche Anlagen 
& Zwede keine Anwendung findet. 

Benn 8) ferner daffelbe Erf. dem Mühlenbefiger Schabensanfprühe aus 
mer möglichen Unterbrechung des Mühlenbetriebes in Bolge der Wirkungen der 
anlage unter ungewöhnlichen Berhältniffen vorbehalten hat, während anderer: 
HB die nlage felbft aus dem Gigenthumsredjt des Unternehmers an ber Quelle 

gerechtfertigt erflärt wird, jo ilt Dagegen zu bemerfen, daß, fobalb einmal ber 

ger zu einer mäßigen Aufftauung, in Grmangelung eines ihm entgegens 
£henden, auf freciellen Redtstiteln gegründeten Widerſpruchsrechtes, gejeglich be: 
BE erachtet wurde, ihm auch der allgemeine Rechtsgrundſatz zu ftatten fommen 

° gai jure suo utitur neminem laedit; oder ed hitte denn vor befinitiver Ent: 
idung des Streits über eine anderweite Regulirung der Stauverhälmifie, insbes 
re darüber verhandelt werden müſſen, wie durch @inrichtungen bei der Etaus 
ge für außerordentliche Bälle einem ſchaädlichen Rüdjtau vorgebeugt werden 


te 

b) Das zu a. @. Gedachte iſt auch gegen das zwiſchen bem Unternehmer 
affermühlenanlage und dem gegenüberliegenden Uferbefiper ergangene Erk. 
ER. Gen. des Ob. Zrib. v. 16. Dec. 1853 (Strietherit a. a.D. ©. 135) zu 
Sen, foweit baffelbe feine Ausführung auf das ©. v. 28. Febr. 1813 $. 13. 
- m. $. 1. gründet, aus welchen ſich ergäbe, daß dem Uferbeiiger nicht ein 
Miches privatives Gigenthum am vorbeifliegenden Waffer, fontern nur unter 
Aaßgaben der $$. 13. ff. die Befugniß, diefes Waſſer zu benugen, zuftche, 
END die Entſch. (Striethorſt a. a. O. ©. 142) felbit anerfennt, daß fich ber 
»- Mr. 2. des ©. v. 28. Febr. 1843, betr. die Benutzung des jenfeitigen üfers 
nflufe eines Stauwerks, nur auf Bewäfferungsanlagen beziehe, hingegen 

Auf Mühlenanlagen angewendet werben könne, 
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In letzterer Beziehung follte (wie die Denffchrift bemerkt) durch ten 
in Berbindung mit 66. 13. ff. „für tiefe Verhältniffe ein feſtes Ke 
fundament neu begründet werden, denen es biöher an einem ſolchen ſeh 


3) Brüberbin batte e8 dagegen, ohne daß zwifchen Tandiwirbfl 
lichen und gewerblichen Unternehmungen unterfchieten wurde, zu 
nugung fließenter ®emäffer, ſobald befontere Anlagen und Vortichm 
erforderlich und Naihtheile für Ten Waflergebraudy des Publikums, 
beſtehende Waffermüblen oder für den regelmäßigen Ablauf des Bf 
zu beforgen waren, in ver Megel der Prüfung und Genehmigumy 
landeöpolizeilichen Bebörde bedurft. 


B. 1) Fortan aber finten dieſe früheren Gruntfäge nur noch qqu 
Nupgungsrechte der Wafferkraft von Privarflüffen zu Rilla 
und Abnlihen Triebmwerksanlagen, wie zu anderen Zuen 
als der Bemwäfferung, Anwendung !), obwohl das Er, v. 3.08 
1810 wegen ‚ver Mühlengerechtigkeit ıc. (G. 6, 1810. &. 9.), Int fi 
u. 7., Iedermann, ter zu Bauanlagen auf einem Grundſtüͤck gefegfit ie 
sechtigt war, auch die Anlage von Waflermühlen, doch unter 
der Landespolizeibehoͤrde für jete neue Anlage, wie für jedwede 
zung einer vorbantenen Waffermühle, geftattete und nach ©. 8. a I 
Edikts ter Bau oder die Veränterung durch die Landespolizeiichlir ı 
noch wegen eines der Lantesfultur binderlichen Wafferflanteh 
werden durfte, womit dad Er. für Oftpreußen, Lithauen, Grade 
den Kreis Marienwerder über denſelben Gegenftand v. 29. Ring IM 
(N. C. C. Tom. XI. p. 319) übereinftimmte, in weldyem letzieren Bed 
die 66. 236., 237., 240. u. 242. A.2.R. U. 15. und der ter Joj. DI 
des Oſtpreuß. Provinzial⸗Rechts ausdrücklich aufgehoben wurde. 

2) Auch in der Provinz Preußen, wie überall, blieben MM 
wegen ter Waffer- Triebwerke a) ver $. 235. A 2. R. I. 15. Ai 
wonach: 

jeder Neubau, jede Wiederherſtellung, Verlegung, Umwandlung cher Saab 
rung der Gänge bei Waffermühlen, der Prüfung und Genehmigung der Id) 
palizeibehörde unterworfen war, 
ingl. blieben b) tie $$. 238. u. 239 a. a. D. beſtehen, wonach: 

die Anlegung neuer Mühlen unzuläflig it, wenn dadurch ſchon rechu⸗ 
Mühlen das erforderliche Betriebswaſſer entzogen oder ſelbiges zu ihrem % 
zurüdgeltaut wird, hierauf begründete Widerjprüche aber zum rechtlicher 
verwielen find: 
wohingegen mit ter Gemwerbefreipeit durch das Gewmerbefteun«Ü} 
28. Dft. u. 2. Nov. 1810 tie bisherigen Privilegien, fet ed ted 
oder ter Gerichts- und Gutdobrigfeiten in Betreff der Mühlenger 
und wegen der Konzeffionirung neuer Waffermüblen, fortflelen. 

3) Die Gewerbe⸗O. v. 17. San. 1845 flelt in ven $f. 9-8 
folgente Grundſaͤtze auf: | 

a) Gs betarf jept der Genehmigung der Reg. zu jebem durch Bafıı Mt 
ten Triebwerke (Mühlen u. f. w.) und foll der Antrag fogleich zurüdganiim®#: 
den, wenn nach dem Grmeilen der Reg. die Anlage mit fo erheblichen * 







—— — — — — ——— — 


1) Das R. des Min. des J. u. d. P. u. d. F. v. 26. Sept 188 PA 
Ann. Bd. 22. ©. 755 Nr. 179.) ſpricht aus, daß der g. 7. u. 5. mE! 
28. Oft. 1810 aud für die Widerfprühe gegen Mübhlenanlagen wegen Best 
tigung in Ausübung der Fiſchereigerechtigkeit und anderer Gegenflintt : ‚" 
Beftimmungen jener $$. daher feinesweges auf die Entziehung bes Ba 8 
deſſen Aufitauung gu beſchränken ſeien. 
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Gefahren oder Beläftigungen für die Nachbarn cder das Publikum überhaupt ver: 
bunden if, daß fi tiefelbe ohne Weiteres als unzuläſſig darſtellt. 

b) Andernfalls iſt das Unternchmen öffentlich befannt zu machen und wenn 
im Folge der Bekanntmachung feine Einwendungen angebraht werden, nur unter 
den, jedesmal in die Konfensurfunde einzurückenden, fih als nöthig ergebenden, 
von der Reg. feſtzuſetzenden Bedingungen, zu genehmigen, während Ginwendungen 
yetyatrechtliher Natur, ohne davon die polizeilihe Genehmigung der Anlage ab: 
hangig zu machen, zur richterlihen Entſcheidung zu verweilen, Ginwendungen an: 
derer Art aber unter Zuziehung des Unternehmers zu erörtern und von ber Meg. 
ja entſcheiden find. ') 

ce) Waſſertriebwerke jeder Art gehören zu den im $. 26. Nr. 1. der 
Gew. D. gedachten gewerblichen Anlagen, welde durch bie örtliche Lage oder die 
Befhafeneit der Betriebsſtätte für die Befiger oder Bewohner der benachbarten 
Orundftüde oder für das Publikum erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Beläfti- 
gungen Herbeiführen können. 

C. 1) Bezüglich der im Intereffe der Bodenfultur und Be- 
wäfferung unternommenen Stauanlagen bat dagegen bei Berathung Yes 
Bef. die Ruͤckſicht überwogen, 

daß die Sicherheit des Rechts nicht genügend geihügt und bie ſelbſtſtändige 
Ketwiclelung der Bodenkultur nicht hinlänglich gefördert ericheine, wenn fie in bies 
es wichtigen Zweige von polizeiliher Ginwirfung und Genehmigung abhängig 
macht werden follte. (Vergl. die alleg. Denkichrift.) 

2) Da die Wafferbenugung ver Privatflüffe Seitens ter Uferbefiger 
ue Bemwälferung „als eine Befugniß privatrehtliher Natur“ 
etrachtet iſt, fo wurte daraus weiter gefolgert, 

bag die wirtbfhaftlihde Benupung des Waffers in den durd 
as Geſetz bezeihneten Grenzen, da fie aus der privatrehtliden 
Jefugniß des Uferbefigers unmittelbar hervorgehe, einer polizeilichen 
Benehmigung nicht bebürfe, vielmehr die Binwirfung der Behörde nur auf Anru: 
m ber Betheiligten einzutreten habe. (Vergl. ebendaf.) 


3) Das Gef. v. 28. Febr. 1843 fchließt fi (wie die alleg. Denf- 
Srift bemerkt) in allen feinen weiteren Beflimmungen an tiefen leitenden 
md Haupt⸗ Sruntfag ($. 1.) an. Darin weicht e8 ab von ter Geſetz⸗ 
ebung anderer Staaten Über tenfelben Gegenftant. Es ſteht in dieſer 
Beziehung auch in einem prinzipiellen Segenfag zu dem ©. v. 28. Oft. 1546 
Ser den (als muftergültig angefehenen) Siegenfhen Wiefenbau, inten da 
etere 2) von Dem Brundfage ausgeht, 

dag alle Grundbefiger des Flußthals, deren Grundſtücke fih aus den Privats 
lüſſen mit Vortheil bewäflern laflen, fofern ihnen nicht fpecielle Rechtstitel entges 
enſtehen, das Waſſer zur Bewäſſerung diefer ihrer Grundflüde zu benugen und 
avon, nach Verhältniß des durch die Bodenbefchaffenheit, Lage und Bauart, event. 
es Flächeninhalts ihrer Grundſtücke bedingten wirthfchaftlihen Waſſerbedarfs, 
kheil zu nehmen berechtigt find. ($$. 1. und 5. der Siegenſchen Wiefen:D.)?) 





1) Das 6. R. der Min. des 3. und d. F. v. 13. Juni 1847 (Min. BL. d. 
.B. 1847. ©. 136. Nr. 177.) giebt über die Feſtſetzung des zuläffigen Waffer: 
lendes bei Ertheilung der polizeilichen Konzeffion zu den buch Waflerlraft be: 
vogten Triebwerken nühere Anweifung und bemerkt, daß ber Vorſchrift wegen einer 
kr dergl. Triebwerke nachzuſuchenden Ionen Konzefiion weientlic bie 
Kpficht ‚zum Grunde liege, daß die Beläftigung des Publilums und der Abjacenten 
we übermäßige Waſſerſpannung Seitens der Triebwerkebefiger zur Wörberung 
hres Privatvortheils, vermieden werde. 

2) Vebereinftimmung mit dem $. 11. der älteren Fürſtlich Naſſau⸗Orani⸗ 
Gen Wieſen⸗O. für Giegen v. 18. Dec. 1790. 

3) a) Danach iR im Kreife Siegen das Recht zur Wafferbenugung nicht gerade 
m dem Uferbefig gebunden, der gegenüber liegende Uferbefißer auch nicht gerabe 
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IV. Berfhiedenheit des Prinzips in den Abſchn. U. u. M. 
des Geſetzes. 

Indem das ©. v. 28. Behr. 1843, zur Ausführung von Bewäfle: 
zungen felbft zwei verſchiedene Wege bezeichnet, nämlich: 

1) den der freien privatrechtlichen Verfügung oder eines nur vom Be» 
lieben des Unternehmers abhängigen adminiftratiy - richterlichen Berjab« 
rens, nach Maafgabe des Abſchn. II. 66. 19. ff, — 

2) ven des legiölativen Einfchreitend — nach Maaßgabe Des Abfchn. III 
66. 56. ff. — zur zwangsweiſen Bildung von Affoziationen Behufs te 
Bewäfferung, mittelft Ianveöherrlicher Verordnung, fofern nicht unter ſamm⸗ 
lichen Betrheiligten tie freiwillige, und Tann nur vom landwirthſchaftl. RAin. 


zu genehmigende Uebereinkunft Plag greift, hat vaffelbe fein Suntamm | 


im $. 1. nur auf ten erfien Weg Anwendung finden laffen, während bis 


gegen bei dem zweiten Wege - (der Affoziation) dad entgegengefeite, oben : 


ald dad der Siegenſchen Wiefen-D. bezeichnete Prinzip Plag greift. 1) 


auf die Hälfte beſchränkt; das Theilnahmerecht richtet fh nah dem Princiv mi 
rechtfertigenden Beweggrunde jedes Landesfulturgef., nämlid nad dem Geſichn 
punkte der größtmöglichiten Beförderung der Bodenprobuftion für alle biejeniaes, 
welche Gelegenheit haben, vom fließenden Waller Gebrauch zu machen, unt weiße 
daher als im Miteigentum deffelben befindlich angeſehen werden. Vergl. hicrühn 
Lette aa. D. ©. 18—21. 

b) Indem das ©. v. 28. Febr. 18543 Yon einem entgegengefeßten (auf va 
dem erilen ben Provinzialitänden 1834 und 1837 vorgelegten Entwurf abmeides 


den) Princip, nämlih davon ausgeht, „daß das Nutzungsrecht am vorüberfichenten 


Waſſer Gegenfland des Privateigenthums und Annerum des privativen Uſerbeſige 
fei,” ſteht es nicht in Webereinttimmung mit der bei aflen Borberathungen glei 
mäßig und ſtetig anerlannten Rechtsanficht, „daß das fliegende Waſſer eine res 
nullius ijt, weshalb die Waflermaffe der Blüffe Fein Gegenſtand des Privateige 
thums, weil nicht Objeft der Offupation fein fönne, da es in jedem Moment wedick.“ 


(Siepe a.a. O. ©. 46, Lette a. a. O. ©. 29.) In dieſem Wideriprug Di ' 
dem gegebenen Gefege zum Grunde gelegten Brundfages mit dem bei feiner Br ' 


berathung gleihwohl anerfannten abweichenden Rechtsprincip haben mehrere, ıd 


ber anderen Seite wiederum fehr befchränfende Beflimmungen, 3. B. $. 13. Rr.?, 
ihr Motiv, weldhe ſich daher in der Siegenfhen Wiefenorbnung nicht voran 


($. 2. Nr. 2. u. 88. 12. 13. des letztern.) 
Die Schriften, einerfeits die befreite Undine von v. Wangenheim (dm 
großen Brundbefigers), andererfeits die Beleuchtung der Dentigrift und bes Of, 


"wen 


Entw. von Dr. Siebe (eines Triebwerköbefigers) — untereinander und mit einem ' 
der Verfaſſer diefes Werkes nahe befreundet — vertheidigen bie entgegengefeps ' 


Standpunfte, eriterer den des Geſ. v. 28. Febr. 1843, letzterer den Gag, taj jde 
Uferanwohner in der Regel Miteigenthümer dee Privatilufes fei und dao Wale 


nur nah Maaß und Antheil feines Grundeigenthums im Berhälmig zu fümmi 


hen Uferanwchnern gebrauchen könne. (Bergl. au die Recenfion ber v. 
genheimfhen Schrift in Richter's kritiſchen Iahrb. 1844, Mai, ©. 437 1. 
der Sietze ſchen Schrift in der Jur. Wochenſchr. 1843. S. 293.) 

1) Die Anwenbbarfeit diefes Tegteren wird nad $. 56. des Geſ. v. 25. Sri. 
1843 nur dadurch wiederum beihränft, daß dabei das Kultur: Intereffe eine 
ganzen Gegend, welcher die Benupung des Waſſers Vortheil bring 
und das erforderliche gemeinfame Wirfen aller Betheiligten, nicht auch das Rule: 
Sntereffe einzelner Gemeinden ober mehrerer Nahbam, reſp. Weldtheile, Wichs 
[läge und Wannen innerhalb einer einzelnen Ortfchaft, vorausgefeht wire. 


na - "us 
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Zweites Kapitel. 


Befondere Erläuterungen zu den einzelnen Beflimmmmgen des 
Geſetzes v. 28. Febr. 1843 und zu deffen Ergänzungen. 


Zum Eingange ded Gefekes. 


Ueber den territorialen Wirkungskreis, beziehungsweiſe des Gef. v. 
8. Gebr. 1843, ſowie einzelner Stüde deſſelben vergl. die Einlelt. zur 
Kb. I. a2ub II. ad II. A., oben ©. 573 ff., insbef. die V. v. 9. San. 1845 
segen Einführung des Gef. in ven Bezirk des Appellat. Gerichtshofes zu 
tin 1) (G. S. 1845. ©. 35), und das ©, v. 11. Mat 1853 wegen An⸗ 


wendung des Abfchn. III. des Gef. in den Hohenzollernfchen Landen. ? 
3.6. 1853. 6. 198) ü henzollernſch ) 


Erſter Titel. 


Ye landespolizeilichen Vorſchriften des Geſetzes; die Ufer— 
und Fluß⸗Polizei der Privarfläüffe. 


($$. 2—12. des Gefehee). 


Zum $. 2. des Gefepes. 


1) Die oben ©. 626 Note 2. alleg. Denkfchrift bemerkt über die Stel⸗ 
mg der 65. 2—12. zum $. 1.: 

Unter den Beſchränkungen, welden die privative Dispofition 
Bez das fliegende Waffer unterliegt, find diejenigen vorangeftellt, 
wide dur das Intereffe des Publikums und des öffentliden 
do hls bedingt werden. Die Befugniß des Bublifums , das Waſſer auch der 
kivatlüfie zum Trinken, Schöpfen u. f. w. zu benußen, fofern man auf öffentlis 
em PBlägen oder Wegen dazu gelangen fann, — ift im Herlommen allgemein be: 
züwbet und durch die Natur des fließenden Waffers innerlich gerechtfertigt.” 

2) Der $. 2. entfpricht tem Art. 643. des Code civil. wonach der 
Hgenthümer ter Quelle ihren Lauf nicht verändern darf, wenn fte den 
Humohnern einer Orxtfchaft, eines Dorfs oder Weilers das ndıhige Wafler 
wefchafft. Der Art. 643. a. a. D. fügt indeß die Einfchränkung hinzu: 

. Haben jeboch die Binwohner den Gebrauch davon nicht erworben ober vers 
(acquis ou prescrit), fo ift der Bigenthümer der Duelle berechtigt, dafür 
Aue fachverfländig zu beſtimmende Gntfchädigung zu fordern.“ 


8) Dagegen enthält ver $. 2. ten Zufag: „fofern e8 nach Entfcheldung 
ver Drtöpolizeibehörte ohne Gefahr für vie Befchänigung des Ufers ges 
en Fann“, welcher auf einem in der Sigung der vereinigten fläntifchen 
Thüffe v. 9. Nov. 1842 geftellten Amendement beruht. Diefer Zufak 
ſchließt aber vie Pflicht der Ortspolizeibehörde nicht aus, im überwiegenden 

ichen Intereffe des Waſſerbedarfs einer Ortfchaft, diejenigen Vorrich⸗ 
anzuordnen, welche die Gefahr für die Befchädigung Ted Ufers be» 


4) Dafür, daß den unterhalb liegenden Einwohnern (gewiß 
ls auch den unmittelbar angrenzenden) der nothwendige Bedarf an Waſſer 
Bert; Bemäfferungsanlagen nicht entzogen werde, forgt der (in Bolge eines 


— — 0. - _.- 


1) Bergl. in Bd. I. S. 858. 
2) @bendaf. S. 858—859. 


Saubei-Rultur-Sefehg. Bd. 11. Abth. il. MA 


r 
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Amendement3 in der Sitzung der vereinigten Ausfchäffe v. 7. Nov. 1342 
binzugefügte) $. 15., intem er die Neg. ermächtigt, „in ſolchen Bällen zu 

bwendung des Nothſtandes für teren Wirthſchaften vie Ableitung vei 
Waſſers in geeigneter Weife zu befchränfen.“ 


Zu 68. 3. u. 4. des Befeges. 


Bergl.: 

1) die K. O. v. 24. Bebr. 1816, betr. die Verhütung der Verunreins | 
gung der ſchiff- und flößbaren Fluͤſe und Kandle (©. ©. 1616. 6. 1), 
wobei zu bemerken, daß nur im Bereiche des Code civil (vergl. Art. 538.) - 


die bloß flößbaren Fluͤſſe auch zu ven dffentlichen gehören, während nad 
38. A. L. R. 11. 15. vie Flößbarkeit fein Kriterium der Megalität if; 
2) die Polizei⸗V. v. 15. Nov. 1851 für ven Meg.» Bez. Eranfien 
sub Nr. IX. $. 38, (Din. Bl. d. i. V. 1851. ©. 286 und 292), wofelbR ein 
Strafe bis zu 10 Thlr. auf Verunreinigungen eines Privarfluffes (Duck, 
Bach oder ließ) durch Einmwerfen von Erde, Steinen oder fonfligen Re 
terialten, ingl. einer zur Ab» oder Zuleitung von Waſſer dienenden Auieg 
angedroht ifl; 
3) das R. der Min. für H., ©. u. df. N. u. für landw. Ung 1 
26. San, 1853 1) (Min. Bl. d. i. ®. 1853. ©. 53. Nr. 42.), wonach Wi 
Einmwerfen von Abgängen aus einer Melajien» Babrit unter den $. 3. fuh 
fumirt wird. 


Sum ©. 5. des Geſegtes. 


Hierbei iſt vorauszuſetzen, daß derjenige, welcher auf vie im 55. 


angegebene Weife in einem Privarfluffe Wiefen anlegt, Gigenthümer tel 
Fluſſes if. Aus tem den Uferbefigern laut 6. 1. beigelegten echte mus 
Nutzung des Wafferfchages der Privatflüffe zu Beriefelungen folgt an #4 
noch nicht ihre Befugniß zum f. g. Wiefenbrechen. 


Zum $. 6. des Geſegtes. 


Vergl.: 

1) die EFrläut. zum $. 37. des Landes Kult.» Ev. v. 14. Sept. 1811 
(f. in 3. IT. Abth. I. ©. 107); 

2) die oben zu 66. 3. u. 4. unter Nr. 2. alleg. Stelle der Polizel-®. 
v9. 15. Nov. 1851 für den Reg.⸗Bez. Frankfurt; 


3) das M. des Min. des Inn., landw. Abth. v. 13. Ian. 13 


(Min. Br. d. i. V. 1840. ©. 20). 
Zum $. 7. des Gefege®. 


Vergl. die Erläut. des $. 7. in Verbind. mit dem 6. 10. des Borluhe 


Gef. v. 15. Nov. 1811, oben S. 598 ff. 


Zu 68. 8—12. des Geſetzes. 


Dieſe Paragraphen enthalten fpegiellere Anoronungen in Betreff vl 

fhon in den $$. 42. u. 43. U. MR. 11. 15. audgefprocdhenen Gruntfepe 

wegen Geftattung des allgemeinen Gebrauchs der Privatflüffe zum tel 
en. 


1) Bergl. in Bd. I. S. 861—862, 
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Zweiter Titel, 


aterielle Rechtobeſtimmungen über die Waffernugungsbe- 
guiffe der Srundbefiger und darauf bezügliches Verfahren. 


($. 1. Abſchn. I. u. 66. 13—18. Abfchn. II. des Geſetzes.) 


Erftes Stück. 
Princip des Geſetes. 
Zum $. 1. des Gefepe®. 


1. Der $. 1. flelt in Bezug auf die Nugungdbefugniffe der Grund 
iger den leitenden Hauptgrundfak an tie Spige des Geſeztzes. 
wafelben fleht zwar einerfeit® ter tarauf folgende $. 2., betr. den gemei⸗ 
u Gebrauch des Waſſers zum Trinken, Schöpfen und Viehtränfen, gegen» 
pe (vergl. oben die Erläut. zum 6. 2.); hingegen fchließen fich anderer» 
IB venfelben alle übrigen Beftimmungen des Gef. an, indbefontere vie 
> 38—18., theils als nähere Beflimmungen, theild als Befchränkungen 
B;@rundfages des $. 1. 

Die Abſicht ned Gef. ift (wie die oben S. 626 Note 2. alleg. Denk⸗ 
eift Gemerkt), dahin gegangen, für Verhältniffe ein feftes Rechtsfunda⸗ 
te neu zu begrünten, denen es bisher an einem folchen fehlte. 

Zufolge des dem Gef. zum Grunde gelegten Prinzips wird „die 
ngungöbefugniß des in den Privarflüffen enthaltenen Waflerfchages ale 
ı Gegenfland des Privateigentbumd anerfannt und wo nicht befondere 
echtstitel ein Anderes feftftellen, ven Uferbefigern als Annerum ihres 
rund und Bodend zugeflanden.” (Bergl. Kap. I. Tit. 3. Stüd 2. ad II. 
» A. u. C., f. oben ©. 637 u. ©. 639.) 

H. In Betreff des Rechtsobjekts des 6. 1. ift der Begriffe» 
sterfchied von Öffentlichen und Privat-Flüſſen nach den verfchies 
sen im Staate geltenden Rechts⸗Syſtemen erheblich. 

1) Vergl. die Erläut. zum Vorfluth⸗Geſ. v. 15. Nov. 1811, Abfchn. I. 
ap. 8. Zit. 2. sub III. ad D., oben ©. 600. ff. und insbeſ. aud, das 
ee. des Ob. Trib. v. 12. Sept. 1849 (Striethorſt's Rectef. Bo. 4. 
. 341. Rr. 169.), wonach f. g. Baͤken (welche die Bluren am Kurifchen 
aff durchfchneiden, fich in letzteres ergießen und theilweiſe ſchiffbar find) 
ie Rüdficht auf F. 21. Tit. 14. Thl. II. u. 6. 38. Sit. 15. Thl. 1. 2. 
MR. als Öffentliche Fluͤſſe erkannt worden, 

weil das charafteriftifche Merkmal eines öffentlichen Bewäflers in defien Schiffs 
weit beruhe und die 88. 39. ff. Tit. 15. Th. II. nicht maaßgebend feien, wenn 
bh ein Privatfing in einen Stron, ohne Zuthun, mittelft Naturgewalt, verwans 
ft Gabe, zumal nach Lib. I. Feud. 56. auch die Gewäſſer für Regalien erklärt 
&xben, ex quibus Gunt navigabilia.‘ 


2) Der $. 1. erweitert den Begriff von Privarflüffen, indem er dazu 
ach die Quellen, wie die Seen, welche einen Abflug haben, rechnet. 
Bergl. auch Art. 641. m. 643. Code civil.) 

8) Ueber den Unterfhied von Quellen und Privatfläffen und die da» 
em abhängigen verfchiedenen Wirfungen in Betreff der freieren Verfügung 
ber Erftere, fpricht ſich das Erf. des II. Sen. des Ob. Trib. v. 19. 
Der. 1851 aus, welches bemerft: 

Eine Duelle, die fich in einem nicht beſtimmt abgegrenzten Bette über bie 
ir benachbarten Grundſtücke erſtreckt, it als Privatflug nur dann zu betrachten, 
wen fie einen beflimmt abgegrenzten Waflerlauf, einen Bach oder Fluß bildet; 
Bag ſolche Duelle Tann der Bigenthümer fafien, das Wafler anfammeln, um diſch⸗ 


air 
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teiche anzulegen ($. 184.9. 2.R. I. 9.) oder fonflige Zwede damit zu erreicen.') 
(Striethorſt's Ark. Br. 4. ©. 211. Nr. 35.) 


1. Subjekt des im Gefege begrünteten Rechts auf die Rukum 
des fließennen Waiferd zur Bewaäaͤſſerung fol nur der Uferbefiger fein 

1) Deffen Verfügungdbefugniß über den Waſſerſchatz ver Privarlüfle 
gilt als Regel und ift zu vermutben. 

2) Bon tiefer Megel und Mechtövermuthung treten jetoch Aub 
nahmen ein: 

a) wenn das Bigenthum des Fluſſes und damit (nach 88. 2., 11., 12. n.13. 
A. L. R. J. 8.) tie ausfchliegliche Dispefition über das Maffer nebtt alla 
Nutzungen und Vortheilen, die der Fluß bietet, einem Anderen zufteht. 

In diefem Falle muß ver Uferbefiger eine, vermöge fpezieller Recteritel 
erworbene Befugniß zur Benutzung des verüberfließenden Waſſers Behuft 
aaa aferung, gegen den Gigenthümer tes Fluſſes befonbers nad 
weifen. 

b) wenn ein befeonderes Nubungsredt bezüglich des fließenden Waflers nad 
Provinzialgefegen, Lofal s Statuten oder fpeziellen Rechtstiteln erweisiih 
einem Anderen, als dem Uferbefiger zuſteht. “ 

Bei den Provinzialgefegen (zu b.) fheint an die bin und wieder vn 
ten Gerichts» und Gutsherrfchaften in Anfpruch genommenen Derzeit 
auf die Benugung ter fließenden Gewäfler gedacht zu fein. Soweit jeteb 
ein dergl. Vorrecht zur ausfchließlichen Benugung des fließenren Waſſer 
in Privatfläffen aus früheren guts⸗, fchuß= und grundherrlichen Hechter 
abgeleitet worten wäre, hat tafjelbe nebft einer etwanigen Abgabe für dein 
Meberlaffung (ausfchließlich ver Mühlenzinfen) aufgehört (Art. 42. m 
Verf. Urk. v. 31. San. 1850, $. 3. Nr. 10. des Ablöf. Gef. v. 2. Ri 
1850), und ifl auf vie betreffenden Uferbefiger ohne Nüdficht auf Me rede 
liche Eigenjchaft ihrer Grundſtücke übergegangen. ?) 

3) Zu 2. ad b. tft jetoch zu bemerken: 


a) Die Wortfaffung des $. 1. entfpricht der nach den Vorverbantlum ' 


gen und ter Denffchrift zweifellofen Abſicht des Gef. nicht. Währenn nim 
lich beabflchtigt ift, im $. 1. darüber Beſtimmungen zu treffen, wer zu tem 
Privatfluffe oder zu der Benugung des Waſſerſchatzes in vemfelben auf 
dem Uferbefiger befugt fein Tönue, und veöhbalb das die Megel biltende 


Du ur Wer 


Recht des Tegteren ausſchließt (Ten Mechtötitel zum Fluß oder zu der Waſſw 


nugung zu beftinımen), alfo nur in viefer Beziehung Darauf hinzurmeifen, 


tag ein Anderer Eigenthümer tes Fluſſes fein oder daß ver Regel . 
Präfumtion für Dad Nutzungsrecht des Uferbeſitzers durch Provinzialgeſche 


Lokal⸗Statuten und fpeziele Mechtätitel derogirt werten Fönne, begrünte 
vielmehr, nad) der jegigen Wortfajfung, tergl. provinziele und flatutarifkr 


Beflimmungen und Titel eine Ausnabme von jener im Intereffe der Lande 


kultur verliehenen oder erweiterten Waffernugung überhaupt, dergeftalt. dej 
der Zweck des Geſetzes: „Lie Wafferfchäge für tie Kultur ter Grundſtic 
Behufs deren Bemwälferung zu entfeffeln“, ganz oter tbeilmeife unenti 
bliebe, foweit das Provinzialrecht dieſer Art der Wafferbenugung entgeger 
ſteht oder diefelbe befchränft. 

b) Diefer Mißgriff bei ter Redaktion gab Veranlaffung, daß ne 
träglih, auf Antrag der Kommunalflänte des Markgrafthums Oberlanft 


— — 


1) Damit ſtimmt auch das gemeine Dentſche Recht überein. Bea 
Mittermaier, Gruntfäge des Deutfch Privalr. Bd. 2. S. 280, 

2) Vergl. au $. 5. des Et. v. 28. Oft. 1810 wegen ber Mühlengerrdng 
feit, und 8. 233. N. L. R. I. 15., ferner S. 30. des Gef. v. 28. Oft. u. 2 Re. 
1810, betr. die Ginführung der allg. Gewerbefleuer, und wegen der nen und wit 
ber erworbenen Provinzen insbefondere, ven $. 2. ter Gew. DO. v. 17. Zen. 1SB. 
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wch die V. v. 26. April 1844 1) (G. S. 1844 ©. 112) das in der Ober» 
ufig geltente Ober⸗Amts⸗Pat. v. 18. Aug. 1727 außer Kraft gefegt wurde. 
er $. 5. des letzteren enthielt nämlich, und zwar im befonderen Intereffe 
er Iandwirtbfchaftl. Kultur, zu Gunften ter Bemwäfferung folgende Bes 
mmung: 

Damit um foriel weniger jemand Urfache haben möge, den ordentlichen Lauf 
: Bäche und anteren Gewäfler außer der gemöhnlichen Zeit und ungebüßrlicker: 
ife zu hemmen, ift beliebt worden, daß ten oberwärts wehnenden Grundherren 
e Jahr zu 4 verfchiedenen Malen, zweimal vor der Heus und zweimal vor der 
ummets@rnte, jetesmal vom Sonnabend Mittag 12 Uhr bis nächflfolgenden 
mntag Mittag wiederum 12 Uhr bie Flüſſe und Bäche zur Bewäſſerung ihrer 
iefen und Gärten zu ſchützen und abzufchlagen erlaubt fein folle. 


Diefe Befugniß war in einer ferneren Beflimmung des Ober» Amts» 
itents auch den Brundbefigern in Statt» oder Dorfgemeinten beigelegt. 
Hiernach enthielt alfo ter 6. 5. des Patents v. 18. Aug. 1727 im 
mgleih mit dem — nach tem Gef. v. 28. Bebr. 1843 — erweiterten 
"iu der Grundbeſitzer eine erhebliche Einfchränfung dieſes 
„ welche nur mittelft ter unberingten Einführung der Vorfchriften 
Ba@ßef: v. 28. Behr. 1843 und daher durch tie Aufhebung des Ober⸗ 
Batents v. 183. Aug. 1727 befeitigt werden Eonnte. 
24) Die Brage: wen das Eigentbhuni eines fließenden Privatgewäſſers 
ftehe? if in den Gefegen nirgends ausdrücklich entſchieden worden. 
ergl. darüber die Erf. des Ob. Trib. v. 12. Sept. 1843 (Striethorf's 
xhtef. Bd. 4. ©. 431) u. v. 31. Aug. 1836 (Entf. Bd. 15. ©. 361. Nr. 41.), 
sin angenommen ft: 
daß das Recht, einen Privatflup zu befifchen, den Uferbefikern ale Nuss 
uß des Bigenthums zuftche, foweit fich ihr Ufer erflreckt und das Bigentkum 
6 den Beſtimmungen ter 88. 225.5. A. ER. 1. 9. über Alluvien, Infeln und 
rlaſſene Slußbetten, welche als Pertinenzien der anliegenden Grundflüde betrachtet 
eben, weil den Befigern tiefer legteren ber turch Alluvien, Bildung von Infeln 
d Beränderung des Flußbettes entftchende Boden zuwaͤchſt, abzuleiten fei. 


Ueber vie Brage: ob jedem Arjacenten ald folchem das Recht zur Fi⸗ 
verei in Privatfläffen vergeftalt zuftehe, daß den gegenüber ein befonters 
worbened Mecht zur Bifcherei von einem Dritten ſpeziell nachgewiefen 
erden müſſe? vergl. den von Boele mitgetheilten Rechtsfall nebft Nach» 
set in Dr. Sommer's Arnsb. Arch. Br. 10. ©. 621 ff. indbef. 635 ff., 
iD außerdem tie in den Ergänz. ter Preuß. Rechtsb., 3. Ausg. Br. 5. 
. 222 —224 u. Br. 12. S. 295 allegirten Präjudifate und Schriften. 

IV. Den Umfang des Rechts betreffend. 

1) Der $. 1. verleiht Tem Uferbefiger vie Benutzung des an feinem 
sundflüde vorüberfließenden Waffers. 2) 

2) Das Ob. Zrib. führt in einem (das Erf. des [vormaligen] O. 

Ger. zu Münfter v. 10. Ian. 1845 beflätigenden) Urtel (Datum konſtirt 
Kt) aus: 

daß ancb die Bewäflerung einer Wiefe, die nicht unmittelbar an ten Bad 
enst, aus diefem deshalb zulaͤffig fei, weil fie aus Trennflüden von Kolonats⸗ 
ünden befiche, welche an ten Bach grenzen und weil der Kolonatsbefiger als 
mittelbarer Ufernachbar das Recht Hatte, nicht allein bie noch in feinem Beſitze 







1) Bergl. in Br. I. S. 858, 

2) Zaut Art. 644. des Code civil: „dont la propriete borde une eau cou- 
nie”, wenach es nicht erforberlich If, daß das Grundſtück vom Fluſſe durch⸗ 
mitten wird, dag mithin dem Unternehmer der Bewäflerungs-Anlage das Uferland 
f beiden Seiten des Fluſſes gehört, es foll vielmehr jeder gegenüber Tiegenbe 
teebefiper ein Mecht auf Benuhung ber Hälfte des Waflere haben. 
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befindlichen Ländereien, fondern auch bie davon abgetretenen, aber drilich aufem 
menhängenten Barcellen als Wieſe zu aptiren und au bdiefem Bekufe aus ven 
Bade zu wäflern; taher habe er auch daa Bewäflerungerecht au den Trenfäde 
erwerber abtreten türfen: indeß dürfe der Trennflüdserwerber das MWaflernugunge 
recht nur für die vom Kolonate erworbene, nech zur Uferlänterei zu vechnene 
Wieſe und nicht auch für feine übrigen, an biefe Wieſe anfloßenten, ſchon früher 
befeffenen Grundftüde ausüben. (Sommer's Nrneb. Arch. Br. 12. ©. 167 |) 

V. Der Gegenfland und Zweck der den Uferbeflgern beigelensen 
MWaffernugungsbefugniß, wie der innere Wirfungs- und Rechtskreis des Ge 
feges ſelbſt wird näher bezeichnet und abgegrenzt einestheild durch tie Ver⸗ 
weifung auf die 66. 13. ff., anderntheild durch den an das leitente zw 
Hauptprinzip ($. 1. im erften Satze) angereihten Zufag im zweiten Gap 
bes F. 1., wonach 

es in Anfehung der Benutzung bes Waflers zu Mühlen und anderen Trick 
werfen, wie in Anfehung ber Zifchereis Berechtigung und Vorfluth, bei den beſe 
pennen gefeplichen Vorfchriften, foweit diefe nicht austrüdlich abgeändert werben, 
verbleibt. 

1) Hiernach finden (abgeſehen von ven allgemeinen Iandesyel 
Anordnungen — 66. 2—12 —) die materiellen und formellen 
gen des Gef. (GG. 13—18. u. 66. 19. ff.) letiglid in Bezug auf 
gen Rechte der Uferbefiger Anwendung, welche die Benugung der 
tenten Kraft des fließenden Wafferd für tie Borenkultur mittelft der Be 
wäflerung betreffen; wogegen dad Gef. bezüglich ter Befiger von Wein 
mühlen und ähnlichen Triebwerken, wie bezüglich der Vorflutbs«- und Br 
fchereiberechtigten nur die Bedeutung und Wirfung bat, daß es ten Al 
ihrer Rechte, ſoweit derfelbe von Bewäfferungsanlagen berührt wird, te 
Uferbefigern gegenüber näher beflimmt und regelt. 

2) Die im zweiten Sape tes $. 1. gedachten ausdrücklichen Abänte 
rungen find, namentlich in Betreff der Bifcherel im F. 18., in Betreff de 
Vorfluth im $.7., in Betreff der Waſſer⸗Triebwerke in ten $$. 16. u. 17. 
(nebft $$. 25. u. 37.) entbalten. 

VI An ven $. 1. fnüpfen fich noch folgende Fragen: 

1) Wieweit früber ergangene rechtsfräftige Erkfenntaiffe, 
nach welchen ein Uferbefiger oder Flußeigenthümer in der Benutzung te 
Waffers zur Bewäfferung befchränft worten ift, den erweiterten rks 
neu begründeten Befugniffen des Gef. v. 28. Febr. 1843 pr 
judiciren, taher einen liferbefiger, gegen weldyen vergleichen Surifet 
ergangen find, entgegenftehen, wenn derfelbe von der nunmehr in tem ©. 
v. 28. Febr. 1843 erweiterten resp. neu verliehenen Befugniß zur Weſſe⸗ 
nugung Gebrauch machen mil? 

a) Dei Entfcheivung diefer Stage iſt ind Auge zu faflen, daß te 
neue Kulturgefeg als folches (abgeiehen von ter Sankıion der WBafkr 
nugungdrechte der Liferbefiger) im Allgemeinen keine Privatrechte aufheben 
und feine neuen Rechtötitel auf die Waffernugung gründen wollte, vielmeis 
die zur Zeit rechtlich beftehenden Waflernugungsverhälmiffe als zur Au 
gleihbung und zum Verfabren mitgebrachte, Demfelben voraußgegangene za 
außerhalb des Bereichs feiner Beftimmungen Tiegende betrachtet, werau 
folgt, daß frühere Judikate, welche vie geäftellun von Eigenthums- Mn 
Nugungsrechten am Fluſſe und an nem fließenden Waffer um 
Gegenftante haben, infoweit in Kraft bleiben. 

b) Andererſeits ging die Abficht und Aufgabe des Geſ., als einer Rd 
turmaaßregel, tahin, die früher ungenugten Wafferfchäge ver Brivarflüffe zu 
Bunften ter Bodenkultur zu entfefleln und deren Benugung und Gebrauch⸗ 
zwecke im Intereffe des Gemeinweſens zu erweitern, und Blerans folgt, def 
frühere, auf Grund der vorherigen, diefen erweiterten Gebrauchszweden exp 
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gegenſtehenden Befepgebung ergangene Judikate über die Art und Aus⸗ 
dehnung des Gebrauchs vom fließenden Waffer, durch das neue Befek von 
F beſeitigt ſind und daß mithin diejenigen, gegen welche dergleichen 

dikate ergangen, ohne Ruͤckſicht darauf, die allen Uferbeſitzern in dem 
Gef. v. 28. Febr. 1843 verliehenen, aus ibm als einem neuen Rechtstitel 
herworgehenden Waffernugungsrechte auch für ſich in Anfpruch nehmen und 
geltend machen Fönnen. 

Diefe Anficht findet ihre Betätigung in ten analogen Beſtimmungen 
ter 66. 26. u. 29. ver Gem. Thl. DO. v. 7. Juni 1821 und des $. 97. des 
N6ldf. Sef. v. 2. Mär; 1850, ta diefe Beftimmungen nur Folgerungen aus 
ven Gharakter und Prinzip eines Kultur⸗Geſetzes fin. Judikale haben nur 
mögefprochen, was nach Den damals beſtehenden Geſetzen geflattet over 
licht geftattet war. 

2) Enifteht die Brage: ob die Verjährung zu den im ©. 1. wie 
in anderen Stellen ($$. 16., 17.,53.) gedachten fpeziellen Necht8» 
Iteln gebdre? 

..2) Bei den Verhandlungen ter vereinigten Ausfchüffe wurde viefe 
"ia Bezug auf die Beftimmung zu $. 16. a. angeregt und dabei ver⸗ 
te Allgemeinen aud) nicht beftritten, aber nicht ausdrüdlich entſchie⸗ 
: (Berbandf. v. 5. Nov. 1842.) 

5) Ihre affirmative Beantwortung erſcheint nicht zweifelhaft, ſoweit 
ei den fpeziellen Nechtstiteln, wo deren erwähnt ift, überhaupt an eine 
Berjährung gedacht werten fann. !) 

Wie auf anteren Rechtögebieten neben rechtögältigen Willenserflärun. 
a die Derjährung unter ten fpezielen Mechtstiteln mitbegriffen tft, und 
»9 fie Platz greift, mit ihnen gleiche Kraft bat, fo muß fie auch bier für 
md gegen Ufer- und Triebwerfd-Befiger zur Begrüntung von Privatrechten 
nf die naffernugung gelten. In diefer Beziehung aber find Grund» und 
äriebwerko⸗Beſitzer auf gleiche Weife zu behandeln. Was binfichtlich ver 
Berjäbrung für den $. 1. gilt, ift auch für vie 66. 16. u. 17. anzuwen⸗ 
en, da es fi in beiden Füllen vom Gebrauch des fließenden Waſſers 
yandelt und es an fich gleichgültig ift, ob deſſen befruchtende oder deſſen 
wwegente Kraft die Subſtanz des Rechts biltet. 

e) Daß im Bereiche des A. 2. R. gegen vie Vorſchrift des 6. 99. 
ie. 8. Thl. 1. durch Verjährung Waffernugungdrechte erworben werden 







1) Statt ber jebigen Redaktion des $. 16. a. „ein auf fpeziellere Rechtes 
itel beruhendes Recht zur ausfchließlichen Benubung“, hieß es aber in dem, den 
ereinigien Ausfchüffen vorgelegten Entwurf: „ein ausdrücklich verlichenes 
Becht zur ausfchließlichen Benutzung“. Bei dieſer Faſſung blieb der Nechtstitel der 
Berjäßrung von felbR ausgefchlofien, während die fpäter veränderte Faſſung um 
e mehr dafür fpricht, dag man unter ben fpeziellen Rechtstiteln auch die Ders 
Biraug mitbegreifen wollte, da dieſe veränderte Faſſung in der Sitzung ber vers 
inigten ſtaͤndiſchen Ausichüfe v. 7. Nov. 1812 beautragt ifl. 

Nur bei den fpeziellen Rechtstiteln des $. 17. Nr. 2. kann von einer Verjährung 
meh Bells überhaupt feine Rebe fein, ba die Nr, 2. des $. 17. auf der Vor⸗ 
möfeßung beruht, daß tie Fisher vom Triebwerfebeflger ausgeübte Waflernugung 
emjenigen Umfange nicht entiprochen hat, auf welchem ihm fpeziellere Rechtstitel 
inen Anfpruch geben. — Wenn Siege in feiner Schrift: Beleuchtung ıc. ©. 48. 
migegengefegter Anficht iſt, ſo kann ihm barin nicht beigepflichtet werben. (Berg. 
de Brlänt. zu 88. 25. u. 37.) — Wieweit eine qualifizierte Verjährung oder dech 
Ne Trrichtung fichtkarer und bie Nukung des fliegenden Waſſers beflimmender 
Inlagen (88. 15. ff. 32. #., 33..9.2. 8.1, 22. und 66. 504—507. WER. TI. 
.) —5 erforderlich, if nach Bewandniß ber Umſtaͤnde in den einzelen Faͤllen 
m beſtimmen. 
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fönnen, ift von dem Ob. Trib. mehrfach angenommen. (Bergl. vie oben 
Kay. 1. zit. 2. Stüd 1. ad III. S. 629 ff. allegirten Bräjudifate.) 

Der Code civil entfcheidet tie Frage in den Art. 641. u. 642. dahin: 

daß der Gigenthümer eines unterhalb fiegenden Grundſtücks dur Titel 
oder Verjährung gegen die Dispofltionsbefugniß des oberhalb belegenen Br: 
fißers über eine auf befien Grund und Boden befindliche Duelle, Rechte tk 
einen 30 Sabre hindurch ununterbrochenen Genuß des aus der Quelle abfliefem 
den Waſſers erwerben fönne, nur mit der näheren Beſtimmung rückfſichtlich ver 
Beligergreifung und des Anfangs der Ufufapien: a compter du moment! ou ls 
proprietaire du fonds inferieur a fait et termind des ouvrages apparents des 
tines à faciliter la chüte et le cours de l’eau dans sa propridte. ') 


Zweites Stück. 


Allgemeine Bemerkungen zu den 66.13 —18., betr. die näheren 
Beſtimmungen der Rechte der Uferbefiger. 


I. Gegenſtand verfelben. 

Die 66. 13— 18. enthalten die vispofttiven Beftimmungen über ii 
Waflerrecht, welche die Vorfchriften des A. L. R. wie des Code civil i 
des gemeinen Rechts theild erweitern, theild näber entwideln, ſich je 
auf rad Waſſergebrauchsrecht der Uferbeiiger in Bezug auf Bemwäffermge 
befchränfen. 

Namentlidy betreffen: 

a) die 88. 13. u. 14. die Mechtöverhältnifie des einzelnen Uferbeflgers in ax: 
beren Ufer, insbef. Srundbefigern ; 

b) der $. 15. tie Rechtsverhältnifie des Uferbefibere gegenüber ven öffentlites 
Intereſſen: 
a) des Staats wegen der Schifffahrt u. ſ. w., 
6) der — unterhalb liegenden — Binmwohner wegen ihres unentbehrfiden 

wirthfchaftlichen Waflerbedarfs ; 

c) die 88. 16. u. 17. die Mechtsverhäftuiffe des Uferbeflgers gegenüber tra 
beftehenden Mühlen und anderen Triebwerfen; 

d) ber * 18. die Rechtsverhaͤltniſſe des Uferbefitzers zu den Wifcherei : Be 
rechtigten. 


II. Materielles Necht der Uferbefiger und deffen befor- 
dere Ermwerbung. 

1) Wenn die 6. 13. ff. nur vom Uferbefiger und den ihm nach $.1. 
zuſtehenden Nechten auf Benugung des vorüberfließenten Wafferd fyreden, 
während nach $. 1. die Nugung des fließenden Waſſers, vermöge des Tigrm 
thums am Fluſſe oder vermöge Provinzialgefege, Lokal» Statuten oder ſpe⸗ 
zieller Nechtötitel, auch einem Anderen, ald dem Uferbefiger, zuſtehen kam 
fo bat dies tarin feinen Grund, daß, nach $. 1., nur dem Uferbejiper um 
feinem Unteren das Recht der Waffernugung zur Bewäfferung beigeleg 
ift, weil davon auögegangen wirt, Daß allein der Liferbefiger nach den tur 
die Oertlichfeit gegebenen Beringungen im Stante if, mit Ausfchliefug 
Unterer Davon Gebrauch zu machen. Daher waren vie näheren Bellim 
mungen und Grenzen für vie Ausübung des Waſſernutzungsrechts lediglich 
in Bezug auf den Uferbeflger und auf das ihm, laut $. 1., beigelegte 
wäfferungdrecht in den 98. 13—18, fpezieller feftzufegen, woraus ſich wie 









1) Das Röm. Recht (Lib. VII. Tit. XXXIV. Cod. III. de servitutibes d 
aqua) verleiht demjenigen, welchem die Nutzung des nach altem Herfommen md 
Obfervanz durch fein Grundſtück fliegenden Wafers zu befien Bewäflerung sb 
lich gewefen, ebenfalls Rechtsfchug dagegen: ne quid contra veterem formam &- 
que solennem morem innovetur. 


⸗ 
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erum ergiebt, daß eine Anwendung biefer 66. auf andere Waffernugungs- 
erechtigte nicht zuläfftg. ifl. 

2) Zmeifelhaft bleibt dagegen Lie den $. 25. zu Nr. 5. mitbetreffende, 
och bier zu erdrternte Frage: 

a) wiefern ein anderer Gigenthümer des Fluſſes oder ein anderer zum 
ießenten Waſſer teffelben Berechtigter, fein Wafjernugungsrecht dadurch 
erwerthen kann, daß er daſſelbe ganz oder zeitweife einen an das Ufer 
‚enzenden Grundbeſitzer Behufs der Verwentung des Waſſers zur Bes 
äfferung verkauft oder verpachtet? desgl. 

b) ob ein folcher Gefitonar bei Benutzung tes erft fpäter zu feinem 
fergruntftüde erworbenen Waflerfchages, tiefer fyäteren und befonderen 
lkkrescenz ungeachtet, dennoch das Recht zur Bewäſſerung aus $. 1. und 
gar Tie Rechte, ſowohl aus $. 19. Nr. 1. u. 66. 20—22., als anderen« 
wis aus $. 19. Nr. 2., 66. 24. ff. ausüben darf, welche ter Cedent nie= 
wis befaß, vie hingegen das ©. v. 28. Febr. 1843 im Allgemeinen als 
Immerum tes Uferbeſitzes betrachtet? 


+; Bür die Verneinung fännten aus der Baffung der einzelnen Bes 
tungen des Geſetzes ſelbſt folgente Motive hergeleitet werden: 

m) Es kann bei dbemjeninen, welchem nur das Flußwaſſer ober deſſen 
Anpung, hingegen Fein Grundſtück am Ufer gehört, tie Voransfekung 
bes $. 24. — eines überwiegenden Landeskultnr⸗Intereſſes —, weran der 
$. 25. Nr. 5. die Befugniß zur Abtretung des Rechts anf Waflerbenugung 
Enäpft, nach der Natur der Sache gar nicht quireffen. 

b) Go flieht die Beſtimmung der Nr. 5. des S. 25., welche von einem unmits 
telbar an das Gruudſtück des Uferbefigers angrenzenden Grundbefitzer, alfo 
von zwei vefp. gleichzeitigen Ufers und Grundbeiigern fpricht, ihrem Wort: 
laut nach nicht denjenigen zur Seite, welche nur Befiper des Fluſſes ober 
der Nutzung der Kräfte des fliegenden Waflers fint. 

c) Es räumt der $. 19. Nr. 2., mit welchem tie folgenden $$., insber. auch 
die Mr. 5. im F. 25. aufammenhängen, das Provefatiensrecht auf Bers 
mittelung der Bolizeibehörde und auf Brpropriationen nur einem Ufers 
befiger ein. 

d) Ge gefleht der $. 1. das Waffernubungsrecht zu Beriefelungen ausbrüdlich 
nur den Uferbefigern zu. 

e) Eublich enthielt der den vereinigten ftändifchen Ausfchüfjen vorgelegte Ent⸗ 
wurf im damaligen $. 15. eine Beflimmung, wonach der Uferbefiker übers 
haupt befugt fein follte, fein Recht zur Benubung des Waſſers einem Ans 
deren zu überlaffen; dieſe Beftimmung fiel aber fpäter fort wegen ter das 
gegen erhobenen Bedenken einer zu mnbegränsten Anstehnung biefer Bes 
fugnig, wie mit Rüdficht auf das im $. 101. Bil. zum A. L. R. enthals 
tene Rechtsprinzivy. In Folge beffen wurde (nach einem Amendement in der 
Siß. v. 7. Nov. 1842) die Nr. 5. in den jetzigen $. 25. eingefchaltet. 

Nichts defto weniger kann allen tiefen Motiven aus tem Geſ,, einer⸗ 
felts gen die Zuläffigfeit ter tauernten oder vorlibergehenten Abtretung 
des Waflers (Verkauf oder Verpachtung tes Wafferfchapes im Fluſſe) Sei» 
lens des Flußeigenthümers oter Seitens des zur Waffernugung Berechtig⸗ 
ken an einen Uferbeſitzer, andererſeits gegen die damit übergehenden gleich 
wirkſamen Provokationsrechte dieſes Uferbeſitzers als Ceſſtonars, Fein Ge⸗ 
wicht beigelegt werten. Denn ein ſolches Rechtsgeſchaͤft der Abtretung 
von Eigenthums⸗ und Nutzungsrechten an Privatflüffen ift nach ten alle 

einen bürgerlichen Geſetzen durchaus geftattet; auch iſt nirgends im Geſet 
mt, daß nur denjenigen Grundbeflgern, welche ſich fchon zur Zeit 

ber Bublifation des Gef. gleichzeitig im Verhaͤltniß, einestheild von Ufer⸗ 
beſtzern, antemtheild von Waflernugungsberechtigten, befinden, Die in tem 
Gef. v. 28. Februar 1843 gegebenen Mechte beimohnen und tiefe echte 
dagegen venjenigen verfagt fein follen, bei welchen fich diefe beiden, zur 
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Ausübung des im $. 1. verliehenen Rechts, nad Beſtimmung tei 
gleichzeitig erforterlichen Eigenfchaften erſt fyäter zufammenfinden. 


11. Formelles Necht der Uferbefiger. 

a) Das Meifortverhältniß ter Gerichte und der Molizeibeh 
Prozeffen über vie Beitimmungen ter 6. 13., 14., 16., 17. u 1 
Gegenfage zu den nach Anmeldung der Provokation, zuf. $. 19. 
aus der Anwendung ter 66. 24. 25., 26—29., 36. u. 37. fih erg 
Streitigfeiten, und 

b) ten $. 23. indbefontere, dedgl. 

c) die konkurrirende Kompetenz ter Audeinanderfegungsbehörke 
Gen. Kommifftonen, lantwirthfchaftl. Meg. Abtheilungen refp. lan 
ſchafil. Spruch⸗Kollegien und des Reviſtons⸗jKolleg. f. 2 K. S.) bei 

1) Das Waſſernutzungsrecht der Uferbeſitzer zu BVerieſelungen 
Gefege als Gegenſtand des Privateigentyums, als Annerum deſſel 
den Uferländereien anerkannt und es bedarf daher der Uferbeſiter ei 
lizeilichen Erlaubniß und Genehmigung zur landwirthſchaftlichen Be 
des Waſſers in den durch Die 66. 13—18. bezeichneten Grenzen ni 
diefe Benugung unmittelbar aus feiner yrivatsechtlichen Befugniß 
geht. (Vergl. tie Denkfchrift in der Beil. zur allg. Preuß. Staatszeiten, 
Nr. 303.) 

2) Aber auch in tiefem Balle ſteht ihm frei, um feine Anlagı 
fpätere Wiperfprüche oder Entſchaͤdigungsanſprüche zu fichern, Das im 
Nr. 1. u. $$. 20— 22. bezeichnete Aufgebot3» und Präflufions- Be 
nachzufuchen. 

3) Will er fich dagegen mit feiner Anlage außerhalb ver 6 
der 65. 13. ff. beivegen, fann er die Anlage nicht aufführen, obne t 
Andere Nechte einräumen oder ſich tie Ginfchränfung ihrer Rechte 
lafjen ($. 19. Nr. 2. 66. 25—29. u. 66. 36. u. 37.), fo muß era 
die Vermittelung ter Volizeibehörde zur Einleitung des Verfahrens 
Nr. 2.) nach 68. 30. ff. in Anfpruch nehmen. 

4) Diefe Provokationsbefugniß ift eine rein fafultative, aber aı 
einfeitige, nur dem Uferbefiger im Interefje ter Bodenkultur, nicht aı 
Mühlen» und Triebmerföbeflgern, Yifcherei» oder anderen Nutzungt 
tigten gugeflantene 

5) Die Thätigfeit ver Megierungen und ihrer Organe als La 
Fulturbehörden, nad) Maafigabe der 66. 30—55., iſt durch den 
des Unternehmers der Anlage bedingt. 

6) Dagegen ift die Negierung ald Landespolizeibehoͤrde j 
einzufchreiten befugt und verpflichtet, fobald dur Bewäfferunge-lin 
mungen, felbft innerhalb der Beflimmungen ter 66. 13. ff., öffentlis 
texeffen, der Schiffahrt, der Befriedigung ted Waflerbedarfd der Um 
u. f. w. gefährtet werden. 

7) Darüber, ob die linternehmer von Bemwäfferungsanlagen, & 
Privarperfonen — Grund» oder Triebwerköbefigern — gegenüber, de: 
dush tie 66. 13 — 18. vorgezeichneten Umkreis ihrer yprivatıel 
Befugniffe bei der Anlage überfchreiten, flebt der Reg., außerhall 
Provvfationsverfahrend, Feine Kognition und Entfcheidung zu; elı 
fhreiten ald Landespolizeibehoörde aber nur fomwelt, als fle daz 
bei jeter antern Angelegenbeit aus Rückſicht des öffentlichen Wohl 
Abwendung gemeiner Gefahr und der Erhaltung der öffentlichen O 
verbunden fein würde. 

8) In Iegterer Beziehung hebt der $. 15. zwei fpecielle Geflchti 
hervor, nämlich: 


a) die Gefährdung öffentlicher Interefien, z. B. der Schifffahrt und äh 
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b) bie Entziehung des wirthſchaftlich nothwendigen Waſſerbedarfe der ins 
wohner. 


In dieſen Fallen muß eine Beſchraͤnkung in der Ableitung des Waſſers 
M Amts» und Ranteäpolizeimegen angeordnet werten. . 

9) Demnach gehören alle Befchwerden von Triebwerks⸗ und an- 
Men Sruntbefigern wegen Nechtöverlegung durch leberfchreitung der In 
wa 56. 13., 14., 16, 17. u. 18 vorgezeichneten Grenzen in den Redhtö« 
wg vor den ortentlidhen Richter. 

10) Das forum speciale causae ter Polizeibehörden tritt wegen Rechts⸗ 

ngen bei bereitd unternommenen Bewäfferungsanlagen überhaupt 

— ein, fondern nur in Folge einer nach F. 19. Nr. 2. angebrachten Pro⸗ 
—X auf ihre Vermittelung zum Zwecke der Anlage, der Sicherſtellung 
An) Ausführung von Bewäfferungsplänen. 

41) Indeß kann fowohl beim Prozeſſe vor den ordentlichen Gerichten, 
n Bei nem Provofationdverfahren vor ven MPolizeibehörten, die Kompetenz 

anderfetzungs⸗Behoͤrden und zwar alddann eintreten, wenn es ſich 

Ri um Abldfung von Fiſcherei⸗, Schilf-, Rohrſchnitts⸗, überhaupt von 

Berechtigungen hantelt, welche unter ven Art. I. nes Ergänz.-Gef. 

» D2irz 1850 zur Gem. Th. O. (G. S. 1850. ©. 139) oder den . 2. 

Bem. Th. O. v. 7. Juni 1821 fallen; es fann dieſe Kompetenz aber 

a8 allgemeinen Gründen und alsdann für alle Streitigkeiten und 

rationen Plag greifen, welche fonft vor die ordentlichen Gerichte oder 
Bolizeibehörden gehört haben würten. 

ergl. hierüber die Erlänt. zu ten $$. 15 — 33. des Borfluth = Gef. v. 

9. 1811, f. in Unter: Abth. I. Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 4. sub I. u. IL, 

S. 608 ff. u. ©. 610 fi). 

12) Mit Rüdficht auf den privatrechtlichen Charakter der im $.1. u. 
ven 65. 13 — 18. beflimmten Rechte beturfte ed in tiefem Abſchn. des 
- Feiner befonteren Borfchrift über die Kompetenz der ordentlichen Ge⸗ 
te, während eine folche hingegen für ten Ball eines nad $. 19. 
-2. eingeleiteten Provofationd= Verfahrens nöthig wurde, und 

Diefen Fall rer 6. 23. vorfchreikt, 

dag auch nach Eröffnung eines folchen Berfahrens Streitigkeiten 
er Die Brifieng oder den Umfang von Rechten von der das Verfahren 
enden Bolizeibehörde an die ordentlihen Gerichte gewielen werben müſſen. 


15) Bon diefer Negel, wonach alle Streitigkeiten über die Exiſtenz 
Rn Mechten oder Über deren Umfang, ohne Ruͤckſicht darauf, ob dieſe Rechte 
f fbezielle Nechtetitel oder auf die allgemeinen Geſetze gegründet werben, *) 
' auch nad) Anbringung des Antrages auf ein DBernittelungdverfabren 
E Polizeibehoͤrde, und während dies Verfahren ſchwebt — in den Rechts⸗ 
zur Entfcheidung der ordentlichen Gerichte gehören follen, hat ter 6. 23. 
2. nur eine Ausnahme gemacht, intem danach die ( befonderd von 
quiſcher Ermittelung und Begutachtung abhängige) Streitfage ($. 16. 
über Entstehung des zum Betriebe in tem bisherigen Umfange erfor⸗ 
en Waſſers, mit Ausſchluß des Rechtsweges, von der Meg. entfchies 
werden fol; während 
— —— ——— 


1) Hierbei findet das ©. v. 11. Mai 1842 über bie Zulaͤſſigkeit des Rechtes 
Me en Beriehung auf polizeiliche Verfügungen (G. &. 1542. ©. 192) veshalb 
ne Anwenvung, weil die Angelegenheiten an fich privatzechtlicher, nicht polizeis 
* Natur und die nur in Bolge Antrags der Privaten zu abminiftrativsrichters 
m Bunttionen berufenen Behörden, nicht fewohl in ihrer Eigenſchaft als 
gez, Kondern vielmehr als RandesfultursBehörben thätig find. (Vergl. 
sen die Erläut. zu den 88. 4., 5., 6. bes Vorfluth⸗Geſ. v. 18. Nov. 

F. chen ©. 588 fi). 


ſchafti. Spruch» Kouegien und Des dieviſtons⸗Koueg. f. X X. 

1) Das Waffernugungsrecht der liferbeilger zu Berie 
Gefepe als Gegenftand des Privateigentyums, als Anneru 
den liferläntereien anerfannt und ed berarf daher ber Ufer 
lizeilichen Erlaubniß und Genehmigung zur landwirthſchaftl 
des Waſſers in ten durch vie $$. 13—18. bezeichneten Gi 
diefe Benugung unmittelbar aus feiner privatsechtlichen B 
gebt. (Vergl. tie Denkſchrift in der Beil. zur allg. Preuß. Sta 
Nr. 303.) 

2) Uber auch in tiefem alle ſteht ihm frei, um fein 
fpätere Wirerfprüche oder Entfchätigungsanfprüde zu fichern 
Nr. 1. u. 6%. 20—22. bezeichnete Aufgebotd- und Präfluf 
nachzuſuchen. 

3) Will er ſich dagegen mit feiner Anlage außerhal 
ver 66. 13. ff. beivegen, kann er die Anlage nicht aufführen, 
Andere Rechte einräumen order ſich die Ginfchränfung ihrer 
laffen ($. 19. Nr. 2. 66. 25—29. u. 66. 36. u. 37.), fon 
die Vermittelung ter Polizeibehörte zur Finleitung des Ber 
Nr. 2.) nach 66. 30. ff. in Anfpruch nehmen. 

4) Diefe Provofationsbefugniß ift eine rein fafultative, 
einfeitige, nur dem Uferbefiger im Intereſſe der Bodenkultur, 
Mühlen- und Triebmwerfähefigern, Fiſcherei- oder anderen : 
tigten gugeflantene. 

3) Die Thätigfeit ver Megierungen und ihrer Organe 
fulturbehörven, nach Maufgabe ter 66. 30—55., iſt du 
des Unternehmerd der Anlage bedingt. 

6) Dagegen ift die Megierung ald Lantespolizeib 
einzufchreiten befugt und verpflichtet, fobald durch Bemäffer: 
mungen, felbft innerhalb der Beftimmungen ter 66. 13. ff., 
terefien, der Schiffahrt, der Befriedigung des Waſſerbedarfs 
u. f. w. gefäbrtet werden. J 
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fel6ft bei Tem Provokations⸗ und Erpropriationd- Verfahren der Re⸗ 
ıng fletö feflgehalten werden muß. 1) 

2) Ueber die vielfach erörterte und beftrittene Frage: ob der Beftim- 
g zu Nr. 2. im $. 13. wonach „dad abgeleitete Waflerd wieder zu⸗ 
jeführt werden mäffe,“ mir Rückſicht auf die Verdunftung und Einſau⸗ 
4 des Waflerd auf dem bemäfferten Terrain wirklich entfprochen werden 
te? ®) vergl. Schend, Fritifche Zeitfch. über Wiefenbau H. 12. ©. 61, 
Lette a. a. D. S. 33—40. 

3) Zum Schlußſatze des ©. 13. 

Die Beflimmung, daß, 

wenn mehrere an einantergrenzende Uferbefiger über eine Anlage einverftans 
"nd, deren Oruntflüde bei Anwendung des $. 13. Nr. 1. u. 2. ale ein eins 
Grundftüd angefehen werben, 


fichtigt im Intexeffe der Landeskultur tie freiwillige Affoziation zu Bes 
rzungdanlagen zu befördern, welcher Tendenz auch vie Beftimmung zu 
mw $. 26. und die im $. 27. entfpricht, wonach derjenige, welcher die 
ige einer Wafferleitung auf feinem Grunde zu dulden bat und ebenfo 

eflger des jenfeitigen Uferd, der ſich den Anfchluß eines Stauwerks 
Ken laffen muß (beides nur im Wege des Provofationsverfahrend nach 
9. Nr. 2. u. $. 25. Nr. 1. u. 2.), an der dadurch bewirkten Bewaͤſ⸗ 
ag gegen Uebernahme der antheiligen Koften Theil nehmen tarf. 


Zum |. 14. des Gefeges. 


1) Der Beftimmungdesß. 14. kann durch fpeziele Rechtstitel derogirt werten. 

gl. die Erläut. zum ©. 1. des Geſ., f. oben Kap. 2. Tit. 2. Stück 1. ©. 643 ff.) 
2) Das Recht des einen Uferbeſitzers auf die Nugung des fließenten 

Mess kann nad) Maaßgabe der Lage und Beichaffenheit feiner Grund⸗ 

e (wenn diefelben z. B. einen fihmalen Streifen bilden oder in Ge⸗ 

5 und Höhenzügen beſtehen u. ſ. w.), möglicherweiſe ganz unnutzbar 
8 


— —— — — — — — — — 


1) Beſonders iſt es tiefe Beſtimmung, welche größeren Bewäflerungsanlagen 
An anlegt und überall Hinderniſſe bereitet, wo dergl. Anlagen nicht etwa auf 
en Gütern und zufammenhängenden Flächen defielben Beſitzers, wie fie in den 
sen Provinzen vorfommen, ausgeführt werden. Im Siegener Lanbe- befteht, 
der Wieſen⸗O. v. 28. Oft. 1846. $. 2. Nr. 2. eine foldhe Beftimmung nicht, 
ohl auch dort fchon in der Älteren WiefensD. austrüdlih beftimmt war, daß 
Mühlen das nöthige MWafler belaffen werden müſſe. (Vergl. Weistfum ber 
ſaniſchen Geſ. Th. II. S. 190, $. 3. u. S. 194, 8. 56.). 

In jener Beſtimmung hauptfächlich lag die Veranlaſſung, weshalb zur Ans⸗ 
ung der Bewäflerungsanlagen in ber Tuchelfchen Heide in den Reg. Bezirken 
zig, Marienwerder und Bromberg bie befondere, das G. v. 28. Wehr. 1843 
e oder weniger befeitigente K. O. v. 10. Oft. 1815 (Amtsbl. der Reg. zu 
tzig, 1845. Nr. 50. S. 229 u. 230), erlaffen werden mußte. (Lette, a. a. 
& 36 n. 37). Die Nr. 2. 6. 13., welche meift das Nechtsverhältniß der 
and Grundbefitzer zu einander betrifft, enthält ein weit erheblicheres Hinber: 
für die Wirkſamkeit des Bel. v. 28. Febr. 1843, als tie Beflimmungen in 
88. 16. u 17., welche die Rechte der Uferbefiper den Mechten ber Triebwerfe: 
geaendber begrenzen. 

) Müßte diefe Frage wirklich, befonders in folchen Faͤllen verneint werden, 
ein ſehr trodenes und durchlaffendes Terrain bewäflert wird, fo würde doch 
ins im keinem alle ein rechtlicher Binwand gegen die Zulaflung einer Bes 
[eeungsanlage entnommen werben fönnen; vielmehr begegnet einem felchen 
verfpruch die Mechteregel der SS. 88., 89., 92. Binl. zum A. L. R. 

3) Es entfpricht mit Rüdficht auf dergleichen LofalsBerhältniffe offenbar der 
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3) In melden Fällen Tas Recht auf Benugung des halben Baal 
für den einen Ufernachbar ganz verloren gehen fann, wenn der andere cu 
Demwäfferungsanlage mit Stauwerk errichtet, beflimmt ter F. 27., teka 
nung jedoch fterö ein Provofationd-Berfahren nach F. 19. Nr. 2, ww 
auslept. 

Einfprüce und Klagen außerhalb eines ſolchen Verfahrens ſind 
von dem ortentlichen Gerichte zu entfcheiten, jedoch wird eine 3 
Entſcheidung des Eonfreten Falles nicht ohne voraußgegangene fahre wi 
dige Megulirung Durch angemefjene Einrichtungen wegen der Anfk.eıy 
oder wegen Feſtſetzung von Briften für tiefelbe u. f. w. ergeben köͤm wur 

Dabei muß, nach ven Worten red Geſetzes, dem gegenüberliecmgrn 
nicht bemwäffernden Uferbeflger die Hälfte des Waſſers frei bleiben, N 
viel, ob er dieſelbe wirklich benugt oder ungenugt abfliegen läßt. 
legung von Staumerfen an beifen Ufer wider teffen Willen if jet 
vorgängiges Provofations-Verfahren niemals zuläffig ($. 19. Ar. 2 
Nr. 2.), daher im ortentlichen Rechtswege auf vie Klage des jeruumml 
Uferbefigers, fo Tange nicht provocixt ift ($. 19. Nr. 2.), fletd vom e 
zu unterfagen. 

4) Cine wichtige Kontroverfe in Betreff des $. 14. war Die: 

a) ob der Uferbefiger eines Privarfluffes, welcher an einer St ıl 
ned Grundſtücks nach tem ihm aus 66. 1. u. 13. zuſtehenden Recch 
Waſſer zur Bewäfferung feiner auf ter einen Seite des Fluſſes —ſt 
Grundſtuͤcke abgeleitet hat, die im $. 13. Nr. 2. vorgefchriebene Zum 
tung des Waſſers in der Regel erft an tem Punkte vorzunehmen EEE. 
an ter Seite, an welcher die Ableitung gefchehen ift, fein, Ted Ber— 
Eigenthum am Ufer aufbört, felbfl wenn an ten gegenüberlieggn——t 
das Beſitzthum eines anderen ſchon früher begonnen hätte, und wel 
dieſem letztgedachten Falle genügt, wenn dem Beflger Ted gegenübese=ili 
ten Uferd von dem Punkte an, wo feine Grenze auf feinem, dem ja 
gen, lifer beginnt, nur die Hälfte des Waſſers zur Dispofition blei Ei, 
ches vorhanden fein würde, wenn die Zurückleitung des Waſſers Lu 
bar vor dem Punft erfolgt wäre, an welchem das gegenüberliegend — | 
Grundſtuͤck beginnt? 
oder 

b) ob ein Grundbeſitzer, deſſen Ländereien von einem Br——in 
durchfchnitten werten, nur fomeit, ald dieſe Laändereien ſich auf beid MM 
des Fluſſes erſtrecken, deſſen Wafler ohne Einfchränfung auf ein } 
Maaß zu feinem Vorteil benugen darf, er hingegen, fobald fein 
befig an dem einen Ufer aufhört und nur noch an tem andern u 
weiter erſtreckt, verpflichtet ift, auch das auf feiner fich weiter fd —1E 
Bläche benugte Wafjer an den eben gedachten Punkte felbft ran 
Fluß zurädzuleiten, wenn er nur die Hälfte der in tem Bluffe vol" 
nen Waffermajje benugt bat? 1) 


— — — — 


Grundſatz der Siegenſchen Wieſen⸗O. v. 28. Okt. 1846 ($. 5.) in viel WE 1 
Grade der Tenteng eines Lantes: Kult.» Befepes, daß am ber zur Beer =! 
bisponiblen Waſſermaſſe, fefern nicht fpeziclle Rechtstitel eine Ausnahmen rt 
den, alle berechtigte Grundbeſitzer nach Berbältnig des durch bie Bra 
heit, Rage und Bauart ihrer Wiefen betingten wirthſchaftlichen Wa 

berfelben, Theil nehmen und wo das Theilnehmungsredt hiernach u gi 
bleibt, ter Flächeninhalt den Maaßſtab bifvet. N 

1) Die Verhandlungen der vereinigten ſtändiſchen Ausfchüffe gi 

bie Löfung diefer Kontroverfe Ecine Auskunft. Sie hat ihre Beranlafna 

Bundamentalprinzip bes Gefepes, wonach die Wafiernupung ale Bergen” ST 
Privateigenthbums und al6 Annerum des Uferbefipes ohne —* —A 
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e Anfichten des Ob. Trib. über die gedachten Fragen haben ge» 


lt. 

Zu a. Der II. Sen. des Ob. Trib. Hatte (in dem Erk. v. 1. 
“2 die letztere Alternative bejahet, obwohl in tem damals vor- 
n Balle von dem Flagenden, gegenüberliegenden Uferbeflger nicht er⸗ 
war, daß der Bewaͤſſerer, indem er dad Wafler auf einem Punkte, 
ı beide Ufer gehörten, aus tem Fluſſe abgeleitet, und vor dem 
wo das gegenüberliegente fremde Grundſtück des Klägers begann, 
jeführt hatte, eine größere Maſſe des Waſſers ald die Hälfte zur 
ang verwendete. 

e Gründe des Erk. bemerken: 


ſei die Berieſelungsauſtalt vorſchriftswidrig und unregelmäfiig eingerichtet, 
je dem Bewäſſerungs⸗Unternehmer und nicht dem gegenüber liegenden 
er der Beweis darüber ob, welche Waflermafle er dem Fluſſe entzogen 
daß dies micht mehr, ale die ihm zukommende Hälfte, geweſen. 

fäme aber weder auf das eine, noch anf das andere an, dba 
14. der Befiger des einen Ufers nicht mehr Recht auf tie Benubung des 
habe, als der Befiger das gegenüber liegenden Ufers, und da von bem 
er dieſem Grundfag entgegen gehandelt fei. Indem ter Bemwällerer bie 
hende Hälfte des Waſſers bei einem höheren Bunfte, ale bei demjenigen 
t Bat, wo auf dem jenfeitigen Ufer die Grenze des feinem Brundflüde 
rliegenden fremden beginnt, habe er die Höhe des Waflerflandes, von wels 
itentheile die Nugbarkeit des Waſſers abhänge, erniedrigt und dem gegen» 
enden Uferbefiger für den Fall, daB auch er Fünftig eine Bewäflerung 
Fluſſe einrichten wolle, nur die untere Hälfte des Waſſers, den Bodens 
ig gelaffen, während doch der gegenüber liegende Uferbeflber auf die Bes 
des vollen Waflers im Fluſſe zur Hälfte ein Recht babe. Deshalb Fünne 
fiche Gleichheit der beiderfeitigen Wferbefiger in Benutzung der Waflers 
m in der Art bergeftellt werden, daß tas von dem Bewäflerer an einem 
wo ihm beide Ufer gehören, abgeleitete Wafler noch früher wiederum in 
; zurüdgeführt werde, als an diefem, wo auf der gegenüber liegenden 
a6 fremde Grundſtück eines anderen Beflgers angrenzt und beginnt. 
thorſt's Arch. Br. 7. S. 326, Nr. 69.). 


x diefe Anficht iſt ferner geltend gemacht: 


8. 13., an welchen ſich der $. 14. anfchließt, beflimme wörtlich: es folle 
sleitete Wafler in das urfprüngliche Bett des Fluſſes zurüdgeleitet wers 
or diefer das Ufer eines fremden Grundſtücks berührt.“ Diefer letztgedachte 
te aber doc ein, wenn auch nur auf dem antern fenfeitigen Ufer, (das 
en, wo die Bewäflerungsanlage vorgenommen, gegenüber liegt), ein frems 
ndüd beginnt. — Bine reale Theilung der iteellen WBaflermafie bes 
wiſchen den gegenüber liegenden Uferbefißern zur Häffte ſei nur ausführ- 
ild die ganze Waſſermaſſe fich als das zu theilende Objekt vereinigt dar⸗ 
agegen unausführbar, wenn und infofern das von dem einen Uferbefiger 
bgeleitete Waſſer nicht in dem Punkte in ben Fluß zurücgeführt wird, 
dem ab der Punkt einer Rechtsfommunion, nämlich auf gemeinfame Bes 


r geringere Möglichkeit und Bortheilhaftigfeit der Waſſerbenutzung für bie 
ithal belegenen Grundſtücke, aufgefaßt ifl. Dies dem, Gef. zum Grunde 
Prinzip muß aber auch bei Auslegung tes $. 14. zu Hülfe genommen 
and es iſt in diefer Beziehung barauf aufmerffam zu machen, daß felbft 
‚ in welchem der eine von zwei gegenüberliegenden Uferbefigern aus dem 
ewaͤſſert, ohne dazu die Zuflimmung des jenfeitigen Uferbefikers einzns 
uf. 9. 25. nicht zu denen gehört, in welchen nothwenbig auf Bermittelung . 
heibehörde angelragen werden muß, es wäre denn, daß die Bemäfferung 
einen Ufer, nicht ohme Anſchluß des Stauwerks am anderen, dem jens 
Ufer, ausgeführt werben Fonnte und wirklich ausgeführt if, in welchem 
"aun allerdings bei der Regierung provocirt werben müßte. 
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nußung ber Waſſermaſſe beginne. — Außerdem Tönne ber gegenhber Ikyame 
Uferbefiger tarurch, daß ihm nur gewiffermaaßen bie untere Hälfte tes Sim 
ein erniebrigter MWaflerfpiegel, zur Dispofition ſtehe, je nad ter Dertlidiir — 
die Lage verfest fein, verhältnißmäßig folbarere Anftalten zur Ginrictung » 
Bewäflerungsanlage auf feinem Gruntflüd Fünftig vornehmen zu müſſen. 


b) Zu b. Dagegen iſt bei einem Konflikte der Anfichten tes V.r _ 
des Ob.» Trib. für Bejahung ter erfien Alternative enıfchieen — 
durch den Plenarbefch!. v. 16. Ian. 1854 folgenrer Rechtsſah angenemzur« 
worden: 


Der Uferbefiger eines Privatfluffes, welcher an einer Stelle ſeines D 
ſtüͤcks, nach dem ihm zuſtehenden Rechte, das Wafler zur Bewäſſerung aty p< 
hat, brauct tie im $. 13. Nr. 2. des Gel. v. 25. Febr. 1843 vorgelhrt wei 
Zurüdleitung deſſelben in ber Regel exit in dem Punkte vorgunehmen, wo 
Seite der gefchehenen Akleitung fein Eigenthum an dem Ufer aufhört. DB EI2 
auf dem gegenüberliegenten Ufer vor biefem PBunfte ein fremdes Urt 
muß ben :Befiger deſſelben die Hälfte des Waſſers zur Dispofition bleiben zur ı 
ches vorhanden fein würde, wenn die Zurüdleitung des Waſſers unmilttelb I Z- 
bem Bunfte erfolgt wäre, an welchem das gegenüberliegende fremde Iruzs: 

eginnt. 


Die Gründe viefes Plenarbefchl. find im Wefentlichen folgend sfr 


Im Allgemeinen ift bereits vor tem Erfcheinen des Gel. v. 28. Febr <$: 
die Befugniß ber Uferbefiger, ohne DBeränderung des Flußbettes das in dem 
über ihre Ufergruntflüde wegfließende Wafler feitwärts abzuleiten unb z— 
wäflerung zu benutzen, als ein Ausfluß des Uferbefiges anerfannt. Die ve 
Grundlage zur Ausübung diefer Befugniß if eben der Uferbefiß, und a 
Art. 644. des Code civil räumt das Recht zur Bewäfferung demjenigen eluzz 2 : 
Cigenthum fib längs eines fliegenden Waflere erfiredt, ſoweit es ve 
fließt, und verpflihtet ten Bewäfleree uur, den ordentliderz wer 
des Fluſſes wieder berzuftellen, wenn terfelbe das Grundſtück verläf 2 
nicht eher, als der Kauf des Gewäſſers den Saum des beuiß DS 
Grundſtücks nicht mehr berührt. Zuf. des Code civil kann der gem 
liegende Uferbefiger nur nach Maaßgabe des Art. 645. rom Richter ve r 
daß die ihm gleichmäßig gebührende Waflernugungsbefugnig mit jenen Rem DE 
Uebereinftimmung gebradt werde. — Nach der entgegengefebten Auslegz gu = 
$. 14. würde eine früher nicht anzunehmente Beichränfung des Nupunp SZ! 
der Uferbefiger, und awar zum Nachtheile der Nupbarkeit ter Gewäfler, dr <$ 
G. v. 28. Febr. 1843 erft nen eingeführt worden fein, während doch def #9 > 
jedem Uferbefiger an Brivatflüffen das Benngungsrecht des Waſſers, miti# = 3 
Nüdiicht tarauf verliehen bat, ob beide Ufer einem oder verfchiebeuen 7 3 
gehören. Nach der Natur der Sache if tie Zurüdleitung nur an dem WEB 
lih, wo tie Mbleitung erfolgt iR und es kann unter dem Ufer ber Zurüm 
nur das Ufer der Ableitung verflanten werden, weshalb der Austrud: „be — 
Fluß das Ufer eincs fremden Grundſtücks berührt“, gleichbedeutend mit A 
Art. 644. des Code civil iſt; „bevor er das Ufer des Ableitenden 
Außerdem fommt der Schlußſatz des 6. 13. in Betracht, wonach die Orr 
mehrerer aneinandergrenzenber Uferbefiger, ſobald diefe über eine Anlage 
ftanden find, bei Anwendung ber unter Wr. 1. u. 2. des 6. 13. gera 
fchränfungen als ein einziges Grundſtück angeſehen werten follen. Bow 70 
andergrengenden Uferbejigern fann aber nur an ein und demfelben Ufer ie N 
fein, ta das gegenüberliegente Grundſtück durch den Fluß geſchieden if. 
bie vorgetachte Zufasbeflinmung des 8. 13. die auf einer Uferfeite an —mü 
grenzenden Ufergruntftüde mehrerer, über die Bewäflerungss Anlage ein 
dener Nachbarn, als eins mit dem Grundflüd des Ableitenden hinſich — n 
Abs und Zuleitung des Waflers behandelt willen, fo wäre mit diefer Br — 
die entgegengeſetzte Anſicht unvereinbar; denn dieſe Anficht räumt vielme S ei 
gegenüberliegenden Uferbefiger in ber Beſtimmung zu 2. eine Befugniß ei — ba 
welche jene Zufapbeftimmung ganz und gar vereitelt werden würbe. abe 
bat, zuf. der Vorberathungen, die Abficht vorgeherrfcht, fidy bei Faſſang 2 % 
fimmung unter Nr. 2. des $. 13., den Art. 641. u. 644. bes Code ciwa/ 10 
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nt es aber Bei der Eniſcheidung wefentlich und allein auf bie 
e Borfchrift an (da aus $. 13. weder für die eine, noch 
Anficht eine überzeugende Bolgerung abzuleiten 
u erwägen, daß, — fellte die Gleichheit der Mechte beider fo 
daß jeder gegenüberliegente Uierbefiger, weil ihm ein Recht 
e Hälfte tes Waſſers zuſteht, deshalb jeder Erniedrigung des 
redingt widerfprechen türfe, während eine folde Erniedrigung, 
zehend, durch jetiwere Bemäflerung herbeigeführt wird, — hieraus 
von feiner der beiden gegenüberliegenten Uferfeiten eine Ab: 
3 anders flattfinten dürfe, als wenn gleichzeitig auf einem jeden 
iberliegenden Ufer die Ableitung in gleichem Verhältniß aus: 
6 aber flieht mit dem Zwede des Geſttzes im Widerfpruch, und 
r $. 1%, von einer derartigen Befchränfung nichts; daher kann 
Vefchränfung auch nicht in das &efeg hineinlegen. — Gat ber 
jehr als die ihm gebührende Hälfte Fonfumirt, fo hat er, nur 
zenden Stelle feines Ufergrundſtücks, dasjenige zur Gewinnung 
nden Rechts, ter Hälfte des Waflerd, vorgenommen, was ihm 
tern Stelle, wo ter Beſitz des gegenüberliegenten Ufers einem 
d fid) geäntert Hat, erlaubt war. Defter würde die Zurüds 
Junfte, wo gegenüber das fremde Grundſtück beginnt, nach ber 
ch unausführkar fein und in folchem Kalle der Ableitende das 
igsrecht auch für diejenige Uferfiree ganz verlieren, wo ihm 
; fo würde dann fein Recht ganz vereitelt, oder doch deſſen 
it unverhältnißmäßigen Keften möglich gemacht werben und 
g ter Waſſerſchatz der Privatflüffe für die Bodenkultin übers 
ben. — Weſentlich if nur, bag der Beſitzer bes gegenüber: 
tftüds Die ihm gefeßlich zuftehende Hälfte des Waſſers, alfo 
hält, welche vorhanden fein würde, wenn ber andere Uferbeiflger 
m Bunfte, we feine, tem bewällerten Gruntflüd gegenüber 
Rechtsgrenze beginnt, zurüdgeleitet hätte. Cine wirkliche Zu: 
em Ende würde eft höchſt koſtſpielige, den wefentlichen Zwed 
seinträchtigende Anftalten erfordern, während jener wefentliche 
dem gegenüberliegenden Uferbefiger vie Häffte der Quantität 
undflüd verüberfliegenten Waſſers zu gewähren, fich auch durch 
en, als durch tie wirfliche Zurüdfeitung, 3. B. durch cine vors 
$ung der Ableitungs-Kanäle, erreichen läßt. Die Zurückleitung 
ner nur ausnahmeweife nüthig, wenn fich das Mecht des gegens 
yefiger® auf die Hälfte des vorüberfliegenden Waflere auf Feinem 
ellen und gewähren lärt. Wie dies Leptere zu erreichen, iſt in 
ben Terrain: Berhältniffen, dem Zwecke der Ableitung und ans 
durch eine fachyerftäntige Leitung und Regulirung feſtzuſetzen 
e Cinrichtung (wegen der Stauanlagen, der Zeit der Bewäfles 
treffen, welde das einen jeden Uferbefitzer zuſtehende Recht auf 
iffers fichert. Dieſerhalb kann ein allgemeiner Sruntfag nicht 
ı muß nach dem angenommenen Prinzip dem Brmeflen von 
deffien Anmwendnng im einzelnen Falle überlaffen werden“. 
8554. ©. 74, Entſch. Br. 26. ©. 476, Prajudic. Nr. 2496. u. 


). 
eilung tiefer Kontroverfe ift noch Bolgenves zu bemerken: 


ich in dem voraudgefegten Falle die erft von dem mehr- 
e ab eintretenre Theilung des Waſſers zur Hälfte, ohne 
Tiche Stauanlage oder gleihmäßige Aufflcht heiter Ufer⸗ 
nung und Schließung derfelben, in der Praris ſchwer aus⸗ 
„, auch der gegenüberliegente Liferbefiger, wenn er Fünftig 
y einrichten will, jetenfall8 in tie nachtheiligere Lage käme, 
uf alleinige Koften anlegen zu müffen und fpäter nicht mehr 
gegen denjenigen Befiger des jenfeitigen Uferd, ter ſchon 
feine Ableitung angelegt hatte, noch Gebrauch machen zu 
man Toch tie Anftcht des Plenarbefchluffes für die richti⸗ 
ezs. Bd. IL. Abth. II. 42 





JJEEUEL, JENCHE UIELWaSIEHEE gu, AUT WIDW/EBBBSHAAGEB 
flleßenden Waſſer, daher bezüglich deſſelben unter ibnen gewiſſer 
Grundſatz Anwendung: ..res nullius cedit primo occupanti.“ 
ſequenzen jenes Fundamentalgrundſatzes im F. 1. konnten dem 
nicht entgehen; dennoch iſt fo wenig ter Ball, welchen der 
des Ob.⸗Trib. behandelt, als ter Fall des 6. 14. unter diejenig 
ſetzungen aufgenommen, welche nach 6. 25. einen Antrag auf I 
der Polizeibehörte betingen und nothwendig machen. 1) — Uel 
temfelben allertingd tie Faſſung tes 8. 1. „vadan feinem Gru 
überfließente Waſſer“ in Verbindung mir ter des Art. 644. 
zur Seite. 


b) Diefe (mit Tem Plenarbeſch. tes Ob. Trib. übereinflimm 
ſicht ift auch diejenige tes Min. für landwirthſchaftl. An 
in einem (an das Landes⸗Oekon.⸗Kolleg. gerichteten, nicht verd 
M. v. 10. Ian. 1854 Bolgentes ausführt: 

„Die Annahme, daß «in Urerbefiger in jeinem Waſſernutzungsrech 
tigt wird, wenn er an feiner Grenze nur die ihm zuftehende Hälfte | 
in dem Bache findet, it nicht richtig. Zur Ableitung des Waſſers aut 
in den Zuleitungsgraben muß in der Regel ein Wehr cder eine Edle 
werten; ber Wehrrüden oder der Fachbaum ter Schleuje muß jo hoch 
das Waſſer dadurch genöthigt wird, in den Zuleitungsgraben zu treter 
werk wird nicht theurer, wenn der Bach nur das halbe Waſſer enthäll 
doch den Zwed, das halbe Waſſer in der erforberlihen Höhe dem eine 
zuzuleiten, vollfommen eben fo gut, als wenn der Bad am dem Able 
das ganze Wafler enthielte. Die Konſtruktion vereinfacht fi ſogar in 
Galle um deswillen, weil der gegenüberliegende Uferbeſiher fein Re 
halbe Waſſer (K8. 14. 27. des Gef.) jhon an einem höheren Punkte 
macht hat, fo daß es feiner fünitlihen Vorrichtung zur Theilung bes 
dem unteren Etauwerfe mehr bedarf. 

Wenn diefe Sätze duch einen Waſſerbauſachverſtändigen in der 
gutachtlich beilätigt werden, fo wird die Ableitung des halben Waſſe 
höheren Pankte vom Richter wohl nicht für unzuläffig erachtet werden 


Sanann hemoerft Nad allen SM melitor- 
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werben muß, wo ber Uferbefitz abwärts aufhört ober unterbroden 
wird ıc. 

Der Strenge nad fünnte tie Beichränfung dahin ausgebehnt werben, 
bag eine Verfügung über das fliegente Wafler unter ber angegebenen Be: 
Dingung nur in denjenigen Grenzen erfolgen dürfe, innerhalb teren der Un: 
ternehmer Gigenthümer beider Ufer it. Der Grund der Befchränfung 
liegt in bem gemeinjamen Nubungsrechte Allee an dem fliegenden Waffer, 
wonad; dieſes daher Niemandem ganz cber theilweije entzogen werden darf, 
welcher nach der Lage jeines fonitigen Cigenthums in dem Yalle it, Ser 
brauch davon machen zu Finnen. 

Es fönnte daher (wie dies Davicl, ein Franzöſiſcher Rechtslehrer, wirf: 
Lich thut) behauptet werden, daß tiefer Ball auch dann eintrete, wenn der 

Unternehmer der Leitung Gigenthümer nur eines der beiden Ufer if. Den: 

noch erjcheint die Folgerung nicht ganz richtig. Die Befitzer der beiben 
entgegengefeßten Fluß-Uſer jiehen in einem noch engeren Verhältniß ber 
Gegenſeitigkeit, ale die Beſitzer der aufeinander folgenden Uferitreden, und 
fie würden ſich gegenieitig die Benutzung des fließenden Waflere unmögs 
lich maden oder erfhweren; es würde dieſe zum Nachtheile der Lan⸗ 
desfultur fiir bedeutende Theile tes Flußgebietes aufgehoben werden, wenn 
die über das Verhältnig der aufeinander folgenden Ufer: 
befißer aufgeſtellten Grunbjäbe au auf die gegenüber lie: 
genden angewendet werden follten. Es wird, wenn auch nicht 
durch die ſtrengſte Durchführung der Theorie, doch auf jeden Fall dur 
bie praftifhe anfhaulihe Erwägung ber Sache gerehtfertigt, daß auch 
dem Beſitzer des einen Ufers die Ableitung des Waflers unter den fonfli- 
gen Bedingungen geitatiet werde ıc. 

Dagegen wird es ohne befondere Konzeſſion niemals nachzugeben 
fen, daß der Uferbeſizer das Flußwaſſer erit unterhalb des Punktes, wo 
fein ununterbrochener Uferbejis aufhört, dem Fluſſe zurüdgebe ıc. 

Diefe Auffaſſung des Waſſernutzungérechtes jedes Uferbefigers auf feinem 
£ iR bei der weiteren Bearbeitung tes Geſetzes nicht angefochten, jondern feit: 
alten, wie die Materialien und bie 56. 14. und 27. des Sei. deutlih ergeben. 
r bie Beilimmung, daß die Verwaltungs» Behörde durch polizeiliche Ronzeifion 
das Umgehen eines fremden Grundſtücks geitatten dürfe, wurde ſpäter in ber 
mäsrathe s Kommillion im Jahre 1312 geitrihen. Der Referent der Stauts: 
e⸗Kommiſſion, in welcher Das Geſetz weientlid feine jetzige Geſtalt erhalten 
„fpricht namentlid) in dem Protofoll v. 10. Mai 1832 jeine Anfiht dahin aus, 

daß jeder Adjacent befugt jei, das Waffer zu benußen und abzus 
leiten, infofern es nur oberhalb des Punktes, wo fein Beſitzthum 

-am Ufer aufhöre oder unterbrochen werde, dem Fluſſe wieder zu: 

geleitet werde. Wo die gegenüber liegenden Ufer verichiedenen Eigentbü« 
mern gehören, da frei das Gigenthum des Gewäſſers zur Hälfte getheilt. 

- Der Gigenthümer fünne über tas Wafler frei disponiren, jedoch mit ber 

Maaßgabe, daß das Waller, che es das Ufer eines fremden Grundflüde 
befpüle, in das Bett des Gewäflers zurüdgeleitet werden müfle. 

Die Staatsrathe: Kommilfion biffigte dieſe Anjicht mit der Maafgabe, daß 
bt von einem Eigeuthum an dem Gewäfler, jondern nur von einem 
gungörechte des Uferbejigers geiprochen werben folle, und gab barauf 
ı$. 13. feine jeßige Faſſung. 


Zum G. 15. des Geſetzes. 


1) Der 5. 15., welcher in Bolge eined Anendements in der Sitzung 
Rändifchen Ausfchüffe v. 7. Nov. 1842 eingefchalter iſt, wahrt, gegen= 
z den privativen Bewäſſerungsrechten ter liferbefiger, tie äffentlichen 
exeffen Der Schifffahrt und ten wirtbfchaftlid) unentbehrlichen Waſſer⸗ 
arf Ver Bewohner. Die Entfcheitung Tarüber gehört zur Kompetenz ter 
zierung als Landespolizeibehoͤrde. 

2) Der 5. 15. ſtimmt mit dem Urt. 643. des Code civil im Wer 
tlichen überein. Die Beſtimmung des Art, 643.: 


Ar“ 
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gere halten; insbef. im Hinblid auf das Sundamental-Prinzip des Gef, 
$. 1.), welches auf der Vorausſetzung beruht, Taf tie Nutzung des fließe 
Waffers, (obwohl Letzteres an ſich eine res nullius, — f. auch Berk, 
vereinigten Ausfchüffe v. 2. Nov. 1842 —) ein nach privatzecdhtlichen Orı 
fägen zu beuribellentes Privateigentbum jedes Apjacenten if 
demgemäß als ein folche8 (nur innerhalb ver Grenzen ver $$. 13— 
mithin auch des $. 14.) der freien Verfügung eines jeden Uferbeflgen ı 
terliegt, fowelt eine ſolche Verfügung nach ten thatfächlichen Berk 
niſſen an fich möglich iſt. 


Unter ven oberhalb, unterhalb order gegenüberliegenten ferk 
figern, deren Nutzungsrechte fich wechfelfeitig beringen und ausfdiek 
findet, jenem Buntamental- Prinzip zufolge, feine Kommunion au ka 
fließenden Wailer, daher bezüglich deſſelben unter ihnen gemifjermaafer I 
Brundjag Anwentung: „res nullius cedit primo occupanti.“ Direder 
fequenzen jene® Bundamentalgruntfaged im $. 1. Eonnten dem Geile 
nicht entgehen; dennoch ift fo wenig ter Ball, weldyen ver Plenuiill 
des Ob.⸗Trib. behandelt, ald der Ball des F. 14. unter diejenigen Bud 
fegungen aufgenommen, welche nach $. 25. einen Antrag auf V 
der Polizeibehörte bedingen und nothwendig machen. *) — Ueb 
demfelben allerdings vie Faſſung des F. 1. „dad an feinem Gruntkilw 
überfilepenbe Waffer“ in Verbindung mit der des Art. 644. Code 
zur Seite. 


b) Diefe (mit dem Pfenarbefch. res Ob. Trib. überelnflimmak) ® 
ficht if auch diejenige ded Min. für landwirthſchaftl. Ang, mW 
in einem (an das Landed-Defon.-Kolleg. gerichteten, nicht verd 
M. v. 10. Ian. 1854 Bolgentes ausführt: 

„Die Annahme, daß ein Urerbefiger in feinem Waſſernutzungsrecht 
tigt wird, wenn er an feiner Grenze nur bie ihm zuftehende Hälfte bed 
in dem Bache findet, iſt nicht richtig. Zur Ableitung des Waſſers aus irn 
in den Zuleitungsgraben muß in der Regel ein Wehr oder eine Edhleufe 
werden; der MWehrrüden oter der Fachbaum der Schleufe muß fo hoch Ara 
das Waſſer dadurch genöthigt wird, in ben Zuleitungsgraben zu treten; va 0 
werk wird nicht thenrer, wenn der Bach nur das halbe Wafler enthält und M 
do den Zweck, das halbe Waſſer in der erforderlichen Höhe dem einen Ui 
zuauleiten, vollfommen eben fo gut, als wenn der Bach am dem Ablei ) 
das ganze Waller enthielte. Die Konſtruktion vereinfacht ſich fogar in dem AP 
Bulle um deswillen, weil der gegenüberliegende Uferbefiger fein Recht uf 
halte Waſſer ($$. 14. 27. des Gef.) ſchon an einem höheren Punkte gie f 
macht hat, fo daß es feiner Fünitlihen Vorrichtung zur Theilung bes Waßenb 
dem unteren Stauwerke mehr bedarf. ur 

Wenn diefe Sätze duch einen Waſſerbauſachverſtändigen in ber Zuirb 
gutachtlich beiätigt werben, jo wird die Ableitung des halben Waſſers m MP 
höheren Panfte vom Richter wohl nicht für unzuläflig erachtet werden.“ 


Sodann bemerft Tas alleg. R. weiter: 


In den erften gedruckten Motiven zn dem Entwurf eines Gef. über Am} 
bes Waſſers ber nicht öffentlichen Flüſſe, heißt es wörtlid.: BR 
c) Berpflihtung, das abgeleitete Walter dem Fluſſe wieder gun | 
Die Benusung des Waſſers dur Ableitung Fann der Natur der SP] 
nad nur dur den Beſitzer eines Ufergrundſtücks (ac.) erfolgen, ei 
Grundſatz ift daher dahin zu verfichen, daß das abgeleitete Waſſer 
ſchon früher oder doch wenigitens an dem Punkte dem Fluſſe zurä 
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1) Bergl. über die verfchiedenen Kombinationen, welche beim $. 11, vt® 
men können, v. Wangenheim, die befreite Umdine. S. 1926, Derjelte ® 
ſcheidet fih auch für die Anficht des Plenarbeſchluſſes. 


Bersäfferungs«@efengeb.; G. v. 28. Behr. 1843. (68. 16. u. 17.) E61 


3) Das rechtmäßige Beftehen einer Mühle refp. eines Triebwerke ift übris 
gene nach denjenigen Geſetzen zu beurtheilen, welche über die Anlage ders 
artiger Werfe zur Zeit ihrer Errichtung galten. Jedoch muß jeder nad 
den Geſetzen als redlich anzunchmende Beſitz, welcher ale folcher auch die 
Bermuthung der Rechtmaͤßigkeit für fich Hat, geachtet und gefchüßt werben. 


IT. Im Ginzelnen ift zu ven $$. 16. u. 17. noch zu bemerken: 
41) Nach Inhalt der Denkfchrift mar es die Abficht des Geſetzes: 


gegenüber ber fulturfchäpdlichen Ausdehnung der Waſſernutzung Seitens ber 
Glen und bei der ungenaucen Faſſung des S. 246. A. L. R. IL. 15., die mögs 
ve Widerfprucsrecte der Müller durch Zurüdführung derfelben auf 
kimmitere Orundlagen zu befchränfen. !) 


2) Zu $$. 16. a. u. 17. Nr. 2. Zu ten fpeziellen Rechts⸗ 
elm gebdrt au die Verjährung, während tiefelbe beim F. 17. Nr. 
von felbft fortfällt, ta ein größerer als der bisherige Umfang nur 
erweit nachgewiefen werten fann. 

Mieweit ed einer qualifizirten Berjäbrung oter zum Beginne ber Ver⸗ 
rung einer in die Augen fallenten Anlage bedarf, ift in jedem Falle 
beurtheilen. Vergl. auch Art. 642. des Code civil und tie Erläut. zum 
1. ad IV. sub 2. (f. oben ©. 647). 

8) Zum $. 16. b. 

a) Ueber einen auf $. 16. b. gegründeten Wirerfpruch tft im Rechts⸗ 
we vom ordentlichen Michter zu entfcheiten, fo lange nicht auf Vermitte⸗ 
ng der Megierung provocirt if. (Vergl. $. 23. Abf. 2, R. der Min. der 
‚u. de6 I. v. 6. Dec. 1843, 2) Din. BI. d. i. V. 1843. ©. 331. und Jufl. 
Ba. BI. 1843. ©. 299, — desgl. R. des Min. des 3. v. 9. Sept. 1835, °) — 
Ra. Bf. d. i. B. 1845. ©. 270. — u. R. dee Min. des I. v. 20. Aug. 1847, *) 
- Bin. Bl. d. i. V. 1847. ©. 261, — tesgl. die in Kap. 2. Tit. 2. Stüd 
„sub III. ad 13. u. 14. oben S. 651—652 alleg. &xfenntnifie.) 

. b) Die Beflimmung tes $. 16. b. entfpricht zwar im Allgemeinen dem 

6A. R. I. 15. indeß bat ter 1.Sen. tes Ob.⸗Trib. (In tem 

j. v 31. Mai 1844) mit Rüdficht auf die Motiflfation ter Vorfchrift 

8.99. A. L. R. J. 8. (u. des 6. 246.98 R. 1. 15.) tur die 
$ 1, 13., 16., folgenten Rechtsſatz auögefprochen: 

Die Vorfchrift des $. 99. A. L. R. I. 8. wird durch tie 88. 1., 13., 16. des 
KL. ». 28. Febr. 16843 modificirt. Demgemäß fann ber Befiger eines Triebwers 
E, dem bis dahin die ganze Waflermafie eines Privatfluffes ungehindert zuge⸗ 

war, auf den Grund biefes Umflantes allein nicht Schutz im Beflke des 
echte der Benupung ter ganzen Waſſermaſſe verlangen; und wenn er biefen 
ans dem Grunde und unter der Behauptung verlangt, daß tie ganze bisher 
Rute Waſſermaſſe zum Betriebe feines Triebwerkes in dem bisherigen Umfange 
Bemgänglich nothweudig fei, fo kaun dies im Wege ver Bofleflorienflage nur dann 
yo wenn der Gigenthümer des Privatfluſſes ficb noch nicht, in Gemäßheit 
E Beſtimmungen der 68. 83. u. 85. A. 2. R. I. 7., in dem Befite des Mechte, 
M Wafler feines Fluffes auch zu feinem Vortheile zu benutzen, fchon wirklich 
Hunden bat. (PBräj. Samml. des Ob. Trit. S. 430, Präf. Nr. 1458.) 


a 
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abhängig gemacht wurden, dieſe Bedingung des Gef. v. 28. Febr. 1843 
feit der Publikation der Gew.⸗O. v. 17. Jan. 1845 in allen Provinzen 
fortgefallen, da durch die Gew.⸗O. die beſenderen Berechtigungen, Konzeſ⸗ 
Ronen zu gewerblichen Anlagen zu verleihen, aufgehoben find. 
1) Der Beariff eines zum Betriebe im bisherigen Umfange notäiwendigen 
laſſere if In der Siegenichen WiefensD. v. 28. Oft. 1846 $. 12. Nr. 2.a.b. c. 
ch dem dort beſtehenden Herfommen und ten Randesnerhältnifien fpeziell beRimmt. 
2) Bergl. in Br. 1. ©. 563 fi. 
3) Ebentaf. ©. 865 ff. 
4) Ebendaſ. S, 866—8567. 


t 
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4) Eine Befchränfung des im bisherigen Umfange nothwendi 
trieböwaflers kann fletd nur im Wege der Provokation nad $. 11 
zuf. 6. 25. Mr. 4. u. 66. 36. u. 37., gegen vollfläntige Entf 
($. 45.) beantragt werden. Dagegen muß ter ortentliche Richter 
Anmeldung des Antrages bei ver Regierung den hergebrachten Mech 

üben. 
1“ ) Im Bezirfe des Appell.⸗Gerichtshofes zu Köln bleibt Für 
feiten der in den 66. 16. u. 17. gedachten Art, fomweit nicht fpezielle 8 
entfcheiden, auch noch der Art. 645. des Code civil anmwentbar 
jetoch durch vie F6. 13. ff. u. 16. feine nähere Erläuterung und | 
lung erhalten har. (Bergl. auch das Rheiniſche Reſſort-Regl. v. 20. 2 
v. 8. Ann. Bd. 2. ©. 620). 

6) Zum $. 17. Nr. 1. Leber dad rechtmäßige Maaß der 
nutzung entfcheiden event. der Merkpfahl und vie SS. 1. ff., imt 
ter 6. 5. des Vorfluth⸗-Geſ. v. 15. Nov. 1811. (Bergl vie € 
demfelben. ') 


Zum $. 18. des Geſetzes. 


1) Da Bifchereiberechtigte zu einem Witerfpruchörechte gegen 
rungsanlagen nicht weiter berechtigt fein follen, fontern nur auf 
erfag Anſpruch haben, fo Fönnen fie auch wegen Störung im Bı 
mebr Elagen. 

2) Dergl. in Betreff ter Orundfäge, nach welchen vie ihm: 
rechnende Entfchätigung zu leiften ift, die 66. 45. u. 55., Dedgl. Die 
O. refp. für die Provinz Voſen und die für vie Binnengemwäffer 
vinz Preußen v. 7. März 1845, 66. 7—14. 

3) Sofern tie Bifcherelberechtigungen auf einer Dienftbarkeit 
find fie nach Art. I. des Ergänz.⸗Geſ. v. 2.Märı 1850 zur Gen 
nach den Orundfägen ter Gem. Th. D. ablösbar. 

Es jind jedoch im Ablöfungsplane dem Unternehmer ter Bewi 
anlagen in Gemäßbeit des 6. 45. u. des 6. 55. 25 Prozent Zufchlag 
nung zu flellen; tied8 aber nur dann, wenn nicht fon vor Aı 
ter Bemwäfferungdanlage bei ter betr. Auseinanderſetzungs⸗Behörd 
Abldfung provocitt worden war, im melchem Falle es bei ter im 
anderſetzungs⸗Reſſort vorgefchriebenen Taration des Werthes ter 
fame verbleibt. 

4) Auch tie Uferbefiger, felbft folche, welche an ter Bewi 
anlage Theil nehmen, und denen dad Mecht zur Befiſchung des F 
Ausflug ihres ECigenthums an den liferländereien zufleht, 2) Tönne 
Fiſchereirecht beſondere Enifchätigung verlangen, Me Theilnehme 
Dewäfferungsanlage aber ohne 25 Prozent Zufchlag, infofern fie a 
liche Sifcyereircchte oder befondere Vorrechte in Beziehung auf vie 
nugung befigen; entgegengefegten Falls werden ihre Sifchereite 


1) Bergl. an 88. 16. u. 17. die fcharf eingehende und fachfundige 
Sietze's Beleuchtung der Denkſchrift S. 13 ff., welche fih demnädhk 
$. 25. Nr. 4. und zu den 88. 36. u. 37. ansläßt und die Bebenfen gelte 
weiche narb dem Standpunkte der Wiffenfchaft einer zutreffenten Beurthe 
Maaßes der Betriebsfraft einer Mühlenanlage entgegenfiehen, webei üb 
Gewerbsfonfunfturen und die Juduſtrie des Beſigers von großem Giufle 

2) Vergl. das Erk. des Ob. Trib. v. 31. Aug. 1836 (Entfch. Bi 
361. Ar. 41.) und die übrigen, oben im Kap. 2. Tit. 2. Stüd 1. ad 
u. 4., S. 644. u. 645. gegebenen Erläut. 
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Fyenſation aufgehoben. (Vergl. 88. 82. u. 83. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 


Dritter Titel. 
Die Kultur⸗Verordnungen des Gefepe®. 
(99. 19—55. Abſchn. TI. des Geſetzes.) 


Erſtes Stück. 
Allgemeine Ueberſicht. 


I. Die vom 6.19. ab folgenden Beſtimmungen enthalten Vorſchrif⸗ 
s Über dad prozeffualifche Verfahren vor den Megterungen 
d deren Organen. 

Das prozeffualifche Verfahren iſt ein zwiefaches: 

a) das nadı $. 19. Ne. 1., in Verbindung mit S$. 20—22., zuläffige bloße 
Aufgebot6s und Präflufionsverfahren, zu dem Behuf, um Mh eine 
möglich vollländige Kenntniß von den Widerfpruchsrechten oder Entfchäs 
bigungsanfprücden in Beziehung ſowohl auf noch beabfichtigte, ale auf 
ſchon getroffene Berfügungen über tie der Bewäflerungsanlage unterliegens 
den Gegenſtaͤnde umd dazu dienenden Mittel, &) das zu verwendende Wafs 
fer, & die zu bewäflernden eigenen Grunbflüde, y) die eigenen und frems 
den Landflächen, welche zu den Waflerleitungen beffimmt find, — au vers 
fchaffen und fich hiernächft wegen ber etwanigen Hinderniſſe und Schwie⸗ 
rigfeiten durch die PBräfluforia fiber zu flellen; 

b) ta6 Bermittelungsverfahren nad $. 19. Nr. 2., in Berbintung mit 
8. 24. ff. um mit Sülfe der Polizeis und Ahminiftrationsbehärben bee für 
eine Bewäflerungsanlage nothwendigen Erpropriationen und Binfchränfuns 
geu bes Bigentbums und ber Nugungsbefugnifie anderer Grund⸗ und Triebs 
werfebeflger zu bewirken. 

Beide Verfahren find vergeflalt von einander unabhängig 
id felbfifländig, daß fle, je nach der Konvenienz und dem An= 
age des Uferbeflgers, eines ohne das andere, auch neben oder nach ein» 
der und zu ganz verfchiedenen Zeiten extrahirt werben können. Das 
fgebotd- und Präflufiondverfahren des $. 19. Nr. 1. kann in jedem 
dium des nach $. 19. Nr. 2., 56. 24. ff. eingeleiteten Vermittelungs⸗ 
Hehrens, felbf Dann noch beantragt werben, wenn einedtheild ſchon über 
: angemeldeten Rechte und teren Umfang laut 6. 23. Alin. 1. im ordentlichen 
echtswege, anderntheild auch fchon über den Bemäfferungsplan und außer» 
w fogar über die Entfchädigungdfummen (66. 44., 52.) von der egies 
ng, dem Miniſterium oder Reviſtons⸗Kollegium entſchieden If. 

N, Es kann jedoch auch an Stelle des Verfahrens vor der Regie⸗ 
ng, insbeſ. an Stelle des zu b. gedachten Verfahrens, ein Verfahren 
z Ausführung von Bemwäfferungdanlagen vor der Auseinander» 
yungs-Behdrde eintreten. 

Vergl. über die Bälle der Kompetenz viefer Behoͤrden zur Leitun 
m Bewäfferungsanlagen die Erläut. in Unter » Abtheil. I. Abſchu. 1. 
ey. 3. zit. 4, oben ©. 608 ff. 


Zweites Stück. 
Das Aufgebots- und Brällufiond-DVerfahren. 
(Zu $. 19. Nr. 1. u. 66. 20—22. des Geſetzes.) 


I. Allgemeine Bemerkungen. 
1) Berg. über das nad) tem G. v. 23. Ian. 1846 in Borfluthe- 
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fachen eingeführte Aufgebotd- und Präkfuflons» Verfahren die Erläm. in 
Unter⸗Abth. I. Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 4. sub IV. (f. oben ©. 614 fi.) 

2) Vergl. die K. DO. v. 1. Dec. 1843 wegen Beflimmung terjenizn 
Megierung, welche bei Berheiligung mehrerer Meg.» Berirfe Tas Berfaben 
in Bewäfferungs-Angelegenheiten zu leiten bat!) (G. ©. 1844. ©. 13). 

3) Dur Tas Aufgebotds und Präfluflons»Derfahren allein, obw 
Hinzutritt einer Provokation auf Vermittelung der Megierung nady |. 19. 
Nr. 2., wird die Kompetenz der ortentlichen Berichte für Poſſeſſorien⸗ m 
PetitoriensKlagen ter durch die Anlage betroffenen Triebwerks⸗ und ander 
Uferbefiger in Betreff der Beflimmungen ver 66. 13., 14., 16., 17. 1. 1% 
noch nicht audgefchloffen. 

4) Ueber das Berfahren für den Fall, daß bei dem Präkluflonse: 
fahren der Widerfpruch eines Triebmwerköbefigerd auf Grund tes $. 16.5. 
bervorgetreten ift, vergl. dad R. des Min. tes 9. v. 20. Aug IH?!) 
(Min. Bl. d. i. V. 1817. ©. 261. Wr. 311.) 

5) Mit der Abfaffung und Rechtskraft des Präkluflons » Befceitel 
hört, fobald nicht weiter auf Vermittelung nach $. 19. Nr. 2. yrovam 
worden, die Kompetenz der Regierung auf und die angemelteten Cie 
dungen und Widerfprüche find im ordentlichen Rechtswege zu erletigen 

I. Zum ©. 22. insbefondere. 

1) In Betreff der ungenügenden Vorfchrift wegen Ausfertigung mt 
Zuftelung des Präkluſions⸗Beſcheides und wegen des Zeitpunfted, ver 
welchem tie Reftitutiongfrift zu berechnen, ingl. über die Friſt nach tem®. 
v. 283. Febr. 1843, vergl. die abweichenden und vollfländigeren Beftimmen 
gen in ven 66. 6. u. 7. des G. v. 23. Jan. 1846, betr. das für Cumil- 
ferungdanlagen einzuführende Aufgebots⸗ und Präflufionsverfahren (f. ches 
Unter⸗Abth. I. Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 4. sub IV. ©. 614 ff.). 

2) Rückſichtlich ter in Folge der öffentlichen Aufforkerung angemelte- 
ten Anfprühe und Einwendungen bleibt Ten Provokanten, um tiefelben ın 
erledigen, fofern tiejenigen, welche ſich gemeltet haben und denen ihn 
echte vorbehalten find, nicht felbft den Rechtsweg befchreiten, nur tie Ne 
gatorienflage oder tie provocatio ad agendum im Wege Ted Diffan⸗⸗ 
tionsprozeſſes nach Tit. 32. Abfchn. I. Th. I. A. G. O. anbeimgegeben. 


Drittes Stück. 
Prozeffe und Incidentpunkte vor den ordentlichen Gerichten 


Zum $. 23. des Geſeges. 


1) Bergl. vie allgemeinen Erläut. zu 66. 13—18. (f. oben S. 64% F) 
und zum $. 19. Nr. 1. u. 66. 20—22. (f. oben S. 663 ff.), desgl. tat 
Erf. de8 11. Sen. des Ob. Trib. v. 14. Mai 1847 Gtrietherũ 
Rectef. Br. 1. S. 209. Nr. 98.) und die M. der Min. ter 3. u. des 3 
v. 6. Dec. 1843 und des I. v. 9. Sept. 1845 u. 20. Aug. 1847. 2) 

2) Auch nach angemelteter Provokation (6. 19. Nr. 2.) werten tie 
jenigen Widerfprüche oder Entfchätigungsanfprüce, welche ſich auf tie 
Grifteng oter ten Umfang von Rechten grünten, in ben MRechtömweg ver 
wiefen. Bür die Kompetenz ter Gerichte iſt es hier (bei Bewärferungen) 
gleichgültig, ob vergl. Widerſprüche und Anſprüche auf ſpezielle Redzeeritel 
oder auf die allgemeinen Gefege gegründet werden. 


1) Bergl. in Bd. I. &. 863. 
2) Bergl. in Bd. I. S. 866—867. 
3) Berg. in Br. I. S. S63—867. 





j 
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3) Das Erk. des Kompetenz⸗Gerichtshofes v. 25. Juni 1853 führt aus, 


dag Entfehädigungsanfprüce bei Bewäflerungsanlagen, fowie Widerfprüche, 
uch nach erhobener Provofaticn zum Rechtswege gehören, mit Ausfchluß der auf 
» 16. Litt. b. gegründeten, daß aber auch bie lepteren nur bei einem Provoka⸗ 
ionsverfahren und nicht außerhalb deſſelben, ber, vielmehr fonft flets bie Regel bilden⸗ 
en richterlichen Kogniticn entzogen find. Tie Anwendbarkeit der im $. 23. Abſ. 
. enthaltenen Ausnahmebeflimmung, wodurch die Snticheitung über die Frage: 
ob durch die Bewällerungsanlage einem Triebwerke das zum Betriebe in dem 
isherigen Umfange erforderliche Wafler entzogen werde?” mit Ausſchluß des 
dechtsweges der Reg. zugewielen wird, fei nicht nur dadurch bebingt, taß jenes 
erfahren vorangegangen, fondern es fei auch tiefe ganze Beflimmung bes $. 23. 
berhanpt nur anf diefenigen Anſprüche zu bezieben, welche in Folge des im ad» 
inißrativen Berfahren ergangenen Aufgebots (oder der Bermittelungsprovofation 
» 19. 2.) bei der Adminiftrativbehörbe angebracht würden. Die betr. Beſtimmung 
Ude vie Norm für die weitere Behandlung berjenigen Anfprüce, welche auf die⸗ 
rm Wege bei der Reg. geltend gemacht würden: fie leide aber auf Anfprüche, 
selche außerhalb des Provofationsverfahrens erhoben würden, feine Anwentung. 
Sei das Aufgebot und die Präflufion vorfchriftsmäßtg ergangen, fo werde einem 
päter angebrachten Entichädigungsanfpruce der Cinwand der Bräkfufion ohnehin 
ntgegentreten. (Juſt. Min. Bl. 1853. ©. 312. Nr. 107.) 


Diertes Stück. 
Das PBrovofationdverfahren auf Bermittelung der Negierung. 


Zu $. 19. Nr. 2. u. 6$. 24. ff. des Geſetes. 


I. Ueberficht dieſer Beftlimmungen. 
1) Diefe Vorſchriften zerfallen in zwei Kathegorien: 

a) Beflimmungen über materielle Rechte, welche der Provokant und Uns 
ternehmer der Bewäflerungs : Anlage durch die Brovofation unter ten 
Bebingimgen bes $. 24. erhält (88. 24., 25—29. u. $. 37.); 

b) Beſtimmungen über das formelle progeffualifdhe Verfahren, 
über die_Bildung, Zufammenfegung und Berufung ber mitwirfenden Or: 
gane und Behörden nebft inftruftiven Anmeifungen für diefelben und Be: 
flimmung ihrer Kompetenzen, fowie über die Entfcheidung der Regierungen 
und die Berufungs-Inftanzen gegen tiefe Entſcheidung. 


Zu a. zerfallen die materiellen Progeprechte wiederum in verfchies 
vene Beflimmungen: 

@) im $. 24., betr. die präjutiziellen Bedingungen zur Grwerbung biefer 
Nechie, 

60) im $. 25., betr. die Spezielle Angabe dieſer Rechte, 

y) in den 88. 26—29. u. $. 37., betr. die näheren Modalitäten bei ber Eins 
ſchraͤnkung oder Grpropriation der Rechte Anderer und refp. bei ber Nuss 
übung ber dem Unternehmer im $. 25. beigelegten Befugnifle. . 

Zu b. Zu ven Vorfchriften über das formelle progeffualifche Wer⸗ 
fahren gehören: 

aa) Das Verfahren vor der KreidsBermittelungs«Kommiffton ($$. 30 
WM 32.) und zwar: 

&) der $. 30., betr. die Anträge auf Ginſchränkung von Rechten Anderer oder 
Grpropriationen zum Zwed von Bewäflerungeanlagen im Lanbesfulturs 
Sintereffe, welche Anträge an die Vermittelungs-Kommiſſton zu richten find, 

ß) Treisweife Bildung und Zufammenfepung dieſer Vermittelungs⸗Kommiſſion, 

7) ——— der Anträge ($. 31.), 

6) Aufgabe der Vermittelungs s Kommifflon und deren Entſcheidung über bie 
Frage: ob wirklich ein übertwiegendes Landeskultur⸗Intereſſe vorwalte? 


Im Wege dieſes Verfahrens, für welches In jedem Kreife lediglich für 
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fachen eingeführte Aufgebots⸗ und Präklufions» Verfahren vie Erläut, 
Yinter-Abth. I. Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 4. sub IV. (f. oben ©. 614 ff.) 

2) Vergl. die 8. DO. v. 1. Dec. 1843 wegen Beſtimmung berjenige 
Megierung, weldye bei Betheiligung mehrerer Reg.⸗Bezirke das Verfahn 
in Bewäfferungd- Angelegenheiten zu leiten bat !) (8. ©. 1844. &. 43). 

3) Durch Tas Aufgebots⸗ und Präfluflond- Verfahren allein, ehn 
Hinzutritt einer Provofation auf Vermittelung der Megierung nach $. 18 
Nr. 2., wird die Kompetenz ber ortentlichen @erichte für Poffefforien- wu 
Petitorien⸗Klagen der turch die Anlage betroffenen Triebwerks⸗ unt antem 
Uferbeflger in Betreff der Beftimmungen ver $$. 13., 14., 16., 17. 1 
noch nicht ausgefchloffen. 

4) Ueber das Verfahren für den Fall, daß bei dem Präfluflonter 
fahren ver MWiderfpruch eines Triebmerföbefigerd auf Grund tes . 16.1 
bervorgetreten ift, vergl. tad N. des Min. tes I. v. 20. Aug 187%) 
(Din. BL d. i. 8. 1817. ©. 261. Wr. 311.) - 

5) Mit ver Abfaffung und Rechtskraft des Präfluflond » Befderd 
hört, fobald nicht weiter auf Vermittelung nach 6. 19. Nr. 2. preeccu 
worden, die Kompetenz der Megierung auf und die angemelteten Ci 
dungen und Widerſprüche find im orventlichen Rechtswege zu erlehigen 

IL Zum ©. 22. insbefondere. 

1) In Betreff der ungenhgenden Borfchrift wegen Ausfertigung m 
Zuftelung des Präfluflond»DBefcheites und wegen des Zeitpunfted, m 
welchem tie Meftitutiongfrift zu berechnen, ingl. über die Friſt nad den 
v. 28. Sehr. 1843, vergl. die abweichenden und vollfländigeren Beftimur | 
gen in den 66. 6. u. 7. des ©. v. 23. Jan. 1846, betr. Tas für Enmif 
ferungsanlagen einzuführende Aufgebots⸗ und Präffuflonsverfahren (f. chı 
UntersAbth. I. Abſchn. I. Kap. 3. Tit. 4. sub IV. ©. 614 ff.). 

2) Ruckſichtlich der In Folge ter äffentlichen Aufforterung angemete 
ten Anſprüche und Einwendungen bleibt Ten Provokanten, um dieſelben ıı 
erletigen, fofern diejenigen, welche ſich gemeltet haben und tenen it 
Mechte vorbehalten find, nicht felbft Ten Rechtsweg befchreiten, nur tie fe 
gatorienflage oder tie provocatio ad agendum im Wege tes Tifım 
tionsprozeſſes nach Tit. 32. Abſchn. L Th. J. A. ©. D. anheimgegeben 


Drittes Stück. 
Prozeſſe und Incidentpunkte vor den ordentlichen Gerichten 


Zum $. 23. des Geſetzes. 


1) Vergl. tie allgemeinen Erläut. zu 66. 13—18. (f. oben ©. 6iü) 
und zum $. 19. Nr. 1. u. 86. 20— 22. (f. oben ©. 663 ff.), tesgl. Ya 
Erf. nes 11. Sen. des Ob. Trib. v. 14. Mai 1847 Etrietheii? 
Mechtsf. Bd. 1. S. 209. Nr. 98.) und die R. ter Din. ter 3. u. dend 
v. 6. Dec. 1843 und des I. v. 9. Sept. 1845 u. 20. Aug. 1847.) 

2) Auch nach angemelveter Provokation (K. 19. Nr. 2.) werten tr 
jenigen Widerfprüche oder Entſchädigungsanſprüche, welche fich anf W 
Griftenz oder ten Umfang von Rechten grünten, in den Mechtämeg m" 
wieſen. Bür die Kompetenz ter Gerichte ift e8 hier (bei Benäferun' 
gleichgültig, ob dergl. Witerfprüche und Anſprüche auf fpezielle Rechtat 
oder auf die allgemeinen Geſetze gegründet werden. 


1) Vergl. in Br. I. ©. 8623. 
2) Vergl. in Bd. I. S. 866—867. 
3) Bergl. in Br, I. ©. S63—867. 
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Dabei: 


a) Ernennung von trei Tarateren durch die Regierung; deren Vereidigung 
ift zwar nicht vorgefchrieben, muß jedoeh veranlaßt werben; 
E) Berfahren derfelben unter Zuzichung aller Betheiligten ; 
) Feſtſtellung ter Entſchaͤdigung durch die Regierung, 
9) Rekurs an das RerifionssKollegium für &. KR. Sachen. ($. 47. u. 48.) 
Sodann erfolgt: 


dd) Die Ausführung der Bewäfferungsanlage gegen Zah» 
ung oder Depofition der Entfhärigungse-Summe ($$. 50-55). 

Jene erfolgt erſt nach tiefer; die Megierung kann jedoch Die vorläu= 
Hge Ausführung gegen Kaution, Über teren Zulänglichkeit jedoch 
se Berbeiligten zu bören find und event. zu entfcheiden tft, ſelbſt dann 
verfügen, wenn noch Prozeffe über einzelne, auf fpeziellen Titeln ruhende 
Blverſpruchsrechte ſchweben. 

ee) Nach $. 54. iſt der Unternehmer befugt, in dem Falle, mo vergl. 
Brozeffe ſchweben, auf eine vorläufige Ermittelung und Beftftel- 
lung der Entfhädigungd-Summe anzutragen. 


Der Iinternehmer darf nach $. 49. auch noch nach vefinitiver Feſtſtel⸗ 
lung ter Entſchädigungs⸗Summe gegen Uebernahme auch derjenigen KRoften, 
welche tem Provokaten zur Laſt geftellt find, von der Ausführung des 
Blanes abſtehen. 


U. Beſondere Bemerkungen über das Rechtsmittel des 
Returfes. 


1) Bon ten Entfcheltungen ter Regierungen über die auf $. 16. 
Litt. b. gegründeten Widerfpruchörechte und Anfprüche ſteht der Rekurs an 
Das Din. für lantwirtbfchaftl. Ang. binnen einer fechömwächentlichen Prüs 
Auftofrift offen. Dabei ift nidyt unterfchieden, ob der Provofant zu den im 
Bet. 13. der Dekl. v. 6. April 1839 (G. ©. 1839. ©. 126) gedachten phy⸗ 
ſiſchen ‚oder moralifchen Perfonen gehört, für welche tie Einlegung ter Ap⸗ 
pelſlations frift verdoppelt wird. 


. 2) Das Revif.-Kollg. für &. 8.©. hat (in dem Erk. v. 13. Juni 
1851) angenommen, daß die Mechtömittel gegen Gntfcheitungen bei Strei⸗ 
tigfeiten au8 tem ©. v. 28. Sehr. 1843 nur dann gewahrt find, wenn fle 
innerhalb ver gefeglichen Friſt bei ver Meg., welche den Befcheid in erſter 
Iaftanz abgefaßt hat, eingelegt werden (Zeitfd;r. defielb. Br. 4. ©. 167 und 
BriisSamml. deſſelb. S. 16. Nr. 1.). 


Fünftes Stück. 
Materielle Prozeßrechte. d 


Zum $. 24. des Geſetzes. 


4) Zur Subftantiirung des Antrages auf Vermittelung ter Polizei⸗ 
behörde gehört, nach $. 24. in Verbindung mit $. 31., Verpflichtung und 
Dereitſchaft zur Liebernahme ver Roften für die nöthigen Ermittelungen, fos 
we zur volfländigen Entſchaͤdigung ver Provofaten. Vergl. $. 15. des 
Gfintb-Bef v. 15. Nov. 1811 und die Erlaͤut. dazu. 


2) Die V. wegen Finführung des ©. v. 28. Gebr. 1843 in den Bes 
If des Appell.⸗Gerichtshofes zu Köln v. 9. Ian. 1845 beſtimmt, 


daß bei Untfcheitung der Frage: ob bei einer Bewäflerumgsanlage ein übers 
Wegendes LandesfultursIntereffe obwale? (88. 24. u. 32.) das Interefle Khan 
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vorhandener, auf Triebwerfen beruhender gewerblicher Anlagen in zweifelbaften 
Fällen über das der Bodenkultur zu flellen ift. ') 


Zum $. 25., in Berbindung mit Sf. 36. u. 37. des Befeget.?) 


1) Bergl. die Erläut. zum 6. 13. des Befeßes 2) (f. oben Kap. 2. 
Tit. 2. Stüf 2. sub 11. ad 2. ©. 649 ff.). 

2) Unentfchieten ift die Stage, in wieweit eine Befchränkfung im Waſ⸗ 
fergebrauche der Triebwerfe und ob diefelbe namentlich, wie nad $. 12. 
des Vorfluth-Gef. v. 15. Nov. 1811, auf gänsliche Wegräumung von Rıf 
fermühlen audgetehnt werten türfe? Der 6. 36. enthält nur vie Anmei- 
fung, dad Maaß der Befchränfung zu prüfen, und ver 6. 37. ſtellt nu 
einen leitenten Grundfag auf und beftimmt außertem, daß bei Prüfung ta 
Frage: „ob durch Die Bewäfferungsanlage einem Triebwerke Tas Wafı 
entzogen werde, deſſen ter Beflger betarf, um fein Gewerbe in tem biöe 
rigen Umfange ($ 16.) oder in tem Umfange feiner Berechtigung ($. 11.) 
auszuüben?” jederzeit eine zweckmäßige Einrichtung des Stauwerks, td 
a und Wafferrates (auf Koften des Provokanten) voraakır 
egen i 


Zum $. 27. des Geſetzes. 


1) Bei einem Provofationdverfahren kann, nach ter Beflimmung m 
F. 27., das Mirbenugungdrecht des aufgeftauten Waſſers zur Hälfte gan 
verloren gehen, wenn der gegenäberliegente Uferbefiger tie Hälfte Ter Koflm 
des Stauwerks nicht übernehmen mil, oder fih binnen drei Monaten ya 
nicht erflärt. 

2) Fraglich iſt indeß für ten Kal des $. 27., ob der gegenüberliegente 
Nferbefiger fich zur Abwentung des Verluſtes eines fo beteutenten Ver⸗ 
mögendrechted nicht dahin erklären fönne, tag er fich fein Recht auf Ri 
benugung des halben Waſſers für eine fpätere, feinen wirtbfchaftlichen unt 
fonftigen Berhältniffen anpafjendere Zeit vorbehalten wolle, 

3) Jedenfalls tritt dieſer Vermögensverluft zu Gunften tes gegenüber: 
liegenten, tie Bewaͤſſerung unternehmenten Beflgerd nur Tann ein, wen 
derfelbe auf Errichtung eined Stauwerks am jenfeitigen Ufer in einen 
nad $. 19. Nr. 2. ihm geflatteten Provofationdverfahren angetragen kat. 


Zu $$. 33., 40. u. 45. 


Das Mevifions- Kollegium für & 8. ©. bat (in tem Erk. » 
13. Juni 1851) ausgeführt, Daß es zuläfiig fei, in erſter Inſtanz mit ter 
Entfcheitung über ven Beräfferungsplan und tie Ausführungsbeflimmun- 
gen vie Gntfcheitung über ten ntfchärigungsbetrag zu verbinten *) 
(Zeitfchr. defielb. Bd. 4. S. 167 und Prij. Samml. ©. 16. Nr. 1.). 





1) Daffelbe gilt nach $. 12. Mr. 1. der Siegenſchen Wieſen⸗O. v. 28. Ch. 
1A beren $. 17. beflimmt: „daß Bewerbebetriebsanlagen möglich zu ſchener 
feien. 

2) Bergl. die Bemerkungen von Siege, Beleuchtung ter Denkſchriſt 6.48 

3) Vergl. in Betreff ter Befchränfungen ber Triebwerke insbeſ. zu $. 16.5. 
bie, ausführlichen Veſtimmungen in ber Siegenfhen Wieſen⸗O. v. 28. Ou 
1836, 8. 12. 

4) Es wird fogar in einer Mehrzahl von Yällen zur Abfürzung des Berfab- 
vens und zur gütlichen Ausgleichung wefentlich beitragen, ja zur fadhgemäßen Br 
urtheilung des Plans unentbehrlich fein, die Brmittelung des Gutfchäbigangt: 
punktes mit der Projeftirung des Plane zu verbinten. 
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Zum $. 37. ded Geſetzes. 


Ob tie für mehr entflekente Linterhaltungdfoften an ten Triebwerks⸗ 
efiger zu zahlende jährliche Rente ablöslich fei, iſt nicht beitinmt. G8 
reten jegt die Beftimmungen des Abl.⸗Geſ. v. 2. März 1850 ein. 


Bum $. 51. des Geſetzes. 


Vergl. Die 8. O. v. 17. Ian. 1844, beir. tie Diäten und Reiſekoſten 
er Reid» Bermittelungd » Kommiffarten und anterer Sachverfläntiger bei 
Beroäfferungsanlagen ?) (9. S. 1844. ©. 61). 


Vierter Titel. 
Bildung von Genoffenfhaften zu Bemwäfferungsanlagen. 


Zum Abſchnitt IT. SE. 56—59. des Befeges.?) 


4) Vergl. die Erlaͤut. in Unter⸗Abth. 1. Abfchn. I. Kap. 3. Tit. 4. 
wb VII, oben ©. 620 ff. 

2) Ueber die Bildung von Genoffenfchaften zu Bemäfferungsanlagen 
nd Tie Entwerfung von Statuten für tiefelben ?) vergl.: 

a) MR. tes Min. tes N. v. 23. Mai 1843 (Min. Bf. d. i. 3. 1543. 
B. 200. Nr. 254.), 

b) R. des Min. für lantwirtbfchaftl. Ang. v. 10. Nov. 1851 nebſt 
Schema eines Statuts für neu zu biltente Wiefen=Benoffenfchaften. 
(Min. BI. d. i. V. 1851. S. 257. Wr. 280.). 

3) Ueber die Beförterung des Kunftwiefenbaues und ter Wiefenbewäle 
fesung ter Provinz Sachſen vergl. die Befanutmach. des Oberpräſid. 
ber garobing Sachſen v. 27. Okt. 1343 (Min. BI. d. i. V. 1843. ©. 241. 

. 383.). 


— 


Zweiter Abſchnitt. 


Die provinzielle und lokale Geſetzgebung über die Benutzung 
der Privatflüffe zur Bewaͤſſerung. 


Hierher gehören: 

J. Die Wiefen- Drpn. für den Kreis Siegen v. 28. Oft. 1346 
(8. ©. 18416. ©. 485). 

Die prinzipiellen Abweichungen dieſes Geſetzes von den Beftimmungen 
des Gef. v. 23. Febr. 1843 und vie mefentlichften Beftimmungen deſſelben 
find am betr. Orte in tem Kommentar zu tem Gef. v. 28. Febr. 1843 
erwähnt, worauf bier zurüdvermiefen wird. 

Die auf Grund ter 68. 56. u. 57. des Gef. v. 28. Gebr. 1843 





U din 


1) Vergl. in Bd. I. ©. 867. 

2) Bür diefen Abfchn. bietet insbef. der Abſchn. II. der Siegenfchen Wieſen⸗ 
D. ». 23. Dit. 1846 „gemeinfcaftlihe Bewäfferungsanlagen, Wieſenverbaͤnde 
ser Benofienfchaften”, nebſt dem Abfchn. II.: „Bon der Zufammenlegung der 
Biefen*, muftergültige Normen. Bei Heineren oter zerflüdelten Grundbeſitzungen, 
nie fie bei ſtädtiſchen und ländlichen Gemeinden, überall aber in den weltlichen 
Srovinzen, vorkemmen, wird der Abſchn. II. wenig Anwentung finden und nur 
der Abfchn. II. zum Ziele führen. 

3) Bergl. die auf Brund der 66. 56. ff. erlafienen Statuten in Abfchn. IL 
wb IL (f unten ©. 670), 
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erlaffenen, landesherrlich vollzogenen Statuten, reſp. gleichzeitig Bebuis 
Be⸗ und Entwäͤſſerung, naͤmlich: 

1) das Statut ter Meliorations s Sozietät der Bocker Heide, v. 24. Ynlı 
1850 (©. S. 1850. ©. 373) nebft dem Gef. v. 11. März 1850, betr. tür 
Gewährung einer Veihülfe aus der Staats: Raffe an dieſe Relierat.:Be 
zieiät (©. S. 1850 S. 269) und dem Brivilegium v. 29. Auguſt 153 


(nebft Plan) wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligaticnen te | 


gedachten Sozietät (©. ©. 1853. S. 704); 


2) das Statut für die MellorationssSozietät tes Efottaus Thale, Kreife j 


Neidenburg, v. 2. Juni 1852 (G. ©. 1852. S. 391); 

3) das Statut des Meliorations;Berbandes im Brückſchen Bruce, v. 2. 
Juli 1852 (©. ©. 1852. ©. 517); 

4) das Statut bes Verbandes der Wiefenbeflger in der Gemeinde Salz, 
ar nd Reg.s Bey. Trier, v. 8. Nev. 1852 (G. ©. 181 

. 712); 

5) das Statut des Verbandes der Wiefenbeliger in ter Gemeinde Balı 
lersheim, Kreiſes Prüm, Reg.⸗Bez. Trier, v. 19. Der. 1853 (G.E. 
1854. ©. 19); 

6) das Statut des Verbandes der Wiefenbefiger in den Gemeinden Thal: 
Tichtenberg und Pfeffelbach, Kreis Wendel, Reg. Be. Trier, ». 
9. Jan. 1854 (9. ©. 1554. S. 53). 


ü— u — — 


Dritte Unter⸗Abtheilung. 
Die Geſetzgebung über das Deichweſen. 


E. A. Dammert, das Deich⸗ und Strombaunreccht, nach allgemeinem yoltiwra 
und Hannöverſchem Landrecht erläutert. 2 Thl. Hannover, 1816. gr. 8. 
Dr. 3. Mellmann, Ginfeitung in tas gemeine und Schleswig⸗Holſtein. Dame:, 

Deich», Siels und Schleuſenrecht. Altena und Leipzig, 1745. 8. 
RHr. Woltmann, über das baurerhtliche Verfahren bei Berbeiferung der Blüte. 
infonderheit der ſehr verfrümmten. Hamburg, 1820. gr. 8. 
K. 3. Rouffeau, Beiträge zur Deicks und Flußbau⸗Polizei⸗Geſetzgebung. Rus: 
berg, 1820. gr. 8. mit 1 Kpf. 
Wagner, Anweifung aur Grhaltung der Damme bei Stromergiefungen und Eie 
gängen. Orimma, 1827. Mit KRupf. 
—— Abhandl. über die Schiffbarmachung der Ströme. Wien, 178 
it Kupf. 
Hagen, Befchreibung neuerer WaflerbausWerfe. Königsberg, 1626. Mi Karl. 
Arnd, tie Gewäller und der Waflerbau. Hanau, 1831. 
+ ter, Örunbfäge zum Verfahren in Deich» und Abwäſſerungsſachen. Glüd 
adt, 1790. 4. 


Ginleitung. 


Die von Zeit zu Zeit eintretenten Aenderungen des Wafferbeantet 
ter dad Land begrängennen Meere, der Seen im Innern Teffelben, fomir 
der daſſelbe durchfchneitenten Ströme unt Blüffe, wodurch das Land licher 
ſchwemmungen audgefegt wird, find häufig nicht bloß mit bebeutenten Jer⸗ 
flörungen von Eigenthum verfnüpft, fondern bringen auch große Gefabies 
für Leben und Geſundheit Ter Bewohner der überſchwemmten Gegenter 
hervor und unterbrechen zeitweife tie Verbindungen. Insbefonrere abe 
führen fie in ver Regel auch erhebliche Nachtheile für ten Anbau ter te 
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zurch betroffenen Lüntereien mit fi. Ta die Kräfte der Einzelnen nicht 
sußreichen, biergegen den nöthigen Echuß zu gewähren, fo gehört es zu 
ven Aufgaben ter Iantespolizeilichen Thätigfeit, ven Bewohnern der ge= 
fährteten Gegenden viefen Schuß zu Theil werten zu lajfen. Vor Allen 
dient hierzu die Befeitigung derjenigen örtlichen Sinternijfe, welche in 
ber Befchaffenheit tes Flußbettes beruhen, intem ſie ten gebörig fchnellen 
Ablauf Ted Waflers hemmen, und je nach ter Oertlichfeit ſind in dieſer 
Beziehung verfchietene Maaßregeln und Anftalten zweckmäßig. Es gehören 
dahin indbefontere die Verhütung ter Berfantung, Verfhlammung, Vers 
Ropfung tes Flußbettes; Durchftiche zur Abkürzung des Flußlaufes; Ab⸗ 
bruch beengenter Waſſerbauwerke und tergleichen. Das wichtigfte Hülfs⸗ 
mittel beſteht inteß in ter Grrichtung von Schranfen geyen das lieber- 
Arömen Ted Waſſers, nämlich ter Ertwälle, welche unter tem Namen ver 
Damme oder Deiche begriffen werten. Die phyſiſche Lage und Geftal- 
tung eines ganzen Lantftriches bringt es in ter Regel mit ſich, daß tie 
an einem Punfte bervorbrechente Flüth nach natürlichen Grenzen fich über 
bad Ganze verbreitet und daß daher Ter ganze Landſtrich nur Turdy eine 
gufammenbängente Teicyanlage gegen Ueberſchwemmung gefchügt wer⸗ 
ten fann, an teren Iinterhaltung aldtann alle tiejenigen ein gemeinfanes 
Intereffe Gaben, teren Grunteigenthum dadurch geſchützt wirt. Dadurch 
wird Die Verbintlichfeit ter berbeiligten Gruntbejiger, Tem gemeinfchaft«- 
lichen Deichverbante anzugehören, betingt. Der Zweck eines folchen 
natürlichen Deihbantsverhältniffes erfordert die Grrichtung und 
Unterhaltung ter Deichlinie nach einem übereinftinnmenten Blane, und daß 
der Antheil jenes ‚Deichgenofien an ter gemeinjanen Obliegenbeit genau 
beflimmt und teren Erfüllung gebdrig überwacht werte. Deebalb pflegt 
von ten Deichverbantsgenoifen ein Ausfchuß gemählt zu werten, welcher 
Me obere Leitung und Aufficht über die Deichangelegenbeiten ausübt, vie 
Maaßregeln für teren Zweck befchließt, und tie zu teren Ausführung, ſo⸗ 
wie zur Handhabung ter Deichortnung erforterlichen Beamten ernennt, und 
tie Deichfchauen vorninmt. 

Ueber alle tiefe Gegenſtände erteilen die poſtiiven Deich-Ortitungen 
Die näheren Beftimmungen; jle reguliren insbefontere tie Verbindlichkeiten 
der einzelnen Deichbandsgenoſſen und umfaſſen biömeilen verfchierene Deich» 
Iinien, unter denen rüdjichtlich Ter phyfifchen Geſtaltung und Lage des ger 
fHüßten Landes Fein natürliches Teichbandsverbältniß beſteht. Hierdurch 
eniftand der Begriff eines bürgerlichen Deihbantee. Da gegenwärs 
tig die Staatdregierung tie Oberaufiicht über alle Deich» und Strom⸗ 
Anlagen ausübt, unt von ihr aud tie Teichortnungen erlaffen weiten, fo 
find die meiſten Deichlinien zu bürgerlichen Deichbänten vereiniget. 

Die Mebrzahl ter Teiche, durch welche Tas Gebiet, welches tie zeite 
weife aus ihren Ufern tretenten Flüſſe der Ueberſchwemmung unterwerfen, 
befehränft werten und ter den Ginmwirfungen ter Ueberſchwemmung ent⸗ 

gene Grund und Boten zu böherem Ertrage nebracht werten fol, findet 
he in ten Bereiche Ter größeren fchiffbaren Flüſſe. Eben dort finten fich 
auch in der Megel die ausgetehnteren, noch unverwallten Nieterungen. 
Der thatfächliche Zufammenbang beiter Gegeuflänte bat es daber verau⸗ 
laßt, daß in tie Gelege und Verortnungen über tie Stuom » Polizei der 
ſchiffbaren Gemäffer in ter Regel auch Vorfchriften über Anlage und Unter» 
haltung ter Deiche aufgenommen worten find. 

Im Preußifchen Staate iſt ter Deich⸗Geſetzgebung eine neue Grund⸗ 
lage zu Theil geworten durch das Geſetz v. 2%. Ian. 144% über dad 
Deichwefen. Bis dahin gab ed entwerer nur provinzieße Deichordnun⸗ 
pen füs einzelne Zerritorien, oder Speziale Ordnungen für einzelne Blüffe 
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oder Flußſtrecken, theils für öffentliche, theils für Privatfläffe. Daneben 
waren aber auch gefehliche Beſtimmungen ergangen in Betreff ter Ströme 
und teren Ufer, und zwar ebenfalls theild provinziefle für einzelne Terti⸗ 
torien, theils fpezielle für einzelne Ströme, und wiererum theils in Der 
bindung mit Ten Deichortnungen, theild ohne ſolche. Es enthielten inte |. 
dieje älteren provinziellen und fpezialen Deich⸗ und Strom = Ortnunge 
nicht fowohl allgemeine Prinzipien über vie fünftige Regulirung tes Deich⸗ 


weſens innerhalb eines Territoriums orer einer Provinz, fondern vielmeht 


nur Spezialbeftimmungen für die verfchiedenen einzelnen Deichoerbänte un 

Flüſſe Teffelben Landestheils. Ein gemeined gefchriebenes Deichrech 

eriftiste nicht. Das Allgemeine Land⸗Recht beſchränkte fich in viele 

Beziehung auf vie wenigen Beflimmungen in ten 66. 63—66. Tit. 15. 

Da Ai M verbindung mit den allgemeinen Sruntfägen ter $$. 33. ım 
. Tit. 8. Th. 1. 


Die großentheild in ter erften Hälfte tes vorigen Jahrhunderts ergar 
genen Teich» Statuten find nicht allein in vielen Beflimmungen veralıt, 
ungwedmäßig und unanwentbar geworten, fondern fie gewährten auch fü 
nen Anhalt für tie zahlreichen (unter andern tie ganze Provinz Echiefa 
umfaffenten) Säle, wo tie Beflger einer bemallten Niederung in keinn 
Soztetätöverbante fanden, vie Unterhaltung ter Dämme vielmehr, gewöhr 
lich ohne genügend geflcherte rechtliche Verpflichtung, durch die Uferbeſe 
erfolgt. Sie gewährten gar feinen Anbalt, um im Wege ter DBerwalns; 
neue Anlagen herbeizuführen. 


Ehen fo wenig findet fih aber in ten Beflimmungen tes A. L. A 
Th. II. Tit. 15. 66. 03 — 66. eine ausreichende Nechtfertigung Der von ter 
Nothiventigfeit gebotenen oter zur Eihaltung und Börderung ver Lante ' 
Eultur wünſchenswerthen Maaßregeln ver Verwaltung. Abgeſehen Tarca, 
daß bei der Redaktion des U. L. R. ein, den Naturverbältniffen unt ter - 
geognoftifchen Biltung ter Inuntationdgebiete nicht entfprechenter Unier- 
fchied zwifchen Hauptdämmen und Sommerwällen zum Grunde gelegt if, 
fegt auch rad A. x. R. eine ſchon anterweit begründete Verpflichtung zur 
Anlage und Grhaltung ter Dämme voraus und giebt feine Mittel an die 
Hand, dieſe Verbindlichkeit In ten geeigneten Bällen herbeizuführen. Aut 
die Anmwentung des $. 65. über tie Vertheilung ter Laſten zur Erbaltunz 
der Deiche fegt voraus, daß die rechtliche Verpflichtung, Deiche anzulegen 
und zu erhalten, bereitö begründet fe. Das Prinzip ter Vertbeilung — 
die Größe des abzuwendenden Schadens — ergab ſich aber bei ver An 
wentung auf ten einzelnen Fall als ein fo verwidelted, daß e8 nur ıum 
Anhalte einer legislativen und flatutarifchen Vertheilung ter Laften, ni 
aber einer richterlichen Sntfcheitung auf erfolgreiche Weife zum Antalıe 
dienen kann. 


Die Polizeiverwaltung fonnte taher für Erhaltung ter Feinem Dei 
verbante angebörenden Einzelnteiche nur in foweit mitwirken, als tie ®e 
fugniß hierzu auf vie 66. 33. 34. Tit. 8. SH. J. des A. 2. R. zu griw 
den war. Somit konnte höchſtens vie Erhaltung und Wiererberftellung 
der Dimme in ten feitherigen Dimenflonen, nicht aber irgend eine Ber 
ftärfung oder fonft nothwendige Verbefferung verlangt werten. Die Boligt: 
verwaltung konnte fih auch nur an ten Cigentbümer des Dammes ottt 
an einen fonft ſpeziell Verpflichteten halten, obne in Ermangelung weitere 
geſetzlicher Vorfchriften auf tie Inuntationdgenoffen zurüdgeben zu Tärien. 
Die Leiſtungéfaähigkeit ter Deich-Gigentbümer oder der fpeziell Verpflichteten 
fegte daber den Anforterungen ter Polizei-Verwaltung enge Grenzen. 

Die Folgen dieſer Lage ver Gefeßgebung waren ein durchaus una: 
nügenter Zuftand ter keinem Verbande zugetheilten Deiche, häufige er 
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üflungen der Niederungen durch Hochwaſſer und große Anfprüche an vie 
fentlichen Kaſſen auf Unterflügung zur Herflellung der zerflörten Schutz⸗ 


en. 

Die Erweiterung von Privat» Deichanlagen im Wege freiwilliger Ver⸗ 
nbarung nad einem gemeinfchaftlichen zwedentfprechenden Syſteme fand 
züberfleiglihe Hinterniffe in ven widerfprechenten Interefien der Beſttzer 
= eingedeichten und ter nicht eingedeichten Nieverungsgrunpflüde. Denn 
⁊ große Brundbefiger, welcher feine Grundſtücke vollſtaͤndig eingedeicht hat, 
det Öfter umgekehrt feinen Vortheil in der Erhaltung offener NRiederungen 
ſer eined ungenügenten Zuftandes der Nachbarteiche, weil bierturch daß 
ochwaffer auf tiefe benachbarten Grundſtücke freieren Abflug behält und 
halb der eigene Deich eine geringere Widerftandäfraft nörhig bat. Dar 
'gen find unternehmente Grundbeſitzer genötbiget, ihre Deiche in unzweck⸗ 
äßiger Lage und weit über dasjenige Maaß hinaus anzulegen, welches 
| einfamer Einrichtung nöthig gewefen wäre. Die Vortheile von un» 
geimäßigen und wilführlichen Ginpolvderungen der einen wurden nicht 

n durch die größeren Nachtbeile anderer nicht gefchügter Grundbeſitzer 
berwogen. Während eine, auch außerhalb des Deichverbandes anzunehs 
ende Sozialverpflichtung bezüglich aller derſelben Gefahr ausgefegten Nies 
mungsbeflger zu gemeinfamen Schugmaaßregeln gegen eine ſolche Gefahr, 
bon auf natürlichem Mechte beruht, fehlte für die zwangsweiſe Realifirung 
ijeſer natürlichen Sozialpflicht ein poſitives Gefeg. Diefe Erwägungen has 
m dazu geführt, die gefammte Deichgefeggebung im Preuß. Staate einer 
tepifion % unterwerfen, deren Mefultat der Erlaß des oben gedachten Ge» 
* y\ 8. Ian. 1843 über das Deichmwefen ) (G. ©. 1838. ©. 54 ff.) ges 

en 


Erfter Abfchnitt. 


kntſtehungs⸗Geſchichte des Geſetzes vom 28. Januar 
1848 über das Deichweſen; Charakteriſtik deſſelben 
und Darſtellung feiner Hauptgrundfäge, 


J. 
Entſtehung des Gefeges. 


Das Geſetz über das Deichweſen bildet einen Theil des Waſſerrechts 

md gesbrt in das Syſtem der Maafregeln, welche ein im Jahre 1834 ten 
Breyinzialfländen von Bofen, Preußen, Pommern und ter Mark 
Brandenburg, im Jahre 1837 den Provinzialftänden von Schlefien, 
bach ſen und Weftphalen vorgelegter Gefegentwurf ald „Kinrichtun« 
* zur Beförderung des Ablaufs und zur Anhaltung und 
enugung der Gewäſſer“ bezeichnete. Diefer Befegentwurf bezog ſich 
Beichzeitig auf die öffentlichen Ströme und Flüſſe, auf deren Uferortnung 
u Polizei, ſowie auf die Privarflüffe nnd die Vorfchriften über Vorfluth 
uud Bewäfferung, auf die Triebwerfe an den Gewäflern und endlich auf 
das Deichweien. Aus diefem Entwurfe gingen inteß fpäterhin drei be» 
fondere Entwürfe hervor, von denen dad Gefeg über die Benutzung der 


1) Bergl. in Bd. I. ©. 871 Fi. 
Landes-Rultur-Befehg. Br. 11. Abth. IL AR 
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Privatflüffe, nachdem darüber im Jahre 1842 vie vereinigten ſtaͤndiſchen 
Ausſchuͤſſe gehört waren, unterm 28. Februar publicirt wurde, Dingegen die 
Entwürfe a) einer allgemeinen Strom» und Ufer⸗Ordnung, b) äber dei 
Deichwefen, den Provinziallandtagen derjenigen fieben Provinzen, in melden 
das Allg. Landrecht gilt, ingl. der Rheinprovinz wegen der Kreiſe Rees ma 
Dulsburg, im Iahre 1841, und bierauf den Rheinifchen Provinzialftände 
im Jahre 1845 vorgelegt find. Der Gefehentwurf zu a wurde fpäter, is 
Bolge der Erinnerungen der Provinzalflände ganz aufgegeben, das Gefa 
F über das Deichweſen aber nach vorausgegangener Derathung ie 
taatsrathe unterm 28. Januar 1848 erlaffen. 


N. 
Gegenfland und Zwed des Befeges. 


I. Das Gele vom 28. Sanuar 1848 ordnet dad Deichweſen aus dd. 
gemeinen, aus der Natur der Verbältniffe abgeleiteten Princtpien für ſtu⸗ 
liche zur Monarchie gehörige Landestheile, auf gleiche Weife, und verwil 
die Anlegung befonderer eigenthämlicher und Iofaler Verhaͤltniſſe ind tk 
tige in die Statuten der einzelnen Deicdyverbände. (Vergl. $. 15. des Gef.)') 

Daffelse bat allein die Erhaltung und Einrichtung von Deichen n 
feinem Gegenftande, deren Begriff ed im $. 1. feſtſtellt; es find aus ven 
Geſetze alle Vorfchriften über die Ordnung und Polizei der 
Flüffe und ihrer Ufer ausgeſchieden. Nur die älteren Deich⸗, nit we 
Strom⸗ und Ufer-Drdnungen und die auf Iektere besüglichen Befliumus 
gen werden von dem Gefeh vom 28. Januar 1848 (f. 66. 23., 28.) be 
troffen. Diefe legteren befteben fort und es iſt das Gebiet der Gefekger 
bung in Betreff der Fluß⸗ und Uferordnungen fpäter dadurch allgemein er 
weitert worden, daß es nach $. 73. der BeldpolizeisOrbnung v. 1. Nosem 
ber 1847 (9. S. 1847 ©. 376.) den Betheiligten unter Beflätägung der 
Regierung freigeftelt ift, auch für Privarflüffe und Gräben wege 
deren Inftandhaltung, wegen Beſtellung von Schaurichtern und der biefen 
beiqulegenden Auffichtöbefugniffe, befontere Ordnungen oder Statuten p 

chten. 

Die Ausdehnung des Deichweſens mittelſt Ergänzung oder Einrichtuz 

von Deichverbänden, iſt zufolge des Geſetzes v. W. Januar 1848 auf die 


1) Die Motive bemerken in dieſer Beziehung: 
Neben oder zwiſchen einem allgemeinen —* über das Deichweſen m 
ben einzelnen lokalen Deichſtatuten findet ſich für eine provinzielle Geſehgebert 
über den Gegenſtand kein Raum. Bei der Entwerfung des emeinen Ge: 


ſetzes muß es allerdinge anerkannt werden, daß die dort nur aufzußelleuden dl ' 


gemeinen Grunpdfäge nach vielfach verfchiedenen Bebürfniflen, Rechté⸗ zud det 
lichen Berhältniffen zu ergänzen und anzuwenden bleiben. Die Berfchiedenkeiien 
bes Rechts und der Dertlichkeit, welche hierauf von @infing And, erfcheinen abe 
nicht ale provinzielle, fondern als örtliche, und die Provinzials@inheit bietet gu 
Ordnung derfelben nirgend gemeinfame Geſichtspunkte dar, welche *4 
für die andern Provinzen geltend in machen wären. — Der Gefegentw. iR de 
ber für den ganzen Umfang der Monarchie, ſoweit das A. 2. RM. eimgefähe 
worden, berechnet, umfaßt aber nur die allgemeinen leitenden Gelchispunie 
Gr ſtellt namentlich den allgemeinen Grundfag auf, daß bie Bildung zen Deid⸗ 
verbänden nur im Wege der Geſetzgebung erfolgen dürfe, und Bezeichzel im 
Allgemeinen die Brenzen und leitenden Brinzipien, Innerhalb deren biefe fsfale 
Geſetzgebung fich zu bewegen habe. — 6 iſt die Abficht, eine befanden Rs 
weifung zur Ausführung des Geſetzes zu ertheilen und biefer ein Probe-Gistzt 
nach defien leitenden Mufter die Lofalgefepe zu entwerfen feien, beizufägen. 
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richtung befonderer Iandeöherrlih zu genehmigender Statuten angewieſen 
.$. 15. des Geſ.). Indeß bat noch das Geſet felbft eine weitere Ent- 
ckelung erhalten durch vie mittelft Allerh. Erlaſſes v. 14. Nov. 1853 
. ©. 1853. S. 935) publicirten allgemeinen — (normativen) — Beſtim⸗ 
augen für fünftig zu erlaſſende Deichftatute.:) 


Während bei der Spezialität der älteren, ſei es provinziellen oder lo⸗ 
len, Dei» und Strom» Drtnungen, in ihnen aud) in der Regel befon- 
re Strafbeſtimmungen gegen Kontraventionen der Deichgenoffen, wie drit⸗ 
: Berfonen, ſich vorfinden, enthält allein der $. 1. des Deichgef. v. 28. 
m. 1848 eine Sirafoeftimmung (bis 50 Thaler) auf An⸗ oder Berlegung, 
chöhung oder Zerftörung von Deichen ohne landesherrl. Genehmigung und 
ben außerdem nur die unterm 14. Nov. 1853 erlaffenen Normativ⸗Be⸗ 
mmungen (im $. 17.) auf Verſagung oder Unvollſtaͤndigkeit der Leiftun- 
n bei einem Aufgebote yon Mannfchaften und Materialien polizeiliche 
sdirungdftrafen angedroht, mährend im Uebrigen jetzt das allgemeine Strafe 
ſezbuch v. 14. April 1851, namentlich deffen 6$. 283., 284., 290—293,, 
1. wegen Bolizelübertretungen, insbeſondere auch wegen Hütungs⸗ 
sel die Vorfchriften F. 8. Nr. 1. und $. 48. Nr. 5. der Feldpolizei⸗ 
sdnung vom 1. November 1847 Plat greifen.®) 


Die mit derartigen neueren Gefegen unvereinbaren Beflimmungen der 
teren Deich⸗ und Ufer-Ordnungen find außer Kraft getreten; außerdem 
ıd aber auch diejenigen generellen Grunpfäge der bei Publikation des 
ef. v. 28. Januar 1848 vorhantenen Deichorbnungen für einzelne Pro» 
nzen und Landestheile aufgehoben, welche von den allgemeinen Beftim- 
ungen diefed neuen Gefeges abweichen, während die für beſtimmte Deich- 
sbände zur Zeit der Publikation des Gef. v. 28. Januar 1848 beftehen- 
u Spezialbeflimmungen, ohne Nädficht darauf, ob fie in provinziellen oder 
kalen Deichordnungen und Statuten gegeben find, vorbehaltlich ihrer etwa 
forderlichen Reviſion und ihrer unter landesherrlicher Genehmigung zu 
wirkenden Abänderung, in Kraft geblieben find ($$. 23. u. 28.). 


Die Wirkfamfeit des neuen allgemeinen Deichgefeges v. 28. 
ınuar 1843 äußert fich demnach, — abgefehen von feinen Beſtimmungen 
den SS. 1—10. die Deiche betreffend, welche keinem Deichverbante an⸗ 
bören, einem Zuftante, welchen das Gefeg im Allgemeinen ald einen pro» 
forifyen und möglichft zu befeitigenden betrachtet ($. 10.) — in zweier⸗ 

| Beziehungen: 
1) in Bezug auf die Revifion und Abänderung beflehender Deich» Orbnungen 
und Statute, um in der Regelung der Deich Sykeme, für welche fie gels 


1) Bergl. in Bd. I. S. 874 fi. 

2) Die Reg. zu Frankfurt bemerft in ihrer in Kolge der Bublifation bes 
trafgeſetzbuchs v. 14. April 1851 auf Grund bes $. 11. des Bel. v. 11. März 
50 (8. ©. 1850 ©. 267) erlaffenen Verf., betr. aollgeioerorbunngen für den 
rauffurter Reg. Bezirk v. 15. Nov. 1851 (Min. BI. d. i. 8. 1851. ©. 
Eff.) im 8. 41. unter dem Rubrum: „Anlage von Deihen*: Die mannich⸗ 
den Berorbnungen gegen die Beichäbigung der Buhnenwerke ıc. erledigen ſich 
mi die 96. 251. ff des Strafgeſetzbuches. Als Spezial⸗Verordnungen find noch 
: Betrachten: 1) die Polizei⸗Ordn. für den Friedrich» WilgelmssKanal v. 29. Aug. 
536 u. Ergänz v. 5. Nov. 1837; 2) Deich und UfersOrdn. für das Megbruch 

44. Dec. 1779; 3) Deich⸗ und Ufer⸗Ordn. für das Marthe-Brucd v. 27. März 
2; 4) Deichs und Ufer» DOrdn. für das Nieder» Dberbruch v. 23. Jan. 1769; 
Deich⸗ und Ufer⸗Ordn. für das Ober⸗Oder-BDruch v. 23. Juni 1717; 6) Deich⸗ 
» Ufer-Ördnung für das Sternberger Bruch v. 3. Mai 1746; 7) Deichs und 
fe Drbn. für das Amt Croſſen v. 14. Febr. 1766. 


42* 
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ten, möglichfte tiebereinftimmung mit den Grunbfägen des neuen Gef. kr 
zuftellen ') ($. 23.); 





1) Es iR Hier der wichtigeren Verordnungen und Statuten biefer Ari y 

ebenfen. 

8 A. Die wichtigften beflehenden Deihs Ordnungen für regulirte Deidem 
bände, welche zum Theil auf weit ältere, ihnen boranögegangene yurbd; 
gehen und meiſt unter der Regierung Friedrich's bes Gropen erlafı 
worden find, find folgende: 

a) Deichs und Ufer⸗Ordn. für die Lebufifhe Niederung an in 
Dver v. 23. Juni 1717, nebſt ®. v. 17. Jan. 1853, betr. die Os 
führung, einer neuen Deichrolle für das Ober⸗;Oderbruch. (6. 6. 
1859. ©. s 

b) DammsDrbu. zur Unterhaltung der Weichfelbämme in ber Marie: 
werderfhen Niederung, v. 30. Mär 1755. (N. C. C. Tml 

. 787, Rabe, Bd. I. Abth. 2. ©. 431); 

c) Eeidhs, Grabens und SchlenfensRegl. in dem derzogtbume Ele 
v. 24. Febr. 1767. (N. C. C. Tom. IV. p. 699, Rabe, Ai 
Abth. 3. ©. 288); j 

d) Teiche, Ufers, Graben⸗ und Weges Drbn. für das Oderbruch is de 
Mittels und Nenmarf v. 23. San. 1769.*) (N. C. C. Tom. IN. 
p. 5121, Rabe, Bd. I. Abth. 3. S. 429), welcher ältere Ortung 
von 1716, 1717 nu. 1766 vorausgegangen waren; 

e) Besl. und Deich⸗Ordn. für die Altmark v. 1. Sept. 1776, mit Ze 

rüdwelfung auf die ältere v. 20. Dec. 1695. (N. C. C. Tom. V 

B 265, Rabe, Bd. I, Abth. 6. ©. 191); 

f) Deich⸗Ordn. für die SaalsDeiche v. 27. April 1779. (NR. C.C. 
Tom. VI. p. 1535, Rabe, Bd. I. Abih. 6. S. 358); 

g) Deich, Ufers und GBrabensOrbn. für das Netzbruch v. 14. Te 
1779. (N. C. C. Tom. VI. p. 1631, Rabe, Br. I. Abth. 6. ©. 35): 

h) Deichs, Ufer-, Graben, und SchausDrbn. für das Warthekrud r. 
27. März 1802. (N. C. C. Tom. XI. p. 785, Rabe, Br. 7. ©. 86) 
nebft Allerh. Erl. v. 28. Ang. 1850 zur Defl. der 96. 5. u. 20. ber 
felben. (8. S. 1850. ©. 398), und Mllerh. Erl. v. 28. Inli 1852 
wegen Abänderung des $. 9. derfelben. (8. S. 1852. ©, 516); 

i) Allgemeine Stroms, Deich⸗ und UfersDrbn. für Ofprengen = 
Lifthauen v. 14. April 1806, in welcher die ältere v. 12. Apri 
1787 in Drang genommen wird. **) (N. C. C. Tom. XL p.% 
Rabe, Br. 13. ©. 631); 

k) B. über die Drganifation der neuen Deichfchbauen auf dem lisfeı 
Rheinufer abwärts von Neuß, v. 7. Mat 1838. (©. ©. 16. €. 
106, Nr. 2807. und v. 8. Ann. Bd. 22. ©. 459); 

1) V. über die Gindeihung der Grundſtücke der Katafler s Bemeizteı 
— yanf und Langft v. 5. Febr. 1847. (8. ©. 1847. ©. 106, 

r. .). 


2) Sommerdämme befanden fich fchon früher an ber Dber in ber 
von Freienwalde und Wriegen, und bezog ſich baranf das Ep. v. 28. Zur 
175% wegen Beftrafung derjenigen, fo Oderdäͤmme durchſtechen oder ter Us: 
wellung ber Ober fchaden. (N. C. C. Tom. I. p. 670, Rabe, Br. I. th. 2 
©. 366). — Wegen Aupflanzung von Sepweiden in den anf beiden Geiten te 
Oder bewallten Brüchern erging das MR. der Kurmärk. Krieger m. Dem. Rem 
en v März 1758. (N. G. C. Tom. II. p. 289, Rabe, Br. I. uk. 2 


**) Dazu find ergangen: a) K. O. v. 11. März 1837, betr. bie Behrafus; 
von Uebertretungen der in ber Ordn. v. 14. April 18506 enthaltenen Berfdrifies 
( S. — ©. —2 K. Ir I au 1843, betr. die Becheten 1 der 

ukernenfeſchen und Linkuhnenſchen Deichſozletaͤten in en d puttrut 
(G. ©. 1843. ©. 268). l ’ Progefien dar 
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2) in Bezug auf die Errichtung nener Deichverbände auf Orund und nach 
Anleitung bes Geſetzes (SS. 11. fj., 8. 15.). 


B) Anordnungen für Deiche augerbalb eines Deichverbandbe® 

Bei dem Mangel eines regelmäßigen Deichbau⸗Syſtems in ber Provinz 

lefien lag die Berpflichtung zur Unterhaltung der Haupt⸗Oderdämme und 

he provinzialrechtlich ausfchließlich denjenigen einzelnen Grundeigenthümern 
in deren Grenzen diefe Dämme befindlich find. Zur proviforifhen Begegnung 
ꝛs unzulänglichen Zuftandes beflimmten die K. D. vo; 24. April und 2. Juni 

OD Ch. Publik. des Ober⸗Praͤſid. der Provinz Schleſten v. 27. Inni 1832 in 

R. Ann. Bd. 16. ©. 481) „daß bie Grundeigenthümer ber durch Ueber⸗ 

essmang befchädigten oder weggerifienen Haupt s Dbers Dämme zu deren 

berherkellung in der Regel nur die Häffte und bei erwiefenem Unvermögen 
ein Drittel der Koften beizutragen haben, bie übrigen 4 ober % aber von dem 
gen in ber Inundationsfläche liegenden, alfo durch Deiche vor Ueberfchwens 
gen sehhüpten Orundeigentbümern nach dem Berbältniß des drohenden Schas 

ı aufgebracht werben follen. 

Ueber die Erhaltung und Benubung der Dämme an ber Ober und Ohlau 

[. das Publik. der Reg. zu Breslau v. 13. Nov. 1818. (v. 8. Ann. 

2. ©. 1156). 

C. Su den Baffers und UfersOrbnnungen, welche das Deichgefeh v. 
28. Ian. 1848 nicht betrifft und deren legislative Behandlung aufgegeben 
wurde, gehören: 

a) Batent wegen Schonung der Buhnen in der Kurmark mb bem Her, 
zogthume Magbeburg (die Elbe betr.) v. 12. Yebr. 1727. (C.C. 
M. Tom. IV. Abth. 2. p. 345, Rabe, Sd. I. Abth. 2. ©: 6.), und 
Dekl. diefes Pat. v. 9. Aug. 1793. (N. C. C. Tom. IX. p. 1641, 
Rabe, Bd. 2. ©. 468); 

b) Regl., wonach die Priegnitzſche Elbbuhnen⸗Arbeit zu verrichten nnd 
wegen ber 2 eiträge zur BuhnensKafle v. 6. Behr. 1737. (C. C. M. 
Cont. I. p. 11, Rabe, Bd. I. Abth. 2. ©. 96). 

c) RierssYrbn. v. 6. März 1769. (N. C. C. Tom. IV. p. 5385, Rabe, 
Br. I. Abth. 3. S. 480); 

d) Bafler: und Ufer-Drbn. für den Rheinftrom im Serzegthume 
Kleve u. dem Fürſtenthume Meurs v. 2. Dec. 174. (N. C.C. 
Tom. V. p. 707, Rabe, Bd. I. Abth. 6. ©. 14); 

e) Königl. drens. Waſſer⸗ u. Ufer Ortn. für den Rubrfirom in ber 
Srafibaft Dark v. 10. Mai 1781. (N. C. C. Tom. VII. p. 281, 
Rabe, Bd. I. Abth. 6. S. 488); 

f) Fluß⸗ und Schau » Drbn. für die Karthaune v. 30. Juni 1794. 
(N. C. C. Tom. IX. p. 2345, Nabe, Bd. 2. ©. 649); 

g) Ufers, Ward» und Hegungs⸗Ordn. für das Hergogthbum Schleſien 
and die Sraffhaft Slag v. 12. Gept. 1763.°) (Korn's Ed. 
Samml. Br. 7. ©. 412). 

h) Aheinufers und Waſſer⸗Ordn. v. 2. Dec. 1774. 


*) Mit Bezug darauf find zu bemerfen: 

2) Bubl. der Reg. zu Liegnig v. 9. Mai 1834, welches auf Grund eines 
Min. Srlaffes befannt matt, „daß die nach jener Ordn. ben Brunbflüden 
anferlegte Realverbinblichteit zur Dedung und Herflellung abgebrochener 
Oderufer durch Abtretung einzelner Theile des Grundflüdes ohne Bes 
nehmigung der Landespolizei s Behörbe einem dritten Erwerber folder 
Trennftüde nicht übertragen werben dürfe, vielmehr das urfprünglich mit 
der Realverbindlichkeit belaflete Brundflü dafür verhaftet bleibe. (v. N. 
Ann. Br. 18. S. 545); 

b) 8. des Min. des I. für Gew. Ang. u. d. Verw. für H., F. u. Bauweſ. 
v. 31. Maͤrz 1837, dag, — abgeiehen von Provinzialgefegen, insbef. in 
der Provinz Schleſien, für welche die Ufers ıc. Ordu. v. 12. Eept. 1763 
eine Ausnahme macht, und demgemäß eine vom Gtaate zu realiſirende 
Swangsverpflichtung der Gigenthümer zur Uferbefeſtigung begründet, — 
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II. Der Zweck des Deichgefetzes v. 28. Ian. 1848 ift im Allgemeinen 
die Herbeiführung einer allgemeinen und volftändigen, angemeſſen und glei 
artig geordneten Gindeichung der Flußniederungen. Diefem zunächſt arf 
Schutzmaaßregein gegen Befchädigung von Wohnungen und Feldſturen dark 
Ueberfhwenmung gerichteten Zwecke liegt als bauptfächlichfle® Motiv die 
Beförderung der Landeskultur durch Landeömeltorationen zum Grunde. 
Diefem Motiv zufolge ift das Geſetz als ein wichtiger Theil der Landel⸗ 
Kultur⸗Geſetzgebung, weiterhin aber auch als eine Iegislative Naaßregel zu 
betrachten, welche nicht blos das Privatinterefie der Grundbeſiger einer cin 
zelnen Niederung, fondern vielmehr ein allgemeines ſtaatsgeſellſchaftlichel 
Intereffe bezweckt. Es fchließt fich im Borfchreiten der Preuß. Kultur- ua) 
Agrar⸗Geſetzgebung und ihrer Erfolge, als deren weitere Ergänzung aw Ne 
ſelbe an. ’) 

Die neue Gefengebung fol die Vorfchriften ver 96. 6866. Tr. 9, 
Ar 1. des A. L. R. vertreten, von welchen fie indeß vdllig abweicht ’). 


Diefelbe hatte eine zweifache Aufgabe, nämlich: 


1) Mit welchen Erfolge das neue Gefeh duch eine hervorſtechende Thaligfrit 
der höheren Verwaltung auf diefem Gebiete der Landesfultur in Ausführung a; 
bracht if, ergeben die feit Publikation des Gef. neu errichteten oder verbeſſerte 
zahlreichen Statuten über Deichnerbände. (Vergl. deren Zufammenfellung ia 
Br. I. S. 884—885 


.) 
2) Hierüber fprechen fich die dem (den Provinz. Gtänden vorgelegten) Extm. 
beigefügten Motive folgendermaaßen aus: 

Die entworfenen $$. des Geſetzes: 

a) über Anlage und Unterhaltung von Privatbeichen, 

b) über Bildung von Deichyerbänden, 

c) über die in Folge dieſer Bildung eintreleuden Belafungen und Be: 

fhränfungen des Bigentgums, 
follen die 68. 63—66. Tit. 15. Thl. II. des U. 2. RM. vertreten. 

Die gemarbten Vorfchläge weichen von ben Bekimmungen beffelben völig 
ab, und die legteren find daher um fo mehr zu erörtern, ale in Ren PRotiven 
bes Revifions s Entwurfs zum A. & R., deſſen Borfchläge edenfalls von ike 
völlig abgeben, vie Befimmungen des lepteren nicht als unauwenbbar wadge- 
wiefen werben. 

Das A. 2. R. unterſcheidet in den 88. 63. und 64. 1. o. 

Damme, woburh nur die zunächſt baranfloßenden Felder gegen Uche: 

ſchwemmungen gebedt werben follen, und 

Hauptdaͤmme, die einer ganzen Gegend zum Schute gegen die Ucherfämen 

mung bienen follen. 
Grftere fol der Cigenthümer der Ufer unterhalten, letztere follen durch Beiträge 
fämmtliher dadurch gefhügter Grundſtücke angelegt und unterhalten werben. 

Es liegt die Vorausſetzung zum Grunde, daß ein Damm, je nachden er 
verftärkt und erhöht werde, einem weiteren Umfreife Schug gewähre; daß ei 
Dämme gebe, welche zwar den anftoßenden Grundflüden Schuß gewähren, ihre 
unvollkommenen Konkruftion wegen biefen Schuß aber auf die weiter vom 
Sitrome abwärts belegenen Grundflüde nicht auszudehnen vermögen. Hier 
feint angenommen, daß die der Ueberſchwemmung unterliegende Niederung rin 
gegen den Strom Hin fi abſenkende Fläche bilde, fo daß der Schuß ber mi: 
fernteren Theile derfelben immer höhere und flärfere Daͤmme h 

Diefe Anſicht ift aber irrig und wird durch die Anſchauung. wie burg ti 

Lehren der Geognofie widerlegt. So lange die Ströme nicht in ihre tiefke 


dem Gtaate wegen ber Borflutheverhältniffe der Iffenitichen Giebme feia 
Swangsrecht zuſtehe, und die Befeftigung ber Ufer, vefa bie Dereliince 
dee bedrohten Brundflüdes nach allgemeinen gefeglichen vos 
ber Jakultaͤt des Cigenthümere abhänge. (v. 8. Nun. Br. 38. 6. 8). 
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a) die gefehlihe Anerkennung bes Rechteprinzips einer (zwangsweiſe zu realis 
frenben) genoſſenſchaftlichen —— aller beim Schutze gegen Ueber: 


Delta⸗Gegenden eingetreten find (mo das ganze Land in Ermangelung künftlicher 
Sindeichungen Ueberſchwemmungen ausgeſeht bleibt), fo lange fie noch zwifchen, 
wenn aud ummerflihen und entfernten Höhen fliegen, machen die ber Uebers 
ſchwenmung ausgefeßten Nieberungen nur Theile des früher ausgebehnteren Fluß⸗ 
bettes aus. Sie liegen daher and entweder völlig im Niveau oder die Ungleid: 

eiten find nur dadurch herbeigeführt, daß der Strom beim Webertreten der Ufer 
eine Ginkfioffe in ungleicher Vertheilung abgelagert hat. In diefem Balle lagern 

aber, den Geſetzen der Natur nad, die Sinfitoffe im flärkeren Maaße zunaͤchſt 
am Ufer ab und die Nieberungen bilden eine nicht von der Höhe zum Ufer, fons 
dern umsgefehrt von dem Ufer zur Inundationsgrenze hin abjallende Flaͤche. Die 
wirfliden Höhen fallen aber gegen ben Strom ober gegen das Inundationsgebiet 
beffelben fo fleil ab, daß die Sicherung eines Theile des Abhanges durch Dämme 
wohl nie angemeflen erfcheinen und verfucht werben wird. 

Giner weiteren geognoftifhen Ausführung diefer Anſicht bedarf es für den 
Zweck nit; es if nur noch darauf Hinzubeuten, daß felb bei einem völlig uns 
merklien das Marimum des Gefülls der Ciſenbahnen von „4z nicht überſtei⸗ 
gerben Abfalle der wirklichen Höhen gegen den Fluß nur ein Streifen ven 200 

uthen duch den Unterfchieb des vollborbigen und des befannten höchften Waf- 
ferfianbes ber unteren Ober erreicht werden würbe. 

Dimme, melde nur die zunaͤchſt daranfloßenden Felder gegen Ueberſchwem⸗ 
mung fihern ($. 63. A. L. R. 1. c.), giebt es gar nit. Alle Dümme fihern 
mehr ober weniger vollfländig die ganze hinter ihnen belegene Niederung. Diefe 
lann eine ausgedehnte oder engbegrenzte fein; fle kann einem und kann mehreren 
Befigern gehören. 

Wenn der $. 64. 1. c. die Bigenthümer fänmtliher dur Hauptdaͤmme zu 
ſchützenden Grundſtücke verpflichtet, zur Anlegung Beiträge zu leiſten, fo if diefe 
3 ung ohne Bedeutung, fo lange nicht feſtgeſetzt ift, auf welche rechtebes 
Rändige Weife die Nothwendigfeit ausgefprochen werben könne, daß in dem eins 
zelnen Falle Dämme angelegt werden follen. Der einfeitige Wille eines Theils 
nehmers kann bier na allgemeinen Rechtsgrundſatzen nicht entfheiden und 
ſchwerlich dürfte ein Richter eine Klage zulaffen, mittelfi deren der Befiker ir 

end eines Theile einer noch unverwallten Niederung bie übrigen Beflger ans 
Kl wollte, ihn bei der Anlegung von Dämmen durch Beiträge zu unterſtützen. 

ann aber der einfeitige Akt eines ober mehrerer Theilnehmer die übrigen nicht 
zur Mitwirkung bei Anlegung der Dimme verpflihten, fo muß — wenn nicht 
eine ganze wilfführlihe Anwendung des Begriffe der versio in rem gemadt 
werben fol — daffelbe auch von ber Unterhaltung gelten, und der $. 64. behält 
überhaupt nur in fofern Bedeutung, als auf kompetente Weife die Srflärung ers 
folgt ift, daß Dämme angelegt und unterhalten werben follen. Diefe Erklaͤ⸗ 
zung wird in Ermangelung freiwilliger Ginigung aller Mitbetheiligten, aber nur 
der Landesherrliden Bewalt zuftehen, und der $. 64. enthält daher gar Feine 
praftifche Beftimmungen für den Fall, wo nicht befondere Damm ; Ordnungen 
vorhanden find. 

Daſſelbe gilt in praftifcher Hinfiht von bem $. 65. Denn das Berhält 
niß des drohenden Schadens, nad) weldem in Grmangelung vorhandener Bers 
träge, ober Damms und Uferorbnungen, die Art und das Maaß des Beitrages 
beflimmt werben foll, hängt von fo unendlich vielen Faktoren, Größe und Bo⸗ 
nität der Orundflüde, Lage berfelben gegen den unverwallten Strom ıc. ab, daß 
eine prozeſſualiſche Brörterung derfelben kaum zu einem Refultate führen wird. 
Es wird immer einer nur im legislativen Wege zu gebenden Entſcheidung bes 
bürfen, bis zu welcher Grenze die Ermittelung dieſer Verfchiedenheiten erfolgen 
fol. Die $$. 64. u. 65. I. c. enthalten eigentlih nur (ungenügende) Andeus 
tungen über den Inhalt der in allen einzelnen Bällen erforderlih bleibenden bes 
fonderen Damm: Ordnungen. 

So viel nun die Ratt der 88. 63—65. 1. c. jeht vorgeflagenen Beſtim⸗ 
mungen anlangt, fo waren folde zunaͤchſt hinfihtlih der Deiche nothwenbig, 
welche noch Feiner yom Etaate gebilveten ober anerlannten Deich⸗Genoſſenſchaft 
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fluthungen, wie bei Melioration der Grundſtücke durch Abhaltung bes Girem; 
waſſers auf gleiche Weiſe intereffirten Nieberungsbefiger, teile zur gemeis 
famen Anlage neuer Deiche, theils zur gemeinfamen Unterhaltung und Gr: 
weiterung vorhandener Deiche ; 

b) die landespolizeiliche Ueberwachung der vorhandenen, von Ginzelnen ober ver 
Heinen Sozietäten angelegten Privatteihe, zum Zweck ihrer Konfervatirı 
im Intereſſe der Landesfultur und daß mit dieſen Brivatdeichen feine, as 
deren benachbarten Grundbefihern ſchaͤdlich werdende Veränderung vorgenem 
men werde. 


Es entſprechen nun der Aufgabe zu a. die 66. 11—23., der zu b. tie 

6. 1—10. de8 Gef. v. 28. Januar 1848, indem erflere die Grüntung vos 

eichverbänden, leßtere die zu feinem Deichverbande gehörigen Deiche ber 

handeln; während die $6. 24. ff. gemeinfame Beftimmungen für Deiche in 
und außerhalb eines Deichverbandes enthalten. 


1. 


Organiſche Einrichtung, Verwaltung und Vertretung der 
Deichverbände. 


Die bei älteren und neueren Deichverbänden im Allgemeinen ziemäd 
feichartig geordnete Verwaltung der Deichangelegenheiten und die Rear 
entation der Deichgenoffen bedarf einer befonderen Erörterung. 

Die Entſtehung und Natur der Deichverbands-BVerbäliniffe führt ia 
der Regel zu einer mehr oder weniger ausgedehnten Selbſtverwaltung; je 
denfalls neben tem Oberauffichtörechte des Staates, zu einer welentliden 
Theilnahbme und Mitwirkung der Deichgenofjen bei der Verwaltung u 
Ordnung der Deichverbandö- Angelegenheiten. | 

In fehr angemefjener Weife ift viefer Gegenftand in den mittelk Allech 
Erl. v. 14. Nov. 1853 publisirten Normativ-Beflimmungen behandelt. Zu 
vörderft ift im $. 1. derſelben ausgefprochen, daß der Deichverband eine 
Korporation bildet. Danach theilt ſich 

I. die Deihvermaltung, — dad Deichamt — 

1) in die eigentliche Verwaltungsbehoörde, und 

2) die Vertreter und Mepräfentanten der Deichgenoffen. 

In der Megel, foweit nicht nad) den befonderen Statuten und Deich⸗ 


ordnungen ein Iandesherrlicher Beamte an der Spige der Verwaltungkbe⸗ 
hgenoffen 


33 geſtenit iſt, wird dieſe gleich den Repraͤſentanten von den Dei 
gewaͤhli. 

Die Normativbeſtimmungen v. 14. Nov. 1853 laſſen 

A. das Deihamt in der Degel befteben ($. 49.), aus: 

a) vem Deihhauptmann (Deichgraf, Deichrichter) oder Stell⸗ 
vertreter, als Vorſitzenden, welche von den Repraͤſentanten der D 
nach abſoluter Stimmenmehrheit auf 6 Jahre gewählt werden, jedoch der 
taigun der Regierung unterliegen und von einem Kommiffarius ber 
felben in öffentlicher Sigung des Deichamts vereidet werben ($. 29.); 

b) vem Deich⸗Inſpektor, welcher auf gleiche Weiſe gewählt, be 
flätigt und vereidet wird (6. 36.); 

c) den von den Deichgenofien nach näherer Beflimmung der Gtatzten 
zu wählendenden Nepräfentanten (6. 49.). 

), Der Deichhauptmann fleht an der Spike der Deichverwaltung 
und bat: 
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angehören. Die Deiche der Provinz Schleflen und großentheils * fowie 
viele in den Provinzen, wo die Deichgeſetzgebung nur eine Rlatutarifche iR, wie 
z. B. Brandenburg, gehören hierher. 
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a) ale eigentlihe Berwaltungsbehörbe die Geſetze, wie die Beſchlüſſe 
der Behörden und des Deihamts auszuführen, den Deichverband nach außen 
und in Prozeſſen au vertreten, die Deichbeamten zu beauffichtigen, die Deichs 
rollen und —* auf Grund bes Deichkataiters aufzuſtellen, auch die 
Deihfaffenbeitrige und Strafgelder im Wege der abminiftrativen Erefution 
entweder durch die Unterbeamten des Verbandes oder durch Requifltion ber 
gemöbnlichen Drtspolizeibehörben beitreiben zu laſſen, aud bie Deichamts⸗ 

erfammlungen mit eigenem Stimmrechte zu leiten ($. 35.) und dem Deichs 
amte über die Nefultate der Verwaltung einen Jahresbericht zu erflatten 


. 30.); 

Be Bellgeiobrigteit innerhalb des Geſchaͤftobereichs des Deichamts bie 
örtliche Deichpolizei zu handhaben ($. 29.), aud Strafen wegen beichpolis 
zeiliher Uebertretungen (bie fünf Thaler oder drei Tagen Gefängniß) nad 
dem Gel. v. 14. Mai 1852 (G. ©. 1852 ©. 245) feſtzuſetzen, welche von 
ihm feftgefeßten Geldſtrafen zur Deichlaffe fliegen ($. 32) 

b) Der Deich⸗Inſpektor beforgt die technifche Veranfchlagung und 
Insführung unter Genehmigung des Deichamts, ingl. die technifche Beauf⸗ 
chtigung der Deichanlagen und leitet die technifche Verwaltung einfchließ- 
ih der zur Abwehrung der Befahr bei Hochwaſſer und Eis— 
ang erforderlihen Maaßregeln. Dabei und insbefondere bei 
er Bertheidigung gegen Waffergefabr Haben die linterbeamten, 
Veichfchäppen, Wach⸗ und Hülfsmannfchaften, die Anweifungen des 
Jeich-Infpeftors zu befolgen. (66. 36—39). 

c) Die Deih-Nepräfentanten find bei Anftelung von Unterbeamten, 
mb über wichtigere DBerwaltungdangelegenheiten (66. 43., 45.) ftet8 Mu 
‚dten, haben hingegen, mit Verpflichtung aller Deichgenoffen, unter Theil⸗ 
ahme des Deichhauptmannd und Deich-Infpektord, über alle Angele- 
ſenheiten des Deichverbanded verbindliche Befchlüffe zu faffen 
66. 48., 56.), auch die Verwaltung zu Eontrolliren, deren Haupt⸗ 
wamte (Deich-Hauptmann, und Deich-Infpector) von ihnen gewählt werken. 

B. As Unterbeamte des Deichamts fungiren 

a) ein Deichrentmeifter und gleichzeitiger Deich⸗Sekretair ($. 41.), 
velcher die Deich“ Kaffe verwaltet und das Deich⸗Kataſter führt; 

b) die Damm- over Wallmeifter für die fpeciele Beaufſichtigung 
ver Arbeiten der Deiche ıc.; fodann 

e) die Deihfchöppen (Deichfchulzen, Deichgefchworne), je zwei für 

egielle Aufficht&bezirfe, auf 6 Jahre aus den Deichgenoffen vom 

erwählt, al8 Organe und Hülfäbeamte Des Deihhaupt« 
naunns und Deich-Infpektors, forte zur Ordnung und Leitung der 
Sälfsleiftungen der Wachhmannfhaften und Deichgenoffen, und zur 
Serge für Befchaffung ver Schugmaterialien bei Cisgang oder Hoch—⸗ 
waffer (69. 45—46.). 

1. Das Oberauffihtsreht des Staates übt die Bezirks— 
segierung, ald Landespolizeibehörde ($. 24.) und in höherer 
Sakanz (zuf. der DB. v. 26. Nov. 1849, ©. ©. 1850. ©. 8. f. in Bd. 
L6. 83.) das Minifterium für landwirthſchaftliche Angelegens 
heiten, in folgender Art: 

a) durch Entfheidung über Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des Deihamts 
und bes Deihhanptmanne, foweit nicht ber Rechtsweg ftatt hat ($. 24. a. b.); 

b) bush Erlaß der erforberliden Boligeinerorbnnn en, nach Maaßs 
gabe bes u 11. März 1850, zum Schuge bes Deiches, ber Gräben 
n. f. w. ($. 25.); 

c) nöttigenfaß dur Abordnung von Kommiffarien behufs Revifion der 
Deihverwaltung, Beimohnung der vorgefriebenen regelmäßig abs 

ubaltenden Deihfhauen und der Deichamtsverſammlungen ($. 25.); 

d) * a und event. Feſtſtellung der Etats und Befoldungen ($$. 

.u. 26.); 
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e) bei Waffergefahr durch perſönliche Kontrolle ber Eidherheitemanf 
regeln Seitens des Kreislandraths oder eines befonberen Re: 
gierungs:Kommiffars und bei Gefahr im Verzuge der erferderis 
hen, aber verfäumten Maaßregeln vermittelt unmittelbarer Anott: 
nung berfelben durch den Landrath oder befonderen Kommiflarius ($. 26), 
endli 

D hd) Genehmigung der Befhlüffe über befonders widtig: 
Gegenftände, ale Kontrahirung neuer Anleihen, Veräußerung von Gruss 
ftüden, Bau neuer Deiche u. f. w. ($. 57.). 


Aehnliche Einrichtungen, wie die zu I. und 11. gedachten, flate 
fih in ven älteren und beſtehenden Deihortnungen. !) 


1) a) Nah der Deih:Drbn. für Kleve v. 24. Febr. 1767 waren zur Ir 
fiht ꝛc. über die Deiche ein Deichgraf, fieben Heimräthe und ein Deichſchreiber «u 
gefeht, welche den Deichſtuhl (das Deichamt) unter dem Königl. Ober : Dei: Is 
ſpektor bildeten und auf den allgemeinen (Schaus) Erbentagen nah Stimmen 
heit derjenigen meiltbeerbten Deichgenoffen, welche 4 hollaͤndiſche Morgen beiafen, 
und deshalb flimmberechtigt waren, gewählt wurden. 

b) Hingegen hat, zufolge der Damm; Ordnung, betr. die Weihfeldänme 
in der Marienwerderfhen Niederung v. 30. März 1755, der Deyatı 
Rath den Damm zu bereifen und bie Regierung den Dammmeifter und Bauſchenbe, 
fo lange aus Königl. Kaffen das Geld zum Bau bezahlt wurde, p 
— bei den Deichſchauen konkurriren indeß Deputirte ber Städte um te 

orfſchulzen. 

c) Nah der Altmärkiſchen Deich⸗Ordn. v. 1. Sept. 1776 und ber Alten 
revid. v. 20. Dec. 1695 dirigiert die Deichſchau der Landeshauptmann ber M 
marf, wogegen der Deich hauptmann yon der Ritterfhaft ernannt, doch lantek 
herrlich Eonficmirt und weiterhin beflimmt wirb, baß zu ben Sauen außer ihm 
der landesherrl. Amtmann zu Tangermünde in Bertretung ber Amts: Dörfer ab 
Untertbanen, ſodann Deputirte der beiten Städte Seehauſen und Werben, ferne 
beftallte Deihfchauer und endlich aus den betheiligten Ortſchaften je ein ober meh 
rere Richter und Heimbreiter, und zwar ale ſolche theile die Schulzen, theils bie 
eher hell mmter Höfe, Hierunter auch von einigen Ritterfiben, abzuordnen zu 
zuzuziehen find. 

d) Nach der Deich⸗Ordn. für das Netzbruch v. 14. Dec. 1779 if das Di 
amt zufammengefeßt aus dem Deihhauptmann und Königl. Deich⸗Inſpektoren, ud 
Walls und Schleufenmeiftern und einem Magiftrats-Deputirten von Briebeberg, mw 
gegen bei der Deichſchau die Königl. Domainen s Aemter und bie Schulzen⸗ mb 
Dorfgerichte aus den betheiligten Ortſchaften konkurriven; den Deichftuhl ober De 
Deihgeriht aber — behufe Feſtſetzung der verwirkten Strafen und & 
von Etreitigfeiten — der Deichhauptmann, ein Deih:Infpeltor und Zuftigbeamtie bilkes. 

e) Nah der Deich⸗Ordn. für die Saaldeiche 9. 27. April 1 ſtand ik 
Direktion und Oberauffiht den vier Hauptinterefienten (dem Königl. Aute Rn 
beefen, dem Fürſtl. Anhaltihen Amte Bernburg, dem ablihen Haufe Boplig zu 
Laublingen, und dem adlichen Haufe Beeſedau) gemeinfchafllich zu, deren jeker zu 
Auffiht für je einen Diſtrikt einen Deichſchulzen beftellte, mit deren Zuzichung be 
Deichſchauen zu halten find. 

f) Die Deich⸗Ordn. für das Warthebrud v. 27. März 1802 Ist dei 
Deichamt aus fünf Mitgliedern beflehen: 1) dem von ben vier Repräfentanten nd 
Stimmenmehrheit zu wählenden Deihhauptmann; 2) einem Mepräfentanten der is 
Warthebruch belegenen Domainen, dem jedesmaligen Depart. : Rath des Warte 
bruche, der Das Direftorium des Deicbamts führt; 3) einem vom früheren Her 


meifter zu Sonnenburg beftellten Repräfentanten des Heermeiterthume; 4) Km . 


7 EB 


von ben ablichen Dominien rechte und links ter Warihe zu mählenben Meyräia: 


tanten dieſer ablichen Beflgungen; 5) dem Bürgermeifler von Landsberg, als Re 
präfentanten biefer Stadt. Dem Deichamte find untergeorbnet drei Dei 


>. 
fpetoren, neun Walls und Srabenmeifter, ein Deichkaſſen⸗Rentmeiſter und Fr h 


zeitiger Sefretaie, ein Deichkontrolleur unb gleichzeitiger Regiftrator und ein 
amtsbote. — Zur SchausKommiffion gehören ber Beickhanptnane als Dirigez! 
bie Deputirten der Domainens, Ordens⸗ Adlichen und Staͤdtiſchen Güter ut de 
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DIL. In B auf die Organiſation der Verwaltung iſt endlich noch 
ze ſtrafrichterklichen Kompetenz ter Deichverwaltung beſonders zu er⸗ 
Ihnen. Es iſt bereits bemerkt, * die alteren Deichordnungen ausführ- 
He Strafbeſtimmungen zu enthalten pflegten und teren Anwendung oft 
[ER gegen Nichtgenoffen, in die Hände, entweder befonterer Deichftühle, 
en ftlicher Deichgerichte) oder der ganzen DeichfchausKommifflon bei 
wer regelmäßig, Jährlich, halbjährlich oder in anteren Perioden fich wies 
echolenden Deichfchauverfammlung legten. *) 

A. Den den fpäteren Verordnungen über dieſen Begenfland find 


1) die ©. v. 25. Ian, 1847 (9. S. 1837 S. 76.), durch welche zur 
Iefeitigung der Zweifel über die Strafbefugniß der Deichhauptleute in der 
Itmarf beflimmt wir: 


daß diefen Deichhauptleuten wegen aller außer der Zeit der Deichichaus Vers 
aaminngen zu ibrer Rognition gelangenden Kontraventionen gegen die Borfchrifs 
w der Atmärkiſchen Deich Ordnungen v. 20. Dee. 1695 und 1. Sept. 1776 eine 
sie Strafbefugniß zuſtehen Toll, wie folche den Deichichanen ſelbſt eingeräumt 
wsden iR, worüber le jedoch dieſen lebteren bei deren jebesmaliger Derfammlun 
we Machweilung mit Angabe der Ueberweifung der Strafen an bie Deich⸗Stra 
E vorzulegen haben. 

a euchörne gegen die Straffeftfeßungen follte die Meg. zu Nagde⸗ 
wg fein. 

zZ) vie 8 O. v. 30. April 1847 (8. ©. 1847 ©. 210.) legt den 
Niqtonmiſſarien im Reg.⸗Bez. Magdeburg die Befugniß bei: 


eflgee der Entrepriſen (anderen KoloniesBeflgungen) von wenigfiene 200 M. 
Bergen Flache. 

e) Rad der Stroms, Deich⸗ und UfersDrbn. für Ofipreußen und Lits 
banen v. 14. April 1806, namentlich in den beiden Litthauifchen Deichfozietäten 
Ruderneeie und Linfuhnen) wird für jede Gozietät eine Deputation von fünf 
Bitgliederu Beflellt, zu welcher indeg auch ber Departements:Rath, ale Deputirter 
ie die Königl. Domainen, gehört. Im übrigen werben die Depntirten von drei 
ı Drel Jahr mit unbedingter Vollmacht zur Beflimmung der Bauten und Geld⸗ 
übrige don denjenigen Bufenwirthen gewählt, welche nach den Zinsregiftern eine 
fe Magbeburgifh (12,7; M. Kulmilh oder 14%, M. Diepfoifh Maaß) oder 
müber befigen und verzinfen, in ber Art, taß die Bingefefienen jedes Damms 
Ifisworenen » Beritts einen Deputirten (Wahlmann) ernennen und diefe Wahls 
Wunes die Bisglieder der Deputation aus denjenigen Grunbbefigern mählen, 
wicbe Im Deichbesirfe weuigſtens 2 Hufen Magdeburgiſch befipen. — Zu den Bes 
uhſchlagungen der Deputation treten jedoch als Gachverfländige ber Waſſerban⸗ 
Weeter uud der Deich⸗Juſpektor, welche allein über die Bauart der Werke ent⸗ 
keiden, hdinzuz indeß werden Dammgefchworene und Bufchwächter von der Des 
sation gewählt, Nach der V. v. 7. Mai 1838 über die Organifatlon der neuen 
ketshfchanen auf dem Tinten Rheinufer abwärts von Neuß werben als ſtimm⸗ 
Wige Bitglieder der ſechs nen errichtete Deich Korporationen bie Befiper folcher 
z Ueberichwenmung ausgefehten Grundſtücke angefehen, deren beitragspflichtiger 
staftralsReinertrag 20 Thlr. oder mehr beträgt; dieſe wählen bie Deichs Direktion, 
Rehend ans einem Deichgrafen, zwei Deputirten und mehreren Heimräthen (7 
y. 3) auf einem Erbentage aus ihrer Mitte, indeß unter Beflätigung der Res 
rung, iIngleichen einen Rendanten, während eim Deichfchreiber, ein Deichbote 
d die Damıms und Schleufenwärter von ber DeichsDireltion beftellt werben. 

1) Das Bubl. der Reg, zu Magdeburg v. 13. Juni 1818, welches das Pal. 
12. Gebr. 1727 und deſſen Det. v. 9. Aug. 1793 n Beſchädigung der 
uäuen einfchärft, befimmt eine Polizeiſtrafe von 10 Thaler auf das Anlegen 
1 ehifegefäßen an Buhnen, Badwerken und Planungen (v. 8. Ann. Bd. 2. 
. 03). flelbe betrifft Indeg nur die Stroms, nicht die Deichyoligei. @benfo 
zieht Ach das Vubl. der Reg. zu Danzig v. 31. Mai 1821 (v. K. Ann. Bb. 5. 
0 447) nur auf DünensPBflangungen. 
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Nachläffigleiten der ihnen untergebenen Deichſ⸗Wachtmannſchaften mit Ge: 
firafen von 10 Sgr. bie 1 Thlr., fowie Nachläfigfeiten und Ungehorfam ber x 
Vertheidigung der Deiche berufenen Hülfsmannſchaften mit Gelbfirafen von 1 Uk 
bie 5 Thlr. zu ahnden, in beiden Fällen unter Subftitution verhältuigmähige 
Befängnigfrafen, deren Vollſtreckung durch die Lanpräthe erfolgt. 


3) mit Bezug auf die nach der K. O. v. 24. April 1830 angeortuk 
Bildung proviforifcher Deichverbände in Schlefien beflimmte das MR. wm 
Min. d. F. u. d. I. v. 27. April 1847. (Min. BL v. i. 8. 1847 G. 29) 

a) daß Zuwiderhandlungen gegen die in Betreff des Schuges, ber Here 
und Unterhaltung ber Deiche ertheilten Anordnungen der beftellten Deichämter za 
Deichgrafen in der Provinz Schlefien mit einer Geldſtrafe bie zu SO Tfle. zu 
{m Unvermögensfalle verhältnigmäßigem Gefängniß zu ahnden find; b) tie Se 
fegung der Strafen auf Anzeige des Deichamts oder Deichgrafen durch dem East 
rath erfolgen folle. 


B. Neuere Geſetzgebung hierüber. 

1) Das Deichgefeg v. 28. Jan. 1848 enthält nur die polizei» 
lie Strafbeffimmung im $. 1., daß die Neuanlage, Ber 
gänzliche oder theilmeife Zerflörung vorhandener Deiche (auferhalb ein 
Deichverbandes), ohne auedrückliche Genehmigung ter Regierung, mit Sch 
buße bis zu 50 Thalern beftraft werten fol, und tie Rormativ-Behies 
mungen vd. 14. Nov. 1853 beflimmen Strafen auf Unfolgfamkeit, Babrläf 
figfeit oder Widerfeglichkeit der Wächter und Arbeiter (von 5 Sgr.—3 Ihe), 
auf Nichtbefolgung des Aufgebot8 oder eigenmächtiges Verlaſſen der Web 
poften (von 5 Thlr.), dedgl. wegen nicht oder unvollfländig gelieferter Nas 
rialien, nicht geleifteter Fuhren, oder nicht geftellter reitender Boten (mh 
yon 5 Thlr., 3 Thlr. oder 6 Sgr. 

2) Nach der neuen Iuftigorganifation und der Errichtung von *8 
gerichten duch vie V. v. 2. Jan. 1849 iſt von dem Minifl. für landw. 
durch das R. v. 27. Juni 1850 (Min. Bl. d. J. V. 18660 €. 214), im Eis 
verſtaͤndniß mit dem Juſtiz⸗Min. ꝛc. beſtimmt, 

daß die Schau⸗Kommiſſionen auch noch jetzt die Strafen gegen Mitglieher 
des Schauverbandes feſtſetzen dürfen, indem dergl. Strafen nicht den Charekter zes 
PVolizeiftrafen, fondern von Ordnungoſtrafen haben, welde ber Vorſtand des Bes 
bandes auf Grund der flatutarifchen Korporationss Berfaffung verbäugt. Keule 
ventionen gegen Nichtmitglieder dagegen felen vor dem Polizeirichter zum verfolgen. 


Wenn jedoch der Deichhauptmann ale Ortspolizeibehörke innerheil 
des Bereichs der Deichangelegenbeiten betrachtet werden muß ($. 29. de 
Normativ⸗Beſtim. v. 14. Nov. 1853), fo hat er nach $. 84. tiefer Ichtrem 
auch in Bezug auf deichpoltzeiliche Liebertretungen von Nichtmitgliehers 
die Befugniß, Polizeiftrafen nach tem ©. v. 14. Mai 1852 (G. ©. 1852 & 
245.) und zwar, wie in teffen $. 1. geflattet iſt, Bis zu 5 Tihlen. Gelb im 
Itägigem Gefängniß vorläufig feftzufegen, während tie Feſtſezung höhe 
trafen oder von Strafen für Vergehen jegt unbebingt nur den Geriäim 
onıpetirt. 





Zweiter Abfchnitt. 


Befondere Erläuterungen zu dem Geſetze vom 28, Je 
nuar 1848 über das Deichwefen. 


I. Deiche, die zu einem Deichverbande gehören, betreffen 
(55. RT Sn ° geb 


ni 
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Zum $. 1. . 


1) Die Genehmigung der Regierung zur Veränderung (Unlegung, 
Berlegung, Erhöhung, gänzlicher oder theilmelfer Zerſtörung) von Deichen, 
war in Bezug auf Öffentlihe Fluͤſſe (vd. h. von Natur ſchiffbare oder in 
folche umgelhaffene, 66. 38., 40. U. 2. R. 1. 15.) fchon früher vorgefchrie- 
ben ($. 62. a. a. D. 66. 96., 97. A. L. R. 1. 8.) Das Gefeg dehnt 
dies befondere Aufficht3-Necht Ted Staates auch auf Privarflüffe aus 
und macht zwifchen diefen und öffentlichen Flüſſen feinen Unterſchied; fer⸗ 
ner ebenfomwenig zwiſchen fließenden und ſtehenden Gewäffern, (Seen 
und Sümpfen), welche zeitweife aud ihren Ufern treten. 

2) Diefe Beichränfung ver Diöpofition tes Eigenthümers in Betreff 
von Deich» Anlagen bezieht fich ihrer räumlichen Ausdehnung nad 
auf alle innerhalb ver Inundationdgebiete öffentlicher orer Privat-Blüffe oder 
ſtehender Gewaͤſſer belegenen Gruntftüde jeder Art; ebenfomohl auf Aecker, 
Sieſen, Sitten, ald auf Wege, Bifchteiche u. vergl. Es haben mithin 
«Be Grundbeſitzer, reſp. Gemeinden, welche Deihe an⸗ oter verlegen, 
erhöhen oder eingeben laſſen wollen, hierzu vie Erlaubniß ter Regierung 
als Landespolizeibehörde zuvor einzuholen. Ihre Grenze findet tiefe Dis⸗ 
yofktiondeinfchränfung nur in der Austehnung des nothwendigen Ab» 
Buß Profils des Hochwaſſers ($. 3.). 

8) Diefe Beſtimmung gilt ferner nicht nur für wirkliche Deiche, fon« 
ders auch für Ähnliche Erhöhungen ter Erdoberfläche, mithin auch für 
fogen. Einpolverungen oder Polderdeiche, gleichviel aus welchen Materia⸗ 

dieſelben errichtet ſind, wogegen die Nebeneinander⸗ und Gleichſtellun 
folder „ähnlicher Erhöhungen ver Erdoberflädye* mit Deichen“ ergiebt, ap 

Angfügige Erverhöhungen der mehrgedachten Tandespolizeilichen Befchrän- 
des Gigenthämers nicht unterliegen. 

4) In dem ven Provinzialftänven vorgelegten Entwurf waren die 
„Grverböhungen“ als „Eünftliche” bezeichnet worten. Diefe Bezeiche 
mung iſt im Geſetze aufjegeben, woraus folgt, daß tie Dispofttiondbefchräne 
Bung fich auch auf foldye natürliche Erhöhungen ter Erdoberfläche bezieht, 
Vurch welche die weitere Ausbreitung tes über ihre Ufer heraustretenden 
Geräffert gehemmt wird. 

5) Dabei gehört indeß zur Anwendbarkeit des Geſetzes ſtets die Vor⸗ 
wusfegung, daß das Gewäſſer (der öffentliche oter Privat⸗Fluß oder See) 
gltweife feine Ufer zu verlafien und benachbarte Grundſtücke zu inundiren 


6) Vorübergehende, nur für befontere Nothfälle während ter Zeit ver 
Gefahr aufgerworfene Erhöhungen oder antere Schugmanßregeln ter bes 
kichneten Art unterliegen diefer Befchränfung und tem Befepe nicht. 

7) Das Alinea 2. fpricht vie Folgen aus, welche auf Kontraventionen 

das im Alinea 1. ausgeſprochene allgemeine gefegliche Verbot 

Bin Diefe Bolgen hängen nicht erft tavon ab, daß in dem einzelnen 

alle eine fpecielle Verfügung gegen tie beabficytigte Dispofltion des Deich- 
halters von der Negierung erlaffen morten fei. 


Zum |. 2. 
1) Die Beflimmung, daß vie Bethelligten vor ter Genehmigung der 


Negierung zu hören feien, ift in das Ermeſſen ter Behoͤrde geftellt, ob fle 
die Sache für mehr oder weniger erheblich anſieht. Zu den Betheiligten 
gehören vorzüglich tie Beflger von Gruntftüden im Inundationdgebiete, 
auf deren Beichaffenheit die Unlegung ober Veränderung und Wegnahme 


eines Deiches von Einfluß ifl. 
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2) Walten darüber Zweifel ob, welche Perfonen als Betheiligte zu be⸗ 
trachten find, fo fol vie Negierung — zu ihrer Deduug gegen fpätere Bells 
mationen und Anfprüche, eine öffentliäge Aufforderung mit präfluftotfcher Sf 
erlaffen dürfen. 

Analoge Vorfehriften mit gleihen Wirkungen eines Bffentlichen Ip 

ebots finten fi in ven 66. 11—15. des Ausf. Gef. zur Gem. Th. a 
Alar. D. v. 7. Juni 1821, in den Sf. 25— 27. der V. v. 80. Ium 18H 
und im $. 109. c. des Abldf. Bel. v. 2. März 1850. 


Zum. 3. 
Vergl. die Erläuterungen zum $. 1. ad 3. 


Zum. 4. 


1) Der 6.4. enthält, glei dem $. 1., eine Abweichung von dem a 

gemeinen Prinzip, daß ter Eigenthümer vie item gehörige Sache vernichten 
und, fich ihrer begeben dürfe (SH. 9. ff. A. L. R. J. 8.). Diefe Abwei 
gründet fi auf dem allgemeinen Grundſatz des $. 33. a. a. O. 
‚der Staat die Zerfldrung oder Vernichtung einer Sache alddann zu nuier 
fagen berechtigt if, wenn deren Erhaltung auf die Beförderung des game 
nen Wohls erheblichen Einfluß hat. Durch den thatſachlichen Zuſtand ven 
handener Deichanlagen auf dem einen Grundftüd können die Kulturzufäute, 
Werths⸗ und Preisverhältniffe der Nachbargrunpftüde im Inundarisalge 
biet wefentlich bedingt reſp. erhöht, ed Fönnen in Folge der Eriftenz du 
Deichs, im Bereiche der Inundation vielleidyt Sümpfe in Aeder und Sie 
fen verwandelt, neue Anfledelungen entflanden fein, u. f.w. Deshalb lag 
das Geſetz dieſem faftifchen Zuſtande eine rechtliche Bedeutung bei zu 
Enüpft daran gegen den Eigenthümer des Deichs ähnliche rechtliche Felgen, 
als wenn feiner Anlage und ihrer Erhaltung ein Rechtsverhältniß zwiſche 
ihm und anderen Inundationsgenoffen zum Grunde läge.1) Diefer Fikti⸗ 
des Geſetzes entipricht andererfeitö die Beftimmung, 

a) daß die Wiederherftellung eines verfallenen oder durch Raturgemak 
zerflörten oder die Sicherung und Erhaltung eines beſtehenden Deichet vos 
der Megierung nur dann verlangt werden darf, 

a) wenn biefer Deich, obgleich von einem Grundbeflger angelegt und zu w 
terhalten, doch gleichzeitig bie Ländereien auch anderer, mehrerer Be Frage, 
weldhe den Deich weder angelegt, noch zu unterhalten hatten, wenn biefer Icgiem 
alfo nicht im ausichließlichen Intereffe des Deichhaltere befand, oder 4) wenn de 
felbe ein Gozietätsdeich war; 


ferner 
b) daß die Wiederherſtellung oder Sicherung und Kuanfervatien nat 
in derjenigen Höhe und Stärke, welche der Deich früher gepaßt, 
vefp. im biöherigen Umfange und Zuflande von der 
fordet werden fann.?) Unter die Beflimmungen des $. 4. fallen 





1) Achnliche Beftimmungen finden fi aud in anderen Bereichen des Bar 
rechts, namentlich im $. 7. des Gef. über die Benugung ber Privatflüfle ». A 
Gebr. 1843 (G. ©. 1843, ©. 41), wonach bie ——— ermächtigt iR, d 
entflandenem Streit über die Mäumungsverbindlikelt, die Nänmung ter Yrise 
flüffe eiuftweilen, unter Vorbehalt richterlicher Entfheung, ua Maufgelt 
ve Deliäflandes (und wenn auch dieſer nicht feſtſteht, von den —2 
zu bewirken. 

2) Bine Bervollſtaͤndigung — die Erhöhung ober Werbreiteenug — bet Di 
Ges, darf dem bisherigen Verpflichteten niemald angefonnen werden; wehl it 
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beuptfäulih nur eigentliche Deiche (d. 5. durch befondere Borrichtungen 
nu Mexf angelegte Erderhoͤhungen, gleichwiel ob dabei kunſtge⸗ 
echt verfahren ift oder nicht); dagegen natürliche Erhöhungen der Erdober⸗ 
Jache (Hügel) nur infoweit; als dieſe abfichtlih und nicht etwa durch Na⸗ 
msgewalt (Windwehen oder Waſſerafluth) zerftört worden find. Dergleichen 
natürliche Erverhöhungen (Hügel und Berge, welche ohne Zuthun der Bes 
Race entflanden find) dürfen, wie dies der $. 1. beflimmt, nur alddann 

dt vom Beſther verändert oder zerflört werben, ohne dazu die Geneh⸗ 
migung der Randespolizeibehörve zuvor nachzufuchen, wenn diefelben bisher 
dazu gedient haben, das aus feinen Ufern getretene Gewaͤſſer innerhalb des 
Suundationsgebiete® zu befchränten. 


Sum 5. — 


Bei der Erekution der Megierung auf Erhaltung oder Wieberherfellung 
des Deichs kommen vie Beflimmungen der DB. v. 26. Dec. 1808 und der 


Bnflı. v. 23. Oft. 1817 (8. ©. 1817. S. 288), ingl. der $$.9. u. 10. der 
B. v. 4. Mär; 1834 (G. ©. 1834. ©. 31) nebft der K. O. v. 6. Mat 1836 
®. ©. 1836. ©. 194) zur Anwendung. 


Zum g. 6. 


In dieſem $. iſt beſtimmt, wen die Regierung wegen Unterhaltung oder 
WBleverherftellung eines Deichs in Anfpruch nehmen fol, wenn über die 
Bisherige Verpflichtung Zweifel oder Streit obwaltet. 

1) In diefem Falle, in welchem die Verfügung ter Megierung nım die 
Wirkung einer interimiftifchen Anordnung hat und der Rechtsweg auf Er⸗ 

g der Leiftungen over ihres Werths vorbehalten bleibt ($. 8.), If 

Unterhaltung oder Herftelung proviforifch zu verlangen: 

a) zunächft von dem feitherigen Deichhalter; ſodann — mofern diefer 
unbefanunt ober nicht leiftungefähig if, — 

b) von den Befisern der durch den Deich gefchägten Grundſtücke, 
— den Inundationes®enoffen, — endlich 

€) wenn bie Brmittelnng der hiernach interimiftifch DBerpflichteten nach der 
Dringlichkeit des Falle nicht fchnell genug erfolgen kaun, von fämmts 
lihen SOrundküdsbefigern derjenigen DOrtfchaften, in deren 
Drtsfeldmark oder Bemeindebezirk der Deich belegen if, und 
zwar nach Berhältnig ihres Grundbeſitzes. 


- In dem Galle zu b. ift Hei Anwendung ded Kontributionsmanpflabes 

uf ein bloßes Ermeffen der Behörde verwiefen. 1) Die Anwendung Dies 

De dem Prinzip des $. 65. A. L. R. IL. 15. beruhenden Beitzagsfußes 
voraus 


a) die Ausmittelung desjenigen Inundationsgebiets, welches durch den beſcha⸗ 

oder zerflörten Deich gefchüpt wird, A) desgl. fämmtlicher innerhalb diefes 

belegener Befigungen nad, Flaͤche und Werth, Y) des verfchigdenen Ver⸗ 

iſſes, in welchem dieſe einzelnen Befigungen, vermöge ihrer Befchaffenheit und 

e der Ueberfchwenmung ausgefept und mit Befchädigung bebroht find, wenn 
eg Deich nicht unterhalten oder bergeftellt wird. 


sum die Unterlaffung ober Regelung folcher Benupungsarten angeordnet werben, 

selche die Haltbarkeit des Deiches fchwächen, 3. B. des Betreibens defielben mit 

Mei, nee Befahrens zu gewiffen Jahreszeiten, des Bepflanzens, bes Rhodens ber 
u. f. w. 


1) ine lediglich zum Zweck des Proviforiums zu bewirkende genaue Nuss 
sittelung würde mit unverhältuigmäßigen Weiterungen und Koflen verbunden fein. 
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In dem Falle zu 4. gilt proviſoriſch derſelbe Vertheilungsmaaßſih, 
welcher bei einem eingerichteten Deichverbande über das Beitragsverhältuif 
zu den Deichpflichten, nach $. 16. entfcheidet, nämlich das Verhältniß Yes 
abzumendenden Schatens und berbeizuführenden Bortheils. 1) 

2) Es leuchtet ein, daß beim Mangel vollfläntiger Vermeſſungs⸗ we 
Bonitirungd-Megifter, wie von Nivellements, vie, wenngleich nur funme 
rifche Information über obige Voraudfegungen oft fehr fchwierig und iz 
einzelnen Bällen um fo ſchwieriger Ift, wenn die Grundftücke theilweiſe 
ſchon von ter Ueberſchwemmung betroffen wären. In den meiften tr 
lichen Fällen wird daher ter dritte Kontributiondfuß Tem von der Regie 
zung zu entwerfenden proviforifchen Regulativ über Vertheilung ter erw 
forderlichen Leiftungen zum Srunte zu legen fein. 

Diefer dritte fubfidiäre interimiftifche Vertheilungsmaaßſtab gebt aber 
nicht mehr, wie ed in tem den Provinzialftänden refp. in Ten Jahren 1541 
und 1843 zur gutachtlichen Aeußerung vorgelegten Entwurf zum Deidr 
gefeße vorgeichlagen war, auf die politifchen ®emeinden zuräd, fontern auf 
die Grundbeſttzer, jedoch dergeftalt, daß deren proviforifche Dienftpfict zum 
nicht durch Die Gefahr der Inundation und Beſchädigung ihrer Grant: 
ftäde, fondern lediglich durch die Feldmarka⸗ und Blurgrenze, reſp. des Cini 
oder des Gemeindebezirk, innerhalb welcher fie mit Grundſtücken ange 
feffen find, beflimmt wird. Die Bertbeilung der Deichlaflen unter tiefe 
Grundbeſitzer der Ortsfeldmark, vefp. des Gemeindebezirks, innerhalb tere 
der beſchaͤdigte oder zu unterhaltende Deich belegen ift, fol nach Berhäle 
niß ihres Grundbeſitzes, d. h. nicht bloß nach der Fläche und Größe der 
Beflgungen, fondern zugleich unter Berüdfichtigung ihrer Bonität und ihre 
Ertragswerths, gefchehen. 

3) Die Gemeinde» Korporationen, als folche, haben aber mit ter Deide 
pflicht nicht8 zu thun, tiefe letztere ift feine Kommunallaft des @emeinte 
verbandes, fondern eine Soctetätelaft der Inundationdgenoffen, d. h. te 
jedesmaligen Beftger beflimmter einzelner Grundſtücke, welche vor der eher 
ſchwemmung gefhügt und dadurch vor Schaten bewahrt, xefp. in ihren 
Ertrage verbefjert werten follen. Sie ift gleich der Grundſteuer ter weie 
lichen Provinzen, eine Parzellarfteuer, ruht auch nicht etwa auf ganzm 
Gütern und Wirthfchaftd-Kompleren, fondern auf einzelnen im Inuntatioxd 
gebiete, reſp. im Bezirke der Orts⸗ oder Gemeinde⸗Flur belegenen Gruu⸗ 
ſtucksparzellen.) 

Wäre die proviſoriſche Deichlaft von den Gemeinden, als ſolchen ge 
ordert, fo würden in den öſtlichen Provinzen des Staats, in welden { 

itter- und andere erimirte Güter und Orundftüde (3. B. ter Kite | 
und Pfarren) in der Megel nicht zum GBemeindeverbante gehören und ie | 
[emeit der Megel nach nicht Eommmunalbeitragspflichtig find, außertem eB |. 
oxenfen, obwohl fie wegen der Lage ihrer Grundſtücke im Bemeintebeabl | 
ein gleich nahes Intereffe hatten, interimiſtiſch — fo lange kein fürmlige }. 


———— 


1) Ein älteres R. der Min. des J. u. d. P. n.d. F. v. 8. Juli 16% 
(Min. Bl. d. i. V. 1840. ©. 324. Nr. 583.) bemerkt, daß bei Megulizung eind | 
Interimiſt. in Ermangelung anderer Grundfäge auf die 98. 63. ff. LMILE | 
aurüdgegangen werden fönne, ohne daß es zuvor der förmlichen Schliegung eis : 

eichverbandes bebürfe; Regel bleibe aber, daß die Anwendung bes 5. Gl. : 
O. die Griftenz eines Deichverbandes vorausfege. 

2) Rüdfichtlih der Grhaltung der Flußufer geht die Edhlefide Me, > 
Bards und Hegungs:Drbn. v. 12. Sept. 1763 in Verbindung mit dem R. ». 
Mai 1834 (f. Publ. der Reg. zu Liegnip v. 9. Mai 1834 in v. K. Aun. OS 
©. 545) von einem entgegengefebten Grundſatz aus. 


"> 
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Deichverband Fonftituirt iſt, — bei Anwendung tes bitten Maaßſtabes 
on allen Deichpflichten frei geblieben und dieſe in laͤndlichen Orten allein 
uf die bäuerlihen Wirthe, — tie Mitglieder ter Dorfögemeinten — über⸗ 
ragen fein, was fowohl dem natürlichen, ald tem pofltiven gemeinen und 
Breuß. Deichrechte widerfprochen haben würte. 1) (Bergl. Runde, Grund. 
ige des gemeinen Deutichen Privatrechts (5. Aufl.) 88. 115., 117., 118., 121., 
Bichborn, Binleit. in das Deutfche Privatrecht, 4. Ausg. $. 271. Kap. 1.n. 2. 


er Deich⸗Ufer⸗Graben⸗Ordnung für das Oderbruch v. 23. Ian. 1769, 4.2. R. 
L 15. $. 64.) ⸗ 


Zum g. 7. 


Dieſer F. legt 2) den Regierungen ausdrücklich die Befugniß bei, die 
ıngewiffe oder ſtreitige Bau⸗ und Unterhaltungéverbindlichkeit und 
ie Vertheilung der Beiträge, mit Vorbehalt des Rechtsweges, 
uch ein Mefolut feftzufegen und verfügt b) in Betreff des gegen ein 
olches Reſolut zuläfitigen Rekurſes. 

In Bezug auf den Gegenſtand zu b. iſt zu bemerken: 

a) Der Rekurs geht nicht mehr, wie im ©. 7. beſtimmt iſt, an das 

Hananzmin., fonden an das Min. für landwirthſchaftl. Ang. 
Bergl. den Erlaß v. 26. Nov. 1849, ©. ©. 1850. ©. 3. u. Min. 3. d. 1. B. 
850. ©. 11., f. in Bo. I. ©. 3 u. Br. II. Abth. I. ©. 7). 
b) Die Friſt für Anmeldung und Rechtfertigung des Mekurfes ifl 
wäfluftvifh; neue Shatfachen oder Ausführungen, welche nadh 
Klauf der viermöchentlichen Rekursfriſt angebracht werden, dürfen nicht 
wrbdfichtigt werden. 

e) Die Rekurdfriſt beginnt vom nächften Tage nach der Infinuation des 
RefelutS an die beit. Intereflenten; es wird mithin der Tag der Zuftellung 
jes Meſoluts auch bier in die Nekuräfrift nicht mit eingerechnet. 

d) Die Friſt iſt nicht auf einen Monat, fontern auf vier Wochen 
W Zage) beftimmt. 


Wiens nn — .—_ - “- - — 


1) Nach der Stroms, Deichs, und Ufer-Drbn. für Oſtpreußen und Litthauen 
u 14. April 1806 $. 38. full die Vertheilung der Arbeiten unter bie einzelnen 
Bieder der Eozietät nach der Hufenzahl, mit Müdiicht auf die geringere Ders 
Michtung des Rückſtaulandes erfolgen, auch Zeit- und Brbpächter, weun fie gleich 
ch ihren Kontrakten bammlaftenfrei find, vorbehaltlich ihres etmanigen Regreſſes, 
angezogen werben, dagegen befreit fein die Kirchen-, Pfarr: und Schul⸗Laͤn⸗ 
tweien, fofern fie von den Geiſtlichen und Schullehrern ſelbſt oder den Zeitpächs 
zu derfelben genutzt werden, ingl. tie Amtefchulzen und Dammgefchworenen, 
eiche zur Beſtellung der Leute und Aufficht bei den Deichbauen gebraucht wers 
w, fowie biejenigen, welche turch Deichausriffe einen Verluft, der den einjährigen 
sag ihrer Grundſtücke überfteigt, erlitten haben. 

b) Radı der V. v. 7. Mai 1838, beir. die DOrganifation ber neuen Deich⸗ 
zanen auf dem linfen Mheinufer, werten die Deichlaften in der Regel nach dem 
ataftralsReinertrage der betheiligten runtflüde und Wohngebäude vertheilt, tie 
zünländereien aber nur mit ter Hälfte ihres Ertrages angefept. 

ec) Das RM. des landw. Min. v. 19. Juli 1850 (Min. Bl. vd. i. V. 1850. 
„ 214. Rr. 288.) ſpricht aus: „daß nur die nach $. 25. des Deichgel. v. 1848 
na alien Bewohnern der bedrohten Gegend geforderte außerordentliche Hülfsleiftun 
6 eine perfdnliche anzuſehen, hingegen bie orbinaire Deichpflicht eine Reallaf 
id dieſe auch in der Altmark nad, dem Hufenflande zu vertheilen, baber der mit 

Ländereien begüterte deshalb felbft bei den Deichwachen nach Anzahl der 
Rärker heranzuziehen fei.“ 

d) Ueber das Leiftungsverhältnig der Domainenpächter verfügt das C. R. des 
kin. au König. Hauſes v. 5. Oft. 1842 (Min. Bl. d. i. 3. 1842. E. 101. 
x. 136.). 

Sanded-Ruliur-Sefepg Br. 11. Abth. I. AA 














der Defl. v. 6, April 1839 (8. €. 1839. €. 126) außer Anment 
das fpätere und das fperielle Geſetz terogirt Tem früberen und g 


Zu 66. S—10. 


Es ift Über Ten inneren Zujammenbang ter vorausgegang 
ter nachfoigenden Beflimmungen des Gef. (nämlich SG. 6. u. 7. 
und 66. 10., 11., 17. antererfeits) Bolgented zu bemerken: 

1) Die legielative Rechtfertigung für tie proviforifche Heft 
Deichpflichten im atminiftrativen Wege an fih und für tie Tabe 
Brinzipien, welche werer fletd tie nach yoiltiven Nechtögrünten 
pflichteten, noch flet3 tie nad) Tem natürlichen, vermöge ter Ri 
Abwentung des Schatend und Sicherung eined PVortheils, i 
Grundbeſitzer treffen, beruben auf ter allgemeinen Verpflichtung 
te8 und tem Zweck ver ibm beimohnenten Polizeigewalt, daß 
Vermögen der Staatdeingefeffenen bebrohenten gemeinen Gefahr 
begegnet werke. 

Denn fo lange ein förmlich Eonftituirter Deichverbant und 
Verbante der Deichgenoffen zum Grunde liegentes, im Wege | 
gebung errichteted Statut fehlt, durch welches tie Beſitzer der eine 
MWaffersgefahr ausgefegten Grundſtücke zu gegenfeitiger und ge 
licher Hülfe Behufs Abwentung einer folchen Gefahr verpflichtet 
tem einzelnen gefährdeten Grundbeflger gegen feinen Nachbarn, 
von fpeziellen Verträgen oder anderen ähnlichen Rechtstiteln, ei 
Zwangsrecht auf Deichhülfe zur Seite. 

Dagegen bieten vie 66. 1. ff. eine Aushülfe, indem tie Lan 
—28 n Betracht ter ihr obliegenden allgemeinen Pflicht 
ſchützung des Eigenthums der Staatdangehörigen und Abwentung 
Gefahr, für befugt erflärt wird, felbit vor Errichtung eines 
Deichverbandes und auferhalb eines durch Statut begrünteten 
Verhaͤltniſſes, das Intereffe der gefaͤhrdeten Grunpbeflger wahrzu: 


— 0. - - — — 
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2) Denfelben Motiven, auf welchen die Befugniß der Negierung beruht, 
or Errichtung eines fürmlichen Deichverbandes und außerhalb eines fols 
ben zum Beften ter Nachbarn einzufchreiten, entfpricht die der Regierung 
ernerhin obliegende Pflicht, ed bei einer interimiftifchen Negulirung ver 
Deichbaulaft nicht bewenten zu laffen, funtern von Amtswegen, ohne allen 
Intrag der Betheiligten, den Interimiftifun die erforderlichen Einleitungen 
ur Begründung eined fürmlichen Deichverbandes fofort folgen zu Taffen 
$. 10.). Denn jene proviforifche Nerfügung, welche die Pflicht zur Unter» 
altung oder Wiederherftellung eines Deichs, fei es gegen ten bisherigen 
Deihhalter oder gegen die benachbarten Grundbeflger, (zuerft die Beſitzer 
on Grundſtücken im Inuntationsgebiet, event. gegen alle in der betroffenen 
Irtöfeldmark oder Gemeintemarfung, — $6. 6., 7.) — ausfpricht, beruht 
sieterum auf der Boraudfegung, daß ver zu erhaltente oder herzuftellende 
Deich zum Schuge gegen eine gemeine Gefahr, — zur Sicherung nicht 
Hoß der Srunpftüde des Deichhalters, fondern auch ter Ländereien meh“ 
:erer Beſitzet, — nothwendig fel. Dabei erfcheint es zmar gleichgültig, 
‚5 es fih um Haupt⸗ oter Blügels»Deiche u. f. mw. handelt, wefentlich aber 
ſt die Nothwendigkeit der Eriftenz des Deichs zur Sicherung der Niede⸗ 
ungs⸗Laͤndereien mehrerer und noch anderer Grundbeſitzer, außer dem 
Deichhalter, d. h. zur Abwendung einer gemeinen Gefahr. Nur unter 
Hefer Vorausſetzung iſt es gerechtfertigt, daß tie bloße Thatſache, daß 
emand auf feinem Grund und Boden einen Damm angelegt hat, gegen 
&n, im Interefie und zum Vortheil anterer Gruntbefiger, welche zur An⸗ 
egung gar nichts beigetragen haben, eine rechtliche Verbindlichkeit zur 
ſerneren Unterhaltung oder zur Herftelung für ten Fall ter Beſchädigung 
wer Zerflörung begrünten fol, oter taß, wenn ter Beflgfland ungewiß 
wer der biöherige Deichhalter leiftungsunfähig ift, die Leiftungsverbindlichz 
it und Deichpflicht auf die anteren Grundbeſttzer proviforifd) übertragen 
hd, welche bisher von ter Baulaft ganz oder theilmeife befreit ges 


3) Folgerecht verortnet demnach ter F. 10. aber auch andererfeits: 


„daß, wenn ſich nach einer felchen interimiftifchen Regulirung der Baulafl 
wech die Regierung bei der hierauf eingeleiteten näheren Srörterung und Vorbe⸗ 
lung —5— der Bildung eines Deichverbandes nach ten Beſtimmungen der 

11. ff. die Errichtung eines fürmlichen Deichverbandes nit ale nothwen; 
g ergiebt, alsdann auch die Befugniß der Regierung mwegfällt und aufhört, die 
nwere Schaltung des Deiche zu verlangen.“ 


4) Eine Ausnahme tritt nur dann ein und die Errichtung eis 
es förmlichen Deichverbantes von Amtswegen fol nur dann unters 
leiben dürfen, wenn im Laufe tes Verfahrens ter zur Erhaltung und 
wrflellung des Deichs DVerpflichtete auögemittelt wird und diefer fo aus⸗ 


be (Grundſtück), welches er innerhalb des Deiches befigt, verwirft nnd verloren 
be.” Die Bardmie: „fein Deid, ohne Land und fein Land ohne Deich (d. i. 
eichlaſt)“ drädt die naturgemäße und gemeinfame Dienfipflicht aller in demfelben 
wunbationsgebiete angefeflenen Grundſtücksbefitzer aus. (Runde a. a. D. 88. 
13., 115., ®ichhorn a. a. D.) 

1) Daher beflinnmten fchou früher die K. O. v. 24. April u. 22. Juni 1830 
vergl. Bubl. des DbersPräfid. der Provinz Schlefien v. 27. Juni 1832 in v. 8. 
Innal. Bd. 16. S. 481): „daß zur Wiederherfiellung ber durch Ueberſchwemmung 
efchäbigten oder weggeriffenen Haupt» Oders Dämme die betr. Grundeigenthümer 
u der Begel nur die Hälfte und bei nachzuweiſendem Unvermögen ein Drittel der 
Beten beizutragen haben, wogegen die andere Hälfte ober zwei Drittel von ben 
beigen, in der Inundationsflädhe liegenden, burch die Deiche gefchügten Grunds 
Igentgümern nach Verhaͤltniß des drehenden Schadens aufgebracht werben ſollen. 


44 * 
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gemittelte DVerpflichtete zugleich auch den Berbältniffen nach im Stante if, 
den ihm anzufinnenden Leiftungen wegen ver Deichpflicht Genüge zu leiſten 
($. 10. Alin. 3.). 

Es muß diefe Verpflichtung aber unzweifelhaft feſtſtehen, und vie 
kann ſich nur auf einem rechtöverbintlichen Anerfenntniß oder auf einem 
rechtöfräftigen richterlichen Erkenntniß gründen. 


3u 66 8 u. 17. 


In Betreff des Nechtömweges, welcher im 6. 8. ven interimiftifch heraw 
gezogenen (vergl. $$. 6. u. 7.) wegen ihrer Anſprüche auf Erflattung ihrer 
Beiträge oder des Werthes ihrer Leiftungen gegen die eigentlih Be: 
pflichteten vorbehalten bleibt, — ift: 

1) zunächft darauf aufmerffam zu machen, daß derfelbe für den Fall 
der Feſtſetzung eines Interimiftitumd wegen der Deichpflichten daurch tie 
Megierung ($. 6.) auf tie Eriftenz fpezieler Rechtstitel nicht befdyräult 
ift, während bei Gründung eines Deichverbandes nah 686. 11. ff. w. ref. 
bei der Vertbeilung ter Deichlaften in einem ſolchen förmlich zu £onflitui 
venden Deichverbante, nach tem Prinzip des F. 16., eine Eintfchädigungi- 
forderung für überfommene Leiftungen oter Mehrleiftungen ausfchlieflig 
nur auf fpeziele Mechtätitel gegründet werten fann, ($. 17.), auch fl 
nur infoweit, ald vie neu zu übernehmenten Leiftungen ſchon vor Er⸗ 
richtung des Deichverbanded zur Erhaltung oder Wiererberftellung im 
früher vorhandenen Schuganlagen nothwendig gewefen, deren Betikf 
niß alfo nicht erft durch die bei Konſtituirung des Deichrerbantes für er⸗ 
aan iR erachteten neuen oder verbefferten Schugmaaßregeln hervorze⸗ 
rufen iſt. 

2) In Betreff der Brage: mit welchen Erfolge der oben gedachte, im 
$. 8. offen gelaffene Rechtsweg gegen proviſoriſche Beflfegungen ter Re 
gierung ergriffen werden kann, ift zu bemerfen: 

a) Wenn Jemand interimiftifh herangezogen ifl, tem gegen ante 
Grundbeflger oder irgend wen fonft, ein Cofftionsanfprud vermöge Ber 
trages oder fonftiger fpezieler Rechtstitel auf gänzliche oder theilmerfe Ber 
tretung oder Befreiung binfichtlik derjenigen Leiftungen zur Geite fick, 
welche von ihm auf rund des Provifortumd gefordert worten find, fe 
fann er Erflattung tes Geleifteten oder Entfhädigung des Werths feiner 
Beiträge und Leiftungen nach Maaßgabe des Eviktionsanſpruchs oder Titels 
im Prozeffe geltenn machen. 

b) Fehlt es aber an einem foldhen Gewährsanſpruch oder Titel, ſe 
fragt ſich, pegen wen der Regreßanſpruch gerichtet werden Ffann? 

&) Die laut ©. 6. in zweiter Linie ſtehenden Inundationt 
genoffen, deren Grundſtücke nach tem fachverfläntigen Ermeſſen ver Re 
gierung durch ten Deich gefchügt, wie durch deffen Befchäpigung bene 
theiligt werden, haben, intem fle bei der Ungewißheit über vie Perſon red 
zur Unterhaltung und Wieverherftelung des Deichs Berpflichteten oder ki 
deren Leiftungsunfähigkeit, den Deich befferten und berftellten, nur einen 
ipeem eigenen Vermögen bevorftehenden Schaden abgewendet und Tas eiger 
een erhalten oder verbefiert, fonach nur den eigenen Vortheil ir 

tdert. 


Diefe in zweiter Linie beranzuziehenden Inundationsgenoffen were - 


daber von demjenigen, welcher biöher ven Deich erhalten hat, auch wen 


berfelbe fpäterhin auögemittelt oder wiederum leiflungsfählg wärte, I | 


Erflattung des Beleifteten Doch nur — aus einer communio 
nach einem antheiligen Verhältniß, infoweit nämlich fordern können, «U 


— — — — 
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deſſen Vortheil aleihpeitig mitbefördert und auch feine Grundſtücke vor 
harten bewahrt und fein Vermögen unterhalten oder verbeffert haben. 


Die bloße Thatfache, daß ein anderer bisher ten Damm erhalten bat, 
U zwar, nad F. 6., die Landespolizeibehörde berechtigen, den⸗ 
ben in erfler Linie zur Erhaltung oder Herflelung des Deichs interi⸗ 
iſtiſch Heranzuziehen, begrüntet aber an fi für dritte Privatperfonen 
ch Tein Recht, den biöherigen Deichhalter zur Erhaltung des Deiche, 
p. der Erſtaitung des Geleifteten zu verpflichten, felbft wenn man auf 
a $. 107. A. L. R. 1.7. zurüdgehen wollte Diefen dritten Privat» 
rfonen gegenüber blieb die Unterhaltung und Herſtellung des Deiches 
eitend des bisherigen Deichhalters, fo lange fein Vertrag oder anderer 
ssieller Mechtötitel hinzutrat, eine res merae facultatis; die Anlage und 
sterbaltung des Deichs hatte an fich werer die Befhüßung anderer 
rundſtucke, als der eigenen zum Zweck, noch fonnte e8 die Abflcht ges 
fen fein, durch eine folche aus dem Mechte des Eigentbums entfprungene 
d zum Vortheil des eigenen Vermögens unternommene Handlung an» 
ande echte einzuräumen und fich felbft Ihnen gegenüber zu 

en. 


BE) Deshalb würde vielmehr der in erfter Linie von der Regie» 
ng interimiſtiſch Herangezogene fogar feinerfeitd von den Inun⸗ 
tHondgenofjen, teren Grundftüde durch feinen Deich mitgefchügt werten, 
tbeilig die Erflattung der auf Grund des Mefolutd ter Regierung ger 
bten Ausgaben und LZeiftungen im Rechtswege geltend machen Fönnen. 


Es feinen fich dieſe Kolgerungen aus ten Grunpfägen ter negotio- 
m gestio yon felbft zu ergeben. (Vergl. S$. 231. ff, 65. 268. ff. A. 


Y) Aus denfelben Brundfägen folgt endlich, daß tie in dritter 
nie, zufolge ©. 6., interimiftifch heranzuziehenden Grund» 
figer der Ortſchaft oder des Gemeindebezirks, foweit teren 
mndflüde nicht in tem durch ten Deich geſchützten Inuntationsgebiete 
mbern auf ter Höhe) belegen find, ſich wegen der nach tem Mefolut ter 
gierung geleifteten Arbeiten und Ausgaben an die in zmeiter Linie fle- 
wen Inundationsgenoffen, einfchließlich des biöherigen Deichhaltere, res 
ſſtren können. 

Der nad) 6. 8. ergriffene Mechtöweg wird fomit zu demfelben Reſul⸗ 
führen, welches das Entziel der nady 6. 10. von Amtswegen einzuleis 
den Bildung eined förmlichen Deichverbantes, vermöge des dabei aus⸗ 
Imslos anzumendenten Bertheilungsmaßftabes, — des Verhälniffes tes 
mmwendenden Schadend und herbeizuführenden Vortheils —, nach Vor⸗ 
fäft des $. 16. ifl. Dies Mechtöprinzip entfcheitet fowohl über die na- 
liche, als über vie pofltivsrechtliche Deichpflicht. Die Enıfcheidungsauelle 
— * wie für dieſe war bereits in den 99. 64. u. 65. A. L. R. II. 15. 

ten. 


Zum ©. 9. 


Der $. 9. enifpricht dem F. 18. Die Deichpflicht beruht in einem 
etlichen Intereffe an ter Abwendung gemeiner Gefahr. Die hierzu er« 
derlichen Maaßregeln erhalten hierdurch tie Natur öffentlicher Leiftungen. 
ı8 ihnen beigelegte Vorzugsrecht vor ten Staats⸗ und anteren Sozietaͤts⸗ 
ben iſt Dadurch motivirt, daß fie tie Erhaltung und Leiftungsfähigfeit der 
abſtanz der Brundflüde bedingen, von welchen erſt die anderweiten Laſten 
wagen werden follen. | 
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Zum $. 10. 
Vergl. vie Erläut. zum $. 8. 


I. Deichyverbände betreffend. (65. 11—23.) 

Während die GG. 1—9. vie außer einem Deichverbande ſtehenden Di 
behandeln, verordnen die 66. 11—23. über die Bildung förmlicher De 
verbände, durch welche vie naturrechtlichen Sozialpflichten der Inundatie 
genoffen zur gemeinfchaftlihen Unlage und Interhaltung von Schupe 
regeln gegen Ueberſchwemmung ven pofltiv rechtlichen Charakter wed| 
feitiger Zwangsverbindlichkeiten aller dabei betheiligten Inundarloni 
noffen erhalten. 

1) Bon tem Mecht des Staated zur Bildung folcher Deichverbl 
kann fowohl zum Zwed der Abwendung gemeinfamer Gefahren, als 
Zweck ver erbeblichen Forderung ver Landeskultur Gebrauch gemadt ı 
den. Gegenſtand deſſelben ift theils a) die neue Bildung von Deichſt 
täten in bisher noch ganz unverwallten Nieberungen, theils b) die Er 
terung und Ausdehnung von bereits beftehenten Sozietäten der Art d 
SHereinziehung unverwallter Grunpftüde oder bisher nicht beitragäpflid: 
Grunpbefiger mit Vergrößerung des Deichſyſtems, theils e) die mm 
lung von Privat» in Sozietätöteiche ($. 10.). 

2) Während nach ©. 2. der Bafultät ter Megierung anbeimgegeben 
eine öffentliche Aufforderung mit der Warnung ter Präfluflon zu era 
wenn ed ungewiß ifl, welche Perfonen als betheiligt zu betrachten fint 
in den Fällen des $. 11., bei Errichtung von Deichverbänten, die ı 
lichſt volftändige Ausmittelung und Vernehmung der Berbeiligten gebı 
Nur fomweit ſich der Ausmittelung beſondere Schwierigkeiten entgegenfle 
m Behuf derfelben nöthigenfalls ein öffentliches Aufgebot zu 
aſſen. 

3) Bei Vernehmung der Betheiligten wird allerdings auch der Le 
mationdpunft der intereffirten Oruntbefiger ind Auge zu faffen fein. 
fondere Anmeifungen hierüber, vergleichen 3. ®. der $. 109. des 4 
Gef. v. 2. März 1850 enthält, mie über das vorbereitende Verfahren I 
baupt, find im Deichgefege nicht gegeben; vie Errichtung eines Deid 
banded wird Überwiegend aus dem Gefichtöpunfte des öffentlichen $ 
eſſes behandelt, weshalb auch die Vernehmung der Intereffenten fletd 
waltend den Charafter eined Informations⸗Verfahrens hat, Teffen Abſe 
nicht fowohl ein vertragsmäßiger Rezeß unter den Intereffenten, als 
mebr das im Iegiölativen Wege zu erlaffende, vom Landeöherın zu ge 
migende, durch die Geſetz⸗-Sammlung zu publizitende Deichſtatut Bine 

4) Die Errichtung des Deichflatutd hängt nicht von einer voran 
gangenen Provokation, over von der Einwilligung eines aliquoten ZI 
oder der Majorität der Intereffenten ab, ſondern allein vom Vorhanden 
der alternativ aufgeftellten Voraudfegungen, daß dadurch entwoeter a) 
gemeine Gefahr abzumenten over b) tie Landeskultur in erheblid 
Grade zu befördern fel, welche Zmede in der Negel zufammenfallen. ') 


1) Als ein Vorgang der Gefeßgebung in gleicher Richtung ift auf 88 Sl 
bes Gef. v. 23, Febr. 1843 über die Benupung der Privatflüſſe biazmeei 
wonach in dem Balle, wenn Unternehmungen zur Benupung bes Waſſere, d 
Bortheile einer ganzen Gegend zu gute fommen, nur burch ein gemeinfams Bi 
zu Stande zu bringen und fortzuführen find, die Betheiligten zu gemeinfame' 
legung und Unterhaltung ber erforderlichen Waſſerwerke durch landesherrliche B. 
pfichtet und zu befonderen Genoſſenſchaften vereinigt werben Fünmen; — ! 
Borfchrift Hat feitdem das Gef. v. 11. Mai 1853 (G. S. 1853. ©. 182) ı 
auf Vorfluth und Sntwäflerung ausgedehnt. 
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5) Eind die zu 4. a. b. gedachten Vorausſetzungen vorhanden, fo 
hängt die Errichtung eines Deichverbanded nicht mehr von der Fakultät 
und tem Arbitrium der Megierung ab. Diefe ift aldtann Tazu verpflich- 
tet, indem ter $. 11. beftimmt, daß tie Beflger, und zwar fänmtlicher 
ter Ueberſchwemmung ausgefegter Gruntflüde 3c., zu Deichverbänten ver⸗ 
einigt werten follen. 

Eine Einfchränfung diefer dispoſitiven Beſtimmung Fann, nah $. 27. 
des Bef., nur in einer anderen Rückſicht des öffentlichen Intereffes, in ver 
Bertheidigungsfähigkeit der Beftungen legen. (Vergl. die Erläut. zum 6. 27.). 


Zum $. 12. 


Der $. 12. a—d. ſtellt als Inftruftion für die Verwaltung und die 
Grundbeſitzer die verſchiedenen Hauptfäge und Gefichtöpunfte auf, in wel» 
den eine Zmangdaffociation zur gemeinfamen Anlegung und Unterhaltung 
von Deicyen eintreten fol. 

Je nach Verfchiedenheit dieſer Bälle, wie fle noch faft in allen Strom- 
wieterungen vorfommen, ergeben fich verfchietene Mechtöverbältnifie, welche 
1 bei anderweiter oter neuer DVertheilung ter Deichlaften geltend machen 

anen. 


Zum $. 13. 


1) Der $. 13. Handelt ebenfalld noch von ter Bildung neuer Deich“ 
Verbände und enthält tie den SG. 12. ergänzente Beſtimmung, daß und un 
ter welchen Vorausfegungen in der Megel ein Verband eingericht werben 
fol. Er besmedt die Befeitigung der fogenannten Ginpolderungen einzelner 
helle derſelben Niederung, weil durch dieſe tie Gerflellung eined plans 
mäßig geordneten Deichweſens meift gehintert wird, und tie Schwierigkei⸗ 
ten, wie die Koften des Zwecks ter Sindeichung, ſich nur vermehren. !) 

2) Zur Begegnung folcher Mebelftänte fol die Vereinigung zu einem 
und temfelben Deichverbante aldtann Regel fein, wenn zwei Borausfegun« 
sen gleichzeitig eintreten: 

a) die Lage der Gruntflüde in berfelben Niederung — gleichviel ob auf 
einer oder auf beiden Seiten des Stroms; — b) gemeinfdaftliches Interefle bei 
ber Ginteichung. 

3) Eine Ausnahme von diefer Megel fol nur kann zuläfflg fein, wenn 
die Boraudfegung zu b. nicht vollftändig zutrifft, wenn namentlich ein heil 
der Grundbeſitzer ver Niederung die Anlage und Unterhaltung ter zur Ab⸗ 
wendung der Gefahr oder zur Erreichung einer erheblih höheren Kultur 
($. 11.) nötbigen Schuß» und Meltorationd- Anlagen mit erheblich ge- 
zingeren Koften bewirken kann. 


Zum $. 14. 


1) Der $. 14. dehnt die Vorfchrift des F. 13. auch auf mehrere be⸗ 
zeits beſtehende Deichverbände aus. Don einem gemeinfchaftliden In⸗ 
texeffe bei ter Deihunterhaltung Fann naturgemäß nur in Bezug auf 
Grundſtücke derfelben Stromnieterung die Rede fein. 

2) Der Regierung ift jedoch für ven Ball des $. 14. eine größere Fa⸗ 








1) Einen Belag Hierzu geben bie Deiche an der Elbe, wo einzelne Ufer 
ſtreden feit Jahrhunderten durch weniger umfangreiche Seyietätebämme, andere 
allein durch die betroffenen Grundbeſitzer, wiederum andere gar nicht eingebeicht 
gewefen. 
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Fultät gegeben, namentlich eine dreifache Alternative nachgelafien. Gi 
kann nämlich dergleichen bereits beftehente Deichverbände entwerer: 
a) zu einem Verbande vereinigen, oder 
b) tiefelben als getrennte Deichſyſteme fortbeftehen laſſen und nur mmier eine 
gemeinfame Deichverwaltung flellen, oder 
c) beim Fortbeſtehen getrennter Deichfofleme und Deichverwaltungen wur gu 
gegenfeitigen Unterflügung bei Deichdurchbrüden oder anderen anferorbrat 
lichen Deichbefchätigungen verpflichten. 

3) Weder in den Zällen des $. 13., nod) in denen des $. 14. be 
darf e8 der Einwilligung der Deichgenoffen, refp. ter gemeinfchaftlich in⸗ 
tereffirten Grundbeflger ded einen und anderen Verbantes, in beiden Bäfen 
aber ſtets der Ianteeherrlichen Genehmigung. 


Zum $. 15. 


1) Der ©. 15. bezeichnet: 

a) die wichtigften Gegenftände, über weldye, als über tie Eſſen⸗ 
talien eines Deichverbandes bei Begründung eines foldyen, Beflimnunges 
zu treffen ſind, dabei 

b) aber auch vie Tegislarive Form, in welcher die Beſtimmungen 
zu treffen find. 

Im Anfhluß taran werten fodann 

c) in den folgenten 66. 16— 22. in Betreff einiger Beſtimmungen 
einzelne Gruntfäge ausgefprochen, welche das Geſetz für jede Deichgeusf- 
fenfchaft ald nothwendige Bedingungen ihrer Eriftenz betrachtet, welche da⸗ 
ber durch die Statuten nicht audgefchloffen werten dürfen. 

Ueber die Organifation der Deichverbänte und ihre Verwaltung if 
bereitö oben das Noͤthige bemerkt. 

2) Was zu b. die legislative Form betrifft, fo tft Folgendes zu be 


merken: 

Bis zum Erfcheinen des Gef. v. 28. Ian. 1848, welches alle Theile 
der Monarchie umfaßt, gab es theild nur 

1) provinzielle Deich⸗Ordnungen, theile 

2) Speztal» Ordnungen für einzelne Ströme. 

Das allgemeine Deichgefeg fchließt in Zukunft den Erlaß von Pre 
vinzialgefegen von felbft aus, ebenfo aber auch Spezialorbnungen in Be 
treff der Eindeichung einzelner Ströme, indem Fünftig an die Stel jener 
oder dieſer nach F. 15. die Abfaſſung eines Statuts für jeden new zu be 
gründenden oder neu zu geftaltenden Deichverband tritt. 

3) Der 8.15. hat demnädft eine Ergänz. erhalten durch die mittelſt U 
lerh. Exlaffes v. 14. Nov. 1853 (G. ©. 1853, €. 935 ff.) publicirten a 
gemeinen Beftimmungen für Fünftig zu erlaffende Deichflatute, ) welde 
Normativbeflimmungen fortan in dieſen neuen Deihbefiimmungen in Bern 
genommen werten follen. 

Demnächſt werben fünftig die einzelnen Deichflatuten nur noch tie Ie 
falen Beflimmungen, über die auszufüßrenten Anlagen, das Deichkatefer, 
die Zahl und Wahlart der Mepräfentanten u. f. w., fowie die zuläffigen, 
een erforderlichen Abänderungen der allgemeinen Beflimmungen rw 

alten. 

4) Hiermit bat ter Gedanke feinen beflimmten Ausprud und fee 
vollſtaͤndige Entwidelung erhalten, welcher dem allgemeinen Geſetz über dei 
Deidjwefen und tem $. 15. indbefontere zum Grunde lag. ü 


i) Bergl. in Bd. 1. S. 871 f. 
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Berbindung mit tiefen Normativbeftimmungen v. 14. Nov. 1853 enthält 
die allgemeinen Ieitenden Grundſätze und Geſichtspunkte, welche durch pro⸗ 
vinzielle oder lokale Verhaͤltniſſe nicht berührt werden. Ueberhaupt bietet 
die territortale oder adminiftrativ »provinzielle Eintheilung und Begrenzung 
der Monarchie für die Deichgefeßgebung gar Feine entfcheitenten Momente 
dar. Die Anwendung jener allgemeinen Prinzipien und Veſichtspunkte auf 
vie Iofalen und eigenthümlichen, fei es in bisherigen Gewohnheiten oter in 
ver Ausdehnung, Bodenbefchaffenheit, Kulturart, Befigftandövertheilung, ört⸗ 
lichen Lage ter Niederungen, beruhenden Zuflänte und Verhältniffe fat 
dem befonderen Statut jedes einzelnen Deichverbantes anheim. 

5) Auf diefe Weife ift tie Errichtung der einzelnen Deichflatuten dem 
Bereich der ordentlichen Gefepgebung entzogen und auf den Weg König- 
licher Verordnungen verwiefen. 

6) Zu den materiellen Grundlagen ver Deichverbände gehören: 

a) ($. 15. a.) der Umfang des Scyietätszwedke, 

b) ($. 15. b.) die Art und Dertheilung der Beiträge und Leitungen, 
c) ($. 15. c.) die zu übernehmenden Beichränfungen des Gigenthums, 
d) ($. 15, g.) die Folgen der Ausdeichung. 

7) Dazu enthalten nähere Beflimmungen wegen Führung eined La» 
gerbuch® über die Deichftreden, über Hauptgräben u. f. w., wegen Ausfchrei- 
bung und Einziehung der ordentlichen und außerordentlichen Deich Kaffen- 
Beiträge, wegen Berichtigung des Deichkatafters bei Beflgveränderungen und 
Barzellirungen, wegen Remiſſſon von Beiträgen, wegen Natural Hülfs- 
leiſtungen, wegen der Beſchraͤnkungen des Eigenthums, wie der Nußungen 
in Binnen» und Borlande die 66. 2— 23. der Normativbeflimmungen v. 
14. Nov. 1853. 


Zum $. 16. 


1) Im $. 16. ift der zum $. 6. näher erörterte Grundſatz des gemei⸗ 
sen und natürlichen Deichrechtö ald ein ausnahmsloſes Buntamentalprinzip 
für Deichverbänve feftgeftellt, daß nämlich die Beitragspflicht auf ven ein- 
jelnen, durch die Deich» und Meliorationdwerfe gefchügten oder verbeffer- 
ten ertragdfähigen, Grundſtücken — auch auf Hofe und Bauftellen, — 
ſelbſt alsdann, wenn fie von ven gemeinen Laften befreit oder dabei bevor» 
rechtiget find, gleichmäßig ruht. !) 

Nur die einzelnen gefchügten Orundftäde, nicht aber die Güter und 
WBirthfchaftd-Komplere, zu welchen jene etwa als Vertinenzien gehören oder 
in den Hypothefenbüchern zugefchrieben find, haften für die Deichpflicht, und 

z unmittelbar vermöge des Geſetzes. Nur in foweit find die Grund» 

Genoſſen des Deichverbandes, als ihre Grundſtücke innerhalb des 

Deichſchutzes liegen. Die Deichlaſt hat die Natur einer Parzellar⸗Grund⸗ 
2 


er. 
2) Gewaͤſſer, welche einen Ertrag abwerfen, find unter ter Deichpflicht 


1) Diefe Srundfäge entfprechen and) denen bes gemeinen Deich» oder Spa⸗ 
denland Rechts. (Runde's Deutfches Brivatreht, $. 115. S. 107, $. 117. 
©. 108, $. 118. 6. 109). 

2) Auch ältere Deichorbnungen (3. B. für das Oderbruch v. 23. Jan. 1769. 
Rey. I. u. 11.) beflätigten diefen Grundſatz. — Bin Korrelat deſſelben ift die 
Behimmung im $. 18. daß die Deichpfliht unablöslich auf den Grundſtücken 
subt (vergl. dieferhalb auch $. 6. des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850), den öffents 
lien Safın gleichleht und (da fie tie Erhaltung der Sache im präftationsfähigen 
Zuſtande bedingt) in Kolliffionsfällen vor denfelben den Vorzug bat. 
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‚ In Berbinbung mil der ivelleren Veftimmung, „daß ver außerorte 
ige Bere nicht in Anrechnuug zu bringen, — — auch vie | 
derung eines entgangenen Gewinnes — folder — aus, die 

thamer Im Zukunft durch Preis« oder, Ertra, ] 
, durch Benutzung ber Materialien RN hen Zue 
— Durch en don Biegeleien ic, Veräußerung von Sand ı 
mmternehmungen u. f. \.,. wabrfcheinlich erlar 
wenır er nicht fehon gegenwärtig Grund und 
en ober Brabens hätte abtreten, Lehm und Sand 
zu — von Inpr hätte hergeben. müffen 9 Fe 8.6.4 


Veiögefehgebu: —— nal vn $8.8:u.9. 
111. —— — anfer ——— = in 


im —— — 









Im feinen Verkehröwerth und Kaufpreis Haben, außerdem foger 
eanahıne, me zur Verbefferung als zur Berfchlechterung des 
ftüds beiträgt. * 
ec) In Beref des Berfabrens bei Beftimmung des anrah 

yigunadbetrages vergl. $. 23. ver Normatlobeflimmungen v. 1& 


4) Zu B. Welde Einſchränkungen in ver Dispofitien 
Benugung Platz greifen, geben, im Anſchluß an $. 15. c. des 
die Nermarfoöeflimrmungen v. 14. Nov. 1853 näher an, and ma: 

a) betr. die Nugungsbefchränfungen der Orunpftäde im Birnh 
Tande, tm $. 19., . 

b) betr. dieſeiben Beſchrankungen im Borlande, im $ 20 

u fommt noch: 

te alternative Pflicht zu einer pofltiven Handlung fast $ 4 

a. D., wonach 

für den Ball, daß bie Deichverwaltung Innerfalb einer @ntferaag m! 


1) Ms ein Bräcedeng befimmt für einen ſolchen die 8.D. » |. 5 
1825 (®. 6. 1825. ©. 152), Gpauffesbanten beit: Ss Feldkeine, AR 
Kies zum Ghauffeeban in der Regel unentgelblich au überlaffen nnd zur ir 
beim Trholen anperbem verurfachte Schaden zu erfepen fei. 
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Zum |. 19. 


Die Erekution im adminiftrativen Wege, ferner gegen Pächter und 
Nutznießer der mit ver Deichlaft behafteten Grundftücke, fo lange dieſelben 
nicht derelinquirt find, ſchließt fich folgeredht an ten $. 16. u. 6. 18. an, 
wonach die Deichpflicht als unablösliche und öffentliche Laſt betrachtet wird. 

Auch in den Normativbeftimmungen v. 14. Nov. 1853 iſt a) im $. 
7. die Deichlaft, entfprechend tem $. 6. Ted Abloͤſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850, 
als unablösliche Meallaft bezeichnet und im F. 18. nur wieterholt, b) in 
den SG. 6. u. 7. tie Beſtimmung des $. 19. wegen Buläffigfeit ver ad⸗ 
minifttativen rekution beflätigt und vorgefchrieben, 

daß die erbentlichen Deichfafienbeträge in halbjährlichen Terminen je am 
2 Jan. u. 1. Juli unerinnert zur Deichfaffe abzuführen, die außererbeutlichen aber 
Innen * das Ausichreiben des Deichhauptmanns befliinmten Terminen zu 
entrichten find. 


Zu $$. 20. u. 21. 


1) Die 56. 20. u. 21. ermähnen nur der bauptfächlichfien Belaftun- 
gen oder Einſchränkungen des Grundeigenthums, und zwar fo» 
wohl ver Deichgenoffen, ald dritter Berfonen, zum Endzwed ver Wieder- 
berftellung oder Inftandhaltung der Deich⸗ ( Schuß» und Meliorationd-) 
Anlagen (vergl. $. 15. c. u. g.). Nah $. 21. fol das Deichſtatut auch 
Nejenigen Einſchraͤnkungen näher beflimmen, denen fi die nicht zum 
Deihverbande gehörenden Beſitzer a) des Vorlandes oder b) ter 
in der Nähe der Deiche, am Blußufer, oder in der Nähe der ge» 
meinfchaftlihen Gräben und Schleufen belegenen Grundftüde zu 
unterwerfen haben. 

le Belaftungen und Binfchränfungen des Eigenthums betrefr 

4 


A. die Subſtanz deſſelben, theils 

B. deſſen Benutzung und die Dispoſition darüber, und 
im beiderlei Beziehung theils die eingedeichten Grundftücke, theils vie 
Borländer. 

8) Zu A. ift in dem Geſetz felbft, ohne daß es tieferhalb erft einer 
Ratutarifchen Beftfekung betarf, nah 6. 20. die generelle Verpflichtung 
zur Abtretung des erforderlihen Grund und Bodens, wie der 
Materialien an Sand, Lehm, Raſen u. f. mw. begrüntet. 

Es kommt nidyt Tarauf an, ob das Borland (Buten⸗, Außendeich- 
Land zwifhen dem Stron und dem Deiche) einem Deichgenoifen oder einem 
Dritten gehört. 

Ueber die Art und das Maaß der Abtretungen bat allein tie Deich« 
behorde zu verfügen. 

Sn dem 5. 21. u. $. 23. Alin. 1. der Normativbeflimmungen wird die 
Borfchrift des $. 20. des Geſetzes nur mit Subflitution Ted Worteß: 
»Deihbauptmann” flatt „Deichbehörde“ wiederholt, demnächſt aber 
Die weitere Beftimmung hinzugefügt: „daß für ten alten Deichförper an 
den biöherigen Befiger eine Entſchädigung nicht zu zahlen iſt.“ 

4) Insbeſondere ift zu bemerfen: 

a) Wegen ter Art und des Umfanges des Schatenerfages 
für Abtretungen von Grund und Boten oder Materialien. 

Ein Anfpruh auf den außerordentlihen Werth ift unzuläffig, noch 
Pr gas auf Erfat eines pretium affectionis. (Vergl. A. L. R. J. 6. 

. 86., 87.) 
Die Beſtimmung, „wonach der entflandene Schaden zu vergüten,“ 
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in Verbintung mit der weiteren Beſtimmung, „daß ter außerortent- 


liche Werth nicht in Anrechnung zu bringen, — ſchließt auch tie For - 


derung eined entgangenen Gewinned, — folder Vortheile, aus, die der 
Srundeigenthümer in Zufunft durch Preis⸗ oder Ertragsfleigerung te 
Grundſtücks, durch Benutzung der Materialien zu merkantiliſchen Zmeden, 
k B. durch Anlegung von Biegeleien ıc., Veräußerung von Sand zu ia 

usficht ſtehenden Bauunternehmungen u. f. w., wahrfcheinlich erlangen 
würde, wenn er nicht ſchon gegenwärtig Grund und Boden zur Anlage 
eines Deichs oter Grabens hätte abtreten, Lehm und Sand gut Herflellung 
ober (erböhung von Deichen hätte hergeben mäflen ($. 8., $. 6. U. 


Für den Bereich der Deichanlagen innerhalb des Wirkungskreiſes ter 
Deichgefeßgebung bleiben fonady die Beflimmungen der $6.8.u.9.A.2. 8. 
I. 11. für einen nothwentigen Verlauf außer Anwendung, und if nicht, 
wie dort beflimmt worten, von ven Taratoren auch auf ten außerorden⸗ 
lichen Werth Nüdficht zu nehmen. 

b) In Bezug auf Ermittelung und Feftftellung des entflan- 
denen Schadens ift zu unterſcheiden: 

a) die Hergabe von Materialien, 

6) die Ueberlaffung der Subſtanz des Grundſtücks felbft oder einjel⸗ 
ner Theile deſſelben. 

Sind im erfteren Falle dergleichen Materialien nach ten Brilichen Ber- 
bäftniffen Gegenſtaͤnde des Verkehrs und haben ſie ald ſolche einen gemei- 
nen Preis, fo iſt diefer für die Entfchäpigung maaßgebend — fowelt nidt 
etwa durch teren Wegnahme, 3. B. durch ein tiefed Audgraben ter frudt 
baren Dammerde, die Ertragsfaͤhigkeit, refp. die Beflimmung des Grunt- 
ftüds felbft zur Ader-, Garten», MWiefennugung für immer oder vorüber 
gebend vernichtet worden iſt; denn in diefem Falle ift bei Feſtſtellung tes 
Schatend entwerer ter gemeine Werth und gewöhnliche Kaufpreis Ye 
audgegrabenen Oruntftüds felbft cder aber ver ganze Meinertrag tTeffelben 
oder refp. die Differenz zweifchen tem bisherigen und künftigen einertrage 
für die zu beſtimmende Reihe von Jahren zu vergäten. 


Cine Vergütung fält dann fort, wenn die weggenommenen Haterie : 
lien feinen Verkehrswerth und Kaufpreis haben, außerdem fogar wem : 


Wegnahme mehr zur DVerbefferung als zur Verſchlechteung des Grm . 


ſtuͤcks beiträgt. ') 
c) In Berreff des Verfahrens bei Beflimmung des Entf. 


digungsbetrages vergl. 6. 23. ver Normativbeflimmungen v. 14. Art 
4) Zu B Welche Cinfhränfungen in der Dispofition au - 


1853 


Benugung Plah greifen, geben, im Anſchluß an $. 15. c. des Befegel, 
die Normativbefiimmungen v. 14. Nov. 1853 näher an, und zwar: 

a) betr. die Nutungsbefchränfungen ter Grundſtücke im Binnen 
lande, im $. 19., 

b) betr. diefelben Befchränkungen im Vorlande, im ©. 20. 

Dazu kommt noch: 

c) die alternative Pflicht zu einer poſitiven Handlung Taut $. 22. « 
a. D., wonach 

für den Fall, dag bie Deichverwaltung innerhalb einer Entfernung ven 10 








— 


1) Als ein Präcedenz beſtimmt für einen ſolchen Yall bie 8.O. v. 11. Jam 
1825 (©. ©. 1825. S. 152), Ghauffeebauten beir.: daB Feldſteine, Gazd aa 
Kies zum Chauffeeban in der Regel unentgeldlich an überlaſſen und wur ber ciwe 
beim Erholen außerdem verurfachte Schaden zu erfeßen fei. 
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nthen vom Stromufer ober vom Deichfuß eine Pflanzung im Borlante 
e nothwendig erachtet, der Vorlandéeigenthümer tiefe Pflanzung, auf Anords 
ng des Deichhauptmanns entweder binnen vorgefchriebener Friſt ſelbſt 
Hegen und unterhalten, ober den dazu erforderlichen Grund und Boden dem 
erbande gegen Entſchaͤdigung überlaffen muß. | 


Endlich 

d) ſchreibt 6. 18. a. a. DO. bezüglich des Deichkoͤrpers ſelbſt und zwar 
e alle, mithin auch für Brivat-Deiche vor, daß Helen, Bäume und 
träucher auf den Deichen nicht zu dulden find. ') 


Zum |. 22. 


Ueber die Zuläffigfeit des Rechtsweges über die angeblich durch 
erjäbrung erworbene Befreiung von der Deichlaftverpflichtung vergl. 
6 Erf. des Gerichtshofes zur Entſch. ver Kompetenz Konflilte v. 25. 
nt 1853 (Iuf. Min. Bl. 1853. ©. 374). 


Zum $. 23. 


Bei welchen älteren Deichortnungen eine Reviſion auf Brund des 
ef. v. 28. Ian. 1848 bereit3 flattgefunden bat, ergiebt die Zufammen- 
Aung in Br. I. ©. 884 ff. 

UL ®emeinfame Befimmungen für Deihe außer und in 
nem Verbande (SG. 24—28.). | 

Die Beftimmungen der $G. 24. ff. beziehen fich ſowohl auf Deiche 
Serbalb eined Deichverbandes, wovon die 66. 1—10. handeln, als auf 
ichverbände, worüber die 66. 11—24. fprechen. 


Zum $. 24. 


1) Für die Befugniß der Negierung, jede die Widerſtandsfaäͤhigkeit ver 
eriche ſchwaͤchende Benugung derfelben zu befchränfen oder ganz zu unter» 
sen, geben die Borfchriften der F6. 19., 20., 22. der Normativbeftim« 
ıngen vd. 14. Sept. 1853 für Fünftig zu erlaffende Deichflatute näheren 
abalt. Die für neue oder verbefferte Deichfyfteme nöthig erachteten Dis⸗ 

ns⸗ und Nußungdeinfchränfungen ter Binnen» und Vorlandsbeſitzer 
sden im Allgemeinen auch zur Erhaltung beftehender Deiche für noͤ⸗ 
ig und nüglich zu erachten fein. Auch von legteren fpricht ter $. 18. 
£ Normativbeflimmungen. 

2) Für mwohlerworbene Rechte — gleichviel auf welchem Titel, ob auf 
ertrag oder Verjährung, fie beruhen, fol indeß ter folchergeftalt Berech⸗ 
te von dem entfchätigt werden, welcher denjenigen Deich zu unterhalten 
t, in deffen Intereffe tie Befchränfung von der Landespolizeibehörde an⸗ 
ordnet ift. Wenngleich dadurch der Deichhalter eine Entfehädigungspflicht 
erkommt, fo bedarf es doch feiner Einwilligung zu der, obſchon allein zu 
unften der Widerftandsfähigfeit feines eigenen Deichs polizeilich angeord⸗ 
ten Nubungsbefchränfung des Dritten nicht; denn die Erhaltung der 
eiche wird vom Befeg als ein Gegenſtand des dffentlichen Rechts aufge⸗ 
Bt und behandelt. 


1) Vergl. hierüber auch das Bublif. der eg. zu Magdeburg v. 30. Gept. 
318 (v. 8. Ann. Bd. 2. ©. 1155) wegen Ausrodung ber Dornflräuche und 
aumflänme auf den Deichen, Benugung der Deiche zum Fahrwege und Bes 
kung nur mit Schaafen. erg. das Bubl. der Reg. zu Breslau v. 13. Nev. 
18 (v. K. Ann. Br. 2. ©. 11, 56) gleichen Inhalte, 
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3) Die Art und Weife ver Entfchädigung wird ſich nach dem 
ftante des durch lantespolizeiliche Anordnung befchränften oder aı 
Nechts richten. Faͤllt diefer Begenfland unter die Gem. Th. D. v 
1821 und teren Ergänzung v. 2. März 1850, refp. unter die € 
D. für die Nheinprovinz und Neuvorpommern v. 19. Mat 1851, 
men deren Vorfchriften in Betreff der Entfchädigung zur Am 
nicht die Borfchriften des F. 23. der Normativbeflimmungen; d 
gelten nur für die zum Reſſort der Deichverwaltung gehörigen UI 
gen und Schadensfeſtſtellungen; hingegen liegt das Entfchärtigungs 
für Aufhebung orer Einfchränfung wohlerworbener Rechte, laut $ 
Deichgef. außerhalb des Reſſorts der Deichverwaltung 

drt Daher, je nady feinem Gegenftante, in den Wirfungsfreid ent: 
useinanderſezungs⸗Behörden oder der ordentlichen € 


Zu GG. 25. u. 26. 


1) Der $. 25. verfügt für Bälle einer drohenden Waffersgefa! 
zu tiefen Bällen gebt das Aufgebot der Deichgenoffen von ven 
amt and, wogegen das ter Nichtgenoffen und aller ande: 
wohner der bedrohten, noͤthigenfalls der benachbarten Gegend, 
Anordnung der ordentlihen Polizeibehörde, — tefp. t 
raths oder der betheiligten Ortsobrigkeit abhängt. Diefe, nicht d 
verwaltungäbebörte, Hat wegen ver unentgeltlihen Hälfsleifl 
der Mitbringung von Ürbeitögeräthen und Transportmitteln Ter 
noffen und ter Bewohner felö außerhalb Ted Inundationdgebiete 
gung zu treffen, auch motivirt die drohende Gefahr ihre Befugni 
fortigen Exekutionsvollſtreckung wegen tiefer von ihr gebotenen WM: 
ingl. wegen Abfonderung ter bereiteften, Behufs Abwehr ver Gef 
lihen Materialien jeder Art, wo fe fi) finden (Holz, Dünger, € 

2) Hingegen gebührt die Anwendung und Leitung felbft der 
tenen Nichtgenoffen und der zur Stelle gebrachten Werkzeuge und 
lien der Deichuerwaltungdbehörde, zunächſt dem Deich» Infpeftor 
Deihfchöppen ($. 47. der allg. Beflimmungen v. 14. Nov. 185: 
Landrath oder außerordentliche Regierungs⸗Kommiſſat bat nur, 
Auffichtörecht3 der Megierung, die Befugniß, die Sicherheitsmaaß 
Eontroliren, und wenn Gefahr im Berzuge if, unmittelb« 
einzugreifen. 

3) Die biernächft vorbehaltene Ausgleichung unter ten Ber: 
— den Deichgenoffen — und die Erjlattung des Schadend, d. i 
meinen Werthes der von ihnen oder von nicht beteiligten Dritt 
derten und verabfolgten Materialien — mobei auch bier der auf 
liche Werth nicht in Rechnung geftelt werden Fann (vergl. $. 20. 
Erläut. dazu), — gehört junkcoR zwar zur Verhandlung und Ems 
der Berwaltungsbehörte; in Ermangelung einer auödrüdlichen er 
Ien Beftimmung, welche den Rechtsweg auch hier ausfchlöffe, iſt 5 
Zuläffigkeit dieſes letzteren nach Maaßgabe des Gef. v. 11. Mai 18 
zu begieifelm. 

) Die Nothhülfe muß unentgeltlich geleiftet werten. 
Beflimmungen für deren Leiftung, 3. B. über Eremtionen der zu & 
dienften nicht verpflichteten Perfonen, enthält Tas Gef. nicht. Di 
fpeziellere Ausführungsmodalitäten bleiben daher der Beſtimmung 
lizeibehoͤrde Aberlaffen; jedoch erkennt das Deichgeſez Exemtionen 
ſolchen Nothhülfe nicht an.!) 





1) Das ältere R. der Din. bes J. für H. u. G. nm. des J. m. 
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5) Wenn vie betr. Deichbehörde in Folge ihrer gefeglichen Befugniß 
e Abwendung größeren Schadens einen Deichdurchftich hat bewirken lafr 
2, fo ift der Deichverband verpflichtet, tie Durch ten Durchſtich beſchädig⸗ 
ı Sruntbefiger zu entfchädigen. 

Erkannt von dem Ill. Sen. des Ob. Trib. unterm 2. Suli 1852 
ztriethorſts Arch. Bd. 6. ©. 220. Nr. 53.). 


Zum $. 26. 


Neber die Anwendbarkeit des $. 25. auf vie zu einem Deichverbante 
hörigen Deiche entſcheidet zunaͤchſt das landesherrlich genehmigte Deich⸗ 
tut, je nach den darin für die Deichverwaltungbehörde gezogenen weite 
a oder engeren Grenzen ihrer Kompetenz. 


> Zum $. 27. 


Der $. 12. des mittelft K. DO. v. 30. Sept. 18283 publicirten Regu⸗ 
Ho8 v. 10. ej.m. über das Verfahren bei baulichen Anlagen oder fonfti« 
n aDeränderungen der Erpdoberfläche innerhalb der nächften Umgebungen 
£ Feſtungen (©. ©. 1828. ©. 119) beftimnt, 

daß die Zuläffigfeit der Ausführung und Anfchüättung von Deichen und Koms 
milationsdänımen, Ufer: und fonfligen Waflerbauten, @ntwäflerung nnd Er: 
hun von Grundſtücken innerhalb der Rayonbezirfe bie auf eine Entfernung von 

uthen von ben Feſtungswerken, — davon abhängig if, inwiefern dadurch 
ſe nachtheilige Dedung gegen die Feſtung, mithin eine Verminderung der Vers 
Wigungefäbigfeit der Feſtung herbeigeführt werben möchte; insbefondere follen 
imme und Gräben niemals fo angelegt werden, daß dadurch unbeftrichene 
ame entfichen. 

Bufolge $. 3. muß ein Antrag darauf von der Ortöpolizeibehörde der 
wemandantur der Feſtung zur Prüfung unter Zuziehung des Plag- In» 
sieurs und Beflungs»Infpefteurd und von der Kommandantur an daß 
legsmin. übergeben werden. 


Zum g. 28. 


Vergl. die Erlaͤut. zum $. 15. 


Die vom Seiet abweichenden Beflimmungen ter Provinzial» Derord» 
ngen über das Deichweien find mit Publikation des Gef. v. 28. Ian. 
48 von felbft aufgehoben, da fie — abgeſehen von vergleichen Abwei⸗ 


‚ Rov. 1833 (9. K. Ann. Br. 17. S. 1068) beflimmt, daß bei Vollſtreckung 
: @rehutionen beim Uferbau lebiglid nad den 88. 48. ff. A. G. O. L 24. 
verfahren und nach 88. 51. u. 52. a. a. O. zu ermeflen fei, inwiefern dabei anf 
ns u. Gefangnißſtrafe zurücdgegangen werden fann. 86 tritt jeßt der $. 9. 
B. v. A. März; 1834 (©. S. 1834. S. 31), in Verbindung mit dem $. 48. 
®. ». 26. Dec. 1808 (8.6. 1817. ©. 288) ingl. der K. O. v. 6. Mai 


36 u. der Sefchäfts-Anweilung für die Neg. v. 31. Dec. 1825 (v. 8. Jahrb. 
» 27. ©. 241) an die Stelle. Vergl. auch R. tes Zufl. Min. v. 3. Febr. 
32 (v. 8. Jahrb. Bo. 39. ©. 145 


Das C. R. der Min. f. Tantw. Ang. u. für H. u. G. v. 2. Febr. 1850 
Rin. DI. vd. 1. 8. 1850. S. 13) macht aufmerffam auf die ſchnelle Verbreitung 
e Nachrichten über das anfommende Hochwafler dem Strom entlang, Bereits 
tung der Materialien zum Schup der Deiche, Geftellung der Mannfchaften und 
ven Leitung bei der Deichvertheidigung, eine Borforge für Rettung von Mens 
va und Bich, und verweiſt event. auf bie energifche Anwendung de in den 
I 4, 25., 26. des Deichgef. den Regierungen beigelegten Befugniß. 
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Hungen — entweder mit dem Gef. übereinſtimmen oder durch daſſelbe er⸗ 
gänzt werten, wogegen die befonveren, einzelne Ströme und Stromſtrecken 
betreffennen Deichortnungen und Deichftatute auch nad Publikation Ye 
: Gef. v. 28. Ian. 1848 (zuf. $. 23.) in Kraft verbleiben, nur erforder 
lichenfalls zu revidiren find, und hei nöthig befundener Abänderung ver 
Neuem der Iandeöherrlichen Genehmigung unterliegen. 

Die allgemeinen Iandesgefeglichen Beſtimmungen über das Deide 
wefen befchränften fich, wie in der Einleitung entwidelt, auf tie Bor 
ſchriften des A. L. R. II. 15. Diefe Beflimmungen find ebenfalls aufge 
hoben, J das ausführliche Gef. v. 28. Ian. 1848 an ihre Stck 
getreten iſt. 


Zweite Abtbeilung. 
Die Iandwirtbfchaftliche Polizei: Gefeßgebung. 


Einleitung. 


Die landwirtbfhaftihe Polizei umfaßt alle gefeglichen Anıt- 


nungen zur Erhaltung und zum Schuße ded Landbaues und der ie 
mit verbundenen Viehzucht; ed ift ihr Zweck, das landwirthſchaftliche 
Eigenthum, fowohl bezüglich der Feldfluren ſelbſt (an ®ärten, Aedera, 
MWiefen, Weinbergen, Aengern, Weideplägen, Obfl- und anderen Bam: 
anlagen, deren Früchte oder Blätter — wie die des WMaulbeerbaums — 
zu Iantwirtbfchaftlichen Erwerbszweigen gehören), als audy bezüglich des 
auf den Feldfluren mwachfenden, gleichviel ob von ver Natur allein oder uw 
ter Mitwirfung der menfchlichen Arbeit hervorgebrachten Früchte 
Gefahren und Befchätigungen durch Naturfräfte, durch Menſchen oter 
fiherzuftellen und gleichzeitig der landwirthſchaftlichen Ba 
denproduftion innerhalb der beſtehenden Rechts- und Giger: 
tbumödverhältniffe eine möglichft freie und gedeihliche Entwide 
lung zu fidhern. 

In diefem Sinne bat die Iandwirtbfchaftliche Polizei auch die Fünf 
lichen und natürlichen Wafferabzüge Behufs der Vorfluth, wie tie Banip 
ferungd» und tie Deichanlagen, ') ingl. ferner die Maaßregeln zur Erhal⸗ 
tung, wie zur Verbefferung des Viehftandes, der Fiſcherei, der Seiten- ul 
der Bienenzucht zum Gegenſtande. 

Die legislative Praxis der Feldpolizei- oder Rural⸗Geſetzgebung fe 
von diefen Gegenflinten ter lantwirthfchaftlichen Polizei bald mehr, bei 
weniger in ihren engeren DBereid, hineingezogen, wogegen dann die ante 
Gegenftänte in befonteren Gefegen bebantelt fint. 

Sie hat ferner bald mehr, bald weniger tie Grenzen ber Erhaltuss 
und Beſchützung tes Landbaues und feiner Produktionen innerhall 
der gegebenen Medtszuftände tes landwirthſchaftlichen Cigenibumd 


1) Von diefer, unter der Bezeichnung: „Geſetzgebung über das Walfır: 
recht” zufammengefaßten Thätigfeit der landwirthſchaftlichen Bolizeigefekgebexs 
handelt die Abth. I. dieſes Theile des Werkes. 


— u Zu 


a — — — 


Landwirtbfchaftliche Polizei. 705 


und der beflebenten Dienftbarfeiten überfchritten und in den Bereich und 
die Aufgabe der Kulturgefeggebung im engeren Sinne durch Re—⸗ 
gelung oder Befchränfung ter Verfügungsbefugniffe der einzelnen Grunt- 
eigenhümer, wie durch Ginfchränfung ter auf Grund und Boten 
laftenten Servituten, und zwar theild gegen, theils ohne Entfchärigung, 
übergegriffen. 

Ste hat endlich bier und Tort verſchiedene Mittel und Wege gewählt. 
Theils Hat fie fih auf allgemeine, mehr inftinfrive Anmeifungen und dabei 
auf wenige diöpofltive und Strafbeflimmungen beſchraͤnkt, auch den provins 
Keen oter ten Diftriftö» oder Lokal» Berortnungen ein ausgedehnteres 

Id belaſſen; theils find allgemein gültige dispoſitive Vorfchriften über eine 
Mehrzahl von Gegenſtänden ter Heltpolizei mit vollftäntigen und eigenen 
frafgefeglichen Beſtimmungen gegeben. Bald ift dad alte Deutfche Pfän« 
tungsrecht, befonders für Vieb, und bei ter Rüge der Veltfrevel die Kom⸗ 
petenz von Adminiſtrativ⸗, Gemeinde⸗- oter Gefellfchaftsbebörten beibehal- 
tn; bald ift Erſteres oder dieſe Leptere ganz aufgegeben und nur die bes 
fondere Beftitellung des Schatenerfages durch Ten Richter vorbehalten. 

Während | 

J. tie älteren Dorfordnungen, indbefontere: 

1) die v. 16. Dec. 1702 für tie Domainen (Rabe, Br. I. Abt. 1. 
€. 238. u. C. C. N. Tom. 5. Abth. 3. Kap. 1. p. 227. Nr. XXXII.): 

2) vie v. 22. Nov. 1754 für die Litthauiſchen Aemter (Rabe, Br. I. 
Abtb. 2. S. 367. u. N. C. C. Tom. I. p 711. Nr. 84.); 

3) tie v. 7. Gebr. 1755 für Minden-Ravensberg, Tedlenburg u. Lingen 
(Rabe, Br. I. Abth. 2. S. 358., N. C. C. Tom. 1. p. 739. Nr. 16.) 
ſehr ausführliche Anweifungen über Seltbeftelung, über Hütung, über Vieh⸗ 

und Dierenzucht u. ſ. w. nebſt einzelnen Strafbeſtimmungen gaben, fer⸗ 
ner au 
4) tie Feld-Ordnung für das Bürftentbum SHalberftatt und Die 
dazu gehörigen Graf- und Herrſchaften v. 27. Juli 1759 (Rabe, Br. I. 
wbtH. 2. ©. 51% ff. u. N. C. C. Tom. I. p. 377. Rr. 32.) die umfaffendflen 
feltpolizeilichen Anorpnungen zur Befchügung des Landbaues und ter bei 
gung und Gewinnung von Früchten in Betracht fommenten Berhälts 
utfie in den vielfachften Beziehungen und dafür überall Etrafbeflimmungen 
enthielt, ohne in das Gebiet ter eigentlichen Kulture oter ter Vor⸗ 
Aluıhögefege überzugreifen, hatten ſich antererfeirs 

n. die DVerortnungen witer das Außtreiben des Viehes ohne Bes 

gleitung eines Sitten: 

1) für Oſt⸗ und Weftpreußen v. 1. Mai 1803 (Rabe, a. a. DO. Bd. 
7. ©. 445 ff. N. C. C. Tom. Xl. p. 2555. Nr. 2. Nachtrag); 

2) für Sütpreußen (jegt Reg.⸗Bez. Pofen und größtentheild Brom« 

Berg v. 18. Mai 1504 und 

3) für die Kur- und Neumark und Pommern v. 8. April 1806 
(Rabe, a. a. D. Br. 8. ©. 505 ff., N. C. C. Tom. XII. p. 121. Nr. 37.) 
auf Borfchriften zur Vorbeugung von Hütungäfontraventionen, wie über 
Pfandungen und Strafen von Meitefreveln befchränft und tabei ten Grund» 
Ta$ ancedannt, tag das Pfantgeld in der Megel ven Schadenderfag in ſich 

reife. 

* Es galten aber neben dieſen Feldpolizeigeſetzen das allgem. Vorfluth⸗ 
Er. v. 6. Juli 1773 und außerdem als Kulturgeſetze im engeren Sinne bie 
8. v. 21. Okt. 1769 wegen Aufbebung von Gemeinbeiten, fowie das R. 
v. 19. Mai 1770 wegen Ginfchränfung ter Wiefenhütung. (Bergl. die all⸗ 
gem. Cinl. in Br. I. ©. LAXX.) 
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Erſte Inter: Abtheilung. 
Die Feld - Polizei Gefehgebung. 


Einleitung. 


Der Feld⸗P.⸗O. v. 1. Nov. 1847 (8. ©. 1847. ©. 376] find die 
neueren Kulturgefege — tie Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 und nament- 
lich deren Abfchn. IT., betr. die Einfchränfung und‘ Megelung der Gemein 
heiten (ter Hütungs⸗, wie fonftiger gemeinfchaftlicher Nutzungsverbälmiſſe 
ländlicher Grundſtücke), ferner Tas Vorfluth-Geſ. v. 15. Nov. 1811 um 
das ©. v. 28. Febr. 1843 über Bemäfferungen voraudgegangen, und fdhlieft 
ſich viefelbe einerfeit® ten oben ©. 705 zu 11. 1. 2., 3. u. 4. geraden 
Berortnungen an, während ſie andererfeitd (im Einklange mit ten älteren 
oben ©. 705 zu 1. 1., 2., 3. u. 4. gedachten Verordnungen) umfaffenten 
Beftimmungen, jetoch nur über tie eigentliche Beltyolizei, entbält. 

Dagegen haben die Feldpolizeigeſetze ter Länter, in welchen äbnlid 
Kulturverorinungen im engeren Sinne nicht vorauszufegen geweſen unt 
vorausgegangen find, wie dies in dem früher zu Branfreich gebörigen linft 
rheintfchen und dem früher zu Naffau gehörigen rechtörbeinifchen Theile ter 
Rheinprovinz vor Erlaß ter Gem. Th. DO. v. 19. Mai 1851 ter Fall 
war, mehr oter weniger folche, über ten Bereich des polizeilichen Echuge 
A maudgehent? Beftimmungen in ſich aufgenommen, weldye im aflgemeinr 

anteöFultur-ntereffe beftehente Nechte, insbeſondere Fulturfchärnliche Dies 
orknfe zum Theil ohne Entfchädigung befeitigten oder wenigftens ke ; 
chraͤnkten. 

Dies gilt namentlich von dem fogen. Code rural (Décret concernaul 
les biens et usages ruraux et la police rurale) v. Fe 1791, ) 
welcher nur die Vorfluthsgeſetzgebung von fich ausſchließt, ſich bingezu 
auf alle anderen wichtigeren Segiehungen und Verhältniffe des Adııbaut - 
und der Viehzucht (auch der Bienen und ter Seidenraupeneier) außen = 
im Tit. II. Art. 1—45. einen volftändigen, großentheild neben tem Code 
penal fortgeltenten Bolizei- Strafforer enthält und dabei Koppelbätung® 
und Weirerechte in gewiffen Fällen, wie 3. B. dur Einhegung, für ar 
gehoben, in anderen Faͤllen für abfäuflich erflärt. 

Es gilt daffelbe von der Nauffauifhen V. v. 7. u. 9. Nov. 1812) | 
wenngleich diefe V. ſich lediglich auf Die Weineverhältniffe bezieht, inten 
fie jedem Gutsbeſitzer tie uneingefchränfte Benugung feines Aderlante, 
felbft der Brachfelver, ohne Nüdficht auf beftehente Hut» und Weitere . 
rechtigungen, wie die uneingefchränkte Benugung ver Wiefen, einfliefit 
der Nachmabt, fofort freiftellte, und bei nachweiſslichem Recht eine belichg . 
Entfhäbigung nur vorbehielt. 

Die Sreipeit des Grundeigenthums, welche der Rheinprovinz Hafa 
Ufers mit der Uebertragung der Franzoͤſiſchen Gefeßgebung ſchon in ken 


U ——— 


1) Bergl. in Bormann und v. Daniels Handbuch der für Die 
Ühelnproviugen verlünbigten Geſetze aus der Zeit der Frempherrichaft, 2 
‚Ne. 29. ° 


02 ehr Ei & en Ba ber Geſehe und Verordnungen in den x? 
ma euwietichen ıc. jept Preuß. Landestheilen, Th. IV. Abth. für das Herioy 
Shum Naffau, S. 1879, Nr. 182.). ’ ’ ’ ba 
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eunziger Jahren, in den öftlichen Provinzen niit dem Er. v. 9. Dft. 1807 
nd tem Landes⸗Kult.⸗Ed. v. 14. Sept. 1811, hauptfächlich aber mit der 
Amähligen Ausführung der Regulirungsgeſetze vom I. 1811 und der fpä- 
zen, wie mit der Gem. Th. u. Ablöf. O. v. 7. Iuni 1821, zu Theil wurde, 
ihrte von ſelbſt Kapital und Induftrie der Kultur tes Bodens zu und 
böhte vermöge des größeren Fleißes und der vermehrten Sorgfalt in deſ⸗ 
n Bearbeitung, feinen Werth, wie ten feiner Erzeugniſſe. Dadurch wurde 
e Befepgebung zum erhöhten Schuge der Belrfluren und Feldfrüchte aufs 
fortert. Wenn in tem Landeskult.⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 einerfeitd er=- 
eiterte Kulturgefege verheißen (88. 11. ff., 21. ff.), andererfeit3 unmittel⸗ 
it verfchiedene Kulturvorfchriften theild erneuert, theild neu erlaffen wur⸗ 
m (66. 26. ff., 33., 34.), fo fand hiermit die anterweite Verheißung des 
‚ 35. deflelben, 

daß auch die Strafen auf Beicädigung von Feldern und Wieſen, gegen 
aumfrevel und Felddiebſtaͤhle gefchärft werten follten, 
ı genauem Zufammenhange, und es ftellt fich die in fpäter Erfüllung diefer 
erbeißung unterm 1. Nov. 1347 erlaffene Feld⸗P.⸗O. nur ald ein ein- 
Ines Glied und Theilftü der Preuß. Agrar» und Landes⸗Kultur⸗Geſetz⸗ 
bung dar. 


Erfter Abfchnitt. 


)ie Yeld-Polizei-Gefehgebung in den ſechs dftlihen 
zrovinzen, mit Ausfchluß von Neuvorpommern nebft 
Nügen, und in der Provinz Weftphalen. 


Erftes Kapitel. 


Ye frühere Geſetzgebung vor Erlaß der Feld-Polizei-Ord- 
nung vom 1. Nov. 1847. 


Erfier Titel. 
Aeltere feldpolizeilihe Verordnungen. 


IL Schon die älteren Dorf» und Ader» Drdnungen (vergl. oben 
. 705) enthielten mancherlei feltpolizeiliche Vorſchriften, beiſpiels⸗ 
eife die v. 16. Dee. 1702 in den 66. 43., 48., 49., 51. einige Regeln 
egen des gemeinen Hütens, wegen Taration des durch Vieh auf dem Belte 
ıgerichteten Schadens, wegen Beftrafung ter vor ertheilter Erlaubniß des 
qhulzen und der Schöppen ausgeübten Stoppelhütung und wegen Antü⸗ 
end oder Beauffiähtigung ter Ochfen beim Hüten zwifchen dem Korn. 

11. Einen weiteren äußeren, bingegen einen welt engeren inneren 
zirkungskreis hatten die drei meift übereinftimmenden Verordnungen wider 
id Außtreiben des Viehes ohne Begleitung eines Hirten: 

1) für Oft» und Weftpreußen v. 1. Mai 18503, 

2) füs Süppreußen (jept die Reg⸗Bezirke Pofen und größtentheils 
komberg) v. 18. Mai 1804, 

8) für vie Provinzen Kur⸗ Neumark und Pommern v. 8. April 1806, 
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(vergl. oben S. 705), deren wefentlichfte Beflimmungen ſich darauf be⸗ 
ſchraͤnkten: 

a) daß Niemand fein Vieh heerdenweiſe ober einzeln zur Weide gehen eder 
in den Dörfern außer den Ställen oder verfchlofienen Hoflagen eder ver: 
zäunten Koppeln umber laufen laffen dürfe, ohne daflelbe der Wuffct 
tüchtiger Hirten zu übergeben; 

b) daß jeder Bigenthümer over Auffeher eines Grundſtücks das auf bemfelben 
folchergeftalt betroffene Vieh ſelbſt pfänden dürfe: ſodaun 

ce) auf Beſtimmung eines Pfandgeldes für jedes Stück (reſp. großes mb 
Feines) Vieh, fo daß das Pfantgeld in der Regel deu Erfah des Ede 
dens mit begreift, der @igenthümer bes übergetretenen Bicheo dafür haftet, 
ber größere oder geringere Betrag deſſelben davon abhängt, ob das Birch 
auf beftellten ober befüeten oder auf unbeftellten Aedern und Gärten, auf 
gemähten oter ungemähten Wiefen, refp. Weideplägen betroffen werben 
und das Pfandgeld ſelbſt dann entrichtet werben muß, wenn feine wir 
liche Pfändung flattgehabt Hat; 

d) auf Beſtimmungen über die Tüchtigfeit der Hirten, deren Gaftbarkeit and 
GStrafbarkeit, inal. die Hafıbarfeit der Gemeindevorſteher, wenn fie Ye 
Sorge für Beftellung tüchtiger Hirten vernachläffigen; 

‘e) desgl. wegen Anlegung ficherer Nachtfoppeln oder Roßgärten für Zugvie, 
welches bei Nacht geweidet wird. ') 


II. Neben jenen Berordnungen enthielten die verſchiedenen Alten 
Deich« und Grabenſchau⸗Ordnungen (vergl. viefelben oben S. 676 ff.) chen 
falls einige feldpolizeiliche Vorſchriften, mit befonderer Rückſicht auf ten 
—* der Deiche und Gräben vor den Beſchädigungen durch Fiſcherti 

tehhüten ıc. 

Auch war z. B. wider Befchädigung der Meliorationen im Did 
ling und an der Ohre im Herzogthum Magteburg eine befontere (doch zu 
einfhweilige) DB. v. 9. Mat 1792 erlafin. (Rabe, Br. 2. ©. 314. f, 
C. C. Tom. IX. p. 979. Nr. 46.) 

IV. In anderen Landestheilen fehlten ähnliche Beflimmungen, wie fe 
Bi oben zu II. erwähnten Verordnungen, namentli unter b. u. c. ws 

elten. 
A. In der Provinz Schlefien gab es: 

1) einige ältere Territorialgefege, hauptſaͤchlich nur gegen das Na 
hüten; fodann iſt 

2) zu erwähnen die Polizei⸗V. v. 17. Nov. 1842 (beflätigt durch tal 
N. des Min. des I. v. 20. Maͤrz 1843), betr. den Schup der Weingärte 
im Grüneberger Stadtpolizeibereiche und die Beflimmung des Anfangs te 
jährlichen Weinlefe in den Weingärten der Stadt Brüneberg und der Kim 
mereiddrfer (Min. Bl. d. i. V. 1843. ©.85. Mr. 113.), nebſt ver 8. DO. v. Ik. 
Sept. 1842 (mitgetbeilt Durch das R. des Min. des I. v. 25. ej. m) 
wegen Eintheilung der Weinberge in Meviere Behufs deren Bewaduy 
(Min. BL. d. 1. ®. 1842. ©. 349. Nr. 477.). 

B. Für die Provinz Sachfen find bemerfenswerth: 


1) a) Hinfichtlich der B. für Südpreugen v. 18. Mai 1804 war jebech hund 
ben Blenarbefchluß des Ob. Trib. v.. 10. Oft. 1837 (Entfcheid. Br. 3. S. 13) 
angenommen, „baß biefelbe in ihren civilrechtlihen Befimmungen — 
mithin auch in Betreff des Pfandgeldes — Tuch die GBinführung til 
Code Napoleon in das vormalige Herzogthum Warfchan für aufgehoben uud ki 
Diedereinführung der Preuß. Gefege in die Provinz Poſen für nicht wieder eis 
geführt zu erachten ſei.“ 

b) Binzelne Poligei-Berfügungen wurden übrigens auch früher ſchon von is 
Bolizeibehörbe erlaffen, z. B. von dem BolizeisDireftor zu Brandenburg bes Full. 
v. 17. Juni 1817, betr. das Sammeln von Feldblumen im Getreibe. (». 8. Ren 
DB. 1. ©. 75, Nr. 46.). 
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y) in den Eichefeldſchen Kreiſen Heiligenſtadt und Worbis die Kur- 
— Mainzifche V. v. 29. Aug. 1794 in Betreff des verbotenen Nacht⸗ 


J 

2) im Halberftädtifchen und dazu gehörigen Graffchaften, namentlich 
shenftein, vie Halberſtaͤdtiſche Feldordnung v. 27. Juli 1759 (vergl. 
ren ©. 705), teren $. 38. (mit Bezugnahme auf das Ältere Patent v. 1. 
ec. 1731, „wie es mit Betreibung ter Saatfelder zu halten“) 

die Schaafhirten folcher Heerden, welche zur gemeinfchaftlichen Hütung bes 
—* für Schaden und Strafe ſolidariſch verantwortlich machte, ſo lange nicht 
rt Hirte ermittelt wurde, durch den der Schade veranlaßt war, 


ıd welche im Uebrigen ausführlich über Grenzverrüdungen, Entnahme tes 
ehnten vom Belde, wegen der Beltgräben, in Betreff der Befchädigungen 
er Entmentungen von Obſt⸗ Maulbeer- und MWeitenbäumen, über Ab⸗ 
lägen, Erholen von Steinen, Lehm und Thon, wegen des Stoppelbarkeng, 
usgrabens von Hamſtern, Aehrenlefens, über Viehhütung, Privatpfändung, 
meuerung ter Grenzbeziehungen u. f. m. verfügte, und auf alle Kontra» 
ntionen der Art befontere Polizeiſtrafen androhte; gleichermweife 

3) die Magdeburger PolizeiOrdnung v. 3. Ian. 1688; 1) 

4) die befonders vormald in Königl. Sächſiſchen Lantestheilen in 
anchen Gemeinden beftehenvde Einrichtung fogen. Srenzämter, wie die Ge⸗ 
ohnheit der jährlichen Grenzbeziehungen, bei tenen es das R. des Min, 
8 IS. v. 6. Juli 1817 (v. K. Ann. Bo, 1. 9. 3. ©. 41. Nr. 20.) belle: 

5) das bin und wieder vorfommente Verbot, reſp. die Befchränfung 
egen des Achrenlefend unter Unteren a) nach den Publif. Des Magiſtrats 

Mühlhaufen v. 15. Juli 1817 (v. R. Ann. Br. 1. 9. 3. ©. 36. Nr. 24.) 
z polizeilich befannt gemachter Erlaubnig durch Öffentlichen Ausruf, b) 
ch dem Publik. des Polizeivirekt. zu Erfurt v. 25. Juli 1817 (v. K. Ann. 
1.9. 3. ©. 47. Nr. 25.), wonach 

„das Nehrenlefen nur alten nicht arbeitsfähigen Leuten, erſt nach Abfuhr 
mwetlicher Srüchte, auch nicht des Abende, ferner das Binbringen der Aehren 
e in Bündeln, nicht auf Schubfarren und in Körben, geftattet fein fol”. 


C. In ter aus vielen vormald fouverainen Territorien zufammenges 
Ken Provinz Weftphalen mar tie frühere Lage der Feldpolizeigeſetz⸗ 
bung folgende: 

AA, Im Reg» Bezirke Münfter. 

1) Für das Hochſtift Münfter gab es Leine befonveren gefeglichen 
eſtimmungen über Pfantgelter. Das Münfterfche Er. v. 26. April 1763 
drohte zwar das eigenmächtige Betreten fremter Gärten und das heim» 
he Hüten des Viehes zur Nachtzeit an den Nebenmwegen unt zwifchen ven 
artenhecken mit namhafter Strafe, erwähnte auch der Pfändungen, be⸗ 
uımte jedoch Feine Pfantgelver. 

2) In den vormaligen Aemtern Aahaus und Michold maren 
irch die Fürſtlich Salm⸗Salmſche Rügeortnung v. 18. Febr. 1804 Pfän- 
ıngen geflattet und beſtimmte Pfandgelver feftgefept. Diefe Verordn. ber 
g ſich aber ausfchließlic auf den Schug der Waldungen. 


1) Wegen des Viehhaltens der mit feinem ober nur mit geringem Grund» 
fig verfehenen Perſonen in den ehemals Königlich Sächſfiſchen Landestheilen 
rol. die R. des Min. des 3. v. 11. März 1825 (v. K. Ann. Bb. 9. ©. 157, 
e 89.) u. v. 1. Juni 1327 (v. K. Ann. Br. 11. ©. 402, Nr. 46.), worin 
merkt wird, „daß tie älteren Sächſiſchen Geſetze, durch welche dergl. Perfonen 
ıf dem Lande im Viehhalten beichränft waren, durch Binführung des A. 8 N. 
gehoben und event. nur bie Polizeibebörden anzuweifen feien, von ihnen den 
achweis des rechtlich zu befchaffenden Winterfutterbebarfs zu fordern.“ 
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Das Salm-Salmfche Publit v. 7. Oft. 1808, betr. das Plaggenmi- 
hen auf Grüngrund in ten Gemeinheiten, enthielt beftimmte Vergütungt⸗ 
füge des verurfachten Schadens. 

3) In ven Graffchaften Tedlenburg und Lingen fanten ſich 
nur in einer Holz», Forſt⸗, Jagd- und Grenz⸗Ordnung v. 4. März 1738 
Vorfchriften über Pfantgelver. 

4) Die in der Graffhaft Recklinghauſen geltende Herzoglich 
Arembergifhe V. v. 10. Mat 1810 verbot: 

a) das nächtliche Hüten auf ungefchlefienen eltern, 

b) das anfiichtsfofe Umberlaufen des Viehes, 

c) das willführliche Betreten fremder Grundſtücke. 


Diefelbe enthielt auch für jedes obne Aufficht betroffene, gepfänkere 
Stück Vieh ein Bfantgeld, verpflichtete ferner alle Polizeibeamten, gegen tie 
Zuſicherung einer Belohnung pro Stud Groß⸗ oder Klein⸗Vieh Sehens 
der Eigenthünter, Das auf fremdem Boden Schaden anrichtende Vieh in 
ven Pfandftall zu bringen. 

BB. Im Reg.⸗Bezirke Arnsberg. 

1) Im Herzogthume Wefphalen ward, mit Ausfchluß der Kork: 
frevel, auf Pfantgeld nur erkannt, wo ältere Kurfölnifche und fpätere Brof- 
bergoglich Hefftfche Verordnungen zur Anwendung famen, und da obne Um 
terfchied, ob wirklich gepfäntet oter nicht. In Sefegen oder Verortnungs 
war dies Pfantgeld indeß nirgend beftimmt; ed berubte nur auf gleich⸗ 
mäßigem usus fori, intem tie Weſtphälilche Pollzel-D. v. 20. Sept. 1723 
Tit. 38. von Pfäntungen und von.dem gemöhnlichen Pfandgelde ſprach, 
ohne jedoch Ten Betrag des letteren zu beflimmen. 

Die Gültigkeit dieſer Polizei-D. war jedoch nicht anerfannt. 

Die Kurfölnifhe V. v. 31. Aug. 1802 wegen der Hude auf Keefd- 
dern, die Großherzoglich Heffifche V. v. 2. Iuli 1808 megen Nefchrintum 
der Hude zur Nachtzeit auf nicht eingefrietigten Feldern, und die Gref- 
berzoglich Heſſiſche V. v. 9. Juli 1808 wegen Beförterung der Lantestrl 
tur 1) entbielten nichts über Pfändungen und Pfandgelder. Allein die 
vorletzte Verordnung enthielt eine Beflimmung, wonach das Hütm zu 
Nachtzeit mit beſonderer Erlaubniß ter Polizeibehäͤrde ausgeübt werten 
durfte und alle Theilnehmer für den während der Nacht durch das Vich 
in der Feldmark verurfachten Schaden in solidum fo lange verhaftet blieben, 
bis derjenige ausgemittelt, Durch deſſen Vieh ter Schaden verübt werte; 
die Miehbeflger auch für den Schaden hafteten, der durch Nachläfflgfei 
ihrer Hirten entftand. *) 

2) In ver Graffhaft Mark beſtanden, außer einer Walt- m 
und Jagd⸗O. vom I. 1765, feine Beflimmungen über Pfändungen mt 
Pfandgelder. 

3) Für ta® Fürſtenthum Stegen enthielt nur das Korfl- En 
Reglement im Weisthum ver Naffaus Dranifchen Befege beſtimmie Pfan- 
gelder für Horftfrevel und Hütungd-Ezceffe in ven Waltungen. Außerden 





1) Vergl. wegen deren Außerkraftſetzung das Erf. des Revif.s Kolleg. für ! 
K. ©. in der Zeitfchr. deffelben, Br. 1. ©. 51. 

2) Für das Herzogthum Weſtphhalen iſt durch das Grf. des DI. 
Trib. v. 15. Ian. 1850 (Eniſch. Br. 19. S. 397) — (vergl. tas taf. angrf 
Kurfölnifche Beilieger⸗Ed. v. 1. Ian. 1752 n. 12. Ian. 1795 in Gfetr't 
Sammi. I. Abth. 2. ©. 772 u. 1224) — ausgefprochen: „daß den chemaligr 
Beiliegern wegen biefer ihrer Bigenfchaft weder bie Zahlung eines Dellieger 
geldes, noch die Entrichtung eines Weidegeldes für Mitbehütung der Gemeis: 
weide mehr zugemuthet werden Fanı“. 


Beld-Polizei-Gefeßgebung. 711 


fanden fich in dem Weistbum unter ven Mubrifen „Beld- und Garten« 
Meberei und Weide“ eine Menge Verordnungen, tie aber nur als Lokal⸗ 
vorſchriften galten. In denfelben war zwar bin und wieter von Pfäntun- 
gen, nirgends aber von einem beftimmten Pfantgelte tie Mede. ?) 

4) In ven Grafſchaften Wittgenftein wurde nad einem alten 
Serfommen bei allen ftrafbaren Befchädigungen des Iantwirtbfchaftlichen 
Grundeigenthums, und zwar ohne Unterfchied, ob eine Pfändung wirklich 
Rettgefunten Hatte oder nicht, auf ein Pfantgeld von 2 Sgr. 10 Pf. (eine 
Art von Anzeigegebühr) erfannt, wozu es aber an einer gehörig beſtimmten 
Obſervanz mangelte. 


CC. Im Reg.⸗Bezirke Minden. 

I) Im Fürſtenthume Minden und in ter Oraffchaft Ravens— 
berg fchrieb die Dorf⸗O. v. 7. Febr. 1755 vor, daß in ten Dörfern ges 
meinfchaftliche Hirten gehalten werten follen; fie verbot das Miehhüten 
durch Kinder ($. 46.) und gab jedem die Befugniß, das ohne Hirten und 
Anteren zum Schaden gehente Vieh zu pfänten. Außerdem betrohte fie 
das Behüten fremder Grundſtücke noch mit befonderer Strafe. Ueber tie 
Höhe ver Pfantgelder fand ſich aber eben fo wenig bier, ald in tem 
Brüchten⸗Regl. v. 27. Juli 1772 eine nähere Beflimmung, nicht minder 
eblte e8 in tiefer Beziehung an beflimmten Obfervanzen. Nur im Kreife 
dübbecke und zwar auch nur in einzelnen Gemeinten wurden herkömmlich 
feine Piandgelvder von 14 bis 5 Sgr. erhoben. 

2) In der Herrſchaft Rheda, der Oraffchaft Rieiberg und im 
Amte Reckenberg wurden von der Polizeibehörde bei Hütungs⸗ und 
Beidefreveln Pfaͤndungs⸗ oder Schüttgebühren feftgefegt, die von 6 Pf. 
Ar ein Stück Kleinvieh bis zu 3 Sgr. I Pf. für ein Pferd fliegen, was 
ser nur auf Öbferkanz berubte. 

8) Für das Fürſtenthum Corvey enthielt das Fürſtlich Naſſau⸗ 
Jranifche Ausfchreiben v. 6. April 1803 ein Verbot des Nlachthütend im 
felte und befondere Strafen für dad Behüten fremder Grundſtücke, desgl. 
Be Das Hüten an Wegen und Hecken; jedoch nichts von Pfändungen und 
Bfantgeldern. 

4) Im Fürſtenthume Paderborn verorbnete ein Gef. v. 12. Mai 
710 nur, daß Niemann Tas Vieh ohne tüchtige Hirten frei umher laufen 
aſſen dürfe, enthielt jeroch ebenfalls Feine Beftimmungen über Pfäntungen 
md Bfantgelver. 

Das Fürftlicd Paderbornſche Er. v. 12. Mai 1770 (Baberborner Landess 
2. Th. II. ©. 56) verbot befonderd dad Viehhüten durch Kinder. ?) 


DD. Berfihiedene Verordnungen, unter Unteren tie Kurkölnifche 
. 12. Ian. 1795, betrafen bauptfächlich das Austreiben ter Ziegen. Bes 
üglih terfelben verfügte Tas M. res Min. des I. v. 14. Okt. 1839 
v. K. Ann. Bd. 23. ©. 830. Nr. 53.) in Folge Ermächtigung Durch die K. O. 
. 28. Sep. ej. a.: 


——— — — — — — — — 


1) Das Ob. Trib. hat in dem Erf. v. 9. Dft. 1847 (Entſch. Bd. 15. 
B. 421 ff) angenommen: „dag Miteigenthümer von Hanbergen in einer Marl 
mferbalb des Wohnerts von der Mitbehütung derfeiben nicht ausgefchloflen, 
edoch ſchuldig find, ihr Vieh in die Heerde der ausmärtigen Mark einzutreiben, 
a bie Provinzialgeſetze des Fürſtenthums Siegen nichts Abweichendes verorbnen. 

Wegen dieſer Provinzialgefepe iR zu vergl. bie Naffans Rapenellenbogeniche 
Bolizei⸗O. v. 1711. Th. II. Kap. 5. $. 11. und das Weisthum der Naſſauiſchen 
!änder, TH. 2. ©. 145, Th. 3. ©. 187, 188. . 

2) Bergl. dam das M. der Reg. zu Minden v. 16. Juni 1819 (v. K. Ann. 
B». 3. ©. 528, Nr. 153.) . 
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daß durch die Regierung, nnd bei Auseinanderfegungen durch die General; 
Kommifſion, auf Antrag der Betheiligten örtliche Regulative Behufs Zekfckıumg 
angemeflener, die Verbote wegen ber Ziegenhütung mildernder Mcbalitäten ge 
troffen werden follten. 

V. Außer diefen provinziellen Verordnungen find zur Gharafterifirung 
diefes Zweiges ter Gefeßgebung, von den früheren feldpolizeilichen Beftim- 
mungen zu erwähnen: 

{) dad renovirte Er. v. 8. Jan. 1731 wegen Ausrottung der Sperling 
(Rabe Br. 1. Abth. 2.6. 75., C. C. M. Tom. 5. Abıh. 3. Kap. 2. 6.377) m 

2) ta8 Gr. v. 23. Febr. 1733 wegen des Flachsrdthens auferheih 
fließender Gewäſſer (Rabe a. a. O. ©. 76. u. C. C. M. Tom. 5. ibth. 3, 
Kap. 2. S. 387). 


Zweiter Titel. 


Die felppolizeilihen Beftimmungen des Allgem. Land-Mebis 
des Landes» Kultur- Eviftö v. 14. Sept. 1811 und des ;mwei- 
ten Abfchnitts der Sem. Th. O. v. 7. Juni 1821. 


1. 
Die Befimmungen des Allgemeinen Land» Hecht. 
1) Die bei Publikation des A. L. R. beſtande nen Provinzial 


. 
* „Ser 


Gefepe über Pfändungen find, foweit fle Den ausdrücklichen einfkris 


fenden oder verbietenten Vorſchriften des Abſch. 4. Zit. 14. und ver 9 
179—186. Tit. 22. Thl. 1. des A. L. R. zumider laufen, außer Kraft 
Iett und nur noch in Betreff der Höhe tes Pfantgeltes in Gäültigken. 
Die Trage, In welchen Fällen, in welchen limfange und auf welche Gegew 
ſtaͤnde das Pfäntungsrecht ausgeübt werden kann, iſt daher lediglich nat 
dem AU. L. R. zu beurtheilen. Dies bat das Ob. Trib. in dem Gr. 1. 
11. April 1840 angenommen, indem daſſelbe bemerkt: 

Sofern die älteren partifulatren Pfäntungs » Drbnungen Vorſchriften entha: 
ten, welche die Natur polizeilicher oder Rrafrechtlicher Befimmungen haben, gelte 
biefelben. ai nei, als das A. L. R. fie austrüdlich gebilligt Hat. (Guticeh. 
Bd. 6. ©. 


Vergl. das Nähere hierüber in den Erläut. zu den SG. 27 — 38. 4 
Rantesfultur-Ep. v. 14. Sept. 1811 (Vergl. in Bd. II. Abth. I. ©. 104 — 106.) 
2) Indeß blieben tie erft nad Publikation des A. 2. R. erlaffenn 
Verordnungen wider das Austreiben des Viehes ohne Begleitung eines Hirte. 
a) für Ofs und MWefpreußen v. 1. Mai 1803, 
b) für die Kur: und Neumarf und Pommern v. 8. April 1806, 
(vergl. oben S.707—708) überall in Kraft. 


3) Das zu 1. alleg. Erk. des Ob. Trib. behält Tagegen auch ned 
Erlaß der Feldpolizei⸗O. v. 1. Nov. 1847 feine Bedeutung In Betreff te 
provinzielen Verortnungen wegen Pfintungen in ven Forften, da tie Belt 
polizeisO. auf Iegtere Feine Anmentung findet. 

Vergl. die Erläut. zu ven 66. 27—33. tes Landeskultur⸗Ed. in ®. 
11. Abth. 1. ©. 104.?) 





1) Vergl. auch den Plenarbeſchl. des Ob. Trib. v. 10. DM. 1837, betr. tie 
Sürpreuß. V. v. 18. Mai 1804 (f. oben S. 703 Note 1. a.). 

2) Vergl. Cichhorn's int. in das Deutfche Priv. R. $. 121. &. 339, 9.18. 
S. 313, desgl. Deutfche Staats: u. Rechtegefrkichte, 2 Aueg. Th. I. 8.61. 6. 1711 
Th. 3. 8. 440. ©. 321 Note c. — Lex Wisigothor. L. 8. Tit. 3. cap. 13 - 17., Lex Ber 
gund. Tit. 21. cap. 1., Tit. 23., LexLongobard. Lib. 1. Tit. 23. u, Lib. 2. Tit, 21. cag.5. 


um En — ö28 
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1. 


Die Beflimmungen des Abſch. IT. der Gem. Th. ©. v. 7. Juni 
1821 und daß Lanted- Kult. Er. v. 14. Sept. 1811, 


1) Die Verwaltung ging längere Zeit binturch von der Anſicht auß, 
daß ter Abfchn. II. der Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 genügende Mittel 
biete, um durch die Auseinanderfegungd» Behörden, reſp. durch die Kreis⸗ 
uud Ortö- Behörden ald Organe der erfleren ($. 178. der Gem. ih. DO.) 
In wen einzelnen Bällen die nach den veränderten Verbältniffen nöthigen 
rlppolizeilichen Einrichtungen unter Ten Eigenthümern der noch mit gegen- 
kitigen Hütungsrechten belafteten fläptifchen und Dorfsfeldmarken, zweck⸗ 
mäßiger wie durch allgemeine Verordnungen zu treffen (vergl. 66. 166., 
171—173. a. a. D.). Das M. res Min. tes 9. v. 30. Oft. 1828 
y 8. Ann. Bd. 12. S. 1009. Nr. 53.) bemerkte deshalb: 

„bag es nach Publifation der Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 keines befondes 
en Verbots wegen Austreibens bes Viehes chne Hirten und wegen des Ginzelns 
ütens deſſelben weiter bedürfe. Cs fei den zu jenen Regulirungen berufenen 
zehörden nur zu überlafien, in den von ihnen zu treffenden Reglements in den 
Irenzen ber lokalpolizeilichen Gewalt die Strafandrehungen zu machen und das 
fandgeld zu beflimmen, um ben von ihnen getroffenen Anorbulıngen Nachtrud 
ı verfchaffen. ') 

Vergl. au das M. des Min. für Gew. Ang. v. 24. Aug. 1837 
Koch's Agrargel. ©. 125. u. Dönniges Land. Kult. Gef. 3.1. ©. 164). 

2) Das Landes⸗Kult. Ed. v. 14. Sept. 1811 war als eine Ergänzung 
es A. L. R. mit tiefem, jedenfalls binfichtlich feiner civilrechtlichen Ber 
immungen, liberal eingeführt, wo das A. 2. R. Geſetzkraft erhalten hatte?) 

Dabin gehörte befonderd tie Beftimmung tes Lant. Kult. Ed. ($. 34.), 

„daß das einzelne Hüten auf ſonſt gemeinfchaftlichen Weideflächen zwilchen 
a Getreibefeldern nnd an den Wiefen mit Pferden, Ochfen und anderem Vieh, 
(BR dann, wenn eigene Hirten dabei find, nicht erlaubt ſei.“ 

In tiefer Beziehung bemerften die R. tes Min. nes 9. für Gem. 
Ing. v. 3. u. 27. Mat 1837 (Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 29., v. K. 
Ian. Bd. 21. ©. 400. Nr. 98. und Eameralift. Zeitung 1837. ©. 605), 

dag die Beflimmungen des 8. 34. a. a. D. wegen tes Binzelnhütens nicht 
nbeicränft und chne Berüdfichtigung der Lofalverhäftniffe zur Anwendung foms 
sen Fönnten, daß demgemäß auch in einzelnen Fällen die nähere Regulirung der 
Zerhältniffe nach Anleitung des $. 166. der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 an bie 
Ben. Kom. verwiefen ſei. Das Ed. v. 14. Sept. 1811 bezwecke nach dem im 
» 10. bezeichneten Gefihtspunfte bei den Hierauf folgenden Berfchriften haupt⸗ 


‚ex Salica Tit. 10. cap. 10., Eächfifches Landrecht od. Sachfenfpiegel (Musg. von Ho⸗ 
sener) Th. 1. Buch 2. Art. 27.6. 4., Art. 28. 40. 47. 48. 8. 1., Schwabenfpiegel, Art. 
25. — welcheben betr. Beflimmungen der Feld⸗P. O. v. 1817 zur Bafis getient haben. 

1) Dabei ift jedoch zu bemerken, daß der von tiefer Anficht vorgezeichnete 
Beg, wonach durch Benugung des Abfchn. IE. ter Gem. Th. D. v. 7. Suni 1821 
en Mängeln einer verbefierten Feld-P.⸗O. Abhülfe geichafft werden follte, des⸗ 
mlb nicht zum Ziel führen Fonnte, weil auch der Abfchn. II. der Gem. Th. O. 
Inträge, und zwar des vierten Theil der Interefienten und bie Tendenz der 
Immgeflaltung der beſtehenden Verhältniſſe durch Binführung einer 
wedmäßigeren und vortbeilhafteren Benugung gemeinfdaftlich bes 
effener oder doch benupter Grundſtücke vorausfeßt, wogegen eine Feld⸗ 
B.:D. vielmehr die Aufgabe bat, das Iantwirtbichaftliche Cigenthum und die Feld⸗ 
rächte innerhalb der beflebenden Rechte und Berhältniffe zu fchügen, gleichviel, 
vie tie Grundſtücke beuugt, ob fie feparirt oder unfeparirt, fervitutfrei oder beſaſtet Ant. 

2) Bergl. die Einl. des Ed. v. 9. Oft. 1807 und die Brläut. zur Einf, dee 
Iandes,Rult. Ed. (f. in Dr. IL Abth. I. S. 27-28 u. 6. 80.) 
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ſächlich nur Abſtellung eingeſchlichener Mißbräuche und Verweiſung der Serie 
ausübung in die gefeglichen Schranfen. Die Verſchrift des 8. 34. fei daher eber 
falls nur von dem mißbräucklichen Binzelnhüten an ſelchen Orten zu verfiche, 
wo das gemeinfchaftliche Hüten der Heerden turch gemeinfchaftliche Hirten einge 
führt il. So wenig ein Interefient, welcher wegen des Hütens dahin beveriugt 
if, daß er fein Vieh, getrennt von den gemeinfchaftlichen Heerben, allein bätes 
laſſen darf, genöthigt werben könne, daſſelbe nunmehr, in Folge der Vorſchrift Res 
$. 34., vor den gemeinfchaftlichen Hirten der übrigen treiben zu laflen, fo wesi 
dürfe auch andererfeits das Binzelnhüten ta verfagt werben, we die Hütung herrbes 
weile nicht ausgeübt werben könne, alfo in folhen Bällen, wo 5. DB. die gemeis 
fchaftlihe Hütung in nichts anderem als fchmalen Rainen zwiſchen ben beein 
Yedern befteht. Dies fchließe jedoch nicht aus, daß die Interefienten nah Bes 
fhrift der 96. 166. ff. der Gem. Th. D. anf eine nähere Beſtimmung der hierkä 
zu beobachtenden Ortnung und Abſtellung ber bisherigen Mißbräude, wie uf 
zweckmäßige Ginrichtungen bei den nach jenen Berfchriften zur Reguliruag bie 
fer Berhältnifie beauftragten Behörden antragen fönnten. Wo fich befondere ke 
kalhinderniſſe gegen die Binrichtung des Hütens der Heerden durch gemeinfhefb 
liche Hirten ergäben, ſei proviforifch die fernere Ansübung des Bingelubütene ir 
bergebrachter Weife ju genehmigen. !) 


1) Bergl. auch: 

a) Publ. der Reg. zu Stettin v. 24. Dec. 1818 (v. 8. Ann. Bo. 26 
996 Nr. 19.) gegen die Gewohnheit, das Vieh nicht beerdenweis durch Ha 
hüten zu lafien, fonbern es einzeln der Aufficht junger Burfchen anguverteuen, 
die entweber nicht im Stande find, daffelbe von Beſchädigungen abynhalten, cda 
welche die nöthige Sorgfalt aus Trägheit und Nuthwillen abſichtlich vernachlſt 
gen und allerhand Unfug treiben, weshalb überall die Beſtellung tüchtiger Hit 
angeorbnet werden follte. 

b) Publ. der Reg. zu Gumbinnen v. 20. Inni 1821 (v. K. Une. Bi 
S. 337 Nr. 38.), worin auf das hin und wieder noch immer übliche fog. Frei⸗ 
jagen oder Austreiben des Viches zur Weide ohne Begleitung eines Hirten, web 
ches bei vorfchreitender Beftellung der Brache mit Hadfrücten oder Klee zu ht 
nachtheiliger werde, — unter Berweifung auf $. 5. zu 1. DorfsD. v. 16. Au 
1786 u. $. 1. der D. v. 1. Mai 1803, auf Grund des $. 11. Reg »Iufr. v. U 
Ott. 1817 u. $. 240. 9. 2.R. II. 20., — Geldfirafe von 1—20 Thaler str ww 
hältnigmäßige Gefängnißftrafe fehgefept und weiter bemerft wird, daß den Aw 
munen überlaflen bleibe, das freie Nachthüten da, wo umzäunte Weitefcppeln die 
fog. Roßgärten leicht anzulegen find, ganz zu verbieten, ober doch bewegliche Or 
hege nach Art der Schaafhurden, oder bei einzelnen Stüden Vieh das Feſtbire⸗ 
mit einem nicht zu kurzen Strick an einem in bie Erde fer eingefchlagenen BEL 
(das Tudern der Hollfteiner) anzuortnen. 

c) R. des Min. des 3. v. 8. Sept. 1842 (Min. Bl. d. i. V. 1842. 6. M 
Mr. 435.), wonach das Verlangen der Bolizeiobrigfeit wegen Beflellung eines ge 
meinfchaftliben Gänfehirten für die Gemeinde auch dann für gerechtfertigt a} 
tet wird, wenn folches bisher nicht Obſervanz geweſen if. 

d) Plenarbefchluß des Ob. Trib. v. 14. März 1842 (Entſch. Br. 7. E 
287), wodurch ſeſtgeſtellt ift: 

I. „Die gefepliche Borfchrift: „„daß die Gchaafe ber Dorfbewohner in cin 

gemeinfchaftlichen Heerbe gehütet werden müflen““ — ”) findet feine Be 
wendung, wenn der Gemeinde eine wahre Schäfereigerechtigfett zufeht.‘ 


) $. 154.988. I. 22. lautet: 
„Es ſteht Bei der Herrfchaft: ob fie die Schanfe der übrigen Derfebeweben 
mit in ihre Heerbe nehmen wolle”; 
ferner $. 155. a. a. D.: 
„An Orten, wo dies nicht gefchieht, müflen bie Schaafe der übrigen Drrfk 
bewohner in einer gemeinfchaftlichen Heerde gehütet werben.” 
Bei den 88. 150—155. if zu beachten, daß ſie nur da Auwendung Aatc. 
wo bie Öutsherrfchaft die Schäfereigerechtigfeit beflgt, 





Feld» Polizel-Befepgebung. 718 
Dritter Titel, 


Das frühere Verfahren und die Kompeteng- Derpältniffe vor 
Eriaß der Feld-Polizei-Ordnung v. 1.Nov. 184 | 


1) Das Verfahren bei Pfüntungen wurde durch vie 66. 431., 432. ff. 
2.9.1. 14. geregelt. Danach gefchab vie Anzeige ter gefchehenen Pfän- 
dung und die Ablieferung ter —*28 bei ven Ortsgerichten (beim 
Michter und im Balle feiner Abwefenheit beim Dorfgericht). Vergl. hier⸗ 


.) R. des Auf. Min. v. 24. Dec. 1816, wegen bes Berfahrene bei Pfänduns 
va, im Ginverändnifie mit dem Min. des 9. ergangen (v. K. Jahrb. Br. 8. 
6, 243), wonach die Ortshürgermeifter autorifirt find, bei vorfallenden Pfaͤndun⸗ 
wa bie Bländer anzunehmen, den Scaten abzufchägen, demnaͤchſt bie aufgenom⸗ 
venen Verhandlungen an die betr. Gerichte einzuſenden, auch die Partheien da⸗ 
in zu verweiſen. 

b) R. des Juſt. Min. v. 13. Nov. 1818 wegen Pfändung und Beſtrafung in 
Iellzeifachen (v. K. Ann. Fr 2. S. 1071), wonach an den Orten, wo wegen 
'ontravention gegen bie beftehende Ordnung ber Feldflur und gegen polizeiliche 
nerdnungen Pfändungen von Polizeis und Magiftrate s Beamten vorgenommen 
ad, dies auch ferner ohne Konkurrenz des Richters gefchehen kann. Beruhigen 
& die Partheien bei der Beflimmung ber BoligeisBehörbe, fo ift Feine weitere 
otiz davon au nehmen. Wird bei dem Michter eine Remedur nachgefuct, fo 
emt ber $. 237. des Anh. zur A. &. O. zur Richtfchnur. 

c) R. des Min. des I. u. d. P. v. 30. Juni 1839, betr. den Kompetenzs 
mflift zwifchen ven Berichten und Polizei » Behörten in Pfändungsfachen, nebfl 
„DD. v. 11. April 1839, daß „bis zur Publikation der durch den Landtages Abs 
bied für die Preuß. Provinzialftände v. 31. Dec. 1834 verheigenen V. über bie 
eferädigung der Feldfluren durch fremdes Vieh, tie in dem Megl. für tie Wehr 

rem. Untergerichte v. 20. Aug. 1802, 8. 2. Litt. i. enthaltenen Bellimmungen 
ber das Reffort in Piändungsfachen in fämmtlichen Theilen der Provinz Preus 
m zur Anwendung kommen follen. (Dönniges Landfulturgef. Bd. 1. ©. 163.) 


2) Das R. des Min. des I. v. 18. März 1843 (Min. BL. d. i. 8. 
BA3. ©. 89. Nr. 117) bemerkt, 

daß der Refurs gegen ein Polizeirefolut auch in Hütnngsfontraventionsfachen 
mwer nur demjenigen, welcher babucch zur Strafe verurtheilt worden, nicht dem 
Yemunzianten, biefem vielmehr lets nur der Rechtsweg zufteht. 


Zweites Kapitel, 
Die Beld-Polizei- Ordnung v. 1. Nov. 1847. ') 


Grfier Titel. 


Intehungsgernihte und allgemeine Sharafterifit der Feld» 
Polizei» Ordnung v. 1.Nov. 


I. 
Veranlaffung und Entflehfung der Feld» Polizei» Ordnung. 
Seit tem Zeitpunkte, wo tie Preuß. Agrar und Landes-Rulturgefeg- 


1. „Bür andere Fälle ift die. alleg. Vorfchrift yahin auszulegen, daß, abgefehen 
von den durch Grundſätze der Landwirthfchaft gebotenen Motififationen, bie 
Schaafe der Dorfbewohner nur in einer Heerde und nicht in mehreren 
Heerden oder Haufen er werben bärfen.* 

1) Bergl. in Bd. J. 6 
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gebung auf vie fortſchreitende Entwickelung ter landwirthſchaftlichen Bei 
hältniffe einen lebendigen Einfluß gewann, wurde ter Erlaß einer Held-B.-t 
fowohl von ven Prov.-Behörten, wie von ten Prov.» Lanttagen alt € 
dringentes Bedürfniß erkannt und in wiederholten Berichten und Petition 
bei Der Staats⸗Regierung beantragt. Seit 1837 verlangten tie Brovinzia 
flänte von Poſen ven Grlaß einer eigenen Feld⸗P.⸗O. oter die Republ 
fation der Sürpreuß. V. v. 18. Mai 1804 wiver das Außtreiben des Bi 
bes ohne Begleitung eines Hirten; feit 1834 beantragten tie Kommuns 
flänte ter Ober-Laufit tie Einführung ver in der Mark und Romme 
geltenden Verordnung v. 8. April 1806, während ter Schlefifche Pı 
vinzial⸗Landtag die Abhülfe durch eine neue Dorf8-Ortnung erwartete. 


In anderen Provinzen wurde der Mangel zweckmäßiger fchügent 
Geſete für ten Landbau und tie Feldfrüchte bei ten fläntifchen Betatht 
gen über die Provinzialrechte zur Sprache gebracht, inteß erfannt, 

daß eine erichöpfende, dem gegenwärtigen Zuftande der Landwirthſchaft m 
ihren Bebürfniffen entfprediente Brledigung des Segenflandes mit ber Bearbeiten 
der Prorinzialrechte nidt in Verbindung gefept werden fönne. 

Durch die Wirkungen der in allen Landestheilen gleiche Zwecke we 
folgenten Landeskultur⸗Geſetze — vie Negulitungen ter gutsherrlichen n 
bäuerlichen DVerbältniffe mit Verleihung des Eigenthums an vie fräßen 
Laßbeſitzer ter bäue lichen Höfe, vie Abldfung von Frohndienſten und a 
deren Belaftungen des Grundeigenthums und tie Aufhebung von kultr 
ſchädlichen Sruntgerechtigfeiten, von Weite» und ähnlichen Gemeinheite 
in Verbindung mit einer wirtbfchaftlich zweckmäͤßigen Zufanımenlegung ? 
zerfireuten Land» und Wiefenflüdle, — waren vie früheren fog. provinzich 
oder vielmehr territorialen DBefonderbeiten vermifcht und hatten ſich # 
zwifchen mehr und mehr tie ländlichen Berbältniffe und Iantwirtbfdel 
lihen Zuftänte, zumal in ten ſechs öſtlichen Provinzen, auf ga 
gleiche Weife umzgeftaltet. Deshalb hatten fich ſelbſt tie zweckmäßigen 
Verordnungen v. 1803 u. 1806 theild als unzureichent, tbeil® als m 
paſſend für die neuen Verhältniſſe gezeigt, mogegen einzelne In Folge höhn 
Anmweifung von einigen Negierungen, auf Grund ter ihnen nad $. 1 
der Geſchaͤfts⸗Inſtr. v. 23. Oft. 1817 beigelegten Befugniß, yubligk 
Verordnungen, indbefontere zur Ausführung ter allgemeinen Ge⸗ u 
Verbote des Lanteskultur- Er. nur fehr unvolfommen ven veräntent 
und umfaffenter gewortenen Berärfniffe entſprachen; auch konme de 
Strafgefegbuch fo vetaillirte polizeiliche Borfchriften, wie fie eine Br 
polizei⸗O. verlangt, nicht in ſich aufnehmen. 

Die erfte Veranlaffung, daß frühere eben fo ungenügende Gnmehf 
für einzelne Provinzen aufgegeben wurden unt tie @efepgebung His 
die Feltpolizei von einem, der vorausgegangenen Preuß. Agrar« unt Lamb 
Kultur» Öefepgebung entfprechenten, allgemeineren Stantpunft a 
wurde, gab ein — von tem Weſtphäliſchen Provinziallanttag km 
Jahre 1843 genenehmigter — Entwurf des Ober-Präfltenten der Bruns 
Weltpbalen, Breih. v. Binde. Es wurde bierauf ein Ahnlicdher Inte 
ten Provinziallanttagen ver ſechs öſtlichen Provinzen im Sabre 
vorgelegt, nach teren Gutachten und Anträgen ergänzt, ſodann a — 
Staatsratbe, von einer zur Begutachtung beftellten StaaterathE - Komm 
fion, mit dem gleichen Entwurfe für die Provinz Weſtphalen zu e = 
einzigen Befepe für alle Lantestheile, in denen das A. L. R. giln 2 
fammengearbeitet. 

Nur tie zur Mheinprovinz gehörigen Kreife Rees um > 
burg, obgleich auch in ihnen das U. 2. R. gilt, blieben von dem ® 
audgenommen, weil beabfichtigt wurte, gleichzeitig mit einer Grumer- 
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und Servitut⸗Abldſ.⸗O. für tie Rheinprovinz eine beſondere Feldpolizei⸗ 
O. für dieſe ganze Provinz zu erlaſſen, zu welchem Ende dem im Jahre 
1845 verſammelten Rheiniſchen Provinzial⸗Landtage vorbereitende Projekte 
zur Erkläͤrung vorgelegt worden waren. | 


ll. 
Allgemeine Charakteriſtik der Feld⸗Polizei-Ordnung. 


Die unterm 1. Nov. 1847 erlaſſene Feld⸗P.⸗O. ſuchte die Aufgabe 
zu löfen, in einem einzigen für vie ſieben Provinzen des Staats, in denen 
— das ALM. gilt, gegebenen Geſetz, einerfeitö allgemein gültige, für alle 
— Lindestheile gleich anmwentbare, für tie meiften auch audreichente generelle 
— Beflimmungen aufzuftellen, andererſeits aber den durch klimatiſche und 
-  Borenbefchaffenhett, durch beſondere Einrichtungen oder Eitten bedingten 
— Weichenden und eigenthümlichen Bedärfniffen und Verbältniffen einzelner 
— Orte und Gegenden dadurch Rechnung zu tragen, taß im Gejege für dergl. 
ſegen. provinzielle d. h. befontere und eigenthümliche landwirthſchaftliche 
—Serhaltniſſe tie Errichtung von Lokal⸗ und Kreid- Statuten unter Mit« 
> Birfung ter Bemeinten oder der Kreißtage, durch vie Kreis oter Pro⸗ 
vinzial» Behörden geftattet wurte; (vergl. F§. 2., 10., 24., 25., 27., 31, 
83., 36., 40., 55., 66., 73., 74.); wohin befonter8 gerechnet wurten: 

Die Höhe des Pfandgeldes für tie verfciedenen Vieharten, deren, wie die 
andersweite Klaffififation der Grundſtücke, nach deren Beſchaͤdigung fich der höhere 
der niedrigere Satz des Pfantgeltes richtet, tie Feſtſetzungen über die Nachts 
SBätung, wie über ten End⸗ und Anfangstermin der Vor⸗ und Nachhut auf Wies 
fen und Bettweiden, eine Ergänzung der befonders wichtig erfcheineuden Gegens 
MRäude des feldpolizeilihen Schupes und der außer den Dütungss Kontraventionen 
wech) tiefer Ordnung zu rügenden Weldfrevel, tie eiwa zu treffenden Beſtimmun⸗ 

über die Gebühren der Taratoren, wie über Fütterungs⸗ und Wartungsfoften 
gepfändeten Vichflüde. 

Demnach bildet tie Feld⸗P.⸗O. v. 1. Nov. 1547, indem fie tie al» 
en Rechtsgrundſätze und Anortnungen für das Verfahren enthält, 
der Entwidelung und Berechtigung ter auf lofalen Verhältniffen be⸗ 
den eigenthümlichen Berürfuiffe in ten Weg zu treten, vielmehr eine 
eine legislative Oruntlage für die, jene eigenthümlichen Verhältniffe 
ud Berürfniffe berüdfichtigenten Kreis« und Lokal⸗Ordnungen und giebt 
Pleſen letzteren im Voraus eine gefegliche Sanftion, wobei fie ven bei ten 
voltgeilichen Einrichtungen zunächft Berheiligten einen angemeffenen 
eil an ter Ortnung und Ausbildung diefer Einrichtungen anweiſt. 
Sie hat das alte Deutfche Pfündungsredht und tie allfeitig als zweck⸗ 
erfannten Gruntfäge ter Verordnungen v. 1503, 1404 und 1806 
S. 708 ff.) wiederhergeſtellt. 
Befondere Rüdfiht ift ferner darauf genommen, daß Beldfrevel zu 
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z - 1 Bäufig vorkommenden Vergehen gehören, wobei e8 von befonderer 
—” Wichtigkeit ift, daß die geſetzlichen Strafen rafch auf tie That folgen, vie 
=. Sefdädigungen auch auf frifcher That ohne Weitläuftigkeiten und befondere 
A en feftgeftellt, antererfeit® aber bei Abmeſſung Ter Strafen, mie bei 


— 5 Bes und Verboten vie Lebens⸗ und Wirtbfchaftd-Verhältniffe der laͤnd⸗ 
Aen Bevolkerung, ſelbſt hergebrachte Memohnbeiten, ſoweit dieſe unfcyäde 
4 ſtnnd, oder durch geeignete Maaßregeln unſchädiich gemacht werten 
—— beachtet und ſchonend behandelt werden, damit die praktiſche Aus⸗ 
8 ZB TFteit dee Geſetzes um ſo mehr geſichert bleibe, endlich daß das Geſ. 
Ti SEiſten gegen Perſonen aus der weniger gebildeten Volksklaſſe zur 
MDERT Run bommen wird, auch großentheild von den dem Bauernflande 
Sch Sxigen Grmeindebeamten gehandhabt werten fol, 
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Die Beflimmungen wegen der Hütungsfrevel, als der bäufigfien, Hat 
in ihm vorangefteflt, worauf tie Beflimmungen über antere Weltfrexd, 
fodann gemeinfchaftliche Beſtimmungen, endlich vergl. über das Berfahre 
und die Kompetenz ter Behörten folgen. 

Indem ſich der Wirkungdfreis ter Feld⸗P.⸗O. im Wefentlien exi 
die Landestheile befchränft, in Tenen das A. 2. R. Gefepfraft bat, auk 
ſchließlich der Mheinifchen Kreife Nee und Duisburg‘), entbhält Fe 
mehrere Abänterungen und Ergänzungen tes Abfchn. 4. A. L. R. 1.14 
über Pfüntungen. Weldye tiefen Gegenſtand betreffente Beftimmungen 
des A. L. R. noch neben terfelben Gültigkeit behalten baben, ift im $. 75. 
beftimmt und find viefelben zur Erleichterung ter Ueberficht diefer Mater: 
in ten Anbange zur Feld⸗P.⸗O. abgedrudt. Durch diefelbe ($. 75.) fin 
folgente landrechtliche Vorfchriftien im Abfchn. 4. Tit. 14. TH. J., ſowei 
fie vie Gegenflänte betreffen, welche tie Feld⸗P.⸗O. behandelt, theild auf 
gehoben und abgeändert, theils erfegt: | 

1) über die Zuläffigfeit erlaubter Pfändungen ($5 414— 417., 8. 188): 
2) über den Umfang der zu pfändenden Gegeuflände ($. 425. u. 6. 429.); 3) ur 
tie Pflid:ten des Pfändenden und der Drisgerichte ($$. 431 — 136.); 4) entiih 
über tie Rechte des Pfändenden und des Bepfändeten (88. 488 — 450.). 


Dagegen bleiben tie landrechtlichen Vorſchriften GG. 451—451. 
über Pfändungen zum Schuge gegen Beeinträdhtigungen eine 
vermeintlihen Rechts, von der Feld⸗P.⸗O. unberührt, ta tik 
legtere e8 nur mit Pfändungen zur Sicherſtellung des Erſatzes eines zw 
gefügten Schaten® zu thun hat. 

Bufolge $. 58. fol aber auch in ven im 6. 58. getadhten fein 
Fällen, in welchen ter Pfändungsprozeß zum Meffort ter Berichte vor 
wiefen ift, dennoch die Polizeibehörde auf Verlangen des Befhärig 
ten fo befugt ald verpflichtet fein, tie Beftflelung des Thatbeſtandel 
der Befhädigung und die Abfhägung des verurſachten Ed 
dend zu veranlafjen. 

Handelt die Feldpolizei⸗O. auch nur von Pfäntungen zur Dedum 
eined Schadens, fo braucht doch nicht im einzelnen Balle nachgewiefen 
werten, taß durch das Uebertreten des Viehes ein Schade auch wi 
verurfacht worten iſt. (Vergl. 6. 4. Alin. 1.). 

Die Selbſthülfe ter Pfaͤndung iſt übera geftattet, in der Hegel die 
nur an Sachen, nicht an Berfonen. ($. 44. ber Feld⸗P.⸗O. in Berbistey 
mit $$. 424., 430.0. 2. R. I 14.). . 

Die Stelle des Schadenerſatzes vertritt in der Megel tal 


Pfandgeld, wodurch unfichere Tararionen und meitläuftige —— 






erübrigt werden. Doch hat der Beſchädigte das Recht, den vollen 
des Schadens (neben einem geringeren Pfandgelde — F. 11. — ıB 
dann im gewöhnlichen Rechtswge — $. 58.) — zu verlangen ua d 
fann der Beſchädigte zu dieſem Ende, aber nur er, nicht der Beſchütit 
auf Ausmittelung des wirklichen Schatend antragen. ?) 


1) Vergl. jedoch unten die Srläut. zum Eingange und zum 8. 1. der Beh 
P.⸗O. und das dafelbft allg. Geſ, betr. einige Ergänzungen bee Gin 
z Etrafgeſetzbuch v. 22. Mai 1552. Art. II. 

2) Da ich die Feld⸗P.⸗O. nur auf landnirthfchaftliche, nicht anf zur hel⸗ 
zucht befimmte (Forſt-⸗) Grundflüde bezieht, fo gelten für Forſten hie allgemeisnt 
und provinziellen Belege und Verordnungen Über Pfändungen und den3 
traventionen fort. Die ſchon im J. 1841 den Provinzials — ——— zur Def 
achtung vorgelegte allgemeine Jagd⸗ und Forſtpolizeiorbnung if im dem ſpuinn 

— Gtadien der Legislaticn nicht zum Abſchluß gekommen. 
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Zweiter Titel. 


Erläuterungen zu den einzelnen Beftimmungen derßeld- Poli» 
jels Ordnung v. 1. Nov. 1847. 


Borbemerfung. 


Bei den einzelnen Beflimmungen der Belt-P.-D. v. 1. Nov. 1847 
fommen verfchietene Begenftänte in Betracht, weldye durch fpitere Geſetze 
— samentlic 

a) durch die Gemeinde⸗O. und die Kreis, Bezirks⸗u. ProvinzialsD. v. 11. 
März 18550 (8. S. 1850. S. 213 ff. u. S. 251 ff.), fowie deren Bien, 
anfhebung v. 24. Mai 1853 (G. ©. 1853. ©. 238); 

b) —8 G. v. 11 Maͤrz 1850 über die Bolizeiverwaltung (G. ©. 1850. 


e) durch die V. wegen anderweiter Organifation der Gerichte v. 2. Jun. 1849 
(8. ©. 1839. ©. 1 fi); 
d) durch tat Strafgefepbucd für die Preuß. Staaten v. 14. April 1851 (G. ©. 
1851. 101 ff.) und durch das ©. über teffen Sinführung v. 14. April 
1851 © S. 1551. 6. 93 ff.); 
e) durch das ©. v. 22. Mai 15852, betr. einige Ergaͤnzungen des Ginführungss 
Geſ. zum Strafgefegbucd (8. &. 1852. ©. 250 f); 
N) dur das Holzdiebſtahls-G. v. 2. Juni 1852 (G. S. 1852. ©. 305 fj.); 
g) durch das Gef. ». 14. Mai 1852 über tie vorläufige Strafjeflfegung wegen 
Uebertretungen sc. (G. S. 1852. ©. 245 ff.) — 
ensprädlicdh oder implicite theild nur berührt oder näher beftimmt, theils 
modificitt oder aufgehoben find. 
Diefe dadurdy theild nur berührten oder näher beftlimmten, theils ab⸗ 
geänderten Begenflänte der Feld⸗P.⸗O. dv. 1. Nov. 1847 find folgente: 
1) der Umfang der gegenftändlihen Wirffamkleit der Beld- 
B..D. im Gegenfage zu Forſt⸗ und Holzgrundſtücken und ihr Verhältniß 
un — (vergl. tie Erlaͤut. zum $. 1. sub II. und zu 


2) ber ls feldpolizeilicher, refp. Iantwirtbfchaftlicher Lokal⸗, 
Kreide oder Bezirta⸗ Derorbnungen und flatutarifcher Seffeguns 
gew (vergl. tie Erläut. zum $. 25.); 

3) vie Polizeiſtrafen wegen Beltfrevel anderer Art, die nicht zu 
von Hütungdlontraventionen gehören (vergl. die Erläut. zu den 88. Al. 


); 

4) die Kompetenz und das Berfahren der Polizeibehörten und 
Über Selvämter ($. 70., $. 71.) bei Feſtſezung von Strafen und von 
Pfandgeldern (vergl. die Grläut. zu den 66. 56. ff. bis $. 69.); 

5) die Verjährung der Strafen, fowie tie Verwendung und 
Verwandlung der Geldſtrafen (FF. 46—43.) 


Zum Eingange und zum ©. 1. 


I. In Betreff des Außeren territorialen Wirkungsfreifes ter 
Geld B.-D. ift zu bemerken: 

1) Diefelbe wurde nur für diejenigen Landestheile, in denen das A. 2, 
8. gilt, jedoch mit Ausfchluß der zur Mheinprovinz gehörigen Kreiſe Rees 
uud Duisburg, mithin für vie fechd öſtlichen Provinzen, — außfchließ- 
* jedoch von Neuvorpommern und Nügen, wo das gemeine Recht 

neh gilt, — und für die Provinz Weſtphalen erlaffen, fo daß bie 
Nheinprovinz davon audgefchloffen blieb, auf teren linken Uſer das Rural⸗ 
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Geſetz v. — 1791 gilt, deſſen Tit. II. einen vollſtaͤndigen Polizei: 


ſtraf⸗Koder für Veltfrevel enthält (vergl. oben ©. 706 ff.). 

2) Dagegen traten fpäter (in Bolge des Gef. v. 22. Mai 1852, berr. 
einige Ergänzungen des Einführ.» Gef. zum Strafgeſetzbuch, Art. IIL., G. 
©. 1852. S. 250 ff.) die Strafbeflimmungen der Feld⸗P⸗O. v. 1. 
Nov. 1847 auf Entwentung von Früchten und anderen Boten: 
erzeugniffen ($. 41. Nr. 2. u. 6., $. 42. Nr. 5. u. 6., $. 43. Nr. 2 
an die Stelle ter 66. 215— 224. u. 349. Nr. 3. tes Strafgefegbud:s n. 
14. April 1851 — foweit ſich Tiefe G$. des Strafyefegb. auf den Begen- 
ſtand — auf tie in ten 6. 41., 42. 43. der — behandelten 
Diebſtähle von Früchten und anderen Bodenerzeugniſſen), — beziehen —, 
auch noch in folgenden Landestheilen: 

a) in Neuvorpommern und Nügen (Appellationsgerichts⸗Beziil 
Greifsmald), mie in ten vormald Naffauifchen Lantestbeilen auf tem 
echten Rheinufer Ted Reg.⸗Bezirks Koblenz (Bezirk tes’ Juſtiz⸗Seneu 
zu Ehrenbreitenftein), wo gemeined Deutſches Recht gilt; 

b) in ven Aheinifchen Kreifen Need und Duidburg (zum Appel 
tiondg.»Bezirf Hamm gehörig), wo das A. L. M. gilt; 

c) in den übrigen Theilen ter Mbeinprovinz auf dem rechten 
Nheinufer (zum Bezirk Ted Appellationsgerichtöhofes zu Köln gebdrig), _ 
wo ter Code civil gilt, inten der Code rural v. 1791 nur auf Tem linfa 
Rheinufer Geſeteskraft bat. ') 

Dog find jene Strafbeflimmungen ter Feld⸗P.⸗O. v. 1847 in Liein 
. Zantestheilen zu a., b., c. durch das Gel. v. 22. Mat 1852 nur infe 
weit eingeführt, als Ten getachten Entwendungen in dieſen Landestheiln 
nicht etwa Turch Lefontere, vie Feldpolizei betr. Strafbeflimmungen vorge 
feben iſt; denn nah tem G. v. 22. Mat 1852 follen daſelbſt befonten 
felppolizeflihe Beftinmungen als Partitular» Hecht denen' ter Feld⸗VP.⸗C. 
v. 1. Nov. 1847 als ſubſidiariſches Mecht vorgehen. 

11. In Betreff de8 inneren Wirfungsfreifes und Gegen 
ftandes beftimmen 

1) Tas R. der Min. d. F. u. für 9, ©. u. Öff. Arb. v. 8. Ri 
1848 2) (Min. Bl. d. i. V. 1848. ©. 241. Nr. 271). 

dag die Feld-⸗P.⸗O. fich auf alle Gruntflüde, deren landwirtbfcaftlid: 
Nutzung durd die Vorfihriften des Geſetzes gefchügt werben foll, chne Rüdäk 
auf ihre Lage innerhalb oder außerhalb einer Ferſt, bezieht, da oft ganze Feh 
marfen cder größere Aderfomplere mitten in einer Forſt lägen, übrigens ad 
der Entwurf der Forſtpolizei-O. von der Boransfegung ausgehe, daß in beu Fre 
fien belegene Meder, als 3. B. Forſtdienſtländereien, nicht durch Das Forſt⸗, fm 
dern durch das Feltpolizeigef. geſchüht würden. 

Vergl. vie Erläut. zu F. 42. Nr. 5. u. 6. 43. Nr. 2. der Bela. 
D., desgl. zu 66. 27—33. Landeskult.⸗Ed. v, 14. Sept. 1811 in Bo. 
Abth. 1. ©. 104—106. Zuf. 7. 

2) Der $. 1. ter Feld⸗P.⸗O. beftimmt, „Laß fi Die Feld⸗P.⸗O. gie 
Igpene auf ſtädtiſche, wie auf ländliche Orte und Feldmarken be⸗ 
giebt.“ 

Zum S. 2. 

1) Der $. 2. findet deshalb, gleich allen anderen 66., auch auf flät- 

tifche Orte und Feldmarken Anwendung. 





1) Bergl. Scotti Handbuch der für die Mheinproving verfündigten Befep x. 
ano der Zeit der Frendherrſchaft, Br. 2. ©. 157. Rote 3. 
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2) Derfelbe fließt fich ven FF. 1. der älteren V. von 1803, 1804 
1806 an, fügt dazu jedoch eine ausprädliche Strafbeftimmung. 

3) Er läßt aber andererfeits für befondere örtliche Verhältniffe eine 
änderung mittelft Lokal⸗Verordnungen nach. 

Bergl.: a) wegen ter dÖrtlihen Lokal⸗Verordnungen tie Erläut. zum 
25., b) wegen ter in den 66. 2., 3., 14., 15., 18., 26. 27., 32., 33,, 
eſtimmten Polizeiſtrafen auf Weidefrevel die Erlaͤut. zu den 88. 41. 


Zum ©. 3. 


Darüber, welche Eigenſchaften zu einem tüchtigen Hirten erforterlich 
chtet werden, ifl, obwohl von der Tüchtigfeit oder Untüchtigfeit des Hir- 
nach $$. 15., 16., 17. flraf» und refp. civilrechtliche Folgen abhängig 
acht find, eine fpezielle Vorfchrift nicht ertbeilt, weil ſich der Brad der 
chtigkeit des Hirten zur Beauflichtigung des vdemfelben vorgetriebenen 
hes nach der Zahl und Art ver Viehftüde richtet, darauf auch die Rofalirät 
Weiderevierd, die Lage und Beſtellungsart der angrenzenden Felder, die 
mmwierigfeit der Abkehr des Viehes von ruchtfelvern, Örtliche Gewohn⸗ 
en u. f. w. von Einfluß find, 3. B. beim Hüten der Gaͤnſe Heiner 
te durch Kinder. Das Urtbheil über die Tüchtigfeit des Hirten bleibt 
er in einzelnen Kontraventiondfällen dem Ermeſſen der entfcheidenden 
‚örde anheimgegeben. 


Bu 66. 4. 5. 6. 


Auch dem Pächter eines Grundflüds, wie dem Servitutberechtigten, 
t Das Pfändungsiecht zu, was ſchon in den 66. 421., 42.U.. NM. 
I4. anerkannt war. 


Zu Sf. 8. 9. 10. 11. 


1) Dem ©. 8. fleht ver $. 11. zur Seite, wonach das Pfandgeld in 
Hegel an die Stelle des Schabenderfages tritt, indem dadurch — nach 
Wahl des Beſchädigten — einer mweitläuftigen Ausmittelung des Scha⸗ 
8 und oft ſchwer zu fübftantiirenten Entſchäädigungs » Forderungen bes 
net und das Verfahren über ven Givilanfpruch des Befchädigten verrin- 
ſt wird, während demjenigen Befchätigten, welcher eine vollſtäͤndige und 
ane Ausmittelung feines Schadens. und deſſen Erſatz verlangt, der Weg 
chtens unverfchränft bleibt. 

Das Pfandgeld hat zugleich die Natur einer Privatſtrafe. (Vergl. die 
Aut. zu $6. 41 —43.) 

2) Der $. 8. ergänzt die Beftimmungen des $. 439. A. 2. R. 1. 14. 
sgl. $. 181. A. 2. RM. 1. 22.), indem es in verfchledenen Provinzialges 
m an Normen [fr das Pfantgeld fehlte. 

3) Ob der wiederholte Uebertritt deſſelben Viehes an demfelben Tage 
delictuam continuatum oder reiteratum zu beurtheilen, iſt in den ein- 
sen Bällen nach dem Ermeſſen ver Behörten zu entſcheiden. 


Zum |. 1A. 


1) Vergl. auch $. 18. u. $. 45., desgl. $$. 28 ff. 

2) Das vorfägliche Behüten fremder Grundſtücke aus Muthmwillen 
x in gewinnfüchtiger Abſicht fält unter die milderen Strafbeftim» 
mgen der Feld⸗P. O. wogegen das vorfägliche Behüten fremder Grund⸗ 
de aus Rache over Bosheit, als Vergehen oder Verbrechen, mit 


andes ultur⸗Geſetzg. Bd. 11. Ubth. I. AG 
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den firengeren Strafen des Strafgefegbuch zu ahnden und ber Keognition 
der Volizeibehörden ganz entzogen iſt. (Vergl. die Erl. zum 5.45) 

3) Nach $. 28. des Strafgefeybuche umfaßt die Nachtzeit für tie 
Zeit v. 1. Oft. bis 31. März vie Stunten von 6 Uhr Abends bi6 6 Uk 
Morgens und für die Zeit v. 1. April bis 30. Sept. tie Stunden von 
9 Uhr Abents bis 4 Uhr Morgend. Diefe Zeitbeftimmungen find jeto@ 
für die Beurtheilung der Felde und Hütungd-Kontraventionen nicht maaf- 
gebend. Ob tie Nachtzeit eingetreten, richtet ih nach den Jahresarbeues 
in Felde, der Länge der Zagedzeit in den verfchiedenen Jahresperioden, wir 
der Zeit, in weldyer das nur Tages weidende Vieh gewöhnlich aus⸗ um 
eingetrieben zu werten pflegt u. f. w. ') 


au 68. 18— 18. 


Diefe FF. handeln von den bei erfolgter Beſtellung eines tiq 
tigen Hirten verübten Hütungéfreveln. | 

1) Sobald das Vieh der Aufficht eines geeigneten Hirten übergebs 
if, und auf fremde Grundſtücke übertritt, wird von der Vermuthnug ans 
gegangen, daß der Uebertritt durch er mung der Aufficht tes Him 
veranlaßt fei. Die Regel des $. 428. Ü.2.R. 1.14., „daß unter Re : 
barn wegen bloßen Ueberiretend des Viehes in ungefchloffenen Feldern few : 
Pfändung zuläffig*, ift verlaffen, weil fle dem Beſchädiger einen flat ie } 
zeiten Einwand leibt. r 

Befreit audy ein unabwendbarer Zufall, wenn tie Heerte ;. 9. mm 
ftechenden Infekten oder reißenten Thieren audeinantergetrieben wird, ta |: 
Hirten, und fofern ein tüchtiger Hirte beim Vieh beftellt wurte, aud ta 
Viehbeſitzer von der Verpflichtung zur Entrichtung des Pfandgeldes as | 
Schatenderfahes, fo ift doch andererfeitd aus vorwiegender — * 
den Schub des Grundeigenthms, davon audgegangen, daß In vorgefemm 
nen Uebertretungdfällen nicht tem Oruntbefiger ter Beweis ter Verie ı 
dung tes Hirten, fontern umgekehrt dem Leteren ter Nachweis ves & | 
fulpationdgrundes, eined feine Verſchuldung ausſchließenden Zufalls, eblie | 
Um bei einer fpäteren Ginflagung des Pfantgeldes oder Scharen, 
gründeten Einwendungen im Voraus zu begegnen, iſt Tem Hirten, bei ße : 
[uf des Einwandes, zur Pflicht gemacht, von einem durch Zufall verw 
laßten Uebertritt des Viehes auf fremte Gruntfläde, der Ortsbehörde Me ' 
dem Befchäpigten binnen 24 Stunden Anzeige zu leiften. Dem Eigen 
mer, welcher die ihm obliegende Pflicht zur Beilellung eines tüchtigen dr " 
ten Behufs Beaufiichtigung des Weldeviehes vernachläfftgt, ſoll jchoch |; 
ſolcher Einwand niemals zu flatten kommen; denn es iſt nicht zu 
ob nicht der Uebertritt des Viehes durch Erfüllung jener Obliegenfelt 
geiwendet worden wäre. 


‘ 





1) Bei Diebflälen, $. 218. Nr. 2. des Strafgeſetzb. iR bie Beflimmung des I ; 
Alin. 2. ebepdaf. ebenfall® nicht maaßgebend. Bergl. hierüber die Entfcheibuzgn a 
Sräffu.v.Rönne Ergänz. und Erläut. der Preuß. Rechtsb. Br. 13. 6.363 Fi, 
Goltdammer's Materialien zum Strafgefepbub Br. 2. S. 477 um 
©. 223; hingegen G. Befeler Kommentar über das Gtrafgefegbuch ©. 419 
Die Feld-Pol.⸗O. hat eine allgemeine Beſtimmung über die Stunden der ir ! 
fangs und Aufhörens der Nachtzeit vermieden, weil diefelbe der Wirklichkeit ze! 
entiprocben und zu Härten geführt haben würbe und es vielmehr nad, der reit 
legis in jedem alle benrtheilt werben muß, ob nadı Maafgabe der Jahrreperieten 
ber Tändlichen Befchäftigungen (Saat, Ernte) und der Giite der Segend, die Zt 
ber Ruhe und der Binfehr von Vich und Menfchen vom Felde in — — Dee 
gen ıc. eingetreten ſei. Vergl. auch 5. 29. 
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2) Nach $. 11. der Älteren Verordnungen fol ver Viehbeſitzer, wel« 
Her einen tüchtigen Hirten beftellt hat, beim lebertritt des Viehes nur das 
geringere Pfantgeld und dieſes nur für jedes wirklich gepfäntete Städ 
wablen. Diefe Vorfchrift entfprach nicht genügend dem Zwede Auch fleht 
ker $. 17. in größerer Uebereinftimmung mit dem 6. 184. A. L. R. I. 22. 
se Prinzipal» Haftbarfeit ver Hirten für den Schadenserfag gewährt 
dem bejchädigten Grundbeſitzer oder Nutzungsberechtigten in ter Regel kei⸗ 
nen gehörigen nnd wirffamen Schutz, und Feine fichere Ausficht auf Erlan⸗ 
gung einer Privatgenugthuung, da tie Mehrzahl ter Hirten unvermögend, 
wogegen ter Dienſtherr auch viel eher im Etante ift, fich an feinen Hit» 
ten zu regreſſiren und er für aufmerffame und tüchtige Hirten zu forgen, 
diefe gehörig zu inftrutren und zu fontrolliten hat. Audy nach $. 414 u. 
5 439. U. 2. 8. I. 14. war ver Viehbefiger infoweit unmittelbar verhafet, 
als der DBefchädigte feine Befriedigung aus ten gepfänteten Stücken und 
deren Erlös erlangen konnte. 


Zu $$. 19 — 24. 


Diefe 55. enthalten Vorfchriften bezüglich der Hütungsgenoffen- 
Kaften und deren Hirten; fie werten mehr und mehr unndtbig, in 
Ige der flattgefundenen Belt» und Hütungs-Separationen, und ſchon jegt 
befinden fi nur feltener noch alle Mitglieter einer Gemeinde in einer 
Sötungdgemeinheit der Felder oder beftäntiger Weidereviere. 
Zum $ 20. Daß fich ter Befchätigte auch bei gemeinfchaftlicyen 
Seerden an bie abgepfänteten Viehſtücke halten kann, beftimmte fchon der 
5. ter älteren Verordnungen. Für vie ausgefprochene folivparifche 
esbaftung aller Hütungsgenoffen der Gemeinde oder der in der 
WBeidegemeinheit verbliebenen Muitglieder derfelben wegen des Pfandgeldes 
(he alle übergetretene BViehflüde, event. ten Schatenderfag, tem Dritten 
ber, Hat außerdem die Betrachtung entfchieden, daß für legteren bie 
Smittelung des Viehbeſitzers meift fchwierig und daher anderenfall® ver 
Befag des Schadens fehr zweifelhaft werten würde. Es iſt ven Hütungs- 
oſſen felbft überlaffen, diejenigen unter ſich auszumitteln, welche zur 
Beit der vorgefallenen Uebertretung Vieh in ver gemeinfchaftlidden Heerde 
halten haben. 

2) Zum $. 21. Der $. 21.1) befchränft fi darauf, den Gemeinde⸗ 
vorſtänden, refp. Köhr⸗ und Zelt -Aemtern austrüdlich die Pflicht vorzus 
Wiyeeiben, dafür zu forgen, daß die gemeinfchaftliche Heerde unter die Auf⸗ 

eines tüchtigen Hirten geftellt werve, ohne, wie $. 6. der älteren ®. 

Sie Kurs, Neumark u. Pommern v. 8. April 1806 gethan hat, tarüber 
us, jenen Borfländen, wenn fle tie gerachte Pflicht vernachläffigt ha⸗ 
‚ auch noch die Verbindlichkeit zur Entrichtung des Pfandgeldes oder 
VSchadenserſatzes an tie Beſchaͤdigien aufzulegen. Wird über die Annahme 
der Hirten in der Megel von den Hütungdgenoffen und Betheiligten ber 
ſchloſſen, fo haben tiefe Bemeinteglierer mindeſtens dieſelbe Verantwortlich“ 
Zeit für die Untüchtigfeit ter angenommenen Hirten, wie ter Vorſtand. 
Kai und Belchätigten gegenüber Fann aber ‘auch nur der Viehbe⸗ 











oder der Hirte verantwortlich gemacht werden. In wiefern ten Vieh» 

„ welche einem Dritten zu Pfandgeld oder Schavenderfag verpflichtet 
werten, wiederum die Gemeinde» oder Genoſſenſchaftsvorſtaͤnde verantmorts 
5x find und in wieweit tiefe Letzteren zur Beftellung over Beauffichtigung 





‚ I) Bergl. das oben ©. 714 (in der Note) alleg. R. des Min. bes 3 v. 8. 
Bey. 18423 (Min. BI d. i. 8. 1842. ©. 323): 
46 * 
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der Hirten verbunden waren, oder dabei durch die Befchlüffe der Gemeint 
und Benoffenfchaft befchränkt gewefen, gehört u den Lie inneren Gemeindı 
oder Benoffenfchafts-Verhältniffe betreffenden Bragen. Die Entfcheidung u 
Regreß⸗VFrage amifchen VBiehbeflgern und Vorftänden iſt der Feld⸗P. L 
fremd und gehört nicht in viefelbe. 

3) Zum $. 23. Der $. 23. entfpricht ven $$. 33 a. und 34 b. de 
Landeskultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811. 


Zum $. 25. 


(Erlaß feldpolizeilicher Bezirks-⸗, Kreis- oder Lolal-DVerort: 
nungen und Statuten.) 


(Vergl. auch 88. 2., 10., 24., 27, 31.. 35., 36., 37., 40., 55., 66., 73.,74.) 
1. Frühere Rechtsformen. 


A. Die Regierungen konnten auf Grund des $. 11. ver Gefchäfk 
Inſtt. v. 23. Oft. 1817 (©. S. 1817. ©. 248): 

1) nur in dem Balle, wenn ein Verbot an fi ſchon dard 
ein Geſetz feſtſtand, die Strafe aber im Geſetz nicht ausdrücklich be⸗ 
flimmt war, eine Strafe innerhalb der Grenzen der $$. 32. 35. u. 4 
A. L. R. 11. 20. beſtimmen und befannt machen. 

2) Dabei waren fie, nad) der 8. OD. v. 8. Behr. 1840 (9. ©. I 
S. 32) ermädytigt, die Art der Publikation kreis⸗ und Iofalpolizeilide 
Verordnungen mit verbindlicher Kraft für das Publifum und für fümmt 
liche Verwaltungs» und Juſtizbehoͤrden zu beflimmen. 

3) Welchergeflalt die Behörden von tiefen Befugniffen bezägli d 
Feldpolizei Gebrauch gemacht haben, insbef. in Betreff der in den SEN 
n. 84. des Landeskult.⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 ertbeilten reſp. Ge- w 
Verbote, — betr. das Einzelnhäten außerhalb einer gemeinfamen He 
in Borften oder auf fonft gemeinfchaftlichen Weideflächen, zwiſchen & 
treivefeldern u. f. w., ferner das fog. Breijagen, ohne daB Vieh überbau 
einem Hirten vorzutreiben, und endlich betr. die Nachtweide, obne daß % 
Dieb in Buchten oder eingehegte Koppeln eingetrieben wird, — ergeit 
die oben S. 713 in Kay. 1. Tit. 2. sub II angeführten Reſktipte w 
Verordnungen. 

B. Nbgefehen von der den Megierungen im $. 11. ver ng Fer 
v. 23. Oft. 1817 beigelegten Ermächtigung, Tonnte weitergehenven 
niffen der Landwiribfchaft und Feldpolizei nur auf dem Wege der SE. 171- 
173. der Sem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 durch vie Auseinan 
Behörden (die Gen. Kommifflonen und Iandwirthfchaftl. Reg. Abt 
reſp. tie Kreißlandräthe oder Magifträte ($. 178. a. a. D.), an m 
unter den dort gedachten Voraudfegungen a) einer Umänderung nad If 
feren Einrichtung der beftchenen Verhaͤltniſſe, und gleichzeitig b) bei mel 
obwaltender Nugungdgemeinheit, genügt werden. (Bergl oben Kch! 
zit. 2. sub II. ©. 713 |). 

I. Rechtsformen nach der Feld⸗P. Ordn. v. 1. Nov. 1847. 

A. 1) Dagegen bat die Feld⸗P.⸗O. theils den Minifterien ($. M 
theils den Regierungen ($6. 2., 10., 40. 55., 66., 783.), theil® den Alb 
und Ortd«- Polizeibehörten ($. 2., 66. 24., 27., 81., 35., 36., 37.) 
auf Antrag und unter Zuflimmung der Kreis⸗ oder Bemeinde- Koran 
tionen oder nach Anhörung ter Betheiligten, neben der polizeilichen Lem 
petenz, auch eine gewiffe Tegislative Befugniß (ein jus statuendi) in &e 
treff der in ihr näher bezeichneten Gegenflände und innerhalb ver vefelll 
angegebenen Grenzen zu dem med eingeräumt, um vie generellen, 
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gemein für leben Provinzen gültigen felnpolizeilichen Beflimmungen ver⸗ 
mittelſt tiefer im Voraus ertheilten Autorifatton zum Erlaß von Spezial⸗ 
(Bezirks⸗, Kreis⸗ oder Lokal») Verordnungen für ſolche Gegenſtaͤnde zu 
peen über welche die Feld⸗P. O. feine Vorſchiiften enthält oder Ver⸗ 
ſchiedenheiten zuläßt und eine Ergänzung in Berückſichtigung beſonderer 
landwirthſchaftl. Betürfniffe und eigenthümlicher Verhältniffe erwünfcht iſt. 

2) Die beſonderen Bormen und Vorauöfegungen für die Ausübung 
viefer gefeplichen Autorität in den Angelegenheiten ter Feldpolizei find in 
ben oben alleg. F9. der Feld⸗P. DO. näher bezeichnet. Diefelben find ver« 
ſchieden, je nachdem es fich 

A. um rein polizeiliche Akte, um Erhaltung und Herſtellung der 
allgemeinen volizeilichen Ordnung, wie im Falle des $. 2. bei einer Re⸗ 
gelung wegen des auffichtslofen Umberlaufens Ted Viehes und in dem 
zes $. 37. bei Beflimmung des Anfangs der Stoppelweite, oder 

BB. um mehr legislative Akte, wie in ten Bällen des 6. 10. — 
Beränderung der Pfandgelrfäge, $. 40. — Einhalten ver Tauben während 
ter Saate und Erntegeit, 6. 55. — Beflimmung allgemeiner Säge für 
Wartungs⸗, Stall- und Butterkoftlen des gepfänteten Viehes, F. 66. — 
desgl. für die Gebühren ver Taratoıen, $. 72. — Einrichtungen von 
Beldämtern mit Jurisriftion, F. 74. — Erlaß andermweiter felnpolizeilicher 
Kreis⸗- oder Lokal⸗Verordnungen, oder 

CC. um mehr jurisdiftionelle (adminiſtrativ⸗rechtliche) Alte Be⸗ 
bufe gewiffer, tie landwirthſchaftlichen Zuflänte und Nutungen ver betheilig- 
ten Bruntbefiger betreffenter, vom Herfommen oter von allgemeinen Ge⸗ 
und Verboten abweichenrer Einrichtungen und Veränderungen in ten bes 
RRebenten Wirthſchafts⸗ und Nupungd« Berhältniffen hantelt, wie in ten 
Ballen tes F. 24. — betr. vie Geſtattung des @inzelnhütens, F. 27. — 
betr. das Anbinten (Tüdern) oder Bühren des Weideviehes an Striden, 
6. 31. — Geftattung ter Nachthütung, 65. 35 u 36. — Beftfegungen 

en ter Vor⸗ und Nachhut, wie wegen ter Behütung naffer oter neu⸗ 
auter Wiefen, $. 73. — Erlaß von Schauortnungen für Gräben und 
sivatfläffe, 

Bei Ten rein polizeilichen Akten zu AA. verfügt tie Ortspolizei« 
behbrde, im Kalle des F. 2. aber nur mit Zuftimmung der Gemeinde 
uud auf dem Lante unter Beftätigung des Landraths, event. ter eg. 
Bei ven legislativen Akten zu BB. erfolgt ter Erlaß oder doch die Bes 
Rätigung in ter Negel durch tie Regierung, im Balle des $. 10. aber 
nur nach voraudgegangenem Antrag ter Kreiöflänte oder Ortspolizei⸗ 
Behörden, und für einzelne Orte auch nur unter Zuflimmung ter Gemein⸗ 
ven, im alle des F. 40. nur auf Grund eined voraudgegangenen Ge⸗ 
meintebefluffes, wogegen vie Bälle res $. 74. Genehmigung und Be⸗ 
Mätigung der Minifter des Innern und ter Juſtiz erfordern. 

Allein für die Fälle zu CC. fihreibt ter $. 25. die Bormen für 
den Erlaß ter Lofal- Verordnungen vor, wobei die Analogie des $. 178. 
des Dem. Th. O. v. 7. Juni 1821 und bei deffen 2. Abfag tie des $. 33. 
ver V. v. 30. Juni 1834, betr. den Gefchäfißberrieb ter Gen.⸗Kommiſ⸗ 
flonen zc. zum Anhalt gedient bat. 


B. Soweit es fich jedoch bei dergl. Anordnungen um Angelegen⸗ 
beiten der in ten 66. 166. ff. u. 171—173. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 
1821 gedachten Art, alfo um Einführung anderweiter Ordnungen Behufs 
befferer Benugung ter Grundſtücke oder um Einſchränkung befonterer 
echte gegen Enıfchädigung handelt, findet auch in den zu CU, getachten 
Bällen nicht tie im $. 25. vorgefchriebene Form einer Lokal⸗Verordnung 
Anwendung, fonvern ed tritt alddann die Kompetenz ver Auseinander⸗ 
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fepungß „ Bebbrben und -da8 für teren Reſſort geordnete Berfabren ein. 

Dies beflimmt das Alin. 3. des $. 38. ausdrücklich. 

In allen Fällen fliehen übervied die auf fpeziellen Rechtötiteln, ein 
ſchließlich der Verjährung, oder auf rechtöfräftigen Judikaten berubenben 
Rechie (vergl. $. 38. Alin. 2.) ten allgemeinen Beflfegungen ter Welt 
P. O. und demgemäß auch der polizeilichen und abminiftrativen Kompetem 
zum Erlaß von Lokal⸗Verordnungen — in Stätten der Ortsvolizelbehoͤrde 
auf dem Lande des Landraths, — entgegen; vergl. Rechte dürfen durhh 
feine Lokal⸗O. beeinträchtigt werben. 

Solchen Nechten gegenüber kann nur auf deren Ablöſung oder Gin 
fhräntung nad tem Abſchn. I. oder II. ver Gem. 36. O. v. 7. Yun 
1821 bei den dazu berufenen Auseinanderfegungs » Behörken Yrovszkt 
werten. \ 

II. Gegenwärtige Rechtsformen. 

A. Das ©. v. 11. März 1850 über die Polizei⸗Verwaltung (G.6 
1850. ©. 265) hebt im $. 14. tie Befugniß der Bezirks: Megierung auf: 
„allgemeine Verbote und Strafbeflimmungen zu erlaffen”, und beftimmt 

1) in Betreff der ortspolizeilihen Verordnungen: 

a) im $. 5.: „tag die mit der örtlihen Poligeiverwaltung bean 
tragten Behörden befugt find, nah Beratbung mit dem Gemeindere 
Rande ortspolizeiliche, für den Umfang der Gemeinde gültige Batı 
fchriften (nnter Strafandrohnng bis 3 Thaler, bei Genehmignug ter fig 
bis 10 Thaler) zu erlaffen”, wobei 

b) der $. 5. die Bezirks-Regierungen ermächtigt: „über die Art der Ber 
fündigung der ortspolizeilihen. Borfchriften, fowie über bir 
Formen, von deren Beobachtung die Bültigkeit derfelben abhängt, die m 
forderlihen Beſtimmungen zu treffen“, aud 

c) der ©. 6. m den Begenftänden der ortspolizeilichen Borfchriften unterk 
„austrüdlih den Schuß der Felder, Wieſen, Beiden, Bälbır, 
Baumpflanzungen, Weinberge m. f. w. zählt“, indeß 

d) der $. 7. ſpeziell beſtimmt: „dag zu Verordnungen über Begenkänlt 
ber landwirtbfchaftlichen Polizei die Zuſtimmung der 9: 
meindevertretung !) erforberlich ifl. 


2) In Betreff der polizeilichen Verordnungen für mehrere Gr 
meinden oder den ganzen Meg. Bezirf befiimmt das G. u. Il. 
Mär, 1850 . 

a) im $. 11.: dag dafür gültige Polizeivorfchriften von den Bezirferegieraumge 
(unter Strafandrohung bis zu 10 Thalern) erlaffen werben können; 

b) ebendaſelbſt: dag der Min. des 3. über die Art der Verfüntigung felde 
Vorfchriften, wie über die Formen, von deren Beobachtung tie Gältigkeä 
abhängt, die erforderlichen Beſtimmungen qu erlaflen bat; 

c) im $. 13. aber: „daß zum Erlaſſe folder Vorfchriften ber Bezirlk 
regierungen, welche bie Iandwirtbfchaftlicde Polizei betr 
fen, die Zufimmung des Bezirfsrathes erforderlich iR”, uk 

d) der Reg.⸗Praſident, nach $. 9. Nr. 2., nur unter Berathung mad ab 
Maaßgabe der Erflärung des Berirksrathe ortöpolizeilide 
Borfchriften über Gegenflände der lanbwirtäfchaftlicdhen Polizei, wegen 
ihrer Ungwermäßigfeit aufheben kann. 


B. Darauf wurde durch das C. R. der Min. des J., der F. u. fk 
Iandwirthfchaftl. Ang. v. 13. März 1852 (Min. Bl. d. i.®. 1852 6. 
Nr. 70.) zur Erlerigung mehrfacher Bedenken ver Berichte beſtimmt: 

daß die Musübung der im $. 9. Mr. 2. und $. 13. des Gef. v. 11. Ra 








1) Mithin, foweit eine Vertretung nicht eingeführt IR, der Demeinte: 
Berfammlung. 
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16850 dem Bezizbsraihe überwielenen Befugniffe (betr. Vorfchriften über lands 
wirtöfch. Polizei) bis zu deſſen Errichtung, anftatt ben Regierungen, einftweilen 
ben Generals Kommiffionen und landwirhſchaftl. Reg. Abtheiluns 
eu — für die Rheinprovinz der Gen. Komm. zu Münfter und für den Reg.s 
be Danzig der landwirtäfchaftl. Abth. der Reg. zn Marienwerder — übers 
sagen werde; 

während vorher im Allgemeinen auch wegen der landwirthſchaftl. Polizei 
Ne Regierungen mit ven Attributionen ver Besirförätpe Hl nern Gre 
richtung beauftragt waren. (Vergl. das R. des Min. des I. v. 28. Dec. 1850 
in Berbiudung mit $$. 145. u. 152. der BemeindesD. v. 11. März 1850 und 
Bet. 67. der Rreiss ıc. D. de eod.). !) 

3) Der $. 21. des Gef. v. 11. März 1850 über die Polizeiverwal⸗ 
ung hat alle dieſem Befeg entgegenſtehende Beftimmungen aufgehoben. 
8 allt zur nn mit Ausnahme der ſich auf den Bezirksrath beziehenden 
—— 

Demnach fragt ſich: 

ob und wie weit die oben zu II. A. unter Aa., BB., CC. ges 
dachten Beflinmungen der Feld⸗P.⸗O. durch Tas G. v, 11. März 
1850 aufgehoben oder modificirt find? 

Es muß in diefer Beziehung zwifchen ven Lokal⸗ nnd ten Kreid- und 
Bezirks⸗ und wiederum zmifchen den rein polizeilichen und den legislativen 
Berorbnungen, wie denjenigen unterfchleten werden, welche dem adminiſtra⸗ 
igerichterlichen Gebiet zuzuzählen, unter ten Formen des $. 25. zu erlafe 
en 


d. 

2) Zu II. A. AA. Füuͤr den Erlaß rein polizeilicher und zugleich 
Jetlicher Verordnungen über Iandwirtbfchaftliche Begenflänte flimmen vie 
Sermen des $. 2. ter Feld⸗P.⸗O. mit dem $. 7 des Gef. v. 11. März 
1850 auch infofern überein, als in beiden vie Zuflimmung der Ge» 
neinde gefordert wird. Dies Erfordernig muß jept mit Nüdficht auf $. 
ra a 8. auch bei Polizeierlaffen der im $. 37. der Feld⸗P.⸗O. gedach⸗ 
en Art beobachtet werten, wogegen e8 im Balle des 6. 2. ver Feld⸗P.⸗O. 


1) Inzwiſchen find zwar die Gemeinde⸗ unt bie Rreis. u. Bezirks⸗O. v. 11. 
Härz 1850 dur das @. v. 24. Mai 1853 (8. ©. 1853. S. 238), dadurch zus 
das JInſtitut der Bezirkaräthe aufgehoben und damit auch der Rechtstitel des 

des 3. zu einftweiligen Subftituticnen anderer Behörden (vergl. R. v. 13. 
Kür, 1852) für die Zufunft erlofhen. Ge muß jedoch diefe damals reits 
mäßig erfolgte, überdies bis jetzt nicht zurückgenommene Subſtitution der Gen.s 
Kommiffionen und landwirthfchaftl. Reg.⸗Abth. bis dahin für fortgeltend erachtet 
werben, wo im gefeplicken Wege ein Anderes beflinmt fein wird. ”) Denn nad 
bem ©. v. 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung find tie Bezirks Regieruns 

zum Erlaß von DVerorbnungen über die landwirthſchaftl. Polizei nur bes 
Ninst, nämlich nur unter Zukimmung des Bezirksraths, ermächtigt worden; des⸗ 
baib fan eine ihnen etwa beiqulegende unbedingte Befugnig dazu nur im 
Wege der ordentlichen Gefepgebung ausgeſprochen werben, da fie 
überdies früher, vor der Publikation der Feldpolizei⸗O. v. 1. Nov. 1547, Feine 
ſelbſſtaͤndige Befugniß zum Erlaß — wie zur Aufhebung — landwirtbfcbaftlicher 
BolizeisBerorbnungen, noch weniger zu einer legislativen Ergaͤnzung der feldyolis 
zeilichen Vorſchriften gehabt haben. ($. 11. der Inflr. v. 23. Oft, 1817.) 

2) Nachdem das ®. v. 11. März 1850 ($. 21.) alle ihm entgegenflehende 
Behimmungen aufgeheben hat, kann eine folche einmal gefeplich ausgeſprochene 
Aufhebung beftehender Geſetze nur durch deren ausbrädliche Wicderherktellung im 
Wege der ordentlichen Geſetzgebung rüdgängig gemacht werben. 


— —  — — — 


©) Auch die Inſtr. des Min. des J. zum Geſ. v. 24. Mai 1853 (Min. Bl. 
d. i. 8. 1853. ©. 116) enthält darüber nichts. 
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der dort deſiderirten Genehmigung der Meg. nur dann mwedh- bedarf, mens 
die beabfichtigte Strafandrobung ten Betrag von 9 Thlr. überſteigen ſel 
($. 5. Alin. 2. des Gef. v. 11. März 1850), 

b) Su II. A. BB. Rückſichtlich der Kompetenz zu deu Hier age 
Tegislativen Befugniffen verbleibt es vorläufig bei der mittel G. R. der 
Min. des 3., der F. u. für landwirthſchaftl. Ang. v. 13. März 1852 (M. 
B.) den Auselnanverfegungd-Behörten übertragenen Mitwirkung. Bel ter 
Publikation find Diejenigen Formen zu Eefolgen, welche der Min. des I 
auf Grund des $. 11. Alin. 2. des Gef. v. 11. März 1850 

c) Zu II. A. CC. {ft dagegen durch das Geſ. v. 11. März 1350 an 
den Beſtimmungen der Feld⸗P.⸗O. nicht geäntert worden; es gelten daher 
auch insfünftige noch zur rechtöverbindlichen eftfegung von LXofalverort- 
nungen über die dafelbft gedachten Gegenflände die im $. 25... O. 
vorgefchriebenen Bormen. 


Zum $. 27. 


Eine Befchräntung der Sütungsausübung auf den eigenen, ſelbſt fr ı 
vitutfreien Grundſtücken der bier gedachten Art war in mehreren Gegenta, 
. B. im Reg.⸗Bezirk Arndberg, an folchen Orten nöthig, wo die Derbi 
lung des Grundbeſitzes von Alters ber fo wett ausgedehnt iſt, daß tie m 
befchränfte, ohne vie vorgeichriebenen Vorſichtsmaaßregeln ausgehbte Sätım 
felbft mit einzelnen Viehſtücken nicht möglich ift, ohne unausweichliche Be 
fhädigung der benachbarten Grundſtücke, Baumanlagen und Früchte.!) 


Zu 88. 28— 33. 
(Das nächtliche Hüten betr.) 


1) Der $. 28. entfpricht vem F. 33. c. des Landeskult.⸗Ed. und vn | 
6.9. der V. v. 8. April 1806, während der $. 9. der V. v. 1. Rei 1 
für Ofl- und Weftpreußen alternativ vorfchrieb, daß beim Mangel den 
eingehegter Nachtkoppeln und Moßgärten das Vieh der Aufficht eines ti 
tigen Hirten zu übergeben fei. ®) 

2) Die Borfchrift der V. v. 8. April 1806 if jedoch generalifiıt, wel 
in Folge der fortgefchrittenen Separationen die landwirthſchaftlichen Ber 
hältniffe in allen den Provinzen, in welchen das A. 2, R. gilt, ih mer 
und mehr ausgeglichen haben, anterntheild durch die laut $. 31. nachgelap 
fenen Rofalverortnungen dafür geforgt if, daß eigenthümliche öortliche Bear 
bältniffe und hierauf beruhende Berärfniffe ihre Berückſichtigung finden; I 
welchen Faͤllen dann aber gleichzeitig die zur Begegnung von Mifbräudge 
nöthigen fpezielen Anordnungen getroffen werten follen. 

3) Die beftehenten Verbote wegen der Nachthütung find durch die fi 
ber mangelnde Beflimmung von Strafen auf deren Uebertretung, ergäug, 
was der $. 35. des Landeskult.⸗Ed. nur verheißen batte. 


Zu g8. 35— 38, 


1) Zum $. 36. Vergl. $$. 112., 118. Q.2. 8. I. 22, €. 21. be 
Landeskult.⸗Ed., deögl. $. 67. ter WiefenD. für den Kreis Siegen v. 238. 
Oft. 1846 (®. ©. 1846. ©. 485). 


1) In Berreff des Tüderns vergl. auch das in der folgenden Reie alez 
Bublifanpum. 

2) Vergl. auch das Bublif. der Reg. zu Bumbinnen v. 20. Juni 1821 
(v. 8. Ann, Bd. 5. S. 332. Nr. 38.). 
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1) Zu $$. 87. u. 38. Vergl. vie Erläut. zum 6. 25, 

3) Bergl. das in Br. I. S. 103 abgevrudte R. v. 19. Mai 1770 
md Erläut. zu den 66. 21— 23. des Landeskult.⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 
n ®v. II. Abth. 1. (S. 100-102), ingl. $. 173. Nr. 4. ver Gem, Th, 
Xv. 7. Juni 1821. 

Der $. 38. der Feld⸗P.⸗O. geht von ter Anficht aus, daß wohl» 
tworbene ——— auch auf naſſen und durchbrüchigen Wieſen 
iicht ohne Entſchaͤdigung im Wege des Abloͤſungsverfahrens aufgehoben 
zerden koͤnnen. 


Zum $. 40. 


1) Der erſte Say des $. 40. wiederholt wörtlich die Vorfchrift tes 
- 111.29. 1.9, während der zweite Sap auf dem einige Theile 
er Provinz Sachſen betr. Staatsmin.⸗Beſchluß v. 21. Oft. 1834 beruht. 
Bergl. die unten sub 4. alleg. Neffripte.) 


2) Der $. 112. A. 2. R. 1. 9. verweift wegen des Rechts, Tauben 
w balten, auf die Provinzialgefege, mwelchemnäcft der $. 113. a. a. O. 
erfügt: 


Waß wo bdiefe nichte feflfeßen, nur diejenigen, welche tragbare Meder in der 
feldſlur eigenthümlich befißen cder diefelben fatt des Gigenthümers benuben, nad) 
Berbältuiß des Adermanßes, Tauben zu halten berechtigt find. 

3) In Bezug auf dergleichen provinzialzechtlihe Beſtimmungen ift zu 
emerken: 

2) Die von einigen Mittergutöbefltern in der Altmark behauptete 
Ibfervanz, daß der Hegel nach nur auf den Mittergätern, nicht aber auf 
en Untertbanenhöfen in gefchloffenen Dörfern Tauben gehalten werten 
rften“, iſt Durch die vechtöftäftigen Erf. v. 22. Sept. 1771 u. 27. April 
772 werer für allgemein befannt, noch für nachgewiefen angenommen 
orten. (Stengel’s Beiträge, Bb. 1. S. 87). 

b) In einem Präjudifat vom I. 1778 ift angenommen, daß Feld⸗ 
machbaın unter fich einer des andern Tauben auf ihren Aedern dulden 
räffen, und folche ‚nur verfcheuchen, nicht aber toͤdten därfen, wogegen 
Kauben fremder Feldnachbarn nady vorbergegangener Erinnerung todtges 
Slagen werden dürfen. (Stengel’s Beiträge, Bd. 4. ©. 136). 

c) Nah tem Präjurifate des Kammerger. v. 15. Febr. 1827 iſt 
n der Kurmark das Recht, Tauben zu halten, Fein Borrecht der Butt» 
verrfchaft, fondern jeder, der Acker in der Feldflur beſitzt, kann auf den 
Bifpel Ausſaat 6 Baar Tauben halten. Gur. Zeit. 1834. S. 1092). 

d) Vergl. auch ven Auffag in der Kriminals Zeit. 1741. ©. 25. 

e) Bergl. Dr. v. Scholg u. Hermens dorf, das beftehende Provinz. 
R. ver Kurmark Brandenburg, 2. Ausg. Abth. I. ©. 55 — 65 nebft den 
B. 336 ff. angehängten Beilagen über die Brage: ob das Recht zum 
Zaubenhalten in der Mark ein Vorrecht der Butöherrfchaften ſei? melche 
Srage unter Angabe von Entfcheidungen und Schrififiellern verneint 

d 8 


4) In Folge des zu 1. gedachten Staatsmin.» Befchluffes v. 21. Oft. 
834 bat: 


1) Ueber den Umfang dieſes Rechts der Aderbefiber wird a. a. D. bemerft: 
„berfelbe fei fachverflänvig feftzuftellen, doch für jeten Wispel Ausfaat uf 5— 6 
Baar, pro Hufe ober für 30 M. Morg. nie über 8 Baar anzunehmen.“ „Auch 
ia Städten dürfen Feldtauben nur von Aderbefibern gehalten werben.” 
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a) das M. der Min. des I. für Gew. Ang., u. des .u.dP.n 
5. März 1835 (an die Meg. zu Magdeburg) verfügt: 

„daß mit Rüdficht auf 8. 73.4.2 NR. 1. 6. auf die anerfannte Schadlich⸗ 
keit des freien Tanbenfluges und auf tie für die Aderbefiger pbwaltenbe U 
lichkeit, fih im Wege der Givilffage Schavenserfag zu verfchaffen, die 3 
ber Bolizeibehörde zur Dazmwifchenfunft polizeilicher Verbote gegen jene Nachthelle 
wohl motivirt fei, fohald die Mehrheit der berechtigten Ackerbeſiger und tie Res 
präfentanten der Gemeinde ſelbſt darüber einverftanden find; bie Tauben, welde 
zur verbotenen Zeit auf den Aeckern der Gemeinde angetroffen wärben, ferien Ge⸗ 
genftand des Thierfanges; das Verbot fei mit diefer Beſtimmung befaunt zu machen 
und die Gemeinden des Meg. Bezirks über bie Zuläffigfeit ihrer auf gleiche Kar 
orbnungen gerichteten Befchlüffe zu beichren. (v. 8. Ann. Bd. 19. ©. 87. 
Nr. 71.) 


b) Das R. des Min. des I. u. d. P. v. 14. April 1838 an ta 
Magiftrat zu Gumbinnen, erklärt es für angemeflen, 

daß ehe ein Verbot des Taubenausfliegens erlaſſen werde, zuvor bie Hey 
fentanten ter Bürgerfchaft vernommen werden, indem es fich dabei nicht mm eine 
Bolizeiaft, fondern um eine Einrichtung handelt, bei der bie Gtadiverordartu 
mitzuwirken berufen. (v. K. Ann. Br. 22. S. 341. Nr. 66.) 


c) Das N. des Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. v. 10. Al 
1840 (an die Meg. zu Stettin) bemerft, 

daß die Frage: wie viel Tauben ein jeder Aderbefiper wu halten befugt? yes 
vatrechtlicher Natur, daher zur Kognition des Richters (nach provinzialrechtliden 
Mormen oder Dbfervanz, event. fachverfländigem Gutachten) gehöre, dies aber ein 
polizeiliches Binfchreiten in Beziehung auf die Frage: ob die Tauben in ber Gas 
zeit und in den exften 8 Tagen der Exrndte eingefperrt zu halten And? nicht aus 
ghließe. (Min. Bl. d. i. 3. 1840. ©. 185. Nr. 307.) 

d) Das M. des Min. des I. Iantw. Abth. v. 3. Aug. 1840 (an ie 
Meg. zu Potsdam) erläutert, 

baß das auf dem Staatsmin.sBefhluß v. 21: DH. 1834. gegründete M 1 
5. März 1835 überall Anmwenpang finde, wo das U. 8. R. Gefepestraft hat mb 
feine abweichenden Provinzialgeſeze beſtehen; indeß feße ein dergl. Verbot 1 
Taubenausfluges während der Saats und Erndtezeit einen Antrag der Mehr 
heit der Aderbefiger und das Ginverfländnig der Gemeinde (in Etädten ter 
feglihen Repräfentanten) voraus. (Din. BI. d. i. V. 1840. &. 321. Rx. 57%) 


Diefe Min.» Erlaffe baben der Beſtimmung res F. 40. Alin. 2. de 
Feld⸗P. D. zum Grunte gelegen. Nah der Feld⸗P. O. if jegt Bei 
ein förmlicher Gemeindebeſchluß und deffen Betätigung duıd 
die Meg. erforderlich, tiefer aber aud genügend, um eine poligellide 
Berosdnung der im F. 40 Abſ. 2. gedachten Art zu erlaffen. 


Zu $5.41—45. 


1. Allgemeine Bemerkungen. 


Den fperiellen Erläut. zu den einzelnen Beflimmungen ber $$. di- 
43. find folgente Bemerkungen vorauszufdhiden: 

1) Das Straf» Spflem ter Feld⸗P. OD. und vie Kompetenz» Belliw 
mungen der 66. 56., 68., 70. u. 72. nebft den DBorfchriften über das Bar 
fahren, FF. 53. ff., 56. ff., geben von ver Tendenz aus, einerfeins tumıb 
Milderung der Strafen, andererfeitd durch ein raſches einfaches Berfahren 
tie Anmwentbarfeit der erfleren, dadurch aber wiederum ten Gchup tel 
landwirtbfchaftl. Eigentbums um fo mehr zu fidhern. 

2) Die Beflimmungen und Strafen: 

a) wegen Hütungäfrevel oder venfelben vorbeugender Anortaunys 

find in ven 66. 2., 3., 14., 15., 18., 26., 27., 32, 34., 
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b) die wegen anderer Beltfrevel in ten 66. 41., 42., 43., nebfl ten 
dazu gehörigen 65. 44. u. 45. 
emibalten, und die 66. 41., 42., 43. den entfprechenten Beflimmungen in 
ven Art. 471. u. 475. des Code pénal, wie in den früheren Entwürfen 
mm PH nachgebilvet. vi F 8 
- ei Befchätigungen durch Vieh (auch durch Reit⸗ und Zugthiere 
ge 1. u. $. 44), gchiere, 

a) tritt in der Regel Pfandgeld (66. 4. 8— 10.) ein; das Pfand⸗ 
— die doppelte Natur einer Civil⸗Entſchaͤdigung und einer Pri⸗ 
vatftrafe; 

b) daſſelbe ſchließt in einigen Hütungs⸗Kontraventionsfällen (66. 14., 
18., 32., 33.) vie Polizeiſtrafe nicht aus; auch läßt es, indeß ausnahms⸗ 
weife (6. 11.), die Korderung von Shabenderfag zu. 

4) In den Bällen, wo nur Pfandgeld (gleichzeitig als Entſchaͤdigung 
und Privatftrafe) eintritt, fintet Unterfuhung und Verfahren nur auf 
Antrag des Beichätigten, nicht von Amtswegen flatt. 

5) Der 6. 347. Nr. 10. des Strafgeſetzbuchs v. 14. April 1851 
(9. ©. 1851. S. 175) beftlimmt im Anfchlug an die Beflimmung wegen 
unbefugten Gehens, Meitens, Fahrens und Viehtreibens über Aeder sc.: 

daß die befonderen Befimmungen, welche wegen ber Pfändungen bei fols 
ben Ucbertretungen, fowie über Weidefrevel in der Feld⸗P. OD. ents 
halten ſind. hierdurch wicht geändert werden. 

Bergl. ©. Befeler Kommentar über das Strafgef. Buy für die 
Preuß. Staaten S. 589, Nr. 1.). 

6) Demnah find nur die Beflimmungen der FF. 41., 42., 43. ter 
Feld⸗V. O. vom Strafgefeßbuche berührt und theilmelfe aufgehoben oder 
wodiflzirt, wobei in Betracht Fommen: 

a) außer einigen Sg. des geilen Theils des Strafgefegbuchs (66. 243. 
Ar. 6., 281., 282., 286., 288., 301.), insbefontere vom heil III. ver 
zu. IV., bei. die Mebertretungen in Beziehung auf das Ber» 
mögen (6$. 347. u. 349), bingegen nicht der it. III. betr. die Ueber⸗ 
ketungen in Beziehung auf die perfänliche Sicherheit, Ehre und Breibeit, 
weil Gegenfland ter Feld⸗P. D. nur vie Beſchützung des Tantwirthe 

tl. Iisenthume, nicht (wovon Tit. III. handelt) der Menſchen und 


e iſt 

b) ferner der Art. I. des Einführungs-@ef.v. 14.April 1851 
(8. ©. 1851. &. 93): 

daß mit Binführung des Strafgefehbuchs alle Strafbeffimmungen außer Wirk⸗ 
ſamkeit gefept werden, die Materialien betreffen, auf welce ſich das Strafgeſetz⸗ 
buch bezieht, wogegen nur die befonderen Strafgefeke in Kraft bleiben, infoweit 
ke Materien betreffen, in Hinficht deren das Strafgeſetzbuch nichts beitimmt; ') 

e) endlich der Art. III. deö Gef. v. 22. Mai 1852, betr. einige Er⸗ 
Bänzungen tes Einführungs-Bef. zum Strafgefegbuche (®. &. 1852. ©. 250), 
weicher verorbnet: 

Die Beflimmungen ber $$. 215—224. 319. Mr. 3. des Gtrafgefehbuchs fins 
ven auf Sntwendungen von Wrüchten und anderen Bodens @rzeugnifien, welde 


buech bie Feld⸗P. DO. v. 1. Nov. 1847 oder das Rural⸗Geſ. v. a 1791 
mit Strafe bedroht find, keine Anwendung. 


1) Das Ob. Trib. führt in dem Erk. v. 10. Mai 1852 (Juſt. Min. BI. 
1852. ©. 262 ff.) aus: „daß nur ſolche Vorfchriften der Feld-P. D. durch den 
Rt. II. das Cinführ. Bef. für aufgehoben zu erachten, welche burch ſpezielle Bes 
kimmungen bes Gtrafgefepbuche abgeändert oder mit folchen nicht vereinbar find.“ 
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In denjenigen Lanbestheilen, in welcen weber die Jeld. P. D. v. 1. An 


8. t. 

1847, noch das Rural⸗Geſ. v. oe 1791 gilt, unterliegen die in ver Brk 
3. D. v. 1. Nov. 1837 unter Strafe geflellten Entwendungen von Früchten ud 
anderen Boden » rzeugniflen den Belimmungen der 99. 215 — 224. 349. M. 1 
des Strafgeſetzbuchs nicht; es follen vielmehr auf terartige Unttwenbungen, ins 
weit fie nicht durch befondere, tie Feldpolizei betreffende Strafbehimmm 
gen vorgefehen find, tie Verfchriften der Feld-P. D. v. 1. Nov. 1847 augenta 
det werben. 

7) Das Strafgeſetzbuch bat einige felppolizelliche Beftimmungen ark 
genommen, welche in der Feld⸗P.⸗O. nicht fpeziel behandelt find, me 
mentlich: 


a) im $. 347. Nr. 1. wegen unterlaffenen Raupens, wo vaffelbe gefegih - 


oder polizeilich geboten, ° 


b) im $. 347. Nr. 2. Kontraventionen gegen polizeiliche Ancorbuungen bin 


Schließung der Weinberge. 


N. Spezielle Erläuterungen zu den einzelnen Befimmmr 
gen der 88. 41—43. 

1) Zum $. 41. 

a) Der Nr. 1. des $. 41, der Feld⸗P.⸗O. entfpricht die Nr. 10. 
347. des Strafgefegbuchs in präziferer Baffung, mit Ausdehnung auf Ede 
nungen und mit Erhöhung des Marimums des Strafmaaßes Mi 


20 Thlr. Geld⸗ order 14tägige Gefängnißſtrafe. (Bergl. Boltvammer'i f 


Materialen zum Gtrafgefepb. Bd. 2. &. 735. zu 3. und Befeler’s Kommratz 
über das Strafgefegb. ©. 589.) 
b) Der Nr. 6. 6. 41., „betr. Das Abfchneiten orer Abrupfen dei at 


Wegen, Gräben, Grenzrainen oder Tıiften wachſenden Gıs | 


ſes oder fonftigen Viehfutters“ fleht gegenüber: 
@) die unter Nr. 6. res 6. 42. fallente Entwentung des anf Kir 
fen und Nedern wachſenden Graſes und Klee; 


ß) tie Beftimmung im $. 217. Nr. 2, des Strafgefegbucks, „betr. de \ 


Diebſtahl bereitö geerntteter Brüchte oder anderer Borenerzeugniffe at 
Feldern, Wiefen oter aus Gaͤrten.“ 


2) Zum |. 42. 


a) Den Wr. 1., 2., 3. des $. 42. ter Feld⸗P.⸗O. entſpricht folgeet 


Beflimmung ter Nr. 2. des 8. 149. des Strafgefegbuchß: 


Wer unbefugt von üffentlidien oder Privatwegen Erde, Steine oder Rafen, ar T 
aus Grundſtücken, welche einem Antern qugehören, Erde, Lehm, Sant, Gut | 


oder Mergel gräbt, oder Steine, Rafen oder ähnliche Materialien wegnimmt. 


Dazu ift zu bemerfen: . 

a) Der weſeniliche Inbalt viefer Beſtimmung des Strafgeſetzbuch t 
aus ver Feld⸗P.⸗O. entnommen. (Bergl. das Erf. des Ob. Trib, v. 10.8: 
1852, Juſt. Min. Bl. 1852. ©. 263.) 

6) Bezüglich Ted gegenfeitigen DVerbältniffes beiter Beftimmungen. 

aa) Die Nr. 2. de8 6.42. ter Feld⸗P.⸗O. hat Privat» und dffen" 
liche Wege nicht fpeziell genannt, dagegen aber noch das Plaggen⸗ et 
Bültenhauen und Mafenftechen fpeziel erwähnt. Letzteres iſt jero in d 
Nr. 2. des G. 149. des Strafgefegbuch8 unter der „Wegnahme von Ran 
oter ähnlichen Materialien“ mitbegriffen. 

bb) Die Beſtimmung tes Strafgefegbuchs bezieht fidy daher unbeten⸗ 
lich auf diefelben Gegenflänte, welche unter ten Nr. 1., 2., 3. te f 
42. der Feld⸗P.⸗O. begriffen fint, weshalb dieſe Beftimmungen nad Ir 


11. Abf. 1. Des Einführ.-Gef. d. 14. April 1851 durch das Gtrafgefepfut ! 


für außer Wirkſamkeit gelegt zu erachten, tem zufolge aber aud Ts 


— — — — 
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Strafmaaf ver Feld⸗P.⸗O. von 10 Sgr. bis 5 Thlr. das höhere des ©. 
49. im Rarimum bis 50 Thlr. Geldbuße oder 6 Boden Gefangniß ſub⸗ 
ituirt iſt. (Vergl. Goltdammer, a. a. O. ©. 738 u 

y) Berner iſt noch ſpeziell zu erwähnen: 

aa) Unter die Nr. 1. des $. 42. rer Feld⸗P.⸗O. fällt nicht die Ent⸗ 
vendung von Straßenfehricht, welcher verpachtet und bereit vom DVerpäch«- 
re in Saufen zufammengefegt ift, da von demſelben bereitö befonderd Be⸗ 
4 ergriffen worden. (Grf. des Kammergerichte in Goltvammer’s Archiv für 
—8* Kriminalrecht, Br. I. H. 1. ©. 89.) 

bb) Hat bereitö der Eigenthümer des Grundſtücks den Mergel gegra« 
en, die Steine gefammelt und in Haufen gefett, fo liegt Feine bloße Kon⸗ 
ravention, fonrern wirklicher Diebflahl vor. (Erf. des Ob. Trib. v. 28. Ian. 
852. und des Kammergerichts 33 9 Sept. 1852, Goltdammer's Materialien 
um —— Br. 2. ©. 739.) 

) Sowohl im $. 349. 3 2. des Strafgeſetzbuchs, als im F. 42. 
tr. 1. er Beld-P.-D. werden gewöhnliche, natürliche Beſtandtheile des 
irdbodens voraudgefegt, welche in ihrer urfprünglichen Befchaffenheit for 
leich zum Sfonomifchen Gebrauche oder zu baulichen Anlagen verwendet 
erden fönnen, nicht werthvolle Naturfchäge, Kr B. Bernftein. (Erk. des 
Ib. Trib. v. 7. April 1852, Entſch. Br. 22. ©. 464.) 

b) Zu Nr. 5. 6.42. der Feld⸗P.⸗O., eek, Laubpflüden oder Zweige⸗ 
bbrechen von Allee» oder Beltbäumen oder von Hecken,“ und gleichzeitig 
tr. 2. des 6. 43., betr. Abhauen oder Abbrechen von Bäumen ıc. 

a) Diele Beftimmungen der Feld⸗P.⸗O. finden ihre Ergänzung 
seh den $. 282. des Strafgefehbuche. 

„Ber x. Gegenſtände, welche zum. öffentlichen Rugen oder zur 
gerfhönerung öffentlicher Wege oder Anlagen dienen, vorfählich 
erſtört oder beſchädigt.“ — 


Bei diefer Ergänzung hat die Abſicht vorgewaltet, Anlagen und Pflan⸗ 
. en auf Kischhöfen, von Ehauffeebäumen, von Bäumen und Sträuchern 

ffentlichen Anlagen oder an Öffentlichen Ibegen gegen Beſchaͤdigung zu 
—* (Bergl. Goltdammer, a. a. O. 29.) 

8) Die Anwendung der milderen Stafbefiimmung der Nr. 5. 6. 42, 
auch Nr. 3. 6.43.) ter Feld⸗P.⸗O. wird dadurch allein nicht ausgeſchloſ⸗ 
em, daß den Feldfreveln au leich oder hauptfächlich eine diebifche oder ges 
vianfühtige Abſicht jum runde liegt. (PBlenarbefcht. des Krim.:Sen. des 

12. Dee. Ha Sea. Nr. 5. u. 6. zu $. 43. der Feld⸗P.O. und 
ah. Dan. BL. 1854. 

Vergl. unten bie — * zum $. 43. 

y) Die Nr. 5. des $. 42. iſt durch ven c 282. de8 Strafgeſetzbuchs 
richt aufgehoben. 

Golidammer (Materialien Bb. 2. ©. 629) führt aus: 

Das Berhältniß des $. 282. des Strafgefeßbuche zu 6. 42. Nr. 5 u.$ 43. 
er. 2. der Feld⸗P. D. fei dies, daß leptere im Allgemeinen nur die Beſchädigun⸗ 
vn von Brivatanlagen u. f. w. nud nur Solche Handlungen an Öffentlichen Ans 
agen im Auge habe, welche, wie tas Abpflüden einer Blume, wenigen Laubes 
L f. w., nicht eigentlich den Charakter ter Beſchädigung im Auge haben. 

Diefe Anficht iſt indeß nicht zutreffend. 

Die Yinwendung des $. 282. des Stafgefegbune wird nicht ſowobl 
weingt durch die Eigenfchaft eines öffentlihen Weges (einer Landſtraße 
wer eines Kommunikationsweges zwifchen verſchiedenen Ortfchaften), im 

enfage zu einem Privatwege (einem Planwege, d. b. einem folchen, 

a lediglich im Privatintereffe der einzelnen Grundbeſitzer befteht, um 

— agängtiäfeit ihrer Grundſtücke zu dienen, deſſen Unterhaltung 
yaber in —* auch keine Kommunallaſt der Gemeindekorporation iſt); 
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vielmehr findet der $ 42. Nr. 5. gleicherweiſe auf Bäume in Allen an 
öffentlichen Wegen Anwendung, dergl. fi zur Zeit Überwiegend an te 
öffentlichen, viel feltener noch an derartigen Privatwegen Anden. Das un 
terfcheitente Kriterium beiter Beftimmungen liegt vielmehr in dem ſubjel⸗ 
tiven Thatbeſtande des 6. 282. des Strafgeſetzbuchs: „ver vorfäglicen 
Zerfiörung oter Befhädigung,“ wobei fidh jeroch ter $. 282. nu: 
auf öffentlihe Anlagen und Wege und gleichzeitig auf folde Ge⸗ 
genftänte, melde zum öffentlichen Nutzen oder get Berfchönerung ter 
felben gereichen, bezieht und befchränft. Zu der Anwendung des |. 282. 
tes Strafgeſetzbuchs auf alle Säle, die nach ihrem Außerlichen objektiven 
Thatbeſtande auch unter Nr. 5. des 6. 42. u. Nr. 2. des $. 43. fallen 
fönnten, und zur Ausfchließung diefer feldpolizeil ich en Strafbefimmm 


— — — — 


en iſt mithin erforderlich, daß der Vorſatz des Thaäters und da : 


weck ſeiner Sandlung auf die Zerſtörung oder Befdäpdigun | 


jener Gegenſtände gerichtet gemefen iſt. 

c) Die Nr. 6. des $. 42. der Feld⸗P.⸗O. if der Nr. 9. des M 
471. des Code penal nachgebiltet. 

a) Bergl. oben ©. 731 sub I. 6. c. den Art. III. des Erganz Ge 





zum Ginführ.- Gef. v. 22. Mat 1852, wonach vie Beflimmung der Feſt-· 


P.⸗O. in Nr. 6. $. 42, die Anmendimg der Beflimmung der Nr. 3. td 
$. 349. bei Yeltfreveln ausfchließt und jene erflere diefer Teßteren Lerogi 

Ueber die Entfte$ungsgefchichte ter Nr. 3. Ted 6. 349. des Strafg 
buche, fowie Über deren Verbältniß zur Nr. 6. tes 8. 42. rer Feld⸗P.O. 
vergl. das inı Juſt. Din. BI. 1852 ©. 262 ff. mitgetheilte Erf. res Di. 
Trib. v. 10. Mai 1852 und Goltdammer, a. a. O. ©. 739 ff., vekl. 
Beſeler's Kommentar ©. 589. u. 420 ff. 

PB) In Betreff dieſes Verbältniffes iſt zu bemerken: 


| 


aa) Der $. 349. Nr. 3. des Strafgefeßb. iſt ausgedehnter, ald der . 


42. Nr. 6. ver Feld⸗P.⸗O.: 

ac) hinſichtlich des Objekts ter Entwendungen, Indem tie Nr. Ga 
a. O. fi auf Garten⸗ oder Feldfrüchte und zwar von geringe 
Duantität befchränft; 

BB) hinſichtlich des Orts der Entwendung, indem ſich die Feld⸗PoO. 
nur auf Gärten und Welver bezieht (worunter indeß unbedenklich meh 
Meder auch Obftanlagen, Weinberge, Wiefen, Weiden zu verfichen fi} 

agegen 

bb) ift ver $. 349. Nr. 3. enger, ald der 9.42. Nr. 6. ver Feſd⸗IN⸗ 
O., Indem dieſe letztere: 

au) das Verzehren auf ter Stelle nur beiſpielsweiſe, nämlich nur a 
ein einzelnes Inticium für die Ausſchließung ter Abficht eines unrerliden 
Gewinnes anführt. ') 

PP) dabei auf erfchwerente Umftänbe bei der Entwendung, ;. B. Ein 
fteigen über Zäune und Heden in Gaͤrten, Weinberge ıc. fein Gewich 
legt; deshalb werden tie Kriterien der 6. 221. Nr. 4. u. v. ©. 222. v8 
Strafgefegb. wegen der erfchwerenten Umftänte bei allen ſolchen Die 
fählen von Feld- und Bartenfrüchten ausgefchloffen, bei melden ta 
Thatbeſtand ter Nr. 6. des $. 42. (geringe Quantität und Feine Abi 
eines unretlichen Gewinnes) vorliegt. 

Vergl. zu 4. tie Oründe des Erf. des Ob. Trib. v. 10. Mat 188. 
(Fuß. Min. Bl. 1852, 6. 262 f.) 





1) Während das Verzehren auf ber Stelle zur milderen Beurtpellung dr! 
That nach Nr. 3. 8. 349. des Strafgefepb. nothwendigerweiſe gehört. (rl. de 
V. Sen. des Ob. Trib. v. 20. Oft. 1852 [Entfch. Br. 24. ©. 196 F.]) 
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) Das eben gedachte Erf. nes Ob. Trib. v. 10. Mat 1852 erflärt 
bie Entwendung einer Quantität Kleeheu vom Grundſtücke eines Nachbars, 
weiche Klecheu der Entwenter fofort feinem Pferde, mit dem er von 
feinem eigenen Ader Roggen abfuhr, zum Breffen vorgelegt hatte, nur für 
Einen 1 nach $. 42. Nr. 6. ver Feld⸗P. DO. zu ahndenden Feldfrevel, und 


ba6 eigene Verzehren durch die Perſon des Entwenders gehöre nicht zum 
Thatbefante der Kontraventien, vielmehr falle auch tas fofortige Verzehren durch 
ein Thier des Entwenders unter die mildere Beftimmung der Feld P. D. Auch 
gedenke dies Geſetz des Zweckes — des Verzehrens auf der Stelle — nur ale 
eines Beifpiele. Weder fei tie Aufhebung der Nr. 6. im $. 42. der Feld⸗P. O. 
bei Bearbeitung des Strafgeſetzbuchs (ſelbſt nicht durch die Nr. 3. 8. 349.) beab⸗ 
fichtigt, noch fei jene Borfchrift der Nr. 6. des $. 42. mit den betr. Beflimmuns 
gen des Strafgefepb. unvereinbar. 


83) Zum $. 43. 


a) Der Nr. 1. des $. 43. der Feld⸗P. O. entfpricht tie Nr. 1. des 
$. 348. des Strafgefegb.: 


Ber unbefugt ein fremdes Grundſtück ober einen öffentlichen oder Privatweg 
Busch Abgraben oder Abpflügen verringert. 


a) Die Abweihung ter Feld⸗P. D. von der Faſſung des Strafgefehb. 
erklaͤrt ſich daraus, daß erſtere fid) der Baffung ter früheren Entwürfe 
bes en von 1845 u. 1847 angefchloffen hatte. 

Ir Nr. 1. des F. 349. des Strafgefegb. erwähnt auch noch der äffent- 


ege. 
Bergl. über die Entftehungsgefhichte des F. 349. Nr. 1. und deren 
Fr zu Nr. 1.6. 43. Feld-P. DO. Goltdammer Material. Br. 2. 


8) Der Tharbeftand des 6. 243. Nr. 6. des Strafgeſetzb, Wegnehmen, 
Bernichten, Unkenntlichmachen, Berrüden oder faͤlſchliches Segen von Grenz⸗ 
Reinen oder anderen Brenzmerfmalen zum Nachtbeile eines Andern 
alt nicht unter die Feld⸗P. DO. unt —*2* die Anwendung dieſer letzte⸗ 
ven aus. 

| ) Infowelt die Beflimmungen ter Feld⸗P. O. Nr. 1. ©. 43. und 
des Nr. 1. G. 349. zuſammenfallen, wird die erſtere durch 
Segteres außer Wirkfamfeit gefegt und jener durch diefes derogirt. 

0) Außer rem Abgraben und Abpflügen (f. oben zu a. Nr. 1. 
$ 349.) begreift jedoch die Feld⸗P. DO. noch andere Handlungen, 
weiche in ver Abſicht unternommen worten, fich benachbarte fremde Grund⸗ 
ſtücke, Wege oder Grenzraine ganz oder theilmeife anzumaßen und zu = 
zueignen, reſp. noch andere Arten, wie dies gefchehen Fann, 3. B. durch 
ein gleichzeitiged Kultiviren des angrenzenden fremden Terraind mit dem 
en mittelft Einftreuend von Gras⸗ oder anteren Samen und deſſen 
arfen oder Eineggen, .oder mittelft Brennens von Wiefen u. Vrüchern. 
5) Demnach tritt Die höhere Strafe des 6. 349. des Strafgefegb. (im 
Maximum bis 50 Thlr. oder 6 Wochen Befängniß) nur bei tem Thatbes 
Banre res 6. 349. Nr. 1. (bei unbefugter DBerringerung ter fremten 
GSrundfüde ıc. Durch Abgraben oder Abpflügen) ein, während es 
bei der milderen Strafe des F. 43. der Feld⸗-P. O. (Geldbuße von 15 Sgr. 
bis 20 Thlre.) in jenen anteren unter dem $. 43. begriffenen Faͤllen verbleibt. 

Hiernad ift die von Goltdammer a. a. O. ©. 738, Nr. 1. ges 
äußerte Anficht zu besichtigen. 

b) Zu Nr. 2. des $. 43. 

a) Bergl. die Erläut. zum $. 42, Nr. 5., ferner zum Gingange und 
jum $. 1. der Feld⸗P. O. 
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8) Durch das neuere ©. v. 2. Juni 1852, betr. ven Diebſtahl a 
Holz und anteren Walt-Produften, (G. S. 1852. S. 305) Hat Rh in te 
Anwendbarkeit der Feld⸗P. O. mwefentlidy nichts geändert. Es if bei im 
Baffung der Wr. 2. des $. 43.: 

Bäume oder Sträuche, welche in Bärten, Obflanlagen, Alleen, auf Neden 
oder fonft außerhalb eines Forſtes eben x. 
das damals fhon in ter Bearbeitung begriffene Holzdiebſtahls⸗Geſet be⸗ 
rückſichtigt. Es beftimmt auch ver 6. 50. dieſes letzteren: 

„Die in der Feld⸗P. DO. v. 1. Nov. 1847 mit Gtrafe bedrohten Ueberke 
tungen werben, foweit fle nicht nah $. 1. unter die Beflimmungen bes gegen 
wärtigen Geſetzes fallen, durch daſſelbe nicht berührt;“ 

und dazu deſſen $. 1.: 

„Holzdiebſtahl im Sinne dieſes Geſetzes ift der Diebflahl an Helyiı 
Forſten oder anf anderen Grundflüden, auf welchen daſſelbe 
hauptſächlich ter Holzzucht wegen gezogen wird;“ 

und ferner deffen $. 2.: 

„Dem Holztiebftahl wird gleich geachtet der Diebflahl an Walhpretafir 
anderer Art, insbefendere an Gras, Kräutern, Halte, Moos, Laub, antern 
Strenwerf u. f. w., welche ſich in Forften oder auf anderen hanyt 
fächlich zur Holznutzung beftimmten Grundſtücken befinden ı«.“ 


u“ 


Vergl. Hierzu das Erf. des Plenums des Sen. für Stroff. res Ob ; 


Trib. v. 12. Dec. 1853 (Entf. Bd. 26. S. 440) und den Tas Fik. wi 
Ob.⸗Trib. v. 14. Dec. 1853 behandelnden Nachtrag (a. a. D. 6.14 FE) 
wofelbft au8 ten Motiven und Kammer-Kommiff. —* über das Help 
diebſtahls⸗Geſ. v. 2. Iuni 1852 die Grenze zwifchen diefem und ver Belt 
P. O. näher erläutert ifl. 


Dagegen findet die Feld⸗-P. O. auf alle Grundſtücke, welche landwink 
ſchaftlich (nicht forſtlich) benutzt werden, gleichviel ob fie innerhalb te 
Grenzen einer Forſt liegen und von diefer umfchloffen werden oder niät, 
Anwendung. (R. der Din. d. 8. u. des I. n. für $., ©. u. Öff. Arb. v. 8. Rei 
1848., Min. Bl. d. 1. ®. 1848. ©, 241.) 


y) Das Ergänz.⸗Geſ. v. 22. Mai 1852 zum Einführ.⸗Eeſ. des Gtrf- 
gefegb. (8. S. 1852. ©. 250) findet auch auf die Beflimmung der Ar. 2 
des F. 43. ver Feld-WV. DO. Anwendung, da unter den Begriff von „an 
deren Boden-Erzeugniffen“ bei feiner Allgemeinheit audy „ Bäume’ 
ſubſumirt werden tärfen und gegenüber der ratio legis ter Feld⸗P. D. 
„dergl. Entwendungen mit einer milden Strafe zu ahnden“, auch das Riß⸗ 
verhaͤliniß nicht in Betracht kommt, welches in einzelnen Bällen tataıd 
eintreten kann, daß die Entwendung von Alleebäumen von einer ger 
Strafe, ald der Diebftahl an Waldholz, getroffen wird (Erk. tes Plexzms 
be Sen. für Strafſ. des Ob. Trib. v. 12. dee 1853. — Inſt. Min. BI. 184. 


. 92. ff.) 

6) Die Vorſchrift im ©. 43. Ne. 2. der Feld⸗P. D., iſt auch danı 
anwendbar, wenn das Abhauen oder Abbrechen ter Bäume und Enäute 
in diebifcher Abficht vorgenommen fl. — (Erf. des Ob. Trib. v. 12. Jar 
1853, Juſt. Min. Bl. 1853. S. 172 u. Entſch. Br. 24. G. 438, ſewie Erf. tel 
Alenume 9 Senats für Strafſ. des Ob. Trib. v. 12. Dec. 1853, Gurt. 9. 

Diefe Entwendung ift nicht nach $. 216. des GStrafgefepb., forte 
nach $. 43. Nr. 2. ver Beld-P. O. zu rügen. (Erk. des Gen. für Ense 
des Db.:Trib. v. 12. Jan. 1853, Entſch. Bd. 24. &. 438. Nr. 53,, If. Me 
BL. 1853. ©. 172.) 

&) Das Erf, des Sen. für Straff. des Ob. Trib. v. 8. Behr. 1854 
nimmt an: 
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Die Anwendbarkeit des $. 43. Nr. 2. der Feld⸗P. O. wirb dadurch, daß bie 
Entwendung in diebiſcher Mbficht gefcbehen, nur dann nicht ausgefchloffen, 
wenn die Bänme ober Sträucher abgebauen, abgebrochen oder beſchä⸗— 
bigt And. IR Hingegen ein ganzer Baum oder Strauh mit der Wur⸗ 
zei ausgeriffen und in diebifcher Abficht entwendet, fo Fommen bie 
angemeinen 1 Toehiomungen über Diebflahl zur Anwendung. (Juſt. Min. BL. 


c) Zu Nr. 3. des $. 43. vergl. $. 282. des Strafgefegb. und die 
Grläut. oben zum $. 42. Nr. 5. und unten zum 6. 43. Nr. 5. 


d) Zu Nr. 4. $. 43. vergl. die Erläut. zu Nr. 1. ©. 43., ingl. den 
6. 243. Nı. 6. des Strafgefepb. 


a) Lehteres umfaßt a. a. D. neben der Vernichtung, Verrüdung und 
Berfegung der Grenzſteine auch die Merk⸗ u. Sicherpfähle zur Bezeichnung 
der Höhe des Waſſerſtandes. Vergl. Goltdammer a. a. D. ©. 554, 
w 23 über das Verhaͤltniß Ted Strafgefegb. zur Feld⸗P. O. nichts 


0 Der Unterſchied für die Anwendung des Strafgeſetzb. einer⸗, und 
der Feld⸗P. O. andererfeitö, Tiegt Tarin, Tag zum Thatbeftande des 
$ 243, Nr. 6. des Strafgefegb. eine, zum Nachtheil eines Anteren 
— in betrüglicher Abſicht — vorgenommene Handlung gehört. Nur 
durch dies Kriterium wird die Anmwentung tes 8. 43. Beld-P. O. aus⸗ 
sefhloffen, wogegen die Belt-P. O. im anteren Balle, fowie für die übri⸗ 
gen, in Ihr mit Strafe bedrohten Kontraventionen Platz greift. 


e) Zu Nr. 5. und zum Schlußfage tes ©. 43. 


a) Diefen Beflimmungen ter Feld⸗P. O. (theilmeife auch dem 6. 43. 
Ar. 3.) ſteht der F. 301. des Strafgefegb. gegenüber, wonach 

eine vorfäpliche Zerflörung oder Befhäbigung von Wafferleis 
tungen, Schleufen, Wehren, Deihen, Dämmen oder anderen Wafs 
ferbanteu, ober Brüden, Kähren, Wegen oder Schugwehren, auch fchon dann, 
wenn fein Menſch ſchwer verlegt worden, mit Sefängnig nicht unter drei Monat 
zub wenn Babenäffigrelt zum Grunde liegt und ein Schaden entflanden, 
mit Gefängnis bie zu 6 Monat beftraft werden foll. 


HD) Zum Thatbeftande des $. 301. a. a. O., im Gegenfage zu den 
gedachten Beflimmungen der Beld-P. D., gehört: 
sa) vorfägliche Zerfdrung oder Beſchaͤdigung, 
8 event. ein durch fahrläſſiges Verhalten verurſachter, mit der culpa im 
Kaufalzufammenhange ſtehender Schaden. 


) Sind diefe Vorausfegungen des 6. 301. nicht vorhanden, fo bleibt 
es den milderen Strafen der Feld⸗P. D., welche: 
aa) jedoch niemals bei gänzlicher Zerftörung der Gräben ıc. Anwendung finden, 
indem Nr. 5. des $. 43. nur von Befchädigungen fpricht, eine gänzliche 
Serörung daher ſtets unter $. 301. des Strafgefeon. fällt, 
AB) überhaupt nur für Anlagen ven Gräben, Waͤllen und Rinnen Behufs 
—Aab⸗ und Zuleitung des Waſſers (für Ent: und Bewäfferungss 
anlagen), nicht für Deiche und ähnliche zur Abwehr des Waſſeré 
Yienende Anlagen gegeben fint. 
Dar Nr. 6. des $ 43. F le D. Regen die Strafbeſtim⸗ 
musigen der $S. 286 u. 258. des Strafgefegb. gegenüber. 

Während vdiefe gegen dad Anzünten fremden Eigenthums gerichtet 
Ip, flelit die Nr. 6. tes 5. 43. das Abbrennen und Anzünden von Torfmoo⸗ 
wen, Haidekraut, Bülten und ähnlicher Begenflände auf dem eigenen Felde, 

Anzeige und Erlaubniß bei des Ortsbehoͤrde, unter Polizeiſtrafe, Behufs 

ng der benachbarten Bluren und Früchte. 
Sandes-Rultur-Srfepg. Bd. 11. Abth. II. AN 


1) Zum $. 46. Dur‘) Berjährung werben die nach 
2. OD. verwirkten Strafen ausgefhloffen, wenn Innerhalb | 
nate felt der Uebertretung eine Unierſuchung wegen dieſer let 
eingeleitet if. Im gleicher Frift und Art verjährt der Anſpruc 
ſchaͤdigten auf Pfantgeld bei unterlaffener Anmeldung deffelben ! 
Räneigen Behörte. 
mit flimmt der $. 339. des Strafgefepb. überein, auch d 
Fa Art. X. $. 1. ded Einführ.-Gef. v. 14. April 1851. (4 
. 170 u. 95.) 
2) Zum $. 47. Unabgendert und fernerhin gültig blei 
fiimmung: 
daß bie nach der Feld⸗P. D. verwirkten Geldbußen zuı 
befaffe des Drts fließen, in deſſen Feldmark bie Uebertreiun, 
event. wenn fein Gemeindeverband am Orte beficht ober innerhalb td 
andere, nicht zum @emeindeverbande gehörige Beilgungen (Bittergd 
bergl. Beldbußen von der Drtspoligeibehörde (nad Anhörı 
meinde, wo eine ſolche befieht) zu gemeinnügigen Zwecken fü 
zu verwenden find. 
Vergl. 56. 445 u. 460. AR. 1. 14. und 8. 81.4. 2 
3) Sum $. 48. Ebenſo gilt die Beftinmung wegen ber 
lung der Geldbußen in „Strafarbeit zu gemeinnägigen | 
fort. :) 
Indeß ift zu bemerken: 
a) Die $6. 334 u. 335. des Strafgefegbuche, 
daß bie polizeiliche Befängniffrafe in einfach iheitsent: 
bie Dane Verleiben mindehens a e — 
ſtens 6 Wochen beträgt, 5 
ferner 
daß das niebrigfe Maaß der Geldbuße 10 Egr., das 
berfelben 50 Thlr. und die Dauer (bei Verwandlung von Geldbuße 
nisſtrafe) fo zu beftimmen if, daß ber Betrag von 10 Egr. bie 2 
Gefänanifftrafe von einem Taae aleich aradtet. Iektere aber 6 1 
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®. ©. 1852. ©. 245). bei Anwendung der Feld⸗M. O. auf Beldfrevel jeder 
Net wur noch eine Strafe von fünf Thlrn. oder dreitägigem Gefängniß 
eftfegen, müffen bingegen in Wällen, wo fle eine höhere Strafe gerecht⸗ 
ertigt halten, die Verfolgung und Straffeflfegung tem Polizeianwalte und 
Boltzeirichter überlaffen. ($. 1. res ©. v. 14. Mai 1852 u. Art. 120 ff. des 
B. v. 3. Mai 1852, &. ©. 1852. &. 209., 237 f., 245 ff.) 


Zum ©. 49. 


Die Haftbarkeit der Eltern und Dienftherrfchaften für Pfandgelver, 
Entfgätigungen, Koften und Geldbußen ift auf ſolche Hütungd- und ans 
sere Beldfrevel befchränft, welche zu ihrem Vortheil gereihen. Vergl. 
. 7. de8 Gef. v. 3. Juli 1844 über tie Beſchränkung der Nachtweide ıc. 
n ber Rheinprovinz. (8.6. 1844. ©. 263.) . 


Zu $8. 50., 51., 52. 


4) Die Feldhüter find zu den Gemeindebeamten auch dann zu rech⸗ 
ren, wenn ihre Beſoldung bloß von den Aderbefigern aufgebracht wird. 
N. des Min. des I. m. für landw. Ang. v. 17. April 1852 '), Min. Bl. d. i. 
3. 1852. ©. 123. Nr. 111.) 

2) Das 6. R. der eg. zu Magdeburg v. 21. Dec. 1852 beſtimmt, 

Daß im Jutereſſe der Girafjufiz und in Rückſicht des weientlichen Ginfiufies, 
velchen die Feldhüter auf Grund des S. 51. der Feld⸗P. DO. auf den Ausgang 
ee Unterfuchungen wegen Yeldpolizeifontrauentionen ausüben, bei Beſetzung bicfer 
Resimunalämter unbedingt auf die Unbefcholtenheit und fonftige Tüchtigkeit der 
Bewerber gerüdfichtigt werben folle. (Min. Bl. d. i. V. 1852. ©. 46. Nr. 34.) 


3) Nach $. 50. Fönnen Mitglieder der Gemeinte zu Ehrenfelvhätern 
Feldherrn) beftellt werden. *) 


gu $$. 53 — 69. 


J Beflimmungen der Feld⸗P. D. v. 1. Nov. 1847 über das 
Reſſort der Polizei- u. Gerichtsbehörden. 


1) Die $6. 53 — 69. enthalten Vorfchriften und Anmelfungen: 


A. über das Berfahren bei Vfändungen, ſowohl für die Pfänvenden 

66. 53. 54.), als für die Ortspolizeibehörden (FF. 55. 56. 59. 60. 61. 
. 63.), fo wie wegen Abfchägung des Schadens durch die Dorfgerichte 

wer andermeit beftellte Taratoren ($$. 64. 65. 66.); 

B. über die Befugniß und das Reffort in Vetreff ver richterlichen Feſt⸗ 
gung und Entfcheidung: 

a) einerfeitd der Ortöpolizeibehörden und zwar 

a) wegen des Pfandgeldes und der Koften ($. 57.), 

P) wegen ver Strafen für die damit bedrohten Uebertretungen ($. 68.), 

b) andererfeitö der ordentlichen Gerichte 

a) Über die gegen die Mechtmäßigkeit der Pfändung erhobenen Ein« 
wendungen und babel hervortretenden Mechtöanfprüche, fo wie 


— — U} 


1) Bergl. in Sb. I. S. 895. 

2) Das R. des Din. des I. v. 16. Juli 1842 (Min. BL dv. 1. ®. 1842. 
B. 323. Nr. 436.), wonach die Wereidigung eines felchen zur Aufficht der Felder 
Mellten Bemeindemitgliedes für unzuläffig erklaͤrt worden, iſt daher autiquirt. 
Bergl. $. 51. Nr. 2.) 

AN“ 
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über Schadenserfagforderungen ($. 58.) 1). 

9 über die Rechtomitel gegen die Entſcheidungen der ÜOrtöpeligi 

behoͤrden 
a) in Betreff der Pfandgelder und der Koſten ($. 67.), 

6) in Betreff ver Volizeiftrafen ($. 69.). 

2) Den Ortöpolizeibehörden fanden gleidy: 

a) beftehende Feldämter oder fonflige zur Verwaltung der Feldpolixe 
eingefegte Gemeinde» und andere Behörden ($. 70.), 

b) die damit in Folge Autorifation der Megierung gemäß, $ 72, 
beauftragten Dorfgerichte, Gemeinde» oder Örtsvorflände oder dazu an 
drei Grundbeſitzern eigends zu bildenden Diftrikts - Keld» Berichte. *) 


U. Gegenwärtige Reffort » Verhältniffe in Bolge te 
SufizeOrganifation dur dad Geſetz v. 2. Jan. 1849. 


A. In Betreff der Befugniß zur Feſtſezung von Strafe 
in Feldpolizeiſachen. 

1) Durch die auf den Art. 42. der DVerfafl.-Urfunde v. 31. Yan 
1850 gegründete JuftizeOrganifation und die B. v. 2. Ian. 1849, $£ 1. 
u. 2., betr. die Aufhebung ter Privatgerichtsbarkeit, iſt auch für Bee 
polizeifachen die Strafgerichtäbarfeit ter Gutéherrn als 
behörden, ferner tie Befugniß der Megierungen zu Rekurs⸗Entſchei⸗ 
dungen aufgehoben; indeß follte ed hinſichtlich der BPolizeiverwaltung 
(nach Art. 114. der Berf. Urf.) bi8 zur Emanirung der Gemeinde⸗O. uch 
Polizeiverfaffung ?) bei den bisherigen Beflimmungen beivenven. 

2) Seittem find diejenigen, welche tiefe Pollzeiverwaltung ausüben, 
auch wiederum zu Straffeflfegungen wegen Uebertretungen — 


1) a) In Betreff der richterlihen Kompetenz vergl. das Erf. bes Kompeteny 
gerichtähofes v. 5. Zuni 1852 (Juſt. Min. Bl. 1E52 ©. 254. ff. Nr. 75.), md; 
ches den Rechtsweg für guläffig und einen erhobenen Kompetenzfonflift für uube 
gründet erachtet bei der Klage eines Grundbefitzers auf Pfandgeld gegen demjenigen, 
welcher in Folge eines Vertrages mit der Regierung von einem fremden Ader 
den zum Chauffeebau nöthigen Brand abgefahren hat. 

b) Weber die zur Anwendung kommenden Recbtögrundfäße vergl. den Huflap 
in der Jur. Zeit. 1832. ©. 1116 ff. u. 1132 ff. über die actio de pastu pecons 
nad) Preuß. Recht. 

2) a) Vergl. in Betreff des früheren Verfahrens ıc. die Erlänt. oben ©. 715 
in Kap. 1. Tit. 3., insbef. den $. 2. i. des Regl. für die Weſtpreuß. Uat 
richte v. 20. Aug. 1802 und das R. v. 30. Juni 1839 nebſt 8. D. v. 11. 
April 1839. 

b) Bergl. in Betreff der bei obigen Beſtimmungen der Feld⸗P. D. berkdı 
fihtigten früheren Geſetze: 

a) im Allgemeinen die $$. 433. 434. 436. 438. 439. 9. 2. M. L 14. m 
die 88. 243 u. 247. bes Anh. zur A. G. O. 

P) in Keng anf F. 57. Alin. 2., insbefond. den $. 46, U. 2. ®. II. 17. x. 
die 8. O. für die Provinzen Preußen und Schleflen #. 5. Juli 1844 (0. 
©. 1844. ©. 2361). 

co) Bei 8$. 70—72. find die älteren Verorbn. v. 1. Mat 1803, v. 8 Ay 
1806 und antere leitend geweſen, nach welchen in verfchiebenen Gegenden Ted 
Landes unter der Benennung von Wrohnmännern, Köhrbeputationen, Bildemeißern, 
Hegemahlern, oder als Borfteher von Marken» und Haubergsgenofienfchaften f 
Beldämter befanden, welche die Feldpolizei und eine gewiſſe feldpolizeilich⸗ 
richtsbarkeit ausübten. ' 

3) Bergl. tie 6. R. der Din. des 3. n. für landw. Ang. v. 18. Mat 18% 
und des Juſt. Min. v. 18. Sept. ej. a. — Zul. Min. BI. 1849. G. 396. mi 
Din, DI. d. i. V. 1849, ©. 96 u. 193). 


| 
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mc wegen Beldfrevel — durch das 8. v. 14. Mai 1852 (8. €. 1852, 
B. 245) dahin ermächtigt worden 2), daß fle: 

a) eine Strafe in der im $. 2. a. a. D. vorgefchriebenen Form, bis zur Höhe 
von 5 Thlr. Geldbuße und mit Subſtitution einer nach 6. 335. des Straf: 
ee zu befimmenden Gefängnißſtrafe (oder Strafarbeit) vorlän: 

ig feſtſeßen fönnen, wobei jedoch 

b) gegen eine folche polizeiliche Straffeſtſetzung nur noch die Provofation auf 
Eutſcheidung durch das Polizeigericht zuläffig if. 

Indeß unterbricht diefe polizeiliche Strafoerfügung die Ver» 
äbrung. ($. 9. bes Gef. v. 14. Mai 1852, $. 339. Alin. 3. des Gtrafs 
efegb. v. 14. April 1851, $. 46. der Feld⸗P. O. v. 1. Nov. 1847). 

8) Was Hinfichtlih der Kompetenz der gewöhnlichen Ortspolizei⸗ 
ehdrden zur Beflfegung von Strafen wegen Beltfrevel gilt, findet auch 
uf die Kompetenz der Feldaͤmter (65 70. u. 72.) Anwendung. 

4) Abgefehen von diefer vorläufigen, nady dem ©. v. 14. Mai 1852 
eſchtaͤnkten Strafbefugnig der Ortspolizeibehörden, gebührt die Feſtſetzung 
es Polizeiftrafen nach den Borfchriften der Feld⸗P. DO. v. 1. Nov. 1847 
a den Landestbeilen, für welche die DB. v. 3. Ian. 1849 erlaffen ifl, den 
ar Aburtelung ver Doligeivergehen beftellten Richtern. (C. R. der Min. 
es 3. u. für landw. Ang. v. 18. Mai 1849 u. des Zufl. Min. v. 18. Sept. 
819, Min. Bl. vd. i. ®. 1849. S. 96 und Zufl. Din. Bl. 1849. ©. 396), 
eegl. 6. R. des Juſt. Min. v. 29. Juli 1649, Juſt. Min. Bl. 1849. ©. 317). 
B. In Betreff der Befugniß zur Feſtſezung von Pfand- 
eldern und Koften. 

In Betreff der Kompetenz der Ortöpolizeibehörden und Feldämter zur 
kutſcheidung Über geforderte Pfandgelvder und tie Koften für Wartung, 
Haflung und Pütterung der gepfändeten Viehſtücke ($$. 57., 55.) bes 

men: 

1) die 6 R. der Min. des I. u, für landwirthſchaftl. Ang. v. 
8. Mai 1849, und des Juſt. Min. v. 18. Sept. 1849. 

daß tie Boligeibehörden nach wie vor in ten Pfändbungsfahen nad 
8. 53—67. der Feld⸗P. O. v. 1. Nov. 1847, wegen Feſtſetzung vou Pfand; 
elden. Koften und Ausmittelung des Schadene, zu verfahren haben, weil das 
:fandgeld Feine dffentlihe Strafe, fondern eine Privatfirafe zur 
'atſchädigung des Berlegten fei. (Min. BI. d. i. 3. 1849. ©. 96. Wr. 
11., Juſt. Min. Bl. 1849. &. 396.) 


2) Nur fält jedenfalls ter Rekurs an vie Megierung fort, ohne 
Hadkficht, ob vie feſtgeſezte Summe mehr oder weniger als 10 Thaler 
trägt ($. 67. Alin. 2.) und es tritt überall rie Provokation auf gerichte 
he Erörterung und Entfcheidung an deffen Stelle. 

C. Bortbeftehente Kompetenzen der Ortöpolizeibehörden 
ad der ihre Stelle vertretenden Feldämter in Bfändungd- 
ıchen. 
Angefehen von den Befugniffen diefer Behoͤrden: 

a) zur vorläufigen Feſtſezung von Polizeiſtrafen nad Naaßgabe 

tes Gef. v. 14. Mat 1852 (f. zu A. 2.), 

b) zur Beftfegung von Pfantgeld und Koften (f. zu B. 1.) 





1) Bergl. 8. 5. n. 6. des Gef. v. 14. Mai 1852, fo wie über das fernere 
erfahren vor dem Polizeirichter die Art. 120—128. des Gef. v. 3. Mai 1857, 

f. über das Nechtsmittel des Mekurfes die 88. 165-170 ber ®. v. 3. Jan. 
—* (G. ©. 1849. ©. 14 u. 43) u. Urt. 129. des Geſ. v. 3. Mal 1852, d 
ce Die Inflr.. für bie Polizei: Anmwalte v. 24. Rov. 1852, Min. Bl. d. 1. 
2. ©. 14 ff.). ... 
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it in Bezug auf folgende, venfelben nad der Beld-P. O. übertzagem 
Befugniffe und Pflichten durch die Juftlg « Organtfation vom ). 1846 
nichts geändert: Ä 
a) wegen Entgegennadme ber Anzeige über bie vorgenommene Pfändung 
und wegen Beftimmung über die Aufbewahrung ber Bfandftäde ($. 53), 
b) wegen der Verfügung über tie Sulänglichkeit der Gicherheitsbefkellung kei 
Rückgabe der Pfänder ($. 54.), 
c) wegen DA der Koften für Wartung, Gtallung und Yükterung te 
fänder ($. 89.), 
d) — — — der Pariheien und Feſtſtellung des Thaibeheuien 
( 


e) wegen des Verſuchs eines Vergleichs ($. 59.), 

f) wegen ber erefutorifchen Kraft ihrer Protokolle ($. 59.), 

g) wegen ber DVerfleigerung der Pfanbftüde ($. 60.), 

b) wegen der Abfchäkung des Schadens auch in den zur gerichtlichen Erb 
fcheidung gehörigen Pfändungsfachen ($. 63.), 

i) wegen der Verrichtungen refp. der Beſtellung ber Dorfgerichte ober befes 
derer Taratoren ($$. 64—66.). 


Vergl. die oben allegirten C. R. v. 18. Mat u. 18. Sept. 1849, 


Zum $. 73. 


Der $. 73. bezmedt die möglichft allgemeine Einrichtung regelmäßige 
Grabenfchauen zur Erbaltung und Berbefferung ter Vorfluthsverhältife 
bei ten zahlreichen, erfahrungsmäßig zum größten Nachtheile der Adıı- 
und Wiefenkultur oft vernachläffigten Privatflüffen und Wafferabzügen. 


Dergl. das Nähere hierüber in ven Erläut. zum $. 10. des Vorfluth⸗ 
Geſ. v. 15. Nov. 1811. (f. oben S. 602—603.). 


Bu $$. 74. u. 75. 
1) Zum ©. 74. Die Feld⸗P. D. hat Kauptfächlich Sütungetontn 


ventionen und außerdem einige am bäuflgflien vorfommente 

($$. 41 — 43.) bebantelt. Der Beltpoligeigefehgehung mittel Kreit⸗ 
Diſtrikts⸗ oder Lokal» Ordnungen, auf dem im $. 74. bezeichneten Weg, 
bleibt mithin noch ein weiter Spielraum. 


Zu den Gegenftänden, worüber in ber Feld⸗P. DO. nicht verfügt, wi 
bin, je nach den drtlichen Bedürfniſſen, eine befontere Anordnung ja 
treffen ift, gehören 3.8. die Zeit der Schließung und Beauffichtigung ven 
Weinbergen, das Aebrenlefen u. f. w. 


Vergl. oben S. 708—709 Kay. I. tt. I. sub IV. A. 2, B. 5., fowk 
einzelne in älteren Feldordnungen, 3. B. der Halberflädter v. 27. Ich 
1759 (a. a. O. B. 2.) vorkommende Gegenftände. 


2) Zum $. 75. 


a) Im dem Bereiche der Gültigkeit der Feld⸗P.O. u. 1. Nov. 1847, 
mithin in denjenigen Landestheilen, für welche das A. 2. R. eingeführt iR 
— jedoch mit Ausſchluß der Mheinifchen Kreife Rees und Duisburg — 
find durch den 6. 75. der Feld⸗P.⸗O. alle früheren allgemeinen, pro⸗ 
vinziellen, fatutarifhen oder fonfligen Borfchriften über Ge⸗ 
genftände, über weldye die Feld⸗P.⸗O. Beſtimmungen enthält, außer Kraf 

efegt. Der 8. 75. weift nur auf eine einzelne Beſtimmung ver „Salben 
Räptifigen Feldordnung dv. 27. Juli 1759 Hin, deren fernere Gültigkeit and 
druͤcklich vorbehalten ift, während fih anderweite Verweiſungen auf yo 


| 


Feld⸗Pol. Befepgeb.; in Neuvorpommern nebft Mügen. 743 
r efege der gedachten Art in der Feld⸗P.⸗O. v. I. Nov. 1847 nid 
nden. 


Demnach find im Bereiche ter Belt-P.-D. v. 1. Nov. 1847 nur noch 
diejenigen provinziellen Beftimmungen orer Lokalſtatuten in Wirk- 
ſamkeit geblieben, welche ſich über Verhältniffe und Gegenftände ergehen 
oder mit folden in unmittelbarer Verbindung flehen, tie in ter Feld⸗P.⸗ 
D. nicht berährt find. 

Dahin können auch noch gerechnet werten: 

a) tie in Abfchn. V. der Wiefen-D. für ten Kreis Siegen v. 28. Okt. 
1846 (®. ©. 1846. ©. 385)‘ enthaltenen polizeilihen Vorſchriften, 
In&befontere wegen ter Hütung auf ven Wiefen, tarunter das gänzlicdhe 
Berbot ter Behürung derfelben mit Schmeinen ($. 65.) und befondere Re⸗ 
geln wegen der Ausübung und der Perioten ter Behütung mit Schaafen 
und Rindvieh ($$. 65. u. 66.), ingleichen wegen ter zeitweifen Verſcho⸗ 
nung neu= oder umgebauter Wieſen ($. 67.); 

) vie fog. Haubergsordnungen (vergl. tie allgem. Ginleit. in Br. I. 
©. XCIV. und tie Note 3. oben S. 192), welche indeß mehr für Forſt⸗ 
polizei» Gefege zu erachten find, Ta bei ter Haubergsmirthfchaft die Holz⸗ 
erzeugung Hauptzweck, hingegen der Sruchtbau und die Weide nur vore 
übergebente und Nebennukung ifl. 

b) Vergl. auch die Erläut. zum F. 1. sub I. der Feld⸗P.⸗O. (oben 
©. 719 ff.), beögl: Kay. 1. it. 1. sub IV. (oben ©. 708 ff.) und Kap. 
2. Sit. 1. sub 11, (oben ©. 717 ff.). 


Zweiter Abſchnitt. 


Die Beldpolizei-Gefepgebung in Nen- Vorpommern 
nebft Rügen und in der Rheinprovinz. 


Borbemerfung. 


Die Feld⸗P.⸗O. v. 1. Nov. 1847 gilt, wie in ten Erlänt. zum $. 1. 
und zum $. 75. derfelben (f. oben ©. 719 ff. u. ©. 742 ff.) erörtert 
worden, für die ſechs öftlichen Provinzen des Monarchie, mit Ausfchluß von 
Neuvorpommern nebft Nügen, und für die Provinz Weftphalen. Da⸗ 
gegen find für Neuporpommern nebft Rügen und für tie Rhein⸗ 
propinz die biäherigen, für diefe Kandestheile erlaffenen feltpolizeilichen 
Berordnungen in Kraft verblieben. 


l, 
Neuyorpommern und Mügen betreffend. 


In dieſen Landestheilen gilt daß gemeine Deutfche Mecht. In Bes 
treff der dafelbft zur Anwentung fommenden feldpolizeilichen Veſtim⸗ 
mungen vergl: | 

Das Provinziafrecht des Herzogthums NeusBorpommern und Rügen, bearbeis 
tet im Auftrage des K. Juſt. Min. für die Geſetz-⸗Reviſion 1836. Thl. I. u. Il., 


1ÿ) Wie in Zukunft auf dem Wege von Bezirkes, Kreiss ober Eofal-Bererds 
augen eigenthümlichen feldpolizeilichen Bedürfniſſen entfprochen werben fol, hatte 
die 103. O. ſelbſt beſtimmt. (Bergl die Erlaͤut. zum $. 25.) 
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insbef. der Abfchn. von den Pfändungen Tb. I. &. 79. ff., ferner von Gemein 
beitstheilungen Th. I. S. 91 ff., an deren Stelle jedoch jept bie Gem. .D., 
19. Mai 1851 (G. ©. 1851. ©. 371) getreten if, und von ber ee 
fiafeit Th. I. ©. 116 ff., nebfi den im Th. 1. ©. 252 ff. ©. 1 f. 1. 6 
353 f. unter Anführung der noch geltenden verfciedenen einzelnen älteren Ben 
orbnungen und Befege und Hinweifung auf tiefelben, gegebenen Erlant. 


Die wichtigften hier in Betracht Fommenten Verordnungen find: 

1) Die Polizei⸗Ordn. v. 1681 (Kap. 21. von den Bfänbungen un 
wie es tamit zu halten). (Daähnert's Samml. Pommerſcher und Aügiſde 
Sandesurfunden ıc., Bd. 3. ©. 383.) 

2) Pat. v. 29. Aug. 1808 wegen Verbots des hirtenlofen limberg 
hens des Viehes.) (Sonnenſchmidt's Samml. der für Neuvorpommern za 
Rügen ergangenen Gefepe x. Bd. J. ©. 421.) 


II. 
Die Rheinprovinz betreffend. 


Literatur. 


M. Pickhardt, Rheiniſches Rural⸗Geſetzbuch, oder orbnungsmäfige Gammlıy 
der auf die adminiſtrativen, das Forſt⸗, Jagd⸗ und Fiſcherei⸗Weſen, das Brerk 

‚ verfahren und die Polizei Bezug habenten, das platte Land insbef. betrefes 
den bürgerlichen Geſetze. Mit einen Kommentar. Nach der von der Afahrmi 
der Induftrie, des Aderbaues und des Handels zu Baris befannt gemadter, 
von einer befonderen Kommiffion verfaßten Ausgabe v. Jahre 1836 und zatır 
Beziehung auf die feit dem Jahre 1814 in ber Rheinprovinz ine Leben getre 
tenen gefeplichen Beflimmungen bearbeitet, ſowie hiernach mit den nöthigen 3u 
fäßen und Grläut. verfehen. Krefeld, 1839. 8, 

5. P. Hermens, Handbuch der in der Königl. Preuß., zum General⸗Gewerne⸗ 
ment von Nieder: und Mittel⸗Rhein gehörig geweſenen Provinzen am linkes 
Rheinufer beftehenden gefammten Forſt⸗, Jagd⸗ und Bifcherel:@efehgebung, eder 
Sammlung aller tort beftehenten, das Forſte, Jagd⸗ und Fiſcherei⸗Weſen betr. 
Geſetze, Edikte u. f. w. Im Urterte mit Angabe der Pnblifatione » Haupt: De: 
fumente und mit, einzelne Verfügungen erläuternden und bie merfwürtigken 
bezüglichen Urtheile ver cberfien und oberen Berichtehöfe und auch Aumerfas 
gen und Hinweifungen enthaltenden Noten, fowie mit einer Ginleitung zu) 
einem GSachregifter. Wachen, 1820. 8. 


A. Die vormals Naffauifhen Landestheile betreffend. 

Diefelben umfafjen den oftrbeinifchen Theil des Reg.⸗Vezirks Coblenz 
(Bezirk des Juftize Senats zu Ehrenbreitflein) — jedoh mit Aus 
fhluß ter inzmifchen zum Großherzogthume Berg gehörig geweſenen 
Reichsherrſchaft Wildenburg, zu welder leßteren die Bürgermeiſterri 
Frieſenhagen und ein Theil der Bürgermeifterei Wiffen gehörte. ') 
Dafeldft gilt (mit Ausfchluß des ehemaligen Territoriums Wildenburg), 
dad gemeine Deutfhe Recht. 

Hinfichtlich der betr. Provinzial» (eigentlich Territorial-) Befege in 
diefen Landestheilen find drei Perioden zu unterfheiden, nämlich: 

1) die Periode der vor der Heizoglich Naffanifchen Erwerbung refe 
Vereinigung (durch den Reichs⸗Deputat.⸗Haupiſchluß v. 25. Febr. 1808 
und die Mheinbunds » Akte v. 15 Juli 1806) beflandenen verfchiedenen 


1) Bergl. De. &. ©. B. Dabis, Ergänz. des Strafgefehbuchs für die Breuf. 
Staaten. Leipzig, 1853. Im Unhange, betr. ben Bezirk bes SIuftzfenats 
Ghrenbreitflein, S. 115 ff. (Dies Werf bildet den Bd. 2. der von bem Si 
Wentzel herausgegebenen Ergänz. des Sirafgefepbuche.) 


ren 5 nein et  — at un 
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Draflich Wiedſchen, Solmsfchen und Saynfcdhen, inglelhen Kurfürſt⸗ 
ih Zrierfchen, auch der Naffau»Ufingenfhen und Naffau- Weil- 
zn rgſchen Landeshoheiten; 


2) die Periode nach der Vereinigung‘ unter Herzoglich Naffauifcher 
Berifchaft ?); 
3) die Periode feit der Verbindung mit Preußen, feit 1815 u. 1816. 


AA, Die Belbpoligei-efepe und Verordnungen auß der erften Pe⸗ 
ode (zu 1.), die nur einzelne Territorien desjenigen Landestheils umfaßt, 
weicher jet den oftiheiniichen Theil des Reg.⸗Bezirks Coblenz bilder, 
Ind durch Die der zweiten und dritten Beriode zum Theil aufgehoben, zum 
Thell med ifgirt, oder auch durch die umgefchaffene Agrar-Verfaffung tbeil- 
veiſe antiquirt und befeltigt. 

Hervorzuheben find aus der erften Periode als erheblich, jedoch mit 
Rädficht auf die vorgedachte Bemerkung: 

1) die für die niedere Grafſchaft Wien (Wied-Neumier) 
slaffene Polizei-Verordn. v. 10. Behr. 1783. (Skotti's Sammil. 
Dh. I. &. 209. Nr. 204 


. . Nr. .) 
Diefelbe enthält Vorſchriften und Strafbeflimmungen: 

a) über Baumzucht ($. 18 ff.), 

b) über Biehaufſicht ($. 23 ff.), gegen das birteulofe Umhberlaufen 
bes Hornviches, fpeziell der Ziegen, fodann wegen der Schweine, wie 
ber uterhe, wegen lepterer und bes Hornviehes, namentlidh zur 

achtzeit, ' 

e) in Bezug auf die Anlegung feſter Etälle und Zäune, ferner 

d) wegen bes Viehhütens ($. 33 ff.), gegen das Cinzelhüten außer 
halb der Gemeindeheerde, wegen Annahme tüchtiger Hirten, gegen 
base Hüten in Wieſen und Baumgärten und zwiſchen befäeten 
Beldern, gegen Nachthüten, wegen der Berfchonung ber Wieſen 
bie nad) der Grummet⸗Erndie u. f. w.; enblich noch fpeziell wegen der 
Schaafhute ($. 60 ff.); Schaafe follen das ganze Jahr nickt auf Klee⸗ 
feldern, auch nicht in Gärten und Banmgärten gebütet werben, ſelbſt auf 
Brach⸗ und Gtoppelfluren nicht zwifchen befäeten und Klee: Stüden auf 
zu engen Weideräumen; 

e) gegen Obft⸗ und Krautfiehlen ($. 52 ff.). 


2) die Kurfürfilih Zrierfchen Verordnungen ®): 


a) zur Beförderung des Wiefenbaues: 


s2) ®. v. 18. Mär; 1776 (Stotti Samml. der KursTrierfchen Landes: Bers 
ordn. Br. 3. &. 1275. Nr. 722.), wonach alle Wiefen mit dem 15. März 
geibiofen und mit jeder Biebtrifft verfchont werden follen. 
bb) v. 26. Inli 1781 (Skotti a a. D. ©. 1315. Nr. 759.), wonad 
one Rüdficht auf entgegenfiebende Judikate oder Verträge, die Wieſen zur 
Aberndtung des Grummets bis Michaeli mit der Hütung zu Verfchunen; 


— 


1) Bergl. Sfotti’s Samml. der Geſetze u. Verordn., welche in den zu 1. 
dachten Landestheilen bis zu den Jahren 1815 u. 1816 ergangen. 1836. ; insbef. 

* 4. ©. 1646 ff.; ferner Skotti's Samml. der Landesgeſ. im vormal. Kur: 
ieftenth. Trier, insbef. Th. 3. ©. 1707 ff. 1711 u. 1712, 1722 |. 

2) Der größere werrheinifche Theil des Kurfürſtenth. Trier wurde nad) 
er Sranıdf. Offupyation des 3. 1794, am 22. Dec. 1799 und in Folge des Lünes 
ifler dens v. 9. Zebr. 1801 mit Frankreich verbunden, während der of; 
heinifche Theil, Ghrenbreitkein u. f. w , im 3. 1802 Naffenifch wurbe. 
Jergl. Skotti a. a. D. Br. 3. ©. 1711 ff. Auch letzteren betrafen die Alteren 
kur⸗Trierſchen Gefege, welche in dem linkerheiniſchen Theile durch die Franzoͤſ. 
Befepgebung gänzlich befeitigt find. 
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b) zur Beförderung des Fruchtbaues: 


aa) V. v. 17. Mär; 1773 (Skotti a. a. D. ©. 1283. Nr. 738.) 

bb) ®. v. 19. Zuli 1783 (Sfotti a. a. D. ©. 1327. Nr. 779.), nach dem 
alle in Brach⸗ und Stoppelfeldern angefäete Aeder mit der Hätung gäm 
lich verfchont, auch felbf die Wege dahin, zur Begegnung des Uebertrin 
des Weideviches, eingezäunt und die Ortévorſteher und Hirten baflr ve; 
antwortlich gemacht werden follen; 


c) zum Schuge der Feldfluren, ber Aeder, Bärten, Obſtanlagi 
Weinberge, Wiefen, gegen Brevel: 

aa) V. v. 5. Sept. 1768 (Skotti a. a. ©. Tb. I. ©. 1222. Rr. 6711 

wonach fämmtliche Gemeindeglieder für den Erſaß der Frevel uud iu 

Schadens bie dahin haften, daß ter Frevler ansgemitielt und angezeigt Hi; 

bb) V. v. 22. Sept. 1778 (Sfotti a. a. DO. Br. 3. S. 1297. Fr. 78) 

wonach bei Weidefreveln die Drtsvorfieher unter Verbehalt des Regrehe 

an den Hirten, dem Gigenthümer des befchädigten FIruchtfeldes ie 

den eidlich abzufhägenten Schaden verhaftet, ebenfo die Flurſchin 

für alle zur Nachtzeit verübten Befchädigungen bie zur Ermitielung td 

Thäters, ferner für die Zahlbarfeit der Flurwächter diejenigen, welche h 
angeortnet, verpflichtet find; 

cc) V. v. 2. Juni 1773 (Skotti Th. II. &. 1263. Nr. 707.), wenacd «dd 

Austreiben der Biegen gänzlich verboten wirb '). 


BB. Aus ter zweiten Periode (zu 2.) ift zu bemerfen die für das 
vereinigte Naffauifhe Gebiet erlaffene Naſſauiſche B. v. 7.1 


ae 


9. Nov. 1812. über Einfchränfung ter Hude u. Weirgangs- Geredhtfem . 


(st o1 9 Samml. der Geſetze u. Verordn. rechte des Rheins, Th. IV. ©, 16%. 
Diefe Verordnung, melche zugleich den Gharafter eine® KRulturge 
fege8 an ſich trägt, beftimmt in ihren wichtigften $$- 1. 2. (der $. 7. ie 
zieht fich auf die Waldungen): 
a) in Betreff der Beweidung der Aeder: 


$. 1. Jedem Gutsbefitzer foll die nneingefchränkte Benntzung feines Ale: 
landes chne Rüdficht auf befiehende Huts und Weibeberechtigung freigeßellt zu 
berfelbe befugt fein, das Brachfeld nacı Gutdünken anzupflanzen nnd zu bennpen: 
das wirflich angepflanıte Feld foll unter Feinerlei Berwand von Rindvieh, Edas 
fen cder Schweinen betrieben, auch das brachgelaffene Feld nur ta beweibet me: 
den, wo folches ohne Nachtheil der anfloßenden angepflanzten Weder gefchepen fası. 


b) in Betreff der Wiefenbenugung: 


$. 2. In der Benusung der Wiefen fol feine Cinſchränkung Gtatt fiaten. 
infonderbeit jedem Miefenbeflger bie Sinernttung des nach ber Heuerndte gewak: 
fenen Graſes, des ſeg. Grummets (Obmets), freiſtehen. Es türfen Baker rıt 
eingeerndtetem Grummet (Ohmet) durchaus weder Rindvieh nech Schacfheerten 
auf Wieſen getrieben werden, und ſoll außerdem die Beweidung der Wieſen durch 
Rindvieh überhaupt nur bei völlig trudener Witterung Stan finden: Schaafe aka 
follen bie zum wirklich eingetretenen Froſt — durchaus in feine Wieſen zur Wett 
getrieben werben. Fernerhin if alles Vieh von dem Zeitpunkt der im Herb Ar 
eintretenden Winter eines Jahres eröffneten Weide in den Wiefen an, un bh 
zum erſten April des darauf folgenden Jahres in die Wiefen einzulaffen. Cs 


— — —— — ib 


1) Die Wald⸗, Jagd⸗, Forſt⸗ u. Fiſcherei-Ordn. v. 3. Der. 1720 (Skein 
a. a. O. Tb. 1. S. 822. Nr. 371.), und die revid. Ordn. v. 31. Jull 15% 
(Skotti Bd 3. S. 1378. Nr. 827.) betrafen, abgefehen von ter Fiſcherei me 
dem $. 34. der revid. Forft: ıc. D., mofelbfi die Ginfrievigung mit lebendigen 
Deden angeorbnet ift, die Waldhütung: desgl. die B. v. 8. Juli 1768 (Gfett 
Br. 3. ©. 1217. Nr. 670.), in Verbindung mit der v. 30. Sept. 1768 (Eietti 
a. a. D. €. 1223. Nr. 675.), bie Anſtellung eigener Wilvhäter im jerer Grmriai 
und Erſtattung des Wildfchadens. 
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Weitt dabei den Lckalbehörben überlofen, mit vernünftiger Ruͤckſicht auf tie Lage 
mr Beichaffenheit des Bodens, ſodann auf die jeweilige Witterung, ten Tag, we 
Vie Beweibung ber Wieſen im Laufe des Märzs Monates aufhören fell, für jebe 
Drisgemarfung, ober für einzelne Wiefengründe näher zu beflimmen. 


Sodann verordnen: 


$. 3. Geld⸗ und Arbeitshaus⸗Strafe für Hirten in Rontraventionsfällen, 
jeknie die folibarifche Verhaftung der Viehbeſitzer für die Geldſtrafen, und deren 
Befrafung, wenn fie das Vieh Feinem Hirten zur Beaufſichtigung übergeben ; 

4. die Verpflichtung der Bichbefiger oder Hirten zu volßändigem Erſaß 

des Schadens, wie das Verfahren bei deſſen Abſchäzung; 
.: .$ 5. die Verpflichtung ter Gemeindekaſſe zum Erſatz des Schadens bei allen 
WBeitefreveln in Geldern und Wiefen, bei weldyen deren Ucheber unentdeckt bleis 
pen, dazu ferner die Verpflichtung des nächiten betroffenen Weidefrevlers, neben 

Gchadenerfag und Strafe für feine eigenen Frevel, auch an die Bemeindes 
Ae basjenige zu erfiatten, was aus terfelben wegen Unbekanniſchaft der Frevler 
früher bat gezahlt werben müſſen; 

$. 6. die Strafe der Flurſchüßen, (benen % aller Geldſtrafen als Denuncians 
teuläntgeil zufommen foll) für den Ball, daß während ihrer Dienflzeit mehrere 
uaenidecdte Weidefrevel vorgefommen, — endlich 

5 daß alles Austreiben der Ziegen aus dem Stalle bei Sirafe verboten 





CC. Aus der dritten Periode (au 3.) find nur zu bemerken: 

3) tie PolizeiO. v. 21. Non. 1836 über die Bewirthſchaftung der 
Sauberge in den Uemtern Freusberg und Friedewald, Kreis Alten- 
Etschen, welche indeß mehr für ein Forſt⸗Polizei⸗Geſet zu erachten ift; 

2) das ©. v. 5. Juli 1844 über tie Beigränfung der Nachtweide und 
das Einzelnhüten des Viehes 1) (®. ©. 1844. ©. 263), welches für den 
ganzen Umfang ber Rheinprovinz gilt ®). 

B. Die üßrigen auf dem rechten Mbeinufer belegenen 
Theile ver Nheinprovinz betreffend, und zwar: 

1) die Kreife Reed u. Duisburg (zum Appellationsgerichtsbezirke 
Hamm gehörig), wo das A. 2. R. gilt, 

2) die anderen rehtscheinifchen Theile — (mit Ausfchluß 
der vormals Naffauifchen Lanrestheile), — (zum Appellatlonsgerichtsbezirke 
Kin gehörig), wo der Code civil gilt. 

(Bormalige Herzogthämer Eleve und Berg und einige Stifter.) 

1) In den vormals Herzoglich Bergiſchen Territorien ®) if: 

a) noch in theilmelfes Geltung tie BrhchtensDrtnung des Herzogthums 
Berg v. 2. Nov. 1802 (Skotti a. a. D. Nr. 2665.), 

b) der Grundſatz anerkannt, daß Niemand aus Rückſicht auf die Hü- 
tungdgerechtfame Anterer in ver Kulturart und Benugung feiner Grund⸗ 
öde einer Beſchraͤnkung unterworfen ift, Infofern nicht legtere auf rechts⸗ 
ee ausdrüdlicher Willenserklärung oder ermiefener Obſervanz 

& 


1) Bergl. in Br. I. S. 900 - 901. 

2) Vergl. indeß Art. IN. des Crgäͤnz.⸗Geſ. v. 22. Mai 1852 gom Ginführungegef. 
bes Gtrafgelepbuche, wonach die 68. 41.42. 43. der Beld:P. O. v. 1. Rov. 1847, 
feweit fie Eutwendungen von Brücten und anderen Bobenerzeuguifien betreffen, 
als fubfidiarifches Polizeikrafrecht auch in den vormals Naffauifchen Landestheilen 

ten. 

3) Vergl. darüber: Salm u. Schmitz, Brgänz. des Strafgeſetzbuchs für bie 
Brenf. Staaten. Leipzig, 1853. (Bp. 3. der von dem Präft. Wengel heraus⸗ 
gegeb. Ergänı. des Eirafgefepb.), ©. 810 — 816. 

4) Bergl. Grörtesung der bei der Berathung des revidirten Sutwurfs bes 
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2) In allen zu B. gedachten Landestheilen fleht gleicherweife Tas ©, 
v. 5. Juli 1844 wegen Beichränkung der Nacktmeide und des Einzelnfk- 
tens !) (8. ©. 1844. ©. 263) in Kraft; 

3) in den zu B. 2. gedachten Landestheilen gilt das Geſ. v. 31. Ian. 
1845. (Vergl. unten sub C. ad BB.) 

C. Den auf der linken Seite des Rheins belegenen Zheil 
der Mheinprovinz betreffend (zum Appellationsgerichtsbezirke Kölı 
gehörig), wo der Code civil gilt. ®) 

Für dieſen Theil der Mheinprovinz fint zu erwähnen: 

AA, In Betreff der materiellen Beflimmungen: 

1) Der in den früher Branz. Departementd des Iinfen Rheinufers iz 


J. 1795 publicitte fogen. Code rural v. an 1791 2), welcher u 


feinem aus 45 Nrtifeln beftehenden Titel II. umfaffende Borfchriften u 
Strafbeflimmungen über die Feldpolizei enthält. 

Nachdem der Titel I. allgemeine ‚Bringiplen über das ländliche Eigm- 
thum aufgeftelt, ferner Beftimmungen über tie Verpachtung Tändiide 
Grundftüde, fodann beſondere Beflimmungen zum Schuge der [äntlige 
Arbeiter, Inventarien u. f w., über Viehhaltung unt Biehmelte in 
fehaftlicher oder beſonderer Heerde, ingl. über Koppelhütung und Cinfdhe 
Bungsrecht, über die Freiheit der Erndten, indeß zuläffige Schließung ie 
Weinberge, über Kommunifationsmwege und Feldhüter, getroffen hat, befkimm 
der Polizei⸗Koder (Tit 11): 

1) die Gerichtsbarkeit der Friedensrichter und der Gemeindebeamten, wie tk 
Aufficht der Feldhüter und Genéd'armen für die Feldpolizei (Art. 1. m. 2), 

2) über Geld: und Gefängniffirafe, wie über die Entfdäbigung, ingl Be 
die Haftbarfeit von Ehemännern, Bätern, Müttern, Bormündern, Dienſtherrſchch 
ten für die durch ihre Frauen, Kinder, Dründel, Dienftboten n. f. w. begangen 
Feltfrevel (Art. 2. bie 8.), 

3) über Revifion der Scornfleine und Defen buch tie Bemeindebrenin 
und die Strafen auf feuergeführliche Vernachläſſtgung derfelben (Art. 9.), 

4) die Strafen für Beueranzünten auf dem —* (Art. 10.), 

5) wegen Verkaufs von Thieren außerhalb der ordentlichen Märkte (Url. 11.) 

6) über Pfändung des Viehes, welches Schaden verurfacht bat, Berkaftum 
der Viehbeſiher und die Erlaubniß, Geffügel zu tödten (Art. 12. u. 13.), 

7) ſodann befondere Strafen für diefenigen, welche Bruchtbäume befchätiges 
(Art. 14.), welche in fehäblicher Weile Waſſer auf ein anderes Brundeigratkes 
entladen (Art. 15.), wie für Triebmwerfsbeflper, welche zum Nachtheil der Nacken 
das Wafler aufftauen (Art. 16.), auf Befchätigung von Gräben und Einfaffungm 
lebentigen Heden u. f. w. (Art. 17.), " 

8) Strafen für diejenigen, deren Ziegen außerhalb der Bemeindeweiten de 


— — — — 


Provinz. Mechts des Herzogihums Berg vom 7. Ausſchuſſe tes 5. Rheiriſches 
Provinziallandtages angeregten Bedenken, ©. 38, und Zufammenflellung des ia 
den oftrheinifchen Theilen des Reg. Bez. Koblenz noch geltenden Provinz.⸗ m. Pen 
tifulars Rechte, Berlin, 1837. S. 169, ingl. den revid. Entwurf S. 20-11 u 
—*8 44 ff. des revid. Entwurf des Provinz R. des Herzogth. Cleve cd 
rheinifch. 

1) Bergl. in 3b. 1. S. 900 - 901. 

2) Bergl. das oben ©. 747. Rote 3. allegirte Berl von Galm u, Edi 
©. 163— 219, wo fich auch bie fämmtl. betr. Geſetze abgetrudt finden. 

3) Dies Geſetz führt den Titel: „„Decret concernsnt les biens et les usage 
ruraux et la police rurale.“ Vergl. daffelbe in Bormann’s u. v. Daniels 
Handb. Bd. 2. ©. 157, und in dem alleg. Werke von Salm nm. Ghmig E. 
169 ff., wefelbft fih auch eine Dentfche Ueberfegung findet und die auf tee Eeſch 
bezuglichen neueren Brlaffe und Iudifate berüdfichtiget werben ſind. 
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aßerhalb ber gemeinfchaftlichen Heerbe angelroffen werben, ober Fruchtbäume, 
den, Weinberge u. f. w. befchädigen (Art. 18.), 

9) Strafverbote gegen Bigenihümer oder Pächter, welche fi zum Zwed der 
niedrigung ober nacbtbeiligen Feſtſtellung bes Arbeitss oder Dienſtlohns vereis 
Igen, umgelehrt gegen Arbeiter und Dienftboten, welcde dergl. Vereinigungen zum 
wed der Lohnerböhung eingehen (Art. 19. n. 20.), 

a zeriähriften wegen bes Achrenlefene und Nachharkens, wo daſſelbe üblich 

11) daß die Hirten und Schäfer ihre Heerden in die abgeernbteien Felder 
n 2 Eogt nach gänzlich vollendeter Erndte eintreiben dürfen, nebſt der Strafe 


12) oin Berbot des Auftreibens mit anfledenden Krankheiten bebafteter Vieh⸗ 
erden auf die gemeine Weide (Art. 23.), 

13) Berbot der Viehhütung dritter Perionen auf Fünftlich angelegten Wies 
s, in Weinbergen, wie in Frucht⸗,, Maulbeers und andern von Menfchenhand 
gelsgten Baumpflanzungen (Net. 24.), 

18) Berbot ber Weide mit den vom Markt oder von einem anderen Ort zus 
führten Thieren (Art. 25.), 

15) die Strafe und die Pfliht zum Schabenerfab für diejenigen, welche ihr 
eh in den Erndten Anderer weiden laflen (Art. 26.), wie für diejenigen, welche 
es befäcte Felder, wie über Grundſtücke, auf denen das Getreide in Halmen 
56 reiten ober gehen (Art. 27.), 

- 16) die Strafe desjenigen, welcder vor der Meife Heine Duantitäten noch 
Enen Getreides oder anderer Bobenerzeugnifie, ohne bie offenfundige Abficht dee 
lebRahls, abfchneibet oter zerftört (Mrt. 28.), 

17) die Strafen für Beſchädigung und Zerfldrung von Erndten, wie von 
lanzen eines Anderen überbaupt ( Art. 29.), für vorfägliche, boshafte Verwun⸗ 
ng von Thieren auf dem Grundeigenthum eines Andern (Art. 30.), Zerflörung 
m Ackerwerkzeugen auf offenem Felde (Art. 31.), Serförung oder Berfeßung von 
renzſteinen, Srenzbäumen und anderen Grenzmerkmalen (Art. 32.), Wegnahme 
8 Düngers ober Mergels vom Felde (Art. 33.), für Diebflahl von Bodenerzeug⸗ 
Ren, die zur Rabrung der Menfchen dienen, oder anderen nüglichen Erzeugniffen 
ist. 


18) bie Bntwendung ber Erndie in Körben und Säden, oder mit Hülfe von 
Mihieren, foll mit dem beppelten Betrage des Schadens und außerdem mit Ge⸗ 
iS beflraft werden (Art. 35.); ebenfo die Entwendung von Holz auf dem 
bien (Art. 36) und mit noch fchwererer Strafe der Diebſtahl von hochſtämmi⸗ 
m oder Schnittholz oder aus anderen Baumpflanzungen, die Privatperfonen ober 
emeinden gehören, welcher auf Karren oder mitielft der Tracht von Laſtthieren 
zübt wird (Art. 37.), 
19) die Strafen für Beſchädigungen durch einzelne Biehflüde oder Heerden 
Gehölzen, nach Maaßgabe der VBiehart, des Alters des Holzes, ob ein Hirte 
genwärtig und dieſer bei der Kontravention rüdfällig iR (Urt. 38.), 

20) die Strafe für Schmälerung öffentlicher Wege (Art. 40.), für Niebers 
ISen von Umzäunungen von Seiten der Relfenden, die fich einen Weg über das 
tb bahnen wollen (Mrt. 31.), gegen Reifende, welche durch fchnelles Fahren 
hiere überfahren und töbten oder verwunden (Art. 42.), ingl. für das Abfchneis 
uw ober Zerſtoͤren von Alleebäumen (Art. 43), endlich für das Wegnehmen von 
afen, Erbe oder Steinen ans Öffentlichen Wegen, wie von ähnlichen Materialien, 
elſche den Bemeinden gehören, ohne Erlaubniß, oder wenn bieferhalb Fein bie 
chin noch nicht aufgehobener Gebrauch im Intereſſe der Agrifultur beſteht. 

Dabei kommen In Betracht: 

a) einige vereinzelte Beflimmungen über vie Feldpolizei und die allges 
einen Brundfäge wegen Uebertretungen, früher im Code penal Art. 471 ff., 
gt in dem an Stelle des Code penal getretenen Strafgefegbuch v. 14. 
weit 1851 66. 347. 349., und 

b) über das Verhaͤltniß des Strafgefegbuche zu den Feldpolizei⸗ 


EN: a Gutachten des Franzoͤſiſchen Staateraths v. 3 Bebr. 1812, 
Josmann d. v. Daniels a, a. D.), ingl. 


DAS WUBITEIDEN DES Ziegenvieyes Auf DIE ZUEIDE wiederyoit Der 
Ginpflöden eines ſolchen Thieres im reiten lediglich auf dem P 
feines Beflgers geftattet, für jeden Kontraventionsfall außer dem 
fammt Koften eine Strafe von F Thaler angedroht if; *) 


4) C. R. des Min. des I. u. d. P., des Königl. Gau 
v. 1. Mai 1889 (v. 8. Ann. Br. 39. S. 365), wonach die A 


dag Eltern, VBormünder, Ehemänner und Dienftberen bei Zum 
ihrer Kinder und Pflegebefohlenen sc. gegen das Rurals@efeh v. 
für die Gerichtsfoften civiliter verbaftbar find, 


in Uebereinftimmung mit dem R. des Jufl. Min. v. 20. Ja 
die richtige erflärt iſt. 

5) Das für den ganzen Umfang der Rheinprovinz er 
5. Juli 1844 über die Beſchränkung ter Nachtweide und das 
des Viehes in der Mheinproving. (9. ©. 1844. ©. 263.) 


BB. In Betreff des Berfahrene. 


In diefer Beziehung if das ©. v. 31. Ian. 1845 über 
sen in Walde, Feld-⸗ und Jagd⸗Frevelſachen bei Civil⸗Cinred 
des Appellat.⸗Gerichtshofes zu Köln (G. ©. 1845. ©. 95) m 


Zweite Iinter: Abtheilung. 
Bon der Beförderung des Pflanzenbaued und de 
Kultur. 


Dahin gehören insbefondere: 
I. Die Sorae fur Ausrottuua ſchädlicher Wucher 
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t) — Fa Reg. zu Köelin v. 19. DR. 1821. (v. 8. Ann. Dt. 5. 

2) Bas der Meg. zu Danzig v. 15. Febr. 1822. (a. a. D. Bd. 6. 
63). 


17. Dee. 1821 
29. Maͤrz 1822. 


©. 59). 
4) Vubl. des Db. Präf. ter Provinz Weſtphalen v. 8. Sept. 1822. 
(a. a. D. Br. 6. ©. 606)., 


I. Die Sorge für Vertilgung ſchädlicher Thiere. 
Sterüber find ergangen: 
1) Ueber Bertilgung der Raupen. 


a) Publ. der Reg. zu Königsberg v. 5. Narz 1821, betr. base Abraupen 
der Bäume. (v. 8. Ann. Br. 5. ©. 33). 
b) Bobl- bir Reg. zu Breslau v. 14. Dft. 1821, der Reg. zu Liegnip 
27. ej. m., der Reg. zu Bofen v. 25. Hop. ej. und der Reg. zu 
Königöbers B 10. Nov. ej., betr. die Wertilgung der Gpannraupe. 
(a. a. O. Br. 5. ©. 847). 
4) Bubl. der Reg. zu Köln v. 20. Dir, 1022. betr. tie Abrampung ber 
- Bäume und Heden. (a. a. D. Br. 6. ©. 65). 
d) Publ. ber Reg. zu Liegnip v. 21. Der. 1822, betr. bat Abraupen ber 
Bäume in ten Bärten und Umgebungen. (a. a. D. Br. 6. ©. 875). 
0) Bubl der Reg. zu Magdeburg v. 6. Febr. 1831, beit. die Vertilgung 
ber den Obſtbäumen fchädlichen Ranpen. (a. a. D. Br. 15. S. 39). 
N Dabı. ber Reg. zu Marienwerder v. 26. Aug. 1838, betr. die Bers 
tigung der Erdraupe. (a. a. D. Bp. 22. ©. 630). 
g) lieber die Heranziehung der Kreishülfe zur — ſchaͤdlicher 
Raupen, Buppen und metterlinge vergl. das C. R. in. dee 9. 
d. P. u. des Königl. Haufes v. 4. Juni 1840 (in. Bl. 2.1.8. 
1840. ©. 199, Nr. 333.) und das R. derfelb. Min. v. 31. Inli 1840). 
(.e«.dD.e©,. 331, Mr. 589.). 


2) Ueber Bertilgung der Sperlinge und Krähen. 


a) Ed. v 11. Det. 1721, wegen Ausrotiung der Sperlinge. ( C. C. N. 
Tom. V. Ubth. 3. Kap. 2 ©. 2, Nr. 33., Rabe, Bd. J. Abth. 1. S. 600). 

b) Renoniztes tb. v 8. San. 1731 wegen Ausrottung der Sperlinge. 
C. C. M. Tom. V. Abit. 3. Kap. 2. ©. 377, ‚Rabe, Br. 1. 
Abth. 2. ©. 75). 

©) Benosirtes und geichärftee Ed. v. 22. Juni 1744, wegen Yusroftung der 
Sperlinge und Kräben. (C. C. M. Cont. II, ©. 149, Mr. 17. ©. 1734, 
Rabe, Bd. I. Abih. 2. ©. 199). 

d) Ed. v. 9. Der. 1764, wegen Bertilgung der ſchaͤdlichen Hamſter unb 
und Gperlinge im Serzogtäume Br dem Fuͤrſtenthume Halbers 
ſtadt und der Brafichaft Hohnflein. abe, Br. I. Abth. 3. S. 77). 

®) Publ. der Reg. zu Aemebers v. Mir, 1817, betr. die Bermiudes 
rung der Gperlinge. (v. 8. Ann. Bd. 1. H. 1. ©. 73, Rr. 56.). 

DR. des Min. dee 3. v. 9, Aug. 1818 an tie Reg. zu Köln, betr. die 
Ablieferung der Sperlingsföpfe. (v. K. Ann. Br. 2. ©. 682). 


3) Ueber Vertilgung der Feldmäuſe und —V 


u) Bergl. das oben ad 2. sub d. alleg. Ep. v. 9. Dec. 1764. 

&) Bubl. ver Reg. zu Reichenbach v. ı Öft. 1518 und der Neg. * 
Oppeln v. 15. Der. ej., betr. tie Vertilgung der Feldmäuſe. (v. 
Ann. Br. 2. ©. 998). 

@) Bubl. der Reg. iu Reden v. Fir April 1822, beir. die Bertilgung ber 
Seldmäufe. (a. a. D. Br. 6. ©. 366). 

q) But, Hi Ben an — v. 2. Juli 1822, denſelb. Gegenſtand 

©) Publ. des Ob. Art ber Provinz Sachſen v. 26. Sept. 1842, bein 


3) au dee Reg. zu Trier v. (a. a. O. Br. 6. 
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A) Art. ITI. des Gef. v. 22. Mat 1852. (G. ©. 1852. ©. 251.) ‘ 
Bergl. auch die Erläut. zum $. 25. Beld-P. DO. v. 1. Nov. IM 
oben S. 724 ff. - 
2) Das ©. v. 10. Aug. 1796, betr. die Unterdrüdung der Feld⸗ un 
Forſtfrevel. (v. Daniels Br. II. ©. 390. Nr. 205.) 

Daffelbe beftimmte: 

a) die Borm der Thatbeſtands » Protofolle über das Feld⸗ m 
Waldhuͤten, 

b) das Maximum der Strafen für Feld⸗ und Waldfrevel. 


Dazu: 

3) Publif. der Reg. zu Koln v. 15. Nov. 1821. (v. 8. Han. 93 
©. 849), wonach: 

das Austreiben des Ziegenviches auf bie Weide wiederholt verboten unt ve 
Einpflöden eines foldhen Thieres im Freien lediglich auf dem Privateigentiun | 
feines Befigers geftattet, für jeden Kontraventionsfall außer dem Gchabenscie 
fammt Koften eine Strafe von $ Thaler angedroht if; "). 


4) C. R. des Min. des I. u. d. P., des Könige. Hauſes m. ta 
y. 1. Mai 1839 (v. K. Aun. Br. 39. &. 365), wonady die Anſicht: 

dag Eltern, VBormünder, Ehemänner und Dienſtherrn bei Zuwiberhen 
ihrer Kinder und Pflegebefohlenen sc. gegen das Rural⸗Geſetz v. 6. Dit. 191 
für die Gerichtskoſten civiliter verhaftbar find, 


| 
I 
in Liebereinftimmung mit dem R. des Juſt. Min. v. 20. San. 1839, fk 
die richtige erflärt ifl. 

5) Daß für ven ganzen Umfang der Nheinprovinz erlaffene @. ı. 
5. Juli 1844 über die Beſchraͤnkung der Nachtweide und das Ginzelnhüns 
des Miehes in ter Mheinprovinz. (9. ©. 1844. ©. 263.) 

BB. In Betreff des Verfahrens. | 


In diefer Beziehung iſt das ©. v. 31. San. 1845 über das Berfeh 
sen in Wald«, Feld⸗ und Jagd⸗Frevelſachen bei Einil-@inreden im Bakl 
des Appellat.»Berichtähofes zu Köln (8. ©. 1845. ©. 95) maaßgebend 


Zweite linters Abtheilung. 
Don der Beförderung des Pflanzenbaued und der Baum 
Kultur. 


Dahin gehören insbeſondere: 
I. Die Sorge fur Ausrottuug ſchädlicher Wuchergewächſe. 
Sieräber find verſchiedene Verfügungen der Provinzial = Behärken m 


1) Das Verbot der Schaafs und Ziegenhütung in den Kommunal: Wales 
gen auf der linken Seite des Rheins befand laut Art. 13. des Tie XIX. der 
Forſt⸗Ordn. vom Monat Aug. 1669 und Art. 801. der von dem Reg.-Remmiles 
su Mainz mittelft Befchluffes v. 10. Brumaire des 3. VIE. befaunt 
Berorbnungen, und iſt beflätigt durch das R. des Min. dee 3. u. der Y. v. W 
Juni 1838. (v. K. Ann. Bd. 22. ©. 340. Nr. 65.) 
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1) Bu der Reg. zu Köelin v. 19. Of. 1821. (v. KR. Ann. Br. 5. 
840 

2) galt. ber Reg. zu Danzig v. 15. Febr. 1822. (a. a. D. Br. 6. 
63). 


17. Dec. 1821 
29. März 1822. 


4) DOb bes Ob. Bei dee Provinz Weftphalen v. 8. Sept 1822, 
(a. a. DO. Br. 6. ©. 606). 

II. Die Sorge eür Bertilgung ſchädlicher Thiere. 

Sierüber find ergangen: 

1) Ueber Vertilgung der Raupen. 
a) Bubl. der Reg. zu ntaeberg 25 5. „an 1821, betr. das Abraupen 


3) Dust der Reg. zu Trier v. (a. a. O. Bd. 6. 


der Bäume. (v. 8. Ann. Bd. 
b) Bubl. der Reg. zu Breslau * 14. DR 1821, der Reg. zu Liegnitz 
v. 27. ej. m., der Reg. zu VPoſen v. 25. Hov. ej. und der Reg. zu 
Königebers v. 10. Nov. ej., betr. die Wertilgung der Gpannraupe. 
(a. a. O. 8b. 5. ©. 847 
e) Publ, der Reg. zu Köln v. 20. Dir 1822, betr. die Abraupung ber 
. Bäume und Heden. (a. a D. Bd. 6. ©. 6 65). 
d) Bubl. der Reg. au Liegnig v. 21. Der. 1822, betr. bat Abraupen der 
Bänme in ten Gärten und Umgebungen. (a. a. D. Br. 6. ©. 875). 
e) Publ. der Reg. zu M agbeburg v. 6. Febr. 1831, betr. die Vertilgung 
der ben Obfibäumen fchäblichen Ranpen. (a. a. D. Br. 15. ©. 39). 
) Bub. ber Reg. zu Marienwerder v. 26. Aug. 1838, betr. die Ders 
yage® dee Erdraupe. (a. a. D. Bd. 22. ©. 630). 
die Heranziehung der Kreishülfe zur Bernichtn fchädlicher 
? Banden, Puppen und Schmetterlinge vergl. das C. R. in. des 3. 
n. d. B. u. des Königl. Haufes v. A. Juni 1840 in. Bl. d. i. B. 
1640. ©. 199, Nr. 333.) und das R. derſelb. Min. v. 31. Juli 1840). 
(c. a. O. S. 331, Mr. 589.) 


2) Ueber Vertilgung der Sperlinge und Krähen. 


a) St. v 11. De 1721, wegen Ausrottung der Sperlinge. ( C. C. =. 
Tom. V. Abth. 3. Kap. 256 2, Nr. 33., Rabe, Bd. I. Abth. 1. S. 600). 

b) Renesirie @. * 8. Jan. 1731 wegen Auerottung der Sperlinge. 

a Tom.. V. Abib. 3. Rap. 2 377, ‚Rabe, Bd. 1. 

in. 2 . S. 75). 

cd) Benaviries und geichärftes Ed. v. 22. Juni 1744, wegen Ausrottung ber 
Sperlinge und Reiben. (C. C. M. Cont. IL ©. 149, Ar. 17. ©. 1744, 
Rabe, Bd. I. Abth. 2. S. 199). 

da) &. v. 9. Dec. 1764, wegen Bertilgung der fchäblichen Hamfter und 
and Gperlinge im Herzogthume u dem BücRentäume Salbers 
ſtadt und der Grafichaft Hohnſtein. abe, Bd. I. Abth. 3. S. 77). 

eo) Publ. der Reg. zu Mensberg v. März 1817, beit. die Bermiubes 
sung der Gperlinge. (v. 8. Ann. Bd. 1. H. 1. ©. 73, Rr. 56.). 

NR. des Min. dee I. v. 9, Aug. 1818 an tie Reg: zu Röln, betr. die 
Anlieferung der Sperlingsföpfe. (v. K. Ann. Br. 2. S. 682). 


3) Ueber Vertilgung der Feldmäuſe un Hamſter. 


a) Bergl. das oben ad 2. sub d. alleg. Ed. v. 9. Dec. 1764. 

b) Vubl. der Reg. zu Reihenbab v. 21. Oft. 1818 und ber Neg. * 
Oppeln v. 15. Dec. ej., betr. die Vertilgung der Jeldmäuſe. (v. K 
Aun. Br. 2. ©. 998). 

e) Publ. der Reg. iu deben v. F Aurel 1822, betr. die Bertilgung ber 
Veldmäufe. (a. a. D. Bd. 6. ©. 366). 

d) Bubl. der nt au Düffelberf v. 2. Juli 1822, benfelb. Gegenſtand 
bete a. ©. 368 


0) Bub. m Ob. Praͤſ. *. Provinz Sachſen v. 26. Sept. 1812, bein 
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‚die Bertilgung der Feldmäufe und Hamſter. (Min. Bf. dv. i 8. 181 
S. 349, Nr. 478.). 


f) Bubl. der Reg. zu Merfeburg v. 26. Nov. 1842, betr. tie Bertilges 
) der Hamiter. (a. a. D. 1843. ©. 16, Nr. 28.). 
4) Ueber Vertilgung der Schneden. 
a) Publ. der Neg. gu Minden v. 13. Oft. 1830, betr. die Bertilgung ke 
Schneden. (v. 8. Ann. Bd. 14. S. 760). 
b) Publ. der Reg. zu Oppeln v. 27. Rov. 1845, betr. die Bertilgung ie 


nadien oe oder Ackerſchnecken. (Min. BL d. i. B. 1845. GS. 
r. 58.). 


5) Ueber Bertilgung des fogen. Neitmurms (Maulwurfsgrille) * 
bas Fubtg der Meg. zu Magdeburg v.,5. März 1835. (v. K. Anu. 9. 
20. ©. .) 

6) Ueber Bertilgung der Heuſchrecken oder eprengfel vergl tal 
Publ. der Reg. zu Stettin v. 27. Juli 1827. (v. 8. Inn. Bd. 11. ©. 6%) 

III. Die Sorge für Beförderung der Obſtbaumzucht und ie 
Gartenbaues. | | 

1) Die Sorge für Obſtbaumzucht wird im ß. 36. des Landel⸗ 
Kult. Er. v. 14. Sept. 1811 1) mit dem Bemerfen empfohlen, daß ms 
namentlich die Bepflanzung der Belder und Wege *) mit geeigneten O 
bäumen erfprießlich fei. 

2) Don Seiten ver Staatd- Megierung {ft auf die Beförderung ta 
Obſtbaumzucht und des Gartenbaues einzumwirfen gefucht worden: 

a) durch Empfehlung der Errichtung von Obſtbaum⸗ Schulen 
(Induftrie-Gärten) bei jeder Elementar-Schule unter Aufficht und WRitelr 
fung der Schuflehrer und Geiſtlichen, fowie durch Anorduung der Erthei⸗ 
— vziuiſchen Unterrichts in der Obſtbaumzucht Seitens der Glementar 
ebrer. ® 

Bergl. In diefer Beziehung die Publikanda der veg zu Nünſtern 
24. Febr. 1818, zu Minden v. 3. März ej. und zu Arnsberg v. 12. 
ej. m. (v. 8. Ann. Bd. 3. S. 6770), vedgl. der Meg. zu Arnsberg e. 
10. Juli 1821 (a. a. O. Bb. 5. ©. 587), der Reg. zu Oppeln v. 27. 
Sept. 1823 (a. a. D. 3b. 7. S. 607), desgl. die ri R des Ober-Pri. 
der Provinz Sachſen v. 28. San. 1833 (Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 8 
Mi. 1 und der eg. zu Trier v. 19. Behr. 1843 (a. a. D. ©. 8 

r. .). 

b) dur Errichtung der Königl. Landes » Baumfchule und Bärtumw 
Lebranftalt zu Schöneberg und Potsdam. 

Dergl. hierüber die Publ. ver Meg. zu Minden v. 18. Febr. 18% 
(v. 8. Ann. Bd. 8. S. 127—136) und der Meg. zu Magdeburg v. 3 
Febr. 1834 (a. a. D. S. 135 — 140). 

Das revidirte Statut der Gaͤrtner⸗Lehranſtalt und der Zandes-Waumfäuk 
zu Pot S dam, fowie ver drei Betrieböpläne derfelben, nebft der Beflärigungb 
Klaufel v. 12. März 1854 if} abgedruckt Im Königl. Preuß. Staatsanzeiger pre 





— — — — — — —, 


© 1) Dergl, in Br. I. S. 96, und tie Grläut. dazu in Br IL uf. i 
1 


2) Bergl. die Seitens der Brovinzials Behörden ertheilten techniſchen Ie 
firuftionen über das Verfahren bei Bepflanzung ter Wege mit Bärmen ik 
v.Rönne’s Wegepolizei. (Th. VI. Bd. 4. Abih. II. dieſes Werkes), ©. 4271. 

3) Das Bubl. des Kammmergerihts v. 9. Aug. 1810 (v. 2. Am 
Br. 3. ©. 670.) empfiehlt den Geparationss Kommiflarien, die Iuterefienten bei 
Semeinheitstheilungen zur Gewährung des geeigneten Termins zu reiner Obfibaze- 
Säule zu veranlaſſen. | 


Erhaltung und Verbeſſerung des Viehſtandes. 753 


4854 Nr. 68. u. 60. ©. 505 ff. u. S. 513 ff. u. im Min. Bl. d. i. V. 
1854. ©. 76. Nr. 98. 

c) Durch Empfehlung guter Schriften über Obſtbaumzucht.1) 

3) Zur Beförderung des Sartenbaues bat fi ein „Berein zur 
Beförderung des Gartenbanes im Preuß. Staate“ gebildet, deſ⸗ 
fen Statuten durch die Allerh. 8. O. v. 4. Juli 1822 genehmigt worden 
ſind, welche dem Vereine zugleich Korporationsrechte und Portofreiheit be+ 

Q 


willigt bat. 2) (Vergl. die alleg. K. O. nebfl den Vereins Statuten in v. R. 
Han. Bd. 6. ©. 864—874.) 


Dritte Inter: Abtheilung. 
Bon der Erhaltung und Berbefferung des Viehftandes. 


Erfter Abſchnitt. 


Bon der Verbefferung der Pferdezucht. 


I. Die Königl. Landgeſtüte. 

Diefelben find dazu beflimmt, vie VBefchäler zus Veredlung der heimi⸗ 

Pferderacen im Beflge der größeren und kleineren Gutsbeſitzer und 
der Pleineren ländlichen Srundbeflger ) abzugeben, wozu fle jährlich nach 


1) Als ſolche werben empfohlen: Baͤdeker's Verſuch eines kurzen und faß⸗ 
Gen Unterrichts in der einfachen Obſtbaumzucht Coergl. Bubl. der Reg. zu Op⸗ 
yeln v. 27. Sept. 1323 in v. K. Ann. Br. 7. ©. 607.), nebft der ale Anhang 
u diefer Schrift herausgegebenen Anleitung zur zwedmäßigen Bepflanzung der 

Ben und Wege mit Obits und Waldbäumen. Gntworfen von der K. Meg. zu 
Marienwerder. Straßburg bei Zimmermann (empfohlen durh das G. NR. des 
Din. der geifll. ıc. Ang. v. 31. März 1830 in v. K. Ann. Bd. 14. ©. 317.); 
Vesgl. die gefrönte Preisihrift: W Hinfert, Unterricht in der praktiſchen Obſt⸗ 
un x. Münden, im Gentral: Bücherverlage (empfohlen durch daſ—⸗ 

t .M. 


2) Dieſer Verein, dur welchen die oben erwähnte Gaͤrtner⸗-Lehranſtalt zu 
Botsdam und Schöneberg zuerft ins Leben gerufen worben ift, hat (nad $.1. 
der Statuten) zum Zwed: Beförderung des Gartenbaues im Preuß. Staate, der 
Dößbanmjudht in allen ihren Zweigen, des Baues ber Gemüfe und Hanbelskräus 
ter, der Beziehung der Zierpflangen, der Treibereien und ber bildenden Gartenkunſt. 
— Ueber die Mittel zur Brreihung bdiefer Zwecke (insbef. auch durch Ausflels 
Inngen, Praͤmien, Belehrungen, Herausgabe der Verhandlungen des Vereins) al 
$$. 2. u. 3. der Statuten. — Nachrichten des Vereins über Obflfultur vergl. in 
v. 8. Am. Bd. 16. ©. 633-641. 

3) Das Publ. des Chefs fümmtliher Haupts und Landgeflüte v. 6. Juni 
1829 (v. K. Ann. Br. 13. S. 277) macht befannt, daß „zur Beförderung ber 
Landes s Pferbezudht Allerhoͤchſt angeordnet worden, ben Berbegüchtern aus ber 
Kaffe der Heinern laͤndlichen Grundbeſitzer die Bedeckung ihrer Zuchtſtuten durch 
E. Landbefhäler vorlänfig auf drei Jahre unentgeltlih zu gewähren, wenn fle 
dazn gute und vorzugsweife bereits von K. Landbefhälern gezogene Stuten vors 

en,” unb dag „die K. Landgeflüts » Offizianten angewieſen worden, bei ihren 
Bereifungen der Beichäl:Stationen im Brühjahr und Herbſt auf diejenigen Stuten 
Wr Pferdezüchter aus ber Klaſſe der kleinern laͤndlichen Brundbefiger, weldhe nach 
der ißnen ertheilten befonderen Inſtruktion ber gewährten Begünitigung würbig bes 
funden werben, Beſcheinigungen zur unentgeltlihen Bedeckung durch K. Landbeſchaͤ⸗ 
ler zu ertheilen. 
Landes⸗ultur⸗Geſeßg. Bd. 1. Abth. II. AR 
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Stationen im Lande auf Domainen und Rittergütern vertheilt werten, we 
bin die Stuten ter Provinz gebracht, von den Hengſten bedeckt, uud te 
Fohlen temnächft mit tem Geſtützeichen gebrannt werden, und wofin va 
ten Eigenthämern der Stuten nicht® entrichtet wirt. 2) 

lieber vie Errichtung und Einrichtung ſolcher Königl. Landgefüte fie 
folgende Verordnungen ergangen: 

1) das Landgeſtuͤt⸗Regl. für die Provinz Bitthauen und Wei. 
preußen v. 30. Juli 1787 (N. C. C. Tem. VIII. p. 1527, Rabe BL. 
Abth. 7. S. 687), nebft deffen Dekl. v. 23. Dec. 1789 (N. C.C. Tom. VII 
p. 2791, Rabe Br. 13. ©. 198); 

2) das Landgeſtüt⸗Regl. für die Kutmark v. 19. Juni 1789 (X. c 
C. Tom. VII. p. 2529, Rabe Br. 13. ©. 180); 

3) Tas Landgeſtüt⸗Regl. für Dad Herzogtum Magdeburg v. 2. 
Nov. 1796 (N. C. C. Tom. X. p. 749, Rabe Br. 3. &. 593); 

4) das Landgeftüt-Megl. für Pommern und die Hertſchaft Schwert, 
excl. Lauenburg und Bütomw v. 24. April 1799 (N. C. C. Tom. Lr 
2239, Rabe Br. 5. ©. 426). 

Das ad 1. getachte Landgeftüt-Megl. v. 30. Juli 1787 iſt indeß tmt 
die 8. O. v. 8. Sept. 1834 (v. K. Ann. Br. 18. ©. 695) für aufgekob 
erklärt, jedoch mit Beibehaltung und Betätigung folgender Borfchriften: 

1) Es bleibt bei einer Geldbuße von fünf Thalern oder verhältnigmäßiger &: 
fängnißftrafe unterfagt, fowohl Hengſte auf Hütungepläge zu bringen, wild: 
gemeinſchaftlich für Stuten beitimmt find, als auch überhaupt Hengſte wir: 
den Willen des Bigenthümers bei den Stuten zugulaflen. 

2) Jede tragende Stute bleibt ſechs Wochen vor und ſechs Wochen uad in 
Abfohlung, imgleichen jebes Stutfohlen bie ins vierte Jahr von der ard 
beftehenden Borfpannleiitung entbunden. 


Die K. O. v. 28. März 1835 (mitgetheilt dur das C. N. des k. 
Min. des I. für Gew.⸗Ang. v. 11 Mai 1835) hat audh die ad 2., 3. 1 
4. gedachten Landgeſtüt⸗Regl. unter gleichen Vorbehalten, wie tie durch tie 
K. D. v. 8. Sept. 1834 feftgejegten, für aufgehoben erflärt®) (v. 8. Au. 
IT Die Aihr-Orn Verbefferung der Pferdez 

. Die ts Ordnungen zur Verbefferung der ucht. 

Die für mehrere Landestheile unter Allerh. Genehmigung erlaſſene 
Ködr- Ordnungen zur DVerbefferung ter Pferbezucht beflimmen über te 
Brüfung und Köhrung der von Privatperfonen, Behufs der Er 
deckung der Stuten, gehaltenen Befchäler. ?) 








1) Dergl. K. Landgeftüte beftehen folgende: a) das Litthauiſche wi) 
Warftällen zu Trafehnen, Infterburg und Gadwallen, b) das Brauten 
burgifhe zu Lindenau, c) das Sidfifhe zu Repig, d) das Sqhleſi⸗ 
Ihe zu Zeubus, e) das Weſtpreuß. zu Warienwerber, N) das Kheini 
[he zu ahrenderf, 9) das Poſenſche zu Zirfe. 

Außerdem beftchen 8. Hauptgeftüte, welde die für den K. Markall 
erforderlichen Pferde auferziehen, namentlich zu Trakehnen in Litthanuen, it 
Graditz im Herzogth. Sachſen, zu Veßra im Schleufingiſchen, und das Une: 
ri: Wilhelms: Gettüt zu Neuftadt a. D. 

2) Meber die vortheilgafte Benutzung der K. Landgeflüte zur Werbeflerung te 
Pferdezucht und über die Aufziehung brauchbarer Fohlen haben die Provinz 
Behörben mehrfahe Belehrungen veröffentliht. Vergl. a) Publ der Weg 2 
Cöslin v. 5. März 1817 (v. 8. Ann. Bd.1.9.1. ©. 68. Nr. 63.), b) Publ de 
Reg. zu Minden v. 23. Dec. 1630 (a. a. D. Bd. 14. ©. 757.), c) Bubl ta 
Reg. zu Koblenz v. 12. Ian. 1833 (a. a. O. Br. 17. ©. 81.). d) Yabl 
bs 353 Präfid. der Provinz Poſen v. 14, Ian. 1834 (4. a. D. B. 1: 


3) Shen durch Ältere Verordnungen war das Belegen einländifger Eis 
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Dergleichen find ergangen und burch die betr. Amtöblätter publieirt: 
4) Für vie Provinz Schlefien unterm 44. Juli 1830 (v. K. Yun. 

Br. 14. ©. 544-548). | Ä 
Die mwefentlichen Beftimmungen dieſer Köhr⸗Ordn. find folgende: 


3) Alle Hengfte, welche zum Belegen der Stuten anderer Gigenthümer dienen 
follen, müflen ben, von ben K. Reg. der Provinz, an gelegenen Orten und zu 
fhidliher Zeit, auf ein ober mehrere Jahre anzuorbnenden, und durch bie 
Amtebläler öffentlich befannt zu machenden Schau s Aemiern vorgeführt werben. 


($. 1.) 

b) Die SchausAemter beftehen aus dem Landrathe des Kreifes, in welchem 
der Ort liegt, wo felbiges wirffam ift, aus einem geſetzlich approbirten Thierarzte, 
ober, falls ein folder in der Nähe nicht anzutreffen, einem wohl erfahrenen Kurs 
ſchmidt und aus zwei erprodten Sachkundigen aus ter Klaffe der Outsbefitzer, 
obne Rüdfiht auf deren Stand, dafern fie nur als erfahrene und praftifche Bferbes 
kenner vortheilhaft befannt find, welche durch bie Kreis-Verſammlung gewählt wer: 
ten. Sie vereinigen fi über die Tage und Stunden ber Köhrung, und werben 
ſolche ebenfalls durch die Amtsblaͤtter öffentli befannt gemadt. ($. 2.) 

2 Die fpegiellen Beftimmungen über die als Befchäler zugulaflenden Hengfe. 


d) Borfäriften über die Aufzeihnung ber Mefultate der Prüfungen ber 
Gau s Aemter und die Bezeichnung der tichtig befundenen Hengfle mit einem 
‚Brandzeihen. ($. 4.) 

“ e) Die Beſchlüſſe der Schau⸗Aemter entſcheiden über die Zuläffigfeit der Bes 
nußung ber vorgeführten Beſchaͤler. Werben felbige ale untauglidh verworfen, fo 
iR Gebrauch für andere als des Cigenthümers Stuten gänzlich unterfagt. Weber 
die genehmigten Beihäler wird dem Gigenthümer ein auf ein Jahr zur Bedeckung 
gültiger Grlaubnißfchein mit Aufnahme der nach $. 4. bei den Echau:-Aemtern vers 
zeichneten Nachrichten ertheilt. Ohne den Befitz eines ſolchen Erlaubnißſcheins darf das 
Gewerbe eines Hengftreiters nicht betrieben werben. In benjenigen Bezirken, welde 
mit Landbbeihälern aus den Landesherrlichen Geftüten fo zureichend beſetzt find, 
daß das Bebürfnif durch felbige allein vollfommen beflritten werben kann, iſt ber 
" Gintritt der Hengitreiter gar nicht geftattet. ($. 5.) 

I) Einmal genehmigte Hengſte müffen ‚bei jeder folgenden Köhrung von Neuem 
vorgeführt und unterfucht werden, um zu erforfden, ob fie etwa im Laufe der 
Seit mangelhaft und zur Zuzucht unbrauchbar geworden find. Findet das Schau⸗ 
Amt einen ſolchen Hengft unbrauchbar, fo muß das ihm früher gegebene Brand: 

i durch einen eingebrannten Querſtrich verloͤſcht werden. Einmal verwor⸗ 

Hengſte dürfen nie wieder vorgeführt werden. Wer nad abgehaltener Koͤh⸗ 
sung einen Beichäler zum Belegen der Stuten anderer Cigenthümer anfauft, muß 
ſolches dem, das beireff. Schau: Amt leitenden Landrathe anzeigen, und bei bems 
felben die Abhaltung einer außerorbentlihen Köhrung nachfuchen. ($. 6.) 

g) Ber hiernach einen gar nicht genehmigten, oder bei der Köhrung verwors 
fenen Hengſt zur Dedung fremder Stuten, es fei gegen Bezahlung oder unents 
gelte, ergiebt, verfällt in eine Strafe von 5 Rthlr., der Bigenthümer ter Stute 

eine Strafe von 3 Rtblr. zur Orts: Armenfaffe für jeden Hal. Jene Strafe 
Keifft namentlich auch fremde Hengflreiter, welche unterlaffen haben, ihre Belchäler 
den Schau⸗Aemtern zur Köhrung darzuftellen, und verlieren felbige außerdem bie 
Befugniß zum weiteren Betriebe ihres Gewerbes. ($. 7.) 


ten durch ausländifche —5 bei Strafe verboten. (Vergl. die Publ. v. 28. Der. 
479% und v. 6. Aug. 1796 (N. C. C. Tom. X. p. 577 u. Rabe Bd. 2. S. 3%. 
a. ®». 3, ©. Abt.) 

Das (jeßt auch durch die Koͤhr⸗Ordnungen verbotene) Umherführen von 
Hengſten (das Iogen Hengfireiten) ohme Genehmigung der Bolizeibehörde, war 
r ö 





falle durch frühere Verordnungen unterfagt und mit Strafe bebroßt. Ber. 
ber: a) Publ. der Reg. zu Breslau, v. 27. Jan. 1817 (v. K. Ann. Bb. 
.1. &. 72. Nr. 64.), b) Bubl. der Reg. J" Trier v. 5. April 1818 (v. 8. 

Yun. Bd. 2. ©. 334), c) Publ. der Reg. zu Arnsberg v. 9. Mai 1820 (v. 8. 

Ann. Bd. 4. ©. 244.) ' 


Ay * 
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bh) Bevor an einem Orte eine Bedeckung durch fremde Hengfle vorgenoman 
wird, muß dies der Ortspoligei« Behörde unter Borzeigung des Erlaubnißſchein 
($. 5.) angezeigt werben. 

Die Polizeibehörbe fann den Gebrauch eines Hengſtes aud) dann Bere 
wenn berfelbe zu diefee Zeit nicht gefund il. ben biefe Behoͤrde Hat darauf ;s 
halten, daß der Hengft bei der Bedeckung nicht übermäßig angefrengt werde. 

Der Führer des Hengfles, welcher diefen Vorfchriften zumider handelt, wit 
mit einer Gelbfirafe von 5 Rthlr. belegt. ($. 8.) . 

i) Der Betrag des Sprunggelves bleibt dem freien Uebereinkommen überlai: 
. (8. 9.) 

k) Für die Koͤhrung ($. 1.) werden von jedem vorgeführten Hengfle 10 Sy. 
vor der Prüfung, und ohne Rüdficht, ob derfelbe genehmigt ober verworfen wıt, 
an Schaugebühren bezahlt. Für den Erlaubnißſchein wird der gefeplihe Steel 
von 5 Sgr. und 2 Sgr. Ausfertigungstoften entrihtet. Diefe Gebühren werte 
zu den Koſten der SchausAemter verwendet. Bei außerotdentlichen Köhtunge 
($. 6.) müflen die hierdurch veranlaßten befondern Koſten von den Interefitate 
getragen werben. 

Die Bezahlung der Schaugebühren und die Koflen für die Ausfertigung d 
Erlaubnißſcheins ändert nichte in der Verpflichtung zu Bezahlung der Gewerbe 
feuer, Iobalh mit dem angeftellten Hengſte ein Gewerbe zu treiben beabiihäg 
wird: ($. 10. 

I) Die Iandräthl. Aemter, die DiftriftspolizeisKommiflarien, die ſtädtiſchen = 
Lindliden Ortspolizei:Behörten haben bie regfie Aufmerkſamkeit darauf zu ridten, 
daß den vorflehenden Anordnungen puͤnktlich Genüge geleiſtet, die Legitimation jete? 
Sengftreitere von ben ausübenden Polizeibeamten, infonderbeit dem 
immer forgfältig geprüft, und jede vorfommende Uebertretung unverweilt zur Hate: 
ſuchung und Strafe gezogen werde. ($. 11.) . 


2) Bär vie Provinz Pofen unterm 1. Sept. 1835 (v. K. Ann. ©. 
20. ©. 597—600). 

Die Beftimmungen diefer KöhrsDrbn. find faſt wörtlich gleichlautend 
mit benjenigen der Koͤhr⸗Ordn. für die Provinz Schlefien (f. ea 
a 4. 


ſen 


3) Fuͤr die Provinz Weftphalen unterm 20. April 1827 (u. 8. Anz 
Br. 11. ©. 402—404). 
Die weientlihen Beflimmungen diefer Kdhr-Ordn. find folgende: 


a) Alle Hengfle, welche zum Belegen der Stuten anderer GBigenthämer 7— 
geben werden, müſſen den von den Regierungen an gelegenen Orten im D 
jeden Jahres anzuordnenden und öffentlih befannt zu machenden Schau  Hemiern 
vorgeführt werden. ($. 1.) 

b) Die Schau s Aemter follen aus zwei erprobten Sachkundigen und cin 
Feat zufammengefegt fein, und bie Tage und Stunden der Köhrung zeitig 
öffentlih befannt machen. ($. 2.) 

c) Die Bedingungen der Köhrung von Dengften zu Beſchalern. $ 3.) 

d) Borfchriften über die Aufzeichnung ber Beſchluͤſſe des Schan⸗ | 
be Setgeilung von Beicheinigungen an bie Gigenthümer ber gelöhrten Hengke. 

e) Binmal angeföhrte Hengfle müflen bei jeder folgenden Köhrung ven neuen 
vorgeführt und unterfucht werden; einmal abgeföhrte (verworfene) dürfen nie wie 
ber vorgeführt werden Wer nad abgehaltener Köhrung einen Befchäler anfauft, 
muß foldes dem Landrath anzeigen, biejer zwei Sadhlundige, unter felgen us 
Thierarzt, zur Unterfuhung beauftragen, und auf deren Grund Die abrij 
dem, Behand nur bis zur nädhften Köhrung bei ber Regierung nachfuchen 

f) Wer einen gar nit oder abgeföhrten Hengſt zur Deckung [rember Etusen, 
es fei gegen Bezahlung ober unentgeltlich, hergiebt, — **— in eine Strafe yon 
Zehn bis Zwanzig Thaler, der Eigenthümer der Stute in eine Gtrafe yon Bi 
bis Zehn Thaler zur Orts⸗Armenkaſſe für jeden Gall. Jene Strafe trifft namratih 
aud fremde Hengftreiter, welche unterlafien haben, ihre Beſchaler den Ehen: Am 
ern zur Köhrung darzuſtellen. ($. 6.) 
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— g) De Betrag des Sprunggelbes bleibt dem freien Uebereinkommen überlafs 
en. ($. 7. 
‚ b) Für die Köhrung ($.1.) werden von jedem vorgeführten Hengſte 10 Sgr., 
bei außerordentlichen Köhrungen ($. 5.) 1 Thlr. gezahlt, und ſolche zur Beloh— 
nung der Sachverſtaͤndigen verwendet. ($. 8.) | 

Laut Publ. ter Reg. au Münfter v. 11. Ian. 1836 (v. 8. Ann. Br. 
20. &. 600) ift diefe Köhr⸗Ordn., mit Genehmigung des Min. des J. für 
Gew.⸗Ang, vemnächft in folgenten Punften abgeändert worden: 

a) daß, flatt bisher einmal, -fünftig zweimal im Jahre, und zwar einmal 
im ÖOftober und einmal im December oder Januar jeden Jahres, eine 
ordentliche Köhrung der von Privatperfonen gehaltenen Beſchaͤler flattfins 

en, un 

b) daß die Köhrung zwar in jedem Kreife erfolgen foll, jebesmal aber nur 
fünf Orte an die Reihe kommen und daher jedesmal zwei Kreife an einen 
Köhrort verwiefen werben follen. 

ce) Dagegen fallen alle außerordentliche Köhrungen fort. 

d) Die zeitherigen Schau: Aemter find aufgelöft und es ſoll fünftig die Koͤh⸗ 
rung durch zwei von der Reg. zu ernennende beiländige Kommiffarien und 
duch einen aus der Mitte der Bingefeflenen zu beflimmenden dritten Sad: 
verfländigen vorgenommen werben. 


4) Für die Rheinprovinz unterm 20. Dec. 1832 1) (v. 8. Ann Bd. 
16. ©. 919-921). 

Diefe Köhr⸗Ordn. ift wörtlich gleichlautend mit ver für die Provinz 
BWeſtphalen erlaffenen (f. oben ad 3.). | 
—Das GM. ver Meg zu Trier v. 14. April 1833 (v. 8. Ann. Bd. 
17. ©. 355) ertheilt eine ſpezielle Inftruft. zur Ausführung dieſer Köhr- 


ung. 

.5) Ueber die Diäten-Gäpe für die bei ven Hengfl-Köhrungen zu- 
uziebenden Thierärzte vergl. das C. R. des Min. tes J. landwirth⸗ 
knafıl Abth., v. 31. Mai 1838 (v. K. Ann. Bd. 22 ©. 339). 

II. DBereine für Pferdezucht mit Wettrennen, Thier⸗ und 
Stutenſchauen und Prämienvertheilungen. 

Dergleichen Vereine haben fich zur Verbefferung ver Pferbegucht und 
Pferdedreſſur in fänmtlichen Kanbedtbeifen gebildet. (Vergl. darüber Dr. F. 
DB. Weber, Handbuch der flaatswirtbfchaftlichen GStatiftif und Berwaltungsfunde 
a * Monarchie, Breslau, 1840, ©. 425 ff. und Nachtraͤge von 1843 ©. 
Ueber die Ausfegung eines Fonds aus Staatsmitteln zu Prä- 
mienvertbeilungen an Ffleine Oruntbefiger zur Belebung der Pferde⸗ 
zucht, und über die Orundfäge bezüglich der Verleifung folcher Prämien 
vergl.: 

: a) 8. O. v. 7. März 1840, nebft ten Beflimmungen über tergl. 
BPrämienvertheilungen *) (Din. BI. d. i. V. 1840. €. 183. Rr. 306.). 

b) ©. R. des Min. des I. und der Dermalt. der Königl. Haupte u. 
Landgeſtüte v. 6. April 1845 nebft C. R. des Min. für landwirthſchaftl. 
Ang. v. 23. März 1853, betr. die Vertheilung der Prämien für die Züch⸗ 
tung guter Mutterfluten (Min. Bl. d. i. ®. 1853. ©. 84. Nr. 62.). 

Durch die K. O. v. 5. Oft. 1846 (G. ©. 1846. ©. 462) iſt ein 
oberſtes Schiedsgericht in Berlin zur Entfcheidung aller Streitig« 


1) Die Allerh. Genehmigung biefer KöhrsDrbu. iſt durch den Landtags⸗Ab⸗ 
ſchied v. 30. Dt. 183% ertheilt worden. (Vergl. das R. des Min. des I. für 
Gew. Ang. v. 19. Dec. 1835 in v. 8. Ann. Bo. 20. ©. 601.) " 

2) Das Bubl. der NReg. zu Minden v.29. Nov. 1818 über diefen Gegenſtand 
(v. 8. Inn. Br. 2. ©. 102.) findet hierdurch feine Erledigung. 
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feiten in Nennangelegenheiten in zweiter und letzter Inflanz errichtet 
worden. 





Zweiter Abſchnitt. 


Bon der Verbefferung der Rindviehzucht. 


1) Ueber tie Verbeſſerung ver Rindviehzucht durch Auswahl guler 
Zuchtbullen und über deren Haltung und Behandlung find mehrfadye Ar 
ordnungen und Belehrungen der Provinzialbehörden ergangen, 

Vergl. Indbefondere: 

a) Publ. der Meg. zu Arnsberg v. 18. Juni 1819 für das Herr 
thum Weſtphalen (v. K. Ann. Bb. 3. ©. 353); 

b) Inftr. der Meg. zu Koblenz v. 20. Jan. 1834 über den Anfıf 
und tie Unterhaltung ver Bemeinder-Suchtfliere (a. 0.0. Br. 18. G. 360); 

c) &. R. derfelb. Reg. v. 30. Nov. 1842, betr. vie Befchaffung un 
Erhaltung tüchtiger Zuchtftiere. (Min. BI. d. i. B. 1842. 6. 330. Nr. 604). 

2) Befontere Zuchtftier-KRöhr- Ordnungen find ergangen: 

a) für die Rheinprovinz unterm 28. Mai 1839, genehmigt durd 
8. O. v. 18. Juni ej. und publicirt durch die betr. Amtsblatter in Felge 
des R. des Min. des I. u. d. P. v. 30. Juni 1839 (v. 8. Aun. Or. 3 
@. 371-372); 

. b) für die Provinz Weftphalen unterm 15. Juli 1845, genehmigt 
turh K. O. v. 27. Juni ej. (Min. Bl. d. i. ®. 1845. S. 271. Nr. 291). 

Diefe Kohr⸗Ordnungen beflimmen, daß fowohl die Bemeinte- 
Zuchtſtiere, ald auch die Zuchtfliere ter Privatperfonen zur Be 
tedung fremden Viehes gegen Entgeltung nur dann zugelaffen werben 
türfen, wenn fie Dazu von dem zu errichtenden Schauamte für tauglich ei⸗ 
achtet worden find. Zugleich werden nähere Anordnungen ertheilt über Die 
Errichtung der betr. Schauämter, deren Verpflichtungen und die Strafen ter 
Zuwiterhandlung. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon der Verbefferung der Schaafzucht. 


I. Das Ed. v. 15. Dee. 1681 wegen der Schäfer und Schaͤferknecht 
(C. C. M. Tom. V. Abth. 2. ©. 139, Rabe's Samml. Br. L Abth. 1. ©. 1%) 
senovirte, im Intereffe der Beförderung und Verbefferung der Schaafzudt, 
die früher bereitö publicirte Geſinde- und Schäfer-Ordnung und verbot ten 
Schäfern und Koftfnecbten die Haltung von ‚Butenvieh“ oder „for 
deren Schaafe“, indem daſſelbe anordnete, daß die Schäfer bei Gtiek 
ſchuldig fein ſollten, „fi mit der Herrfchaft aufs fünfte zu fehen“ umd vaf 
„Niemand unter anteren Bedingungen einen Schäfer annehmen dürfe.“ 

Da fich indeß insbefondere die in den meiften Landestheilen üblich ge 
geweſene und in ten Schäfereis Drvnungen beibehaltene Verfaſſang, nad 
welcher vie Schäferfnecdhte au Lohnesſtatt eine beſtimmte Anzahl eigene 
Schafe bei den Schäfereien hielten und bei dem Abzuge mit ſich wegnaß 
men, als nachtheilig für die Erhaltung der Schäfereien, die Verb 
der Schaafzucht und die Verehlung der Wolle zeigte, fo ergingen rie 


= 
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mebrften Landestheile Berortnungen gegen das Halten des Schaaf: 
Borviehes. !) 

Diefe Verordnungen find folgente: 

a) Er. v. 16. Aug. 1797 für Schefien wegen Abfchaffung des 
Schaaf Borvicehes (Nene Schleſiſche Ed./Samml. Br. 5. ©. 588); 

b) ®. v. 3. Febr. 1800 für die Provinzen Kur» und Neumark, 
mit Ausfchluß des Kottbusfchen Kreifes, ingleihen für das Herzog. 
tbum Pommern, gegen das Vorvieh der Schäfer und Schäferknechte 
und die Berfegung des Schäferei-Antheild, auch der Schaͤferei⸗Geraͤthſchaf⸗ 
ten der Schäfer und Schäferfnechte bei ihrem Umzuge von einer Schäferei 
jur andern (N. C. C. Tom. X. Nr. 5. de 1800, Rabe Bd. 6. ©, 14), nebſt 
teren Ergänzungen und Deflarationen: 

c) in dem Direftorial» Neffe. v. 28. Ian. 1801 (enthalten in dem 
Schreiben der Kurmärkifchen Kriegs» und Domainen«Rammer v. 26. Febr. 
ej.) wegen des feſtgeſetzten Auffündigungs⸗Termins der Herrfchaften und 
ihrer Schäfer (N. C. C. Tom. XI. p. 115., Stengel Bd. 14. S. 77, Rabe 
Br. 6. ©. 459); 

ß) in dem Ed. v. 16. Jan. 1802 wegen Befolgung der Vorfchriften 
ver V. v. 3. Febr. 1800 (N. C. C. Tom. XI. p. 743, Rabe Bd. 7. S. 
10), und 

y) in dem R. v. 6. Aug. 1806 wegen Anwendbarkeit der Er. v. 3, 
Behr. 1800 u. 16. San. 1802 über den Termin zum Anzuge der Schäfer 
anf die Berhältniffe abziehenter Gutspächter (N. C. C. Tom. XH. p. 711, 
Rabe Br. 8. ©. 646); 

c) Ed. v. 26. April 1806 gegen das Borvieh der Schäfer und Schäs 
ferfnechte und tie Verfegung des Schäferei» Antbeild, ſowie der Schäfereis 
Geraͤthſchaften ter Schäfer und Schäferfnechte bei ihrem Ymzuge von einer 
Schäferei zur antern für die Provinzen Ofl- und Weftpreußen mit 
Einfluß von Littbauen und tem Netzdiſtrikte (N. C. C. Tom. XI. p. 
119, Rabe Br. 13. S. 703). 

d) ©. v. 1. Juni 1820 wegen der Löhnung und des Umzugs der Schä⸗ 
fer und Schäferfnechte in Neuvorpommern und Rügen, im Groß» 
herzogthume Poſen und in ven mit Weftpreußen vereinigten Diſtrik⸗ 
ten des vormaligen Herzogtbums Warfchau (G. S. 1820. S. 109), 
mebft der Erlaͤut. Ted F. 6. dieſes Gef. in den R. des Min. des I. v. 
30. Nov. 1844. (Min. Bi. d. i. ®. 1815. ©. 43, Vir. 53.). 

e) ©. v. 13. Mai 1322 wegen ter Löhnung und des Umzugs ter 
Schäfer und Schäferfnechte in den Provinzen Sachſen und Weftphalen, 
in tem Kottbuffer Kreife und in ten zu ten Reg.⸗Bezirken Pots⸗ 
dam, Frankfurt und Liegnig gefchlagenen vormald Sächſiſchen 
Kantestheilen, desgl. wegen Beflimmung des Umzugstermigd in der Pro⸗ 
vinz Schlefien (8. S. 1822. ©. 147), auf welches Geſetz fich bezichen: 

a). tie KR. D. v. 28. Aug. 1835, wegen des Umzugstermins dienen» 
ver Schäfer und Schäferfnechte im Kreife Hoyerswerda, (G. ©. 1835. 
B. 196); 


— — — 


1) Meber das Rechtsverhältniß zwiſchen ben ſogen Antheils-Schä⸗— 
ern und den Gutsherren vergl.: 

a) die Gr. des O. 8. ©. zu Breslau v. 21: Dec. 1835, 15. Dec. 1836 
u. 31. März 1837 und des Ob. Trib. v. 16. Sept. 1837 in Koch's 
Schleſ. Arch. Br. 1. S. 575 ff., desgl. die Erk. des Ob. Trib. v. 29. 
Mei 1848 in ben Gntſch. Bo. 16. ©. 508. Praj. Nr. 2026. u. Bd. 17. 
©. 434; 

b) das U. des Min. des I. u. d. P. v. 13. Aug. 1840 (Min. Bi. d. i. 8. 

1840. & 392. Nr. 689.). 


— .. — — — — 
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8) Bubl. ver Meg. zu Magdeburg v. 16. Jan. 1823, wegen ve 
Umzugstermins der Schäfer und Schäferfnehte, (v. K. Ann. Be. 1 
©. 71), 

„ Publ. tes Ob. Praͤſid. der Provinz Weſtphalen v. 24. Of 
1827, betr. vie Beſtrafung der Uebertreter der Befege wegen Löhnung ta 
Schaͤferknechte. (v. 8. Ann. Br. il. ©. 927). 

11. Ueber vie Beförderung ver Verbefferung der feinwolligen Schaf 
zucht durch Errichtung ver Königl. Stamm-Schäferei zu Branten 
felde vergl. vie Nachrichten in Ddnniges Land. Kult. Gef. Br. 1. 
S. 175 — 176, und über die Aufnahme von Lehrlingen in diefe Stamm 
Schäferei vas R. des Min. tes I. v. 8. Behr. 1880. (v. 8. Ann. Br.1 
©. 7). 


Vierte Inter: Ubtheilung. 


Bon der Erhaltung und Verbeſſerung der Yifcherei. 


Die Geſetzgebung zum Schuge und zur befferen Benugung der Fi⸗ 
fcherei gehört in das Gebiet der Maaßregeln zur Beforderung der Lan» 
des-Kultur im weiteren Sinne des Worted. Don viefem Stand⸗ 
punkte geht namentlich auch das Landes» Kultur» Ed. v. 14. Sept. 1811 
aus, indem daffelbe im $. 37. beftimmt: 

Wir empfehlen die beſſere Benugung ber in den Forſten und Felbdmarken ke 
findlichen Hleineren Gewäfler zur Kifcherei. Das Hinderniß der Beraubung wid 
durch die angeordnete ftrengere Bolizei gehoben, und ber Nachtheil, der hie und I 
dur das Flachs- und Hanfröthen entſteht, kann gehoben werden, da es von da 
Willkühr des Beſitzers abhängen fol, ob ex foldes ferner geſtatten mil 
oder nicht. ’) 

Urfpränglich und bis tief in das Mittelalter hinein fand jedem ädhten 
Eigenthümer auf feinem Gigenthume, den angrenzenden Uferbeflgern in 
einem &luffe, den Gemeindegenoſſen in den Gemeindegewäffern, das Fiſche⸗ 
reitecht zu. Späterhin entfland, im Zuſammenhange mit der Jagd um 
mit dem Regal auf herrnlofe Sachen, das Waſſer⸗ und Bifcherei- Hegel, 
welches in neuerer Zeit faft allgemein auf öffentliche, im Staatseigenuthuwe 
befindliche Fluͤſſe (Ströme) ausgedehnt und als folche8 Privatperfonen ver 
lieben oder auch verpachtet wurde. Auf Privatgemäfler, flebende und fi» 
ende, eigneten fich wider dad Herkommen die Gutsherrſchaften und Obrip 
keiten eine ausfchließliche Bifchereigerechtigkeit mit Zurüdfegung ter Hinter 
faffen (Bauern) zu. Diefen und unangefeffenen Einwohnern if häufig 
nur der Bifchfang mit Hamen und Angeln zugeflanden worden. 

Gemeinrechtlich werden ausfchließliche iftgereigeredjtigkeiten nicht an⸗ 
erkannt; ihre Erwerbung, ſowie jedes Vorrecht, muß von dem WBehanpten 
den erwieſen werden. Die Fiſchereigerechtigkeit auf Privatgewäſſetn wird 
vielmehr als Ausfluß des Grundeigenthums, bei fließenden Gewäſſern «4 
der angrenzenden Ufereigenthümer angeſehen, worüber jedoch Bartifular 
gefeße und Herkommen verfchiedenartig beftimmen. 

Bifchereigerechtigfeiten auf fremdem Grund und Boden find als Grunt- 
gerechtigfeiten zu betrachten. Unabhängig von dem Bifchereiregal befkekt 


— — 


1) Vergl. in Betreff des Verbots des Flachs⸗ und Hanfröthens in Eirimm, 
Seen, Teihen, Baͤchen und frifchen Bewäflern die Erläut. zum $. 37. dee Lam. 
Kult. Ed. v. 14. Sept. 1811 (f. in Bd. I. Abth. 1. S. 107108). 
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das Fiſcherei⸗Hoheitsrecht als Dberauffichtsrecht des Landesheren, aus wel⸗ 
chem in Fiſcherei-Ordnungen mehrere Beſchränkungen der Fiſcherei, 
Behuft Konſervation derſelben, der Verhütung von Kolliſionen und Miß⸗ 
beäuchen,, hervorgegangen fint. ') 

1. Die Grundfäge des Allgem. Land-Nechts über vie Fifcherel. 

Das AL. N. ſtellt über den Begenftand folgente Grundfäge auf 2): 

4) Der Fiſchfang in dffentlichen Strömen gehört zu ten Re» 
galien (A. 2. R. 11. 16. ©. 73.); über die Verleihung diefes Negals 
an Privatperfonen diöponiren die 66. 74—78. a. a. O.2) 

2) Die Bifcherei in Zeichen, Hältern, Seen und anderen gefchlof» 
fenen Sewäffern, welche fich nicht Über tie Orenze des Grundſtückes er⸗ 
fiteden, in welchem fie liegen (in Privatgewäffern) ift in ver Regel das 
Eigenthum des Befiperd des Grundſtückes. (A... R 1. 9. 66. 176—183.). 

3) Im Uebrigen ſteht vie Fifchereigerechtigfeit in Strömen, Seen und 
anderen Gewäflern nur demjenigen zu, welcher damit beſonders beliehen 
MR. (Vergl. A. 2. R. 1. 9. ©. 170, und über ven Umfang eines ſolchen 
Beihtes vie $6. 171 175. a. a. D.). 

Das Allgem. Land-Recht enthält ferner in den 66. 184 — 190. 
zit 9. Th. I. polizeigefegliche DVorfchriften bezüglich der Ausübung 
Der Fiſcherei. Ä 

Die betreffenden Beflimmungen find folgente: 

1) Iedem Eigenthümer flebt das Mecht zu, auf feinem Grund und 
Boden, unter Beobachtung ter Polizeigefege, Bifchteiche anzulegen. ($. 184.). 

Die Bifcherel in Zeichen und eingefchloffenen Privatgewäffern darf 
jeder Figuitmen nach eigenem Gutbefinden ausüben. ($. 185.). 

2) In Öffentlichen, forie in nicht eingefchloffenen Privatgemäflern, 
möäflen bei Ausübung ter Bifcherei tie Vorfchrifien ter Polizeigefege wegen 
der Laichzeit, des verbotenen Bifcherzeuges, und was fonft tarin zur Ders 
— ye Ruins der Fiſcherei verordnet iſt, genau befolgt werden. 


8) Auch in Privatflüffen, worin mehrere die Fiſchereigerechtigkeit 
haben, darf Niemand, der nicht ein befonderes Recht dazu erworben bat, 


1) Bergl. Runde's Deutfches Privatrecht, 5. 110., Gichhorn's Deutſches 
Yrivatrecht, SS. 268. und 269., Mittermaier's Deutſches Privatrecht, $. 290. 

2) Bergl. hierüber: die Abhandl. v. &. Er. ©. über die Rechte der Ufers 
eigeathüne von Brivatgewäflern nach der Preuß. Gefeßgebung, in der Jur. Zeit. 
1832. 6.803 fi., Böle, Beitrag zur Lehre vom Waflerredhte, in Dr. Sommer 6 
Arnsberg. Ach. Br. 2. S. 627 fj., Evelt, Beitrag zur Lehre über das Waflers 
ctecht, a. aD. Bo. 12. S. 155 ff., Beitrag zur Lehre vom Waflerrechte, in der 
Zur. Wochenſchr. 1845. ©. 8. ff. 

3) Bergl.: 

a) über die Frage, ob die Fifcherei in Brivatflnfien und Gräben ben 
Uferbefigern, foweit ihre anitoßenden Grundſtücke reichen, gebührt, wenn dergleichen 
Gewäfler auf denfelben noch nicht Fanz abgefchloflen find? die bejahenden Erk. 
"es Ob. Trib. v. 31. Juni 1835 u. 18. Oft. 1836 in Koh 8 Schleſ. Ard. 
Br. 3. ©. 86-106, Forni's Zeitfhr. Bd. 1. ©. 3852 u. Central⸗Bl. für Br. 
Sur. 1839. ©. 781.); 

b) über die Frage, ob jeden Adjacenten als ſolchem das Recht zur Fiſcherei 
in Brivatflüffen zufteht, dergeflalt, daß der befonders zur Bifcherei Berechtigte 
benfelben nur in fo weit ausichließt, als er ein befonderes Recht dazu er: 
worben bat und fo die Ausichlieplichfeit feines Rechtes ſpeziell nachweiſt? die bes 
inbenzen Erf. des Ob. Trib. v. 23. Sept. 1845 (Dr. Sommer’ 8 Arnsb. 

sh. Bd. 12. 8. 61 — 73.) und des DO. 2. G. zu Hamm v. 4. Dft. 1844 
(a. a. O. 3. 10. ©. 621.627.). Bergl. auch das Er, des Ob. Trib. hierüber 
v. 31. Aug. 1846 in den Entſch. Bb. 15. ©. 361. — 
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durch Verſetzung des Fluſſes ober» oder unterhalb, ten freien Bang de 
Bifche Kindern. ($. 187.). 

4) Auf Öffentlihen Gewäflern darf Niemand zum Nachtheile Te 
Fifchereiberechtigten Enten halten ($. 188.); ver Fiſchereiberechtigte tad 
Tolche, wenn fle auf dem Waſſer betroffen werten, pfänden oder tötım, 
($. 189.). 

5) Endlih beftimmt der $. 190. a a. D., daß Lerjenige, welde 
ohne Necht oder Erlaubniß fifcht und Frebft, außer dem, wads er gefangen 
bat, auch die bei ihm befindlichen Nepe und Bifchereigerätbe verliert. ?) 

1. Die fyeziellen Sefege für einzelne Landestheile bezi, 
lich ver Zifcherel. 

A. Für die Mark Brandenburg. 

Das noch gegenwärtig in Kraft flebente Geſetz über tie Ausübung 
rer Fiſcherei in der Mark bildet die FiſcherOrdnung v. 3. März 1690°), 
infofern nicht rüdjichtlich der Elbe und Oder auf gewiffen Punkten befes 
dere Vorſchriften und Obfervanzen ftattfinten. ®) 

Außerdem ift bier folgender Beflimmungen zu gedenken: 

1) V. v. 12. Dec. 1668, wodurch das Nachtſtſchen auf ter Eym, 
Havel und Wubelig verboten wird. (C. C. M. Tom. IV. Abth. 2 Kay. 1. 
©. 197, Rabe, ®b. I. Abth. 1. ©, 114). 

2) Flecken⸗ Dorf» und Ader-Dren. v. 16. Dec. 1702. 66. 37. 2.3. 
(C. C. M. Tom. V. Abth. 3. Kay. 1. ©. 227, Mr. XXXIL, Rabe, ML 
Abth. 1. ©. 238 ff.). 

3) Ed. v. 6. Aug. 1764, wider die Bifchtiebereien im Amte Kott- 
bu8.°) (N. C. c. Tom. II. p. 461, Rabe, Br. I. Abth. 3. ©. 47). 

4) 8.D. 9.10. Sept. 1837, betr. tie Fortſchaffung der fdyärlichen diſch 


— —— — — — 


1) Hierbei wird in dem $. 190. a. a. O. auf tie betr. Vorſchrifien de 
Strafrehts (A. L. R. II. 20.) Hingewiefen. An die Stelle des Tit. 20. Tb.U 
des A. 2. R. ift jept das Strafgeſetzbuch v. 14. April 1851 getreten. Diefes be 
fiimmt in der fraglichen Beziehung: 

a) im $. 273.: „Wer unberedtigt fiſcht oder Frebit, fol mir Gelebuße iu 
zu funfzig Thalern oder mit Gefüngniß bis zu drei Monaten beftraft werben. Du 
eh Beflimmungen ver befonderen Fiſchereiordnungen werben dadurch m&t 

erührt.“ 

b) Im $. 317. Nr. 1.: „Mit Sefängnißftrafe nicht unter drei Monaten wir 
beftraft: wer Fiſche aus Teichen oder Behältern ſtiehlt.“ 

c) Nah $. 19. a. a. D. tritt außer der Strafe die Konfisfation ter Beys 
ſtaͤnde, welche durch das Verbrechen oder Vergehen hervorgebracht, oder welche = 
Begehung deffelben gebraucht oder beftinnmt worden find, ein, fofern fie dem Thien 
oder einem Theilnehmer der That gehören. 

2) a) Diefe Fiſcher-Ordnung fündigt fih ale eine Erneuerung der älteren 
Fiſcher-Ordn. des Kurfürſten Johann Georg vom 9. 1574 an, und finde #4 
abgedrudt im C. C. M. Tom. IV. Abth. 2. Kay. 4. S. 247. Rr. VII., betꝗl u 
Rabe's Samml. Br. I. Abth. 1. ©. 166 ff. 

b) Mit Bezug auf den Abfchn. III. $. 7, und Abichn. I. $. 11. der Fiſche 
Drbn. v. 3. Mürz 1690 verbietet das R. des Min. des I. v. 23. Dec. 1825 es 
bie Reg. zu Potedam (v. 8. Ann. Bd. 9. ©. 1035-1086.) den Fang und Be 
fauf kleiner Barfche unter zwei Zoll Länge. 

3) Bergl. v. Scholtz u. Hermensborff Prov. Recht der Kurmark Dras 
denburg, 2. Ausg. Bd. I. ©. 6. $. 11. u. S. 70 — 72, inébeſ. auch über We 
Frage, ob und in wiefern in ber Mark den Gutsherrſchaften ein Fiſcherrirche 
in den eingefchloffenen Privatgewäflern zuſtehe. 

4) Vergl. au die Pubk der Kurmärfifden Kammer v. 6. Iuni 1797 wi 
v.18. Juni 1798 wegen Beſtraſung der Fiſchdiebſtähle aus den Kotthuoſchen Bi 
teihen, Hältern und Kanälen. (N..C. C. Tom. X. p. 1303 und Stengel⸗ 
Deite. Bd. 7. S. 200, Rabe's Samml. Bd. 4. ©. 181. und Br. 5, €. 18) 
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in der Havel und Spree, nebft darauf bezüglicher Bekauntmach. der 
tin. des I. u. d. 8. v. 10. Oft. 1839. (8. ©. 1839. &. 327). 


B. Für nie Provinz Preußen. 
9) Fiſcherei⸗Ordn. für die Binnengemwäffer ver Provinz Preußen, v. 
März 1845.1) (8. ©. 1815. ©. 114 ff). 
2 eifperel-Dron, für das frifche Haff, v. 7. März 1845. 2) (8. ©. 

.&. 111 ff). 

3) Fiſcherei⸗Ordn. für das kuriſche Haff, v. 7. März 1845. *) 
B. ©. 1845. ©. 139 ff.). 

C. Fur tie Provinz Pommern. 

1) Publ. der Meg. zu Stettin v. 24. Jan. 1822, betr. ven Betrieb der 
Moherei in ten zum Domainen-Amte Stettin gehörigen Gewäffern. 
. 8. Ann. Bd. 6. ©. 79 ff.). 

2) Für Neu-VBorpyommern und Rügen gilt tie V. v. 6. Mär; 1724, 
He künftig bei der Fiſcherei verfahren werden fol. (Dähnert's Samml. 





9) Dies Geſetz hebt alle älteren entgegenftehenden Befimmungen auf und fins 
A (nad $. 1.) auf alle öffentlihen Gewaͤſſer (mit Ausnahme des friſchen und 
milden Haffs) und ſolche Privatzewäfler in der Provinz Preußen Anwendung, 
ı welchen der Fiſchfang verfchichenen Berechtigten zuſteht, ober welche mit Fiſch⸗ 
altigen Gewäflern, in denen Andere zur Ausübung ver Fiſcherei berechtigt find, 
ergeſtalt in Verbindung ftehen, daß tie Fiſche aus dem einen in das andere frei 
berireten fönnen. — Der $. 2. geitattet für Privatgewäfler die vertragsweife 
Iefhebung der beichränfenden Vorſchriften der Bifcherei: Ordn. unter Zufimmung 
Kmmtlidher Berechtigten. Im Uebrigen ertheilt das Geſet polizeiliche Borfchrifs 
über Die Ausübung und zur Sicherung der Fiſcherei und über den Umfang 
er Ausübung bes Dee desgl. Strafvorfähriften gegen Kontraventionen und 
Jehimmungen über bie Nuflicht. 

2) Dies Geſetz hebt die bisherige Fiſcher⸗Ordn. für das friſche Haff v. 22. 
ehe. 1787 und die Verordnungen im Zuſ. 15. des Oſtpreuß. Provinzial⸗Rechts, 
owie ale früheren, die Fiſcherei im frifhen Haff betr. Beitimmungen und Ber; 
sönungen auf. *) 

Die Fiſcherei auf dem frifchen Haffe iſt Cigenthum bes Staats ($. 1.) und 
me denjenigen geflattet, welche ein durch landesherr!. Verleihung, Vertrag mit dem . 
Fietes, oder Verjährung begründetes Recht dazu haben ($. 2.). 

"Der $. 3. ertheilt Borfchriften über den Umfang und die Art der Ausübung 
es Rechtes Seitens der dazu Berechtigten, und bie $$. 4— 10. beftimmen über 
de Schranken des Betriebes der Pifchereigerechtigfeit. 

Der Abſchn. II. (SS. 11 — 48.) handelt von den verſchiedenen Arten unb Ges 
athſchaften, ten Gränzen und ber Jeit des Wifchereibetriebes; der Abfchn. IE. 
18. 49 — 65.) von dem Berhalten der Wifcher beim Fiſchen und bei Benupung 
er gewonnenen Haffprodbufte; der Abſchn. IV. (95. 66 — 84.) endlih von dem 
erfahren bei Beauffichtigung des Fiſchereiweſens und bei Beftrafung ber Fiſche⸗ 
rifontraventionen. 

3) Dies Geſetz hebt die bisherige Fiſcherei-Ordn. für das kuriſche Haff v. 11. 
juni 1792 (N. C. C. Tom. IX. p. 995, Rabe Bd. 2. S. 322.) und die Beſtim⸗ 
uuugen im Zuf. 15. des Ofipreuß. Prov. Recht, fowie alle früheren Beſtimmungen 
md Berordnungen über bie Fiſcherei im kuriſchen Haff auf, und ſchließt fi übris 
pas in feinen wefentlihften Berlimmungen denjenigen der Fiſcherei⸗Ordn. de eod. 

das frifhe Haff an. — (Bergl. über die Berichtigung eines Drudfehlerse im 
» 32. des Geſetzes die Bekanntmach. des Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 10, 
Ing. 1850 in ber G. S. 1850. ©. 363. 





©) Hierdurch ift auch das (auf bie BifchereisOrbn. v. 22. Febr. 1787 —RX 
Be) Bubl. der Reg. zu Königsberg v. 14. Aug. 1822 (v. K. Ann. Bo, 6. 
5. 628 ff.) antiquirt. 








xeven — INDDFJOATETE qat Jy CATUM LET Weg 
Türt in Potsdam !) verdient gemacht. *) 

Es Hat fih namentlich ein „Verein zur Be 
Seidenbaues in den’Preuß. Staaten“ gebildet, 
Befrkerung, tes Seidenbaues in feiner Verbindung m 
ſchaft it. Demfelben find dur tie K. O. v. 9. Nov. 1! 
echte, und laut Bekanntmachung tes Gen.-Boftmeifters 
die Vortofreiheit bewilliget worten. 

Vergl. diefe Erlaſſe nebft den Allerh. beftätigten Etı 
(mitgerpeilt duch das C. RM. des Min. des 3. v. % 
dv. K. Ann. Br. 13. ©. 52—66. ?) 

Ueber die Befdrberung des Seidenbaues durch Kult 
bäumen vergl.: . 

a) Bubl. der Reg. zu Köslin v. 19. März 1836 (v. 8. 
105—108); 


—108); 

b) €. R. des Min. des Königl. Haufes v. 26. Ian. 16: 
bieffeits ber Wefer, betr. bie Beförderung ber Kul 
baumes auf Domainen > Ländereien (Min. BL d. i. 
Mr. 218.); 

c) Publ. der Reg. zu Bofen v. 19. Rov. 1842, betr. t 
Seidenbaues duch Anlegung von Maulbeer: Plantagen 
1842. ©. 406. Rr. 565.). 








1) Bergl. deffen Befanntmad. v. 12. Dec. 1829 über bi 
die Puppen in ben SeidenKofens zu töbten, bie Seide zu hası 
beerbäume anzupflanzen (v. X. Ann. Bb. 14. ©. 761766), 
1832 (mitgetheilt dur das PubL des Ob. Präf. der Provi 
Dft. 1832, v. 8. Ann. Bd. 16. ©. 642); ferner Türt'e N 
Seidenbau im Preuß. Staate, in der Preuß. Staatszeit. 183 
im Gentralbl. für Handels und Gewerbe: Etatifif, 1839 Nr. 
den Annal. der Preuß. Landwirthſchaft, Jahtg. 1. 9. 1. ©. 1 


Schaltung und Verbeſſerung ber Fiſcherei. 165 


Die ausfchliegliche Bifcherel » Gerechtigkeit ift als ein Ausflug ver 
udalherrſchaft aufgehoben. (Vergl. bie Geſetze v. 6. u. 30. Juli, und v. 
. Sept. 1793 !), in Rudler's Samml. Br. 8. S. 25—27) 

Der Code beftimmt ferner über den Gegenſtand, daß ein Ieder auf 
nem Grunpftüce Fifchteiche anlegen darf, jedoch für den Schaden ver⸗ 
twortlich ift, welcher einem Andern dadurch verurfacht wird. (Art. 537., 
A., 1382., 1383. 

Sie Fifche in einem Fifchteiche gehören dem Eigenthümer deffelben; 
—7 ſie in BE anderen Teich über, dem Bigenthümer des letzteren. 


ei bare und flößbare Flüſſe und Ströme find Eigenthum des 
wetd (Art. 588.); die Fifchereinugung derfelben wird verpachtet oder 
nzefflonirt, jedoch fleht jedem, ver nicht Pächter oder Ton nyefflonirt if, 
mit der Handangel zu fifchen. 2) (Geſetz v. 4. März 1802. (14. Fio- 
4 x) an 2. 5., v. Daniel’e Handb, Br. 4. ©. 376, u. Salm u Schmitz 
Ing .©. 

Mligemeine Fiſcherei⸗Polizei⸗ und Strafgeſetze find in biefem Befede 
* in ter Ordonanz vom Auguſt 1669. Tit. 31. Art. 5— 12., 

18. (v. Daniels, Bd. 1. ©. 37), welche duch Beſchluß bes Bl 
Sungs-Direftoriumd v. 16. Yult 1798 (28. Messidor VL), der Art. 5 
bach nur theilmeife, mwiederbergeftellt und auf dem linken Rheinufer ber» 
udigt find (a. a. D. Br. 4. ©. 693), enthalten. 

a6 Königl. Preuß. Eeſ. v. 23. Juni 1833, betr. die Ausübung der 
ſcherei in den Landestheilen des linken Rheinufers (8. ©. 1833. &. 78) 
u vexordnet, 
* daß mit deſſen Verkündigung die Beſtimmungen der B. des ehemaligen Gen.s 
Wuyernements am Nieders und Mittel Rhein v. 18. Aug. 1814 (vergl. Skotti's 
wmmi. für Juͤlich⸗Cleve⸗Berg, Bo. 3. ©. 1728) wegen der Bifherei außer Kraft 
Men und wegen Benugung und Ausübung berfelben derjenige Zufland - wieders 
Ey werde, welcher vor Grlaß jener B. rechtlich flattgefunden hat. Zugleich 

das Gel. Strafbeftimmungen wegen unbefugter Bifcherel. *) 


Die K. D. v. 5. Juli 1847 (9. ©. 1847. S 287) —8 


daß die Fiſcherei in denjenigen Gewäflern der Rheinprovinz auf dem linken 

Beinufer, in welchen bie Fnrelle die vorherrſchende Fiſchgattung ift, nicht mehr 

d der Zeit von Anfang Februar bis Mitte März, fondern während der 
kouate Dktober und November verboten fein folle. 


In Betreff der vormald Sroßherzoglich Bergiſchen Randestheile 
zgl. die V. v. 80. Oft. 1807, betr. das Verbot res Bifchens auf dem 


— — 





1) Das Staatsraths-Gutachten v. 19. Febr. 1805 (30. Pluviose XII.) fiimmt 
mit überein und nimmt an, daß die Fiſcherei⸗Gerechtigkeit in nit ſchiffba⸗ 
a Wlüffen (Gewäflern) nicht den Gemeinden, fondern den Ufereigenthümern, uns 

Seobachtung der Koligeigefebr, zuſtehe (f. in Erhard's Supplem. zum Ges 

. Rapoleon 6 1. 118—119 und in Salm u. samp . a. O. ©. 120). 
nel. y. Daniels —8 Bd. 2. ©. 368, 403, Bd. 5. S.7 

2) Das Erf. des Ob. Trib. v. 30. Mär 1846 Eurfe,. BL. 14. ©. 397) 
wit an, daß die Fiſcherei, welche vor Cinfüheung ber franzoͤſ. Geſetze (in den 
Feals Franzöfifh geweienen Landestheilen) einem Gute in einem öffentlichen 
Kffe zufland, durch die @inführung jener Gefepe und dur bie benfelben ents 
eh ent Behanblung die GBigenfhaft einee Gutspertinenz verloren habe und 

Bo enthum geworben fei. 
a6 Bubl. der K. Reg. zu Trier v. 10. Mai 1819 (v. 8. Ann. Bd. 
E36 iebt eine Zufammenftellung der in ber Orbonnanz v. I. 1669 ent: 
Itenen Borlöriften zur Erhaltung der Fiſcherei in den Blüffen und Bächen und 
er Gtrafbefimmungen diefer Ordonnanz gegen Kontraventionen. 
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Mheine zur Nachtzeit. (Stotti’e Samml. Mr. 2991. u. Salu u. Gäny | 
a. a. O. ©. 867). 


Fünfte Unter⸗Abtheilung. 
Von der Befoͤrderung des Seidenbaues. 


Die Eeidenraupenzucht, welche bereits in früherer Zeit unter Sriedrit 
dem Großen befonderd begünftiget wurde, hat In neuerer Zeit wieder gröfent 
Leben gewonnen; indbefontere hat ſich darum ter Meg.» und Squich 
Türk in Potsdam !) verdient gemacht. *) 

Es Hat fih namentlich ein „Verein zur Beförderung I 
Seidenbaues in den Preuß. Staaten“ gebildet, teilen Zwed ik 
Deförterung des Seidenbaues in feiner Verbindung mit der Lantukf 
ſchaft if. Demfelben find durch die K. O. v. 9. Nov. 1828 Korpercic⸗ 
sechte, und laut Bekanntmachung des Gen. Boftmeiflers v. 29. Oft. M 
die Portofreiheit bewilliget worden. 

Vergl. diefe Erlaſſe nebft den Allerh. beftätigten Statuten des Beriah 
(mitgerheilt dur dad G. R. des Min. des J. v. 27. Gebr. 1829) 5 
v. 8. Ann. Br. 13. S. 52—66. 2) 

Ueber die Beförterung des Seidenbaues durch Kultur von RRaulker 
bäumen vergl.: 

a) Bubt. ra zu Köslin v. 19. März 1836 (v. 8. Ann. Br. W. 6 
b) ©. R. des Min. des Konigl. Haufes v. 26. Ian. 184 an fünmtl My 
dieffeite der Weſer, betr. die Beförderung der Kultur des Maxis 


baumed, auf Domainen > Ländereien (Min. BL d. i. B. 1841. ©. If. 

Nr. 218.); 

c) Bubl. der Reg. zu Bofen v. 19. Nov. 1842, beir. die Weförberung bu 
Seidenbaues durch Anlegung von Maulbeer:Blantagen (Din. BL ni! 
1842. S. 406. Nr. 565.). 














1) Vergl. deſſen Bekanntmach. v. 12. Dec. 1829 über bie zwedimägigde iin 
die Puppen in den SeidensKofens zu töbten, die Seide zu haspeln, und tie Hasi 
beerbäume angupflanzen (v. K. Ann. Bd. 14. S. 761766), desgl. v. 11.84 
1832 (mitgetheilt durch das Bubl. des Ob. Prüf. der Browinz halen a 3 
Okt. 1832, v. 8. Ann. Bd. 16. ©. 642); ferner Türk's Nachrichten uber da 
Seidenbau im Preuß. Staate, in der Preuß. Staatszeit. 1838 Nr. 337., teil 
im Gentraldl. für Handels und Gewerbe: Statijtif, 1839 Nr. 10. u. 11, du 
den Annal. der Preuß. Lundwirtbfchaft, Jahrg. 1. 9. 1. &. 128-149. 

2) Vergl. dus C. R. des Min. der geifll., U. u. M. Ang. v. 5. April 18% 
betr. die Bohanifce Schrift über den Seitenbau (v9. 8. Ann. Br. 14. 6. Mil 
bis 320). Diefe Schrift if unter dem Titel: „Wegweifer zum Geidenbas fü 
Morb:Deutfhland u. insbef. für Preußen” im I. 1830 erfchienen. 

3) Zur Beförderung des Seidenbaues in der Mark Brandenburg md 
Niederlaufis hat fih ein Provinzial s Verein gebildet, welcher feinen Ey ® 
Berlin hat, und deſſen Statuten unterm 15. Mai 1845 veröffentlicht int. Bed 
ug die Jahresberichte über die Wirkſamkeit diefes Vereins von 1851 und mw 
1852— 1803. 
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Dritte Abthbeilung. 


Bon den Einrichtungen und Maafregeln zur 
Beförderung Iandwirtbfchaftliher Bildung und 
DBerbefferungen. 


I. Landwirthſchaftliche techniſche Lehranſtalten. 

Der Zweck dieſer Anſtalten iſt auf die Verbindung der Theorie mit 
rw Prarid gerichtet. Sie reſſortirten nach ven Allerh. Erl. v. 17. April 
348 1) (9.6. 1833. ©. 109), von den Min. für H., G. und dfentl. 
sb. und flehben gegenwärtig in Gemäßbeit des Allerh. Erl. v. 25. Juni 
348 2) (8.6. 1848. ©. 159) unter ter Leitung des Min. für landwirth⸗ 
bafıl. Ang. 

Die Höheren Lehr» Anflalten Tiefer Gattung find folgente ?): 

1) Die Raatd- und landwirthſchaftliche Akademie zu Eldena 
H Greifswald. 

Durch ven Allerh. Erl. v. 21. Mai 1850 (Min. Bl. d. i. V. 1850. 
a 30, Rr. 242) ift deren obere Leitung dem Min. für landwirthſchaftl. 
ng., vorbehaltlich jeroch der Mitwirfung des Unterrichts- Min. bei allen, 
e gegenfeitigen Beziehungen und Verpflichtungen ter Akademie uud ter 
niverfität zu Greifẽwald betr. Angelegenheiten, übertragen und zugleid) 
eſtimmt worden, daß durch diefen Neffortwechfel in ten gegenfeitigen Be⸗ 
ehungen und Verpflichtungen nichts geändert werde, und das der Akademie 
ı Eitena überwiefene Vorwerk Eltena nebft Pertinenzien Eigenthum der 
niverſttaͤt Greifswald bleibe. 

Nachrichten über den Zwei und die Ginrichtung ver Akademie zu 
Idena finden fich in v. K. Ann. Br. 22. ©. 404 — 411, und im Min. 
I. d. i. V. 1840. ©. 359—360. 

Vergl. auch: Baumſtark (Dir. der Akademie zu Eldena), über ſtaato⸗ 
ıd landwirthſchaftl. Akademien und deren Verbindung mit Univerſitaͤten; 
HR einer kurzen Nachricht Über vie Akademie zu Eldena bei Oreiföwalt. 
reifswald, 1859. gr. 8. 

2) Die Höhere landwirtſchaftliche Lehranſtalt zu Voppels- 
orf bei Bonn. 

Diefelbe if im Iahre 1847 errichtet und ihre Angelegenheiten reſſor⸗ 
ten von dem Min. für landwirtbfchaftl. Ang., unter Konkurrenz des Min. 
T geifl., U. u. M. Ung., infomweit die Intereffen der Univerfität Bonn 
durch berührt werden. ' 

Ueber den Zwed und die Einrichtung der Anftalt vergl. den Einrich⸗ 
ngeplan v. 11. April 1847, mitgeteilt dur das R. des Min. des J. 
» eod. (Min. Bl. d. i. B. 1847. ©. 54—58.) 

Ueber die Disciplin und den Gerichtöftand der dort fludirenden Aka⸗ 


1) Deargl in Bd. J. ©. 1. 

2) Ebendaſ. ©. 2. 

3) a) Die font noch beitehenden zahlreihen Akerbauſchulen und anderen 
ndwirthfhaftlid »tehnifhen Lehr» Inftitute And aufgeführt in dem 
ıbwirtbfchaftlihen Kalender von DO. Men tzel und Dr. A. v. Lengerfe, Jahrg. 
54, Th. I. ©. 156—163. 

b) Ueberfidhten der im Sommerhalbjahr 1853 und im Winter s Semefter 
53/54 auf den höheren Iandwirthichaftlihen Lehr s Anilalien des Staates Stu: 
enden, vergl. im Min. DI. d. i. V. 1853. 6, 194 u. ©. 284. 
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‚ demifer ift die K. O. v. 4. Febr. 1848 (®. ©. 1818. ©. 97) ergangen, mi 
demgemäß eine durch das C. R. res Min. rer Geifl., U. u. 9. Iyı 
tes 3. v. 29. März 1848 (Min. BI. d. i. V. 1848. ©. 159. Mr. 160.) b 
fannt gemachte Abänterung des Einrichtungsplans v. 11. April 1847 ie 
getreten. 


3) Die König. landwirthſchaftliche Lehranftalt zu Pınt- 
kau in Schlefien, 

Sie ift gleichfaN8 im Jahre 1847 errichtet und reffortirt yon dem Au 
für Iandwirtbfchaftlicde Ang. und einem von dieſem zu beftellenten Au 
torium unter der Leitung des Ob-Präfto. rer Provinz Schleſien. 

Ueber ten Zwed und die Einrichtung der Anftalt ‘vergl. den 
fatisns Plan verfelben, welcher turch das Publ. des Ob. Präftd. der 
vinz Schleften v. 6. Aug. 1847 (Min. 31. d. i. B. 1847. ©. 206. Ar. M) 
zur Öffentlichen Kenntniß gebracht worden iſt. 


4) Die landwirthſchaftliche Akademie zu Möglin bei Wie 
gen a. D., von dem Staatsrathe Thaer im I. 1806 gefliftet un ſa 
1819 zu einer Königl. Lehranftalt erhoben. 

Ueber Zweck, Ginrichtung und Berfaffung des Inflituts vergl We 
Möglinfpen Jahrbücher Bd. 4. ©. 337—355 u. Br. 17. ©. 30134, 
bedgl. „A nogramm ter Königl. Akademie des Lanvbaues zu Möglin Bm 

n, 1836. 8. 

5) Die landwirthſchaftliche Lehranftalt zu Regenwalde in Hiuer 

pommern. 


1. Landwirthſchaftliche Vereine. 


In Folge tes 6. 39. des Landes⸗Kult. Ed. v. 14. Sept. 1811!) de 
ben fich in allen Landesthellen zahlreiche landwirthſchaftliche Ber 
eine gebiltet, welche ihren Gentralpunft in dem Kandes-Delnns 
mie Kollegium zu Berlin finden. 2) Diefe Vereine bezweden tbeild 
die Beförterung ver Defonomie überhaupt, theild einzelner Theile verfelben 
felbftländig, und beflehen theils für ganze Landestheile, theils als Zeig 
anftalten für mehrere und einzelne Kreiſe. Die Verbindung und ver Ge 
fchäftöbetrieb aller dieſer Gejellfchaften ift, nach den Endzwecken unt nal 
dent Bedäürfniffe der Gegenden, durch frei aufgeftellte und landespelizeiq 
genehmigte Statuten geregelt. Sie erhalten ſich größtentheils und fehafes 
die Mittel zur Erreichung ihrer Endzwecke durch freiwillige Beiträge de 
Mitglieter; einige derfelben erhalten Zufchüffe aus Staatsfonts des Iab 
wirthſchaftl. Miniſteriums; andere find durch Bewilligung von Unterfläger 
gen und Prämien audgezeichnet worden. 

Neben der Vörderung der Wiflenfchaft hat fich die Mehrzahl der Ba 
eine die Vervollfommnung tes prafifchen Betriebes der Landwirthſchaft pr 
Aufgabe geftellt. ?) 

Eine Nachmeifung der am Shluft ves Jahres 1838 im Pınf 
Staate beftandenen (88.) Iandwirthfchaftlichen Vereine (von Tem Hoftathe 





— m 


1) Vergl. in Bd. I. S. 96. 

2) Bergl. hierüber Bd. IT. Abth. J. S. 7 ad VI. u. S. 110—111, det 
das C. R. des Min. des I. u. d. P. v. 2. März 1842 und des Regul v. B 
März 1842 für das Landes:Delonomie Kollegium (f. in Bd. I. &. 5—15). 

3) Auch aur Beförderung des Flachs⸗ und Hanfbaues in Preufen bi 
fih (im 3. 1850) ein Verein (unter dem Proteftorate des Prinzen von Vrernßer) 
konſtituirt, welcher feinen Sitz in Berlin hat. — Vergl. darüber die C. R. de 
Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 3. Juli 1850 und 1. Juli 1851. (Win. & 
d. i. V. 1850, ©. 255. Nr. 342. und 1851. ©. 145. Nr. 171.). 
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Bieiſch), welche zugleich Auszüge der betr. Statuten giebt, findet fich In 
Forni's Beitfchr. Br. 1. S. 510—534. 

-.. Bergl. auh: Dr. Br. B. Weber,. Sandbud, der flantäwirtbfchaftl. 
Btatiftif und DVerwaltungsfunte der Preuß. Monarchie. Breslau, 1840. 
B. 187—188. und Nachtr. dazu v. 1843. ©. AA—45, tedgl. den land⸗ 
virehfcht. Kalenrer von D. Mengel u. Dr. A. v. Lengerke, Jahrg. 
1854. ©. 175—184. 


IM. Verſuchs- und Mufterwirtbfähaften. 


Die Errichtung von Mufterwirthfchaften zur Hebung der Landed- Kultur 
mb indbefondere zur Belehrung des Eleinen Landmannes mar bereitd durch 
We Allerh. K. DO. v. 8. Dec. 1809 genehmigt; die K. D. v. 18. Juli 1811 
wsßeilte tarüber nähere Beftimmungen !), und das Kandes-Rultur-Er. v. 
fd. Sept. 1811 ortnete im $. 40.2) die Errichtung folder Wirthſchaften 
MM jerer Provinz an, intem vaffelbe zugleich Anordnungen über die er⸗ 

Berlichen Bonds und die Verpflichtungen ter Befiger folder Wirthſchaf⸗ 


traf. 

"EB haben auch verfchietene Verfuche durch Errichtung folder Muſterwirth⸗ 
en flattgefunden ?); indeß hat tie Maaßregel keine bedeutende Ausbrei⸗ 
gefunden, indem e8 theils an den erforterlichen beträchtlichen Geldmitteln, 

8 an zu Mufterwirthen geeigneten Perfonen fehlte. Es ift deshalb auf 





4) Vergl. Hierüber Dönniges Land. Kult. Gef. Bd. 1. S. 173—175. 
2) Bergl. in Bd. I. ©. 97. 

3) Berg. die Nachrichten hierüber bei Dönniges a. a. D. ©. 174. 
Beſtehende Mufter: (bäuerliche Beiſpiels-) Wirthfhaften find folgende: 

a) im Reg. Bez. Königsberg: zu Drewenz, Kreis Heilsberg, zu Kl. 

.;°  Boffindern bei Königsberg, zu Gayl, Kreis Braunsberg, und zu 
Stolzenfeld, Kreis Bartenkein; 

"p) im Reg. Bez, Marienwerder: zu Roggenhaufen, Kreis Graudenz, 
zu Wahsmuth, Kreis Nofenberg, zu Krotofhin, Kreis Löbau, 
zu Iellen, Kreis Marienwerder, zu Duiram, Kreis D. Krone, 
zu Schönberg, Kris Schlochau, zu Poln. Lonk, Kreis Schwes, 
zu Poln. Czekezin, Kreis Konig, zu Szyrakowo, Kr. Thorn, und 
u Tyllitz, Kreis Löbau; 

e) In Litthbauen: zu Nemmersborf, Kreis Bumbinnen, zu Pillupds 
nen, Kreis Stallupönen, zu Rannehelen, Kreis Darfehmen, zu 
Romanoven, Kreis Lyd, zu Ernftwalde, Kreis Infterburg, zu 
Dhifhfen, Kreis Tilfit, und zu Aurfanehlen, Kreis Inſter⸗ 

urg; 

&) im Reg. Bez. Bromberg: zu KL Wiſſek, Kreis Wirfiß, zu Gliſez, 
Kreis Wirfip, zu Sadtke, Kreis Wirfig, zu Olczewko, Kre 
Wirſitz, zu Mofhüg, Kreis Wirfig, zu Iarice, Kreis Inowras 
elaw, zu Broniewo, Kreis Inowraclaw, zu Krusza⸗Duchowna, 
Kreis Inowraclaw, zu Neudorff, Kreis Inowraclaw, zu KL 
Muszyno, Kreis Inowraclaw, zu Penchowo, Kreis Inowraclam, 
zu Plonkowo, Kreis Inowraclaw, zu Lilfewo, Kreis Inowraclaw, 
zu Stodoly, Kreis Inowraclaw, zu Wirucin, Kreis Mogilno, 

u Sadlogofcez, Kreis Schubin, zu Pturfe, Kreis Schubin, zu 
Br. Bartelfen, Kreis Bromberg, zu Modeln, Kreis Bromberg, 
zu Kl. Sittno, Kreis Bromberg, zu Bogolinfe, Kreis Bromberg, 
zu Statt Inowraclaw, zu Abbau Mogilno, Kreis Mogilno, 
und zu Sarbinomwo, Kreis Shubin; 

e) im Meg. Bez. Köslin: zu Malchow (Rügenwalder Amt) und zu Biets 
fow (Schmolfiner Amt); 

N) im Rıg. Bez. Stralfund: zu Beffin auf Rügen. 

Landes-Rultur-Befegg. Bd. 11. Abth. 11. 48 


. . see me que οαα wugu uni 
einzelnen @utöbefigern zur Beförterung ter Scyarationen u 
führung zwedwäßiger Meliorarionen hypothekariſch einzutrag 
unverzinsliche, aber jährlich mit 4 Proz. zu amortiflsende Dar 
wabren. Gine Einſchrankung ver Stiftung auf Rittergüter wa 
geſprochen, wurde inteß feilgebalten und erft Dur tie 8. O 
1349 2) austıüdlich aufgehoben” Durd tiefe K. DO. wurde 
flimm, daß vie Darlehne fünftig nur auf 3 Jahre zindfrei ge 
nicht mit 34 Proz. verzinit und in der Art zurüdgezahle wı 
tap nach Ablauf ver zinsfreien Jahre jährlih 5 Proz. tes u 
Kapital-Berraged gezablt, biervon 34 Bros. des jeresmaligen A 
Rantes zur Verzinfung und ter Neft zur Amortifation bere 
Tie auf tiefe Weiſe auffommenten Zinfen fliegen zur Hälft 
tunge-Rapitale zu, die andere Hälfte wirt zu andeıweitigen 2 
ter Landes · Kuliur vermenter. 

2) Der Meliorations -Fond für die Provinz Preußen, 
ten zur Zörberung ter Negulirung gutöherrlich«bäuerliher Verl 
tesherrlich bewilligten Vorfepüifen, welche feit vem Jahre 1843 
den fing und ferner eingeben, gebildet ift und bis auf 74,748 T 
8 Pf. fleigen wirt. Derfelbe it für tie Reg.-Vezirke König 
binnen, Danzig und Marienwerter beftimmt, unter weldyen tie 
im Verhältnig zur Seelenzabl ter Täntlichen Bevölkerung vert 
Der Zwei it vie Bewilligung auf drei Jahre zinsfreier, Te 
mit 10 Proz. jährlih (mosen 4 Pro. auf Zinfen gerechnet 
amortijirender Darlehne von 50 bis hoͤchſtens 300 Thlr. unt 
weife von 400 Thlr. zur Förderung landwirthſchaftlichet Verbe 
landwirtbſchaftlichen Betriebe. 

Näbere Auskunft über tie Ginrichtung und Verwaltung 
giebt dad von tem Min. tes I. unter Alert. Genehmigung « 
gulativ über die Errichtung und Verwaltung ted Bonte r 
1346 2). Die Crrichtung eines revitisten Staiuis iſt verheiße 

3) Der Meliorationd-Fond für einen Theil (7 Kreife) dı 
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45) Prämienfonds zur Beförterung Tandmwirthfchaftlicher Ber- 
befferungen find unter Antern gegründet: 
a) laut Publ. des Ob.⸗Praͤſid. ver Provinz Poſen v. 25. Juli 1898 
ev. K. Aun. Bd. 22. S. 620) für 5 Jahre ein Fond von jährlich 600 Thlrn. 
‚gu Brämien von 100 Abhlın. für Vermehrung des Futtergewächsbaues, 
‚ die Einführung ver Stallfütterung und tie Feldeinhegung auf den bäuer- 
. Ihchen Wirthfchaften der Provinz Poſen. 
j b) Der jährliche Prämienfond von 1800 Thlr. zur Beförberung land⸗ 
wirtbfchaftlicher Verbefferungen in ten Reg.⸗Bezirken Münfter, Minden 
. and Arnsberg, Eonftituirt durch ven Allerh. Landtags» Abfchiedr v. 8. 
. Sunt 1839. 
" Vergl. vie Inftr. der Min. des I. u. d. P. v. 22. April 1840 wegen 
wertheitung und Berwentung diefed Bonts (Din. BL. d. i. V. 1840. ©. 
N 482. Nr. 305.). 
Auch iſt bier 
2 5) der Provinzial» Hülfskaffe der Provinz Weftphalen zu 
Münſter zu gedenken, deren Zweck unter Andern dahin gerichtet iſt, 
* ndverbeſſerungen und Abloͤſung ter Reallaſten durch Darlehne zu ber 
Ardern. 
J Vergl. das Allerh. vollzogene Statut dieſer Hülfskaſſe v. 26. Nov. 
©8881 und deſſen Abänderungen v. 4. Aug. 1834 in v. K. Ann. Bd. 16. 
—*, G. 135 ff. u. Br. 18. ©. 728 ff. 
| V. Börderung der landwirthſchaftlichen Einfiht durch 
nägliche Belehrung. !) 
Schon der $. 4A. des Landeskultur⸗Edikts v. 14. Sept. 1811 2) ver- 
" Ylichtet Die Dekononde» Kommiffarien, Schiedsrichter und Kreiöverorbneten, 
„bei Gelegenheit ihrer Geſchaͤfte Die Grundbeſitzer über die vortheilhaftefte 
Benugung ihrer Grundſtücke zu belehren, fie mit nüglichen, fchon erprob⸗ 
sen und auf ihr Lokal paffenten Einrichtungen befannt zu machen und fle 
"ar Nachfolge zu ermuntern.” 
In tiefem Sinne find auch die Staatd-Verwaltungsbehörden mehrfach 
YHätig geweſen. Dahin gehören folgenne Exlaffe derfelben: 
1) Betreffend die Empfehlung zweckmäßiger Art des Anbaues 
der Feldfrüchte. 
a5) Kartoffelbau betr., vergl. tie Publ. ver Meg. zu Reichenbach 
v. 20. Sunt 1817 (v. 8. Ann. Bd. 1. 9.1. S. 74. N. 45.) und der Meg. 
Oppeln v. 23. Non. 1826 (v. K. Ann. Bd. 10. S. 1030); desgl. des 
6. Präftd. der Provinz Weftphalen v. 26. Nov. 1835 (a. a. D. Bd. 14. 
©. 990), und &. N. red Min. tes J. v. 9. März 1848, betr. die Pflan« 
gung der Kartoffeln und beren Befhügung gegen Krankheiten (Min. BI. d. 


8% n Les 


ww. 


u u” 


V. 1818. ©. 52. Nr. 55 








richt der Kom. der II. K. zur Prüfung des Staatshaushalt:Btats für 1853 (Drudf. 
der II. K. pro 1852/53. Bd. 7. Nr. 305. &. 18—19. 

4) :a) Das Min. für Iandwirthfchaftl. Ang. Hat wmittelit Bekanntmach. v. 8. 
April 1849 (Min. Bl. d. i. 3. 1819. S. 70. Mr. 115.) einen Preis für die befte 
populaire Anleitung zum Betriebe der Landwirthſchaft ausgefeßt (mit Primie von 
200 Friedrichsd'or und von 100 Friedrichsd'or für die naͤchſt der gefrönten Schrift 
preismwürbigite Arbeit). 

b) Das Publ. der Reg. zu Königsberg v. 24. Aug. 1833 (v. K. Ann. 
Br. 17. S. 674) empfiehlt den Geiftlichen die Verbreitung populärer landwirth⸗ 
Dr Schriften für den Bauernitand, insbeſ. auch durch Errichtung von Lefes 

irteln für die Bewohner des platten Landes und Benußung folder Schriften zum 
orlefen in den Sonntagsfchulen. 

2) Berg. in Br. 1. ©. 98. 
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Le’ 


772 Von dem Schutze u. der Beförderung der Landeskuliur; 


b) Gewinnung des Reinfaamens beir., vergl. das Publ. de Ob⸗ 
nr der Provinz Weftphalen v. 15. Ian. 1824 (v. 8. Aus. Br.& 


> Anbau der weißen Runkelrübe zur Zuderfabrifation bet, 
vergl; Bub. der Reg. zu Bromberg v. 25. März 1836 (v. K. Han. 9. 


20. 6 
2) Weffend die Empfehlung des Anbaues einzelner nützliche 
Pflanzengattungen. 
a) Ed. v. 21. Febr. 1791 wegen Begünſtigung bes Anbaues der Futterfriuie 
in der Kurmarf orandenburg und dem Herzogthfume Magdeburg ertl de 
Zreßſhaft Mansfeld. (N. C. C. Tom. IX. p. 26. Nr. 12. Rabe it 


©. 69.) 
b) Bubl. der Reg. zu Minden v. 19. April 1824, betr. die Kultur od m 


Zeerguch — Astragalus baeticus ( Schwedifchen Kaffee's). (v. K. Im 
d ) 
c) Publ. der Reg. zu Danzig v. 10. Nov. 1824, beir. den Anbau bes ik 


moty:Grafes (a. a. D. ©. 1044). 
d) Publ. der Reg. zu Bromberg v. 21. m 1825, betr. den Anbau k 


Barbefräuter. (v. K. Ann. Br. 9. ©. 1 

e) Bubl. der Reg. au Bofen v. 2. Rn 1833, betr. den Anbau ter BE 
ferrüben (a. a. D. Bd. 17. ©. 77 

N) Publ. der Reg. zu eiegnig vn. 1 v. 14. „Sat. 1834, betr. den Anbau bit m 


fenrothen Klees (a. a Br. 18. 
g) Bubl. der Reg. zu Koblenz v * 33 1836, ee. ben Anbuı ie 
) 


Peruvianifchen Kartoffeln (a. a. D. Br. 20. &. 33 


3) Betreffend die Empfehlung zweckmaäͤßiger Agrikulturs Ruf 
regeln und Einrichtungen. 

a) Ueber Dedung der Sanbigollen vergl. die Publ. der Meg. zu Eleh 
tin v. 7. März 1818 (v. Ann. Bd: 2. ©. 43) und ber Mg y 
Stralfund v. 5. April isiß (a. a. O. ©. 351.) 

b) Bubl. der Reg. zu Koblenz v. 5. Oft. 1852, betr. die Düngung ® 
Mergel. (v. K. Ann. Bd. 16. ©. 918.) 

c) Publ. der Reg. zu Danzig v. 21. März 1826, betr. die Anwendung be 
verbefierten Echwerzihen Pfluges. (v. K. Ann. Bd. 10. ©. 77.) 

Peral. hierüber auch das Publ. ger mei öfonomifchen Geicliör 
13. Juli 1823. (a. a. O. Br. . 777. 

d) Buhl, ber Reg. zu Cöln v. 9. ir, Tan betr. die Eicherung der 34 
berge gegen Spätfrofl. (a. a. O. Bd. 5. &. 34.) 

4) Betreffend tie Empfehlung zweckmäßiger Benugungsm! 
einzelner Feldbau⸗-Produkte. 
a) Publ. des Ch. Praͤſid. der Provinz Deirhalen v. 4. Gebr. 1830,:9 

die Benugung erfrorener Kartoffeln. (v. K. Ann. Bd. 14. €. 69) 

b) Bubl. der Reg. zu Liegnig v. 20. Sept. 13, betr, die Benupim 

Dueden als Biehfutter. (a. a. DO. Bd. 18. S. 694.) 


5) Betreffend vie Empfehlung zweckmäßiger Aufbemakrut 
weife einzelner Gattungen von Feldfruͤchten. 

a) Kartoffeln betr. 

Die K. DO. v. 29. April 1838 (v. 8. Ann. Bd. 22. ©. 623) net? 
Min. an, Belehrungen über tie Aufbewahrung ter Kartoffeln um tm 
Sicrung vor dem Erfrieren zu erlaffen. 

olge deſſen find hierüber ergangen: 
©) R. des Min. des I. u. d. B. v. 22. Mai 1838 an die Ohr Fril" 
Provinzen Pommern und Pofen, und bie hierauf gegründeten | * 
Reg. zu Stettin v. 28. Oft. 1838 und zu Poſen v. 10. San! 
(v. K. Ann. Br. 22. ©. 623—626). w 
6) R. deſſelben Min. v. 22. Mai 1838 an den Ober⸗Praͤſ. der Brerin) F 
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ben ri das et Fa Bubl. der Reg. zu Königsberg v. 13. Oft, 


Vergl. über denfelben Begenftand die Publ. der Reg. zu Danzig v. 
30. März 1825 (v. K. Ann. Bd. 9. ©. 375) und der Reg. zu Münfter 

v. 15. Dh 1829 (a. a. D. Bb. 13. ©. 814—817) 
b) Publ. der Reg. zu Bofen v. 26. Mai 1832, betr. den Nupen des Weis 
oe Roggen >, Gerſte⸗ und Hafer » Puggens. (v. 8. Ann. Bd. 16. 


6) Andermeitige Empfehlungen dfonomifcher Einrichtungen. 


a) Publ. der Re zu Botsdam v. 13. Jan. 1817, betr. die Errichtung von 
Demeinde adhänfeen und Anfebung eines Bemeindebäders. (v. K 
Ann. Bd. 1. 9. 1. 179. Nr. 116.). 

b) BubL ve Meg. zu Binden v. 8. Dft. 1818, beir. den —— von 
Steinkohlen zum Brodbacken. (a. a. D. 8b. 2. ©. 114 1.) 

e) Bubl. der Reg. zu Merſeburg v. 6. Mürz 1823, betr. die Empfehlung 
der von dem Sürgermeifier. Ruhe zu Ggeln erfunbenen Flache » Bracdkmas 
fine. (a. a. O. 2b. 59.) 

4) Publ. der Reg. zu —8 v. 2%. April 1838, betr. die Beſorderung der 
Bienenzucht. (a. a. O. Bd. 22. ©. 342.) 


Shronologifches Regiſter. 


Römifche Zahl 
. beigefügten 
I.; bie 


bedeutet die Zahl des Bandes, und die in Betreff bes 
uchftaben a. und b. bezeichnen beſſen Abtheil. J. und Ab⸗ 
rabiſchen Zahlen bedeuten die Seitenzahlen, und bie ein: 


mmerten Römifhen Zahlen bie —— der dem Bd. I. vorangeſtell⸗ 


ten allgemeinen Ein 


eitung.] 
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M. v. 23. Aycdl ...... I. a. 60% | X. v. 22. Sept. ...... 
K. O. v. 24. April U. b. 600, 677, | R. 9. 26. Eept. ..... | 
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I. b. 245 | R. v. 15. Jan... 2220. n 
Bubl. v. 13. DOM. ..... II. b. 752 | 8. v. 16. Jan. I. 586, IL 
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ze. 25. Juni ....... II. b. 239 | &.R. v. 2. Juli . I. 118, II. a. 169 
-#._ x». 27. 3uni II. b. 600, 677, 691 | 8.O©. v. 14. Juli... .... II. a. 903 
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595 322 
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EM. v. 2. Jan. . . .... II. b. 332 | Publ. v. 14. San. ..... It. b. 754 
$abı. y, 12. Aa... ...... II. b. 754 —V v. 20. San. .... I b. 758 
8%.D,.v. 19. Ian. .. I b. 297, 299 .v. 2. Jan........ Il. b. 122 


788 Chronologiſches Regiſter 
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B. v. 31. Mir ...... Il. a. 906 | C. R. v. 29. Dee. J. 576, U. — 
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K.D. ». 7. Iumi 1. 460, I. b. 240, | 8. ©. v. 10. Sehr... LT 
233, 275, 295, 298 | ®. v. 13. gebe . DO. a. 1%, 49 
R.v. 10.Iunv....... IL. b. 3778| C. R. v. 21. Febr. T. 999. ı ». 108 
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A. 


Bau, bei Separationen, I. 319, 353, II. b. 94. — Beruͤckfichtigung der Wirth⸗ 
Tchaftsverhältmife der Abbauenden bei Waldtheilungen, I. 372, I. b. 129. 
Inwiefern Abbauten für neue Anftedelungen gelten, II. a. 188. 
eckerei⸗Gerechtigkeit, 11. a. 350. 

Tahrtsgelder, ſ. Abzugsgelder. 

fi ndung des Berechtigten bei Abloſung von Reallaſten, I. 177, II. a. 507. — 
durch Land bei Ablöjung des Mehrwerthes der Gegenleiſtungen, I. 177, II. 

%. 515. — desgl. auf Grund freier Vereinbarung, I. 185, U. a. 728 ff. — 

Vinfluß rechtsverbindlicher Feſtſtellung derfelben vor Grlaß des Geſ. v. 2. 

März 1850, I. 185, IE a. 742 ff. — f. Ablöfung. 

TndungssRapitalien, |. Rapitals-Abfindung, Kompetenz. 

Indungs-Ländereien, Aufhebung des gemeinfhaftlihen Befipes und der 

gemeinſchaftlichen Benutzung derſelben, I. 39%, IH. b. 186. — f. Dreſch⸗ 

gürtner. 

Indunge-Plan, f. Auseinanderfeßunge:Plan. 
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weis der leßtgedachten Qualität, II. a. 304, 305. — unentgeldlihe Aufhebung 
der Abgaben für Benußung des fließenden Waflers in Privarflüffen, I. 168, 
II. a. 283. — desgl. für die Erlaubnig zur Haltung gewifler VBicharten oder 

Bienen, 1.168, II. a. 283. — nicht fisfaliiche öffentliche, an Kirchen, Schulen 
und andern öffentlihen Anitalten, deren Vertheilung und Reffortverhältnifle in 
biefer Bezichung, I. b. 283. — Löfhung der unentgeldlih aufgehobenen im 
Hypothekenbuche, II. a. 308. — f. Ablöjung, KRörnersAbgaben, Zers 
theiluna. 

byaben:Reyulativ, |. Zertheilung 

bgaben:Regulirung, |. Anfiedelungen, Regulativ, Zertheilung. 
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Abgaben-Rückſtände, ſ. Kompetenz. 

Ablieferungs ort der Gefälle, im Münſterſchen, II. a. 993. 

Ablösbarkeit, der Grundgerechtigkeiten, ſ. Grundgerechtigkeit, Real: 
laſten. 
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- Tichebäuerlihen VBerhältniffes vor Publikation des Gef v. 2. Mirz 1850 
überlaffenen Grunditüde, I. 178, 201 ff., II. a. 538 ff. — bezüglich vererb⸗ 
pachteter Vorwerke, II. a. 552. — Bezüglich der Haulinder oder Hollinker: 
Kolonitten, I. a. 553. — bezüglid der Mühlenabgaben. I 199—201, IL a 
553 ff. — Ablöfung der Reallaiten, welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und 
Säulen zuſtehen, 1.178, 205, 206, II. a. 556 ff. — Suspenſion ber betrrfs 
fenden Borfchriften des Abloſ. Geſ., I. 205, 909, II. a. 560 f., 568. — So 
einbarung über Ablöfung ſolcher Reallaften, 1.206, II. e. 569 - 571. — f 
Abfindung, Symnafien, Grundfleuer, Hobs- und Behantis 
gungsgüter, Lehranfalten, Mühlengrundflüde, Provofatie, 
Siffirung, Univerfitäten, Baifenhäufer. 

Ablöfungs:Kapitalien, f. Kapitals: Abfindung. 

Ablsſungs⸗Renten, deren Ablöfung durch Kapitalzahlung, ®rundfäge. I. 175, 
176, II. a. 483 ff. — in Bezug auf vergleihsweile feſtgeſetzte, II. a. 497 # 
— f. Reluitions:Renten. — aus Gemeinheité⸗Theilungen entfprungrse 
I. 319, II. b. 98 ff. 

Ablöfungse-Rezeß, |. Auseinanderfegungs:-Reze. 

Ablöfungss und Regulirungs:Gefeg v. 2. März 1850, I. 165 ff. — Ort 
ftehungsgefchichte, II. a. 204. — allgemeine Motive, II. a. 207. — Umfang 
feiner Gültigkeit, II. a. 217. — durch daffelbe aufgehobene Geſetze, 1. 165, 
ll. a. 221. — inwiefern es rückwirkende Kraft hat, I. 185. II. a. 730 f. 

AblöfungssüUrfunden, von den Regierungen einfeitig ausgeſtellte, deren Kraft 
und Wirkung, 1. 448, 657, 658, II. b. 357, 430, 431. — Nidterforderaif 
ter Beitätigung, I. 657, II. b. 430. 

Ablöf ungesBertt äge, ſchriftliche nicht konfirmirte, rechtliche Wirkſamkeit, I. 
b. 356. 

Abmeierung, II. a. 948. — ſ. Kabucitäte:Klage. 

Abraum, II. b. 140. 

Abſchätzung, von bauliden Ankalten, Forſten, Torflagern und andern beral. 
Gegenftänden, I. 423, II. b. 331. — technifcher Beirath bei Abſchätzung ven 
Bauten, I. 542, 543, Il.b. 331. — der Inventarienftüde vervachteter 
güter, I. 110, IH. a. 109. — der Rittergüter im Großherzogthum Befen, | 
11%, II. a. 109, 110. 

Abſchoßgelder, Aufhebung, I. a. 64. 

Ab; und Zufhreibung, der Trennflüde im Hypothekenbuche, Verfahren. I.s 


145 ff. 

Abtriebsreht, im Herzogthume Weſtphalen, II. a. 914, 921. — in den sen 
mals Raflauifchen Landestheilen, II. a. 933. 

Abverkauf, Heiner Grundflüde, deſſen Grleihterung, I. 161, U. a. 43, 121, 
198 f, 7 Beſcheinigung der Unſchädlichkeit, II. a. 200. — Koſten I. 162, 

. a. 2012. 

Abzugss®räben, Unterſchied zwiſchen ſolchen und Vorfluthe:@räben, II. b. 602. 

Abzugss und Abfahrtsgelder, in wiefern fie aufgehoben, II. a. 64, 3. 

Ader, fremder, Benugung gegen Hergebung des Düngers, Ablösberkeit der Be 
rechtigung, II. b. 13. — Pruchtgewinn von Deputatbeeten, Ablöobarkeit der 
Berechtigung, I. 328, IL. b. 13. 

Ackerban⸗Schulen, f. LehrsAnftalten. 

Adernahrung, II. a. 604, 606, 635. 

Ademtionsgründe, II. a. 975. 

Aerarien:Gelt, von Heimbergern, II. a. 1003. 

Afterſchlag, II. b. 140. 
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gnaten d Fortbeſtehen ihrer Rechte bei Lehnen, II. a. 227. — Vorkaufsrecht II. 
8. . 


grar:®efepgebung, Begriff I. (I.) — Bundamental : Brinzipien, I. (11.) 
— ältere Recdhteguftände, J. (VI.) — Geſetzgebung feit Briedrih dem Großen 
I. (LXXL.) — Bei 1807, I. (LXXXIL) — Reviſion derfelben feit, 1848 1. 
(CXIX.) — deren Garantie durch die BerfaffungssUrkfunde, I. (CXXIV.) 

grar-Rehtsverhältniffe, die früheren, in der Mark Brandenburg, eins 
fhließl. der Alt: und Neumark, 1. (XV.) — in Scleften, I. (XXXI.) — in 
der Nieder: und Obersfaufig, I. (XXXVIII.) — in Dits und Weſtpreußen, L 
(XLIV.) — in Pommern, I. (XLIX.) — im Großherzogihum Bofen, I. (LIII.) 
— in der Provinz Sachſen, ausſchließl. der Altmark, I.(LV.) — in Weſtpha⸗ 
len und Rheinland, I. (LVIII.) 

fordmäher, II. a. 511. 

ften, Rekalifche, Sorgfalt bezüglich der Aufbewahrung, I. 532, II. b. 323. — 
Ginreihung an das Ober s Tribunal II. b. 385, 431, 432, 440, f. Ober: 
Tribunal, 

ehrenlefen, Beſchränkung, II. b. 709. 

[lemanden, 1. (IX.) 

Modififation, | Lehne, Weſtphalen (Herzogthum). 

flodififatione:- Quantum, I. 192, Il.a. 310. 

llodifikaätions-Zins, Aufhebung des Anſpruchs, 1.167, II. a. 228, 240. — 
in an vormals Franzi. und Großherzoglich Bergiſchen Landestheilen, II. 


a. 902. 

Itentheil, gerichtliche Regulirung aufgehoben, II. a. 84, 85. — f. Ausge⸗ 
Dinge, Auszug, Lehnwaare. 

Itmarf, frühere Agrarverhältnifle, 1. (XV.), I. a. 871. — Berbältniffe der 
Bauergüter, II. a. 946, 970. — Nnnahmegelder, II.a. 440, 991. — Bauers 
fehne, 1. 300-302, Il. a. 871, 1016 ff., 1. Bauerlehne. — Dienfigelbder, 
1. 298, II. a. 951 ff. — Laßbauern II a. 607. — Strafbefugniß def Deich 
bauptleute, 11. b. 683. 

It:Borpommern, Grundſteuer-Verfaſſung, II. a. 630, 633. — Kontribution, 
11. a. 633. — Marſch- u. Buhrkoften, Il. a. 633 — Hofgerichtsgeld, II. a. 
633. — Fortififationsiteuer, II.a. 633. — Magazinkorngeld und Kreiserpens 
fen, II. a. 633. — Kavalleriegeld, II.a. 633. — Urbede, IL a. 633. — Ne⸗ 
benmodus und Quartalitener, II. a. 633. 

mbadtegeld, II. a. 1003. 

mortifation, f. Rentenbriefe. 

mtefuhren, Heine, für Demainenbeamte, II. a. 89. 

nerbenrecdt, ll.a. 964. 

nerkenntniß, des Auscinanderfeßungsplans vor dem 2. März 1850, Wirfung, 
1. 185, II. a. 747 ff. — Wirkung deffelben in Bezug auf die Qualität von 
Mühlenabgaben, II. a. 793 ff., 798 ff. — ſ. Befipveränderungss Abs 
gaben, causa debendi. 

ngerrecdt, II. a. 297. 

nbhalt:Bernburg (Herzogthum), Uebertragung der @emeinheitstheilungen und 
Ablöfungen an die Preuß. Auseinanterfeßunge:Behörden, II. b. 237, 238. 

nnabhmegeld, II. a. 430, 991. 

nfiedelungen, neue, Geſchichte der betr. Geſetzgebung, II. a. 166 ff. — Ges 
feb v. 3. Ian. 1845, 1.121 ff. — Srgänz. defielben durch das Geſetz v. 24. 
Mai 1853 I., 902, 904, 906. — Gründung neuer Anfletelungen, 1.124 ff., 
149 ff, IL. e. 186 ff. — Begriff I. 149—151, I. &. 187. — Abbauten, II. 
a. 188. — Repartition der Laſten, 1.125, II. a. 189. — Heranziehung neuer 
Anfieblee zu Gemeinde⸗, Kirchen⸗, Pfarr: und Schullaften, I. 133—140, II. 
a. 189, 190. — Geſtattung oder Unterfagung neuer Anfiedelungen, 1. 125, 
11. a. 190. — Wegſchaffung unzuläffiger, I. 125, IH. a. 191. — Vorlegung 
des Plans und Verfahren in Bezug auf deflen Prüfung, I. 125, 1. a. 191. 
— Koſten in Anfiedelungsfachen, I. 125, I. a. 192. — NAushändigung des 
Bantonfenfes, I. 155, II. a. 194. — f. Stabliffementse, Gemeinden, 
Ortſchaften, Weſtphalen. 

'aſpännergüter, in der Prov. Sachſen, I. (LVill.) 

Inhalten, zur Beförderung ber Ablöfung der Keallaſten und der Auflöfung des 
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Mechtsverhaͤltniſſes zwiſchen Berechtigten und Verpflichteten, I. b. 519 f. — 
f. Rentenbanfen, Renten:Tilgungsfaffen. 

Antheils: Schäfer, f. Shaafzudt 

Antihretifhe Pfandbefiger, Provofation auf Gemeinheitstheilung, I. 311. 

Antrag, f. Provokation. 

Antrittsgelder, 1. 173, I. a. 388, 991. — f. Befisveränderungs-A: 
aben. 

Anwa rter, Bortbehehen ihrer Rechte bei Lehnen, U. a. 228. — f. Lehns: unt 
Fideifommißfolger. 

Apothefen, Erwerb und Befitz, II. a. 34. 

Apothefer: Privilegien, I. a. 1006. 

Appeilation, f. Rechtsmittel. 

Appellatorium, Deriahren, I. 431, 450 ff.. 454, II. b. 378. — Berlatung 
und Verwarnung, li. b. 378, 379. — Zuziehung eines andern Kommiſſariu⸗ 
und neuer Taranten, I. 431, 450, not 455, 11. b. 379. — Nova in jmiite 
Snitanz, I. 431, 450, 454 455, II. . 379. 

Approbationsgeld, il. a. 437. 

Arcbeiterfamilien, Anfegung, 1. 93, Il. a. 9. 

Arbeitshülfen, Vorbehalt bei Gemeinheitötheilungen, I. 320. 

Armenanitalten, Grunderwerb, Il. a. 34. 

Arnsberg (Reg.:Bez.), landwirthfchaftl. Brämienfond, II. b. 771. 

Affekuranten, in ber Memeler Niederung, I. (XLVII.) 

Aſſ Fozlien, der Auseinanderſetzungs-Rezeſſe und Kommiſſionsakten, J 433, 11. 

401 
ai f el 1! un Beſchattiguns als Hülfsarbeiter bei Auseinanderfegunge : Bebörten, 
. 2. — Anerkenntniß ihrer Qualififation, 1.491— 493, 11. b. 235. — 
Befhäftinung und Ausbildung, desgl. Stellung als $fonomifche Sadhverkin: 
bige, I. 492 ff., 11. b. 296, 297. — Bereidigung, I. 515, I. b. 301. — 
Diäten und Neifeloiten, 1. 817. 

Aſſiſtenten, moralifher Perſonen, II. b. 286. — f. Beiflände. 

Arten, f. Abverkauf, Beiheinigung. 

Auenredt, Aufhebung des gutsherrliden, I. 168, II. a. 292 ff. — Bearifl, II. 
a. 292 fi, 297. — Schleſiſches, II. a. 297. — Berjährung, II. a. 297 1. — 
f. Dorfaue. 

Auffahrt, I. a. 991, 992. 

Auffahrtsgeld, II. a. 957. 

Aufgebot, Aufgebots: und Präflufions; Verfahren in Vorflutha⸗ und GEntwäle 
rungs⸗ Andelegenheuen I. 848, 819, II. h. 614 ff., 663 ff. — verlerme 
Mentenbriefe, I. 702, H. b. 556. — in Betreff der Rentenbrief s Zinstoupens, 
I. 703, II. b. 556. 

Auflangungsgeld, II. a. 437. 

Auflaffung, II a. 957. 

Aufträge, f. Beante. 

Auseinanderbau ber Gehöfte, Beſtimmungen darüber, II. b. 336. — Ber 
fihtigung bei Anlegung der Separationepläne, II. b. 336. 

Auseinanderfegung, Zuziehung des Sequeflers oder Kurators, I. 445, II. b 
423. — der immittirten Gläubiger, I. 445, I. b. 424. — dur Kommils 
rien der Regierungen, I. 414 — 415, 516 — 518, 656, II. b. 303 f. — u 
Baufh und Bogen, Verfahren der Au seinanderiegunge-Behärben dabei, 1. 38, 
II. b. 449. — Ausführung der Auseinanderfeßung, I. 431, 451, II. . 358 
— was tabin gehört, I. 431, 451, II. b. 389 ff, f. Wusführungs»Bre: 
tofoll. — insbei. Begrenzung, 1. 587, II. b. 390. — Berichtigung und Gin: 
richtung der Hyvothefenbüder, I. 431, 432, 578 fi., 588 ff., I. b. 390 F. 
— 1. Hypothefenbüder — Regulirung und Ferkellung der neuen Wirtb⸗ 
fhaftseinrihtungen und Koſten, I. 432, II. b. 396. — Medenpunfic, 1. 332, 
473, 11. b. 262 ff., 361, 397. — Zeit der Ausführung, L 432, 452, 454, 
664, II. b. 397 fi. — f. Ausführungs⸗Termin. — Ausf sführu vor tar 
RezepsBeitätigung, I. 432, 452, II. b. 398. — Entfhädigung —— — 
terung der Grundſtücke durch Naturereigniffe na) der Ausführung, 11. b. AM. 
Zwangsmittel zur Ausführung, I. 473 ff., 596—599, IL b. 40V. — öffent 
liche Bekanntmaͤchung der Auseinanderfeung im Interefie ber entfernten Theil⸗ 
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nehmer, f. Befanntmahung. — Wirkungen ber Auseinanberjeßung, I. 324, 
385, II. b. 169 fi. — hinſichtlich dritter Berfonen, 1.456 ff., II. b. 441 ff., 
353 f. — MUeberfiht der hierauf bezüglidhen Gefeßgebung, II. b. 441 ff. — 
Recht dritter Perfonen auf Zuziehung zur Auseinanderfeßung und darauf bes 
zügliche Verpflichtungen der Auseinanderfegungs s Behörden, 1. b. 447 ff., f. 
Intereffenten, Gläubiger, Lehns- und Fideilommißfolger. — 
allgemeines Brinzip in Betreff der Wirkungen der Auseinanderfegung in Bes 
ziehung auf die Rechte dritter Perſonen, II. b. 453 ff. — Borfchriften in Bes 
treff der Entfhädigungen durch Rente ober durch Kapital insbef, II. b. 455 
f., f. Entſchädigung, KapitalssAbfindung, Borzugsredt. — Wir⸗ 
fung der Auseinanderfegung in Beziehung auf Niegbrauder, II. b. 491. — 
auf Bader, 11. b. 492, 499. 

useinanderfegungs: Behörden, Organifation und Verfahren, I. 405 ff., 
11. a. 1—26, II. b. 234 ff. — Bellimmung derfelben im Allgemeinen, I. 406, 
II. b. 235 ff. — Perſonal, I. 406, II. b. 238. — bleibende Anflelung ber 
ordentlichen Mitglieder, II. b. 239. — QDualififation und Prüfung der Mits 
glieder, 1. b. 239. — insbef. der Juititiarien, II. b. 238, 239. — Anciennes 
tätss und Rangverhälmifie, desgl. Uniform der Mitglieder, II. b. 239, 242. 
— Anftellung, Disziplin, Beförderung, Entlaffung, Penfionirung derfelben, II. 
b. 241 ff. — Beichäftigung von Obergerichts⸗ und Wegier. = Aflefforen als 
Hüljsarbeiter, II. b. 241, f. Affefforen. — Zuziehung von DefonomiesKoms 
miffarien zu den Geſchaͤften der Auseinanderfeßungs-Behörden, II.b. 241. — 
Zulaffung von Defonomie-Kommiffionsacehülfen, II. b. 242, |. Delonomie: 
KRommiffionss@ehülfen. — YZulaffung von Referendarien, II.b. 242. — 
Subaltern : Beamte der Gen.⸗Kom., I. b. 243. — insbef. Hülfsfchreiber, 11. 
b. 243. — (@ivil:Supernumerarien, II. b. 244. — Unterbeamte, II. b. 245. 
— Beauffihtigung und Leitung der Spezial: Kommiflarien, II. b. 250 ff. — 
Uebertragung der Entiheidungen erfler Initanz an die Gen.-Kom., refp. lands 
wirthfchaftl. Spruch⸗Kollegien, Il. b. 250, 251 ff. — ber Betätigung der Res 
zefle, II. b. 252. — Weranlaffung von Grefutionen, I. 654, Il. b. 252. — 
Recht zur Grtheilung von Aufträgen an Beamte, I. 186, II. a. 755 ff., II. b. 
276 — Berhültnig der Auseinanderfegunge: Behörden zu einander und zu 
dem Nevifiong : Kollegium, refp. dem Minifterium, 1. b. 274 ff. — zu den 
Gerichtsbehorden, II b. 275, 276. — Berbältnig zu den Untergerichten inss 
befondere, I. 480, 461, I. b. 276. — zu den Direktionen der Rentenbanfen 
I. 696, II. h. 527 ff. — Bahrnehmung des landesvolizeilihen und fisfalifchen 
Intereſſe durch diefelben, I. 406, 408, 411, 427, 435, 441 ff., II. b. 275 ff. 
— desgl. der Rechte moralifher Berfonen, 1.406, 408, 411, 327, 441 ff., 
454, 11. b. 284 fe. — insbef. der Stadt: und Dorfgemeinten, I 432, 348, 
633, II. b. 2858. — der Rechte nicht zugezogener Intereffenten, I. 411 ff., 
441 ff, II. b. 289. — Kontrolle der Berwendung der Kapitals Abfindungen, 
11. b. 373 ff. — Reffortverhälmniffe bezüglidy bereits anhängiger Streitigkeiten, 
1. 407, 441, H. b. 261, 267, 415 ff. — Kompetenz der Auseinanderfeßungss 
Behörden, II.b. 245 ff., f. Rompetenz. — Dauer ihrer Kompetenz, 1.408, 
442, 11. b. 262 ff. — insbeſ. bezüglih der Anfehtung beilätigter Rezeſſe 
mit der Nullitätsflage, 1.471—473, II. b. 263. — Dauer der Rahverhands 
lungen, 11. b. 265. — f. Reffort:Streitigfeiten. 

useinanderfegungssKoften, f. BinrihtungssKoften, Koften. 

useinanderfeßungasplan, Erforterniffe und Anleaung, 1.424, 443, 548 — 
557, 1. b. 334— 335. — Berüdfihtigung des Auseinanderbauens der Ges 
böfte, MH. b. 336. — Borlegung des Plans und ferneres Verfahren, I. 425, 
943, 543, 611, II. b. 337. — Wirkung der rechtsverbindlid vor dem 2. 
her 1850 erfolgten Feititellung, 1. 185, II. a. 747 ff. — f. Plan⸗Be⸗ 
rehnung. 

useinanderſetzungs-Rezeß, Borfchriften über die Abfaſſung, I. 427, 566, 
II. b. 339 ff. — Prüfung 1.427, 347, I. b. 350. — inebef. Talkulatorifche, 
1. 566, I. b. 351. — Bolljiehung, 1. 428, 448, II. b. 351 ff. — insbeſ. 
vor Delonomie:Kommifjarien und Defonomie-Kommiffionsgehülfen, I. 659, 660, 
II. b. 352. — Pflichten tes Kommiffarius bezüglid der Rezeßvollziehung. I. 
428, 568-570, II. b. 354. — Erforderniß der Belchrung über die Wirkun⸗ 
gen ver Vollziehung, I. 575, 576, Il. b. 358, 359. — insbef. Verfahren in 
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Bejug auf minorenne Intereſſenten, I. 570 fi., I. b. 354 f. — besal Be: 
tretung der Ehefrauen durch ihre Ghemänner, I. 445, 11. b. 355, 424 fi. — 
Verfahren bei Berweigerung der Bollziehfung, I. 973 ff., II. b. 355. — Sc 
zichung durch Fürftbiihöfe und Domkapitel, I. 659, II. b. 431. — Bel: 
ziehung der von den Regierungen und Prov.sEchulfollegien in eigenen Ange: 
legenbeiten vermittelten, 1. 519, 520, IE. b. 303 ff., 353 ff., 431. — 
der ohne Dazwiſchenkunft einer öffentlichen Behörde abgeſchloſſenen Wezeflc, L 
658, II. b. 352 f. — in den weſtlichen Landestheilen im Wege freier Ber 
einbarung errichteter, II. b. 353. — von den Kreisvermittelunge- Behörden wer: 
mittelter, Il. b. 353. — Beltätigung bes Mezefles, I. 425, 447 ff., 576, IL 
b. 356. — Form der Beftitigung, I. 576, 577, II. b. 356. — SKomprta; 
ur Rezeß-Beſtätigung, I. 406, 440, I. b. 25%. — Belätigung der durd tie 
Denierungen und Brov. s Schulfollegien vermittelten, I. 414, 447 ff., SI6 ff, 
656 ff, II.b. 303 ſſ., 356. — Anfechtung der Rezefle mit der Nullitätsliey, 
1. 471 — 473, U. b. 263. — vprotofollariihe Bublifation des Rezeſſes su 
Zufertigung beffelben, I. 578, 579, 11. b. 362. — Affervation der Rezeſſe I 
432, 452, 600 — 601, H. b. 401. — Auehändigung, I. 425, 578, 579, 4 
b. 362. — Birfungen des beftätigten Rezeſſes überhaupt. I. 428, 11. b.%% 
fſ. — insbef. bezüglich der Rechte und Berbindlichfeiten Dritter, I. 576, ILh 
359. — desgl. besüglih folder Begenflände, die niht Borwurf des use 
AA geweſen, II. b. 360. — Nachſorderungen, welche nah 
der Beſtaͤtigung aufgefhloffen, II. b. 360. — insbef. ſolcher, die ans tem 
Rezefie felbit hergeleitet werben, II b. 360. — Nachforderungen auf Diet 
erlag wegen Unglüdefälle, II. b. 360. — Nachforderung vor Anbringung ta 
Provokation fillig gewordener Befißveränderungs:-Abgaben, II. b. 360. — is: 
wand des Irrthums gegen den befätinten Rezeß. II. b. 3A, 361. — Et 
taner nothwendiger Servituten ‚I. 438, 11. b. 361. — LKompetenzverhältsik 
bezüglich der Y) achforterungen, I. 409, II. b. 266 ff. 361. — RNichterforder 
niß nochmaligen Anerfenntnifies des HRezefies Seitens des neuen Erwerber 
eines Grundſtückes nah der Vollziehung durd den Vorbeflger, I. 577, II b. 
357. — Wirkungen und Bolgen der von den Renierungen und Prov.⸗Schub 
kollegien beftätigten Rezeſſe, 1. 418, II b. 308, 357. — Kraft und Wirt 
der von den Regierungen einfeitig ausgeftellten Ablöfunge:irfunden, TI. b. 35°. 
— Wirkung der vor Publifation des Geſ. v. 2. Maͤrz 1850 befätigten in 
Berua auf die Rechte aus dieſem Geſetze, I. 185, 11. a. 742 ff. — redtlie 
Wirkſamkeit beflätigter in Bezug auf Mühlenabgaben, II. a. 797 f. — fe 
derniß der Errichtung eines neuen Rezeſſes über Karitalablöfıng feRgekchn 
feRter Beltrenten, II. b. 101, 102. — Abfaffung der Rezeſſe Behufs Benupesz 
bei den Rentenbanfen, 1.715, 731, IE.b. 537. — Prüfung folder Rt: 
zeffe durch die AuseinanderfeßungesBehörbe, I. 722, II b. 537. — Bear 
gung derſelben, I. 656, II. b. 538. — Grelution aus Rezeffen, I. 473, 5% 
—599, II. b. 4M. — Koften der @intragung, I. 796. 

Ausfertigungs⸗Gebühren, aufgehobene, I. 174, IL. a, 426. — f. Erpen⸗ 
tiones®ebühren. 

Ausführung der Ablöfung, Begriff, L 207. — der Auseinanberfegung, f. Axt: 
a dehung 

Ausführungs:Brotofoll, Inhalt, I. 432, 473, II. b. 389, 397. — Berhs 
bung det Ausführungs s Verhandlungen mit der Rezeßvollziehung, I. 576, IL 


AusführungssTermin, Feſtſetzung, I. 186, IE. a. 753. — beflimmst ben Jah 
punft des Uebergangs des Gigenthumsrechts bei Regulirungen, I. 183, Il. «. 
681. — Interimiſtikum in diefer Beziehung, L 183, II. a. 682, 683. — i. 
Auseinanberfesung. 

Ausführungs⸗Verhandlung, f. AusführungssPBrotofolL 

Ausfütterung, Ablöfung der Verpflichtung zur Ausfütterung von Wich, 1. 158. 

Ausgedinge, f. Altentheil, Auszug, Lehnwaare. 

Audgedinger, f. Auszügler. 

Ausgleichung, Gtreitpunkte über die Ausgleihungsfäge follen nit allein dei 
nitn qchieten werden, I. 534, II. b. 325. — ber Koſten, I 608, Il 


Auskrautung, ſ. Riumung. 
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Auslagen, baare, beren Anfag, 1. 761, .— für Kaltulatues Arbeiten, I. 785. 

Ausländer, Binfhränkfungen in der Sean zum @ütererwerb, II. a. 30, — 
Verpachtungen an folde, I. 93, II. a. 97. 

YAusläuten von Leiden, I. 168, IL. a. 76. 

Ausloofung, f. Rentenbriefe. 

Ausmaagländereien, in Oſt- und Weſtpreußen, L (XLV.) 

YAusrottung, f. Thiere, ‚aeztilgung, Wuchergewächſe. 

Ausſchlag, Abgabe, IL a. 

Ausfattung, Abgaben, I. er Il. a. 279. 

Anstauſch, erleichterter, einzelner GruntRüdsparzellen, I. 156 ff., Il. a. 175, 
195. — Kompetenz der Behörden dabei, I. 157 ff., U.a. 193 ff. — 7 und 
Zufhreibung, I. 159 ff., I. =. 196. 

YAustreiben, des Viehes ohne Hirten, II. b. 705, 707. — Gültigkeit der aäͤlte⸗ 
ten Verordnungen darüber, II. b. 712, 713. —_f Biegen 

Auszug, Zuläffigleit der Konftituirung, II. a. 707. — gerichtliche Regulirung 
aufgehoben, II.a. 84, 85. — f. Altentheil, Lehnwaare. — Auszug eins 
zelner Theilnehmer einer Gemeinheit aus berfelben, 1. 326 fi, II b. 193 fi. 

Yus Far * Rechte bei Semeinheitstheilungen bezüglich des Auszugviehes, II. b. 
a Gewaͤhrung des Brennmaterials Seitens des Waldbefigers, I. 


Autorifation, ber Bormünder zur Nezeßvollziehung, I. 568 ff., II. b. 354 ff. 


B. 


BSäche, ſ. Räumung, Waſſerabzüge. 

Bagatellfahen, ſ. Rechtemittel. 

Bannredte, |. 3mangs, und Bannredte. 

Bannweingeld, I. 003. 

BausBeamte, Zugiebung zle Sadverflänbige, 1. 532—543, UI. b. 331, 332. — 
Gebühren, I. 779 ff. I. 332 

Baudienſte, — ⏑ ⏑ — ——— 170, I. a . 362, 363, 364. — in ben vor: 
mals Königl. Weiphälfggen, Srophergogl. Bergifden und Franzoͤſ. Landes; 
theilen, H. a. 957 fi. 

Bauerdörfer, I. (XVI.) 

Bauergüter, f. Bauerhöfe. 

Bauerhöfe, Erhaltung ſelbſtſtäändiger, I. (LXXIL)— Verbot der Binziehung und 
Wiederbefegungspfliht, I. (LXXIL.). I. 34, I. a. 43, 112 fi., 618. — in 
Weftphalen, I. (LXX.) — Begriff der Wiederbefebung nad $. 74. des Abs 
loſ.Geſ. v. 2. März 1850, I. a. 618, 620.— Zufammenziehung, I. 34, II. 
a. 43, 112 ff. — Bertretung der Rufifal. Onera eingezoyener, II. a. 47, 48. 
Befchränfung der Verſchuldung nicht regulixter, aufgehoben, II. a. 120. — 
Uebernahme nad) Erb⸗ oder Örundtaren, II. a. !. 

Bauerlehne, I (XXVI.) — Altmärkiſche, 1. (Xcm), ı 1. 300 ff. I. a. 871, 
1016. — in den vormals Königl. Benphanſchen, Sroßgerzogl Bergifden 
oder Frandoͤſ. Hanfeat. Landestheilen, Il. =. 740. 

Bänerlihe Grundſtücke, f. Bauerhöfe. 

Bauern, Ausfauien, I. (XXIL) 

Baufuhrdienite, Verzicht ber Gutsherrſchaft darauf, II. a. 659. 

Bauholz, 1. b. 130, 131, 

Bauholzr Berechtigung, Brariff II. b. 130 f., 149. — Umfang, II. 132 ff., 
149. — BWerthsermittelung, Il. a. 363. — insbef. im alle eines fatigefuns 
denen Maffivumbaues, II. b. 116. — techniſche Brinzipien ber Srmittelung 
des Werthes und der Abfindung, I. 360, II. b. 150, 151. 

Bauhülfe, Berüdfihtigung bei Megulirungen, I. 182, 11. a. 659. — in ben weſt⸗ 
lichen Landestheilen, II.a. 972. 

Bauronient, in Bezug auf neue Anfievelungen, IL a. 188. — f. Anſiede⸗ 
lun 

Bäume, Ounfgebung ber guts⸗ und grundherrl. Befugniß zur Benugung und An 
eignung der auf fremben Brundflüden ſtehenden Bäume und Sträuder, | . 

6, II. a. 290 ff. — auf Hütungerevieren, I. a. 292. 
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Baumfrenel, Beſtrafung, 1.96, II. a. 107. 

Baumkultur, Beförderung, 1. (LXXIX.), 11. b. 50 fi. 

Baupflidt, f. Gebäude. 

Bauten, Abſchätzung derfelben, ſ. Abſchätzung. 

Baus und Reparaturholz, Verbindlichkeit der Gutsherrſchaft zur Gewährusz 
und Berückfichtigung tiefer Verpflichtung bei Regulirungen I. 182, I. = 668. 
— fchiedsrichterliches Verfahren in Bezug darauf, I. 182, II. a. 668. 

Bauverftindige, Gebühren in Auseinanderfegungs « Sachen, 1. 779 ., M 
b. 332 


Beamte, Einfhränktungen des Grunderwerbs, I. 52 ff., II.a. 34 ff. — Berylik: 
tumg zur Uebernahme der Aufträge der AuseinanderfegungssBehörten, L 186, 
I. a. 755 ff. — öffentlihe, Diäten als Sachverſtaͤndige, 1.777. — bar 8a: 
haftung des Fiskus, I. 778. 

Bede (Beeden), I. (XVIL), II. a. 258, 1003. 

Bedegeld, Il.a. 255, 250, 288. 

Beeren, Recht zum Sammeln, II. b. 169. 

Befreiung von Königl. und herrihaftl. Abgaben und Dienſten, Zufiheres = 
Primorbialvertrage, II. a. 509. 

Begräbnijfe, Abgaben bei quisherrlihen, II.a. 280. 

Behandigungsgüter, in Weſtphalen, I. (LX., LXIX.), I. a. 8743, 946, * 
— f. Hobsgüter. 

Behörden, landwirthfaftliche, I. 1 ff., II. a. 1. — Gentral:Behörten, II. a I. 
— Minifterium für landwirthfchaftl, Ang. I. 1, I. a. 6. — Landes-Oelenc 
mie:Kollegium, I. 5. I. a. 7. — Central: Rommifl. für Die Ang. ter Rente: 
kanfen, I. 15, 11. a. 9. — Broviniial:Behörten, I. 17, II. a. 9. — La. 
Präfidenten, 11. a. 10. — General: Kommiffienen, 1.17, I.a. 12, II. b. 237. 
— landwirthſchaftl. Reg.-Abtheilungen, 1. 17, Il.a. 12 — Ueberſicht der be 
ftehenden Gen.-Kemm. und landwirthſchaftl. Reg.:Abıh., II. a. 18. — Per 
fions: Kollegium für Lantes: Kulturfachen, I. 31, I. a. 21. — Organe ta 
Auseinanderfegungs: Behörden, I. 32, II. a. 24. 

Beiliegergeld, f. Weitphalen. 

Beiſtände, freie Wahl, I. 416, IL. b. 317. — Berfonen, welche aus zuſchließer, 
I. 527, II. b. 317. — insbef. riterlihe Beamte, II. b. 317. — Zuleflua 
der Rechtsanwalte aus andern Ci bergerichts : Bezirken, 1.528, II. b. 317. — 
Eritattung der Gebühren ter Afüihtenten, 1.77, 78. — ſ. Aſſift enten 

Befanntmahung, öffentliche, der Auscinanterfegung im Interefie der enrierata 
Theiluchmer, IT. b. 439 fi. — Art und Weife der Befanntmadung, L 61. 
II. b. 451. — Verfahren bei Fehlern in Betreff ver Friſt, 1.615, IE. b. 351. 
— Derwarnung und Folgen der Nichtmeldung der Intereflenten, II. b. BI. 
— der Abfindung durch Kapital, f. Rapitales Abfindung. — ter «it 
gelsoiten Rentenbriefe und der Verhandlung über deren Bernichtung, I. 700, Ur. 

Bekoͤſtigung der Kommiflarien, I. 762, 766. 

Belehrung, f. AuseinanderfegungssRezeife. 

Bemeierung, der Ehelente, II. a. 965. 

Benahrihtigung, f. Belanntmadung. 

Berechtigungen, melde ohne Entihätigung aufgehoben werden, I. 167 #. 
I. a. 224 ff., 254 ff. 

Berg (Landestheile des vormaligen Großherzogthums). BGefepgebung über die ter 
Orundbefip betr. Nechtsrerhältniffe und die Realberechtigungen. I (LXXIV). 
1. 247. 238 ff., I. a 835 fe. — Ueberſicht des territorialen Gebiets tum 
Landestheile, I. a. 860 ff. — frühere Rechtszuſtände des Grundbeſitzes IL a 
869 ff, 874 ff. — wührend der Fremdherrſchaft, II. a. 678 ff. — Agrarar- 
gefeßgebung der Zwifchenzeit, II a. 885 ff. — Orunddeuergefeßgebung, II.a 
890. — gewerblihe Berhälmiffe betr., II. a. 890 ff. — Sinirung und A:i. 
bebung der fremöherrlihen und Ginführung der Breuß. Harargefeggebung, I. 
a. 894 ff. — Rechte des bäuerl. Grundbefiges, I. a. 959 iſ. — Bering:r: 
gen der Ginenthumserwerbung, Il. a 963. — Gegenflänte der Gigentbumt: 
erwerbung, II. a. 964 ff. — Zeitpachtverhältnig, IL. a. 366 ff. — Baubüite 
und Remifficnen II a. 972. — Beichränfungen der Diemembrati:n, IL a 
973. 974. — Gigenthumserwerbung ber befchränften Grbpädter, I. a. 9:5. 
— in Betreff der Leibs und Zeitgewinngüter, H.a. 983 |. — Reallaſtenrer⸗ 
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hältniſſe, II. a. 990 ff. — Laudemien, II. a. 991 ff. — PBräfumtionen für 
oder gegen tie Fortdauer der Reallaſten, II. a. 993 ff. — Einführung neuer 
Dienite, II.a. 997 ff. — bäuerl Holzungen, I. a. 998 ff. — Aufhebung der 
Rleuerartigen und gewerblichen Abgaben, II. a. 1001 ff. — lehnsherrliche Rechte, 
U. a. 1007, 1015. — Blut: und Rottzehnt, II.a. 1007. — Zwang: und 
Bannrechte, Il. a 1000 ff. — Zehnten, 11. a. 1010. — Markenrechte, II. a. 
1010 ff — Bauerlehne, II a. 1016 ff. — Grundſteuer und Bünftelabzug, 
Il. a. 1013 ff. — Gemwährleiltung für aufgehobene Rechte, II. a. 1027. — 
Brüchten-Ordnung, II. b. 747. 

Jergbau, Holzgewährung dazu aus fisfal. Forſten. II. b. 23. 

erg: Offizianten, Erwerb von Bergantheilen, IT. a. 34. 

Jergwerfsprodufte, ſ. Foſſilien. 

jſernſtein, Recht darauf, II. a. 691. 

ſeſchadigung, der Felder und Wiefen, I. 96, UI. a. 107. 

Yefcheinigung, über die Höhe der Ginrihtungs: und Auseinanderfeßungekoiten 
und über die Verwendung ber Abfindungen, 1 458, 672 fi. — |. Ab: 
verfauf. 

'efißer, aus eigenem Rechte, I. 1S1, Il.a. 637, 640. 

efiperiedigung, im Einne des $. 74. des Geſ. v. 2. März 1850, II. 
a. 620. 


eſitzſtörungen, f. Kompetenz. 

efißtitel, Pflicht der Berichtigung bei Dismembrationen, I. 122, 155, 902, 
I. a. 173. — Legitimation der Intereffenten, deren Beſitztitel nicht eingetra⸗ 
gen if, f. Legitimation. — Berichtigung des Befigtitels aus Mezeflen, I. 
331, 432, 452, II. b. 390 ff. 

Jefigveränderungs- Abgaben, dur das Ev. v. 9. Dft. 1807 nicht aufges 
hoben, Il. a. 64. — find für aufgehoben zu erachten, infoweit feſtgeſtellt wer⸗ 


den fann, daß fie fructus jurisdictionis, II. a. AU2 ff. — in wiefern zu ver: 
muthen, daß fie zu den unentgeltlich wegfallenden Abgaben gehören, I. 174, 
I. a. 327 fi. — Grundſaͤtze in Betreff der Brage, ob fie für unentgeltlich 


aufgehoben zu erachten, 1. 169. — unentgeltlihe Aufhebung bei Beränderuns 
gen in herrſchender Hand, 1.173, U. a. 302, 417, 418. — in wiefern Defs 
cendenten, Ehefrauen, Wittwen davon befreit, ID. a. 389, 390, 391. — Ers 
bebung nıiehrerer Gattungen von einem und demjelben Grundſtücke unſtatthaft, 
und rechtliche Bermuthungen in diefen alle, 1.173, 1. a. 424. — Beweis⸗ 
grundjäge in tiefer Beziehung, II. a. 426 fi. - Kaufs⸗ und Sterbelchnmwaare 
neben einander, I. a. 427. — Begriff unfirirter und Verbot der Stipulation 
folder, II. a. 96, 421— 423. — unentgelilihe Aufhebung unfirirter, welche 
nah Ginführung tes Land. Kult. Ed. v 14. Sept. 1811 neu entitanden, 1. 
173, 1. a. 402, 318—421. — Beweispfliht in Betreff der Entitehungszeit 
felder, I. a. 423, 424. — Ablöfung ver 1811 beitandener unfirirter, Il. a. 
472. — rechtlihe Brundfige über Befigveränderunge s Abgaben in den vors 
mals Königl. Weſtphäl., Großherzog. Bergiſchen und Branzöl. Landestheilen, 
1. a. 991 ff. — Nachweis der Verpflichtung zur Gntridtung von Beſitz ver⸗ 
änderungssAbgaben, 1. 174, IH. a. 432 fi., 435 ff. — Unttattbaftigfeit der 
Berufung auf Obfervanz, 1. 174, 11. 0.435 ff. — insbeſ. Fundal-Obſervanz, 
Bl. a. 390, 438 ff. — Nachweis der Verbindlichkeit anf Grund der Berjüh: 
zung, 1l.a. 330 ff. — auf Grund eines Anerfennimnifies, J. 174, I. a. 241 ff. 
— Erforderniſſe eines foldyen, 1. 174, Il. a. 442 ff. — f. causa debendi. — 
Nahmeis dur Urbarien, II. a. 447. — durch Einwilligung in tie hypothe⸗ 
fariihe Sintragung, II. a. 450, 452. — Belehrung über die Folgen des An: 
erfenntnifies, II. a. 350 f. — Gültigkeit des Anerfenntniffes gegen dritte Bes 
fiper, II. a. 351. — Nnerfenntnig in Bezug auf Verbinplifeit der Defcens 
denten, II. a. 355. — in Bezug auf jhon ver Publikation des Gel. v. 2. 
März 1850 füllig gewordene Befigveränderungs s Abgaben, I. a. 457. — 
Grundſätze über die ANblöfung der Befigveränderungs ; Abgaben, hiſtoriſcher 
Ucberblid ter betr. Geſetzgebung, II a. 395 ff — gegenwärtig geltende Bes 
flimmungen über die Merthsermittelung und die Ablöfung, I. 174—175, 193 
— 195, II. a. 358-478 — Unzulaſſigkeit der Forderung von Beftigrerintes 
runge:Abgaben nach Anbringung der PBrorofation auf Ablöfung, I. 175, II. a. 
79 ff. — Kompetenz der Behörden in Bezug auf die Streitfrage, ob der 
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eines Grunbfiädes Zahlung verpfiäht, Le 
sn. —— — —— 1 er La Wii 
bezahlter —— — ben, Li%, Li 
nn *5 —e— ————— 
* in Projefen un und Autelnanbertrpungen über aufgehoben, J 


Bekätigung, des Becken, | f. Anteinanderfe ungs⸗Qezeß 
Beſtellungökoſten⸗Vergütungen, bei Gem IL b. M, 
Behhaunt, I. (XHI, LX), IL . 257, 258, 876, 869, 892, 2, M! 
Beftgeil, II. a. 258, j 
Bettgewandt, I. a. 258. : 
Bentelrecht, II. a. 258. t 
Bevollmäßtigte, wann foldhe zu ernennen, I. 415, H. b. Sil. — 
im Sale eine Gemeinde dies verweigert, L 521, IL b. 311. — 
Bevollmaͤchtigten, I. 298, 526—527, II. b. 316. — SBöefuguiß ber 
ıien, die Machtgeber feloR vorzufordern, I. 78. — Bolgen der 
Informationsertheilung, I. 416, 527, I. b. 317. — Gebäßren u. 
ſ Gebühren, Reifetofen. 
u und Ausläuten von Leihen, I. 168, IL a. 276. — 


"ERS: oh @ Grfeparbung barüber, 1. 1.50%; 








Bewäfferungs graben, f. Oräben. 

Beweislak, “ üblenlaften. 

Bienen, Abgaben für deren Haltung, I. 168, IL a. 289. 

Bienenzehnt, II. " 289, 29U. 

Bienenzins, II. a. 239. 

Bienenzudt, Beförderung H. b. 773. 

Binfen:Nugung, Ablösbarfeit nach ber Gcmeinheitetbeilungs-E\, 1. 3%, IM 
12, 23. — Theilnahmeredhte, I. 329, II b. 89, 

Bifhöflige Kommiffarien, deren Gebühren, im. 6 288. 

BisthumssPVifariatamt, Benachrichtigung in Auseinanderſetzungs⸗Aozke 
beiten, I. 471, 11. b. 187. 

Blutzehnt, II. a. 1004, 1007. — f. Fleiſchzehnt. 

Boniteurs, f. Bonitirung. 

Bonitirung, 1. 421 ff. — »Berfahren, II. b. 328, 330. — jdjieberigmill 
Berfahren bei Streitigkeiten darüber, I. 446, 331, 1. b. 330, 4%. 
lifitation, Ernennung und Entfernung der Boniteurs, 1. 422, m, 1.63 
— Theilnahme des DefonomiesKommiffarius an der Bonitirung, 1. 4%, 
II. b. 331. — Berbot der Zuziehung von Brotofollführern, 1. HL. y,gl 
331. — Klaffififation der Bodenklaſſen, I. 423, II. b. 331. — Jup 
neuer Boniteurs in zweiter Inſtanz, I. 431, I. b. 379. — (dieser 
Reviflon der Bonitirung, I. 546, II. b. 333. — Brrüdfigtigung ver BeX 
veränderungen der Grundſtücke im Laufe des Verfahrens bei der Betz! 
1. 587, 1. b. 333. — Rofen der Mevifien, 1.548, 11.6. 334. — [Ar 
mitte 

BonitirungssKoften, I. 602—619, II. b. 402, 410. — Bafdubuz 
Hauptgüter dafür, 1.458, II. b. 489. 

BonitirungssRegifter, f. Feldmeſſer. 

Botendienfte, II. a. 276, 279. 


Botengelber, II. a. 279. P\ 
Brandenburg (Mark), frühere —— — 1. (XV), D. a. - 
auf Koffllien, II. a. 64. — Te en pacbung. U b. —* 
7. 


Brandenburg (Provinz), Mennoniten, I. 55, IL 
Brandhülis slußten, velung ri Diewenbrationen, I. s. 158 
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Brennbedarf, |. Brennholz. 

Brennholz, Umfang der Berechtigung, I. b. 130, 131. — Anmweifung des Bes 
tarfs auf Raffs und Leſeholz, II. b 135. 

Brennholz-⸗Berechtigung, hſchadig ngoarnedaben 322, I. b. 148. — 
Umfang des Rechts, II. b. — Abfindungsart, II. b. 149. — Anteinung 
bes eigenen Materials bei * — L 329, II. b. 150, 151. 

Brennmaterial, f. Brennhol;. 

Brodt: Getreide, f. Inventarium. 

Brüden, Unterhaltung, I. a. 168. 

Brüdenbaulaft, beren Ucbernahme Seitens der mit Land abzufindenden Ger 
vitutberechtigten, I. 357, II. b. 117. 

Buchenmaſt, Il. b 146. 

Rültenbieb, | Plaggen:, Haide- u. ültenbieh. 

Burbad (Amt), Sintüßrung der Sem. Tb. O., II. b. 5. — Aufhebung der Leib: 

-  eigenfchaft, II. 

Büsen —* Renten > Titgungelaf, I. 744, UI. b. 520, 565, f. Tilgungss 

a 

Burgdienfte, I. (XV). 

Bürgervermögen, | in Städten, Theilbarkeit, I. 348, II. b. 48 ff. 

Burgfelten, —F 958. 

Burgfrohnden, I (XV). 

—— II. a. 1003. 

Butenvich, II b. 758. 


C. 


Causa debendi, bei Anerkenntiniſſen, I. 174, H. a. 447 ff. 

Genfiten, Gewährung von Remiffionen und Erlag, I. 225, 226, IL a. 672. 

Census constitutivus, Il. a. 389. 

Census reservativus, I]. a. 3 

Gentral:Büreau, der landwirthichaftl. Vereine, 1. 97, TE. =. 110, II. b. 768. 

Gentral:RKommiffion für die Ang. der Rentenbanten, I. 15., IL a. 9. — Lei⸗ 
tung ber provinz. TilgungssAnftalten, 1. 31, IL =. 20. 

Cerocensuales, L (IX). 

GHatoulls Bauern, in Preußen, I (XLVIN). 

GhatoullsKöllmer, in Preußen, I. XLVIII). 

Civil: ‚Supernumerarien, Anttellung bei Auseinanderfegungs : Behörden, II. 
b. 214 

Gleve (Herzogthum), Kontributiunsverfaffung, IL a. 1023. 

Code rural, Il. b. 706, 719, 738. 

Condictio indebiti, wegen Befißveränderungss Abgaben, II. a. 470, 471. 

Corvey —8 Agrarrechtsverhaͤltniſſe, II. a. 873. — Verbot des Racht⸗ 
hütens, 


D. 


Damm: ober Wallmeiſter, II. b. 681. 

Danzig, nebſt Gebiet, Aufhebung ber eribeigenfäheft, I. (XCVD, I. a. 54. — 
Juden, I. a. 36. — Mennoniten, L 57, Il. a 

Definitiv⸗Entſcheidungen, ber Huseinenderfefungd»Behärben, über die Auss 
gleihung der ntereffenten, I. 535, IL b. 325. — Form derfelben, I. 561, II. 
b. 385. — Unterzeignung des Originals, I. 560, II. b. 346. — Bublifation 
und Snfinuation, 1. 563—565, II. b. 346 ff. 

Deichamt, IL 883, II. b. 680. 

Deich Behörden, L. 879 $., I. b. 680 ff. 

Deich⸗Geſchworne, 1. 882, ILb. 681. 

Deichgraf, IL b. 680. 

Deihhauptmann, I. 879, IL b. 680-684. — in der Altmark I. b. 683. 

Deich⸗Inſpector, L 881, IL b. 680, 681. 
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Dei: Rommiffarius, Befugnife im Meg. Dez Magdeburg, IT 
Beigtehen Algubtsshafei" 1 169, I, KaRS 00° 
DeiheOrbnungen, IT b. 676, 682. ’ 
DeihsMentmeilter, 1882, I. bi 681. 
DeieMepräfentantem, 1883, IL b. 681. 

Deidrigter, IL d. 680, 

Sup ecsn Reffort, L 3, IL a. 7. 

—— ppen, L 852, II b. 681. 

Deih+Säulgen, 1. 882, IL b. 681. 

DeigsSpeietäten,L 872 fj. — Wirkungen der Dismembration, 
Dei hverbände, |. Deihmwelen. 

Deidverbands + Beiträge, Bertheilung, L 873 f./)IL. a. 158, 


697 fi 

DeihwerbandssStatuten; l. 884, 885. 

Deihmefen, Befepgebung darüber, L 871 fi, IL b. 670 f. — & 
Fichte, Sharakterifif und Hauptgrundſahe bes Deichgef. v. 28. 

. b. 673 f. — organifge Ginrihtung, Verwaltung und Be 
Deiqhverbande, U. b. 680 f. — Oberauflihtsredht des Staats IL 
frafrichterliche Kompetenz der Deihverwaltung, IE b. 654 — 
Gef. v. 28. Jan 1848, IL b. 684 ff. — Deiche, die zu fein 
Bande gehören, 1. 871, II. b. 684 ff. — Deichverbande betr, I. 
694 f. — Grrihtung von Deid-Statuten, Normativ:Befimmun 
11. b. 694 ff., 698. — gemeinfame Beftimmungen für Deihe iı 
einem BVerbande, I. 873, I. b. 701 ff. 

Dellbrüder Lande, frühere Agrarredisverhäftniffe, IL. ». 873. 

Denkmäler, biterifde, deren Grhaltung bei Gelegenheiten von € 
1. 557, IL. b. 337. 

Deyofition, der Abfindungs = Kapitalich, f: Kapitals: Abfindung 
teny, Stempelfreiheit,, Gebührenfreibeit. 

DeputatsBeete, Ablösbarfeit der Berechtigung; 1 328, IT: b. 13. 

Defcendenten, |. Befigveränderungs: Abgaben, Sclefien. 

Dezem, f. Behntreht, 

Diäten, in Auseinauderfepungs-Angelegenheiten, Vorſchriften für de 
tion, 1.765, 811 ff. — Berechnung der Diäten für die Mehrarb 
angeftellten Kommiflarien, 1, 81%, — Nidtbewilligung von Diäter 
folen für Abhaltung von Terminen, wozu ein tenijdper Beirat! 
werden muß, I. 812. — Berechnung der Reifebiäten in Bezichu 
liche fiebenhündige Arbeitszeit, 1.812. — Beredhnung der Arbeits) 
fegung der Diäten:Liquidationen, 1.813. — Diäten und Reifefofi 
glieder und Afleloren der Auseinanderfepungs = Behörden, 1. 814 
— für häuslide Arbeiten und Reiiekoften, 1.815. — Berechnung 
der Kommiffarien, 1.816. — der als SpezialKemmifjarien fungir 
foren, 1.817 f — der Brototollrührer, I. 766, 820. — für hau 
ten der Brotofollführer und Gehülien der Spezial: Kommiilarien, 
in Beräferungs » Angelegenheiten, I. 867, IT. b. 669, f. Bemä 
Angelegenheiten. — der zu Hemgüföhrungen zugugiehenden 
1. b. 757. — Diäten in Barzellirungs:Saden, 1.125, 154, II. 
ſ. Beamte, Beldmeffer, Defonomie-Rommiffarien, * 
führer, Sadverfändige. 

DienfbarfeitsrRedte, welche Gegenftand der Gemeinheitstheilung | 
12, 21, f. Gemeinheitstheilung. — auf Borken, |. Forkd 
teit6sBeredtigungen. — wedhfelfeitige, deren Aufhebung durd 
fation, 1.320, II. b. 103. — Bälle, in welchen wechfelfeitige 
ieitorechte als vorhanden anzunehmen, II. b. 115. — Grwerb be: 
feiteredhte durch Verjährung in den vormals Rönigl, Säcdfilden ı 
zöflfpen Sandestheifen, II. b. 184 fi. — f. Grundgerectigkeit‘ 

Dienfe, Grmittelung des Jahreswerthes, I. 169—171, II. a. 353 |. 
ablösbarkeit der wirthfcaftlich nicht erforderlichen, I. 171, 11. a. 367- 
au perfönlichen Yedürfniffen der Outsherrihuften und ihrer veren 
1. 2.276. — ungemeheme, \. 752, 238-300, I.a. 951 fi, 38 
gemeffene Diente. — \. walyende Diente, 
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Dien@gelber, in ber Altmark, I. 298, II. . 951. — in ben vormals Känigl. 
Weſtphäl. Theilen des Herzogthums Magdeburg, I. 299, I. a. 951. — in 
ben übrigen Sandestheilen der Provinz Sachen, welde vormals zum Königs 
reihe Weilphalen gehört haben, I. 299, I. a. 951 ff. 

Dienüherrfchaft, Aufhebung ihres Züchtigungerechts, IT a. 76 ff., 78. 

Dienftleute, I. (VII.) 

Dienftpflicht, I. (XXIM.) 

dienftreluitionssKapitalien, Abzug bei Berechnung der Lehnwaare, I. 175, 
Il. a. 393, 476. 

Dientvermweigerung, f. Srefution. 

Direktionen, ber Rentenbanfen, f. Rentenbanfen. 

Direfto 2“ He ee General: Kommiffionen und landwirthſchaftl. Reg.⸗Abtheilimgen, 
II. b. . 

dismembration, f. Zertheilung. 

Diemembrations-Ronfens, polizeilicher, IT. a. 145, 116, 117, 146, 151, f. 
Bertheilung. 

liomembrations-Verträge, Form, II. a. 147 ff., |. Bertheilung. 

Kspesfition, Schug ber freien, über bie bei einer &emeinheitstheilung interef: 
färten Brundflüde. I. 385, I. b. 169. 

ſiſtriktts-Kommiſſionen, zur Beiftellung der Normal: Marktpreife und Nor: 

- als Marftorte, I. 179 fi., II. a. 26, 580 ff. 

wetorfuhren, Aufhebung der vom Gutsherrn zu leitenden, I. 168. 

ollmetſcher, f. Brotofollführer. 

omainen, Aufhebung der Erbunterthänigfeit, I. 35, 90, 91, II. 2. 9. — Ims 
mebiateinfaffen in den Domainen in Of: und Weitpreugen und Litthauen, I. 
243, Il. a. 844, 835. — Theilbarkeit, II. a. 116, 134. — Veräußerung des 
Dorfane, I. 08. — Wahrnehmung der Batronatsrechte bei Auseinanderfehuns 
gen ıc., 11. b. 287. 

ſomainen⸗Abgaben und Leitungen, Ausihließung von deren Ablöfung 
Durch die Rentenbanfen, I. 696, 706, II. b. 529 ff, 562 ff. — !. Domais 
nensFisfus, DomainensBräftationen, Domainen: Renten. 

ſomainen⸗Bauern, in Preußen, I. (XLVIL) — Berjährung Seitens derfelben 
gegen den Fiskus, II. a. 662. 

\omainensBauerhöfe, Bererblichkeit, II. a. 646, 650. 

Jemainen:@infaffen, Sicherung deren Weidebedarfs bei Borfifulturen, I. 107, 
II. ». 103. 

Jemainen:Erbpyadtsgruntitüde, Dismembration, II. a. 134, 135. 

domainen⸗Fiskus, Uebernahme der Wege: und Brudenbaulait Geitens ber 
von demfelben mit Land abzufindenden Servitut s Berechtigten, I. 357, I. b. 
117. — GStreitigfeiten mit demfelben über die Natur von Mühlenlaften, II. a. 
807. — f. Brovofation. 

YomainensGrundfüde, Veräußerung und Abtrennung, II.a. 116, 123. 

Yomainen:Mühlenabgaben, Nüditände, I. 242, Il.a. 814. — f. Domai⸗ 
nen⸗-Fiskus. 

omainen⸗Präſtationen, Ablöfung folder, bei welchen die Regierungen Ver⸗ 
gleichsverſuche machen, nachdem die Angelegenheit bei den ordentlichen Aus⸗ 
einanderfegungs:Bchörten anhängig geworden, 1. 230, IL a. 721.— f. Des 
mainen:Abgaben. 

omainen-⸗-Renten, I. 706, II. b. 562 f. — Reglement wegen Ablöfung und 
Amortifation der dem Domainen: Biskus zuftehenden Real s Berechtigungen, L 
731. — Berfahren wegen rüditantiger Domanial:Abgaben, I. 740, II. b. 564. 
— Duittungsbücher über gezahlte Domainen:Amortifationssßtenten, 1. 741, IL 
b. 5694. — Berzugszinfen von Domainen:Amortifations:Renten, 1.744, I. b. 
564. — Kaflen: und Rechnungsweien, I. b. 564. 

Deomainen: und Boritbeamte, YJuziehung als Sadverftindige, II b. 332. — 
Erwerb von Domainen-Grundſtücken. I. 52, II. a. 3%. 

Domanial:Abgaben, Ablöjung, II. a. 118. — Grundſätze bei Dismembratios 
nen, II. a. 136, 137 f. 

Dominials@efälle, in wiefern erefutiviige Einziehung zuläſſig, I. a. 59—62. 

DominialsKontribution, in Weſtpreußen, N. a. 630, 

DemsKapitel, Rezeßvollziehung, I. 659, IL h. 431. — f. Bollmadten. 
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Entſcheidungen, ſ. Definitiv-Entſcheidungen, Rechtemittel 

Entwäſſerung, Darſtellung der allgemeinen Brinzipien der betr. Geſetggebmnz. 
II. b. 577 ff. — im Bereiche des A. L. R. geltende allgemeine geſetzliche %- 
fimmungen, II. b. 572. — provinzielle und lofale Geſetze u. VBerortuungr, 
II. b. 573. — Brovofation, II. b. 604— 603. — Provofutiong : Berfabrea, 
I. b. 608 ff. — Kompetenz der Auseinanderjeßungs: Behörden zur Rea:tı 
rung von Ent: und Bewäflerungen als Rebengeihäft, I. 623 — 626, IL h. 
413 fi. — f. Entwäfferungs:Angelegenheiten, Gntwäjferungt: 
Anlagen. 

Entwäfferungs : Angelegenheiten, Zuziehung des Provokanten yu kekal 
unterfuchungen, 1. 850. — Porto⸗, Stempel: u. ®ebührenfreiheit, II. b. 613. 
— f. Kompetenz. 

Entwäfferungss Anlagen, Gefeßgebung über deren Ausführung, I. 833 f. 
1. b. 608 ff. — Aufgebots: u. Praͤfluſions⸗Verfahren, I. 838, 849, Ih 
614 fi., 663 ff. — Koſten der Unterhaltung und der neuen Anlage, I. 34, 
II. b. 618, 619. 

Entwäflerunge:@enoffenigaften, Bildung derfelben, I. 857, 858 ff. L 

0, 621. 

Entwäfferungsgräben, f. Gräben. 

Erbdruſch IT a. 510-513. 

Erbes oder Sterbegeld, aufgehoben, II. a. 76, 258. 

Erbfall, II. a. 258. 

Erbgeld, I. a. 258. 

Erbgewinngeld, Il. a. 956. 

Erbgüter in der Provinz Sachſen, J. (LVIE.) 

Erbfure, Rechteverhältnig bei Regulirungen, I. 183, II. a. 701. 

Erbleihegüter II. a. 887, 929. 

Erblichkeit, der Höfe, I. (XXL) — f. Bererbung. 

@rblofung, Il.a. 41. 

Erbmaiergüter, II. a. 887. 

Erbpaht, Begriff, II. a. 232. 

Erbpaͤchter, volles Cigenthumsrecht berfelben, I. 167, II. a. 223, 233. — Rrön. 
N. a. 232 ff. - in den weitlihen Lanbestheilen, Bigenthumserwerb, I. ı 
975 ff. — Remiſſionsberechtigung, II. ». 235 fi. 

Erbpachtsgüter, Dismembration, II. a. 134, 1685. — in der Grafſchaft Rd. 
linghaufen, II. a. 877. — im Münfterfchen, II. a. 877, 969. — in ter fi 
vinz Sachſen, J. (LVII.) - ſ. Laudemialpflidt. 

Erbpacht-Kanon, I. 92, II. a. 87, 88. 89. — als nicht ablösbar bezeidenkt, 
ift jest ablöslich, II. a. 727. 

Erbpachts⸗vVerträge, Unzuläffigkeit, II. a. 705, 706. 

Erbrecht, Aufhebung des guts-, geund: oder gerichteherrlichen Rechts, einen % 
theil oder ein Stud aus der Verlaſſenſchaft zu fordern, I. 168, II. a. 35 

Erbſchmidt, IM.a. 330. u 

Grbidhulzen, I. (XVI.) 

Erbſchulzenämter, II. a. 182. 

Erbtaren, f. Bauergüter. 

Erbtheilunas:Taren, f. Ertragstaren. 

Erbverpäicter, Aufhebung feines Gigenthunßredtes, I. 167, I. a. 22% — 
fortbeſtehende u. aufgehobene Rechte, II. a. 233. — Voryugsredht in dem Br: 
mögen des Erbpächters, I. 169, Il. a. 313. — Jagdrecht, II. a. 311. 

Gebuerpaätung, der Privatgüter, 1. 34, IM. a. 32. — Berbot, I. 181, La 

Erbzins (Kanon), fortbeitehend, II. a. 232, 233. 

Grbzinsgüter, Begriff, I. a. 230 f.. 389. — Dismenikration, IT. a, 138, IF. 
— in der Laufig, 1 (XL) — in der Provinz Sachſen, I. (LVII) — in da 
vormals Franzöſ. Landestheilen, I. a 8857. — |. Saudemialpilidt 

Erbzinsherr, Rechte, N. a. 232. — Aufhebung feines Obereigenthume, I 1b. 
Il. a. 223. — Recht auf Rückfall des Grbzinggutes, II. a. 233. — Rome! 
zu Veräußerungen des Erbzinsgutes, II. a. 233. — Vorkaufsrecht, II. a 25} 
— Recht auf Kanon, H. a. 233. — Borgugercht der Berechtigungen dt > 
ben in dem Vermögen des Verpflichteten, I. 169, U. a. 343. 
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ud Me Rechte, MI. a. 232 ff. — Freiheit feines Gigenthums, I. 167, 

a. . 

rbzins⸗Verträge, Unzuläffigfeit der Errichtung neuer, IL a. 705, 706. 

r£enntniffe, infompetenter Gerichte im Reffort der Auseinanderjegunge:Be: 
hörden, IL b. 418. — f. Definitiv-Entiheldungen. 

rlaß:Urfunden, aus dem Jahre 1848, I. (CXVIII.) 

rmeland, Beſitzverhältniſſe, I. (XLV.) 

endte, Recht auf Antheil daran, Verpflihtung zur Vergütung des Neberfchufles 
des Sahreswerthes, I. 182, II. a. 674 ff. 

rfattung, f. Gebühren. 

rtrags:Taren, ermäßigte, bei Grötheilungen, II. a. 83. 

ffen (Stift), Agrarrechtsverhältniffe, II. a. 874. 

tablifjements, neue, Genehmigung der LandespolizeisBehörbe, I. 115 — 117, 
IL a. 168. — Beilegung oder Veränderung von Namen, I. 115—120, II. a. 
168, 169, 187. — Berichtserſtattung darüber, I. 117 ff., IL a. 187. — f. 
Anfiedelungen. 

rekution, Kompetenz der Audeinanderfehungs-Behörden, I. 654, II. b. 252. — 
wegen Dienflverweigerungen, I. 599, II. b. 401. — gegen ganze Gemeinden 
ll. b. 401. — mit militatrifher Hülfe, I. 600, II. b. 401. — aus Berträ: 
gen, welde von Spezial s Kommiffarien aufgenommen, Il. b. 293. — wegen 
unftreitiger Zinſen, II.a. 59, 60. — wegen Schulden, gegen Oefonomie:Konı: 
mifjarien, H. b. 299. — gegen teren Protofollführer, II. b. 300. 

refntions=-G®ebühren, I. 761, 750. 

ger ciech h aͤbe, Ermittelung bei Gemeinheitstheilungen, I. 530 - 532, II. b. 58, 
19, 320. 

rmiſſion, ſ. Entſetzung. 

zmifiions:®rozeffe, f. Kompetenz. 

zmijfions:-Urtel, f. Eigenthums-Verleihung. 

zpeditionss®ebühren, für die Urtel zweiter Inſtanz, I. 780. 

xpropriation, Abtrennung von Grundſtücksantheilen im Wege berfelben, IT. n. 
123. — Borfaufsredht, I. a. 41, f. Vorkauféorecht. 


F. 


ach baum, ſ. Merkpfahlſetzung. 

aͤhrgerechtigkeit, II. a. 351. 

allrecht, Il. a. 258. 

amilienichlüffe, I. 73—65, II. a. 49— 59. 

amilienfiftungen, Aufhebung durch Bamilienfhlüfie, I. 34, 73—76, IT. a. 
4 — [7 

affions-Tabellen, II. a. 72. 

:efdblumen, Sammeln im Getreide, II. b. 708, 

'eltdientübungen, @rmittelung des erforderl. Terrains dazu, I. 530 — 532, 
II. b. 319, 320. 

'eltdiebitahl, Beſtrafung, I. 96, II. a. 107. 

:eldfluren, Rheinifche Verordnungen zu deren Schutz, II. b. 746, 

:eldfrüchte, Belehrungen über deren Anbau, II. b. 771. 

:elthüter, f. Gelbvolisei- Ordnung. 

:eldmäufe, Bertilgung, II. b. 751. 

:efdmesfer, Anitelung, Vereidigung u. rechtliche Berhältniffe, IT. b. 328. — 
Ernennung zu Vermeſſungs-Reviſoren II. b. 328. — Nuffihtebehörbe, II. b. 
329. — Verhältniß zu den SpezialsKommiffarien, II. b. 329. — Nichibefug: 
niß der Feldmeſſer, den Gehülfen Geſchäfte ſelbſtſtändig zu übertragen, II. b. 
329. — Auswahl der Feldmeſſer Seitens der Intereffenten, reſp. des Roms 
miffarius, I. 421, DI. b. 329. — Unzufäffigfeit gleichzeitiger Befchäftigung in 
der nämliden Sache als Dekonomie-Kommiſſions-Gehülfen, I. 514, I. b. 329. 
— Initruftion der Feldmeſſer, I. 533, IM. b. 329 f. — Beauftragung in 
Auseinanderfegungs-Sachen, I. 234— 236, II. a. 757, 758. — Pflichten be 
züglid Ablieferung der Rarten u. Vermeſſungs⸗Regifter, II. b. 332 ff. — Res 
villon ihrer Arbeiten, 1.6. 333. — Koften der Reviſion, II. b. 334. — Ber: 
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Mberzerein;, Il. b. TUo, 19 ®. 743. 744 ff. 
Feliveiizeilide Bererinungen. Griag Lerjelten, I. 895, IL b. 723 $. 
Weüzzzebarer, IL a. tm. 
Getzazezelt, IL a. 1004. 
Be: Nalısır. 5. Meibergenihart 
Beier Di: :duer, IL a. 13. 


rar * 


Tezerreriiderang. der den Nentendanfen verbafteten Gebäude, I. 698, II. b. 541. 


Kite: Eommız. Wirdedung duch Familienihluf, I. 34, 7376, II. a. 39-33, 

Fıretsmmiiiarıce. Sujtebang zur Anseinandericung, L 613 fi-, IL b. 9. 

Birken: zſrarriche Subrituten, Juzichung jur Anseinanderjeßung, 1. 613 
F, b. 450. 

Ziterfeamtarıihe Sabtitationen, Unzulifiigleit ber Aufhebung, II. ». 52 

Gıreifomwigdercehtigte, Nıhıftiugais der Benupung des Grundkuds ı2 
witeripreben I, 93. DO. a 92 — in Bezug auf Bereingelungen u. Helm 
tiste IL. a 2%. 

Sıterfemmifrelger u. Anwarter, |. Schnes u. Hideifommißgfolger. 

Biteifommigaüter, I. Lehn: u. Fiderlommißgüter, Berſchuldung. 

Silial-Fubren, Il. a 27%. 

Gijhercı, lantredelide Grurtiige über tie Fiſcherei und deren Ausüben:. | 
b. 751. — Berccdtig:na zur Ausübung in Brivatflüffen u. Gräben, L» 
761. — Erizialgeieggebung fur einzelne Lantestheile, IL b. 762 5. — ı 
zit geſchleiſenen Frimatgewällern, IL b. 13. — Recht ter Mrjscenten, IL 
13. — Tbeilung gemeinihaftlier, IL b. 12, 13, 14. — „ea der Hilden. 
I. 96, I. a. 108. — Erbaliung und Berbeſſerung, II. 6U ijj. 

Fiſqherei⸗ vergiigung innehenden und —ã— Ablöebarkeit, 1. 3%. 
323, II. b. 12, 13, = Audtrabtösbareit ber Fiſcherei im ——— 
beſeſſenen Seen, IL * 27 echtsgrund und Regalitata⸗-Charalter r=c 
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Fiſcherei⸗Servitut ſtehen der Ablssbarkeit nicht entgegen, I. b. 26. — Grund: 
füge über die Aufhebung, I. 329, II. b. 24. — Aufhebung bei Gelegenheit 
ber Ent⸗ oder Bewäflerung, II. b. 26. — Kompetenz bei ftreitigen Fiſcherei⸗ 
Berechtigungen, II. b. 14. 


Fiſ ereibereätigte, Widerſpruchösrecht in Bezug auf Bewäflerungsanlagen, 


Fiſcherei⸗Gerechtigkeit, Grundſätze darüber, II. b. 760. 

Fiſcherei-Ordnungen, I. (CXV.) 

Fiſcherei-Servitut, f. Fiſcherei-Berechtigung. 

Fiſchernahrungen, Regulirungsfähigkeit, II. a. 605. 

Fiſchwehre, Entfernung derfelben im allgemeinen Intereffe, II. b. 605. 

Fiékaliſches Intereffe, f. landespolizeil. u. fiskalifhes Intereffe. 

Fiskus, Ankauf von Grundftüden, II. a. 34. — Ausübung des Vorfaufsrechtes 
1. 191. — Anſpruch auf Zahlung von Allodififations: Summen, I. 192. — 
Brovolation auf Bemeinheitstheilung, II. b. 44. — Wahrnehmung feiner Rechte 
in Auseinanderfegungs = Sahen, f. landespolizeilihes u. fiskaliſches 
Intereffe — Nihtverpflichtung zu Rofenvorfhüfen I. 791. — f. Do; 
mainenfisfus, Koftenpunft. 

Siration, f. Holzfiration. 

Hier Pin Rutheſche, I. b. 773. 

Blades u. Hanfbau, Verein zur Beförderung, II.b. 768. 

Blades u. Hanfröthen, Verbot, I. 96, II. a. 107, 108, II. b. 712, 760. 

Blämingfher Kirchgang, f. Kirchgang. 

Fleiſch-u. Blutzehnt, Il. a. 255, 658. — Werthsermittelung II. a. 386. 

Fluß, öffentlicher, Begriff, II. a. 289. — f. Räumung. 

Forenſen, KRommunallaiten, II. a. 179. 

Forſt⸗Beamte, Zuziehung als Sachverſtaͤndige II. b. 332. — Grunderwerb, 1. 
52, 53, II. a. 34. 

Forſt⸗Berechtigungen, f. Wald: Berehtigungen. 

Forſten, deren Naturaltheilung, |. Forſttheilnngen. — Königl. Forften, 
Grundſätze in Hütungsablöf. Angelegenh., I. 108, II. a. 103. — f. Ein: 
miethe, Privatwaldıungen, Shonungen, Baldungen. 

Forftdienitbarteits: Berechtigungen, L 322, IL». 130 ff. — Grwerb durch 
Verjährung, TI. b. 130. — Belhränfung des Mißbrauchs, I. 95, II. a. 102. 
Kompetenz der Auseinanderfegungs: Behörden in Streitigkeiten über nicht zur 
Ablöfung gefommene, I. 628, I. b. 414, 415. — ſ. Holzungsgered: 
tigkeit. 

Sorfknnpungs-Servituten, ſ. Forſtdienſtbarkeis-Berechtigungen. 

Forſt⸗Polizei, Unterordnung ber Forſt-Servitutberechtigten unter die forſtpoli⸗ 
eiliden Anordnungen, II. b. 135. 

Kork: Gerpituten, f. Forſtdienſtbarkeits-Berechtigungen. 

Forft:Servitut:Ablöfungen, Inftruftion zu deren Beförderung, I. 376, 11. 
b. 144. — Beflimmungen tiber die Entihäbigung, I. 330, I. b. 144, 145, 

Forfttheilungen, I. 321 f., II. b. 128. ff. — Bebingungen ber Zufäffigfeit, 
I. b. 128, 129. — Begriff von „forfimäßiger Benußung“, 1.370 — 374, II. 
b. 128, 129. — desgl. von „vortheilhafter Benugung als Ader oder Wieſe“ 
1. 371, 372, II. b. 129. — Berüdfihtigung der Wirthichaftsverhälmiffe der 
Abbauenden bei Waldtheilungen, I. 372, I. b. 129. — Abfindung vn an: 
dere Bodenaattungen als Waldſtücke, 1.372, II. b. 129. — Koften der Forſt⸗ 
theilungen, I. 618, II. b. 129. — tednifhe Grundſaͤtze für Waldtheilungen, 
IL. b. 129. — öffentliher Berfauf zum Zwede ter Walbtheilung, 1. 92, 
372—374, II. b. 129. — Anweifung eines Dijirits zur Abholzung, I. 32%, 
374—376, II. b. 129. 

Foffilien, in wieweit fih das Cigenthumsrecht des Stellenbefipers darauf ers 
firedt, I. 183, II. a. 683 ff. — Begriff von Foſſilien, II. a. 688. — Landes: 
u. Brovinzial-Öefengebung darüber, II. a. 659 ff. 

Fouragelieferung, Il. a. 89. 

Sranzöfiihe Departements (Lanbestheile der vormaligen), Geſetzgebung über 
die den Grundbefip betr. Rechtoverhältniſſe und die Mealberedtigungen, J. 
(LXXXVIL), I. 247, 248 ff., II. a. 845 ff. — Ueberſicht bes betr. territorias 
len @ebiets, II. a. 863 ff. — frühere Rechtozuſtände des Grundbeſitzes, IT. a. 
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869 ff. — während der Fremdherrſchaft, U. a. 878 ff. — grargefeßgebung 
der Zwiſchenzeit, II. a. 835, 886 ff. — Grundfleuers@efeßgebung, IL a. 5%. 
gewerbliche Berhältniffe betr., Il. a. 890 fi. — Eifirung und Aufhebung ber 
fremdherrlihen und Ginführung der Preuß. Agrargefeßgebung, Il. a. 8% f. 
— Rechte des bäuerlichen Brundbefiges, II. a. 960 ff. — Bedingungen ter 
Gigenthumserwerbung, Il. a. 963 ff. — deren Gegenftände, II. =. 964 if. — 
Zeitpadhtverhältniß, II. a. 967.— Bauhülfe und Remilfionen, II a. 972. — 
Beichränfungen des Dismembration, II. a. 973. — desgl. wegen des Hein⸗ 
fallsreht, I. a. 974. — GEigenthumserwerbung der beichränften Erbpaͤchter 
I. a. 975 ff. — in Betreff der Leib: u. Seitgewinngüter, U. a. 953 1. — 
Reallaften:Berbältnifle, I. a. 990 ff. — Laudemien, I. a. 991 ff. — Fri 
fumtionen für oder gegen die: Kortdauer der Reallaiten, IL a. 993 ff. — Gin: 
führung neuer Dientte, Il, a. 997 f. — büuerlide Holzungen, IL a. 995 fi. 
— Aufhebung ber fleuerartigen und gewerblichen Abgaben, II. a. 10011. — 
lehnsherrliche Rechte, II. a. 1097, 1015 ff. — Zwangs⸗ und Bannrechte, II. 
a. 1008 ff. — Zehnten, II a. 1010. — Markenrechte, IL a. 1010 #. - 
Banerlehne, II. a. 1016 ff. — Grundſteuer und Fünftelabzug, IL a. 1018 F. 
Gewährleiftung für aufgehobene Rechte, II. a. 1027 ff. — Grwerbung x 
Dienftbarfeiten durch Verjährung, II. b. 184. 

Freibankégüter, II. a 1004. — im Münfterlande, IL a. 877. 

&reibauern, I. (XIL, XV.) 

Freie, J. (VIII.) 

Freiheit, ſ. Guͤterverkehr. 

Freigärtner, in Schleſien, I. (XXXII.) 

Freigedingsgelder, II. a. 1003. 

Breifhulzen, I. (XXVL) 

Freigerichte, I. (X). 

Freihublsgäter, II. a. 1003. — im Münfterlande, II. a. 877. 

Freizins, II. a. 284, 483. ‚ 

—A ſ. Frohndienſte. 

Frohndienſte, in Schleſien, I. (XXVII). — in den vormals Koͤnigl. Weſtphäl 
Großherzogl. Bergiſchen und Franzöſ. Landestheilen, II. a. 887, 888, 89, 
950 ff. — in den vormals NRaffauiichen Landestheilen, II. a. 934. — der Ge⸗ 
meinden in den vormals König. Weſtphaͤl, GroßherzogL Bergiſchen u. Fran: 
zoͤſ. Lanbestheilen, II. a. 958. 

Fructus jurisdictionis, Begriff, U. a. 403. 

Frachtzehnt, |. Natural⸗Fruchtzehnt. 

Fuhrkoſten Liquidationen, I. 765, 817 ff. — Vertheilung der für Komwiſ⸗ 
farien gemeinfchaftlich aufzubringenden Reifekoften, I. 817. — der als Spe—⸗ 
zial-Rommiffarien fungirenden Affefforen, 1. 817, 818. — ber ale Kommife 
rien fungirenden Geometer, I. 819. — der DefonomiesKommiffarien, I. 819. — 
f. Reiſekoſten. 

BundalsObfervanz, f. Befißveränderungsabgaben. 

Bünftelabzug, frembherrlihe Gefeßgebung, I. a. 1018 fi. — Preußiſche Ge— 
jebarbung, II. a. 1019 ff. — großherzogl. Heſſiſche Geſetzgebung, I. (XC). — 
n den vormals Könige. Weſtphaͤl, Großherzogl. Bergifhen und Kranzii. 
Landestheilen, desgl. im Herzogthum Weitphalen, I. a. 579, 89, 893, 897, 
201 , 915, 918 ff. — in den vormals Naffauifchen Landestheilen, IL ». 

Fürſtbiſchoſ, Rezeßvollziehung I. 659, U. b. 431., 

Butter: Getreide, f. Inventarium. 

Sutterhafer, IL. a. 1003. 


©. 


SänfesBerupfen, Aufhebung des Rechts, I. 168, IL a. 279. 
Garben: Höfe, I. 173, II. a. 913, 929. 

SarbensPadt, I. 173, II a. 913. 

Garnfpinnen, I. a. 277, 280. 
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Bartenbau, Verein zur Befdrberung, II. b. 753. 

Gärtner⸗Lehranſtalt, zu Potsdam, II. b. 752, 753. 

Gebände, Unterhaltungs und ReparatursBerbinblichkeit der Gutsherrſchaft, 1. 182. 
II. a. 662, 667. — f&hieberichterliches Verfahren babei, I. 182, II. a. 668, 
— f. Beuerverfiderung, Lehnwaare, Regulirung. 

Gebühren, Feſtſetzung derfelben für Baubeamte, II. b. 332. — Grftattung der 
Gebühren der Mandatarien, KRonfulenten und Beiltände, 1. 785—790, — ber 
praftifhen Landwirthe und Delonomie : Kommiffarien für Mantatariens und 
Aſſiſtenten⸗Geſchaͤfte, I. 785. — der Rechtsanwalte, I. 788, 789. — Erftat: 
tung ber Kopialien, I. 789. — f. Feldmeffer, bifhöflihe Rommiffas 
rien, Kreisverordnete, Ober-Tribunal, Defonomie-Rommilfa: 
rien, Sahverfländige, Schiedsrichter, SpezialsKommiffarien. 

Bebührenfreiheit, der Verhandlungen über Depofition von Geldern und Dos 
$umenten in Auseinanderfegungs: Angelegenheiten, I. 792. — Befreiung von 
Koften der Berichte, I. 763, 794. — gebührenfreie Austellung von Steuer: 
atteften, I. 794. — der Atteite aus den Hypothefenbüdern, I. 794. — ber 
Eintragung rückſtändiger Koiten der Nuseinanderfeßungs- Behörden, I. 795. 

Gefahrſchilling, I. a. 1004. 

Gefälle, f. Ablieferungsart. 

Begenleiftungen, für unentgeltlih aufgehobene Leitungen, I. 168, II. a. 301 ff. 
— Ablöfung deren Mehrwerthes, I. 177, IT. a. 509 ff. — Werthsermittelung 
Behufs Ablöfung, I. 176, II. a. 506, 507. — bezüglich ruhender, II. a. 507. 
— f. Drefhgärtner:-Berhältnig. 

Seheat, f. Cinhegung. 

Geiſtliche Inftitute, f. Provofationsredt. 

Geißengeld, II. a. 1003. 

@eläß, II. a. 258. 

Geld⸗Abgaben, fefle, deren Werthsermittelung Behufs Ablöfung, I. 175, II. a. 
483 fi. — ſ. Zertheilung. 

@eldrenten, feRe, deren neue Konflituirung, I. 183, II. a. 705, 707. — nad 
dem 2. März 1850 auferlegte, Ausichließung deren Ablöfung durch die Rentenban⸗ 
fen und Verfahren bei Streitigkeiten darüber, I. 201. — Beitreibung an bie 
Stelle kirchlicher Natural s Abgaben getretener, I. 206. — für gewerbliche 
Rechte, deren Ablöfung, I. 197, II. a. 534, 535. — f. Geld:Abgaben. 

®emeinden, Gründung neuer, I. 125, 152—154, II. a. 19%. — Ginfchränfuns 
gen des Güterverfehrs, I. a. 31. — Erwerb von Grunditüden durch Dorfs 
gemeinen, II. a. 32. — insbef. von Rittergütern, I. 50, I. a. 33. — Bahr: 
nehmung ihrer Rechte bei Semeinheitstheilungen und Auseinanderfeßungen 
IL. b. 288 ff. — Form und Ausftelung ihrer Vollmachten, II. b. 311. — 
Holzungérecht, IL.b. 134. — f. Erefution. 

BemeindesAbgaben, Nichtablöslichkeit, I. 169, 11. a. 322, 346. — Reparti⸗ 
tion bei Barzellieungen, II. a. 119, 131. — f. Kommunal⸗Abgaben. 
Gemeind eingehörigleit, Wirkung der Diemembration in Bezug darauf, II. 
a. 141—143. — insbef. in den vormals Weftphälifchen Theilen ber Provinz 

Sachſen, II. a. 142. 

Bemeinde:-Badhäufer, II. b. 773. 

Bemeinde:Dienfte, Nihtablöslichkeit, I. 169, II. a. 322, 346. 

Gemeinde-Forſten, Naturaltheilung, IT. a. 91. — Berwaltung, I. 100-102, 
II. a. 91. 

Gemeindegründe, Recht neuer Anbauer auf deren Nupung, II. 2.139. — in 
Landgemeinden, Theilbarkeit 48, 53. — Recht der Theilnahme an deren 
Nugungen, II. b. 78, 79 fi. 

Bemeinbelaften, Begriff, II. a. 347. — Nichtabloslichkeit, I. 169, II. a. 322, 
346. — f. Rommunal:Abgaben. 

Gemeinde⸗Vermögen, Theilung und Theilbarfeit, I. 314, 348, II. b. 47 fi. 
— nutzbares, I. b. 51 ff. 

®emeinheiten, Begriff, I. 313, II. b. 1, 11,12. — Ginführung neuer, I. 325, 
I. b. 180 ff. — Ausſchließung der Verjährung als Mittel zur Erwerbung 
und Geltendmachung von Serpituten und @emeinheiten der nach der Gem. 
Th. O. und dem G. v. 2. Maͤrz 1850 ablösbaren Arten, I. 325, 393, II. b. 
180 fi. — Anwendung dieſes Grundfages auf die Erweiterung ſchon beftans 
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dener Gemeinheiten, II. b. 183. — Anwendung beffelben im Herzogthume 
Weſtphalen, II. b. 183. — Grlöfgung nah Gmanation der Gem. Th. O. 
durch Vertrag entflandbener Gemeinheiten, I. 394, IL. b. 183. — prosinziele 
Beflimmungen für die ehemals Kömgl. Saͤchfiſchen und Franzbfiſchen Landes: 
teile, I.b. 154 fi. — Aufhebung der nach Berfündigung der Gem. Tb. O. 
entflandenen Gemeinbeiten, II.b. 186. — Ginfhränfung befleßender Gramm: 
heiten, 1. 325, II. b. 186 ff. — Kompetengverhültniffe in biefer Deiehung 
I: b. 187 f., 191. — Zuläffigkeit einer vorläufigen Regulirung nad Abſchu, 
1. der Gem. Th. D., im Balle auf allgemeine Auseinanderfegung preveart 
it, 1. 395, II. b. 189. — wer barauf anzutragen berechtigt if 1. b. 169. — 
Berfahren, 1. 397, IL. b. 192. 

Gemeinheits:Theilung, allgemeine geſchichtliche Darſtellung der betrefl. Ge: 
feßgebung, II. b. 1. — Gegenitände derfelben, L 313, 328, IL b. 11 — 
Theilnehmungsrechte, |. Theilnehbmungsredhte. — Zulaͤſſfigkeit particlkr, 
II. b. 36, 56. — Vorſchriften bezüglich der Theilbarfeit des Korporations 
und Gemeinde-Bermögens, 1.314, 348, IE. b. 47. — Theilusgs:Brunblige, 
1. 318 ff., IL b. 91 ff. — Abfindung der Theilnehmer in Land, I. 319. - 
und ausnahmsweiſe in Nente, insbef. auch im Balle die Landabfindung mitt 
zwedmäßig gegeben werben kann, I. 320, 356, II. b. 93, 103. — Beredamy 
und NAbführung der Renten, 1.319, 329, II. b. 94 fi. — ®rundfäge Betreft 
der Ablöfung der aus Gemeinheits : Theilungen entfprungenen Renten, IL b. 
98. — insbefondere bezuglih der in den vor Rechtskraft des Geſetzes v. 2 
März 1850 errichteten Rezeſſen feitgeftellten, II. b. 101. — Erforderniß ta 
Errichtung neuer Rezeffe über Kapital: Ablöfung feilgefester feiter &elbrenten 
aus Gemeinheits: Theilungen, IT. b. 101. — Gintragung des Vorzugorech 
der Renten, II. b. 102, 103. — Aufhebung des Wahlschts der Gnıfgabis 
gungsart Seitens ber Belaſteten bei Ablöfung einfeitiger Dienfbarfeitsredk, 
I. 320, 330, IH. b. 101 - 115. — Grundfäge hierüber bei oritberecdptigus: 
gen, I. 330, IL b. 104—115. — Grunditeuer: und Abgaben:Regulirung, II. 
b. 173 ff. — Düngungs> und Veitellungsfoften = Bergütungen. 1. 320, 325, 
11. b. 116, 179, ſ. Düngungsloflen » Bergütung. — Nnfprud der 
Pfarrer, Schullehrer und Kirchenbedienten auf Bergrößerung ihrer Wirt 
fhaftsgebäude im alle der Landentſchaͤdigung, II. b. 127, 179. — Ginwin 
fung der Gem. Th. auf Pachtverhaͤltniſſe, IL. b. 499. — Cefebgebung über 
Gemeinheitstheilungen in Neuvorpommern und Rügen, II. b. 8. — m in 
Rheinprovinz, exfl. der Kreife Mees und Duisburg, U.b. 9. — Berfahren is 
der Rheinprovinz, I. 684, I. b. 399 fi. — ſ. Srunditeuer, Militair: 
Kisfus, Provokation, Schieß: und Erercierpläße, GSepara 
tionen. 

Gemeinheits-Theilungs- Ordnung, v. 7. Juni 1821, I. 313. — Geſchicht 
ihrer @ntitehung, II. b. 3. — Umfang ihrer Gültigkeit, M. b.5, 11. — Ergi 
und Abänd. durch das ©. v. 2. März 1850, 1.328 ILb. 7. — Gm. 
O. für die Rheinprovinz, exkl. der Kreife Rees und Duisburg, und für Res 
vorpommern und Rügen, v. 19. Mai 1851, 1.398, 11. b. 195 fi. 

Gemeinheits: TheilungssRenten, deren Werthsermittelung Behufs Ablk: 
fung, II.a. 379. — f. Renten. 

Gemeinfhaftlide Intereffen, in Auseinanderfegungsfadhen, Beſchläſſe ber. 
über, I. 416, 455, II. b. 317 ff. — Begriff von „gemeinfamen Iniereſſe“, J 
529, II. b. 318. — Erforderniffe der betr. Befchlüffe, II.b. 319. 

Gemeinweiden, Beflimmung der Theilnehmungsredte, I. 315, II. b. 65 |. — 
insbeſ. nach dem Befigflande, I. 315, IL. b. 66 f. — Begriff des zehnjähn: 
gen Befitzſtandes, II. b. 66. — nad dem Durdywinterungs » Brimzip, L 316, 
11. b. 66 ff. — Bereinigung des Prinzips des Befisflandes und der Dark: 
winterung, II. b. 67 ff. — Ausmittelung des Maaßes und Umfanges ter 
Meibeantheilung der einzelnen Interefienten, II b. 72 ff. — Berusfihrigumg 
des Futters von Ländereien, bie nit Zubehör des berechtigten Butes fu), 
insbej. von Pachtländereien, bei Berechnung des Maaßes und Umefanges der 
Theilnehmungsrechte, U. b. 74. — Berüdfihtigung des Butter vom Zehatre. 
I. b. 76. — Werthsermittelung der Schanfweiden, H.b. 76, 77. — Berid. 
fihtigung neuer Anbauer, I. b. 78 fi. — Zheilnahme unangefefiemer Bürge 
und Wirthe, II b. 80, St. — auswärts wohnender Berfonen, IL b. SO. — 
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ber Pfarrländereien, IL,b. 80. — Anrechnung ber befonderen Weiden, I. 317, 
D. b. 81. — ſchiedsrichterliche Feſtſtellung des Umfanges und ber Ergiebig⸗ 
feit dev Nebenweiden, II. b. 82, f. Nebenweiden. — Berminderung der 
Jefudens der Dienſtbarkeitsberechtigten bei Unzulaͤnglichkeit der Gemeinweide, 


Senfegi Bevoltmädtigte, Zulaſſung der Rechtsanwalte als ſolche, IL 
b. 316. 


General-Kommiſſionen, Darſtellung des Ganges der Geſetzgebung über de⸗ 
ren Organiſation, J. 17, II. a. 12. — Ueberficht der beſtehenden, Il.a. 18. — 
innere @inrichtung, II. b. 269 ff. — Stellung zu den Ober-Praͤſidenteu, IL h. 
272, 275. — Bertretung des Direktors, II. b. 273. — Anordnung des fors 
mellen Geſchaͤftsganges, II. b. 273. — f. Auseinanderfeßungs:Behör: 
ben, Definitiv:Entfheidungen. 

General⸗Verhandlung, I. 417, 419, Il. b. 323, 324. 

Genoſſenſchaften, f. Entwäſſerungs-Genoſſenſchaften. 

Geometer, Reiſekoſten der als Kommiſſarien in Auseinanderſetzunge⸗Sachen funs 
girenden, 1.819. — ſ. Feldmeſſer. 

Gerechtigkeiten, im Gegenſatze der Grundgerechtigkeiten und Realberechtigungen, 
II. a. 349. — des öffentlihen Rechts, II. a. 350. 

Gerihts: Behörden, Kompetenz in Dismembrations s Angelegenheiten, II. a. 
144 ff., 173 f., 185. — Kompetenz zur Ginziehung von Mühlenabgaben, 
II. a. 805. — Reflortverhältnig zu den AuseinanderfegungssBehörden, I. 480, 
481, Il. h. 275, 276. — f. Kompetenz, Reffortverhältniffe. 

Gerichtsgefälle, f. Sporteln. 

Geridtsfuhren, II. a. 278. 

Gerichtshafer, II. a. 264. 

Gerichtskoſten, Abgaben, welche deren Natur haben, I. 168, 174, IL a. 266, 
425 fi. — in Nuseinanderfeßungs-Saden, I. 763, 794, 795. 

Gerichtsſporteln, f. Sporteln. 

Geſchloſſene Gewäſſer, f. Borfluth. 

Geſchoß, aufgehobene Abgabe, II. a. 288, 104. 

Geſchworene, Funktion der Räthe der Auseinanderfeßungs:Behörden, desgl. ber 

efonomie:Konmiffarien ale folhe, II. b. 241. 

Geſellſchaftslaſten, f. Societätslafen. 

Geſtüts⸗Sachen, 1. 2, Il. a. 6. 

Getheiltes Cigenthum, f. Cigenthum. 

Getreide-Renlen, rechtsverbindlich Nipulirte, deren Werthsermittelung I. 172, 
II. a. 379. — welche bei Gemeinheitstheilungen zur Ausgleihung gegeben 
werden II. a. 379. — welde laut rechtsverbindlicher Feſtſezungen in Gelbe 
abzuführen II. a. 380. 

Gevatterfhaftsgelb, U. a. 1003. 

Gewandfall, Il. a. 258. 

Gewandtheil, IL a. 258. 

Gewaͤſſer, f. Borfluth. 

Gewerbe, freie Wahl, I. 34, II. a. 39. 

Gewerbe: Abgaben, Begriff und Rechtsvermuthungen, Il.a. 776 ff. — inwies 
fern fie aufgehoben, II. a. 65 ff. — welde für Grund- und Gewerbes 
Abgaben zu erachten, II.a. 66 ff. — Einfluß der hypothekar. Gintragung, II. 
a. 72. — f. Kompetenz. 

Bewerberehtigungen, f. Gewerbegerechtigkeiten. 

Bewerbegeretigleiten, in wiefern fie aufgehoben ober ablösbar, I. 196, 
Il. a. 350 


Bewerbe:Zinß, f. Gewerbe:Abgaben. 

Gewerblihe und handwerksmäßige Abaaben und Leiftungen, deren 
Merthsermittelung Behufs Ablöfung, I. 176, II. a.504 fi. — f. Abgaben, 
Beldrenten. 

Bewerte, f. Bollmadten. 

Gewinngeld, I. 173, 174, Il.a. 388, 393, 472, 913, 991, 992. 

Gewinnrecht, auf bäuerliden Beſitzungen bemeierter Eheleute, II. a. 965. 

Giebelſchoß, I. (XXVI). 

Gilden, |. Vollmacht. 
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Gläubiger, eingetragene, Zuziehung zur Auseinanderſetzung, II. b. 447. - 
Benachrichtigung von Kapitalsabfindungen, f. Kapitals » Abfindung - 
Mecht in Betreff der Verwendung der Kapitalsabfindungen, ſ. Kapitalı 
abfindung. 

Glebac adscripti, I. (XVIM. 

Blodenthaler, II. a. 1004. 

Gnaden:Monat, für die Hinterbliebenen der Oekenomie-Kemmiſſarien, 1. W 
Il. b. 298—299. 

Gogräwenhafer, II. a. 1003. 

Gogräwenhüßner, II. a. 1009. 

Gräben, Berbindlichkeit zur Unterhaltung, Räumung und Ausfrautung, II. 
593—595. — Rechtsweg, II. b. 596. — Interimiftifum, IL. b. 596 |. - 
Koſten polizeil. bewirfter Riumung, 1. 844—S46, II. b. 597, 598. — Kl 
neuer bet Semeinheitstheilungen, I. 358, 359, II. b. 117, 119. — Xulen 
bei Gemeinheitstheilungen, I. 321, I. b. 119. — f. Räumung. 

Graben⸗Schauen, I. 895, I. b. 602, 742. 

Grabens und Shau-Ördnungen, II. b. 574. 

Gras, Beredtigung zum Pflücken, Ablösbarfeit, I. 328, II. b. 13. — IM 
nahmeredhte, I. 328, 329, II. b. 59, 60. 

Brasfchnitt, Berechtigung, Ablösbarfeit, II. b. 12. 

Gräfereiberehtigung, ald Gegenitand der Gemeinheitstheilung, I. 328, ILk 
12, 23. — Theilnahmerechte, I. 328, 329, II. b. 59, 60. — auf Foria sw 
bende Gräfereiberehtigungen, I. 330, ſ. WaldsBerehtigungen. 

Gratial-Güter, in Weſtpreußen, I. (XLV). 

Gratififationen, für ausgezeichnete Kommiſſarien und Feldmeſſer, IL 767, 3. 

®räwenfutter, IH. a. 1003. 

Gräwenhafer, I. a. 1003. 

®räwenhühner, II. a. 1003. 

Öräwenwiden, II. a. 1003. 

Grenzberichtigung, bei NRegulirungen zc., Verfahren dabei, I. 533, 587, ILh 
323. Er Gelegenheiten von gutsherrl.-baͤuerl. Regulirungen, I. 406, 44, 
Il. b. 247. 

Grenz-Regulirung, f. Grenzberichtigung. 

Grengfteine, deren Setzung bei Separationen, I 587, II. b. 390. — Ar 
neuer, I. b. 117. 

Orenzitreitigfeiten, Kompetenz der Auseinanderfebungs-Bebörten, I. HU 
b. 246, 247. 

Gruben, zur Erzförderung, I. 183, II. a. 697 ff. 

Grund: Abgaben, welde dafür zu erachten, II. a. 66 ff. — Rechtsvermrib 
II. a. 776 fi. 

Grundbejig, bäuerliher, Rechte deſſelben in den vermals Königl. Weird 
Großherzogl. Bergiſchen und Yranyöı. Yanteetheilen, II. a. 959 #. —'! 
Grundſtücke, Juden, Mennoniten, Quäder, Separatilten. 

Grundeigenthbum, Aufhebung ter nus der früheren Berfaflung entpımami? 
Beſchränkungen, I. 91, U. a. 80. — welde Beidhränfungen Larına bar 
fen, II. a. 82 ff. — Vererbung der Ruftikalitellen, I. a. 82. — i. Auslep 
ber, Güterverfehr. 

Srundgeld, Ginfluß biefer Bezeihnung auf tie Natur der Abgar, 
86, 757. | 

Grundgerechtigkeiten, Begriff. IL. a. 323. — Nicdhtanwentbarfeit tet 
Gef. v. 2. März 1550 auf jolde, I. 169, Il. a. 351. — Erwerb dend da 
jährung gegen ben Erbpächter, Il a. 239. — Uebertragung von einem hend 
tigten Oruntitüde auf das andere, IL. a. 143, 143, I. b. 28, 239. — trih 
in wiefern fte bei Dismembrationen auf die Trennftückserwerber mit übt” 
I. a. 143 f. — in wiefern fie ablösbar, II. a. 323. — ob Girmatt 3 
Köntgl. Borsten zum Brennholz für ſolche und für ablösbar zu eradıen, l 
22. — Nblösbarfeit der Berechtigung der bäuerl. Wirthe, das Helz a vr 
herrl. Walde für bilfigere Preife vor Fremden zu faufen, I. b. 22 } 
ausſchließlichen Holznutzungsrechtes, II. b. 22, 23. — ter Bemühen h 
Fiskus zur billigeren Gewährung des zum Bergbau nöthigen yet, 
23. — Abtösbarkiit der den Merionätten durch Staatsverträge ähm” 
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und garantirten, II. b. 27. — nothwenbige Aufhebung kulturſchaͤdlicher Bei 
Gemeinheitstheilungen, J. 324, II. b. 169. — weldye darunter begeiffen, II. b. 
169. — Grundgerechtigkeiteu auf Forſten, f. Forſtdienſtbarkeits⸗Be⸗— 
rechtigungen. 

Grundſteuer, Grundſaͤtze darüber, insbeſ. bezüglich der Umſchreibung bei Ablös 
fung von Reallaſten und gutsherrl.-bänerl. Regulirungen, J. 178, 207, I. a. 
571 ff, 725. — Nichterforderniß der Umfchreibung bei Regulirung von Laß⸗ 
gütern, Il. a. 674. — Grundfäge hierüber bei Gemeinheitstheilungen, I. 185, 
I. a. 576 ff., II. b. 173 ff. — desgl. für die Domainens Behörden, I. %07, 
II. a. 580. — die weftlihen Randestheile insbef. betreff., I. 178, 207, II. a. 
579 ff. — Repartition bei Dismembrationen, I. 92, IL a. 90. — Berfahren 
in diefer Beziehung, 1. 123, I. a. 118 ff., 131, 153 ff., 177, 178. — Ref: 
fortverhältniffe dabei, II. a. 131 ff. 

Srundfteuerfreiheit, deren Mebergang auf Erwerber Eontributiongfreier Ritter: 
gutsparzellen, II. a. 141. 

Srundfleuers®efepgebung, in den vormals Königl Weſtphaäͤliſchen, Groß: 
berzogl. Bergiſchen Landestheilen und den vormals Pranzöfifhen Departes 
ments, II. a. 890, 892, 1018 fi. — in ben vormals Naffauiichen Randestheilen 
U. a. 933, 935. — in dem Herzogthbum Weitphalen II. a. 915, 1020 ff. — 
im Fürſtenthume Siegen, IL. a. 1020 ff. — für den Kreis Weplar, II. a. 930. 

®rundfteuer-KRatafter, 1.173, II. a. 72, 73. 

®rundfleuerpflidtigkeit, f. kandſchullehrerſtellen. 

Brundfleuerumfhreibung, f. Grundfteuer. 

Grund ReuersBerfaifungen, I. a. 630. — f. Grundſteuer⸗-Geſetz⸗ 
gebung. 

Grundftüde, erbliche Ueberlaffung derfelben ift nur zum vollen Gigenthum zus 
Läffig, I. 184, 11. a. 702 ff., Zertheilung, Zuläffigkeit, 1. 34, II. a. 42. — f. 
ArmensAnttalten, Beamte, Fiskus, Gemeinden, Grunbbeſitz, 
Güterverkehr, Kirhengefellihaften, Rorporationen, Kredits 
Direktionen, Säulen, Univerfitäten, Bertheilung. 

Srundtaren, |. Bauergüter. 

Grundzins, Dinglicheit ohne @intragung, Il. a. 63. — f. Zins. 

®ülten, II. a. 100%. 

Gutachten, öfonomifch:technifche, I. 110, II. a. 108 ff. — oͤkonomiſche, der Gen.: 
KRommiffionen, I. b. 2435. — Borlegung an die Partheien, I. 541—542, II. 
b. 327. . 

Bütersloh, Agrarredhtsverhältniffe, 11. a. 877. ’ 

GBütervertehr, Breiheit defielben, 1.33, I. a. 29. 

Butsherrlih:bäuerlides Verhältnig, Begriff und Feſtſtellung eines fol: 
hen, I. 220, II. a. 551 ff., 555, 610, 611 ff. — f. Regnlirung. 

Buts:Barzellen, Veräußerung gegen Unjchäplichkeitsattet, II. a. 43. 

Sutsüberlaifung. II a. 391. 

Butsunterthänigfeit, |. Leibeigenfhaft, UnterthänigfeitssBerhält: 


niß. 
Gymnaſien, Brunberwerb, II, a. 34. — Ablöfung der Reallaſten, II. a. 569. 


H. 


Hackſtreu, I. a. 9. 

Hahnenhafer, 11. a. 1004. 

Halberfiadt (Fürſtenthum), Verpachtungen an Ausländer, II. a. 97. — Feld⸗ 
Ordnung 11. b. 705, 709. 

Hamſter, Bertilgung, II. b. 751. 

Handgeld, II. a. 388. 

Handwerfszins, f. Gewerbes Abgaben. 

Hanfbau, f. Flachsbau. 

Hanfröthen, -II. b. 760. 

Sarzſcharren, Ablösbarkeit der Berechtigung, 1. 328, II. b. 13, 23. — undes 
ugtes, II.b, 24. 
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HaubergssOrdnungen, in einigen weilichen Fanbeötbeiten 1. (XCIV.), ILh 
192, 747. — deren fortdauernde Gültigkeit, IL b. 743 

Hauberge:Wirthigaften, f. Siegen. 

Hauländer, II. a. 5083. 

Hauländercien, f. audemialpfliät 

SauptsUrbariensKommiffion, in Schlefien, I. (LXXVI.) 

Hausgenoffenzins, I. (XI.) 

Hausleute, herrſchaftliche, in der Nieder⸗Laufitze, II. a. 615. 

Hebammenfuhren, 1. 168. 

Hebe, II. a. 511, 674. 

Hebungstermine, 1. 103, 104, 109. 

Heergewebbe, H. a. 258. 

Hehlhafer, II. a. 1009. 

HALHE und Gemeindegeld, II. a. 1003. 

Heidehieb, f. Plaggens, Heide: und Bültenhieb. 

Heidelbeeren, Recht zum Sammeln, II. b. 169. 

Heidemiethe, II. a. 260. — rechtliche Natur, I. b. 22, 137, 142. 

deiligentabt (Kreis), Laßgrundſtücke, II. a. 871. — Verbot des Nachthic⸗ 
9. — Rilgungsfaffe, I. 752, u. b. 820, 565, f. Tilgst: 
a 


fen 

Seimfallsreht, Begriff, I. a. 974 ff. — Vererbung ber dem Heimfalle uns 
worfenen Grundftüde, II. a. 849, 902. — Ablöfungs:Borfchriften des Ham 
fallsrechtes in der Provinz MWenpbalen, II. a. 649. — Geimfallsredt ia mm 
vormals Branzöf. Landestheilen, II. a. 887. — im Herzogthum Weyhe, 
II. a. 913, 920. — Beichränfungen der Diepoftion wegen defielben La 
974. — Aufhebung, I. 167, II. a. 241, 959, 960 

Heiraths-Konſens, ſ. Detonomie⸗ KFommiffarien. 

Hengſtköhrungen, ſ. Köhrungen. 

Hengſtreiten, Verboi, II. b. 759. 

Herford (Stift), frühere Agrarrechtsverhaͤltniſſe, IL a. 872. 

Herfommen, Begriff nad) $. 74. des Nblöf. Geſ., IE. a. 615, 618 ff. 

Heriotum, II. a. 258. 

Herrenhühner, II. a. 1003. 

Herrenrindergeld, II. a. 1003. 

Hehforn, II. a. 267. 

Heuerlingsgelb, Il. a. 958. 

Heuſchrecken, Bertilgung, Il. b. 752. 

Hinterpommern, Orundfteuer:Berfaffung, II. a. 630, 632. — Hufen⸗Keatris 
tion, II. a. 632. — Hofgerichtögelber, II. a. 632. — Lanbreiterhebungn, B 
a. 632. — Ealzfuhrgelver, II. a. 632. — Superintendentengefülle, IL a. 632 
— Stiftsrendantenhebungen, II. a. 632. — Kavalleriegelder, U. a. 63. — 
Vieh- und Zuſchubſteuern, Il. a. 632, 633. 

Hinterfüttler: Stellen, in der Pro. Sadfen, I. (LVIII.) 

Hirten, deren Tüchtigfeit, II. b. 7241. — Hütungsfrevel bei erfolgter Be 
joldher II. b. 722. — Hirten der Hütungsgenoffenfchaften, II. b. 723. 
virtengehn, I. a. 260. — Wegfall bei Aufhebung der Hütungsgemeinheit, I 

b. 


Hoßjeiten, Abgaben, II. a. 280. 

Hodzeitsfuhren, I. 168. 

Hochzinſer, in der Memeler Niederung, I. (XLVIIL) 

Hobsgeridhte, I. (LXIX.) Ä 

Hobs- und Behandigungs-Güter, I. (XII, LIL, LX., LXIX.), I. a. 9% 

987. — deren Rechtsverhaͤltniſſe, IL.a. 946. — insbef. in den Stiftern Ge 
und Werben, II. a. 874. — in ber Graffchaft Redlinghaufen, IH. a. 577.- 
Ablöfung der Reallaften, II. a. 534, 

Dofesgemeinden, I. (XIT.) 

Hofesfinder, f. Kolonate. 

Hofbörige, I. (VIIL) 

Hofhörigkeite: Güter, deren Verhältniffe, II. a. 946. — in Weirbulm L 
(LX., LXVHI.), II. a. 874, 956. 

Hoffhlächtereien, Maaßregeln dagegen, II. a. 152 ff. 
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Sof ji ehr, Ermittelung II. b. 323. — Nichtberückfichtigung bei Regulirungen, I. 
182, II. a. 659, 665. — Nichtverpflichtung ber Vutgheriſ⸗ ft zu deren 

nach Anbringung der Provofation, I. 183, II. a 

MD obenitein (Grafſchaft), Erbzinsgüter, I. a. 231, 870. 

Mohenzollern-Hedhingen, Suspenfion der Ablöfung von Kirchen», Bars 
und Schulabgaben, Allemand: und Kleinzehnten, II. a. 349. 

Mohenzollernfhe Lande, Be: und Entwäflerung, II. b. 572, 575. 

"Holländer, Il.a. 553. 

Solz⸗Berechtigung, f. Frundgerechtigkeit, Holzungs-Gerechtigkeit. 

Solzdevaſtation, II. a. 94. 

DSolz⸗Fixation, Befugniß des Waldeigenthümers dazu, II. b. 143, 145. — Su; 
Läffigfeit der dritten dngan: bezuͤglich der Frage, ob ber Anirag auf Hol 
Krohn ſtatthaſt, II. b. 383. — Berfahren bei der Holzfiration, II. 18 


Solz-Nutzungsrecht, 11. b. 22. — Ablösbarkeit, II. b. 22, 23. 
Dolzpreisg, weicher bei Abfhäbung von Serpitutrechten zum Grunde zu legen, 
I. 383, II. b. 164. 
i Molstare, I. b. 164, 
5*50lzungen, bäuerliche, in den vormals Königl. Weſtphaͤl, Großherzogl. Bergi: 
hen und Branzöflfchen Landestheilen, Il. a. 998 ff, 
= Gelgungss Bersmtigfeit, Begriff, I. b. 130. — " unbefimmte, 1. b. 130 ff. 
auholg- Berechtigung, II. b. 132 ff. — Holzungsrecht einer Gemeinde, II. 
b. 134. — Art und Weife der Ausübung in Königl. Forſten, II.b. 135. — 
Beobachtung der forfipolizeilihden Anordnungen, II.b. 135. — Rafs u. Lefe: 
holz⸗Gerechtigkeit, II.b. 136 ff. — Grundfüge über beren Erwerb u. Erwei⸗ 
terung u Berjährung, IL b. 136. — Rechtsverhältnig der Heidemiether, 
IH. b — f. Heidemiether. — Verbot der Aexte, Beile ıc. bei Aus⸗ 
bung der Raff: u. Leſeholzgerechtigkeit, I.b. 141. — Borfchriften bezüglich 
der Dolzungeb eredhtigten bei Unzulanglichfeit des Waldes, Il. b. 142. — 47 
hören des Rechtes, II. b. 143. — Holz-Firation, IL b. 183. — tut 
= ber Berechtigten in Betreff des ihm angewiefenen Holzes, II.b. 143. — Hol: 
BE Te zum Berfaufe, II. b. 148. — auf das Bebürfnig fi er 
ende, II. b. 148. — Abloͤsbarkeit der Holzgerechtigkeiten, II. h. 22. — 
Srundfäge für die Werthsermittelung u. Ablöfung, I. b. 148 ff. — inebel. 
BrennholzsBeretigungen, II. b. 149. — Abfindungss Modus, I. 330, IL b 
152 Mn Theilbarfeit der Holzberedhtigungen bei Diemembrationen, U. a. 
143, 144 
Getgnertäufe, Rechte der Reulgliubiger u. PBideifommiß > Veredhtigten, II. a. 


Solz⸗Zehnten, II. a. 930. 

“ Hordenfälag, Begriff, I.b. 171. — Ablöfung, II. b. 171, 172. — im Mag—⸗ 

deburgifchen, II. a. 85. 

Hörigfeitsverhältniß, I. XUL, XXIV.) 

Horn: und Klauenfhoß, in Beitvrcußen ll. a. 631. 

Härter (Kreis), RentensTilgungssKaffe, I. 744, 1. b. 520, 565, f. Tilgunge: 
Kaffen 


au Du 


Goyerewerda (Kreis), Umzugstermin der Schaͤfer u. Sgefertnechte, IE. b. 759. 

Hubeberedtigte, im Herzogthume Weſtphalen, II. b. 192 

Öufengeld, in Preußen, I. (XLV.) 

Hufen: Kontribution, in Weitpreußen, Il. a. 630. — in Hinterpommern, IL a. 
632. in men nncen, II. a. 633. 

Hufenfhog, I. (XXVI) 

Hühnergelb, u. a. 1003. 

Onldigungseid, beim Erwerb von Rittergütern, L 49, II. a. 31. — an Ans 
dere, als das Staatsoberhaupt, I. 45, Il,a. 225, 311. — Verpflichtung bes 
Bafallen zu deffen Leiltung aufgehoben, IL a. 311. — 

Hülfsarbeiter, ber ALudeinanderfegungs: : Behörden, Senehmigung des Miniſte⸗ 
rium® zu deren Beihäftigung, U.b. 241. — bezüglid der Subaltern-Beams 
ten, Ib 243. — ötonomifde, I. b. 300 fi. — technifche, Memuneration, 1. 
764, 811. 

Hülfoſ hreiber, bei den AuseinanderfeßungssBehörben, II. b. 243. 
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Hülfsfteuer, Il. a. 285. 

Hundeatzung, IL a. 267. 

Hundebrodte, IL a. 267. 

Hundegeld, IL a. 1003. 

Qunbehafer, IL a.. 267. 

Hundeleit— Dienſte, I. a. 267. 

Hundezins, U. a. 267. 

Hüten des Viehes, IL a. 107. — ſ. Feld-Polizei-Ordrung 

Hutfreies Drittel, deſſen Ausmeifun I. 93, 327, IL a. 98, DE. b. 19. 

Hüttenarbeiter, in Ober-:Schlefien, Il. a. 615, 616. 

Shtungsablöfung, in Forften, f. Korften. 

Hütungsgenoffenfhaften, |. Feld-Polizei-Ordnung. 

Hütungs:-Kontraventionen u. Weidefrevel, Ul.b. 705. — Berfahren beritn 
vor Erlaß der Beld:P.-D., II. b. 715. 

Hütungsredte, Theilbarfeit bei Dismembrationen, Il. a. 143, 144, 

Hütungstermine, J. 103, 104, 105. 

Hütungs: u. Weide: Ordnungen, I. 326, 396, 397, IL. b. 189 $. 

Oapothefen: Behörden, Kompetenz in Dismembrationsangelegenheiten, La 
144 ff. — Berfahren mafeiben in Bezug auf Abfchreibung der Treusinh 
I. 122, II. a. 145 ff., 173 ff. 

Sypotgefenbüger, Berickiging u. Ginrihtung zur Ausführung der Anti 
anderfeßung, I. 451, U. b. 390 ff, 432—435. — Berfahren dabei L 5%, 
67, ul b. 390 ff. —— ve Gere, ü 538, IL b. 391. — Yubelt 
er Eintragungen, b. 391 f. — Eintragung der Separstiiuh, 
von Ländereien verfchiedener Jurisbiftion, I. 595 Ib. 336. 

Hypothefen-Öläubiger, Buziehung zur Yuseinanderfeßung im Wale des 
Sequeſtration, IL.b. 423. — f. Gläubiger. 







J. 


Jagb:Abgaben, ob je „aufgehoben, IL a 268. 
Sagdbotendienfte, IL a. 

Jagd-Dienſte und eeifungen, Aufhebung, I. 168, II. a. 266 fi. 
Jagddiſtrikte, Theilung gemeinſchaftlicher, I. (CXV.) 
Jagbfeohnden, Aufhebung in den vormals Kgl. Wetphälifchen Landestheile 


Jagthed, u a. 267, 274. 

Jagdgerechtigkeit, II. a. 701, 328, II. b. 171. 

Jagdhunde, Wütterung, 1. a. 267. 

Fagdpolizei: Sachen, Reffort, 1. 4, 5, II. a. 7. 

Zagdredt, IL a. 1015. — des Grbverpäcdters, IT. a. 311. 

Jagbdzins, II. a. 267. 

ISmmittirte Gläubiger, Zuziehung zur Auseinanderfegung, 1. 445, IL . M 
— Brovofation auf Gemeinheits⸗ heilung, I. 314. 

Immunitäten, I. (XV.) 

Indigenat, Il.a. 29. 

InduftriesGärten, II. b. 752. 

IndufriesStener, IH. a. 1003, 1005. 

Informations: Ertheilung, Folgen unterlaflener, I. 527, IL b. 317. 

Snfolat, II.a. 29. 

Infinuation, der Vorladungen, I. 415, II. b. 310.— Gebühren dafür, I. M 
II. b. 310. — der Erkenntniſſe der Auseinanderfepungs s Behörden, L 477. 
563 —565, II. b. 346 ff. 

$nftleute, deren Mechtsverhältnig, II. a. 615. 

Snftruftion, der Streitpunfte und in wiefern ſolche ausgefept werben fans, I 

420, 443, II. b. 324 fi., 421. 
Snkruttionen, techniſche, der Auseinanderſezungs⸗Behörden, J. M, IL b 


Interefi fenten der Auseinanberfeßung, unmittelbare unb entferatere, IL b. Hi. 
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Grundſaͤtze über deren Zuziehung IL, b. 447 ff. — öffentlihe Belanntmachung 
der Auseinanderſetzung im Intereſſe der entfernteren, II. b. 439 ff. — Folgen 
der Nichtmeldung, IH. b. 451. — |. Lehns- und Bideifommißfolger, 
Miederlaufsberehtigte. 

JInterimiſtikum, in Auseinanderſetzungs⸗Sachen, Befugniß der Rommiffarien refp. 
der AuseinanderjegungssBehörten zur Negulirung, 1. 426, 447, II. b. 339— 
314. — Rekurs, II. b. 342 ff. — in Dienflablöfungs: Saucen insbef., I. 655, 
Il. b. 344. — Behufs Konfervation der Holzbeitänte, I. 559, II.b. 344. — 
Detrens Ausübung der Hütung, II. b. 344. — |. Ausführungstermin. 
Megulirung des Interimittifumg bezüglich laufender Leitungen, insbefond. bei 
Muͤhlenabgaben, I. 241, IL a. 843, II. b. 344. — bei Reyulirung des Wafs 
feritandes und Merkpfahlſetzung, IE. b. 588. — polizeiliche Regulirung in 
Vorfluths⸗Sachen, I. 843, II. b. 591 ff. — Vollſtreckbarkeit, I. b. 592%. — 
Tagung des Interimiftifums in Dismembrations » Saden, I. 124, II. a. 
189 fi. 


Funterimswirthe, II, a. 638. 
Inventarienitüde, ſ. Abſchätzung. 
Dnventarium, Behuſs der erſten neuen Einrichtung, Il. b. 485. — insbeſ. Gas 
men⸗, Butter: und Brodt-Getreide, I. 664, II. h. 485. — ſ. Lehnwaare. 
Zerthum, Ginwand gegen den beſtätigten Rezeß, II.b. 360, 361. 
Buben, Gemerbsfähigteit an Bezug auf Orundbefig, II. a. 35. 


, — II. a. 1003. 

* Yudifate, vechtöfräftige, deren Wirkung in Bezug auf Ablöfungen oder Regulis 
> 2,4 zungen, I. 185, I. a. 735 fi, 739. 

x i6bıktionszing, II. a. 284. — in wiefern folder für aufgehoben zu erach⸗ 
= ten, II. a. 94, 263. — VBerträge über Jurisdiftiongzinfen II. a. 74, 262. — 
= — Bertheilung bei Dismembrationen, Il. a. 158. 

ns collectandi, Il. a. . 

Yaßitiarien, bei den Auseinanderfegungs:- Behörden, f. Auseinanderfehungss 
Behörden. — Uebertragung techniſch-ſchwieriger Auseinanderfeßungen an 
Biefelben, I. 480, II. h. 274. 

Zoſtiz⸗Aſſeſſoren, |. Aſſeſſoren. 

Zuftizbeamte, Uebernahme von Auftrigen in Auseinanderſetzuugs⸗Sachen, I. 235, 
IL. a. 758. — Theilnahme an Auseinanderſetzungs-Geſchäften, Il. b. 301 ff. 
Memuneration der als Spezial: Kommifjarien beichäftigten, 1. 764, 811. 


K. 


Kaducitätöklagen, auf Abmeierung und GEntſeßzung des Wirtho in ben vors 
mals Königl. Weitvhäl. Landestheilen, II.a. 971. 

Kalenden:Abgabe, Il. a. 155, 182. 

KRaltulatur: Arbeiten, Gebühren, I. 785. 

Ralf: und Steinbrüde, I. 183, I. a. 683 ff. — Vorbehalt gemeinfchaftlicher 

— Benutzung bei Separationen, 1. 321. 

Kämmerei:Bermögen, Theilung, 1.314, 348, IL. b. 48 ff., 52. 

Kanäle, Verhütung der Verunreinigung, II. b. 612, |. Waſſerabzüge. 

Kanon, Nichtberechtigung des Erbverpächters oder Zinsberechtigten zur Brhöhung 
I. 167, II. a. 242. — vertragsmäßige periodiihe Erhöhung, I. a. 243. — 
f. Erbzins. 

- Ranoniiten, in den Grafichaften Wittgentein, I. a. 924, 927. 

SanıleisTare, ſ. Schlefien. 

== Sapitalien, inwiefern deren Kündigung ausgeſchloſſen werben barf, 1.154, II. a. 
= 705, 708 ff. — unfünbbare, I. 184, Il. a. 708 ff. 

Kapitals: Abfindung, Sicherſtellung der Rechte dritter Berfonen bei Mbflns 
dungen in Kapital, I. b. 457 fi. — Nichtbenachrichtigung der Lehns⸗ und 
Fideifommißfolger und Anwarter, fowie der Wiederfaufsberechtigten, II. b. 360 
— Benabridtigung der Hypothefengliubiger und andern Realberechtigten. 
11. b. 461 ff. — Fälle, wo es foldyer nicht bebarf, IL b. 461. — Verwar⸗ 
nung babei, II. b. 462. — Gintragung eines vorläungen Vermerls im Hypo⸗ 
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thekenbuche im Falle einer Kapitalsabfindung, TI. b. 465. — Art der Verwen 
dung in die Subſtanz des berechtigten Guts, I. 909. — Redht der Hmetke: 
tengläubiger und Realberechtigten, fowie der. Lehne: und Fideifommißfoiger n. 
MWiederfaufsberechtigten in Betreff der Verwendung der Kapitals⸗Abſindungen, 
II. b. 465 ff. — Verpflichtung zur vorfchriftsmäßigen Verwendung ter Abi: 
dungs-Kapitalien und darauf bezüglide Verbinblichkeiten der Anseinanter: 
feßungsbehörben, MH. b. 473 ff. — gerichtliche Niederlegung des Abfintungs 
Kapitals, IL b. 476. — Kompetenz bei Streitigkeiten darüber, IL b. 476. -- 
Berwendung zu neuen Einrichtungen, f. Gin tihtungsfoften, 

Kapitals⸗Entſchädigung, f. Entfhädigung. 

KapitalesAbfindung, f. Borzugsredt. 

Karten, Borlegung berfelben und Snfteuftion der Monitu, L 323, I. b. 332. - 
Pilicht des Feldmeſſers zur Ablieferung des Brouiflons und zweier Reiofar: 
ten und Aremenunge-Regifter, II. b. 332. — Sorgfalt Bezüglich der Auibe 
wahrung, I. 532, Il. h. 323. — Aushändigung an die Intereffenten, L 66, 
I. b. 401. — |. Edition, Feldmeſſer, SpezialsKommiffarien. 

Karten: Raten, Berfendung, L 601, II. b. 402. 

Rarteffelße Fi Belehrungen, II. b. 771. — Aufbewahrung ber Kartekl 


Kaffenquote, 1.761, 780. 

Katalter, 1. (XXVL) f. OrundfleuersKataflter. 

Katecheten, in den Sääfiigen Landestheilen, Nichtberehtigung zur Schulickn 
Dotation, II. b. 

Kaufwerth, Grmitelung des gemeinen, Dehafe Feſtſtellung des Drittels Ic 
Reinertrages 'bei Ablöfung der Meallaften, I. 177, IH. a. 525 f. — Bin 
Kaufwerth, II. a. 525, 678. 

Kavalleriegelder, in Hinterbommern, Il. a. 632. — in Altvorpommern, Il. a. 63. 

Kavillerei: -Geredtigfeit, I. a. 350. 

Kiehnholen, nicht unter der Raff⸗ und Lejeholzberechtigung begriffen, Il.b. 1. 

Rindtauffuhren L 168. 

Kirche, Wahrnehmung ihrer Rechte, I. 411, I. b. 287. —- Siftirung ber AH: 
fung der Reallaften, 1..205, 909, U. a. 560 ff. f. Ablöfung — ſ. Koltır 
punft, Reallaften, Bollmahten. 

Kirchenbaulaſt, in den vormals Naffanifchen sambeetheilen, ii. a. 930. 

Kirhengefellfchaften, Grunderwerb, II. a. 34. 

Kirchen, Pfarr: und Schulbauten, eiherung ber Beiträge dazu bei Du: 
membrationen, I. 132. 

Kirchen⸗, Pfarr: und Schul:Laften, zur Erbauung ober Unterhaltung wer 
Riren: :, Pfarr: und Schulgebäuben, 1. 169, II. a. 322. 348, 349. — | ft 
löfung, Kirche. 

Kirchgang (Fiamugſcher), Aufhebung ber Verpflichtung, I. 167, II. . 253. 

Kleve (Herzogthum), Konfolidatien der Bauerböfe, II. a. 44. — frühere Kurz 
rechtsverhaͤltniſſe, II. a. 874. — während der Fremdherrſchaft, H. a. 879. 

Klaffififation, 1. Bonitirung. 

Klaubholz, Il. b. 

Kloͤtze feüßere Iorarsehteoätif, II. a. 873, 882. 

Koesgüter, I a. 957. — in Kleve, Mark und Dirs, I. (LAIX.) 

Kohlenlager, unaufgebete, in der Provinz Sachſen, Berukfichtigung bei Em 
rationen, Il. b. 170 

Kollegiat: Stifter, . Dollmadten. 

Kollifion der Intereffen, I. 411, II. b. 448. 

Köllmer, in Preußen, 1. (XLIV, XLV.) 

Kolonate, Il. a. 956 ff., 963 ff. — Dismembratton, II. a. 889. — Brerpärgm 
ber gebrechlichen Hofeslinder auf der Stätte, II. a. 935 — Kolonate in is 
gormale Malle anzoͤſ. Landestheilen, Il. a. 887. — im vormaligen ——— 
en .— im Herzogthume Beftphalen, I. (LX., LXIM., XC.), H 


Rolonateı sBefiber, beren 8zhongsberechtiguns, M.b. 132, 
Rolonates@efälle, II. a. 

KolonialsWaldungen, im erogthum anelphalen, U. a. 912. 
Kolonien, Anlegung neuer, I. 125, 152 ff., I. a. 186. 
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oloniſten, Ablöfung der Reallaſten, I. 203—205. II. a. 553. — in Schlefien 
I. (XXXIIL) — in der Laufig, E (XXXIX). — in Pommern, I. (XLIX.) — 
Flamingiſche und Holländifche, I. (XV., XXXIX.). | 

ommifjionssAften, deren Aflervation, I. 433, II. b. 401. 

ommunal:Abgaben und Laften, Vertheilung bei Dismembrationen, I. 123 
fi., 134 ff. II. a. 153 — 158, 178, 179. — bei useinanderfegungen unb 
Reflortverhältniffe in Beziehung darauf, I. 406, 408, 411, II. a. 129 ff., 
150—167, Il. b. 283. — bei @emeinheitstheilungen insbef., I. 325, II. b. 
Bun 178, 179. — ſ. Gemeinde:Abgaben, Semeindelaften, Reals 

aften. 

ommunal:Berbältniffe, in zeug darauf find Ablöfungen und Regulirun: 
gen einflußlos, I. 185, II. a. 578, 725. — deren Regulirung bei Auseinans 
derfegungen und außerhalb derjelben, II.a. 131. 

ommunifationssWege, Unterhaltungsverbindlicdhfeit, II. b. 119. 

ompenfation, der Leitungen und Gegenleiftungen, bei Ablöfungen, I. 177, 
II. a. 509—513. — bei Regulirungen, I. 182, Il. a. 669 ff., 672 ff., 678 
679. — wechfelfeitiger Dienftbarkeitsredhte, I. 320, II. b. 103, 104. 

ompetenz, der AuseinanderfeßungssBehörben, II. b. 245 ff. — insbef. in Grenzs 
ftreitigfeiten, Il. b. 246. — bei Orenzregulirungen, II. b. 247. — bei Bad: 
ftreitigfeiten, I. 407. — bezüglid der Waldweideverhältniſſe, I. 463, 466, I. 
b. 247. — bezüglich der Steeitigfeiten über Gewerblichkeit von Abgaben, II. b. 
249. — über Rüdftinde von Realabgaben, II.b. 249. — in Mühlen⸗-Ablöſ.⸗ 
Sachen, Il. a. 812—815, I. b. 246, 249. — in Betreff der Verpflichtung 
des gegenwärtigen Beſitzers zur Entrichtung von Befißveränderungs:- Abgaben, 
11.250. — in Betreff nachzuzahlender BefipveränderungssAbgaben, IL a. 480. 
— insbef. bei dergl. Rüdforderungs: Klagen, II. a. 470, 471, I. b. 250. — 
bezüglih Kapitals: Ablöfung rezeßmaͤßig feſtgeſtellter Reluitionsrenten, I. 464, 
II. b. 250. — in Poffefforien: Streitigkeiten, I. 468, IL. b. 251. — bezügli 
der Prozeffe der Qutsherrichaften gegen bäuerlihe Beſizer auf Ränmung ber 
Höfe oder Grmiffien, I. 470, U. b. 260. — in Betreff der Erefutionen, L 
654, II. a. 252. — in Betreff der Erekutiond:Berfügungen auf Unterlaffungen 
wegen Befigftörungen, 1. 599, II. b. 300. — bezügli der Streitigkeiten über 
nicht zur Abloͤſung gefommene Forſt⸗Servituten, I. 628, Il. b. 414, 415. — 
in Bezug auf Nebengefchäfte, II. b. 413 ff. — |. Nebengeſchäfte. — be 
züglich der Nachforderungen und Anſprüche nicht zugezogener Interefienten, 
II. b. 266, 361. — bezüglich Streitigkeiten zwifchen den zur Sache gezogenen 
entfernten Theilnehmern und dem Befiger, insbef. über gerichtl. Niederlegung 
der AbfindungssKapitalien und die Verwendung und Anlegung berfelben, II. b. 
419 f. — Kompetenz ter Auseinanderfegungs: Behörden und Gerichte Be: 
treffe der Entfcheidung über deponirte Abläf.Kapitalien, II. b. 376. — Rom: 
petenzverhältniffe im Falle mehrere Berpflichtete verfchiedener Auseinander: 
feßungs-Bezirke betheiligt find, II. b. 252, 253. — bezüglich der Ausländer, 
welche Grundſtücke im Inlande befigen oder bei Auseinanderfegungen fonkur: 
riren, Il. b. 254. — Rompetenz in Betreff der Zertbeilung von Grundftüden 
1. 128 ff., I. a. 122 f., 130 ff. 143 ff., 174 ff., II. b. 252. — des Aus: 
taufhes von Parzellen und Abverfaufs kleiner Grundſtücke, I. 157 ff., I. a. 
197, 198 ff., 1. b. 252. — in Betreff der Ablöfıng der auf dismembrirten 
Grundſtücken Haftenden Laudemien und fonftigen Präſtationen, L 131. — bes 
züglich ftreitiger Fiſchereinutzungen, II.b. 14. — in Pfändungss u Hütungs: 
Kontraventions⸗Sachen vor Erlaß der Feld⸗P.⸗O., II. b. 715. — Kompetenz 
der Auseinanderfehungss Behörden zu Vorfluths-Regulirungen, I. 626, 627, 
II. b. 610, 611. — der Bolizeibehörden bei Herfiellung von Entwäfleenngs: 
Anlagen, 1. 850. — der Regierungen, Bolizeis und @&erichts : Behörben in 
Ausführung des Geſetzes v. 28. Febr. 1843 wegen Benubung der Privat: 
flüfle, 1. 863—867, Il. b. 650 ff. — Kompetenz bei Streitigkeiten über Raͤu⸗ 
mung von Gräben und Wafferabzüugen, I. 841 ff., 846 ff., IL. b. 593 ff., 59. 
— der Regierungen und Provinzial⸗Schul⸗Kollegien zur eigenen Megulirung 
und Rezeßbeftätigung, IL b. 306—308. — f. AnseinanderfegungesBe: 
bhörden, Gerichts-Behörden, Reſſort, Zerflüdelungen. 

ompetenzsKonflifte, 1. 629 ff., Il. b. 267, 268 — f. Reffortiver 
hältnifie 
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Konfirmation, gutsherrliche, II. a. 305. — Erwerb von Rechten daraus, IL a 
62. — f. AuseinanderfegungssRezefie. 

Konfirmations:Gebühren, I. 174, U. a. 426, 427, 428, 438, 

KRonfensertheilung, gutsherrlide zur Erwerbung oder Veräußerung ländliche 
Grunditüde, aufgehobene, IL a. 76, 82. 

Ronlolidation der Bauerböfe, Il. b. 4. 

Koniulenten, Grftattung ihrer Gebühren, I. 787. 

KRontribution MI. a. 630 ff. — VBertheilung bei Diemembrationen, II. a. 159. 

Kontributione=Rolle, J. (XV) 

KRontumazial:Berfahren I. 425, 426, II. b. 337. — bei Litiskonjorten, IL k. 
338. — bei Verweigerung der Unterjchriften, Il. b. 339. — bei Felt 
des Abgaben: und Mentenvertheilungsplans bei Dismembrationrn, 1. 558. 1 
b. 339. — bei Weigerung einer Gemeinde zur Beſtellung von Berolimit: 
tigten, II. b. 311, 339. — bezüglih der Gegenftinde gemeinichaftlichen Jar 
effes, UI. b. 347, 339. — Rechtsmittel dagegen, Il. b. 337, 325. 

Ronzeffions-Ertheilungen zum @ewerbebetriebe, gutoherrliche, aufgehekn, 

Il. a. 64. — 64. — f. Sewerbeabgaben. 

Konzeffionsgeld, II. a. 437. — aufgehoben, II. a. 60. 

Kopffeuer, ſ. Bommern. 

Kopf: und Hornfhoß, in Oftpreußen, II. a. 155. — in Weitpreußen, II. a. 6 

Kopialien, 1.761, 780, 782. — Höhe, 752, 783. — der Spezial⸗Kommifſ., 1. N. 
— Anſatz und Ginziehung derfelben, 1.754. — des Revifions:Kollegiums ‘2 
2.8. ©. 1. 754. — gebübrenfreie Mittheilung ber fpeziellen Liquibaticın 
an die Partbeien, 1. 783. — Erſtattung, I. 789. — der Berichte in Autas: 
anderſetzungs⸗Sachen, 1.794. — f. Feldmeſſer. 

Körnerabgaben, fette, Werthsermittelung, L 17: ff., IL a. 371%. 

Koͤhr⸗Ordnungen, zur Verbeſſerung der Pferdezucht, II. b. 755. — Zudrüm 
Koͤhr⸗Ordn, II. b. 758. 

Köhrpferd, Il. a. 258. 

Köhrrecht, I. a. 258, 889, 957. 

Korporationen, Ginfhränfungen des Güterverkehrs, II. a. 31. — in Berl 
auslandifher I. 82, U. a. 33. 

Korporationd: Vermögen, Theilung, I. 314, 348, II. b. 47 #. 

Köslin (Reg.sBezirk), Melioriationsfonde, II. b. 770. 

Roffäthen, 1. (XV., LVUL) 

Koften, der Regulirungen und Ablöjungen, Grundſätze über Die Verpflichtung ze 
deren Tragung, I. 186, Il. a. 753—755. — Erleichterungen in Betz ta 
Auseinanderfeßungs s Koiten, I. 763, 792 ff. — insbeſ. Erhebung mäßige 
Pauſchſummen flatt derfelben, I. 766, 767, 820, 821 ff. — Ermäßigung der 
felben, 1.822, |. Niederfhlagung. — Zahlung der während einer Segue 
ration ausgejchriebenen, II. b. 435. — Berichtigung aus den Kanigelterz 
bei Unzulänglichkeit der Raufgeldermafle, II.b. 435. — Vorſchriften über Gu 
ziehung der Koiten, 1.767, 824 ff. — Remunerotion der Kreiskafſen⸗Reudan⸗ 
ten dafür, 1. 524. — Maaßregeln zur Gicheritellung, I. 663, II. b. 435. — 
bypothefariihe Sicherjtellung der durch Terminalzgahlımgen abzutragenten, 1. 
825. — Beicheinigung der Cinnahme-Reſte bei Legung der Jahresrehaumare 
1.825. — Auoſetzung der Einziehung der Koſten bezüglich der filtirten Berwanl: 
lungen der Reallaften der Kirchen ır., 1. 825, 826. — in wielern bie bezüglich der 

unentgeibid aufgehobenen Gerchtfame entitantdenen Koflen nieberzufchlagen, L 

186, 232, 233, 1. a. 755. — Koften der Eintragung der Ablöj. Mezefle, I. 796. — 
Koiten- Borfchriften für die Landestheile des linken Rheinufers, 1. 823 f. — 
Grundſätze über die Verjährung der Koiten in Auscinanderfegunge- Saucen, L 82% 
fe — f. Koſten-Erlaſſe, Roitenpunft — Koſten in Barzelirungs Es: 
‘hen, I. 125, 154, 155, Il.a. 192. — Koften der Borfluths⸗Regul., der Unteꝛ⸗ 
haltung und der neuen Anlage ber Gntwäflerungs-Anflalten, I. 844, IL b. 610 

Kofen:Erlafje I. 767, 821 fi. — |. Riederſchlagung. 

Kofenpunkt, Verpflichtung zur Koftentragung, I. 433. Ik b. 402 ff. — ineke‘. 
Bermeflungsfoften, 1. 602, IT b. 405. — Koſten für Beluuntmahang ta 
Kapitalsentihäbigung, I. 603, II. b. 405. — Verpflichtung der Auseinanir:- 
fepunge-Bchörben zur Ausglelhung der Intereffenten wegen ber Koñen, 1. N. 
Il. b. 405. — Reiten für Rechnung der Kirchen, Pfarreien, Schulen art 


— — — 
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Küſtereien, I. 604— 606, II. b. 405. — bes Fiskus, II. b. 405, 406. — wähs 
rend der Sequeftration, II. b. 406. — Rechtsmittel gegen bie Entſcheidungen 
über den Koftenpunft, II. b. 370. — f. Ausgleihung. 

Koſten⸗Rechnungen, Kopialien, J. 783, 784. 

Koſten-Regulativ, I. 760. — Inſtruktion dazu, I. 764. 

KoftensBertheilung, Streitigkeiten darüber, I. 764, 806. 

KofensBorfhüffe, I. 762, 790 ff. — Nichtverpflichtung des Fiskus, I. 791. 

Kofenwefen, in Auseinanderfegungs-Angelegenheiten, 1. 760 ff., I. a. 568. — 
fortbauernde Bültigkeit der vor dem 2. Sir, 1850 erlaffenen Beflimmungen, 
1. 187, U. a. 224, 759 ff, II. b. 402. 

Kottbus (Kreis), Aufhebung der Erbunterthänigfeit, I. 88, II. a. 27, 55, 78. — 
Löhnung und Umzug der Schäfer, II. b. 759. 

Kötter, im Ravensbergifchen, I. (LXV.)— 

Koupons, der Rentenbriefe, |. Rentenbriefe. 

Krähen, Bertilgung, II.b. 751. 

Kranfenpflege:-Dienfte, II. a. 276. 

Kranten, Berechtigung dazu, Apblösbarkeit, I. 328, II. b. 13, 23. 

Kreditdireftionen, landichaftl., Erwerb von Grundflüden, II. a. 33. — Regus 
firungen durch foldhe, II.b. 308. — ſ. Schleſien. 

Kreis: Iufizfommiffarien, als Organe ber Auseinanderfeßungs = Behörden, 
N. a. 24. — Anftellung, II. b. 301. — Bunttionen, II. b. 301, 302. — Ents 
laffung, II. b. 303. 

Kreis Kaffen:Rendanten, Remuneration für Einziehung der Koflen, I. 824. 

Kreis:Rommiffionen, II. a. 25. 

Kreisstandrath, als Drgan der Auseinanderfepungs: Behörden, II. a. 24. — 
Verhältniß zu den SpezialsKommiffarien und Feldmeſſern, If. b. 275. — Rom: 
peteny zur Entwerfung der Parzeflirungs = Regulative, 1. 123, II. a. 176 ff. 
— Recht der Delegation an die Orte⸗Obrigkeit L 123, TE. a. 176—177. 

Kreistaratoren, Annahme u. Vereidigung, 1. 183. 

Kreis:Bermittelungs: Behörden, Entſtehung und Ausbildurig des Inftituts, 
I. a. 25, 26, II. b. 411. — BVeranlaffung der Wahl der Kreisverorbneten, 
1. 437, 11. b. 411. — Vorſchriften über die Wahl der Mitglieder, II. b. 411, 
412. — Nichtbefugniß der Kreisverorbn. zur Ablehnung d. Wahl u. d. Faͤllung des 
ſchiedsrichterlichen Ausſpruches, II. b. igs. — GStellvertretung des Landraths 
als Obmann in Verbinderungsfällen, I. 653, II. b. 430. — Birkfamfeit der 
Kreis: Bermittelungs: Behörden, Befugniffe, Diäten u. Reifekoften, I. 620 — 623, 
1. b. 412. — Bereidigung der Mitglieder, L 621, I. b. 412, 429. — Bes 
flätigung ber Rezeſſe, II. b. 351., 412. 

Kreisvermittelungse: Rommiffarien, Diäten und Meifekoften in Bewäfles 
run 8:Angelegenbeiten, I. 867, Il. b. 669. 

Kreis:Berorpnete, als Drgane der Auseinanderfeßungs:Behörden, II. a. 24. 
Entfhädigung derfelben, I. 777. — |. Kreis: Bermittelung6:Bchörden. 

Kriegsleiftungen, Vergütung, II. a. 89. 

Kriegsfhulden, f. Berfhuldung. 

Krug: und Schanfgerehtigfeit, II. a. 1006. 

Krugverlagsredht, Ablösbarfeit, II. a. 351. — Ablöfung, I. 197, IL. a. 506. 

Küdelgeld, II. a. 1003. 

Kuhegeld, II. a. 1003. 

Ku Chat, 11. a. 1003. 

Kuhweide, Begriff, II. b. 65, 81. 

Kulmiſche Handveſte, I. (XLIV.) 

Kulm: u. Mihelaufher Kreis, Aufhebung der Gröunterihänigfeit, IT. a. 53. 
— Requlirungsfähigteit, 1.181, II. a. 634, 635. — Dismembrationsbefugniß 
II. a. 127. — Juden, II. a. 35. — Mennoniten, I. 57, II. a. 37. 

Kulturwirth, Beihränfnng des Rechtes der Provokation auf Gemeinheitsthei⸗ 
fung, Il. b. 44. 40. ° J 

Kurator, Beſtellung deſſelben Seitens der Sequeſtrations⸗Behoͤrde behufs Zuzie⸗ 
hung zur Auseinanderſetzung, I. 646, II. b. 423. 

Kurmark, Austreiben des Biches, II. b. 703, 707. — Hütungstontraventionen 
u. Pfändungen, II. b. 705, 707. — Vorvieh der Schäfer u. Schaͤferknechte, 
II. b. 759. — Dispofitionen über Lehne, I. 77, II. a. 53. — Laßbauern 
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II. a. 607. — erekutiviſche Seitreibung von Pacht- u. Zinsabgaken, ILı 
61. — Schaͤrſtorn, 11. a. 332. — Edhußgelder und Iuriebiftionsjinien, 
I. a. 74. — Zaubenhalten, II. b. 729. — Unterhaltung der Wege, Insbri. 
der bei der Semeinheitstheilung neu angelegten, IL. b. 119. 

Rurmede, I. (XI), II. a. 257, 258, 876, 889, 892, 956, 957. 

Kurmut, II. a. 889, 957. 

Kurmutsgüter, im Bergifhen, II. a. 969. 

Küfereien, Siſtirung ber Ablöfung der Reallaften, 1.909. — Beitrag ja arım 
Wegen, Triiten u. Tränfen u. deren Unterhaltung, I. b. 118. — zu Vinhe 
gungen, II. b. 120. — f. Ablöfung, Koftenpunft. 


L. 


Ladengeld, II. a. 1003. 

Lagerholz, II. b. 140, 149. 

Sadn- Güter, in Weftpreufen, I. (KLV) 

Sandabfindung, ſ. Abfindung. 

Landabfindungsplan, Anfechtbarkeit eines vorzeitig realiſirten, II. a. 7 - 
Ausgleihung in Rente, im alle der Vichtanfechtbarfeit deflelben, IT. a 7% 

Lanbarmengeld, II. a. 158. 

Ländereien, ſ. Regulirung, Zufammenlegung. 

Landes>Baumfchule, zu nonebers und Potédam, II. b. 752. 

Landes⸗Kultur, |. Borfluth. 

Landesſs⸗Kultur⸗Edikt, Umfang der Gültigkeit, I. 9A—100, TI. a. &0. 

Landes⸗Kultur⸗ ðefebgebung, Quellen 1. (CXXV.) — Literatur 1. (CXXM. 
— Begeiff 1. (1) — Bundamental:PBrinzipien I. (IL) — ältere Redptszufist 

I. (VL) — feit 1807 I. (LXXXIH.) 

gandesmatrifel, 1. (XXVI.) 

BandessDelonomiesKollegien ber Provinzial: Regierungen, I. 97, U. a. 1ll. 
— deren Aufhebung, I. 17, I. a. 111. 

Bandet»Detonsuies Kollegium a) — Per II. a * .7. 

Zandespolizeilihes und fisfalifhes Intereife, beffen Wahrnehaumy 
I. 406, dns, 411, 435, 441, 442, 1 b. 278 ff. | 

Sandfrohnden, II. a. 958. | 

Land:Gemeinden, Theilung der Gemeingründe I. 314, I. b. 48. — des Os | 
meinbeglieber-Bermögens, I. 314, 348, II. b. 48 ff. 

Banb-ciinde, feſhebung des Züchtigungsrechte der Butsherrfchaften, 1. 4, 
II. 

Sand» @efüte, Koni liche, a. 8 753. — Geſtüt-Reglements II. b. 754. — 
Köhr-Orbnungen, l. b. 

Ländliche Stellen, — * a. 604, 609. 

Landrath, fKreielandrath. 

Landſ Tamieb e, deren Rechtsverhaͤltniß, II. a. 339, 333. — Bannbercätigung, H 


gand-Edullehrer- Stellen, Dotation, I. 321, 360— 369, IL b. 120 — 188. 
— Dotation mehrerer Schulen an einem Orte, 1. b. 120. — no erſt u 
errichtender Schulen, II. b. 12%. — von wem die Dotation zu gewähren, I 
b. 122. — Beitrag benachbarter Gemeinden, I. b, 123. — Zeitpunkt It 
Ausweifung der Dotation, I. b. 124. — Zwed, Art und Umfang, II. b. 18. 
— Gewährung der Dotation ohne Rah auf bisherige e Hütungsbercie 
gung des Saultchrers, I. b. 126. — sgl. auf die Höhe des ſonfßigen 
Dieniteinfommens, II. 126. — Niäthere tigung der Katecheten auf Te 
tation, II. b. 127. — infriedigung der DotationssLändereien, II. b. 127. - 
veſchaffung des Stall- und Scheunenraumes, J. 366, 367, II. b. 197. - 
Srundfteuerpflichtigfeit der Dotations: Landereien, I. 362, 363, U b. 12%. 

Landſiedeleigüter, II. a. 929. 

Sandwirthe, praftifhe, Zulaffung als Bevollmächtigte, I. 525, 526, IL b. 316. 

Landwirthid — — e Lehranſtalten, ſ. Lehranſtalten. 

Lkandwirthſchaftli Bellen Begriff und Zweck, IL b. 704 fi 
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Landwirthſchaftliche Vereine, ſ. Vereine. 

Lanowe, in Preußen, I. (XLV.) 

Zaffen, I. (VII, XVI.) 

Laffiten, Eigenthumsverleihung, I. 180, II. a. 595 ff. — Berjährung gegen ihs 
ren Butsheren, II. a. 662. — des Gutsherrn gegen fie, II. a. 663. 

Laffitifhe Rechte, II.a. 607, 608. 

saßen (öfentlige), Begriff, U. a. 346. — Nichtablöebarkeit, I. 169, II. a. 

4 


Lapbauern, Begriff, ll. a. 607. — Bauhol;beretigung, II. b. 134. — ſ. Ents 


etzung. 

Laßgüter, Einziehung durch die Gutsherrſchaften, Nichterforderniß der Genehmi⸗ 
gung ber Gen.⸗Komm., I. 71, II. a. 43—47, II. b. 245. — Beſchraͤnkung 
der BarzellirungssBefugnig, II. a. 129, 168, 648. — Aufhebung des gutes 
herrlihen Rechts der Wahl des Hofannehmers II. a. 76. — Regulirung II. 
a. 659. — Vererblichkeit des Regulirungsanſpruchs, II. a. 647 fl. — Sub⸗ 
haftation derfelben, II. a. 648. — Nichtberüdfichtigung der Grundſtener bei 
Regulirungen, II. a. 674. — in Magdeburg und Wannsfeld, II. a. 231, 607, 
871. — in der Provinz Sachſen, I. (LVII.) — im Kreije Heiligenflabt, IL a. 
m in den vormals Kurs refp. Königl. Sihflfhen Landestheilen, IL 
a. 

Laßnahrung, Begriff, II. a. 607. . 

gapwirth, Provofationsreht auf Gemeinheitätheilung, Beichrinfung, IL b. 

4,4 


@aten I. (XVI.) | 

Lathengüter, II. a. 946, 987. — in Wenphalen, I. (LX., LXIX.) 

Saudemialpflict, bei Grbzinsgütern, II. a. 388, 339, 390. — bei Zinsgütern 
II. a. 388, 389. — bei Emphyteufen, II. a. 3859. — bei Hauländereien, IT. 
a. 390. — f. Befipveränderungs:Abgaben, Oppeln, Ratibor, 

Sachſiſche Landestheile, Schlefien, Weitpreußen. 

Laudemien, I.CXIV.), I. 173, 11. a. 358. — in Schlefien I. (XXXVIL), II. a. 
404 ff. — in Pommern, I. (L.) — in Sachſen, I. (LVIIL) — in Wefphalen 
1. (LXIX.) — Birirung II. ↄ. 95. — f. Befigveränderungs:Abgaben, 
Lehnwaare. 

Sauenburg und Bütow, Grundſteuer-Verfaſſung, II. a. 632. 

Laufig (Ober⸗- und Nieder: ), Aufhebung der Erbunterthänigfeit, I. 88., II. a4. 
77, 55, 758. — frühere Agrarverhältniffe, J. (AXXVIH.) — Laßnahrungen, II. 
a. 607. — berrfchaftlihe Hausleute, II. a. 615, 616. — Mitwirkung der 
fländifchen Behörden bei der Steuer⸗Repartition (bei Dismemtrationen), II. a. 
176. — Steuerübertrag und Steuerbeitrag, II. a. 286. — Recht auf Foſſi⸗ 
lien, II. a. 691, 692, 693. — Mühlen:Gefeßgebung, II. a. 766, 767. 

Legitimation, der Intereflfenten, 1.186, 236—239, II. a. 755 ff., 11. b. 320 ff. 
— Berfahren, 11. b. 320—323. — Ginwirfung der Gerichte, II. b. 322. 

gegitimations=-Tabellen, II. b. 322. 

Lehm, Recht zum Graben, II.b. 169. 

Lehmgruben, f. Thongruben. 

‚ 2ebnader, I. (XXVI.) 

Lehnbauern, 1. (XV.) 

Lebne, in wiefern die Lehnsverbindung aufgehoben, I. 34, 167, II. a. 50— 53, 
2277—228, f. Obereigentbum. — Unznläffigfeit der Konflituirung neuer 
I. 134, II. a. 706. — landesherrlihe Wirkung der Auscinanderfegung bezügs 
li der Entſchädigung für aufgehobene Gerechtſame, IL. b. 454. — Allodiſila⸗ 
tion in den vormals Königl. Weitphälifchen Landestheilen, II. a. 892, — in 
den vormals Naffauifchen Landestheilen, II. a. 936. — bäuerliche in der Bros 
vinz Sachſen, I. (LVIL.), I. 300 f., I. a. 1016 ff. — Schweidnitz⸗Jauerſche 
II. b. 450, — f. Weſtphalen (Herzogthum). 

Lehngüter, in den vormals Königl. Weſtphaͤliſchen und Großherzogl. Bergifhen, 
fowie zu den Branzöf. Departements gehörig geweienen Landestheilen, U. a, 
902, 903. — f. Lehn- und Kideifommißgüter, VBerfchuldung. 

Lehnhufen, I (XIV.) 

Lehnpferde, 3. (XXVI.) 

Lehnpferdegelder, II. a. 889, 1004, 1023, 
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Lehnrichtergüter, in der Provinz Sachſen, I. (LVII.) 

—A in den vormals Koͤnigl. Sächſ. Landestheilen, II. a. M. 

LehnssAgnaten, |. Agnaten. . 

Lehns⸗Berechtigte, Nichtbefugnig, der Benutzung des Grundfläds zu wibe: 
ſprechen, I. 93, II. a. 392. — in Bezug auf Bereinzelungen und Holzverlägie, 
I. a. 92—94. 

Lehnsherr, Zuziehung zur Auseinanderfegung, II. b. 447, 449, 450, 453. 

Lehnsherrlihe Rechte, Wahrnehmung der fisfalifchen, II. b. 282, 283. 

Lehnsherrlihes Dbereigenthum, Aufhebung, 1. 167, Il. a. 225. 

FH Rent a Aufhebung der Rechte daraus, I. 167, II. 240. 

Lehnes und ibeitommißfolger und Anwarter, Zuziehung zur Ansein 
anderfeßung, II. b. 447 ff., 449, 450. — Nichtbenachrichtigung von Kapitals: 
Abfindungen, IL b. 460 ff. — Recht bezüglich der Berwendung der Kapitals: 
Abfindungen, II. b. 465 ff., 472 fi. 

Lehns und Bideifommißgüter, Befugniß der Beſitzer zur Verſchuldung, L 
675, II. b. 481, 486, 487, 488 fi. — f. Berfhuldung. 

Lehnſchulzen, I. (XVI.) 

Lehnſchulzenämter, Il. a. 182. 

Eelnmaarn. I. 173, II. a. 388, 393. — deren Betrag in Ermangelung enten 
Beftimmungen, II. a. 392. — Berechnung vom Werthe des Inventarinms, | 
175, I. a. 392, 472-477. — desgl. der Gebäude, 1.175, IL =. 392, 39, 
472—477. — von übernommenen Dienftreluitions:Rapitalien, IL a. 393. — 
Berüdfihtigung der Schulden bei der Berechnung, U. a. 393, 394. — ii 
Ausgedinges (Altentheils), II. a. 394. — Wälligkeitstermin, II. a. 39 f. — 
Folgen der Simulation, II. a. 394. — Berbaftung beider Kontrahenten daſit, 
U. a. 395. — f. Befigveränderungs:Abgaben. 

LehrsAnftalten, Ablöfung der Reallaften, II. a. 569, f. Ablöfung. — las 
wirthfchaftliche, II. b. 767 ff. — zu Elena, II. b. 767. — zu Poppelederi, 
I. b. 767. — zu Prosfau, II. b. 768. — zu Rogup. IL b. 768. — zu Ss 
genwalbe, II. b. 768. — Ackerbau⸗Schulen, I. b. 767. 

Leibgeld, II. a. 258. 

Leibpfennig, II. a. 258. 

Leihen, Bewachung und Ausläuten berfelben, I. 168, II. a. 276. 

Leichenfuhren, Abſchaffung der von den utsherrfchaften zu leiftenben, 1. 168. 

Leibeigenfhaft — Gutsunterihänigkeit — Auflöfung, I. (XVII. ff, LXXL), E 

3.., II. a. 53 ff. — Leibeigenichaft in Pommern, I.(LL) — in der 
Sachſen, I. (LVI.) — in Beftphalen und Rheinland, I. (LX.) — 
und Folgen der Aufhebung in den verſchiedenen Landestheilen, II. a. 58 E— 
ohne Entfhädigung, I. a. 57. — welche Rechte dadurch für weggefeien 5 
erachten, I. 79 ff., IL a. 58 ff. — Aufhebung auf den Domainen, I. W, 
a. 79. — Aufhebung in Neuvorpommern, I. (XCV.) — Bofen, 1.(XCV.)— 
Danzig, I. (XCVI.) — im Kottbufer Kreife und den Laufigen, fowie in den 
übrigen vormals Königl. Sichfifhen Landestheilen, J. XCVI.) — in deu kam 
beötheilen der vormals Branzöf. Departements, II. a. 886. — des vormaliges 
Großherzogthums Berg, II. a. 8857. — in den vormals Königl Weſwhil 
Landestheilen, II. a. 892. — im Herzogthume Weftphalen, II. a. 911. — i⸗ 
den vormals Naffauifchen Landestheilen, II. a. 933. — Belimmungen der Ge 
feße v. 21. April 1825 über die aufgehobenen Rechte und Berbindliqhkeites 

aus der Leibeigenſchaft, I. 252 ff., II. a. 947. 

Leibgewinn, II. a. 388. 

Leibgewinngüter, II. a. 889, 912, 946, 968 ff., 983 f, 86 ff. — in Web 
phalen, I. (LXIX.) 

Leinfaamen, Gewinnung, II. b. 772, 

Leinwanbweben, Il. a. 277, 280. 

Leiſtungen, f. Abgaben. 

Lenzenhafer, II.a. 1003. 

Leucht ekiehn, Erwerb des Rechts durch Verjährung, IT. b. 141. — Nichteerch⸗ 
nung des eigenen Materials, II. b. 151. 

@icent, II.a. 1003. 


ingen ( Orefiäaft), Agrarrechtsverhaͤltniſſe II. a. 877. — Bfenbgeier, I. 
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LippesDepartement, territoriales Gebiet, II. a. 880. — Agrargeſetzgebun 
(LXXXVII.) aresgeichgrdung, I 

Liquidationen, gebührenfreie Mitteilung, I. 783. 

Litthauen, Gigenthumsverleihung an die Gnımebiateinfaffen in den Domainen, I. 
243, II. a. 844, 845. — Aufhebung des Mühlenzwangs, II. a. 765, 783. 

Lohnſchmidt, II. a. 339, 340, 341. 

Lytrum, reale und personale, I. 40 ff. 


MR. 


Magdeburg (Herzogthum), Aufhebung des Ichnaherrlichen Verbandes, II. a. 874. 
— Annahmes und Schußgelder, II. a. 991. — Dienfigelder, I. 299, I. a. 
951 ff. — Schoßabgaben, II. a. 104. — Laßgrundflüde, II. a. 871, f. Laß⸗ 
güter, 5 Beihädigung der Melivrationen im Drömling und an ber Ohre, 

Magiftrat, Kompetenz in Bezug auf Dismembrations s Angelegenheiten, L 123, 
II. a. 176. — Berechtigung zu Auseinanderfeßungen, II. b. 308. — zur Ke⸗ 
gulicung des Auszugs einzelner Theilnehmer aus der Gemeinheit, I. 326, — 

usftellung von Vollmachten für Stadtgemeinden, II. b. 311 fi. 

—AA II. a. 1003. 

Mahliahre, II.a. 949. 

ne Befiger, II.a. 949. — Gewinngelder, I. 174, II. a. 471, A472. 

Mahlzähler, I. a. 949. 

Mahlpfennig. II. a. 388. 

Mahl: und Mepgetraide, |. Mühlen: Mepgetraibe. 

Mahlzwangsredt, ſ. Mühlenzwangsredt. 

Maibutter, Abgabe, II.a. 1003. 

Maigeld, II. a. 1003. 

Malzhafer, II. a. 1003. 

Malzhaferheller, II. a. 1003. 

Malzkorngeld, II. a. 158. 

Mandatariens®ebühren, Feſtſetzung, I. 788. — Grflattung, I. 785. — Aus⸗ 
ſchließung der Grflattung in Mühlenkreitigkeiten, 1.241, II. a. 815. 

MeandasissProzep, wegen Gebühren der Rechtsanwalte, I. 790. 

gene, 1.182, IL. a. 511, 674. 

ansfeld, Laßgrundſtücke, II. a. 871, ſ. Laßgüter. — Aufhebung bes lehns⸗ 

herrl. Verbandes, II. a. 871. 

Hansi, I. (IX.) 

Banumiffionsgeld, II.a. 1003. 

Mark (Brandenburg), Fleiſchzehnt, II. a. 658. — Berfaflung der Laßbauern, IT. 
a. 607. — f. Brandenburg, Rurmarl, Reumarf. 

Mark (Grafſchaft), frühere Agrarrechtsverhältnifle, II. a. 874 ff. — Konfolibation 
der Bauerhöfe, II. a. 44. — Erbrecht der Bauern am Bauergute, II. a. 967. 
— Pfändungen und Piandgelder, II. b. 710. 

Markalter;, II. a. 1014. 

Marktenbeerbte, II. a. 1013. 

Martengenoffenfchaften, I. (IX.) 

Narkenrichter, 1. (IX.) 

Marten Berfaffung, in ben weſilichen Lanbesiheilen, II. a. 1010 fi. 

Marten: Berwaltung, Laften, Il.a. 262. 

MartensBorficher, I. (IX) 

Marten: Baldungen, 1. (XII) 

Martgeld, II. a. 1004. 

Markgroſchen, II. a. 429-431. — |. Defipueränberunge, Mbgetun. 

Marktfuhrkoſten, Derüdfihtigung bei Feſtſtellung der Roggenrente bei Gemein⸗ 
heitstheilungen, 1.354, II. b. 97, 98. 

MartinicDurhihnitts:Marktpreife, Beflimmung und Berechnung berfels 
ben bei Bemeinheitstheilungs> Renten, 1.319, 353, 354, 355, IL. b. 96—99. 

MartinisMarktpreis, Begriff, 1.171, II a. 373. — Feſtſtellung des Werthe 
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feſter Abgaben in Koͤrnern darnach, I. 171, IT. a. 371 ff. — Kompetenz zur 
Grmittelung um Bekanntmachung der Durdfchnitts s Martini s Marktpreiie, L 
193, II. a. . 

Maftberehtigung, f. Maftungsredt. 

Maftungsgeld, gewerbliche Abgabe, II. a. 785. | 

Maftungsgerehtigkeit, |. Maſtungsrecht. 

Maftungsreht, Begriff, II. b. 144. — Grundſätze in Betreff beffelben, ML. b. 
144. — Arten, 1I.b. 146. — Abfindung des Maſtungsberechtigten bei Kork 
ablöfungen, I. 322. — techniſche Grundſaͤtze über die Abſchätzung und Able— 
fung, I. b. 146, 147. i 

Maulbeerbäume, Aufhebung der Verpflichtung zur Anpflanzung und Unterkeb 
tung, L 167, II. a. 252. 

Mediatifirte, Anwendbarkeit der Gemeinheitstheilunge-Geſetzgebung auf die de 
Mevdiatifirten durch Staatsverträge überwiefenen und garantirten Grumdgered 
tigfeiten, II. b. 27. - 

Medbumsgüter, II.a. 929. 

Meiergüter, im Paderbornſchen, II. a. 872. — in den vormals Branzöj. ir 
beeiheilen, II. a. 887. — in den vormals Naffauifhen Landestheilen 1 
a. 929. 

Meierftättifche Güter, im Paberbornfchen, II. a. 872. 

Meier: Berhältnig, im Bisthume Paderborn, I. (LX). 

Meliorations : Bonds, landwirthfchaftlihe und zu ähnliden Zwecken, Lk, 
770 ff. — für Pommern und die Neumarf, I. (LXXVIII), 1. b. 770. - 
Kür, Die Provinz Preußen, II. b. 770. — für ben Meg. Bezirk Kaslın, IL 
b. 


Meliorations:Koloniften: Höfe, f. Pommern. 

Memeler Niederung, f. Affekuranten, Hodzinfer. 

Mennoniten, Orundbefig, I. 53 ff., II. a. 36 f. — Emphyteuten, II. a. 37. — 
Anfpruh auf Eigenthumserwerbung im Wege der Regulirung, IL. a. 639. - 
Berüdfihtigung der Kinfaufsgelder zeitemphyteutifher Grundſtücke bei Rege 
lirungen, II. a. 660—662. 

Mergelgruben, f. Thongruben. 

Merfpfahlfegung, Zwed, IL b. 584. — Ginrihtung des Merfpfahle und fe 
Verhältnig zum Fachbaum, IM. b. 585. — Sicherpfahl, Unterſchied vom 
Mertpfahl, IL b. 535. — Legitimation zum Antrage auf Setzung des Rat: 
pfahls, II. b. 536. — Koften der Sebung, J. 836—838, II. b. 586. — Kew 
miſſariſches Berjahren bei der Merkpfahlfegung, 1.839, H. b. 586 ff. — Be 
zeichnung des Waflerftandes, I. b. 567. — befinitiye FJeſtſegzung ter He 
des Wafferftandes, fowie des Merfpfahls, und Regulirung des Interimiki 
fums, II. b. 588, 591. — Reditsgrundlagen dabet, II. b. 588. — Zuläffigfet 
des Rechtsweges dabei, II. b. 569. — Rekurs und Rechtsmittel, IL b. IM. 
Kontraventionen, II. b. 592. | 

Merfeburg, Gen. Kommiſſion, I. 24, Il.a. 17. 

Merfeburg (Stift), Dismembrations:Befugniß, Il. a. 128. 

Mepgetreide, f. Mühlen: Mepgetreite. ' 

Militair-Fiskus, Wahrnehmung feiner Rechte bei Gemeinheitstheilungen be. 
züglih der Crercier- und Schießplätze, I. 530—532, Il. b. 58, 319, 3. 

Militairifhe Hülfe, f. Erekution. 

Minden (Bürftenthum), VBorfchriften über Viehhütung, Pfündungen und Far. 
gelder, II. b. 711. 

Minden (Reg. Bez.), landwirthſchaftl. Prämienfond, II. b. 771. 

Minden: Ravensberg, frühere Ngrarrehtsverhältniffe, H. a. 872. — Gineir 
fung der ehel. Gütergemeinfhaft auf Kolonate, II. a. 964. — Gewinn ım 
Auffahrtgeld, Il. a. 992. — Duantum des Weinfaufs, U. a. 392. 

Ministeriales, ]. (VIII). 

Minifterium für landwirthſchaftl. Ang., I. 1, I. a6. — Reſſert, L 1, 2 
— in Geſtütsſachen, I. 2. Il. a. 6. — Konkurrenz in WMedizinal;: u. & 
nitätöpolizei:Ang., 1. 2, IL a. 6. — bezüglid der Thierargneis Spule, 1. 3 
U. a. 7. — in @inveihungs- und Dei: Sortetäts :Ang,, L 3,1lLa7.-— 
in Rentenbank:Ang., II. a. 7. — in Jagd⸗Polizei-Ang, L 4, 5, La. 7. - 
Organe, 1.5, 11. a. 7. 
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Kin — Verfahren bezüglich derſelben bei der Rezeßvollziehung, I. 570 ff., 


Rinus-Raufwerth, f. Kaufwerth. 

Rinus:Normalentfhädigung, Il. a. 751. 

Ritbauredht, zur Hälfte, Rehtsverhättnig bei Regulirungen, I. 183, I. a. 701. 

Mitbelehnte, Kortbeflehen ihrer Rechte, II. a. 227. — f. Vorkauſsrecht. 

Miteigenthbümer, Provofation auf Gemeinheitstheilung, I. 314, IL b. 46. 

Niterben, f. Retraktrecht, Vorkaufs- und Näherredt. 

Nitglieder der Auseinanderfegungs » Behörden, f. Auseinanderfehungss; 
Behörden. 

Röglin, f. Lehranftalten. 

Rönde, Erwerbsunfählgfeit, II. a. 35. 

Roralifchbe PBerfonen, Wahrnehmung ber Medhte derfelben, I. 311, 441 —442, 
454, II. b. 234 ff. 

lortuarium, 1. (XIII). — Il. a. 257, 876, 839, 892, 956, 957. 

Rühlen:Abgaben, f. Mühlenlaiten. 

Rühlens Berechtigungen, und Abgaben davon, geichichtliche Entſtehung, II 
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a. 779. 

Rühlen:Befiger, Gewährleiftungs:Anfprüche wegen Ueberlaffung einer Waſſer⸗ 
fraft, II. a. 781. 

Rüblendienfte, Ablösharkeit, II. a. 338. | 

Rüblen- Gerechtigkeit, f. Mühlen: Berechtigungen. 

„ühlens@ewerbe, Deiehgesung darüber, II. a. 761 fi. 

Rühlen-Grundſtücke, Reallaften, weldye darauf haften, J. 239, IL a. 770 fi. 
— NAblöjung der Reallaiten folder, die nicht in einem yutsherri.sbäuerl. Vers 
hältniffe fiehen, I. 199—200, II. a. 535. — f. Mühlenlaften. 

RübhlensLaften u. Abgaben, — nit unter den Abgaben für Benugung des 
fließenden Waflers aus Privatflüffen begriffen, I. 168, II. a. 289. — inwies 
fern fie für unentgeltlich aufgehoben oder fortbeitehend zu erachten, L 239, 
II. a. 776 fi., 758 ff. — rechtliche Natur der Mühlenabgaben überhaupt, 1. 
a. 778 ff. — tumicfern die nah dem 28. CH. und 2. Nov. 1S10 neu flipus 
lirten für unentgeltlich wegfallend zu eradten, II. a. 789 ff. — inwiefern bie 
für ein eingeräumtes Mühlenzwangsredht itipulirten für aufgchoben zu erach⸗ 
ten, Il. 2.800. — Ginfluß der vor dem 11. März 1850 und feit dem 2. Nov. 
1810 refp. 17. Ian. 1845 ergangenen Judifate und unter den Betheiligten 
errichteten Abkommen auf bie rechtliche Natur der Mühlenabgaben, II. a. 790 ff. 
— rechtliche Wirkſamkeit beſtätigter Auseinanderſezungs⸗Rezeſſe über Mühlens 
abgaben, II. a. 797 ff. — desal. der Anerkenntniſſe, II. a. 793 ff., 798 ff. — 
Einfluß der hypothekariſchen Eintragung auf die rechtliche Natur der Mühlen⸗ 
abgaben, Il.a. 802. — Bereisjührung und Beweislaſt bezüglich der Quali⸗ 
tät derfelben, I. 239, II. a. 773 ff., 776 fi. — die betreff. Yrundfäße über 
deren Qualität ald Gewerbes oder Grundabgaben, II. a. 779 ff. — Abgaben 
gemiſchter Natur, II.a. 784. — Einfluß der Bezeihnung der Mühlenabgaben 
auf deren Qualität, Il. a. 785 ff. — an den Domainen:Fisfus zu entrichtende, 
IL a. 8607. — Birfung eines über die rechtlihe Natur von Mühlenlaften 
entſtehenden Streites, I. 240, II. a. 803 ff. — Brovofation auf Ablöfung, II. 
n. 804. — Ronmpetenz der Auseinanderſetzungs- und Gerichtöbchörben, 1. 210, 
Il. a. 803 ff. — insbef. in Betreff rückſtändiger Mühlenabgaben, Il. a. 
806. — Kompetenz des Revifions:KRollegiums für 2. 8. S. zur Entſcheidun 
der Streitigkeiten über die Natur der Wühlenabgaben, I. 240, II. a. 808 fi. 
— Rechtemittel gegen dergl. Entſcheidungen, I. 240, Il. a. 813. — Urteleges 
bühren und Mantatariengebühren in ſolchen Streitigkeiten, I. 230, Il. a. 814, 
815. — Bräflufion der Anfprühe auf Beireiung von WMühlenabgaben wegen 
der gewerblichen Natur derfelben, I. 240, II. a. 815—817. — Aufhebung ber 
Sifirung der Progeffe darüber, I. 241, Il. a. 842 ff. — Rückforderung be> 
reits gezahlter Mühlenabgaben, I. 8%, II. a. 802, 8603. — Ablöjungsverfahs 
ren, 1. 240, II. a. 806 ff. — Zuziehung der beirefi. Regierung dabei in Büls 
Ien, wo eine Staats » Entfhädigung beanſprucht werben, fann I. 210, II. a. 
817 ff. — Ablöfunge:Brundfäge, I. 199—201, II. a. 553 ff., 806 fi. — 
Grundſatz der Erhaltung der Prätaftionsfähigkeit durch Freilaſſung des Drits 
teld des Reinertrags des Mühlengrundſtückes, 1.240, II. a. 818 ff. — Provo⸗ 
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tation darauf, II. a. 828 ff. — Art der Reinertragsermittelung, I. 240, IL a 
829 ff. — ſchiedsrichterl. Verfahren zur Grmittelung des Kaufwerthes des 
Mühlengrundftuds, 1. 240, H. a. 823 ff. — Anrechnung gezahlter Euiſchöbi⸗ 
ungs⸗Kapitalien, 1.240, II. a. 837. — Nichtanwendbarkeit des Prinzips der 
Reinerttagsermittelung auf nad dem 17. Jan. 1845 errichtete Mühlen, L 
241, 1. a. 840 ff. — Koften der Ermittelung bes Reinertrags eines Rüh⸗ 
lenarundftüds gehören zu den Regulirungsfoften, I. 232, II. a. 839. — I» 
wendung des $. 69. des Ablöf. Gef. v. 2. Ri 1850 bei Ablöfung ber 
Mühlenlaften, I. 199, 200. — Rüdftände berfelden, inwiefern fie «auf bi 
Pentenbanf übernommen werben fönnen, II. a. 843. — Hüdfände der De 
mainens Mühlenbefißer, I. 242, 11 a. 844. — ſ. Zinfen. 

Mühlen: Mepgetreide, gewerblidhe Abgabe, II. a. 785, 791. 

Mühlenpacht, Natur dieſer Abgabe, II. a. 786. 

Müblen:Regal, II. a. 779. 

Mühlenzins, Natur deſſelben, II. a. 786. 

Mühlenzwang, Aufhebung, II. a. 765 fi. 

Mühlen: Zwuangsredht (Bannrecht), inwiefern dafür flipulirte Abgaben fr 
fortbeftehend zu erachten, II. a. 800 ff. 

Rühlhaufen (Kreis), Tilgungslafle, I. 752, II. b. 520, 565, f. Tilgungs 
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affen. 
Münfler (Bisthum), Nuftifalverhälmifie, I. (LXVI). — Grbpadts : Orte, 1 
(LXVII). — frühere Agrarredhtsverhältniffe II. a. 876. 
Münfter (Fürſtenthum), Natur der Erbpadtsgüter, II. a. 969. — Gigenttum a 
.. Kolonaten II. a. 963. 
Münfter (Hochſtift), ungemeflene Dienfle, II. a. 952. — Gewinngeld, Weinlasi 
und Laudemien, II. a. 992. — Pfandgelder, II.b. 709. 
Münfter (Reg. Bez.), landwirthſchafti. Prämienfend, II. b. 771. 
Münfterland, Freibanks⸗, Freiſtuhl⸗, ſtuhlfreie, hoſhörige Güter, IL a. 877. 
Münfterfhe Erbpadtsgüter, Ablöf. der Meallaften, II. a. 534, 580. 
Mustetiergelder, II. a. 264. 
Muſter⸗Wirthſchaften, zur Hebung der Landeskultur, II. b. 769 ff. 


N. 


Nachbarn, ſ. Feldnachbarn. 
Nachforderungen, ſ. Auseinanderſezungs⸗Rezeß. 
Nachrechen, auf abgeernteten Feldern, Abloösbarkeit der Berechtigung, L 3%, 
II. b. 13, 23. — Theilnahmerechte, II. b. 59, 60. 
Rai Außsenten, bei Ablöfung von BeflgverinderungssAbgaben, L 175, IL a 
4 


Nachthüten, Vorfriften der Feld-P. D. v. 1. Nov. 1847, I. 888, ILb. 728. 
— Berbot defielden, f. Eorvey, Heiligenfladt, Ravensberg, Red: 
lingbaufen, Weftphalen, Worbis. 

Nahtragsverhandlungen, nach der Ausführung, L 408, 428, 442, IL. 
262—267, 361. — Kompetenz ber Auseinanderfegungs-Behörben, I. b. 269, 
361, f. Kompetenz. 

Nahtweide, Beihränfungen in ber Rheinprovinz, I. 900, II. b. 744 ff. 

Näherredt, f. Borkaufsreht. — im Herzogthume Weſtphalen, I. a. 914. 

Nahrungsgeld, II. a. 1003. — von fataftrirten Stellen, II. a. 65, 71. — i⸗ 
Weſtpreußen, II. a. 631. 

Nahrungsfteuern, aufacehobene, II. a. 60. 

Naffauifche (vormals) Landestheile, II.a. 850 ff, 866, 887, 929 ſſ.. 936 Hl 
— ‚ngrargefebgebung, I. (XCI), II. a. 933 ff. — Beldpoligeis@efepgebung, IL 
b. 744, 746. — Gntwäflerungs, und out Selehgehung, IL b. 574. 

Be se ben, feſte nit in Koͤrnern beſtehende Werthsermittelung, L 172, 

2 . 

Naturalsourages und GetreidesLieferung, II. a. 89. 

Natural-Fruchtzehnt, Werthöermittelung, I. 173, I. a. 383 ff. 

Naturaltheilung, gemeinfhaftlicher Wälder, f. Forfitheilungen. 
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RaturalsZehnten, I. a. 876. 

Rebengefhäfte, Kompetenz der Auseinanderfegungs s Behörden in Beziehung 
darauf, I. 440, II. b. 413 ff. — insbef. Regulirung von Ent⸗ und Bewäfler 
tungen betr., I. 624—626, II. b. 413. 

Nebenmodus, in Altvorbommern, II. a. 633. 

Neben: »Berträge, Verhütung heimlicher, L 412, II. 449. 

Nebenweiden, Anrechnung der befonderen Meiden bei Bellimmung ber Theils 
nehmungsrechte an Semeinweiden, I. 317—318, IL a. 81—89. — ſchieds⸗ 
reihe — ihres Umfanges u. ihrer Ergiebigkeit, I. 331, II. b. 82. 

Veranſchlagung ihres Werthes, IL b. 82 fi. — 1. Bemeinmweiben, 

Repbifritt, 1 (LIT) — Beſchraͤnkung der Regulirungs⸗Faͤhigkeit J. 209, 


Meuanbauer, in Dorfgemeinben, N. b. 78. 

Neubrudzehnt, 1. 173. 

Neuenkirchen (Amt), Aufhebung ber Leibeigenfhaft, II. a. 56. — @inführung 
der Gem. Th. O. II. 

Neujahrsgeld, II. a. 00h. 

Neumark, frühere Agrarverhältnifle, I. (XV.) — Eaßbauern, II. a. 607. — Sleiſch⸗ 
jehnt, II. a. 658. — Schuggelder u. Jurisdiktionszinfen, II. a. 74. — Aus⸗ 
treiben bes Viehes, II. b. 705, 707. — Hütungsfontraventionen u. Pfänduns 
gen, Il. b. 705, 707. — Abfhaffung bes Schaafoorviehes, 11.b. 759 — Taus 
— b. 729. — Dorfſchmiede, II. a. 342. — Meliorations: Fond, 
H 

Neu:Borpommern, Gntwidelung der Ruftifalverhältniffe» I. (XCIV.), II. a. 
585. — Aufhebung der —— I. (XCV.), II. a. 57. — Natur ber 
Auftilalbefigungen, II. a. 597, 598. — Bermuthung für Zeitpadht, II. a. 240. 
_ Deine unge Geitborbung 1. (XCV), IL b. 8, 9. — Gemeinheits⸗ 
Theil. D. v. 19. Mai 1851 398, II. b. 195. — Juden, II. a. 36. — 
Brblofung, I. a 41. — Feldpolizeis@efe egaebung, I. b. 706, 719 ff. 743 ff. 
— ifcherei:Orbnung, II. b. 763 f. — Gntwäfferungs: u. Borfluth: Befehges 
bung, I. b. 573. — Bewäflerungs:Sefebgebung, 1. b. 575. — Löhnung u. 
Umzug der Schäfer, II. b. 759. — Zwangs⸗Brennrechte, II. a. 767, 768. 

Nidptangefeiiene, Abgaben u. Leiftungen, I. 168, IL a. 259. 

Nihtigkeitsbefhwerde, |. Rechtsmittel. 

Nieder:-Laufig, Recht auf Dienſterlaß, IL a. 672. — Rauchſteuer, II. a. 288, 
Schutzgeld, Il. a. 264, 

Nieveriegung, f. Depofition. 

Rieberfälagung, der Diäten der beim Regulirungs den Jugezogenen 
Schiedsrichter, I. 821. — Nichterlaß der Koften der Beihaffung des mins 
lokals, der Wohnun u. der Arbeitsleute für die Kommiſſarien u. Feldmeſſer, 
1. 822. — Niederſchlagung uneinziehbarer Reſte, I. 823. — Berechnung ber 
vom zweiten Spruchrichter niedergeſchlagenen Koften, I. 824. 

Riepbrander, Wirkungen der Auseinanderfegung in Bezug auf diefelben, II. b. 
491. — Brosofation richterlicher auf &emeinheitstheilung, I. 314. 

Monnen, Erwerbsunfähigkeit, II. a. 35. 

Rormatentiü ädigung, Wegfall des Anſpruchs auf höhere als Normalentfchäs 
gung, I. 186, II. a. 749 ff. 

Meraahgreifı u. NRormal:Marktorte, I. (CXXIII.), I. 170, 4171, 172, 
11. a. 357, 359, 360, 373, 382. — deren Feſtſtellung, I. 179, 189, 208, 
L. a. 223, 580 n — Nichtbefugniß des Miniſteriums zur Dispenfation von 
deren Feftellung, I . 208. — Difirifts:Rommiffionen, II. a. 26. 

Movation, inwieiern ſolche in dem Abkommen über Birirung von Mühlenabgas 
ben enthalten, I. a. 793 ff. — desgl. in beflätigten Auseinanderjegungs : Res 

zeffen, II. a. 797 fi. 

Nultitäteflage, Anfechtung beftätigter Rezeſſe, I. 471 — 473, II. h. 263. — f. 
Rechtsmittel. 

Nutzholz, ſaſSchirr⸗ u. Nusbolz. 

Nutz⸗- und Schirrholz ; Bere tigung. vegri u. Umfang, II. b. 150. — 
MWertheermittelung u. Entfhädigung, IL b. 
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Obereigenthum, Aufhebung des Obereigenthums tes Erbzinéherrn, 1. 167, 
II. a. 228. — des Butes oder Grundherrn, aufgehoben, I. 167, IL = 238, 
— des Lehnsherrn, I. 167, II, a. 225. — Thronlehne, II. a. 227. — vorke 
haltene Lehnes Abgaben, Leitungen und Nupungen, I. 167, 169, II. e. 277, 
309 fi. — Rechte der Mitbelehnten, Agnaten u. Anmwarter, II. a. 227. — 
Zuziehung des DObereigentbümers zur Auseinanderfegung, II. b. 347, 449, 
450, 453. ae defielden in den vormals Könige. Weſtphaäl. Lanbestkei: 
In, II. a. . 

Dber:&ms6:Departement, territoriales Gebiet, II. a. 880. 

Dbergerihts:Affefforen, f. Affefforen. 

Dberböfe, in Weſtphalen u. Rheinland, 1. (LXIX.) 

DbersKommiffarien, Prüfung, IT. b. 240. ‘ 

Dber:-Laufiß, Bewäflerungs:Gefepgebung, I. b. 575. — Wäflerung ber Bir 
fen, freier Wafferlauf u. Räumung der Blüffe, I. 858, II. b. 644, 635. 

DbersPräfident, Reffortverhältniß zu den Auseinanderſezungs⸗Behörden Ik 
272, 275. — Ginwirfung in AuseinanderfeßungssSaden, Il. =. 10. 

Ober⸗Schleſien, ältere Regulicungs: Öefeggebung, 1. (CIV.) — Grblidfeat co: 
eigentlicher baͤuerlicher Stellen, II. a. 638. — befondere Berhäftniffe bezaghd 
der Regulirung det uneigenthümlichen Stellen, II.a. 655 ff., 658. 

Ober:Tribunal, als Gerichtshof dritter Inftanz in Auscinanderfegungs: Guben 
1. 456, Il. b. 355, 431, 332, 440. — Ginreihung der Aften en daſſelke, 
f. Alten. — Liquidation der Gebühren dritter Inftanz bei @inreihung der 
Akten an daffelbe, I. 781. — Abführung der Gebühren deffelben, I. 788. 

Obfervanz, f. Befibverinberungsabgaben. 

Obſtbaumzucht, Beförderung, I. b. 752. — insbe. an den Wegen und Be: 
bern, I. 96, I. a. 107. — Obfibaums Schulen, II. b. 75%. — Landesbaus: 
Säulen zu Schöneberg u. Potsdam, II. b. 752. — Empfehlung von Edrifs 
ten, IL. b. 753. 

Ohbftbaums Schulen, f. Obſtbaumucht. 

DelonomiesKommiffarien, als Organe ber Auseinanderfehungs : Behörden 
1. a. 24. — Befugniß g" deren Anitellung, II. b. 294. — Anzeige an tab 
Minifterium von deren Anftellung u. Entlaflung, I, 486, II. b. 295. — deal. 
Berfeßung, I. 492, Il. b. 295. — Befähigung zur Anfteflung,_i. 97, 460- 
462, 11. b. 295 ff. — Ausbildung u. Prüfung I. 487, 492, I. b. 2%. — 
Rechtsverhaͤltniſſe derſelben, I. b. 297 ff. — öffentl. Glaube, I. db. 297. — 
Bereidigung, I. b. 297. — Remimeration, I. 460, II. b. 298. — Diszilia, 
unfreimiflige Dienflentlafjung, Penfionirung, I. 461, 508, I. b. 298. — Us; 
zugsfoften, I. 508, II. b. 298. — Gnadenmonat für die Hinterbliebenen, L 
809, 31. b. 298. — Heirathsfonfene u. Beitritt zur Wittwenverpflegungeas 
flalt, II. b. 299. — Grefution wegen Schulen, II. b. 239. — Kommunal 
laften, II. b. 300. — Belaffung der Diäten während der GBinberufung zur 
Landwehr oder Kriegereferve, I. b. 300. — PBrivatvermittelung ren 
Gemeinheitstheilungen u. Auseinanderfegungen, I. 511, I. b. 300. — Irzie 
hung zu den Geſchäften der Gen.:Rommiffionen, II. b. 241. — Funftien el⸗ 
Gefhmworene, II. b. 241. — Beauffihtigung ihrer Gefhäftsführung, L 619 ff, 
645, II. b. 421. — Rezeßvollziehung vor folchen, I. 659, 660, II. b. 352. 
— Remuneration, I. 764, 807 ff. — Gebühren, Diäten u. Reifefoften, 1. 768 
fi. — Diäten firirt angeftellter 1.807. — Der als Affiftenten oder Mandataries 
zugezogenen I. 810. — Unzuliffigfeit der Ausgleihung oder Abrechnung wexa 
der firirten Diäten der in verſchiedenen Bezirken beichäftigten I. 810. — Bar- 
ausbezahlung der Diäten, I. 810. — Diäten für die von den Regierungen 2. 
anderen Behörden ihnen übertragenen Auseinanderfegungen I. 601 fi. — 
Diäten für außerdienftlihe Nebenbefchäftigung, I. 802 f. — f. Diäten, 
Reifefoften, SpezialsKommiffarien. j 

DefonomiesKommiffions:®ehülfen, Zulaffung bei den Auseinanterfepungt: 
Behörden, II. b. 242, — Ertheilung von Aufteigen an ſolche, I. 234, 1. a 
757, 758, 1. b. 301. — Bereidigung, L 515, H. b. 301. — Reefvelie 
bung vor folden, I. 659, 660, II. b. 352. 


Sachtegiſter. 843 


ekonomiſche Hülfsarbeiter, f. Hülfsarbeiter. 
ztaͤr, —* 

ppeln (Fürſtenthum), Laudemialpflichtigkeit, II. a. 437. 

ebär, II. a. 288. ans 

zböähde, II. a. 288. 

rsanii gii a der Auseinanderfegunge:Behörben, 1. 405 ff., I. a. 1— 26, II. 


wifhaften, Anlegung neuer, I. 125, 152 f., I. a. 186. — Grtheilung der 
Korporationsrechte, I. 125, 153, I. a. 192. — f. Anfiedelungen, Gta: 
bliffemente. . 

Rpreußen, Gigenthumsverleihung an die Immebiateinfafien in den Domainen, 
. 243, ll. a. 844, 845. — Wiederherflellung vwüfter Stellen, II. a. 44. — 
Aufhebung des Mühlenzwange, II. a. 765, 783. — Recht auf Boffilien, II. a. 
691. — Kalendenabgabe, II. a. 158, 160, 161, 182. 

Rs u. Wefpreußen, frühere Morarverhältniffe, I. (XLIV.) 


P. 


hädter, Wirkungen der Auseianderſezung in Bezug auf dieſelben, II. b. 492. 
— 499. — Recht zur Provokation anf Gemeinheitstheilung, I. 314. 

Bahtländereien, Berüdfichtigung bes Futters davon bei Berechnung des Maa⸗ 
ßes u. Umfanges der Theilnehmungsredhte an Gemeinweiden nad der Durd- 
winterung, II. b. 74. 

achtſchmidt, 11. a. 339. 

aAchtſtreitigkeiten, Kompetenz, I. 407. 

zhtverhältnig, Wirkungen der Auseinanderfeßung in Bezug tarauf, IT. b. 
423 f. — Regulirung deffelden bei Ausführung des Auseinanderfegungs-Res 
zeffes, I. 432, II. b. 396, 397. 

‚Berborn (Rreis), Nenten > Tilgungsfaffe, I. 714, II. b. 520, 565, f. Til: 
gungsfaffen. 

D erborn (Fürftenthum), frühere Agrarrechtsverhaͤltniſſe, IT. a. 872. — Meier: 
güter, II. a. 872. — Gütergemeinſchaft nach der Paderborner Weierordnung, 
U. a. 964. — Eigenthum an Kolonaten, II. a. 963. — Nichtverpflichtung 
der in Gütergemeinfchaft Tebenten Ehegatten zur Nahfuhung der Beweinfaus 
fung, II. a. 993. — Borfchriften über Viechhüten, IT. b. 711. 
iermühlen, Anwenbbarfeit tes Mühlen s Ablöf. Gef. v. 11. März 1350 
darauf, II. a. 840. — in den vormals Koͤnigl. Weſtphaͤliſchen, Großherzogl. 
Bergifchen und Franzöſ. Zandestheilen, II. a. 946. 

= odiallaiten, Ablöfung, II. a. 556 fi. 

=odialsBerhältniffe, deren anderweitige Regnlirung in Folge von Ges 
meinheitstheilungen und Auseinanderfeßungen, I. 469, II. b. 288. 

Xzelen, Austaufch einzelner, I. 156, II. 121, f. Austaufd. — Abver⸗ 
lauf fleinee Grundſtücke, 1. 161, II. a. 121. 

rzellis ungen, Berechnung der Laubemialbeträge dabei, II. a. 469, f. Ber: 
theilung. 

Atentſten er. 1. b. 1004. — aufgehoben, II. a. 65. 

Patowſches Promemoria, über die Reform der Agrargefchgebung, 1. 
(CXIX.) 

zatronats-Rechte, der von den Regierüngen reffortivenden geittihen &üter, 
deren Wahrnehmung bei Auseinanderfegungs: Geichäften, I. 442, 642, II. b. 
237. — Berüdfihtigmg bei Dismembrationen, I. 37. 

Baufh:Duantum, für die Kommiffarien und Protokoflführer, I. 767, 822. — 
ftatt der KRoften, I. 766, 767, 820, 821 ff. 

Janfhfummen, f. Pauſch-Auantum. 

Br der AuseinanderfeßungesBehörden, |. Auseinanderfeßunge: Be; 

örden. 

kertinenzien, Ausmittelung bei Separationen und Regulirungen, I. 418, IL b. 
323. — Kompetenz der AuseinanderfegungssBehörden bezüglich der bei Gem.⸗ 
Theilungen vorkommenden Ankaͤufe von Dertinenzien Srhufe Bewirkung beſſe⸗ 
rer Planlagen, IL. b. 413. 
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Bertinenz⸗Qualität, der Entſchädigungs⸗ und Ablöjungs s Renten und * 
talien, Bermri im Hypothefenbudhe des berechtigten Gutes, L 324, 457, 
b. 173, 456. 

Bfandgelt er, in Oſt⸗ und Befipreußen, Poſen, Kurs und Rewmart, PBowmers, 

b. 707, 708. — im Aaigthum Weſtphalen, II. b. 710. — in te 

—*— aft Mark, II. h.7 — in dem Fürſtenthus Sinden und ker 
Grafſchaft Ravenoberg, M. m. — in der derrfgen Aheba. — 
Rietberg und dem Amte KReckenberg, II. b. 711. — in deu Grafſcheftes Tec⸗ 
lenburg und £ingen, II. b. 710. — im Be, Münfler. IL b. 709. — 
im Fürſtenthume Giegen, II. b. 710. — in ben Greffhaften WBittgenfein, 
IL b. 711. — f. Bfändungen. 

Bf änbungen, Ungültigleit der älteren Provinzielgefege über Pfänbungen, exd. 
der Höhe der Mfandaelder, II. a. 104—106, IL.b. 712. — früheres 
ren und an ampetenzverhältnife in Bfänbungsfaden vor Grlaf ber —— 
O., H. b. 715. — provinzielle Geſete darüber in Bezug auf Forſiſchut 
a. 104 4 — Sf. Feldvolizei-Ordnung, Grafigaft ia —* 
und Neumark, Minden, Pommern, Poſen, Preußen, Raraı. 
berg, en. Weſtphalen. 

Pfarr⸗Abgaben, ſ. Kirchen⸗, Pfarr: und Schullaſten. 

Pfarr⸗-Bauern, Reifefuhren, IL a. 278, 279, 953. 

Bfarr- Bauten, f. Kirchen⸗, Pfarr, u. Säul: Bauten. 

Bfars-Dienke, Reifefuhren, Il. a, 278, 279, 953. 

Bfarre, f. Pfarreien. 

Pfarreien, Wahrnehmung ihrer Rechte, I. 408, 442, II. b. 287. — Gilirus 
der Ablöfung der Reallaften an Pfarreien, IL. 909. — f. Ablöfung, 8 
ſtenpunkt, Reallaften. 

Bfarrer, Recht der Provofation auf Gemeinheitstheilung, I. 347, IL b. 46. 

Pfarrsuhren, II. a. 278, 279, 953. 

Pfarr⸗Laſten, f. Rirchen:, Pfarr: u Säullaften. 

Pferchrecht, Begriff, I. b. 171. — Abtöfung, 1. 324, II. b. 174, 172. 

Pferdezucht, Verbefferung, I. (XXIX.), II. b. 753. — Köhrs-Orbnungen, IL b. 
754. — Bereine für Bierbe, ucht, I. b. 757. — Drimien, II. b. 757. — 
Schiedogericht für Streitigfeiten in Rennangelegenheiten, I. b. 757. 

Pferbnergüter, in der Prov. Sachſen, I. (LVIIL) 

Pfluggeld, I. a. 1003. 

Bflugbafer, Il. a. 1003, 

Pia corpora, f. moralifhe Berfonen, Bollmadten. 

Pilze, Recht zum Sammeln, IL b. 169. 

Plaggen: ‚ Heide: u. Bültenhieb, Begriff, II. b. 89. — Beſchränkungen 
beflelben, I. 94, II. a. 99 fl. — Strafe unbefugter Ausübung, L 890, IL b. 
73%. — Begenfland der Oemeinbeitötgeilung, 1. 1. 313, 318, IL. b. 12, 89 
Theilnabmeredt, I. 318, 329, II. b. 90 ff. 

Plan, f. Auseinanderfeßungs: Ban. 

PlansBerehnung, I. 424, 443, 543—554, II. b. 334—337. — Kalkrlateri⸗ 
fe Brüfung, I. 566, II. b. 351. 

Planlage, Sorge für Ausführung zwedmäßiger, I. 318, 424, IL b. 92, 331- 
337. — Berfahren bei Streitigfeiten darüber, 1. 125, 557, N. b. 337. * 
Anhörung der Kreisvermittelungs⸗Behoörde, I. 447, II. b. 337. — 
wendbarfeit des fhiederichterlihen Verfahrens dabei, 1. 331, IE b. 337, 388. 
— f. Rechtsmittel. 

Plan-Wege, Verſchaffung zwedmäßiger, I. 321, II. b. 117 fi. 

Polizei, landwirthfihaftliche, f. lantwirthfhaftlie Bolizei, lanbesyes 
Izeiliches Intereffe. 

Bolizeis Behörden, f. Kompetenz, Reffortverhältniffe. 

BolizeisMeglements, Iandwirthfchaftliche, I. 895 ff., IL b. 7A — über Rise 
mung von Gräben, Blüffen und Bäcen I. 895 ff., IL b. 742. 

Polizei Berorbnungen, landwirthfchaftlide, deren Erlaß, L 85 ſſ., IL 


BolizeisBerwaltung, gutsherrliche, Laſten, I. 168, IL a. 262 ff. 
Bolnifhe Sprache, Verfahren mit Bartheien, die nur folder 5* ILb. a 
Pommern, frühere Agrarrechtsnerhältnifle, I. (XLIX.) — Rellen, 1. 
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LAXVI.) — BeliorationssKoloniflenhöfe, I. a. 231. — Anſpruch der 
auern auf Eigen hom perleihung. II. a. 643. — Beſchraͤnkung der Reguli⸗ 
rungsfäbigfeit, I. 209, II. a. 617. — NRegulirungsfühigkeit der Pachtbauern, 
IL a. 605, 611, 612. — Nebenmobus, II. a. 183. 2 Bichs und Kopffleuer, 
Il. a. 287. — Austreiben des Viehes, Il. b. 705, 707. — Hütungslontras 
ventionen, Weidefrevel und Pfändungen, II. b. 705, 7. — Abſchaffung des 
Schaafvorviehes, II. b. 759. — Fifchereis-@efepgebung, N. b. 763. — Redt 
auf Bernflein, II. a. 691. — Grridtung von Familienſchlüſſen über Lehne, 
I. 77, I. a. 53. — WMeliorationsfond, U. (LXXVIN.), IL. b. 770. 
Boppelsdorf, f. Lehranftalten. 
Bortofreiheit. in AuseinanderfegungssAngelegenheiten, I. 763, 797 ff. 
Bof n (Sroßherzogthum), Aufhebung der Leibeigenfchaft, und Erdunterthäinigfeit, 
1. (XCV.), Il. a. 53, 54. — Srübere Agrarredhteurrhältnife, I. (LIE) — 
Rechts: und Befipverhältniffe ber vrumlalbefer, I (XCVI.) — Redte und 
Pflichten ber bäucligen Wirthe, I. 209. — euliramg6fäbigket 1. 181, IL. 
a. 605, 606, 633, 635. — Beichränfung derfelben, I. 209, II. 2.“617. — 
Anfprud auf Bigentbumsverleihung auf Grund mündlichen Bertrages, II. 2. 
638, 645. — Präflufion der Regulirungsanfprüde, I. 181, 224, 225. II. a. 
645. — Hauländer oder Holländer, U. a. 553. — Entfegung baͤuerlicher 
Wirthe, II. a. 647. — Verbindlichkeit der früheren Laßwirthe bezüglich der 
Unterhaltung ber Kommunikationswege, 1. b. 119. — Reit aut offtlien, 
II. a. 691. — 2audemialpfliht, II. a. 438. — gewerblidhe Abgaben, I. 85, 
II. a. 65. — WRühlengefepgebung, IL.a. 766. — Einziehung von Dominials 
gefälten, II. a. 61. — NAustreiben des Viehes, IL b. 705, 707. — Hütungss 
ntraventionen und Pfändungen, II. b. 705, 707. — Löhnung u. Umzug der 
Schäfer, I. b. 759. — Koͤhr⸗Ordnung zur Berbeflerung ber Pferdezucht, 1 
b. 756. — Fiſcherei⸗Ordnung, II. b. 764. — Diemembrafionebefugniß, TI. 
a. 127. — Juden, II. a. 35, 36. — Taration der Rittergüter, I. 114, IL. a. 
109, 110. — lanbwirthfchaftlicher PBrämienfond, IL b. 771. 
Boffefforien: Streitigfeiten, Kompetenz, I. 468, li b. 251, f. Kompe⸗ 
tenz. — interimiſtiſche Regulirung, I. 447, II. b. 340 ff. 
Poſt, Infinuation durch dieſelbe, II. b. 310, I. 561—563. 
Bofrelognition, I. a. 1003. 
Präkluſion der Regulirungsanfprüde, I. 181, 224, II. a. 645, 646. — f. 
üblenlahen. 
BrällufionssBerfahren, f. Aufgebot: u. Präflufions-Berfahren. 
Pramien-Bonde zur Beförderung landwirthſchaftlicher Verbeſſerungen, II. b. 


Bräftationsfähigkeit, Ermäßigung der Abgaben und Laſten, Behufs dern 
Grhaltung bei etöfung der Reallaften, 1. 177, IL a. 516 ff., 525 ff. — bei 
Regulirungen, I. 182, II. a. 676 ff., 679. — bei Mühlen s®blöf, ſ. Müh⸗ 
lenlaſten. 

Präſtations⸗Tabellen, Beweiskraft, II. a. 64. 

Breußen (Of: u. Wer: 2) Abſchaffung des "Schanfoorviches, IL b. 759. — Aus: 
treiben des Viehes, II. b. 705, 707. — Hütungss Kontraventionen u. Pfins 

bungen, II. b. 705, 707. 

Breußen (Provinz), fruhere Agrarberhältnifle, I. (XLIV.) — Kontrolle der 
bäuerl. Stellen, 1. a. 44. — Begriff ber Seitemphpteufen, HU. a. 635. — 
Regulirungsfähigfeit, I. 181, II. a. 634, 635. — Höhe des Laudemiums, ı. 
a. 392. — Beſchraͤnkung der Dargelizungebefugniß ber Domaineninfaffen, II 
a. 129. — Bere Srfee gebung, ‚ı b. 763. — Mennoniten, I. 53, IL a. 
36, 37. — Meliorations and, 1 L b. 770. 

Briegnik, Verfaſſung der Bauern, II. a. 607 

BrimordialsBertrag, befien Bedeutung für die rechtliche Natur der Muͤhlen⸗ 
abgaben, IL a. 787, 788. 

Principia regulativa, I. (XXVI.) 

Privatſlüſſe, Be amnungen, II. a. 289. — im Gegenſatze zu oͤffentli⸗ 
chen, II. b. 600, 60 — allgemeine Geſetzgebung über Benupung bes 
Brivatflüfle, L 850 ra Ar b. 624 1 — — u. — @eienacbung 
darüber, 11. b. 669, 670. — Geſet v. 2. Gebr. 1843 80 
ſchichte deſſelben, II. b. 625. — deſſen materielle und bermelle *æ* 
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mungen, II. b. 628 ff. 632. — Verhaͤltniß deſſelben zu den andern bez 
lihen Geſetzen, 11. b. 633 ff. — GErläut. der einzelnen Beſtimmungen tert 
ben, II. b. 631 ff. — Ginführung im Bezirke des Appell. Geriteheis 
Göln, I. 858, II. b. 641. — des Abſchn. IH. in den Hohenzollernſchen Inn: 
den, I. 858, II. b. 641. — Nidhtanwendbarkeit tes Geſetzes anf tas Ber: 
fahren beat Seftattung gewerblicher Anlagen, I. 859, II. b. 635. — lır 
despolizetliche Beftimmungen deflelben nn. Ufer: u. Flußpolizei ber Privatlafı. 
II. b. 641—642. — Berhütung der Verunreinigung ter Flüſſe und Kanik, 
l. 861, I. b. 642. — Rechtébeſtimmungen über die Waſſernutzungs⸗VDefjug 
niffe u. darauf bezügliches Verfahren, U. b. 643 f. — Rechtstitel der Be: 
nugung, I. b. 636 ff. — insbef. Verjährung, I. b. 647, 661. — bie Rd 
turs Berordnungen bes Geſetzes vom 28. Febr. 1843, II. b. 663 fi. — i⸗ 
bef. das Aufgebots: und Präklufionss Verfahren, I. 838, 849, II. b. 614 F. 
663 fi. — desgl. Prozeſſe u. Incidentpunfte vor den ordentlichen Gerichte, 
II. b. 638 ff., 663 ff., 664, 665. — ProvofationdsBerfahren auf Bermit:: 
lung der Regierung, IE. 665 fi. — Reſſort⸗ u. Kompetenz ıBerbältuife in 
Polizeis u. Gerichtsbehörben u. der Regierungen in Ausführung des &d.:. 
28. Webr. 1843, I. 863— 867, II. b. 650 ff. — Kompetenz der Bolim :. 
Serichtsbehörben in Betreff der Reumungs : Berbindlichkeit, II. b. 598, 59. - 
Berpflihtung zur Räumung, II. b. 598. — Nichtverpflihtung ber Giga 
mer zur Unterhaltung bes Ablaufs des Waflere, IE. b. 598. — f. Bafiıı: 
ER — Abgaben für Benupung des Waller aus Privatflüfien, L 16, 


a. . 
Privat-Gerichtsbarkeit, Laſten, I. 168, II. a. 262 ff. 
PBrivatsBermittelungen, von Bemeinheitstheilungen und Auseinanderfesr 

gen durch Defonomie= Kommiffarien, I. 511, Il. b. 300. 

Brivat:Waldungen, Aufhebung der Einfhränfungen ihrer Benugung, L 9, 
I. a. 90 fl. — 3erftüdelung, I, a. 91 fi. 

Prorogationen, I. 415. 

Proskau, f. Lehranftalten. 

Proteſtati o Pu Sintragung binfihts der Kapitale-Abfindungen, I. 451, 452, IL 
b. ., . 

Brotofollführer, der Defon.: Rommiflarien, Berfonalerefution, II. b. 3M. — 
Erteilung von Kommifjorien, I. 234-236, IL a. 757, 758. — Verbet ta 
Zuziehung bei der Bonitirung, I. 542, I. b. 331. — Gebühren für bist: 
liche Arbeiten, Aftenheften, Foliiren, Rotuliren, 1. 772. — Remuneratien kr: 
feiben, 1. 773. — Diäten der ale Dollmetſcher Fungirenden, L 773. — F 

iäten. 

Provinzial-Hülfs-Kaſſe, f. Weſtphalen. 

Brovinzial-:ShulsRollegien, ſ. Auseinanderſezungs⸗⸗NMezeß, Re 
gierungen, Rezeß. 

Provokation, auf Ablöfung oder Regulirung, Berechtigung beider Theik, I 
184, II. a. 712 ff. — Beſchränkung des Rechts, auf Ablöfung auzutrage 
auf den Bigenthümer des Grundſtücks, II. a. 717. — Umfang ber 
tion, I. 184, II. a. 718. — Burüdnahme derfelben, I. 185, II. a, 718, 719 
ff. — bezüglich unvollſtändiger Provofationen, I. 227 - 230, IL a. 720 - 721. 
— Provokationen des Domainen: Fiskus, I. 230—232, II. a. 721. — es 
zuläffigfeit der Provofation, im alle der Provofant ſelbſt die Criſtenz dei 
Segenftandes der Auseinanderfegung beftreitet, N. a. 721. — bezügig In 
Reallaften an Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen, L 232, 1. a. +2. 
725. — auf Ablöfung von Mühlenlaften, II. a. 804 ff. — auf Semriukat: 
theilung, Begründung des Antrages, I. 315, I. b. 57. — wo die PBrerch 
tion anzubringen, I. 415, 1. b. 309. — Erforderniß höherer Nutorifation z— 
Anbringung der Provokation für fisfalifche Behörden, L 346, U. b. 44. - 
Wirkung der Provokation, I. 908. — YZurüdnahme der Brovofation auf Or 
a dung I. 343, 3414 ff., I. b. 40, 4. — ſ. Brevolatieat: 

echt. 

Provokatione-Recht, Befugniß beider Theile auf Abloͤſung oder Regalirum 
anzutragen, f. Brovofation. — Provofations: Met auf Bemeingritt 
theilnng, I. 313, II. b. 29. — Ginfchräntung deſſelben, LE. 29 f. - 
Vorrecht ber Mittergutsbefiger und ber Domalnıns u, Forſtverwaltung hs 
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ſichtlich der Beantragung von Scparationen, II. b. 31, 32. — inwiefern edie 
Provokation auf partielle Separation zuläffig, I. b. 36 ff. — Nichtbe⸗ 
ſchränkung des Provofationss Rechtes bezüglich der wüſten Marken oder Aus 
fens Ländereien, IL b. 38, 39. — mung des vierten Theile der Inter⸗ 
effenten, II. b. 39, 40. — Recht der Brovofation auf &emeinheitstheilung 
Geitens der des nupbaren Gigenthümers, I. 314. — des Erbpaͤchtero, I. 314, 
I. b. 44. — der Laß⸗ und Kulturwirthe, II. b. 44. — des Erbzinsmannes, 
L 314, II. b. 45, — ber antichretifchen Pfandbeſitzer u. inmittirten Gläubiger, 
1. 313. — ber Nießbraucher u. Zeitpächter, 1. 313. — . der Pfarrer, I. 347, 
IL b. 46. — ber Vorfleher und Patrone geiſtlicher Intlitnte, L 347, 348, 
II. b. 46. — der Miteigenthümer, I. 314, II. b. 46. — der Belafleten und 
verchtigten bei wechfelfeitigen u. einfeitigen Dienſtbarkeitsrechten, L 313, 11. 


Iegzgentstaudemien, II. a. 466, 468, 471, 474. 

'rütung, der Mitglieder der Auseinanderfeßunge s Behörden, II. b. 239 fl. — 
der Dekonomies Kommilflarien, I. 457—492, II. b. 296. 

rügel-Mandate, 1. (XXX.) 

Iablifation, des Rezeſſes, I. 428, 573, 579, I. b. 362. — ber Erfennt.ifle 
der Auseinanderfeßunge sBehörten, I. 563 — 565, IL b. 346 ff. — Beleh⸗ 
sung der Bartheien über die Rechtsmittel, I. 563, I. b. 316. 

Inlvermühlen, Anwenbbarfeit des Mühlenablöſ.⸗Geſ. darauf, II. a. &40. — 

Kompetenz des Revifions- Rolleg. für L. 8. ©. in Streitigkeiten über Abyas 

ben davon, Il. a. 812. 


D. 


Ruäker, Grundbeſitz, II. a. 38. 

Wmartal:Steuer, in Altworpommern, II. a. 633. 
marts@üter, in Weflpreußen, I. (XLV.) 

Lueblinburg (Reichsabtei), Agrarrechtsyerhältniffe, IT. a. 878. 


H. 


taffs u. Lefebolz, |. Brennholz, Holzungs⸗Gerechtigkeit. 

'afenhieb, auf @emeinweiden, I. 94, U. a. 99. — ale Gegenſtand der Ge⸗ 
meinheitstheilung, f. Plaggen⸗, Heides u. Bültenhieb. 

tafenftein. II. a. 699. 

tatibor (Fürſtenthum), Laudemialpflichtigkeit, II. a. 437. 

auchhafer, Il. =. 1003. 

lauchhühner, II. a. 1003. 

auchgeld, II. a. 1003. 

taudfleuer, f. Nieder-Lauſitz. 

räumung, der Gräben und Waſſerabzüge, II. b. 593 ff. — Reſſoriverhältniß 
und Kompetenz der Bolizeis u. Gerichts: Behörden in Bezug darauf, II. b. 
595 ff. — Interimififum, II. b. 596. — Rechtsweg, II. b. 596. — Koften 
polizeil. bewickter Riumung, L 844—816, II. b. 597, 598. — Berpflidtung 
‚zur Räumung ber Privatfluffe, I. 844 ff., U. b. 598. — Polizei: Reglemente 
über Räumung u. Unterhaltung der Fluͤſſe, Bäͤche u. Graͤben, I. 895 ff., II. 
b. 602, 603, 742. 

anenober 9, Vorſchriften über Viehhütung, Piindungen und Pfandgelder, II. 
b. 711 


teal: Abgaben, Streitigkeiten über Rüdilände, II. b. 249. — f. Reallaften. 

tealsBeredtigte, ſ. Rapitalsabfindung, Rechte dritter Berfonen. 

tealsBeredhtigungen, Begriff und rechtliche Natur, II. a. 324. 

keal⸗Gläubiger, Nichtberehtigung, der Benutzung des Grundſtücks zu wider 
fpredyen, 1. 93, II. a. 92. — insbel, in dan auf Bereinzelung u. Holz⸗ 
verkaͤuſe, 1. 93, IL a. 9294, — Rechte bei Zertheilungen, IL, a. 116 fi., 
134, 1. Zestheilung 
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Tribunal. — Rechtsmittel gegen Kontumazialverfahren, I. 431, II. b. 337, 
385. — Reflitution, I. 428, II. b. 385. — Nullitätsllagen, II. b. 386. — 
MWiedereinfegung in den vorigen Etand (restitutio ex cap. minor. u. ex in- 
strum. nov. rep.), ll. b. 387, 368. 

Rechtsweg, in DeihbausSaden, Il. b. 692, 701. — in Vorfluths⸗Angelegenhei⸗ 
ten, I. 841, II. b. 5S9, 590, 613. 

Redeberg (Amt), frühere Agrarrechtsverhältnifle, IE a. 873, 88%. — Pfaͤn⸗ 
dungs- oder Schüttgebühren, Il. b. 711. 

Redlinghaufen (Grafſchaft), frühere Agrarrechtsverhältniſſe, II. a. 876. — 

- Natur der Banergüter, II. a. 968 fe — Verbot des nächtlichen Hütens, 
Piehumberlaufens und Betretens fremder Grundſtücke, IT. b. 710. 

Mees (Kreis), Gemeinheitstheilungs:Gefeßgebung, I. b. 5, 9. — Borfluths : Bes 
feßgebung, II. b. 572. — Bewüflerungs-@efeggebung, II. b. 575. 

Referendarien, Zulaffung bei den Auseinanverfegungs » Behörden, IL. b. 242. 
— Dereibigung, I. 515, II. b. 301. j 

Regalien, Nichtaufhebung der daraus fließenden Cinſchränkungen bes Grundbe⸗ 
fites, II. a. 85, 56. 

Regenwalde, |. Lehranftalten. 

Regierungen, Konkurrenz bei Beanflichtigung der Spezial: Kommiffarien und 
Feldmeſſer, IL. b. 275. — Auseinanderfeßungen durch Kommiffarien der Res 
gierungen und Provinzial-Schulfollegien, I. 414 ff., 447 ff., 516, 519—520, 
II.b. 303 ff. — Befugniß der Regierungen und Provin; a negien zu 
Mezegbeftätigungen, I. 516, 517, 656, 657, II. b. 306 f — Pflicht der Be⸗ 
ritserftattung an das Min. in Auseinanderfegungss Angelegenheiten, L 518, 
11. b. 307. — Koſten der von den Regierungen und Provinzial⸗Schulkollegien 
geleiteten Auseinanderſetzungs⸗Sachen, I. 763, 801 ff. — Form und Aueſtel⸗ 
lung ihrer Vollmachten, II. b. 315. — Kompetenz der Regierungen in Diss 
membrations: Angelegenheiten, II. a. 130 ff., 145 ff., 183 ff, 185 ff. — Res 
gufitang der öffentlichen Abgaben bei Parzellirungen durch diefelben, I. 130, 

48. — Kompetenz in Vorfluths⸗ und GEntwäflferunge s Angelegenheiten, f. 
Kompetenz, Privatflüffe, Rekurs. — f. AblöfungssUrkunden, 
Auseinanderfebungs:Rezeß. Du 

Regierungs:Abtheilungen, landwirthſchaftliche, I. 24, IL. a. 17, II. b. 238. 
— ſ. Auseinanderfepungs: Behörden. 

MegierungssAffefforen, f. Aifelforen. 

Regulativ, betr. die Koſten, I. 760. — bei Dismembrationen, f. Zerſtücke⸗ 

- Iung. 
Kegulicung der gutsherrlihsbäuerliden Berhältniffe, Behufs der 
.. Bigentgums-Berleihung, I. 165 ff., 180, II. a. 204 #., 582 $. — Charalte: 
riftit and Rechteprinzip der betr. Geſetzgebung, II. a. 552 |. — allgemeine 
Motive des Abihn. III. des Bel. v. 2. März 1850, II. a. 5W ff. — terri⸗ 
torialer Umkreis der MWirkfamfeit diefes Abfchn., I. 180, IL a. 597. — Re: 
gulizungsfähigteit, 1. 150 ff., II. a. 598 ff. — der Fiſchernahrungen, II. a. 
605. — der Bachtgrundflüde in Pommern, der Uckermark, Weſtpreußen u. Bor 
fen, 11. a. 605. — der Jeitpadhtgüter, II. a. 611. — der an Wirthihaftsbeamte 
überlaffenen Stellen, II. a. 615. — der an Hüttenarbeiter überlaffenen Grundſtücke, 

I. a 615. — der herrſchaftl. Hausleute in ber Miederlaufis, I. a. 615. — 
Belhränktung der Reyulirungsfähigfeit durch die Def. v. 24. Mai 1853, I. 
209, U. a. 615 ff., 620 fe. — Gegenftände, weldhe bei dee Regulirung in 
Betracht kommen, I. 181, II. a. 651 ff. — Grwittelung der zur Stelle gehös 
rigen Ländereien und Bercchtigungen, ſowie Verpflichtungen, I. 181, 1. a. 
663 fe — Bermuthung in diefer Beziehung, L 182, II. n. 663 ff. — welche 
Gegenſtaͤnde ohne Entſchaͤdigung wegfallen, I. 182, II. a. 665 ff. — Grmit: 
telung des Jahreswerthes der Leiltungen und Gegenleiilungen, L 182, II. a. 

9. — RNichtvergütigung des Ueberſchuſſes Seitens der Gutgherrſchaft, 
und Ausnahmen hiervon, I. 182, II. a. 669 ff. — Freilaſſung des Drittele 
des Reinertrages der Stelle, 1. 182, II. a. 676 ff. — BZufammenlegung im 
Gemenge liegender Lindereien dabei, I. 183, IL a. 679 fl. — Yeitwuntt des 
Uebergangs des Eigenthumsrechts und Umfang dieſes Rechtes, I. 183, 11. = 
681 f. — Interimiſtikum in dieſer Beziehung, 1. 183, Il. a..682, 683, — 
Vigenihumsrecht des Stellenbefigere in Bezug anf Boffllien, 1. 183, U. a. 
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683 Fi, ſ. auch Foffilien. — Medt der Gutsherrſchaſt in Bezug anf tie 
Fr der Stellen, I. 183, I. a. 702. — NRihtverpfigtang der Gutsherr: 
{haft zum Grfa ber Hofwehr nad) Anbringung ber Provofation, 1. 183, 
II. a. 702. — MRegulicung der von ben Nittergutsbefigern felbR erworbenen 
Bauerhöfe, I. 69 ff. — 1. Bauhülfe, EigentHumsverleihung, Sin: 
taufsgelber, Gmphpteutifhe Grundfüde, Hofwehr, Kapgäter, 
Dber-Shlefien Provofation, Remiffions-Beredtigungen, Re: 
miffionspflit, ſhiederichteriich es Verfahren. 

Regulivungs:Anfpruc, f. GigentHumssVerleihung. 

Regulitungsfähigfeit, in wiefern fie Iebiglih nad dem Gef. v. 2. Hin 
1850, ohne Rüdfiht auf frühere Milknserläeungen, Verjährung oder Yodi 
iate, zu beurtheilen, 1. 185, 209—220, II. a. 726 f. — Berweiſung dinge; 

ner — in den Inſtanzenzug vorweg, I. 212° — ſ. Gigenthamt: 
verleihung, egulieung, Redtsmittel, 

RegulivungssGefeg, v. 2. März 1850, f. Ablöfunge-@efep. 

Reaulirunaer gehen, gehören nicht zu den Ginrihtungsfofen, I. 667 #., I 
b. 486. — often. 

Regulirungss>PBlan, in Dismembrationsfaden, Verfahren bei defen Aufkk 
ung, Mittheilung und Befitellung, I. 124 f., 134149, II a. 182 f. - 
Borm der Urkunde, II. a. 164. — Interimiftifum, I. 124, IL a. 184-1% 
— Bolltredbarkeit des Plans, IT. a. 185. — Wectsmittel, I. 124, I... 
184—185. 

Reihsunmittelbare, f. Mebiatifirte, 

Reinertrag, Sreilaſſung des Drittels bei Ablöfung von Reallaften, I. 177, IL 
a. 516 fj. — Grmittelung, I. 177, II. a. 516 #. — Richtanwendung auf un 
bebaute Grundfiüde und Wanbeläder, II. a. 523. — bei Mühlen⸗At 
1. 240, Il.e. 818 ff. — Nitanwendbarkeit des Prinzips auf feit 
San. 1845 neuerrichtete Mühlen, I. 241, II. a. 840 fi. |. Rübhle 
— $reilafung des Drittele des Reinertre bei Regulicungen, I. 182, I. a. 
676 |. — Ermittelung beffelben, I, 182, 183, I. a. 676— 679. — 1. 
Kaufwert! 

Reinkarte, 1. Feldmeſſer. 

Reifes Diäten, ſ. Diäten. 

Reifefuhren, f. Bfarrbienfte 

ReifesKoften, der Mitglieder und Aſſeſſoren der AuseinanberfegungsrBehärtrs, 
1. 814 fi, 819 $. — ber als SpejialsKommiforien fungirenben Achern, 
1. 817. — der DefonomiesXommiffarien, I. 768 ff. — der Kommiffarien oz 
Beldmeffer bei Erkrankungen oder Heitverfäumniflen, I. 770, — der Felbwel: 
fer, 1.775. — _ Reifeloften in ‚Dewäflerungs- Angelegenheiten, 1. 867, I. h 
689, f. Bewäfferungssngslegenheite Gadoeriinbign is 
Barzellivumgsfachen, I. 125, 154, Il.a. 192. — Reiſekoſten der Barkhein 
und ihrer Bevollmägtigten, I. 762, 785 f. — f. Fuhrkoſten⸗kiquide⸗ 
tionen, Sadnerfändige 

Reitwurm, Bertilgung, II. b. 752. 

. 912, 914, 945. 


Retonfolidationsredt, IL 

Retrutengelder, I.a. 264. 

Returs, an das Mevifions = Kollegium für 2. KR. S. wo folder guläffig, IL b 

- 370. — Verfahren in Refursfacden, I. b. 371 ff. Zufemmentreffen un 
der Appellation, II. b, 372. — Nichterſorderniß der Bezeichnung des Rede 
mittels zu deſſen Wahrung, II. b. 372., f. RehtsmitieL — Wehe go 
gen interimiftifcge Entfcheibungen der Gpezials Rommiflarien, I. 426, 453. IL. 
b. 34% fi. — gegen deren Verfügungen über vorübergehende Segendinte 
und interimififche Befegungen über Befgs, Berwaltunge- und Rugungs.Ge. 
jenftände, I. 426, 447, 453, II. b. 344. — inobef. in Dimf-Kblöfanze 
fadyen, 1. 655, II. b. 344. — Defurs gegen Gntfdeldungen ber Wegierunzrn 
in Borfut6s und Gntwäfferungs-Angelegenbeiten, II 887, 1. Borfiuiie 
Angelegenheiten. — in DeidyAngelegenheiten, II. d. 689 

RelnitionssRenten, Kompetenz bezügüch deren Kapitals-Mbläfung, I. 464, IL 

- 6.250. — f. Ablöfangs-Denten. 

Remiffionen, an Genften, L 225, 226, II. =. 659, 672, — in ben wehligen 
Ranbestheilen, II. a. 972. 
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Remiffions: Berechtigung, Berüdfihtigung bei Regulirungen, I. 225, 226, 
IL 659, 660, 672. — insbeſ. des Erbpaͤchters, I. 190, II. a. 235 ff., 

RNemiſſionépflicht, Berückſichtigung bei Megulirungen, I. 225, 226, IT. a. 659, 
660, 672. — insbef. des Erbverpichters, I. 190, II. a.236, 302. — Remifs 
fionspflicht der Butsheren baͤuerlicher nicht laſſitiſcher Wirthe, nicht unentgeld: 
lih aufgehoben, II. a. 301. 

Memiffions:Reglements, I. (XXX.) 

Remuneratien, ber Kreis:Kaflenrendanten für Ginziehung der Koften, I. 824. 
— f. DefonomiesKommiffarien. 

Mennangelegenheiten, ſ. Pferdezudt. 

Menten, aus Gemeinheitstheilungen entiprungene, deren Ablöfung, II. b. 98 ff, 
— VFrforderniß der Errichtung neuer Rezeſſe über Ablöfung bereits feitgeftells 
ter ſeſter Geldrenten durch Kapital, II b. 101. — Gintragung des Vorzugs⸗ 
rechts ter Rente, II. b. 102, 103, f. Vorzugsrecht. — Vereinbarung über 
eine unmittelbar an den Berechtigten zu zahlende bei Auseinanberfegungen, IT. 
a. 729. — Streitigfeiten über tie Höhe der Rente, Unzuläffigfeit der dritten 
Inſtanz, I. 585, II. b. 382, 383. — ſ. Entſchädigung. 

Mentenbanfen, I. (CXXIL), Il.a. 7. — EentralsKom. für deren Ang., I. 15, 
Il. a. 9. — Direktionen derfelben, I. 30, I. a. 19. — GEeſetz v. 2. März 
1850 über deren @rrichtung, I. 695, U. b. 521 ff. — deren Bellimmung, 
1. b. 526. — ausführende Behörten, II. b. 527. — Reullaften, welche zur 
Ablöfung durch die Rentenbanf geeignet, II. b. 529. — Feſtſtellung ber Rens 
ten Behufs Ueberweiſung an die Rentenbanf, I. b. 531. — Abfaffung ber 
Rezeſſe hierüber, 1. 715 ff., 731 f., II. b. 537. — Prüfung und Beftäti« 
gung, IL. b. 537, 538, |. Auseinanderſezungs-Rezeß. — Winziehung 
und Sicherfielung der Renten, II. b. 538. — Vorausbezahlung berfelben, 
I. 724, I. b. 532. — Tilgung derfelben, II. b. 543. — Abfindung des Bes 
rechtigten, II. b. 5947. — Mentenbriefe und Binsloupons, IL b. 547, — 
Mechte dritter Berjonen, II, b. 549. — Ausloojung ber Rentenbriefe, I. 724, 
II. b. 553. — Berwahrung derfelben, L 725, IL b. 553, ſ. Mentenbriefe. 
— Uebernahme ber Renten, welde zwei Drittel des Meinertrages überfleigen, 
L 197, 1. a. 526, 527. — bei Ueberweifung von Beträgen über den 18s 
fachen Betrag der Rente, I. 198, II. a. 534. — Uebernahme von Rückſtaͤn⸗ 
den der Reallaften, I. 185, 189-190, 198, II. a. 740-742. — Löjung bes 
Berhältniffes zwiſchen Berechtigten und Berpflihteten, IL. b. 554. — Gteuers 
umſchreibung, I. b. 556. — Aufgebot und Amortifatiou verlorener Rentens 
briefe, IL b. 556. — Beimmungen für bie Landestheile, in welchen Rentens 
Tilgungsfafien beftehen, II. b. 557. — für die Bälle, in denen die Abfindung 
ber Berechtigten in Rentenbriefen durch Vermittelung bes Gtaats erfolgt, I. 
b. 559. — Domainen:Renten, II. b. 562 ff, f. Domainensfenten. — 
Rentenbanten im Königreihe Sachſen, II. b. 520. 

Mentenbriefe, U. b. 547. — Ausloofung, I. 724, IL. b. 553. — Belamnts 
machung der ausgelofen und der Verhandlung über deren Bernihtung, I. 
2700, 701. — Berwahrung der von den Krebitinflituten in Anſpruch genoms 
menen, I. 725, U. b. 553. — Befugniffe und Pfligten des Kreditinfituts 
für Schlefien, in Betreff der bemfelben überwiefenen Mentenbriefe, I. 726, II. 
b. 554. — Rechte der Borfaufsberechtigten darauf, 1. 727, IE. b. 554. — 
Aufgebot und Amortiſation verlorener, I. 70%, IL. b. 536. — frei zu ges 
bende, Art der Berwendung in die Subſtanz bes berechtigten Guts, 1. —* 

NRenten⸗Tilgunge-Anſtalten, II. b. 820. 

Nenten⸗Tilgungskaſſen, deren Errichtung für einige Landestheile, I. 748, 
752, II. b. 520, 565 ff. — ſ. Tilgungsfaffen. 

Reparaturpflidt, ſ. Gebäude. 

Meſſort, der Auseinanderjeßungs = Behörden, |. Nuseinanderfebungss Bes 
hörden, Kompetenz. — NReffort der Auseinanderfeßungs: und Gerichts⸗ 
Behörden, IT. b. 415 ff. — Verfahren bei Inkompetenz⸗Erklaͤrungen, IL b. 


416 fi. 
Reffort:Streitigfeiten, zwiſchen Auseinanderfehungss und Gerichtöbehörben, 
I. 409, 441, U. b. 267, 315 ff. | 
MeffortsVerhältniffe, in Bezug auf bereits anhängige Streitigkeiten, I. 407, 
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441, II. b. 261, 267 fi, 415 ff. — in Dismembrationd- Angelegenheiten, J. 
128 ff., II. a. 130 ff., 144 ff., 174 ff. — der Polizei⸗ und Gerichts⸗Beher⸗ 
den in Feldpolizei⸗Sachen, nad den Vorſchriften der Feld⸗P.O., II. b. 739. 
— gegenwärtige Refjortverhältniffe in Folge der V. v. 2. San. 1849, II. b. 
740-742. — in Pfändungs- und Hütungss Rontraventionsfachen vor Grlaf 
der Feld⸗P.⸗O., II. b. 715. — in Vorfluth6-Angelegenheiten, I. 841. — Rei: 
fortverhältniffe der Polizeis Behörden, Regierungen und GerihtesBehörden in 
Ausführung des Gel. v. 28. Febr. 1843 wegen Benukung der Privatflüfe, 
I. 863—867, II. 650 ff. 

Neffortzweifel, II. b. 267. 

Reſtitution, f. Rechtsmittel. J 

Neiraktrecht, Il. a. 887, 960. — an Immobilien, I. 167, 169, II. a. 214. — 

. ber Miterben, I. 169, II. a. 41. — im Hergogthume Wehphalen, II. a. 913 
fi., 921. — in ben vormals Naffaijchen Landestheilen, II. a. 933. 

ReunionssKlage, II. a. 945. 

Mevifion, der Belbmefferarbeiten, II. b. 333. — Supehung des Feldmeſſers da⸗ 

bei, I. h. 333. — Rechteémittel der Reviflon, ſ. Rechtsmittel. 

Reviſions-Kollegien, ältere, II. a. 21. — deren Aufhebung und GBinfegun, 
des Revifions:Kollegiums für LandessKulturfachen, II. b. 274. 

RevifionssKollegium für LandessKultursSaden, 1. 31, 454, ILa 

21224, II b. 436, 437. — Verfaſſung und Geſchaͤftokreis, II. a. 22. — 
Kompetenz, I. 354 ff., II. a. 274, 278, 284, 11. b. 437 ff. — insbeſ. be 
züglich ber Streitigfeiten über Mühlenabgaben, I. 240, II. a. 812 ff., ſ. Pa: 
piermühlen, Bulvermühlen. — Berhältniß zu den Gen.⸗Kommiſſionen 
und landwirthfchaftl. Neg.-Abtheilungen und Srrudtoflegien, II. b. 274, 275. 
— zu den Minifterien, II. a. 22, 275. — Kopialien für Ausfertigung ber 
GErfenntniffe und Reſolute, I. 784. — f. Urtelsgebühren. 

Nevokatorien⸗Klage, II. a. 945. 

Nezeß, f. Auseinanderſezungs⸗Rezeß. 

Rheda (Grafſſchaft), frühere Agrarrechtsverhaͤltniſſe, II. a. 877. — Bfänbungs: 

. oder Schüttgebühren, II. b. 711. 

Rheinfuhrgeld, II. a. 1003. 

Rheinprovinz, Abihaffung der Leibeigenfhaft und ihrer Ausflüffe, II. a. 6, 
57. — feübere Agrarverhältniffe, I. (LVITI.) — Agrargefeßgebung feit 107, 
I. (LXXXIL) — allgemeine Darftellung der Reallaſten⸗Geſetzgebung, II. a. 
218. — Gemeinheitstheilunges@eleßgebung. 1. (LXXXIV.), H. b. 9. — Ge⸗ 
meinheitstheil.:O. v. 19. Mai 1851, I. 398, II.b. 195 ff. — Gefeh de eod. 
über das Verfahren in Gem.⸗Th.⸗Sachen, I. 684 ff., I. b. 499 ff. — 8: 
ften in den nad) der Rheiniſchen Gem.⸗Th.⸗O. zu behandelnden Theilungen 
und Ablöfungen, I. 829, II. b. 568, 569. — Feldpolizei⸗Geſetzgebung, IL b. 
706, 719 #., 743, 744 ff. — Code rural, II. b. 706, 719, 748. — Bick: 
hüten und Nachtweide, I. 900, IH. b. 743 ff. — Borflen, I. 100—102, IL 

. 9. 91. — Entwaͤſſerungs⸗ und Borfluth:Gefeßgebung, II. b. 573, 622. — 

Bewäflerungs = @cfepgeb., II. b. 575. — Wifchereis Gefehgeb., II. b. 764 fi. 
— Schaafs und Ziegenhütung, II. b. 750. — Köhr:Drdn. zur Berbefferang 
der Pferdezucht, IE. b. 757. — Zuchtſtier-Koͤhr⸗Ordn. II. b. 758. — Mennc: 
niten, I. 55, II, a. 37. — Juden, I. a. 35. — Gtrbloofung, I. a. 4. — 
Retraftrecht, 1. 169, II. a. 41. 

Richterfuhren, II. a. 264, 278, 958. 

Rigteelige Perſonen, Theilnahme an Auseinanderfegunges @efchäften, II. b. 


Rietberg (Grafſchaft), frühere Agrarrechtsverhaͤltniſſe, II. a. 873. — Pfandunge⸗ 
oder Schüttgebühren, II, h. 711. 
Minds hzugt, Berbefferung, II. b. 758. — Zuchtſtier⸗Köhr⸗Ordnungen, II. 


Mitterader, J. (XXVI.) 

Mitterdientt, I. (XXVI.) 

Rittergüter, Erwerb durch Dorfgemeinden, I. 50, II. a. 33. 
Ritterdufen, I. (XIV.) 

Nitterpferde, I. (XXVL, LVIII. 

Rohr, Recht, ſolches zu hauen, Erwerb, II. b. 144. 


Sachregifter. 853 


Rohr-Nupung, Ablösbarkeit nah) der Gem.-Th.:D., I. 328, II. b. 12, 23. — 
Theilnahmerechte, II. b. 59, 60. 

Römermonate, I. (XIV.) 

Rottzehnt, I. 173, II. a. 1007. 

Rudforderung, ſ. Mühlenlaften. 

Rüdfordberungs: Klagen, |. Kompetenz. 

Rüdftände, von RealsLaften und Abgaben, Rompetenzverhältniffe, IL b. 249. — 
Uebernahme auf die Rentenbanf, I. 185, 189, II. a. 740— 742. — NRüd: 
fände von Mühlenabgaben inebef., Kompetenzverhältnifie, II. a. 806. — des 
ren Urbernahme Seitens der Rentenbanf, II. a. 843, f. Domainen⸗Müh⸗ 
len:Abgaben. 

MRunfelrüben, Belehrung über deren Anbau, II. b. 772. 

Rural: Geſeß, ſ. Code rural. 

et elten, geberlaſſung ohne Bildung neuer kulturſchaͤdlicher Verhaͤltuiſſe, 


S. 


Saamen⸗Getreide, ſ. Inventarium. 

Saamenvieh, Berpfühtung zur Haltung, II. b. 170. — Wblöfung, I. 176, n 

Sachſen (Provinz), den Agrarrechtsverhältniffe, I. (LV.), IL a. 870 ff. — 
Arten der Ruftilalbefigungen, I. (LVIIL) — Dienfgelber, I. 299, IL a. 951 


fi. — Zehntfänitter und Drefchgärtner, II. a. 510—513. — Forften, 1. 100 
—102, II. a. 31. — Kohlenlager, II. b. 170. — Sterbelohn, II. a. 258, — 
Loͤhnung und Umzug der Schäfer, II. b. 759. — Gültigkeit des Vorfluth⸗ 


Gb. v. 15. Nov. 1811, I. b. 554. — Regulirung der Hypothekenbücher ber 
Wandelaͤcker, II. b. 343. 

Sadien (Herzogthum), Bültigkeit des Ebd. v. 9. Okt. 1807, IL a. 26—29, — 
Mühlengefengebung, 1. a. 766. — Beäflufion der Real-Rechtsanfprüche, II. 

84. — Zehntſchnitter und Erbdreſcher, II. a. 513. 

irge I. (XIV.) 

€ 5 fifhe Landestheile (vormals Königl.), Aufpebung ber Erbunterthänigkeit, 

I. 85,.1l.a. 55, 78. — Laßnahrungen, II. a. 607. — Aufhebung ber Bes 
—** — des Güterverfehre, II. a. 30. — in Betreff der Lehnrittergüter, 
. a. 30. — Dismembrations: :Befugniß, II. a. 128. — Juden, II. a. 36. — 

Baubernien, II. a. 437. — Grwerbung von Wald⸗Servituten, I. b. 184. — 
Grridtung der Grenzaͤmter und ter jührliden Grenzbeziehungen, II. b. 709. 
— Löhnung und Umzug der Schäfer, II.b. 759. — f. Katecheten. 

Sadverfändige, Gebühren in Auseinanderfegungss Angelegenheiten, I. 777. — 
Meifeloften in kommiſſariſchen Gefchäften, I. 777. — Diäten der ald Sach⸗ 
verſtaͤndige zugezogenen öffentl. Beamten, I. 778. — im alle Domainenfis; 
us die Koſten zu tragen hat, I. 778. — insbeſ. der Bauverftändigen, 1. 
779. — Zuziehung Königl. Baubeamten, I. 542, 543, II b. 331. — öffent: 
licher Beamten überhaupt, II. b. 331, 332. — inebeſ. der Domainen⸗ und 
Forſtbeamten, II. b. 332. — Gebühren der Bauverfländigen, II. b. 332, — 
Einrihtung der Liquidationen der Sadverfländigen, I. 811. — Sach verſtaͤn⸗ 
dige in Streitiahen über Iandwirthfchaftliche Gegenitände, I. 96, 110, I. a. 
108—109. — f. Diäten, Reifefoften. 

Sadzehnten, I II. a. 159, 876. 

Salzabgaben, Normalpreife, II. a. 383, 

Sand, Recht zum Graben, II. b. 169, 

Sand Gruben. Vorbehalt gemeinfchaftlicher Denugung bei bei Seperationen, I. 321. 
— Na verhandlungen nad nnätigung ber Rezeſſe, I. 428, 

Sandfdollen, deren Dedung, II. b. 7 

Sattelvienftgelber, II. a. 889. 

—— in der Provinz Sachſen, I. (LVIIL) — in Weſtphalen, I. (LXIX.) 
safböde, Berpflihtung zur Haltung, IL _b. 170. 
aafhütung, Berechtigung der utsherrichaften dazu auf der Ortsfelbmarf, 
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Verluſt durch Nichtgebrauch, II. a. 663. — in ben Kommunalwaldungen ber 
Rheinprovinz, II. b. 750. 

Schaafweiden, Werthsermittelung, II. b. 76, 77. 

Schaafzoll, II. a. 283, 333, 1004. 

Schaafzucht, Berbefferung, I. (XXIX.), II. b. 758 ff. — Abſchaffung des Ber: 
viehes, II. b. 759. — Verſttzung des Schäferelantheild und der Schaͤferei⸗ 
geräthichaften, II. b. 759. — Löhnung und Umzug der Schäfer, II. b. 759. 
— Rehtsverhälmiff der Antheilss Schäfer, II. b. 759. — Stamm⸗Schaͤferti 
zu Frankenfelde, II. b. 760. 

Pr Na FT in Preußen, I. (XLVIN.) 

Schaarwerksgeld, II. a 158. 

Schäfer, |. Schaafzucht. 

ShäfereisBerehtigte, Abfindung, IL b. 92. 

Sichaͤfereien, Veredlung, I. (LXXIX.) 

Schäfereigerehtigfeit, Begriff, II. a. 332. — nicht aufgehobenes Privile⸗ 
gium, U. b. 92, 93. — NAblösbarkeit, II. a. 332, 

Schäfereis®erehtjame, Uebergang auf die Trennflüdserwerber bei Dismem: 
brationen, II. a. 143. 

den II. b. 758. 

Schäfer⸗Steuer, II.a. 255, 280. 

Schank⸗Gerechtigkeit, II a. 1006. 

Schaͤrf⸗Getreide, Begriff, I.a. 340. — Dinglichkeit, II. a. 341. 

Schärfkorn, ſ. Schärfgetreide. 

Schatz, Abgabe, II. a. 1003. 

Shashafer, II. a. 1003. 

Schatzrinder, II. a. 1003. 

Shabungshafer, II. a. 1003. 

Schau⸗Ordnungen, II. b. 574. 

—— Erlaß derſelben, I. 895, 896. 

Schiedsgericht, in Rennangelegenheiten, Il. b. 757. 

Schiedsmänner, deren Protokolle find öffentlide Urkunden, II. a. 444. 

Schiedsrihter, in VorfluthssAngelegenheiten, Ernennung, II. b. 616. — (Gi: 

genihaften, I. b. 617, — Amtsftellung, II.b. 617. — Gefchäfte, IL. b. 618. 

— Entſchaͤdigung der Schiedsrichter, I. 777. 

tebsrichterlihe Entfheidung, ſ. Rechtémittel. 

iedsrichterliche Reviſion, ber Bonitirung, I. 546, II. b. 333. 

iedsrichterlichee Verfahren, in welchen Bällen ſolches eintreten fol, L 

446, 331, II. b. 426 ff. — Vorfhriften für dafl. in den Faͤllen des Abloͤſ.⸗G. 

v. 2. Mär; 1850, I. 186, II. a. 753. — ſchiedsricht. Berfahren bei Beitim 

mung der Schonungsflädhen, I. 95, II. a. 103. — zur Ermittelung des Jah: 

reswerthes von Dienften, I. 170, II. a. 360. — zur Grmittelung des wirth⸗ 
fhaftlihen Bedarfs von Dienften, I. 171, II. a. 367-371. — Ainrehuung 
der eigenen Arbeitskräfte des Berechtigten, II. a. 370. — zur Werthsermitte⸗ 

lung von Naturalabgaben, die nicht in feſten Körnerabgaben beſtehen, I. 172, 

II. a. 382. — zur Feſtſtellung des gemeinen Kaufwerths der Stelle Behuis 

Grmittelung des freien Drittel, I. 177, II. a. 525 ff. — zur Ermittelung des 

gemeinen aufwertbe eines Mühlengrundftüdes, I. 240, II. a. 829. — 

ezüglih ber Werthsermittelung der Bauverpflichtung und Baubolslieferung 
der Butsherrfchaft, desgl. der aufzuhebenden Grundgerechtigkeiten bei Regulis 
rungen, I. 182, II. a. 666 ff., 668. — in Betreff Ermittelung der Entſchä⸗ 
bigung der GStellenbefiger, vermöge ber dem Gutsherrn (bei Regulirungen) 
verbleibenden aufgefchloffenen Lageritätten, entzogenenen Berugung und 

ſchlechterung der Bodenflaäche, I. 183, II. a. 699, 700. — ſchiedsrichterliche⸗ 

Berfahren in Dismembrations-Ang., I. 124, II. a. 186. — in Borfluths: Nie 

gelegenheiten, 11. b. 616 ff. — Vorſchriften über das Verfahren der Schiede⸗ 

richter, I. 446 ff., 647 ff., II. b. 427, 430. — Rechtsmittel gegen die Gas 

ſcheidungen, II. b. 429. — Koſten bes je aber II. a. 754. 

Schiedseſpruch, if Fein Akt, dur den die Abfindung für rechtsverbindlich frh 
geftellt zu eradıten, II. a. 748, 

es h p F fe, Ermittelung bei Gemeinheitstheilungen, I. 580 — 532, IL b. 58, 

f} . 
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A I. 241, II. 761. — Abgaben davon, IL a. 789, 839, 840. 

Sdildredte, II. a. 1003. 

Schilf, Redt, folhes zu bauen, Erwerb, I. b. 144. 

Schilf-Nutzung, als Gegenſtand ter Gemeinheitstheilung, I. 328, II. b. 12, 
23. — Theilnahmeredhte, II. b. 59, 60. 

Sdirr: u. Nußholz, II b. 130, 133, f. Nutz holz. 

Schlägerlohn, defien Entrihtung, II. b. 133. — Abzug dafür beim Holzfiras 
tionsverfahren, II. b. 190. 

Schlefien, frühere Agrarverhäftniffe, I. (XXXL) — Berfaffung der Rufilals 
Beſitzer, II. a. 607. — Berbot der Ginziehung der Ruſtikalſtellen, II. a. 44, 
— DBertretung der Onera eingezogener, II. a. 47—48. — Berfahren in Uns 
möglichfeits:Prozeffen, II. b. 419. — Verordn. über interimififhe Regulir. 
der Berhältniffe zwifchen Gutsheren und bäuerlichen Befißern, I. (CXXII.) 
— Drefhgärtner, II. a. 511. — Natur der Laudemien, II. a. 403 ff. 
große Kanzleitare, II. a. 266, 393, 432. — Befreiung ber Wittwen und 
Defcendenten davon, II. a. 389. — desgl. von Laudemien, II. a. 390, 391. 
— Breiheit der Shegatten von Lehnwaare, II. a. 389. — Verreihsgebühren, 
I. a. 427, 428. — Konflrmationsgebühren, II. a. 427, 428. — WMarfgros 
(den, II. a. 429 ff. — Zaͤhlgelder, II. a, 265, 429. — Siegelgelder, II. a. 
265. — Sporteln, II. a. 265. — Feudalobſervanz in Bezug auf Laubes 
mialpfliht, I. a. 438 —440. — Schußgelver und Suriebiftionszinfen, II. a. 
74. — Wusfetiergelder, II. a. 264. — Refrutengelder, II. a. 264. — Dreis 
dingsgeld, II. a. 265. — Spefengelb, II. a. 287. — Zehntverfaſſung, IL. a. 
333— 335. — Ablösbarfeit des ruhenden Zehntrechtes, II. a. 333. — Abgas 
ben bei Verheirathung der Kinder bäuerliher Cinſaſſen aufgehoben, II. a. 75. 
— Urbarienwefen, I. (LXXV.), II. a. 63. — Urborial:Verhandlungen, II. a. 
63. — gutöherrl. Konfirmation der Annehmungs: und Kaufbriefe, II. a. 62. 
— Auenrecht, II. a. 297. — Straßengeredhtigkeit, IT. a. 298. — Bamiliens 
Fideifommiffe, Bamilienftiftungen und Lehne, I. 76, II. a. 53. — Verpachtung 
an Ausländer, ILa. 97. — Recht auf Foſſilien, II. a. 691 —697. — gutes 
herrl. Schaafhütungsredht, II. a. 663. — DMeühlengeredhtigfeiten, II. a 779. 
— Mühlenregal, II. a. 779. — Merk: und Mahlpfähle, II. b. 584, 585. 
— GSiderpfähle, II. b. 585. — felbpolizeil. Verordnungen, insbef. gegen das 
Nachthüten, U. b. 708. — zum Schuge des Weinbaues in Grüneberg, II. 
b. 708. — Verordnungen über das Biehhalten, II. a. 85. — Abſchaffung 
bes E chanfvorviches, II. b. 759. — Löhnung und Umzug der Schäfer, IL 
b. 759. — KöhrsDrbn. zur Verbeſſerung der Pferdezucht, II. b. 755. — 
Entwäflerungss und Vorfluih⸗-Geſetzgebung, U. b. 573, 599, 600, 621. — 
Verpflichtung zur Räumung ber Flüffe und Waflerabzüge, II. b. 599, 600. 
— Krebitinflitut, Befugniſſe und Pflichten bezüglich der bemfelben überwieſe⸗ 
nen Rentenbriefe, I. 726, I. b. 554. — Bildung proviforiiher Deichvers 
bänte, II. b. 684. — GStrafvorfähriften in Deich⸗Kontraventions ſachen, IL b. 
654. — Unterhaltung der Flußufer, II. b. 688. 

Sälefifhes Landrecht, 1. (XIV.) 

Schloßholzgeld, II. a. 1003. 

Schmiedearbeiten, Ablöshbarfeit, II. a. 338, 343. — ob die vertragsmäßige 
Verpflichtung, folche bei einem Dorffhmidt anfertigen zu laflen, für aufgeho; 
ben zu erachten, II.a. 343. 

Sämicbelorn, ll.a. 341. — Dingligfeit, I. a. 341. — Wblösbarkeit, II. a. 
338. 

Schnecken, Bertilgung, IL b. 752. 

SÄamebruhhelt, II. b. 130, 149. 

Shnitterdienfte, II. a. 510—513. 

Schnittermandel, IL a. 510. 

Schollenpflichtigkeit, I. (XIX.) 

— in Waldungen, I. 95, IL u. 103 ff. 


Schöppenbüder, II. a. 444. 

Schoß, 0b folder aufgehoben, I. a. 255, 280, 287, 1004. — Bertheilung bei 
Dismembrationen, IL a. 158. 

Schoßbuch, I. (XVL, AXVL) 

Schoßgeld, Aufhebung, IL a. 255. 


Geiergien. 


Säeiibegebühren, L 174, ILa. 426. — f. Koylalten.. 
Sähreibheuer, im Paderbornſchen, H. a. 872. 
Shreibmaterialien, Veſchaffung derſelben, 1.819. 
Squlbaunten, ſ. Kirchendanten. 
© 
© 


ä 


uldotation, ſ. Land⸗Schullehrer⸗Stellen. 
ulen, Grunderwerb, IL a, 34. — Wahrnehmung ihrer ‚53. 
— Giftirung der Meldung der BReallaten, I. 205, 909, ſ. diöfung — 
ſ. Koſenpunkt, Reallaften, Bollmagten 

eanläuken, | KichemLafen. 

ee tel lem; Meittug 3 u neuen MBegen, Triften und und Tranken und Yerm ün 
* N» 118, — zu: Cinhegungen, I 2. 120. - f. Band» Egal: 
eihrer⸗Ste en. 


Ggeljn-@chalt, Behttäigung bei Dionmmtreiien des —RX 
ET Sehne, L VL), H.« 1016. — a ber * Saqhſe L 


II Pe L QI), M. — 
nn 159. — u 25.808 Einziehung, IL e, — 
a Fe 3 * 
U. a. 991. — in den vormals Koͤnigl. mes enge, La 
B892. -'. Satafrietes, im Rz. Ben. Damis 8: — in 
x en, IL. =. 830 4. 

Shupzins, f. Schatzgeld. J 

Sqwarze Urbeit, IE 20 

© weißnib, Jancn —— Lehne, IT. b. 400. 

6 wein: eld 

Seen, ſ. KT 

Geldenbau, an IT. b. 766. 

Seidenzucht, Maaßregeln Friedrichs des Gr I. (LXXIX.) 

Geparationen, — — Briedrige des Gr. I. (LXXX.) — 

Heſſiſche eur, 1. (C.) — ſ. Semeinheitstheilung 

GeparationssPlan, I. Auseinanderfeßungsplan. 

Geparatiften, Brundbefiß, II. a. 38, 

Sequefter, Zuziehung zur Auseinanderfebung, I. 445, II. b. 423. 

Gequefiration, Zuziehung der hypothekariſchen Gläubiger, be zie hungsweiſe ht! 
Sequeftors oder Kurators, zur ngeinanberiehung im alle einer Sequeiu 
tion, I. 445, II. b. 423. _f. Kofen, Koflenpunft. 

Serpvituten, Erwerb durch Berjährung gegen Laifiten, II. a. 663. — uck 
wendigt, deren Fortdauer nach ber Rezepbeilätigung, I. 128, 1I. b. 361. - 
f. Dienſtbarkeitsrechte, Grundgerechtigkeiten. 

Servitutholz, Nichtverwendung zu gewerblichen Zwecken, II. b. 131. 

ei elgräfereis®erehtigung, Ablösharkeit, 1. 328, II.b. 12. 
erpfahl, |. Merkpfahlſeßung. 

—A der Rechte dritter Frſonen bei Negulirungen, Gemeinheitthe⸗ 
lungen und Ablsſungen, Aufrechthaltung der bisherigen Sefehgebung, Li, 
HI. a. 224. — Gele v. 29. Juni 1835 darüber, I. 456. — Grliuterunge 
deſſ., 1. 664 ff., I. b. 441 ff. — Ueberfigt und Darftellung ber betr. Grkf 
gebung in ihrem olftändigen Zufammenhange, II. b. 441 ff. — Berfärt 
ten zur Sgertellung ber Rechte dritter Berfonen bei Abfindungen in Ku 
tal, I. b. 457 ff, f. Kapitale-Abfindung — 35 Herftellung der Kefa 
der Aueeinande, Behörden, I. 663, II. b. 435 

Siegelgelder, I. 174, II. a. 265, 426. 

Eirgen (Fürftenthum), Agrar-Gefehgebung 1. (XCHI.) — Aufhebung der Ab 
eigenſchaft, II. a. 55, 56. — Gefeggebung über tie Mechisverhältriße de 
Grundbefibes und die Reatberehtigungen, I. 302, 1 2.849 ff. — cal 
dee betr. verritorialen Gebiets, a. 865. — frühere Rechtszuſtaͤnde I 
Grundbefiges, II. a. 904 ff. — Gefepgehung der Zwifchengeit, I. a. ME 
_ gegenwärtige Gefepgebung, II a. 9078. — Ginführung der Grm * 
O., 11. b. 5. — Grundſteuer⸗Geſetzgebung und Fünftelabau a. IM i 
— —E —— II. a. 127. — vauberge⸗Wirt Stdn, , (dc) 
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— Mithütung der Hauberge⸗Cigenthümer, IL. b. 711. — Pfandgelder und 
engen, II. b. 710, 711. — Wieſen-Ordnung, L (XCIV.) If. b. 575, 


silberzinfen, aus früheren Rezeſſen, II. a. 525. 

Simulation, Serhätung Seitens der Auseinanderfegungs = Behörden, I. 412, 
441, II. b. 448, 4 

sifirung der Berbanblangen in Auseinanderfegungsjahen im Jahre 1848, I. 
(CXXII.) — Aufhebung des Siſtirungs⸗Geſetzes v. 9. CH. 1848, I. 909. — 
Eikirung ber Ablöfung ber Reallaiten an Kirchen, Barren, Küpereien und 
Säulen, I. 205, 909, II. a. 560 

— Befep, v. 9. Oft. 1848, deſſen Aufhebung, I. 167, II. a. :760, 

SEutifationsherrn, II. a. 1010. 

5ocietätslaften, Begriff, II. a. 348. — Nichtablösbarkeit, I. 169, IL. a. 322, 
336, 348. — Regulirung bei Demeinpeiteteitungen, Il. b. 173, 178, — 
Bertheilung bei Zeritüdelungen, II. a. 156, 

soldaten, Grunderwerb, II. a. 34. 

spannbienfte, Ablösbarkeit folder, welche nur dann zu leiften, wenn Spann⸗ 
vieh gehalten wird, II. a. 366. — Werthsermittelung, I. 170, 171. 

panngeld, Il. a. 158. 

;perlinge, Area II. b. 712, 751. 


peſengeld 

spezial: Kommiffarien, deren Befugniffe, I. 413, II. b. 290. — insbef. 
Aufnahme von Bollmadten, 1. 486, II. b. 291. — von Kaufs und Abtre⸗ 
tungs:Berträgen, II. b. 291. — von Altentheile-Berträgen, II. b. 292. — 


Beſugniß zu Definitiv: Verfügungen, I. b. 339 ff. — interimiftifche Entſchei⸗ 
Dungen derfelben, Il. b. 342 ff. — Refurs —V IL b. 342 ff. — Pflich⸗ 
ten der Spezial-Kommiſſarien, I. 410, II. b. 277 ff. — insebeſ. Wahrneh⸗ 
mung des landespolizeil. nnd fiskal. Sntrrefis, 1. 411, II. b. 278 fi — Ber 
haͤltniß zu den Landraͤthen und Regierungen, II. b. 275. u den Welt; 
meflern, II. b. 329. — Beauffidtigung und Leitung durd bie Luseinander- 
Iebunges Behörden, II. b. 250, 251. — Prüfung ihres Verfahrens, I. 426, 
b. 345. — Diäten für häusliche Arbeiten der Brotofollführer und Ges 
bülfen der SpezialsKommiffarien, I. 772. — Gebühren für Heften, Rotuliren 
und Boliiren der Akten, 1. 772. — Kopialien, 1. 783. — insbef. für Koftens 
rechnungen, I. 784. — Gebührenjüge für Anfertigung von Karten, J. 774. 
— Grefution aus von ihnen aufgenommenen Verträgen, I. b. 293. — f. 
Spezial:Bollmadten. 
besial Bollmachten, Aufnahme durch Oekonomie-Kommiſſarien, I. 486, II. 
. 291 


ipinnbienfe, nicht aufgehoben, II. a. 255, 276. 

pinngeld, nicht aufgehoben, II. a. 276, 477, 280. 

5pißfpännergüter, in der Prov. Sadıfen, 1. (LVIII.) 

spozteln, Zesriff II. a. 403. — Abgaben, welche deren Natur haben, J. 168, 
IL a. 26 

Sportelfreiheit, ſ. Gebührenfreiheit. 

sprengfel, Vertilgung, II. b. 752. 

SpruhsKollegien, lamd wirthſchafiliche, 1 27, 453, Il. a. 17, 18, IL b. 436. 
— Kompetenz, II. b. 251. 

Staatslaften, Unzuläffigkeit ber Uebernahme berfelben für andere Intereflenten, 
I. 411, II. b. 282. 

Staates Monopole, I. a. 350. 

ztaats-Verträge, bezüglih der Konkurrenz von Ausländern bei inlandiſchen 
Regulirungen und Auseinanterfegungen, II. b. 254 ff. 

5tadbt:Gemeinden, |. Gemeinden. 

Stammgeld, Verbindlichkeit zur Entrichtung, II. b. 133. 

5tapelgelder, Il. a. 1003. 

5tauungsberedtigte, Streitigkeiten derfelben, II. b. 590, 

5tege, Unterhaltung, II. a. 168. 

5teinbrüce, verbleiben der Gutsherrſchaft bei Regulirung nicht eigenthümlidger 
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Stellen, I 092. — Vorbehalt der gemeinfhaftliden Benuhung bei Sepata 

tionen, 4 

Steine, Recht zum Graben, II. b. 169. 

Steinfurt (Grafſchaft), frühere grarretövechättnife, I. a. 877. 

Stendal, Gen.⸗Kommiſſion, I 22, 23, 24, II. a., U. b. 238. 

Stempelfreiheit, in Auseinanderfeßungsfahen, I. 763, 792. — der De: 
Zeib unale-Urkel, 1. 792 ff. — der Urtel höherer Inflanzen, L 732. — be 
Vollmachten, I. 792. — der Verhandlungen über Depofition in Auseinander⸗ 
fegungsfaden, L 792. — gerichtlich aufgenommener Auseinanderfehungsre: 
rage 

Sterbebette, II. a. 956, 957. 

Sterbefall, II. a. 257, 876, 887, 892, 913, 920, 956, 957, 960. 

Sterbefallsredt, IL. a. 956, . 

Sterbegeld, aufgehoben, II. a. 76. 

Sterbebandlohn, II. a. 258. 

Sterbekleid, II. a. 957. 

Sterbes Kreuzer, aufgehoben, Il. a. 76, 258. 

Sterbekuh, Il. a. 957. 

Sterbelohn, in ” Benin Sachſen, II. a. 258. 

Sterbepferd, I. 

Steuerartige — f. Abgaben. 

Steuer-Atteite, Gebührenfreiheit, 1. 794. 

Steuerbeitrag, II. a. 286. 

Steuern, Abgaben, welche deren Natur haben, I. 168, I. a. 280 ff. 

Steuer:Regifter, Beweiskraft, II. a. 73. 

Steuer:Uebertrag, U. a. 285, 286. 

Steue-Umfgreibung, bei Bemeinheitötheilungen, IL b. 173. — f. Grund; 


Ren 
Steuer: Vertheilung, Erforderniß der Zuziehung der Regierung auch in Bil 
Ien, wo es einer Veränderung ber Steuervertheilung nicht bedarf, L 642, IL 
b. 282. — |. Grundfener. 
Stodholz, II. b. 136. 
Stoppelbarfen, Ablösbarfeit der Berechtigung, 1. 328, II.b, 13, 23. — Thal 
& kt RR X b L 168, II. a. 292, 298. Begriff, 
traßengerechtigkeit, Aufhe und a. — La 
2% fl. .. Schlefien, I . 298. 
Siraßengeriäte, I. (XU.) 
Sträude, |. Bäume, 
Streitgegenftand, Berechnung des Werthes, I. 580 ff., II. b. 369. 
Streitigfeiten, in Ent: und Bewäflerungs Angelegenheiten, f. Kompeten;, 
Reffortvergältniß, — in Borfluthe » Angelegenheiten, ſ. Rechtoweg. 
Vorfluth. — über Koſtenvertheilung, I. 764, 806. 
Streuberechtigung, |. Waldberechtigung. 
Streulingsrecht, Theilbarkeit bei Dismembrationen, I. a 
Streutegen, nicht unter der Raff» und Lefeholz > Berrhfigung begriffen, ILb 


Strabegelt, II. a. 1004. 

Stüdenhol;, I. 372, U. b. 129. 

Subaltsrn, Beamte, ae Ri I. b. 243. — Hülfefgreike, : 

b. 243. — Berückſichtigung von Iitein- erfor ungeb ti Lk 

s Ki) — der givib-Supernumsrarien, II b. 2 ® * beit rechligken, 

ubbaftation, ber Laßgüter, II. a. 648. — bei Gelegen von Bemeinkib 
theilungen unb Auseinanderfegungen, Yorum, I. 369, IL b. 128, | 

Subjeltion, I. (XXL, LXXVI.) 

Subftituten, f. fideitommiffarifähe Subflituten. 

Summa appellabilis, f. Rechtsmittel. 

SupersNormalentfhädigung, deren Wegfall, J. 185, IL. a. 749 f. 
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T. 
Tagelohn, Aufhebung ber Verpflichtung, gegen ein beſtimmtes zu arbeiten, I. 
167, I. a. 232. ſichtung, ges ' ’ 


TZagelöhnersBerhältniß, II. a. 614, 616. 

Zaubenhalten, feldpolizciliche Vorſchriften, I. 889, II. h. 729 ff. 

Taufen, Abgaben, I. 168, II. a. 279. 

Tauſch, f. Austaufd. 

Zaration, ſ. Abſchäzung, Bonitirung. 

Baratoren, Supeung neuer in der Appellations » Inſtanz, I. 431, 450, I. b. 
er Fa eftellung von Taratoren für Abfhäpungen in Pfändnngsfachen, 


Tare, gemäßigte, der Ruftifalgüter und des Wirthfchafte:Inventariums, IL a. 82. 


— bei Erbtheilungen, II. =. 82 
Team a Infeutt onen, der Auseinanderfeßungs s Behörden, I. 444, I. b. 


Tedlendurg (Graffaft), Agrarverhältnifle, II. a. 877. — Pfandgelder, I. b. 


Termin, vereitelter, Koften, I. 770. 

Territorial: Hoheit, IL a. 225. 

Tertia marcalis, Il. a. 1014. 

Theilbarkeit der Grundflüde, f. Zertheilung. 

IheilsBauergüter, II. a. 929. 

Theilnehmer, f. Intereffenten. 

Ten unge arten, deren Feſtſtellung und Wirfung ber desfallfigen Entſcheidung, 


Theilnehmungsrechte, bei Gemeinheitstheilungen, I. 315 ff., II. b. 58 ff. — 
Mechtstitel der Verjährung, IL b. 58. — Maaß und Verhältniß der Theils 
nabmerechte bei Bemeinheiten im Allgemeinen, I. b. 59. — bei gemeinfcaftl. 
Weiden, I. 315 ff, II. b. 58, 65, f. Semeinweiden — bei Graͤſerei⸗, 
Schilf⸗, Binfen: und Rohr⸗Berechtigungen, I. 328, 329, I. b. 59 ff. — bei 
Berechtigungen zum Krauten, I. 328, 329, II. b. 589 ff. — zum Nachrechen 
und Stoppelharken, I. 328, 329, II. b. 59 f. — zur Torfnußung, I. 328, 
329, 11. b. 60 ff. — Anrechnung der befonderen Weide bei Weiderheilungen, 
I. 317, I. b. 81. — f. Semeinweiden, Redhtsmittel. 

Thierärzte, Diäten bei Hengfiföhrungen, II. b. 757. 

Thiere, jhädliche, deren Vertilgung, Il. b. 751. 

Thon, Lehm: und Mergelgruben, Vorbehalt des Gigenthums der Gute: 
herrſchaft daran bei Regulirungen, I. 183, II. a. 697 ff. 699. — Vorbehalt 
der gemeinfchaftlihen Benupung bei Separationen, I. 321. 


Horn (Landgebiet), Aufhebung der Erbuntertfänigfeit, II. a. 53. — BRegulis 
zungsfähigfeit, I. 181, Il. a. 634, 635. — Dismembrations s Befugniß, IE 
a. 127 


Thronlehne, Fortbeftand des Obereigenthume, I. 167, II, a. 227. 

TZilgungesAnftalten, provinzielle, deren Behörden, I. 31, II. a. 20. 

Zilgungs:Raffen, in den Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, 
I. (XCIV.), J. 744, II. a. 854. — Heiligenitadt, Mühlhaufen und Worbis, I. 
(XCIV.), 1. 752, II. a. 854. — Grafihaften Wittgenflein, I. 305, 760, IL 
a. 854, 927 fi. — f. RentensTilgungesKaffen. 

zobtengolt, II. a. 258. 

Zobtfalt, I. (XIEL., LX.), I. a. 258. 

Todtfallsrecht, II. a. 258. 

TorfsBeredhtigungen, vertragsmäßige auf beftimmte Zeit, unterliegen nicht der 
Regulierung, II. b. 170. 

Zorfmoore, —* gemeinſchaftlicher, I. 328, II. b. 12, 13, — Strafe des 
Abbrennens ohne polizeil. Erlaubniß, I. 891. 

Torfnutzung, Berechtigung, deren Ablösbarkeit, J. 328, II. b. 12, 13. — Theil⸗ 
nahmerechte, I. 329, I. b. 60. 
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Torftihe, Sarbehalt Gigenthumsrechtes der Gutsherrſchaft bei Regulirur 
en, I. 183, 

Lradten, Anlesund "bei Separationen, I. 321. — Beitrag der Küflereien mi 

Schulſtellen zu deren Anlage und Unterhaltung, II. b. 118. — Nacdhverbant: 

lungen darüber nah Beitätigung des Rezeſſes, I. 428. 

Trankffteuer, in Weftpreußen, II. a. 631. 

Translofationen, f. Abbau. — der Dienfteinfaffen bei Regulirungen, L 412, 
II. b. 289, 454. 

Transport, der Berbreher, IL. a. 263. 

Trauerredt, II. a. 258. 

Treffurth Genetigeft, II. a. 878. 

Treiberdienfte, II. a. 267. 

Trennfüde, Verhaftung für öffentliche Abgaben, I. 140, I. a. 181. — I 
Zertbeilung. 

Triebkraft, Berückfichtigung bei Beilimmung des Wertho einer Mühle, La 
7 


80. 

zeiften, Verſcaſuns ber erforderlichen bei @emeinheitstgeilungen, I. 321, Ih 
117. — Aufbringung ber Holen dafür, insbef. Beitrag der Küftereien m 
Saulfelten, I. 356— 360, II. b. 117 —118. 

Zürtenhälfe, 1. (XIV) _ 


u. 


Ndermart, J. (XV.) — Regulicumgsfähigteit der Pachtgrundſtücke, 1. a 608. 

Weberlaffung, ſ. Grundſtück. 

Nebertragung, f. Orunditüd. 

Ufer-Ordnungen, Il. b. 677. 

. Umbau, Abbau, |. Translofationen. 

Umfegung, der Srundüde; bei Gemeinheitstheilungen, Zersutung der Entjet⸗ 
nungskoſten u. deren Veranſchlagung, I. 320, 1. b. 

Umzugskoſten, der Oekonomie-Kommiſſarien, I. 508, i iß 298. 

Unfizirte Befipveränderungs: Abgaben, f. Yefigveränderungssit- 
gaben. 

Ungemeffene Dienfte, in den vormals Hannöverfchen Lanbesiheilen und der 
Herzogthum Weitphalen, II. a. 259. 

Uniform, der Beamten der Gen.: Rommifflonen, I. 461, 462, II. b. 242, 213. 

Univerfitäten, ©runderwerb, II.a. 34. — — der Reallaften, U. 3.59. 

Unfraut, Berechtigung zum Pflüden, Ablösberkeit, 1. 328, I. b. 13. — Theb 
nahmeredhte, 1. 329, Il. b. 59, 60. 

Unmöglidfeite: Brozeife, in ‚Säleflen, II. b. 419, 

Unſchaͤdlichkeits-Atteſt, in Betreff der Veräußerung einzelner Lehno⸗ u. Fra 
kommiß:Parzelen, I. 161, II. a. 201. — bei Austaufdgung einzelner Parzekı, 
I. 156, II. a. 195 ff. 

Unterhaltung, von Gebäuden in baulihem Zuflande, ob bie Verpflichtung tajı 
ablösbar, I. a. 331. — der Flüſſe, Baͤche u. Graͤben, ſ. Raumung 
Unterhaltungs: Verbindlichkeit, in Betreff der öffentl. u. Kommunilsticeh 

Wege, II. b. 119. 
Untermal, II. b. 146. 
Unteroffiziere, Grunderwerb, II. a. 34. 
Unte ihr ai Y Ergänzung der verweigerten Unterſchrift ber Resch, L 573-52, 
Unterthänigteite Verbältnig, in Schlefien, 1. (XXXV.) — nö 
MWeitpreußen, I, (XLIV.) — in Pommern, L (XLIX) — [. Beibeigen 
t. 


ſchaf 

Urbarial: -Verhandlungen, Beweisfraft, II. a. 63. 

Urbarien, Nachweis der Laubemials Verbindlichkeit daraus, IL a. 447. — 1 
Schiefi en, 1. (LXXV.), Il. 63. 

Urbede, in Alts Vorpommern, II, a, 633. 

Urbete, Il. a. 288. 
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rkunden, f. Edition. 

rtel6s@ebühren, I. 761, 780. — Befreiung des Fiskus u. der zur Sportel: 
freiheit Berechtigten, I. 780, 751. — für Erkenntniffe des Revif. : Roflegiums 
in Müblenftreitigkeiten, H. a. 814 ff. — f. Expeditions-Gebühren. 


V. 


erbeſſerungen, landwirthſchaftliche, Prämienfonds, I. b. 771. 

erbreder, ſ. Transport. 

‚ereidigung, der Kreisverorbnneten, I. 621, II. b. 412, 429, 430. — ber 
Schiedsrichter, J. 650. — der Delonomie: Kommiffions : Gehülfen, insbef. der 
Affefforen und Referendarien, I 515, II, b. 297 - 298, 301. — der Feld: 
mefler, II. b. 328, 

tereinbarung über bie Abfindungsart, I. 185, II. a. 728 ff. — insbef. in 
Land, I 185, II. a. 728. — über eine unmittelbar an ben Berechtigten zu 
zahlende Rente, II. a. 729. 

Jereine, landwirthfchaftlide, I. 96, 97, U. a. 110, 111, H. b. 768 ff. — Gens 
tralbüreau für diefelben, IH. a. 110, — für Pferdezucht, II. b. 757. — zur 
Beförderung des Gartenbaues, II. b. 753. — des Flachs⸗ u. Hanfbaues, U. 
b. 768. — des Seidenbaues, I. b. 766. 

ereinigung, |. Dereinbarung. 

jererblidhfeit, |. Domainen:Bauerhöfe, Vererbung. 

jererbpadhtung, f. Erbverpadtung. 

jererbung, bes Regulirungsanfprucdhe, I. 181, II. a. 646 ff. — der Bauerhöfe 
in Domainen, II. a. 646. 

erfahren, in Auseinanderfeßungs : Sadhen, Aufrechterhaltung der vor dem 2. 
März 1850 erlaffenen Gefepgebung darüber, I. 187, II. a. 224, 759 ff. — 
in Regulirungs:, Ablöfungss u. Gem. : Theil, = Angelegenheiten, I. 405 ff., II. 
a. 7 II. b. 234 ff. — ſchiedsrichterliches, |. ſchiedrichterliches Ber: 
fahren. 

erjährung, Unverjährbarkeit der Befngniß, auf Gemeinheitotheilung anzutra⸗ 
gen, 1. 315, IH. b. 180. — Unzuläffigfeit ter Verjaͤhrung in Bezug auf die 
nad der Gem.⸗Th.⸗O. und deren Ergaͤnz. v. 2. Maͤrz 1850 ablösbaren, Sers 
pituten u. Gemeinheiten, I. 325, 393, 1. b. 180 ff. — vrovinzielle Beſtim⸗ 
mungen in biefer Beziehung für die vormals Königl. Saͤchſiſchen u. Franzoͤ⸗ 
fifchen Landestheile, I. b. 184 ff. — Verjährung ale Rechtetitel für die Theils 
nehmungsredte und deren Unfang, I. b. 58. — Berjührung der Laffiten ges 
aen den Gutsherrn, II. a. 662. — ter Domainenbanern gegm den Fiskus, 
ll. a. 662. — des Gutsherrn gegen die Laßbauern, II. a. 663. — ber ©ers 
pituten gegen Laſſiten, II. a. 663. — ber Entſchaͤdigungsanſprüche aus Aus» 
führung eines beftätigten Rezefles, II. b. 358. — erwerbende Verführung ei: 
ner Gemeinde in Bezug auf Holzungsredte und ähnlihe Gerechtſame, Il. b. 
134. — Erwerb der Korfinugungs:Servituten gegen den Fiskus duch Ver⸗ 
jährung nah Sächfiſchem Rechte, II. b. 130. — Erwerb und Erweiterung 
der Raff⸗ und Lefebolggercchtigkeit buch Verjährung, II. b. 136. — Berjüh: 
zung durch Nichtgebrauch, in Bezug auf Holzungsgeredhtigkeiten, IL b. 131. 
— in Bezug auf den Gebraud von Aerten, Bellen uud äßnlichen Inſtru⸗ 
menten Seitens der Raff: u. Leſeholz⸗Berechtigten, II. b. 181. — im Bezug 
auf das Recht auf Keuchteliehn, II. b. 141. — Berjährung ale Rechtstitel 
der Waflernußungss Befuaniß, II. b. 647, 661. — Verführung der Feldpo⸗ 
ligeis Kontraventionen, I. 891, IT, b. 738, 741. — der Koften in Auseinans 
derfeßungs : Angelegenheiten, I. 826 ff. — der ausgeloften Rentenbriefe und 
Zinskoupons derfelden, 1. 700. — ſ. Befipveränderungss Abgaben, 
Grundgerechtigkeit. 

zerkoppelung, I. 608—613, IL. b. 407, 408. 

zerlaffenſchaft, age, grund⸗ oder gerichtsherrl. Recht auf einen Antheil ober 
ein Stud, I. 168, II. a. 257. 

Jermeffung, Berfahren, L 421 ff., II. b. 328 ff., ſ. Seldmeffer. 

ee unger Rollen, 1.602, 11.b. 405, 410. — Verſchuldung der Hauptgüter 
d . 


’ ® 
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Bermeffungs:Regifter, Vorlegung u. Inſtruktion der Erinnerungen dagegen 
L 423, II. b. 332. — Ablieferung in zwei Gremplaren, IL b. 332. — 1 
Feldmeſſer. 

Vermeſſungs⸗Reviſoren, I. 514, 515, IL b. 301. — Ernennung der Seh: 
meffer dazu, II. b. 328. 

Verreichs-Gebühren, I. 174, II. a. 426, 428. — insbef. von Zinkhütten 
deren Borräthen, II. a. 393. 

Verreichs⸗Gelder, |. Verreichs-Gebühren. 

Verſchuldung, der Lehn⸗ und Fideikommißgüter, wegen Kriegsſchulden, L 4, 
IL a. 45 ff, f. Lehns m. Fideikommißgüter. — f. Tinriqtungt— 


foften. 

Verſtarb, II. a. 258. 

Berfuhes und Mufterwirthfchaften, I. 96, 97, II. a. 111, IL b. 763 F. 

Pertheilungsplan, in Dismembrationsfaden, |. Bertüdelungen. 

Bertilgung, f. Ausrottung, Feldmäuſe, Krähen, Hamfler, Hin 
fhreden, Reitwurm, Schneden, Sperlinge, Sprengfel, Thiere 

Berträge, über tie Abfindung, Wirkung der vor dem 2. März 1550 errkhirks, 
I. 185, U. a. 735-747. — über Dismembrationen, IL a. 147 ff. j. de 
theilung. — Aufnahme von Verträgen durch Dekonomie > Kommißlarin, 1 
b. 291 ff. — GSrefution aus dergl. Verträgen, IL b. 293. 

Berwahrung, der Nentenbriefe, f. Mentenbrieje. 

Verweigerung der Rezeßvollziehung, ſ. Auseinanderſetzungs-Kezeft, 
Unterſchriſt. 

Verwendung der Kapitals-Abfindungen, ſ. Kapitals⸗bfindung. 

Vidimations-Gebühren, Unjuläſſigkeit, I. 785. 

Vieh, Aufhebung der Abgaben für die Grlaubnig zur Haltung gewiſſer Er 
arten, L 168, Il. a. 289. — Aufhebung der älteren Berortnungen über d* 
tung und Verkauf von Vieh, IL a. 85. — Austreiben des Viehes, ſ. I: 
treiben. 

Viehhüten, in ber Rheinprovinz, I. 900, II. b. 741— 750. — f. Ned}: 
ten, Bfündungen, Pfandgelder. 

Viehſſtand, Aufhebung des Verbols der Verweigerung beffelben durch ten Fa 
ter, 1. 93, II. a. 97. 

Viehſteuer, in Hinterpommern, II. a. 632, 633., |. Bommern. 

Biehtränfen, |. Tränfen. 

Vogteyihag, I. a. 1003. 

Pogts:Hafer, II. a. 1003. 

Voigtei, I. (XL) 

Volksfrieden, I. (VID 

Vollmachten, Ferm u. Ausitellung, Il. b. 311. — insbef. der State: u. da 
gemeinden, II. b. 314. — ter Kollegien, Domfapitel u. Keollegiarifte, F 
gen und Schulen, pia corpora, Gilden und Gewerke, Il. b. 315. — * 
Pegierungen, II. b. 315. — inwiefern es einer Spezialvollmacht in I 
anderſetzungsſachen bedarf, I. 523, II. b. 315. 

Vollziehung des Rezefles, | Auscinanderſetzungs⸗Rezeß. 

Borflutb, im Bereiche des A. L. R. geltende allgemeine gejegliche Bei 
gen, II. b. 572. — provinzielle ober lokale Gelege u. Berortnunge, 1! 
573. — Darſtellung der allgemeinen Prinzipien der betreffenden Ger“ 
im Bereiche des A. L. R., II. b. 577 ff. — Verhältnig tes Verdun:drtr 
v. 15. Nov. 1811 zum A. L. R. und Wirkungsfreis deſſelben, IL. b. St! 
— Borfluth:Bef. v. 15. Nov. 1511 und Ergaänz. u. Grläut. deifelken, IN 
fi., I. b. 554 f. — Erweiterung der Vorflutherchte im Interehe tar = 
meinen Landeskultur (oder Schifffahrt), U. b. 603. — Beſeitigung ter? 
lichen Hinderniife tes Wafferabfluffes, IL. b. 604. — desgl. der mare 
Hinterniffe des Abfluffes, I. b. 607. — Ableitung geſchloſſener Ger: 
II. b. 607. — ſ. Merfpfahlfeßung. 

Borfluths-Angelegenheiten, deren Verhandlung por den Regieram: ” 
deren Rommiflarien, II. b. 6141. — Brovofation, II. b. 611. — àꝛ 
punfte, UI. b. 614. — Ausführung des Planes, U. b. 612. — Reduau! 
Bezug darauf, IL b. 613. — ſchiedsrichterliches Verfahren in Bi 
Angelegenheiten, U. v. GI6—618. — polizeilihes u. gerichiliches Ati 


\ 
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Ghreitigkeiten über Bertha Any, L SH. IL d. xA ar 
fahren, 1. 841,22. IL b. 5W, 59. — Siem: Ne Wave. 
Verfluths:Ang., I. sHi, D. b. 284, ARRIU — Na KIT n NE Ny iR y 
590, 591. — |. Berflurba:Rezulirunase 

Zorfluthsgräben, Unterſcheidung ven sewiteidr AN zzan N. N oa wa 
— Verpflichtung zer Unterkaiting, U. b. &e. = 

Jorfluths-Rechte, 1. Verfrtatb. 

Zorfluths:Regulirungen, Kenmpetenz der N sure & &, 2X N. 
L 626, 627, IL b. 610, 611. — Keien dee Nora 2 NEN 
Borflut5e:Angelegenbeiten. 


dorkanfs-Berechtigte, Rechte berüglih der Ninnete..a UNO 
Borfaufss und Näher-Recht, Begrift. U. a. Sr. KEIN. MM 
— an unbewegliden Saden, I. a. W. — an dewen den. nen 


— in wiefern ſolches aufacheben reiy. nocd Ted. Neo on aan 
II. s. 30, 244 5. — Aufhebung in den vormals Misere INN... 0 


887, 959, 960. — besgl. im Hergentbune Biol = Le Nor N 
vormals Köniyl. Werrbäliihen und Siekt na. Nord te... 
II. a. 959, 960. — Vorkauférecht ders yrwrt in N AN. Neon. 
233. — der Lehnsagnaten u. Miibelebnter de = EN S Now N, 


rünbung durh Vertrag oder leameiiy Nerzeu Ke.dt vr 
.a. 249. — Borfaufsrcht tea Ruta wel a Na U Ami 
» „Bamiliengüter, I. 169, II a. 41. -- Reese Io Run un an hm 
ı  wmobilien, 1. 191, II. a. 332. 
Berladung, Infinuation derjelden. U. bh Sid 
erſpann-Verpflichtung, inwicjern wid anpaededen 1 oa Sn un 
Domainenämtern, ILa. ZN \ 
eich, Verbot der Haltung, I ANNNI. N e Sagezagi 
werke, vererbpachtete, II. a. = 
zuge: Reit, der Entihätigung IN Rente et Raum OR ding 
-T _ gegen bereits eingetragene Horetbefenutandigen, In aa bay Ins 
Mentenbanfen übernommenen Renten, I. 698 


j W. 


he &6, Aufhebung der Verpflichtung zum Verlauf an bie Wutahersphuf, 1 gun 
IL a. 290. \ 







sSernituttl Grwerb, II. b. 166. — Umſang un Bramriig 





dung, I. 6eräpoligeiligen Anordnungen bei deren D 
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vituten, I. 95, IT. a. 102—106. — Schonungsbefugnig des WBealbeigentgü: 
mere, 1. 95, IL. a. 103 

Waldweides-Servituten, f Balbweibe- Bere Htigung. 

Waldweide:-Berhältniffe, Kompetenz zu deren Regu irung, I. 463 —466, U. 

b. 247. — der abgebauten Hofwirthe, I. 109, II. a. 10% 

Ballmeiher, II. b. 681. 

Balpurgisfhoß, II. a. 158, 255, 280. 

Walzende Dienfe, MWerthsermittelung, 1. 170, I. a. 366. 

Walzende Grunditüde, in der Provinz Sachen, I. (LVIII.) 

MWandelüder, Regulirung der Hppothefenbücer in der Provinz Sachſen, 1. b. 
393. f. Reinertrag. 

Marburg (Kreis), Renten s Tilgungs s Kaffe, L 743, II. b. 520, 565, 1. Til: 

ungs⸗Kaſſen. 

Wafferabzüge, Unterfcheidungen bezüglid ber künſtlichen (Bräben und Ra: 

näle) und der natürlichen (Privatflüffe, Bäche, Seen), II. b. 595 f. — 
Berbindlichfeit zur Unterhaltung und Kompetenz der Berichtes und Belia: 
Veharden babei, II. b. 593 ff., 595 ff. — Auekrautung und Räumuna, Il. 

995 fi. — —3 II. b. 596. — Interimiſtikum, II. b. 596. — Ke⸗ 

—* polizeil. bewirkter Räumung, J. 844—846, II. b. 597, 598. 

Waſſerfallzinſen, II. a. 280, 281. 

Waſſerkraft, Abgaben für deren Ueberlaffung, Il. a. 281, 258, 780. — Ger: 
ri ungen bes Ucberlaflers einer folhen gegen ben Mühlenbefiger, I. a. \N. 
7 eh fhtigung bei Beitftellung des Kaufwerthes eines Mühlengrundſtüdee. 

8 
Dafferlaufshinfen, II. a. 250, 251. 
wait ſ seleitung, Verpflichtung zu deren Unterhaltung, ob ſolche ablösbar, II. a. 


Baifer Mertufäßte, ſ. Merkpfahlſetzung. 

Waſſerrecht, uͤeberficht der älteren und neueren Geſetzgebung, II. b. 569 fi. — 
Gegenſtaͤnde, II. b. 569. 

MaffersRefognitionen, II. a. 1002. 

Waſſferſtand, defien Bezeichnung bei Merkpfahliegung, II. b. 557. — Pefinitiee 
Belfeßung ter Höhe und Interimiftifum, II. b. 588. — Rechtsgruntlagen 
und Rechtsweg, II. b. 589. — Sommer: Wafleritand, IH. b. 592. — Kontra. 
ventionen der Beſitzer von Stauanfagen, II. b. 592, 593. 

Mafferflands-Regulivungs-Angelegenheiten, Relursinftanz, I. >37. 

Waſſerſtan, bei Mühlen, Il. b. 591. 

Waſſer⸗ u. Ufer-Ordnungen, Il. b. 677. 

MWeberzins, II. a. 64. 

Wege, Verfahren bezüglid deren Verlegung und Berbreiterung bei Auseinanter. 


feßungen, I. 357, 358, 359, 1. 7 fi. — Hergabe des Landes tays ki: 
der Willen der Intereffenten, I. b 33 — Berihaffung zweckmäßiger Plas 
wege, I. 320, IT. b. 117, 118. — Beitrag der Küſtereien und Schulſßellen 


zu neuen Wegen, II. b. 118. — Unterhaltungs: Berbindfichkeit öffentliger nt 

Kommunifationswege, II. b. 119. — Nachverhandlungen über Wege nat 

Zeßatizuns des Rezeffes, I. 326. — Bepflanzung der Wege mit Objibüumer, 

Wegebaulaſt, teren Nebernahme Seitens der mit Land abzuſindenden Gerrüct 
Berechtigten, I. 357, II. b. 117. 

Wehrbaupflicht, — Il. a. 329, 807. 

Weiber Dereäfigungen, Aufhebung im Wege der Gemeinheitstheilung, 1. 313. 
I. 1 

Weidefrevel, fe HutungesKontraventionen. 

Weihegelb, der Hütungsberedhtigten, Berüdfihtigung bei Grrritui : Rbldjunuen. 
l 

Weiderecht, Iebergang bei Dismembrationen, II. a. 144. 

meibegine, Il. a. 

MeinsAbgaben, — bes Geldwerthes, I. 172. 

Beinfahrtsgelb, IL a. 1003. 

Meingelb, II. a. 1003. 

Beinfauf, Il. a. 388, 393, 465, 892, 957, 960, 391, 992, 993, 
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MW einzehnten, II. a. 930. 

Menden, Verhandlungen mit ſolchen, I. b. 319. 

Verbekoſten, Abzug dafür bei einer Holzfiration, II. b. 190. 

Werden (Etift), Agrarrehtsverhältnifie, II. a. 874. 

Werdenſche Hobs> u. Behandigungsgüter, II. a. 534. 

Mefel, Agrargefeßgebung, II. a. 856. 

Weſtphalen (Provinz), Aufhebung der Erbunterthänigkeit, II. a. 55. — frühere 
Agrarverhältniffe, I. (LVIII.), II. a. 872 ff. — Agrargeſetzgebung feit 1807, 
I. (LXXXV). — Mennoniten, I. 55, II. a. 37. — #oriten, I. 100—102, I. 
a. 91. — Dismembrationsbefugniß, II. a. 127. — neue Anfiebelungen, I. 
162, II. a. 202. — Löhnung und Umzug der Schäfer, IL. b. 759. — Köhrs 
Ordn. zur Berbefferung der Pferdezucht, II. b. 756. — ZuchtftiersKöhr-D., 
II. b. 758. — Hülfskaffe, II. b. 771. — f. Heimfall. 

Weftphalen (Herzogthum), Geſetzgebung über die den Grumbeſitz beir. Rechtes 
verhäftniffe, I. 304, I. a. 839 fi. — Meberficht des betr. territorialen Ges 
biels, II. a. 865, 908. — frühere Rechtes und Grundbefißverhälmiffe, II. a. 
909 f. — Aufhebung der Leibeigenfhaft und des Kolonatverhältnifles, der 
Metraftrechte und des Erſatzes tes Wildfchadens, IT. a. 911 ff. — Theilbars 
feit der Grunditüde nebit Dertheilung der Reallaften, I. a. 915. — Grunds 
fteuerverhältniffe und Bünftelabzug, I. a. 915, 921 ff., 1020 ff. — gewerbs 
lihe Reallaiten, Zwangss und Bannrechte, II. a. 916. — gegenwärtig gels 
tende Agrargefeßgebung, II. a. 918 ff. — die Großherzogl. Heſſiſche Agrars 
Geſetzgebung betr., I. (LXXXIX.), IL. a. 919 f. — Allodififation ter nicht 
zur Klaffe der bäuerlien gehörigen landesherrl. Lehne, II. a. 849. — Kos 
lonat:Berhältnig, I. (LX., LXIII.) — Ginführung der Gem.:Th.:D., I. b. 
5, 6. — Beiliegergelb, II. b. 710. — Hude⸗-Berechtigte, II. b. 192. — uns 
gemeffene Dienfte, II. a. 255. — Verjährung in Bezug auf Erwerb von 
Servituten und Bemeinheiten, II. b. 183. — Sertücelung der MWaldungen, 
II. a. 32. — Nachthuten, II. b. 710. — Pfandgelder, I. b. 710. — Pfäns 
dungen, II. b. 710. — Kirchenbaulaft, IT. a.. 509. 

Weſtphalen (Landestheile des vormaligen KRönigreihe), Geſetzgebung über bie 
den Grunbbefig betr. Rechtsverhaͤltniſſe u. die Realberechtigungen, I. (LXXXVIL.), 
I. 247, 248 ff., II. a. 845 ff. — Ueberfiht des territorialen Gebiets dieſer 
Landestheile, IL. 857 ff. — frühere Rechtszuftände des Grundbefiges, IL a. 
869 ff. — während der Fremdherrſchaft, II. a. 878 ff. — AgraraefegrSung 
der Zwifchenzeit, II. a. 885 ff. — Grundfteuergefeßgebung, I. a. 893 ff. — 
gewerbliche Verhältniffe betr., II a. 894. — Siſtirung und Aufhebung ber 
frembherrlihen und Einführung der Preuß. Agrargefepgebung, II. a. 894 ff. 
— Rechte des bäuerl. Grundbefiges, II. a. 959 ff. — Bedingungen der Gigens 
thumserwerbung, II. a. 963. — Gegenſtände derfelben, I. a. 964 ff. — 
Zeitpachtwerhältnig, II. a. 966. — Ginfchränfungen des Eigenthums⸗ u. Befitz⸗ 
rechts, desgl. der Dispofitionsbefugnig, II. a. 970 ff. — Vorzugsrechte des 
Dbereigenthümers, II. a. 971. — Kaducitätsflage, II a. 971. — Bauhülfe 
und Remiffionen, II. a. 972. — Beſchränkungen der Dismembration, II, a, 
973. — desgl. wegen des Heimfallsrechts, IL a. 974. — Gigenthumserwers 
bung der beſchraͤnkteu Erbpächter, II. a. 975 ff. — in Betreff der Leib: und 
Beitgewinngüter, I. a. 983. — NeallaftensBerhältniffe, IL a. 990 fi. — 
Zaudemien, II. a. 991 ff. — Ablieferungsart der Befälle, IL a. 993. — Bräs 
fumtionen für ober gegen die Fertdauer der Reallaften, 1. a. 993 ff. — 
Binführung neuer Dienite, I. a. 997 ff. — bäuerliche Holzungen, II. a. 998 
f. — Aufhebung der fteuerartigen u. gewerblichen Abgaben, IL a. 1001 ff. 
— Ichnsherrlihe Rechte, Il. a. 1007, 1015. — Zwange⸗ und Bannrechte 
Il. a. 1008 ff. — Zehnten, II. a. 1010. — Markenrechte, II. a. 1010 ff, 
— Bauerlchne, II. a. 1016 ff. — Grundſteuer u. Fünftelabzug, II. a. 1018 fi. 
— Gemwährleiftung für aufgehobene Rechte, II, a. 1027. — Gewerbeberechti⸗ 
gungen, II. a. 764. — Suben, II. a. 35. 

MWeftvreußen, Bigenthumsverleihfung an bie Immediatinfafien in den Domainen, 
I. 243, II. a. 8414, 835. — Entſtehung bäuerlier Wirthe, II. a. 647. — 
Megulivungsfähigfeit der Pachtgrundſtücke, II. a. 605, 611. — Laubemien, 
ll. a. 437. — Recht auf Foſſilien, II. a. 691. — Grundfteuers Berfaffung, 
II. a. 630. — Hufen: und Dominial-Kontribulion, II. a. 630. — Echutzgelb, 
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nah PVerhältnig des Werths derfelben, I. 154, II. a. 710 #. — Red tes 
Mentenberechtigten auf Kapitalablöfung der Renten unter 4 Thalern, 1. 154, 
I. a. 711, 712. — Reflortwerhältnifle bezüglich der Megulirung der äffentl, 
Verhältnifle, II. a. 130 ff. 174 ff, 153— 186. — Gruntfüge tes Nklöjungs: 
u. Rentenbanfen:Gef. v. 2. März 1850, II.a. 135 f, — insbef. bezüglich 
ber Domainenabgaben u. Renten, II. a. 136. — Regulizung ber Verkälcuf; 
der im Hypothekenbuche eingetragenen Realglänkiger bei Dismemkratienen ı. 
Kompetenz der Gerichtsbehoͤrden in Bezug darauf, II. a. 144 ff., 174. — 
polizeil. Kunfens, II. a. 115—117, 146. — Abſchreibung der Trennflüde, J 
122, II. a. 145 ff., 173 ff. — Koften in Dismembrationsfachen, L 125, U. 
a. 192. — f. Stabliffements, NReallaften. 

Zeugenverhöre, Befugniß der fisfalifhen Bevollmächtigten, ſolchen beiznwehnen, 
I. 542, II. b. 327. 

Ziegen, Austreiben terfelben, II. b. 711. 

Biegengeld, II. a. 1003. 

Ziegenhütung, in Wäldern und Brüchen, II. a. 107. — in den Kemmten:l: 
Waldungen in der Rheinprovinz, II. b. 750. 

Zinkhütten, |. Berreihsygebühren. 

Zins, Vorbehalt ablösbaren, 1.184, II. a. 705. — Nichtbefugniß bes Berechtigter 
ur Grhöhung, 1. 167, II. a. 242. — vertragsmäßige periodifhe Erhebere. 
L a. 243. — beitändiger ertlicker Zins, IL. a. 70. — insbeſ. von Mühle: 
grundftücden, IL a. 787. — ſ. Erbzins. 

Zinfen, unftreitige, Einziehung durch die Dorfgerichte und In den Mebiatititter, 
II. a. 59. — nur wegen Grundzinſen, II. a. 60. — Nitanwentkarfeir u 
Mühlengetreiveabgaben, II. a. 60. 

Zins-Getreide, Abzug wegen geringerer Belchaffenheit, I. 172, II. a. 377. 

Binsgüter, II. a. 929. — Begriff, II. a. 230, 389, f. Laudemialpflidı. — 
In der Provinz Sachſen, insbeſ. den vormals Kurs reſp. Koͤnigl. Sächfiſchen 
Landestheilen, I. (LVIL.), II. a. 871. — in ber Laufig, I. (XL.). — in ta 
Grafſchaft Redlinghaufen, II. a. 877. 

Zins-Koupons, ber Rentenbriefe, II. b. 547. — Unzuläffigfeit des NAufgeber 
verlorener, I. 703, If. b. 556. 

Zins-Regiſter, Deweisfraft, IT. a. 73. 

Zubehör, f. Pertinenzien. 

Zuchtbullen, II. b. 170. — Auswahl guter u. Belehrungen darüber, IL b.75n. 

Zuchteber, II. b. 170. 

Zächtigungsrecht, f. Zandgefinde. 

Zuchtſtier-Köhr⸗-Ordnungen, ſ. Köhbr:- Ordnungen. 

zugaieb, Aufhebung der Verordnungen über deſſen Haltung, II. a. 85. 

Säalliau, 1. (XXV., XXXI.) 

Zunft⸗Aelteſte, der Gewerke, II. b. 315. 

Yufammenlegung, im Gemenge liegender Ländereien, bei Regulirungen, 1. IN. 
I. a. 679 fi. — f. Bauergüter. 

Zuſchatz, freier, II. a. 1003. 

Zuſchlagungen, Berechnung der Raubemialbetrige, II. a. 469. 

Zufhubsfteuer, in Hinterpommern, Il. a. 632, 633. 

wange- und Bannrechte, in den weitlichen Landestheilen, II. a. 1008 #1. — 
Abtöebarkeit, II. a. 351. 
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— Mithütung der Haubergs⸗Cigenthümer, II. b. 711. — Pfanbgelder und 
Aänbungen, HM. b. 710, 711. — Wieſen-Ordnung, I. (XCIV.) IE. b. 575, 


Sit. rlnfen, aus früheren Mezeflen, I. a 525. 

Simulation, Verhütung Seitens ter Auseinanderfegungs : Behörden, I. 412, 
441, II. b. 448, 449, 

Siftirung der Verhandlungen in Auseinanderfeßungejahen im Jahre 1848, I. 
(CXXII.) — Aufhebung des Siſtirungs⸗Geſetzes v. 9. CH. 1848, 1. 909. — 
Siſtirung der Ablöfung der Reallaften an Kirchen, Pfarren, Küfereien und 
Säulen, I. 205, 909, II. a. 560 ff. 

Gikizunge-Beie, v. 9. Oft. 1848, deſſen Aufhebung, I. 167, II. a. 70, 

Skutifationsheren, I. a. 1010. 

Societätslaften, Begriff, I. a. 348. — Nichtablösbarkeit, I. 169, U. a. m, 
346, 348. — NRegulirung bei emeinpeitetheitungen, II. h. 173, 173, — 
Bertheilung bei Zerftücelungen, II. a. 156, 181. 

Soldaten, Orunderwerb, II. a. 34. 

Spanndienite, Ablösbarkeit folder, welche nur dann zu leiften, wenn Span 
vieh gehalten wird, II. a. 366. — Werthsermittelung, I. 170, 171. 

Spanngeld, Il. a. 158. 

Sperlinge, Ausrottung, II. b. 712, 751. 

Spefengeld, U. a. 287. 

Spezial: Rommiffarien, deren Befugnifle, 1. 413, II. b. 290. — insbeſ. 
Aufnahme von Vollmachten, I. 486, II. b. 291. — von Kauf⸗ und Abtre⸗ 
tunge-Berträgen, II. b. 231. — von Altentheile-Berträgen, II. b. 232, — 
Befugniß zu Definitiv: Berfünungen, II. b. 339 ff. — interimiftifche Entfcheis 
dungen derfelben, Il. b. 342 ff. — Refurs dagegen, II. b. 332 f. — Pflich⸗ 
ten der Spezial: Kommiffarien, 1. 410, 1. b. 277 ff. — insbeſ. Wahrneh⸗ 
mung bes landespolizeil. und fiskal. Antereffes, 1.411, II. b. 278 fi — Br 
Hältnig zu den Landräthen und Regierungen, I. b. 275. h den Feld⸗ 
meflern, II. b. 329. — Beauffihtigung und Leitung durch bie useinander: 
feßunge: Behörden, II. b. 250, 251. — Prüfung ihres Verfahrens, I. 426, 

b. 345. — Diäten für häusliche Arbeiten der Protofollführer und Gr 
Bülfen der SpezialsKommiffarien, 1. 772. — Gebühren für Heften, Rotuliren 
und Koliiren der Alten, 1. 772. — Kopialien, I. 783. — insbef. für Koſten⸗ 
rehnungen, I. 784. — Gebührenjüge für Anfertigung von Karten, I. 774. 
— GErekution aus von ihnen aufgenommenen Verträgen, 1. b. 293. — ſ. 
Spezial:Bollmadten. 
Eraial Volimagten, Aufnahme durch Defonomie: Konmiffarien, I. 486, II. 
. 291 


Spinndienfte, nit aufgehoben, II. a. 255, 276. 

Spinngeld, nicht aufgehoben, II. a. 276, 477, 280. 

Spigfpännergüter, in der Prov. Sadıfen, 1. (LVIII.) 

Sporteln, Begriff, II. a. 403. — Abgaben, welche deren Natur haben, J. 168, 

“ IL a. 266. 

Sportelfreibeit, f. Gebührenfreiheit. 

Sprengfel, Bertilgung, II. b. 752. 

Sprud:Kollegien, landwirthſchaftliche, I. 27, 453, II. a. 17, 18, IL b. 436. 
— Rompetenz, II. b. 251. 

BStaatslaften, Unzuläffigfeit ber Uebernahme berfelben für andere Intereflenten, 
I. 411, 11. b. 282. 

StaatssMonopole, II. a. 350. 

Staats⸗Vertraͤge, bezüglih der Konkurrenz von Ausländern bei inlänbifchen 
Regulirungen und Auseinanderfegungen, II. b. 254 ff. 

Stadt-Gemeinden, f. Gemeinden. 

Stammgelb, Verbindlichkeit zur Eutrichtung, II. b. 133. 

Stapelgelder, II. a. 1003, 

Stauungsberedhtigte, Streitigkeiten derſelben, II. b. 590. 

Stege, Unterhaltung, II. a. 168. 

Steinbrüde, verbleiben der Gutsherrſchaft bei Regulirung nicht eigenthümlicher 
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